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5 Die Ausarbeitung über „Die deutſche Wirtſchaft“ als einleitende Dar- 
ſtellung im dritten Band: „Die Wirtſchaftsordnung des nationalſozialiſtiſchen 
Staates“ muß von folgenden Erkenntniſſen ausgehen: 


Es wird allmählich in der Welt auch einem in liberaliſtiſchen Gedankengängen un- 
rettbar Verſtrickten klar, daß die nationale Revolution in Deutſchland einen 
völligen Ambruch der wirtſchaftlichen Auffaſſung und der Lehre vom Verhältnis der 
Wirtſchaft zum Staat gebracht hat. 

And es iſt auf der anderen Seite für den deutſchen Wirtſchaftler ſichtbar geworden, 
daß in der Welt mit der Londoner internationalen Wirtſchaftskonferenz des 
Jahres 1933 die an Blutleere geſtorbene „Weltwirtſchaft“ damaliger Prägung zu 
Grabe getragen wurde. Bewußt oder unbewußt, freiwillig oder gezwungen be- 
herzigen die Regierungen die aus dem Londoner Fehlſchlag gewonnene Lehre, daß 
eine geſunde Weltwirtſchaft geſunde, in ſich gefeftigte Nationalwirtſchaften zur 
Grundlage haben muß. Man hat daher zunächſt „Ordnung im eigenen Hauſe“ zu 
ſchaffen, bevor man ſich nutzbringend auf den Weg internationaler Zuſammenarbeit 
begeben kann. 


Dr 
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Auf beide Erkenntniſſe werden wir im Verlaufe der weiteren Darſtellung noch 


zurückzukommen haben. Zunächſt: auf welchen Pfeilern ruht das Haus der deutſchen 
Wirtſchaft? 


1. Begriffsbeſtimmungen 


Unter Wirtſchaßft verſteht die herrſchende Lehre die Arbeit des einzelnen Volks— 
genoſſen zur Beſchaffung und zweckmäßigen Verwendung der Mittel, die er für die 
Befriedigung feiner Bedürfniſſe braucht. Die Volkswirtſchaft, d. h. die 
Wirtſchaft eines ganzen Volkes, ergreift alſo die (wirtſchaftliche) Arbeit aller Volks. 
genoſſen; zweckmäßig iſt in der Volkswirtſchaft die Verwendung der Mittel zur Be— 
friedigung der Bedürfniſſe des einzelnen nur dann zu nennen, wenn ſie ſich mit den 
Intereſſen der Allgemeinheit, der Geſamtheit der Volksgenoſſen verträgt. 

Dem Produzenten als dem Erzeuger der Mittel zur Befriedigung der Bedürfniſſe, 
der „Güter“, ſteht der Verbraucher gegenüber. Im modernen Wirtſchaftsſtaat bildet 
der Anternehmer als Führer eines Betriebs mit ſeiner Gefolgſchaft aus Angeſtellten 
und Arbeitern die Belegſchaft eines Werkes. Dient die Produktion der Herſtellung 
von Gütern unmittelbar zum Verbrauch, fo ſpricht man von der Schaffung von Kon⸗ 
ſumtionsgütern (z. B. Textilien). Die eigentliche Produktionswirtſchaft umfaßt die 
Herſtellung von Produkten zur Wiedererzeugung von Produktionsmitteln (z. V. 
Maſchinen). 

Die Intereſſen der Allgemeinheit gegenüber dem einzelnen vertritt der Staat, der 
über das Wohl des einzelnen wie über das Schickſal der Geſamtheit zu wachen hat. 
Seine Maßnahmen zur Befriedigung der Bedürfniſſe ſind Willensäußerungen der 
Wirtſchaftspolitik. Faſt unendlich find die Zweige dieſer Wirtichafts- 
politik. Amfaßt ſie vornehmlich die Fürſorge für die Landwirtſchaft, ſo erſcheint die 
Wirtſchaftspolitik als Agrarpolitik; ihr ſteht gegenüber die Induſtrie., Gewerbe 
(gleich Handwerks.) und Bankpolitik. Anter Mittelſtandspolitik im eigentlichen 
Sinne begreift man die Obhut für den mittleren und kleineren ſelbſtändigen Produ— 
zenten in der Verteidigung und Abgleichung feiner Intereſſen gegenüber dem wirt- 
ſchaftlich kräftigeren Großunternehmer. Den Austauſch der Güter beobachtet die 
Handelspolitik; in engerem Sprachgebrauch regelt ſie die wirtſchaftlichen Beziehungen 
von Land zu Land über die Grenzen eines Staates hinweg. Aufgabe der Wirt— 
ſchaftspolitik als Siedlungspolitik iſt die Sorge um die Beſchaffung von Grund 
und Boden für ſiedlungsfähige und ſiedlungswillige Volksgenoſſen. Die Verkehrs 
politik iſt derjenige Zweig der Wirtſchaftspolitik, der die Geſetze für Beförderung 
von Menſchen, Gütern und Nachrichten zu Lande, zu Waſſer und in der Luft aufſtellt. 
Mit dem Geld befaßt ſich die Wirtſchaſtspolitik als Finanz-, Steuer- und Kredit- 
politik. Die Sozialpolitik endlich bildet den weſentlichen Beſtandteil der allgemeinen 
Kultur- und Wohlfahrtspolitik; fie geht uber den bloßen Rechtsſchutz hinaus und 
ſucht das geiſtige, wirtſchaftliche und phyſiſche Wohl der Geſamtheit zu ſchützen und 
zu fördern. In derartiger Auslegung ſprengt fie auch die Feſſeln der Wirtfchafts- 
politik, von der fie ein Teil iſt. Ihre vornehmſte Sorge gilt den arbeitenden Volks— 
genoſſen. 


2. Die Elemente der deutſchen Wirtjchaft 
a) Bevölkerungs bewegung und Berufsſchichtung 

Auf 470715 qkm wohnten im Deutſchen Reich einſchließlich des Saarlandes am 
Tage der letzten Volkszählung, am 16. Juni 1933, alfo ausſchließlich des Landes 
Oſterreich und der ſudetendeutſchen Gebiete, 66 029 000 Volksgenoſſen. Die Ein- 
wohnerzahl auf 1 qkm iſt von 124,2 im Jahre 1910 auf 140,3 1933 geſtiegen; die 
Geſamteinwohnerzahl hat ſich in dieſen 23 Jahren um rund 7¼ Millionen an Köpfen 
vermehrt. Durchſchnittlich jährlich betrug die Zunahme ſeit der letzten Volkszählung 
rund 356 000 oder 0,55 v. H. der Bevölkerung. (Zum Vergleich ſei angeführt, daß 
auf 1 qkm Einwohner kommen: 82,7 in Polen, 22,1 in der Sowjetunion,“) 76,1 in 


*) Europäiſcher Teil; insgeſamt: 8,1. 


Band III Beitrag 44 | 


— 


Die deutſche Wirtſchaft 3 


Frankreich, 138,4 in Italien, 264,4 in England und Wales, 146,3 in Japan, 15,7 in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika und 0,86 im Auſtraliſchen Staatenbund. 
Die durchſchnittliche jährliche Zunahme ſeit der letzten Volkszählung betrug in 
dieſen Ländern überhaupt oder in Hundertſätzen der Bevölkerung: in Polen 493 000 
oder 1.66 v. H., in Frankreich 56 000 oder 0,03 v. H., in Italien 348 000 oder 
0,83 v. H., in England und Wales 207 000 oder 0,53 v. H., in Japan 1 525 000 oder 
1,60 v. H., in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 1 706 000 oder 1,49 v. H. 
und im Auſtraliſchen Staatenbund endlich 98 000 oder 1,63 v. H. Für die Somjet- 
union fehlt leider die Vergleichszahl). 


Von den 66 Millionen Geſamtbevölkerung des Deutſchen Reiches (Altreich) wohnen 
rund 30 v. H. in Städten mit 100 000 und mehr Einwohnern. Von Intereſſe iſt es, 
die Gliederung der deutſchen Bevölkerung nach Wirtſchaftsabteilungen und die Ver— 
änderungen im Verhältnis der Berufsgruppen untereinander im Laufe der Jahre 
zu verfolgen: 


1933 1907 1882 


Wirtſchafts⸗ 
abteilungen wer, mar weit 5 e u a 855 55 — 
(onen berge en vördge 14 85 6 ge an börlge an vört 2 


Grundzahlen in Millionen 
Land- u. Forſtwirt⸗ 
5555 13,7] 9,8 14.4 8 ; 15,9 
Induſtrie u. Hand» 


werk 25,3 | 13.5 | 26,2 14,7 
Handel und Verkehr 11,01 5,2 10,4 3,8 
Offentlicher Dienſt 

und private Dienſt⸗ 

leiftungen . ; 5,1 4,3 
Häusliche Dienſte j 1,3 1,5 
Erwerbsperſonen 

zuſammen 56,4 56,7 
Berufsloſe Selb» 

ſtändige 5 8,8 8 5,7 
Geſamtbevölkerung 

(ohne Saarland). 465,2 - | 62,4 


Verhältniszahlen 
Land- u. Forſtwirt⸗ 
ſchaft N . 23,0 34,0 | 27,1 | 36,4 
Induſtrie u. Hand» 


werk 5 5 42, 0 41,3 | 38,8 
Handel und Verkehr 5 16,7 14,7 | 10, 7 
Offentlicher Dienſt 

und private Dienſt⸗ 

leiſtungen 6,8 591 6,9 
Däusliche Dienſte . 2,4 291 7,2 
Erwerbsperſonen 

zuſammen 90,9 91.9 

Berufsloſe Selb⸗ 

ftand i ge. . . 2 8 9,1 8 8,1 
Geſamtbevölkerun 

(ohne Saarland). . - 1100 - 1100 


Aus dieſer Zuſammenſtellung iſt vor allem die Tatſache abzuleſen, die für das wirt- 
ſchaftliche Schidjal der Deutſchen Nation von entſcheidender Bedeutung geworden iſt, 
daß zwiſchen den Volkszählungsjahren 1882 und 1895 die in Induſtrie und Hand- 
werk tätige Bevölkerung die land und forſtwirtſchaftliche überflügelt hat. Von 
Intereſſe iſt auch, daß die Berufstätigen ſowohl in Handel und Verkehr wie im 
öffentlichen Dienſt und in privaten Dienſtleiſtungen ohne Anterbrechung ſeit 1882 
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zugenommen haben; dagegen iſt die Verhältniszahl der in häuslichen Dienſten 
Tätigen ebenſo beſtändig gefallen, fie beträgt 1933 weniger als die Hälfte von 1882 
und auch die Geſamtzahl der Erwerbstätigen in häuslichen Dienſten war geringer 
als 1882. 


b) Volkseinkommen und Inveſtitionen 
Die Entwicklung des deutſchen Volkseinkommens, welche die nachfolgende 


Statiſtik zeigt, läßt bereits intereſſante Rückſchlüſſe auf die Geſtaltung der wirtſchaft⸗ 
lichen Lage Deutſchlands zu: 


Volkseinkommen 


Kalenderjahr ins . je Kopf a . je Kopf d 
geſamt in je Kop insgeſamt in je Kopf der 
Mill. d | DerWenölferung | v. H. von 1913 5 
1913 45 693 
1925 59978 
1926 62 673 
1927 70 754 
1928 75 373 
1929 75 949 
1930 70 223 
1931 57 458 
1932 45 175 
1933 46 5% 
1934 52710 
1935 58 395 
19 63 123 
1937 *) 68 500 
*) Schätzung. 


Das Einkommen der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten, 
ohne Penſionen, ſpeziell zeigte in den letzten Vierteljahren folgende Ergebniſſe: 


1933 1. Vierteljahr 6.08 

2. * 6,40 

3. 8 6.73 

4. = 6,75 
Jahresſumme 1933 25,96 

1934 1. Vierteljahr 6,67 

2. = 7,36 

3. » 7,61 

4, 8 7,52 
Sabresfumme 1934 29,16 

1935 1. Vierteljahr 7,50 

2. 8 8,06 

3. = 8,34 

4. 8 8.26 
Jahres ſumme 1935 32,16 

1936 1. Vierteljahr 8,09 

2. 8 8.77 

3. 8 9.13 

4. 8 9,02 
Jahresſumme 1936 35,01 

1937 1. Vierteljahr 8,88 

2: 8 9,56 

3. = 9,99 

4. 8 9,90 
Jahresſumme 1937 38,33 
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Es wäre verlockend, würde aber in der vorliegenden allgemeinen Abhandlung zu weit 
führen, den Aufbau des Volksvermögens nach Einkommensquellen und ſeine Ver⸗ 
änderungen in den einzelnen Jahren zu unterſuchen. Material darüber findet ſich 
im Statiſtiſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich, Jahrg. 1937, S. 533. 


In Ermangelung einer zuverläſſigen Statiſtik für das deutſche Volksvermögen ſeien 
noch wenige Ziffern über Anlage- Inveſtitionen der deutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft nach Wirtſchaftsgruppen gegeben (Ziffern in Millionen RM): 


Elektrizitäts-, Gas- und 
Waſſerverſorgung. 


Wohnungswirtſchaft 
Offentliche Verwal- 
tungswirtſchaft) 
Sonſtige Wirtſchafts⸗ 
gruppen (ohne Lande 
wirt ſchaft)“) 7321 7291 522 


) Roh geihäst. 


(Eine Zahl mit negativem Vorzeichen bedeutet, daß um dieſen Betrag die Geſamt⸗ 
inveſtitionen hinter den zum Ausgleich der ö erforderlichen normalen Ab⸗ 
ſchreibungen zurückbleiben.) 


Man beachte in der vorſtehenden Statiſtik insbeſondere die außerordentlich rege In⸗ 
veſtitionstätigkeit während der Jahre der Scheinblüte, etwa von 1925 ab, und den 
Abſchwung, der ſich in den Ziffern nach 1929, d. h. nach dem Zerreißen des Nebels 
über die ſogenannte „wohltätige Wirkung“ von meiſt kurzfriſtigen Anleihen und 
Krediten bei ausländiſchen Banken und Privatgläubigern ergeben mußte. Aber 
beides wird ſpäter in methodiſchem Zuſammenhange noch zu ſprechen fein 


c) Güterer zeugung und Beſchäftigungs bewegung 


Für die ſtrukturelle Entwicklung der deutſchen und der Welt-Induftrie- 
produktion gilt folgende Größenordnung, in welcher der Durchſchnitt der Jahre 
1901 bis 1913 mit 100 angeſetzt iſt: 


a. es 1 Deutſches 
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Deutſchlands Waren produktion 1925 bis 1937 bewegte ſich in folgender 
Größenordnung, wobei 1928 — 100 geſetzt iſt: 


Landwirtſchaft Induſtrie Geſamtproduktion 


In abſoluten Zahlen (Milliarden RM) betrug der Wert der induſtriellen 
und landwirtſchaftlichen Produktion Deutſchlands: 


Jahr Induſtrie Landwirtſchaft 
(Wirtſchaftsjahr) (brutto) (brutto) 
1924 — 11.4 
1925 70,4 11,9 
1926 62,9 12,0 
1927 81.1 13.0 
1928 84.0 14,0 
1929 84,8 13,5 
1930 72,1 11,6 
1931 53,5 10,1 
1932 37,8 8, 7 
1933 39,8 9,9 
1934 | 51,1 11,2 
1935 58,9 11,6 
1936 65—70 11,9 
1937 | 75—80 | 12,6 


Da der Nationalſozialismus nach der Machtübernahme als vornehmſtes Ziel die 
Bekämpfung der unſeligen Arbeitsloſigkeit mit durchſchlagendem Erfolg aufge- 
nommen hat, ſei der Entwicklung der Beſchäftigung und der 
Arbeitsloſigkeit eindringliche Aufmerkſamkeit gewidmet: 


— — 
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Am Vergleichsmöglichkeiten in der wichtigen Frage der Beſchäftigungsbewegung 
zu ſchaffen, ſeien noch die Zahlen der Arbeitsloſen in bedeutenderen 
Ländern angegeben er 1000): 


Deutſchland 

Belgien 
rankreich 
roßbritannien 


Italien 

Niederlande 

Polen 

Schweden 

Schweiz 

Tſchecho⸗Slowakei 

Vereinigte Staaten von 
Amerika 


d) Land und Forſtwirtſchaft 


Nach den Ergebniſſen der Boden benutzungserhebung 1937 wurden von 
den 470 245 qkm deutſchen Bodens des Altreichs 287 241 qkm oder 61,1 v. H. land- 
wirtſchaftlich und 129 140 qkm oder 27,5 v. H. forſtwirtſchaftlich genutzt. Bei der 
landwirtſchaftlich genutzten Fläche ragten die Größenklaſſen von 10 bis 20 und von 
20 bis 50 ha (1 qkm — 100 ha) beſonders hervor, bei der forſtwirtſchaftlich genutzten 
überwiegt die Größenklaſſe von 1000 ha und mehr bei weitem. 1937 wurde von den 
Hauptfruchtarten auf 41 560 qkm Roggen, auf 19 746 qkm Weizen, auf 17 137 qkm 
Gerſte, auf 28 450 qkm Hafer, auf 28 878 qkm wurden Kartoffeln und auf 
4628 qkm Zuckerrüben angebaut. 


Der deutſche Ernteertrag im heutigen Gebiet des Altreichs ohne das ſtatiſtiſch 
noch nicht erfaßte Saarland iſt aus folgender Zuſammenſtellung zu erfehen: 


Jahres- 
durch ⸗ 
a 1932 | 1983 | 1984 | 1935 | 1936 | 1937 


1933 


in dz je ha 


irn Spelz) 5 m 5 = 5765] 4676| 47904728 4576 19,9 | 21,5] 23,7| 20,8] 22,0] 22.0] 22,4 
Re ggen 8727| 7608| 7478| 7688| 6917 16,9 18,8 19,8 16,9 16,5 17,0 16,6 
Brotgetreide 
insgeſamt 11898 113522 |14 2 Ben 28412 288 19,8 18.5 
BT 675 6951 5 886] 5718] 59 9 18,6 21,8] 17,3] 19,3] 20,6 20,8 
Ceiſte 2929 er 4| 3467 8 8881 8 467 3638 19,3 21 9 19,6 21,1] 21,2] 21, 2 
Futtergetreide 
insgeſamt 9304 | 864 8656| 8 774] 9185 18,8 20,0 20,8] 21,0 


Kartoffeln 40 910 47016 |44 u71 
Zuckerrüben 
Futt / r üben 
Klee, Luzerne 
Wieſenheu 


Nach der Viehzählung vom 3. Dezember 1937 verfügte das Deutſche Reich zu 
dieſem Zeitpunkt über 3,43 (3,41)*) Millionen Pferde, 20,47 (20,09) Millionen 
Rindvieh, 23,81 (25,89) Millionen Schweine, 4,68 (4,34) Millionen Schafe, 2,62 (2,63) 
Millionen Ziegen, 5,46 (5,89) Millionen Gänſe, 2,41 (2,72) Millionen Enten, 85,50 
(88,42) Millionen Hühner und 2,43 (2,50) Millionen Bienenvölker. 


*) Zahlen in Klammern = Viehzählung vom 3. Dezember 1936. 
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e) Gewerbliche Wirtſchaft, hier: Induſtrie 

Es handelt ſich mit der vorliegenden Ausarbeitung in dieſem Abſchnitt nur darum, 
in die Elemente der deutſchen Wirtſchaft einzuweiſen. Deshalb ſei hier aus dem 
faſt unerſchöpflichen Stoff ſtatiſtiſcher Art über die Induſtrie ausſchließlich das 
Wichtigſte herausgegriſſen. 

An Generellem ſei zunächſt folgender Maßſtab für die induſtrielle Pro- 
duktion und für den Grad der Beſchäftigung in Deutſchland, ohne Oſter⸗ 
reich und die Sudetengebiete, von 1929 an gegeben: 


nduſtrielle Produktio =1 Beſchäftiaungsgrad 
3 . > R des Juzuſtriege ietes 


Geſamt⸗ Produktions · Verbrauchs · igeleiltete Arbeitsſtunden: 
index gũter gũter 1986 = 100) 


1937 2 Vierteljahr 


” 


Im 5 der verſchiedenen wichtigſten 5 untereinander BT ſich 
der Verlauf der induſtriellen Erzeugung ſo (Monatsdurchſchnitt 
1928 — 100): 


Welt⸗ 
produktion 


1929 Monatsdurchſchnitt 
1930 ; 


1937 5 8 


” 


112,8 
113,6 | 236 


1938 5 Tce 114,1 | 71,5 | 130,7 > 71.0 111.0 119,6 
113,3 | 69,1 | 120,6 108.3 117,8 
Band III Beitrag 44 
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Schließlich ſei noch mit folgenden Allgemeinangaben gedient: 

Induſtrie und Handwerk, deſſen Abgiiederung von der Induſtrie ſtatiſtiſch nicht zu 
erfaſſen iſt, verfügten“) über 1 904 795 Betriebe 1925 und über 1 903 420 Betriebe 
1933; die Zahl der Betriebe hat alſo in den neun Jahren um 0,1 v. H. insgeſamt ab- 
genommen. In dieſen Betrieben waren 1925 12,9 Millionen und 1933 9,0 Millionen 
Perſonen tätig, eine Zahl, die ſich mithin um 30,3 v. H. vermindert hat. Mit 
motoriſcher Kraft arbeiteten 1925 427 428 und 1933 35 v. H. mehr, nämlich 579 193 
Betriebe. Die Leiſtung der verwendeten Elektromotoren iſt um 41,7 v. H. 
geſtiegen. 


Gewerbliche Mittel. und Großbetriebe mit 5 und mehr Arbeitnehmern gab es 1936 
im Deutſchen Reich (Ziffern in Klammern: Betriebe mit 50 und mehr Arbeit- 
nehmern) 254 228 (35 369). In ihnen waren 10,4 Millionen (7,5 Millionen) Arbeit. 
nehmer beſchäftigt. 


Im einzelnen ſeien aus der deutſchen Induſtrie die nachfolgenden wichtigſten 
Tatſachen und Zahlenreihen gemeldet: 


Der induſtrielle Elektrizitäts verbrauch an arbeitstäglicher Strom- 
abgabe für 1 kW Anſchlußwert verhielt ſich zu dem mit 100 gerechneten Monats- 
durchſchnitt 1925 26: 


1932 | 1933 | 1934 | 1935 | 1936 | 1937 | 1938 


1. Vierteljahr 
2. 8 
3. 8 
4. 8 


Der bergbauliche Abſatz hat ſich gemäß nachſtehender Zuſammenſtellung 
entwickelt: 


5. [ 1 [. We [ 58 [ 2 I 7. 


Mill.] Mill.] Mill.] Mill.] Mill. Mill. 
t RM t RM t M 


Kohlen“) 
Erze 
Kaliſalze 
Kochſalz 
Sonſtige 
Bergbauprodukte 0.3 


201 0,3 
— . 


**) Braunkohle auf Steinkohle umgerechnet. 


3,1 
2,0 


Die Erzeugung der Kohle als des Standardproduftes des Bergbaues vollzog 
ih in den Hauptproduktions ländern in folgender Richtung (Monats- 
durchſchnitt 1929 — 100): 


*) Ohne Saarland. 
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Vereinigte Groß; 


5 Monatsdurchſchnitt 


— * 


in ON 00 00 00 
Syvven 
888 


63, 
6 


E 


— 


= Vierteljahr 
3 I 


1938 2 8 116.0 613 95.2 88.6 111,0 84,7 
111,7 57,9 88,0 87,7 112,2 81,4 


Von beſonderem Intereſſe, wenn auch im Augenblick noch nicht von ausſchlaggebender 
Bedeutung iſt die deutſche Erdölge winnung, die durch unmittelbare berg— 
baumäßige Förderung oder durch Verarbeitung heimiſcher Nohſtoffe (Stein- und 
Braunkohle) vorgenommen wird. Es iſt klar, daß Deutſchland in der Richtung 
einer Verſtärkung der eigenen Erdölgewinnung tätig ſein muß, um auch auf dieſem 
wichtigen Gebiet für die Wirtſchaft die Abhängigkeit vom Ausland zu lockern. Einer 
deutſchen Einfuhr an Erdöl und Erdölderivaten aller Art im Jahre 1937 im Vetrag 
von 228 Millionen RM ſtand die eigene bergbaumäßige Erdölgewinnung im Betrag 
von rd. 48 Millionen RM gegenüber. Wir fördern augenblicklich in Deutſchland 
an Erdöl mehr als die dreifache Menge der Gewinnung vom Jahre 1913, eine Zahl, 
die ſtark aufſteigende Richtung hat. Dazu kommt, daß im Rahmen des zweiten Vier— 
jahresplans das von deutſchen Ingenieuren gelöſte Problem der Verflüſſigung von 
Kohle zu Treibſtofſen eine beſondere Rolle ſpielt. Das wird uns in dieſer Aus- 
arbeitung noch zu beſchäftigen haben. 


Zur Darſtellung der Lage in der Eiſeninduſtrie ſeien ebenſalls aus vielem 
Material nur die Standardprodukte genommen (in 1000 t): 


Geſamteiſenerzeugung Rohſtahl 


insgeſamt käglich insgeſamt ae insgeſamt cäglich 


8 
6 
9 
9, 


2222122 


1 
4. 
7 
4, 


88888883 
190 me On ie ms 


& 


———— 
je} 


1034 
: Vierteljahr 690 f 
3. 8 70, 
4. 5; 1 66,6 


Vierteljahr 


— Del — — 

S ) 

— 2 — — 
K 

SSS; 

— ——— 


8 


5 
22 
88 


* nn Reichsgebiet, ohne Saarland. 
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Für Auftrags bewegung und Beſchäftigungsgrad in der deut- 
ſchen Maſchineninduſtrie gelten folgende Reihen (1928 — 100 bei Auftrags- 
bewegung): 


Auftrags bewegung Zahl der geleiſteten 
. —— davon Arbeitsſtunden in v. H. der 


geſamt Inland Ausland 


= Monatsdurchſchnttt 
er 


1987 


Für die Phantaſie beſonders anregend find Mitteilungen über die Lage der 
Automobilinduſtrie, weil Produktion und Abſatz in dieſer Induſtriebranche 
gemeinverſtändlicher als in anderen Induſtriegruppen Anhaltspunkte zur Beurteilung 
der allgemeinen Wirtſchaftslage bieten. In Deutſchland hat ſich im Jahre 1937 der 
Abſatz von Perſonenkraftwagen auf 268 339 gegenüber 240 530 im Jahre 1936 geſtellt. 
Bei Nutzkraftwagen liegen die entſprechenden Zahlen auf 56 160 Stück 1936 und 
62 568 Stück 1937. Die Kapazitätsausnutzung lag in der deutſchen Automobilinduſtrie 
Mitte 1937 um rund 7 v. H. über dem Vorjahresſtand. Zum Vergleich der Her 
ftellung von Kraftfahrzeugen in den wichtigſten Produk- 
tionsländern (Monatsdurchſchnitt 1929 — 100) ſei folgendes zuſammengeſtellt: 


Vereinigte Groß⸗ ; 
Deutſchland Staaten britannien Frankreich 


1930 Monatsdurchſchnitt 
981 


Berfonen- und 
Laſtkraftwagen 
in 1000 


Es fahren am 
1. Januar 1988 
in 


Deutſchland“) 
Frankreich | 
Großbritannien 
Italien 

Vereinigten Staaten 


*) 1. Juli 1938. 
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Einige Angaben über einen der wichtigſten Zweige der deutſchen gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft, nämlich die Tertilinduſtrie, ſollen den Kreis der Muſterbeiſpiele 
ſtatiſtiſcher Art in dieſem Abſchnitt beſchließen. Sie werden beſonders erkenntlich 
machen, daß hier genau ſo wie bei den übrigen gegebenen Darſtellungen die Auf⸗ 
triebstendenzen unverkennbar find. Aber zum Anterſchied von den anderen Zahlen 
reiben ergab ſich bei der deutſchen Textilinduſtrie etwa von Mitte 1934 ab ein Am- 
ſchwung, der fi aus der Nohſtoff⸗ und Deviſenknappheit Deutſchlands erklärt. Die 
Gründe für die Nohſtoffnot und die angewandten Mittel zu ihrer Aberwindung 
werden fpäter zu unterſuchen fein. Als wichtigſter Zweig der Verbrauchsgütererzeu⸗ 
gung hat die Textilinduſtrie 1936 und 1937 aus der allgemeinen Einkommensbeſſerung 
in Verbindung mit der Abnahme der Arbeitsloſigkeit und der Verlängerung der 
durchſchnittlichen Arbeitszeit ihren Nutzen gezogen. 


Textilinduſtrie insgeſamt e 


Produktions volumen Rapazitätt- der Baumwollinduſtrie 
(1928 = 100) im beſonderen 


1937 4 ee 


„ 


Der Belebung in der deutſchen Induſtrie entſpricht die Steigerung in den 
Verkehrsleiſtungen der Reichsbahn, die ebenfalls einen guten Maß⸗ 
ſtab über den Stand der Wirtſchaft abgeben. 


Geleiſtete Beförderte Arbeitstägliche 
Tonnenkilometer Güter er 
(in Mill. tkm) (in Mill. t) (in 1000 Wagen) 
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f) Gewerbliche Wirtſchaft, hier: Handel und Handwerk 
Nicht ſo umfangreich und vielgeſtaltig in der deutſchen gewerblichen Wirtſchaft wie 
bei der Induſtrie iſt bei Handel und Handwerk das ſtatiſtiſche Material zur Beur⸗ 
teilung des wirtſchaftlichen Aufbaues und der Lage. Da wir uns ſehr bald mit dem 

Außenhandel zu beſchäftigen haben werden, ſei hier im weſentlichen nur eine Dar- 
ſtellung über die Entwicklung der Einzelhandels- und Waren 
haus um ſätze im Binnenland gegeben: 


Einzelhandel insgeſamt Nahrungs- Bellei- Hausrat 
N und Genuß⸗ dung und Wohn⸗ 
Zeit 1928 1931 [umſätze in v. H. des mittel bedarf 
entſorechenden Zeit. 
=100 | =!00 | raumes im Vorjahr 1928 = 100 


Monats» 
1928 durchſchnitt 100,0 


1929 100,4 
1930 91,8 
1931 
1932 
1933 
1934 
1935 
1936 
1937 


In den letzten ſtatiſtiſch erfaßten Monaten ſpeziell geftaltete ſich im Binnen- 
einzelhandel die Veränderung, jeweils in Hundertteilen des ent- 
ſprechenden Vorjahrsmonats, wie ſolgt: 


Veränderung 
Einzelhandel 
mit 


Textilwaren aller Art 
Wäſche 

Herren⸗ und Knabenkleidung 
Strick⸗ und Wirkwaren 


g) Außenhandel 

I. deutſch 
Da Zahlenveröffentlichungen auf dem Gebiete des deutſchen Außenhandels 
überaus kennzeichnend und aufſchlußreich zur Beurteilung der deutſchen Wirtichafts- 
lage und unſerer Beziehungen zur Welt ſind, ſei ihnen in dem vorliegenden Zu— 
ſammenhang beträchtliches Gewicht beigemeſſen 
Zunächſt: Der deutſche Außenhandel (ohne Gold und Silber, in Mil- 
lionen RM). 


—— —— —— — . — — 


2 — — — 
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A usfuhr 
uberſclul, (-) 


Halb» Fertig-] oder Ausfuhr ⸗ 
waren waren] überſchuß (+) 


rungs ; 
ſamt wien 


404 | 386 = 
867 411 
823 398 
405 378 155 


Dre 


1937 1. Viertelj. 394 414 188 192 
5 546 6522 257 3 
523 543 265 122 

581 517] 269 180 

1938 5 Be => 622| 6503| 266 1360 1094| — 39 
489| 466 240 1223 9968 — 75 


Der deutſche Außenhandel (im reinen Warenverkehr), geordnet nach Erd⸗ 
teilen und Ländern, hat ſich folgendermaßen geſtaltet: 


Ausfuhr 
Erdteil 


5 
* 


2289 CO 


Belgien u. dux 
Tſchecho⸗Slow 
Ehre ben 


PPD»EUNND 
20 0 


Aſien 641011,7 
Britiſch⸗Indien 169 22 
Niederl.⸗Indien * 

China 7 7 
Japan 25 05 


Amerika 126128, N 91820, 61005 23,9 90615,8 72315 2 58913,8 44910, 8 


Verein. Staaten | 282| 5,2 h ‚8| 878| 8,4| 488011, 209| 8,5 | 172| 3.6 | 170 4,0| 158 3,8 
Argentinien 8.4 152| 3,4 | 149| 8.5 147| 2,5] 98 2,1 ‚sl 87 21 
i 77 1,7] 69 1,61 177| 8,0] 183] 2,8 75 1,8 


Auftralien 
Nach Warengruppen vollzog fih die deutſche Ein- und Ausfuhr 


gegenüber den Weltteilen im Vergleich des Jahres 1937 zu 1936 wie 
folgt (in Millionen RM): 
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Einfuhr aus Ausfuhr nach 


Weltteil Ernährungs⸗RNohſtoffe und ; Ernährungs. | RNohſtoffe und 
wirtſchaft Fertigwaren ]] wi kſchaft Salbivaren | Fertiawaren 
DIET — 


928 1145 1242 1498 856 855 58 47 782 932 2583 8118 
568 882 1079 1483 40 89 29 41 142 184 1218 1587 
II. international 


Einige wenige Angaben aus dem Gebiet des Welthandels ſollen Vergleichs. 
möglichkeiten im Verhältnis zum deutſchen Außenhandel bieten. Am den Leſer nicht 
über Gebühr mit Zahlenzuſammenſtellungen zu ermüden, ſeien ſie auf das beweis. 
kräftigſte beſchränkt. 


Der Welthandel, in kontinentale Gruppen zuſammengefaßt, 
hat folgende Endſummen aufzuweiſen (Werte in Milliarden Dollars): 


Ausfuhr Geſamthandel 
"Rontinentale Gruppe 


Europa ohne 

Europa mit } MEER 

Nordamerika 

Süd- und Mittel; 
amerika 

Afrika 

Aſten (ohne ud SS) 
Aſtralien 


Für Entwicklung und Verteilung dieſes ſoeben in ſeinen jährlichen 
Endſummen dargeſtellten Welthandels in kontinentalen Gruppen 
find die nachfolgenden Verhältniszahlen kennzeichnend: 


Kontinentale Gruppe 


— 
- 
. 


Europa ohne 

Europa mit } ud SSR 

Nordamerika 

Süd- und Mittel» 
amerika 


SER 


S588 
8888 888 


* 


- 
. 


ano MR 


= 


33 2 


.» 
. * » 


S 853 
mm DU 
&8 


8888 
oa! S 
o Bu 


* 


2 22 
8888 
88885 


Afrika 
An (ohne ud SSR) 


Aſtralien 


f 
E 


> 


Europa ohne 
Europa mit uses 


Nordamerika 
Süd- und Mittel 
amerika 


Afrika 
Aſten (ohne UdSSR) 
Aſtralien 


8920 
E 
do do 


888 


— 2 
non 2 


S 
0 οο O 


17.612.712. 


8.6] 7.8 7.78.1 
4.6 7.0 6.5 6.8 7,3 


— 


— 
* 


9 5 588 
* t 

3 
9 


Zum Abſchluß ſeien dieſe Veränderungen des Welthandels im 1. und 
2. Vierteljahr 1938 in Hundertteilen des Außenhandelswerts der zwei erſten Viertel⸗ 
jahre 1937 noch einmal gedrängt zuſammengefaßt: 
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Gebiete 


52 Länder insgeſamt 
davon: 26 europäifche 
26 überſeeiſche 


darunter: 


Deutſchland 
Belgien⸗Luxemburg 
Großbritannien 
Italien 
Niederlande 
Schweden 

Schweiz 


Japan 9 . 

Vereinigte Staaten von Amerika 

Frankreich: auf Goldbaſis 
Papierfranken 


3. Die Wirtjchaftsgefchichte der letzten Jahre 

In der Einführung zu der vorliegenden Arbeit hat der Verfaſſer die Erkenntnis 
an die Spitze geſtellt, daß die nationale Revolution in Deutſchland einen völligen 
Ambruch der wirtſchaftlichen Auffaſſung und der Lehre vom Verhältnis der Wirt- 
ſchaft zum Staat gebracht hat. Die Darlegung einer geſchichtlichen Entwicklung 
kann auf Anparteilichkeit nur Anſpruch machen, wenn ſie von der Warte eines ge⸗ 
wiſſen zeitlichen Abſtandes herab erfolgt. Im Deutſchen Reiche der Kriegs · und 
Nachkriegszeit geht das politiſche und ökonomiſche Geſchehen in einem unerhört 
raſchen Zeitmaß vor ſich. Dazu kommt, daß Willensrichtung des National- 
ſozialismus ſowohl wie Wahl und Einſatz ſeiner Mittel und Maßnahmen bis in ihre 
letzten Verzweigungen hinein kriſtallklar erkennbar find und in ihren Motiven offen- 
liegen. Auf ſolchen Grundlagen iſt es ſchon heute möglich, den objektivſten Maßſtab 
an die Beurteilung der deutſchen Wirtſchaſtsgeſchichte bis zur Gegenwart anzulegen. 
Die Beſchränkung auf die großen Linien in dieſer Wirtſchafts⸗ 
geſchichte gebietet dabei ebenſo wie die dem Verfaſſer geſtellte Aufgabe einer ein- 
leitenden Darſtellung jo auch die Rüdfiht auf den Leſer, dem verſtändlicherweiſe die 
Dinge der ferneren Vergangenheit im Vergleich zu den großen Aufgaben des Tages 
nebenſächlich geworden find. 


Die letzten Jahrzehnte vor dem Kriegsausbruch waren durch weitgehende Stabilität 
der weltwirtſchaftlichen Entwicklung gekennzeichnet. Eine ökonomiſche Arbeitsteilung 
der Nationen hatte fi etwa in der Form herausgebildet, daß die europäiſchen 
Staaten ſozuſagen die große Induſtrieſtadt der Welt darſtellten; ſie verſorgte die 
übrigen Völker der Erde mit techniſch hoch entwickelten Fabrikaten, um als Gegen⸗ 
wert von ihnen den größten Teil der Rohſtoffe und der Nahrungsmittel entgegenzu- 
nehmen. Trotz der wachſenden Entfaltung der nordamerikaniſchen Produktion und 
der Ausbreitung der amerikaniſchen Wirtſchaft blieb für den Weltwarenaustauſch 
die führende Induſtrieſtellung in den Händen Europas. Machte doch in Deutſchland 
und Frankreich der Fabrikathandel zwei Drittel, in England gar vier Fünftel des 
Geſamterxports aus, während er in den Vereinigten Staaten nur 30 v. H. betrug. 
And an der Spitze der Fabrikatausfuhr dieſer vier für den Welthandel entſcheidenden 
Mächte ſtanden die eigentlichen Konſumgüter für die breiten Verbrauchermaſſen der 
Welt. Ein Viertel der Geſamtausfuhr dieſer Länder entfiel auf Textilwaren, ein 
Achtel auf Eiſen⸗ und Stahlwaren; Maſchinen als wichtigſtes Produktionsmittel 
folgten mit einem Zwölftel in weitem Abſtand. 


Der Grund für dieſen Aufbau der weltwirtſchaftlichen Austauſchverhältniſſe vor dem 
Krieg war ein doppelter. Einmal iſt er in der geſchichtlichen Entwicklung der weſt⸗ 


Im 
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und mitteleuropäiſchen Länder zu ſuchen. Dieſes Aufblühen gab den europäiſchen 
Staaten einen unerreichbar ſcheinenden Vorrang an techniſcher Leiſtung; es machte 
ſie ſo zur Ausbildung gerade der großen Fertigwareninduſtrien ſür die ganze Welt 
geeignet. Daß man ſich auf dieſe Weiſe den Wettbewerber großzüchtete, der einem 
mit Sicherheit in der Zukunft den Abſatz ſtreitig machen mußte, kümmerte den 
Europäer jener Tage wegen des Augenblickserfolges zu wenig. Ergänzt wurde die 
Rangſtellung einer hohen Arbeitskultur ſodann durch die zweckmäßige Auf⸗ 
ſchließung natürlicher Rohſtoffſchätze, von denen Europa vor dem Krieg über die 
Hälfte der Weltproduktion an Kohle, Eiſen, Zink und Aluminium gewann. Von den 
Textilrohſtoffen (Baumwolle vorzugsweiſe in den Vereinigten Staaten, Wolle in 
Auſtralien) abgeſehen, war Europa in allen Betriebszweigen wie auch in der Metall- 
wirtſchaft von den Rohſtoffen bis zu den Fertigerzeugniſſen führend. 

Dieſer einzigartigen Stellung Europas in den Produktionsverhältniſſen der Welt- 
wirtſchaft traten ergänzend die internationalen Schuldverpflichtungen zur Seite. 
Mit den Aberſchüſſen der europäiſchen Produktion wurde die übrige Welt erſt wirt ⸗ 
ſchaftlich erſchloſſen. Damit hatte dieſe Aufſchließung die überſeeiſchen Wirtſchaften, 
voran die Wirtſchaft der amerikaniſchen Anion, in Kapitalabhängigkeit von Europa 
gebracht. Wenn die europäiſche Handelsbilanz in den letzten Jahren vor dem Krieg 
durchſchnittlich jährlich mit einer Paſſivität von 10 v. H. — was zuletzt einer Größen- 
ordnung von 10 Milliarden Goldmark entſprach — abſchloß, jo ſtellte dieſe Mehr 
einfuhr nach Europa die Abtragung der jährlichen Zinſenlaſt durch die außer- 
europäiſchen Länder dar. Dabei darf man nicht überſehen, daß die Grundlage für 
dieſe Weltinduſtrieſtellung in einer Art von innereuropäiſcher Wirtſchaftsgemein⸗ 
ſchaft lag. Rein ökonomiſch geſehen, bildeten die Wirtſchaftsſtaaten Europas den 
Kern der Vormachtſtellung dieſes Erdteils in der Welt. Von dieſem Geſichtspunkt 
aus (wie von manchem andern) iſt der Weltkrieg nicht von Deutſchland allein, ſondern 
von der ganzen europäiſchen Wirtſchaftsmacht verloren worden. Waren doch noch im 
Jahre 1913 zwei Drittel des geſamten Welthandels Europahandel; England aus- 
genommen, das drei Fünftel ſeiner Ausfuhr in fremden, größtenteils zu ſeiner 
Kolonialmacht gehörenden Kontinenten abſetzte, war Europa gerade für die großen 
Induſtrieländer Deutſchland und Frankreich zu drei Vierteln das Abſatzgebiet 
geblieben, in das auch die Vereinigten Staaten zwei Drittel ihres Exports abgaben. 


Auch nicht ein einziger dieſer den Vorkriegswelthandel beſtimmenden Faktoren iſt 
durch den Krieg und nach ihm unverändert geblieben. Zunächſt am fühlbarſten für 
Europa hat ſchon der beiſpielloſe Aufſchwung der Vereinigten Staaten die Pro- 
duktionsſtruktur der Welt verwandelt. Aberſchläglich ſtammten im Durchſchnitt der 
Jahre 1925 bis 1929 rund 40 v. H. der Weltrohſtoffproduktion aus Nordamerika; 
trotz der ſchweren Kriſe, die auch heute noch auf den Vereinigten Staaten laſtet und 
deren Beſeitigung durch innerpolitiſche Hemmniſſe aufgehalten wird, iſt der An- 
teil im Durchſchnitt der Jahre nicht unter ein Drittel geſunken. In weitem Ab- 
ſtand hinter Nordamerika, aber für den Neſt der Welt doch immer empfindlicher, 
find neue Induſtrieländer in den Wirtſchaftskampf eingetreten. Japan, Kanada und 
Britiſch⸗Indien haben im Jahre 1937 den 5., 6. und 9. Platz in der Rangordnung 
des Welthandels erobert. Südamerika, Auſtralien und Südafrika haben wichtige 
Konſuminduſtrien, vor allem in der Verarbeitung landwirtſchaftlicher Rohſtoffe ent- 
wickelt und beginnen auch neben Britiſch⸗Indien in der Textilfabrikatverſorgung ſich 
von ihren bisherigen europäiſchen Lieferern abzulöſen. 

Dieſe Amwandlung in den Produktionsverhältniſſen der Welt iſt ſchon bald nach dem 
Krieg an einer Veränderung der Abſatzmöglichkeiten deutlich geworden. Europas 
Vormacht auf den ſüdamerikaniſchen und oftafiatiihen Märkten wurde durch die 
günſtiger gelegenen Vereinigten Staaten und namentlich durch Japan zurückgedrängt, 
das ſich in wachſendem Maße auch des Handels mit den britiſchen Dominions 
bemächtigte. Amgelehrt haben ſich in Europa ſelbſt gefährliche Einfallstore für den 
Außenhandel der Aberſeeſtaaten aufgetan. Da es, der natürlichen Entwicklung n 


om 
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folgend, vor allem Konſuminduſtrien find, welche die außereuropäiſchen Länder auf- 
bauen, fo mußten die auf die Weltverſorgung eingeſtellten europäiſchen Ronfum- 
induſtrien auf das empfindlichſte getroffen werden. Einen ſymptomatiſchen Ausdruck 
hierfür bildet die engliſche Ausfuhr an Baumwollwaren, die unter ſtarken Verluſten 
auf dem indiſchen, oſtafiatiſchen und ſüdamerikaniſchen Markt nur noch Teile der 
Vorkriegsausfuhr erreicht. umgekehrt regt die Induſtrialiſierung Außereuropas, wie 
die Ausfuhrzahlen aufweiſen, wenigſtens vorläufig das europäiſche Produktions- 
mittelgewerbe an. Die Wirkungen einer derartigen Markt veränderung werden 
dazu durch die Neugeftaltung der Welt ſchuld verhältniffe nur noch verſtärkt. 


Die den europäiſchen Staaten gemeinſamen Verluſte durch den Umbau der wirtſchaft⸗ 
lichen Faktoren können keinen Augenblick darüber hinwegtäuſchen, daß Deutſchland 
mit dem unglücklichen Ausgang des Weltkriegs am ſchwerſten mitgenommen wurde. 
Die Wurzel des deutſchen Abels liegt im Vertrag von Verſailles, den Siegerhochmut 
ohne politiſche und wirtſchaftliche Vernunft diktiert hat, und in der deutſchen Politik 
des Nachkriegs⸗Parteienſtaates, die den eigennützigen und kurzſichtigen Forderungen 
der ehemaligen Kriegsgegner allzu willfährig nachkam. Der Deutſche unſerer Tage 
hat über dem grandioſen nationalen Geſchehen der Gegenwart und über den greif ⸗ 
baren Erfolgen der nationalſozialiſtiſchen Regierung die Schrecken von Verlauf und 
Ende des Krieges, die Scheußlichkeiten der Inflationszeit, das Unheil der Arbeits- 
lofigkeit ſchnell vergeſſen; es iſt angezeigt, ihm wieder und wieder als Mahnmal den 
Irrfinn des Vertrags von Verſailles, die ungeheure Laſt feiner Anwendung finn- 
fällig vor Augen zu führen, die nach einem Ausſpruch unſeres Führers Adolf Hitler 
die von den Autoren des Friedensdiktats ihm bewußt eingeblaſene Tendenz in ſich 
trägt, dem deutſchen Volk langſam, aber ſicher die Lebensmöglichkeiten zu nehmen. 


Einige wenige Zahlen, welche die Wirkung des Verſailler Diktats auch nicht entfernt 
erſchöpfend darſtellen können, ſprechen an ſich ſchon eindringlich genug: 


1914 umfaßte das Hiervon entfielen auf die ſeither 
Deutſche Reich abgetretenen Gebiete 

eine Geſamtflãche von 541 000 qkm 71 000 qkm = 13, 1 v. H. 

eine Geſamtbevölkerung von 67 800 000 6 400 000 — 940.9. 


Hiervon entfielen auf die ſeither 
1913 betrug in Deutſchland abgetretenen Gebiete 


der Rinderbeftand 

der Schweinebeſtand 

der Waldbeſtand 

die Getreideerzeugung 

die Kartoffelerzeugung 

die Steinkohlenförderung 

die Eiſenerzförderung 

die Zinkerzförderung 

der Geſamtinhalt der 
Kalilager an Rohſalzen 

der Geſamtinhalt der 
Kalilager an Reinkali 2,8 Milld. t 


Des weiteren mußte Deutſchland ſämtliche ausländiſchen Beſitzungen hergeben, 
die als Nohſtofflieferer in eigener Währung und vor allem als Aufnahmebecken 
für überſchüſſige deutſche Volkskraft, für Siedler und Koloniſatoren unentbehrlich 
waren. Aber damit, wie angedeutet, noch lange nicht genug! Wenn man von den 
bekannten, pſychologiſch auf Demütigung abgeſtellten Bedingungen des Verſailler 
Diktats abfieht, bleibt neben dem wirtſchaftlichen auf dem finanziellen Gebiet unendlich 
viel an Anerträglichem übrig. Ich folge hierbei der Beweisführung des beiten 


— 
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deutſchen Kenners der Materie, des derzeitigen Reichsminiſters Reichsbankpräſi⸗ 
denten Dr. Schacht, der nicht müde geworden iſt, zur Auffriſchung des Gedächtniſſes 
und zur Begründung der von ihm der nationalen Regierung vorgeſchlagenen Abhilfs⸗ 
maßnahmen immer von neuem auf die mit dem Verſailler Diktat für Deutſchland ver⸗ 
bundenen finanziellen Schädigungen zu verweiſen. In ſeinem „Eilſener Vortrag“ 
vom 30. Auguſt 1934 hat Herr Dr. Schacht an die Spitze der hierauf bezüglichen Aus- 
führungen den Satz geſtellt, daß Deutſchland bis zum Inkrafttreten des Dawes⸗ 
Plans 42 Milliarden Goldmark hauptſächlich in Form der Abertragung von Ver- 
mögensſtücken abgepreßt worden ſind. Herr Dr. Schacht fährt mit dem Hinweis 
darauf fort, daß einem fo ausgeſogenen Land dann Reparationszahlungen in jähr⸗ 
licher Höhe von urſprünglich 2,5, ſeit dem Voung⸗Plan 2 Milliarden Goldmark auf- 
gezwungen wurden. Dieſe ungeheuren Summen, die etwa die Hälfte der Steuer- 
einnahmen von Reich, Ländern und Gemeinden im Jahre 1913 entſprechen, find von 
Deutſchland entrichtet worden. Es erwies ſich ſehr bald, daß die Abertragung der- 
artiger Beträge in fremder Währung nach den Gläubigerländern nicht durchführbar 
war. Was einfacher, als daß man deshalb dem Deutſchen Reich ohne Widerſtand 
feiner damaligen Regierungen in den Jahren 1924 bis 1930 die Aufnahme auslän- 
diſcher Kredite nahebrachte, eine Methode, die den Abſichten des Dawes⸗Plans direkt 
widerſprach. Die Regierungen der Tributgläubiger ſind nach den Darlegungen des 
Herrn Dr. Schacht in folgendem Kreislauf zur Erfüllung ihrer Reparationsforde- 
rungen gelangt: Ausländiſche Banken, Kaufleute und Privatkapitaliſten haben 
beſtimmten deutſchen Unternehmungen Valutakredite gegeben. Der Reichsmarkgegen⸗ 
wert ift dieſen Einzelunternehmungen zugute gekommen, die Deviſen floſſen vorüber. 
gehend der Neichsbank zu. Auf der andern Seite hat die Reichsregierung den Reichs- 
marfbetrag der Reparationen durch Steuern und Abgaben wieder aus der Gejamt- 
wirtſchaft herausgezogen, dafür die entſprechenden Deviſenmengen von der Reichs. 
bank alsbald zurückgekauft und fie den Neparationsmächten überwieſen. Ein fo 
unverdächtiger Zeuge wie der Engländer Layton ſtellt in einem Bericht vom Jahre 
1931*) an Hand der Ziffern der deutſchen Zahlungsbilanz eindeutig feſt, daß Deutſch⸗ 
land in den Jahren ſeit dem Dawes⸗Plan (1924) in feiner Handels. und Dienſt⸗- 
leiſtungsbilanz keinerlei Aberſchüſſe erzielt hat, aus denen es Reparationen hätte 
übertragen können. Die alliierten Regierungen haben alſo die bis Ende 1930 auf- 
gelaufenen Reparationen in Höhe von 10,3 Milliarden RM nach der Feſtſtellung des 
Reichsbankpräſidenten in Wahrheit von ihren eigenen Bürgern und von denen 
neutraler Staaten erhalten. Dieſer im Layton-Bericht genannten Summe von 
10,3 Milliarden RM rechnet Herr Dr. Schacht, vom Standpunkt der deutſchen Aus- 
landsverſchuldung geſehen, weitere rund 5 Milliarden RM hinzu, die ſich aus den 
Reparationslaſten ſeit Anfang 1931 und der Zinslaſt auf die mit geborgtem Geld 
durchgeführten Reparationsleiſtungen zuſammenſetzen. In Höhe von über 15 Mil- 
liarden RM iſt alſo Deutſchland an das ausländiſche Kapital nur für Reparations- 
laſten verpflichtet worden. Dieſe Schulden und Kredite find als die unmittelbare 
Veranlaſſung zu den kriſenhaften Erſcheinungen daheim und draußen zu werten. 


Als äußerſte Gelegenheit, der unſinnigen Reparationspolitik beizeiten ein Ende zu 
ſetzen und der Welt vieles zu erſparen, hat Herr Dr. Schacht mehrfach die Verhand- 
lungen über den Moung⸗Plan im Frühjahr 1929 bezeichnet. „Der Geiſt indeſſen, in 
dem die Regierungsverhandlungen über dieſen Plan geführt wurden,“ — fo äußerte ſich 
der Reichsbankpräſident noch am 26. Auguſt 1934 in Leipzig — „mußte es bald jedem, 
der es ſehen wollte, klarmachen, daß auch dieſe letzte Hoffnung auf eine freimütige 
internationale Zuſammenarbeit zu Grabe getragen werden mußte. So nahm das Ver⸗ 
hängnis ſeinen Lauf. Im Sommer 1931 brach das durch die Reparationen aufgeblähte 
Kartenhaus des internationalen Kredits zuſammen.“ Die Sommertage des Jahres 


*) Bericht des auf Empfehlung der Londoner Konferenz von 1931 eingeſetzten Sachverſtän⸗ 
digenausſchuſſes vom 18. Auguſt 1931. 
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1931 find dem Deutſchen unſerer Zeit noch recht böſe in Erinnerung. Das Unheil 
nahm ſeinen Ausgangspunkt von dem vernunftloſen Verhalten der internationalen 
Finanz in jenen Tagen, die an die Stelle pfleglicher Behandlung des überſtaatlichen 
Kreditapparates den plötzlichen Abruf von Milliardenkrediten aus Deutſchland ſetzte. 
„Selbſt unter dem erſchütternden Eindruck dieſer in der Folge weit über Deutſchland 
hinausgreifenden Kataſtrophe ſanden die Gläubigerregierungen nicht die Entſchluß⸗ 
kraft, ſich der Entwicklung entgegenzuſtemmen und die eingetretene Kriſe langſam und 
ohne allzu große Verwüſtungen im Wege der Kooperation zu liquidieren. Wohl 
machten der amerikaniſche Präſident Hoover und auch die Bank für Internationalen 

Zahlungsausgleich in Baſel Anſtrengungen; aber der Egoismus der Regierungen 
und der Wunſch, Deutſchland niederzuhalten, gewannen zum Schaden aller die Ober- 
hand. Zwar hat man ein Jahr ſpäter die Reparationen in Lauſanne abgeſchafft; aber 
dies war keine konſtruktive Leiſtung mehr;“ auch über dieſen Verhandlungen ſtand 
wie ſo oft in internationalen Beſprechungen der Nachkriegszeit der Anſtern des „Zu⸗ 
ſpät“. Die Beſeitigung der Reparationen in Lauſanne hat, wie Herr Dr. Schacht 
zutreffend feſtſtellt, leider das Neparationsproblem als ſolches nicht aus der Welt 
geſchafft. Die privaten Schulden nämlich find geblieben, die Deutſchland zur Trans⸗ 
ferierung der Reparationen aufgenommen hatte. 


Als weiteren Beweis für die Beeinfluſſung der Weltwirtſchaft in ihrer Geſamtheit 
durch das deutſche Auslandsſchuldenproblem ſah Herr Dr. Schacht in Eilſen die 
Handelshemmniſſe des Auslandes an, „die klar zeigen, daß die Weltwirtſchaft ein 
ſolches Maß deutſcher Ausfuhr, wie es die Verzinſung und Abtragung der deutſchen 
Verſchuldung erforderlich gemacht hätte, einfach nicht bei ſich aufzunehmen vermochte 
oder wünſchte. In dieſer Anmöglichkeit, die auch von internationalen Sachverſtän⸗ 
digenausſchüſſen zugegeben worden ift, liegt der Kernpunkt des deutſchen Schulden- 
problems. Nirgends in der Welt beſteht heute noch ein Zweifel daran, daß Auslands- 
ſchulden nur in der Form von Warenlieferungen und Dienſtleiſtungen verzinſt und 
getilgt werden können“. Bis zum Weißbluten hat Deutſchland die ihm auf⸗ 
gezwungenen Verpflichtungen zu erfüllen ſich bemüht. Es hat den Gold- und Devifen- 
beftand der Reichsbank bis auf einen kümmerlichen Reſt in das bodenloſe Faß der 
Reparationen geſchüttet. Trotz der ungeheuren Hinderniſſe, die ſich im Ausland 
dem deutſchen Export entgegenſtellten, ſtrebte das Reich danach, ſelbſt auf der Grund- 
lage ermäßigter Preiſe und einem ſchrumpfenden Welthandel zum Trotz, den Zinſen⸗ 
dienſt für die Auslandsſchulden im Betrage von jährlich 1 Milliarde RM bis zum 
Sommer 1933 zu leiſten und darüber hinaus in der Zeit von Ende 1930 bis zur 
Mitte 1934 über 7 Milliarden RM an Verpflichtungen effektiv zurückzuzahlen. 
Alles umſonft! Im Kampfe mit Währungsentwertungen von 40 bis 60 v. H. und 
mit unüberfteigbaren Handelshemmniſſen in Form von Kontingenten und Quoten 
mußte es ſchließlich ſcheitern. Nicht nur zum unermeßlichen Schaden für ſeine eigene 
Wirtſchaft: die bis Anfang 1933 ſtändig ſteigenden erſchreckenden Ziffern der Arbeits- 
loſigkeit reden die vernehmlichſte Sprache. Sondern auch zum Nachteil jedes anderen 
am Welthandel beteiligten Staates. Dieſe Doppelſeitigkeit des Problems verurteilte 
auch die beliebte Methode der ausländiſchen Gläubigermächte, Deutſchland mit 
Drohungen zu überſchütten, von vornherein zur Erfolgloſigkeit. „Als ob“ — hat 
Herr Dr. Schacht einmal verzweifelt ausgerufen — „dadurch auch nur eine einzige 
zuſätzliche Deviſe zur Schuldenzahlung beſchafft würde!“ Ein Land von der Wichtig⸗ 
keit und Verflechtung Deutſchlands aus der Weltwirtſchaft ſtreichen zu wollen, muß 
eben die ſchwerſten Rückwirkungen auch auf die anderen Welthandelsländer hervor- 
rufen. Dafür nur wenige Zahlen aus der jüngeren amtlichen amerikaniſchen Handels- 
ſtatiftik, die ſchlaglichtartig wirken: Die amerikaniſche Ausfuhr nach Deutſchland, die 
im Oktober 1934 ſich noch auf 6,3 Millionen Dollars belief, iſt im November 1934 
auf 5,1 Millionen Dollars oder um 20 v. H. zurückgegangen. Der Rückgang gegen⸗ 
über der entſprechenden Vergleichszahl des Jahres 1933 beträgt ſogar 70 v. H. Am- 
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gekehrt ift die Einfuhr aus Deutſchland von 5,2 Millionen Dollars im Oktober 1934 
auf 5,5 Millionen Dollars im November 1934, alfo um 6 v. H. geſtiegen. Gegenüber 
dem November 1933 bedeutet dieſe Zahl allerdings immer noch eine Einbuße von 
16 v. H. Damit iſt nach der amerikaniſchen Statiſtik (nach der deutſchen ergeben ſich 
ſtarke Abweichungen) zum erſten Male ſeit vielen Jahren im November 1934 die 
Handelsbilanz im Verkehr mit Deutſchland paſſiv geworden. And das alles im 
Vergleich zu einer Steigerung der amerikaniſchen Geſamteinfuhr von 5 v. H. und 
der Geſamtausſuhr von 4 v. H. 1934 gegenüber 1933. Wenn auch dieſe Zahlen nicht 
zur Amkehr, zur Vermehrung des allgemein in der Welt wachſenden Verſtändniſſes 
von der Anſinnigkeit der Abſchließung der Märkte genügen, dann iſt eben den 
Amerikanern nicht zu helfen. 


Der Reft iſt ſchnell dargelegt. Was die Zerrüttung der Finanzen und die Kopf⸗ 
loſigkeit in der internationalen Finanzpolitik begonnen, hat, auch über das bisher 
Geſagte hinaus, der Mangel an Einſicht in der Handelspolitik der Welt und nament- 
lich der Sieger des Weltkrieges vollendet Man kann in der deutſchen Außenhandels⸗ 
politik der Nachkriegszeit mehrere Phaſen verfolgen, die ſich deutlich voneinander 
abheben. Mit dem Kriegsausbruch wurde die deutſche Handelspolitik, wie ihr die 
Handelsverträge Caprivis und Bülows das Gepräge gegeben hatten, jäh unter- 
brochen. Der Krieg hatte die Verträge zerriſſen, die uns mit den Gegnern verbanden; 
nur mit wenigen Staaten blieben die alten Beziehungen aufrechterhalten. Bis zum 
10. Januar 1925 galt für uns eine der folgenſchwerſten Beſtimmungen des Verſailler 
Diktats, eine Vorſchrift, die uns auf den Stand eines Negerlandes oder doch 
wenigſtens einer Kolonie herabwürdigte. Handelspolitiſch wurden wir ſo an Händen 
und Füßen gefeſſelt, da wir auf fünf Jahre unſern Gegnern die einſeitige Meift- 
begünſtigung einräumen mußten und die Meiſtbegünſtigung, allerdings unter ihrer 
Gewährung durch den Vertragskontrahenten, unſeren alten Verbündeten nicht vor. 
enthalten konnten. Daß es uns in dieſer Zeitſpanne im Jahre 1920 gelungen iſt, 
durch Verhandlungen mit der tſchechoſlowakiſchen und der jugoſlawiſchen Regierung, 
die auch uns die Meiſtbegünſtigung gaben, eine Breſche in die Front der ehemaligen 
Kriegsgegner zu ſchlagen, zeugte von wirtſchaſtlichem Verſtändnis bei dieſen Ländern 
und war moraliſch von Wert, änderte aber an den ökonomiſchen Wirkungen der 
Artikel 264 ff. von Verſailles nur blutwenig. Der 10. Januar 1925 entließ das 
Deutſche Reich aus der handelspolitiſchen Quarantäne; er leitete terminmäßig die 
zweite Etappe der deutſchen Nachkriegshandelspolitik ein. In dieſer Zeit verfolgte 
Deutſchland das Ziel, die handelspolitiſchen Beziehungen zu ſeinen Abnehmern und 
Lieferanten nach dem Grundſatz der beiderſeitigen Meiſtbegünſtigung, unter Ver. 
ſtärkung durch Zolltarifabreden, zu regeln, weil in dieſem Sinne die Meiftbegün- 
ſtigung ein weſentliches Element zur Vervollſtändigung des Grundſatzes der Gleich- 
berechtigung darſtellte. Der 10. Januar 1925 hatte ſeinen Schatten vorausgeworfen: 
trotz der noch vorhandenen Geltung der für Deutſchland einengenden Verſailler Beſtim- 
mungen bat, wenn man gewiſſe weitere Anſätze zur Wiedererlangung der Bewegungs- 
freiheit in der Vergangenheit außer acht läßt, ſchon das Jahr 1924 mit der Wieder- 
inkraftſetzung der Handelsverträge von Deutſchland mit Nikaragua und Bolivien 
und mit den deutſch⸗öſterreichiſchen und deutſch⸗ſpaniſchen Vereinbarungen auf dem 
Wege zu den wie früher umfaſſenden Handelsverträgen einen Fortſchritt bedeutet. 
And ebenſo hatte das Jahr 1924 noch am 2. Dezember, alſo unmittelbar vor dem 
Ende der einſeitigen Meiſtbegünſtigung, den Handels. und Schiſſahrtsvertrag mit 
England gebracht, wie ein ſolcher Vertrag mit den Vereinigten Staaten bereits am 
8. Dezember 1923 geſchloſſen war. In Kraft trat der deutſch-engliſche Vertrag erſt 
am 8. September, der deutſch⸗amerikaniſche aus beſonderen Gründen politiſcher Natur 
ſogar erſt am 14. Oktober 1925. Es iſt verſtändlich, daß die lebhaſteſte handels. 
politiſche Tätigkeit mit dem 10. Januar 1925 einſetzte. Sie ſtand, wie geſagt, unter 
dem Leitpunkt der Herbeiführung völliger handelspolitiſcher Gleichberechtigung 
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Deutſchlands. In dieſer Richtung, der Wiedereinſchaltung des Deutſchen Reichs in 
das internationale Handelsvertragsnetz hatte auch die zweite Gruppe der deutſchen 
Handelspolitik zweifellos Erfolg gebracht; als das bei weitem wichtigſte handels⸗ 
politiſche Ereignis ſeit Kriegsende, das ſymptomatiſch für die ehemalige europäiſche 
Handels. und Zollpolitik erſchien, iſt der deutich- franzöſiſche Vertrag vom 17. Auguſt 
1927 angeſehen worden. Die Hoffnung, daß mit ihm eine Beruhigung auch in die 
politiſchen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Frankreich würde einziehen können, 
hat ſich nach vorübergehenden Teilwirkungen auf die Dauer ebenſo als verfehlt 
erwieſen wie die Erwartung, enge handelspolitiſche Bindungen zwiſchen den Staaten 
würden dem internationalen Warenaustauſch neuen und beſtändigen Auftrieb geben 
können. Man wird es aus den vorher gekennzeichneten Linien der finanzpolitiſchen 
Entwicklung heraus verſtehen, wenn hier auch zur Handelspolitik geſagt wird, daß 
die Vertrauens- und Wirtſchaſtskrife ſchon zu weit vorgeſchritten war, als daß von 
Handelsverträgen, von Meiſtbegünſtigung und Zolltarifabreden eine Heilung noch 
hätte kommen können. Ein Zweites geſellte ſich hinzu, das trotz des ihm innewohnen⸗ 
den Charakters mehr theoretiſcher Geſtaltung hier nicht überſehen werden darf, weil 
es für die in der zukünftigen Handelspolitik einzuſchlagende Linie von Wichtigkeit 
ſein kann. Ich meine die Wandlungen im Begriffe der Meiſtbegünſtigung und ihre 
Wirkungen. (Anter Meiſtbegünſtigung verſteht man die Gewährung der gleichen 
Rechte und Vergünſtigungen eines Staates an feinen handelspolitiſchen Vertrags 
gegner, die einer dritten Nation eingeräumt ſind oder eingeräumt werden.) Es iſt 
ziemlich unbeſtritten, daß trotz gewiſſer mit ihr verbundener Nachteile in normalen 
Zeiten die unbedingte, uneingeſchränkte Meiſtbegünſtigung als die verläßlichſte 
Grundlage handelspolitiſcher Regelungen anzuſehen iſt, weil nur bei ihrer An⸗ 
wendung der Kaufmann in feiner Kalkulation geſichert und davor geſchützt iſt, daß 
ein Ausländer nicht unter beſſeren Bedingungen auf dem gemeinſamen Abſatz⸗ 
markt anbieten kann. Aber erſtens wird auch der größte Optimiſt nicht behaupten 
können, daß die Zeitläufte im internationalen Warenaustauſch „normal“ ſind. 
And zweitens iſt das, was in moderne Handelsabmachungen als Meiſtbegünſtigung 
heute aufgenommen wird, nur ein Serrbild. Wir Deutſche können jedenfalls unter 
Beweis ſtellen, daß die Geſchichte der Meiſtbegünſtigung in den letzten Jahren 
außerordentlich unvorteilhaft für uns verlaufen iſt. So haben insbeſondere die 
Ausnahmen von ihr faſt zu völliger Aushöhlung des Grundſatzes geführt. Wir 
finden ſie als ſkandinaviſche, iberiſche, baltiſche, ſüdamerikaniſche, mittelamerikaniſche 
Klauſel, ſie haben Einzug gehalten in das ruſſiſche und perſiſche Vertragsnetz und 
fie finden ſich endlich mit ihrer für uns empfindlichſten Anwendung in der Rege- 
lung der Beziehungen zwiſchen den Mutterländern und ihren Kolonien und aus 
wärtigen Beſitzungen. Als ihr prägnanteſter Ausdruck erſcheint der bekannte Ver⸗ 
trag von Ottawa im britiſchen Weltreich. Geopolitiſch ſich naheſtehende Staaten 
neigen in der allgemeinen Abkapſelung der Welt gegeneinander dazu, ſich Sonder 
rechte zu ſchaffen, die den politiſch entfernteren Ländern vorenthalten bleiben. 


And endlich iſt in der Zeit der akuteſten Kriſe, in der Zeit der Deviſenbeſchränkungen, 
in der Zeit von Clearing und Kompenſationsverträgen die Meiſtbegünſtigung ein 
leerer Schemen geworden. Was nutzt mir bei einem uns noch ſo freundſchaftlich 
verbundenen Staat die Meiſtbegünſtigung, die im Handelsvertrag mit ihm feierlich 
beſchworen iſt, wenn dieſer Staat auf dem Weg z. B. eines Clearing Vertrages 
einem dritten einen Vorteil einräumt, den er mir vorenthält? Die Meiſtbegünſti⸗ 
gung heutiger Geſtaltung in der Kriſe iſt blutleer. Es mag ſein, daß ſie wieder ein ⸗ 
mal lebendig wird; aber man kann darauf bauen: in einer von Grund auf ver⸗ 
änderten Form gegenüber dem jetzigen Zuſtand und hoffentlich in der Form der 
Meiſtbegünſtigung zwiſchen „Großraumgebieten“. Darüber wird ſpäter noch zu 
ſprechen ſein. 

Wie im finanzpolitiſchen, ſo mußte auch im Fache der Handelspolitik der Verſuch 
zu allgemeiner Beſeitigung der trotz der Herrſchaft der Meiſtbegünſtigung auf- 
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gekommenen wirtſchaftlichen Schranken und Schutzmaßnahmen der nationalen Geſetz⸗ 
gebungen durch Behandlung der Probleme in Weltwirtſchaftskonferenzen ſcheitern. 
Die letzte Probe im Sommer 1933 zu London endete mit einem kläglichen Fiasko. 


Wenn es ſchon nicht möglich war, den Hinderungen des Warenaustauſches mit dem 


Mittel der Ausſprache zwiſchen zwei Partnern zu Leibe zu rücken, wieviel ausſichts⸗ 
loſer mußte ein derartiger Verſuch ſein, wenn man ihn unter mehr als 60 Mächten 
der Erde mit den verſchiedenſten Wirtſchaftsſyſtemen und Wirtſchaftsmethoden 
anſtellte. Es iſt wohl nicht zuviel gejagt, daß die mit fo viel Hoffnungen ein- 
geleitete Weltwirtſchaftskonferenz an der Verweigerung der Währungsſtabiliſierung, 
an den krampfartigen Bemühungen um eine wirtſchaftliche Verſtändigung zwiſchen 
allen Beteiligten und an der paſſiven Reſiſtenz dieſer Teilnehmer zu Bruch 
gegangen iſt. 

Am Ende ſtand in Deutſchland ein Heer von Arbeitsloſen. Bei der Machtübernahme 
am 30. Januar 1933 hat der Nationalſozialismus über 6 Millionen verzweifelte 
Menſchen vorgefunden, deren Wiedereinſchaltung in Lohn und Brot er als ſein 
wichtigſtes Nahziel anzuſehen hatte. 


4. Die Wirtſchaftsgeſetze und Ziele des Nationalfozialismus 


Der Verfaſſer der vorliegenden Ausarbeitung iſt an die Darſtellung des wichtigſten 
Kapitels ſeiner Arbeit, die Erörterung der auf wirtſchaftlichem 
Gebiete erlaſſenen Geſetze der nationalen Regierung und 
die Aufzeigung der Wirtſchaftsziele des Nationalfozialis- 
mus an dem Tage herangegangen, an dem vier Jahre nationalſozialiſtiſcher Aufbau- 
arbeit verſtrichen waren. Welch eine Fülle pofitiven Schaffens und gewaltigſter 
Leiſtungen in dieſen vier Jahren! Es mutet uns faſt wie ein Traum an, wenn man 
die unheilvollen Zuſtände, die Zerriſſenheit und Hoffnungsloſigkeit im deutſchen 
Volke am 30. Januar 1933 mit der heute in Deutſchland herrſchenden Lage ver- 
gleicht. Das deutſche Volk hat ſich wieder auf ſich ſelbſt beſonnen; in dieſer kurzen 
Zeit hat Adolf Hitler das faſt über Menſchenkraft gehende Werk vollbracht, die 
Gemeinſchaft aller Deutſchen in ſich zu ſchließen und zu feſtigen. Denn nicht nur 
politiſch ſtand anfangs 1933 das deutſche Volk, zerfallen in Parteiungen, vor dem 
Chaos, auch die deutſche Wirtſchaft, die ſich in F aufgelöſt hatte, 
ſchien vor dem Bankrott nicht mehr zu retten zu ſein. 


Mit aller Energie hat die nationale Regierung das Steuer des Staatsſchiffes herum - 
geworfen. Es kann hier nicht der Ort ſein, bis in alle Einzelheiten hinein die wirt- 
ſchaftlichen Geſetze zu ſtudieren, die in den letzten vier Jahren verabſchiedet worden 
ſind. Wir haben uns bei ihnen wie bei der Erörterung der Zwecke, die ſie erfüllen 
ſollen, und der verfolgten Ziele auf die großen Linien zu beſchränken, deren Auſ⸗ 
zeichnung für das Verſtändnis der Geſamtlage unentbehrlich iſt. Wie geſagt, hatte 
der Nationalſozialismus als erſte Aufgabe das Streben aufzunehmen, das ſchlimmſte 
Erbe der Vergangenheit zu liquidieren, nämlich die Geißel der ewigen Arbeitsloſig⸗ 
keit zu zerbrechen. „Es kommt jetzt nicht auf Programme und Ideen, ſondern auf 
das tägliche Brot für fünf Millionen Menſchen an.“ Mit dieſen Worten hatte der 
Führer in der Zuſammenkunft der Reichsſtatthalter am 6. Juli 1933 das Problem 
klar umriſſen. Nationalſozialismus iſt Sache der Geſinnung und des Herzens; ſein 
hehrſtes Ziel iſt es, das ganze deutſche Volk bis in ſeine letzten Glieder hinein zu 
wahren Nationalfozialiſten umzuſormen. Die Erledigung dieſer Aufgabe erfordert 
Zeit, aber auch die ſofort wirkſamen Maßnahmen mußten aufgebaut werden auf 
innerer Geſinnung, die eine völlige Abkehr von den früheren Wirtſchaftsmethoden 
bedeutete. 


Das eben angezogene Wort des Führers iſt nicht nur wegen der Problemſtellung, 
ſondern auch in einer anderen Beziehung von Gewicht. „Nicht Programme und 
Ideen.“ Die nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsordnung verfolgt keineswegs das Ziel, 
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das Privateigentum zu leugnen und die Privatinitiative zu erſticken. In ſeiner 
großen Sportpalaſt. Rede am 28. Oktober 1936 hat als Beauftragter für den Vier⸗ 
jahresplan Miniſterpräfident Generaloberſt Göring dem gleichen Gedanken ſolgender⸗ 
maßen Ausdruck gegeben: „Der Wirtſchaft aber möchte ich eins ſagen: Sie hat eine 
große Verantwortung. Der einzelne Anternehmer und Induſtrielle ſoll nur nicht 
darauf warten, was der Staat anregt, was der Staat fordert, ſondern er ſoll von 
ſich allein aus Mittel und Wege ſuchen und keine Anſtrengung ſcheuen, um dieſes 
Werk zu unterſtützen. Meine Herren Anternehmer! Sie ſprechen immer von der 
freien Initiative der Wirtſchaſt. Jetzt haben Sie die freie Initiative. Wenden Sie 
ſie an!“ Ein Weſensmerkmal der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsordnung iſt eben 
das Leiſtungsprinzip. Der grundlegende Anterſchied zur Wirtſchaftsauffaſſung des 
Liberalismus liegt in dem Geiſt, der die Wirtſchaft beſeelt, in der Wirtſchafts⸗ 
gefinnung. 

And gerade hierin iſt allerdings der Nationalſozialismus unerbittlich und bewußt 
unbeugſam. Ein bekannter Wirtſchaftspolitiker der früheren Zeit hat das überheb- 
liche Wort geprägt, daß die Wirtſchaft unſer Schickſal ſei. Darin haben wir aller- 
dings Erfahrungen: was nutzt einem die beftgeleitete und, in der Mundart des 
Liberalismus, die ergiebigſte Wirtſchaft, wenn der ſie umgebende Staat im Mark 
faul iſt und ihr nicht denjenigen Schutz angedeihen laſſen kann, ohne den ihre Blüte 
nur Schein iſt? Nein, nicht die Wirtſchaft, die Politik, die Kraft des Staates iſt 
unſer Schickſal, und es geht darum, in einem machtvollen Staate eine geſunde Wirt- 
ſchaft zu ſchaffen und zu erhalten. Wirtſchaft treiben und Staat verwalten ſind nicht 
identiſch. Das Reich Adolf Hitlers hat keine Sehnſucht danach, ſelbſt wirtſchaftliche 
Betriebe zu führen, eine Tätigkeit, die der des Staatsdieners weſensfremd iſt. 
Wieder und wieder hat es der kommiſſariſche Reichswirtſchaftsminiſter beklagt, daß 
die Angunft der Verhältniſſe, die Rohſtoffnot ihn in dem noch zu erörternden „Neuen 
Plan“ gezwungen hat, mit Devifen- und Aberwachungsſtellen viel ſtärker unmittelbar 
in die Wirtſchaft einzugreifen, als es ihm lieb iſt und ſeiner Auffaſſung von der 
Trennung zwiſchen den Aufgaben des Staates und der Wirtſchaſt entſpricht; ja, daß 
er mit jedem Tage zufrieden ſei, wo er nach Beſſerung der Amſtände der Wirtſchaſt 
früher die erſehnte Freiheit wird wieder völlig zurückgeben können. Aber dieſe Frei⸗ 
heit iſt jetzt und ſpäter nicht ſchrankenlos. Das Wohlbefinden des Volksganzen iſt 
des Nationalſozialismus oberſtes Gebot. And eiferſüchtig und unermüdlich haben 
die damit betrauten ſtaatlichen Organe darüber zu wachen, daß dieſe Freiheit ſich 
nicht zum Nachteil des Volksganzen, des „Gemeinnutzes“ auswächſt. An dem Wohle 
der Allgemeinheit findet die Privatinitiative, die Leiſtungsfreiheit ihre unverrüd- 
baren Grenzpfähle. 


a) handelspolitiſch 


Wir wollen dieſe Grundrichtung nationalſozialiſtiſcher Wirtſchaftsaufſaſſung im Auge 
behalten, wenn wir die ökonomiſchen Taten der nationalen Regierung im folgenden 
nach der handelspolitiſchen, der finanziellen und der organi⸗ 
ſatoriſchen Seite hin unterſuchen. Aber 6 Millionen Arbeitsloſe hat der 
Nationalſozialismus am 30. Januar 1933 vorgefunden; Frauen und Kinder mit- 
gerechnet, war faſt jeder dritte Deutſche damals zur Hoffnungsloſigkeit verurteilt. 
Bis auf rund 1 Million iſt dieſe Zahl in den 4 Jahren ſeit der Machtübernahme 
herabgedrückt worden, wobei beſonders darauf hinzuweiſen iſt, daß in dieſer Ziffer, 
von dem Wechſel der Arbeitsſtätte am Stichtage der Zählung abgeſehen, ein hoher 
Prozentfatz von Arbeitsunfähigen und unwilligen einbegriffen iſt. Fürwahr eine 
ſchier erſtaunliche Leiſtung, das Hauptſtück im erſten Vierjahresplan unſeres Führers, 
das auch die übelwollendſte Kritik des Auslandes nicht überſehen kann! Natürlich 
konnte dieſe Leiſtung nur auf einer ſtaatlichen Arbeitsbeſchaffung größten Ausmaßes 
aufgebaut werden. And das Geniale an dieſem Werk liegt darin, daß mit ihr die Be. 
reinigung und Belebung des inneren Marktes automatiſch verbunden war. Man 
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erinnert ſich noch der verſchiedenen Arbeitsbeſchaffungsprogramme mit ihren recht viel- 
ſeitigen Maßnahmen. Ob es ſich dabei um Hausinſtandſetzung, um Autobahnen, um 
Eheſtandsbeihilfſen oder um ſonſtige lebenswichtige Arbeiten für die Volkswirtſchaft 
handelte: alles diente dem einzigen Ziele, Arbeitsloſe von der Straße zu bringen; 
und in gleicher Richtung wirkte ſchließlich die Aufrüſtung, die, aus der Entwicklung 
der politiſchen Lage Deutſchland aufgezwungen, nach der Abſtreifung der Verſailler 
Feſſeln möglich und notwendig geworden war. And alles übte die gewollte 
Nebenwirkung aus, daß die Konjunktur allgemein anzog. Die früher gegebenen 
ſtatiſtiſchen Zuſammenſtellungen, die man vergleichen möge, beweiſen das 
ſchlagend. Der Beſchäftigungsgrad zahlreicher deutſcher Fabriken nahm zu. Die 
Kaufkraft breiteſter Volksſchichten ſteigerte ſich; was der Arbeitsloſe mit der 
Anterſtützung an dringenden Bedürfniſſen nicht zu decken vermochte, das zu be⸗ 
friedigen wurde ihm jetzt in Lohn und Brot ermöglicht. Neben der gewerblichen 
zog die Landwirtſchaft aus dieſer vermehrten Nachfrage der neuen und der gefeſtigten 
Käuferſchichten ihren Vorteil. Bei ihr hat ſich die Rentabilität in den wichtigſten 
Produktionszweigen entſcheidend gebeſſert, und an die Stelle wilder Preis- 
ſchwankungen konnte eine ſtabile Preislage geſetzt werden, fo daß der Ernährungs- 
miniſter wiederholt mit guter Ausſicht auf Erfolg zu einer friedlichen „Erzeugungs- 
ſchlacht“ aufzurufen vermochte. Soweit war alles geplant und gut; es konnte auch 
nicht ſchrecken, daß hier und dort der volkswirtſchaftliche Lehrſatz von der Neigung 
der Preiſe zum Steigen bei Verſtärkung der Nachfrage an ſchwachen Stellen in die 
Praxis einzudringen ſich anſchickte. Wieder war es die Rückſicht auf die Gemeinſchaft, 
die den Staat zum Eingreifen veranlaßte. Das Intereſſe des einzelnen und das der 
Allgemeinheit liefen abſolut gleich, wenn eine Verminderung der Produktionskoſten 
ſich im Zuge der ſogenannten „Mengenkonjunktur“ einſtellte, ohne daß dem Fabri⸗ 
kanten es erlaubt wurde, auch im Preiſe der Ware aufzuſchlagen. Man mußte ja, 
auch wieder im Ausfluß des Gemeinnutzes, von der Gefolgſchaft beanſpruchen, daß fie 
ſich trotz der Zunahme des Beſchäftigungsgrades im großen und ganzen mit dem 
bisher verdienten Lohn abfand. Ein anderes aber war ſchwerer zu überwinden. Der 
Bedarf an Rohſtoſfen wurde durch die Belebung der inneren Wirtſchaſt erheblich 
vergrößert. Die Lagervorräte in Produktion und Handel waren während der ver- 
floſſenen Kriſenjahre im weſentlichen geräumt worden. Auch ließ die geſchwächte 
Finanzkraft der Anternehmungen von einer zinſenfreſſenden Anlegung von Kapitalien 
in Lagerbeſtänden abraten. So kam es, daß der plötzlich geſteigerten Nachfrage der 
Handel als Puffer zwiſchen Erzeugung und Verbrauch nicht gewachſen war. Soweit 
die zur vermehrten Produktion erforderlichen Nohſtoffe inländiſchen Arſprungs find, 
waren Schwierigkeiten nicht gegeben. Der Erwerb von Rohmaterialien im Ausland 
koſtet indes Deviſen; und die Steigerung der Deviſenanforderungen aus dem An- 
ziehen der Geſchäftslage in Deutſchland heraus traf zuſammen mit dem ſchnellen 
Abſchmelzen der Deviſenvorräte in der Reichsbank durch die vorher geſchilderte Ent. 
wicklung der internationalen Finanzpolitik und der deutſchen Schuldenzahlung. Es 
war ſelbſtverſtändlich, daß die Reichsregierung ſchon im Programm der erſten vier 
Jahre alles in ihren Kräften Liegende daranſetzte, die Wirtſchaft aus der Abhängig- 
keit von ausländiſchen Rohſtoffen zu löſen. Der Boden dazu war in Deutſchland 
ſchon durch die Abſperrung während der Zeit des Weltkrieges geebnet. Schon damals 
batte deutſcher Erfindergeiſt und deutſche Ingenieurkunſt allerorten eingeſetzt, um 
Erſatz für fremde Rohſtoffe zu ſchaffen. Die Zeit allmählicher Einſchaltung des 
Deutſchen Reichs in den internationalen Handelsverkehr nach dem Kriege hatte mit 
ihrer erleichterten Beſchaffung ausländiſcher Rohmaterialien die Forſchungsarbeit auf 
dieſem Gebiete naturgemäß etwas in den Hintergrund treten laſſen. Gott ſei Dank 
war ſie niemals ganz eingeſtellt worden und glücklicherweiſe war es verhältnismäßig 
leicht, ihr wieder neuen Antrieb zu verleihen. Darüber wird noch bei einem Hinweis 
auf den zweiten Vierjahresplan zu reden fein. Es iſt in der Öffentlichkeit bekannt, 
welch außerordentliche ſyſtematiſche Erſolge jetzt ſchon in der Erſetzung ausländiſcher 
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Rohſtoffe zu verzeichnen find. Ich brauche bloß an die Kunſtſpinnfaſer, den Gummi 
und den Treibſtoff aus heimiſcher Kohle, an die Anreicherung der armen deutſchen 
Eiſenerze zu erinnern. Dabei iſt das ein wenig geringſchätzige Wort „Erſatz“ zweifel 
los irreführend: wie es der Kunſtſeide gelungen iſt, ſich an die Stelle der Naturſeide 
zu ſetzen, fo wird es ſicher der Kunſtſpinnſaſer möglich fein, bis zu einem gewiſſen 
Grade Naturwolle und baumwolle vollwertig zu verdrängen. Nicht anders ſteht es bei 
Kautſchuk und Benzin. Nur verhält es ſich leider fo, daß der Ausbau der Fabri ⸗ 
kationsmethoden und der Produktionsſtätten trotz aller Beſchleunigung Zeit und 
Kapital erfordert. And daß in dieſer Zwiſchenzeit die Sorge um die Erhaltung des 
Arbeitsmarktes im Innern die Anſpannung aller Kräfte notwendig macht. Der 
Zuſammenraffung dieſer Kräfte diente der vom Reichsbankpräfidenten Dr. Schacht 
eingeführte „Neue Plan“ vom 24. September 1934, deſſen zweite Wurzel in dem 
Zwang zur Ordnung und Beaufſichtigung des Kapitalverkehrs mit dem Ausland zu 
finden iſt. Ein Vorſpiel ging dem Neuen Plan in den Monaten des Hochſommers 
1934 voran; die Erfahrungen, die man mit ſeinem Abrollen machte, mündeten folge; 
richtig in den Neuen Plan aus. Wie weiter oben angedeutet war, führten Paſſivität 
der Handelsbilanz infolge zunehmender Einfuhrhemmniſſe des Auslandes und Er- 
füllung der Zahlungsverpflichtungen zu raſchem Dahinſchwinden der Gold und 
Deviſenbeſtände in der Reichsbank. Im März 1934 beliefen fie ſich noch auf 
245 Millionen RM, Ende April hatten ſie ſich auſ 212, Ende Mai auf 136 und Mitte 
Juni auf 100 Millionen ermäßigt. Nach Gewinnung zuverläſſiger Aberſicht 
über den Stand der Dinge und die zu erwartende Entwicklung mußten Gegenmaß⸗ 
nahmen einſetzen. Man beſchränkte die Einfuhrdeviſenkontingente, die in der Zeit 
von Mai 1932 bis Februar 1934 ſich unverändert auf 50 v. H. der Einfuhr von 1930 
und 1931 belauſen hatten, im März 1934 um 5 auf 45 v. H., im April auf 35, im 
Mai auf 25, im Juni auf 10 und im Juli 1934 endlich auf 5 v. H. Daneben erließ 
der Reichswirtſchaftsminiſter auf Grund des Geſetzes vom 22. März 1934 über den 
Verkehr mit ausländiſchen Rohftoffen und Halbfabrikaten befriftete Einkaufsverbote 
für wichtige Robftoffe, und man richtete zum Zwecke einer ſparſamen Bewirtſchaftung 
Aberwachungsſtellen für eine Reihe von Rohſtoffen ein. Eine Bekämpfung des 
Abels wurde aus den verſchiedenſten Gründen und vor allem wohl deshalb, wie ſich 
ſpäter herausſtellte, nicht erreicht, weil die getroffenen Maßnahmen nicht umfaſſend 
genug waren. Die Reichsbank ſah ſich am Ende des Monats Juni 1934 gezwungen, 
ihre Zuflucht zu einem proviſoriſchen Notbehelf zu nehmen: „ſie repartierte die 
Deviſen, d. h. ſie beſchränkte ihre täglichen Deviſenabgaben auf die Eingänge. Die 
Deviſenanforderungen wurden je nach ihrem Dringlichkeitsgrad aus den täglich 
anfallenden Deviſen zugeteilt. Zwar wurde auf dieſem Wege ein weiterer Rückgang 
des Gold- und Deviſenbeſtandes aufgehalten; da durch eine derartige Regelung 
indeſſen nur die Zahlung, nicht aber die tatſächliche Einfuhr beſchränkt wurde, 
gelangten überfällige Warenſchulden in wachſendem Amfang zur Entſtehung, die den 
Kredit des deutſchen Importeurs zu ruinieren drohten und die zur Folge hatten, daß 
die Einfuhr auf Dreimonatsziel immer mehr durch ſofort zahlbare Einfuhr erſetzt 
wurde. Dadurch erſchwerte ſich die Deviſenlage noch mehr“. “) Wegen ihrer techniſchen 
Andurchſichtigkeit nur angedeutet werden fol die Tatſache, daß die bei der Reichsbank 
zu führenden Sonderkonten für ausländiſche Notenbanken auf Grund von inter- 
nationalen Zahlungsabkommen die Erfolge der Deviſenrepartierung und der Ein- 
fuhrbeſchränkungen weitgehend wirkslos gemacht haben. 

Es iſt heute kein Zweifel mehr möglich, daß die deutſche Wirtſchaft vor chaotiſchen 
Zuſtänden kaum bewahrt geblieben wäre, wenn in dieſem Zeitpunkt nicht die radikalen 
Vorſchriften der zum Syſtem des „Neuen Planes“ zuſammengeſchloſſenen Geſetze und 
Anordnungen Platz gegriffen hätten. Der Direktor bei der Reichsbank Bleſſing, der 
im Reichswirtſchaftsminiſterium bei der Aufſtellung des Plans maßgeblich mitgewirkt 


) Direktor bei der Reichsbank Bleſſing in einem Vortrag vor der Verwaltungs ⸗Akademie 
Berlin am 22. Januar 1935. 
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hatte, hat in einem Vortrag vor der Verwaltungs⸗Akademie Berlin am 22. Januar 
1935 Grundgedanken und Ziele recht anſchaulich folgendermaßen dargeſtellt: „Den 
Grundgedanken kann man mit den Worten umſchreiben: Hilf Dir ſelbſt, ſo hilft Dir 
Gott! Sein Weſen beſteht darin, daß die Wareneinfuhr den vorhandenen 
Zahlungsmöglichkeiten angepaßt worden iſt; mit anderen Worten, daß wir bei der 
Einfuhr nicht über unſere Verhältniſſe leben und daß das, was wir aus dem Ausland 
beziehen, unſeren wirtſchaftlichen Notwendigkeiten entſpricht. Die geſamte deutſche 
Wareneinfuhr“ (alſo nicht mehr, wie bisher, nur Teile von ihr) „iſt einer ſtändigen 
Kontrolle durch 25 Aberwachungsſtellen unterworfen worden. Nur wer im Beſitz einer 
von einer ſolchen Aberwachungsſtelle bezogenen Devifenbeſcheinigung iſt, kann darauf 
rechnen, die zur Bezahlung notwendigen Deviſen zu erhalten. Wer ohne eine ſolche 
Beſcheinigung importiert, tut es auf eigene Gefahr. Weiterhin enthält der Neue 
Plan das Prinzip: Kaufe bei Deinem Kunden! Nachdem unſer Exportüberſchuß 
gegenüber den europäiſchen Ländern immer geringer geworden iſt und da der noch 
verbleibende Aberſchuß durch die beſtehenden Trans ſerabkommen verbraucht wird, 
müſſen wir den überſeeiſchen Ländern gegenüber, mit denen wir früher im Waren- 
austauſch regelmäßig paſſiv waren, genau die gleiche Haltung einnehmen, welche die 
europdiſchen Staaten im Verkehr mit uns beobachten: wir können alſo von dieſen 
Aberſeeländern nur noch ſo viel kaufen, wie ſie uns an Waren abnehmen.“ Daß 
damit revolutionierende Wirkungen auf die eingefahrenen Wege des internationalen 
Handelsverkehrs verbunden fein müſſen und verbunden find, wird noch Gegenſtand 
unſerer Aufmerkſamkeit zu ſein haben. Soweit die Einfuhrſeite. Daß der Neue Plan 
auch gewiſſe Aufgaben bezüglich der Ausfuhr hat, ſei an Hand der Bleſſingſchen 
Darlegungen noch geſtreift. „Die erhöhte Binnenkonjunktur hat leider die weniger 
erſreuliche Folge gehabt, daß viele deutſche Anternehmungen in ihrem Erporteifer 
ſtark nachgelaſſen haben.“ Es iſt eben unendlich viel bequemer, wenn es auch nicht 
gerade volkswirtſchaftlich und gemeinnützig gedacht iſt, ſich auf den einfacher zu 
bearbeitenden und rentableren Innenmarkt zu beſchränken, anſtatt ſich mit den Wett- 
bewerbern, häufig aus Ländern mit entwerteter Währung, draußen herumzuſchlagen. 
„Der neue Plan ſieht vor, daß diejenigen Firmen, die exportieren, bei der Rohftoff- 
zuteilung bevorzugt werden. Der Plan hat auch das von unſeren auswärtigen 
Gläubigern anerkannte ſeitherige Zuſatzausfuhrverfahren beibehalten, das bekanntlich 
darin beſteht, daß wir deutſche Auslandsbonds oder deutſche Schuldverpflichtungen 
mit Disagio zurückkaufen und dieſes Disagio verwenden, um die deutſche Ware zu 
verbilligen.“ Eine derartige Maßnahme iſt für die deutſche Wirtſchaft lebenswichtig, 
weil es nur ſo gelingen kann, den Konkurrenzkampf mit wohlfeileren Auslandswaren 
durchzuhalten. 


Soweit die Grundlinien des Neuen Planes, wobei der Verfaſſer bewußt auf die 
Darlegung von Einzelheiten verzichtet hat. Es iſt uns oft vom Ausland, das über 
die Art der deutſchen Selbſthilfe aus verſtändlichen Gründen nicht übermäßig 
begeiſtert ſein konnte, die Abwertung der Währung als Erſatz für die getroffenen 
Maßnahmen warm empfohlen worden. Mit Recht war die Reichsregierung in keinem 
Augenblick bereit, den verhängnisvollen Wettlauf der Devalvation mitzumachen. Das 
deutſche Volk, dem die Schrecken des Jahres 1923 noch in den Gliedern ſtecken, iſt ein 
inflationserfahrenes Volk und ſcheut als gebranntes Kind das Feuer. Wir bemühen 
uns, die Laſt unſerer Auslandsſchulden abzubauen, weil nur die Schuldenfreiheit 
neben der finanziellen auch die politiſche Anabhängigkeit verbürgt. Die Abwertung 
der deutſchen und damit die Erhöhung ausländiſcher Währung in Deutſchland wäre 
dem entgegen einer Steigerung der zumeiſt in fremder Valuta kontrahierten Aus- 
landsſchulden gleichzuſetzen. Soweit — und das iſt in ſtarkem Maße der Fall — 
unſer Export auf der Veredelung ausländiſcher Rohſtoffe beruht, würde auch er ver- 
teuert werden, jo daß die Devalvation uns den Konkurrenzkampf draußen nur er- 
ſchweren müßte. Im Inland ergäbe ſich aus dem in abgewerteter Reichsmark aus- 
gedrückten höheren Preiſe der NRobitoffe ebenfalls ein geſteigertes Preisniveau, das 
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wir unter keinen Amſtänden vertragen könnten. And endlich führt eine letzte Erwägung 
zu dem gleichen Ziel temperamentvoller Ablehnung der Devalvation: es iſt nach allem, 
was geſchehen iſt und was ſich für die nächſte Zeit abzeichnet, nicht anzunehmen, daß 
der bisher ſtetige Rückgang des geſamten Welthandels ſich jo bald in eine gegen- 
läufige Bewegung wandeln ſollte; Deutſchland könnte mithin trotz des Opfers der 
Markentwertung ſeinen Anteil am zuſammengebrochenen Welthandel nicht über das 
normale Maß ſteigern. Es ſteht ja ſowieſo keineswegs ſeſt, ob die Verſchlechterung 
der deutſchen Währung nicht ſofort zu weiteren Inflationsvorgängen im Ausland 
Anlaß bieten würde. Alſo liegt auch aus dieſem Geſichtspunkt heraus für ein iſoliertes 
Vorgehen Deutſchlands auf dem Gebiet der Währung kein Grund vor. 


Die Reichsregierung hat ſchon das einzig Mögliche und Erfolgverſprechende getan, 
als ſie ſich mit der ihr eigenen, im Nationalſozialismus wurzelnden Tatkraft der 
lückenloſen Durchführung des Neuen Planes zuwandte. Die bisher verfloſſene Zeit 
ſeiner Anwendung hat uns gelehrt, nicht nur daß ſeine Einführung eine zwingende 
Notwendigkeit war, darüber hinaus auch daß der Erfolg unbeſtreitbar auf unſerer 
Seite zu finden iſt. Die Berechtigung eines ſolchen Urteils ergibt ſich aus der Gegen⸗ 
überftellung von nur zwei Zahlen: einer Paſſivität der deutſchen Handelsbilanz im 
Jahre 1934 von rund 285 Millionen RM ſtand am Ende des Jahres 1937 eine 
Aktivität von 443 Millionen RM gegenüber. Ein derartig durchſchlagender Erfolg iſt 
um ſo erſtaunlicher, er liefert einen um jo ſchlagkräftigeren Beweis für die Voraus- 
ſicht in den Maßnahmen der Reichsregierung wie für Anpaſſungs- und Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der deutſchen Wirtſchaft, als man nicht gerade behaupten kann, daß Deutſch⸗ 
land in ſeinem Streben nach Aufrechterhaltung und Vertiefung des Warenaustauſches 
über die Grenzen von ſeinen gewohnten Abnehmern und Lieferanten in nennenswertem 
Umfang unterſtützt worden ſei. And die dem Neuen Plane eigentümliche Erziehungs- 
aufgabe, mit der wir uns ſogleich zu beſchäftigen haben werden, läßt allmählich ihre 
Früchte reifen. Die Zeit arbeitet auch in dieſer Hinſicht für uns. 


Ein ſolcher dem Plane innewohnender erziehlicher Charakter weiſt wieder in die 
auswärtige Handelspolitik Deutſchlands ein. Es iſt ein Irrtum, den 
der Führer und der Reichsbankpräfident Dr. Schacht immer wieder hervorgehoben 
haben, wenn man annimmt, daß die Reichsregierung die internationalen Handels- 
beziehungen zwiſchen den Völkern als etwas Abzulehnendes anſähe. Aus wohlver- 
ſtandenem eigenen Intereſſe haben wir den lebhaften Wunſch, den Warenqaustauſch 
über die Grenzen zu pflegen und damit auch dem Gedanken- und Erfahrungsaustauſch 
die Wege zu ebnen. Es wäre ja auch zu widerſinnig, wenn die Regierung den 
Handelsſtand, die Hanſeſtädte als Eingangs- und Ausfalltore der deutſchen Wirtſchaft, 
die Exportinduſtrie ohne zwingendſte Not zu vernachläſſigen bereit wäre. Zwiſchen 
Reichswirtſchafts⸗ und Neichsernährungsminiſterium iſt bis in ihre Feinheiten hinein 
die einzuſchlagende handelspolitiſche Linie abgeglichen; ſie ſoll mit der Aufnahme 
landwirtſchaftlicher Produkte und von Rohſtoffen aus dem Ausland durch uns den 
Weg für die Abnahme deutſcher Waren draußen bereiten. Aber ſchon eine derartige 
Grundlinie läßt erkennen, daß ohne Gegenſeitigkeit der Handelsverkehr über die 
Grenzen nicht in Gang gebracht werden kann Es macht ſich nun unter den Wirkungen 
des Neuen Planes bereits verſchiedentlich die aus dem Zwang heraus angeordnete 
Verringerung der deutſchen Käufe in ausgeſprochenen Nohſtoffländern empfindlich 
fühlbar; kann es denn auch anders fein, wenn ein fo gewichtiger Rohſtoffverbraucher 
wie das Deutſche Reich wegen der Schwierigkeiten der Deviſenbeſchaffung in ſeinen 
Bezügen auszufallen ſich anſchickt? And die Erkenntnis hat in der Welt jedenfalls 
durchſchlagend zu fein, daß das Deutſche Volk ſich nie und nimmer durch eine Ver- 
weigerung der Belieferung mit Rohmaterialien in die Knie zwingen laſſen wird. Wenn 
der Neue Plan nur dieſe Ergebniſſe der pſychologiſchen Erziehungsarbeit gezeitigt 
haben würde, wäre er ſchon genugſam gerechtfertigt; die Wirkung geht aber noch 
tiefer und iſt noch dauerhafter. Es iſt in der vorliegenden Arbeit mehrfach darauf 
hingewieſen worden, daß die Londoner Konferenz von 1933 als der letzte Verſuch 
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kläglich geſcheitert iſt, dem Verfall im internationalen Handelsverkehr mit dem Mittel 
einer zwiſchenſtaatlichen Wirtſchaftskonferenz entgegenzuwirken. Iſt die Konferenz 
infolgedeſſen als völlig nutzlos zu bezeichnen? Vom deutſchen Standpunkt aus geſehen: 
keineswegs. Die Ausſprache in London hat bei ehrlichen Leuten die offene und end- 
gültige Abkehr von einer längſt überfällig gewordenen Methode ungeſunder, weil auf 
ungerechter Grundlage aufgebauter internationaler Zuſammenarbeit und den Auftakt 
zu einem ſicher fundierten, die nationalen mit den weltwirtſchaftlichen Intereſſen 
gerecht ausgleichenden Wirtſchaftsaustauſch unter den Völkern der Erde gebracht. So 
betrachtet, zwingt das Londoner Ergebnis zu der Schlußfolgerung: nationalwirtſchaft ; 
liche Selbſtentwicklung bedeutet keineswegs den Wirtſchaftskrieg aller gegen alle, 
ſondern begreift wohlverſtanden und wohlangewandt in ſich einen vernünftigen Aus- 
gleich zwiſchen den unvergänglichen Rechten eines jeden Landes auf Entfaltung ſeiner 
eigenen Kräfte und der Notwendigkeit des Zuſammenlebens mit anderen. And nur 
ſo iſt es zu verſtehen, wenn in der Einführung zu der vorliegenden Ausarbeitung die 
Lehre aus der Londoner Konferenz feſtgehalten wurde, daß eine geſunde Weltwirt- 
ſchaft geſunde, in ſich gefeſtigte Nationalwirtſchaften zur Grundlage haben muß. Die 
deutſche Handelspolitik hatte aus dieſen Erfahrungen ihre Schlüſſe zu ziehen. Was 
lag näher, was ergab ſich folgerichtiger aus der Blutleere der allgemeinen Meiſt⸗ 
begünſtigung, als daß die Neuorientierung in raumwirtſchaftlicher Hinſicht erſtrebt 
werden mußte? Geopolitiſche Annäherungstendenzen ſind es alſo, die der dritten 
Phaſe in der deutſchen Handelspolitik der Nachkriegszeit ihr Gepräge verleihen. Die 
Blockbildung zwiſchen gefunden Nationalwirtſchaften iſt zweifellos die glücklichſte, 
wenn nicht überhaupt die einzige Löſung zur Aberwindung der praktiſchen und metho⸗ 
diſchen Schwierigkeiten. Am Nande ſei vermerkt: es wird dabei notwendig ſein, daß 
die zueinander paſſenden und aufeinander angewieſenen Staaten ihre wirtſchaftlichen 
Beziehungen in der Form vertiefen und ihre Ausdehnung ermöglichen, daß ſie ſich in 
ihrer Erzeugung auf die gegenſeitige Ergänzung einſtellen. Das Deutſche Reich hat 
um die Sprengung des um feine Grenzen ſchärfer und ſchärfer gelegten handels. 
politiſchen Ringes beſorgt zu ſein; es kann ihm nicht verübelt werden, wenn es die 
Lücken in dieſer Einkreiſung dort ſucht und zu erweitern trachtet, wo ſeine politiſchen, 
geopolitiſchen und wirtſchaftlichen Intereſſen es geboten erſcheinen laſſen. Hier ſetzt 
der Neue Plan an. And mit dieſen in der Praxis immer mehr fühlbaren Anſätzen 
find die revolutionierenden Wirkungen auf bisher eingefahrene Wege im inter- 
nationalen Warenaustauſch verbunden. Das Deutſche Reich iſt zu einer ſolchen 
Revolution nicht aus der Freude an umſtürzenden Bewegungen, ſondern aus bitterem 
Zwang heraus getrieben. An den ausländiſchen Staaten iſt es, die für fie ſchädigen⸗ 
den Wirkungen des deutſchen Vorgehens durch eine vernünftige Haltung in wirt— 
ſchaftlicher Beziehung aufzufangen. 


Dazu wird auch der zweite Vier jahre splan hinreichend Gelegenheit bieten. 
Die Bemerkung, daß dem Deutſchen Reiche an einer dauerhaften Abkapſelung vom 
internationalen Warenaustauſch, an der „Autarkie“ nichts gelegen ſein kann, gilt 
ebenfalls für dieſes vom Führer auf dem Parteitag der Ehre am 9. November 1936 
erſtmalig verkündete und inzwiſchen von dem dafür beſonders Beauftragten Minifter- 
präfidenten Göring mit gewohnter Tatkraft in Angriff genommene gewaltige Pro- 
gramm wirtſchaftlicher Anabhängigkeit. Wie die Sorge um das richtige Verhältnis 
zwiſchen Ein und Ausfuhr eine der Wurzeln des Neuen Planes geweſen war, fo iſt 
das Moment der Abhängigkeit von ausländiſcher Hilfsbereitſchaft bei der Beſchaffung 
von Rohſtoffen und Nahrungsmitteln die Quelle für den zweiten Vierjahresplan. Es 
ſtimmt ſchon: iſt der Binnenmarkt über Gebühr auf die Außenwirtſchaft angewieſen, 
dann beſteht die Gefahr, daß die nationale Wirtſchaft in jede an irgendeiner Stelle 
der Welt ausbrechende Kriſe hineingezogen wird. Was liegt alſo näher, als daß die 
Reichsregierung alles in ihren und des Deutſchen Volkes Kräften Liegende daranſetzt, 
die Wirtſchaft aus ſolcher Abhängigkeit und Bedrohung zu löſen? Anter dem zweiten 
Vierjahresplan wird Deutſchland die Tradition des entwickelteſten Induſtrieſtaates 
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der Welt erfüllen. Wenn es gelungen ſein wird, Deutſchlands Induſtrie bei wichtigen 
Robftoffen, die wir bisher vom Ausland eingeführt haben und als deren hervor 
ſtechendſte auch hier wieder Textilien, Treibftoffe und Kautſchuk genannt fein mögen, 
von der Einfuhr unabhängig zu machen und eine ausreichende eigene Rohſtoffbaſis 
herzuſtellen, ſo wird damit auch der ſchaffende deutſche Volksgenoſſe, deſſen Arbeits- 
platz immer noch von der Nohſtoffeinfuhr aus dem Ausland beſtimmt war, von ſolcher 
Abhängigkeit befreit. Die intelligenteſte und leiſtungsfähigſte Arbeiterſchaft der Welt, 
die im heutigen Deutſchland erfüllt iſt von dem großen Gemeinſchaftsgedanken, kann 
dann in ihrer ökonomiſchen Grundlage nicht mehr von ausländiſchen Einflüſſen be- 
troffen werden. Der Anternehmungsgeiſt des deutſchen Betriebsführers wird das 
Seine dazu beitragen, auf daß der Appell des zweiten Vierjahresplans nicht umſonſt 
gegeben ſein wird. Alſo findet man auch hier wieder in der deutſchen Politik die 
Erkenntnis zur praktiſchen Anwendung gebracht, daß nur in ſich gefeſtigte National- 
wirtſchaften die Vorausſetzung für erfolgreiche internationale Zuſammenarbeit bilden. 
Daß das deutſche Kolonialprogramm neben politiſchen Wurzeln der Gleich. 
berechtigung auch auf ähnlichen wirtſchaftlichen Aberlegungen fußt wie der zweite 
Vierjahresplan, ſo insbeſondere der Notwendigkeit der Beſchafſung von tropiſchen 
und ſubtropiſchen Rohftoffen und Nahrungsmitteln gegen deutſche Währung, ſei zum 
Schluſſe dieſes Abſchnittes noch erwähnt. 


b) finanziell ' 
In den Verhältniſſen, in denen ſich Deutſchland befindet, liegt der innere Zujammen- 
hang zwiſchen Handels- und Finanzpolitik auf der Hand. Dieſe logiſche Ver. 
bundenheit der beiden Disziplinen hat uns in unſerer Erörterung ſchon mehrfach 
beſchäftigt. Die wirtſchaftlichen Ziele der Reichsregierung fordern die Anſpannung 
aller Kräfte; ſie ſind nicht erreichbar — man denke nur an die Finanzierung der 
Arbeitsbeſchaffung und des zweiten Vierjahrsplanes —, ohne daß dem Kapitalmarkt 
größte Aufmerkſamkeit und feſte, aber pflegliche Behandlung widerfährt. Wie der 
Direktor bei der Reichsbank, Dr. Müller, gelegentlich“) zutreffend bemerkt hat, konnte 
es ſich für den verantwortungsbewußten Nationalſozialismus bei der Neuordnung 
nicht um die Verwirklichung irgendeiner bloßen Theorie auf dieſem Gebiet, auch nicht 
um eine beliebige finanzielle Sanierung oder betriebstechniſche Reorganifation irgend- 
eines Kreditzweiges, ſondern es mußte ſich um eine alle gefunden Bedürfniſſe über- 
ſchauende lebensnahe Ordnung des geſamten Geld. und Kreditweſens handeln. Dr. 
Müller iſt zu folgen, wenn er ſagt, daß angeſichts der ungeheuren nationalpolitiſchen 
Bedeutung der von der Regierung in Angriff genommenen und noch zu betreibenden 
Arbeiten in Zukunft das geſamte Geld-, Kredit und Sparweſen als eine Einheit auf- 
gefaßt werden muß, damit die Wiederaufbauarbeit nicht an der Anzulänglichkeit des 
Kapitalmarktes zerbricht. Darin liegt es auch begründet, wenn die Regierung ſich in 
ihrer Kapitalmarktpolitik wohlweislich vor allen gewaltſamen Eingrifſen gehütet hat. 
Machte man die Stärkung des allgemeinen Vertrauens in die Regierungsführung zur 
Grundlage, ſo war nur der organiſche Weg williger Mitarbeit aller Volksgenoſſen 
erfolgverheißend. Aber hier hat die bisher erkennbare Entwicklung der Haltung der 
Reichsregierung tauſendfach recht gegeben. 
So verſtanden, find die bank⸗ und börſenwirtſchaftlichen Geſetze als ein Ganzes zu 
werten. Ihre wichtigſten ſind: das Geſetz über das Kreditweſen vom 5. Dezember 
1934, das Anleiheſtockgeſetz ſowie das Geſetz über den Wertpapierhandel vom 4. De- 
zember 1934 und das Geſetz über die Durchführung einer Zinsermäßigung bei Kredit- 
anſtalten vom 24. Januar 1935. Auch diesmal ſollen hier unter Verzicht auf Einzel⸗ 
heiten nur die beſtimmenden Richtlinien in den erwähnten Geſetzen angegeben werden. 
Auf das Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 4. Februar 1935 und die Ver⸗ 
ordnung dazu vom 19. Dezember 1936, beide der Beſtimmung der in Deviſenſachen 
entſcheidenden Behörden und der Vorſchriften über genehmigungsbedürftige Hand⸗ 


) In der Zeitſchrift der Akademie für Deutſches Recht, 1935, Heft 1. 
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lungen im Deviſengebiet dienend, und auf die Geſetze vom 13. Dezember 1935, nämlich 
das Geſetz über Spar- und Girokaſſen uſw. und das über die Auflöſung der Zweck- 
ſparunternehmungen ſei nur hingewieſen. Die Zeit war für geſetzgeberiſche Maß⸗ 
nahmen im Fach des Kreditgewerbes reif geworden. Unmittelbar nach Beendigung 
der Inflation trat es bereits offen zutage, das es uns bei einer ſparſamen Wirt⸗ 
ſchaftsführung möglich fein würde, mit der vorhandenen knappen Kapitaldecke aus- 
zukommen. Es ließ ſich zwar nicht vermeiden, daß das ſtark geſuchte Kapital hohe 
Leihſätze bedingte. Als ein ſchwerer Mißſtand mußte es aber empfunden werden, 
wenn das ſchon infolge ſeiner verhältnismäßigen Seltenheit teure Kapital durch 
zahlreiche Amſtände ohne Not weiter im Preiſe ſtieg. In einer ſolchen Richtung 
wirkte vor allem der aus der Inflationszeit her ſtark überſetzte Kreditapparat. 
Er führte zu einem heftigen Wettbewerb unter den einzelnen Kreditinſtituten, einer 
Konkurrenz, deren Koſten im weſentlichen die kreditnehmende Wirtſchaſt zu beſtreiten 
hatte. Dazu kamen die hohen Verluſte aus Fehlinveſtitionen im Zuge der allzu frei- 
mütigen Anbietung von Auslandskapital; ſie hätten ſich vermeiden oder doch 
wenigſtens vermindern laſſen, wenn eine zentrale Kreditpolitik der Geldinſtitute 
beſtanden hätte. Der Mangel an ausreichenden Möglichkeiten, von einer mit den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen des Reichs vertrauten Stelle aus den Kapitalſtrom 
fließen zu laſſen und zu lenken, war ſchließlich Arſache dafür, daß die zur Löſung 
nationalpolitiſcher Aufgaben gebrauchten Mittel nicht in der gewünſchten Weiſe zur 
Verfügung ſtanden oder ihre Zerfplitterung und unſachgemäße Verwendung drohte. 
Die Bankenkriſe des Jahres 1931, die infolge des raſchen und unerwarteten Zurück- 
ziehens von Milliardenbeträgen durch das Ausland ausgelöſt wurde, iſt noch in 
Erinnerung. Sie gab den Anſtoß zu einer Reihe von Maßnahmen im Wege der Not- 
geſetzgebung, unter anderem zur Bildung eines Bankenkuratoriums. Eine befriedi⸗ 
gende Regelung der Verhältniſſe blieb ihr verſagt, der wirtſchaftſchädigende Kampf 
der Kreditinſtitute untereinander tobte weiter, weil die Staatsleitung im Deutſchen 
Reich der damaligen Zeit nicht mehr über die innere Kraft und Geſchloſſenheit ver- 
fügte, die ſie hätte der widrigen Amſtände Herr werden laſſen. 


Angeſichts einer ſolch unbefriedigenden und Abhilfe dringend erheiſchenden Lage hat 
bald nach der Machtergreifung der Führer den Reichsbankpräſidenten Dr. Schacht mit 
der Anſtellung einer Anterſuchung über das Bankweſen beauftragt. Sachverſtändige 
aus allen Sparten des Kreditgewerbes wurden von einem zu dieſem Zweck gebildeten 
Anterſuchungsausſchuß vernommen. Als Ergebnis der Beratungen wurde ein 
Geſe tz entwurf über das Kreditweſen ausgearbeitet, der dem Vorſchlag des 
Ausſchuſſes entſprechend ohne weſentliche Anderungen vom RNeichskabinett verab- 
ſchiedet worden iſt. Das Geſetz bringt zunächſt und als wichtigſtes die Zuſammen⸗ 
faffung aller Kreditinſtitute unter die Führung eines „Aufſichtsamtes“, es verbürgt jo 
die Innehaltung einer einheitlichen Kreditpolitik. Hierin liegt in doppelter Beziehung 
ein großer Fortſchritt. Es wird in Anwendung nationalſozialiſtiſcher Grundſätze 
ſichergeſtellt, daß die Kreditinſtitute in Zukunft ihre Geſchäfte unter Rückfichtnahme 
auf die Erforderniſſe der Geſamtwirtſchaft betreiben. Bei den Sparkaſſen und öffent- 
lich ⸗ rechtlichen Kreditbetrieben insbeſondere wird der Dienſt am Reich und deſſen 
Intereſſen ſtärker als früher in den Vordergrund geſchoben; eine der erſten Aus- 
wirkungen dieſer Amſtellung in Richtung der Gemeinnützigkeit zeigte ſich im Januar 
1935 in der Abernahme einer 4½/2prozentigen Reichsanleihe im Betrage von 500 Mil- 
lionen RM durch den Deutſchen Sparkaſſen⸗ und Giroverband und die Deutſche Giro- 
zentrale - Deutſche Kommunalbank. Eine weitere, nicht hoch genug zu veranſchlagende 
Verbeſſerung bringt das Geſetz inſofern, als es der Lenkung des Kapitals zur Er- 
füllung beſonders wichtiger nationalpolitiſcher Aufgaben den Weg bereitet. Dazu 
gehört vor allem die reinliche Scheidung zwiſchen Spargeldern und ſonſtigen, jederzeit 
verfügbar zu haltenden Bankeinlagen, zu der das Geſetz die erforderlichen Handhaben 
bietet. Schließlich handelt es ſich darum, die in den Jahren der Kriſe untergrabene 
Zahlungsbereitſchaft der Kreditinſtitute auch gegen außergewöhnliche Ereigniſſe zu 
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wappnen, den Geſahren vorzubeugen, welche die Sicherheit der Geldeinlagen be- 
drohen, und endlich die Mißſtände zu beſeitigen, die ſich aus der Aberſetzung des 
Bankgewerbes und einem ungeſunden Wettbewerb ergeben haben. Zur Durchführung 
eines derartigen Rahmenprogramms iſt das Aufſichtsamt berufen; es beſteht aus dem 
Präſidenten des Reichsbankdirektoriums, feinem Stellvertreter, einem vom Führer 
ernannten beſonderen Vertrauensmann und den vier Staatsſekretären der nächſt⸗ 
beteiligten Reichsminiſterien. Seine Beſchlüſſe werden nach dem Führerprinzip 
gefaßt; in Zweifelsfällen iſt die Entſcheidung des Reichskabinetts herbeizuführen. 
Als ausführendes Organ wird „der Reichskommiſſar für das Kreditweſen“ tätig; 
gegen ſeine Anordnungen iſt Beſchwerde an das Aufſichtsamt gegeben. Es hat der 
deutſchen Kreditwirtſchaft Ziel und Richtung zu weiſen und zu dieſem Zweck zu den 
zahlreichen Rahmenbeſtimmungen des Geſetzes Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen. 
Beſonders beachtlich iſt nach dem Geſetz die Stellung des Reichsbankpräſidenten als 
Vorſitzenden des Auffihtsamts: er iſt, den Aufgaben der Reichsbank entſprechend, für 
den Geldumlauf, den Zahlungsverkehr und die Währung verantwortlich und hat dazu 
die oberſte Aufficht über die Kreditwirtſchaft und ihren techniſchen Apparat zu über⸗ 
nehmen. 

Wie bereits erwähnt, hat das Geſetz über das Kreditweſen unter anderem die Auf- 
gabe, dem Rentenmarkt alle Anlagemittel zuzuführen, um ſo der Wirtſchaft die 
Durchführung großer nationalpolitiſcher Maßnahmen zu ermöglichen. Einem ähn⸗ 
lichen Ziel dient auch das Anleiheſtockgeſetz. Durch dieſes Geſetz werden 
zunächſt die Erwerbsgeſellſchaſten, die infolge der ihnen erteilten öffentlichen Aufträge 
zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit Dividendenerhöhungen vornehmen könnten, ver- 
anlaßt, in ihren Gewinnausſchüttungen Maß zu halten. Weiter ſoll das Geſetz über 
dem Durchſchnitt liegende Gewinne, die ſonſt vorausſichtlich dem Verbrauch zu- 
gefloſſen wären, für den Nentenmarkt frei machen. Zu dieſem Zweck dürfen die 
Kapitalgeſellſchaften in den nächſten drei Jahren als den Geſellſchaftern zuſtehende 
Gewinne nur 6 v. H. und, wenn fie im Vorjahre mehr als 6 v. H. Gewinn aus⸗ 
geſchüttet hatten, höchſtens 8 v. H. des eingezahlten Kapitals in bar auszahlen. Der 
Mehrbetrag iſt an die Deutſche Golddiskontbank in Berlin abzuführen, die ihn für 
die Geſellſchafter in Anleihen des Reiches und in Gemeinde -Amſchuldungsanleihen 
feſtlegt. Der jo gebildete Anleiheſtock wird für die Geſellſchafter treuhänderiſch ver- 
waltet und nach vier Jahren unter ſie aufgeteilt. So wird der Geſellſchafter ohne 
Antaftung feines Eigentums veranlaßt, einen Teil des Gewinns ftatt in Geld in der 
Form von Anleihewerten anzunehmen und der Allgemeinheit zur weiteren Finan- 
zierung ihrer Bedürfniſſe zugute zu bringen. 

Da die Wertpapierbörſen ihre volkswirtſchaftliche Aufgabe um ſo beſſer erfüllen, je 
vollzähliger die Kauf⸗ und Verkaufsaufträge bei ihnen zuſammenlauſen, jo entipricht 
eine große Anzahl von Börſenplätzen, an denen Wertpapiere derſelben Art gehandelt 
werden, nicht den Bedürfniſſen einer zweckmäßig aufgebauten Wirtſchaft. Anter einer 
zu großen Anzahl von Börſenplätzen hat nicht bloß das anlageſuchende Publikum zu 
leiden; auch für die Emiſſionshäuſer iſt damit ein Nachteil verbunden, die ein 
berechtigtes Intereſſe an der Regulierung des Kurſes ihrer Wertpapiere beſitzen. 
Eine ſtraffere Zuſammenfaſſung ſoll nun keineswegs zu der Zentralifierung des 
VBörſenverkehrs an einem einzigen Platze im Reiche führen. Neben Berlin, an deſſen 
Börſe die für die geſamte deutſche Wirtſchaft wichtigen Effekten gehandelt werden, 
ſollen an den bedeutendſten Wirtſchaftspunkten im Reihe Börſen beſtehen bleiben. 
Hier werden Wertpapiere von Anternehmungen umgeſetzt, die in dem fraglichen 
Landesteil ihren Sitz haben und deren Bedeutung nicht über das Gebiet der Heimat- 
börſe hinausgeht. Zur Durchſührung ſolcher Grundſätze dient das Geſetz über 
den Wertpapierhandel. 

Niemals, um es zu wiederholen, wurde durch dieſe und die übrigen minder weſent⸗ 
lichen kreditpolitiſchen Maßnahmen in ihrer Geſamtheit Beſitz und Erwerbskraft 
des einzelnen angetaſtet. Vielmehr war es das Ziel, durch ordnende und leitende 
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Anweiſungen den Kapitalmarkt einer zunehmenden Geſundung entgegenzuführen. 
And als erſte Frucht reifte im Januar 1935 die Möglichkeit einer Herabſetzung des 
Zinsſußes heran. Bei der Darlegung der Amſtände, die zum Erlaſſe des Geſetzes 
über das Kreditgewerbe Anſtoß gegeben haben, war ſchon die Rede von der Kapital- 
verknappung und von der koſtentreibenden Wirkung des ungeſunden Wettbewerbs 
im Bankweſen. Unter dieſen Verhältniſſen war es logiſch, daß der Zins in der Nach- 
kriegszeit eine unerträgliche Höhe gewonnen hatte, eine Laſt, die das Doppelte und 
mehr das Vorkriegsſtandes erreichte und eines der ſchwerſten Hemmniſſe für den Auf- 
ſchwung der Wirtſchaft bildete. Der Nationalſozialismus wandte aus dogmatiſchen 
und praktiſchen Gründen der Zinsfrage geſteigerte Aufmerkſamkeit zu. Seine Macht- 
ergreifung wurde mit der Rückkehr des Vertrauens in die Feſtigkeit des Regierungs- 
kurſes zunehmend von einer Verringerung des Zinsfußes begleitet, die in dem 
Steigen der Kurſe feſtverzinslicher Werte ſich ausdrückte. Geſtützt wurde dieſe Be⸗ 
wegung durch die erörterten und durch weitere Maßnahmen der Regierung, von denen 
nur das Gemeindeumſchuldungsgeſetz und die erleichterte Interventionspolitik der 
Reichsbank auf dem Kapitalmarkt (die ſogenannte „open⸗market⸗ policy“) erwähnt 
werden ſollen. Einen weithin fihtbaren Markſtein auf dem eingeſchlagenen Wege ſtellt 
nun das Geſetz über die Durchführung einer Zinsermäßigung 
bei Kreditinſtituten vom 24. Januar 1935 dar, das nach dem zutreffenden 
Urteil des Inſtituts für Konjunkturforſchung“) die Folgerungen aus der jüngſten 
Entwicklung zieht und ſomit einen vorläufigen Abſchluß der kreditpolitiſchen Maß- 
nahmen bildet. 

Die neue Aktion unterſcheidet ſich, ebenfalls nach den Feſtſtellungen des Inſtituts für 
Konjunkturforſchung, von den großen Anleihe-Konverſionen der Vorkriegszeit wie 
auch von dem parallelen Vorgehen Englands, Italiens und anderer Länder dadurch, 
daß ſie ſich nicht auf öffentliche Anleihen bezieht. War es doch in England und 
Italien vor allem die Rückſicht auf die bedrängte Lage des Staatshaushalts, die den 
Gedanken der Konverſion zur Tat werden ließ, während bei uns allein der Vorteil 
für die geſamte Volkswirtſchaft entſcheidend war. Die Konverſion öffentlicher Werte 
ordnet das weitere Geſetz über Zinsermäßigung bei den öffentlichen Anlagen vom 
27. Februar 1935. Das Geſetz vom 24. Januar 1935 erfaßt alle von den Kredit- 
anſtalten ausgegebenen, zu 6 v. H. und mehr verzinslichen Schuldverſchreibungen 
(Pfandbriefe und Kommunalobligationen). Den Inhabern der Gprozentigen Schuld- 
verſchreibungen wird mit Wirkung vom 1. April 1935 ab die Ermäßigung des Zins- 
ſatzes um 1": v. H. vorgeſchlagen. Wenn und ſoweit Wertpapiere höher als mit 
6 v. H. verzinslich ſind, wächſt der Abſchlag um den 6 v. H. überſteigenden Betrag. 
Die Konverſion iſt nicht auf die im Ausland begebenen und die Aufwertungs- 
Schuldverſchreibungen ausgedehnt. Nach den über den Amlauf bekannten Ziffern iſt 
anzunehmen, daß etwa 8,3 Milliarden RM Pfandbriefe und Kommunalobligationen 
im Zinsſuß geſenkt werden. Die Zinsentlaſtung errechnet ſich alſo auf 120 bis 
130 Milliarden RM; fie wird vorzugsweiſe dem notleidenden Haus- und Grund- 
beſiz und dem gewerblichen Mittelſtand zugute kommen und von dort ihre Aug. 
ſtrahlung auf die Sparer und die breiten Maſſen der Arbeitenden ausüben können. 
Der Verlauf der Zinsſenkungsmaßnahme hat erkennen laſſen, daß das Deutſche Volk, 
dem Aufruf des Reichsbankpräſidenten Dr. Schacht im Rundfunk am 25. Januar 
1935 folgend, der Aktion der Reichsregierung ſeine Sympathie und Anterſtützung 
gewährt hat. Der Arbeit unſeres Führers wurde damit ein lückenloſer Erfolg 
beſchieden. 

c) organiſatoriſch 

Man rufe ſich die früheren Ausführungen über die wirtſchaftliche Grundauffaſſung 
des Nationalſozialismus““) in die Erinnerung, um an dieſer Stelle unſerer Aus— 
arbeitung dem beizupflichten: was hätten die beſten Geſetze auf wirtichafts- und 


* e ae des Inſtituts vom 30. Januar 1935. 
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finanzpolitiſchem Gebiete leiſten können, wenn der Ambruch in der Wirtſchafts⸗ 
gefinnung nicht auch in Veränderungen der Wirtſchaftsorganiſation zum 
Ausdruck gekommen wäre? Es war natürlich, daß die Aufgabe des Ambaues der auf 
liberaliſtiſchem Boden gewachſenen, in vielen Tauſenden von Vereinigungen zer- 
ſplitterten Wirtſchaft ſeit der Machtergreiſung alle an der Neuordnung Intereſſierten 
beſchäftigte. Es galt, das Verbandsweſen und ſeine einzelnen Glieder organiſatoriſch 
zu geſtalten und umzubilden, ſo daß ſie in den Aufbau des nationalſozialiſtiſchen 
Staates ihrem Weſen und ihrer Bedeutung entſprechend eingegliedert und ſeiner 
Einflußnahme und Betreuung dienſtbar gemacht werden konnten. Dabei „durfte der 
empfindliche Körper der Wirtſchaft nicht durch organiſatoriſche Maßnahmen geſtört 
oder in ſeinen Aufgaben gehemmt werden, zumal das Problem der Beſeitigung der 
Arbeitsloſigkeit um jeden Preis gelöſt werden mußte. Mit Recht hat daher die 
deutſche Wirtſchaſtspolitik die Erfüllung dieſer Aufgabe, ſelbſt unter Hintanſetzung 
des notwendigen Ambaues der Wirtſchaft im organiſchen Sinne, an die erſte Stelle 
geſetzt. Nachdem durch gemeinſame Kraftanſtrengung von Staat und Wirtſchaft das 
Ziel der Einſchaltung in den Arbeitsprozeß zu einem großen Teil erreicht war, 
konnte die Wirtſchaftspolitik des neuen Reiches ſich auch der zweiten Aufgabe, der 
zweckmäßigen Geſtaltung des wirtſchaftlichen Aufbaues zuwenden“. 


Mit Rüdfiht auf die noch folgende Ausarbeitung über „Agrar- und Siedlungs- 
politik“ wollen wir uns auf die Darſtellung der Organifation in der gewerblichen 
Wirtſchaft durch die nationalſozialiſtiſche Regierung beſchränken. An ſich iſt die Auf- 
gabe des Reichsnährſtandes in der Landwirtſchaft und die der organifierten gewerb- 
lichen Wirtſchaft die gleiche: beide find geſchaffen, um dem Staate bei der Beauf⸗ 
ſichtigung zur Wahrung der allgemeinen Intereſſen zur Hand zu gehen und mit der 
Sachſührung einen erziehlichen Einfluß im nationalſozialiſtiſchen Geiſte auf ihre Mit- 
glieder auszuüben. Der Reichsnährſtand wächſt in feinen Pflichten über die übrige 
Wirtſchaft noch hinaus, weil ihm auch marktregelnde Tätigkeiten anvertraut ſind, in 
welche die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft erſt allmählich eingewieſen wird. 
Ohne Intereſſe in dieſem ökonomiſchen Zuſammenhang iſt die Schaffung der „Reichs- 
kulturkammer“, deren Aufgabe ſich im kulturellen Bereich erſchöpft. Daß hier und dort 
Abergriffe in den wirtſchaftlichen Sektor vorkommen und daß die richtige Grenz⸗ 
ziehung nicht immer leicht iſt, iſt als Kinderkrankheit zu werten. 


Die Angelpunkte für den nationalſozialiſtiſchen Aufbau der deutſchen gewerblichen 
Wirtſchaft ruhen in zwei verſchiedene Materien regelnden Geſetzeskomplexen: dem 
Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934, das die magna 
charta der Sozialpolitik bildet, und dem Geſetz zur Vorbereitung des organiſchen 
Aufbaus der deutſchen Wirtſchaft vom 27. Februar 1934 mit der Erſten Durch- 
führungsverordnung vom 27. November 1934. Das Handwerk ſpeziell geht das Geſetz 
über ſeinen vorläufigen Aufbau vom 29. November 1933 mit der Erſten Verordnung 
vom 15. Juni 1934 ſowie der Zweiten und Dritten Verordnung dazu vom 18. Januar 
1935 an. Die Fortbildung im Aufbau der deutſchen Wirtſchaft vollzieht ſich durch 
Erlaſſe des Reichswirtſchaftsminiſters. 


Der bekannteſte Kommentar zu dem Geſetz zur Ordnung der nationalen 
Arbeit““) beginnt mit der Feſtſtellung, daß das deutſche Sozialſyſtem vor dem 
30. Januar 1933 auf der Annahme eines grund ſätzlichen Gegenſatzes von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern beruhte. Dabei lag der Fehler dieſes Syſtems 
nicht in der Anerkennung ſozialer Gegenſpieler, ſondern in der Erhebung des wirt- 
ſchaftlichen Intereſſengegenſatzes zu einer allgemein gültigen Norm, die alle. 
Geſetze und Maßnahmen des Staates und alle Beziehungen zwiſchen den im Wirt- 
ſchaftsleben beteiligten Menſchen beherrſchte. Mit ſolcher Auffaſſung hat der 
Nationalſozialismus von Grund auf Schluß gemacht. Die nötige Klarheit darüber 
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hat das Gefetz vom 20. Januar 1934 gebracht, das, „aus dem zwingenden, fortreißen- 
den Tempo der Revolution geboren, in vielen Punkten der natürlichen Entwicklung 
weit vorausgreift und nationalſozialiſtiſche Grundſätze aufſtellt, deren reſtloſe Ver- 
wirklichung erſt nach langer Erziehungsarbeit an den beteiligten Menſchen möglich 
fein wird“ (Mansfeld-⸗Pohl uſw., a. a. O., S. 7). Die im liberaliſtiſch⸗marxiſtiſchen 
Klaſſenſtaat gewachſene Anterſcheidung zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer wird 
durch das Geſetz beſeitigt; der Anternehmer als Betriebsführer und die Angeſtellten 
und Arbeiter als feine Gefolgſchaft haben gemeinſam zur Förderung der Betriebs- 
zwecke und zum gemeinſamen Nutzen von Volk und Staat im Betriebe zu arbeiten. 
Der aus der nationalſozialiſtiſchen Staatsaufſaſſung fließende Führergrundſatz gibt 
dem Geſetz zu der Beſtimmung Anlaß, daß der Betriebsführer der Gefolgſchaft gegen- 
über in allen betrieblichen Angelegenheiten entſcheidet. Für die nationalſozialiſtiſche 
Neuregelung des Arbeitsvertragsrechts haben wir den Ausgangspunkt in der geſetz⸗ 
lichen Vorſchrift zu ſehen, daß der Betriebsführer für das Wohl der Gefolgſchaft zu 
forgen und dieſe ihm die in der Betriebsgemeinſchaft begründete Treue zu halten 
hat. Dem Betriebsführer treten aus der Gefolgſchaft Vertrauensmänner beratend 
zur Seite; ſie bilden mit ihm und unter ſeiner Leitung den Vertrauensrat des 
Betriebes. Der Vertrauensrat hat die Pflicht, das gegenſeitige Vertrauen inner- 
halb der Betriebsgemeinſchaft zu vertiefen, und die Aufgabe, alle Maßnahmen zu 
beraten, die der Verbeſſerung der Arbeitsleiſtung, der Geſtaltung und Durchführung 
der allgemeinen Arbeitsbedingungen, insbeſondere der Betriebsordnung, der Durch— 
führung und Verbeſſerung des Betriebsſchutzes, der Stärkung der Verbundenheit 
aller Betriebsangehörigen untereinander und mit dem Betriebe und dem Wohle 
aller Glieder der Gemeinſchaft dienen. Er hat auch auf Beilegung von Streitigkeiten 
innerhalb der Betriebsgemeinſchaft hinzuwirken. Oberſter ſozialpolitiſcher Vertreter 
der Reichsregierung innerhalb ſeines Wirkungskreiſes iſt der Treuhänder der Arbeit. 
„Die geſteigerten Pflichten, die dem Staat aus der Beſeitigung der Interefjenten- 
organiſationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, aus der Ablehnung des 
Streiks und der Ausſperrung als eines Mittels zur Austragung wirtſchaftlicher 
Gegenſätze und aus der größeren Freiheit des Betriebes in ſozialpolitiſcher Be⸗ 
ziehung erwachſen, werden vom Treuhänder der Arbeit wahrgenommen“ (Mansfeld. 
Pohl uſw., a. a. O., S. 251). Das Reich iſt in 14 Treuhänderbezirke aufgeteilt, die 
ſich im allgemeinen in ihren Grenzen mit denen der Landesarbeitsämter decken. Den 
Treuhändern der Arbeit weiſt alſo das Geſetz die Aufgabe zu, für die Erhaltung des 
Arbeitsfriedens zu ſorgen. Zur Erfüllung dieſer Aufgabe gehört ins beſondere 
die Pflicht, bei beabſichtigten Entlaſſungen zu entſcheiden, die Durchführung der 
Beſtimmungen über die Betriebsordnung zu überwachen, Richtlinien für den Inhalt 
von Betriebsordnungen und Einzelarbeitsverträgen feſtzuſetzen und zum Schutze 
der Beſchäftigten einer ganzen Gruppe von Betrieben Tarifordnungen zu erlaſſen 
fowie ihre Anwendung zu beobachten und endlich bei der Durchführung der ſozialen 
Ehrengerichtsbarkeit mitzuwirken. Ihnen können weitere Auſgaben vom Reichs. 
arbeits- und Reichswirtſchaftsminiſter übertragen werden. Wenn es die Größe und 
beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe des Bezirks erfordern, werden dem Treuhänder 
zur Entlaftung Beauftragte mit örtlich oder ſachlich beſchränkter Befugnis beigegeben. 
Ihm tritt zu feiner Beratung in allgemeinen oder grundſätzlichen Fragen feines Auf- 
gabengebietes ein Sachverſtändigenbeirat aus den verſchiedenen Wirtſchaftszweigen 
feines Bezirks zur Seite. Im Einzelfalle kann er auch einen Sachverſtänd igenausſchuß 
berufen. In jedem Betriebe mit regelmäßig mindeſtens 20 Gefolgſchaftsmitgliedern 
iſt vom Betriebsführer eine Betriebsordnung ſchriftlich zu erlaſſen; durch ſie werden 
die Mindeſtbedingungen für die Arbeitsverhältniſſe der Gefolgſchaftsangehörigen 
eines Einzelbetriebes rechtsverbindlich feſtgeſetzt. — Die nationalſozialiſtiſche Welt⸗ 
anſchauung hat den Begriff der Ehre in den Vordergrund gerückt. Das gilt auch 
für die Berufsehre im Wirtſchaftsleben. Das Geſetz ſtellt daher eine Ehrenordnung 
auf, bezeichnet die ehrengerichtlich ſtrafbaren Handlungen und die Ehrenſtrafen und 
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regelt das ehrengerichtliche Verfahren. Der eiſerne Grundſatz für die ſoziale Ehren- 
ordnung, wie ihn das Geſetz enthält, iſt es wert, im Wortlaut hier feſtgehalten zu 
werden ($ 35): „Jeder Angehörige einer Betriebsgemeinſchaft trägt die Verant- 
wortung für die gewiſſenhafte Erfüllung der ihm nach ſeiner Stellung innerhalb der 
Betriebsgemeinſchaft obliegenden Pflichten. Er hat ſich durch fein Verhalten der 
Achtung würdig zu erweiſen, die ſich aus feiner Stellung in der Betriebsgemein⸗ 
ſchaft ergibt. Insbeſondere hat er im ſteten Bewußtſein ſeiner Verantwortung ſeine 
volle Kraft dem Dienſt des Betriebes zu widmen und ſich dem gemeinen Wohle 
unterzuordnen.“ Verſtöße gegen die ſoziale Ehre als gröbliche Verletzungen der durch 
die Betriebsgemeinſchaft begründeten Pflichten liegen namentlich vor, wenn 


der Anternehmer, Betriebsführer oder ſonſtige Aufſichtsperſonen unter Mißbrauch 
ihrer Machtſtellung im Betriebe böswillig die Arbeitskraft der Angehörigen der 
Gefolgſchaft ausnutzen oder ihre Ehre kränken und wenn 


Angehörige der Gefolgſchaft den Arbeitsfrieden im Betriebe durch böswillige Ver⸗ 
hetzung der Gefolgſchaft gefährden, ſich insbeſondere als Vertrauensmänner 
bewußt unzuläſſige Eingriffe in die Betriebsführung anmaßen oder den Gemein- 
ſchaftsgeiſt innerhalb der Betriebsgemeinſchaft fortgeſetzt böswillig ſtören. 


Man erkennt an ſolchen Vorſchriften den hohen ethiſchen Wert des Geſetzes und man 
wird der an früherer Stelle gefallenen Bemerkung beipflichten, daß das Geſetz 
nationalſozialiſtiſche Grundſätze aufſtellt, deren reſtloſe Verwirklichung erſt nach 
langer Erziehungsarbeit möglich ſein wird. Dieſer Erziehung dient vornehmlich die 
ſoziale Ehrengerichtsbarkeit, wie fie das Geſetz vorficht. Als ehrengerichtliche Strafen 
erſcheinen Warnung, Verweis, Ordnungsſtrafe in Geld und Aberkennung der De- 
fähigung, Führer des Betriebes zu ſein oder das Amt eines Vertrauensmannes aus- 
zuüben, oder Entſernung vom bisherigen Arbeitsplatz. Das Ehrengericht erſter 
Inſtanz entſcheidet auf Antrag des Treuhänders, der als Anklagevertreter bei ihm 
tätig wird, und beſteht aus einem vom Reichsminiſter der Juſtiz im Einvernehmen 
mit dem Reichsarbeitsminiſter zu ernennenden richterlichen Beamten als Vorſitzenden 
und einem Betriebsführer ſowie einem Vertrauensmann als Beiſitzer. Gegen feine 
Arteile iſt Berufung an den in der Beſetzung von fünf Volksgenoſſen entſcheidenden 
Reichsehrengerichtshof in Berlin gegeben. 


Das Urteil des Treuhänders Dr. Völtzer (a. a. O., S. 240) ift zweifellos richtig, daß 
das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit bei ſinnvoller Durchſührung vielſeitige 
Möglichkeiten bietet, die Entwicklung zu organiſcher Wirtſchaftsordnung zu fördern 
und fruchtbar zu geſtalten. Das verbürgt ſchon die an manchen Stellen des Geſetzes 
gegebene Klammer zur „Deutſchen Arbeitsfront“. Es würde den für die vorliegende 
Arbeit geſteckten Rahmen ſprengen, wenn ich hier, ſo verlockend und lohnend es auch 
wäre, eine Darſtellung von Aufgabe, Aufbau und Charakter der Deutſchen Arbeits- 
front geben würde. Nur ſo viel ſei gefagt, daß ihr in der Mithilfe zur Durchführung 
des Geſetzes wie auch ſonſt große Verpflichtungen hinſichtlich der Führung und Er. 
ziehung der arbeitenden Volksgenoſſen des Dritten Reiches überantwortet ſind. Geht 
das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit, wie wir geſehen haben, grundſätzlich 
vom Einzelbetriebe aus, dem ſeine Sorgfalt gilt und für den es in ſozialpolitiſcher 
Beziehung Aufbau und Regelung des Arbeitsverhältniſſes beſtimmt, ſo widmet ſich 
die eigentliche Organiſation der Wirtſchaftsführung mehr der 
Zuſammenfaſſung der Betriebe in Verbänden und der Obhut über die wirtſchafts. 
politiſche Tätigkeit der Betriebsführer. Die Linie des Erſatzes liberaliſtiſcher Wirt. 
ſchaftsaufſaſſung durch nationalſozialiſtiſche Grundprinzipien iſt bei beiden Diſziplinen 
die gleiche. Die Mittel dazu ſind in manchen Punkten abweichend und die Arbeit zeigt 
bei der Organiſation der Wirtſchaftsführung verſchiedene andere Anſatzpunkte. And 
doch darf nicht überſehen werden, daß Arbeitsfront, Geſetz zur Ordnung der natio- 
nalen Arbeit und organiſcher Aufbau der Wirtſchaft ein geſchloſſenes Ganzes bilden. 
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Dieſe Erkenntnis wie überhaupt die Einſicht, daß Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik nicht 
voneinander zu löſen ſind, hat zu der bekannten „Leipziger Vereinbarung“ geführt, 
die zwiſchen dem Reichswirtſchaftsminiſter, dem Reichsarbeitsminiſter und dem Leiter 
der Deutſchen Arbeitsfront abgeſchloſſen und auf der Neichstagung der Arbeitsfront 
in Leipzig am 26. März 1935 verkündet worden ift. Sie hat die ausdrückliche Billi; 
gung des Führers und Reichskanzlers gefunden; ihr Inhalt iſt durch den einen 
Leitſatz zu charakteriſieren, daß nämlich die gewerbliche Wirtſchaſt und die Arbeits- 
ſront im Reich, im Bezirk oder Gau und darunter zu den Gemeinſchaftsorganen des 
Reichsarbeits. und Wirtſchaftsrates, der Arbeits- und Wirtſchaftsräte und ſchließ⸗ 
lich der örtlichen Arbeitsausſchüſſe zuſammentreten ſollen. 

Die Beobachtungen und Erfahrungen, die der damalige Reichswirtſchaftsminiſter Dr. 
Schmitt im Jahre 1933 gemacht hatte, gaben die Grundlage für die Aufſtellung des 
Geſetzes zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaues der 
deutſchen Wirtſchaft, das vom Reichskabinett am 27. Februar 1934 verab- 
ſchiedet worden iſt. Der Reichswirtſchaftsminiſter wurde dadurch in die Lage verſetzt, 


Wirtſchaftsverbände als alleinige Vertretung ihres Wirtſchaftszweiges anzu- 
erkennen; 


Wirtſchaftsverbände zu errichten, aufzulöſen oder miteinander zu vereinigen; 

Satzungen und Geſellſchaftsverträge von Wirtſchaftsverbänden zu ändern und zu 
ergänzen, insbeſondere den Führergrundſatz vorzuſchreiben; 

die Führer von Wirtſchaftsverbänden zu beſtellen und abzuberufen; 

Anternehmer und Anternehmungen an Wirtſchaftsverbände anzuſchließen. 


Anter Wirtſchaftsverbänden verſteht das Geſetz ſolche Verbände und Vereinigungen 
von Verbänden, denen die Wahrnehmung wirtſchaftlicher Belange von Anternehmern 
und Unternehmung obliegt. Zuſammen mit dem Reichsminiſter des Innern kann 
der Reichswirtſchaftsminiſter die zur Durchführung erforderlichen Nechtsverord- 
nungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften ſowie Vorſchriften ergänzenden In⸗ 
halts erlaſſen. 


Auf Grund des Geſetzes vom 27. Februar 1934 wurde zunächſt die Neuordnung der 
fachlichen Reichsgliederung unter einem „Führer der Wirtſchaft“ in 13 Haupt- 
gruppen in Angriff genommen und durchgeführt. Zwangsmitgliedſchaft wurde vor- 
geſchrieben, der Führergrundſatz zur Norm erhoben. Soweit reichten Verwaltungs- 
anordnungen aus. Die Notwendigkeit, den Gruppen Rechtsperſönlichkeit zu verleihen 
ſowie ein Satzungsrecht zu geben und die beſtehenden Wirtſchaftsverbände in die 
Gruppen zu überführen, machte ergänzende Durchführungsvorſchriften erforderlich. 


Die bezirkliche Gliederung der gewerblichen Wirtſchaft blieb zunächſt in den 
Anfängen ſtecken. Je mehr man ſich dieſer Aufgabe zuwenden mußte, um ſo ſtärker 
machte ſich das Bedürfnis geltend, die bezirklich⸗fachliche Organiſation in Verbindung 
zu bringen mit den beſtehenden öffentlich rechtlichen Vertretungen der gewerblichen 
Wirtſchaft, den Snduftrie- und Handelskammern und den Handwerkskammern. Das 
Erfordernis beſtand ſeit langem, eine enge Zuſammenarbeit der bezirklichen Fachver⸗ 
bände der gewerblichen Wirtſchaft mit ihren öffentlich-rechtlichen Vertretungen ſicher. 
zuſtellen. Solange jedoch die Bezirksfachverbände freiwillige Zuſammenſchlüſſe 
privaten Rechts, die Kammern dagegen auf Landes oder Reichsrecht beruhende 
öffentlich rechtliche Vertretungen waren, konnte eine derartige Verbindung nicht 
geſchaffen werden. Mit der reichsrechtlichen Erfaſſung der Wirtſchaftsverbände durch 
das Geſetz zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaues der deutſchen Wirtſchaft, dem 
reichsrechtlichen Aufbau des Handwerks und der Verordnung über die Induftrie- und 
Handelskammern war eine Entwicklung angebahnt, die zwangsläufig zu einheitlicher 
Geſtaltung führte. Dabei durſte nicht außer acht gelaſſen werden, daß die Wirt: 
ſchaftsverbände, die in erſter Linie fachliche Aufgaben zu erfüllen haben, und die 
Kammern, denen vornehmlich Verwaltungspflichten im Bezirk obliegen, in ihrer 
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Zweckbeſtimmung erheblich voneinander abweichen. Für die Verbindung mußte daher 
eine Form gefunden werden, die den Weſenskern der beiden Organiſationsarten in 
der gewerblichen Wirtſchaft erhielt und möglichſt noch klarer zutage treten ließ. 


Das gleiche galt für die Spitzenvertretung der gewerblichen Wirtſchaft. Als frei⸗ 
williger Zuſammenſchluß der Induftrie- und Handelskammern beſtand der Deutſche 
Induſtrie⸗ und Handelstag, als öffentlich- rechtlicher der Handwerkskammern der 
Deutſche Handwerkskammertag, und als Spitze der gewerblichen Fachorganiſation 
war der Führer der Wirtſchaft geſchaffen. Wenn man daran ging, das Nebenein⸗ 
ander im bezirklichen Aufbau zu beſeitigen, durfte man an der Spitze nicht haltmachen. 
Vielmehr drängte alles dahin, gerade hier die Einheit zu finden, die allein imſtande 
iſt, den Ausgleich zwiſchen beiden Organiſationsformen zu ſchaffen. Dabei mußte die 
Spitze eine Geſtalt erhalten, die den Grundgedanken nationalſozialiſtiſcher Staats- 
lenkung klar zum Ausdruck brachte, daß das Schickſal der gewerblichen Wirtſchaft 
letzten Endes in der Hand des Reichswirtſchaftsminiſters ruht. So ergab ſich die 
Notwendigkeit zu umfaſſenderer Regelung, die in den Erften und Zweiten Durd- 
führungsverordnung vom 27. November 1934 und vom 25. September 1935 ihre 
geſetzliche Geſtalt gefunden hat. Erſt dieſe Verordnungen, welche die Zeitſpanne 
mannigfacher taſtender Verſuche endeten, bedeuteten den entſcheidenden Wendepunkt 
in der Geſchichte des wirtſchaftlichen Organiſationsweſens Deutſchlands. 


Die Verordnung vom 27. November 1934 regelt im Abſchnitt I den Aufbau der 
gewerblichen Wirtſchaft und die Eingliederung der Wirtſchaftsverbände, in den Ab- 
ſchnitten II bis VII das Satzungsrechts der Gruppen und in den Abſchnitten VIII 
und IX die Zuſammenfaſſung der Bezirksorganiſation mit den Kammern eines Wirt- 
ſchaftsbezirks in Wirtſchaftskammern und in einer Reichswirtſchaſtskammer. Ein 
Wirtſchaftszweig (Bergbau, Großeiſeninduſtrie, Maſchinenbau, chemiſche Induſtrie, 
Textil-, Glas-, Leder-, Papierinduſtrie, öffentliches oder privates Bank- oder Ver⸗ 
ſicherungsgewerbe, Handwerk, Großhandel, Einzelhandel, Elektrizitätswirtſchaft 
u. a. m.) bildet eine Wirtſchaftsgruppe, die ſich bei Bedarf in Fach und Fachunter⸗ 
gruppen aufſpalten kann und in den Reichsgruppen Induſtrie, Handwerk, Handel, 
Banken, Verſicherungen und Energiewirtſchaft zuſammengefaßt wird, in der Induſtrie 
außerdem in Hauptgruppen, deren Rechtsſtellung der einer Neichsgruppe nahezu ent- 
ſpricht. Die Aufteilung der Induſtrie in Hauptgruppen und ihre Zuſammenfaſſung 
in einer Reichsgruppe ſoll die ihrer Bedeutung entſprechende Geſamtvertretung ſichern. 


Den Wirtſchaftsgruppen und ihren Untergruppen iſt die bezirkliche Gliederung frei⸗ 
geſtellt, ſoweit ein Bedürfnis dazu anzuerkennen iſt. Dies gilt vor allem für die 
Induſtrie. Eine Sonderregelung iſt getroffen für Reichsgruppen, wie die Reichs⸗ 
gruppe Handel, deren große Mitgliederzahl eine beſondere Bezirksorganiſation er- 
fordert. Sie können Bezirksgruppen für Wirtſchaftsbezirke und Bezirksuntergruppen 
für den Bereich einer Induſtrie⸗ und Handelskammer bilden. Reichsgruppen, die, wie 
z. B. die der Induſtrie, keiner ſolchen verzweigten Organiſation bedürfen, können eine 
Bezirksgruppe für einen Wirtſchaftsbezirk bilden, der die bezirklichen Gruppen ihrer 
Wirtſchafts⸗ Fach⸗ und Fachuntergruppen und die übrigen Unternehmen als Einzel- 
mitglieder angehören. Hierdurch ſoll auch den bezirklich nicht organiſierten Mit⸗ 
gliedern der Reichsgruppe eine regionale Vertretung und Betreuung geſichert und 
es ſoll zugleich verhindert werden, daß ſich jede Wirtſchafts⸗, Fach⸗ oder Fachunter⸗ 
gruppe ohne zwingendes Bedürfnis eine Bezirksorganiſation ſchafft. 


Die Bezirksorganiſation der Reichsgruppe Handel und die Bezirksgruppen der 
Reichsgruppe Induſtrie, gegebenenfalls mit Zweigſtellen, können durch Anordnung 
des Reichswirtſchaftsminiſters in der Anterſtufe mit Induftrie- und Handelskammern 
und in der Oberſtufe mit der Wirtſchaftskammer verbunden werden. Dadurch ſoll 
Doppelarbeit vermieden und die organiſatoriſche Erfaſſung erleichtert werden. Dieſe 
Anordnung iſt am 7. Juli 1936 ergangen. 
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Die nächſte Kammer der bezirklichen und fachlichen Organiſation iſt die mit eigener 
Rechtsperſönlichkeit ausgeſtattete Wirtſchaftskammer. In ihr find die bezirklichen 
Gruppen der gewerblichen Wirtſchaft mit den Snöuftrie- und Handelskammern 
und den Handwerkskammern verbunden. Der Wirtſchaftsbezirk wird ſich nach der 
bevorſtehenden Einteilung des Reichs in Reichsgaue zu richten haben. Die Wirt- 
ſchaftskammer wird durch den gleichen Vorſitzenden als Leiter und durch gemein 
ſame Geſchäftsführung mit einer ISnduftrie- und Handelskammer verbunden; berufen 
iſt zu einer ſolchen Verbindung diejenige Induſtrie- und Handelskammer, die in 
einem geſchloſſenen Wirtſchaſtsgebiet ſchon heute gewiſſe Vorortrechte aufzuweiſen 
hat. Die Wirtſchaftskammer erhält einen Beirat, dem die Leiter der Bezirksgruppen 
und die Vorſitzenden der Kammern im Wirtſchaftsbezirk angehören und in dem die 
wichtigſten Wirtſchaftszweige des Bezirks vertreten ſein ſollen. Dazu kommen noch 
ein Vertreter des Reichsnährſtandes und ein Vertreter der Gemeinden im Wirt- 
ſchaftsbezirk. Die fachlichen Aufgaben werden der zuſtändigen Fachorganiſation zur 
Erledigung zugewieſen, die bezirklichen bearbeiten die Induftrie- und Handels- 
kammern. 


Die gewerbliche Organiſation und die Kammern erhalten eine gemeinſame Spitzen- 
vertretung in der Reichswirtſchaftskammer. Sie wird mit Rechtsperſönlichkeit aus- 
geſtattet. Mitglieder der Reichswirtſchaftskammer find die Reichsgruppen, die 
Hauptgruppen der Induſtrie, die Wirtſchafts., die Induftrie- und Handels und die 
Handwerkskammern. Die Reichswirtſchaftskammer wird verſehen mit einem Vor— 
ſtand, den der Reichswirtſchaftsminiſter beruft, und mit Geſchäftsführern, deren Be— 
ſtellung der miniſteriellen Zuſtimmung bedarf. Die Geſchäftsführung des Führers der 
Wirtſchaft und die des Deutſchen Inouftrie- und Handelstags find zur Geſchäftsſtelle 
der Reichswirtſchaftskammer vereinigt worden. Die Reichswirtſchaftskammer be- 
arbeitet die gemeinſamen Angelegenheiten der Organiſation der gewerblichen Wirt. 
ſchaft und der Kammern als Organ der Selbſtverwaltung und darüber hinaus Auf- 
gaben, die ihr der Reichswirtſchaftsminiſter überträgt. Sie wird mit einem Beirat 
ausgeftattet, dem die Leiter der Reichs. und Hauptgruppen, die Vorſitzenden der 
Wirtſchaftskammern und der Vorſtand der Reichswirtſchaftskammer, ferner Zer- 
treter des Reichsnährſtandes und der Gemeinden angehören. Weitere Perſönlich⸗ 
keiten kann der Miniſter beruſen. Der Beirat iſt beratendes Organ des Miniſters 
und tritt auf ſein Verlangen oder in Angelegenheiten der Selbſtverwaltung auf 
Berufung durch den Leiter der Reichswirtſchaftskammer zuſammen. 


Die bisherigen Wirtſchaftsverbände beſaßen die verſchiedenſten Rechtsformen. Sie 
waren rechtsfähige oder nichtrechtsfähige Vereine, Geſellſchaften uſw. Den Gruppen, 
die an ihre Stelle treten, gibt die Verordnung kraft Geſetzes eine neue Rechtsform 
des privaten Rechts. Die Wirtſchaftsgruppen als Träger des organiſchen Aufbaues 
erhalten die Stellung von rechtsfähigen Vereinen, nicht dagegen die Reichs und die 
Hauptgruppen, wohl aber die fachlichen und bezirklichen Untergruppen der Wirt— 
ſchaftsgruppen, ſoweit ſie ſelbſtändige Rechtsgebilde ſein müſſen. Die beſtehenden 
Wirtſchaftsverbände ſind durch Beſchlüſſe ihrer Verbandsorgane in dieſe fachliche und 
bezirkliche Gliederung zu überführen und erhalten damit die neue Rechtsform. 


Für das Satzungsrecht gilt im weſentlichen: Der Reichswirtſchaftsminiſter beſtimmt 
die Gruppen und grenzt ihr Gebiet ab. Durch ſolche Anordnung iſt jedes Anternehmen 
der gewerblichen Wirtſchaft der zuſtändigen Gruppe angeſchloſſen. Jede Gruppe 
erhält einen Leiter, der ehrenamtlich tätig iſt. Die Leiter der Reichs-, der Haupt- 
und der Wirtſchaftsgruppen beſtellt der Reichswirtſchaftsminiſter, die Leiter der 
übrigen Gruppen beruft der Leiter der Reichs- oder der Hauptgruppe der Induſtrie. 
Der Leiter hat die Rechtsbefugniſſe der Organe eines Verbandes, ſoweit ſie nicht 
durch die Mitwirkung des Beirats beſchränkt find, den die Leiter der nächſten fach— 
lichen oder bezirklichen Gruppe bilden. Vor wichtigen Maßnahmen iſt der Beirat zu 
hören. Jede Gruppe hat jährlich mindeſtens einmal eine Mitgliederverſammlung ab- 
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zuhalten. Sie dient zur Anterrichtung und Ausſprache über die Tätigkeit und die 
finanzielle Lage der Gruppe, zur Erteilung der Entlaſtung und zur Beſchlußfaſſung 
darüber, ob der Leiter das Vertrauen genießt. Die Abſtimmung iſt geheim. 

Die Verordnungen ſtellen den großangelegten Verſuch einer ſeit langem als not⸗ 
wendig erkannten Vereinheitlichung des Verbandsweſens in der gewerblichen Wirt- 
ſchaft nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen dar. Ob die Regelung Beſtand hat, 
hängt in erſter Linie von der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft und ihren 
Leitern ſelbſt ab. Ihnen vornehmlich liegt es ob, die Organiſation mit tätigem 
Leben zu erfüllen und dafür zu ſorgen, daß das Organiſatoriſche nicht überwuchert 
und daß die Koſten der Organiſation ihren Beſtand rechtfertigen. Sie erfüllt dieſen 
Zweck nur, wenn ihr Aufwand die angeſchloſſenen Anternehmungen keinesfalls höher, 
ſondern auf die Dauer geringer belaſtet, als es mit den bisherigen Verbandsbeiträgen 
der Fall war. Zur Erreichung dieſes Zieles hat ſich der Reichswirtſchaftsminiſter 
weitgehend Eingriffsmöglichkeiten vorbehalten. 

Wenn auf irgendeinem Gebiet, ſo gilt in der wirtſchaftlichen Tätigkeit und für die 
Arbeit der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft der Grundſatz, daß Stillſtand 
Rückſchritt bedeutet. Der Reichswirtſchaftsminiſter hat ſich in wiederholten grund- 
legenden Erlaſſen, von denen die wichtigſten, jüngſten vom 7. Juli und vom 12. No- 
vember 1936 ſtammen, die Einſchaltung der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft 
in die Tagesarbeit der Wirtſchaftspolitik angelegen fein laſſen. Sind doch die Wirt⸗ 
ſchaftskammern zuſammen mit den fachlichen Gruppen in der Organiſation hervor- 
ragend dazu geeignet, Bindeglied zwiſchen der Regierung und der Wirtſchaft zu ſein. 
Sie ſtellen für die Reichsregierung eine vorzügliche Plattform dar, um das Ver— 
ſtändis für Geſetze, Verordnungen und die ſonſtigen Maßnahmen der Regierung den 
Kreiſen der Wirtſchaft nahezubringen, anderſeits der Reichsregierung die jeweils 
beſonders vordringlichen Wünſche der Wirtſchaft zu übermitteln. Hierbei ſollen die 
Bezirks ⸗Wirtſchaftskammern zur Entlaſtung der Zentrale als Prüfſtelle für An- 
regungen von unten und als Selbſtverwaltungsorgane für die Durchführung der An- 
weiſungen von oben tätig werden. 


Von geſetzlicher Feſtlegung der Aufgaben innerhalb der Organiſation der gewerblichen 
Wirtſchaft hat man bewußt Abſtand genommen. Heute wie zu der Zeit der Schaffung 
der Organifation gilt der Grundſatz für ſie, daß ihre Aufgaben mehr durch das Leben 
und die Tagesarbeit als durch geſetzliche Normung beſtimmt werden. Aberdies ergeben 
ſich einige Pflichten, wie diejenigen, die Verbindung der Reichsregierung mit den 
einzelnen Anternehmungen der gewerblichen Wirtſchaft zu ſichern, aus der Stellung 
der Organiſationen von ſelbſt. Immerhin hat der Reichswirtſchaftsminiſter in dem 
erwähnten Erlaß vom 7. Juli 1936 eine ſtichwortartige Aufzählung der Arbeiten für 
die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft gegeben, die im Vordergrund ihrer 
Tätigkeit ſtehen ſollen. Dieſe Aufzählung, die nach ausdrücklicher Erwähnung nicht 
erſchöpfend fein ſoll, ſei hier wiedergegeben, damit dem Leſer dieſer Zeilen ein Anhalt 
ſür die Vielfältigkeit der Arbeit in der gewerblichen Organiſation verſchafft wird: 

1. Techniſche Anterrichtung und Aufklärung der Mitglieder, Anterrichtung über 
Einführung neuer techniſcher Verfahren, über neue Werkſtoffe und über die 
techniſchen Fortſchritte auf Nachbargebieten, 

2. wirtſchaftliche Anterrichtung der Mitglieder über die weſentlichen wirtſchaftlichen 
Fragen ihres Fachzweiges (Marktlage der Vorprodukte und der wichtigſten Roh. 
ſtoffe für ihre Erzeugniſſe), 

3. Betreuung der Mitglieder mit dem Ziel der Verbeſſerung der Arbeitsweiſe und 
der Betriebsführung zur Erhöhung der Wirtſchaftlichkeit (betriebswirtſchaftliche 
Förderung der Mitglieder, Kalkulationsweſen), 

4. Betreuung in Kartellfragen, jedoch mit der Maßgabe, daß die Organiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft bis zum Erlaß anderweitiger Anordnungen marft- 
regelnde Maßnahmen nicht durchführen darf, 
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Behandlung ſteuerpolitiſcher Fachfragen, 
Behandlung der Verkehrstariffragen von mehr als örtlicher Bedeutung, 
Behandlung von handelspolitiſchen und Deviſenfragen, 


Förderung von Forſchungs⸗ und Schulungsinſtituten, deren Arbeit dem betreffen 
den Fachzweig zugute kommt, 


9. Behandlung wehrwirtſchaftlicher Fragen und von Luftſchutzfragen, 
10. Erſtattung von Gutachten über Angelegenheiten ihres Fachzweiges, 


11. Betreuung in allen ſonſtigen acc und ſozialwirtſchaftlichen 
Fragen des Fachgebiets, 


12. Mitwirkung bei Ausbildung des Nachwuchſes, 
13. Mitwirkung im Ausftellungs- und Meſſeweſen. 


Ein Wort ſchließlich noch über das Verhältnis der Organiſation der gewerblichen 
Wirtſchaft zu marktregelnden Verbänden, das über die vorſtehend aufgeführte Ziffer 4 
hinaus durch einen Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters vom 12. November 1936 
ſortgebildet worden iſt. Zwar wird der Grundſatz der Ziffer 4 aufrechterhalten, da 
eine Aufhebung des allgemeinen Verbots zu einer Durchkartellierung der gewerb- 
lichen Wirtſchaft führen würde, die wegen der Notwendigkeit eines Feſthaltens von 
Preiſen und Löhnen nicht zu verantworten wäre. Aber als grundlegend neu wird 
angeordnet, daß die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft über den marft- 
regelnden Verbänden ſteht und zur Mitwirkung bei der vom Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter ausgeübten Aufſicht über die marktregelnden Verbände herangezogen werden 
fol. Insbeſondere erhalten die Reichswirtſchaftskammer und die Reichsgruppen 
Induſtrie und Handel das Recht, Vertreter zu allen Beſprechungen und Verſamm⸗ 
lungen innerhalb der marktregelnden Verbände zu entſenden, ſich über deren Be⸗ 
ſchlüſſe zu unterrichten und dazu Stellung zu nehmen. Die Reichswirtſchaftskammer 
und die zuſtändige Reichsgruppe können gegen Beſchlüſſe, die ihrer Stellungnahme 
widerſprechen, bei dem Reichswirtſchaftsminiſter befriſteten Einſpruch erheben. 


In diefem Zuſammenhang einer Darſtellung des Grundriſſes in der Organiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft ſeien zum Abſchluß noch dem Aufbau des deutſchen 
Handwerks einige Ausführungen gewidmet Hat doch der nationalſozialiſtiſche 
Staat ein ganz beſonderes Augenmerk auf die Wiedergeſundung des mit der vielfach 
ererbten Werkſtatt verbundenen Handwerks gerichtet, und ſtellt doch gerade das Hand- 
werk auf Grund ſeines hiſtoriſchen Werdeganges und mit ſeinen überlieferten, in 
Treue bewahrten Traditionen das Muſterbeiſpiel für einen ſtraff gegliederten Zweig 
der gewerblichen Wirtſchaft dar. Die geſetzlichen Anterlagen für den heutigen Aufbau 
des Handwerks finden wir in dem ſchon erwähnten Geſetz über den vorläufigen Auf- 
bau des Handwerks vom 29. November 1933 mit drei Durchführungsverordnungen 
vom 15. Juni 1934 (die erfte) und vom 18. Januar 1935 (die zweite und dritte). An 
der Spitze des Handwerks ſteht der vom Reichswirtſchaſts- und Reichsarbeitsminiſter 
ernannte Reichshandwerksmeiſter, der das Bindeglied zwiſchen Staat und Handwerk 
bildet; er leitet auch die Reichsgruppe Handwerk in der Organiſation der gewerb- 
lichen Wirtſchaft. In räumlichem Anſchluß an die Treuhänderbezirke hat der Reichs 
handwerksmeiſter 14 Landeshandwerksmeiſter ernannt; ſie ſind ſeine Beauftragten in 
ihrem Gebiet und ſind ihm verantwortlich für die Durchführung der geſetzlichen Maß— 
nahmen. Im Einvernehmen mit dem Reichsarbeitsminiſter hat der Reichswirtſchafts. 
miniſter am 30. Juni 1934 ein Verzeichnis aller Gewerbe aufgeſtellt, die als Hand- 
werk betrieben werden können. Anternehmer in ſolchen Gewerben, die ſich in dem 
Verzeichnis nicht finden, können nicht in die Handwerksrolle eingetragen und ſomit 
nicht in die Organiſation des Handwerks einbezogen werden. An die Stelle der vor- 
handenen freien und der fakultativen Zwangs⸗Handwerkerinnungen, die nach Mehr. 
heitsbeſchluß der beteiligten Handwerker errichtet werden konnten, traten am 15. Juni 
1934 obligatoriſche Pflichtinnungen mit Beitrittszwang und unter Anwendung des 
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Führergrundſatzes; für ihre Gliederung und geſchäftliche Tätigkeit find eingehende 
Beſtimmungen erlaſſen worden (Obermeiſter als Leiter der Innung, Innungsbeirat 
und Innungswarte zur Anterſtützung des Obermeiſters bei Verwaltung der Ge- 
ſchäfte). Als Erſatz für die bisherigen Innungsausſchüſſe, d. h. die Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe von Innungen, die innerhalb eines von der Handwerkskammer beſtimmten 
Bezirks ihren Sitz haben, find Kreishandwerkſchaften geſchaffen worden. Zur Feſti⸗ 
gung der Standesehre wurde in Anpaſſung an den früher geſchilderten Aufbau ſozialer 
Ehrengerichte ſür das Handwerk ebenfalls die Ehrengerichtsbarleit vorgeſchrieben, 
die ſich nach dem Wortlaut der Verordnung gegen denjenigen richten ſoll, der „durch 
unlauteres Verhalten, unlauteren Wettbewerb oder Abervorteilen der Kunden die 
Ehre und das Anſehen des deutſchen Handwerks verletzt“. Dieſe Ehrengerichtsbarkeit 
für das Handwerk hat auch als Muſter für die Ehrengerichtsordnung der gewerblichen 
Wirtſchaft gedient, wie ſie in Anlehnung an das handwerkliche Vorbild durch Erlaß 
des Reichswirtſchaſtsminiſters vom 20. Januar 1937 eingeführt worden iſt. Ehren- 
gerichte erſter Inſtanz find bei den Wirtſchaftskammern, ein Ehrengerichtshof der 
deutſchen gewerblichen Wirtſchaft in letzter Inſtanz iſt bei der Reichswirtfchafts- 
kammer geſchaffen. 


Der 18. Januar 1935 hat endlich den vorläufigen Abſchluß der handwerklichen Geſetz. 
gebung und nach dem Urteil des Handwerks ſelbſt die ſiegreiche Durchſührung eines 
Kampfes von mehr als ſechs Jahrzehnten gebracht. Zunächſt wurde die noch beſtehende 
Lücke in der Organiſation geſchloſſen, nämlich der perſonelle Aufbau der Handwerks- 
kammern geregelt. Sie unterſtehen der Aufſicht des Reichswirtſchaſtsminiſters; auch 
für ihre Leitung gilt der Führergrundſatz. Ihr Vorfitzender und fein Stellvertreter 
werden vom Reichswirtſchaftsminiſter nach Anhörung des Deutſchen Handwerks. und 
Gewerbekammertages ernannt und abberufen. Daneben beſitzt die Handwerkskammer 
einen Vorſtand, beſtehend aus dem Vorſitzenden, ſeinem Stellvertreter, höchſtens 
fieben vom Vorſitzenden zu berufenden Mitgliedern und einem vom Vorſitzenden zu 
ernennenden Obmann der Geſellen. Zur Beratung und Anterſtützung von Vorſitzen⸗ 
dem und Vorſtand wird ein Beirat gebildet. Für die Handwerkskammer iſt eine 
Satzung zu erlaſſen. Von entſcheidender Bedeutung iſt aber ſodann die Einführung 
des großen Befähigungsnachweiſes in Geſtalt der Handwerkskarte. Es konnte kein 
Zweifel darüber herrſchen, daß die auf der beſtehenden Geſetzgebung beruhende Ent. 
wicklung zur Aberſetzung und Verelendung vieler Handwerkszweige geführt hatte. 
Zahlreiche ungelernte, unfähige, auch unlautere Perſonen waren in das Handwerk 
geſtrömt und hatten neue ſelbſtändige Handwerksbetriebe aufgemacht. Mit allen 
unerwünſchten Folgen einer ſolchen Ausnützung der Gewerbefreiheit, wie Aber. 
vorteilung der Kunden, Schwarzarbeit, Schmutz. und Schleuderkonkurrenz, welcher 
der ehrliche Handwerksmeiſter nicht gewachſen ſein konnte. Mit dieſen ungeſunden 
Zuſtänden räumt die Verordnung gründlich auf. Sie führt die Handwerkskarte ein, 
die eine von den Handwerkskammern auszuſtellende Urkunde darüber iſt, daß der In- 
haber die Meiſterprüfung in feinem Handwerk abgelegt, die Berechtigung zur 
Führung des Meiſtertitels und damit das Recht erworben hat, einen ſelbſtändigen 
Handwerksbetrieb zu übernehmen. Die anläßlich der Veröffentlichung der Verord- 
nung ausgeſprochene Erwartung iſt gerechtfertigt, daß das deutſche Handwerk durch 
Leiſtung und freudige Mitarbeit am Staate Adolf Hitlers ſich des hohen Vertrauens 
würdig erweiſt, das die Reichsregierung mit der Handwerkskarte ihm geſchenkt hat. 


Der Verfaſſer kommt mit der Darſtellung der Wirtſchaftsgeſetze und ziele des 
Nationalſozialismus und insbeſondere mit der Schilderung der Maßnahmen auf dem 
Gebiete der wirtſchaftlichen Organiſation zum Ende ſeiner Ausarbeitung über die 
deutſche Wirtſchaft. Er iſt ſich bewußt, von dem umfaſſenden, ihm geſtellten Thema 
nicht viel mehr denn Teilausſchnitte als eine Art von Einleitung zu den übrigen 
Aufſätzen im Nahmen des dritten Bandes der „Grundlagen“ aneinandergereiht zu 
haben. Auch bleibt dabei zu beachten, daß die vielfältigen Probleme, welche die Ein- 
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gliederung des öſterreichiſchen und des ſudetendeutſchen Raumes auch für die Wirt- 
ſchaft mit ſich bringen, beſonderer Darſtellung bedürfen. Trotzdem hofft der Verfaſſer, 
daß ſich als Moſaik aus dieſen Ausſchnitten ein einigermaßen abgerundetes Bild 
ergeben möge, aus dem der Leſer die Grundzüge des nationalſozialiſtiſchen Wirt- 
ſchaftsprogramms ſowohl wie der deutſchen Wirtſchaft im Dritten Reiche erkennen 
kann. Dabei ſei immer wieder beſonders in den Vordergrund gerückt: es iſt nicht das 
Außerliche, das uns an den wirtſchaſtlichen Maßnahmen, Organiſationsſormen und 
Zielen intereſſiert; entſcheidend bleibt der Geiſt, der die deutſche Wirtſchaft durch⸗ 
zieht und der ſie befähigen ſoll, über den Augenblick hinweg einer der wichtigſten 
Garanten für ein freies, großes und wehrhaftes Deutſchland der Zukunft zu fein. 


Mehr als fünf Jahre nationalſozialiſtiſcher Aufbauarbeit liegen hinter uns; daß die 
erſten vier Jahre ein voller Erfolg waren, konnte in vorſtehender Ausarbeitung dar- 
gelegt werden. In den zweiten Abſchnitt von vier Jahren ſind wir eingetreten; es 
werden wieder vier Jahre deutſchen Aufſtiegs in nationalſozialiſtiſcher Wirtichafts- 
politik ſein. 
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2 Pietzſch⸗Grimig 


Der Führer fpricht feine Auffaſſung vom Staate mit den Worten aus: „Wir als 
Arier vermögen uns unter einem Staat nur den lebendigen Organismus eines Volks- 
tums vorzuſtellen, der die Erhaltung dieſes Volkstums nicht nur ſichert, ſondern auch 
durch Weiterbildung ſeiner geiſtigen und ideellen Fähigkeiten zur höchſten Freiheit 
führt.“ (Mein Kampf, Band II S. 434.) 


„Die Wirtſchaft iſt dabei nur eines der vielen Hilfsmittel, die zur Erreichung dieſes 
Zieles eben erforderlich find.” (Mein Kampf, Band I S. 164.) 


„Der nationalſozialiſtiſche Arbeitnehmer muß wiſſen, daß die Blüte der nationalen 
Wirtſchaft ſein eignes materielles Glück bedeutet. 


Der nationalſozialiſtiſche Arbeitgeber muß wiſſen, daß das Glück und die Zufrieden 
heit ſeiner Arbeitnehmer die Vorausſetzung für die Exiſtenz und Entwicklung ſeiner 
eigenen wirtſchaftlichen Größe iſt.“ (Mein Kampf, Band II S. 676.) 


Alle Ausführungen zeigen, daß die deutſche Wirtſchaft aufzufaſſen iſt als eine Lebens⸗ 
äußerung des Organismus deutſcher Staat und daß von den wirtſchaftenden 
Menſchen gefordert wird, daß fie handeln unter dem Geſichtspunkt der Zufammen- 
gehörigkeit im Staate und der Erkenntnis, daß nur das Wohl aller auf die Dauer 
auch das Wohl des einzelnen verbürgt. 


Da Wirtſchaft die Lebensäußerung eines zum Staate zuſammengefaßten Volkstums 
iſt, muß deutſche Wirtſchaft im Gegenſatz zum Begriff Welt wirtſchaft auf- 
gefaßt und dargeſtellt werden. Nur inſoweit Wirtſchaftsverflechtungen dieſer 
deutſchen Wirtſchaft mit den Volkswirtſchaften anderer Staaten notwendig oder 
erwünſcht ſind, werden dieſe einer beſonderen Anterſuchung zu unterziehen ſein. 


Die Wirtſchaft dient der Erhaltung und Förderung des deutſchen Volkstums. Sie 
hat alſo den Güterbedarf des deutſchen Volks zu decken. Dieſe Auſgabe wird gelöſt 
in einer arbeitsgeteilten Wirtſchaſt, d. h. eine Gruppe von Menſchen arbeitet jeweils 
gemeinſam an der Erzeugung ganz beſtimmter Güter und iſt infolgedeſſen darauf 
angewieſen, den eigenen Bedarf an Gütern im Austauſch mit anderen Wirtfchafts- 
gruppen zu beſchaffen. Je weiter ſich Arbeitsteilung und Konzentration in der 
Gütererzeugung entwickelt haben, deſto bedeutſamer iſt die richtige Abwicklung des 
Tauſchvorgangs, der ſich zum Zwecke einer möglichſt reibungsloſen Durchſührung mit 
Hilfe des Geldes vollzieht. Dem einzelnen ſchaffenden Menſchen iſt es natürlich 
nicht möglich, alle Auswirkungen der von ihm getroffenen wirtſchaftlichen Maß- 
nahmen zu überſehen, zumal die geſamten Wirtſchaftsvorgänge organiſch zuſammen⸗ 
hängen. Daraus folgt, daß der Staat eine Stelle haben muß, von der aus die 
geſamte Wirtſchaft überſehen und gelenkt werden kann. 


Anter dieſer Wirtſchaftslenkung iſt aber keineswegs ein Wirtſchaften des 
Staates oder auch nur ein unmittelbares Mitwirken an einzelnen Wirtſchaftsvor— 
gängen zu verſtehen. Vielmehr ſoll die Privatinitiative des berufenen Anternehmers 
durch Maßnahmen des Staates in keiner Weiſe gehemmt werden. 


In einer Rede vor der Deutſchen Arbeitsfront nimmt der Führer hierzu folgender- 
maßen Stellung: 


„Das freie Leben iſt ſo natürlich wie der Kampf in der Natur draußen, der auch keine 
Rückſicht nimmt und viele Lebeweſen vernichtet, ſo daß nur das Geſunde übrigbleibt. 
Würde man dieſen Grundſatz durch die Sozialiſierung beſeitigen, ſo würde man die 
Prinzipien unſerer Staatsverwaltung auf den Aufgabenkreis unſeres ganzen Wirt- 
ſchaftslebens übertragen, und wir würden damit jammervoll Schiffbruch leiden. Wir 
könnten in einer durchgehend bürokratiſierten Wirtſchaft überhaupt nicht einen menſch⸗ 
lichen Fortſchritt erzielen, denn es find zu einem Fortſchritt ungeheure Einſätze 


nötig.“ 
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Die oben geforderte Wirtſchaftslenkung ſetzt voraus eine genaue Kenntnis der 
lenkenden Stelle von allen Wirtſchaftsbedürfniſſen und allen Möglichkeiten und 
Maßnahmen zu deren Befriedigung, ſerner einen laufenden Aberblick über die 
Dynamik der Wirtſchaftsvorgänge. 


Dementſprechend ſtellt ſich die nachfolgende Darſtellung die Aufgabe, zunächſt zu 
zeigen, wie ſich das deutſche Wirtſchaftsleben derzeit abſpielt. Es gilt, vorweg den 
Tatbeſtand der deutſchen Wirtſchaft mit feinen wichtigſten Zahlen plaſtiſch herauszu⸗ 
arbeiten, ſtets mit der Blickrichtung auf die zwangsläufigen Zuſammenhänge des 
geſamten Wirtſchaftsgeſchehens und auf die Notwendigkeiten künftiger Beeinfluſſung. 


Der weitere Gang der Anterſuchung ſoll die ſtatiſche Betrachtungsweiſe zu einer 
dynamiſchen erweitern. Hierbei iſt unter Statik der Wirtſchaftsvorgänge der 
normale Ablauf der wirtſchaftlichen Dinge, alſo im weſentlichen der Erzeugung, der 
Verteilung und des Verbrauchs der Wirtſchaſtsgüter zu verſtehen ohne Ande 
rung gegenüber dem Vorjahr, unter Dynamik gerade dieſe Anderung und 
ihre — gewollte oder ungewollte — Arſache. 


Endlich ſoll am Beiſpiel der praktiſchen Wirtſchaftspolitik der letzten beiden Jahre 
verfolgt werden, in welchen Formen ſich die zahlreichen Eingriffe und Hilfeleiſtungen 
des Staates abſpielten und welcher Erfolg ihnen beſchieden war. Abſchließend wird 
ein Ausblick auf die Zukunftsmöglichkeiten der deutſchen Wirtſchaft bei wohl ⸗ 
verſtandener ſtaatlicher Wirtſchaftslenkung gegeben werden ſowie eine ö 
faſſung der Vorausſetzungen für ene ſolche Führung. 


I. Die Statik der Wirtfchaftsuorgänge 


1. Die Bevölkerung Deutichlands und der deulſche Boden 


Die deutſche Bevölkerung von rund 66 Millionen Volksgenoſſen iſt auf dem ſchmalen 
Raum von rund 471 000 qkm zuſammengepreßt. Der Boden iſt dabei landwirt⸗ 
ſchaftlich nicht ſo ergiebig, wie dies in den großen Agrarländern der Fall iſt. An 
Vodenſchätzen find nur die Kohlen ⸗ und Kalilager von Bedeutung, während ein großer 
Teil der Erze ſowie der flüſſigen Brennſtoffe — wenigſtens bis heute — eingeführt 
werden muß. 


Hieraus ergab ſich zwangsläufig die wirtſchaftliche Lage: Deutſchlands Bevölkerungs- 
zuwachs mußte frühzeitig in Gewerbe und Handel Aufnahme finden, da der Stei⸗ 
gerung der landwirtſchaftlichen Beſchäftigung bald Grenzen durch den knappen Raum 
geſetzt waren. Die Zahl der in der Land- und Forſtwirtſchaft Tätigen konnte ſich 
im Verlauf der letzten 50 Jahre nur unerheblich erhöhen,) während im gleichen Zeit ⸗ 
raum die Geſamtbevölkerung von 40 auf 66 Millionen anſtieg.“) Natürlich wird auch 
in Zukunft dieſe oder jene beſondere Möglichkeit der Unterbringung weiterer Arbeits- 
kräfte auf dem Lande gegeben ſein, ſo durch Schaffung neuen Kulturlandes und durch 
Sntenfivierung der Landwirtſchaft (Gärtnerei, Anbau von Textilrohſtoffen uſw.). 
Aber in großer Linie geſehen, tft eine Sättigung dieſes Berufszweiges mit Arbeits- 
kräſten nicht zu verkennen. 


) Von 7,1 Millionen auf 93 Millionen, doch find die beiden Zahlen nicht ohne weiteres ver- 
gleichbar, da in der erſtgenannten die mithelfenden Familienangehörigen nicht in gleichem 
Umfang wie bei den ſpäteren Zählungen enthalten find. 


) Die Ziffern beziehen ſich auf den Gebietsſtand 1933. 
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Bevölkerungsstruktur Deutschlands 


20 
2 % (280086 


Abbildung 1 


Sablentafel 1 
Bevdlkerungsſtruktur 
(Wohnbevölkerung 1933) 


Großſtädte von 2000 bis chi 2000 
Bezirk 100 000 Einw. Einwohner bevölkerung 
Rot ang kot ab! Ropt dh 
I Oſtpreußen 315 9 688 19 1329 36 
II Norboſt . 4506 56 2390 29 2435 30 


III Nordweft 


2 * % % 


VIII Bayern 
IX Eũldweſt 2244 2 092 


TESTEN 


) Bezirksflähe. — ) Ohne Saargebiet. 
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Abb. 1 und die ihr zugrunde liegende Zahlentafel 1 veranſchaulichen die Auswirkung 
des Geſagten auf die regionale Bevölkerungsſtruktur Deutſchlands. Rechnet man zur 
ländlichen Bevölkerung die Gemeinden unter 2000 Einwohner, ſo ſieht man, daß die 
Dichte der Landbevölkerung im Norden des Reichs ziemlich gleichmäßig 
30 bis 36 Einwohner / qkm beträgt, in Mitteldeutſchland und im Süden ſteigt ſie auf 
50 bis 58 Einwohner / xm. Lediglich das dichtbeſiedelte Sachſen bildet eine Aus · 
nahme mit 78 Landbewohnern / qkm. 


Demgegenüber iſt die ſtädtiſche Bevölkerung Deutſchlands der im großen 
und ganzen gleichmäßig verteilten Landbevölkerung ſehr unterſchiedlich überlagert und 
bewirkt ſo insbeſondere in Sachſen und im Weſten die aus der Geſamtdichte der Be⸗ 
zirke (letzte Spalte der Zahlentafel 1) abzuleſenden Bevölkerungszuſammenballungen. 


Es wurde eingangs ſchon berührt, daß Deutſchland nicht nur an ſelbſterzeugten 
Nahrungsmitteln, ſondern auch an Nohſtoffen ein verhältnismäßig armes Land fit. 
Dieſe Tatſache zwingt zu Nohſtoffeinfuhren, deren Bezahlung letzten Endes nur durch 
Fertigwarenausfuhr erfolgen kann. Es iſt Deutſchland in hohem Maße gelungen, der 
deutſchen Ware Geltung auf dem Weltmarkt zu verſchaffen. Der Anteil Deutſchlands 
an der Fertigwarenausfuhr der Welt betrug in den letzten Jahren rund 20 v. H. Auf 
die Bedeutung des Außenhandels für den innerdeutſchen Markt und auf feine Ge · 
ſtaltung in den letzten Jahren wird an ſpäterer Stelle noch ausführlich eingegangen 
werden. 


2. Die Erzeugung der Wirtſchaftsgüter 


a) Landwirtſchaft 


Der Wert der Jahreserzeugung der deutſchen Landwirtfchaft belief ſich 1933/34 auf 
rund 10 Milliarden RM. Die gewonnenen Produkte dienen im weſentlichen der 
Nahrungsmittelverſorgung der deutſchen Bevölkerung. Im einzelnen wurden, in 
runden Zahlen, erzeugt: 


Pflanzliche Nahrungsmittel Mrd. RM 
Getreide und Kartoffeln . re 
Zuckerrüben, Gemüfe, Obſt u. dgl. . u 28 
Tieriſche Nahrungsmittel 
Milch und . r 
Rindfleiſc h e 
Schweinefleiſcooů /nh h 250 
Schafe und Ziegen . 02 
Geflügel, Eier . 05 
Dazu noch Pferde, ſoweit nicht in der Landwirtſchaft 
verwendet 
(grobe Schätzun nd 0,25 
Insgeſamt 10,0 


Nicht der Ernährung dient neben dem Pferdeüberſchuß eine landwirtſchaftliche Er- 
zeugung von rund 0,15 Milliarden RM (Häute, Flachs, Wolle u. dgl.). Zur Feſt⸗ 
ſtellung der Selbſtverſorgungslage Deutſchlands iſt ferner der Wert der in der Land. 
wirtſchaft verwandten eingeführten Futtermittel mit knapp 0,3 Milliarden RM 
in Abzug zu bringen. Einer heimiſchen Erzeugung von ſomit 9,3 Milliarden RM — 
einſchließlich Fiſcherei von 9,4 Milliarden RM — ſteht eine Einfuhr an Nahrungs-, 
Futter- und Genußmitteln von insgeſamt 1,3 Milliarden RM gegenüber, wobei die 
— an ſich unbedeutende — Nahrungsmittelausfuhr bereits abgeſetzt wurde. 
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Im einzelnen wurden 1934 eingeführt: 
Brotgetreide und Mehl 
Gemülſe, Obſt u. dal 


f Einfuhr Ausfuhr Saldo 
Millionen RM Millionen RM Millionen RM 
Südfrüchte 


Milch und Milchprodukte 
Pflanzliche Fette, Schmalz, Talg 
Kakao 

Fleiſch und Fiſche 

Lebende Tiere 


Kaffee 
Tabak 


Ernährungsgüter insoefamt . . . . 1 456 123 1333 


Wertmäßig betrachtet war nach dem Mitgeteilten die deutſche Ernährungs- 
wirtſchaſt 1934 zu 87,6 v. H. autark; nur 12,4 v. H. des Geſamtbedarfs war einzu⸗ 
führen. Allerdings gibt eine nur wertmäßige Betrachtung leicht ein ſchiefes Bild 
von der wirklichen Lage. Die Einfuhrpreiſe lagen nämlich teils um ein Vielfaches 
unter dem heimiſchen Preisniveau, ſo daß die mengenmäßige Betrachtung 
der Dinge zu einem anderen Ergebnis führt. Die notwendige Berichtigung der 
Werte kann nach zwei Geſichtspunkten erfolgen, die beide ihr Für und Wider 
haben. Entweder man rechnet kalorimetriſch, wie dies das Inſtitut für Konjunktur- 
forſchung getan hat, und findet ein Verhältnis von Einfuhr zur Eigenerzeugung von 
etwa 20 v. H. zu 80 v. H.; hierbei können leider die weſentlichſten Genußmittel, wie 
Kaffee, Tee und Tabak, in die Rechnung nicht einbezogen werden. Oder man greift auf 
die Preislage eines früheren Jahres zurück, in welchem die Preisſchere zwiſchen 
Einfuhr⸗ und Inlandpreiſen nicht fo ſtark klaffte. Als ein brauchbares Bezugsjahr 
kann das Jahr 1929 gelten, weil in dieſem Jahr die deutſche Außenhandelsbilanz aus- 
geglichen war, ein Zeichen, daß die Einfuhrpreife der außenwirtſchaftlichen Gefamt- 
lage einigermaßen entſprachen. In Preiſen von 1929) hätte die heimiſche Erzeugung 
des Jahres 1934 rund 12,8 Mrd. RM betragen, die Nahrungs- und Genußmittelein⸗ 
fuhr dagegen rund 3,0 Mrd. RM. Das Verhältnis der Einfuhr zur Eigenerzeugung 
ſtellt ſich hiernach auf 19 v. H. zu 81 v. H. Beide Berechnungsarten decken ſich alſo 
im großen und ganzen. 

Natürlich verteilt ſich der landwirtſchaftliche Zuſchußbedarf nicht gleichmäßig auf das 
ganze Reich. Vielmehr gibt es in Deutſchland auf der einen Seite Bezirke mit erheb- 
lichem landwirtſchaftlichen Aberſchuß — es ſind dies insbeſondere der Nordweſten 
und Oſtpreußen —, auf der andern Seite weiſen der dichtbevölkerte Weſten ſowie 
Sachſen einen recht beträchtlichen Zuſchußbedarf auf. 

Eine Aberſicht über die regionale Nahrungsmittelverſorgung (ohne Genußmittel) gibt 
Abb. 2 und die ihr zugrunde liegende Zahlentafel 2. Die Futtermittelbewegung konnte 
hierbei der mangelnden ſtatiſtiſchen Anterlagen wegen nicht berückſichtigt werden. 


) Agrarindex: 1934 — 100, 1929 — 136. 


. 
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Deutfchlands Nahrungsmittelbilanz 


Abbildung 2 
Zahlentafel 2 
Nahrungsmittelbilanz (1933/34) 
Aberſchuß Zuſchußbedarf 
Sanne Millionen | Millionen | v. H. der | Millionen v. H. des 
RM NM NM Erzeugung RM Verbrauchs 
I Oſtpreußen 359 368 | + 19 34,2 — — 
II Nordoſe 1410 1475 — — — 65 4.4 
III Nordweſftt 1946 1344 |. + 602 30,9 — — 
IV Schlefien 771 740 ＋ 31 4,0 — — 
VSachſen 435 822 — — — 387 47,0 
VI Mitte 977 857 | + 120 12,3 — — 
VO Weſtt 1661 2 660 — — — 999 37,6 
VIII Bayern 1305 1214 |+ 9 6,7 — — 


IX Sũdweſt 820 — — — 184 | 22,5 


| 636 | 
Deutſches Reich.. . | 9700 | 10300 |+1035 | 18,6“) — 1635 | 28,3**) 


*) Bezogen auf die 5 Aberſchußgebiete. 
%) Bezogen auf die 4 Zuſchußgebiete. 


Der Wert der deutſchen landwirtſchaftlichen Erzeugung 1933/34 wurde eingangs 
dieſes Abſchnitts auf rund 10 Mrd. RM beziffert. Dieſe Summe entſpricht den Roh⸗ 
einnahmen ſämtlicher landwirtſchaftlichen Betriebe, wobei der Selbſtverbrauch des 
Landwirts an Nahrungsmitteln gleichfalls zu Erzeugerpreiſen eingeſetzt iſt. Von den 
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Roheinnahmen find vorweg der Fremdbezug“) ſowie ſämtliche Ankoſten zu begleichen. 
Der Reſtbetrag bildet das Entgelt für die Tätigkeit der ſelbſtändigen Landwirte 
und ihrer mithelfenden Familienangehörigen. Die Löhne zählen bei einer ſolchen 
Rechnung, privatwirtſchaftlich betrachtet, zu den Ankoſten. Bei unſerer volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Anterſuchung foll aber jeweils die Einheit: „Arbeitgeber und Gefolg⸗ 
ſchaft“ nicht getrennt werden. Die Löhne ſollen daher 2 den Reineinnahmen der 
Wirtſchaftsgruppe: „Landwirtſchaft“ erfcheinen. 

Hiermit erhält die Jahresbilanz der deutſchen Landwirtſchaft etwa folgendes Aus- 
ſehen: 

Jahresbetriebsbilanz der deutſchen Landwirtſchaft“) 
(Wirtſchaſtsjahr 1933/34) 


Betriebseinnahmen Betriebsausgaben 


Geſamter Verkaufserlös A Fremdbezug“) 

Wert der Nahrun . Steuern und Abgaben 
gung für den Eigenverbrauch Sinfen 

Wert der Wohnung 


Anrechnung des een 
und der Wohnung 
Barerlös — Löhne, Gehälter u. 
Bareinkommen der ſelbſtändi⸗ 
gen Landwi 


*) Einſchließlich Gärtnerei, Weinbau u. dgl., aber ohne Forſtwirtſchaft. 


Man ſieht aus dieſer knappen Zuſammenſtellung, daß die Landwirtſchaft auch heute, 
alfo nach der Preisſtabiliſierung etwa auf dem Preisniveau von 1931, keineswegs 
ein außerordentlich hohes Einkommen hat. Die Dinge liegen vielmehr ſo, daß die 
Einnahmen ohne die bekannten ſtaatlichen Eingriffe weit unter dem Erträglichen 
gelegen hätten, was mit dem Ruin zahlreicher Betriebe gleichbedeutend geweſen wäre. 
Bei einer Geſamtzahl von 8,9 Millionen landwirtſchaftlicher Erwerbstätigen errechnet 
ſich aus vorſtehenden Ziffern ein Durchſchnittseinkommen (Eigenverbrauch plus Yar- 
erlös) von rund 770 RM je Tätigen gegenüber einem Durchſchnittseinkommen von 
1650 RM je Einkommensbezieher der nichtlandwirtſchaftlichen Bevölkerung.“) Jedoch 
müſſen bei einem Vergleich verſchiedene zugunſten der Landwirtſchaft ſprechende 
Amſtände berückſichtigt werden, ſo die hier verhältnismäßig große Zahl der Tätigen 
und ſomit Einkommensbezieher in einer Familie — in der Landwirtſchaft gibt es 
4,5 Millionen „mithelfende Familienangehörge“, in der ganzen übrigen Wirtſchaft 
nur 0,8 Millionen —, ferner der, gemeſſen an ſtädtiſchen Verhältniſſen, niedrige 
Preisanſatz für ſelbſtgewonnene Nahrungsmittel, Wohnung u. dgl.“) Trotzdem iſt die 
finanzielle Schlechterſtellung des Bauern unverkennbar, wohingegen es, von einer 
höheren Warte aus geſehen, allerdings mehr als zweifelhaft bleibt, ob der Städter 
ſeine Beſſerſtellung nicht letzten Endes mit den bekannten Großſtadtſchäden und 
ſchädigungen zu teuer erkauft. 


b) Induſtrie und Handwerk 
Induſtrie und Handwerk pflegen in der gewerblichen Statiſtik nicht unterſchieden zu 
werden. Dies und die häufig gegeneinander nicht ſcharf abzugrenzende Anterteilung 
) Futtermittel, Düngemittel, Erſatzmaſchinen und bauten, induſtrielle . (Kohle, 
faſſige Brennſtoffe uſw.), handwerkliche ätigkeit (Baureparaturen Schmiede, Stellmacherei 


an) Inanſpruchnahme der öffentlichen Betriebe (Reichsbahn, Rei spoft, Elektrizitätg- 
ne e uſw.). 


% Die beiden aufgeführten Amſtände allein würden, 1 berückſichtigt, das land- 
wirtſchaftliche Durch chnittseinkommen um über die Hälfte heb en. 
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in zur Zeit zwanzig“) Untergruppen erſchwert den Aberblick erheblich. Im folgenden 
wird daher verſucht, die vorerwähnten Antergruppen zu ſechs in ſich verhältnismäßig 
geſchloſſenen Hauptgruppen zuſammenzufaſſen. Am ein Bild von der wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedeutung der einzelnen Gruppen zu vermitteln, wurden jeweils die 
Beſchäftigten zahlen für 1929, 1932 und 1934 beigefügt. 


Die Hauptgruppen von Induſtrie und Handwerk 


1929 1932 1934 
Beihäftigte Perſonen in 1000 


e MG W T 6e %- © 


8 WW M MP - ü 8 oo 


Metalihütten 
Eifen-, Stahl- und Metallwaren 
Maſchinen⸗, Apparate - und Fahrzeugbau 


a 
1240 
1540 1 390 
1540 13% 


Holz- und Schnisftoffgewerbe . -. . . . » 2... 
Steine und Erden 


Die Geſamtzahl der gewerblichen und induſtriellen Betriebe der Wirtfchafts- 
abteilung Induſtrie und Handwerk betrug bei den letzten beiden Betriebszählungen 
1925 und 1933 faft unverändert rund 1,8 Millionen.“) 1932 dürfte allerdings eine 
kleine Abweichung der Betriebszahl nach unten, 1934 dagegen nach oben ſtattgefunden 
haben. Die Ziffer: „rund 1,8 Millionen Betriebe beſagt, daß in Deutſchland dem 
Kleinbetrieb erhebliche Bedeutung zukommt. Einen genaueren Einblick in die Be⸗ 
triebsſtruktur gewinnt man, wenn man die Statiſtik der gewerblichen Mittel und 
Großbetriebe mit zu Nate zieht. Als gewerblicher Mittelbetrieb gilt ein Betrieb, der 


n Eine 21. mu uppe, das Reinigungsgewerbe (hauptſächlich Barbiergewerbe), ſoll nicht 
bei dieſer Wirtſcha ſondern den Dienſtleiſtungen untergebracht werden. 
) Auch hier ohne e be. 


Band III Beitrag 45 
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5 bis 49 Arbeitnehmer beſchäftigt, als Großbetrieb ein ſolcher von mindeſtens 
50 Arbeitnehmern. Nach dieſer Unterteilung ſehen die Verhältniſſe für 1932/33 
folgendermaßen aus: 


Die p = Induſtrie und Handwerk 


Klein- Mittel ; Groß- 
[see — 


Zahl der Betriebe (in 100) 
Zahl der Beſchäftigten (in 1000) 
Beſchäftigte je Betrieb 


In den Jahren 1932 und 1933 waren alſo rund 92 v. H. aller Betriebe Kleinbetriebe und 
umfaßten 34 v. H. der Geſamtbelegſchaft von Induſtrie und Handwerk. Der Groß⸗ 
betrieb ſtellte ſich demgegenüber der Zahl nach auf rund 1 v. H., gab aber 46 v. H. 
der insgeſamt Beſchäftigten Arbeit. Die Mittelbetriebe (rund 7 v. H.) ſtellen mit 
ihrer Belegſchaft von 20 v. H. der Geſamtzahl die kleinſte der drei aufgeführten 
Gruppen dar. Beachtlich iſt, daß vorſtehende Verhältnisziffern ſich mit ſteigender 
Konjunktur zugunſten der Mittel- und Großbetriebe verſchieben, da der konjunkturelle 
Beſchäftigungszuwachs ſowohl die Anzahl als auch die Beſchäftigtenziffern der 
Mittel- und Großbetriebe in viel ſtärkerem Maße zu erhöhen pflegt als die der 
Kleinbetriebe. Umgekehrt iſt der Kleinbetrieb kriſenfeſter. 

Aber die regionale Verteilung von Induftrie und Handwerk gibt Abb. 3 
und die ihr zugrunde liegende Zahlentafel 3 Aufſchluß. 


Gliederung. der. Erwerbstätigen der. Wirtfchaftsabteilung ‚B_ 
B: Industrie und Handwerk (Stand 1333) 7 


Abbildung 3 
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gahlentafel 3 


Die Befhäftigten in Induſtrie und Handwerk 
„Vetriebszählung 1933 
in 1000 
(kursiv: Dichte der Belebung je 1000 Einwohner) 


Bezirk kiſen unb Hola, re Ferse Ei 
Metall Bapt _. unb 8 
— ES 2 Elektrizität insgeſamt 


1 Oſtpreußen 21 152 
II Norboſt 27 120 185 261 242 19 | 109 
2,2 129 ms | 28 26 2 118 

III Rordweit . 203 99 188 251 138 17 896 


2238| 1116| 2,1 29,5 16,2 2 108 
IV Schleſien 


VVSachſen 


393 20 28,7 306 73 27 | 19 
VI Mitte .| 202 99 143 195 119 16 774 

37,4 188 26,4 36 2 3 14 
VO Weſt 93 230 323 453 436 3 | 2371 

63 186 138 26,9 25,9 21 | 19 
VIII Bayern 180 90 177 285 241 14 987 

23,6 2 7 232 4 31, 1 = 
IX Südweſt 2. 1 213 


ae 


In Zahlentafel 3 find jeweils den abfoluten Beſchäftigtenzahlen die Dichteziffern 
(kursiv) beigefügt. Sie beſagen, wieviel Erwerbstaͤtige der betrachteten Gewerbe ; 
gruppe auf 1000 Einwohner des zugehörigen Bezirks entfallen. Die regionalen 
— zumeiſt geologiſch oder hiſtoriſch bedingten — Abweichungen find für einige Ge⸗ 
werbegruppen recht beträchtlich; ſo ſchwanken die Dichteziffern für die Hauptgruppe: 
„Bergbau, Eiſen und Metall“ zwiſchen 9 (Oſtpreußen) und 53 (Weſt). Für die 
Hauptgruppen: „Chemie uſw.“ ſowie „Textil und Bekleidung“ liegen die Verhältniſſe 
ähnlich. Für die letztgenannte Gruppe hält Sachſen mit 73 oder 250 v. H. des Reichs ⸗ 
durchſchnitts (unterſte Ziffer der Spalte) die Spitze. 


Die reſtlichen Hauptgewerbegruppen find regional weit gleichmäßiger aufgebaut. Am 
geringſten ſind die Schwankungen der Dichteziffern bei der Hauptgruppe: „Bau, 
Holz, Steine und Erden“. Sie bewegen ſich zwiſchen 23,6 (Oſtpreußen) und 38 (Süd 
weſt) und ſomit zwiſchen 72 und 122 v. H. des Neichsdurchſchnitts. 


Intereſſant und auf den erſten Blick überraſchend iſt auch die regionale Verteilung 
der geſamten Wirtſchaftsabteilung Induſtrie und Handwerk (letzte Spalte der 
Zahlentafel 3). Hier führt Sachſen mit einer induſtriellen Dichteziffer von 189 Er- 
werbstätigen je 1000 Einwohner, es folgen Südweſt, Mitte und erſt an vierter Stelle 
Weſt, das ſich mit 141 Erwerbstätigen je 1000 Einwohner nur wenig vom Reichs- 
durchſchnitt (133 Erwerbstätige je 1000 Einwohner) unterſcheidet. Den Beſchluß 
macht Oftpreußen mit nur 65 Erwerbstätigen je 1000 Einwohner, alſo mit rund der 
Hälfte des Reichsdurchſchnitts. 
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Die bildliche Darſtellung der Abb. 3 ſpiegelt zweierlei wider: einmal, in der Größe 
der dargeſtellten Rechtecke, die abſolute Bedeutung von Induſtrie und Handwerk in 
den unterſuchten Bezirken, dann, in ihrer Aufteilung — die Vomhundertſätze können 
in der Zeichnung jeweils leicht abgezählt werden —, die regionalen ä in 
der gewerblichen Beſetzung. 

Die bisherigen Feſtſtellungen befaßten ſich mit der Zahl der Erwerbstͤtigen und 
ihrer Veränderung. Wir kommen nun zu der Betrachtung der Produktions 
werte der verſchiedenen Gewerbegruppen. Die Produktion des Jahres 1934 iſt in 
ihrer ungefähren Größe und Verteilung in Zahlentafel 4 zuſammengeſtellt. 


Zahlentafel 4 


Induſtrie und Handwerk 
Produktionswerte 1934 


Gruppe 


Bergbau, Eiſen und Metall 
Chemie, Leder, Papier 


Nahrungsmittel 
dazu Verbrauchſteuern und Zölle 
Bau, Holz, Steine, Erden 
Textil und Bekleidung 
Waſſer, Gas, Elektrizität 


Zum Verſtändnis der hier gebrachten Begriffe Wertſchöpfung, Gruppenfremdbezug 
und Gruppenumſatz ſei folgendes vorausgeſchickt: 


Soweit überhaupt Erhebungen vorliegen, pflegen bisher in der Statiſtik vor allem 
die Amſatz ziffern der einzelnen Gewerbezweige erfaßt zu werden. Dies hat zur 
Folge, daß man ſich nur ſchwer einen Aberblick über die eigentliche Leiſtung dor Er⸗ 
werbstätigen des betrachteten Gewerbezweiges verſchaffen kann, da hierzu ja die be · 
zogenen Rohſtoffe ſowie ſämtliche Hilfsleiſtungen anderer Gruppen vom Amſatz in 
Abzug zu bringen wären. Ein weiterer Mangel der Rechnung mit „Bruttoumſätzen“ 
beſteht darin, daß ſich derartige Amſätze für die ganze Wirtſchaft nur addieren laſſen, 
wenn man Doppelzählungen in Kauf nimmt. Beiſpielsweiſe liefert die Leder- 
induſtrie Leder an die Schuhinduſtrie. Dieſe Lieferung erſcheint bei einer Addition 
der Amſatzwerte beider Induſtriezweige zweimal, hier als Fertigfabrikat, dort als 
Rohſtoff uſw. 

Die geſchilderten Schwierigkeiten werden vermieden, wenn man anſtatt oder neben 
den Amſatzziffern die ſogenannten Wertſchöpfungsziffern Oritte Spalte 
der Zahlentafel 4) einführt, die nur die eigenen Leiſtungen des betrachteten Gewerbe⸗ 
zweiges umfaſſen. Als ſolche ſollen gelten: die Löhne und Gehälter, die Anter⸗ 
nehmergewinne, die Steuern und Abgaben und die Zinſen. Aus der Betriebsrechnung 
findet man die Wertſchöpfung aus dem Amſatz am einfachſten dadurch, daß man von 
ihm jeglichen Fremdbezug abzieht. 

Der Gruppenfremdbezug kann ausländiſchen Arſprungs fein (Robitoff- 
einfuhr) oder er kann in heimiſchen Lieferungen oder Dienſtleiſtungen anderer Ge · 
werbe oder Wirtſchaftsgruppen beſtehen. 
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Die Gruppenumſatzziffer gibt an, wieviel die jeweils betrachtete Gruppe 
nach außen abſetzt. Die Amſätze innerhalb ein und derſelben Gruppe bleiben alfo 
unberüdfihtigt. Der Gruppenumſatz iſt hiernach weitgehend von der gewählten 
Gruppierung der verſchiedenen Wirtſchaftszweige abhängig. 


Als Endergebnis verzeichnet die Tabelle, daß im Jahre 1934 von Induſtrie und 
Handwerk insgeſamt für 28,8 Mrd. RM Werte geſchaffen wurden, und zwar, nach 
der auf Seite 9 gebrachten Beſchäftigtenüberſicht, von 10,51 Millionen Tätigen. Es 
entſpricht dies einer Durchſchnittsleiſtung im Werte von 2730 RM / Kopf. Die letzte 
Spalte der Zahlentafel 4 gibt darüber Auskunft, daß dieſes Durchſchnittsergebnis bei 
einigen Wirtſchaftszweigen unterſchritten, bei anderen wieder ganz erheblich über- 
ſchritten wird. Die Differenzen ſind in erſter Linie in dem verſchieden ausgerüſteten 
Produktionsapparat zu ſuchen ſowie in der jeweiligen Marktlage, die in der recht 
unterſchiedlichen Höhe der Löhne und der Anternehmergewinne ihren Ausdruck findet. 


Am die Bedeutung von Induſtrie und Handwerk im Rahmen der deutſchen 
Geſamtwirtſchaft richtig zu würdigen, ſei nachfolgend die Wertſchöpfung auch 
der übrigen großen Wirtſchaftsabteilungen in runden, teils geſchätzten Zahlen kurz 
zuſammengeſtellt: 


Die Wertſchöpfung der deutſchen Wirtſchaft 


(1934) 
Mrd. RM 
Landwirtſ chat 3857 
Induſtrie und Handwer . 28,8 
Verkehrsw een 4146957 
äßů/ß0 
Wohnungsweſen .. 4.4 
Freie Berufe und perſönliche Dienstleistungen ee 
Deutſche Wirtſchaft Insgefamt: -. - - » 358,6 


Abzug für Sachunterhalt der öffentlichen Verwaltungswirtſchaft 2,2 


Geſamtwertſchöpfung der deutſchen Wirtſchaft für 
individuelle Bedarfsdeckung und Inveſtitionen 56,4 


c) Handel und Verkehr 


Rund ein Viertel der geſamten Wertſchöpfung der deutſchen Wirtſchaft trifft auf 
Verkehr und Handel. Die am Schluß des vorausgegangenen Abſchnitts gebrachte 
Sufammenftellung weiſt für das Verkehrs weſen allein eine Wertſchöpfung 
von 4,7 Mrd. RM, für den Handel eine ſolche von I Mrd. RM auf. In dieſen 
Ziffern iſt, der Definition der Wertſchöpfung entſprechend, der Fremdbezug an 
Material und Hilfsleiſtungen für Zwecke des Verkehrs und Handels noch nicht ent⸗ 
halten. Der geſamte Aufwand für die Beförderung und Verteilung der Güter, ein⸗ 
ſchließlich der Koften für die Perſonenbeförderung, iſt ſomit auf ein Viertel bis ein 
Drittel der Geſamtleiſtung der Volkswirtſchaft zu veranſchlagen. 
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Im einzelnen feien über die Bedeutung von Verkehr und Handel nachfolgende 
Angaben gemacht: 


1. Verkehrs weſen 


Reichsbahn, Betriebseinnahmen 1934 X'3, 1 Mrd. RM 
Reichspoſt, 1934 1,7 „ ” 
Sonſtiges Verkehrsweſ en, Betriebseinnahmen 1934 (Schätzung) 113 
Verkehrsweſen insgeſa en 6,3 Mrd. RM 
Hiervon Wertſchöpfung ee 41,7 Mrd. RM 
Fremdbezug „1,6 „ „, 
2. Einzelhandel 
Nahrungs- und Genußmittel, Amſatz 1914214. 10,5 Mrd. RM 
Bekleidung und Textilien, pr e 
Hausrat und Wohnbedarf, 5 p Be a 
Kultur- und Luxusbedarf, 5 TC 8 a. 
Kohlen, m . ̃ Ah ar 
Einzelhandelsumſatz insgeſammſmt 24,2 Mrd. RM. 
Hiervon ſchätzungsweiſe: 
Wert des Warenbezugs vom er, 2 222.160 Mrd. RM 
Handelsſpanne . N „ 8 


Die Handelsfpanne wieder zerfällt in 
Eigene Wertſchöpfung des Einzelhandels und des ein- 


ſchlägigen Großhandels 4,8 Mrd. NM 
Fremdbezug (Mieten, Frachten, Verpackung, Reklame uſw.) 3,4 „ „ 


3. Gaſtſtätten⸗ und F 
Geſchätzter Amſatz 194444 -..... 4.4 Mrd. RM 
davon eigene Wertſchöpfſunnnn- g 2,2 „ „ 
4. Banken, Verſicherungen, Vermittlungen 


ſo wie der unter 2 nichterfaßte Großhandel uſw. 
Geſchätzte Wertſchöpfung 1934 . . » 2. 2 2 2 2,0 Mrd. RM 


Den aufgeführten hohen Wertſchöpfungsziffern von Verkehr und Handel entſprechen 
hohe Beſchäftigungszahlen. 


Die Betriebszählung 1933 weiſt aus: 


Tätige: 

Verkehrsweſen rn 13 Millionen 
Davon: RNeichsbauann gg 0,63 „ 
RNeichspoſ ttt 0,34 „ 
Einzelba nde 119 = 
Großhandel . 0,7 > 
Ga ſt ſtätten⸗ und Beberbergungsgewer be .. 0,8 Mi 

Banken, „ Vermittlungen, 

Verlagsgewerbe Be „ A ee 8 > 

Verkehr und Handel insgeſamſnt „ 85,5 Millionen 
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d) Wohnungsweſen 
Der Wohnungsbeſtand im Deutſchen Reich betrug Ende 1934 rund 17 Millionen 
Wohnungen. Es kommt alſo auf rund 4 Einwohner oder, nach einer anderen 
Rechnung, auf 2 Erwerbsperſonen eine Wohnung. 
Unter den genannten 17 Millionen Wohnungen gibt es rund 8 Millionen Klein 
wohnungen, d. h. ſolche mit 1 bis 3 Wohnräumen einſchließlich Küche. 
Rund 20 v. H. der Geſamtzahl oder 34 Millionen Wohnungen find Neubau- 
wohnungen, d. h. fie wurden erft nach dem 1. 7. 1918 erſtellt. 13,6 Millionen Woh- 
nungen zählen entſprechend zu den Altwohnungen. 
Der Jahresmietwert . wie folgt 1 n 1 


Hausaltbeſittz ...... 4.4 Mrd. RM 
Hausneubeſitz 8 .. 1,7 7. 1 
Mietwert der zu Tandirtfaftligen Betrieben gehörenden 

Wohnungen e 
Jahresmietwert 8 ren... 68 Mrd. RM. 


Die Wohnungsnutzung ſtellt einen nicht unbeträchtlichen Teil der jährlich verfügbaren 
Güter und damit des Volkseinkommens dar. Wertſchöpfungsmäßig gehört der größte 
Teil des Mietwertes, nämlich 4,4 Mrd. RM, zur Wertſchöpfung des Hausbeſttzes, 
während der Reftbetrag als ſogenannter Gruppenfremdbezug für die Anterhaltung der 
Wohnungen und für die Amortifation (Erſatz) der Baulichkeiten einzuſetzen iſt. 
Der genannte Wert der jährlichen Wohnungs nutzung ſteht mit dem Wert des jähr- 
lichen Neubauvolumens in keinem unmittelbaren Zuſammenhang. Der Aufwand 
für Wohnungsneubau betrug 1934 rund 1,2 Mrd. RM. Davon treffen bei einer 
über die ganze Volkswirtſchaft ausgedehnten Betrachtungsweiſe 0,8 Mrd. RM auf 
den Erſatz des laufenden Verſchleißes an Wohngebäuden, während die verbleibenden 
0,4 Mıd. RM als eigentliche volkswirtſchaftliche Neuinveſtition im Wohnungsbau zu 
gelten haben. 

e) Dienſtleiſtungen 
Wir ſahen, daß im volkswirtſchaftlichen Haushalt neben der Gütererzeugung, alſo 
neben der Wertſchöpfung von Landwirtſchaft, Induſtrie und Handwerk, noch andere 
wirtſchaftliche Leiſtungen eine große Rolle ſpielen. Bis jetzt wurden erfaßt: die Be ⸗ 
förderung und Verteilung der erzeugten Güter, die Perſonenbeförderung, die Dienſte 
des Gaſtſtätten. und Beherbergungsgewerbes, der Banken, der Verſicherungen und 
endlich die Bereithaltung des Wohnraumes. 
Hierzu treten alle anderweitigen Dienſte, ſoweit fie der Befriedigung privatwirtfchaft- 
licher Bedürfniſſe dienen, wie vor allem die Tätigkeit der freien Berufe, die Geſund⸗ 
heitspflege, die häuslichen Dienſtleiſtungen u. dgl. Die Ermittlung der Wert ⸗ 
ſchöpfung gerade der hierher gehörenden Berufsgruppen macht aus Mangel ſaſt 
jeglicher Anterlagen beſondere Schwierigkeiten. Vorderhand muß man ſich daher mit 
einer groben Pauſchalſchätzung begnügen unter Berückſichtigung lediglich der in Be⸗ 
tracht kommenden Kopfzahlen ſowie der mittleren Einkommensverhältniſſe. Es 
handelt ſich, der Größenordnung nach, etwa um folgende Ziffern: 


ae 1934 

Id W᷑ d 
klonen | eb ar” 
Freie Berufe einſchließlich Geſundheitspflege 08 

We zuzüglich der vorübergehend häuslich 15 


f) Außenhandel 
Die Waren ein fuhr muß letzten Endes durch den Erlös der Waren aus fuhr 
beglichen werden. In dieſem Sinne verſchafft der deutſche Exporteur der deutſchen 
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Wirtſchaft die im Lande gar nicht oder nur mit hohem Aufwand erzeugbaren Noh⸗ 
ſtoffe und Nahrungsmittel. 

Sahlentafel 5 gibt, unter Vermeidung von Doppelzählungen, für die einzelnen Ge⸗ 
werbezweige eine Gegenüberſtellung der 1934 benötigten Einfuhr ſowie der jeweils 
erzielten Ausfuhr. Der Vollſtändigkeit halber wurde neben den eingeführten Nah 
rungsmitteln, Nohſtoffen und Halbfabrikaten auch die Fertigwareneinfuhr in die 
Einfuhrziffern einbezogen, auf der anderen Seite enthalten die Ausfuhrziffern eben- 
falls das geſamte Ausfuhrergebnis. 


Zahlentafel 5 
Der deutſche Außenhandel 1934 


Einfuhr Ausfuhr 
Millionen AM | Millionen RM 


Na 2 — und Genußmittel ſowie Futter ⸗ 


offe und Induſtrieerzeugni 


Sr 
een der auptgewerbegruppe Berg ⸗ 
Det; eifen, Metalle a 


a I DON DEGLDERDEBTUDDE Chemie, 
e 
Chemi an fee e Treibſtoffe) 


Kautſchuk 


Waren der Hauptgewerbegruppe 
„Steine, Erden 


Waren der Hau 
i Bekleid 


Bekleid 


Die Aufſtellung zeigt auf der einen Seite den großen deutſchen Einfuhrbedarf an 
Nahrung, Textilfaſer, Leder, Erzen, Metallen, Holz und Treibſtoffen, auf der anderen 
Seite den erheblichen Ausfuhrſaldo der deutſchen Eiſen und Metalle weiterverarbet- 
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tenden Induſtrie bis zur Elektrotechnik und den Spielwaren, weiter der chemiſchen 
a der Papierherſtellung, der Porzellaninduſtrie und endlich der Bekleidungs 
uſtrie. 

Per Saldo ergab ſich 1934 im reinen Warenverkehr ein Einfuhrüberſchuß von 
280 Millionen RM. 

Berückfichtigt man die Dienſtleiſtungen im Auslandsverkehr, die mit einem Aktivſaldo 
von rund 200 Millionen“) abſchließen, und den Zinſendienſt, der — ebenfalls per 
Saldo — rund 700 Millionen NM) erfordert haben dürfte, fo ergibt ſich für die 
deutſche Zahlungsbilanz 1934 ein Fehlbetrag von rund 800 Millionen RM.“) 


3. Der Derbrauck der Wirtfchaftsgüter 

Im vorausgegangenen Abſchnitt wurde die Wirtſchaft mit den Augen des Er ⸗ 
zeugers betrachtet; es intereſſierten vor allem die in den einzelnen Wirtſchafts⸗ 
zweigen beſchäftigten Perſonen und ihre Leiſtungen. Nicht minder aufſchlußreich iſt 
eine nach dem Verbrauch orientierte volkswirtſchaftliche Beſtandsaufnahme. Die 
erzeugten Güter und Leiſtungen gelangen, geordnet nach den verſchiedenen Bedürf- 
niſſen der Wirtſchaftsglieder, in der in Zahlentafel 6 angegebenen Form und Menge 
an den letzten Verbraucher. Zahlentafel 6 

Inlandsabſatz 1934 


Nahrungs⸗ 1 Genußmittel 
E andel 


Handwerksumſatz (Furche, Bäcker uſw )))) 
S 
— — 


Hausrat und ſonſtige . 
S sumſatz (ohne ® Kohlen) 


Ges- und Ciekirtgieät 
Abzug für Induſtrtebell⸗ a ſeitens des Einzelhandels 


1.6 
1 0 
1.4 


28822 
222228 


Aus der Tabelle können unſchwer Schlüſſe auf die durchſchnittliche Einkommens- 


verwendung abgeleitet werden. 
Schätzung. 
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Es wurden 1934 verbraucht: 


v. H. des Volks. 


8 
Hausrat und ſonſtige Verbrauchsgüter 
r Olenſfleiſtungen ii 9 


Geſpart wurden: 
v. H. des Volks. 
I Tamm Fa 
in Sa ern (Snveftitionen) -. - - - > 2 200. n 
Abzug r Neuverſchuldung an das Ausland)) — 


) Aus der Zahlungsbilanz (S. 17) ermittelt. 


Im einzelnen iſt aus den gebrachten Ziffern feſtzuſtellen, daß die Ausgaben für 
Nahrungs- und Genußmittel den bei weitem größten Poften im volkswirtſchaftlichen 
Geſamthaushalt und damit auch in der Mehrzahl der Einzelhaushaltungen ausmachen. 
Im Durchſchnitt werden zwei Fünftel des Einkommens „verzehrt“. Natürlich 
verſchiebt ſich dieſer Durchſchnittsſatz je nach der beruflichen und ſozialen Stellung, je 
nach dem Lebensſtandard der Einkommenbezieher nach oben oder unten. Grund- 
ſätzlich beanſprucht der Nahrungsbedarf bei niedrigem Einkommen einen höheren 
Prozentſatz als bei hohen Einkommen, weil bei letzteren zu der Sicherung der 
bloßen Exiſtenz die Befriedigung nicht ſo lebenswichtiger Bedürfniſſe hinzutritt. Im 
großen und ganzen dürfte ſich der Spielraum der Nahrungs- und Genußmittel⸗ 
ausgaben zwiſchen 30 und 45 v. H. der Einzeleinkommen bewegen. 

Die weiteren Verbrauchsausgaben: Wohnung, Kleidung, Hausrat und Dienſt⸗ 
leiſtungen nehmen je ein Siebentel bis ein Achtel der Einzeleinkommen für ſich in 
Anſpruch. Der verhältnismäßig niedrige Prozentſatz der Wohnungsausgaben erklärt 
ſich aus dem Amſtand, daß in Deutſchland im großen Durchſchnitt auf jede Haus⸗ 
haltung zwei Einkommensbezieher treffen, daß alſo neben dem Haushaltungsvorſtand 
entweder die Ehefrau oder ein Kind oder ein dem Haushalt angeſchloſſener Fremder 
in Arbeit ſteht. Hierdurch werden die ſonſt ſehr hohen Wohnungsausgaben einiger⸗ 
maßen erträglich. 

Auf der anderen Seite muß der für Dienſtleiſtungen ausgeſetzte Poſten verhältnis. 
mäßig hoch erſcheinen. Dies liegt daran, daß es ſich hier nicht nur um die perſönlichen 
Dienfte im engeren Sinne, alfo etwa nur um die Leiſtungen der freien Berufe und 
der Hausangeftellten, handelt, ſondern daß auch die Dienſte im Verkehrsweſen, im 
Beherbergungsgewerbe uſw., wie ſie im einzelnen in der Zahlentafel 6 aufgeführt 
find, hier einbezogen wurden. 

Rund 94 v. H. Verbrauchsausgaben ſteht eine volkswirtſchaftliche 
Sparung im Ausmaß von rund 6 v. H. des Volkseinkommens gegenüber. In 
volkswirtſchaftlichem Sinne geſpart werden kann nur in Sachgütern (Inveſtitionen 
einſchließlich Lagermehrungen) und in Auslandsguthaben. Entſprechend muß, was in 
der Aufſtellung geſchehen iſt, eine etwaige Auslandsverſchuldung mit negativen Vor⸗ 
zeichen eingeſetzt, d. h. von der Inlandsſparung in Abzug gebracht werden. 
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Die volkswirtſchaftliche Sparquote iſt im hohen Maße konjunkturabhängig. In wirt- 
ſchaftlicher Notlage wird nicht ſelten die Inſtandhaltung der Produktionsanlagen ver- 
nachläſſigt; die Läger werden abgefahren. In ſolchen Zeiten wird volkswirtſchaftlich 
nicht nur nicht geſpart, ſondern ſogar das Sachvermöͤgen angegriffen. Demgegenüber 
pflegen Jahre des Wohlſtands das Volksvermögen ftändig zu mehren, was auch not⸗ 
wendig iſt, da die wachſende Bevölkerung einen immer größeren Produktionsapparat 
beanſprucht. 


4. Der gemeinnütige Sektor der Volkswirtschaft 
Wir beſchränkten uns bei den bisherigen Erörterungen über Erzeugung und Verbrauch 
auf Güter und perſönliche Dienſtleiſtungen, die der Beſriedigung individueller 
Bedürfniſſe dienen, im Gegenſatz zu den gemeinnützigen Dienſten und Lei⸗ 
ſtungen (einſchließlich des hierbei auftretenden laufenden Sachaufwands), wie ſie die 
öffentliche Verwaltungstätigkeit,“) das öfſentliche Bildungswefen, die Sorge für 
Sicherheit und Necht ſowie das öffentliche Wohlfahrtsweſen erfordern. Derartige 
nur auf den allgemeinen, nicht auf perſönlichen Nutzen ab ⸗ 
geſtellte Leiſtungen ſollen aus unſeren weiteren Betrachtungen ausſcheiden, 
weil ſie ſich ſozuſagen mit eigener Geſetzlichkeit in einem von der Erwerbswirtſchaft 
völlig getrennten Sektor der Volks wirtſchaft abſpielen.“) 
Dagegen gehört ſelbſtverſtändlich die Verſorgung der Zugehörigen der öffent. 
lichen Verwaltungs- und Fürſorgewirtſchaft, alſo der Beamten, Staatsrentner, 
-unterſtützten, Arbeitsloſen uſw. mit den Erzeugniſſen der Produktionswirtſchaft, d. h. 
mit Nahrung, Wohnung, Kleidung u. dgl., zu der von uns betrachteten Volkswirtſchaft. 
Dieſe Verſorgung ſpielt ſich folgendermaßen ab: Die Steuern und Abgaben fließen 
zunächſt in Geldform von der Erzeugerwirtſchaft zur öffentlichen Verwaltungs⸗ und 
Fürſorgewirtſchaft. Deren Zugehörige verwenden ihr Geldeinkommen zu Einkäufen 
bei der Erzeugerwirtſchaft; der Geldſtrom fließt hierbei zu feinem Ausgangspunkt 
zurück, während als güterſeitiges Ergebnis ein von der Erzeugerwirtſchaft zur öffent- 
lichen Verwaltungs⸗ und Fürſorgewirtſchaft gerichteter Güterſtrom in Erſcheinung 
tritt. Auf dieſe Güterſtröme, die die Güterſeite der Steuerzahlung bilden, wird ſpäter 
noch eingehend zurückzukommen fein. 
Die Anzahl dieſer Art mit Gütern zu verſorgenden, nicht an der Bütererzeugung ſelbſt 
beteiligten Wirtſchaftsglieder iſt recht groß. 1934 dürfte es ſich um etwa nachfolgen 
den Perſonenkreis gehandelt haben: 
Im öffentlichen Verwaltungsdienſt (einſchließlich en.) Heer ufw.) 
Anmittelbare Tätige rd. 2 Millionen 
Mittelbar — für die Erſtellung des laufenden Sagaufwands — 


Tätige a rd. 1 5 
Rentner und Sinsempfänger”) e ee ee ce 805.50 
Erwerbilofe . . rd. 25 „ 


Offentlich Verſorgte 7785 a Rentner und 5 rd. 11 Millionen 


Das Nettoeinkommen der Obenaufgeführten belief ſich 1934 auf ſchätzungsweiſe 
16,8 Mrd. RM oder rund 30 v. H. des geſamten Volkseinkommens. 


) Ulſo die Dienſte der Verwaltungsbeamten felbft, ferner das Vorhalten der von ihnen be ; 
nötigten Büroräume, von Papier und Tinte uſw. 

Erwerbswirtſ ören ſelbſtverſtändli die tli Betriebe wie Reichs · 
bahn, eee uſw een side fan Die Bra ob g hae Dienfte der Erwerbs. 
wirtſchaft od ektor der B uzurechnen find, durch die 
Nachprüfung galten we ri ob es fi bei 8 um die en individueller Bedürf⸗ 

niſſe Handelt oder nicht 

dieſer G die at Rentner und Zins mitenthalten, da fi 
vn vn be den Bet, pe Ad Die nich 8 laſſen 8 da sie, volkswürtſchaſtlich A| 

er ger g 


— 
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5. Die volkswirtfchaftliche Bilanz 

Zerlegt man die Geſamtwirtſchaft in Wirtſchaftsgruppen und ftellt deren Erzeugung 
und Verbrauch in zweckmäßiger Weiſe gegenüber, jo erhält man die volkswirtſchaft⸗ 
liche Bilanz. Zahlentafel 7 gibt eine ſolche für das Jahr 1934. 


Zahlentafel 7 


Volkswirtſchaftliche Bilanz 1934 
in Milliarden RM 


Verbrauch 
Gruppe an Erzeugnifien der Gruppen 


Erzeugerwirtſchaft 
(Nahrungs- und Genußmittel 
ewinnung) 


Ha zur 
gung individueller Be⸗ 


Empfänger von Ausgleich ⸗ 
ERBEN, im Inland > 


1,7 
5,3 
3,1 
eye 


Nusiand (Gabe K 
Geſamte Wirtſchaft a 6,8 2 69 N 52,2 2 = 56,4 


Gruppen- na ; 56,9 51. 
davon ab Steuern un 562.4 
dazu Wirtſchaftszuſchulſe 9 Staates 0 > wi 2 — + 02 


Nettoeinkommen der Erzeuger! 
gruppen 


Grundſätzlich wird hier die Volkswirtſchaft eingeteilt in verſchiedene Erzeuger ⸗ 
gruppen je nach dem Bedarf, den fie befriedigen, und in einige reine Ver 
brauchergruppen. 


Grundlagen der Wirtſchaftslenkung 21 
Une EN m m en ana ano un a ta Ze 


An Erzeugergruppen weiſt die Tabelle aus: 
Gruppe N Nahrungs- und Genußmittelgewinnung, 
pe W Wohnungsweſen, 
K Bekleidungsweſen, 

u H Herſtellung von Hausrat, hauswirtſchaftlichem Bedarf und ſonſtigen 
induſtriellen Verbrauchsgütern, 

Pr D Dienſtleiſtungen jeder Art zur Befriedigung individueller Bedürfniſſe 
(Verkehrs-, Reife-, Nachrichtenweſen, Geſundheitspflege, freie Berufe, 
Hausangeſtellte), 

5 I JInveſtitionswirtſchaft (Neubauten, Anlageerweiterungen uſw.). 

Jede Gruppe umfaßt die geſamten für den Gruppenzweck benötigten unmittelbaren 
und mittelbaren Hilfskräfte und ihre Tätigkeit. 


lswei dre = irt t die der 

1 — ü al be l el e, der dase mu ren naistign 
um die u enu 

2 Handel, ferner um ee Teile von Shi e, Gewerbe und G. Qer- 


95 ellun 3 emitteln, von lan chen Maſchinen und 

een, vr von & den und Deire Alan, bu in Beförderung von die enen Fertig⸗ 
produkten u. dgl. 1 ft mit Nah und Genußmitteln bei- 
Ar Auch I un a e 1 und © u min, von 9 5 0 1 und 5 
bag be offen oduktion g tft — vom Ge⸗ 

kt swirtſchaft aus betrachtet — nicht der ausländiſche Erzeuger, 


ers bis Bruns deutſche art. welche den zur Begleichung der Einfuhr ben 
Gegenwert (art 


Sur Wirt Hen att idren Ka „ alle für das Wohnungsweſen unmittelbar und 
mittelbar Tätigen mit ngeh Fart d Es handelt nd ve um jede Tatigkeit, die zur Er- 
hal des 3 5 Wohnraums auf dem derz Stand polls neben der Haus- 
de e dee ee ee e ee a 
A pre | 


Die Übrigen Wirtſchaftsgruppen find nach gleichen Grundſätzen abgegrenzt. 

Den ſechs Erzeugergruppen N, W, K, H, D und I entſprechen in der Tabelle ſechs 
gleichbezeichnete ſenkrechte Spalten, die den Abſatz dieſer Gruppen im ein- 
zelnen angeben. Aus den waagerechten Zeilen diefer Tabelle kann demgegen ; 
über abgeleſen werden, wie die Zugehörigen der verſchiedenen Gruppen ihr Ein ⸗ 
kommen verwenden, welche Wirtſchaftsgüter fie alſo verbrauchen und was fie ſparen. 


Beiſpielsweiſe bezifferte ſich der Bedarf der Gruppe N (Nahrungs- und Genuß⸗ 
mittelgewinnung) an Nahrungs- und Genußmitteln auf 7,7 Mrd. RM, an Wohnung 
auf 2,2 Mrd. RM, an Kleidung auf 2,3 Mrd. RM uſw. Neben einem Verbrauch 
im Ausmaß von 16,4 Mrd. RM wurden nach der Tabelle von den Zugehörigen der 
Gruppe N 0,2 Mrd. RM geſpart. Ihr geſamtes Nettoeinkommen betrug ent ⸗ 
ſprechend 16,6 Mrd. RM. In gleicher Weiſe kann aus der Tabelle auch die Ein ⸗ 
kommens verwendung aller übrigen Wirtſchaſtsgruppen abgeleſen werden. 

Die Spalte Sparung der Zahlentafel iſt in zwei Kolonnen unterteilt. Hier wird 
das Sparen in Sach werten und das Sparen in Geld getrennt behandelt. Dieſe 
Spararten zu unterſcheiden tft wichtig, weil volkswirtſchaftliches Sparen nur in 
einer Mehrung der Sachwerte, alſo der Bauten, Produktionsſtätten und 
Läger beſtehen kann, während das Anſammeln von Geld und Geldforderungen bei 
einer Wirtſchaftsgruppe entſprechende Geldverſchuldungen bei einer anderen 
Gruppe auslöſt, alſo, für ſich allein genommen, volkswirtſchaftlich keine Wertſchöpfung 
bedeutet. Das Endergebnis der Spalte: „Sparung in Geld“, bezogen auf die geſamte 
Wirtſchaft, muß daher Null ſein. 

Weiter ſoll an Hand der volkswirtſchaftlichen Bilanz erläutert werden, wer alles als 
Verbraucher der erzeugten Güter in Frage kommt. Neben den Zugehörigen der 
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ſechs Erzeugergruppen ſelbſt find hier fünf Gruppen von Verbrauchern zu unter- 
ſcheiden, nämlich: die Gruppen 8 und V, 

die beide zuſammen die öfſentliche Verwaltungswirtſchaft verkörpern, und zwar 
derart, daß die Gruppe S den laufenden öfſentlichen Sach bedarf befriedigt, die 
Zugehörigen der Gruppe V dagegen im öffentlichen Verwaltungs- 
dienſt tätig ſind. In unſerer volkswirtſchaftlichen Bilanz erſcheinen beide Gruppen 
als reine Verbraucher, da ihre eigenen Leiſtungen und Dienſte reſtlos dem hier nicht 
behandelten gemeinnützigen Sektor der Volkswirtſchaft“) zugute kommen. 


Weitere Verbraucher — diesmal aber ohne Gegenleiſtungen an den gemeinnützigen 
Sektor der Volkswirtſchaft — find die Gruppen: 

R Bezieher öffentlicher Renten 

A Arbeitslofe 

Z Zins empfänger. 
Allen reinen Verbrauchergruppen gemeinſam iſt es — dies ſei nochmals hervor⸗ 
gehoben —, daß ſie ſelbſt ſich an der Güter er zeugung zwar nicht beteiligen, 
wohl aber Güter verzehren. Es ſtrömen daher, wie ſchon früher erwähnt, ein- 
ſeitige Güterſtröme von der Erzeugerwirtſchaft zu dieſen Gruppen, und zwar zum 
Ausgleich oder, wie man auch zu ſagen pflegt, „zum Transfer“ der auf der Geldſeite 
geforderten Steuern und Zinſen. In der Tabelle wurden deshalb dieſe Gruppen 
unter dem Sammelnamen: „Empfänger von Ausgleichgüterſtrömen“ zuſammen⸗ 
gefaßt. 
Als letzter inländiſcher Verbraucher erſcheint in unſerer volkswirtſchaftlichen Bilanz 
der Staat, ſoweit er nicht bei den früheren Gruppen bereits erfaßt wurde. Wie 
erſichtlich, beſchränkt ſich fein hier einzuordnender Bedarf auf die öffentlichen 
Inveſtitionen, da ja ſämtliche zum Unterhalt der Beamten und Rentner, 
ſowie aller mit der Beſchaffung des laufenden öffentlichen Sachbedarfs Betrauten 
notwendigen Güterlieferungen bereits in Form der an die Gruppen 8 bis A fließen ⸗ 
den Ausgleichgüterſtröme in die Bilanz auſgenommen wurden. Die Finanzierung 
öffentlicher Inveſtitionen, d. h. des Sachaufwands des Staates, der eine Mehrung 
des öffentlichen Sachvermögens bedeutet — wie beiſpielsweiſe der Bau von Auto- 
ſtraßen, die Neuſchaffung eines Rüftungsapparates uſw. —, pflegt auf dem Wege der 
Inanſpruchnahme des öffentlichen Kredits vor ſich zu gehen, ſoweit die Mittel nicht 
auf dem Steuerweg dem Staate zufließen. 1934 dürften die genannten beiden 
Finanzierungsarten etwa im Verhältnis 3:1 beſchritten worden fein, fo daß der 
Aufnahme von 2,7 Mrd. RM fremder Mittel ſeitens des Staates die Verwendung 
von 0,9 Mrd. RM eigener Mittel gegenüberſtanden. Unter eigenen Mitteln des 
Staates find in dieſem Zuſammenhang Mittel des ordentlichen Haushalts zu ver ⸗ 
ſtehen, die anderweitig nicht beanſprucht werden. 
Bisher beſprochen wurden die inländiſchen Verbraucher der geſchaffenen Güter. 
In eine Totalbilanz müſſen der Vollſtändigkeit halber auch die ausländiſchen 
Verbraucher heimiſcher Erzeugung aufgenommen werden, wie dies in Zahlentaſel 7 
auch geſchehen iſt. Hierbei genügt es jedoch, den Außenhandel ſowie den auswärtigen 
Dienſtleiſtungs⸗ und Zinsverkehr „per Saldo“ abzurechnen, d. h. den ausge 
glichenen Teil der Ausfuhr und Einfuhr, der Dienſtleiſtungen und Zinſen vorweg 
abzuſetzen. Ein ſolches Verfahren deckt ſich mit der weiter oben (Seite 21) ver. 
tretenen Auffaſſung, daß letzten Endes nicht der ausländiſche Erzeuger, ſondern die 
Ausfuhrinduſtrie der deutſchen Volkswirtſchaft die Einfuhrwaren zur Verfügung 
ſtellt und daß ſomit der durch Ausfuhr bezahlte Teil der Einfuhr wertſchöpfungs⸗ 
mäßig bei der heimiſchen Erzeugung einzureihen iſt. 
Die Ziffern der Tabelle zeigen in der Zeile „Ausland“, daß 1934 die deutſche 
Warenbilanz paſſiv (— 0,3 Mrd. RM) abgeſchnitten hat, die deutſche Dienft- 


1) Rot. hierzu Abſchnitt I, 4, S. 19. 
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leiſtungsbilanz dagegen mit 0,2 Mrd. RM aktiv war. Zuzüglich der ausländifchen 
Zins forderungen ergibt ſich der bereits erwähnte Paſſivſaldo der deutſchen Zahlungs ; 
bilanz von 0,8 Mrd. RM und damit eine gleich große Mehrung der Auslandsſchulden. 
Inlands- und Auslandsziffern der Bilanz zuſammen ergeben den Bedarf der 
geſamten Wirtſchaft. Dieſer Bedarf wird ſich mit der Geſamterzeugung 
decken, ſofern die Vorräte bei Beginn und Ende des Jahres die gleichen geblieben 
ſind. Dies war 1934 im großen und ganzen der Fall, wenn auch die Lagerbewegung 
im einzelnen weſentliche Schwankungen aufwies. So nahmen die Nohſtofflager 
infolge vermehrter Einfuhr in der erſten Hälfte des Jahres erheblich zu, wohingegen 
ſie in der zweiten Hälfte infolge der Einfuhreinſchränkungen noch unter den Aus⸗ 
gangsſtand abgefahren wurden. Berüdfihtigt man grundſätzlich Vorratsänderungen in 
Spalte I der Bilanz, fo ergibt die Summe der Spalten N bis I auch im Falle einer 
Lagerbewegung die tatſächliche Geſamterzeugung. 

In ihrem unterſten Abſchnitt geht Zahlentafel 7 auf die Entſtehung der 
Nettoeinkommen der verſchiedenen Erzeugergruppen näher ein. Den Pro- 
duktionszifſern müſſen jeweils die Bruttoein nahmen der einzelnen Gruppen 
entſprechen. Zur Ermittlung der Nettoeinkommen ſind die anteiligen Steuern 
und Zinſen in Abzug zu bringen und etwaige Zuſchüſſe des Staates, wie ſie z. B. 1934 
das Arbeitsbeſchaffungsprogramm der Regierung mit ſich brachte, hinzuzuzählen. Die 
ſo errechneten Nettoeinkommen fanden bereits in der letzten ſenkrechten Spalte der 
Bilanz bei den Ermittlungen über die Bedarfsverteilung Verwendung. 


Die Ziffern der in ihrem Aufbau nunmehr durchgeſprochenen Bilanz beruhen, wie 
wiederholt erwähnt, teilweiſe auf Schätzungen. Daher find fie nur in ihrer 
Größenordnung zuverläſſig. Auch kann die vorgelegte Bilanz in ihrer äußerſt 
knappen Form lediglich einen Rahmen bilden für die noch ausſtehende ſtatiſtiſche 
Neuerfaſſung der geſamten deutſchen Wirtſchaft mit dem Endziel, das volkswirtſchaft⸗ 
liche Geſchehen nicht nur in ſtatiſtiſchen Einzelreihen zu ermitteln, ſondern in 
feinen inneren Zuſammen hängen aufzudecken. 


II. Die Dynamik der Wirtfchaftsuorgänge 


Die bisherigen Anterfuchungen beſchränkten ſich bewußt auf die Aufnahme eines zahlen. 
mäßigen Querſchnitts durch die deutſche Wirtſchaft und ſomit auf ſtatiſche Feſtſtellun⸗ 
gen, die in der Aufſtellung der volkswirtſchaftlichen Totalbilanz ihren Abſchluß fanden. 
Der Abergang zunächſt zur ſogenannten komparativen, d. h. vergleichenden Statik und 
weiter zur dynamiſchen Wirtſchaftsbetrachtung wird durch die Ausgeſtaltung einer 
laufenden volkswirtſchaftlichen Berichterſtattung in der gewählten Form ver- 
mittelt. Es gilt nunmehr, die Arſachen des Wirtſchaftsgeſchehens, alſo die 
treibenden und hemmenden Wirtſchaftskräfte, in ihrer Wirkungsweiſe und 
ihrem Ausmaß richtig zu erkennen. 
Bei der grundlegenden Bedeutung, die die volkswirtſchaftliche Bilanz, genauer eine 
Reihe aufeinanderfolgender volkswirtſchaftlicher Bilanzen, gerade für die dynamiſche 
5 hat, erſcheint es zweckmäßig, ſchrittweiſe vorzugehen, und 
. zunächſt einmal die durch die Vilanz gegebenen Zuſammenhänge, d. h. die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verflechtungen der verſchiedenen Wirtſchaftsgruppen zu ſtudieren, 
2. danach etwaige beſonders gefährdete oder beſondere Gefahren bergende Wirt⸗ 
ſchaftsbeziehungen aufzudecken, 
3. an Hand der durch eine Reihe von Bilanzen gegebenen praktiſchen Wirtſchafts⸗ 
zahlen die gewonnenen Erkenntniſſe zu erhärten, 
und endlich 


4. die für die künftige Wirtſchaftsgeſtaltung, für eine „Wirtſchaftslenkung“, weſent ⸗ 
lichſten Anregungen herauszuſtellen. 
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I. Die Wiriſchaftsverflechtungen (Wirtichaftskreisläufe) und ihre Störungen 

Die volkswirtſchaftliche Bilanz in der auf Zahlentafel 7 gebrachten Anordnung gibt 
die Möglichkeit, ſich mit der wirtſchaftlichen Verflechtung der verſchiedenen Wirt ⸗ 
ſchaftsgruppen untereinander zahlenmäßig zu befaſſen. 

Die ſyſtematiſche Durcharbeitung der in der Schachbrettbilanz zum Ausdruck 
gebrachten gegenſeitigen Abſatzbeziehungen zeigt, daß die einzelnen Poſten der Bilanz 
und damit die hinter ihnen ſtehenden wirtſchaftlichen Vorgänge hinſichtlich ihrer wirt- 
ſchaftlichen Verflechtung ganz verſchieden zu bewerten find. 

So bedeuten die durch Fettdruck hervorgehobenen Diagonalzahlen der Tabelle jeweils 
die Gruppenſelbſtverſorgung, d. h. den Bedarf der Gruppenzugehörigen, 
der aus den Erzeugniſſen der eigenen Gruppe gedeckt wird. Beiſpielsweiſe ver⸗ 
brauchen die Zugehörigen der Gruppe N (Nahrungs- und Genußmittelgewinnung) 
für 7,7 Mrd. RM Nahrungs- und Genußmittel ſelbſt, der Wohnbedarf der Zu- 
gehörigen der Gruppe W (Wohnungsweſen) iſt auf 0,3 Mrd. RM zu beziffern, uſw. 
Im Ausmaß der Gruppenſelbſtverſorgung find alſo die Erzeuger einer Gruppe gegen ; 
ſeitig auch Abnehmer. Eine Verflechtung mit den übrigen Wirtſchaftsgruppen findet 
hierbei nicht ſtatt. Abſatzmehrungen oder minderungen, Preisveränderungen uſw. 
ſpielen naturgemäß bei dieſen Ausſchnitten aus Erzeugung und Verbrauch für die 
Außenwelt primär keine Rolle, treten doch die verſchiedenen Erzeugergruppen nur mit 
der reſtlichen Erzeugung an den ſonſtigen Markt. 

Anter den hierbei auftretenden wirtſchaftlichen Verflechtungsmöglichkeiten ſtehen die 
Tauſchkreiſe zu zweien an erſter Stelle. Bei ihnen tauſchen, gütermäßig be- 
trachtet, zwei Partner ihre wechſelſeitigen Erzeugniſſe, beiſpielsweiſe Nahrung und 
Kleidung. Aus der Bilanz kann man dieſen Kreislauf unmittelbaren Tauſches ohne 
weiteres ableſen; es bezieht die Gruppe K (Bekleidungsweſen) von N für 2,1 Mrd. RM 
Nahrungsmittel, die Gruppe N (Nahrungs- und Genußmittelgewinnung) von K für 
23 Mrd. ARM Kleidung. Der unmittelbare Tauſch hat alſo ein Ausmaß von je 
2,1 Mrd. RM. Der Anterſchied von 0,2 Mrd. RM gehört nicht zu den Tauſchkreiſen 
zu zweien, ſondern geht in Tauſchketten höherer Ordnung ein. 

In ähnlicher Weiſe können die unmittelbaren Tauſchbeziehungen jedes beliebig zu- 
ſammengeſtellten anderen Tauſchpaares aus der Tabelle ermittelt werden. 


Außer in Tauſchkreiſen zu zweien kann die Verflechtung der Wirtſchaftsgruppen auch 
in Tauſchketten zu drei oder noch mehr Gliedern beſtehen, jedoch zeigt eine 
genauere Anterſuchung, daß die vielgliedrigen Verflechtungsarten bei der 
gewählten Einteilung der Volkswirtſchaft in ſechs Erzeugergruppen keine nennens · 
werte Rolle ſpielen. 


Gruppenſelbſtverſorgung, Tauſchkreiſe und Tauſchketten bilden die Grundelemente 
der güterſeitig ausgeglichenen Wirtſchaft. Letzten Endes muß jeder 
Güter tauſch derartige in ſich ſelbſt geſchloſſene Güterſtröme — die „Güterkreis⸗ 
läufe“ — hervorrufen. Die Bezahlung der im Kreis getauſchten Güter ſpielt ſich in 
ebenfalls in ſich ſelbſt geſchloſſenen und ausgeglichenen Geldſtrömen — den „Geld- 
kreisläufen“ — ab. Geſchloſſene Güterkreisläufe führen daher niemals zur Ver 
ſchuldung einer Wirtſchaftsgruppe an eine andere Wirtſchaftsgruppe. 

Im Gegenſatz zu den beſprochenen Güterkreisläufen ſtehen alle nicht auf Tauſch⸗ 
vorgängen beruhenden Güterbewegungen. Sie ergeben einfeitig gerichtete Güter. 
ſtröme und dienen entweder dem Ausgleich beſtehender Geldverpflichtungen 
C,Ausgleichgüterſtröme“ zur güterfeitigen Abgeltung der Steuer und Zinszahlungen) 
oder ſie müſſen zwangsläufig zur Verſchuldung der Empfängergruppe an die 
Arſprungsgruppe („Verſchuldungsgüterſtröme“) führen. 

Die erſtgenannte Spielart einſeitiger Güterſtröme, die Ausgleichgüter 
ſtr dme, wurde bereits an früherer Stelle (S. 22) angeführt. Beiſpiele von Aus- 
gleichgüterſtrömen können der beſprochenen volkswirtſchaftlichen Bilanz entnommen 
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werden, jedoch iſt hierbei zu beachten, daß die Steuern und Zinſen von den Pflichtigen 
nicht nur unmittelbar, ſondern auch mittelbar — über ein oder mehrere Tauſchglieder 
— beglichen werden können. 


An mittelbar beglichen werden 2 der on 


von der Gruppe N 8 82 . 6 Mrd. RM) 
von der Gruppe W e I a 
von der Gruppe K De a re er 
von der Gruppe H Be a ae 1,7 76 7. 
von der Gruppe D 1 e e ar ar ee: dr ae 
von der Gruppe:r:s:s . 1,3 „ „, 
mittelbar beglichen dagegen 
von der Gruppe W I., Nrd. RM 
von der Gruppe K „, e ee | 5. Se 
von der Gruppe H Be a ren 2 OD er Ti 


Es würde im Rahmen der vorliegenden Arbeit zu weit führen, den Verlauf der von 
den letztgenannten Gruppen ausgehenden Güterſtröme auf ihren Amwegen über 
andere Wirtſchaftsgruppen näher zu verfolgen. Hier intereſſiert nur das Endergebnis, 
daß nämlich zum Schluß die von der Erzeugerwirtſchaft erhobenen Steuern und 
Sinfen in Form von Sachgütern und Dienſtleiſtungen an die Steuer. und Zins⸗ 
empfänger gelangen oder wenigſtens gelangen ſollten, um Verſchuldungen dieſen 
gegenüber und damit Wirtſchaftsſtörungen zu vermeiden. 


Auch den einſeitig gerichteten Ausgleichgüterſtrömen entſprechen, wie wir bereits 
früher ſahen, in ſich geſchloſſene Geldkreisläufe. Auch bei ihnen werden alſo Ver. 
ſchuldungen einer Wirtſchaftsgruppe an die andere vermieden. 


Giterkreisläufe und Ausgleichgüterſtröme zuſammen können ſomit als die Grund- 
elemente der geldſeitig ausgeglichenen Wirtſchaft bezeichnet werden. 
Gänzlich anders verhält es ſich mit den Verſchuldungsgüterſtrömen. 
Jeder Bezug von Gütern oder Dienſtleiſtungen, der nicht aus dem Erlös des eigenen 
Abſatzes oder aus ſonſtigen Geldeinkünften bezahlt werden kann, muß auf die Dauer 
zu ſtets wachfender Verſchuldung und damit früher oder ſpäter zu Wirtſchafts⸗ 
ſtörungen führen. Geldſeitig entſpricht einem Verſchuldungsgüterſtrom ein dem 
Warenſtrom entgegengerichteter einſeitiger Geldforderungsſtrom. Der Waren⸗ 
lieferant wird dabei zum Gläubiger, der Waren bezieher zum Schuldner. 
Die Frage, ob ein beliebiger einſeitig gerichteter Güterſtrom als Ausgleichgüterſtrom 
zur güterſeitigen Abgeltung von Steuer⸗ und Zinsverpflichtungen dient oder ob es 
fich um einen Verſchuldungsgüterſtrom handelt, kann naturgemäß nur durch die 
Betrachtung der geldlichen Zuſammenhänge entſchieden werden. 


Im Zweifelsfalle wird hierbei ſtets der Vorrang dem Ausgleichgüterſtrom zuzu⸗ 
billigen fein, derart, daß ein Aktivſaldo aus Waren- und Dienſtleiſtungslieferungen 
an eine Gläubigergruppe grundſätzlich zunächſt für den Ausgleich der laufenden Geld- 
verpflichtungen an dieſe anzuſetzen iſt. Erſt der verbleibende Reſt, alſo der Saldo 
aus GBüterbewegung und Geldverpflichtungen zuſammen genommen, ergibt 
die Größe und Richtung eines etwaigen Verſchuldungsgüterſtroms. 

Muſterbeiſpiele von Verſchuldungsgüterſtrömen zeigen ſich insbeſondere auf dem 
Weltmarkt. So haben ſeit Jahren die Vereinigten Staaten von Amerika eine ſtarl 
aktive, Deutſchland hingegen eine ſtark paſſive Zahlungsbilanz. Anter dieſer 
Bezeichnung pflegen im internationalen Wirtſchaſtsverkehr die Salden der Waren 
und der Dienſtleiſtungsbewegungen zuzüglich der Salden des Zinſendienſtes und 


10) Hier die geſamte Steuer ⸗ und Zinslaſt abzüglich der Wirtſchaftszuſchüſſe des Staates. 
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etwaiger ſonſtiger laufenden Geldverpflichtungen (8. B. Reparationen) zuſammen⸗ 
gefaßt zu werden. Daß unausgeglichene Zahlungsbilanzen wirtſchaftsſtörend wirken, 
beſonders, wenn keine Ausſicht auf künftige Abtragung der ſich immer mehr anhäufen- 
den Schulden beſteht, zeigt die Entwicklung der Weltwirtſchaft in der Nachkriegszeit 
zur Genüge. Beſonders bekannt wurde der hierher gehörende Fragenkomplex als 
„zransferproblem”, das bei den vergeblichen Verſuchen der Gläubigerſtaaten, 
die Eintreibung der Reparationen und Kriegsſchulden ohne Annahme entſprechender 
Ausgleichgüterſtröme durchzuführen, auftauchte. 


Weniger zum Bewußtſein kam bisher die Tatſache, daß auch im Innern der 
Volks wirtſchaft das gleiche Problem auftreten kann. Ein gutes Beiſpiel für 
das Vorhandenſein auch eines binnenwirtſchaftlichen Transferproblems bildet die 
ſtändig ſteigende Verſchuldung der deutſchen Landwirtſchaft in den Jahren 1929 bis 
1932 bei ſtändig finkenden Preiſen der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe. Die Auf ⸗ 
bringung der Zinſen und Rückzahlung in Naturalien wäre damals für den 
Bauern an ſich noch nicht das Schlimmſte geweſen, vorausgeſetzt, daß von ihm nicht 
mehr verlangt wurde, als er an Aberſchuß über ſeinen Eigenverbrauch und den Bedarf 
an Taufchmitteln zum Erwerb von Nohſtoſfen und Induſtrieprodukten hinaus über- 
haupt erzeugen konnte. Schlimm wurde erft der geforderte „Transfer“, die Verwand ⸗ 
lung der für die Abgeltung des Zinſendienſtes beſtimmten Güterproduktionen in 
Reichsmark. Dieſe erſt bedeutete bei mangelnder Kaufkraft der Gegenſeite Verkaufs. 
zwang zu jedem Preis, ja bei Annöglichkeit des Verkaufs ſortſchreitende Neuver- 
ſchuldung und wirtſchaftlichen Zuſammenbruch. 


Aufgabe der volkswirtſchaftlichen Bilanz muß es fein, rechtzeitig auf ſolche und ähn- 
liche Gefahrenherde aufmerkſam zu machen. 


Bevor auf Einzelheiten näher eingegangen wird, ſeien einige das Getriebe der Wirt - 
ſchaft ganz allgemein betreffende Bemerkungen vorausgeſchickt. Auf den erſten Blid 
erſcheint es recht ſchwierig, aus den Ziffern der Zahlentafel 7 alle von Wirtſchafts⸗ 
gruppe zu Wirtſchaftsgruppe fließenden Güterftröme abzuleiten oder gar ohne 
beſondere Rechnung nur aus der Betrachtung der Bilanz zu erkennen. Bei näherem 
Zuſehen liegen die Dinge aber weniger verwickelt, da den bei weitem größten Teil 
der geſamten Güterbewegung die leicht überſehbaren einſachſten Formen der 
Güterftröme ausmachen. 

So werden durch Gruppenſelbſtverſorgungskreiſe (Diagonalziffern der Zahlentafel 7) 
10,4 Mrd. RM oder 18,5 v. H. der geſamten Güterbewegung erfaßt, durch Tauſch⸗ 
kreiſe zu zweien weitere 2 X 10,4 — 20,8 Mrd. RM oder 37 v. H., endlich durch 
unmittelbare Ausgleichgüterſtröme 15,9 Mrd. RM oder 28 v. H. In Summe find 
dies bereits Werte im Ausmaß von 47,1 Mrd. RM bei einer geſamten Güter. 
produktion von 56,4 Mrd. RM, fo daß nur ein verhältnismäßig kleiner Reft von 
9,3 Mrd. RM oder von 16,5 v. H. der geſamten Güterbewegung ſich in Tauſchketten 
oder mehrgliedrigen Güterſtrömen abſpielt. Dieſe können nach Ausſcheidung der 
bereits ermittelten einfachſten Güterbewegungen ebenfalls ohne grundſätzliche 
Schwierigkeiten aus der Bilanz ermittelt werden, jedoch würde eine Erläuterung des 
hier am zweckmäßigſten einzuſchlagenden Verfahrens zu weit führen.“) 


Die Angaben der vorletzten Spalte der volkswirtſchaftlichen Bilanz über die Ent⸗ 
wicklung der Geldverſchuldung erlauben übrigens, einen unmittelbaren Schluß auf 
die Verſchuldungsgüterſtröme zu ziehen. Die Neuverſchuldung des Staates im Jahre 
1934 betrug nach der Tabelle 2,7 Mrd. RM. Die entſprechenden Gläubiger waren: 
mit 0,6 Mrd. RM die Erzeugerwirtſchaft, mit 153 Mrd. RM das hauptſächlich durch 
die Zinsempfänger verkörperte Sparkapital und endlich mit 0,8 Mrd. RM das in 
ſeiner Zahlungsbilanz gegenüber Deutſchland aktive Ausland. Hiermit ſind Arſprung 


15) Näheres bei Dr. F. Grünig: „Der Wirtſchaftskreislauf“, C. H. Beck Verlag, München, 


S. 152 ff. 
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und Ende der vom Schuldner zum Gläubiger gerichteten Geldforderungsſtröme und 
damit der vom Gläubiger zum Schuldner gefloſſenen Verſchuldungsgüterſtröme feſt ⸗ 
gelegt, was für eine Reihe von Anterſuchungen vollauf genügen dürfte. 


Durch die Zerlegung der geſamten Güterbewegung in Selbſtverſorgungskreiſe, 
Tauſchkreiſe und Tauſchketten, Ausgleichgüterſtröme und Verſchuldungsgüterſtröme 
kann eine für die praktiſche Wirtſchaftspolitik oſt bedeutſame Frage auf einfachſte 
Weiſe gelöft werden, nämlich die Frage nach dem Grade der volkswirtſchaftlichen 
Verflochtenheit der Produktion einer Wirtſchaſtsgruppe mit der Geſamtproduktion. 
Beiſpielsweiſe erhält man bei der Anterſuchung einer Reihe von Jahren für die 
Inveſtitionswirtſchaft eine zwiſchen 1,9 und 2,2 liegende Wirtſchaftsver⸗ 
flechtungsziffer. Dies bedeutet: einem Inveſtitionsſchwund (3. B. in der 
Kriſe 1930 bis 1932) im Ausmaß von 1 Mrd. RM mußte ein jährlicher Rückgang der 
Geſamtproduktion (alſo der Inveſtitionen zuzüglich der Erzeugung von Verbrauchs⸗ 
gütern) von 1,9 bis 2,2 Mrd. RM entſprechen. Amgekehrt kann bei einer Arbeits- 
beſchaffung durch Inveſtitionen von jährlich 1 Mrd. RM mit einer Steigerung der 
jährlichen Geſamtproduktion im Ausmaß von 1,9 bis 2,2 Mrd. RM gerechnet werden. 


Die Wirtſchaftsverflechtungsziffern der übrigen Wirtſchaftsgruppen ſchwanken 
zwiſchen 1,5 (Gruppe Nahrungs- und Genußmittelgewinnung) und 2,0 (Gruppe 
Wohnungsweſen). 


Natürlich können die gebrachten Zahlen nur einen gewiſſen Anhalt für Voraus 
berechnungen geben, da neben den zwangsläufigen Wirtſchaftsverſlechtungen, 
dieſe verſtärkend, ſolche pſychologiſcher Natur einhergehen. Sie wären gegebenenfalls 
durch einen der Erfahrung zu entnehmenden Zuſchlag zu berückſichtigen. Auf der 
anderen Seite können auch Abſchläge, insbeſondere infolge der kriſenmildernden 
Wirkung der Arbeitsloſenunterſtützung, notwendig werden. Die Nachrechnung einiger 
Wirtſchaftsvorgänge der letzten Jahre zeigte, daß die erſorderlichen Berichtigungen 
die Größe von 20 v. H. nicht überſchritten. 


Nach dem bisher Geſagten iſt die Güterbewegung der Wirtſchaft — natürlich mit 
allen Vorbehalten, die einem Bild ſtets anhaften — vergleichbar einem Syſtem von 
Strömungen, die ſich teilweiſe überlagern. Nach Ausſonderung der von Wirtſchafts⸗ 
gruppe zu Wirtſchaftsgruppe ausgeglichenen Güterkreis läufe verbleiben ein- 
ſeitig gerichtete Güterſtröme. Dieſe wieder zerfallen in Ausgleichgüter⸗ 
ſtr ö me zur güterfeitigen Abgeltung laufender Geldverpflichtungen und in Ver⸗ 
ſchuldungsgüterſtröme. Das eigentliche Element gefunden Wirt 
ſchaftens find die auf Gütertauſch beruhenden Güterkreisläufe. Hohe 
Ausgleichgüterſtröme ſind demgegenüber ein Zeichen entſprechender Steuer⸗ 
und Zinslaſten. Sie find ſolange nicht vom Abel, als fie vom Pflichtigen güterfeitig 
aufgebracht und an den Fordernden auch wirklich transferiert werden können. 


Verſchuldungsgüterſtröme endlich find ſtets eine zur Vorſicht mahnende 
Erſcheinung. Handelt es ſich bei der durch ſie hervorgerufenen Neuverſchuldung nicht 
etwa um langfriftige Kreditgewährung, deren künſtige Abwicklung güter- und geld- 
ſeitig gewährleiſtet iſt, fo find früher oder fpäter Sparmaßnahmen zu erwarten, um 
das eingetretene Deſizit zu decken. Derartige Sparmaßnahmen find aber in der Regel 
gleichbedeutend mit Abſatzminderung, Produktionseinſchränkung und damit mit Wirt- 
ſchaftsſchrumpfung. In dieſem Sinne find unausgeglichene Wirtſchaftsvorgänge die 
eigentliche Arſache wirtſchaftlichen Niedergangs und geben im voraus ein ungefähres 
Bild von dem zu erwartenden Ausmaß der Kriſe. 


2. Sparen und Inveſtieren 


Nach der nationalökonomiſchen Theorie wird die Konjunktur weitgehend beeinflußt 
von dem Verhältnis des volkswirtſchaftlichen Sparvolumens zu dem Inveſtitions⸗ 
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volumen.“) Bleibt die Spartätigkeit hinter den Anſprüchen der Inveſtitionswirt⸗ 
ſchaft zurück, werden alſo die Geldmittel knapp, ſo führt dies zu Inveſtitionseinſchrän⸗ 
kungen. Amgekehrt regt das Aberwiegen des Sparvolumens, alfo Kapitalflüſſigkeit, 
in der Regel zu vermehrter Inveſtitionstätigkeit an. Als Regulator gilt in beiden 
Fällen der Zins. 


Leider zeigte der Verlauf der gvoßen Kriſe, wie ſie etwa durch die Jahre 1929 bis 
1932 gekennzeichnet iſt, daß der geſchilderte Mechanismus hier verſagte. Der Prozeß 
fortſchreitender Wirtſchaftsſchrumpfung hatte — über die ganze Volkswirtſchaft 
betrachtet — zur Einſtellung jeder Inveſtitionstätigkeit“) geſührt, während dies für 
die Spartätigkeit nicht in gleicher Weiſe zutraf. Geſpart wurde vielmehr weiter, 
wenn auch in einem den verminderten Einkommen entſprechenden geringeren Umfang. 
Trotzdem blieben die verſügbaren Geldmittel äußerſt knapp und der Zinsfuß hoch. 
Das Spargeld diente nunmehr nämlich, ſoweit es nicht in Bargeld gehamſtert wurde, 
der Finanzierung des Verbrauchs, d. h. ein Teil des Volkes lebte — gezwungener⸗ 
maßen — auf Schulden, und auch der ordentliche Staatshaushalt wies einen ſchon 
chroniſch gewordenen Fehlbetrag auf. 


Bei der Betrachtung des Bildes der Wirtſchaftsſtröme dieſer Notzeit wird es ohne 
weiteres klar, warum es ſoweit kommen mußte. In einer geordneten Volkswirtſchaft 
bedeutet nämlich Sparen Verzicht auf nach der Einkommensverteilung zuſtehende 
Konſumgüter und Weiterleitung dieſer Güter an die Zugehörigen der Inveſtitions⸗ 
wirtſchaft, alſo, in unſerem Strömungsbild, einen Güterſtrom von der Verbrauchs- 
güterwirtſchaft zur Inveſtitionswirtſchaft. Dieſe ſchafft ihrerſeits — unter Ver⸗ 
brauch der von den Sparern zur Verfügung geſtellten Konſumgüter — Inveſtitionen, 
alſo Bauten, Fabrikanlagen u. dgl., und ſtellt dieſe den Geldgebern zur Verfügung. 
Das bedeutet diesmal einen von der Inveſtitionswirtſchaft zur Verbrauchsgüterwirt⸗ 
ſchaft gerichteten Güterſtrom. Damit tft der Güterkreislauf: „Verbrauchsgüterwirt⸗ 
ſchaft—Inveſtitionswirtſchaft —Verbrauchsgüterwirtſchaft“ geſchloſſen. Sein Funktio- 
nieren ſetzt Verbrauchs willen auf ſeiten der Zugehörigen der Inveſtitions⸗ 
wirtſchaſt, Inveſtitions willen auf feiten der ſparenden Zugehörigen der 
Verbrauchsgüterwirtſchaft voraus. Fehlt es auf einer Seite, ſo iſt der Kreis geſtört. 
In der von uns betrachteten großen Kriſe kam ohne Zweifel die Störung von ſeiten 
mangelnden Inveſtitions willens, vielleicht auch mangelnder privatwirtſchaftlicher 
Inveſtitionsaufgaben. Jeder produktiven Inveſtitionstätigkeit ſind nämlich im 
Rahmen der geſamten Volkswirtſchaft beſtimmte Grenzen geſetzt. Vor allem müſſen die 
Einkommen der Verbrauchermaſſen Schritt halten mit den durch die Rationalifierung 
der Betriebe gegebenen Möglichkeiten. 


Der Einbruch in die Beſchäftigung der Inveſtitionswirtſchaft bedeutete Schrumpfung 
des geſamten angeſchloſſenen Güterkreislaufs, alſo auch der Verbrauchsgüterwirt⸗ 
ſchaft, da ja die Bauarbeiter, der Bergbau ſowie die Eiſen und Metalle ſchaffenden 
und weiter verarbeitenden Induſtrien einen großen Teil ihrer Kaufkraft verloren hatten. 
Die Anternehmer arbeiteten mit Verluſt, der Staat verlor wichtige Steuereingänge, 
dabei mehrten ſich ſeine Ausgaben für die Betreuung der Erwerbsloſen. Aus den Güter⸗ 
kreisläufen wurden Verſchuldungsgüterſtröme, die nun von der Verbrauchsgüterwirt⸗ 
ſchaft oder von dem ihr die Rohftoffe liefernden Ausland hin zu der notleidenden 
Inveſtitionswirtſchaft und dem immer geldbedürftigen Staate floſſen. Bei den Ver⸗ 
ſuchen der Privatwirtſchaft, vor allem aber auch des Staates, aus den hiermit ver. 
bundenen Fehlbeträgen herauszukommen, erwies ſich die einmal eingeleitete Wirt. 
ſchaftsſchrumpfung, die auch auf die noch geſunden Tauſchbahnen drückte, immer mehr 
als eine Schraube ohne Ende. Für wirtſchaftlichen Aufſchwung aus ſich ſelbſt heraus 
ſchien jeder Weg verſchüttet. 

10) Anter volkswirtſchaftlicher Inveſtition iſt hier die Mehrung des volkswirtſchaftlichen 


Sachvermögens no der Lagervorräte zu verſtehen, nicht etwa die Durchführung von 
Reparaturen, die Erſtellung von Erſatzanlagen uſw. 
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Bei dieſer Sachlage iſt es von Nutzen, ſich einmal von Grund auf über die volks⸗ 
wirtſchaftliche Bedeutung des Sparens und In veſtierens und 
über ihr richtiges Ausmaß klarzuwerden. 


Wir wollen die hierher gehörenden Erkenntniſſe in einigen Sätzen zuſammenfaſſen: 


1. Eine Wirtſchaft kann ſich nur durch Schaffung eines Pro- 
duktionsapparates und durch feine ſtändige Verbeſſerung 
weiterentwickeln. Zum Produktionsapparat im engeren Sinne gehören 
Werkzeuge, Maſchinen, landwirtſchaftliche und gewerbliche Betriebe und Ver⸗ 
kehrsanlagen. Im weiteren Sinne find auch die Wohnſtätten hierher zu rechnen, 
ferner alle öffentlichen Anlagen, die zur Förderung oder zum Schutze der Pro- 
duktion dienen und endlich — ihrer Bedeutung für die Fortentwicklung der Wirt⸗ 
ſchaft nach nicht zu unterſchätzen — alle Forſchungs. und Bildungsinſtitute. 


2. Träger der Arbeiten am volkswirtſchaftlichen Pro- 
duktionsapparat iſt die Inveſtitionswirtſchaft. Die in 
ihr Tätigen müſſen von der die Konſumgüter erzeugenden 
Wirtſchaft erhalten werden. Es geſchieht dies durch Sparung 
(Nichtverbrauch) der Konfumgüter ſeitens der fie erzeugenden Menſchen und 
Weiterleitung dieſer Erſparniſſe an den mit Inveſtitionen beſchäftigten Teil der 
Volkswirtſchaft. 


3. Das Verhältnis der in einer Volkswirtſchaft mit der Er- 
weiterung des Produktions apparates Beſchäftigten zu 
den für die Befriedigung des laufenden Bedarfs Tätigen 
iſt ein wichtiges Kennzeichen für den wirtſchaftlichen Aufbau der betrachteten 
Volkswirtſchaft. Da das Hinüberwechſeln von einem der genannten volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Sektoren zu dem anderen mit Schwierigkeiten verknüpft iſt (beruf 
mäßige Amſchulung, Amgeſtaltung der vorhandenen Betriebe, uſw.), ſollte es 
tunlichſt vermieden werden. Eine grundſätzliche (ſtrukturelle) Anderung des Auf- 
baues ſollte jedenfalls nur planmäßig unter Verteilung auf einen langen Zeit⸗ 
raum erfolgen. 

4. Jede Erweiterung der Inveſtitionswirtſchaft geht letzten Endes zu Laſten der 
Verbrauchsgüterwirtſchaft, und umgekehrt macht ihre Einengung Arbeitskräfte für 
die Erzeugung von Konſumgütern frei. Da die Inveſtitionswirtſchaft für den 
zukünftigen, die Verbrauchsgüterwirtſchaft für den gegenwärtigen 
Bedarf arbeitet, kann man auch ſagen, bei ſtarker Inveſtitionstätigkeit ſorgt die 
Volkswirtſchaft für die Zukunft zu Laſten der Gegenwart; umgekehrt 
bedeutet in dieſem Sinne eine zu hohe Konſumquote mangelnde Vorſorge für die 
Zukunft. Im Extrem würde bei Einſatz aller Arbeitskräfte für Inveſtitionen das 
Volk verhungern, bei reiner Verbrauchsgüterwirtſchaft wäre demgegenüber jede 
Fortentwicklung ausgeſchloſſen. Die Verfolgung nur eines der beiden Extreme iſt 
alſo volkswirtſchaftlich falſch. Der richtige Weg liegt zweifelsohne in der Mitte. 
Beim weiteren Durchdenken dieſer Fragen ſollte man eines nicht vergeſſen, daß 
nämlich alle Inveſtitionen letzten Endes höhere Verbrauchsmöglichkeiten, alſo 
höheren volkswirtſchaftlichen Wohlſtand bezwecken und daher ohne gleichzeitige, 
wenn auch allmähliche Hebung des volkswirtſchaftlichen Verbrauchs finnlos 
werden. 

5. Theoretiſch läßt ſich das beſtmögliche Verhältnis von volkswirtſchaftlicher 
Sparung und volkswirtſchaftlichem Verbrauch kaum feſtſtellen. In der Praxis iſt 
die Leiſtungs fähigkeit ſowohl der Inveſtitionswirtſchaſt als auch der 
Verbrauchsgüterwirtſchaft durch die einmal vorhandenen Arbeits- 
kräfte und Produktionsſtätten für den Augenblick mehr oder weniger 
feftgelegt. Eine Amſtellung ſollte nach dem unter Punkt 3 Geſagten ſtets mit 
der notwendigen Vorſicht und nur allmählich erfolgen. 


30 


Pietzſch· Grünig 


Die Punkte 1 bis 5 geben die einfachſten Erkenntniſſe über die Güterſeite volks- 
wirtſchaftlichen Sparens und Inveſtierens. Aber die Geld we e find noch einige 
weitere Bemerkungen zu machen: 


10. 


Die Weiterleitung der geſparten Konſumgüter zur IZnveſtitionswirtſchaft 
geſchieht formal durch Zurverfügungſtellung von Spargeld. Geldſparen iſt 
alſo die notwendige Vorausſetzung des Inveſtierens. Wohlgemerkt reicht aber 
die Spartätigkeit allein nicht aus, um volkswirtſchaftliche Werte zu ſchaffen, 
ſondern dies geſchieht erſt durch den Vollzug des Sparvorgangs auf der 
Güterſeite. 


. Spargeld, das güterſeitig nicht verwendet wird, iſt unnütz, 


ja ſchädlich, da die in ihm gebundene Kaufkraft auf dem Markt fehlt und 
fo Abſatzſtockungen hervorgerufen werden. Aberſchreitet alſo das volkswirt⸗ 
ſchaftliche Geldſparvolumen die tatſächlichen Inveſtitionen in größerem Ausmaß 
— kleinere, ſozuſagen innerhalb der Elaſtizitätsgrenze volkswirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchehens liegende Abweichungen ſpielen natürlich keine Rolle —, ſo wird dies zu 
Wirtſchaftsſtörungen führen. Gegebenenfalls erwächſt dem Staate hier die 
wichtige Aufgabe, durch eigene Aufträge, alſo durch Vornahme öffentlicher In⸗ 
veſtitionen, regulierend einzugreifen. Wieweit dies durch die bekannten 
Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen der nationalſozialiſtiſchen Regierung ſeit 1933 
tatſächlich mit großem Erfolg geſchehen iſt, wird an ſpäterer Stelle noch erörtert 
werden. 


. Bleibt im Gegenſatz zu Punkt 7 das Sparvolumen geldfeitig 


hinter dem Inveſtitions volumen zurück, fo wird die Weiter⸗ 
finanzierung der Inveſtitionen ſchwierig, ja auf die Dauer unmöglich. 

Hierzu iſt anzumerken, daß nicht nur die Privatwirtſchaft, ſondern auch der 
Staat Spargeld aufbringen können. Der Staat kann hierbei die Gelder aus dem 
ordentlichen Haushalt erübrigen oder durch neue Steuern beitreiben oder endlich 
— allerdings in nur begrenztem Amfang — auf dem Weg der Kreditausweitung 
neuſchaffen. 


In der modernen Wirtſchaft, in der das Hamſtern von Bargeld zu ſeltenen Aus- 


nahmefällen gehört oder wenigſtens gehören ſollte, beſteht die Form des Sparens 
von Geld im Erwerb von Geldforderungen, alſo von Guthaben bei den Spar- 
kaſſen, Banken und Verſicherungen, von Schuldverſchreibungen des Staates und 
der Induſtrie oder auch nur von privatwirtſchaftlichen Wechſeln und Konto- 
korrentforderungen. Jedem Sparer ſteht alſo ein Schuldner 
gegenüber. Aber die ganze Volkswirtſchaft betrachtet, müſſen ſich daher, 
von einem etwaigen Saldo der Auslandsverſchuldung abgeſehen, die in Geld⸗ 
forderungen beſtehenden Geldvermögen und die Geldverſchuldungen gerade aus⸗ 
gleichen. Hohe Sparkonten ſagen demnach über den Wohlſtand 
einer Volkswirtſchaft wenig aus, ſteht ihnen doch eine gleich hohe innere 
Verſchuldung gegenüber. Der volkswirtſchaftliche Wohlſtand kann nur an dem 
hinter dem Schleier des Geldkapitals verborgenen Sachvermögen gemeſſen 
werden und an den Produktionskräften der Volkswirtſchaft. 


Aus der Tatſache, daß innerhalb einer Volkswirtſchaft dem Sparen von 
Geld im gewiſſen Umfang keine Grenzen geſetzt find, daß aber die 
Sparpartner, d. h. die Wirtſchaftsglieder, die gewillt find, den erſparten 
Geldbetrag als Schuld auf ſich zu nehmen, häufig fehlen, folgen alle mit den 
unausgeglichenen Güterſtrömen verbundenen bereits wiederholt erwähnten wirt⸗ 
ſchaftlichen Schwierigkeiten. Auf die hier notwendige Hilfsſtellung des Staates 
wurde bereits unter Punkt 7 hingewieſen. 


Soweit das Grundſätzliche zu dem Thema: Sparen und Inveſtieren innerhalb einer 
Volkswirtſchaft. Nunmehr ſoll die tatſächliche Lage der deutſchen Volkswirtſchaft 
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5 eg ziffermnäßig erörtert werden. Nachfolgend zunächſt eine Zu⸗ 
f der privaten und öfſentlichen Inveſtitionen der Jahre 1929, 1932 
und N ſoweit ſich dieſe aus dem amtlichen ſtatiſtiſchen Material ſowie aus der 
Totalbetrachtung unſerer volkswirtſchaftlichen Bilanz ermitteln laſſen. 


Private und öffentliche Inveſtitionen 
1929, 1932 und 1934 


Meise 
nn en a en Neuanlagen n 
| | | 


les 2 
12 
1933 0,6 * 


Vorſtehende Ziffern geben die jeweiligen Werte wieder; zur Beurteilung der 
Mengen veränderung iſt zu berückſichtigen, daß die Preislage für Bauten und 
Maſchinen ſowohl 1932 als auch noch 1934 um 20 bis 25 v. H. tiefer lag als 1929. 
Die Erſatzanlagen gehören nach dem früher Geſagten“) zwar nicht zu den eigentlichen 
vollswirtſchaftlichen Inveſtitionen, mußten aber des engen Zuſammenhangs“) wegen 
in vorſtehende Aufſtellung mit aufgenommen werden. Sieht man von ihnen ab und 
bedenkt man weiter, daß 1932 nicht nur die Erſtellung von Neuanlagen gänzlich 
ausfiel, ſondern offenſichtlich auch die Erſatzanlagen hinter ihrem Soll, das erſt 1934 
wieder erreicht wurde, zurüdblieben, fo erhält man nachfolgendes Bild von der 
Güterfeite der volkswirtſchaftlichen Spartätigkeit. 


Güterſeitige Sparung 
1929, 1932 und 1934 


= Private n Öffenttige Benanlageın 


1929 


Demgegenüber zeigt das Sparen in Geld, gemeſſen am Zuwachs der Geldverſchul⸗ 
dungen unter Berüdfihtigung der ſogenannten Selbſtfinanzierung ſeitens der Er⸗ 


deugerwirtſchaft, nachfolgende Größenordnungsziffern. 


Sparen in Geld 
1929, 1932 und 1934 


R nnd Summe 
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1929 überwog alſo die Geldſparung die Inveſtitionen um 1,0 Mrd. RM; 
Schuldner dieſes Betrages wurde der Staat. Die öffentliche Verſchuldung ſtieg 
nämlich in dieſem Jahre um insgeſamt 3,0 Mrd. RM, ihr gegenüber ftand nur eine 
Mehrung des öffentlichen Sachvermögens von 2 Mrd. RM. Beachtlich iſt auch 
der in dieſem Jahr vorhandene hohe Auslandsanteil an der Geldſparung. Die 
Zurückziehung der Auslandsguthaben wurde in der Folge der äußere Anlaß zum 
Ausbruch der großen Wirtſchaſtskriſe. 

1932 überwog ebenſalls die Geldſparung das Inveſtitionsvolumen erheblich. Es 
gelang zwar, von der Verſchuldung an das Ausland 0,3 Mrd. RM zu tilgen, aber 
im Inland fanden die Sparer keine Partner. Erſt die Abwendung von der 
Brüningſchen Sparpolitik (Steuergutſcheinaktion) brachte eine Neuverſchuldung des 
Staates von 1,1 Mrd. RM und damit — auf der Geldſeite — den formalen 
Ausgleich der Bilanz. Güterſeitig wurde 1932 das geſamte Sachvermögen 
durch Verſchleiß der Anlagen, ungenügenden Erſatz uſw. ſtark angegriffen. Der 
Sachvermögensſchwund ift in ſeiner Größenordnung in der gebrachten Aufſtellung 
mit 1,8 Mrd. RM eausgewieſen. 

19 34 überwog, im Gegenſatz zu den vorausgegangenen Jahren, infolge der bekannten 
Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen die Inveſtitionsſeite das privatwirtſchaftliche Spar- 
volumen, und zwar um 0,9 Mrd. RM; es iſt dies der den Steuermehreingängen 
dieſes Jahres entſprechende Betrag. Im Gegenſatz zur Schrumpfungs tendenz 
der Jahre 1929 und 1932, die ſich aus dem überwiegen des geldſeitigen 
Sparvolumens ergeben mußte, ſteht der wirtſchaſtliche Auftrieb dieſes 
Jahres durch Amkehr dieſes Verhältniſſes. Allerdings ſind dem ſteten 
Anwachſen der öffentlichen Verſchuldung und damit der Fortdauer dieſes Auftriebs 
gewiſſe Grenzen geſetzt, auf die im ſpäteren Zuſammenhang noch zurückgekommen 
werden ſoll. | 

Von größtem Intereſſe iſt die durch die gebrachten Zahlen belegte ſtrukturelle 
Verſchiebung zwiſchen privaten und öffentlichen Inveſtitionen inner- 
halb der Inveſtitionswirtſchaft ſelbſt. Während 1929 nur 2,0 Mrd. RM für öffent⸗ 
liche Neuanlagen, dagegen aber 5,8 Mrd. RM für private Neuanlagen ausgegeben 
wurden, hat ſich das Verhältnis 1934 gänzlich umgekehrt. In dieſem Jahre ſtehen 
öffentliche Inveſtitionen im Ausmaß von 3,6 Mrd. RM einer Mehrung der privaten 
Sachvermögen von nur 0,6 Mrd. RM gegenüber. In dieſem Mißverhältnis zeigt 
ſich ein Geſahrpunkt. Während nämlich öffentliche Inveſtitionen Jahr um Jahr 
erhöhte Steuern oder Neuverſchuldung der öffentlichen Wirtſchaft erſordern, laſſen 
ſich, wie ſchon früher gezeigt wurde, private Inveſtitionen in geſchloſſenen Güterkreis⸗ 
läufen ausgleichen. Ferner trägt die Schaffung öffentlicher Werte unmittel- 
bar nichts zur Befriedigung privater Bedürfniſſe bei — die Aufgabe der 
großen öffentlichen Arbeitsbeſchaffungsprogramme iſt vielmehr eine mittelbare 
Belebung der privaten Wirtſchaft und damit des privaten Wohlſtands —, während 
die privaten Inveſtitionen von vornherein als vollwertige Beſtandteile der privaten 
Einkommen anzuſprechen find. 

Es wird nach Bewältigung der heute in Angriff genommenen großen öffentlichen 
Aufgaben eine Hauptſorge künftiger Wirtſchaftspolitik ſein müſſen, wieder ein 
geſundes Verhältnis zwiſchen privaten und öffentlichen 
Inveſtitionen herzuſtellen. 


3. Die befondere Rolle des Aufenhandels 

Die deutſche Zahlungsbilanz war 1934 mit ſchätzungsweiſe 0,8 Mrd. RM dem 
Ausland gegenüber paſſiv. Bei einem volkswirtſchaftlichen Geſamtetat im gleichen 
Jahre von 56,4 Mrd. RM ſcheint auf den erſten Blick ein folder Fehlbetrag der 
Außenwirtſchaft ziemlich belanglos. Daß dem nicht ſo iſt, zeigt die beſondere Sorge 
von Wirtſchafts⸗ und Regierungsfeite, die gerade derzeit der Ausfuhrförderung zum 
Zwecke der Aktivierung unſerer Zahlungsbilanz gilt. 
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Der verhältnismäßig kleine Fehlbetrag bedeutet nämlich eine recht empfindliche 
Einſchränkung des fremden Rohſtoff- und Nahrungsmittel 
bezuges, wenn es nicht gelingen ſollte, ihn durch entſprechende Ausfuhrmehrung 
künftig zu beſeitigen. Da Deutſchland vor allem hinſichtlich der Rohſtoffe in hohem 
Grade auslandsabhängig iſt, muß eine Einſuhrminderung auch auf die weiterverarbei⸗ 
tende heimiſche Induſtrie übergreifen und damit den Verzicht auf Güter bedeuten, deren 
Wert unter Amſtänden ein Vielfaches des erſparten Einfuhrbetrages ausmacht. 
Noch ein weiterer Amſtand gibt zu Bedenken Anlaß. Die Betrachtung der Wirt⸗ 
ſchaftsſtröme zeigte, daß unausgeglichene einfeitige Güterſtröme als Dauerzuſtand 
früher oder ſpäter zu Wirtſchaftsſtörungen führen müſſen. Dies gilt in vollem Maße 
auch für ſolche Güterſtröme, die aus dem Ausland kommen. Dabei ſtören dieſe in 
gleicher Weiſe Weltmarkt und Binnenwirtſchaft: den Weltmarkt dadurch, daß 
das aufgedrungene Defizit zur Einſchränkung der Einfuhr treibt, was wiederum nicht 
ohne Folge für den Außenhandel aller beteiligten Länder bleiben kann. Die 
Binnenwirtſchaft deshalb, weil der Abſatzausfall ein Auseinanderklaffen 
der nunmehr dem Binnenmarkt reichlicher zur Verfügung ſtehenden Güterproduktion 
und der durch die paſſive Zahlungsbilanz geſchwächten heimiſchen Kaufkraft verurſacht. 
Man ſtößt hier immer wieder auf die gleiche grundſätzliche Erkenntnis: iſt einmal der 
ordnungsmäßige Ablauf der Güterſtröme geſtört, fo pflanzt fi dieſe Störung vom 
unmittelbar betroffenen Teil der Wirtſchaft auch auf bisher geſunde Wirtſchafts⸗ 
bahnen fort. Eine auf einem Fehlbetrag der Außenwirtſchaft be⸗ 
ruhende Störung iſt gerade deswegen nicht leicht zu nehmen, weil ihr Herd außer ⸗ 
halb des Machtbereiches der deutſchen Wirtſchaftsführung 
liegt. Bei mangelnder Erkenntnis oder fehlendem guten Willen der Weltmarkt⸗ 
partner werden alle Verſuche, die Zahlungsbilanz abzugleichen und damit die ein⸗ 
getretene Erkrankung an ihrem Herde zu bekämpfen, zur Erfolgloſigkeit verurteilt 
fein. Es zeigt dies beſſer als alle theoretiſchen Erörterungen die Außenhandels⸗ 
praxis der letzten Jahre, auf die wir weiter unten noch zu ſprechen kommen. 

Wenn es nach dem Geſagten auch nicht möglich ſein wird, nur auf eigene Kraft 
geſtützt, Ordnung im Weltmarktgefüge zu ſchaffen, fo muß mit um fo größerem 
Nachdruck verſucht werden, die aus dem Verſagen der Weltwirtſchaft der eigenen 
Wirtſchaft drohenden ſchädlichen Folgen abzuſchwächen. 

Für Deutſchlands Nahrungs. und Rohftoffverforgung heißt dies: 
Ausdehnung und Feſtigung der eigenen Baſis; erinnert ſei hier an die landwirtſchaft 
liche Erzeugungsſchlacht und an die großen induſtriellen Programme zur Schaffung 
vollwertiger Erſatzſtoffe. | 

Für das Gleichgewicht der innerdeutſchen Bilanz entſteht die For⸗ 
derung, den ausgefallenen Abſatzmarkt durch öffentliche Aufträge zu erſetzen, wobei die 
Finanzierung dieſer Aufträge — dies iſt die logiſche Folgerung aus unſerer volks⸗ 
wirtſchaftlichen Kreislauſbetrachtung — nicht zu neuer Einkommens- und damit Kauf⸗ 
kraftminderung der Wirtſchaft führen darf, ſondern durch Ausweitung des öffentlichen 
Kreditvolumens im Ausmaß des zu kompenſierenden Abſatzausfalls zu erfolgen hat. 
Es foll nunmehr ein kurzer Aberblick über die bisherige Entwicklung des 
deutſchen Außenhandels und damit im weſentlichen auch der deutſchen Zahlungs- 
bilanz gegeben werden. 

In großer Linie geſehen war Deutſchland vor dem Kriege ein Land mit ſtark 
aktiver Zahlungsbilanz. Es konnte ſich hierdurch im Laufe der Jahre 
Auslandsguthaben in Höhe von rund 20 Mrd. RM erſparen. Dieſe Aktivität war 
weniger dem reinen Warenverkehr zu verdanken — Deutſchlands Einfuhr war viel⸗ 
mehr feit den neunziger Jahren mit jährlich / bis 1 Mrd. M, zuletzt ſogar mit 
1 Mrd. M größer als feine Ausfuhr —, ſondern dem Aberſchuß aus den Dienſt⸗ 
leiſtungen und aus der in den letzten Vorkriegsjahren auf mindeſtens 1 Mrd. M. zu 
bemeſſenden jährlichen Zins forderungen. 
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Der unglückliche Ausgang des Krieges brachte den bekannten Verluſt der Auslands- 
guthaben und die Reparationsbelaftung, die ihrerſeits ſich in erheblichen Auslands- 
verſchuldungen niederſchlug. Deutſchland wurde aus einem Gläubigerland zum 
Schuldnerland. Während es vor dem Kriege rund 1 Mrd. M. an Zinſen einnahm, 
muß es heute rund 1 Mrd. RM für Zinſen und Tilgung der Auslandsſchulden aus- 
geben. Vorübergehend, nämlich in den Hauptreparationsjahren 1928 bis 1930, ſtieg 
die Zins⸗ und Reparationslaſt ſogar auf jährlich annähernd 3 Mrd. NM. Eine 
ſolche Belaſtung war natürlich völlig untragbar und wurde der eigentliche Anlaß zu 
rapid anſteigender Auslandsverſchuldung und in der Folge — als die Kreditabzüge 
des Auslands eintraten — zur Weltwirtſchaftskriſe. 


Die Amſätze des Außenhandels geſtalteten ſich in der Nachkriegszeit wie folgt: 
Einfuhr und Ausfuhr ſtiegen aus dem Tief der unmittelbaren Nachkriegsjahre faſt 
ſtetig bis zu dem für die Einfuhr 1927, für die Ausfuhr 1929 erreichten Höchſtſtand. 
Da die Einfuhr einige Jahre im großen und ganzen auf dem erreichten Wert ver⸗ 
harrte, find die Außenhandelsziffern des Jahres 1929 charakteriſtiſch für den er- 
reichten wirtſchaftlichen Höchſtpunkt. Sie entſprechen mengenmäßig annähernd 
dem deutſchen Außenhandel des letzten Vorkriegsjahres, wertmäßig liegen ſie 
rund ein Drittel über den damaligen Außenhandelszahlen, da inzwiſchen die Welt⸗ 
marktpreiſe ebenfalls um rund ein Drittel geſtiegen waren. Während aber damals 
— 1913 — Deutſchland rund 13 v. H. der Welteinfuhr und auch rund 13 v. H. der 
Weltausfuhr beftritt, mußte es ſich 1929 mit rund 9 v. H. der inzwiſchen gewaltig 
geſteigerten Welteinfuhr und mit rund 10 v. H. der ebenſalls entſprechend ge- 
ſteigerten Weltausfuhr begnügen. 

In den Jahren 1929 bis 1933 erfolgte im Rahmen des weltwirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenbruchs ein ſtetes Abſinken auch der deutſchen Einfuhr- und Ausfuhrziffern. 
And zwar fielen die Nominalbeträge von beiderſeits jährlich je 13,6 Mrd. RM bei 
der Einfuhr auf 4,3 Mrd. RM, bei der Ausfuhr auf 5,0 Mrd. RM. 1934 begann 
die Einfuhr wieder zuzunehmen, eine Folge der Wiederbelebung der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft. Die Ausfuhr ſetzte dagegen ihre Schrumpfung fort. 

Die Ein- und Ausfuhrziffern fett 1929 ſowie die weſentlichſten ſonſtigen Zahlen der 
deutſchen Zahlungsbilanz wurden in Zahlentafel 8 zuſammengeſtellt. ö 


Zahlentafel 8 
n Zahlungsbilanz 1929 bis 1935˙% 
— —— RM 
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Die Zahlen der Tabelle geben ſämtliche Beträge, insbeſondere die jeweiligen Ein- 
und Ausfuhrwerte, in Milliarden Reichsmark wieder, vermitteln alſo ein Bild 
von der wert mäßigen Außenhandelsentwicklung; dieſe iſt für die Zahlungsbilanz 
maßgebend. 
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Die mengen mäßige Entwicklung der Ein- und Ausfuhr wurde infolge der ſtark 
geſunkenen Preislage von der Schrumpfung nicht in gleichem Maße betroffen. 

Mengenmaͤßig ftellt ſich 1934 die Einfuhr — gemeſſen in Kaufkraft 1929 — auf rund 
9,7 Mrd. RM, die Ausfuhr auf rund 6,7 Mrd. RM. Hieraus ergeben ſich — die 
Ziffern für 1929 = 100 v. H. geſetzt — nachfolgende Verhältniszahlen 


für 1934: Einfuhr Ausfuhr 
v. H. v. H. 
Menge ee A 49 
Preele = =. wa a ae 63 
Werte (= Mengen X Preiſ x . 33 31 


In der unterſchiedlichen Entwicklung der Einfuhr und der Ausfuhrpreislage kommt 
die bekannte Preisſchere zwiſchen Nohſtoff⸗ und Fertigwarenpreiſen zum Ausdruck. 
Im einzelnen ergibt ſich aus der Aufſtellung nachfolgendes Bild: 

Das Jahr 1929 zeigt eine praktiſch ausgeglichene Einfuhr und Ausfuhr bei recht 
beträchtlich nebenherlaufenden Geldverpflichtungen an das Ausland. Dieſe Geld- 
verpflichtungen — im weſentlichen Reparationen und Zinſen — riefen den Fehl ⸗ 
betrag der Zahlungsbilanz (letzte Spalte der Tabelle) hervor, und zwar deswegen, 
weil die Gläubiger die Annahme entſprechender Warenlieferungen oder Dienſt⸗ 
leiſtungen verweigerten. Zahlenmäßig war hier, wie eine länder weiſe Auf⸗ 
gliederung der Zahlungsbilanz zeigen würde, die Haltung der Vereinigten Staaten 
von Amerika als des Hauptgläubigers entſcheidend, da dieſe, neben einem aktiven 
Handels- und Dienſtleiſtungsſaldo von rund 700 Millionen RM, weitere 600 Mil ; 
lionen RM an Zinſen und Reparationen beanſpruchten, ohne von ihrem Schuldner, 
alſo von Deutſchland, entſprechende Güter oder Dienſtleiſtungen entgegenzunehmen. 
Deutſchland mußte demgegenüber verſuchen, ſeine Zahlungsbilanz in Ordnung zu 
bringen. Es gelang, durch Zollerhöhungen, Kreditreſtriktionen, ja vielſach durch 
einen Druck auf Produktion und Einkommen, die Einfuhr des Jahres 1930 ganz be⸗ 
trächtlich, nämlich um 3,1 Mrd. RM herabzuſetzen. Leider wurde, wie die Statiſtik 
lehrt, der Hauptgläubiger, die Vereinigten Staaten, von dieſen Maßnahmen nur 
anteilmäßig betroffen — ihr Anteil ſchwankt in den betrachteten Jahren in den 
Grenzen von 11 bis 13 v. H. der deutſchen Einfuhr —, ſo daß durch den allgemeinen 
Einfuhrrückgang auch die gefunden weltwirtſchaftlichen Handelsbeziehungen Deutſch⸗ 
lands in ſtarkem Maße in Mitleidenſchaft gezogen wurden. Eine Rückwirkung 
konnte nicht ausbleiben. Auch die deutſche Ausfuhr büßte 1930 wertmäßig 
14 Mrd. RM ein. Der Fehlbetrag der Zahlungsbilang war ſomit zwar ver- 
kleinert, aber nicht verſchwunden; er wird 1930 mit 0,6 Mrd. RM ausgewieſen. Auf 
die beſondere Rolle der Reparationen wird weiter unten näher eingegangen. 

Nun folgten Einfuhr- und Ausfuhrfchrumpfung ſozuſagen Zug um Zug. Die Hoff- 
nung deutſcherſeits, die Ausfuhr bei gleichmäßiger Einfuhrſenkung auf dem alten 
Stand halten zu können, erwies fi als trügeriſch. Dagegen gelang es, zeitweiſe im 
Saldo des Warenverkehrs einen gewiſſen Vorſprung zu erobern, fo 1931 einen ſolchen 
von 2,7 Mrd. RM, doch hatte auch dieſer Erfolg keinen Beſtand. Er konnte auch nicht 
von Dauer ſein, ſolange die innere Arſache der Weltmarktſchrumpfung, die Annahme⸗ 
verweigerung des Güterausgleichs für Reparations. und Zinsverpflichtungen, nicht 
beſeitigt war. So fiel der unter großen Opfern erzielte deutſche Ausfuhrüberſchuß in 
raſchem Abſtieg, bis er im Laufe des Jahres 1934 annähernd wieder den vier Jahre 
vorher eingenommenen Stand erreichte. Das Endergebnis der vierjährigen Schrump⸗ 
fung war alſo lediglich ein gewaltiger allſeitiger Rückgang ſowohl der Einfuhr als 
auch der Ausfuhr zum größten Schaden ausnahmslos aller Beteiligten. 

Die Beſeitigung des Fehlbetrages der Zahlungsbilanz 1931 (letzte Spalte) iſt hierbei 
reſtlos auf den Wegfall der Reparationen zurückzuführen, hat alſo mit der geſchilderten im 
Weltmarktgefüge unausgeglichenen Außenhandelsentwicklung unmittelbar nichts zu tun. Wie 
weit die Reparationsgläubiger durch die ungünſtige Weltwirtſchaftskriſe zur Aufgabe der 
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bei ihrer handelspolitiſchen Haltung unerfüllbaren Reparationsforderungen bewogen wurden, 
ſteht auf einem anderen Blatt. 

Die gebrachten Zahlen zeigen mit aller Deutlichkeit, daß durch das Einzel ⸗ 
vorgehen eines Weltmarktpartners für die Geſundung der internationalen Wirt- 
ſchaftsbeziehungen nichts gewonnen werden kann. Ein erfolgreicher Wieder⸗ 
aufbau des Weltmarkts iſt vielmehr nur denkbar unter allſeitiger Mitwirkung 
zum mindeſten der hauptſächlichſten Weltmarktglieder. Als oberſtes Ord⸗ 
nungsprinzip muß dabei die Notwendigkeit des Ausgleichs der 
S8ahlungsbilanz jedes einzelnen Partners gegenüber der Geſamtheit zur An⸗ 
erkennung kommen. Hilfsſtellung hierfür bietet eine zweckentſprechend abgeſtimmte 
Handels- und Währungspolitik ſämtlicher Partner. 


Die heute üblichen Handelsverträge, die auf den Ausgleich der Wirtſchafts⸗ 
beziehungen zwiſchen jeweils nur zwei Vertragspartnern hin- 
zielen (die ſogenannten Clearingverträge) bedeuten zwar einen erſten, aber auch einen 
durchaus unzureichenden Schritt in dieſer Richtung. Sie find nämlich mit dem 
großen Mangel behaftet, daß fie dem durch die Verteilung einerſeits der Nohſtoffe, 
anderſeits der Fertigwarenerzeugung bedingten Weltmarktgefüge nicht gerecht werden. 
Hier aufklärend zu wirken und die Vorteile einer zweckmäßiger orientierten Außen⸗ 
handelspolitik für alle Weltmarktpartner aufzuzeigen, iſt eine Aufgabe, die in der 
Zukunft reichen Lohn finden dürfte. 


III. Wirtſchaſtslenkung und wirtfchaftlicher Wohlftand 


Schon die Erörterungen über die Dynamik der Wirtſchaftsvorgänge und die damit 
verbundene hiſtoriſche Betrachtung des Wirtſchaftsgeſchehens gab Gelegenheit, an 
dieſem und jenem Beiſpiel den großen Nutzen, ja, zu gewiſſen Zeiten die Not- 
wendigkeit ſtaatlicher Eingriffe in die Wirtſchaft zu erläutern, ſei es 
nun, daß es ſich darum handelt, einer etwa vorhandenen Schrumpfungstendenz des 
Binnenmarktes durch ſtaatliche Auſtragserteilung entgegenzuwirken oder darum, den 
aus dem Ausfuhrrückgang der geſamten Wirtſchaft drohenden Gefahren rechtzeitig 
zu begegnen. Dabei wird man der wiſſenſchaftlichen Weiterforſchung auf 
dem Gebiet der Volkswirtſchaftslehre und einer für die Zwecke der praktiſchen Wirt⸗ 
ſchaftspolitik geeigneten Aufbereitung der ſtatiſtiſchen Anterlagen 
nicht entraten können. 

Allerdings find die großen und entſcheidenden Erfolge der nationalſozialiſtiſchen Re- 
gierung auf dem Gebiet der Arbeitsbeſchaffung und der Wiederbelebung der Wirt- 
ſchaft in erſter Linie der einheitlichen Führung des Staates zu verdanken 
und ihrem entſchloſſenen Zupacken da, wo es jeweils am dringendſten 
erſchien, und weniger theoretiſchen Erwägungen oder gar dem Rechenſtift. Wenn 
aber in einer wirtſchaftlichen Notzeit ohnegleichen, in einem Wuſt ſich allſeits wider. 
ſprechender Lehren und Irrlehren auf wirtſchaftlichem Gebiet, der in der neuen 
Führung des Staates ſozuſagen verkörperte geſunde Menſchenverſtand ſich ſchneller 
durchſetzte als eine erſt aufzubauende, dem neuen Geſchehen angepaßte Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre, ſo befreit dies nicht von der Notwendigkeit, ſich auch wiſſenſchaftlich, und 
zwar ſowohl grundſätzlich als auch zahlenmäßig, mit den tatſächlichen Wirtſchafts. 
vorgängen auseinanderzuſetzen. Haben doch jederzeit und auf jedem Gebiet menſch⸗ 
lichen Fortſchritts Theorie und Praxis ſich gegenſeitig befruchtet. 

Wenn hier von einer neuen, noch im Aufbau befindlichen Volkswirtſchaftslehre die 
Rede war, ſo iſt dies dahin gehend zu berichtigen, daß im Laufe der Jahre trotz 
mannigfaltiger und wertvoller theoretiſcher Arbeiten auf volkswirtſchaftlichem Gebiet 
ein entſcheidender Mangel immer fühlbarer wurde, nämlich das Fehlen faſt jeden 
Kontakts zwiſchen wiſſenſchaftlicher Forſchung und praktiſchem Wirtfchaften. Dazu 
kam, vom Denken in Geld beeinflußt, ganz allgemein eine offenſichtliche Unter- 
ſchätzung der Güterſeite des Wirtſchaftsgeſchehens. Man ſchien zu vergeſſen, 
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daß Menſch und Boden, daß die Erzeugungsmöglichkeiten der Wirtſchaft und der 
Bedarf des Volkes im tatſächlichen Leben den erſten Platz einnehmen, und daß alle 
geldſeitigen Wirtſchaftsvorgänge, ſo wichtig ſie für die Verwaltung der Güter 
immer ſein mögen, doch ſtets nur buchenden Charakter haben. Wenn alſo eine neue 
Volkswirtſchaftslehre oder beſſer ein neuer Geiſt der alten Lehre geſordert wird, ſo 
will das beſagen, daß vor allem eine größere Verbundenheit der Wiſſenſchaft mit dem 
güterſeitigen Wirtſchaftsgeſchehen anzuſtreben iſt. Dabei wird ſich ganz von ſelbſt 
manche, vielleicht ſchon von den Vätern überkommene Lehre als revifionsbedürftig 
derausſtellen. 


1. Zwei Jahre praktiſcher Wirtſchaftspolitih 

Betrachtet man aus den oben entwickelten Geſichtspunkten heraus die Wirtſchafts⸗ 

politik der letzten Jahre, ſo muß man ſich zunächſt den Zuſtand vergegenwärtigen, in 

dem die nationalſozialiſtiſche Regierung die Wirtſchaft bei ihrer Machtergreifung 

vorfand. Dieſer Zuſtand ſei nachſolgend in einigen Stichworten kurz gekennzeichnet: 
Sechs Millionen Arbeitsloſe, ungerechnet der unſichtbaren Arbeits- 
loſigkeit; in Induſtrie und Handwerk allein genommen gab es nur noch 8 Mil- 
lionen Beſchäftigte gegenüber 125 Millionen im Jahre 1929. 


Der induſtrielle Produktionsindex auf 54 v. H. normaler Ver⸗ 
hältniſſe gefunken. 

Der Wohnungsbau faft lahmgelegt, Geld für die notwendigen Reparaturen 
nicht vorhanden. 

Die Landwirtſchaft vielfach vor der Zwangsverſteigerung. 


Das geſamte Volkseinkommen 46,7 Mrd. RM gegenüber 78,4 Mrd. RM 
1929. 


In der Wirtſchaſt und im Staatshaushalt Fehlbeträge über Fehl ⸗ 

beträge. 

And dabei nicht einmal abzuſehen, wann der wirtſchaftliche Schrumpfungsprozeß, 

wann die Kriſe ihren Wendepunkt erreichen würde. 
Damals lautete der Nat der Volkswirtſchaftler in neun von zehn Fällen: Ab ⸗ 
warten, bis die Konjunktur aus ſich ſelbſt heraus Heilkräfte entwickele oder bis 
eine Beſſerung der Weltwirtſchaftslage auch für Deutſchland die erſehnte Hilfe 
bringe. Andere wieder erblickten das einzige Heil im Sparen. Sei erſt einmal 
der Haushalt, der private wie der öffentliche, wieder ausgeglichen, ſo ſei damit ein 
fefter Ausgangspunkt für den wirtſchaftlichen Wiederaufſtieg gegeben. Sie über- 
ſahen, in Ankenntnis der inneren Zuſammenhänge, daß ja gerade die geprieſenen 
Sparmaßnahmen die Wirtſchaftskriſe ins Anendliche vermehren mußten, ohne 
irgendwie ihr Ziel, nämlich die Beſeitigung der Fehlbeträge, erreichen zu können. 
Demgegenüber mehrten ſich allerdings auch andere Stimmen, zumeiſt aus Laien⸗ 
kreiſen, die auf folgendes hinwieſen: Arbeitskräfte ſeien zur Genüge vor⸗ 
handen, ebenſo Produktionsſtätten. Wenn die Wirtſchaft ihre Möglich- 
keiten nur richtig nutze, ſei Deutſchland nicht arm, ſondern reich. Es fehle lediglich 
an Betätigungsmöglichkeiten dieſes Reichtums. 
Diefe Stimmen waren nicht fo ſehr im Anrecht. Bei der damaligen großen Zer⸗ 
rüttung der Wirtſchaft handelte es ſich tatſächlich um eine Kriſe der Organiſation der 
wechſelſeitigen Tauſchbeziehungen zwiſchen den einzelnen Wirtſchaftsgliedern, alſo 
nicht um eine Kriſe der techniſchen Erzeugung, ſondern um eine ſolche der Ver ⸗ 
teilung, des Abſatzes der Güter. 
Außerlich betrachtet fehlte es überall an Geld, an Betriebsmitteln, an Kapital. Daß 
hierin ſich d ſich der mangelnde Ausgleich der Güterſeite der Wirtſchaft widerſpiegelte, kam 


1 eweiliger Preislage; bei Amrechnung auf gleiche Ben e, und zwar die von 1932, 
ade jemeit ds immer noch ein Rückgang von 63 auf 46,7 Mrd. M. l 
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wohl den wenigften zum Bewußtſein. Vollends war man ſich über die ausgleichende 
Rolle im unklaren, die ein Defizit im öffentlichen Haushalt ſpielte. 


Wie ſahen nun die praktiſchen Maßnahmen des Staates, die zur Be⸗ 
hebung der Kriſe führten, tatſächlich aus? 

Es ſoll hier von der nationalſozialiſtiſchen Agrarpolitik, verbunden mit der Markt- 
regelung auf dem ganzen großen Gebiet des Nährſtands, von dem Einſatz der Land⸗ 
hilfe, des Arbeitsdienſtes, von den Maßnahmen zur Förderung der Eheſchließungen, 
von der Neuordnung des Kreditweſens, von den Zinsſenkungen für langfriftigen 
Kredit, von der Preisüberwachung zur Verhinderung unberechtigter Preisſteige⸗ 
rungen und von den zahlreichen anderweitigen Geſetzen und Verordnungen zunächſt 
nicht die Rede fein, obwohl fie alle unentbehrliche Glieder im Kampfe für die volks⸗ 
wirtſchaſtliche Befriedung bilden, es ſeien vielmehr allein der materielle 
Einſatz des Staates bei der Wiederingangfetzung des Wirtſchaſtsgetriebes 
und ſeine unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen betrachtet. 


Dieſer Einſatz iſt ziffernmäßig für 1933 auf mindeſtens 2 Mrd. RM, für 1934 auf 
reichlich das Doppelte und für 1935 auf das vielleicht Dreifache zu ſchätzen. In der 
auf Seite 31 gebrachten Aberſicht iſt für 1934 eine Mehrung der öffentlichen In⸗ 
veſtitionen und Erſatzanlagen gegenüber dem Kriſentief (1932) um 4,2 Mrd. RM 
ausgewieſen. Im einzelnen handelt es ſich um eine Vergrößerung des öffentlichen 
Bauvolumens im Ausmaß von 2,1 Mrd. RM, des öffentlichen Verkehrsapparates 
(in der Hauptſache der Reichsbahn und der Reichspoſt) von 0,5 Mrd. RM und 
endlich um eine Mehrung der ſonſtigen öffentlichen Sachbeſchaſfungen im ſchätzungs⸗ 
weiſen Ausmaß von 1,6 Mrd. RM. 

Die Geſamtziffer von 4,2 Mrd. RM fol den Ausgangspunkt unferer weiteren Be⸗ 
trachtung bilden. Zunächſt die Finanzierung. Ein Mehrbedarf von jährlich 
4,2 Mrd. RM bedeutet einen monatlichen Mehraufwand von 350 Mill. RM. Er⸗ 
leichtert wurde die Aufbringung dieſer Summe durch zwei Amſtände: einmal brachte 
die Wirtſchaftsbelebung zwangsläufig vermehrte Eingänge an Steuern und 
Sozialverſicherungs beiträgen. Beſonders ſchnell wirkte hier die 
Amſatzſteuer mit einem Mehr (1934 gegen 1932) von allein 0,5 Mrd. RM. Auch das 
Mehraufkommen an Sozialverſicherungsbeiträgen bewegte ſich in derſelben Größen- 
ordnung, während andere Steuer- und Laſtenaufkommen, wie z. B. die Einkommen- 
ſteuer, ihrer Veranlagung nach dem Vorjahrseinkommen entſprechend, erſt ſpäter 
wirkſam werden. 

Auf der anderen Seite verringerten ſich die Ausgaben des Staates 
für die Erwerbsloſenfürſorge mit fortſchreitender Wirtſchaftsbelebung ſehr erheblich. 


Rechnet man insgeſamt mit Mehreinnahmen des Staates von 1,4 Mrd. RM und 
weiter mit einer Einſparung an Erwerbsloſenunterſtützung von 1,2 Mrd. RM, To 
verbleibt ein durch Kreditaufnahme zu deckender Neſtbedarf von 1,6 Mrd. RM. 
Natürlich find dies nur Größenordnungszahlen, da die Feſtſtellung der genauen 
Siſfern die Kenntnis von bisher nicht veröffentlichten Einzelheiten vorausſetzen 
würde und auch ſonſt auf Schwierigkeiten ſtößt, jedoch vermitteln die gebrachten 
Zahlen bereits das charakteriſtiſche Bild des unterſuchten Wirtſchaftsvorgangs: die 
öffentlichen Aufträge erſordern nach Einſpielung der durch ſie hervorgerufenen Wirt⸗ 
ſchaftsbelebung fortlaufend nur noch reichlich ein Drittel ihres Amfangs an zuſätz⸗ 
lichen Finanzierungsmitteln. Allerdings iſt bei dieſer Rechnung zu berückſichtigen, 
daß das Ausgangs jahr — 1932 — bereits mit einem nicht unerheblichen Fehlbetrag 
der öffentlichen Wirtſchaft (ſchätzungsweiſe 1,1 Mrd. RM) abſchloß, ſo daß hiernach 
ſich für 1934 ein geſamter öffentlicher Kreditbedarf von 2,7 Mrd. RM ergeben 
würde, ungerechnet etwaiger auf der Güterſeite der volkswirtſchaftlichen Bilanz nicht 
erfaßbarer Mehrausgaben des Staates für beſondere Zwecke. Daß die genannte Neu- 
verſchuldung des Staates in ihrer Höhe heute keineswegs zu Beſorgniſſen Anlaß gibt, 
geht aus der ſpäteren Erörterung dieſer Frage (Seite 40 und 41) hervor. 
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Hier intereſſiert vor allem, feſtzuſtellen, wie ſich die ſtaatliche Initiative auf die 
Wirtſchaft weiter auswirkte. Es ſoll zunächſt die eingetretene Steigerung der 
privaten Inveſtitionstätigkeit und dann die Belebung der Verbrauchsgüterwirtſchaft 
betrachtet werden. 
Auf die private Inveſtitionstätigkeit entfällt die in unſerer Aufſtellung auf Seite 31 
bereits genannte Mehrung gegenüber 1932 im Ausmaß von 0,6 Mrd. RM für Neu- 
anlagen und von 1,2 Mrd. RM für Erſatzanlagen. Aus dieſen Ziffern und ihrem 
Vergleich mit den Ergebniſſen des Jahres 1929 (vgl. dieſelbe Aufſtellung) iſt er- 
ſichtlich, daß die private Initiative ſich nur ſehr zögernd hervorwagte und ſich im 
weſentlichen darauf beſchränkte, für den laufenden Verſchleiß der Anlagen wieder 
vollen Erſatz zu ſchaffen. 
Neben der Inveſtitionswirtſchaft, hauptſächlich durch ihre Belebung veranlaßt, wies 
auch die Verbrauchsgüterwirtſchaft eine recht erfreuliche Zunahme auf. 
Der deutſche Inlands verbrauch zeigte gegenüber 1932 eine wert mäßige 
und, da die Preiſe ſich nur wenig verändert hatten, im großen und ganzen auch eine 
mengenmäßige Steigerung von insgeſamt 3,5 Mrd. RM, und zwar entfielen 
hiervon 

12 Mrd. RM auf Nahrungs- und Genußmittel, 

02 „ „ auf Wohnungsnutzung, 

150 „ „ auf Kleidung, 

05 „ „ auf Hausrat und ſonſtige Verbrauchsgüter, 

06 „ „ U auf perſönliche Dienſtleiſtungen jeder Art. 
Arſächlich iſt der größte Teil dieſer Belebung auf die mit der Arbeitsbeſchaffung 
unmittelbar verbundene Mehrung der Einkommen zurückzuführen. Aber auch 
mittelbar mußte, gewiſſermaßen in zweiter Welle, die durch den höheren Bedarf 
angeregte Tätigkeit der Verbrauchsgüterwirtſchaft neue Einkommen und damit 
weiteren zuſätzlichen Bedarf ſchaffen. 
Stark bremſend wirkte auf der anderen Seite der weitere Rückgang des Exports. Er 
ift per Saldo (Ausfuhr gegen Einfuhr), auf den es in dieſem Zuſammenhang allein 
ankommt, feit 1932 um 1,5 Mrd. RM zurückgegangen. Selbſtverſtändlich wirkte ſich 
dieſer Rückgang auch auf die Einkommen entſprechend aus. 
Stellt man die Veränderungen gegenüber 1932 e nämlich: 


Offentliche Inveſtitionen einſchließlich Erſatzanlagen 4,2 Mrd. RM, 
private Inveſtitionen einſchließlich Erfatzanlagen . . 1,8 „ 1 
Verbrauchsgütermehrung einſchließlich der . weiteren 
Lagerſchwundds AT u 
und bringt in Abzug den Exportrückgang mit „ a 15 5 
fo erhält man die Zunahme der Geſamtproduktion mit. . 92 Mrd. RM, 


davon treffen güterſeitig 4,2 Mrd. NM auf die öffentliche Wirtſchaft und 
5,0 Mrd. RM auf die private Wirtſchaft. 

Geldſeitig entfallen auf den Staat nur 2,6 Mrd. RM, da er ſich um 
1,6 Mrd. RM an die Privatwirtſchaft neuverſchuldet hat. Geldſeitig entſtehen alſo 
auf Grund der Produktionsmehrung ein öffentliches Einkommen von 
2,6 Mrd. RM und private Einkommen von 6,6 Mrd. RM, die ſich noch durch 
die Zinsminderung zugunſten der Auslandsſchuldner auf 7,0 Mrd. RM erhöhen. 
Auch über die Verwendung diefer zuſätzlichen Einkommen kann die vergleichende 
volkswirtſchaftliche Bilanz Auskunft geben: | 
Vorweg mußten 2,4 Mrd. NM für Beſeitigung der 1932 vorhandenen Anterbilanz 
der Anternehmungen herangezogen werden, davon 1,2 Mrd. RM zur Erhaltung der 
Anlagen felbft, der Reit zur Erhaltung der Lagerbeſtände. 

Die verbleibenden 4,6 Mrd. RM private Einkommen dienten mit 35 Mrd. RM 
dem Mehrverbrauch, mit 1,1 Mrd. RM der Sparung. 
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Am Mehrverbrauch 5 ſich n 

die Arbeitnehmer mit 2 2.0. 0. 17 Mrd. RM, 
die Landwirtſchaft mit 0, 9 „ 5 
die ſonſtigen Anternehmer einſchl. des ſelbſtändigen Handwerks mit 0, Go. 


Will man die Auswirkung der Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen der Regierung voll 
würdigen, ſo darf man nicht vergeſſen, daß ſich dem inneren Auftrieb eine durch 
die Ausfuhrminderung bedingte Schrumpfung überlagerte. 
Es heißt dies: bei unveränderter Weltmarktlage hätten ſich die für die Wirtſchafts⸗ 
belebung eingeſetzten Mittel in weit höherem Maße auswirken können. Bringt man 
die von der Inveſtitionsſeite ausgehende öffentliche oder zumindeſt öffentlich unter⸗ 
ſtützte Initiative mit 6 Mrd. RM in Anſchlag, fo hätte man normalerweiſe mit 
einer Rückwirkung auf die Verbrauchsgüterwirtſchaft im Ausmaß von 5 bis 
6 Mrd. RM rechnen können. Daß die tatſächlich eingetretene Belebung der Ver⸗ 
brauchsgüterwirtſchaft, wie ſchon gezeigt wurde, hinter dieſem Ausmaß nicht uner⸗ 
heblich zurückblieb, iſt im weſentlichen der Verflechtung der deutſchen Wirtſchaft mit 
dem Weltmarkt und dem hierdurch bedingten Exportſchwund zur Laſt zu legen. 
Soweit die Daten, wie fie ſich aus der Betrachtung der Wirklichkeit ergeben, wie fie 
ſich aber auch nach dem Geſagten bei richtiger Vorausſchau annähernd ergeben 
mußten, wenn man den Einſatz des Staates und die ihn teilweiſe kompenſierende 
Wirkung der Ausfuhrſchrumpſung in Rechnung ſtellt. | 

Daß hinter dieſen Daten ſich das Wohl von über vier Millionen 
Volksgenoſſen verbirgt, die arbeitslos geweſen waren und heute der Wirt- 
ſchaft und damit dem Leben wieder voll eingegliedert ſind, darauf ſei abſchließend mit 
ganz beſonderem Nachdruck hingewieſen. 


2, Wirtſchaftliche zukunfts möglichkeiten 

So groß die geſchilderten Erfolge einer tatkräftigen Wirtſchaftsführung in den 
letzten beiden Jahren auch immer waren, zweiſelsohne bleibt noch vieles zu tun. Man 
zählt noch immer knapp zwei Millionen Arbeitsloſe, die der Anterbringung harren. 
Niedrige Löhne geſtatten der Mehrzahl unſerer Volksgenoſſen nur ein karges Aus- 
kommen. Da iſt die Rohſtoſffrage, dieſes Kernproblem der deutſchen Wirtſchaft, und, 
damit eng verbunden, die Sorge, wird die Arbeitsbeſchaffung zumindeſt auf dem 
Stand gehalten werden können, den ſie in raſchem Vormarſch heute erreichte? 

Aus der Fülle der fi hier aufdrängenden Probleme ſollen nachfolgend nur die wich⸗ 
tigſten kurz behandelt werden. 

Zunächſt die Frage der ſtändig wachſenden öffentlichen Ver⸗ 
ſchuldung. Bei der Jahr um Jahr erneuten Mehrung der öffentlichen Schulden- 
laſt iſt nicht zu verkennen, daß es ſich um einen Notſtand handelt, der nicht endlos 
fortgeſetzt werden kann, und daß ſchon die formale Durchführung der Anſammlung 
und Verwendung aller irgendwie verfügbaren Gelder beim Staat große Schwierig⸗ 
keiten bereiten dürfte. Die Geldrücklagen werden nämlich nur zum Teil langfriſtig 
anfallen, weſentliche Beträge werden dagegen für kurzfriſtige Betriebs und Haus- 
haltsrücklagen jederzeit verfügbar fein ſollen. Sie find dies aber nicht, wenn aus 
ihnen — d. h. unter Verwendung der vom Sparer abgetretenen Anſprüche auf Ver⸗ 
brauchsgüter — öffentliche Inveſtitionen errichtet werden. Ferner bilden die nicht 
trans ferierbaren Auslandsguthaben ein beſonders ſchwieriges Problem für ſich. 
Dieſer Hinweis mag genügen, um feſtzuſtellen, daß ohne ſtaatliche Lenkung der ge⸗ 
ſamten Spar- und Inveſtitionstätigkeit und ohne die Verwendung einer, allerdings 
nach oben zu begrenzenden Notenreſerve für die Flüſſighaltung kurzfriſtiger Depoſiten 
zaum auszukommen fein wird. 

Durch Übernahme der Spargelder erwächſt dem Staat die Verpflichtung pünktlicher 
Zinszahlung und Tilgung. Hierdurch mehrt ſich feine Steuerlaft. In der bei Voll⸗ 
produktion noch gerade als tragbar, d. h. als nicht produktionshemmend anzuſehenden 
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Steuerhöhe iſt alſo letzten Endes der öffentlichen Verſchuldung eine nicht zu über- 
ſchreitende Grenze geſetzt. Da es ſich hierbei um den jährlichen Aufwand 
für den Schuldendienſt handelt — nicht etwa um die Schuldſumme ſelbſt — ſpielen 
Zinsfuß und Rückzahlungs bedingungen eine entſcheidende Rolle. 
Nicht minder wichtig iſt die geſamte Staatshaushaltslage. Iſt es möglich, Erſparniſſe 
auf anderen Haushaltsgebieten vorzunehmen — wobei darauf zu achten iſt, daß dieſe 
Maßnahmen nicht zu Wirtſchaftsſchrumpfungen führen —, ſo wird ſich der noch gerade 
als tragbar anzuſehende Schuldendienſt und damit die noch tragbare Höchſt⸗ 
verſchuldung des Staates mehren. 


Von Intereſſe iſt weiter die Frage, wie ſich die Wirtſchaft verhalten wird, wenn der 
Staat durch Ausweitung des öffentlichen Kredits über einen die 
laufenden Erſparniſſe weſentlich überſchreitenden Betrag verfügt. Ein zu kleines 
Ausmaß öffentlicher Schuldaufnahme führt, wie wiederholt feſtgeſtellt wurde, zu Wirt⸗ 
ſchaftsſchrumpfungen. Ein zu großes Ausmaß regt im Gegenſatz hierzu ſo lange 
Verbrauch und Produktion an, als die Produktion den neuen Wünſchen folgen kann. 
Iſt dies nicht mehr möglich, tritt, beiſpielsweiſe aus Rohſtoffmangel, Warenknappheit 
ein, ſo iſt ein Haushalten mit den knapp werdenden Gütern unvermeidbar. Solange 
der Preis als Regulator nicht ausgeſchaltet wird — was auf die Dauer auch un⸗ 
möglich ſein dürfte —, bedeutet dies Preisſteigerungen, andernfalls werden Kon⸗ 
tingentierungen notwendig, alſo ein Kartenſyſtem in irgendeiner Form. 
Vorſtehende Betrachtung leitet über zum viel erörterten Problem des gerechten 
Lohnes. Grundſätzlich gibt es nur zwei Wege zur Erhöhung der realen Ein⸗ 
kommen: 
1. Mehrung der geſamten Produktion und damit Mehrung der Summe aller 
Einkommen; 
2. Verlagerung der Produktion vom öffentlichen auf den privatwirtſchaftlichen 
Sektor der Volkswirtſchaft und damit Hebung der Privateinkommen auf Koſten 
der Durchführung gemeinnütziger Aufgaben. 


Wie weit der zweite Weg beſchreitbar iſt, hängt von den jeweiligen Bedürfniſſen des 
Staates und von der Lage der Wirtſchaft ab. Wenn Staats bedürfniſſe 
vorliegen, müſſen noch ſo berechtigt erſcheinende private Wünſche hinter den 
politiſchen Erforderniſſen zurücktreten. 


Einer Mehrung der volkswirtſchaftlichen Produktion, genauer der Verbrauchsgüter 
erzeugung und der privaten Inveſtitionen, ſind, wenn man von Sonderfällen abſieht, 
hinſichtlich der Arbeitskräfte und der Leiſtungsfähigkeit der Produktionsſtätten vor- 
läufig noch keine Schranken geſetzt, wohl aber beginnt die durch die ſchlechte Außen⸗ 
handelslage bedingte Rohſtoffknappheit in einigen Gewerbezweigen, jo in der Textil- 
induſtrie, ſich unliebſam bemerkbar zu machen. Hier gilt es, auf der einen Seite die 
bereits begonnenen Programme zur Beſchaffung geeigneter Erſatzſtoffe tunlichſt zu be⸗ 
ſchleunigen, auf der anderen Seite den Verbrauch mehr auf die mit inländiſchen Roh- 
ſtoffen herſtellbaren Güter zu lenken. Hierbei iſt zu beachten, daß gewiſſe Nahrungs- 
mittel und faſt ſämtliche Bekleidungsſtoffe einen hohen Einfuhranteil haben, während 
wiederum anderer Bedarf, wie vor allem Bau und Einrichtung von Wohnungen, nur 
wenig einfuhrbelaſtet iſt. 

Aber die ganze Volkswirtſchaft betrachtet, bleibt nach dem oben Geſagten die Frage 
der Einkommenshöhe ſtets eine Frage der Produktion. Auf die Dauer kann nicht 
mehr verzehrt werden, als erzeugt wird. Etwas anderes iſt es, wenn eine anderweitige 
Verteilung der Einkommen auf die verſchiedenen Wirtſchafts⸗ 
gruppen erſtrebenswert erſcheint, wie ſie beiſpielsweiſe durch die landwirtſchaft⸗ 
liche Marktordnung der letzten Jahre zugunſten der Landwirtſchaft erreicht wurde. 
Soweit man etwa glaubt, durch andere Verteilung der Einkommen zwiſchen Arbeitern, 
Ungeftellten, Zinsempfängern und Staat inner hal b der Wirtſchaftsgruppen etwas 
beſſern zu können, fo muß man hierbei ftet3 im Auge behalten, daß jede dieſer Ein⸗ 
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kommensarten ihre eingeſpielte, ſpezifiſche Verwendung hat, ſo daß man alſo unter 
Amſtänden die für die Maſſe verfügbaren Güter nicht vermehrt, wohl aber die Güter 
gehobeneren Bedarfs in ihrem Abſatz mindert. Jedenfalls verlangen derartige Maß⸗ 
nahmen eine vorherige genaue und zahlenmäßige Prüfung, welche letzte Auswirkung 
ſie auf den volkswirtſchaftlichen Wohlſtand haben. 

Eine auf weite Sicht abgeſtellte Wirtſchaftspolitik wird ferner an der Frage nicht 
vorübergehen dürfen, was geſchieht nach Ablauf der zur Zeit in Gang 
befindlichen großen öffentlichen Arbeiten? Daß das Schwer⸗ 
gewicht der Bau⸗ und ſonſtigen Inveſtitionstätigkeit wieder in Richtung der Befriedi⸗ 
gung privater Bedürfniſſe verlagert werden ſollte, wurde bereits erörtert und mit der 
Forderung nach ausgeglichenen Güterkreisläufen begründet. Der Ausgleich der Güter⸗ 
ſtröme iſt deswegen ſo wichtig, weil nur durch ihn eine reibungsloſe Abwicklung der 
Finanzierung verbürgt iſt. Bedeutet alſo — unter gewiſſen Vorbehalten — die 
Finanzierung privater Inveſtitionstätigkeit kein Problem mehr, ſobald ſich, nach 
unſerer früheren Formulierung, auf der einen Seite der Inveſtitionswillen der 
ſparenden Verbrauchsgüterwirtſchaft, auf der anderen Seite der Verbrauchswillen der 
in der Inveſtitionswirtſchaft Tätigen gegenüberſtehen, ſo rückt die Frage nach der 
Zielſetzung künftiger Inveſtierungen in den Vordergrund der Betrachtungen. 
Ohne Zweifel wäre es verfehlt, etwa nach dem Muſter der 1929 zum Abſchluß ge⸗ 
kommenen Nationaliſierungsepoche alle verfügbaren Mittel in den gewerblichen 
Produktionsapparat zu ſtecken. Sieht man von Ausnahmen, wie fie bei- 
ſpielsweiſe die Durchführung der großen Rohſtofferſatzprogramme mit ſich bringt, ab, 
ſo dürfte der Erweiterungsbedarf der deutſchen Induſtrie noch auf Jahre hinaus ein 
ſehr beſchränkter ſein, arbeitet doch die Mehrzahl der Betriebe auch heute noch mit 
nicht voll ausgenützter Kapazität. 

Ebenfo find die landwirtſchaftlichen Inveſtitionsmöglichkeiten, auf lange 
Sicht betrachtet, in ihrem Ausmaß feſt umgrenzt. Die Gewinnung von Acker⸗ und 
Wieſenland aus Odland, Sümpfen und Mooren, die Bodenverbeſſerung durch Ent⸗ 
wäſſerung (Bodenmeliorationen), die Schaffung neuer landwirtſchaftlicher Siedler⸗ 
ſtellen, alle dieſe Vorhaben find gebunden an die Größe der hierfür überhaupt vor⸗ 
handenen Flächen. 

Bei diefer Sachlage gewinnt ein Aufgabengebiet um ſo größere Bedeutung, das heute 
noch unüberſehbare Zukunftsmöglichkeiten in ſich ſchließt, nämlich die Amſiedlung 
des deutſchen Menſchen aus dem Häuſermeer der Großſtadt in 
die Bodenverbundenheit des flachen Landes. Dieſe Amſiedlung in 
ihren verſchiedenen Spielarten — von der Verlagerung ganzer Gewerbezweige aus 
den Induſtriezentren in außerhalb dieſer Zentren neu zu gründende Kleinſtädte, bis 
zu der bloßen Schaffung von Eigenheimen am Rande der Städte in Licht, Luft und 
Sonne — iſt wie keine andere Aufgabe geeignet, das große Fernziel unſeres volks- 
wirtſchaftlichen Strebens zu bilden. Daß die zielbewußte Vorbereitung und Durch- 
führung einer forgroßen Aufgabe ganz außergewöhnliche Anforderungen an die Wirt- 
ſchaftsführung ſtellen wird, verſteht ſich nach unſeren bisherigen Erörterungen über die 
volkswirtſchaftlichen Erforderniſſe und Zuſammenhänge von ſelbſt. 


3. Die Dorausſetzungen der Wirtjchaftsienkung 

Eine Volkswirtſchaft iſt ihrem Weſen nach nichts anderes als ein großer Haushalt 
oder Betrieb, nur mit dem Anterſchied, daß dieſer Betrieb alle ihm Zugehörigen unter- 
halten muß, einerlei, ob ſie beſchäftigt ſind oder nicht, und daß weiter ſeine eigene Er⸗ 
zeugung und ſein eigener Bedarf ſich decken, wenigſtens ſich decken ſollten. 

Hier wird der Laie einwerfen, demnach wäre es doch das vernünftigſte, durch 
zentrale Weiſung jedem Volksgenoſſen ſeine Auſgabe zuzuteilen und ihn, ent⸗ 
ſprechend ſeiner Leiſtung, an dem gemeinfam Geſchaffenen zu beteiligen. Eine ſolche 
Löſung der Wirtſchaftsfrage würde Planwirtſchaft in der Erzeugung und — 
da die Erzeugung möglichſt reſtlos verbraucht werden ſoll — letzten Endes auch Plan- 
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wirtſchaft im Verbrauch bedeuten. Die großen Mängel der Planwirtſchaft find aber 
bekannt: Langſames Ertöten jeder Initiative — die Exiſtenz, der Abſatz ſcheint ja 
geſichert — und damit Verzicht auf Fortſchritt, Verzicht auf Lebenskampf, weiter 
langſamer, aber ſicherer kultureller Rückgang, ganz abgeſehen davon, daß die praktiſche 
Durchführung einer zentralen Organiſation von Erzeugung und Verbrauch eines 
66 Millionen ⸗-Volkes hohen Kulturſtandes eine Überhaupt nicht zu bewältigende 
Aufgabe wäre. 

Nur im täglichen Ringen um das Daſein werden die höchſten Werte geſchaffen, wird 
der Mann geftählt zur Selbſtbehauptung nach innen und nach außen. Deshalb lehnt 
der Nationalfozialismus, lehnt der Führer mit vollem Recht jede Planwirtſchaft als 
ſowjetruſſiſches Syſtem, als Wirtſchaftskommunismus ab. 

Ablehnung der Planwirtſchaft heißt nun aber durchaus nicht: Gar nicht nach⸗ 
denken über die wirtſchaftlichen Geſchicke unſeres Volkes, gar nicht beſſern wollen, 
da, wo es angeht, und vor allem die großen Möglichkeiten des Staates nach Art und 
Ausmaß nicht ſo einſetzen, wie es zum Nutzen der Geſamtheit geſchehen kann. Viel ⸗ 
mehr iſt gerade heute eine ſtarke Einflußnahme des Staates auf die 
Wirtſchaft notwendig und erwünſcht. Die Mittel und Wege hierzu ſollten 
allerdings weniger in unmittelbaren Eingriffen in den empfindlichen Wirtſchafts⸗ 
organismus beſtehen, als im Einſatz des großen geiſtigen, moraliſchen und materiellen 
Abergewichtes, das nun einmal die im Staat verkörperte Allgemeinheit den einzelnen 
Wirtſchaftsgliedern gegenüber beſitzt oder wenigſtens beſitzen ſollte. 


Der Führerſtellung des Staates hat ein einheitlicher, auf die Wirtſchaftserforſchung 
und lenkung zugeſchnittener ſtatiſtiſcher und wiſſenſchaftlicher Apparat zu entſprechen. 
Seine ſchwierige Aufgabe iſt es, die volkswirtſchaftlichen Bilanzen zu ermitteln und 
zu verfolgen, auf Gefahrmomente rechtzeitig hinzuweiſen und das zahlenmäßige 
Material für alle Entſchlüſſe der Wirtſchaftsführung bereitzuſtellen. 

Dabei wäre jede Auswirkung getroffener Maßnahmen ſo kurzfriſtig, wie irgend 
angängig, zu beobachten. Bei gutem Willen und geeigneter Organiſation der geſamten 
deutſchen Statiſtik müßte es ſich ermöglichen laſſen, die jeweils intereſſierenden Daten 
innerhalb längſtens 1 bis 2 Monaten mitzuteilen, ſo daß gegebenenfalls getroffene 
Maßnahmen der Wirtſchaftsführung nach dieſer Friſt einer Korrektur unterzogen 
werden können. 

Mit ſtaatlichen Hilfsſtellungen allein iſt es natürlich noch lange nicht getan. Not⸗ 
wendig iſt die willige Anterſtützung der ganzen Wirtſchaft, das 
Mitgehen der Anternehmer ſowohl als jedes an der Erzeugung, ja letzten Endes auch 
nur am Verbrauch beteiligten Wirtſchaftsgliedes. 

Soll beiſpielsweiſe durch Laſtenſenkung auf die Kaufkraft der Maſſen eingewirkt 
werden, ſo darf nicht der Erfolg der Maßnahme durch Preiserhöhungen in Frage 
geſtellt werden. Anderſeits können höhere Löhne nur dann gefordert werden, wenn 
mit ihnen eine entſprechende Produktionshebung Hand in Hand geht. Anternehmern 
ſowohl wie Arbeitnehmern muß es grundſätzlich klar ſein, daß ſie im neuen Staate zu 
einer untrennbaren Einheit verſchmolzen find, daß alſo die Sorge um das 
Wohl und Wehe des Betriebes und der Belegſchaft ſich nicht trennen läßt. In dieſem 
Geiſte ſollte jeweils über beide Teile angehende Fragen entſchieden werden, wie Neu- 
einſtellungen, Entlaſſungen, Arbeitszeit, Tarife, Rationaliſierung, ſoziale Einrich- 
tungen und dergleichen. 

In vielen Fällen dürfte auch die Bekanntgabe wirtſchaftlicher Richtlinien 
ſeitens einer Wirtſchaftszentrale ſehr erwünſcht ſein. Die Wirtſchaftsſchrumpfungen 
moderner Volkswirtſchaften, die Kriſen, ſind, wie wir früher ſahen, häufig auf 
Störungen der Wirtſchaftskreisläufe zurückzuführen. Daher iſt die Fortdauer einer 
Wirtſchaftsbelebung nur möglich bei gleichzeitiger Beſeitigung dieſer Störungen, alſo 
bei Ordnung aller wirtſchaftlichen Tauſchbeziehungen. Dieſe zu überblicken, iſt aber 
für die Einzelwirtſchaft ſchlechterdings unmöglich. 
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Als Beiſpiel ſei auf den Außenhandel hingewieſen: Privatwirtſchaftlich 
richtig iſt es, da zu kaufen, wo es am billigſten iſt, volk s wirtſchaftlich richtig 
dagegen, da zu kaufen, wo die über das Ausland reichenden Wirtſchaftskreis⸗ 
läufe ſich ſchließen. Das Primat können bei auseinandergehenden Er⸗ 
wägungen nur die volkswirtſchaftlichen Notwendigkeiten haben. Es muß 
alſo von der Zentrale bekanntgegeben werden: Dieſe Einfuhr iſt erwünſcht oder 
wenigſtens zuläſſig, jene dagegen unzuläſſig. Ferner: Nach dieſen Ländern tft 
die Ausfuhr mit beſonderem Nachdruck zu ſteigern, Ausfuhr nach jenen Ländern wird 
dagegen, weil die Aktivität der deutſchen Zahlungsbilanz nach ihnen bereits ſehr 
groß iſt, früher oder ſpäter Schwierigkeiten bereiten und dergleichen. 

Es iſt weiter denkbar, daß die Vorſorge des Staates übergreifen muß auf das 
Gebiet des Verbrauchs. Man wird bier von der gewiſſermaßen unſichtbaren 
Steuerung des Bedarfs durch Regelung der Einkommen umzuſchalten haben auf eine 
unmittelbare Beeinfluſſung und Lenkung des Verbrauchs, 
ſei es auf dem Wege der Propaganda oder durch Einführung von Zuteilungs⸗ 
beſchränkungen. Dies dürfte unter Amſtänden bei unſerer für den Augenblick ge⸗ 
gebenen ſtarken Einfuhrabhängigkeit die einzige Möglichkeit fein, das große Pro- 
gramm der Wirtſchaftsbelebung durchzuhalten oder ſogar noch zu erweitern, und trotz ⸗ 
dem jeder Einzelwirtſchaft den auf fie fallenden Anteil der knappen Robftoffe zu⸗ 
kommen zu laſſen. Wie immer die Verhältniſſe ſich entwickeln mögen, die beſten 
Wirkungsgrad verſprechenden Maßnahmen können nur zentral feſtgeſtellt 
und beobachtet werden. 

Ein für das einzelne Wirtſchaftsglied nicht weniger ſchwierig zu überſehendes Gebiet 
iſt das an früherer Stelle ausführlich behandelte langfriſtige Kreditweſen, genauer 
das volkswirtſchaftlich richtige Sparen und Inveſtieren. Es dürfte heute in Deutſch⸗ 
land nur wenige geben, die es leugnen, daß die freie Wirtſchaft gerade auf dieſem 
Gebiete in die Irre ging, in die Irre gehen mußte, da ſie ohne volkswirtſchaftliche 
Führung war. Zinsfuß, Rückzahlungsbedingungen, Inveſtitionen richteten ſich nach 
privatwirtſchaftlichen Zufälligkeiten, nicht nach volkswirtſchaft⸗ 
lichen Notwendigkeiten. Zu einer Wandlung braucht es vor allem die Bereit⸗ 
ſtellung volkswirtſchaftlicher Zahlenunterlagen und ihre Bekanntgabe an die Kredit⸗ 
inſtitute. 

Zum Abfchluß der vorliegenden Ausführungen über Wirtſchaftslenkung ſei mit Nach ; 
druck auf die gegen früher grundſätzlich neue Stellung des Staates der 
Wirtfchaft gegenüber hingewieſen. Der Staat iſt nicht ein Wirtſchaftsglied 
wie jedes andere, das Güter mit dem Partner tauſcht, Verträge mit ihm ſchließt, wo⸗ 
möglich ſich darlehensſuchend an ihn wendet, ſondern er ſteht über den Wirtſchafts⸗ 
parteien, ſchirmend, ſchlichtend, ordnend. So wacht er über die gerechte Verteilung 
der Einkommen unter Wahrung des Spielraumes, den der geſunde Erwerbstrieb zur 
Entfaltung ſeiner wirtſchaftsfördernden Kräfte braucht. Er lenkt Verbrauch und 
Sparung in die Bahnen, die eine gleichmäßige Beſchäftigung aller Wirtſchaftszweige 
gewährleiſtet und gibt den Sparern Sicherheit für ihre Einlagen. Er ſorgt r 
Stetigkeit in allen Wirtſchaftsdingen. 

Die Mittel und Wege, um dieſes alles zu erreichen, beſtehen, wie wiederholt erwähnt, 
weniger in unmittelbaren Eingriffen in die Wirtſchaft als vielmehr in der Schaffung 
einer auch auf wirtſchaftlichem Gebiete überragenden Staatsautorität. 
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Die nationalfozialiftiiche Revolution 


Der 30. Januar 1933 brachte die äußerliche, formelle Anerkennung eines Zuſtandes, 
der in fünfzehnjährigem harten Kampfe herbeigeführt worden war. An dieſem Tage 
traten diejenigen, die bis dahin die politiſche Führung der Nation innegehabt 
hatten, ab und übergaben die Macht an den Nationalſozialismus. Damit 
war der Tatſache Rechnung getragen, daß die Führung eines Volkes auf die Dauer 
ſtets nur von den Männern ausgeübt werden kann, die die Vertreter des für die 
Bildung und Durchſetzung des politiſchen Willens der Nation entſcheidenden Teiles 
eben dieſes Volkes find. Es war für die nationalſozialiſtiſche Bewegung von Anfang 
an klar, daß dieſer Teil unſeres Volkes, dieſe „entſcheidende Minder ⸗ 
heit“ aus Menſchen einer ganz beſtimmten Art und eines dieſer Art entſprechenden 
Denkens beſtand, daß es deshalb darauf ankam, jene Parolen auszugeben, die an 
die Eigenſchaften appellierten, deren Träger die Menſchen dieſer Art waren, um 
fie als Kämpfer für die neue Bewegung zu gewinnen. 


Der Erfolg hat dieſer grundſätzlichen Erkenntnis recht gegeben. Denn wenn auch 
zur Zeit der Machtübernahme die Zahl der Anhänger des Nationalſozialismus nur 
den geringeren Teil des deutſchen Volkes ausmachte, die Zahl der aktiven national ⸗ 
ſozialiſtiſchen Kämpfer ſogar nur eine verſchwindende Minderheit darſtellte, 
ſo war doch in dieſer Minderheit von Kämpfern ein ſo großer Teil der politiſch 
aktiven Menſchen überhaupt enthalten, daß ihr Erfolg gegenüber der politiſch mehr 
oder weniger indifferenten großen Maſſe zwangsläufig eintreten mußte. Wie ſehr 
der Beſitz dieſer aktiven Kämpfer aber für das politiſche Leben der Nation ent ⸗ 
ſcheidend iſt, ſehen wir am beſten daraus, wenn wir uns heute rückblickend klar⸗ 
machen, wie der Nationalſozialismus auf allen Gebieten unſeres Lebens den früheren 
Staat in feinen Betätigungsmöglichkeiten langſam aber ſicher dadurch einengte und 
verdrängte, daß für jedes dieſer Gebiete, das von beſtimmten nationalſozialiſtiſchen 
Kämpfern bearbeitet wurde, auch die Reſonanz im Volke den ſtaatlichen Maß⸗ 
nahmen mehr und mehr fehlte, dagegen durch eben dieſe Reſonanz die Gedanken- 
gänge des Nationalſozialismus für immer größere Anhängermaſſen entſcheidend 
wurden. In dem Augenblick aber, in dem das Wirken des Staates bei dem entichei- 
denden Teil des Volkes auf Anverſtändnis oder geradezu Ablehnung ſtößt, iſt die 
Führung dieſer Volksgenoſſen und damit ein entſcheidender Anteil an der Füh⸗ 
rung der ganzen Nation ſchon vom Staate auf die übergegangen, die auf das Ver- 
ſtändnis und die Gefolgſchaft dieſer Menſchen rechnen dürfen und damit ihre Führer 
find. Dieſe Entwicklung war beſonders in den letzten Jahren des nationaljozialifti- 
ſchen Kampfes vor der Machtübernahme im ſteigenden Maße feſtzuſtellen, und zwar 
nicht nur innenpolitiſch, ſondern ebenſoſehr kulturpolitiſch, wirtſchaftspolitiſch und 
ſogar auf dem ureigenſten Gebiete jedes Staates, der Außenpolitik, hatten ſchließlich 
die Ideen Adolf Hitlers eine immer größere und vor allem wertvollere Gefolgſchaft 
im deutſchen Volke gefunden als die offiziellen Schritte der damaligen Regierung. 
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Es find grundſätzlich zwei Phaſen in der Entwicklung des Nationalſozialismus 
als politiſcher Machtbegriff zu unterſcheiden. Der erſte große Abſchnitt endet dort, 
wo die Übernahme der ſtaatlichen Macht erfolgt, und im ſelben Augenblick bereits 
findet der Abergang zum zweiten Abſchnitt ſtatt. Jenem zweiten Abſchnitt, der die 
Verwirklichung deſſen zum Ziele hat, was den Trägern des Kampfes für die 
Erringung der Macht als Ideal vor Augen ſchwebte. 


Wirkliche Revolutionen ſind ſchöpferiſche Akte, denn ſie haben 
als Ziel nicht etwa nur die Beſeitigung eines beſtehenden Zuſtandes, ſondern in 
erſter Linie die Begründung einer neuen Ordnung. Am der Möglichkeit willen, dieſe 
neue Ordnung auch verwirklichen zu können, iſt die erſte große Tat einer Revolution 
notwendigerweiſe die Beſeitigung der Widerftände, die ſich dem Neuen entgegen- 
ſtemmen. Ihre innere Berechtigung aber finden Revolutionen als Akte 
der Selbſthilfe eines Volkes darin, daß die Führung der Nation nicht mehr dem 
entſpricht, was das Leben, ſeine Erforderniſſe und feine Erſcheinungsformen ver- 
langen. Genau wie überall in der Natur wird auch hier mit unfehlbarer Sicherheit 
letzten Endes die Form geſprengt werden müſſen, wenn fie ihrer ureigenſten Auf. 
gabe, Schutz des Inhaltes zu ſein und ſeine ſinngemäße Darſtellung nach außen zu 
bilden, nicht mehr gerecht werden kann. Damit iſt ſchon geſagt, daß es nicht genügt, 
wenn eine Revolution an die Stelle des Alten nur Neues ſetzt, ſondern ſie kann 
nur dann als wirklich berechtigt und damit naturnotwendig gelten, wenn ſie den Weg 
frei macht für etwas Neues, das zugleich beſſer iſt als das, was vorher an ſeiner 
Stelle beſtand. 


Der Nationalſozialismus hat in der Vorſtellungswelt der Menſchen etwas Neues 
mit dem Begriff Revolution für immer verbunden. War vor der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Machtergreifung der Begriff Revolution für die weitaus größte Zahl 
der Menſchen ſo ſchreckenerregend, dann deshalb, weil ſich damit zwangsläufig der 
Begriff des Bürgerkrieges verband. Die Guillotine der Franzöſiſchen 
Revolution des Jahres 1789, der Blutrauſch. des Bolſchewis mus im 
Rußland des Jahres 1917, die Erinnerung an die Geiſelmorde und Straßenkämpfe 
von 1918 und den folgenden Jahren in Deutſchland, zum mindeſten aber ein 
„Marſch auf Rom“, von dem man nicht wiſſen konnte, zu welchen Außerungen der 
Gewalt er führen würde, ſchienen unabwendbare Begleiterſcheinungen einer Revo- 
lution zu fein. Der Nationalſozialis mus hatte von jeher behauptet, daß 
das Entſcheidende in einer Revolution niemals in den Formen begründet liegen 
könne, unter denen ſich die tatſächliche Ergreifung der Macht abſpiele, ſondern im 
Gegenteil von jeher als das Kennzeichen einer wirklichen Revolution überhaupt 
eine geiſtige Amſtellung der Menſchen bezeichnet. Die Tatſache dieſer 
geiſtigen Amſtellung, ihr Eintritt und ihre Auswirkungen in der Zukunft allein ſind 
deshalb beſtimmend dafür, ob eine neue Ordnung durch die Träger eines neuen 
Glaubens verwirklicht werden kann. Der Nationalſozialismus bedeutet für die 
Menſchen unferer Zeit das Bekenntnis zu einer derartigen geiſtigen Amſtellung. 
Sein Sieg im deutſchen Volke iſt damit eine wirkliche Revolution tiefgreifendſter 
Art geweſen. Er lernt und vermittelt den Menſchen tatſächlich ein neues Schauen, 
eine neue Weltanſchauung im wahrſten Sinne des Wortes. 


Es iſt das Weſen einer Weltanſchauung, daß ſie notwendigerweiſe alle Ge⸗ 
biete unſeres Lebens ergreift. Parteien, Verbände, ſelbſt Staatsgebilde können 
ihre Aufgabe in der Löſung beſtimmter Fragen erblicken, können einzelne Gebiete 
bearbeiten, am anderen ſich für unintereſſiert erklären, eine Weltanſchauung kann 
dies nicht. Sie umfaßt von einem einzigen feſten Punkt, der letzten Endes im 
Glauben begründet iſt, alle Erſcheinungsformen unſeres Lebens überhaupt. Sie 
kann ſich auf keinem Gebiete für unzuſtändig erklären, ſie muß zu allen Fragen, 
die das Leben an uns heranträgt, Stellung nehmen, und zwar mit traumwandleriſcher 
Sicherheit die ihrem Denken und noch mehr ihrem Fühlen entſprechende 


Stellung. 
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Deshalb gibt es auch kein Gebiet im Leben des deutſchen Volkes, das nicht durch den 
Nationalſozialismus grundlegend geändert, zum mindeſten in einer neuen Bedeutung 
und Beleuchtung in das neue Weltbild eingefügt wird. Gleichgültig, ob es ſich um 
die Staatspolitik, um die deutſche Kultur oder um wirtſchaftliche 
Fragen handelt, überall fordert die Bewegung ein neues Denken, bringt dieſes 
neue Denken andere Formen und müflen dieſe Erſcheinungen in ein der neuen 
Ordnung entſprechendes Verhältnis zueinander gebracht werden. Für jenes neue 
Verhältnis aber, das nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung zwiſchen Staat, 
Wirtſchaft und einzelnem ſchaffenden Volksgenoſſen für die 
Zukunft beſtehen ſoll, iſt im Programm der NSDAP die Richtung feit- 
gelegt, wenn der Punkt 25 die „Bildung von Stände. und VBerufskammern zur 
Durchführung der vom Reiche erlaſſenen Rahmengeſetze“ fordert. 


Politik, Staat, irtſchaft 


Mit der Franzöſiſchen Revolution des Jahres 1789 hatte eine neue 
Denkart von den Menſchen Beſitz ergriffen. Nicht nur im RNevolutionsland ſelbſt, 
ſondern darüber hinaus in allen europäiſchen und in der Folgezeit auch in allen 
zivilifierten überſeeiſchen Staaten hatten die Gedankengänge Einzug gehalten, die 
damals in der Form der großen Parolen „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“ ver- 
kündet worden waren. And überall, wo dieſe Ideen das Handeln des Menſchen 
beſtimmten, ſehen wir im Laufe der nun folgenden Jahrzehnte dieſelben Folge. 
erſcheinungen entſtehen. 


Aberall führte das Schlagwort von der Freiheit zur Löſung all der Bindungen, 
die bis dahin für die Menſchen verpflichtend geweſen waren und die Ordnung für 
ihr Zuſammenleben beſtimmt hatten. All dieſe Bindungen, gleichgültig, ob ſie nun 
ſtaatlicher, ſtändiſcher, religiöſer oder ſogar familiärer Natur 
waren, verloren mehr und mehr ihre verpflichtende Wirkung und begünſtigten das 
Entſtehen einer undifferenzierten, formloſen Maſſe. And in dieſer Maſſe galt 
der Grundſatz dieſer Freiheit inſofern ebenfalls, als jeder einzelne für ſich die 
Freiheit in Anſpruch nahm, zu tun und zu laſſen, was er wollte. Das Individuum, 
der einzelne, wurde in den Mittelpunkt alles Geſchehens gerückt, die Formel „Freie 
Bahn dem Tüchtigen“ war gerade dazu recht, um Skrupelloſigkeit aller Art den not- 
wendigen ethiſchen Anſtrich zu liefern. Auf dieſe hemmungsloſe Angebundenheit 
des einzelnen wurden auch alle Taten der Gefamtheit abgeſtellt, ſelbſt der Staat 
fand an ihr in vielen Beziehungen ſeine Grenzen. 


Es iſt kein Zweifel, daß die letzte Grundlage für die Entwicklung, wie ſie das 
liberaliſtiſche Zeitalter bringen ſollte, in dem Satz von der Gleichheit 
alles deſſen, was Menſchenantlitz trägt, zu ſehen iſt. Mit dieſer Zauberformel 
konnte man alles bisher naturgemäß Gewachſene für ſalſch erklären, mußte man 
zwangsläufig jede Ordnung dadurch unmöglich machen, daß jeder auf alles Anſpruch 
batte. Das ganze Gefüge der Staaten wurde ſo auch allmählich auf jene politiſche 
Verwirklichung dieſer Gleichheit abgeſtellt, die uns in dem politiſchen Begriff der 
Demokratie nun überall entgegentritt. 


Wenn auf einem Gebiete keine wirkliche Führung da iſt, ja entſprechend den 
geiſtigen Grundlagen gar nicht da ſein kann, ſo iſt es klar, daß man an Stelle dieſer 
Führung etwas anderes ſetzen mußte. And in der Tat war man auch um eine Deviſe 
zu dieſem Zweck nicht verlegen. „Laissez faire, laissez aller, le 
monde va de lui mẽme,“ war die nun herrſchende Anſicht. Einige Jahrzehnte 
liberaliſtiſcher Entwicklung zeigten jedoch alsbald, daß auf keinem Gebiet, und be- 
ſonders nicht auf dem der Wirtſchaft, das Gehen und Treibenlaſſen eine 
harmoniſche Ordnung herbeiführen konnte, daß „die Welt“, in dieſem Falle das 
geſellſchaftliche Leben der Menſchheit, eben doch nicht ſo ganz von ſelbſt ging. 
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Es war nur folgerichtig, wenn auch auf wirtſchaftlichem Gebiet jene 
ſchrankenloſe Angebundenheit des einzelnen zu den Erſcheinungen führte, die ſpäter 
als Mancheſtertum und Kapitalismus ſo häufig gerade von denjenigen 
angeprangert wurden, die ſelbſt wieder eben jene grundſätzlichen Denkfehler, auf 
denen dieſe Erſcheinungen beruhten, ſich zu eigen gemacht hatten. Denn ſelbſt wenn 
die Bewegung, die wir als Marxismus aller Spielarten bezeichnen, wirklich 
und zu allen Zeiten den ernſthaften Willen gehabt hätte, jene Mißſtände zu be⸗ 
ſeitigen, die für einen großen Teil gerade unſeres Volkes zu ſo unerträglichen Ver⸗ 
hältniſſen geführt hatten, ſo wäre es ihr unmöglich geweſen, da ihr erſter Grundſatz 
die Gleichheit aller Menſchen war und ſie damit zwangsläufig auf die⸗ 
ſelben falſchen Wege geführt werden mußte, die der Liberalismus und Individua⸗ 
lismus im ganzen eingeſchlagen hatten. So, wie die Dinge wirklich lagen, war das 
einzig mögliche Ergebnis die Aufreißung einer Kluft innerhalb des deutſchen 
Volkes, an der der liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſche Anverſtand der einen Seite und der 
liberaliſtiſch⸗marxiſtiſche Scheinkampf der anderen den gleichen Teil von Schuld 
trugen. 

Aus dieſer Erſtarrung der Kampffronten im Volke konnte nur eine Bewegung den 
Ausweg zeigen, die die geiſtigen Grundlagen der beiden großen miteinander 


kämpfenden Gruppen unſeres Volkes als falſch entlarvte und durch Gedanken er⸗ 
ſetzte, die den deutſchen Menſchen artgemäß und damit verſtändlich waren und not⸗ 


wendig aus einer natürlichen Geiſteshaltung auch zu einer natürlichen Ordnung führen 
mußten. Dieſes große Ziel aber hatte der Nationalſozialis mus im Auge, 
wenn er als Erneuerungsbewegung der Nation für das neue Verhältnis von Staat, 
Wirtſchaſt und einzelnem Schaffenden in ſeinem Programm jene Forderung nach 
organiſcher, ſtändiſcher Ordnung aufſtellte. 

Dem Worte eines führenden Vertreters des Liberalismus, „die Wirtſchaft 
iſt das Schickſal“, hat der Nationalſozialis mus von jeher den Satz „die 
Politik iſt das Schickſal“ entgegengeſetzt. Es war ſelbſtverſtändlich, daß 
jeder organiſatoriſchen Neuordnung im Verhältnis von Staat, Volk und 
Wirtſchaft zunächſt eine Neuordnung der Begriffe vorausgehen mußte. 
Es kam darauf an, eine jahrzehntelange, teils bewußte, teils unbewußte Ver⸗ 
wechſlung und Verquickung von Politik und Geſchäft, Staat und Wirtſchaſt, wieder 
zu beſeitigen. 

Die Führung des geſamten Lebenskampfes der Nation iſt 
für den Nationalſozialismus Politik. And zu dieſem Lebens- 
kampfe gehören alle Außerungen und Erſcheinungsformen unſeres geſellſchaftlichen 
Lebens überhaupt, gleichgültig, ob ſie ſich nun im Staate, in der Kultur oder 
in der Wirtſchaft zeigen. Sie alle ſind immer nur Außerungen des Lebens eines 
Volkes, find Wege und Mittel, um dieſes Volk zu erhalten und feine Weiter 
entwicklung zu gewährleiſten. Der Schluß aus dieſer Erkenntnis kann nur der ſein, 
daß kein Gebiet dieſes völkiſchen Lebens ein Sonderdaſein führen kann. Weder 
iſt der Staat unabhängig von der Kultur und von der Wirtſchaft eines Volkes, noch 
kann die Kultur oder die Wirtſchaft ohne Rückſicht auf die beiden anderen Faktoren 
des Lebens beſtehen oder geführt werden. 


Sind alſo alle dieſe Gebiete Teile des geſamten Lebenskampfes des Volkes, ſo ſind 
ſie ſelbſtverſtändlich auch alle drei von der oberſten Führung dieſes Kampfes, der 
Politik, als Teilgebiete abhängig. Immer aber iſt das Schickſal des 
Ganzen das Schickſal auch der Teile und niemals kann ein Teil als wichtiger 
gelten als die Geſamtheit. So ſieht denn der Nationalſozialismus den Staat als 
die Form der Organifation der Volksgeſamtheit. Wichtiger aber 
als die Form iſt auch hier der Inhalt, das deutſche Volk. Das deutſche 
Volk, dem allein die Arbeit und der Kampf des Nationalſozialismus gilt, deſſen 
geſamte Lebensäußerungen auf allen Gebieten den Schutz eines kraftvollen national- 
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ſozialiſtiſchen Staates finden ſollen und das entſprechend den Grundſätzen der neuen 
deutſchen Weltanſchauung in einer neuen organiſchen Ordnung ſeine Kraft 
wiederfinden muß. 8 


Organische Gliederung 


Ein Hauptweſenszug des Nationalſozialismus ift feine lebensvolle, 
organiſche Betrachtungsweiſe. Er ſtellt gerade damit ebenſoſehr die 
Ablöſung jeder mechaniſtiſchen Anſchauung dar, wie er überhaupt dem Materia- 
lismus einer vergangenen Zeit feinen realen Idealismus entgegenſetzt. 
Aus dieſer Betrachtungsweiſe heraus war für die Bewegung von jeher das deutſche 
Volk, die Nation, nicht ein Haufen von 65 Millionen Einzelnen, die zufällig auf 
demſelben Territorium wohnten, ſondern ſie ſah darin einen lebendigen, im 
Laufe einer tauſendjährigen Geſchichte gewachſenen und in ſteter Entwicklung 
befindlichen Körper. Damit aber war es klar, daß auch dieſer Körper, wie jeder 
andere, zwar eine Einheit bildet, aber eine finnvoll gegliederte 
Einheit. Denn es iſt eben das Weſen jedes Körpers, daß er aus Gliedern, 
Organen beſteht, von denen jedes im Rahmen des Ganzen eine beftimmte 
Aufgabe zu erfüllen hat. Eine Aufgabe, die gerade für dieſes Organ die 
naturgegebene iſt, von deren richtiger Erfüllung demnach nicht nur das Gedeihen 
eben dieſes Organs, ſondern damit gleichzeitig das Leben des geſamten Körpers 
abhängig iſt. Für dieſe einfachen Gedankengänge, deren Richtigkeit eben in ihrer 
Einfachheit begründet iſt, galt es nun auch eine Verwirklichung, d. h. letzten Endes 
eine organiſatoriſche Geſtaltung als Weg zu einem großen Ziel ins 
Auge zu faſſen. 

Wenn deshalb ſchon das nationalſozialiſtiſche Parteiprogramm 
rein organiſatoriſch für dieſes Gebiet eine Richtlinie enthält, ſo kommt es darauf an, 
den Zweck jeder derartigen organiſatoriſchen Verwirklichung mit reſtloſer Klarheit 
aufzuzeigen. Denn aus dieſem Zweck ergibt ſich dann zwingend die Richtung und 
der Weg, die zu feiner Erreichung eingeſchlagen werden müſſen. Es war die ge⸗ 
ſchichtliche Sendung der nationalfozialiſtiſchen Bewegung, das deutſche Volk, das 
in Klaſſen und Intereſſentenhaufen zerfallen war, wieder zu einer Ein- 
heit zuſammenzuführen. Es galt, die ſchon im Namen der neuen Bewegung ange⸗ 
deutete Syntheſe von Nationalismus und Sozialismus zu verwirk⸗ 
lichen. Dieſes gewaltige Ziel erreichbar zu machen und den 
damit gewonnenen Sieg für alle Zeiten zu halten, iſt der 
Zweck jener neuen Ordnung, die die Partei von jeher 
forderte. Es kommt darauf an, an Stelle von Klaſſenkampf den Geiſt der 
Gemeinſchaft zu ſetzen und an Stelle eines liberaliſtiſchen Chaos eine den 
Aufgaben entſprechende organiſche Ordnung. Die Zuſammenarbeit 
zwiſchen allen Schichten, Berufen und Wirtſchaftszweigen der Nation, gegründet 
auf die gegenſeitige Überzeugung von der Notwendigkeit des anderen für die Ge— 
ſamtheit iſt die Vorausſetzung dafür, daß an Stelle eines Chaos von durcheinander⸗ 
gehenden großen und kleinen Intereſſen der einzelnen oder der Gruppen, die 
Führung nach den Notwendigkeiten der Volksgeſamtheit erfolgen kann. 


Damit iſt es klar, daß der Ständiſche Aufbau als Verwirklichung einer neuen 
naturgemäßen Ordnung nicht die Form des Staates zum Objekt hat. Nicht der 
nationalſozialiſtiſche Staat ſoll zu einem „Ständeſtaat“ irgendwelcher Art entwickelt 
werden. Er ſoll weder der Staat einzelner autonomer Stände mit ſelbſt ſtaatsähn⸗ 
lichem Weſen ſein, noch kann er lediglich die Dachorganiſation ſtändiſcher Gebilde 
darſtellen. Denn das Ziel des nationalſozialiſtiſchen Kampfes war und bleibt ein 
Staat, der alleiniger Träger aller ſtaatlichen Hoheitsrechte iſt. 


Ebenſowenig aber ſoll durch den Ständiſchen Aufbau nur eine neue Ordnung der 
deutſchen Wirtſchaft an ſich verwirklicht werden. Keinesfalls können alſo Zu- 
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ſammenſchlüſſe wirtſchaftlicher Art, ſeien es nun kartellähnliche Vereinigungen oder 
Zuſammenſchlüſſe beſtimmter Wirtſchaftsgruppen für andere Aufgaben, wie ſie ja 
auch die frühere Zeit ſchon hervorgebracht hat, als das angeſehen werden, was der 
Nationalſozialismus mit ſeinem Programmpunkte erreichen will. 

Nicht der Staat alſo und nicht die Wirtſchaft follen im Ständiſchen 
Aufbau in eine neue Form gebracht werden, ſondern das deut ſche Volk ſoll 
auch organiſatoriſch fo erfaßt werden, wie es feiner natürlichen Gliedhaf⸗ 
tigkeit entſpricht und wie es die Erreichung der nationalſozialiſtiſchen Ziele er- 
forderlich macht. Denn es iſt kein Zweifel: der Klaſſenkampf und der Geiſt des 
liberaliſtiſchen Chaos, ſie herrſchten weder im Apparat des Staates, noch in der 
Wirtſchaft an ſich, ſondern das deutſche Volk als ſolches war ihnen zum Opfer 
gefallen. Deshalb iſt es notwendig, dieſe Schäden auf dem Felde zu Vence auf 
dem ſie gewachſen waren. 

Die Zuſammenführung aller ſchaffenden deutſchen Volksgenoſſen auf dem 
Gebiete ihres täglichen Lebenskampfes ift deshalb das erſte grund- 
ſätzliche Erfordernis. Das Wiſſen um die gemeinſame Aufgabe aller auf 
einem Wirtſchaftsgebiet ſchaffenden Menſchen, vom Generaldirektor bis zum Hilfs- 
arbeiter, mußte den Menſchen wieder vermittelt werden, um ein ſtärkeres Binde⸗ 
mittel zu gewinnen als die nur egoiſtiſchen Gedankengänge klaſſenmäßiger Zuſam⸗ 
mengehörigkeit. Dieſe Art der gemeinſamen Erfaſſung aller auf einem Wirtſchafts⸗ 
gebiete tätigen Volksgenoſſen bringt ohne weiteres auch die Abgrenzung wirt ⸗ 
ſchaftlich bedeutungsvoller Gruppen mit ſich. Die Gliederung nach dieſen Grund- 
ſätzen enthält innerhalb jeder Gruppe ſämtliche im Volke an ſich vorhandenen 
Wertſchichten. Die Gefahren einer Zerſpaltung des Volkskörpers in Stände 
als Gruppen einer verſchiedenen Bewertung der einzelnen Volksgenoſſen 
iſt damit von vornherein unmöglich geworden. 

Wenn ein ganzes Volk in eine Ordnung, die dem Aufgabenbereiche der einzelnen 
Gruppen entſpricht, gebracht werden ſoll, ſo iſt es klar, daß an ſich jede dieſer 
Gruppen Träger von Aufgaben der verſchiedenſten Arten iſt. Denn gerade 
hier ſpiegelt ſich die Mannigfaltigkeit des Lebens wider, das an ein und dieſelbe 
Gruppe eben nicht nur auch ein und dieſelbe Aufgabe ſtellt. Gerade ihrem inneren 
Werte nach werden Aufgabenbereiche zu unterſcheiden fein, die infolge ihrer grund⸗ 
ſätzlich verſchiedenen Erforderniſſe ohne weiteres auch die Bearbeitung durch ver ⸗ 
ſchiedenartige Menſchen notwendig machen. Es iſt ohne weiteres deutlich, 
daß beiſpielsweiſe die Löſung wirt fchaftlicher Probleme für genau dieſelbe 
Gruppe notwendig werden kann, die ebenſo etwa für die Durchführung einer richtigen 
wirtſchaftlichen Schulung in Frage kommt. Erweckung einer Berufs 
ehre wird ohne weiteres eine Aufgabe für diejenige Gruppe ſein, die gleichzeitig 
auch die berufliche Fachausbildung zu übernehmen hat. And ſo mannigfaltig 
die Aufgaben find, jo viele Menſchen mit verſchiedenen, gerade für das eine 
oder andere Gebiet geeigneten Anlagen werden dazu auch nötig ſein. Allein dieſe 
naturgegebene Verſchiedenheit der Aufgabe darf unter keinen Amſtänden dazu führen, 
daß ihr zuliebe die Einheitlichkeit der Or ganiſation aufgegeben wird. Denn 
die Einheitlichkeit der Organiſation iſt letzten Endes das 
Anterpfand dafür, daß der geſamte Apparat mit allen feinen 
Aufgabengebieten nach einem Willen und damit erſt erfolg 
reich eingeſetzt werden kann. Deshalb kann es niemals die Grundlage 
einer organiſchen Ordnung ſein, für jeden einzelnen Bereich auch eine für 
ſich ſelbſt beſtehende Organiſation zu ſchaffen — eine Organiſation, die ohne 
wirklichen Zuſammenhang mit anderen Gebilden ausſchließlich für eine beſtimmte 
Aufgabe da ſein ſoll. Es iſt deshalb kein Zweifel, daß etwa bei einer grundſätzlichen 
Teilung nach den Begriffen Körper, Seele und Geiſt keinesfalls nun auch 
nach dieſer Formel drei verſchiedene beſondere Organiſationen aufgebaut werden 
können. Denn ſelbſt wenn man in den rein wirtſchaſtlichen Vorgängen ſymboliſch 
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den Körper ſieht, in der Seele die weltanſchaulichen und charakterlichen Werte 
und im Geiſte das Wiſſen und die Fachkenntniſſe des einzelnen, ſo iſt es doch völlig 
undenkbar, jeden einzelnen Menſchen nun auch durch drei verſchiedene 
Organiſationen erfaſſen zu wollen. Daß dieſe dreifache Erfaſſung nach dieſer 
Anſicht ohne weiteres notwendig wäre, ergibt ſich zwangsläufig daraus, daß eben bei 
jedem Menſchen dieſe drei Sphären grundſätzlich vorhanden find. Trotz der Tatſache, 
daß jedes dieſer drei Gebiete an ſich ein eigenes Geſicht trägt, läßt ſich doch ihre 
innere Zuſammengehörigkeit und untrennbare Verbundenheit keinesfalls 
überſehen. Die praktiſche Folge einer dreifachen Organiſierung müßte auf jeden Fall 
eine Kolliſion der Pflichten zwiſchen dieſen einzelnen Gebieten für jeden hervorrufen. 
Das Ergebnis dieſer Kolliſion könnte aber zwangsläufig nur eine Intereſſeloſigkeit 
gegen alle drei oder die einſeitige Zuwendung und damit einſeitige Ausbildung des 
Opfers einer derartigen Organiſationskunſt mit ſich bringen. Daraus geht hervor, 
daß der geſamte Aufbau einer organiſchen Ordnung zwar die verſchiedenſten 
Aufgaben zu erfüllen geeignet fein muß, organiſatoriſch jedoch eine gewaltige 
Einheit mit Organen für jede einzelne Aufgabe darſtellt. Nur ſo kann ein 
Ständiſcher Aufbau genau wie andere große Organiſationen, etwa der 
Staat, für jedes einzelne Gebiet in ſeinem Rahmen die Menſchen bereitſtellen, die 
ihren Fähigkeiten nach für die Löſung gerade dieſer Probleme die ge⸗ 
eignetſten find. 


Die ſtändiſche Ordnung des Mitteialters | 

Die Bezeichnung Stand und der Begriff einer ſtändiſchen Ordnung find geeignet, 
Erinnerungen an eine vergangene Zeit zu erwecken. Anwillkürlich denkt man dabei an 
jene Reichsſtände und Landſtände, deren Beſtrebungen mit und gegen 
ihren jeweiligen Gebietsherrn in der deutſchen Geſchichte einen ſehr großen Raum 
einnehmen. Auch der Gedanke an jene Gebilde wird bei dieſer rückblickenden 
Betrachtung erneut lebendig, in denen die damalige Wirtſchaft ihre Organiſations⸗ 
formen gefunden hatte. Die Zünfte, in denen außer der Landwirtſchaft als einem 
an ſich von dieſer Art der Ordnung ausgenommenen Gebiet das Gewerbe mit ſeinen 
einzelnen Gruppen zuſammengefaßt war, ſind die eigentlichen organiſatoriſchen Er⸗ 
ſcheinungsformen dieſes Zeitalters. 

Es iſt nicht verwunderlich, daß eben dieſe Erinnerungen jedem modernen Streben 
nach ſtändiſcher Ordnung den Vorwurf oder wenigſtens den Verdacht eintragen, eben 
für die heutige Zeit unpaſſend zu ſein, den Gegebenheiten unſerer Tage nicht mehr zu 
entſprechen und ein Zurück zum Mittelalter zu bedeuten. Es iſt deshalb notwendig, 
ſich das Weſen und die Wirkungsweiſe jener Organiſationen einer früheren Zeit 
klarzumachen, um mit dieſer gewonnenen Erkenntnis einen Vergleich zu dem, was 
in unſerer Zeit unter ähnlichem Namen geplant iſt, ziehen zu können. 


Das Weſen der mittelalterlichen Stände beſtand zunächſt ſtaatsrechtlich geſehen 
darin, daß fie kraft eigenen Rechtes beſtanden und wirkten. Sie leiteten ihre 
Vollmachten von niemandem ab, betrachteten ſich infolgedeſſen auch nicht etwa einer 
Zentralgewalt politiſch verantwortlich, ſondern befanden ſich im Gegenteil meiſt im 
Kampfe mit der ſtaatlichen Macht. Dieſe Stellung, kraft eigenen Rechts, war nur 
denkbar als Folge einer Gliederung nach Geburtsſtänden, der Adel, die 
Geiſtlichkeit, das Bürgertum, ſie waren jene Stände, in denen nicht 
die individuellen Merkmale beruflicher oder wirtſchaftlicher Art des 
einzelnen, ſondern die einer ganzen Schicht des Volkes an ſich zugebilligte gejell- 
ſchaftliche Stellung maßgebend war. Darin lag auch begründet, daß dieſe 
Stände ebenſo wie das als Stand an ſich nicht in Erſcheinung tretende Bauerntum 
zueinander nicht etwa auf einer Ebene nebeneinander ſtanden, ſondern daß ſie ſich 
in einem ganz beſtimmten Wert verhältnis, das allerdings im Laufe der Zeit 
ſtarken Veränderungen unterworfen war, bewegten. So waren die Reichs und 
Landſtände des Mittelalters nicht Gebilde, die nach wirtſchaftlichen oder ſozial⸗ 


8 Frauendorfer 


politiſchen Zwecken errichtet und geführt wurden, ſondern fie waren die Zuſammen⸗ 
faſſung beſtimmter Volksſchichten zu ihrer Vertretung untereinander, vor allem 
aber zur gemeinſamen Vertretung des Volkes gegenüber den einzelnen abſoluten 
Landesherren. 


Dieſe kurze Betrachtung ſchon zeigt, daß die Zeit von damals mit dem Gedanken 
einer ſtändiſchen Ordnung für unſere Zeit gerade in der Frage der Stände nichts 
gemein hat, es ſei denn den Namen Stand. 


Auch die Zünfte des Mittelalters können nur bedingt zum Vergleich mit einer 
möglichen Ordnung von heute herangezogen werden. Es erübrigt ſich hier, auf die 
Fundierung dieſer Zünfte im geſamten Denken dieſes Mittelalters näher einzugehen, 
es genügt darauf hinzuweiſen, daß ſich dieſe geſamte Zunftordnung entſprechend dem 
Stand der damaligen gewerblichen Entwicklung ſo gut wie ausſchließlich auf den 
Bereich wirtſchaftlicher Betätigung beſchränkte, die wir heute als Handwerk 
bezeichnen. Es iſt dabei kein Zweifel, daß ſich in der Tätigkeit dieſer Zünfte wohl 
Parallelen zu dem ziehen laſſen, was ſtändiſche Gebilde unſerer Zeit ebenfalls zu 
ihren Aufgaben zählen müſſen. Denn es iſt klar, daß die Herausbildung eines 
Berufsethos, heute wie zu jener Zeit, ebenſoſehr eine der Aufgaben iſt, die der- 
artige Zuſammenſchlüſſe erfüllen müſſen, wie z. B. die Fürſorge für die Standes- 
genoſſen, eine ſtändiſche Gerichtsbarkeit und ähnliche Dinge. Daß es 
möglich iſt, aus der Entwicklung dieſer Einrichtungen für entſprechendes unſerer 
Tage zu lernen, wird dann ſofort klar, wenn man bedenkt, daß ſchon damals eine zu 
weitgehende Ausſchaltung der Konkurrenz durch die Einſetzung von dem Zunft ⸗ 
zwang in dieſer Hinſicht nicht unterworſenen „Freimeiſtern“ entgegengetreten 
wurde. 


Dieſer kurze Rückblick auf die ſtändiſche Ordnung des Mittelalters zeigt, 
daß die Befürchtung, ein ſtändiſcher Aufbau nationalſozialiſtiſcher Art könnte einen 
Rückſchritt bedeuten, völlig unbegründet iſt, denn gerade durch dieſe Aberlegung 
wird die alte nationalſozialiſtiſche Erkenntnis, daß das Nad der Geſchichte nicht zu⸗ 
rückgedreht werden kann und nicht zurückgedreht werden ſoll, auch hier beſtätigt. 
Die Notwendigkeit, jeder Zeit entſprechend ihren Gedanken auch ihre orga⸗ 
niſatoriſchen Formen zu geben, findet eine erneute Begründung. 


Wictjchaftsuerbände und Berufsverbände 

Die zur Erreichung höchſter politiſcher Ziele notwendige Gliederung kann nur nach 
einheitlichen organiſatoriſchen Geſichtspunkten vorgenommen 
werden. Je differenzierter an ſich die zu gliedernde Materie ſich darſtellt, deſto 
ſtrenger gilt es dieſe Grundſätze für alle Teile einzuhalten. Denn ſie verbürgen gerade 
wegen der durch das Leben bedingten Verſchiedenheit der einzelnen Glieder des 
Volkskörpers jene Einheit, die allein einen einheitlichen Einſatz dieſes 
Inſtrumentes gewährleiſtet. Aber auch ſchon daraus, daß zur Erreichung jener 
höchſten politiſchen Ziele nur ein ganz beſtimmter organiſatoriſcher Weg führen 
kann, ergibt ſich mit zwingender Notwendigkeit, daß dieſer Weg dann aber auch für 
alle gemeinſam richtig ſein und damit eingeſchlagen werden muß. 


Es iſt kein Zweifel, daß jedes Volk bei näherer Betrachtung nach den verſchiedenſten 
Merkmalen gegliedert werden kann. Eine Zerſpaltung in Klaſſen, die etwa nach 
Beſitz oder Bildung abgegrenzt ſind, iſt ebenſo denkbar, wie eine Aufteilung nach 
körperlichen, charakterlichen oder anderen Merkmalen, eine Gliederung einer Volks- 
geſamtheit nach dem vom einzelnen erlernten Beruf iſt ſtatiſtiſch nicht ſchwieriger als 
eine Gliederung nach in beſtimmten Zweigen der Volkswirtſchaft beſchäftigten 
Menſchen. Gerade dieſe beiden letzten Kriterien waren bis in die letzte Zeit hinein 
der Anlaß zu tiefgehenden Meinungsverſchiedenheiten. Denn während die einen im 
Berufsverband das Heil erblickten, glaubten die anderen, daß nur die Bildung 
von Induſtrie⸗ oder Wirtſchaftsverbänden ſachlich gerechtfertigt fei. 
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Wie ſchon erwähnt, ift der Grundſatz, jede Organifation einzig und allein nach 
dem Maße der Möglichkeit zu beurteilen, ein geſtecktes Ziel mit eben dieſer Organi- 
ſation auch erreichen zu können. Von dieſer Zielſetzung alſo iſt auszugehen bei 
der Entſcheidung der Frage Berufsverband oder Wirtſchaftsverband. 


Wenn die beiden großen Ziele, die der Nationalſozialismus durch den Ständiſchen 
Aufbau erreichen will, Aber windung jeden Klaſſenkampfes und Er- 
möglichung einer Führung der in den einzelnen Gruppen enthaltenen 
Menſchen find, fo iſt zunächſt die Frage zu prüfen, inwieweit das erſte dieſer beiden 
Ziele durch die eine oder andere Art der Organiſation erreicht werden kann. Das 
Weſen des Berufsverbandes liegt darin, daß in ihm Menſchen mit den 
gleichen beruflichen, d. h. fachlichen Kenntniſſen zuſammengeſchloſſen 
ſind. Es iſt ohne weiteres deutlich, daß in dem Augenblick, in dem man alle Menſchen 
einer beſtimmten techniſchen Funktion zuſammenſchließt, ein Gebilde entſtehen muß, 
das durch alle Gruppen und Wirtſchaftszweige hindurchgeht. Ein Verband beiſpiels⸗ 
weiſe, der alle deutſchen Schloſſer zu Mitgliedern hat, hat damit nicht nur diejenigen, 
die ſelbſtändige Handwerker ſind, ſondern auch die Schloſſer erfaßt, die in der Metall. 
induſtrie, im Bergbau, im Schifſbau, in der Landwirtſchaft oder ſonſt irgendwo in 
der deutſchen Volkswirtſchaft dieſen Beruf ausüben. Zweifellos iſt ein derartiger 
Zuſammenſchluß für die Erfüllung beſtimmter Aufgaben außerordentlich wichtig. 
Eine gemeinſame Berufsſchulung, unterſtützt durch die Vermittlung der Er- 
fahrungen der verſchiedenen Gebiete, die Schaffung eines Berufsethos und 
ähnliche gerade heute fo unendlich wichtige Aufgaben, werden zweifellos eine Zu- 
ſammenfaſſung aller im ſelben Berufe tätigen Menſchen rechtfertigen. Trotzdem kann 
als grundſätzliches Organiſationsprinzip die Zuſammenfaſſung nach Berufen allein 
in dem Augenblick nicht mehr genügen, in dem es gilt, durch neue Ordnung in 
erſter Linie ſozialpolitiſche Ziele zu verfolgen. Denn wenn die ſtändiſche 
Ordnung das Inſtrument fein ſoll, jeden Klaſſenkampf durch Zuſammen⸗ 
führung derjenigen Menſchen unmöglich zu machen, die bisher in feindliche 
Klaſſen getrennt waren, jo iſt es eine zwingende Notwendigkeit, Bereiche zu erfaſſen, 
in denen ſolche feindſeligen Gruppen beſtanden. Denn der Klaſſenkampf tobte ja nicht 
zwiſchen den einzelnen Berufen unſeres Volkes, etwa zwiſchen den Mechanikern 
auf der einen und den Buchdruckern auf der andern Seite, ſondern innerhalb der 
einzelnen Wirtſchaftszweige waren die dort Tätigen in ſoziale Gruppen, 
in Klaſſen geſpalten. Deswegen iſt es das grundſätzlichſte Erfordernis, dieſe Volks. 
genoſſen auch bewußt für dieſen Wirtſchaftszweig, für den ſie ſchaffen 
und von dem fie leben, zuſammenzuſchließen. Jeder ſchaffende Deutſche, der bei- 
ſpielsweiſe in der Textilinduſtrie arbeitet, ſieht deshalb im Sinne der nationalfoziali- 
ſtiſchen Neuordnung ſeine wirtſchaftspolitiſche Zugehörigkeit vom Generaldirektor bis 
zum Hilfsarbeiter bei der ſtändiſchen Gruppe als gegeben an, die eben dem Begriff 
Textilinduſtrie entſpricht und einen Teil der geſamten organiſatoriſch erfaßten 
Induſtrie bildet. Dadurch allein iſt in Wirklichkeit eine Zuſammenführung 
der früher einzeln organiſierten Gruppen möglich, dadurch allein iſt jenes gegen- 
ſeitige Kennenlernen gewährleiſtet, das die Vorausſetzung für die notwendige Ver⸗ 
ſtändigung bildet. Dieſe Gliederung nach Wirtſchaftszweigen iſt 
demnach als Grundprinzip der ſtändiſchen Ordnung zu be ⸗ 
trachten. Erſt von dieſer feſten Baſis aus kann nun daran gegangen werden, zu 
prüfen, inwieweit außerdem Zuſammenfaſſungen nach beruflichen oder ſozi⸗ 
alen Gruppen notwendig ſind. Grundſatz muß dabei jedoch ſtets bleiben, daß 
Berufszufammengehörigkeit oder Zugehörigkeit zu den einzelnen Erwerbsſormen 
(Unternehmer, Angeſtellter, Arbeiter) erſt eine zuſätzliche Organiſation für 
beſtimmte Zwecke ſein können. 


Dieſe aus den Zielen der ſtändiſchen Ordnung mit e Notwendigkeit 
folgende Grundlage wird ihre Ergänzung durch einen regionalen Aufbau 
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finden müſſen. Allein dadurch, daß fachlich durch die Verwirklichung der ziel ⸗ 
beſtimmten Formen die Menſchen einzelner Wirtſchaftszweige erfaßt werden, iſt es 
ſchon bedingt, daß eo ipso durch eine derartige Zuſammenfaſſung gleichzeitig auch 
Gruppen abgegrenzt ſind, die darüber hinaus auch rein wirtſchaftlich von 
höchſter Bedeutung ſind. Daß dieſe wirtſchaftliche Bedeutung aber für die Art der 
Organiſation nicht allein entſcheidend ſein kann, geht daraus hervor, daß es darauf 
ankommt, jene großen durch die gemeinfame Lebensform verbundenen Gruppen 
unſeres Volkes, z. B. das deutſche Bauerntum oder das Handwerk, bewußt im Hin- 
blick auf Ziele zu erfaſſen, die allein für dieſe großen Bereiche Gültigkeit beſitzen. 
Trotzdem wird ſich durch wirtſchaſtliche Gruppen, die infolge der Anter. 
gliederung jener großen Gebiete entſtehen, die Bildung von Vereichen ergeben, die 
auch rein wirtſchaftlich klar abgegrenzt ſind und damit als taktiſche Einheiten 
für die Wirtſchaftspolitik der Führung der Nation zur Verfügung ſtehen. Es ſei hier 
nur angedeutet, daß wirtſchaftlich geſehen als Organiſationskriterien Begriffe wie 
Nahrung, Wohnung und Kleidung deswegen auf keinen Fall eine klare Organiſation 
ermöglichen können, da die Stofſe, die auf den einzelnen Gebieten Verwendung 
finden, auf den verſchiedenſten Stufen des Produktionszweiges die Zugehörigkeit 
zur einen oder anderen Gruppe wechſeln müßten oder mehreren gleichzeitig ange⸗ 
hören. Denn wenn beiſpielsweiſe aus Holz nicht nur Dachſtühle, Möbel und 
andere zum Begriff Wohnen gehörende Gegenſtände gefertigt, ſondern ebenſogut 
zum Beiſpiel Papier, Bekleidungs ſtoffe oder vielleicht ſogar Nahrungs⸗ 
mittel hergeſtellt werden können, ſo geht daraus hervor, daß, und dies trifft nahezu 
für alle Rohſtoffe zu, aus dieſen Grundſtoffen eben die verſchiedenſten Dinge ent⸗ 
ſtehen können, daß der einzelne Stoff, je niedriger die Produktionsſtufe iſt, immer 
vieldeutiger wird, und daß damit von vornherein eine Einteilung nach den 
obengenannten menſchlichen Bedürfniſſen unmöglich iſt. 


Regionale Gliederung 

Es ift ſelbſtverſtändlich, daß eine Neugliederung des deutſchen Volkskörpers ſich nicht 
nur in Zentralverbänden für das geſamte Reich und nach den Grundſätzen 
der fachlichen Zuſammengehörigkeit, ſondern ebenfalls nach gebietlichen, regionalen 
Geſichtspunkten darſtellen muß. Die Frage, welche gebietlichen Bereiche dieſer 
regionalen Einteilung zugrunde zu legen ſind, kann an ſich nur eindeutig beantwortet 
werden. Es war ein gerade in Deutſchland jahrzehntelang äußerſt unangenehm 
empfundener Mißſtand, daß zahlreiche gebietliche Gliederungen ſich überſchnitten und 
ſehr oft zwangsläufig überſchneiden mußten. Gebiete der allgemeinen ſtaatlichen 
Verwaltung, Militärbezirke, Gerichtsbezirke, kirchliche Grenzen, wirtſchaftspolitiſche 
Bereiche und nicht zuletzt die gebietliche Einteilung der NSDAP. ſtanden oft nicht 
in der notwendigen Abereinſtimmung. Schon die daraus entſtehenden Schwierigkeiten 
wären Veranlaſſung genug, für den Ständiſchen Aufbau grundſätzlich die 
Anlehnung an die wichtigſte Gebietseinteilung durchzuführen. Nach der Herſtellung 
der Einheit der Grenzen von Partei und Staat kann es keinem Zweifel 
mehr unterliegen, an welche gebietliche Gliederung die ſtändiſche Ordnung anzu- 
gleichen iſt. 

Abgeſehen von dieſen techniſchen Erforderniſſen zwingt hierzu jedoch auch noch ein 
anderer Grund. Im Ständiſchen Aufbau fol die organiſierte Volks- 
gemeinſchaft ihre Verwirklichung finden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe 
Gemeinſchaft der politiſchen Führung des jeweiligen Bereiches unterſteht 
und nur in der Hand dieſer politiſchen Führung ein wirkungsvolles Inſtrument dar- 
ſtellen kann. Auch aus dieſem Grunde hat ſich der Ständiſche Aufbau analog dem 
regionalen Aufbau des Staates zu geſtalten. Es bedarf kaum der Erwähnung, daß 
für jeden dieſer Bereiche dann auch die notwendige Zuſammenfaſſung in Wirtſchafts. 
kammern bzw. in Wirtſchaftsräten zu erfolgen hat. 
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Da die ſtändiſche Neuordnung im Sinne des Programms der NSDAP. ein wefent- 
licher Beſtandteil der Verfaſſung des Dritten Reiches iſt, kann natürlich erſt dann 
an ihre endgültige gebietliche Gliederung gegangen werden, wenn der Neuaufbau 
des Reiches verwaltungsmäßig und gebietlich feſtgelegt iſt. 


Durch eine derartige, ihrem Weſen nach zuſammengehörige fachliche und gebietliche 
Gliederung wird es nicht nur möglich ſein, beſtimmten ſachlichen Aufgaben gerecht zu 
werden, ſondern die ſtändiſchen Organe werden ebenſoſehr in der Lage fein, den Not- 
wendigkeiten eines beſtimmten kleineren oder größeren Bezirkes in dervorragendem 
Maße Rechnung zu tragen. 


Ständilche Aufgaben 


Das Weſen jeder ſtändiſchen Gliederung liegt im Begriff der Selbft- 
verwaltung. Gerade fie iſt in wohlausgeglichenem Maße fo recht die Verwirk⸗ 
lichung jeder organiſchen Betrachtungsweiſe. Dieſe Selbſtverwaltung ſchließt es 
nicht aus, daß der ſtändiſche Aufbau in erſter Linie einen Weg von der Spitze der 
politiſchen Führung der Nation bis hinunter zum letzten ſchaffenden Volksgenoſſen 
bildet, auf dem nicht nur die Befehle und Weiſungen der Führung unmittelbar bis 
in die letzte Selle übermittelt und durchgeſetzt werden können, ſondern auf dem eben- 
ſogut die Anliegen und Wünſche des einzelnen von unten nach oben gebracht 
werden können. 


Die in den ſtändiſchen Organiſationen erfaßten Volksgenoſſen werden durch dieſe 
Erfafjung wieder das Gefühl einer organiſchen Verbundenheit be ; 
kommen. Nicht mehr als verproletariſierter einzelner, ſondern als Glied einer 
Gemeinſchaft, in der jeder auf Grund feiner Leiſtung anerkannt und dement- 
ſprechend geſchützt iſt, wird der einzelne ſchaffende Menſch jener entſetzlichen Verein- 
ſamung wieder entgehen können, in die er durch liberaliſtiſche Bindungsloſigkeit oder 
marxiſtiſche Klaſſenorganiſationen gebracht worden war. Es muß gelingen, aus 
dieſen Zuſammenfaſſungen wirkliche Leiſtungsgemeinſchaften zu bilden, 
die auf der Grundlage einer für alle verbindlichen Arbeits ehre ſich als Arbeiter 
an einer gemeinſamen Aufgabe fühlen und fühlen können. Das große Mitein- 
ander des Nationalſozialismus iſt damit an die Stelle des Durcheinander und 
Gegeneinander einer vergangenen Zeit getreten. 


Es wurde ſchon feſtgeſtellt, daß die Schulung jeder Art eine beſonders wichtige 
Aufgabe für alle ſtändiſchen Gebilde darſtellt. Noch wichtiger aber als die fachliche 
Schulung oder die theoretiſche Erziehungsarbeit wird es immer ſein, die ſtändiſchen 
Organiſationen zu Trägern des nationalſozialiſtiſchen Geiſtes dadurch 
zu machen, daß ſie die Verwirklichung ſeiner Grundſätze garantieren. 


Der notwendige ſoziale Ausgleich zwiſchen Anternehmern, Angeſtellten und 
Arbeitern wird mit Hilfe der Organe des Ständiſchen Aufbaus möglich werden. Er 
wird in einer Form erfolgen können, die durch die gerechte Anerkennung der 
Leiſtung des einzelnen die Vorausſetzung ſchafft für die Erhaltung des 
Arbeitsfriedens zwiſchen den einzelnen Erwerbsformen. Daß dieſer Aus- 
gleich und die für ihn notwendige Vertretung der berechtigten Intereſſen aller Zetei- 
ligten auf keinen Fall zu klaſſenmäßigen Spaltungen führen kann, iſt dadurch erreicht, 
daß eben dieſe am Ausgleich Beteiligten ſofort wieder zu einer Einheit dadurch zu⸗ 
ſammengeführt werden, daß ſie die gemeinſamen Intereſſen ihrer geſamten 
Gruppe gegenüber den übrigen ſtändiſchen Gliederungen entſprechend vertreten 
können und müſſen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Bereiche für die Verein- 
barung der Geſamtarbeitsverträge die gegebenen ſind. 


Daß fo gewaltige Zuſammenſchlüſſe, wie fie die Organiſationen des ſtändiſchen Auf- 
baues darſtellen, auch in der Lage fein werden, für ihre Angehörigen Hilfsein - 
richtungen aller Art und größten Ausmaßes zu ſchaffen, bewieſen bereits die 
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Werke, die ſchon in vergangener Zeit durch weſentlich kleinere Gruppen geſchaffen 
werden konnten. 

Dieſe Betrachtungen über die wichtigſten Aufgabengebiete einer ſtändiſchen Ordnung 
zeigen ſo recht, welche ungeheuren Möglichkeiten durch ſie erreichbar werden. Durch 
Zuſammenfaſſung all der Kräfte, die bisher gegeneinander ſtanden 
oder in verſchiedener Richtung ſich auswirkten, wird es möglich fein, für die Volks- 
geſamtheit und damit für jeden einzelnen Erfolge gewaltigſter Art zu erzielen. 


Ständiſche Organilationen in Deutjchland 

Der Liberalismus vertrat an ſich auf allen Gebieten den Standpunkt einer 
völligen Bindungsloſigkeit. Durch das freie Spiel der Kräfte aller einzelnen 
ſollte nach ſeiner Anſicht am Ende eine ausgeglichene, harmoniſche Ordnung ſich 
ergeben. Die Entwicklung vieler Jahrzehnte zeigte jedoch nur zu deutlich, daß jedem 
Extrem ſchon die Reaktion gegen ſich ſelbſt innewohnt, und daß dieſe Reaktion mit 
um fo größerer Sicherheit und Schnelligkeit eintritt, als der Bogen in einer Richtung 
überſpannt wird. So war paradorerweife das Ergebnis eines liberaliſtiſchen Jahr- 
hunderts nicht etwa eine überwältigende Zahl harmoniſch aufeinander abgeſtellter 
Einzelweſen, ſondern das gerade Gegenteil. In zahlreichen Gruppierungen 
aller Art, in Klaſſen, Intereſſentenverbänden, Parteien und anderen Gebilden ſtanden 
ſich Stadt und Land, Arbeiter und Anternehmer, Produzenten und Konſumenten, 
Mieter und Vermieter, Gläubige und Gottloſe und alle nur erdenklichen anderen durch 
irgendein gemeinſames Intereſſe Verbundenen gegenüber. Auch rein wirtſchaftlich 
war dasſelbe zu beobachten. Die völlige Freiheit einer einſtigen Theorie war dem 
erbitterten Ringen zuſammengeballter wirtſchaftlicher Kräfte 
gewichen, und jene Kriege, die Truſts, Kartelle und ähnliche Einrichtungen um Gl, 
Kohle oder Eiſen miteinander führten, hatten gar oft mehr Einfluß auf den Gang 
der Weltpolitik als die Lebensnotwendigkeiten der einzelnen Völker. 


Wenn ſomit die Idee von der völligen Freiheit eine Anzahl in ihren Folgen 
verheerendſter Bindungen nach Intereſſengrundſätzen gebracht hatte, jo ent- 
ſtanden doch in Deutſchland auch zahlreiche Einrichtungen, die ohne weiteres als 
organiſch gewachſen und deshalb lebensberechtigt angeſehen werden können. Ins 
beſondere das ſchon im alten Deutſchland hochentwickelte Kam merweſen kann 
zum größten Teil als geſunder Verſuch zur Herbeiführung einer organiſchen Ordnung 
angeſehen werden. Induſtrie⸗ und Handelskammern, Bauernkammern, Gewerbe- 
kammern und andere konnten deshalb im Verhältnis zu den ihnen naturgemäß zur 
Verſügung ſtehenden Mitteln für ihre Gebiete nutzbringende Arbeit leiſten. Sie 
waren der gegebene Platz, um in unparteiiſcher Weiſe die Intereſſen einer 
Geſamtheit zu fördern, ſoweit es notwendig war, Abergriffe einzelner abzuſtellen und 
für eine Atmoſphäre zu ſorgen, die die Vorausſetzung für das Gedeihen dieſer Wirt- 
ſchaftszweige darſtellte. Der Staat hat die Arbeit dieſer Kammern auch ſehr bald 
dadurch anerkannt, daß er ihnen Aufgaben aus ſeinem Bereiche delegierte und ſie 
großenteils zu Körperſchaſten öffentlichen Rechtes erklärte. 

Trotz dieſer an ſich erfreulichen Ordnung konnte es natürlich nicht zweifelhaft fein, 
daß der nationalſozialiſtiſche Staat mit dieſen Einrichtungen nicht auskam. 
Sie waren und find ihrem Weſen nach nicht geeignet, ſchon jene Ordnung zu bilden, 
die der Nationalſozialismus anſtrebt. Sie konnten dies um ſo weniger ſein, als ſie 
ja notwendigerweiſe ihr ganzes Wirken auf die Eigenarten gerade des liberali- 
ſtiſchen Staates hatten abſtellen müſſen. So bildeten ſich nach der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Revolution zahlreiche Zuſammenfaſſungen zur Herbeiführung einer national⸗ 
ſozialiſtiſchen Ordnung in den einzelnen Gebieten. 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt der geſetzlich verankerte Reichs nährſtand. In 
ihm find nicht nur die Bauern in weiteſtem Sinne als Erzeuger der landwirt- 
ſchaftlichen Produkte, ſondern ebenfalls alle Bearbeiter und Verarbeiter dieſer Er- 
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zeugniſſe erfaßt. Der Reichsnährſtand unterſteht der Führung des Neichsminiſters 
für Ernährung und Landwirtſchaft. Der Minifter für Ernährung und Landwirtſchaft 
ift jedoch gleichzeitig der Reichs bauernführer. Es iſt beſonders wichtig, aus 
dieſen Tatſachen das Weſen des Reichsnährſtandes bzw. der Neichsbauernſchaft 
abzuleiten. Sicherlich genügt es nicht, dieſe gewaltige Organiſation als einen ein- 
heitlichen Stand entſprechend ihrem Namen Reichsnähr ſtand aufzufaſſen. Denn 
ſchon eine flüchtige Betrachtung der Aufgaben von Reichs nährſtand auf 
der einen Seite und Bauernſchaft auf der anderen läßt deutlich erkennen, daß 
hier zwei ihrem Weſen nach verſchiedene Gebilde organiſatoriſch zuſammen⸗ 
gefaßt find. Denn die Notwendigkeit, außer den Erzeugern auch noch die Bearbeiter 
und Verarbeiter landwirtſchaftlicher Produkte gemeinſam zu erfaſſen, findet ihre 
Begründung einzig und allein in der Abſicht, das geſamte Ernährungsweſen Deutſch . 
lands nach einheitlichen Geſichtspunkten auszurichten. Es iſt dies natürlicherweiſe 
zum großen Teil eine Angelegenheit der Marktregulierung und damit der 
Preisgeſtaltung. Wenn fomit der Reichsnährſtand als ſolcher in erſter Linie eine 
wirtſchaftspolitiſche Einrichtung iſt und ſein muß, ſo iſt dies grundſätzlich 
anders bei der deutſchen Bauernſchaft. Die Bauernſchaft als Zuſammenſaſſung aller 
Angehörigen einer beſtimmten Lebensform ſtellt in der Tat eine jener großen 
Gruppen unſeres Volkes dar, die wir als Stand bezeichnen. Denn ihre Mit- 
glieder find — und dies gilt beſonders für den Nationalſozialismus — nicht nur 
durch wirtſchaftliche Zuſammengehörigkeit, ſondern, was entſcheidend iſt, durch 
eine gemeinſame ethiſche Auffaſſung verbunden. Es iſt ganz klar, daß 
dieſe Gemeinſamkeit mit dem Bauernhof enden muß. 


Der Reichsnährſtand vereinigt die wirtſchaftliche und die ſozialpolitiſche Betreuung 
feiner Angehörigen. Er ſtellt deshalb die fortgeſchrittenſte Verwirklichung der 
ſtändiſchen Ordnung in Deutſchland dar. Entſprechend der Hauptabteilungen ſeiner 
Führung, Markt, Hof und Menſch, ſind durch ſeine Organiſation nicht nur ſeine Mit⸗ 
glieder auf allen Gebieten einer planmäßigen Ausrichtung fähig, ſondern auch für alle 
übrigen Volksgenoſſen ergeben ſich daraus wichtige Folgen. Denn ebenſo, wie im 
Neichsnährſtand durch die Erziehung nach dem Grundſatz der Anerkennung von Blut 
und Boden die Vorausſetzung für die Erhaltung des deutſchen Bauerntums geſchaffen 
wurde, ſo iſt durch ſeine wirtſchaftliche planvolle Führung die Ernährung unſeres 
Volkes aus eigener Scholle, ſoweit überhaupt möglich, geſichert. 


Durch Geſetz geregelt iſt ein weiterer großer Bereich deutſcher Wirtſchaft und 
Berufe durch die Organiſation der Reichskulturkammer. In der Reichs⸗ 
kulturkammer ſind wiederum in einzelnen Kammern jene Berufe und Betriebe 
erfaßt, die in unmittelbarer oder mittelbarer Beziehung zu den Aufgaben des Reichs 
miniſteriums für Volksaufklärung und Propaganda ſtehen, deſſen Miniſter gleich- 
zeitig der Präſident der Reichskulturkammer iſt. Entſprechend den 
einzelnen Gebieten wurden eine Reichspreſſekammer, Theaterkammer, Muſikkammer 
und andere Organe geſchaffen, für die Zwangsmitgliedſchaft aller derjenigen beſteht, 
die ſich auf dieſem Gebiet betätigen. Die Reichskulturkammer und alle ihre Anter⸗ 
gliederungen ſind Körperſchaften des öffentlichen Rechts. Es iſt kein Zweifel, daß 
gerade auf dem Gebiet, für das die Reichskulturkammer beſtimmt iſt, die Herbei- 
führung einer Ordnung durch die große Zahl der zu erfaſſenden Berufe und Wirt- 
ſchaftszweige außerordentlich ſchwierig iſt. Trotzdem iſt es gelungen, durch eine über 
ſichtliche und den Aufgaben entſprechende Organiſation eine Führungsmöglichkeit für 
alle deutſchen Kulturſchaffenden zu erreichen, die ihren planmäßigen Einſatz Hand in 
Hand mit einer nationalſozialiſtiſchen Erziehung ermöglicht. 

Im Vollzuge des „Geſetzes zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaues der deutſchen 
Wirtſchaft“ vom 27. 2. 1934 wurde die Organiſation der gewerblichen 
Wirtſchaft gebildet. In klarer fachlicher und gebietlicher Gliederung iſt hier der 
gewaltige Rahmen für die Erfaſſung jedes Betriebes geſchafſen. Sieben Reichs 
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gruppen, Induſtrie, Handel, Handwerk, Banken, Verſicherung, Energiewirtſchaft 
und Fremdenverkehr, wozu als Mitglied der Reichswirtſchaftskammer die Organi- 
ſation des deutſchen Verkehrsgewerbes kommt, bilden die oberſte fachliche Einteilung. 
In Verwirklichung des Prinzips der Gliederungen nach Wirtſchaftszweigen ſind dieſe 
Reichsgruppen wieder in Wirtſchaftsgruppen, Fachgruppen und Fach 
untergruppen gegliedert. Damit ift die Möglichkeit geſchaffen, obwohl in einem 
gewaltigen Aufbau die geſamte deutſche Wirtſchaft erfaßt iſt, jeden Betrieb ent⸗ 
ſprechend feinen Vorausſetzungen und im Rahmen feiner Sparte an die Geſamt⸗ 
heit heranführen und behandeln zu können. Es iſt die Reichsgruppe Handwerk der mit 
dieſer Bezeichnung in die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft aufgenommene 
Reichs ſtand des Deutſchen Handwerks. 


Neben die fachlichen Gliederungen der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft tritt 
die gebietliche mit ihren Organen. Die Spitze und Geſamtvertretung der 
Organiſation bildet die Reichs wirtſchaftskammer. Die Reichsgruppen, die 
Wirtſchaftskammer, die Induſtrie⸗ und Handelskammern, die Handwerkskammern 
und die Organiſation des Verkehrsgewerbes find die Mitglieder der Reichswirt⸗ 
ſchaftskammer. Als oberſtes Organ der wirtſchaftlichen Selbſtverwal⸗ 
tung bearbeitet dieſe diejenigen Angelegenheiten, die für ihre Mitglieder gemein- 
ſam find oder die ihr vom Neichswirtſchaftsminiſter übertragen werden. Dieſer 
ernennt den ehrenamtlichen Leiter der Reichswirtſchaftskammer und führt die Dienft- 
aufſicht über die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaſt. Entſprechend der Reichs⸗ 
wirtſchaftskammer wurde für jeden Landesarbeitsamtsbezirk eine Bezirkswirt ⸗ 
ſchaftskammer gebildet. Von beſonderer Wichtigkeit ſind als unterſte regionale 
Organe der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung die Snduftrie- und Handels 
kammern und Handwerkskammern. In ihnen findet die Wirtſchaft ihres 
Bereiches ſeit langer Zeit ſachkundigen Rat und ihren objektiven Ausdruck. 


So bildet die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft mit ihren fachlichen und 
gebietlichen Organen für den größten Teil der deutſchen Wirtſchaft jene ſtändiſche 
Selbſtverwaltung, die im Programm der NSDAP. gefordert wird. Es iſt von 
höchſter Bedeutung, daß damit für normale Zeiten und für ſolche höchſten An⸗ 
ſtrengungen ein planmäßiger Einſatz der wirtſchaftlichen Kräfte der Nation in 
Erzeugung und Verteilung ermöglicht wird. 

Von entſcheidender Bedeutung für die Wirtſchaft eines Volkes ift der allen Wirt- 
ſchaftszweigen gleichmäßig dienende Verkehr. Für ſeine planmäßige Entwicklung 
iſt von Staats wegen das Verkehrsminiſterium zuſtändig. Im Zuge der allgemeinen 
Neuordnung hat der Reichsverkehrsminiſter den geſamten deutſchen Verkehr organi- 
ſatoriſch zuſammengefaßt. Der Reichs verkehrsrat, deſſen Vorſitzender der 
Miniſter ſelbſt iſt, iſt die Spitzenkörperſchaft des geſamten Verkehrsweſens. In ihm 
ſind Vertreter aller Zweige des Verkehrs ſowie die Vertreter der den Verkehr 
nutzenden wirtſchaftlichen Gruppen vereinigt. Reichsbahn, Reichspoſt, Seeſchiffahrt, 
Binnenſchiffahrt und Kraftverkehr ſind jene großen Gruppen, in denen der Verkehr 
feiner Art nach auch organiſatoriſch im Reichs verkehrsrat und feinen Ver— 
bänden erfaßt wird. Daneben find als Verkehrs nutzer die Vertreter der 
Induſtrie, der Fremdenverkehrsverbände und anderer Gruppen als in erſter Linie 
an der Entwicklung und Ausgeſtaltung des Verkehrs Intereſſierte in den Reichsver. 
kehrsrat aufgenommen worden. Eine beſonders ſtraffe Führung durch das Mini 
ſterium als Organ des Staates iſt auf dem Gebiete des Verkehrs in höchſtem 
Maße gerechtfertigt. Denn der weitaus größte Anteil am geſamten Verkehr entfällt 
auf die ſtaatlichen Inſtitute der Reichsbahn und der Reichspoſt, deren Entwicklung 
und Tarifpolitik ſür alle anderen Gruppen von maßgebendſter Bedeutung iſt. 


Für die Aufgabe der Erneuerung des deutſchen Rechtes hat der Reichs rechts- 
führer alle mit dem Rechte verwurzelten Berufe zur Deutſchen Rechts 
front zuſammengeſchloſſen, deren Träger der Nationalſozialiſtiſche 
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Rechtswahrerbund iſt. Rechtsanwälte, Richter, alle Staatsbeamten mit 
juriſtiſcher Ausbildung, aber auch Volkswirtſchaftler und andere an ſich nicht 
juriſtiſche Berufe ſollen hier zuſammen jene große Gemeinde bilden, die für die Er- 
neuerung des deutſchen Rechtslebens nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen von 
Bedeutung iſt. Obwohl auch einige Berufe, die ſtrenggenommen keine juriſtiſchen 
ſind, dieſer Front angehören, iſt ſie doch ihrem Weſen nach ein ausgeſprochener 
Berufsverband Denn nicht die wirtſchaftliche Form der Betätigung 
des einzelnen iſt für die Zugehörigkeit maßgebend — der in der Induſtrie tätige 
Syndikus gehört ihr ebenſo an wie der als Richter tätige Beamte oder der Rechts⸗ 
anwalt als Vertreter eines freien Berufes —, ſondern das berufliche Wiſſen 
des einzelnen, alſo ſeine Ausbildung als Juriſt iſt entſcheidend. 


Auch auf dem Gebiete des Heilweſens hat die Entwicklung einen Zuſammen⸗ 
ſchluß großen Ausmaßes gebracht. Außer den Urzten, Zahnärzten, Dentiſten uſw. 
haben ſich auf dieſem Gebiete auch die Krankenpfleger, Apotheker und Drogiſten zu 
einer großen Gruppe aller der Vollsgeſundheit dienenden Berufe zuſammengeſchloſſen. 
Das Ziel, die Geſundheit des deutſchen Volkes zu erhalten und zu fördern, bat hier 
zu einem Zuſammenſchluß geführt, in dem ſich ſowohl rein berufliche als auch 
ſtändiſche Grundſätze erkennen laſſen. 


Eine Betrachtung der wichtigſten Zuſammenſchlüſſe, die für das Gebiet des Stän⸗ 
diſchen Aufbaues von Bedeutung find — Reihsnährftand, Reichs kultur 
kammer, Reichsſtand des deutſchen Handwerks, Organiſation 
der gewerblichen Wirtſchaft, Reichsverkehrsrat, Rechts 
front und Volksgeſundheit — zeigt, daß für alle Gruppen nicht ein und 
dieſelben Grundſätze der Organiſation maßgebend waren. Es iſt ſicher, daß jene 
neue Ordnung von fo gewaltigem Ausmaße, wie fie für eine Ordnung des deutſchen 
Bolkes notwendig fein muß, beſonders im Anfang zahlreiche Schwierigkeiten mit ſich 
bringen muß. Allein es iſt ebenfalls ſicher, daß ein gut Teil dieſer Schwierigkeiten, 
die meiſtens durch Aberſchneidungen der einzelnen Arbeitsgebiete und damit durch 
Kompetenzſchwierigkeiten hervorgerufen werden, durch einen Aufbau einheitlicher 
Prägung überwunden werden können. Schon aus dieſer Erwägung darf als ſicher 
angenommen werden, daß in Zukunft die Tendenz zur Anwendung allgemein 
verbindlicher Organiſationsprinzipien anhalten wird. 


Ne Deutiche Arbeitsfront 

Reben dieſen ſtändiſchen Organiſationen ſteht die Maſſenorganiſation der Deut- 
ſchen Arbeitsfront. In ihr find außer den früheren Gewerkſchaftsangehörigen 
Millionen deutſcher Volksgenoſſen zufammengeſchloſſen. Ihre erzieheriſche Be⸗ 
treuung iſt die Hauptaufgabe der Deutſchen Arbeitsfront als ein der NSDAP. ange- 
ſchloſſener Verband. Sie iſt gleichzeitig Trägerin der Gemeinſchaft „Kraft durch 
Freude“. 

Organiſatoriſch verwandelte fih die Deut ſche Arbeitsfront von der 
Dachorganiſation der einzelnen Verbände zunächſt in eine Zuſammenſaſſung in drei 
gewaltige Säulen, die Geſamtver bände der Arbeiter, der Ange 
ſtellten und der Anternehmer. Aus dieſem Abergangsſtadium heraus 
erfolgte dann die Auflöſung ſämtlicher Verbände, und nun begann mit den zu Ein ⸗ 
zelmitgliedern gewordenen Angehörigen der Aufbau einer neuen Organiſation. 
Die Deutſche Arbeitsfront wurde nunmehr regional nach dem Vorbild der 
NSDAP. in Blocks, Zellen, Ortsgruppen, Kreiſe und Gaue gegliedert. Darüber 
hinaus wurde urſprünglich der Landesarbeitsamtsbezirk infolge feiner wirtſchafts⸗ 
politiſchen Bedeutung den Bezirken der Deutſchen Arbeitsfront zugrunde gelegt. 
So war dem Erfordernis einer regionalen Gliederung Genüge getan. 

Die fachliche Gliederung der Deutſchen Arbeitsfront erfolgte dadurch, 
daß dieſe in 18 Reichs fachämter gegliedert wurde. Nahrung und Genuß, 
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Textil, Bau, Metall, Chemie, Handel, Handwerk und ähnliche Gruppen erfaſſen im 
Rahmen der Deutſchen Arbeitsfront alle auf dieſen Gebieten tätigen Volks⸗ 
genoſſen. 

Damit iſt in der Deutſchen Arbeitsfront die regionale wie die fachliche 
Gliederung grundſätzlich feftgelegt. Die gebietlichen Führer der Deutſchen Arbeits- 
front, Ortsgruppenwalter, Kreis und Gauwalter find für die Führung der Deutſchen 
Arbeitsfront in ihrem Gebiet verantwortlich. Die Reichs fachämter haben 
Aufgaben zu erfüllen, die im Rahmen der Aufgaben der Deutſchen Arbeitsfront 
auf den von ihnen erfaßten Wirtſchaftszweig abgeſtellt find. Sie haben eine Führung 
und Ausgeſtaltung der einzelnen Betriebe anzuſtreben, die eine dauernde Zu⸗ 
ſammenarbeit von Betriebsführer und Gefolgſchaft infolge ihrer ſozialen Gerechtig⸗ 
keit gewährleiſtet. Es iſt deshalb ihre Aufgabe, bei dem Betriebsführer das Ver⸗ 
ſtändnis für die berechtigten Anſprüche der Gefolgſchaften, bei den Gefolgſchaften das 
Verſtändnis für die Lage und die Möglichkeiten ihrer Betriebe zu ſchaffen. 

Am 24. Oktober 1934 beſtimmte der Führer und Reichskanzler in einer Verordnung 
Weſen und Ziele der Deut ſchen Arbeitsfront. In dieſer Verordnung wurde 
die Deutſche Arbeitsfront als „Gliederung der NSDAP. im Sinne des Geſetzes 
über die Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933“ be- 
zeichnet. Da die Bezeichnung „Gliederung der NSDAP.“ in der Verordnung des 
Führers nur im Sinne des Gefetzes vom 1. Dezember 1933 gebraucht iſt, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich die Mitgliedſchaft bei der Deutſchen Arbeitsfront nicht gleichbedeutend 
mit Parteizugehörigkeit. Ganz klar wurde die Trennungslinie zwiſchen der NSDAP. 
als Partei und Führerorden und der Deutſchen Arbeitsfront als der „Organiſation 
aller ſchaffenden Deutſchen der Stirn und der Fauſt“ durch eine Verordnung vom 
29. März 1935 gezogen, in der die Deutſche Arbeitsfront als ein der Partei „an- 
geſchloſſener Verband“ bezeichnet wird. 

Am 26. März 1935 wurde zwiſchen dem Reichswirtſchaftsminiſter, dem Reichs ⸗ 
arbeitsminiſter und dem Reichsleiter der Deutſchen Arbeitsfront eine Vereinbarung 
über die Form der Zuſammenarbeit zwiſchen der Organiſation der gewerblichen 
Wirtſchaft und der Deutſchen Arbeitsfront getroffen. In dieſer „Leipziger Verein- 
barung“ wurde insbeſondere die Bildung eines Reichsarbeits- und wirtſchafts⸗ 
rates durch Zuſammentritt des Beirates der Reichswirtſchaftskammer mit der Reichs- 
arbeitskammer der Deutſchen Arbeitsfront, ſowie die gleichberechtigte Zufammen- 
arbeit entſprechender Einrichtungen der beiden Organiſationen auf der unteren Stufe, 
beſtimmt. Der Führer und Reichskanzler brachte in einem Erlaß vom 21. März ſeine 
Zuſtimmung zu der beabſichtigten Regelung der Zuſammenarbeit auf wirtſchafts. und 
ſozialpolitiſchem Gebiete zum Ausdruck. Der Erlaß des Führers ſtellt feſt, daß „mit 
der neuen Vereinbarung die Grundlagen der neuen ſozialen Selbſtverwaltung aller 
ſchaffenden Deutſchen, nach der Errichtung der Deutſchen Arbeitsfront, nach dem Erlaß 
des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit und nach der Organiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft nunmehr ihren Abſchluß erhalten.“ 


3wei entſcheidende Kräfte find für die organiſatoriſche Geſtaltung des Verhältniſſes 
von Staat, Wirtſchaſt und den Schaffenden von Bedeutung: Die im Programm der 
NSDAP. niedergelegte unabänderliche grundſätzliche Auffaſſung des National- 
ſozialismus über die richtige Art dieſes Verhältniſſes und die von den jeweiligen 
Aufgaben der Staatspolitik erforderten Notwendigkeiten. Dieſe Notwendigkeiten 
der Politik des Reiches finden auf dieſem Gebiete ihren klarſten Ausdruck in der Auf- 
ſtellung des Vierjahresplanes und feinen organiſatoriſchen Erſcheinungs⸗ 
formen. Es bedarf keiner beſonderen Begründung, warum dieſe Aufgaben in den 
letzten Jahren weit mehr in Seeg treten mußten, als jene grundſätzlichen pro⸗ 
grammatiſchen Zielſetzungen. 

Die Einſetzung des Beauftragten für die Durchführung des Vierjahresplanes, mit 
der Vollmacht, die Partei mit allen Gliederungen und angeſchloſſenen Verbänden, 
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fowie den geſamten Staatsapparat zu einer ergänzenden Zuſammenarbeit nach 
einheitlichen Weiſungen zum Einſatz zu bringen, hat der Struktur der wirtſchafts⸗ und 
ſozialpolitiſchen Führungseinrichtungen ihren Stempel aufgedrückt und ihre Wirkungs- 
weiſe beſtimmt. Eine der bedeutungsvollſten Auswirkungen dieſes einheitlichen Lei⸗ 
ſtungswillens iſt in der Tatſache zu erblicken, daß auf dieſem Wege der ſozial⸗ 
politiſche Sektor, für den Großteil der ſchaffenden Menſchen ausgedrückt in der 
Deutſchen Arbeitsfront, und der zur Erfüllung wirtfchaftlicher Aufgaben be⸗ 
ſtimmte Apparat der „Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft zu einer h 5 heren 
Einheit zuſammengeführt wurden. 


Wirtſchafts führung 

Der Nationalſozialismus ftand als e des 
deutſchen Volkes vor der Aufgabe, die geſamte Kraft der Nation für ihre Er. 
haltung und Höherentwicklung einzuſetzen. Dazu war es Grundvorausſetzung, jene 
Energien, die ſich vorher in einem Kampfe zwiſchen einzelnen Klaſſen und Gruppen 
innerhalb des Volkes ausgewirkt hatten, bewußt für eine Bindung zum Nutzen 
der Geſamtheit einzuſetzen. Dies iſt natürlich nur dann denkbar, wenn jene Miß⸗ 
ſtände, die urſprünglich eben zur Bildung jener einander bekämpfenden Gruppen 
geführt hatten, ſamt ihren Wurzeln ausgerottet werden. Deshalb hat die Bewegung 
auf allen Gebieten keine Gelegenheit verſäumt, Trennendes zwiſchen den einzelnen 
Teilen unſeres Volkes hinwegzuräumen und Verbindendes an ſeine Stelle zu ſetzen. 
Es iſt keine Frage, daß dieſe Ausrichtung des ganzen Volkes nach Grundſätzen, die 
nur durch die letzten Lebensnotwendigkeiten der Nation bedingt werden, die große 
Aufgabe jener Ordnung iſt, wie fie der Planung und Verwirklichung einer ftän- 
diſchen Gliederung zugrunde liegt. Der erſte Grundſatz der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Bewegung, Gemeinnutz vor Eigennutz, muß durch eine entſprechende 
Geſtaltung gerade im täglichen Leben der ganzen Nation und jedes einzelnen ſeine 
Anwendung finden. Die Bildung von Gruppen, deren Zuſammengehörig⸗ 
keit von Natur aus gegeben iſt und deren Leitung ebenſo klar erſichtlich iſt wie ihre 
Abgrenzung entſprechend ihrer Aufgabe, wird jene Gefechtseinheiten auf dieſem 
Gebiete ſchaffen, die zu einem planmäßigen Einſatz nach einem höchſten Willen 
geeignet ſind. Daß dieſer Wille ein politiſcher iſt, daß demgemäß der Einſatz 
dieſer Glieder des Volkes von der Führung der Nation überhaupt beſtimmt wird, 
iſt ſelbſtverſtändlich. Dieſe Oberleitung der Politik auch über die Wirt- 
ſchaft, die in der Stellung von Aufgaben ebenſoſehr zum Ausdruck kommen 
wird wie in der Aneiferung und Anterſtützung oder auch Zügelung beſtimmter Wirt 
ſchaftszweige, iſt das, was der Nationalſozialismus von jeher unter Wirtſchaſts⸗ 
führung verſtanden hat. Dieſe Wirtſchaftsführung hat nichts gemein mit jener 
marxiſtiſchen Planwirtſchaft, die glaubte, alle Bedürfniſſe einer Nation ſchematiſch 
feſtlegen zu können, und ſie kann niemals in Gefahr ſein, zu einer Verſtaatlichung der 
Wirtſchaft an ſich zu führen. Denn nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung hat der 
Staat als Organiſation der Volksgeſamtheit das Inſtrument zu fein, das die Durch⸗ 
führung der durch die Politik geſtellten Aufgaben auf allen Gebieten ge⸗ 
währleiſtet. Er ſoll grundſätzlich nicht ſelbſt wirtſchaften, nicht mit ihm weſensfremden 
Aufgaben und damit einer Verantwortung belaſtet werden, die ſeine Schlagkraft auf 
ſeinem eigenen Gebiete zu vermindern geeignet ſind. 

Die Anerkennung des privaten Eigentums als Grundlage unſerer Kultur 
war damit für den Nationalſozialismus ſelbſtverſtändlich. Denn es iſt kein Zweifel, 
daß zum Beſitz und zur Verwaltung eines Teiles der Güter der Nation in erſter 
Linie der geeignet erſcheinen muß, der fähig war, ſich dieſe zu erwerben. Damit 
allein iſt es auch möglich, jene Privatinitiative zu erhalten und zu fördern, 
die den Motor insbeſondere jedes wirtſchaftlichen Fortſchrittes darſtellt. Wenn in 
einem Staate dafür geſorgt iſt, daß der Erwerb von Eigentum auf einem für die 
Geſamtheit ſchädlichen Wege unmöglich iſt, wenn die Gewähr dafür gegeben iſt, daß 
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nicht der Skrupelloſe, ſondern der Tüchtigſte zum größten Anteil an den Lebens- 
gütern gelangen kann, wenn außerdem eine Verwendung von Vermögen in einer 
die Volksgemeinſchaft ſchädigenden Art unterbunden iſt, dann iſt dem Begriffe des 
Eigentums in Wirklichkeit ein höchſter ethiſcher Wert gegeben. Dann wird es 
klar, daß das Ziel nicht heißen kann „Allen das Gleiche“, um damit jeden Tüchtigen 
und Fleißigen zugunſten der Faulen und Anfähigen von vornherein zu benachteiligen, 
ſondern daß auch hier die alte Forderung des Nationalſozialismus „Jeder 
Schaffende ſoll Beſitzer ſein“ die Löſung bedeutet. Der Grundſatz des 
deutſchen Sozialismus „Jedem das Seine“ wird damit verwirklicht. 


Wenn der nationalſozialiſtiſche Staat nicht dazu da iſt, um zu wirtſchaften, 
fo ſollen umgekehrt die Wirtſchaftler im Dritten Reich nicht Polit ik treiben. 
Nur die Begriffsverwirrung des Liberalismus hatte einſt dazu führen können, daß 
man wirtſchaftlich erfolgreichen Menſchen ohne weiteres auch einen ent- 
ſprechenden Einfluß auf die Politik einzuräumen für richtig fand. Nichts iſt 
geeignet, deutlicher den Denkfehler einer vergangenen Epoche aufzuzeigen, als dieſe 
Tatſache. Auch er beruht letzten Endes auf jener oft zitierten Gleichheit der Menſchen, 
mit der es nicht vereinbar war, die offenkundige Tatſache zuzugeben, daß alle 
Menſchen verſchie den und ungleich in ihrer Veranlagung find. Denn zweifel; 
los iſt eine ausgeſprochen wirtſchaftliche Begabung denkbar verſchieden 
von politiſchen Fähigkeiten. And gerade aus der Tatſache des Vorhanden⸗ 
ſeins einer ſolchen hätte man ſchon ſchließen müſſen, daß wahrſcheinlich nicht auch 
gleichzeitig ein politiſches Talent vorhanden ſein wird. Da man dieſe primitive 
Erkenntnis nicht gelten ließ, mußte man eine unendliche Reihe von Mißerfolgen in 
Kauf nehmen. 


Der Nationalſozialismus hat dem Begriff der Sozialpolitik einen neuen 
Inhalt gegeben. Man verſtand darunter früher alle jene Maßnahmen, die an ſich 
wohl dazu geeignet ſind, den ſchaffenden Menſchen, insbeſondere den ärmeren unter 
ihnen Erleichterungen zu verſchaffen. Die Schaffung von Verſicherungen und anderen 
Hilfseinrichtungen, Geſetze gegen übertriebene Ausnutzung der Arbeitskraft ſowie 
alles das, was unter dem Namen der Gewerbehygie ne der Verbeſſerung der 
Betriebseinrichtung diente, bildete damals den Inhalt dieſes weiten Begriffes. Daß 
es in der vergangenen Zeit trotzdem nicht gelang, mit dieſen Mitteln einen ent- 
ſcheidenden Erfolg zu erzielen, lag weniger in der Anzulänglichkeit der einzelnen 
Maßnahmen als im Fehlen eines Geiſtes begründet, der ihren Einſatz erſt er- 
folgreich machen kann. Nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung iſt 
Sozialpolitik die Sorge dafür, daß jeder ſchaffende Volks- 
genoſſe feinen Platz im Leben der Nation in der körperlichen 
und geiſtigen Verfaſſungeinnehmenkann, die ihn zur höchſten 
Leiſtung befähigt und damit den größten Nutzen für die Ge- 
ſamtheit gewährleiſtet. Schon die Tatſache, daß mit dieſer Zielſetzung 
auch auf die geiſtige Verfaſſung des Menſchen die nötige Rüdfiht genommen 
wird, bedeutet eine Revolution für dieſes wichtige Gebiet. Denn erſt damit, daß der 
einzelne das, was ihm an Mühe, aber auch an Erleichterungen entgegentritt, in 
richtigem Geiſte aufnimmt und deshalb mit richtigen Augen betrachtet, beginnt die 
praktiſche Auswirkung irgendwelcher ſozialpolitiſcher Taten. Die Förderung dieſes 
Geiſtes und ſeine Verwirklichung durch entſprechende Leiſtungen iſt eine unendlich 
wichtige Aufgabe für die Gliederungen des Ständiſchen Aufbaues. Dann wird es ge- 
lingen, den praktiſchen Beweis dafür zu liefern, daß die be ſte Sozialpolitik 
gleichzeitig die richtig ſte Wirtſchaftspolitik iſt, wie umgekehrt eine gute 
wirtſchaftliche Führung die Vorausſetzung für jede ſoziale Leiſtung darſtellt. Denn 
dort, wo keine Werte geſchaffen werden, iſt die Frage nach ihrer Verteilung müßig. 
Große Werte aber werden ſtets nur dort entſtehen, wo auch im richtigen Geiſte 
gemeinſam geſchafft wird. 
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Hervorragend bewährt hat ſich die Einſetzung der Treuhänder der Arbeit. 
Schon aus der Bezeichnung dieſer ſtaatlichen Einrichtung geht hervor, daß es ſich 
weder um eine Intereſſenvertretung von Unternehmern oder Gefolgſchaſten, noch um 
eine Fortſetzung der unglücklichen Einrichtung des Schlichters von ehedem handelt. 
Der Treuhänder der Arbeit iſt eine richterliche Inſtanz in der vollſten Bedeutung 
des Wortes; er hat dafür Sorge zu tragen, daß die Arbeit jedes Volksgenoſſen, 
gleichgültig an welcher Stelle er ſteht, nach den großen Grundſätzen des neuen Staates 
eingeſetzt und bewertet wird. 


Partei, Staat, Dolk 

Wenn heute auf der ganzen Welt eine Gegenbewegung gegen die liberaliſtiſche An 
ordnung und Zügelloſigkeit ſich durchzuſetzen beginnt, fo kann dies als Beweis dafür 
gelten, daß jene falſchen Gedankengänge, die für immer mit der Jahreszahl 1789 
verknüpft find, trotz aller Verſchiedenartigkeit der einzelnen Völker doch letzten Endes 
dieſelben Wirkungen hervorgebracht haben. Aberall zeigt ſich als Endergebnis 
einer Entwicklung von einem Jahrhundert Auflöſung und Zerſetzung in 
Staat, Kultur und Wirtſchaft. 


Einer der erſten Staaten, die dagegen Front machten, war Italien. Der italieniſche 
Faſchismus war die Reaktion auf eine Entwicklung, die nur durch eine grund- 
ſätzliche neue Ordnung abgeſtoppt und in ihren Folgen überwunden werden konnte. 
Dieſem Ziele war die korporative Ordnung gewidmet, die der Faſchismus 
vertritt und auch zu verwirklichen ſich bemüht. Carta del Lavoro, die Ver- 
faſſung der Arbeit, vom 21. April 1927 war der große Verſuch, ein die ganze Nation 
verpfichtendes Arbeitsethos für alle Zukunft bindend zu verkünden. Erſt im Jahre 
1934 war jedoch die Entwicklung ſo weit gediehen, daß Zahl, Art und Tätigkeitsgebiet 
der Korporationen geſetzlich ſeſtgelegt werden konnten, um damit an die Verwirk⸗ 
lichung des Stato corporativo heranzugehen. Es bedarf keiner Begründung, daß 
jedes Volk feine Ordnung ſich ſelbſt entſprechend ſeiner Lage und feinen 
Gegebenheiten ſchaffen muß. Schon daraus geht hervor, daß es auch für den Stän- 
diſchen Aufbau Deutſchlands weder in der Vergangenheit noch in der 
Gegenwart ein Vorbild geben kann, deſſen Kopie die Verwirklichung national- 
ſozialiſtiſchen Wollens ſein könnte. 


Die NSDAP. iſt nach dem Willen des Führers für alle Zeiten der Führer ⸗ 
orden der Nation und damit die Trägerin des politiſchen Willens. Sie 
hat die hohe Aufgabe, für alle Gebiete unſeres Lebens die Zielſetzung zu geben 
und die Verwirklichung der nationalſozialiſtiſchen Grund ſätze 
zu überwachen. Der Staat aber iſt die umfaſſende Organiſation der Volksgeſamtheit. 
Die Vollendung jener Ordnung des Volkes ſelbſt, die ſich heute in voller Ent⸗ 
wicklung zeigt, wird ein weiteres Inſtrument von größter Wirkſamkeit für die poli- 
tiſche Führung ſchaffen. Der Ständiſche Aufbau wird die Gewähr dafür 
bieten, daß eine Volks- und Leiſtungsgemeinſchaft entſteht und für alle Zeiten er- 
halten bleibt, die es geſtattet, die geſamte Kraft der Nation in einer Richtung anzu- 
ſetzen. Am 24. Februar des Jahres 1920, in einer Zeit, in der auf der ganzen Welt 
Gedanken das Feld beherrſchten, die denen einer organiſchen Ordnung gerade ent- 
gegengefetzt waren, lange Jahre bevor die Welt den Begriff des Stato corporativo 
erfuhr, nahm in München die NSDAP. mit untrüglichem Inſtinkt für die Zukunft 
die Forderung nacheiner ſtändiſchen Ordnung in ihr Program m 
auf. Damit war der Grundſtein gelegt für jenen gewaltigen Bau, der dazu beſtimmt 
iſt, ein neues Verhältnis zwiſchen Staat, Wirtſchaft und einzelnen 
ſchaffenden Volksgenoſſen zu verwirklichen, zu jener gewaltigen Klammer, 
die neben Partei und Staat das deutſche Volk für alle Zeiten zuſammen⸗ 
ſchließen wird, getreu dem Grundſatz „Gemeinnutz vor Eigennutz! Jedem 
das Seine!“ 
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Agrar- und Siedlungspolitik 


Don 


Necrbert Backe 
Staatsfekretär im Reichsminiftecium für Ernährung und Landwictfchaft 


Das Ziel der nationalſozialiſtiſchen Agrarpolitik 

Das Ziel der nationalſozialiſtiſchen Agrarpolitik unterſcheidet ſich grundfäglich von 
allen agrarpolitiſchen Zielſetzungen, die aus dem liberalen Zeitgeiſt geboren wurden. 
Ebenſo wie auf allen anderen Gebieten der Politik und Kultur kannte das liberale Zeit- 
alter auch in der Landwirtſchaft nur den einzelnen Betrieb und deſſen Streben nach 
Rentabilität. Dieſer einen Forderung mußte ſich alles andere unterordnen. Im Gegen- 
ſatz hierzu geht die Agrarpolitik des Nationalſozialismus davon aus, daß das 
Bauerntum, wie die Geſchichte der Völker durch die Jahrtauſende hindurch lehrt, der 
Blutsquell der Nation iſt und aus dieſem Grunde unter allen Amſtänden unver- 
fiegbar erhalten werden muß. Des weiteren ſieht der Nationalſozialismus in der 
Landwirtſchaft die Grundlage der geſamten Volkswirtſchaft. Die Landwirtſchaft 
iſt der Teil der Volkswirtſchaft, der die Ernährung des Volkes ſicherzuſtellen hat 
und darüber hinaus das Fundament der Induſtriewirtſchaft bildet. Die Landwirt- 
ſchaft iſt der Kern des Binnenmarktes, der Induſtrie und Handwerk gleichmäßige 
und möglichft ausgedehnte Abſatzmöglichkeiten für ihre Erzeugniſſe ſichern ſoll. Ziel 
der nationalſozialiſtiſchen Agrarwirtſchaftspolitik iſt in erſter Linie alſo nicht, die 
Rentabilität der einzelnen landwirtſchaftlichen Betriebe ſicherzuſtellen, ſondern die 
Landwirtſchaft in ihrer Geſamtheit in die Lage zu verſetzen, ihren volkswirtſchaft⸗ 
lichen Aufgaben zu entſprechen. 


Die Entwicklung von Stadt und Land 

Wirft man aus dieſer Einſtellung heraus einen Blick zurück auf die Entwicklung 
Deutſchlands im Zeichen des Liberalismus in den letzten Jahrzehnten oder im 
letzten Jahrhundert, fo zeigt ſich ſehr bald, daß die nach nationalſozialiſtiſcher Auf- 
ſaſſung ſelbſtverſtändlichen Aufgaben einer deutſchen Agrarpolitik nicht genügend 
beachtet oder ſogar weitgehend vernachläſſigt wurden. Sehr aufſchlußreich iſt in 
dieſer Beziehung die Entwicklung der Bevölkerung in Stadt und Land. 

In Deutſchland lebten: 


| auf dem Lande in der Stadt 
(Gemeinden unter 2000 Einw.) (Gemeinden über 2000 Einw.) 


Die Aufſtellung läßt ein außerordentlich ſtarkes Anſteigen der Stadtbevölkerung 
erkennen. Während im Jahre 1871 noch faſt 12 Millionen Menſchen mehr auf dem 


| 
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Lande wohnen als in der Stadt, halten ſich im Jahre 1895 Stadt- und Landbevöl⸗ 
kerung bereits die Waage, und im Jahre 1925 iſt die Stadtbevölkerung ſogar um 
18 Millionen größer als die Landbevölkerung. Beſonders zu beachten iſt aber die 
Tatſache, daß dieſe Entwicklung nicht nur durch ein ſtändiges Steigen der Stadt⸗ 
bevölkerung entſtanden iſt, ſondern daß gleichzeitig die Landbevölkerung vom Jahre 
1880 ab in Deutſchland ſtändig zurückging. Sie hat ſich ſeit 1871 um 4 Millionen 
Menſchen vermindert. Die Städte haben alſo nicht nur den Bevölkerungszuwachs 
aufgenommen, der auf dem Land infolge der unzulänglichen Agrarpolitik keine 
Lebensmöglichkeiten fand, ſondern ſie haben darüber hinaus 4 Millionen Menſchen 
vom Land abgeſogen. Dieſem Rückgang der Landbevölkerung ſteht auf der anderen 
Seite das beſonders ſtarke Anſteigen der Großſtadtbevölkerung gegenüber. Die 
deutſchen Großſtädte umfaßten im Jahre 1871 nur 1,9 Millionen oder 4,6 v. H. des 
deutſchen Volkes. 1914 wohnten bereits 15,6 Millionen oder 23,1 v. H. in Groß⸗ 
ſtädten und 1925 waren es 16,7 Millionen oder 26,7 v. H. 


Dolkstod in der Grofiftadt 

Die volle Bedeutung dieſer Entwicklung für den Beſtand des deutſchen Volkes erkennt 
man aber erſt dann, wenn man ſich den Einfluß des Großſtadtlebens auf die Lebens- 
fähigkeit des deutſchen Blutes klarmacht. Eine Stadt wie Berlin iſt beiſpielsweiſe 
nicht in der Lage, ohne ſtändige Zuwanderung vom Lande ſeine Bevölkerungszahl zu 
erhalten. Man hat vor Abernahme der Macht durch den Nationalſozialismus 
berechnet, daß Berlin, wenn man die Zuwanderung vom Lande reſtlos abſperren 
könnte, in fünf Generationen derart zuſammenſchmelzen würde, daß von den der- 
zeitigen 4 Millionen Einwohnern nur noch knapp 100 000 Nachkommen da wären. 
Die Entwicklung Berlins würde ſich etwa folgendermaßen geſtalten: 


heute. . 4 Millionen Einwohner 
1960 e br 7. 
1990 er ee 
2020 ET N re „ 
und im Jahre 

20500 . 90 000 Einwohner 


Das iſt die Auswirkung der Tatſache, daß Berlin einen bereinigten Geburtenfehl⸗ 
betrag von 57 v. H. hatte. Während 1930 im Reichsdurchſchnitt 1 Kind auf jede 
10. Frau kam, entfiel in Berlin im Jahre 1930 auf jede 22. Frau 1 Kind. Im Durd- 
ſchnitt war bei den deutſchen Großſtädten ein Geburtenfehlbetrag von 42 v. H. zu 
verzeichnen. Unter dem Einfluß der nationalſozialiſtiſchen Bewegung haben aller- 
dings die Geburten auch in den Großſtädten erheblich zugenommen. Die Beſtands⸗ 
erhaltungsziffer iſt aber trotzdem noch lange nicht erreicht. Die Großſtädte hatten 
auch nach den verhältnismäßig günſtigen Ergebniſſen des Jahres 1934 noch ein 
Geburtendefizit von rund 40 v. H. ihres Beſtandserhaltungsſolls.“) 

Tatſache iſt jedenſalls, daß mit der Verſtädterung des deutſchen Volkes die Geburten- 
zahl erheblich ſank. Auf 1000 verheiratete Frauen im gebärfähigen Alter kamen im 
Durchſchnitt der Jahre 


1880 bis 1881 ee 222.307 Geburten 
1900 big 1901 . 286 20 
1910 bis 1911 r ir 
1930: 3. 0 0.2.4 118 
1932, in ee ee 101 5 
193333: r etwa 100 1 


) Friedrich Burgdörſſer, „ im Dritten Reich“, Seite 47. 
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Das Bauerntum als Tebensquell 

Trennt man die landwirtſchaftliche und nichtlandwirtſchaftliche Bevölkerung von⸗ 
einander, ſo zeigt die landwirtſchaftliche Bevölkerung ein erhebliches Aberwiegen 
der Geburtenzahl. Im Jahre 1925 kamen auf 1000 verheiratete Männer unter 
50 Jahren an ehelich Lebendgeborenen 


in bei der ländl. Bevölk. bei der nichtländl. Bevölk. 
Preußen 251.8 131,6 
0 211,8 141,1 


Eine wie jtarfe Bedeutung das Bauerntum für die Volkskraft hat, zeigt ſich noch 
klarer an der Entwicklung deutſcher Volksgruppen, die ſich als Bauern im Oſten und 
Südoſten Europas in den letzten Jahrhunderten angeſiedelt gaben. Dieſes Bauern- 
tum, das nicht unter der Landflucht zu leiden hatte, hat ſeinen Beſtand nicht nur 
erhalten, ſondern ſogar ſtark vermehrt. Die Zahl der Wolgadeutſchen ſtieg zum 
Beiſpiel wie folgt: 


1775 | 23 000 
1798 38 000 
1910 550 000 
1914 600 000 


Ahnlich verlief die Entwicklung bei den ſchwäbiſchen Bauern im Banat. Während 
im Jahre 1800 im Banat 70 000 Schwaben gezählt wurden, belief ſich ihre Zahl um 
1900 auf rund 500 000. 


Cand flucht 

Tatſächlich wäre auch die Entwicklung der deutſchen Großſtädte nicht möglich geweſen, 
wenn nicht ein großer Menſchenzuſtrom vom Land zu verzeichnen geweſen wäre. 
Nach Berechnungen von Burgdörffer und Geheimrat Ponfick hat der deutſche Oſten 
in der Zeit von 1840 bis 1910 über 3 Millionen Menſchen abgegeben. In runden 
Zahlen lieferten von ihrem Geburtenüberſchuß die Provinzen 


Oſtpreußen 730 000 Perſonen 
Weſtpreußen 600 000 7 
Pommern 750 000 5 
Poſen 880 000 7 
Schleſien 675 000 5 


Juſtrom fremden Bluts 

Volkspolitiſch verſchlimmert wurde dieſe Abſaugung der Menſchen vom Land in die 
Großſtädte außerdem dadurch, daß ſchließlich auf dem Land nicht mehr genügend 
Arbeitskräfte zur Verfügung ſtanden, um die notwendigen landwirtſchaftlichen 
Arbeiten zu verrichten. Dies hatte zur Folge, daß in ſteigendem Maße landwirt- 
ſchaftliche Arbeitskräfte fremden Blutes aus dem Ausland hereingeholt wurden. Vor 
dem Krieg wurden jährlich rund 400 000 ausländiſche Wanderarbeiter in Deutſchland 
beſchäftigt. Die Anweſenheit dieſer Wanderarbeiter und vor allem die Tatſache, daß 
ſie nach Beendigung der wichtigſten Erntearbeiten nicht wieder reſtlos in ihre Heimat 
zurückkehrten, wurde in zunehmendem Maße zu einer Gefahr für die Erhaltung des 
deutſchen Blutes. 

Insgeſamt ergibt ſich, daß in den letzten Jahrzehnten der Veden- 
tung des Bauerntums als Blutsquell des deutſchen Volkes 
in keiner Weiſe Rechnung getragen wurde. Die Entwicklung lief 
vielmehr in einer blutsmäßig und volkspolitiſch höchſt bedenklichen Richtung. Es war 
böchſte Zeit, daß eine Agrarpolitik eingeleitet wurde, die es ſich wie der National. 
ſozialismus zur Aufgabe gemacht hat, das Bauerntum um ſeiner blutsmäßigen 
Bedeutung für das Volk willen zu hegen und zu pflegen. 


4 Bade 


Abhängigkeit vom Ausland 


Nach den Grundſätzen nationalſozialiſtiſcher Staatspolitik war aber nicht nur vom 
blutsmäßigen Standpunkt aus die Geſamtentwicklung unſeres Volkes ſehr geſahr⸗ 
drohend geworden; auch die wirtſchaſtliche Entwicklungslinie der letzten Jahrzehnte 
entſprach trotz ihres äußeren Glanzes nicht den Erforderniſſen einer Politik, die den 
Lebensbedürfniſſen des Volkes Rechnung trägt. Die deutſche Wirtſchaft hatte ſich 
in der Vorkriegszeit allmählich derart in die Weltwirtſchaft verſtrickt, daß ſie in 
einem ungeſunden und gefährlichen Maß von ihr abhängig geworden war. In 
beſonderem Maße gilt dies für die Ernährungswirtſchaft. Deutſchland wurde in 
der Nahrungsmittelverſorgung immer abhängiger von der Einfuhr. 


Dies zeigen die folgenden Zahlen: 


8 1 ſch e 
8 . von Lebensmitteln einſchl. von Lebensmitteln einſchl. 
Jahrfünft⸗Durchſchnitt lebender Tiere lebender Tiere 


in Mill. RM 


Die Abhängigkeit der deutſchen Nahrungsmittelverſorgung war in Wirklichkeit noch 
ſtärker, als dies das Wachstum des Lebensmitteleinfuhrüberſchuſſes in den genann- 
ten Jahrzehnten erkennen läßt, denn der deutſche Viehbeſtand wurde in ſteigendem 
Maße mit ausländiſchem Futter ernährt. Im Durchſchnitt der Jahre 1911 bis 1913 
war ein Einfuhrüberſchuß von nahezu 7 Millionen Tonnen Futtermittel im Werte 
von 1 Milliarde Mark zu verzeichnen. Davon entfielen 


auf Gerſte . 33 Millionen Tonnen 
auf Mais 0,9 47 15 
auf Hafer . 0,185s „ 5 
auf Kleie und ähnliche Suttermitet . 19 = „ 
auf Olkuchen i .. 05 ü 5 


Diefe ſtarke Futtermitteleinſuhr machte aber nicht nur die deutſche Viehwirtſchaft 
vom Ausland abhängig, ſondern darüber hinaus auch die Erträge des Ackerbaues, 
weil die Erzeugung von Miſt im Viehſtall und damit die Summe des natürlichen 
Düngers für den deutſchen Acker mehr und mehr von dem Umfang der Futtermittel. 
einfuhr beſtimmt wurde. Hinzu kam, daß der deutſche Ackerbau durch die Anwen⸗ 
dung des überſeeiſchen Chile-Salpeters an ſich ſchon in einer ſtarken Abhängigkeit 
von der Weltwirtſchaft war. 


Derluft von Produktionszweigen 


Man ließ es auch gewähren, daß zum Schaden der Geſamtverſorgung des deutſchen 
Volkes aus eigener Kraft ganze Produktionszweige der deutſchen Landwirtſchaft 
dem liberalen Geſetz der internationalen Arbeitsteilung entſprechend über die Gren⸗ 
zen hinaus in entfernte Teile der Welt wanderten. Beſonders kennzeichnend iſt hier⸗ 
für die Entwicklung der deutſchen Schafhaltung. Deutſchland war einſt nicht nur in 
der Lage, ſeinen Bedarf an Wolle aus eigener Erzeugung vollſtändig ſelbſt zu 
decken, ſondern führte darüber hinaus erhebliche Mengen von Wolle aus. Infolge der 


Agrar- und Siedlungspolitik 5 


Verflechtung mit der Weltwirtſchaft ging der Schafbeſtand aber ſtändig zurück. Er 
nahm folgende Entwicklung: 


(in Millionen) 


18600. 228)0 Schafe 
1873, 3. 5 ] Ü AA re 239 
1BB3 ᷣ oa ee IL. 
18222 1386 5 
1900.45. 2 ĩðdm ae IE 
19 0 . 
I ² ee DE 
1913. r 
1913 (neues Reihagenie) in DO 
1930 „ er \- 


Schließlich reichte die deutſche Wollerzeugung nur noch aus, um etwa 8 v. H. des 
deutſchen Wollbedarfs zu decken. 


Eine ähnliche Entwicklung haben wir bei verſchiedenen Zweigen des Pflanzenbaues 
zu verzeichnen. Der Anbau von Raps und Rübjen, von Flachs und von Hülſen⸗ 
früchten ging immer mehr zurück und wurde in immer größeren Teilen des Reichs 
ganz aufgegeben, weil der Weltmarkt dieſe Erzeugniſſe viel billiger lieferte. Daß 
durch das Aufgeben dieſer Erzeugungszweige die Fett. und Eiweißverſorgung 
Deutſchlands in immer größere Abhängigkeit vom Ausland kam, wurde nicht beachtet. 
Als Beiſpiel ſei nur darauf hingewieſen, daß die Anbaufläche für Erbſen, Bohnen, 
Wicken, Gemenge und Miſchfutter von 1 092 000 ha im Jahre 1893 auf etwa 
600 000 ha im Jahre 1930 zurückging. Die Anbaufläche der Lupinen ſank von 
402 000 ha im Jahre 1883 auf 149 000 ha im Jahre 1930. Die Handelsgewächſe 
(Raps, Flachs, Tabak, Hopfen uſw.) umfaßten 1883 eine Anbaufläche von 352 000 ha 
und im Jahre 1930 nur noch 62 000 ha. 


Die folgen im Weltkrieg 


Die Folgen dieſer wachſenden internationalen Abhängigkeit unferer Ernährungswirt⸗ 
ſchaft und Landwirtſchaft haben wir im Weltkrieg mit furchtbarer Eindringlichkeit 
erleben müſſen. Rund 765 000 Deutſche find an den Folgen der Feindbundblockade 
Hungers geſtorben. Die deutſche Landwirtſchaft erwies ſich infolge der jahrzehnte⸗ 
lang falſchen liberalen Grundhaltung auf agrarpolitiſchem Gebiet außerſtande, die 
Nahrungsmittelverſorgung des Volkes in einigermaßen befriedigendem Amfang 
ſicherzuſtellen. Infolge des Wegfalls der vor dem Krieg jährlich eingeführten 6 bis 
7 Mill. t Kraſtfuttermittel ging die Erzeugung von Fett und Eiweiß in verhängnis- 
voller Weiſe zurück. Hinzu kam, daß es noch während des Krieges bzw. beſonders 
im Anfang vollſtändig an der erſorderlichen Führung und Organiſation fehlte, um 
das Erforderliche aus dem deutſchen Boden herauszuholen und die vorhandenen 
Vorräte haushälteriſch zu bewirtſchaften. Es ſei nur an den verhängnisvollen 
Schweinemord im Jahre 1915 erinnert, der unſere ganze Ernährungswirtſchaft in 
Anordnung brachte und von vornherein das Durchhalten in ernährungswirtſchaftlicher 
Hinfiht außerordentlich erſchwerte, wenn nicht von vornherein unmöglich machte. 
Man mordete Millionen von Schweinen, um angeblich die Kartoffeln für die menſch⸗ 
liche Ernährung zu retten, und erreichte damit, daß ſchließlich rieſige Mengen von 
Kartoffeln unverwertet verfaulten. Das Loch im Schweinebeſtand war aber nun 
einmal da und konnte nicht wieder aufgefüllt werden. Zur Deckung des Fleiſch⸗ 
bedarfs mußte infolgedeſſen verſtärkt auf den Rindvieh- und ſogar Milchkuhbeſtand 
zurückgegriffen werden. Dadurch wurde wieder die Milcherzeugung geſchädigt. So 
kam es, daß beiſpielsweiſe die Milchzufuhr nach Berlin, die vor dem Krieg etwa 
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900 000 Liter täglich ausmachte, 1918 auf rund 300 000 Liter zuſammengeſchrumpft 
war. Deutſchland wurde ſchließlich nicht durch die feindlichen Waffen, ſondern durch 
den Mangel an Nahrungsmitteln auf die Knie gezwungen. Wir brachen an 
den Folgen falſcher Agrarpolitik. und der durch fie ent 
ſtandenen verhängnisvollen Abhängigkeit in der Nahrungs⸗ 
und Futtermittelverſorgung vom Ausland zuſammen. 


fein Wandel in der Nachkriegszeit 

Trotz dieſer ernſten Erfahrungen des Weltkrieges brachte jedoch auch die Nachkriegs. 
zeit keinen Wandel in der Agrarpolitik. Man ließ Verſtädterung und damit 
Geburtenrückgang weiter zunehmen und tat auf der anderen Seite auch nichts, 
um Deutſchland in der Nahrungsmittelverſorgung unabhängiger vom Ausland zu 
machen. Die Zahl der Lebendgeborenen ging immer weiter zurück. Sie betrug auf 
1000 Frauen berechnet 


1913 116,5 
1928 71,1 
1929 68,7 
1930 67,3 
1931 62,0 
1932 59,2 
1933 58,9 


Die Fruchtbarkeit des deutſchen Volkes war demnach 1933 etwa nur noch halb ſo 
groß wie im Jahre 1913. In den Landgemeinden war die Zahl der Lebendgeborenen 
allerdings immer noch verhältnismäßig hoch. Sie betrug im Jahre 1933 auf 1000 der 
Bevölkerung bei den Landgemeinden 18, bei den Stadtgemeinden 14½ und bei den 
Großſtädten rund 11 Lebendgeborene. 


Derelendung der deutichen Tandwirtſchaft 


Es geſchah jedoch nichts, um die in der Landbevölkerung noch vorhandenen Volks. 
kräfte zu erhalten. Man ließ im Gegenteil das Land immer mehr verelenden. Land. 
wirtſchaftliche Erzeugniſſe ſtrömten aus dem Ausland in nahezu ungehindertem Am- 
fang hinein. Der Einfuhrüberſchuß an Nahrungs- und Futtermitteln wuchs in der 
Nachkriegszeit von Jahr zu Jahr. Im Jahre 1929 belief er ſich auf 4,4 Mil. 
liarden RM. Zählt man auch noch die eingeführten landwirtſchaftlichen Rohſtoffe 
dazu, ſo wurden im Jahre 1929 für rund 7 Milliarden RM landwirtſchaftliche Er. 
zeugniſſe eingeführt. Der Grad der Abhängigkeit der deutſchen Nahrungsmittelver- 
ſorgung vom Ausland hat ſich alſo in der Nachkriegszeit nicht verringert, ſondern 
vergrößert. Dieſer meiſt zu Schleuderpreiſen hereinkommenden Einfuhr landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe war die deutſche Landwirtſchaft nicht gewachſen. Der Erfolg 
war eine von Jahr zu Jahr ſteigende Verſchuldung der Landwirtſchaft, die ſich ſchließ⸗ 
lich in einer Lawine von Zwangsverſteigerungen landwirtſchaftlicher Grundſtücke 
auswirkte. Die erfaßte Verſchuldung der Landwirtſchaft nahm etwa folgenden 
Verlauf: 
Dezember 1924 2000 Mill. RM 

ie 1925 3323 „ 1 

1 1926 4277 „ er 

„ 1927 56885 „ ai 

55 1928 6831 „ 5 

8 1929 7342 „ 15 

5 1930 7791 „ 7 
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Die Geſamtverſchuldung wurde Ende 1930 auf rund 11 / Milliarden RM geſchätzt. 
In den folgenden Jahren ſtieg die Verſchuldung weiter, ſo daß Ende des Jahres 1932 
mit einer Verſchuldung von etwa 13 Milliarden gerechnet werden kann. Dement- 
ſprechend beliefen ſich die Zinsverpflichtungen der deutſchen Landwirtſchaft auf reichlich 
1 Milliarde RM gegenüber 750 Millionen RM vor dem Krieg. 

Die Erfüllung dieſer Zinsverpflichtungen wurde immer unmöglicher, da die Verkaufs- 
erlöſe der Landwirtſchaſt infolge der ungezügelten Einfuhr und des Rückgangs der 
Kaufkraft, der durch die allgemeine Wirtſchaftskriſe bedingt war, mehr und mehr 
zuſammenſchrumpften. Die Verkaufserlöſe der Landwirtſchaft betrugen 


im Wirtſchaftsjahr 1928/29 10,2 Milliarden RM 


Pr 1 1929/30 9,8 Pr 4 
5 7 1930/31 8,6 7 15 
5 15 1931/32 7,4 Pr 7 
1 15 1932/33 6,4 1 0 


Da zu allem Anglück das Bauerntum auch nicht über ein Recht verſügte, das ſeiner 
Eigenart entſprechend geſtaltet war, ergab ſich aus dieſem ſtändigen Sinken der Ein⸗ 
nahmen und dem Anwachſen der Zinsverpflichtungen die unerträgliche Konſequenz 
einer ſtändig wachſenden Zahl der Zwangsverſteigerungen land und forſtwirtſchaft⸗ 
licher Grundſtücke. Sie betrug: 

Anzahl Fläche in ha 


1924/ y 4282 37 754 
192799999 5 28.8 0% 7 900 200 110 
1930132 2 5% 17 157 462 485 


Das Ergebnis des liberalen Zeitalters 


Insgeſamt kam fo eine landwirtſchaftliche Nutzfläche zur Zwangsverſteigerung, die 
etwa dem Amfang des Landes Thüringen entſprach. Das Bauerntum wurde nicht nur 
wie in der Vorkriegszeit durch die Saugpumpe Großſtadt in Form der Landflucht 
mehr und mehr geſchwächt, ſondern auch unmittelbar unter dem Einfluß des 
Liberalismus zerſtört. Die Blutsquelle des deutſchen Volkes, das letzte Aktivum 
unſerer Volkskraft war in der Gefahr, allmählich völlig vernichtet zu werden. Das 
iſt das Ergebnis des liberalen Zeitalters auf dem Gebiet der Agrar- und Siedlungs- 
politik: Verſiegende Volkskraft und wachſende wirtſchaftliche Abhängigkeit vom 
Ausland. Das war die Folge des ſtändigen Strebens nach der Rentabilität des ein⸗ 
zelnen Betriebes und die Folge davon, daß die Bedürfniſſe des Volkes, die nach 
nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung allein maßgebend ſein müſſen, vergeſſen oder nicht 
beachtet wurden. Nur wenn man ſich all das vor Augen hält, kann man die national- 
ſozialiſtiſche Agrar- und Siedlungspolitik verſtehen und wird begreifen, daß die 
nationalſozialiſtiſche Revolution ebenſo wie auf allen anderen Gebieten auch in der 
Agrar- und Siedlungspolitik nicht nur die Liquidierung des Weimarer Reichs, 
ſondern der entſcheidende Wendepunkt am Ende einer jahrhundertelangen Ent⸗ 
wicklung iſt. 


Die neuen Mafftäbe und Grundſätze | 

Ziel der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaſtspolitik kann 
nur ſein: Sicherung des Lebens des deutſchen Volkes und 
ſeiner Zukunft. Es iſt durch die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung ohne 
weiteres geſtellt und bedarf an dieſer Stelle keiner näheren Begründung. Nach ihm 
Haben ſich nicht nur die großen Wirtſchaftsgrundſätze und 
die auf dieſen beruhenden wirtſchaftspolitiſchen Maß- 
nahmen, ſondern das gefamte wirtſchaftliche Leben auszu⸗ 
richten. 
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Steht im Mittelpunkt aller wirtſchaftlichen Tätigkeit das 
Volk, ſo können die neuen Wirtſchaftsgrundſätze nur gefunden werden bei 
einem Rüdbefinnen auf die natürlichen Grundlagen der völkiſchen Lebens- 
gemeinſchaft. Dieſe find der Boden, der den Lebensraum des Volkes darſtellt, und 
die unerfchöpfliche einſatzbereite Arbeitskraft der auf dieſem Boden lebenden 
Menſchen. Auch das Kapital führt letzen Endes auf beide zurück; aus einer zum 
Selbſtzweck erhobenen Herrſcherin muß es wieder zur Dienerin der völkiſchen Gemein. 
ſchaft gemacht werden, wie es ihm als einem Produkt der eigentlichen Lebens und 
Produktionskräfte allein zukommt. Hiermit berührt ſich eine weitere Amſchaltung des 
wirtſchaftlichen Denkens. Das wirtſchaftliche Syſtem, das auf der Herrſchaft des 
Kapitals beruhte, führte unter Zerbrechung der naturgegebenen Lebensgrundlagen 
und organiſchen Zuſammenhänge in die Weite, es verſtrömte die wirtſchaftlichen, aber 
auch die völkiſchen Lebenskräfte in einer chaotiſchen Weltwirtſchaft; die neue Wirt⸗ 
ſchaftsauffaſſung muß aus der Tiefe der eigenen völkiſchen Kräfte, alſo der Kräfte 
des Bodens und der menſchlichen Arbeit, ſchöpfen. Statt wurzel⸗ und beziehungsloſer 
Rentabilität muß die produktive Leiſtung für die Gemeinſchaft und damit für jedes 
Glied der Gemeinſchaft wieder zu ihrem Vorrange kommen. 


Welche Grundſätze müſſen hiernach in der Wirtſchaft zum Durchbruch gelangen und 
Richtlinien der zu treffenden Maßnahmen ſein? 


Stetigkeit (Stabilität) 

Sicherung der Lebensgrundlage für das Volk wie für den einzelnen muß erſtrebt und 
geſchaffen werden. Im Hinblick auf das ſeſt umriſſene Ziel der wirtſchaftlichen Tätig⸗ 
keit, das Leben des Volkes zu ſichern, bedeutet dies an erſter Stelle: Sicherung der 
Bedarfsdeckung der völkiſchen Lebensgemeinſchaft durch Einſatz aller wertvollen in 
dieſem Volke ruhenden Kräfte je nach ihrer Leiſtungs fähigkeit. Gegenüber dem 
einzelnen verheißt der Grundſatz Sicherung ſeiner Exiſtenz und Schutz ſeines Lebens 
und feiner Arbeitskraft, allerdings gegen die unbedingte und opſerfreudige Bereit- 
willigkeit, ſich für das Wohl der Geſamtheit einzuſetzen. Sicherung bedeutet allgemein 
die menſchenmögliche Ausſchaltung von Gefahren, zerſtörenden Schwankungen und 
willkürlichen, das Leben des Volkes oder des einzelnen gefährdenden Eingriffen und 
Einflüſſen. 


Gebundenheit (Ordnung) 

Dieſe Sicherheit (Stabilität) kann nur durch eine ſtaatlicherſeits geſetzte völkiſche 
Lebensordnung gewährt werden, d. h. durch eine be wußte Geſtaltung des völkifchen 
Wirtſchaftslebens. Die vergangene Entwicklung hat es gezeigt, daß ohne eine ſolche 
Ordnung die Werte, auf deren Erhaltung und Stärkung alles ankommt, der Ver- 
nichtung anheimfallen. Warum ſoll das im wirtſchaftlichen Bereiche eines Volkes 
denn auch anders ſein als im politiſchen? Warum ſoll das Volk im wirtſchaftlichen 
Sektor ſeines Lebens einer autoritären regelnden Rechtsordnung entraten können 
oder gar müſſen, die es für andere Bereiche feines Gemeinſchaftslebens anerkannter - 
maßen braucht!? Der Nationalſozialismus bringt eine ſchrittweiſe Amſtellung auf 
die lebensgeſetzliche Grundlage unſeres Volkes. Es iſt bereits geſagt, welche Am- 
wandlung in der ganzen Zielſetzung des Wirtſchaftens und im Wirtſchaftsdenken 
dieſe Tatſache fordert. Damit ergibt ſich auch die Notwendigkeit einer der neuen 
Zielſetzung entſprechenden Rechtsordnung. Die Amſtellung mit ihren Auswirkungen 
muß verlangt werden. Es kann niemals Aufgabe des nationalſozialiſtiſchen Staates 
fein, diejenigen Wirtſchafts⸗ und Rechtsformen zu behüten und unverändert zu er- 
halten, die aus einer anderen, nunmehr abgelöſten Weltanſchauung entſtanden ſind 
und der neuen Lebensgrundlage und den Lebensgeſetzen des Volkes nicht entſprechen. 
In der praktiſchen Auswirkung muß dies in erſter Linie mit ſich bringen, daß das 
Prinzip des ungehemmten, zügelloſen Eigennutzes ſein Ende gefunden hat. Sicherung 
des einzelnen durch Sicherung der Gemeinſchaft hat der maßgebende Geſichtspunkt 
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für die Wirtſchaft und für die wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen des Staates zu 
fein, nicht umgekehrt der Vorrang des einzelnen Intereſſes mit dem (inzwifchen 
widerlegten) Wahne eines harmoniſchen Ausgleichs dieſer geſamten Einzelintereſſen. 
Bindung und Einordnung in die Gemeinſchaft ſtatt Freiheit, Willkür und wirtfchaft- 
licher Herrſchaftsmacht des einzelnen iſt, kurz gefaßt, die Forderung der neuen Zeit, 
die nach dem nationalſozialiſtiſchen Programm lautet: Gemeinnutz vor Eigennutz. 
Bindung und Einordnung ſowie die Vereitſchaft dazu ſind allein in der Lage, zu einer 
zuſammenfaſſenden Geſamtſchau aller Lebensverhältniſſe, zu Zukunftsbetrachtungen 
und zum Arbeiten auf lange Sicht zu führen, während das liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſche 
Syſtem mit einem gewiſſen Fatalismus in jeden neuen Tag hineingehen mußte und 
ſich gegen die unvorhergeſehenen Wechſelfälle und Ausſchläge allenfalls durch irgend- 
welche Behelfsmittel ſichern konnte. 

Die Abkehr von dem Grundſatz und Antrieb des hemmungsloſen Eigennutzes erfordert 
eine beſtimmte geſetzliche Ordnung, die das geſetzte Ziel des Wirtſchaftens gewähr⸗ 
leiſtet, eine Regelung der in der völkiſchen Lebensgemeinſchaft wirkenden wirtſchaft⸗ 
lichen Kräfte in ihrem Verhältnis zueinander und zum Leben der Gemeinſchaft über⸗ 
haupt. Sicherung des einzelnen und Sicherung der Gemeinſchaft, Schutz der natür- 
lichen Grundlagen der Lebensgemeinſchaft, des Bodens und der Arbeitskraſt haben 
Leitgedanken dieſer Ordnung zu ſein. Anvereinbar mit ihr iſt jedenfalls das wilde, 
ungehemmte Rentabilitätsſtreben, der ungezügelte, ſtändig wechſelnde (labile) Aus. 
gleich im Wirtſchaftsleben, das ungeregelte Spiel des Zufalls und das freie Walten 
individueller Gewiſſenloſigkeit. Nicht zielloſe, überſchäumende wirtſchaftliche Tätig⸗ 
keit um ihrer ſelbſt willen, fondern zielbewußte ſtetige Bedarfsdeckung der völkiſchen 
Lebensgemeinſchaft hat eine ſolche Ordnung zu ſichern. Damit rücken das Volk und 
alle Mitglieder desſelben wieder in den Mittelpunkt der volkswirtſchaftlichen Er⸗ 
wägungen und der wirtſchaftlichen Tätigkeit. Der Primat des Menſchen vor dem 
Primat der Rentabilität, vor dem Primat der Wirtſchaft als einer Einrichtung an 
ſich, wird damit aufgeftellt. Mit anderen Worten, die Wirtſchaſt hat ſich der Politik, 
der Geſamtordnung des völkiſchen Lebens zu beugen, nicht die Politik der Wirtſchaft, 
wie es der Liberalismus verlangte. 


Serechtigheit 

Die lebensgeſetzliche Ordnung im wirtſchaftlichen Bereiche hat auf das ſtärkſte dem 
Prinzip der Gerechtigkeit zum Durchbruch zu verhelfen, was ſich ohne weiteres ſchon 
aus dem Gedanken der völkiſchen Gemeinſchaft und aus dem Leiſtungsprinzip ergibt. 
Sie ift berufen, endlich das Problem des gerechten Preiſes und des gerechten Lohnes 
für produktive Arbeit aus dem Bereich jahrhundertelanger theoretiſcher und philo⸗ 
ſophiſcher Erörterungen in die praktiſche Wirklichkeit zu überführen. Der Gerechtig⸗ 
keitsgedanke als ſittliches Poſtulat wird gerade auf dem Gebiet der Wirtſchaft ein 
Prüfſtein für die Bewährung der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung und die 
neuen Wirtſchaftsgrundſäͤtze fein. 


Verwurzelung (Eigenftändigkeit) 

Die Rüdbefinnung auf die natürlichen — wirtſchaftlichen wie kulturellen — Grund- 
lagen der völkiſchen Lebensgemeinſchaft bedeutet in den verſchiedenſten Beziehungen 
die Wiederverwurzelung dieſer Gemeinſchaft im eigenen Raum. Am das Leben und 
den Beſtand des Volkes gegenüber feiner Amwelt zu ſichern, muß es das Schwer- 
gewicht ſeiner wirtſchaftlichen Tätigkeit wieder in ſeinen eigenen Herrſchaftsbereich 
verlegen. In erſter Linie macht dies die unbedingte Sicherung der Nahrungsgrund- 
lage und Nahrungsfreiheit unerläßlich, da fie die Vorausſetzung für jede unab- 
hängige und ſtarke Politik überhaupt iſt. Eine gewiſſe Verlagerung des ganzen 
Wirtſchaftsaufbaues von der internationalen Baſis des Welthandels auf die eigenen 
Wirtſchaftskräfte im Lande und damit auf die Landwirtſchaft iſt unausbleiblich, nicht 
nur, weil der Landwirtſchaft bei der Sicherung der Nahrungsfreiheit die entſcheidende 
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Rolle zukommt, ſondern letzten Endes, weil die weltwirtſchaftlichen Vorausſetzungen 
und Möglichkeiten zu einem weſentlichen Teil fortgefallen find. Im übrigen wird 
und muß eine beſtändige (ſtabile) Volksordnung notwendig danach trachten, in ihrem 
eigenen Bereich wenigſtens in der Hauptſache eine gewiſſe Ausgeglichenheit zu finden. 


Die nationalſozialiſtiſche Agrarpolitik 


Es iſt kein Zufall, daß bei der nationalſozialiſtiſchen Agrarpolitik das neue Wirt- 
ſchaftsprinzip am ſchnellſten, radikalſten und umfaſſendſten in die Tat umgeſetzt 
worden iſt. Adolf Hitler hat ſich von Anfang an von der Erkenntnis leiten laſſen, daß 
das Dritte Reich ein Bauernreich ſein oder überhaupt nicht fein werde, und der Reichs⸗ 
bauernführer Darré hat in ſeinen Werken klar und unwiderlegt die Bedeutung des 
Bauerntums als Lebensquell des deutſchen Volkes ſowohl in biologiſcher wie 
kultureller Beziehung herausgeſtellt. Die Erkenntnis dieſer Zuſammenhänge zwiſchen 
dem Bauern und unſerem geſamten völkiſchen Leben iſt inzwiſchen auch in weiteſte 
Volkskreiſe gedrungen, die ſolchen Gedankengängen und der Landwirtſchaft überhaupt 
ferner ſtanden. Ohne eine Sicherung des Bauerntums muß alles Ringen um die 
völkiſche Wiedergeburt und Wiedererhebung des deutſchen Volkes in kurzer Zeit 
ſcheitern. Das Bauerntum hat die Aufgabe, die Nahrungsfreiheit und damit die 
politiſche Anabhängigkeit und Stärke im ganzen gegenüber der Amwelt zu ſichern. 


Sicherung der Lebensgrundlage des deutſchen Bauern war daher eine der vordring- 
lichſten Aufgaben, die die Regierung der nationalſozialiſtiſchen Revolution vorfand 
und zu bewältigen hatte. Eine Aufgabe, bei der zum erſtenmal die neuen Wirtſchafts⸗ 
prinzipien zur Anwendung kommen mußten. Nach ihnen ift dann auch vorgegangen 
worden. Kein Zweig der deutſchen Wirtſchaft war wohl auch ſo reif und geeignet, 
dieſe Prinzipien in einem unerhört kurzen Zeitmaß in die Wirklichkeit umzuſetzen, 
wie die Landwirtſchaft, das Bauerntum. Der Bauer wurzelt mit ſeinem Blute, mit 
ſeiner Sippe von Generation zu Generation in dem unbeweglichen, unvermehrbaren 
und unzerſtörbaren Boden. Weil dieſer Boden die Grundlage des Bauerntums iſt, 
deshalb mußte zwangsläufig eine Politik, die dieſes Bauerntum als Lebensquell des 
Volkes bejaht, zu der Ablöſung des liberalen Prinzips der Beweglichkeit durch das 
Prinzip der Stetigkeit und Ordnung führen, deshalb mußte der bis dahin ausfchlag- 
gebende Menſch der Beweglichkeit — der Händler — dem für die Zukunft ausſchlag⸗ 
gebenden Typus des Bauern weichen. 


Die Landwirtſchaft, der Bauer, verkörpert in ſeiner Perſon und ſeinem Arbeitskreis 
diejenigen Wirtſchaftsprinzipien, die ſich aus der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchau⸗ 
ung und der Erkenntnis der Auswirkungen des liberalen Zeitalters ergeben. Der 
Ablehnung dieſes Zeitalters durch den Nationalſozialismus, der zwangsläufigen 
ſtofflichen und wirtſchaftlichen Verlagerung des Schwergewichts unſerer Wirtſchaft 
von der Außen- (Welt-) Wirtſchaft auf die Binnenwirtſchaft entſpricht der Aber⸗ 
gang der Führung vom Händler zum Bauern. Anter dem Geſichtspunkt der Ablöſung 
des beweglichen, zügelloſen, ungebundenen Wirtſchaftsprinzips durch das ſtetige, ver- 
wurzelte Prinzip, der Ablöſung des Primats des liberaliſtiſchen Händlers durch den 
Typ und die Geſinnung des Bauern, werden erſt die agrarpolitiſchen und agrarwirt⸗ 
ſchaftlichen Geſetze der nationalſozialiſtiſchen Regierung verſtändlich und in ihrer 
allgemein politiſchen Bedeutung erkenntlich. Führung des Bauern alſo nicht im 
Sinne von Beherrſchung und Hintanſetzung der übrigen Wirtſchaftsbereiche, ſondern 
im Sinne des Primats eines Typus und einer beſtimmenden Geſinnung im Leben 
des Volkes. Der Bauer muß ebenſo zum Träger und Vorkämpfer der neuen Wirt- 
ſchaftsgeſinnung werden, wie im liberalen Zeitalter Handel und Induſtrie das 
geiſtige Geſicht der Wirtſchaft und ihre Geſinnung beſtimmten. Der hierin liegende 
Anſpruch iſt nicht Machtanſpruch und nicht die Forderung eines mächtigen Inter- 
eſſentenkreiſes, ſondern einfach die aus Erkenntnis gewonnene Feſtſtellung einer dem 
Bauerntum gegenüber der Geſamtheit obliegenden Aufgabe. 
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Die nationaljozialiftiiche fgrargeſetzgebung 

Die neue Agrarpolitik und Agrargeſetzgebung umfaßt im weſentlichen zwei Gruppen 
geſetzgeberiſcher Maßnahmen, einmal diejenigen, die der Erhaltung und Neubildung 
deutſchen Bauerntums, zum anderen, die einer Ordnung des agrarwirtſchaſtlichen 
Bereichs dienen. 

Ausgangspunkt für alle Maßnahmen zur Erhaltung und Neubildung des Yauern- 
tums iſt deſſen biologiſche und raſſiſche Bedeutung für unſer Volk. Vom Blute her 
müſſen fie in erſter Linie verſtanden werden. Der Bauer iſt uns der Blutsträger, 
deſſen raſſiſche, geiſtige und wirtſchaftliche Situation von entſcheidender Bedeutung 
für die Erhaltung und Erneuerung unſerer Art iſt. Ihn in dieſer Aufgabe zu ſichern 
und geiſtig wieder zu den Wurzeln feines Seins zurückzuführen, mußte im Vorder. 
grund aller Aberlegungen bei der Neugeſtaltung der Verhältniſſe am deutſchen 
Boden ſtehen. 


Dieſem Ziel dient das Reichserbhofgeſetz vom 29. September 1933. 


1. Das Reichs erbhofgeſetz 
Grundgedanken des Reichserbhofgeſetzes 
Seine Grundgedanken find nach den Worten des Geſetzgebers folgende: 
„Die Reichsregierung will unter Sicherung alter deutſcher Erbfitte das Bauern⸗ 
tum als Blutquelle des deutſchen Volkes erhalten. Die Bauernhöfe ſollen vor 
Aberſchuldung und Zerſplitterung im Erbgang geſchützt werden, damit ſie dauernd 
als Erbe der Sippe in der Hand freier Bauern verbleiben. 


Es ſoll auf eine geſunde Verteilung der landwirtſchaftlichen Beſitzgrößen hin⸗ 
gewirkt werden, da eine große Anzahl lebensfähiger kleiner und mittlerer Bauern- 
döfe, möglichſt gleichmäßig über das ganze Land verteilt, die beſte Gewähr für die 
Geſunderhaltung von Volk und Staat bildet.“ 
Anbedingte Sicherung des raſſiſch einwandfreien und ehrbaren Bauern und ſeiner 
Sippe auf dem angeſtammten Hofe und Schaffung und Erhaltung möglichſt vieler 
lebensfähiger kleiner und mittlerer Bauernhöfe iſt danach das Ziel des Geſetzes. Der 
Bauer muß wieder im ungeſtörten, unantaſtbaren Beſitz ſeiner heimatlichen Scholle 
ſchaffen und ſeinen raſſiſchen und wirtſchaftlichen Aufgaben dienen und nachkommen 
können. Das Reichserbhofgeſetz beſeitigt von Grund auf die Schäden und Einflüſſe, 
die einer ſolchen Sicherung des bäuerlichen Lebens und der bäuerlichen Aufgabe nach 
der bisher für den bäuerlichen Boden geltenden Rechtsordnung entgegenſtanden. 
Nur wer deutſchen Blutes, deutſcher Staatsangehörigkeit, ehrbar und fähig iſt, kann 
Bauer ſein und darf ſich Bauer nennen. Das Geſetz macht der Freizügigkeit auf 
bäuerlichem Boden ein Ende, die es bisher geſtattete, die Scholle, den Hof beliebig 
zu veräußern, zu zerſtören, zu zerteilen und verkommen zu laſſen, ja über das Hypo⸗ 
theken · und Wertpapierrecht zu einer beweglichen Ware zu geſtalten. Es verhindert 
aber auch die Zuſammenlegung und Beſeitigung von Bauernhöfen. In dem von 
Natur unbeweglichen Boden, einer der Hauptgrundlagen der völkiſchen Lebens. 
gemeinſchaft, wird der Bauer wieder mit ſeiner Sippe auf die Dauer verwurzelt. 
Der Boden kann nicht mehr zum Pſand des Leihkapitals werden, noch kann irgendein 
Gläubiger die Sippe vom Hofe vertreiben. Die ungeheure Tragweite und Bedeutung 
dieſer Regelung im Hinblick auf das geſteckte Ziel liegt auf der Hand. Mit Miß⸗ 
ernten, Naturkataſtrophen u. ä. muß ein Bauer allerdings in gewiſſem Amfange 
rechnen. Nicht ſolche Schickſalsſchläge jedoch, letztlich auch nicht ſchlechte und unſichere 
Preiſe des überwundenen liberaliſtiſchen Syſtems oder die überhöhten Zinſen an ſich 
vertrieben den Bauer von Haus und Hof, entwurzelten ihn und verſchlugen ihn in 
die Heimatloſigkeit, ſondern eine Rechtsordnung, die es erlaubte, mit Hilfe eines aus 
artfremdem Rechte geſchöpften Rechtstitels die Bauerngeſchlechter von ihrer Scholle 
zu vertreiben. Wollte man dieſe Möglichkeit beſeitigen, ſo konnte man ſich nicht mit 
der — zweifellos ebenfalls erforderlichen — menſchenmöglichen Sicherung der wirt⸗ 
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ſchaftlichen Verhältniſſe des Bauern begnügen, ſondern mußte die zerſtörenden recht- 
lichen Mittel ausrotten. Dieſen Schritt hat das Reichserbhofgeſetz gemacht. Es 
wehrt darüber hinaus endlich der immer wiederkehrenden Verſchuldung und Aber⸗ 
ſchuldung der Bauernhöfe, die in der Hauptſache in dem freien Grundſtücksverkauf, 
insbeſondere aber in der Erbauseinanderſetzung beim Vorhandenſein mehrerer Erben 
ihren Grund hatten. Einer erhält als Nachſolger des Bauern und Anerbe den Hof; 
die übrigen Erben werden nicht entrechtet, ihre Anſprüche werden aber auf das einzig 
vernünftige und mit der Erhaltung des Hofes vereinbare Maß zurückgeführt, nämlich 
auf die wirklichen Kräfte und die Leiſtungsfähigkeit des Hofes abgeſtellt. Nicht mehr 
und nicht weniger bedeutet die neue Anerbenregelung. Aufgabe des Hofes und Pflicht 
des Bauern iſt es, ſeinen ſogenannten weichenden Abkömmlingen mit allen ſeinen 
Kräften aus den Mitteln und im Rahmen der Leiſtungsfähigkeit des Hofes das zu 
gewähren, was ſie für ihren Lebensweg und zu ihrer Verſelbſtändigung benötigen. 
Der Anerbe, der den Hof vor Durchführung dieſer Aufgaben erhält, tritt in dieſe 
elterlichen Pflichten als Schuldner ein. 


Faßt man die einzelnen Beſtimmungen des Reichserbhofgeſetzes zuſammen, fo läßt 
ſich ſagen: es begründet Naſſe, Ehre und wirtſchaftliche Leiſtung wieder als Maß⸗ 
ſtab für bäuerliche und menſchliche Wertung, es ſichert die Stetigkeit der wirtichaft- 
lichen Grundlage der Bauernfamilie und leitet das Bauerntum durch bewußte Aus- 
ſchaltung aller ſpekulativen, liberaliſtiſchen, händleriſchen Momente, die ſich bei ihm 
auswirkten, wieder hin zu einer Gefinnung, die nicht von Wirtſchaft und Geld, 
ſondern von den hohen Aufgaben an Volk, Boden und Heimat erfüllt iſt. Das Geſetz 
legt dabei im Prinzip die Struktur der Bauernhöfe feſt, indem es als untere Grenze, 
die für die Erfüllung dieſer Aufgaben als weſentlich erſcheint, die volle Ackernahrung, 
als obere jedoch eine Größe von 125 ha feſtfetzt. Die letztere Grenze iſt zwar ſtarr, 
das Geſetz ſchafft jedoch die Möglichkeit, auch darüber hinaus unter beſtimmten Vor⸗ 
ausſetzungen einen Hof als Erbhof und ſeinen Beſitzer als Bauer anzuerkennen. 


Die Geſamtzahl der Erbhöſe wird auf 700 000 geſchätzt, die etwa 55 bis 60 v. H. der 
landwirtſchaftlich genutzten Fläche Deutſchlands umfaſſen. Nach dem Stand vom 
1. 4. 1936 waren etwa 400 Höfe, bei denen die regelmäßige Höchſtgrenze für den 
Umfang eines Erbhofs überſchritten iſt, als Erbhöfe zugelaſſen und in die Erbhöfe- 
rolle eingetragen. 


Neubildung deutichen Bauerntums 

Dient das Reichserbhofgeſetz im weſentlichen der Erhaltung und Sicherung des vor- 
gefundenen bäuerlichen Beſtandes, ſo hat die bäuerliche Siedlung die Aufgabe, der 
Vermehrung und Neubildung deutſchen Bauerntums, der Erweiterung der bäuer- 
lichen Struktur und der geſünderen Verteilung der landwirtſchaftlichen Beſitzgrößen 
zu dienen. „Neubildung deutſchen Bauerntums“ iſt der Name für dieſen agrar- 
politiſchen Bereich geworden, der ſich damit bewußt von der Zielſetzung und den Me⸗ 
thoden der früheren Siedlungspolitik abhebt. Die Grundgedanken und die Ziele der 
neuen Politik ſtimmen mit den allgemeinen Gedanken des Reichserbhofgeſetzes voll- 
kommen überein. Die Maßnahmen zur Neubildung deutſchen Bauerntums find über- 
dies inſofern eine notwendige Ergänzung zu dem Reichserbhoſgeſetz, als fie die Ver. 
ſelbſtändigung und Wiederverwurzelung der nicht zu Anerben des elterlichen Hofes 
berufenen, geeigneten bäuerlichen Abkömmlinge ermöglichen. Als beſondere Aufgabe 
tritt hier noch die allgemeine national und grenzpolitiſche hinzu: bei der räumlichen 
Enge unſeres Vaterlandes und dem herandrängenden Wachstum kräftiger Nachbar- 
völker iſt es eine Lebensnotwendigkeit, die dünn beſiedelten Gebiete an den Grenzen 
des Reiches mit einem lebenskräftigen, kinderfreudigen und wirtſchaftlich geſunden 
Bauerntum zu erfüllen. 900 000 qkm betrug ſchätzungsweiſe die Fläche öſtlich der 
Elbe, die im Mittelalter in der Hand deutſcher Koloniſatoren und Fürſten war. Die 
weitere Entwicklung des Deutſchtums in dieſem Gebiet iſt das tragiſche Ergebnis 
einer wirtſchaftlichen und biologiſchen Struktur, die nicht in der Lage war, den 
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errungenen Beſitz zu behaupten und zu fihern. Dieſer Entwicklung muß nunmehr ein 
für allemal ein Ende geſetzt werden. „Eine große Anzahl lebensfähiger kleiner und 
mittlerer Bauernhöfe, möglichſt gleichmäßig über das ganze Land verteilt“, bietet 
auch im Oſten Deutſchlands die beſte Gewähr für die Geſunderhaltung von Volk und 
Staat. Auf dieſem Wege wird es auch möglich, eine gewiſſe Entlaſtung der dicht 
befiedelten weſtlichen und ſüdweſtlichen Gebietsteile des Reiches herbeizuführen: ein 
beftimmter Prozentſatz der bäuerlichen Oſtſiedler wird aus dieſen Gegenden ent - 
nommen (Weſtoſt⸗ Siedlung). Aber das eigentliche Bauerntum hinaus gewinnt eine 
verſtärkte Befiedlung des Oſtens auch eine erhebliche Bedeutung für den induſtriellen 
und gewerblichen Teil der Wirtſchaft, da dieſe dichtere Beſiedlung erſt die Grundlage 
für eine allmähliche ſpätere Verlagerung auch induſtrieller Wirtſchaftszweige nach 
dem Oſten bildet. Jetzt bereits zeigt ſich im wachſenden Maße die Möglichkeit der 
Rüdfiedlung von Städtern in Siedlungsgebiete zur Begründung von Handwerks- 
ſtellen. 


Aufbau des Siedlungswerks 


Aus dem Geſagten ergibt fih ohne weiteres, daß im Mittelpunkt der bäuerlichen 
Siedlung, der „Neubildung deutſchen Bauerntums“, der Menſch ſteht. Als weſent⸗ 
lichſte organiſatoriſche Maßnahme im Siedlungsverfahren erſcheint damit die Siedler 
auswahl. Nur wirklich wertvolle, raſſiſch einwandfreie, erbbiologiſch und geſundheit⸗ 
lich geprüfte ſowie charakterlich bewährte Menſchen entſprechen den geſtellten An⸗ 
forderungen und ſind in der Lage, die ihnen unter Einſatz erheblicher öffentlicher 
Mittel übertragenen Aufgaben zu meiſtern. Andere Geſichtspunkte, insbeſondere die 
Höhe des dem Bewerber zur Verfügung ſtehenden Eigenkapitals, treten bei der 
Auswahl und der tatſächlichen Berückſichtigung zurück. Der Maßſtab, der an die 
menſchliche Bewertung angelegt wird, iſt ſtreng. Zum Siedeln gehört die gewiſſe 
Zähigkeit, der Pioniergeiſt, der ſich im Neuland und bei der Geſtaltung einer neuen 
Heimat durchſetzt, vom Kleinen her in unermüdlicher Arbeit aufbauend. Das ge⸗ 
eignetſte Menſchentum für die Neuſiedlung findet ſich daher beſonders in den Kreiſen 
der mittleren und kleineren Bauern und der Landarbeiter. Dabei werden gerne ehe⸗ 
malige Angehörige der Wehrmacht und bewährte Mitglieder der SA und SS aus⸗ 
gewählt. Der Bewerber muß verheiratet oder verlobt fein; aus bevölferungs- 
politiſchen Gründen wird Bewerbern mit reichem Kinderſegen der Vorzug vor 
anderen gegeben. Die Auswahl der Siedler erfolgt nach einheitlichen, für das ganze 
Reich geltenden Grundſätzen. Nach einer Bearbeitung der einzelnen Bewerbungen 
durch die Landesbauernſchaften trifft die Hauptabteilung I des Reichsnährſtandes die 
Entſcheidung, ob dem Bewerber die Siedlungsbeſcheinigung erteilt werden kann oder 
nicht. Ohne dieſe Beſcheinigung, eine Art Befähigungszeugnis, kann kein Bewerber 
bei einem Siedlungs verfahren berückſichtigt werden. | 


Die Organiſation der eigentlichen Siedlungstätigkeit hat im Zuge der neuen Agrar- 
politik eine Säuberung ſowie eine erhebliche Vereinfachung erfahren. Von mehr denn 
200 Siedlungsgeſellſchaften ſind nur mehr 40 bedingt zugelaſſen, die die Gewähr für 
ein wirklich gemeinnütziges Arbeiten bieten und einer ſtrengen Aufſicht und einer Ein⸗ 
flußnahme ſtaatlicher Stellen auf die Geſchäftsführung unterliegen. Bei der prak- 
tiſchen Ausgeſtaltung der Siedlerſtellen beſteht entſprechend dem Zwecke der ganzen 
Neubildung deutſchen Bauerntums der unbedingte Grundſatz, nur geſunde und aus⸗ 
baufähige, alſo nicht zu kleine Bauernhöfe zu ſchaffen. Auf eine geſunde Miſchung 
von Betriebsgrößen wird dabei beſonderer Wert gelegt, ſo daß bei der Siedlung 
wirkliche Bauerndörfer entſtehen, die wie Altbauerndörfer organiſch gewachſen 
erſcheinen und damit lebensgeſetzlich richtig ſind. In großem Amfange werden im 
Wege der Anliegerſiedlung kleinere Beſitzungen durch Landzulage auf eine lebens- 
fähige Größe (Ackernahrung) verſtärkt. Im ganzen hat die bäuerliche Siedlung immer 
die Neuordnung des geſamten deutſchen Lebensraumes im Auge. Die Ertrags. und 
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Lebensfähigkeit der Siedlungen wird nach Möglichkeit geſteigert durch die Bildung 
geeigneter Genoſſenſchaften (Zuchtvieh., Molkerei, Entwäſſerungs-, Brennerei 
genoſſenſchaften uſw.). Siedlerberatungsſtellen ſtehen den Siedlern in ihrer neuen 
Heimat von Anfang an mit Rat und Hilfe zur Seite. 


Cand vorrat und Landabgabe 


Es bleibt noch einiges zur Beſchafſung des für die Neubildung deutſchen Bauern- 
tums benötigten Landes zu ſagen. Zunächſt ſtehen noch mehrere hunderttauſend 
Hektar aus dem Lieferſoll (etwa noch 40 v. H.) der Landlieferungsverbände nach dem 
Reichsſiedlungsgeſetz zur Verfügung. In erheblichem Amfange werden Beſitzungen 
der Länder und Gemeinden (Domänenbeſitz) laufend bereitgeſtellt. Weiterhin fallen 
nicht unweſentliche Landmengen im Zuge der Entſchuldung und Amſchuldung an, 
ebenſo wie durch die Erbhofzulaſſung von Betrieben, die über 125 ha groß ſind. 
In allen dieſen Fällen werden, ſoweit ſich das im Hinblick auf die Schuldenlaſt not- 
wendig erweiſt, Landabgabeauflagen gemacht, deren Durchführung die Schuldenlaſt 
mindern ſoll. Daneben ſtehen die großen, teils bereits in Angriff, teils in Ausſicht 
genommenen Arbeiten zur Kultivierung von Moor und Odland, zur Gewinnung von 
Land durch Eindeichung ſowie zur Verbeſſerung minderwertigen Bodens. Hier 
erfüllt der Arbeitsdienſt eine große Gemeinſchaftsauſgabe. Freihändige Verkäufe 
aus privater Hand an die Siedlungsgeſellſchaften vermehren den für die Neubildung 
deutſchen Bauerntums zur Verfügung ſtehenden Landvorrat. 


Das bisherige Siedlungsergebnis 


Rund 1 Mill. Morgen Land wurden trotz der Enge des deutſchen Raums in den 
letzten drei Jahren der Neubildung deutſchen Bauerntums zugeführt. Man zerſchlug 
nicht ſinnlos Großbetriebe, um auf den erworbenen Flächen lebensunfähige Parzellen. 
wirtſchaſten zu ſchaffen, ſondern man kannte nur ein Ziel: neues ſtarkes Bauerntum 
zu ſchaffen. Dabei wurde nicht wie in der Syſtemzeit ohne Rückſicht auf die Exiſtenz. 
fähigkeit der angeſetzten Siedler Rekordzahlen nachgejagt. Im Intereſſe der Lebens- 
fähigkeit der neuen Höfe wurde vielmehr die Durchſchnittsgröße der einzelnen Neu- 
bauernhöſe von 10 ha in der Syſtemzeit auf 17,2 ha im Jahre 1935 vergrößert. Troß- 
dem war es möglich, in den letzten drei Jahren 14 000 bis 15 000 neue Bauernhöfe 
zu ſchaffen und in bisher nicht gekanntem Ausmaß etwa 35 000 zu kleine landwirt- 
ſchaftliche Betriebe durch Landzulagen zu ſtärken. 

Insgeſamt wurden demnach feit der Machtübernahme rund 50 000 wirkliche Bauern- 
höfe geſchaffen. 

850 Mill. RM und 200 000 Mann Arbeitsdienſt wurden eingeſetzt, um das deutſche 
Land durch Landeskultur fruchtbarer zu machen und durch Od. und Moorlandkulti⸗ 
vierung oder aus dem Meer neues Land für neue Bauern zu gewinnen. Eine 
Provinz wurde auf dieſem friedlichen Wege für Deutſchland erobert. Unter Ein- 
rechnung der durch die Landeskulturarbeiten bisher verbeſſerten Flächen wurden bis 
Ende 1935 rund 1 Mill. Morgen Neuland gewonnen. Mehr als 2 Mill. Morgen 
werden durch die großen Vorhaben, die der Reichsarbeitsdienſt in Angriff genommen 
hat, weiterhin erfaßt. 


Reichsnährftandsgejeßgebung und Marktordnung 

So wie das Reichserbhofgeſetz den Bauer und feinen Hof als die Heimat der Sippe 
und als Arbeitsſtätte ſichert, fo ſichert und gewährleiſtet die Reichsnährſtandsgeſetz⸗ 
gebung und die auf ihr beruhende Marktordnung den Ertrag der bäuerlichen Arbeit 
ſowie die Deckung des völkiſchen Lebensbedarfs zu einem für Erzeuger wie Ver— 
braucher gerechten Preis. Die Reichsnährſtandsgeſetzgebung verkörpert damit die 
neuen Wirtſchaftsprinzipien der Ordnung und Gebundenheit. An die Stelle des zu- 
fälligen kapitaliſtiſchen Marktgeſchehens tritt die bewußte nationalſozialiſtiſche Markt- 
ordnung, an die Stelle des zielloſen Ausgleichs von Angebot und Nachfrage der 
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geregelte Ausgleich von Bedarf und Deckung. An die Stelle der beherrſchenden Macht 
des Kapitals und der Anterworfenheit des Menſchen und der Früchte ſeiner Arbeit 
unter die ſogenannte Eigengeſetzlichkeit der Wirtſchaft mit ihren wilden Schwankun⸗ 
gen tritt die bewußte Beherrſchung des Marktes und des Marktgeſchehens durch eine 
verantwortungsbewußte Beſtimmung und Feſtlegung des Preiſes. Mit dieſer 
Ordnung und der dadurch bedingten Sicherung des bäuerlichen Ertrages iſt nunmehr 
auch die Möglichkeit gegeben, die geſamtwirtſchaftlich notwendige Ertragsſteigerung 
der deutſchen Landwirtſchaft herbeizuführen und auf die in dieſem Zuſammenhang 
erforderlichen Verlagerungen in der Erzeugung hinzuwirken. 


2. Das Reichsnährſtandsgeſetz 


Der Aufbau des Reichsnährftandes 


Vorausſetzung für dieſe Ordnung der Erzeugung und des Marktes war freilich eine 
Ordnung und Bindung der geſamten deutſchen Ernährungswirtſchaſt ſelbſt, alſo ein 
einheitlicher, geſchloſſener und ſchlagkräſtiger Zuſammenſchluß der Bauern, Land- 
wirte, Be- und Verarbeiter landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe zum Reichsnährſtand. 
Durch die Schaffung des Reichsnährſtands wurde gleichzeitig die politiſche Voraus 
ſetzung für eine allmähliche Verwirklichung nationalſozialiſtiſchen Gedankengutes in 
dieſem weſentlichen Abſchnitt der Wirtſchaft geſchaffen, die allmählich zum Vorbild 
auch für die übrige Wirtſchaft werden kann. 


Eine bedeutende Vorarbeit für die raſche Inangriffnahme des Am- und Aufbaues 
der deutſchen Landwirtſchaft war bereits vor der Machtübernahme geleiſtet worden. 
In unaufhörlichem Kleinkampf hatte der zur Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Arbeiterpartei gehörende Agrarpolitiſche Apparat auf dem Lande Fuß gefaßt und die 
Führung der örtlichen Verbände des Bauerntums erobert (Landbund, Kammern). 
Landvolkpartei u. a. m. wurden aufgerieben. Durch die Eroberung von unten und 
von innen heraus bekam der Agrarpolitiſche Apparat im zähen Ringen ſchließlich 
auch den Reichslandbund in Berlin politiſch in ſeine Hand. Anter dem Druck des 
Agrarpolitiſchen Apparates und ſeiner Führung war es der Reichslandbund, der den 
Sturz des letzten Syſtemkabinetts Schleicher herbeiführte. 


Nach Abernahme der Macht war daher in dem Anterbau der bäuerlichen Organiſation 
eine Gleichſchaltung nicht mehr erforderlich, weil ſich die Führung der einzelnen 
Verbände und Bünde bereits vorher in nationalſozialiſtiſchen Händen befand. In 
bezug auf die Spitzen dieſer Verbände brachte aber das Reichsnährſtandsgeſetz die 
Krönung der in den vergangenen Jahren des Kampfes gemachten Eroberungen des 
bäuerlichen Menſchen. Das Reichsnährſtandsgeſetz gab dem Reichsbauernführer die 
Möglichkeit, die Organiſationen nach den Erforderniſſen nationalſozialiſtiſcher Wirt⸗ 
ſchaftsauffaſſung ſo umzugeſtalten, daß ſie nicht mehr gegeneinander ſtehen konnten. 
Er verſchmolz alle Vereinigungen und Verbände, insgeſamt etwa 1000, zu einem ein⸗ 
heitlichen Ganzen, zu der öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft Reichsnährſtand. Die 
großen beſtehenden Hauptgruppen bildeten das Gerippe. 


So wurde der Reichslandbund in die Hauptabteilung I des Reichsnährſtandes um- 
gewandelt, der die Betreuung aller in der bäuerlichen Wirtſchaft tätigen Menſchen 
obliegt. 


Die vorhandenen geſetzlichen Vertretungen, wie Landwirtſchaftskammern, Bauern- 
kammern uſw., die ihre Spitze im Deutſchen Landwirtſchaftsrat hatten, wurden als 
Hauptabteilung II in den Reichsnährſtand überführt. Der Hauptabteilung II wurde 
die Aufgabe zuteil, den Hof, die bäuerliche Wirtſchaft nach der fachlichen Seite hin 
zu betreuen. 
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Als Hauptabteilung III wurden die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften mit ihrer 
Spitzenorganiſation, dem Reichsverband der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, 
dem Reichsnährſtand eingegliedert. 


In der Hauptabteilung IV wurden die Be- und Verarbeiter von landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen fowie der Handel mit dieſen Waren zuſammengefaßt. 


Im Zuge der weiteren Entwicklung wurden die Hauptabteilungen III und IV mitein- 
ander verſchmolzen und eine neue Hauptabteilung III zur Betreuung der land- 
wirtſchaftlichen Märkte geſchaffen. Aber den Aufbau des Reichsnährſtands und 
ſeiner Marktordnung im einzelnen unterrichtet die Sonderarbeit von Dr. Reiſchle 
(Beitrag 48 a). 

In dieſem Zuſammenhang ſollen nur noch einige Grundſätze der Markt 
ordnung herausgeſtellt werden. 


Gebundene Preiſe 

Bei der Marktordnung handelt es ſich einmal um eine Lenkung des Abſatzes, teil- 
weiſe um eine — wenn auch indirekte — Beeinfluſſung der Erzeugung und ſchließlich 
um eine bewußte Geſtaltung der Preiſe für die Haupterzeugniſſe der Landwirtſchaft. 
Grundlage der bäuerlichen Wirtſchaft iſt Stetigkeit und Ordnung. Infolgedeſſen muß 
insbeſondere auch die Preisbildung für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe eine ſtetige 
und geordnete fein, ſchon damit der Bauer in der Lage iſt, einen ſtetigen Wirtſchafts⸗ 
plan aufzuſtellen. 


In der Preisbildung iſt am deutlichſten der Abergang von der freien Wirtſchaft zur 
gebundenen Wirtſchaft feſtzuſtellen. Vor der Durchführung der Marktordnung 
geſtalteten ſich die Preiſe für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe nach dem Grundſatz von 
Angebot und Nachfrage (die allerdings oft von der Spekulation willkürlich geſtaltet 
wurden), das heißt: Jeder kaufte dort, wo die Ware am billigſten war, und verkaufte 
ſie dort, wo er am meiſten gewinnen konnte. Infolgedeſſen war für den Preis in 
Deutſchland der Weltmarktpreis, wenn auch vielfach in der durch Zölle gemilderten 
Form maßgebend, der ſich auf den weit niedrigeren Geſtehungskoſten ſolcher Länder 
wie Kanada und Auſtralien aufbaute, ohne die deutſchen Erzeugungsverhältniſſe zu 
berückſichtigen. In dem Ziel, fo billig wie möglich zu kaufen und fo teuer wie möglich 
zu verkaufen, wurde oftmals kurzerhand ein künſtliches Aberangebot von Waren, die 
überhaupt nicht vorhanden waren, erzeugt. Dabei war bezeichnend, daß der Erzeuger 
ſelbſt nicht den geringſten Einfluß auf die Preisbildung hatte. 

Im Gegenſatz dazu ſteht die jetzige Preisbildung, die nach drei großen Geſichts— 
punkten erfolgt. 

„Erſtens mit Rückſicht aufden Erzeuger. Der Preis muß ſo hoch fein, daß 
er zumindeſt die Geſtehungskoſten des Erzeugers deckt. Er muß das Entgelt dar- 
ſtellen für den Arbeitsaufwand und für den Aufwand an Betriebsmitteln. Zum 
zweiten muß bei der Preisbildung Rückſicht genommen werden auf die 
Weiter verarbeitung und die Ankoſten, die beider Verteilung 
entſtehen. Drittens iſt bei der Preisbildung Rüdfiht zu nehmen auf die 
Kaufkraft des Verbrauchers. Die jetzige Kaufkraſtlage nötigt uns, den 
anderen Wirtſchaftsſtufen verhältnismäßige Opfer aufzuerlegen, ſo daß der End— 
preis für den Verbraucher tragbar bleibt. 


Die nationalſozialiſtiſche Agrarpolitik ſetzt an Stelle der ſchwankenden, durch eine 
Manipulierung von Angebot und Nachfrage entſtandenen Preiſe die ſtetigen Preiſe, 
die je nach der Eigenart des betreffenden Wirtſchaftsgebietes entweder Feſtpreiſe 
find oder dort, wo etwa eine ſtraffe Durchorganiſierung des Marktes noch nicht 
möglich oder zweckmäßig war, als Mindeſtpreiſe den Schutz des Erzeugers und als 
Höchſtpreiſe den Schutz des Verbrauchers gewährleiſten. Soweit einzelne landwirt- 
ſchaftliche Gebiete noch nicht organiſiert ſind und die Marktregelung nur langſam und 
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ſchrittweiſe darangehen kann, auch hier Bindungen zu ſchaffen, hat fie Maßnahmen 
vorgeſehen, die autoritär wirken, und zwar in Form von Richtpreifen. Dies iſt meiſt 
bei ſolchen Erzeugniſſen der Fall, bei denen ganz ſtarke Qualitätsunterſchiede vor⸗ 
handen find, oder die als Genußmittel angeſehen werden können. Vor allem ſoll bei 
ſolchen Erzeugniſſen der Leiſtungswettbewerb gefördert werden. 


Der Preis ais Steuerungsmittel | 

Es genügt aber nicht, daß die Preiſe für die einzelnen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe 
ſtabil find. Sie müſſen auch in einem beſtimmten Verhältnis zueinander ſtehen, und 
zwar ſo, daß durch den Preis eine natürliche Lenkung der Erzeugung erfolgt. 

Die nationalſozialiſtiſche Agrarpolitik hat bewußt darauf verzichtet, in den Bauernhof 
durch Anbauplanung einzugreifen. Sie kann aber nicht auf den Preis als Steuerungs- 
mittel der Erzeugung verzichten. Wir müſſen deshalb, wenn vom Standpunkt der 
Volkswirtſchaft aus auf irgendeinem Gebiet eine Abererzeugung vorhanden iſt, durch 
eine Senkung des Preiſes für dieſes Erzeugnis im Verhältnis zu anderen Erzeug- 
niſſen eine Minderung der Herſtellung erreichen. Amgekehrt müſſen wir, wenn es aus 
produktionspolitiſchen Gründen notwendig iſt, dem Bauern einen Anreiz zu geben, 
mehr von dem Produkt anzubauen, an dem wir Mangel haben, dies durch eine 
gewiſſe Preiserhöhung tun. So muß z. B. der Gewinn, den der Bauer für Flachs 
und Leinſamen, alfo für Olfrüchte erhält, höher fein, als er für die gleiche mit Ge⸗ 
treide angebaute Fläche betragen würde. Daß dieſes Mittel ſehr wirkſam iſt, zeigt 
die im Rahmen der Erzeugungsſchlacht und der Marktordnung ſich bereits er- 
gebende Auswirkung bei der Anbaufläche von Raps, Rübjen, Flachs, Hanf uſw., 
die, wie beabſichtigt, ganz erheblich ſtieg. 

Die Grundlage für das geſamte Preisſyſtem auf dem landwirtſchaftlichen Sektor 
iſt der Getreidepreis, wie anderſeits für das Lohnfyſtem der gewerblichen Induſtrie 
der Brotpreis die Grundlage iſt, auf der ſich die Lebenshaltungskoſten des Arbei- 
ters aufbauen. Bei der Bedeutung des Getreidepreiſes konnte daher auf eine 
geſetzliche Feſtlegung nicht verzichtet werden. Soll die Arbeitskraft des deutſchen 
Arbeiters nicht genau ſo wie bisher der Preis für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe 
der Konjunktur und der Spekulation ausgeliefert ſein, ſo muß der Wert ſeiner 
Arbeitskraft im Januar im gleichen Verhältnis zum Brotpreis ſtehen wie im 
Dezember. Das kann aber nur der Fall ſein, wenn der Brotpreis im Laufe des 
ganzen Jahres ſtabil bleibt. In dem Maße, wie das deutſche Volkseinkommen 
überhaupt ſteigt, kann auch die Arbeitskraſt des einzelnen Volksgenoſſen höher 
bewertet werden. 


Damit wird die nationalſozialiſtiſche Agrarpolitik auch zum 
Schlüſſel der Lohnpolitik. Sie wird, wenn immer das richtige Verhält- 
nis gewahrt bleibt, automatiſch auch das richtige Gleichgewichtsverhältnis von Stadt 
und Land herſtellen. | 


Ordnung der Erzeugung und Verarbeitung 

Die Marktordnung ſieht in erſter Linie auf den Wirtſchaftskreislauf, auf die 
Funktionen, die die Wirtſchaftsgruppen innerhalb eines Wirtſchaftskreislaufes aus- 
üben, und erſtrebt das volkswirtſchaftlich richtige „Funktionieren“. Sie fieht inner- 
halb des Wirtſchaftskreislaufes den Erzeuger, den Veredeler, den Verteiler und 
den Verbraucher. Will ſie den Markt ordnen, ſo muß die Funktion jeder einzelnen 
Wirtſchaftsſtufe in geordnetem Rahmen verlaufen. Die Erzeugung muß alſo ſo 
vor ſich gehen, daß ſie weder durch Abererzeugung den Markt zerrütten noch durch 
Mindererzeugung einen vorhandenen Bedarf unbefriedigt laſſen kann. Die Markt- 
ordnung will nicht Vorſchriften erlaſſen, wieviel jeder Bauer erzeugen darf, alſo 
gewiſſermaßen in den inneren Beſtellungsplan des Hofes eingreifen. Sie will viel- 
mehr durch eine organiſche Geſtaltung erreichen, daß der einzelne Erzeuger in dem 


18 Backe 


Amfange Erzeugniſſe hervorbringt, wie ſie dem organiſchen Kräfteverhältnis ſeines 
Hofes entſprechen. 


Dies hat zur Folge, daß im Endergebnis die Geſamterzeugung aller Erzeuger dem 
Erzeugungsbedarf des Hofes „Deutſchland“ entſprechen muß. Nur in Ausnahme⸗ 
fällen greift die Marktordnung zu Erzeugungsbeſchränkungen, z. B. auf dem Gebiet 
des Rüben, Hopfen-, Tabakanbaues. Hier hat die Anbaubeſchränkung aber inner- 
lich gerechtfertigte Gründe. Für die großen Grunderzeugniſſe, die im Prinzip von 
jedem Bauernhof erzeugt werden, wird dagegen grundſätzlich nicht die Maßnahme 
der direkten Anbauregelung ergriffen werden. Eine Regelung der Erzeugung bzw. 
Verarbeitung muß vielfach bei den Betrieben der Verarbeitungs. oder Veredelungs⸗ 
ſtoffe ergriffen werden. Wenn z. B. die Betriebe eines Gewerbezweiges außer- 
ordentlich überſetzt find, jo verlangt eine organiſche Regelung der Verarbeitung, 
daß jeder Betrieb in dem Amfange ausgenützt wird, als es vom Geſichtspunkt der 
Volkswirtſchaft her erforderlich iſt. Dies zeigt ſich im Beiſpiel des Mühlengewerbes, 
das bekanntlich an einer außerordentlichen Aberkapazität leidet. In ſolchen Fällen 
muß, um nicht ein unorganiſches Abergewicht irgendeiner Betriebsgruppe, etwa 
der Großbetriebe vor den Klein⸗ und Mittelbetrieben auftreten zu laſſen, eine 
Kontingentierung der Betriebe einſetzen. Es muß jedoch Gewicht darauf gelegt 
werden, daß hierbei nicht ein ſchematiſcher Schlüſſel angewendet wird, ſondern daß 
auch die Bedürfniſſe der einzelnen Wirtſchaftsgebiete angemeſſen berüdfihtigt werden. 


Während man früher in dem Kontingent, das ein Betrieb auf Grund der Kon- 
tingentierung erhielt, einen Vermögenswert erblickte, der nach Belieben frei über. 
tragen werden konnte, beruht die Kontingentierung der Marktordnung auf einem 
anderen Grundſatz. Das einem Betrieb zugeteilte Kontingent iſt kein übertragbarer 
Vermögenswert, ſondern ein von dem wirtſchaftlichen Zuſammenſchluß verliehenes 
Verarbeitungsrecht, das nach volkswirtſchaftlichen Bedürfniſſen verliehen, erweitert 
oder entzogen werden kann. Die Kontingentierung ſoll aber nicht dazu dienen, einen 
beſtehenden Beſitzſtand der Betriebe zu verewigen. Vielmehr ſollen neue Betriebe 
dort und dann errichtet werden, wo ein volkswirtſchaftliches Bedürfnis auftritt. 
Wenn z. B. der Bedarf an beftimmten Erzeugniſſen ſich erheblich ausweitet (z. B. 
bei Süßmoſt), jo trägt die Marktordnung dieſer Bedarfswandlung dadurch Ned 
nung, daß ſie neu entſtehende Betriebe ohne weiteres zuläßt, weil ein volkswirt⸗ 
ſchaftliches Bedürfnis für die Neuzulaſſung gegeben iſt. Die Marktordnung will 
alſo nur eine volkswirtſchaftlich nicht gerechtfertigte Neuerrichtung von Betrieben 
unterbinden, die regelmäßig zu Fehlinveſtierungen von Kapital und damit zu volfs- 
wirtſchaftlich nicht gerechtfertigten und auch nicht tragbaren Spannenerhöhungen 
führen muß. 


Ordnung der Verteilung 

Innerhalb der Bedarfsdeckungswirtſchaft ſoll nicht nur die Erzeugung und die Ver. 
arbeitung, ſondern auch der Umfang der verarbeitenden Betriebe dem volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Bedarf entſprechen. Ahnliches gilt für die Verteilerſtufe. Auf verſchie⸗ 
denen Gebieten hat die Marktordnung hier die Möglichkeit geſchaffen, Zulaffungs- 
beftimmungen für Verteilerbetriebe aufzuſtellen, z. B. wie in der Getreidewirtſchaft 
Mindeſtumſatzmengen zu fordern oder wie in der Viehwirtſchaſt die Zulaſſung zum 
Viehhandel an beſtimmte Vorausſetzungen zu knüpfen. Auf dieſe Weiſe beſteht 
die Möglichkeit, überſetzte Berufszweige auf das volkswirtſchaftlich gerechtfertigte 
und notwendige Maß zurückzuführen. 

Die Marktordnung ſieht ſich auch genötigt, in die Lieferungsbeziehungen zwifchen 
Erzeuger, Verarbeiter und Verteiler einzugreifen, nämlich dann, wenn dieſe aus 
volkswirtſchaftlich gerechtfertigten Gründen erforderlich und notwendig iſt. In der 
Vergangenheit ſind die einzelnen Märkte dadurch in völlige Anordnung geraten, 
daß die Vorbereitungsbetriebe das Erzeugnis dort kauften, wo es am billigſten 
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war. Infolgedeſſen war es möglich, daß z. B. Trinkmilch in einzelnen Gebieten 
des Reiches aus weit entfernten Werkmilchgebieten herangezogen wurde, während 
umgekehrt in der Nähe der Verbrauchsgebiete aufkommende Milch einen regulären 
Abſatz nicht mehr ſinden konnte. Hier hat die Marktordnung mit ordnender Hand 
eingegriffen und weitgehend die Lieferungs⸗ und Abſatzbeziehungen neu geſtaltet. 
Es wurden z. B. Einzugsgebiete für die Städte, aber auch Anlieferungsbezirke für 
die Molkereien im Werkmilchgebiet geſchaffen. Auf dieſe Weiſe konnten ſehr nam- 
hafte Einſparungen an Beförderungskoſten erzielt werden. Es wurde auch der 
Markt überſchaubar und in dieſer Geſtaltung durchſichtig. 

Die Marktordnung ſieht ſich ſchließlich aus volkswirtſchaftlichen Gründen genötigt, 
im Einzelfall zur Aufſtellung von Ablieſerungspflichten zu ſchreiten. Dem Erzeuger 
wird z. B. vorgeſchrieben, welche Mengen an Brotgetreide er zu Zwecken der menſch⸗ 
lichen Ernährung zur Verfügung ftellen muß. Bei hohen Ernten wird aus der Abliefe⸗ 
rungspflicht ein Ablieferungsrecht. Wenn ein Erzeuger in Zeiten geringerer Ern- 
ten ſeine Pflicht erfüllt, dann kann er auch verlangen, daß bei der Ausübung ſeines 
Ablieferungsrechtes in Zeiten hoher Ernten ein gerechter Schlüſſel angewandt wird. 


Dortatswiriſchaft 


Ein verantwortungsbewußter Ernährungspolitiker darf nicht nur Wert darauf 
legen, daß der laufende Bedarf der Volksernährung gedeckt iſt, vielmehr muß auch 
die Volkswirtſchaft zu einer Refervebildung ſchreiten ebenſo, wie dies ein gut 
geleiteter Einzelbetrieb tut. Wie die Hausfrau Vorräte oder der Betrieb Referven 
ſammelt, muß auch die Ernährungswirtſchaft Rücklagen an Nahrungsmitteln für 
knappe Zeiten haben. Dies gilt nur für ſolche Erzeugniſſe, die in Deutſchland nicht 
erzeugt werden, ſondern auch insbeſondere für die wichtigſte Ackerfrucht, das Getreide. 
Aus dieſem Grund wurde z. B. der abnehmenden Hand, alſo den Mühlen, eine Ein⸗ 
lagerungspflicht auferlegt. Durch dieſe Einlagerungen gemeinſam mit den Ein⸗ 
lagerungen der Reichsſtelle für Getreide, Futtermittel und ſonſtige landwirtſchaft⸗ 
liche Erzeugniſſe wurde erreicht, daß die Aberſchüſſe der Rekordernte 1933 in das 
Getreidewirtſchaftsjahr 1934 übernommen werden konnten, das bekanntlich geringere 
Getreideerträge brachte. 


Ahnliche Einlagerungspflichten wurden der Verarbeitungsſtufe auch auf anderen 
landwirtſchaſtlichen Gebieten auferlegt, z. B. den Zuckerfabriken. 


Dieſe Einlagerungspflicht iſt nicht nur aus allgemeinen volkswirtſchaftlichen Gründen 
notwendig, ſondern auch aus kaufmänniſchen und marktpolitiſchen Erwägungen und 
den Gründen einer geordneten Marktverforgung. Würden z. B. auf einem Gebiet der 
Ernährungswirtſchaft die heimiſchen Vorräte bei ungenügender Ernte zu knapp, ſo 
würden die Weltmarktpreiſe erheblich anfteigen, wenn der volkswirtſchaftliche Bedarf 
nun plötzlich durch Zukauf im Ausland gedeckt werden müßte. 

Die Notwendigkeit einer Vorratsbildung zeigt ſich beſonders auf denjenigen Märkten, 
bei denen die Erzeugungsbedingungen entſprechend dem Jahreslauf verſchieden ſind. 
So müſſen zur Zeit der Eier- oder Milchſchwemme diejenigen Mengen, die für die 
augenblickliche Bedarſsdeckung nicht erforderlich find, aus dem Markt genommen 
werden, da dieſes zeitweilige Aberangebot nach den Spielregeln des freien Marktes 
einen Preiszuſammenbruch herbeiführt, wie wir ihn früher erlebt haben. Amgekehrt 
können die zu Zeiten der Schwemme aus dem Markt genommenen Vorräte zu Zeiten 
des geminderten Ertrages wieder zur Marktbeſchickung verwendet werden, ſo daß 
durch dieſe Art der volkswirtſchaftlichen Vorratsbildung eine gleichmäßige Beſchickung 
des Marktes während des ganzen Jahres zu ſtabilen Preiſen möglich iſt. 

Die Aufgabe einer öffentlichen Vorratsbildung übernahmen die Reichsſtellen (Reichs⸗ 
ſtelle für Milcherzeugniſſe, Ole und Fette, Reichsſtelle für Eier, Reichsſtelle für 
Getreide, Futtermittel und ſonſtige landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, Reichsſtelle für 
Tiere und tieriſche Erzeugniſſe). 
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Der Ausgleichsgedanhe in der Marktordnung 


Ein weiterer wichtiger Gedanke der Marktordnung iſt der Ausgleichsgedanke. Ent- 
wickelt hat er ſich auf dem Gebiet der Milchwirtſchaft. Bekanntlich find die Erzeuger- 
preiſe für Trinkmilch höher als die für Werkmilch. Am nun die Erzeuger von Werk. 
milch in einem beſtimmten Amfange an den beſſeren Trinkmilchpreiſen teilnehmen zu 
laſſen, wurde in den Trinkmilchpreis ein ſogenannter Ausgleichsbeitrag eingebaut, 
der den Werkmilchlieferanten durch Sonderausſchüttungen oder preisliche Auſ⸗ 
beſſerungen zuteil wurde. 


Allmählich erweiterte ſich dieſer Ausgleichsgedanke und wurde dazu verwendet, die 
Maßnahmen der Marktordnung zu finanzieren (z. B. Betriebsſtillegungen, Bereini- 
gungsmaßnahmen uſw.). Darüber hinaus dienen die Ausgleichsbeiträge zum Aus- 
gleich der Schäden und Härten, die durch die Marktordnung als ſolche entſtehen. Da 
der Ausgleichsbetrag in den Geſamtpreis eingebaut iſt, tragen verhältnismäßig alle 
Mitglieder der Marktverbände an dieſer Laſt, die ihrerſeits zur Tilgung von Schäden 
verwendet wird, die aus Maßnahmen entſtanden ſind, die dem Ganzen zugute kommen. 
Der Ausgleichsbeitrag iſt alfo eine Gemeinlaſt, die vom Marktverband treu⸗ 
händeriſch angeſammelt, verwaltet und ausgeſchüttet wird. Dieſer Beitrag hat ſich als 
ein unentbehrliches Hilfsinſtrument der Marktordnung erwieſen. Er ſtellt weder eine 
Belaſtung des Verbrauchers noch des Erzeugers dar, da er im weſentlichen nur einen 
Teil der Spannenlücke ausfüllt, die durch Transporteinſparungen, Spannenkürzungen 
uſw. entſtanden ſind. So wird z. B. die Einkühlung von Butter, die zu Zeiten der 
Schwemme aus dem Markt genommen wird, im weſentlichen durch die Butterwirt⸗ 
ſchaft ſelbſt finanziert, indem bei Erteilung der Abernahmeſcheine für je einen Zentner 
Butter ein beſtimmter Betrag erhoben wird, der zur Deckung der Einkühlungskoſten 
verwendet wird. Hierdurch werden Preiszuſammenbrüche zum Wohl des Ganzen 
vermieden und außerdem auch erwünſchte Vorräte für die Zeiten geringeren Butter- 
anfalls geſammelt. Der Ausgleichsbeitrag erweiſt ſich alſo als wichtiges Finanzie⸗ 
rungsmittel. 


Der Ausgleichsſtock iſt gewiſſermaßen die innere Referve eines ganzen Wirtſchafts⸗ 
zweiges, mittels deren geſamtwirtſchaftliche Aufgaben erfüllt werden. Aufgaben, die 
früher in unorganiſcher Weiſe durch Stützungen mit ſtaatlichen Steuergeldern zu 
löſen verſucht wurden, werden jetzt organiſch durch die eigenen Kräfte der Wirtſchaft 
gelöſt. 

Der Ausgleichsbeitrag darf nicht mit den Verwaltungskoſtenbeiträgen verwechſelt 
werden. Die Verwaltungskoſten, die nur einen geringfügigen Teil des Geſamtpreiſes 
ausmachen, werden geſondert, meiſt bei den Schleuſenſtellen der Wirtſchaft (3. B. 
Molkereien, Mühlen, Zuckerfabriken uſw.) erhoben. Die Verwaltung der Gelder ſteht 
unter Aufſicht des Standes und Staates, ſo daß eine ſparſame Verwendung gewähr⸗ 
leiſtet iſt. 


Neue ſjandelspolitih 

Die landwirtſchaftliche Marktordnung hat auch eine grundlegende Anderung unſerer 
Beziehungen zu den Volkswirtſchaften anderer Länder gebracht. 

Zur Durchführung der neuen Handelspolitik bediente ſich die nationalſozialiſtiſche 
Agrarpolitik zweier Hilfsmittel: 

1. der Marktordnung im Innern und 

2. der Bewirtſchaftung der landwirtſchaftlichen Einfuhr. 

Durch die Marktordnung im Innern kennen wir die Höhe unſerer geſamten landwirt- 
ſchaftlichen Erzeugung. Wir wiſſen daher bei der Abfaſſung von Handelsverträgen 
ebenſo genau, welche Mengen an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen wir noch ein- 
führen müſſen, um den vorhandenen Bedarf decken zu können, ohne einen Überfluß 
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entftehen zu laſſen. Fehlen uns z. B. zur Deckung unſeres Bedarfs an Butter etwa 
60- bis 70 000 Tonnen, die wir zuſätzlich einführen müſſen, ſo liegt es in unferer 
Hand, dieſen Zuſatzbedarf aus den uns umgebenden europäiſchen Nachbarſtaaten ein ⸗ 
zuführen, die ihrerſeits bereit find, in einem dem deutſchen Intereſſe dienenden Am⸗ 
fang deutſche Induſtrieerzeugniſſe abgunehmen. 

Ein weiterer Sicherheitsfaktor für die nach Deutſchland importierenden Länder iſt 
die Bewirtſchaftung der Einfuhr landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe durch Reichsſtellen. 
Die Reichsſtellen bieten eine unverhältnismäßig große Sicherheit für die tatſächliche 
Abnahme der im Handelsvertrag vorgeſehenen Einfuhr, ſofern die Lieſerländer auch 
ihre Vertragspflicht erfüllen durch Hereinnahme von deutſchen Induſtrieerzeugniſſen, 
damit uns für die Bezahlung der eingeführten Waren die notwendigen Zahlungs- 
mittel zur Verfügung ſtehen. Das große Vertrauen, das einzelne Staaten der Neu- 
ordnung unſerer Einfuhr landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe entgegenbringen, zeigt ſich 
am beſten dadurch, daß ſie die in den Handelsverträgen vereinbarten Kontingente nur 
mehr an die Reichsſtellen zu liefern wünſchen, weil ihnen hier keine Schwierigkeiten 
in der Abnahme der Ware erwachſen und ſie mit beſtimmter Bezahlung rechnen können. 


Die Bewirtſchaftung der Einfuhr der hauptſächlichſten landwirtſchaftlichen Erzeug- 
niſſe geht in der Weiſe vor ſich, daß auch die im Inland hergeſtellten Erzeugniſſe, wie 
etwa Butter und Getreide, der Reichsſtelle angedient werden müſſen. Je nach dem 
vorhandenen Bedarſ gibt dann die RNeichsſtelle ſowohl dem inländiſchen Erzeuger als 
auch dem ausländiſchen Importeur durch Abernahmeſcheine das Recht, die Ware auf 
dem deutſchen Markt in den Verkehr zu bringen. Die Reichsſtelle hat ferner das 
Recht und die Möglichkeit, auf dem Abernahmeſchein den Abgabepreis zu beſtimmen 
und vorzuſchreiben, in welchem Teil Deutſchlands die Ware abgeſetzt werden darf. 
Damit iſt die Möglichkeit gegeben, auch dem verſchiedenartigen Bedarf in den ein⸗ 
zelnen Teilen Deutſchlands Rechnung zu tragen und für den Abſatz jeweils den 
kürzeſten Weg zu wählen. 

Eine weitere Aufgabe erwächſt den Reichsſtellen dadurch, daß fie auftretende Aber ⸗ 
ſchüſſe ſowohl der Inlandserzeugung als auch der Einfuhr auf Lager zu nehmen haben, 
um ſie in Zeiten geringerer Erzeugung oder eines erhöhten Bedarfs wieder abzu⸗ 
geben. Von ſolchen Produkten, deren Erzeugung ſaiſonmäßig ſteigt, wie z. B. Butter 
und Eier im Frühjahr, nimmt die Reichsſtelle für Milcherzeugniſſe, Ole und Fette 
bzw. die Reichsſtelle für Eier die überſchüſſigen Mengen der deutſchen Erzeugung 
aus dem Markt und verſchafſt damit der eingeführten Ware einen ſtets gleichbleiben⸗ 
den Abſatz. Dadurch wird auch die volle Ausnutzung der in den Handelsverträgen 
zugeſtandenen Kontingente möglich. 


In beſonderen Ausſchüſſen treffen darüber hinaus deutſche und ausländiſche Bauern 
und Regierungsvertreter laufend zuſammen, um ſich ihrerſeits über die techniſche 
Durchführung der Einfuhr zu verftändigen und fie fo zu geſtalten, daß die im Rahmen 
des Abſatzes eventuell auftretenden Schwierigkeiten berückſichtigt werden können. 
Ferner wird in dieſen Ausſchüſſen darüber beraten, wie gewiſſe notwendig werdende 
Verſchiebungen der Kontingente auf die folgenden Monate aufgeteilt werden, ebenſo 
wie die von uns geſtellten Bedingungen zur Einhaltung der in Deutſchland gelten- 
den Preiſe erfüllt werden. 


Ergebnis der nationaljozialiftiichen Agrarpolitik 


Das Geſamtergebnis dieſer nationalſozialiſtiſchen Agrarpolitik kann Anfang 1936 
nach ſaſt dreijähriger Arbeit etwa folgendermaßen kurz zuſammengefaßt werden: 


Rettung des Bauerntums 


Durch das Reichserbhofgeſetz und den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz, d. h. 
insgeſamt durch die Schaffung eines wirklichen Bauernrechts im Zuſammenwirken 
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mit den vielen agrarwirtſchaftlichen Maßnahmen, gelang es, die Landwirtſchaft vor 
der Vernichtung zu bewahren und eine von Jahr zu Jahr zunehmende Geſundung 
einzuleiten. Die Zahl der Zwangsverſteigerungen verminderte ſich nach der Macht⸗ 
übernahme durch den Nationalſozialismus ſchlagartig. Sie zeigt bei den land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Grundſtücken folgende Entwicklung: 


Anzahl Flächen in ha 
1932 7 660 153 770 
1933 1 662 27 451 
1934 1518 28 462 


Die leichte Steigerung der zwangsverſteigerten Fläche im Jahre 1934 im Vergleich 
zum Jahre 1933 trotz weiteren Rückgangs der Zahl der Zwangsverſteigerungen iſt 
darauf zurückzuführen, daß der Anteil der zur Zwangsverſteigerung gebrachten 
Betriebe über 200 ha etwas geſtiegen iſt. Die durch das Reichserbhofgeſetz neu 
gewonnene Sicherheit ſpiegelt ſich auch in der Entwicklung der bäuerlichen Sparein- 
lagen wider. In den ländlichen Sparkaſſen betrugen nach den Feſtſtellungen der 
Deutſchen Zentralgenoſſenſchaſtskaſſe die Spareinlagen 


am 31. Dezember 19332 . 1405 Mill. RM 
am 31. Dezember 1933 . 1472 Mill. RM 
am 31. Dezember 1934 . . . 1620 Mill. RM 
am 30. Juni 1935. . 1718 Mill. RM 


Für Ende 1935 dürften ſich die Spareinlagen weiter um etwas über 100 Mill. RM 
erhöht haben. 


Kennzeichnend für die wachſende Geſundung der Landwirtſchaft iſt auch die Ent- 
wicklung der vom Inſtitut für Konjunkturforſchung aufgeſtellten Agrarbilanz N 


jahr 


1928/29 


Schätzungen in Mrd. RM 
Verkaufs- N trieb Für perſönl iche 
erlöſe der euber- | „Snögejamt | Betriebs- Bedarfsgüter 
Landwirtſchaft ſchuldung verfügbar ausgaben verfügbar 
7,4 
4,9 


[4 


Danach find die Verkaufserlöſe der Landwirtſchaft ſeit dem Wirtſchaftsjahr 1932/33 
zum Wirtſchafts jahr 1934/35 um rund 1,8 Milliarden RM geſtiegen. In der gleichen 
Zeit konnte die Verſchuldung um rund 800 Mill. RM vermindert werden. Das 
Inſtitut hat weiter berechnet, daß die Betriebsausgaben der Landwirtſchaft in der 
genannten Zeit um rund 300 Mill. RM geftiegen find. Die Ausgaben für landwirt⸗ 
ſchaftliche Betriebsmittel müſſen allerdings in der gleichen Zeit erheblich ſtärker 
geſtiegen ſein, da inzwiſchen die Ausgaben für Steuern und Zinſen in der genannten 
Seit um mindeſtens 200 Mill. RM geſenkt wurden. Es ergibt ſich jedenfalls, daß das 
Einkommen der Landwirtſchaft, das für Güter des täglichen und für die Fortführung 
der Erzeugungsſchlacht ſo gut wie unentbehrlichen Bedarfs (Textilien, Schuhwaren, 
Hausrat uſw.) verfügbar iſt, mit 2,6 Milliarden RM im Wirtſchaſtsjahr 1934/35 
etwa doppelt fo hoch war wie im Wirtſchafts jahr 1932133. 


Dieſe Entwicklung wurde ſowohl durch eine Steigerung der Preife für die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe wie durch eine Senkung der auf der Landwirtſchaft ruhenden 
Laſten ermöglicht. Die Preiſe der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe mußten unter 
allen Amſtänden aus ihrem Kriſentiefſtand herausgehoben und an das allgemeine 
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Preisniveau herangeführt werden. Die Entwicklung zeigt, daß dies gelungen iſt. Der 
Index der Agrarſtoffe lag 
Anfang 1933 bei rund 80 
Anfang 1936 bei rund 104 
Die Indizes der einzelnen Gruppen des Index der Agrarſtoffe zeigen folgende Ent- 
wicklung: 
Index der pflanzlichen Nahrungsmittel 
Anfang 1933 96 
Anfang 1936 114 
Index für Schlachtvieh 
Anfang 1933 58 
Anfang 1936 90 
Index für Vieherzeugniſſe 
Anfang 1933 88 
Anſang 1936 107 


Auf der Ausgabenſeite gelang es vor allem die Steuer und Zinslaſt zu ſenken. Die 
Steuerlaſt der Landwirtſchaft betrug 


1928/2313999 720 Mill. RM 
1932/3W36) . 5830 Mill. RM 
1933/34 460 Mill. RM 
1934/35. 410 Mill. RM 
Die Zinslaſt der Landwirtſchaft betrug: 
1931132 . . . 13,6 v. H. der Verkaufserlöſe 
1933/34 . 97 v. H. der Verkaufserlöſe 


1934/35. . 83 v. H. der Verkaufserlöſe 


Sicherung der Dolksernährung 


Die Rettung der Landwirtſchaft und ihre allmähliche Geſundung war von entſcheiden · 
der Bedeutung für die Sicherung der Ernährung des deutſchen Volkes. Dieſe konnte 
gewährleiſtet werden, obwohl es in den letzten Jahren darauf ankam, alle verfügbaren 
Deviſen für die Einfuhr von RNohſtoffen freizumachen, die für die Durchführung der 
Arbeitsſchlacht und die Wiederwehrhaftmachung der Nation unentbehrlich waren. Es 
gelang im Jahre 1935, mit einem Einfuhrüberſchuß an Nahrungs- und Futtermitteln 
von nur 1,28 Milliarden RM (gegen 4,4 Milliarden RM 1929) auszukommen, ob- 
wohl 5 Millionen Menſchen wieder in Arbeit und Brot gebracht wurden und damit 
die Arbeitsloſigkeit auf einen Stand heruntergedrückt wurde, der etwa ebenſo groß 
war wie im Jahr 1929. Die Verminderung der Arbeitsloſigkeit hatte naturgemäß 
in erheblichem Amfang zu einer Steigerung des Verbrauchs an Nahrungsmitteln 
geführt und damit die Anforderungen, die von der Ernährungswirtſchaft zu 
bewältigen waren, erheblich vergrößert. Bei Fett und Fleiſch traten zwar vorüber⸗ 
gehend, beſonders infolge der langanhaltenden Trockenheit und des dadurch bedingten 
Tuttermangels im Jahre 1934, gewiſſe Mangelerſcheinungen in der Verſorgung auf. 
Trotzdem lag jedoch der Verbrauch von Fett und Fleiſch im Jahre 1935 noch erheblich 
über dem Vorkriegsverbrauch. An Fett wurden im Jahre 1935 20,6 kg je Kopf 
gegenüber nur 16,2 im Durchſchnitt der Jahre 1909 bis 1913 verbraucht. Der Fleiſch⸗ 
verbrauch belief ſich 1935 auf 51,8 kg je Kopf gegen nur rund 50 kg im Jahre 1913. 


Weitgehende Stabilität der Ernährungshoſten 


Für die Arbeitsſchlacht war aber nicht nur die mengenmäßige Sicherung der Er- 
nährung eine unentbehrliche Vorausſetzung, es kam auch entſcheidend darauf an, die 
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Preiſe für die Nahrungsmittel möglichft ſtabil zu halten, weil nur fo die Stabilität 
der Löhne gewährleiſtet werden konnte, auf die wiederum im Intereſſe eines möglichſt 
großen Erfolges der für die Arbeitsbeſchaffung eingeſetzten Mittel nicht verzichtet 
werden konnte. Da anderſeits der Bauer für ſeine Erzeugniſſe unbedingt höhere 
Preiſe als in den vergangenen Kriſenjahren bekommen mußte, ſtand die Agrarpolitik 
vor einer außerordentlich ſchwierigen Aufgabe, die ohne Frage mit den früheren 
Mitteln der Agrarpolitik nicht zu löſen war. Mit Hilſe der Marktordnung gelang 
es aber tatſächlich, auf der einen Seite die Verkaufserlöſe der Landwirtſchaft, wie 
gezeigt, weſentlich zu erhöhen und auf der andern Seite die Ernährungskoſten, wenn 
auch nicht vollſtändig, ſo doch in weitgehendem Amſang ſtabil zu halten. Völlig ſtabil 
blieben die Preiſe bei Brot, Milch, Butter, Margarine und anderen lebenswichtigen 
Nahrungsmitteln. Beim Fleiſch gelang es der Marktordnung, die Preisſteigerung 
doch immerhin in Grenzen zu halten, vor allem gilt dies für die wichtigſten Fleiſch ⸗ 
arten. Als Ergebnis iſt feſtzuſtellen, daß der Index der Ernährungskoſten ſich nur 
verhältnismäßig wenig erhöhte, nämlich nur von 115,5 im Monatsdurchſchnitt 1932 
auf 120,4 im Monatsdurchſchnitt 1935. Wie gering dieſe Steigerung iſt, ergibt ſich 
aus der Entwicklung der Ernährungskoſten in vielen Ländern des Auslands. Seit 
dem Kriſentiefſtand ſtiegen die Ernährungskoſten in folgenden 12 Ländern ſtärker als 
in Deutſchland, nämlich in 


AS um 40,9 v. H. 
Japan „ e n eee 
Dänemati . . 2 > 2 um 22, 1 v. H. 
Schweden rn 2. rn. m 10,9 v. H. 
Großbritannien nr.» um 14,9 v. H. 
Kanada um 22,0 v. H. 
Angaun nd um 15,8 v. H. 
Norwegen um 10,9 v. H. 
Britiſch⸗Indie nn um 15,7 v. H. 
China um 19,8 v. H. 
Finnland um 112 v. H. 
Belgiie nns wum 22,6 v. H. 


Unterftügung der Arbeitsjchlacht 


Die nationalſozialiſtiſche Agrarpolitik hat aber nicht nur durch die Sicherung der 
Ernährung die Verminderung der Einfuhr und die verhältnismäßige Stabilität der 
Ernährungskoſten weſentliche und unentbehrliche Vorausſetzungen für die großen Er- 
folge der Arbeitsſchlacht geſchaffen, fie hat es darüber hinaus auch ermöglicht, die 
deutſche Landwirtſchaft zur Steigerung ihrer Erzeugung, d. h. zur Erzeugungsſchlacht 
aufzurufen. Damit wurde bewußt der Anfang gemacht, die im Verlauf einer jahrzehnte⸗ 
lang falſch geführten Agrarpolitik entſtandene und allgemein politiſch untragbare Ab. 
hängigkeit der deutſchen Verſorgung mit Nahrungsmitteln, Futtermitteln und landwirt- 
ſchaftlichen Rohſtoffen Schritt für Schritt wieder zu verringern. In welchem Maße 
die Abhängigkeit in der Nahrungsmittelverſorgung durch die Leiſtungsſteigerung der 
deutſchen Landwirtſchaft bereits verringert werden konnte, wurde vorſtehend dargelegt. 
Sicher iſt danach heute ſchon, daß Deutſchland nicht mehr durch Abſchneidung der 
Nahrungsmitteleinfuhr in die Knie gezwungen werden kann. Damit ſind ganz 
weſentliche Vorausſetzungen für die Erringung der politiſchen Freiheit der Nation ge- 
ſchaffen worden. Die Erzeugungsſchlacht hat auch unmittelbar zur Verminderung der 
Arbeitsloſigkeit beigetragen. In dieſer Richtung wirkten die ſtärkeren Käufe der 
deutſchen Landwirtſchaft an Kunſtdünger, Landmaſchinen, die vermehrte Einſtellung 
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von Arbeitskräften, der Bau von Gärfutterbehältern u. dgl. Der Abſatz von Kunſt⸗ 
dünger an die deutſche Landwirtſchaft nahm folgenden Verlauf: 


in 1000 t — — 


1932/33 
1933/34 
1934/36!) 


1) Vorläufig 


Die Steigerung des Betriebsaufwandes der Landwirtſchaft hat ſich auch im Wirt- 
ſchaftsjahr 1935/36 auf ſämtlichen Gebieten fortgeſetzt. Dies gilt vor allem für die 
Bezüge an Kunſtdünger und Maſchinen. Als Beiſpiel ſei nur angeführt, daß die 
Wagengeſtellung der Reichsbahn für Düngemittel in den erſten beiden Monaten des 
Jahres 1936 mit 253 000 Stück höher lag als zur gleichen Zeit des Jahres 1935, wo 
nur 224 000 Wagen bereitgeſtellt wurden. Der Inlandsabſatz an Landmaſchinen 
ſtieg ebenfalls von Jahr zu Jahr. Er wird wie folgt geſchätzt: 


1931ÿ22⁊3722 . 90 Millionen RM 
1932/3333. 109 „ 
193/44. 162 „ 9 
1934/⸗5ð55ĩc0 «3230 „ 5 


Die Landwirtſchaft ift alſo durch die Agrarpolitik wieder in die Lage verſetzt worden, 
die Vorteile der Maſchine zur Steigerung der Erzeugung in immer ſtärkerem Maße 
auszunutzen. 

Kennzeichnend für den Willen der Landwirtſchaft zur Leiſtungsſteigerung iſt auch die 
Entwicklung der Arbeitsloſenzahl auf dem Lande. Es wurden gezählt: 


im Februar 1933.. 2322 000 Arbeitsloſe 
im September 1933. 93 000 u 
im September 1934 . . » 689 000 1 
im September 19588. 239000 5 


Die tatſächliche Beſſerung der ländlichen Arbeitsverhältniſſe iſt noch erheblich größer. 
Bereits im Sommer 1935 überſtieg die Zahl der offenen Stellen die Zahl der 
Arbeitsloſen um bis zu 50 v. H. 


Erzeugungsichlacht 

In dem Beſtreben, die Anabhängigkeit Deutſchlands in der Verſorgung mit Zutter- 
mitteln zu ſtärken, find im Jahre 1935 neue Gärfutterbehälter im Umfang von 
15 Mill. cbm errichtet worden. Damit ſtieg das geſamte Faſſungsvermögen der 
Gärfutterbehälter von 2,3 Mill. cbm auf rund 3,8 Mill. cbm, d. h. in einem Jahr 
um 65 v. H. Es iſt damit zu rechnen, daß der Neubau von Gärfutterbehältern in dem 
bisherigen Tempo weiter vor ſich geht. 

Der Stärkung der Anabhängigkeit in der Futterverſorgung und in der Verſorgung 
mit Textilrohſtoſfen diente des weiteren die Vermehrung der Anbaufläche für wichtige 
Mangelfrüchte. Es handelt ſich hierbei zum größten Teil um die Erzeugungszweige, 
die unter dem Einfluß der liberaliſtiſchen Entwicklung der letzten Jahrzehnte über die 
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deutſchen Grenzen hinaus in fremde Erdteile abgewandert find. Näheren Aufſchluß 
gibt die folgende Aufſtellung: 


1932 1936 
ruchtart 


MODB an een K ana 6 47 
Blade... sn d nern e 6 22 
DON dd a an 0,2 4 
Süßlup nenn 12 
Zwiſchen früchte 21502) 2650 
Bintergeriie ß ee 246 387 
, . 38 72 

davon zur Körner gewinnung 2 16 


1 10 ei Nur für 1935 erhoben. 

) 1927. Mit 1935 wegen Underung der Erhebungsmethode nur bedingt vergleichbar. 

Alles das zeigt, daß die Landwirtſchaft wieder mit ganzer Kraft an der Arbeit iſt, um 
ihren Aufgaben gegenüber der Volkswirtſchaft gerecht zu werden. Der Natur der 
landwirtſchaftlichen Erzeugung entſprechend werden die Erfolge der Erzeugungs- 
ſchlacht, ſtatiſtiſch allerdings erſt nach einigen Jahren, in vollem Umfang in Erſchei⸗ 
nung treten. Keinesfalls kann man erwarten, daß in der Landwirtſchaft ſo wie in der 
Induſtrie die Bemühungen zur Steigerung der Erzeugung ſofort ſichtbar werden. 
Man braucht nur daran zu denken, daß die deutſche Landwirtſchaft nur einmal im 
Jahr erntet und infolgedeſſen jede Betriebsverbeſſerung bis zur Auswirkung ihre 
Zeit braucht. 


zunahme der Geburten 


Wichtiger als dieſer wirtſchaftliche Aufſchwung der deutſchen Landwirtſchaft mit allen 
erfreulichen Rückwirkungen auf die Geſamtwirtſchaft iſt aber vor allem die Tatſache, 
daß die nationalſozialiſtiſche Agrarpolitik das deutſche Bauerntum wieder zukunfts- 
froh gemacht hat. Dies hat zur Folge, daß eine Steigerung der Geburten auf dem 
Land eingeſetzt hat. Da dieſe niemals den Tiefſtand der Großſtädte erreicht haben, 
iſt heute ſchon feſtzuſtellen, daß im Jahr 1934 die Landgemeinden als 
einzige ihr Geburtenſoll nicht nur erreichten, ſondern ſogar 
leicht überſchritten haben. Auf 1000 der Bevölkerung betrug die Zahl der 
Lebendgeborenen | 


1933 1934 
bei Landgemeinden 18 21 
bei Stadtgemeinden 14 ½¼ 18 
bei Großſtädten 11 15 


Der Nationalfozialismus iſt alſo auch in der Agrar. und Siedlungspolitik auf dem 
richtigen Wege. Die Landwirtſchaft iſt wieder zur Grundlage der geſamten Volks⸗ 
wirtſchaft gemacht worden. Der Lebensquell der Nation, das Bauerntum, wurde ge⸗ 
rettet und geſtärkt. 
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I. Der Reichsnährftand 


1. Die Lage vor der Machtübernahme 


Vor der Machtübernahme gab es keine einheitliche Führung, Lenkung und Durch⸗ 
führung der Agrarpolitik. 


a) Eine einheitliche politiſche Auffaſſung über die Bedeutung und die Aufgabe des 
Bauerntums und des Landvolkes war nicht vorhanden. Die verſchiedenen politiſchen 
Parteien vertraten zum Teil völlig entgegengeſetzte Auffaſſungen (3. B. in der Frage 
Freihandel — Schutzzoll). 

Mangels einer politiſch einheitlichen Auffaſſung war auch eine einheitliche politiſche 
Führung der Agrarpolitik nicht vorhanden. 


b) Die ſtaatliche Gewalt war zerſplittert. Die landwirtſchaftliche Verwaltung 
lag bei den Ländern. Das Reichsminiſterium für Ernährung und Landwirtſchaft hatte 
keinen verwaltungsmäßigen Anterbau. Geſetzgebung und Verwaltung entbehrten einer 
einheitlichen Linie. So war es z. B. bis zum Jahre 1933 unmöglich, die verworrenen 
milchwirtſchaftlichen Verhältniſſe im Rhein-Main — Gebiet angeſichts der auseinander- 
gehenden Länderauffaſſungen zu bereinigen. Mangels einer einheitlichen Reichsgewalt 
war auch eine einheitliche ſtaatliche Lenkung der Agrarpolitik nicht möglich. 


c) Auf dem Gebiet des landwirtſchaftlichen Organiſationsweſens herrſchte ein heilloſes 
Durcheinander. Neben öffentlich- rechtlichen Berufsvertretungen, denen die Betreuung der 
Landwirtſchaft auf fachlichem Gebiet oblag, beſtand eine Fülle von privatrechtlichen Ver⸗ 
bänden, die ſich gegenſeitig befehdeten. Größere Bedeutung hatten insbeſondere der 
Reichslandbund, die chriſtlichen Bauernvereine und einige andere Organiſationen. Da- 
neben beſtand noch das an ſich hoch entwickelte landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen. 
Eine einheitliche Geſamtordnung der Landwirtſchaft fehlte ebenſo wie eine einheitliche 
Führung. Die vorhandenen Organiſationen waren kein brauchbares Inſtrument zur 
Durchſetzung einer geſchloſſenen und aktiven Agrarpolitik. 


2. Die Machtübernahme auf dem Hgrarſektor 


a) Am 6. März 1930 unterzeichnete der Führer das Agrarprogramm der Partei. Im 
Frühjahr des gleichen Jahres erhielt auch R. Walther Darr& vom Führer den Auftrag, 
das Landvolk unter der Fahne des Nationalſozialismus zu ſammeln. Er ſchuf zunächſt 
den agrarpolitiſchen Apparat der Partei für das geſamte Reichsgebiet und damit ein 
einheitlich ausgerichtetes agrarpolitiſches Führerkorps. Damit war die Grundlage 
für die fpätere einheitliche politiſche Führung des deutſchen Bauerntums geſchaffen. 
Im Zeitpunkt der Machtübernahme konnte der Reichsleiter der NSDAP. 
R. Walther Darré dieſen Apparat zum wirkſamen Einſatz bringen. 


b) Nach der Machtübernahme erfolgt die „Gleichſchaltung“ aller landwirtſchaftlichen 
Organiſationen. R. Walther Darr& wurde am 4. 4. 1933 an die Spitze der Reichs. 
führergemeinſchaft des deutſchen Bauernſtandes berufen. Am 19. April 1933 wurde ihm 
die Präſidentenſchaſt des Reichsverbands der deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften übertragen. Am 15. Mai 1933 wählte ihn der ſtändige Ausſchuß des Deutſchen 
Landwirtſchaftsrates zum Präſidenten und am 20. Mai 1933 übernahm er die Führung 
des im Deutſchen Landhandels⸗Bund zuſammengeſchloſſenen Landhandels und des weiter⸗ 
verarbeitenden Gewerbes. Ebenſo ging die Führung der zahlreichen landwirtſchaftlichen 
Fachverbände auf ihn über. In gleicher Weiſe übernahmen die Männer des agrarpoii- 
tiſchen Apparates in den einzelnen Teilgebieten des Reiches die Führung der landwirt- 
ſchaftlichen Organiſationen. Damit war die Gleichſchaltung vollzogen, das landwirtſchaſt⸗ 
liche Organiſationsweſen war für die Eingliederung in eine umſaſſende national- 
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ſozialiſtiſche Organiſationsform vorbereitet. Die Vorausſetzungen für ein wirkſames 
Durchführungsinſtrument der Agrarpolitik waren geſchaffen. 


c) Nun war auch der Zeitpunkt gekommen, an dem R. Walther Darrs das Reichs- 
miniſterium für Ernährung und Landwirtſchaft übernehmen konnte. Die Berufung zum 
Miniſter erfolgte am 29. Juni 1933. Damit war die oberſte ſtaatliche Behörde auf 
dem Gebiet der Agrarpolitik vollſtändig einer nationalſozialiſtiſchen Führung unterſtellt. 


3. Agrargeſetzgebung des Jahres 1933 

Damit weren die organiſatoriſchen Vorausſetzungen für eine nationalſozialiſtiſche Markt⸗ 
ordnung geſchaffen. So war es möglich, die Forderungen des Agrarprogramms bewußt 
zu verwirklichen. Schon im Jahre 1928 hatte Darré in feinem Werk „Das Bauern- 
tum als Lebensquell der nordiſchen Raſſe“, die grundlegende Bedeutung des Bauern- 
tums für den Beſtand von Volk und Kultur nachgewieſen. In ſeinem weiteren Werk 
„Neuadel aus Blut und Boden“ hatte er dieſen Gedanken fortgeführt. Daneben hatte 
Darré ſchon frühzeitig auf die Bedeutung von Guſtav Ruhland hingewieſen, deſſen um- 
faſſendes Werk „Syſtem der politiſchen Okonomie“ nicht nur die Schäden des kapitali⸗ 
ſtiſchen Syſtems in ſchonungsloſer Offenheit aufgezeigt, fondern auch die Wege gewieſen 
hatte, auf denen ein Neuaufbau der landwirtſchaftlichen Märkte möglich ſei. Hiervon 
ausgehend wurden im Reichsamt für Agrarpolitik die Gedanken erarbeitet, die in ihrer 
weiteren Ausgeſtaltung zur landwirtſchaftlichen Marktordnung geführt haben. Es darf 
hier auf die Aufſätze des Verfaſſers aus dem Jahre 1932 verwieſen werden „Grund- 
ſätze einer deutſchen Agrarpolitik“ und „Der Weg“, beide erſchienen in der Zeitſchrift 
„Deutſche Agrarpolitik“. 

Durch Geſetz vom 15. 7. 1933 ging die ausſchließliche Geſetzgebung über die Neurege⸗ 
lung des Aufbaues des Standes der deutſchen Landwirtſchaft auf das Reich über. Am 
13. 9. 1933 wurde das Geſetz über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährſtandes er- 
laſſen und damit die geſetzliche Grundlage für die Schaffung des Reichsnährſtandes und 
die landwirtſchaftliche Marktordnung. 


Zur Ausführung des Reichsnährſtandgeſetzes find noch eine Reihe von Verordnungen 
ergangen, von denen die weſentlichſten hier kurz angeführt werden ſollen. 


Die 1. Verordnung über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährſtands vom 8. 12. 1933 
(RGBl. I S. 1060) regelt die allgemeinen Aufgaben des Reichsnährſtandes, den Mit- 
gliederkreis, ſeine Rechtsnatur, ſeine Führung und Vertretung, das Beitrags und 
Kaſſenweſen und die Staatsauſſicht. 

Die 2. Verordnung vom 15. 1. 1934 (RG Bl. I S. 32) ordnet die Rechtsſtellung der 
zum Reichsnährſtand gehörigen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften und 

die 3. Aufbauverordnung vom 16. 2. 1934 (RG Bl. I S. 100) beſtimmt den Mitglieder. 
kreis der zum Reichsnährſtand gehörigen Bearbeiter-, Verarbeiter und Verteiler. 
betriebe. 

Die 4. Verordnung vom 4. 2. 1935 (RGBl. I ©. 170) bezieht die im Laufe der Zeit 
geſchafſenen Marktorganiſationen in den Reichsnährſtand ein. 


4. Weſen des Reichsnährftandes 


Der Reichsnährſtand umfaßt kraft Geſetzes alle in der deutſchen Landwirt 
ſchaft und in der deutſchen Ernährungswirtſchaft tätigen Menſchen, 
Betriebe und Berufe. Er ſtellt damit einerſeits die Berufs gemeinſchaft aller 
in der Landwirtſchaft tätigen Menſchen dar. Andererſeits iſt er die große im Dienſte 
der öffentlichen Wirtſchaftslenkung geſchaffene Geſamtorganiſation 
der deutſchen Ernährungswirtſchaft. Inſofern umſaßt er nicht nur die 
Berufsgemeinſchaft des Bauerntums und der Landwirtſchaft, ſondern darüber hinaus 
auch die Berufszweige des Lebensmittelhandwerks, der Nahrungsmittelinduſtrie, des Land- 
handels und des Lebensmitteleinzelhandels. 
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Im weſentlichen können folgende Gruppen von Mitgliedern unterſchieden werden: 


a) die in der Landwirtſchaſt tätigen oder ſonſt mit ihr eng verbundenen Berufsgruppen, 

b) die F Genoſſenſchaften als Gemeinſchaftseinrichtungen der Land⸗ 
wirtſchaft, 

c) die dem Reichsnährſtand angegliederten Einrichtungen und Verbände, die meiſt 
der Förderung des Landvolkes dienen, 

d) der Landhandel, 

e) die Be- und Verarbeiter landwirtſchaſtlicher Erzeugniſſe, 

f) die zur Durchführung der Marktordnung geſchaffenen öffentlich rechtlichen Zu⸗ 
ſammenſchlüſſe. 


5. Aufgaben des Reichsnährftandes 


Der Nährſtand iſt aus der nationalſozialiſtiſchen Bewegung heraus entſtanden und hat 
die Aufgabe, dem deutſchen Volk bei der Durchführung der nationalſozialiſtiſchen Agrar- 
politik zu dienen. Ihm obliegt dabei insbeſondere: 


a) die Förderung des Bauerntums und der Landwirtſchaft durch Betreuung der Land- 
jugend, der Landfrau, des Landarbeiters, durch Pflege der bäuerlichen Kultur und 
durch Ausbau des landwirtſchaftlichen Schulweſens ſowie der Wirtſchaftsberatung. 


b) die Mitwirkung bei der Geſtaltung des Boden- und Siedlungsrechtes, insbeſon⸗ 
dere die Mitwirkung bei Durchführung des Reichserbhofgeſetzes, der Grundſtücks⸗ 
verkehrsbekanntmachung, der Amlegung, der Melioration, der Siedlung, der Auf⸗ 
gaben der Raumordnung, der Geſtaltung des Pachtweſens, der Landbeſchaffung . 
Zwecke der Wehrmacht und dergleichen. 


c) die Maßnahmen zur Leiſtungsſteigerung der deutſchen e im Rahmen 
der Erzeugungsſchlacht und des Vierjahresplans, 


d) die Durchführung der Marktordnung mittels der zu dieſem Zweck gebildeten rechts⸗ 
fähigen Selbſtverwaltungskörperſchaften der Ernährungswirtſchaft. 
Die Durchführung dieſer Aufgaben obliegt dem Neichsnährſtand entweder als Selbſt⸗ 
verwaltungsaufgabe (3. B. berufsfördernde Maßnahmen, ländliches Schulweſen) oder 
als übertragene Aufgabe (3.3. Verteilung öffentlicher Zuſchüſſe bei Betriebserneue ; 
rungen im Rahmen der Erzeugungsſchlacht). Vielfach iſt bei Maßnahmen des Reichs- 
nährſtandes oder feiner Zufammenſchlüſſe auf dem Gebiet der Marktordnung ein 
Mitwirkungsrecht des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft vorgeſehen 
(insbeſondere Zuſtimmungsrechte), bei Preisfeſtſetzungen auch ein Mitwirkungsrecht 
des Reichskommiſſars für die Preisbildung. 


6. Rechtliche Natur des Reichsnährjtandes 
Der Reichsnährſtand ift eine Selbſtverwaltungskörperſchaft des öffentlichen Rechts. Dies 
ergibt ih ſachlich aus den ihm übertragenen öffentlichen Aufgaben von höchſter Be⸗ 
deutung. Rechtlich folgt dies insbeſondere aus folgenden Tatſachen: 
a) Der Reichsbauernführer wird vom Führer und Reichskanzler berufen. 
b) Die Mitgliedſchaft zum Reichsnährſtand iſt eine Pflichtmitgliedſchaft. 
c) Der Reichsnährſtand iſt Rechtsnachfolger der Landwirtſchaftskammern geworden, 
alſo öffentlich⸗rechtlicher Verwaltungskörper der Landwirtſchaft. 
d) Der Reichsnährſtand hat eine ſelbſtändige Beitragsgewalt und unterſteht dem 
öffentlichen Haushaltsrecht. 
e) Der Reichsnährſtand kann Beamte ernennen. 
) Der Reichsnährſtand unterſteht hinſichtlich des Haushalts-, Kaſſen. und Rechnungs- 
weſens der Staatsauffiht im Sinne einer Verwaltungsaufſicht. 
g) Der Reichsnährſtand unterſteht hinſichtlich der Erzeugungsſteigerung und der 
Marktordnung der ſtaatlichen Wirtſchaftslenkung. 


— 
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Der Reichsnährſtand iſt eine Selbſtverwaltungskörperſchaft. Allerdings hat ſich der Be⸗ 
griff der Selbſtverwaltung gewandelt, er ſteht nicht mehr im Gegenſatz zur Staats- 
verwaltung, er iſt vielmehr mit dem nationalſozialiſtiſchen Führergrundſatz verſchmolzen. 
Heute verſtehen wir unter „Selbſtverwaltung“ die verant- 
wortliche Geſtaltung eines beſtimmten umfaſſenden Lebens- 
bereiches im Rahmen der allgemeinen öffentlichen Ord- 
nung unter einer von der Staatsführung ernannten oder 
anerkannten politiſch verantwortlichen Führung, die aus 
dem betreffenden Lebensbereich ſelbſt erwachfen iſt. 


7. Gliederung des Reichsnährftandes 

Der Reichsnährſtand gliedert ſich in Landesbauernſchaften, Kreisbauernſchaften und Orts⸗ 
bauernſchaften. Nach Eingliederung der deutſchen Oſtmark und der ſudetendeutſchen Ge⸗ 
biete beſteht der Reichsnährſtand aus 24 Landesbauernſchaften, nämlich 


Sitz in 
Alpen la Salzburg 
Baben Karlsruhe 
Bay een München 
Bayriſche Oſtmark Bayreuth 
Donauland Wien 
Heflen-Nafjau .......... Frankfurt / Main 
Kurmarſſtſtſʒñʒn Berlin 
Kur⸗Heſſen Kaſſel 
Mecklenburg Güſtrow 
Niederſachſeenn Hannover 
Oſtpreuß nn Königsberg / Pr. 
Pomm een Stettin 
Rheinland ............ Bonn 
Soar-Pfalz ........... Kaiſerslautern 
Sadien ....... PER Dresden U 1 
Sadjen-Unhalt ........ Halle / S. 
Schle ine Breslau 
Schleswig⸗Holſtein ... Kiel 
Subdetenland .......... Reichenberg, Sud.⸗Deutſchland 
Süd mark Graz ö 
Thüringen Weimar 
Weſer Em Oldenburg i. O. 
MWeftfalen ............ Münſter 
Württemberg .......... Stuttgart 


Die Landesbauernſchaften find in Kreisbauernſchaften gegliedert (gegenwärtig rund 
620), die ihrerfeits in Ortsbauernſchaften eingeteilt ſind. In größeren Kreiſen gibt 
es zwiſchen den Kreis- und Ortsbauernſchaften noch Bezirksbauernſchaften. 


Das Gebiet der Ortsbauernſchaften deckt ſich in der Regel mit dem Gebiet der politiſchen 
Gemeinden. Das Gebiet der Kreisbauernſchaften fällt vielfach mit dem Gebiet eines 
Kreiſes oder einer unteren Verwaltungsbehörde zuſammen. Für die Abgrenzung der 
Landesbauernſchaften waren verſchiedene Geſichtspunkte teils wirtſchaftlicher, teils poli- 
tiſcher Art maßgebend. Sie fielen teils mit dem Gebiet einzelner Gaue zuſammen (3. B. 
Bayriſche Oſtmark), zum Teil entſprechen fie ſtaatlichen Verwaltungsprovinzen uſw. 
Die Antergliederungen des Reichsnährſtandes ſind im Gegenſatz zu den früheren 
Landwirtſchaftskammern nicht rechtsfähige Körperſchaften, ſondern haben nur den 
Charakter von Verwaltungsſtellen. 
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8. Führung des Reichsnährftandes 


Der vom Führer und Reichskanzler ernannte Reichsbauernführer R. Walter Darré 
führt den Reichsnährſtand. Als RNeichsleiter des Reichsamts für Agrarpolitik der 
NSDAP., Reichsbauernführer und Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
vereinigt er in ſich die Führungsauſgaben in Partei, Staat und Selbſtverwaltung, fo- 
weit fie mit der Agrarpolitik zuſammenhängen. Sein Stellvertreter innerhalb des Reichs⸗ 
nährſtandes iſt der Reichsobmann. Dem Reichsbauernführer unterſtehen die Landes- 
bauernführer (in den Landesbauernſchaften), die Kreisbauernführer (in den Kreisbauern⸗ 
ſchaften) und die Ortsbauernführer. Die Führerſtellen des Reichsnährſtandes und 
feiner Gliederungen find weitgehend mit ehrenamtlich tätigen Perſonen, den Bauern- 
führern, beſetzt. Aus der Führung des Reichsnährſtandes ſind ferner noch zu nennen 
der Stabsamtsführer, der Generalinſpekteur des Reichsnährſtandes, der Verwal: 
tungsamtsführer, die RNeichshauptabteilungsleiter. Vorausſetzung für ſämtliche 
Bauernführer iſt, daß ſie deutſchen oder ſtammesgleichen Blutes im Sinne des 
Reichserbhofgeſetzes find. Für alle Bauernführer beſteht eine Altersgrenze von 
55 Jahren. 


Das Stabsamt des Reichsbauernführers unter der Leitung des Stabsamtsführers hat 
die Aufgabe, generalſtabsmäßig die Fragen zu bearbeiten, die die Geſamtführung des 
Standes betreffen. Das Stabsamt iſt dem Reichsobmann unterſtellt. Seine Haupt- 
arbeitsgebiete find: Wirtſchaft und Recht, zwiſchenvölkiſche Bauern und Landwirt- 
ſchaftsfragen, Bauerntumskunde und bäuerliche Standesehre, Aufklärung, Bluts⸗ 
fragen des deutſchen Bauerntums. 


Dem Reichsbauernrat gehören die maßgebenden Bauernführer ſowie ſonſtige um das 
deutſche Bauerntum oder den Reichsnährſtand verdiente Männer auf Lebenszeit oder für 
die Dauer ihres Amtes an. Vorſitzender des Reichsbauernrates iſt der Reichsbauern⸗ 
führer. In den Landesbauernſchaften beſtehen Landesbauernräte. 


Der Reichsbauerntag findet alljährlich in Goslar ſtatt und hat die Aufgabe, Nechenſchaft 
zu legen über die Vergangenheit und die Richtlinien für die Arbeit des nächſten Jahres 
anzugeben. 


9. Verwaltung 


Sache der Selbſtverwaltung des Reichsnährſtandes iſt es, die dem Reichsnährſtand ob⸗ 
liegenden Aufgaben in der zweckmäßigſten Weiſe durchzuführen und den Einſatz der 
innerhalb der fachlichen Organiſation des Reichsnährſtandes tätigen Kräfte in der beit- 
möglichen Weiſe zu regeln. Im weſentlichen hat ſich der Reichsnährſtand mit drei 
Hauptaufgaben zu befaſſen: 

der Betreuung des bäuerlichen Menſchen (Hauptabteilung I: „Der Menſch“), 

der Betreuung des Hofes (Hauptabteilung II: „Der Hof“), 

und der Betreuung des Marktes (Hauptabeilung III: „Der Markt“). 


In dieſen drei ſachlichen Hauptabteilungen, die an der Reichsſpitze als Reichshaupt⸗ 
abteilungen, im Verwaltungsamt des Reichsbauernführers zuſammengefaßt ſind und 
in den Landesbauernſchaften als Landeshauptabteilungen beſtehen, werden die ſachlichen 
Aufgaben durchgeführt. Hier können nur die weſentlichſten Fragen kurz angedeutet 
werden. 


Die Hauptabteilung J befaßt ſich mit der Schulung und Ausbildung, der bäuerlichen 
Kultur, Geſchichte, Sippenpflege und Sippenforſchung, Leibeserziehung, der Betreuung 
der Gefolgſchaftsmitglieder, der Siedlerauswahl, der Durchführung des Reichserbhof- 
rechtes uſw. Die Hauptarbeitsgebiete der Hauptabteilung II find die Förderung 
der landwirtſchaftlichen Betriebsführung, des Pflanzenbaues, der Tierzucht, der Wert- 
ausbildung und Wirtſchaftsberatung, die Förderung des privaten Forſtbeſitzes, des Ge⸗ 
räte- und Maſchinenweſens und die Betreuung der bäuerlichen Hauswirtſchaft. Aufgabe 
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der Hauptabteilung III iſt es, die Tätigkeit der Zuſammenſchlüſſe des Reichsnährſtandes 
nach einheitlichen Grundgedanken auszurichten. Hierbei kommt insbeſondere den Fragen 
des Marktrechts, der Marktüberſicht und des Marktausgleichs (Fragen der Vorrats⸗ 
wirtſchaft, der Einfuhr) eine beſondere Bedeutung zu. Der Hauptabteilung III iſt ferner 
der Reichsverband der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften — Raiffeifen e. V. — 
unterſtellt. Die rein verwaltungsmäßigen Angelegenheiten (Geld- und Vermögens- 
verwaltung, Perſonalverwaltung) werden an der Reichsſpitze im Verwaltungsamt 
und in den Landesbauernſchaften von Verwaltungshauptabteilungen erledigt. 


10. Die Schaffung des Grofdeutfchen Reiches 


Die Einbeziehung der Oſtmark und des Sudetenlandes brachte die Schaffung des 
Großdeutſchen Reiches. Sowohl in Ofterreich wie im Sudetenland beſtand ein 
„illegaler Apparat“, der weitgehend dem organiſatoriſchen Aufbau des Reichsnähr⸗ 
ſtandes im Altreich entſprach. Dieſer konnte ſich in Oſterreich unmittelbar nach der 
Machtübernahme in den Beſitz der dortigen Landwirtſchaftskammern ſetzen und die 
Bauernbünde übernehmen. Die Agrargeſetzgebung wurde gleichfalls im Laufe des 
Jahres 1938 in Oſterreich eingeführt. Die Aberſührung jüdiſcher Betriebe in ariſche 
Hände vollzog ſich unabhängig von der Marktgeſetzgebung im Rahmen der für die ge- 
ſamte Ariſierung geltenden Normen. Sie wurde durch die auf dem Gebiet der Er- 
nährungswirtſchaft beſtehende Marktordnung weſentlich erleichtert. In Bſterreich 
wurden drei Landesbauernſchaften gebildet. 


Im Sudetenland war im Gegenſatz zu OÖfterreich nicht eine vollſtändig ausgebaute land- 
wirtſchaftliche Verwaltung zu übernehmen. Vielmehr wurde in dem übernommenen 
Gebiet ſofort das landwirtſchaftliche Organiſationsweſen neu aufgebaut. Erleichtert 
wurde dieſe Aufgabe dadurch, daß bereits ſeit Frühjahr 1938 ein ſudetendeutſcher 
Nährſtand auf freiwilliger Grundlage gebildet war. Heute kann man jedenfalls auch 
für die neuen Gebiete die Organiſation des Reichsnährſtandes als leiſtungsfähig und 
ausgebaut bezeichnen. 


II. Der Aufbau der Marktordnung 


1. Die Rettung des deutschen Bauerntums 


Bei der Machtübernahme erließ die Reichsregierung einen Aufruf an das deutſche Volk, 
in dem ſie als die beiden vordringlichſten Aufgaben die Rettung des Bauerntums und 
die Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit bezeichnete. In der Regierungserklärung vom 
23. 3. 1933 ſagte der Führer: 
„Die Rettung des deutſchen Bauern muß unter allen Amſtänden durchgeführt werden. 
Die Vernichtung dieſes Standes in unſerem Volke würde zu den denkbar ſchwerſten 
Konſequenzen führen. Die Wiederherſtellung der Rentabilität der landwirtſchaftlichen 
Betriebe mag für den Konſumenten hart ſein. Das Schickſal aber, das das ganze Volk 
träfe, wenn der deutſche Bauer zugrunde ginge, wäre mit dieſer Härte gar nicht zu 
vergleichen. Was die Geſamtwirtſchaft einſchließlich unſerer Exportinduſtrie dem ge⸗ 
ſunden Sinn des deutſchen Bauern verdankt, kann überhaupt durch kein Opfer irgend- 
welcher Art irgendwie abgegolten werden.“ 


Es iſt notwendig, ſich die damalige verzweifelte Lage der deutſchen Landwirtſchaft in das 
Bewußtſein zurückzurufen. Während der Produktionswert der deutſchen landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugung im Jahre 1928/29 bei 14 Milliarden Reichsmark gelegen hatte, war 
er im Jahre 1932/33 auf 8,7 Milliarden Reichsmark herabgeglitten. Im groben Durd- 
ſchnitt geſehen, kann man ſagen, daß etwa “ der landwirtſchaftlichen Produktion an den 
Markt geht, um dort veräußert zu werden, während der Reſt der Deckung des bäuer- 
lichen Eigenbedarfs dient. In dem gleichen Zeitraum waren die Verkaufserlöſe der 
deutſchen Landwirtſchaft von rund 10 Milliarden Reichsmark auf 6,4 Milliarden Reichs- 
mark geſunken. Seit 1932/33 find die Verkaufserlöſe für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe 
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auf rund 9,5 Milliarden Reichsmark im Jahre 1937/38 geſtiegen. Dabei iſt aber zu be- 
rückſichtigen, daß nur ein Teil dieſer Preisbeſſerung auf die beſſeren Erlöſe zurückzu⸗ 
führen iſt. Ein recht erheblicher Teil iſt auch auf eine Steigerung der Mengen, alſo 
auf die Erfolge der Erzeugungsſchlacht zurückzuführen. Wenn heute auch aus anderen 
Gründen die Lage der deutſchen Landwirtſchaft recht ſchwierig geworden iſt, ſo kann doch 


geſagt werden, daß die deutſche Landwirtſchaft aus der kataſtrophalen Lage des Jahres 
1932 gerettet werden konnte. 


2. Die Schwierigkeiten einer landwirlſchaftlichen Marktordnung 


Gewöhnlich macht man ſich die Schwierigkeiten einer landwirtſchaftlichen Marktordnung 
nicht genügend klar. Es handelt ſich um die Produktionen von vielen Hunderttaufend 
von Erzeugerbetrieben, die der völkiſchen Bedarfsdeckung zugeſührt werden müſſen. 
Während Deutſchland im Jahre 1870 Agrarland war, iſt es heute ein induftrialifiertes 
Land. Damals lebten von einer Geſamtbevölkerung von rund 40 Millionen rund 
64 v. H. in Gemeinden von weniger als 2000 Einwohnern. Heute leben von einer 
Geſamtbevölkerung von rund 80 Millionen weniger als 33 v. H. in Gemeinden von 
unter 2000 Einwohnern, d. h. der Geſamtbevölkerungszuwachs, den Deutſchland ſeit 
1870 zu verzeichnen hat, iſt im weſentlichen der Städtebildung zugute gekommen. Durch 
dieſe Verſtädterung und Induſtrialiſierung hat ſich insbeſondere ſeit der Jahr⸗ 
hundertwende die Verſorgungslage Deutſchlands fortlaufend verſchlechtert. 


Aber auch die Erzeugungsgrundlagen find ſeit der Vorkriegszeit fehlechter geworden. 
Deutſchland hat auf Grund des Verſailler Vertrages rund 14 v. H. feiner landwirt- 
ſchaftlichen Nutzflächen verloren. Dabei handelte es ſich im weſentlichen um wichtige 


landwirtſchaftliche Aberſchußgebiete, die dabei für die landwirtſchaftliche Bedarfsdeckung 
ausfielen. 


In Deutſchland zählen wir heute nur noch wenige landwirtſchaftliche Aberſchußgebiete, 
etwa den Oſten, Niederſachſen und Bayern. Insgeſamt deckt die deutſche landwirtſchaft⸗ 
liche Erzeugung rund 83 v. H. des Eigenbedarfs. 


3. Die landwirtſchaftliche Erzeugungsleiftung 


Während man gewöhnlich beim beiſpielloſen Aufſtieg der deutſchen Wirtſchaft an die 
Entfaltung der induſtriellen Produktion denkt, ift es notwendig, darauf hinzuweiſen, 
daß auch die deutſche Landwirtſchaft ſeit 1880 eine außerordentliche Steigerung der Er- 
zeugungsleiſtung aufzuweiſen hat. Wird z. B. das Produktionsvolumen je Hektar im 
Jahre 1880 mit 100 angeſetzt, ſo war dieſe Erzeugungsleiſtung im Jahre 1937 auf 232 
Punkte geſtiegen. Anders ausgedrückt: was im Jahre 1880 2,7 Menſchen auf 4,9 Hektar 
produzierten, erzeugte im Jahre 1937 1 Menſch auf 2,1 Hektar. Nur durch dieſe ge- 
waltige Leiſtungsſteigerung iſt es zu erklären, daß Deutſchland ſich einen ſo hohen 
Selbſtverſorgungsgrad erhalten und erringen konnte. 


Die engliſche Landwirtſchaft deckt heute z. B. nur 25 v. H. des Bedarfs eines 47⸗Milli⸗ 
onen-⸗Volkes. Wird die deutſche Erzeugungsleiſtung der engliſchen Erzeugungsleiſtung 
gegenübergeſtellt, ſo produziert praktiſch die deutſche Landwirtſchaft das Fünffache der 
engliſchen. 


Die gewaltigen Anſtrengungen der deutſchen Landwirtſchaft werden auch deshalb leicht 
überfehen, weil in gleicher Weiſe auch der Verbrauch ſteigt. So iſt z. B. der Butter 
verbrauch in Deutſchland von 1932 bis 1937 von 489 000 t auf 591 000 t geſtiegen. 
Im gleichen Zeitraum ſtieg die Buttererzeugung von 420 000 t auf 504 000 t, die Butter- 
einfuhr von 69 000 t auf 87 000 t. Wäre alſo der Butterverbrauch bei dem Stande 
des Jahres 1932 geblieben, fo hätte der geſamtdeutſche Butterverbrauch durch die Er- 
zeugungsleiſtung des Jahres 1937 ohne weiteres gedeckt werden können. 
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4. Die Größenordnung der land wirtschaftlichen Produktion 


Es iſt von größter Bedeutung, ſich ein klares Bild über den Wert der landwirtſchaftlichen 
Erzeugung zu verſchaffen, denn nur fo wird klar, welche Bedeutung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Marktordnung zukommt. Das Inſtitut für Konjunkturforſchung hat den Produk. 
tionswert der landwirtſchaftlichen Erzeugung für das Jahr 1937/38 mit 12,6 Milliarden 
Reichsmark angegeben. Der Produktionswert der deutſchen Getreideernte lag hiernach 
bei rund 2 Milliarden Reichsmark, der Produktionswert der deutſchen Tierzucht bei über 
4 Milliarden Reichsmark, der Produktionswert der deutſchen Milcherzeugung bei rund 
2,5 Milliarden Reichsmark uſw. 


5. Die Grundgedanken der Marktordnung 


Für den Aufbau der Marktordnung waren folgende Gedanken maßgebend: Für die land- 
wirtſchaftlichen Märkte muß jede ungerechtfertigte Schwankung und Beeinfluſſung durch 
ſpekulative Machenſchaſten ausgeſchaltet werden. Das Geſetz der Ordnung und Stetig⸗ 
keit, das den bäuerlichen Hof beherrſcht, muß auch maßgebend ſein für die Märkte der 
Ernährungswirtſchaft. Die Ordnung und Stetigkeit der Abſatzwege ermöglicht eine ge⸗ 
ordnete und ſtetige Preisbildung und dieſe iſt ihrerſeits wiederum Vorausſetzung für 
eine geordnete und ſtetige Bewirtſchaftung des Hofes. 


Aufgabe der Wirtſchaft iſt die Deckung des völkiſchen Lebensbedarfs. Dies gilt im be⸗ 
ſonderen Maße für die Ernährungswirtſchaft; fie hat die Sicherung des Ernährungs⸗ 
bedarfs auch in ſchweren Zeiten zu gewährleiſten. Sie muß daher insbeſondere dieſer 
Aufgabe entſprechend geſtaltet werden. 


Die nationalſozialiſtiſche Wirtſchaft iſt eine Leiſtungswirtſchaft. Die Marktordnung muß 
daher vom Erzeuger, Verarbeiter und Verteiler wirkliche Leiſtungen verlangen. Alle 
minderwertigen Leiſtungen ſind auszuſcheiden; nur die wirkliche Leiſtung ſoll auch ihren 
gerechten Lohn erhalten. 


Wie im Familienhaushalt ſo gilt auch im Ernährungshaushalt eines Volkes das Geſetz 
des vernünftigen und ſparſamen Haushaltens. Deshalb muß die geſamte Produktion, 
ſoweit ſie an den Markt kommt, ſorgſam erfaßt werden, damit ſie im vollen Amfange 
der Bedarfsdeckung zugeſührt werden kann. Durch die Bildung öffentlicher Vorräte 
müſſen Reſerven für Notfälle geſchaffen werden. Was erzeugt worden iſt, darf nicht 
durch Leichtſinn dem Verderb anheimfallen („Kampf dem Verderb“). 


Für die Marktordnung gilt ferner das Geſetz der Wirtſchaftlichkeit. Die Bedarfsgüter 
müſſen fo raſch, fo billig und fo gut wie möglich vom Erzeuger zum Verbraucher wan⸗ 
dern. Dies fordert eine Verkürzung oder ſinnvollere Geſtaltung der Abſatzwege. 


Alle dieſe Forderungen können nur erfüllt werden, wenn durch eine einheitliche Führung 
und Lenkung der Wirtſchaft klare Zuſtändigkeiten und Verantwortlichkeiten geſchaffen 
werden und wenn durch eine ſtraffe Organiſation die Ziele der Wirtſchaftsführung ſich 
im Handeln aller beteiligten Wirtſchaftskreiſe verwirklichen können. 


6. Aufbau der Marktorganifation 

Bereits im Jahre 1933/34 hat ſich herausgeſtellt, daß ein Organiſationsprinzip am 
beiten geeignet iſt, dieſem Ziel zu dienen, nämlich das Prinzip der vertikalen Markt- 
organiſation, d. h. der Zuſammenſchluß aller an einem Markt beteiligten Wirtſchafts⸗ 
gruppen, Erzeuger, Verarbeiter und Verteiler in einheitlichen Organiſationen, die einer 
der oberſten Wirtſchaftslenkung verantwortlichen Führung unterſtellt ſind. So wurden 
etwa beim organiſatoriſchen Aufbau der Getreidewirtſchaft in regionalen Bufanımen- 
ſchlüſſen die Getreideerzeuger, Getreidehändler, die Mühlen, die Bäder, die Mehlhänd— 
ler und Teigwarenfabriken zuſammengeſchloſſen (Getreidewirtſchaftsverbände). Sämt- 
liche Getreidewirtſchaftsverbände wurden für das Reichsgebict zur Hauptvereinigung der 
Deutſchen Getreidewirtſchaft zuſammengefaßt. Nach ähnlichen Grundſätzen wurden auch 
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auf ſämtlichen übrigen Marktgebieten der Ernährungswirtſchaft ſolche Zuſammenſchlüſſe 
gebildet. Heute beſtehen folgende Hauptvereinigungen: 

Die Hauptvereinigung der Deutſchen Getreide und Futtermittelwirtſchaft, 

Die Hauptvereinigung der Deutſchen Milch- und Fettwirtſchaft, 

Die Hauptvereinigung der Deutſchen Viehwirtſchaſt, 

Die Hauptvereinigung der Deutſchen Eierwirtſchaft, 

Die Hauptvereinigung der Deutſchen Zuckerwirtſchaft, fo die Wirtſchaftliche Ver ⸗ 
einigung der Deutſchen Süßwarenwirtſchaft, 

Die Hauptvereinigung der Deutſchen Kartoffelwirtſchaft, 

Die Hauptvereinigung der Deutſchen Gartenbauwirtſchaft, 

Die Hauptvereinigung der Deutſchen Weinbauwirtſchaft, 

Die Hauptvereinigung der Deutſchen Brauwirtſchaft, 

10. Die Hauptvereinigung der Deutſchen Fiſchwirtſchaft. 


Nahezu alle Hauptvereinigungen haben regionale Antergliederungen, die meiſt dem Ge⸗ 
biet der einzelnen Landesbauernſchaften angepaßt ſind. Die Hauptvereinigungen ſind 
ihrerſeits der Reichshauptabteilung III des Reichsnährſtandes als dem für die Murft- 
ordnung verantwortlichen Führungskopf unterſtellt. Ebenſo find in den Landesbauern⸗ 
ſchaften diejenigen Wirtſchaftsverbände, die in der Landesbauernſchaft ihren Sitz 
haben, der Landeshauptabteilung III unterſtellt. Auf dieſe Weiſe wird die Zuſammen⸗ 
arbeit unter den Zuſammenſchlüſſen und die Berückſichtigung aller r 
Bedürfniſſe in der beſten Weiſe gewährleiſtet. 


ö 
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7. Der Aufbau der Marktverbände 


Die Zuſammenſchlüſſe find auf Grund von Verordnungen gebildet worden, die auf Grund 
des Reichsnährſtandsgeſetzes erlaſſen worden ſind und deren Aufzählung hier zu weit 
führen würde. Die Rechtsverhältniſſe der Zuſammenſchlüſſe werden durch Satzungen ge- 
regelt, die der Reichsbauernführer erläßt. Alle Zuſammenſchlüſſe find nach gleichen 
Grundgedanken aufgebaut. Sie ſtehen unter der Leitung eines Vorſitzenden, der die Be. 
fugnis hat, alle erforderlichen marktregelnden Maßnahmen zu erlaſſen. Ihm zur Seite 
ſteht ein Verwaltungsrat, der Beratungsorgan des Vorſitzenden ſein ſoll. In ihm ſind 
die an dem Zuſammenſchluß beteiligten Berufsgruppen vertreten. Daneben gibt es noch 
für Sonderaufgaben Beiräte und Ausſchüſſe. Die Vorſitzenden der Hauptvereinigungen 
und die Mitglieder ihrer Verwaltungsräte werden vom Reichsbauernführer, die ent⸗ 
ſprechenden Organe der Wirtſchaftsverbände werden vom Vorſitzenden der jeweiligen 
Hauptvereinigung mit Zuſtimmung des zuſtändigen Landesbauernführers berufen. 


8. Die Organiſation der Einfuhr 


Durch die Marktordnung wird nicht nur der geſamte Wirtſchaftsablauf am Binnen- 
markt geregelt, ſondern auch die Einfuhr. Zur Durchführung und Lenkung der Einfuhr 
wurden die ſogenannten Reichsſtellen geſchaffen, nämlich 

die Reichsſtelle für Getreide, Futtermittel und ſonſtige landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, 
die Reichsſtelle für Milcherzeugniſſe, Ole und Fette, 

die Reichsſtelle für Tiere und tieriſche Erzeugniſſe, 

die Reichsitelle für Eier, 

die Reichsſtelle für Garten⸗ und Weinbauerzeugniſſe. 


Die Reichsſtellen haben das Recht, die Einfuhr entweder ſelbſt vorzunehmen (inſofern 
arbeiten ſie nach Art eines Einfuhrmonopols), ſie können aber auch die Einfuhr durch 
ſelbſtändige Kaufleute vornehmen laſſen. In dieſem Falle beſtimmen fie aber Einfuhr. 
menge und Einſuhrpreis im Wege eines fogenannten Abernahmeſcheinverfahrens. Hier- 
durch iſt es möglich, im Rahmen der beſtehenden Handelsverträge nur diejenigen Ein- 
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fuhrmengen in den Binnenmarkt hereinzunehmen, die zur Ergänzung der heimiſchen 
Erzeugung oder zur Durchführung der Vorratswirtſchaft erforderlich ſind. Die Ab- 
gabe der eingeführten Erzeugniſſe erfolgt hierbei nicht zum Weltmarktpreis, ſondern zum 
Binnenmarktpreis. Der Anterſchiedsbetrag zwiſchen beiden, in dem auch der Zoll ent. 
halten iſt, wird von den Reichsſtellen einbehalten. Die Reichsſtellen find Organe des 
Reichs und unterſtehen dem Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft ſowie dem 
Reichsfinanzminiſter. Selbſtverſtändlich arbeiten ſie mit den Zuſammenſchlüſſen des 
Reichsnährſtandes eng zuſammen. 


Ill. Die Maßnahmen 
auf den einzelnen Gebieten der Ernährungswirtfchaft 


1. Die deutſche Getreidewirtſchaft 
a) Die Lage am Getreidemarkt 


Das Getreide iſt das wichtigſte landwirtſchaftliche Erzeugnis, denn es iſt nicht nur Grund⸗ 
lage der Brotverſorgung. Das Futtergetreide iſt auch eine wichtige Grundlage der Vieh⸗ 
wirtſchaft. Im Durchſchnitt der Jahre 1931 bis 1936 betrug die deutſche Getreideernte 
insgeſamt 22,6 Millionen Tonnen. Der Bedeutung nach nahm die Roggenernte die 
erſte Stelle ein, mit 7,6 Millionen Tonnen, dann folgte die Haferernte mit 6 Millionen 
Tonnen, die Ernte an Winterweizen mit 4,2 Millionen Tonnen und die Ernte an 
Sommerweizen mit 2,5 Millionen Tonnen. Auch der Produktionswert der Getreide. 
ernte iſt ſehr erheblich. Dieſer wurde vom Inſtitut für Konjunkturforſchung für das 
Jahr 1937/38 mit über 2 Milliarden Reichsmark angegeben. 


Die Erzeugung Deutſchlands an Brotgetreide betrug im Durchſchnitt der Jahre 1934/37 
an Roggen 7,3 Millionen Tonnen, an Weizen 4,5 Millionen Tonnen. 


Der Wert der deutſchen Roggenmehlerzeugung 1937/38 betrug nach Angabe der Haupt. 
vereinigung der Deutſchen Getreide und Futtermittelwirtſchaft rund 763 Millionen 
Reichsmark, der Wert der Weizenmehlerzeugung rund 969 Millionen Reichsmark. Da- 
neben ſpielt die beim Vermahlungsvorgang anfallende Kleie eine ſehr erhebliche Rolle. 
Der Wert der Roggenkleie wird für 1937/38 auf 64 Millionen Reichsmark, der Wert 
der Weizenkleie auf 97 Millionen Reichsmark veranſchlagt. 


Die Beſonderheit der deutſchen Getreidewirtſchaft beſteht darin, daß die Erzeugergebiete 
nicht mit den Verbrauchergebieten übereinſtimmen. Es iſt daher eine ſehr erhebliche Ge- 
treidebewegung aus den Erzeugergebieten nach den Verbraucherzentren feſtzuſtellen. Der 
Umfang der Getreidebewegung wird noch dadurch verſtärkt, daß insbeſondere eine Reihe 
von Großmühlen an den großen Waſſerſtraßen des Reiches liegen, die früher ihren Be⸗ 
darf vielfach mit Auslandsgetreide deckten. Mit dem Wegfall des Auslandsmarktes 
waren dieſe Mühlen gezwungen, ihren Getreidebedarf im Inland zu decken. Das Yäde- 
reigewerbe iſt ſehr überſetzt. Dies iſt eine Feſtſtellung, die auch von anderer Seite, z, B. 
vom Reichsarbeitsminiſter unter dem Geſichtspunkt des Arbeitseinſatzes getroffen wurde. 


b) Die Maßnahmen 
Im Jahre 1933 war es notwendig, auf dem Getreideſektor zu umfaſſenden Maßnahmen 
zu ſchreiten. Die Rekordernte durfte nicht zu einem Preiszuſammenbruch führen; auf 
der anderen Seite mußten die Börſe und die Spekulation unterbunden werden. Es wurde 
deshalb ein Feſtpreisſyſtem für Getreide geſetzlich feſtgeſetzt, das von Grundpreiſen aus- 
ging und jahreszeitlich bedingte Zuſchläge zu dieſen Grundpreiſen feſtſetzte, um ſo dem 
Zinsverluſt, den Lagerungskoſten und dem Ausfall für Schwund Rechnung zu tragen. 
Die Preiſe waren nicht nur jahreszeitlich geſtaffelt, ſondern auch über das ganze Reichs- 
gebiet hin abgeſtuft, und zwar in der Weiſe, daß der Getreidepreis langſam von Oſt 
nach Weſt anſtieg. Dies entſprach den damaligen Markt- und Preisverhältniſſen. Durch 
die Einführung des Feſtpreisſyſtems war einerſeits allen ſpekulativen Maßnahmen der 
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Boden entzogen; auf der anderen Seite war damit eine ſichere Grundlage für den Auf- 
bau des geſamten landwirtſchaftlichen Preisgefüges geſchaffen. Gleichzeitig wurden 
die deutſchen Mühlen kontingentiert, da auch das Mühlengewerbe erheblich überſetzt war 
und entſprechend feiner Leiſtungsfähigkeit ausgenutzt werden mußte. Die Reichsgetreide⸗ 
ſtelle erhielt den Auftrag, das Getreide für Rechnung des Reiches aufzukaufen, ſoweit 
es einen normalen Abfluß über Handel, Genoſſenſchaften oder Mühlen nicht finden 
konnte. Damit wurde die Grundlage für eine nationale Reserve gelegt. Die folgenden 
Jahre brachten nur durchſchnittliche Ernten. Infolgedeſſen war es notwendig, die ge⸗ 
ſamte Produktion zu erfaſſen und der beſtmöglichen Verwertung zuzuführen. Jeder 
landwirtſchaftliche Betrieb erhielt ein Getreidekontingent, das er aufbringen mußte und 
das entſprechend feiner Leiſtungsfähigkeit feſtgeſetzt wurde. Heute beſteht ein Roggen- 
verfütterungsverbot. Auch darf Getreide nicht zur Herſtellung von Branntwein verwendet 
werden. Die Mühlen find verpflichtet, Getreide in Höhe eines 2. Monats-⸗Bedarſes ein- 
zulagern. Im Zuge des Vierjahresplans ſind auch Maßnahmen getroffen worden, um 
im Laufe des Jahres 1939 den Getreidelagerraum um 2 Millionen Tonnen zu erhöhen. 
Ferner wurden einheitliche Mehltypen und Brotſorten geſchaffen und damit zu einer ge- 
wiſſen Bereinigung dieſer Märkte beigetragen. Die in früheren Jahren geſchaffenen be⸗ 
ſonderen Organiſationen für das Mühlengewerbe und die Miſchfuttermittelherſteller find 
allmählich in der Hauptvereinigung der deutſchen Getreide und Futtermittelwirtſchaft 
aufgegangen. Im Laufe des Jahres 1938 wurden aus Gründen der Vorratswirtſchaft 
recht erhebliche Getreidemengen eingeführt, ſo für rund 150 Millionen Reichsmark 
Weizen und für rund 146 Millionen Reichsmark Mais. 


2. Die deutjche UDiehwirtſchaft 
a) Die Lage der deutſchen Viehwirtſchaft 

Wertmäßig geſehen, iſt die deutſche Viehwirtſchaft der wichtigſte Produktionszweig. Der 
Schweinebeſtand am 3. 9. 1938 betrug 23 409 800 Stück. Der Beſtand an Milchkühen 
betrug am gleichen Zeitpunkt 10 190 000 Stück. Insgeſamt iſt mit einem Rindviehbeſtand 
von rund 20 Millionen Stück und einem Schafbeſtand von rund 4,7 Millionen Stück zu 
rechnen. Die Zahl der Hühner beträgt rund 85 Millionen Stück (Zahlen vom 3. 12. 1937). 
Die Fleiſchverſorgung betrug 1938 3 655 000 Tonnen. Alljährlich erfolgen etwa 30 
Millionen Tierſchlachtungen. Der geſamte Produktionswert der deutſchen Viehwirt⸗ 
ſchaft wird für das Jahr 1937/38 mit rund 4 Milliarden Reichsmark veranſchlagt. Haupt- 
gebiete der Viehwirtſchaft find die Alpenländer und Bayern, Schleswig ⸗Holſtein und 
Niederſachſen. Hauptſtandorte des Verbrauchs ſind insbeſondere die Großſtädte. Berlin 
allein verbraucht rund 10 v. H. der deutſchen Geſamterzeugung. Vor der Marktordnung 
waren die Preiſe für die wichtigſten Viehgattungen völlig zuſammengebrochen. Während 
der Schweinepreis z. B. im Jahre 1930 für je 50 kg Lebendgewicht RM 66,50 be- 
trug, war er 1933 RM 39,60. Der Kälberpreis war in der gleichen Zeit von 
RM 70, — auf RM 35,50, der Ochſenpreis von RM 57,90 auf RN 31,50 geſunken. 
Dieſer Preiszuſammenbruch war nur möglich geworden durch das Notierungsweſen, 
das ſich nahezu ausſchließlich in Händen des meiſt jüdiſchen Viehhandels befand. Dazu 
kam noch eine ungeregelte Marktbeſchickung und die Konkurrenz des zu niedrigen 
Auslandspreiſen eingekauften Auslandsviehs. 


b) Maßnahmen 
Die Märkte der deutſchen Viehwirtſchaft wurden planmäßig und ſchrittweiſe aufgebaut. 
An den Hauptverbrauchsplätzen wurden Viehgroßmärkte geſchaffen, an den kleineren Ver⸗ 
brauchsplätzen ſogenannte Mittelmärkte. Das Vieh wird in Schlachtwertklaſſen ent- 
ſprechend ſeiner Güte eingeteilt. Auf den Märkten herrſcht Agenturzwang; die Ver⸗ 
käufe find ſchlußſcheinpflichtig. Der Verkauf erfolgt in Lebendgewicht. Die Preisbildung 
ift völlig ſtabil. Der Viehhandel wurde durch geeignete Maßnahmen bereinigt; der Zu- 
gang zu dieſem Berufszweig wurde zulaſſungspflichtig gemacht. Daneben erfolgt eine 
Verſandregelung aus den hauptſächlichſten Aberſchußgebieten nach den hauptſächlichſten 
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Verbrauchergebieten. In Zeiten verringerter Marktbeſchickung werden die Ver- 
arbeiterbetriebe kontingentiert. Die Einfuhr erfolgt über die Reichsſtelle für Tiere 
und tieriſche Erzeugniſſe, die auch auf die Verarbeitung von eingeführtem Vieh und 
die Einkühlung aus Gründen der Vorratswirtſchaft entſprechenden Einfluß nimmt. 


3. Die deulſche Milch- und Fettwirtſchaft 

a) Die Lage 
Der Wert der deutſchen Milchproduktion im Jahre 1938 betrug rund 2,7 Milliarden 
Reichsmark und überſtieg damit den Produktionswert der deutſchen Kohlenwirtſchaft, 


der 2,5 Milliarden Reichsmark beträgt. Die Geſamterzeugung betrug im Jahre 1937 
25,4 Milliarden Liter Milch. Hiervon wurden verwendet 


als Molkereib utter 41,3% 
„ Trinkmilc h 29,8% 
„ SLandbutterr .......... 125% 
zu Zutterzweden ........ 10,8% 
„ een 3,9% 
„ Dauermild .......... 1,1% 
„ ahne 0,6%. 


Mit der Be- und Verarbeitung der Milch find über 10 000 Betriebe beſchäftigt. Inner- 
halb der Molkereien wurden im Jahre 1937 hergeſtellt 


415 998 t Butter 

68 398 t Hartkäſe 

74 422 t Weichkäſe 

100 463 t Milchdauerwaren 

270 117 t Käſerei-⸗ und Induftriequarg 
69 249 t Speiſequarg. 


Mit der Verteilung dieſer Erzeugniſſe ſind etwa 30 000 Milchverteiler und rund 100 000 
Butter- und Käſeverteiler beſchäftigt. Hauptgebiete der Milcherzeugung find das Vor⸗ 
alpenland und das Marſchland. Die Verarbeitung zu Butter erfolgt hauptſächlich in 
Niederſachſen, der Nordmark und Weſtfalen. Ausgeſprochene Käſeerzeugungsgebiete ſind 
das Allgäu für Emmenthaler- und Limburger⸗-Käſe ſowie Oſtpreußen für Tilſiter. 


Die Milchwirtſchaft war das erſte Gebiet, auf dem die nationalſozialiſtiſche Marktordnung 
in umfaſſender Weiſe durchgeführt wurde. Denn hier war auf der einen Seite der Preis- 
zuſammenbruch beſonders ſchlimm, anderſeits konnte gerade hier durch raſch entſchloſſenes 
Zugreifen der Landwirtſchaft beſonders ſchnell geholfen werden. Schon früher hatten 
Verſuche eingeſetzt, die Milchmärkte planmäßig auf Grund des § 38 des Milchgeſetzes 
vom 31. 7. 1930 zu ordnen. Dieſe Verſuche führten aber zu keinem Erfolg, weshalb im 
Sommer des Jahres 1933 ein Reichskommiſſar für die Milchwirtſchaft beſtellt wurde, 
der in kurzer Friſt die milhwirtfchaftlihen Märkte auf eine neue Grundlage ſtellte. Hier 
wurde zum erſten Male die Forderung einer Rationaliſerung des Marktes 
verwirklicht. Die Friſchmilchmärkte, alſo im weſentlichen die Verbrauchergebiete, er- 
hielten Einzugsgebiete, deren Milchaufkommen in erſter Linie dem Friſchmilchverzehr 
zugeführt wurde. Ebenſo erhielten aber auch die Molkereien in den ländlichen Verar- 
beitungsgebieten Liefergebiete, deren Produktion ſie zu verarbeiten hatten. Dabei wurden 
nicht nur die Lieferungsbeziehungen zwiſchen Milcherzeugern und Molkereien neugeord- 
net; es wurde auch weitgehend der überſetzte Milchhandel bereinigt und jo die Voraus- 
ſetzung für weitgehende Spannenſenkungen geſchaffen. Es wurden einheitliche Butter- 
ſorten geſchaffen; aus Gründen der Produktionsförderung wurde die Pflicht⸗Milch⸗ 
kontrolle eingeführt. Die unwirtſchaftliche Landbuttererzeugung wurde ſtark zurüdge- 
drängt, die Molkereibuttererzeugung im gleichen Maße gefördert. Viele Gebiete, die 
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milchwirtſchaftlich zurückgeblieben waren, wurden durch Molkereiprogramme neu er- 
ſchloſſen. Gleichzeitig wurden umfaſſende Ausgleichsmaßnahmen zur Förderung der markt. 
fernen Erzeugergebiete durchgeführt. Den Friſchmilcherzeugern wurde ein ſogenannter 
Ausgleichsbetrag abgezogen, der ſeinerſeits den ländlichen Molkereien zur Auszahlung 
an ne Werkmilcherzeuger zugeführt wurde. Auf dieſe Weile gelang es, die Produktion 
zu n. 

Die Ergebniſſe dieſer Maßnahmen waren von großer volkswirtſchaftlicher Bedeutung. 
Während z. B. im Jahre 1932/33 in Württemberg 280 Millionen Liter durch Molke⸗ 
reien erfaßt wurden, war dieſe Zahl im Jahre 1935 auf rund 500 Millionen Liter ge⸗ 
ſtiegen. Die Milchanlieferungen in den einzelnen Gebieten des Reiches nahmen teilweiſe 
um über 20 v. H. zu. Trotz Einſchränkung der Kraftfuttermitteleinfuhr gelang es durch Ver ⸗ 
ſtärkung der heimiſchen Futtermittelgrundlage die Erzeugung nicht nur zu erhalten, 
ſondern auch zu heben. Erſt im Laufe des Jahres 1938 iſt, hauptſächlich infolge 
Arbeitermangels, ein gewiſſer Rückſchlag in der Produktionsleiſtung eingetreten. 


b) Die Margarineer zeugung 

Vor der Induftrialiſierung Deutſchlands gab es keine Fettfrage. Heute ſpielt dagegen 
das Fettproblem in der deutſchen Ernährungswirtſchaft eine recht erhebliche Rolle. Ins⸗ 
geſamt geſehen deckt Deutſchland nur rund 50 v. H. ſeines Eigenbedarfs aus heimiſcher 
Erzeugung. Dieſer geringe Grad der Selbſtverſorgung iſt in erſter Linie auf den ſtarken 
Verbrauch an Kunſtſpeiſefetten zurückzuführen. Dieſer hat im Laufe weniger Jahrzehnte 
eine außerordentliche Ausweitung erfahren. Während im Jahre 1913 auf den Kopf der 
Bevölkerung ein Verbrauch von 2,7 kg traf, wurde in Deutſchland im Jahre 1932 7,8 kg 
je Kopf der Bevölkerung verbraucht. Der gegenwärtige Margarineverbrauch wird von 
der Reichsſtatiſtik für das Jahr 1937 mit 364 000 t angegeben, der Verbrauch an Pflan- 
zenfetten und Speiſeölen mit rund 160 000 t. Die ſtrukturellen Verhältniſſe in der 
Margarineinduftrie find dadurch charakteriſiert, daß / der Geſamterzeugung bei 
15 Großbetrieben liegen. Die Standorte dieſer Fabriken befinden ſich im weſentlichen 
im Rheinland und an der Elbmündung. Dort wird die Hälfte der Margarineproduf- 
tion erzeugt. Die Rohftoffe für die Margarineinduſtrie kommen im weſentlichen aus 
Aberſee (Walöl, Erdnüſſe, Sojabohne, Kopra, Palmkerne). Im Zuge des Vierjahres⸗ 
plans hat Deutſchland eine eigene Walfangflotte gebaut, die im letzten Jahre rund 
90 000 t Walöl nach Deutſchland gebracht hat. 


Bereits im Jahre 1932/33 wurden auf dem Margarinegebiet Maßnahmen ergriffen, 
da gerade durch die außerordentlich niedrigen Margarinepreiſe der Butterpreis gefährdet 
wurde. Die Margarineerzeugung wurde kontingentiert, die Nohſtoffeinfuhr wurde durch 
die Neichsſtelle für Milcherzeugniſſe, Ole und Fette gelenkt, die Margarinepreiſe auf 
ſtabiler Grundlage feſtgeſetzt und gleichzeitig wurde eine Fettſteuer eingeführt, die aller- 
dings mehr den Charakter einer Ausgleichsabgabe hat, da ihr Ertrag zum Teil der Auf- 
beſſerung des Milchpreiſes zugute kommt. Während früher die Steuerung des Mar- 
garinemarktes der Wirtſchaftlichen Vereinigung der Margarine- und Kunſtſpeiſefett⸗ 
induſtrie oblag, ging dieſe Aufgabe im Jahre 1938 auf die Hauptvereinigung der 
Deutſchen Milch. und Fettwirtſchaft über. Dieſe organiſatoriſche Vereinheitlichung 
hatte insbeſondere die Aufgabe, durch eine einheitliche Steuerung der Fettpolitik die 
Fettverteilung zu verbeſſern. 


4. Die deutſche Eierwirtjchaft | 

Die deutſche Eiererzeugung wird auf rund 6 Milliarden Stück im Jahr geſchätzt. Ihr 
Produktionswert wird für das Jahr 1937/38 mit rund 530 Millionen Reichsmark an. 
genommen. Die deutſche Eierproduktion deckt nicht vollkommen den Eigenbedarf. 
Deutſchland hat im vorigen Jahre für rund 82 Millionen Reichsmark Eier eingeführt, 
was einer Einfuhrmenge von 1,6 Milliarden Stück entſprach. Die Legeleiſtung je 
Huhn kann mit etwa 90 Eiern im Jahr veranſchlagt werden. Würde es gelingen, die 
Legeleiſtung auf 110 Stück zu heben, ſo würde Deutſchland einfuhrunabhängig ſein. 
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Auch auf dem Eiermarkt wurde die Preisbildung ſtabiliſiert. Es wurde eine Kennzeich⸗ 
nung der Eier nach Güteklaſſen vorgenommen. Die Eierverſendung wurde geordnet; 
gleichzeitig wurde auch die Einfuhr planmäßig über die Reichsſtelle für Eier geſteuert. 
Von beſonderer Bedeutung für die Landwirtſchaft iſt es, daß heute z. Zt. der Eier⸗ 
ſchwemme im Frühjahr die Eierpreiſe nicht mehr zuſammenbrechen, vielmehr iſt die 
Preisbildung den Produktionsverhältniſſen angepaßt und beträgt vom 1. April bis 
31. Juli RM —, 10, vom 1. Auguſt bis 15. November RM —, 12, vom 16. November 
bis 31. Januar RM —,14 und vom 1. Februar bis 31. März wiederum RM —,12. 


5. u und Zuckerwirtſchaft 
a) Kartoffelwirtſchaft 


Der Wert der deutſchen Kartoffelproduktion wird für das Jahr 1937/38 mit 787 Milli- 
onen Reichsmark veranſchlagt. Während eine Durchſchnittsernte in den Jahren 1930 bis 
1935 etwa 45 Millionen Tonnen betrug, konnte im Jahre 1937 eine Ernte von über 
51 Millionen Tonnen erzielt werden. Hiervon fanden Verwendung 


als Speiſekartoffekrn 31%; 

„ Sutterlartoffeln ..... 35%, 

„ Fabrikkartoffeln 10%, 
während für Pflanzkartoffeln und Shwund .... 24% zu rechnen find. 


Während der Kartoffelpreis im Jahre 1932/33 für den Erzeuger RM 1,50 je Ztr. be- 
trug, liegt er im Jahre 1938/39 bei RM 2,55. Die Preisbeſſerung vollzog ſich im weſent⸗ 
lichen auf Koſten der Handelsſpanne. Die Preisbildung für Kartoffeln iſt ſtabil geregelt. 
Auf dem Gebiet der Kartoffelverarbeitung ſpielen die Kartoffeltrocknung, die Herſtellung 
von Stärke und das Brennereiweſen eine recht erhebliche Rolle. Angeſichts der günſtigen 
Kartoffelernten der letzten Jahre konnte die Erzeugung der Verarbeitungsbetriebe er- 
heblich geſteigert werden. Eine Beſonderheit beſteht inſofern, als die Branntweinmirt- 
ſchaft nicht vollkommen dem Reichsnährſtand unterſteht, vielmehr beſteht ſeit 1918 ein 
Branntweinmonopol, deſſen Einnahme im Jahre 1936/37 auf rund 276 Millionen 
Reichsmark veranſchlagt werden konnte. Hauptrohſtoff für die Brennereien iſt die Kar- 
toffel, daneben wird in begrenztem Amfange auch Branntwein aus fonftigen Rohſtoffen, 
wie aus Obſt uſw. hergeſtellt. 


b) Zuckerwirtſchaft 


Der Wert der deutſchen Zuckerproduktion wird für das Jahr 1937/38 auf rund 680 Milli- 
onen RM uveranſchlagt. Seit der Machtübernahme iſt die Erzeugung ſelbſt nahezu ver. 
doppelt worden, und zwar von rund 8,6 Millionen Tonnen auf rund 15 Millionen 
Tonnen Zuckerrüben. Die Steuerung der Produktion kam in erſter Linie der zuſätz— 
lichen Erzeugung von zuckerhaltigen Futtermitteln zugute. Im Jahre 1936 / 37 wurden 
10,6 Millionen Tonnen Zuckerrüben verarbeitet. Die hieraus hergeſtellte Rohzucker. 
menge betrug 1,8 Millionen Tonnen. Der Zuckerverbrauch iſt gleichfalls ſeit der 
Machtübernahme nicht unerheblich geſtiegen. Während im Jahre 1933 1,3 Millionen 
Tonnen Zucker verbraucht wurden, belief ſich der Verbrauch 1937 auf 1,6 Millionen 
Tonnen. Auf dem Verbrauch liegt eine recht erhebliche Zuckerſteuer, die im Jahre 
1937/38 einen Ertrag von rund 350 Millionen Reichsmark erbracht hat. Die Haupt- 
erzeugungsgebiete find die guten Böden in Schleſien, Mitteldeutſchland, Braun— 
ſchweig und Südhannover. Die bereits in der Kriſenzeit geſchafſene Wirtſchaftliche 
Vereinigung der Deutſchen Zuckerinduſtrie wurde bereits im Jahre 1934 durch die 
Hauptvereinigung der Deutſchen Zuckerwirtſchaft erſetzt. Dieſe wirkt auch bei den 
internationalen Vereinbarungen über die Höhe des Zuckerexportes mit. Der Rüben— 
anbau und die Zudererzeugung find kontingentiert. Die Kontingente erfuhren mit 
der laufenden Ausweitung der Produktion gleichſalls eine fortlaufende Erhöhung. 
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6. Garten- und Weinbau 
a) Obſt und Gemüſe 


Der Produktionswert der deutſchen Obſterzeugung betrug im Jahre 1937/38 rund 760 
Millionen Reichsmark, der Produktionswert der deutſchen Gemüſeerzeugung rund 380 
Millionen Reichsmark. Auf dem Gebiet des Gartenbaus liegen außerordentliche produk⸗ 
tionsmäßige und markttechniſche Schwierigkeiten vor. Von Jahr zu Jahr können die 
Obſternten je nach den Witterungsverhältniſſen ganz verſchieden ausfallen. Die Er- 
zeugniſſe des Gartenbaues ſelbſt ſind leicht verderblich und an die Jahreszeiten gebunden. 
Der Einfuhr kommt eine ganz erhebliche Bedeutung zu, betrug doch z. B. im Jahre 1938 
der Wert der Geſamteinfuhr an Obſt außer Südfrüchten 140 Millionen Reichsmark, 
un Südfrüchten ſelbſt rund 160 Millionen Reichsmark. (In dieſer Zahl find aber auch 
die nicht unerheblichen Einfuhrwerte von Mandeln, Roſinen uſw. enthalten). In früherer 
Zeit verurſachten gerade die ungeordneten Einfuhren auf dem Gartenbaugebiet Preis- 
zuſammenbrüche für den heimiſchen Erzeuger. Dieſe waren volkswirtſchaftlich um ſo 
ſchädlicher, als gerade die Erzeugniſſe des Gartenbaues aus kleinen Betrieben ſtammen, 
die durch wirtſchaftliche Rückſchläge an den Nand des wirtſchaftlichen Verderbens ge⸗ 
bracht wurden. 

Heute iſt die Einfuhr von Gartenbauerzeugniſſen planmäßig geregelt. Die gärtneriſche 
Produktion wird, insbeſondere ſoweit ſie für den Fernverſand beſtimmt iſt, in rationeller 
Weiſe in Form der ſogenannten Bezirksabgabeſtellen erfaßt. Gleichzeitig wird auf die 
Hebung der Qualitäten und die Sortierung Rückſicht genommen. Die Lieferung an die 
Konſervenfabriken erfolgt auf Grund von Lieferverträgen, die auch den Bedürfniſſen 
der Produktion entſprechen. Beſonders geſtiegen iſt in den letzten Jahren die Erzeugung 
von verbilligter Marmelade. 

Auch der Erzeugung von Moſt kommt eine recht erhebliche Bedeutung zu. Man ſchätzt 
deſſen Erzeugungswert auf jährlich rund 200 Millionen Reichsmark. Der Wert der 
Baumſchulerzeugniſſe kann auf etwa 60 Millionen Reichsmark veranſchlagt werden. 
Auch der deutſchen Tabakerzeugung kommt eine nicht unerhebliche Bedeutung zu. Der 
Geſamtwert der Tabakernte wird für das Jahr 1937 mit 44 Millionen Reichsmark ver⸗ 
anſchlagt. Die Zahl der Tabakpflanzen kann mit etwa 70 000 angenommen werden; die 
Tabakanbaufläche beträgt rund 13 400 Hektar. 


b) Wein bau 


Vor der Machtübernahme war die Förderung des deutſchen Weinbaues unzulänglich. 
Insbeſondere hat auch die ungeordnete Einfuhr ausländiſcher Weine den deutſchen Wein⸗ 
bau geſchädigt. Infolge der allgemeinen ſchwierigen Verhältniſſe war der deutſche Went- 
bauer gezwungen, ſein Erzeugnis gerade in ungünſtigen Zeitpunkten abzuſtoßen und zu 
verſchleudern. Ein großes Gewicht kam dem jüdiſchen Weinhandel zu. 

Die Hauptweinanbaugebiete ſind in Deutſchland am Rhein und in ſeinen Nebentälern 
(Main, Moſel) gelegen, ſowie im Donaugebiet, von der Wachau bis Wien. Auf dem 
Gebiet des Weinbaus handelt es ſich in erſter Linie darum, die Verwertung für den 
Winzer zu verbeſſern, insbeſondere durch Schaffung von Winzergenoſſenſchaften. Ferner 
muß auch für eine gewiſſe Hebung des Verbrauchs Sorge getragen werden. In dieſem 
Zuſammenhang verdient die Patenweinaktion Erwähnung. 


7. Sonſtige Inlarktgebiete 
a) Die deutſche Brauwirtſchaft 

Gleichfalls zum Sektor der Ernährungswirtſchaft gehört auch die deutſche Brauwirtſchaft, 
deren Rohſtoffe von der deutſchen Landwirtſchaft bereitgeſtellt werden. Im Wirtſchafts⸗ 
jahr 1937/38 betrug die verwendete Hopfennenge rund 200 000 Ztr.; bei einem 
Durchſchnittspreis von RM 240,— je Ztr. entſpricht dies einem Geſamtwert von 
48 Millionen Reichsmark. Die Geſamtmenge der zur Verwendung gekommenen 
Braugerſte darf auf rund 20 Millionen Ztr. mit einem Geſamtwert von etwa 200 
Millionen Reichsmark geſchätzt werden. Der Bierverbrauch iſt infolge der wirtſchaft— 
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lichen Belebung ſeit der Machtübernahme ſtark geſtiegen. Während der Verbrauch im 
Jahre 1932/33 rund 33 Millionen Hektoliter ausmachte, belief er ſich im Jahre 1937/38 
auf rund 43,3 Millionen Hektoliter. Im gleichen Amfang iſt auch die Bierſteuer ge⸗ 
ſtiegen. Die Reichsbierſteuer ſtieg von 238 Millionen Reichsmark 1932/33 auf 317 
Millionen Reichsmark im Jahre 1937/38. Anabhängig davon kam bis vor kurzem auch 
eine Gemeindebierſteuer zur Erhebung, doch find dieſe Steuern nunmehr in einer neuen 
Reichsbierſteuer vereinheitlicht. Der Geſamtertrag dieſer neuen Bierfteuer wird ſich auf 
etwa 0,5 Milliarden Reichsmark belaufen. Der Kleinverkaufswert der deutſchen Vier⸗ 
produktion wird mit rund 2,3 Milliarden Reichsmark veranſchlagt werden können. Dies 
kommt u. a. auch von den recht erheblichen Verteilungskoſten, die auf dem Biervertrieb 
liegen. Die Bierausfuhr betrug im Jahre 1938 rund 119 000 Hektoliter mit einem Wert 
von rund 2,6 Millionen Reichsmark, während umgekehrt auch wiederum für rund 1,7 
Millionen Reichsmark eingeführt wurde. Durch die Einbeziehung des Saazer Beckens 
in das Großdeutſche Reich iſt Deutſchland nunmehr im Hopfenerport an die erſte 
Stelle gerückt. Von den Brauereien wird eine Ausgleichsabgabe erhoben, die zur 
Stützung des Rogaenpreifes verwendet wird. An ſonſtigen Maßnahmen der Marft- 
regelung verdient Hervorhebung, daß die überſpitzten Wettbewerbsverhältniſſe in der 
Brauinduſtrie bereinigt worden find. Insbeſondere wurde die Genehmigung von 
Brauereidarlehen an Wirte genehmigungspflichtig gemacht und damit ein aus der 
liberaliſtiſchen Zeit ſtammendes Wettbewerbsmittel in ſeiner Bedeutung ſtark 
geſchwächt. ö 
b) Fiſchwirtſchaft 

Innerhalb der deutſchen Ernährungswirtſchaft wurde die Fiſchwirtſchaft früher recht 
ſtiefmütterlich behandelt. Der Wert der Arproduktion darf mit etwa 100 Millionen 
Reichsmark veranſchlagt werden. Ein großer Teil der Erzeugung ſtammt hierbei aus 
der deutſchen Hochſeefiſcherei, die in den letzten Jahren einen ſtarken Aufſchwung ge⸗ 
nommen hat. Hand in Hand ging damit eine verſtärkte Werbung für den Abſatz von 
Fiſchen, der ſich auch in einer Hebung des Fiſchverbrauchs auswirkte. Doch ſind hier 
noch nicht ſämtliche Verbrauchsreſerven erſchöpft. Während in England je Kopf der 
Bevölkerung im Jahr 20 bis 25 kg verbraucht werden, liegt der deutſche Fiſchverbrauch 
erheblich niedriger, und zwar bei rund 12 kg. Seit Beginn der Marktordnung wurde 
eine Reihe von Maßnahmen zur Stabiliſierung der Preiſe zur Erweiterung der Fiſch⸗ 
mehlerzeugung und zur geordneten Erfaſſung der Erzeugung ergriffen, auf die hier nicht 
näher eingegangen werden kann. 


c) Wolle und Faſerpflanzen 


In der Vergangenheit iſt unter der Herrſchaft des Liberalismus die deutſche Erzeugung 
an Textilrohſtoffen außerordentlich zurückgegangen. Doch gelang es, dieſe nach der Macht- 
übernahme wieder zu heben. Beiſpielsweiſe wird der Wert der deutſchen Wollerzeugung 
im Jahre 1932/33 mit 11 Millionen Reichsmark veranſchlagt, im Jahre 1937/38 dagegen 
betrug er 39 Millionen Reichsmark. Durch die Schaffung der Reichswollverwertung, 
die über das Reich ein Netz von Wollannahmeſtellen errichtete, iſt der Abſatz der 
Wolle und ihre Verwertung planmäßig organifiert. Auch die Erzeugung und der 
Abſatz von Faſerpflanzen, wie Flachs und Hanf, erfuhr eine ſtarke Förderung. 


IV. Der Reichs nährſtand in der deulſchen Gefamtwirtfchaft 


1. Die Marktordnung als Wirtſchaftsſuſtem 


Die Marktordnung iſt keine Staatswirtſchaft. Es wirtſchaftet nicht der Staat, ſondern 
die einzelnen, innerhalb der Ernährungswirtſchaft tätigen Betriebe. Wohl aber hat 
die Staatsführung die großen Wirtſchaftszweige der Ernährungswirtſchaft zu Selbſtver⸗ 
waltungskörperſchaften zuſammengefaßt, damit dieſe unter ſtaatlicher Führung in Form 
der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung die gemeinwirtſchaftlichen Aufgaben der Ernäh- 
rungswirtſchaft löſen. 
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Marktordnung iſt auch nicht Zwangswirtſchaft. Anter Zwangswirtſchaft wird gewöhn⸗ 
lich die während des Krieges zwangsweiſe durchgeführte Bewirtſchaftung aller Märkte 
durch den Staat bezeichnet. Sie arbeitete mit weitgehenden Eingriffen, Beſchlagnahmen, 
Höchſtpreiſen und dergl. Sie war unzulänglich, weil fie nicht die Handhabung bot, die 
jüdiſchen und unzuverläſſigen Elemente aus der Wirtſchaft auszuſchließen und weder 
zu einer ausgeglichenen Wirtſchaftsſtruktur noch zu einer geordneten Verſorgung führte. 
Dem ſtaatlichen Zwangseingriff ſtanden auf der anderen Seite umfaſſende Amgehungs⸗ 
handlungen gegenüber, wie Schiebertum, Wucher und Preistreiberei. Auch die Markt⸗ 
ordnung arbeitet mit Anordnungen, Geboten und Verboten. Sie will aber die wirt⸗ 
ſchaftlichen Handlungen aller am Markt beteiligten Gruppen und Betriebe im gejamt- 
wirtſchaftlich richtigen Sinne lenken und die wirtſchaftenden Menſchen zur Verantwort- 
lichkeit erziehen. Ihr letztes Ziel iſt geordneter Wirtſchaftsablauf. Zwang iſt hier das 
letzte Mittel, um die Pflichterfüllung zu ſichern. Die Zwangswirtſchaft des Weltkrieges 
arbeitete dagegen in erſter Linie mit dem Zwangseingriff. 


Marktordnung iſt auch nicht Planwirtſchaft. Jedenfalls nicht in dem gebräuchlichen Sinne, 
wobei unter Planwirtſchaft in erſter Linie ſchematifche ſtaatswirtſchaftlich gefärbte Me- 
thoden verſtanden werden. In dieſem Sinne wird z. B. von ruſſiſcher Planwirtſchaft ge- 
ſprochen. Marktordnung iſt planmäßig geführte und gelenkte Wirtſchaft, weil jedes 
wirtſchaftliche Handeln, alfo auch das geſamtwirtſchaftlich verantwortliche Handeln, über- 
legt, d. h. planmäßig geſchehen muß. Ziel der Marktordnung iſt die Leiſtungsſähigkeit 
der Wirtſchaft und Menſchen zu heben und dem Volksganzen zu dienen, Ziele, die bei 
anderen Formen der „Planwirtſchaft“ nicht vorhanden find. 


Die Marktordnung lehnt die freie Wirtſchaft ab. Die freie Wirtſchaft war von Inte⸗ 
reſſengruppen beherrſcht. Kartelle, Syndikate, Konzerne übten eine weitgehende Herr⸗ 
ſchaft über die Märkte und die Preiſe aus. Daneben gab es andere Wirtſchaftszweige, 
in denen die Spekulation und die Börſe das Heft in der Hand hatten. Zuletzt entartete 
die freie Wirtſchaft in Kampf aller gegen alle und in dem Ringen der verſchiedenſten 
Mächtegruppen um die Herrſchaft am Markt. Die Marktordnung erſtrebt um des Ge⸗ 
meinwohls willen eine gemeinwirtſchaftliche Ordnung des geſamten wirtſchaſtlichen Ge⸗ 
ſchehens, um ſo zu Höchſtleiſtungen im Dienſte der Volksernährung zu gelangen. Dabei 
erſtrebt fie vor allem eine verantwortliche Selbſtverwaltung der Wirtſchaft unter ver ⸗ 
antwortlicher Führung. Selbſtverwaltung ohne Führung kann leicht zur Zerſplitterung 
der Kräfte führen. Führung ohne Mitwirkung der Kräfte der Selbſtverwaltung kann 
leicht Einſeitigkeit bewirken. Nur im Zuſammenwirken beider Prinzipien kann die vom 
Nationalſozialismus erſtrebte Wirtſchaftsform erſtehen, die höchſte Leiſtung mit dem 
Dienft am Gemeinwohl verbinden will. Der Weg hierzu iſt wahre Ordnung der Wirt- 
ſchaft. 


2. horizontal oder vertikal 


Ordnung iſt nicht möglich ohne Organiſation. Aufgabe der Organiſation ift es, alle Kräfte 
zuſammenzufaſſen und zum planmäßigen Einſatz zu bringen. Ebenſo wie im Betrieb alle 
Gefolgſchaftsmitglieder unter einer Betriebsordnung arbeiten und ihre Kräfte zum ein- 
heitlichen Einſatz bringen, ebenſo muß die geſamte Wirtſchaft unter einer einheitlichen 
Wirtſchaftsordnung ſtehen, die den vernünftigſten Einſatz all ihrer Kräfte gewährleiſtet. 
In Erkenntnis dieſer Tatſache und von der Notwendigkeit der Bedarfsdeckung ausgehend, 
hat die nationalſozialiſtiſche Agrarpolitik für die Geſtaltung der Marktordnung das ver⸗ 
tikale Organiſationsprinzip gewählt, d. h. ſie hat alle Wirtſchaftsgruppen vom Erzeuger 
bis zum Verbraucher in einheitlichen Zuſammenſchlüſſen erfaßt. Vielfach iſt dieſe Orga⸗ 
niſationsform in ihrer Bedeutung nicht völlig richtig gewürdigt worden. Insbeſondere 
find Meinungsverſchiedenheiten darüber entſtanden, ob dieſe Organiſationsform im 
Geſamtbereich der Wirtſchaft anwendbar ſei. Hierzu iſt zu bemerken, daß in der ganzen 
deutſchen Wirtſchaft die mannigfaltigſten Anſätze zu ſolchen Wirtſchaftsformen feſtgeſtellt 
werden können. Auf dem Gebiet der Holzwirtſchaft iſt die Marktvereinigung der Deut- 
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ſchen Forſt⸗ und Holzwirtſchaft geſchaffen worden, die ähnlich wie die Zuſammenſchlüſſe 
des Reichsnährſtandes mehrere Wirtſchaftsgruppen für das Reichsgebiet zuſammenfaßt 
und unter eine einheitliche Führung ſtellt. 


Ebenſo haben die im Bereich der gewerblichen Wirtſchaft gebildeten Aberwachungs⸗ 
ſtellen (3. B. auf dem Gebiet der Textilwirtſchaft, der Eifen- und Metallwirtſchaft uſw.) 
das Recht, den gefamten Wirtſchaftsablauf, insbeſondere die Herſtellung, Verwendung, 
die Lagerung und den Abſatz von Rohſtoffen in bezug auf alle beteiligten Wirtſchafts⸗ 
gruppen zu regeln. Hier vollzieht ſich die Regelung nur in behördlicher Form, während 
ſie ſich in der Ernährungswirtſchaft, in der Holzwirtſchaft in verbandsmäßiger Form 
vollzieht. Entſcheidend iſt aber, daß die Marktbefugniſſe einheitlich gegenüber allen am 
Markt beteiligten Gruppen wahrgenommen werden. In gleicher Richtung wirken die 
erſt jüngſt erteilten Vollmachten zur Ordnung der geſamten Bauwirtſchaft, der Ma- 
ſchinenproduktion, des Kraftfahrweſens, der Energiewirtſchaft. Auch der Reichskom⸗ 
miſſar für die Preisbildung hat ſchon wiederholt zu vertikalen Regelungen gegriffen. 
Bei Preisſenkungsmaßnahmen hat er ſowohl die Preisbildung in der Erzeugung wie in 
der Verteilung unter einheitlichen Geſichtspunkten regeln müſſen. In Wirklichkeit kann 
eben ein Markt nicht vom Standpunkt einer Gruppe aus, ſondern nur von einem über- 
geordneten Geſichtspunkt aus in bezug auf alle an dieſem Markt beteiligten Gruppen 
geregelt werden. Wird eine ſolche Einwirkung als „vertikal“ bezeichnet, ſo kann auf 
ſie auch im Bereich der gewerblichen Wirtſchaft nicht verzichtet werden. 


3. Marktordnung und Wirtſchaftsrecht 

Im Bereich des Reichsnährſtandes hat ſich nicht nur ein ganz neues Wirtſchaftsſyſtem 
herausgebildet, ſondern gleichzeitig auch ein neues Wirtſchaftsrecht, das als Gejtaltunas- 
mittel der Agrarpolitik ihrer Antermauerung diente. Dieſes Wirtſchaftsrecht bezieht 
ſich nicht nur auf die Fragen der Organiſation der Märkte (Organiſationsrecht), ſondern 
auch auf die Geſtaltung aller übrigen, innerhalb der Marktordnung auftauchenden Fragen. 


a) Betriebsrecht 


Das Betriebsrecht ordnet das Recht der Neuerrichtung, Erweiterung, Ausnutzung und 
Stillegung der Betriebe. Ganz allgemein iſt die Neuerrichtung von Betrieben genehmi- 
gungspflichtig gemacht. Denn die Inveſtition von Kapital iſt nur gerechtfertigt, wenn 
ein volkswirtſchaftliches Bedürfnis hierfür vorliegt. Beſteht kein Bedarf nach neuen 
Betrieben, ſo bewirken Neugründungen eine volkswirtſchaftlich ſchädliche Fehlleitung von 
Kapital. Amgekehrt muß die Neuerrichtung von Betrieben dort gefördert werden, wo 
es das volkswirtſchaftliche Bedürfnis verlangt, ſelbſt wenn die beteiligten Anternehmer 
eine Betriebserrichtung für unnötig oder unwirtſchaftlich halten. So wurde der Ausbau 
der Anlagen der Zuckerinduſtrie, der Kartoffelverwertungsinduſtrie und der Hochſee— 
fiſcherei ſtark gefördert. 


Die Ausnutzung der verarbeitenden Betriebe iſt vielſach durch Kontingentierung geregelt. 
Kontingentierung bedeutet, daß die einzelnen Betriebe von dem zuſtändigen Zuſammen⸗ 
ſchluß einen Marktanteil als öffentliches Leiſtungsrecht verliehen erhalten. Das Kon- 
tingent ſtellt nicht nur ein Recht, ſondern auch eine Pflicht zur Betriebsausnutzung dar. 
Kontingente werden nach einem beſtimmten Schlüſſel verliehen, ſei es auf Grund einer 
beſtimmten Vergleichszeit oder auf Grund ihrer tatſächlichen Leiſtungsfähigkeit. 
Kontingentiert ſind insbeſondere die Mühlen, die Margarinefabriken, die Stärkefabriken, 
die Zuckerfabriken uſw. 


Die Zuſammenſchlüſſe können ferner die Stillegung von volkswirtſchaftlich unnötigen 
Betrieben gegen angemeſſene Entſchädigung durchführen und fo das wirtſchaftliche Ge— 
ſamtverfahren rationeller geſtalten. Derartige Maßnahmen wurden insbeſondere auf dem 
Gebiet der Milchwirtſchaft ergriffen. In Streitfällen über die Höhe der Entſchädigungen 
können die beim Reichsnährſtand gebildeten Schiedsgerichte als öffentlich- rechtliche 
Sondergerichte angerufen werden. Endlich können die Zuſammenſchlüſſe auch Be— 
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iriebsprüfungen durchführen und einheitliche Vorſchriften über die Betriebsrechnung cr- 
laſſen. Dieſe Maßnahmen find für die Wirtſchaftslenkung von erheblicher Bedeutung. 
Sie ermöglichen einen ſachgemäßen Betriebsvergleich, ſie geben Aufſchluß über die Koſten 
und Ertragsverhältniſſe der Betriebe und gewähren damit eine Unterlage für wirtſchafts⸗ 
politiſche Maßnahmen. 
b) Lieferungsrecht 

Aufgabe der Marktordnung iſt es, geordnete Beziehungen zwiſchen Erzeuger, Verar- 
beiter, Verteiler und Abnehmer zu ſchaffen ſowie die Geſamtverſorgung des Marktes 
überſchaubar zu geſtalten. Dieſer Aufgabe dient das Lieferungsrecht. Auf verſchiedenen 
Gebieten fpielen Lieferungsverträge eine recht erhebliche Rolle, fo in der Milchwirt⸗ 
ſchaft, Zuckerwirtſchaſt, Gartenbauwirtſchaft. Auf anderen Gebieten handelt es ſich um 
die beſſere Geſtaltung der Lieferungs- und Zahlungsbedingungen, andererwärts wieder 
wurde die Schlußſcheinpflicht eingeführt. Bei manchen Erzeugniſſen war es notwendig, 
zu einer Ab oder Anlieferungspflicht zu kommen, fo insbeſondere in der Getreide · und 
Milchwirtſchaft. Beſtimmte Erzeugniſſe werden über einheitliche Stellen in den Ver⸗ 
kehr gebracht. So ſpielen in der Gartenbauwirtſchaft die Bezirksabgabeſtellen, in der 
Wollwirtſchaft die Reichswollverwertung, in der Kartoffelveredelungsinduſtrie die dort 
beſtehenden Syndikate eine recht erhebliche Rolle. Endlich wird auch beſtimmten Be⸗ 
trieben ein ſogenanntes Einzugsgebiet zugewieſen, aus dem die Lieferungen ausfchließ- 
lich an dieſe Betriebe zu erfolgen haben, ſo z. B. bei Molkereien oder Zuckerfabriken. 
All dieſe Maßnahmen erfolgen aus der Erkenntnis heraus, daß ſtabile Lieferungs- 
verhältniſſe eine weſentliche Vorausſetzung für ſtabile Preisverhältniſſe ſind. 


c) Leiſtungsrecht 


Aufgabe der Marktordnung iſt es, höchſte Leiſtungen zu bewirken. Dieſer Aufgabe dient 
ein gewiſſer Leiſtungsſchutz. (Qualitätsprüfungen z. B. die Verladekontrolle bei Kar— 
toffelverſendungen oder die Schaffung von Güteklaſſen bei Butter und Eiern und von 
Schlachtwertklaſſen bei Schlachtvieh.) Die Qualität der Erzeugniſſe wird kenntlich ge- 
macht durch Kennzeichnungsbeſtimmungen, etwa genaue Lagebezeichnung bei Weinen, 
Stempelung von Eiern u. dgl. Für beſtimmte Gebiete, auf denen Mißbräuche be- 
ſonders leicht vorkamen, wurden Herſtellungsvorſchriften erlaſſen, ſo bei Miſchfutter⸗ 
mitteln. Auf anderen Gebieten wurde der unüberſichtliche Typen und Sortenwirrwarr 
beſeitigt (3. B. bei Doſenmilch, Mehl), um dadurch zu überſchaubaren Markt. und Preis- 
verhältniſſen zu gelangen. 


Dadurch werden auch die Vorausſetzungen für echten Leiſtungswettbewerb geſchaffen. 
Bei gleichartigen Marktbedingungen iſt die Vorausſetzung dafür geſchaffen, daß die beſſere 
Leiſtung ſich durchſetzen kann. 


d) Preisrecht 


Heute liegt das Recht der Preisbildung beim Reichskommiſſar für die Preisbildung. 
Mit feiner Zuſtimmung kann dieſes Recht aber auch von den Zuſammenſchlüſſen aus- 
geübt werden, denen es auf Grund der Reichsnährſtandsgeſetzgebung zuſteht. Forderung 
der Marktordnung iſt, das Preisgefüge auf mittlere Linie ftabil zu erhalten. Nur eine 
ſtetige Preisbildung verbürgt eine ſtetige Produktion. Deshalb wurden alle Arſachen 
von Preisſchwankungen nach Möglichkeit ausgeſchaltet, ſo insbeſondere ſpekulative 
Machenſchaften. Ebenſo notwendig iſt es aber auch, das geſamte Preisgefüge in ſich 
harmoniſch zu gliedern. Sämtliche Preisgruppen und Preisbeſtandteile müſſen den wirk⸗ 
lichen Leiſtungen und den wirklichen Wertverhältniſſen entſprechen. Dies gilt nicht nur 
innerhalb der Landwirtſchaft, alſo z. B. richtiges Verhältnis zwiſchen Roggenpreis, Kar⸗ 
toffelpreis, Schweinepreis, ſondern auch im Verhältnis von Landwirtſchaft zur Verarbci- 
tungsinduſtrie und zum Handel, alſo richtiges Verhältnis zwiſchen dem Erzeugerpreis 
(etwa für Milch) und der Handelsſpanne. Dieſer Grundſatz gilt aber auch im Verhält- 
nis von Landwirtſchaft zu übriger Wirtſchaft, alſo z. B. in der Frage des Verhältniſſes 
der Erzeugerpreiſe gegenüber den Preiſen für landwirtſchaftliche Bedarfsgüter uſw. 
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Innerhalb der Marktordnung haben ſich beſtimmte Preisformen und Preisſyſteme her⸗ 
ausgebildet. Für beſtimmte Grunderzeugniſſe in der Landwirtſchaft wurden Feſtpreiſe 
beſtimmt, fo für Getreide, Kartoffeln uſw. Auf anderen Gebieten beſtehen Grundpreiſe 
als Ausgangspunkte der Preisſtellung, zu denen jahreszeitlich bedingte Zu- und Abſchläge 
treten. Sie tragen wechſelnden Produktionsbedingungen und verſchiedenartigen Quali- 
tätsmerkmalen Rechnung (3. B. bei Schlachtrindern und Schlachtſchweinen). Auf anderen 
Gebieten endlich beſtehen Richtpreiſe, die lediglich Richtlinien für die Preisgeſtaltung 
angeben ſollen, wie etwa im Weinbau. Aus Gründen des Preisſchutzes find Mindeſt⸗ 
preiſe und Höchſtpreiſe entſtanden. Dabei dient der Mindeſtpreis dem Erzeugerſchutz, der 
Höchſtpreis dem Verbraucherſchutz. Weiterhin find Preisgebiete geſchaffen worden, inner- 
halb deren einheitliche Preiſe für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe gelten, wie etwa in der 
Getreide und Kartoffelwirtſchaft. Ferner gibt es beſtimmte Preisſtufen, die verſchieden⸗ 
artigen Qualitätsverhältniſſen Rechnung tragen ſollen (3. B. bei Butter, Eiern, Schlacht⸗ 
vieh erzielen die beſſeren Qualitäten beſſere Preiſe als geringere Qualitäten). End- 
lich gibt es noch jahreszeitlich bedingte Preiszuſchläge, insbeſondere bei ſolchen Erzeug⸗ 
niſſen, die nur einmal im Jahr geerntet werden, wie bei Getreide und Kartoffeln. 
Innerhalb der Preisbildung kommt auch der Erhebung von Ausgleichsbeträgen eine be⸗ 
ſondere Bedeutung zu. Die Ausgleichsbeträge find beſtimmte Sonderbeträge, die im ge⸗ 
ſamten Preisaufbau enthalten find. Sie werden an die Zuſammenſchlüſſe abgeführt, da- 
mit dieſe einen Ausgleichsſtock bilden, um ihn für beſtimmte, geſamtwirtſchaftlich notwen⸗ 
dige Aufgaben zu verwenden. Auf dieſe Weiſe wird z. B. der Milchpreis der markt⸗ 
fernen Erzeuger gehoben, auf anderen Gebieten wurden Ausgleichsbeträge zum Zweck der 
Produktionsförderung gebildet, ſo etwa in der Fiſchwirtſchaft uſw. 


e) Sonſtige Rechtsfragen 
Die Zuſammenſchlüſſe haben das Recht, von den Mitgliedern bei Verſtößen Ordnungs- 
ſtrafen zu erheben. Den Mitgliedern der Zuſammenſchlüſſe ſteht in beſtimmten Fällen 
ein Beſchwerderecht zu. Endlich find ſchiedsgerichtliche Verfahren zuläſſig in ſolchen 
Fällen, in denen eine ſchwere wirtſchaftliche Schädigung des Betriebes in Frage ſteht 
und aus dieſem Grunde etwa Entſchädigungsſummen begehrt werden. 
Die Mitglieder find ferner verpflichtet, Verwaltungskoſtenbeiträge zu leiſten. 


4. Die Überwindung hapitaliſtiſcher Wirtjchaftsformen 


Zur Zeit der freien Wirtſchaft haben ſich im Geſamtbereich der gewerblichen Wirtſchaft 
Anternehmens⸗JZuſammenſchlüſſe gebildet, die insbeſondere auf die Preisbildung und die 
Marktgeſtaltung Einfluß nahmen. Dieſe Zuſammenſchlüſſe waren die Kartelle, von denen 
es heute allein im induſtriellen Bereich noch rund 1700 gibt. Innerhalb der Ernährungs- 
wirtſchaft iſt für Kartelle kein Raum mehr, denn an deren Stelle find umfaſſende Marft- 
organiſationen getreten, die mit gemeinwirtſchaſtlicher Zielſetzung gelenkt werden. 


Amfaſſende Machtgebilde, die noch aus der früheren Wirtſchaftsepoche her ſtammen, 
ſind ferner die Konzerne. Auch in der Ernährungswirtſchaft gibt es Konzerne, d. h. Zu⸗ 
ſammenballungen von verſchiedenen Betrieben auf kapitalmäßiger Grundlage, von denen 
einzelne eine ganz gewaltige Bedeutung am Weltmarkt haben, wie z. B. der Anilever⸗ 
Konzern auf dem Gebiet der Margarine⸗Induſtrie. Durch die Marktordnung find dieſe 
Betriebszuſammenballungen zwar nicht zerſchlagen, wohl aber der Wirtſchaftslenkung 
untergeordnet worden. Eine Konzernpolitik nach privatwirtſchaftlichen Wünſchen kann im 
Bereich der Marktordnung nur in bedingtem Amfange durchgeführt werden, nämlich 
ſoweit dem nicht aus Gründen der Wirtſchaftslenkung entgegengetreten wird. 


5. Wehrpolitifche Bedeutung der Marktordnung 

Die deutſche Ernährungswirtſchaft ift der wichtigste Wirtſchaftszweig nicht nur im Frieden, 
ſondern auch in Notzeiten des Volkes. Dies hat ſich im Weltkrieg 1914/18 mit aller 
Deutlichkeit gezeigt. Denn der Zuſammenbruch des deutſchen Volkes war nicht zuletzt 
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auch durch die unzulängliche Kriegsernährung mit bedingt. Wer dem Frieden dienen will, 
muß auch für Notzeiten gerüſtet ſein. Auf dem Ernährungsſektor zwingt dies nicht nur 
zu einer planmäßigen Vorratspolitik, ſondern auch zur Schaffung einer fo ſtraffen Wirt- 
ſchaftsorganiſation, daß dieſe geeignet iſt, auch den ſchwierigſten Belaſtungsproben ftand- 
zuhalten. Im Zuſammenhang damit ſteht auch die Frage einer volkswirtſchaftlich zweck⸗ 
mäßigen Einfuhrpolitik. Dieſe iſt jedenfalls auf dem Agrarſektor auch unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt aufzubauen, daß eine Einfuhr auch unter ſchwierigen Verhältniſſen auf lange 
Sicht möglich ſein wird. Seit der Machtübernahme hat die deutſche Einfuhr, insbeſondere 
auch auf dem Ernährungsſektor, aus dem Südoſtſtraum zugenommen. Dies iſt zweifel⸗ 
los eine auch wehrpolitiſch nützliche Folge der deutſchen Agrar und Außenpolitik geweſen. 


6. Gejamtordnung der Wirtſchaft 


Zweifellos ift die deutſche Ernährungswirtſchaft derjenige Sektor geweſen, der zuerſt 
und von Anfang an bewußt nach den Forderungen der Wirtſchaftslenkung aufgebaut 
worden war. Während in den erſten Jahren nach der Machtübernahme die Marktord- 
nung noch um Anerkennung ringen mußte, iſt es heute anders geworden. Jedermann er- 
kennt ihre Notwendigkeit und Verechtigung an. Früher iſt vielfach beſtritten worden, 
daß die Maßnahmen der Marktordnung auch auf anderen Gebieten der Wirtſchaft mög- 
lich ſein könnte. Heute wird aber ſchon immer mehr zugegeben, daß gleichartige Maß⸗ 
nahmen im Zuge des Vierjahresplans ſich auf allen Gebieten der Wirtſchaft zunehmend 
verſtärkt haben. Dies war für uns von Anfang an klar. Denn in dem Maße wie die 
Wirtſchaftslenkung ſich verſtrafft, wird ſie zwangsläufig immer mehr zu Ergebniſſen 
kommen müſſen, die denen der Ernährungswirtſchaft ähnlich find. Im letzten Grunde 
kann die nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsordming nur eine einheitliche fein, d. h. die 
gleiche Wirtſchaftsdiſziplin und Wirtſchaftslenkung, die auf dem Ernährungsſektor durch- 
geführt worden iſt, muß auch auf den übrigen Sektoren der Wirtſchaft durchgeführt 
werden, ſelbſtverſtändlich ſtets in Anpaſſung an die Beſonderheiten der einzelnen Marft- 
gebiete. Dieſe Einheitlichkeit konnte bis jetzt noch nicht voll durchgeführt werden. Ins⸗ 
beſondere haben die Verhältniſſe innerhalb einzelner Zweige der gewerblichen Wirtſchaft 
ſich fo verſchoben, daß hierdurch für die Landwirtſchaft ſchwierige Verhältniſſe einge 
treten find. Es braucht nur daran erinnert zu werden, daß in den letzten Jahren die 
Landflucht ein Ausmaß angenommen hat, das der Reichsbauernführer am Reichsbauern⸗ 
tag 1938 auf rund 700. bis 800 000 Menſchen beziffert hat. Dies ift ein Symptom da⸗ 
für, daß die ſozialen Lebensverhältniſſe in anderen Wirtſchaftszweigen als erſtrebens⸗ 
werter angeſehen werden, als im landwirtſchaftlichen Gebiet ſelbſt. Veſteht ein richtiges, 
ausgeglichenes Gefamtgefüge der Wirtſchaft, ſo müſſen ſtets in jedem wichtigen Produk⸗ 
tionszweig ſo viele Menſchen vorhanden ſein, wie für die Bewältigung der dort zu er⸗ 
füllenden Leiſtungsaufgaben notwendig find. Dem entſpricht wieder die Forderung, daß 
die Lohn- und Preisverhältniſſe jo beſchaffen fein müſſen, daß dieſes Ergebnis eintritt. 
Würde alſo überall die richtige Abſtimmung der Löhne und Preiſe aufeinander vorliegen, 
fo würde nicht die Sogwirkung eingetreten fein, die heute zu den beſonderen Schwierig- 
keiten auf dem landwirtſchaftlichen Sektor geführt haben. Dieſe ſoziale Geſamtharmonie 
iſt alſo auch deshalb notwendig, um eine der wichtigſten Produktionsformen, nämlich 
die landwirtſchaftliche Erzeugung, voll aufrechtzuerhalten. Die Forderung nach dieſer 
allgemeinen ſozialen Harmonie iſt die Grundforderung der Zeit, und nur, wenn fie ge. 
währleiſtet iſt, wird jeder Wirtſchaftszweig die Aufgaben erfüllen können, die ihm von 
der Führung des Volkes übertragen worden ſind. 
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Der Begriff „Arbeitseinſatz“ ſetzt ſich aus zwei Teilbegriffen zuſammen: 
„Arbeit“ und „Einſatz“. 

Dabei ift unter „Arbeit“ nur die Arbeit des Menſchen, nicht des Tieres oder der 
Maſchine zu verſtehen. Innerhalb dieſes allgemeinen Rahmens der menſchlichen 
Erwerbstätigkeit ſteht in der Praxis die Arbeit des Arbeiters und Angeſtellten 
beherrſchend im Vordergrund. 

Die Arbeiter und Angeſtellten ſollen richtig „eingeſetzt“, d. h. auf die richtigen 
Arbeitsplätze geſtellt werden. Vom Standpunkt des Arbeiters und Angeſtellten iſt ein 
Arbeitsplatz der richtige, wenn er ihm die Verwertung und Weiterentwicklung ſeiner 
Kräfte, Kenntniſſe, Erfahrungen ſowie den Aufbau ſeines Lebens geſtattet. Vom 
Standpunkt des Anternehmers iſt ein Arbeitsplatz richtig beſetzt, wenn der Arbeiter 
oder Angeſtellte die körperlichen, geiſtigen, charakterlichen Anforderungen des Arbeits- 
platzes erfüllt. Aber beiden Geſichtspunkten ſteht jedoch die 
Forderung des Staates, daß der Arbeitseinſatz in erſter 
Linie dem Wohle der Allgemeinheit, des Volkes, zu 
dienen hat. 

Das deutſche Volk iſt ein Volk der Arbeit. Rund die Hälfte aller Volksgenoſſen übt 
eine Erwerbstätigkeit aus, auf der fie ihren und ihrer Familie Lebensunterhalt auf- 
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bauen. Dieſen Erwerbstätigen fteben die Berufsloſen, insbeſondere die Renten- 
empfänger und die großen Gruppen der Ehefrauen, Kinder und ſonſtigen Angehörigen 
gegenüber. Trotz der hohen Bewertung der Arbeit der Frau im eigenen Haushalt 
wird dieſe Tätigkeit nicht als Erwerbstätigkeit angeſehen. 

Von allen Erwerbstätigen find annähernd zwei Drittel als 
Arbeiter und Angeſtellte tätig. Nach der Berufszählung von 1933 
gliedern ſich die Erwerbstätigen im Altreich in folgender Weiſe: 


Selbſtändige .. 8,30 Millionen; 16,4 v. H., 
Mithelfende Gamitienangebörige .. 531 Millionen; 16,4 v. H., 
Beamte und Soldaten . . 1,48 Millionen; 4,6 v. H., 
Arbeiter . .. . . 14,95 Millionen; 46,3 v. H., 
Angeſtel lte 4,03 Millionen; 12,5 v. H., 
Hausangeſtellte 1.22 Millionen; 3,8 v. H. 
Zuſammeen 32,29 Millionen; 100,0 v. H. 


Im Geſamtreich beträgt die Zahl der Erwerbstätigen etwa 40 Millionen. 


Von dem Begriff des Arbeitseinſatzes ausgehend ergibt ſich das Ziel einer 
ſtaatlichen Arbeitseinſatzpolitik: die Geſtaltung der Erwerbsarbeit 
ſo zu beeinfluſſen, den Arbeitsſtrom ſo zu lenken, wie es dem Geſamtwohl, den 
großen nationalen, bevölkerungs-, wirtſchafts: und ſozialpolitiſchen Geſichtspunkten 
entſpricht. Die Mittel, mit denen die Erreichung des Zieles angeſtrebt wird, find 
vielſeitig. Aber die Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit der Anwendung der Mittel 
ſind keine exakten Grundſätze aufzuſtellen. Auch die Arbeitseinſatzpolitik muß ſich, wie 
jede Politik, ſtändig den gegebenen Verhältniſſen und ihren Entwicklungstendenzen 
anpaſſen. 

Seit der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus iſt das Ziel der Arbeits- 
einſatzpolitik nicht nur mit Nachdruck herausgeſtellt und in der Volksmeinung unter. 
mauert worden, ſondern die Reichsregierung und die Nationalſozialiſtiſche Partei 
haben alle ihr zur Verfügung ſtehenden Mittel eingeſetzt, um das geſteckte Ziel zu 
erreichen. In der feit der Machtübernahme einſetzenden Entwicklung laſſen ſich drei 
Zeiträume unterſcheiden: Der erſte Zeitraum brachte die Anſpannung aller Kräfte, 
um jedem arbeitswilligen und arbeitsfähigen Volksgenoſſen, der arbeitslos war, 
einen Arbeitsplatz zu ſichern. Für den deutſchen Arbeiter iſt die Arbeit nie- 
mals eine Laſt, ſondern ein Segen, eine Lebensnotwendigkeit geweſen, die er bejaht, 
um für ſich und ſeine Familie durch eigener Hände Arbeit das tägliche Brot zu 
erwerben. Arbeitsloſigkeit iſt für ihn nicht nur Gefährdung der Lebensmöglichkeit, 
ſondern zugleich ſeeliſche Not, die auf die Dauer ſein Selbſtbewußtſein zerſtört. So 
bejaht der deutſche Arbeiter aus innerſter Aberzeugung das Recht auf Arbeit als 
Erfüllung einer naturbedingten Lebensnotwendigkeit. Dieſes Recht auf Arbeit hat 
der Nationalſozialismus nicht nur anerkannt, ſondern im weiteſten Amfange zur 
Durchführung gebracht. In dieſem erſten Zeitraum, in dem umfaſſenden Kampf gegen 
die langdauernde Maſſenarbeitsloſigkeit, konnte beim Arbeitseinſatz des einzelnen 
nicht immer Rückſicht auf ſeinen bisherigen beruflichen Werdegang genommen werden. 
Wichtiger war, daß er überhaupt einen auskömmlichen Arbeitsplatz fand. Nach Er— 
reichung dieſes Zieles brach ſich zwangsläufig die Parole Bahn, jedem Arbeiter nicht 
nur einen, ſondern feinen Arbeitsplatz zu geben, der ihm nach ſeiner beruf- 
lichen Entwicklung, nach ſeinen gewonnenen Kenntniſſen und Erfahrungen gebührt. 
Anabhängig von der Erfüllung dieſes berechtigten Anſpruches des einzelnen trat in 
dieſem Zeitraum auch gebieteriſch die Notwendigkeit hervor, mit dem wertvollſten 
Gute des deutſchen Volkes, feiner Arbeitskraft, haushälteriſch umzugehen. Die Ent 
wicklung des Arbeitseinſatzes im zweiten Zeitraum nach der Machtübernahme erlaubte 
eine leiftungs- oder zahlenmäßige Verſchwendung deutſcher Arbeitskraft nicht mehr. 
Während alſo der erſte Zeitraum unter dem Ziele ſtand, jedem einen Arbeitsplatz, 
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brachte die Folgezeit das Ziel, jedem ſeinen Arbeitsplatz. Der dritte Zeitraum 
ſteht völlig unter dem Zeichen des Mangels an Arbeitskräften. Die Wehrhaft- 
machung Deutſchlands und die großen Aufgaben des Vierjahresplans haben ſo große 
Anforderungen an die bewährte Arbeitskraft des deutſchen Volkes geſtellt, daß dem 
Arbeitseinſatz die Pflicht erwuchs, für die ſtaatspolitiſch wichtigen und unaufſchieb⸗ 
baren Aufgaben die benötigten Arbeitskräfte ſicherzuſtellen. Auch der Vergleich 
dieſer drei Zeitſpannen im Arbeitseinſatz zeigt deutlich, welcher Amſchwung gewal- 
tigſten Ausmaßes ſich in Deutſchland ſeit der Machtübernahme vollzogen hat. 


A. Berufsberatung, Tehrſtellen vermittlung, frbeits vermittlung als Grundlagen des 
Arbeitseinjages 

Die Fundamente einer ſtaatlichen Arbeitseinſatzpolitik ſind 
die Berufsberatung mit anſchließender Lehrftellenvermitt- 
lung und eine allgemeine, umfaſſende Arbeits vermittlung. 
Vor dem Weltkriege hat es eine planmäßige Berufsberatung und Lehr- 
ſtellen vermittlung nicht gegeben, obwohl ſchon damals das Bedürfnis vor- 
lag, der ſchulentlaſſenen Jugend bei der Berufswahl und Erlangung einer Lehrſtelle 
zu helfen. Die Beratung erfolgte von intereſſierten Lehrern, von Innungen, Gewerk. 
ſchaften, Angeſtelltenverbänden und charitativen Organiſationen. Sie war unorganiſch 
und diente vielfach Sonderintereſſen. Die erſte reichsrechtliche Grundlage war die 
Anordnung des Reichsamts für wirtſchaſtliche Demobilmachung vom 9. Dezember 
1918 (Reichsgeſetzblatt S. 1421), welche die Landeszentralbehörden ermächtigte, Ge. 
meinden und Gemeindeverbände zu verpflichten, Einrichtungen für eine allgemeine 
und gemeinnützige Beruſsberatung und Lehrſtellenvermittlung, beſonders in Ver⸗ 
bindung mit öffentlichen unparteiiſchen Arbeitsnachweiſen zu ſchaſfen. Hierdurch 
wurde erſtmalig zum Ausdruck gebracht, daß die Berufsberatung keine Fürſorge⸗ 
aufgabe der Schule für die zur Entlaſſung kommenden Schüler ſein kann, ſondern 
vom Standpunkt des Arbeitseinſatzes gelenkt werden muß. War zunächſt nur an eine, 
wenn auch enge Verbindung zwiſchen der Berufsberatung und den Arbeitsnachweiſen 
gedacht, fo ermächtigte bereits das Arbeitsnachweisgeſetz vom 22. Juli 1922 (Reichs- 
geſetzblatt 1 S. 657) die Arbeitsämter, ihre Tätigkeit auf Berufsberatung und Lehr⸗ 
ſtellenvermittlung auszudehnen, und zog dadurch die Berufsberatungseinrichtungen an 
die Arbeitsämter. Das Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſiche 
rung vom 16. Juli 1927 (Reichsgeſetzblatt I S. 187) übertrug die öffentliche Berufs- 
beratung und Lehrſtellenvermittlung der Reichsanſtalt, und das Geſetz über Arbeits- 
vermittlung, Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung vom 5. November 1935 
(Reichsgefetzblatt I S. 1281) gab der Reichsanſtalt alsdann das Monopol für dieſes 
Aufgabengebiet. 


Die Berufsberatung hat die Aufgabe, die Allgemeinheit über die für 
das Volk und ſeine Wirtſchaft entſcheidende Bedeutung der Berufswahl aufzuklären 
und Perſonen, die vor der Berufswahl (ſchulentlaſſene Jugend) oder einem Berufs- 
wechſel ſtehen, bei ihrer Wahl zu beraten. Die Beratung erfolgt durch Auskunfts- 
erteilung über die Berufe, ihre Anforderungen und Ausſichten. Die Raterteilung 
hat die körperliche, geiſtige, charakterliche und raſſiſche Veranlagung des Natſuchen 
den, feine Neigungen und feine wirtſchaftlichen und perſönlichen Verhältniſſe zu be- 
rückſichtigen. Die Berufswahl iſt von der Aberſicht über den geſamten Arbeitseinſatz 
aus ſo zu lenken, daß der notwendige und geeignete Nachwuchs in den Berufen 
geſichert, übermäßiger Zudrang jedoch abgewehrt wird. Demgemäß hat die Berufs- 
beratung die Aufgabe, den Bedarfsberufen den Nachwuchs zuzuführen, dagegen, jo- 
weit es ſachlich notwendig iſt, den übermäßigen Zuſtrom zu den Modeberufen zu 
unterbinden. Dabei hat ſie ihre Maßnahmen nicht nur darauf abzuſtellen, daß den 
augenblicklichen Bedürfniſſen Rechnung getragen wird, ſondern ſie hat in genauer 
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Prüfung und ſorgfältiger Ermittlung des künftigen Bedarfs planvoll den Nachwuchs 
zu lenken. 

Die Berufsberatung muß umfaſſend fein. Sie erſtreckt ſich auf die aus allen Schul⸗ 
arten zur Entlaſſung kommenden Jugendlichen und auf alle erwachſenen Perſonen, 
die vor der Berufswahl oder einem Berufswechſel ſtehen. Die Berufsberatung wird 
von den Arbeitsämtern unentgeltlich vorgenommen. Sie muß beruflich neutral ſein; 
fie hat alſo die Intereſſen eines beſonderen Berufs den allgemeinen ſtaatspolitiſchen 
Geſichtspunkten unterzuordnen. Ein Zwang für die Benutzung der Berufsberatung 
und Lehrſtellenvermittlung beſteht für die Berufsanwärter nicht. Auch der Anter⸗ 
nehmer iſt nicht genötigt, das Arbeitsamt bei der Auswahl der Lehrlinge oder bei 
deren Einſtellung zu benutzen. Daß trotzdem ein großes Bedürfnis für eine plan- 
volle Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung beſteht, zeigt die Zahl der 
Ratſuchenden bei den Arbeitsämtern, die in den letzten Jahren eine 
Million weſentlich überſtieg. 

Auf der Grundlage einfachſter pſychologiſcher Anterſuchungsmethoden, verbunden mit 
einem gediegenen berufskundlichen Wiſſen und einem geſunden Blick für die Not. 
wendigkeiten des Beruſsnachwuchſes wird die Berufsberatung in enger Zujammen- 
arbeit mit Elternhaus, Schule, Reichsjugendführung, Arbeitsfront und Wirtſchafts⸗ 
gruppen der großen ihr übertragenen Aufgabe gerecht werden müſſen. Die Wahl des 
Berufs muß jedoch der RNatſuchende aus eigener Verantwortung treffen. 

Für einen großen Teil der Ratfuhenden bildet die Lehrſtellen vermittlung 
den Abſchluß der Berufsberatung. Die Lehrſtellenvermittlung hat die Aufgabe, den 
jugendlichen Berufsanwärter in eine beruflich, erzieheriſch, ſittlich und geſundheitlich 
einwandfreie Lehrſtelle zu bringen, in der er feine körperlichen, geiſtigen und charakter⸗ 
lichen Anlagen zum Wohle der Volksgemeinſchaft entwickeln kann. 


* * 
* 


Während ſich die Lehrſtellenvermittlung darauf beſchränkt, jungen Berufsanwärtern 
eine Lehrſtelle zum Aufbau ihres Berufes zu vermitteln, hat die Arbeits ver ⸗ 
mittlung die umfaffende Aufgabe, die ſchaffenden Menſchen, die als 
Arbeiter oder Angeſtellte tätig ſein wollen, an einen Arbeitsplatz zu bringen, den ſie 
am beſten ausfüllen können. 

Der Arbeiter und Angeſtellte muß, will er feine Arbeitskraft verwerten, die Arbeits 
gelegenheit finden. Der Anternehmer anderſeits muß, will er den Betriebszweck 
erfüllen, den benötigten Arbeiter oder Angeſtellten finden. Dieſes Zuſammenfinden 
iſt keineswegs einfach, denn es erfordert in jedem Falle eine beiderſeitige Eignung; 
der richtige Mann muß an die richtige Stelle, wenn Arbeit und Produktion Erfolg 
haben ſollen. Dabei ergibt ſich aus der Millionenzahl der Arbeitsplätze im Erwerbs 
leben und aus der Millionenzahl der Arbeiter und Angeſtellten, die ihre Arbeitskraft 
verwerten wollen, aus der räumlichen Ausdehnung des Wirtſchaftsfeldes und aus der 
Verſchiedenartigkeit der Induſtrieſtandorte, aus der ausgeprägten Arbeitsteilung 
unſerer Zeit, aus den regelmäßigen Saiſonſchwankungen und den Wirtſchaftsaus. 
wirkungen die unbedingte Notwendigkeit für den Staat, über eine unabhängige und 
allein dem Staatswohl dienende Arbeitsvermittlung zu verfügen. 


* 9 
* 
Arbeits vermittlung kann in drei verſchiedenen Formen aus 
geübt werden; gewerbsmäßig, nichtgewerbsmäßig oder gemeinnützig und Öffent- 
lich⸗ rechtlich. 
Die älteſte Inſtitution waren die privaten gewerbsmäßigen Stellen- 
vermittler, mit denen ſich ſchon die preußiſche Geſindeordnung von 1810 befaßt 
hatte. Bis zum Erlaß des Stellenvermittlungsgeſetzes vom 2. Juni 1910 beſchäftigten 
die Stellenvermittler fortgeſetzt den Staat. Die Anklagen gegen die gewerbsmäßigen 
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Stellenvermittler waren ſtets die gleichen; übermäßige Höhe der Gebühren, Beförde⸗ 
rung des Stellenwechſels, Verleitung zum Kontraktbruch, Vernachläſſigung der Inter 
eſſen der Anternehmer und der Stellenſuchenden, Verſtöße gegen die Sittlichkeit 
u. dgl. Das genannte Geſetz von 1910 beſeitigte die ſchlimmſten Auswüchſe. Ver⸗ 
ſchiedentlich wurden vor dem Weltkriege Anträge geſtellt, die gewerbsmäßige Stellen- 
vermittlung durch Geſetz zu verbieten. Die Aufhebung dieſer Vermittlungsart lehnte 
die Reichsregierung damals jedoch ab, weil fie die Entſchädigung an die Stellen. 
vermittler, die auf 20 Millionen Mark geſchätzt wurde, ſcheute und weil ſie mit Recht 
auf dem Standpunkt ſtand, daß die beiden anderen Arten der Arbeitsvermittlung 
noch nicht ſo entwickelt ſeien, um die gewerbsmäßige Stellenvermittlung zu erſetzen. 


Erſt das Arbeitsnachweisgeſetz vom 22. Juli 1922 (RG Bl. 1 S. 657) brachte das 
Verbot der gewerbsmäßigen Stellen vermittlung. Es beſtimmte, daß mit dem 
1. Januar 1931 die erteilte Erlaubnis zum Gewerbebetrieb eines Stellenvermittlers 
zum Erlöſchen komme. Solchen Stellenvermittlern, die zu dieſer Zeit das Gewerbe 
mindeſtens ſeit dem 2. Juni 1910 auf Grund behördlicher Erlaubnis ausübten, war 
eine angemeſſene Entſchädigung zu gewähren, deren Höhe durch beſonderes Geſetz 
beſtimmt wurde. Von dem Inkrafttreten des Arbeitsnachweisgeſetzes an durfte eine 
neue Erlaubnis zum Gewerbebetrieb eines Stellenvermittlers nicht erteilt und eine 
beſtehende Erlaubnis nicht verlängert oder übertragen werden. Allerdings wurde 
der Reichsarbeitsminiſter ermächtigt, Ausnahmen zuzulaſſen. 


Das Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung vom 16. Juli 1927 
(RGBl. J S. 187) übernahm im weſentlichen die Beſtimmungen des Arbeitsnachmeis⸗ 
geſetzes, beſchränkte jedoch die Ausnahmebefugnis des Reichsarbeitsminiſters. Die 
gewerbsmäßige Stellenvermittlung wurde grundſätzlich vom 1. Januar 1931 ab end- 
gültig aufgehoben. 


Das Geſetz über Arbeits vermittlung, Beruſsberatung und Lehrſtellenvermittlung vom 
5. November 1935 (RGBl. J S. 1281) engte die Ausnahmemöglichkeiten noch weiter 
ein. Die Möglichkeit der gewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung wurde auf einzelne 
Berufe eingeſchränkt. Durch Ausführungsverordnung vom 26. November 1935 hat 
der Reichsarbeitsminiſter die gewerbsmäßige Stellenvermittlung auf die Konzert. 
und Artiſtenagenturen beſchränkt. Dieſe Zulaſſung iſt lediglich mit Rückſicht auf die 
Beſonderheiten der von dieſen Vermittlungszweigen erfaßten künſtleriſchen Berufe 
erfolgt. 

Abgeſehen von dieſen beiden engbegrenzten Ausnahmen iſt die gewerbsmäßige 
Arbeitsvermittlung verboten. Nach langer Entwicklung hat ſich der Grundſatz durch- 
geſetzt, daß die menſchliche Arbeitskraft, das wertvollſte Gut eines Volkes, nicht zum 
Gegenſtand eines auf Erwerb und Gewinn gerichteten Unternehmens gemacht 
werden kann. 


* * 
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Neben der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung ergab ſich in der Vorkriegszeit ein 
buntſcheckiges Bild von nichtgewerbs mäßigen Arbeits vermitt⸗ 
lungs einrichtungen. 1912 wurden 2224 derartige Einrichtungen gezählt. 


Die meiſten Arbeitsnachweiſe hatten die Arbeitergewerkſchaſten (547), die Ange⸗ 
ſtelltenverbände (90) und die Arbeitgeberverbände (114) aufzuweiſen. Sie waren 
Arbeitsvermittlungsſtellen von Intereſſenten, in Zeiten der Arbeitskämpfe Kampf, 
arbeitsnachweiſe. Zu den Intereſſentennachweiſen gehörten auch die Innungs⸗ 
nachweiſe des Handwerks (561) und die Vermittlungsſtellen der Landwirtſchafts. 
kammern (97). Eine andere Gruppe (354) von Arbeitsvermittlungseinrichtungen der 
Vorkriegszeit kann als fürſorgeriſche, charitative Vermittlung bezeichnet werden. Sie 
lag meiſtens in den Händen von privaten Vereinen. Bisweilen war das charitative 
Auftreten nur ein Deckmantel für perſönliche Intereſſen. Nicht ſelten hatten die 
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Vereine einen religiöſen Charakter. In erheblichem Amfang vermittelten auch die 
Herbergen zur Heimat, Wanderarbeitsſtätten, Mädchenſchutzvereine uſw. 


Erſt das Arbeitsnachweisgeſetz vom 22. Juli 1922 (RGBl. I S. 657) brachte eine Er- 
faſſung der nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſe. Sie wurden zunächſt der Aufſicht 
der Landesarbeitsämter unterſtellt, und das Reichsamt für Arbeitsvermittlung wurde 
ermächtigt, über Einrichtungen und Betrieb dieſer Nachweiſe weitere Vorſchriften zu 
erlaſſen. Ein nichtgewerbsmäßiger Arbeitsnachweis konnte auf ſeinen Antrag in ein 
Arbeitsamt überführt werden. Statt der Aberführung konnte jedoch vom Reichsamt 
unter beſtimmten Vorausſetzungen auch die Schließung ausgeſprochen werden. Die 
Neuerrichtung nichtgewerbsmäßiger Arbeitsnachweiſe war von einer beſonderen Zu- 
laſſung abhängig. Die Zulaſſung hatte zu erfolgen, wenn ſich ergab, daß nach der 
Eigenart des Berufs oder den Anſprüchen der Beteiligten an die Arbeitsvermittlung 
dieſe — zumindeſt für einen nennenswerten Teil der Beteiligten — auf abſehbare 
Zeit beſſer durch eigene Einrichtungen als durch ein Arbeitsamt ausgeübt wurde. 


Das Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung vom 16. Juli 1927 
(REDE. J S. 187) hielt die nichtgewerbsmäßigen Stellen aufrecht. Sie konnten jedoch 
in die Reichsanſtalt überführt oder geſchloſſen werden, wenn fie den Anforderungen 
des Geſetzes nicht entſprachen oder bedeutungslos wurden. Neuerrichtungen be— 
durften einer beſonderen Zulaſſung, damit Umfang und Richtung der Entwicklung den 
Bedürfniſſen des Arbeitseinſatzes angepaßt werden konnten. Seit dem Inkrafttreten 
des Geſetzes iſt die Zahl der neuerrichteten nichtgewerbsmäßigen Arbeitsvermitt- 
lungsſtellen verſchwindend geweſen. 


Das Geſetz über Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung 
vom 5. November 1935 (RGBl. J S. 1281) beſtimmte, daß Arbeitsvermittlung nur 
von der Reichsanſtalt betrieben werden dürfe. In den Durchführungsvorſchriften zu 
dieſem Geſetz wurde den Einrichtungen, die am 30. November 1935 erlaubterweiſe 
nichtgewerbsmäßige Arbeitsvermittlung betrieben hatten, nach dieſem Zeitpunkt vor- 
läufig die Weiterführung ihrer Tätigkeit geſtattet. Mit Ablauf des 31. März 1936 
hatten fie ihre Tätigkeit einzuſtellen, wenn der Präſident der Reichsanſtalt mit Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsarbeitsminiſters und der fonft beteiligten Reichsminiſter fie nicht 
beauftragt hatte, die Arbeitsvermittlung weiterzubetreiben. Soweit dadurch nicht. 
gewerbsmäßige Einrichtungen zur Arbeitsvermittlung zugelaſſen werden, unterliegen 
fie der Aufſicht des Präfidenten der Reichsanſtalt und find an feine Weiſungen 
gebunden. Sie ſind alſo eng in die ſtaatliche Arbeitsvermittlung einbezogen. 


* * 
2 


Als öffentliche Arbeitsnachweiſe bezeichnete man vor dem Erlaß des 
Arbeitsnachweisgeſetzes alle Arbeitsnachweiſe, die ausſchließlich oder überwiegend 
aus öffentlichen Mitteln errichtet und unterhalten wurden und deren Tätigkeit nach 
Geſichtspunkten der Allgemeinheit ausgeübt wurde. Träger der öffentlichen Arbeits- 
nachweiſe waren die Gemeinden, beſonders großſtädtiſche Gemeinden. Einer reich$- 
rechtlichen Regelung des Arbeitsnachweisweſens ſtand die Reichsregierung vor dem 
Weltkrieg ablehnend gegenüber. 


Die Zahl der gemeindlichen öffentlichen Arbeitsnachweiſe betrug vor dem Kriege 382. 
Die Qualität dieſer Arbeitsnachweiſe war ſehr verſchieden. Während einzelne Ge— 
meinden muſtergültige Einrichtungen aufwieſen, waren andere völlig bedeutungslos. 
Die öffentlichen Arbeitsnachweiſe waren nach Ländern oder Provinzen zu Arbeits- 
nachweisverbänden zuſammengetreten, die wiederum ihrerſeits im Verband deutſcher 
Arbeitsnachweiſe vereinigt waren. Dieſe Verbände bemühten ſich nach Kräften, auf 
die Beſeitigung erkannter Mißſtände hinzuwirken. Sie beſaßen jedoch keinerlei 
praftiih wirkſame Eingriffsmöglichkeiten, ſondern waren auf Zuſpruch, Rat, Be— 
lehrung beſchränkt. Zudem beſtanden dieſe Verbände nur aus den öffentlichen 
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Arbeits nachweiſen, während die viel zahlreicheren nichtgewerbsmäßigen Arbeits- 
nachweiſe in den Verbänden nicht vertreten waren, ihnen zum Teil ſogar ablehnend 
gegenüberſtanden. 


Anmittelbar nach Ausbruch des Krieges wurde zur Herbeiführung einer einheitlichen 
Organifation des Arbeitseinſatzes, zur Gewinnung eines Aberblicks über die Be. 
ſchäftigungslage im Reiche und zur Herbeiführung eines Reichsausgleichs durch Ver⸗ 
einbarung der Bundesregierungen am 6. Auguſt 1914 beim Reichsamt des Innern 
„die Reichszentrale für Arbeitsnachweiſe“ geſchaffen. Der praktiſchen Durchführung 
dieſer Aufgaben ſollte der vom Statiſtiſchen Reichsamt herausgegebene „Arbeits. 
markt Anzeiger“ dienen, der zuerſt am 14. Auguſt 1914 erſchien. Eine praktiſche Aus- 
wirkung haben dieſe Reichseinrichtungen jedoch nicht gebracht. 

Größere Bedeutung hätte die Bundesratsverordnung vom 14. Juni 1916 (RGBl. 
S. 519) erlangen können. Sie ermächtigte die Landeszentralbehörden, den Ge- 
meinden oder Gemeindeverbänden die Errichtung oder die Anterſtützung öffentlicher 
unparteiiſcher Arbeitsnachweiſe zwangsweiſe aufzuerlegen und Anordnungen über 
Einrichtung und Betrieb ſolcher Arbeitsnachweiſe zu treffen. Aber auch dieſe Maß- 
regel brachte keine wirkliche Anderung des bisherigen unhaltbaren Zuſtandes. Vor 
allem verlor die Reichsverordnung dadurch ihre Bedeutung, daß in Preußen, wo die 
Arbeitsnachweisorganiſation im Gegenſatz zu den ſüddeutſchen Ländern am meiſten 
daniederlag, von der Ermächtigung kaum Gebrauch gemacht wurde. 


Eine wirkliche Anderung erfolgte erſt aus Anlaß des „Hindenburg- Programms” und 
des Hilfsdienſtgeſetzes vom 5. Dezember 1916. Nunmehr wurden unter Leitung des 
Kriegsamts (Kriegs Erſatz. und Arbeits⸗ Departement) bei den früher erwähnten 
Arbeitsnachweisverbänden Zentralauskunftsſtellen errichtet, die ſämtliche Arbeits- 
nachweiſe, nicht nur die öffentlichen, ſondern auch alle anderen zuſammenfaßten. 
Ferner wurden im Bereich der einzelnen Zentralauskunftsſtellen Hilfsdienſtmelde⸗ 
ſtellen eingerichtet, die regelmäßig mit den öffentlichen Arbeitsnachweiſen, ſoweit dieſe 
vorhanden waren, verbunden wurden. Es iſt erklärlich, daß dieſe neue Organiſation 
ſich nur unter großen Schwierigkeiten einlief und infolge der immer ſchwerer 
werdenden Kriegsverhältniſſe nur beſchränkt zur Auswirkung kommen konnte. 
Immerhin iſt ſie die Vorläuferin der ſpäteren reichsrechtlichen Organiſation geworden. 


Die plötzliche Demobilmachung infolge der Waffenſtillſtandsbedingungen und die 
zunächſt einſetzende Arbeitslofigfeit machten umſaſſende Maßnahmen auf dem Ge- 
biete der Arbeitsvermittlung nötig. Die Leitung des geſamten Arbeitsnachweis⸗ 
weſens ging vom Kriegsamt auf das Demobilmachungsminiſterium über. Die 
Demobilmachungsverordnung über Arbeitsnachweiſe vom 9. Dezember 1918 (RGBl. 
S. 1421) brachte den Landeszentralbehörden erneut große Vollmachten, überließ es 
aber wiederum den Ländern, wieweit ſie davon Gebrauch machen wollten. Die 
unterſchiedliche Behandlung in den Ländern, ſowohl nach der materiellen wie auch der 
verwaltungsmäßigen Seite, drängte ſpäter zu einer einheitlichen Reichsregelung. 


Die wachſende Bedeutung des Arbeitsnachweisweſens, namentlich im Zuſammen⸗ 
hang mit der Erwerbsloſenfürſorge und Arbeitsbeſchaffung, verlangte ſeine ſtraffe 
Zuſammenfaſſung für das Reich, die durch die Errichtung eines Reichsamts für 
Arbeitsvermittlung (RGBl. 1920 S. 876) verwirklicht wurde. 

Da die den Landeszentralbehörden überlaſſene Organiſation des Arbeitseinſatzes 
in den Ländern, Provinzen und unteren Verwaltungsbezirken jedoch keineswegs den 
Anforderungen entſprach, wurde unter dem 22. Juli 1922 ein beſonderes Reichs- 
geſetz, das Arbeitsnachweisgeſetz (RGBl. J S. 657), erlaſſen. 

Das Geſetz war theoretiſch ein großer organiſatoriſcher Fortſchritt, trotzdem ſür die 
praktiſche Arbeit eine Halbheit. Unter dem RNeichsamt für Arbeitsvermittlung ſtanden 
20 Landesämter für Arbeitsvermittlung und 887 Arbeitsnachweisämter für die 
Bezirke jeder unteren Verwaltungsbehörde. 
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Abgeſehen davon, daß die Bezirke der Arbeitsnachweisämter nach den Erfahrungen 
der Praxis für einen wirkungsvollen Arbeitseinſatz viel zu klein waren, wurde keine 
klare Verantwortung geſchaffen. Die Arbeitsnachweisämter blieben in der allae- 
meinen Behördenorganiſation eingereiht. Nach einem ſyſtematiſch fein durchdachten 
Plane waren fie hinſichtlich der Verwaltung (Geſchäftsräume, Perſonal, Sachbedarf) 
der unteren Verwaltungsbehörde (Oberbürgermeiſter, Landrat, Amtshauptmann 
uſw.) unterſtellt. Hinſichtlich der Erledigung des fachlichen Auſgabenkreiſes, der Art 
und Weiſe der Durchführung des Arbeitseinſatzes unterſtanden fie jedoch den Landes. 
ämtern und dem Reichsamt für Arbeitsvermittlung. Der Vorſitzende des Arbeits- 
nachweisamts vereinigte in ſeiner Perſon die Aufgaben ſowohl der Verwaltung wie 
der Geſchäftsführung, wobei er in Anſehung der Verwaltung als Organ der Ge- 
meinde oder des Kreiſes tätig war, in Anſehung der Geſchäftsführung dagegen den 
Anweiſungen der übergeordneten Fachbehörden entſprechen ſollte. Dieſe Teilung der 
Gewalten und der Verantwortung erwies ſich auf die Dauer als ſachlich unmöglich. 


Das Verhältnis der Arbeitsnachweisämter zu den ſonſtigen AUrbeitsvermittlungs- 
einrichtungen der Arbeitgeberverbände, der Gewerkſchaften, der Innungen, der farita- 
tiven Stellen, der ſozialpolitiſchen und religiöſen Vereine uſw. wurde dahin geregelt, 
daß dieſe beſtehen blieben, aber der Aufſicht der Arbeitsnachweisämter unterſtellt 
wurden. Im Jahre 1927 waren neben den Arbeitsnachweisämtern noch 598 der- 
artige Arbeitsvermittlungseinrichtungen mit außerdem 427 Zweigſtellen ſowie 1778 
gewerbsmäßige Stellenvermittlungen vorhanden. Es waren damals alſo 887 öffent- 
liche Stellen, 1025 nicht gewerbsmäßige und 1778 gewerbsmäßige Stellen auf dem 
Gebiete des Arbeitseinſatzes tätig. 


Die entſcheidende Wendung und Klärung der Organiſation des Arbeitseinſatzes 
brachte das Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung vom 16. Juli 
1927 (RGBl. I S. 187). Durch dieſes Geſetz wurde die „Reichsanſtalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung“ als ſelbſtändige Körperſchaft des öfſent⸗ 
lichen Rechtes und mit eigenem Anterbau der mittleren und unteren Inſtanz 
gebildet. 


Die organiſatoriſchen Beſtimmungen dieſes Geſetzes hatten mehr als fachliche Be⸗ 
deutung. Es ging damals um die Klärung der Frage, ob es richtig ſei, die geſchicht⸗ 
lich begründete Einheitlichkeit der Verwaltung durch Herausnahme einer bedeutungs- 
vollen ſozialen und wirtſchaftlichen Aufgabe zu beeinträchtigen, dieſe Aufgabe alſo 
der politiſchen Verwaltung zu entziehen und ſie einer beſonderen Fachverwaltung zu 
übertragen. Der Reichstag hat ſich damals mit ſelten großer Mehrheit, mit 355 von 
417 Stimmen, für die Abertragung entſchieden. Trotz aller theoretiſchen Betrach- 
tungen, die für die Einheitlichkeit der Verwaltung ſprachen, trug er den Erfahrungen 
Rechnung. 

Dadurch, daß man das große Aufgabengebiet des Arbeitseinſatzes von der allge- 
meinen politiſchen Verwaltung löſte, gab man der Reichsanſtalt die Möglichkeit, 
ihren Aufbau unabhängig von den politiſchen Landes und Bezirksgrenzen nach den 
Anforderungen wirtſchaftlicher Zuſammenhänge vorzunehmen. Unter Überwindung 
großer partikulariſtiſcher Schwierigkeiten gelang es, das Gebiet des Deutſchen Reiches 
für die Aufgaben der Reichsanſtalt in dreizehn große Wirtſchaftsbezirke, dreizehn 
Landesarbeitsämter, aufzugliedern. Mit den politiſchen Landesgrenzen deckten ſich 
nicht alle Bezirke. In der Mehrzahl der Bezirke wurden die verſchiedenen deutſchen 
Länder und preußiſchen Provinzen zuſammengefaßt. Die Bezirke ſollten nach dem 
Willen der Reichsanſtalt durch eine Mannigfaltigkeit ihres Wirtſchaftsgefüges für 
den Arbeitseinſatz möglichſt ſchon in ſich ausgleichsfähig fein. Die Reichsanſtalt hat 
ſich bewußt bei den Grenzen der Landesämter nicht den Produktionsbereichen vor. 
herrſchender Wirtſchaftszweige angeſchloſſen; fo wurde der Vorſchlag eines befon- 
deren Landesarbeitsamtes für den Ruhrbezirk, beherrſcht von Kohle und Eiſen, ab- 
gelehnt. Aus ähnlichen Erwägungen konnte die Reichsanſtalt in Berlin und Ham— 
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burg keine eigenen Landesarbeitsämter ſchaffen; dieſe übervölkerten Großſtädte 
mußten im Gegenteil mit den dünner bevölkerten Landgebieten auf das engſte ver- 
bunden werden. 
Die damals von der Reichsanſtalt vorgenommene Wirtſchaftsgliederung des Deut- 
ſchen Reiches in dreizehn Bezirke iſt in der folgenden Zeit richtunggebend für ander ⸗ 
weitige Abgrenzungen geworden. Sie ſei deshalb im folgenden in großen Zügen, 
ohne Berückſichtigung kleiner Abweichungen wiedergegeben: 
1. Landesarbeitsamt Oſtpreußen in Königsberg. 
Gebiet: Provinz Oſtpreußen. 0 
2. Landesarbeitsamt Schleſien in Breslau. 
Gebiet: Provinz Oberſchleſien, Provinz Niederſchleſien. 
3. Landesarbeitsamt Brandenburg in Berlin. 
Gebiet: Stadt Berlin, Provinz Brandenburg, Provinz Grenzmark. Poſen⸗ 
Weſtpreußen. 
4. Landesarbeitsamt Pommern in Stettin. 
Gebiet: Provinz Pommern. 
5. Landesarbeitsamt Nordmark in Hamburg. 
Gebiet: Provinz Schleswig ⸗Holſtein, Land Hamburg, Land Mecklenburg, Land 
Lübeck, oldenburgiſcher Landesteil Lübeck und die hannoverſchen Kreiſe 
Harburg, Stade, Hadeln. 
6. Landesarbeitsamt Niederſachſen in Hannover. 
Gebiet: Provinz Hannover (ohne die zur Nordmark gehörenden Kreiſe), Land 
Oldenburg, Land Bremen, Land Braunſchweig, Land Schaumburg ⸗Lippe. 
7. Landesarbeitsamt Weſtfalen in Dortmund. 
Gebiet: Provinz Weſtfalen, Land Lippe. 
8. Landesarbeitsamt Rheinland in Köln. 
Gebiet: Rheinprovinz, Saarland, oldenburgiſcher Landesteil Birkenfeld. 
9. Landesarbeitsamt Heſſen in Frankfurt a. M. 
Gebiet: Provinz Heſſen⸗Naſſau, Land Heſſen. 
10. Landesarbeitsamt Mitteldeutſchland in Erfurt. 
Gebiet: Provinz Sachfen, Land Thüringen, Land Anhalt. 
11. Landesarbeitsamt Sachſen in Dresden. 
Gebiet: Land Sachſen. 
12. Landesarbeitsamt Bayern in München. 
Gebiet: Land Bayern. 
13. Landesarbeitsamt Südweſtdeutſchland in Stuttgart. 
Gebiet: Land Württemberg, Land Baden, Preußiſcher Regierungsbezirk Sig- 
maringen. 


Nach der Eingliederung der Oſtmark und des Sudetenlandes find auch in Wien und 
Reichenberg Arbeitseinſatzbehörden errichtet, die die Aufgaben der Landesarbeits- 
ämter im Altreich übernommen haben. 


Noch einſchneidender waren die Maßnahmen der Reichsanſtalt bei der Feſtſetzung 
und Abgrenzung ihrer unteren Dienſtſtellen. Aus 887 kommunalen Arbeitsnachweis⸗ 
ämtern wurden 360 Arbeitsämter. Stadt. und benachbarte Landkreiſe, Arbeiter- 
wohngemeinden und Betriebsorte, landwirtſchaftliche und induſtrielle Bezirke wurden 
zuſammengefaßt; der natürliche Mittelpunkt eines ſolchen Arbeitsamtsbezirks wurde 
unter Berückſichtigung der Verkehrsverhältniſſe als Sitz des Arbeitsamts gefunden. 
Die Beſchwerden der Gemeinden und Gemeindeverbände gegen die Entſcheidungen 
waren zahlreich; Gemeindeverbände, die ſich bisher gar nicht um den Arbeitseinſatz 
gekümmert hatten, fühlten ſich jetzt in ihren Rechten beſchwert, wenn fie kein Arbeits- 
amt erhielten. 
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Das umfangreiche Material, das der Reichsanſtalt bei ihren Beſchlußfaſſungen über 
die Bezirksabgrenzungen der Landesämter und Arbeitsämter als Anterlage diente, 
zeigte mit aller Deutlichkeit, welche Anſtimmigkeiten zwiſchen den vor vielen Jahr- 
zehnten abgegrenzten politiſchen Bezirken und den Wirtſchaftsbezirken der Jetztzeit 
beſtehen. Nach den Erfahrungen auf anderen Gebieten wird man Zweifel äußern 
dürfen, ob dieſe grundlegende Organiſation mit dem Ziel der Vereinheitlichung und 
Vereinfachung damals auf anderem Wege als dem der Selbſtverwaltung, losgelöſt 
von politiſchen Einflüſſen, überhaupt oder in ſo kurzer Zeit durchzuführen geweſen 
wäre. Die Reichsregierung war froh, daß fie den ſcharfen Proteſten der Länder und 
Ländchen mit dem Hinweis auf die Selbſtverwaltung und Selbſtverantwortung der 
Reichsanſtalt begegnen konnte. Die beſchwerdeführenden Landesregierungen ſahen 
damals in der Gliederung der Reichsanſtalt mehr als die Löſung eines fachlichen Be— 
dürfniſſes; man ſah in ihr einen Vorgang für eine kommende allgemeine Reichs. 
gliederung. So hoch die Wogen anfangs gingen, ſie glätteten ſich bald gegenüber den 
vollzogenen Tatſachen und der erwieſenen Richtigkeit der Maßnahmen. 

Unterm 5. November 1935 wurde endlich das Geſetz über Arbeitsvermittlung, Be- 
rufsberatung und Lehrſtellenvermittlung (RGBl. I ©. 1281) erlaſſen. Es beſtimmt, 
daß Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung nur von der 
Reichsanſtalt betrieben werden dürfen. Einrichtungen außerhalb der Reichsanſtalt 
können mit den genannten Aufgaben beauftragt werden, wenn dieſer Auftrag für die 
Regelung des Arbeitseinſatzes zweckmäßig iſt. Im Falle einer ſolchen Zulaſſung 
unterliegen die Einrichtungen der Aufſicht der Reichsanſtalt und find an ihre Wei- 
ſungen gebunden. 

Damit wurde eine Entwicklung zum Abſchluß gebracht, die bereits vor dem Weltkrieg 
eingeleitet war. Das Geſetz bedeutet letzten Endes, daß die Reichsanſtalt mit dem 
Tage des Inkrafttretens des Geſetzes, mit dem 1. Dezember 1935, auf dem geſamten 
Gebiet der Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung das 
Monopol hat. Die Reichsanſtalt iſt nunmehr weit beſſer als bisher in der Lage, die 
Arbeitseinſatzpolitik der Reichsregierung durchzuführen und vom Aberblick über den 
geſamten Arbeitseinſatz aus deſſen Regelung planvoll vorzunehmen. 


In den Jahren nach der Machtübernahme entwickelte ſich der Arbeitseinſatz immer 
mehr zu einer der wichtigſten Aufgaben der Staatspolitik. Es ſchien daher nicht mehr 
richtig, dieſe Hoheitsaufgaben von einer reichsmittelbaren Körperſchaft des Öffent- 
lichen Rechtes wahrnehmen zu laſſen. Durch Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
vom 21. Dezember 1938 gingen deshalb die Aufgaben und Befugniſſe des Präfidenten 
der Reichsanſtalt auf den Reichsarbeitsminiſter über, die Hauptſtelle der Reichs- 
anſtalt wurde mit dem Reichsarbeitsminiſterium verſchmolzen, die Landesarbeits- 
ämter und Arbeitsämter wurden unmittelbare Reichsbehörden. Wo daher in der 
vorliegenden Abhandlung von Aufgaben und Befugniſſen des Präſidenten der 
Reichsanſtalt die Rede iſt, müſſen vom Jahre 1939 ab darunter ſolche des Reichs. 
arbeitsminiſters verſtanden werden. 


B. Sondermafinahmen des Arbeitseinſatzes 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung ſind regelmäßige, 
ordentliche Maßnahmen der Arbeitseinſatzpolitik. Sie können auch dann nicht entbehrt 
werden, wenn die Erwerbswirtſchaft und damit die Beſchäftigungslage jo ausge 
glichen iſt, daß ſie im großen ganzen den erwerbsfähigen Volksgenoſſen Arbeit und 
Brot bietet. Bei den vielen Millionen von Arbeitsplätzen und Arbeitskräften einer 
ſtark induſtriellen Erwerbswirtſchaft und bei einem Arbeitsplatzwechſel, der gerade 
bei guter Beſchäftigungslage monatlich Millionen Arbeitsplätze umfaßt, ſind die ge— 
nannten Maßnahmen für den Arbeitseinſatz unentbehrlich. 

Sind die Erwerbswirtſchaft und die Beſchäftigungslage jedoch nicht ausgeglichen, ſo 
kann ſich die ſtaatliche Arbeitseinſatzpolitik nicht auf die Arbeitsvermittlung, Berufs- 
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beratung und Lehrſtellenvermittlung beſchränken. Der Staat muß ſtärker in 
den Arbeitseinſatz eingreifen. 


Vor dem Weltkrieg iſt der Arbeitseinſatz kein Gegenſtand 
planmäßiger Reichspolitik geweſen. Arbeitsvermittlung betrieben, 
wie bereits ausgeführt wurde, zwar mehrere tauſend Stellen, Arbeiter- und An- 
geſtelltenverbände, Arbeitgeberverbände, Landwirtſchaftskammern, Innungen, Wohl⸗ 
fahrtsinſtitute und Gemeinden. Sie arbeiteten aber ohne gegenſeitigen Zuſammen⸗ 
hang nach den verſchiedenſten Geſichtspunkten und verfolgten zumeiſt Sonderintereſſen. 
Außerlich betrachtet ſchien auch eine Notwendigkeit zur ſtaatlichen Betätigung auf 
dem Gebiet des Arbeitseinſatzes nicht vorzuliegen. Seit Gründung des Deutſchen 
Reiches bis zum Weltkrieg verlief die Wirtſchaftskurve in Deutſchland in auffteigen- 
der Linie. Der Lauf der Konjunkturen brachte nur gedämpfte Ausſchläge dieſer Kurve. 
Eine Arbeitsloſenzählung in der Vorkriegszeit ergab z. B. wenig mehr als eine 
halbe Million Arbeitsloſer. Wirtſchaftliche Depreſſionen führten damals zu erhöhter 
Auswanderung. Gleichzeitig ſuchte in ſolchen Zeiten das in der Induſtrie freiwerdende 
Kapital Anlagemöglichkeiten und fand dieſe in der Bauwirtſchaft. Ein verſtärktes 
Anziehen der Bauwirtſchaft wirkte infolge der ſchlüſſelartigen Stellung dieſes Wirt⸗ 
ſchaftszweiges als bedeutſame Gegenkraft gegen die Wirtſchaftsdepreſſion. In Zeiten 
der Hochkonjunktur war die Nachfrage nach Arbeitskräften groß. Die Induſtrie deckte 
ihren großen Bedarf an Arbeitskräften aus dem Ausland und beſonders aus der Land- 
wirtſchaft, und die deutſche Landwirtſchaft griff ihrerſeits auf die ausländiſchen 
Wanderarbeiter zurück, für die der hohe Stand der deutſchen Lebenshaltung einen 
ſtarken Anreiz ausübte. Die ſchweren Folgen dieſer Entwicklung wurden damals nicht 
erkannt. Aus jener Zeit ſtammt die Landflucht, die nicht nur für die deutſche Lond- 
wirtſchaft, ſondern für das ganze deutſche Volk verhängnisvoll wurde, und deren 
erfolgreiche Bekämpfung jetzt eines der wichtigſten Probleme der Arbeitseinſatz. 
politik iſt. 

Die Tatſache, daß die Reichsregierung in der Vorkriegszeit keinerlei Arbeitsmarkt- 
politik getrieben hatte und auf keine geeigneten und eingearbeiteten Stellen zur 
Regelung des Arbeitseinſatzes zurückgreifen konnte, wirkte ſich während des 
Krieges ſchwerwiegend aus. So gut die militäriſche Mobilmachung durchdacht 
und geregelt war, fo unvorbereitet war die wirtſchaftliche Mobilmachung, insbeſon⸗ 
dere auf dem Gebiete des Arbeitseinſatzes. Keinerlei Maßnahmen zum Erſatz der 
zur Fahne eingerückten Männer waren ſelbſt in den heeres und lebenswichtigen Be⸗ 
trieben getroffen. Das Hilfsdienſtgeſetz kam viel zu ſpät, war unzureichend 
und blieb aus Mangel an eingearbeiteten Durchführungsorganen vielfah auf dem 
Papier. Neben dieſem Mangel an Arbeitskräften in der Kriegswirtſchaft ſtand an 
der Schwelle des Krieges eine Flut von Betriebsſtillegungen in anderen Wirtſchafts. 
zweigen. Die Arbeitsloſigkeit ſtieg im Auguſt 1914 ſprunghaft auf das Achtfache 
der Arbeitslofigkeit im vorhergehenden Monat. Eine Arbeitseinſatzpolitik, die hier 
ſchnellſtens einen Ausgleich ſchaffte, fehlte; die öffentlichen Verbände ſuchten die erſte 
große Not durch eine beſondere Fürſorge zu mildern, die unter dem Begriff Kriegs- 
wohlfahrtspflege geübt wurde, aber die nötige Einheitlichkeit naturgemäß ver- 
miſſen ließ. 


* 8 
® 


Dagegen zwang im Jahre 1918 die Demobilmachung des 
Heeres den Staat zu einer ſtarken, durchgreiſenden Arbeits 
einſatzpolitik. Die lange Zeit vor Kriegsende vorbereiteten Demobil⸗ 
machungsmaßnahmen waren von dem Gedanken geleitet worden, daß jeder Kriegs- 
teilnehmer ſo lange bei ſeinem Truppenteil bleiben konnte, bis ihm ein Arbeitsplatz 
in der Heimat ſicher war. Dieſer Grundſatz mußte infolge des unglücklichen Ausgangs 
des Krieges und infolge der Waffenſtillſtandsbedingungen, die eine ſofortige De- 
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mobilmachung des Heeres verlangten, aufgegeben werden. Wohl wurde ſofort am 
13. November 1918 eine Rechtsverordnung über Erwerbsloſenfürſorge erlaſſen, die 
den Lebensunterhalt auch der arbeitsloſen Kriegsteilnehmer ſicherte. Es war aber 
unmöglich, die Kriegsteilnehmer ſo lange in dieſer Erwerbsloſenfürſorge zu halten, 
bis ſie ſelbſt einen Arbeitsplatz fanden. Abgeſehen von der finanziellen Belaſtung 
würde eine langdauernde Arbeitsloſigkeit von Millionen in jener Zeit die letzten 
Reſte ſtaatlicher Ordnung vernichtet haben. Der Staat mußte ſich zu geſetzlichen 
Eingriffen entſchließen, um die Kriegsteilnehmer wieder in den Wirtſchaftsgang 
einzuſchalten. Die Truppen rückten in die Heimat ein. 6 Millionen Kriegsteilnehmer 
waren unterzubringen. Tiefgehende und unverzüglich zu treffende Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Arbeitseinſatzes wurden zur Lebensfrage für das deutſche Volk. 
Die Entſcheidung über die Art der Maßnahmen wurde aufs äußerſte erſchwert durch 
die politiſchen Zuſtände, die durch den Novemberumſturz hervorgerufen waren. Sie 
wurde weiter durch die Anmöglichkeit gehemmt, ſich bei der wirtſchaftlichen Blockade 
und der Zerreißung der Weltwirtſchaft ein Bild von der wirtſchaftlichen Entwicklung 
der nächſten Zeit zu machen. Anter dieſen Verhältniſſen mußte die Arbeitseinſatz. 
politik des Staates ſich darauf beſchränken, eine äußere Ordnung der Beſchäftigungs⸗ 
verhältniſſe herbeizuführen, insbeſondere eine zwangsweiſe Einweiſung der Kriegs- 
teilnehmer in die ſrüher eingenommenen Arbeitsplätze anzuordnen. 


Der Erfolg dieſer Arbeitseinſatzmaßnahmen war durchſchlagend. Der größte Teil 
der Kriegsteilnehmer kam infolge ihres befriſteten Einſtellungsrechtes gar nicht in die 
Lage, längere Zeit arbeitslos zu werden. Die Verordnung über Erwerbstojenfür- 
ſorge, die erſte reichsrechtliche Regelung der Arbeitsloſenunterſtützung, beſtand ihre 
Feuerprobe. Am 1. April 1919 war die Zahl der unterſtützten Arbeitsloſen bereits 
auf 800 000 geſunken. 

* 8 
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Die Richtigkeit und Bedeutung einer einheitlichen Arbeitseinſatzpolitik für das 
Reichsgebiet war erwieſen. Auch in der Durchführung ſchaltete ſich das Reich immer 
mehr ſelbſt ein, indem es der Reichsarbeitsverwaltung, der Vorläuferin der Reichs. 
anſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung, ſortlaufend größere 
Funktionen übertrug. Das Arbeitsnachweisgeſetz vom 22. Juli 1922 (RGBl. 1 
S. 657) und das Geſetz über die Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung vom 
16. Juli 1927 (RGBl. I S. 187) find die großen Merkſteine auf dieſem Wege. Der 
Arbeitseinfatz mit der Arbeitsloſenhilfe wurden Reichsaufgaben. In dieſer Ent- 
wicklungszeit tauchten jedoch in ununterbrochener Reihenfolge die ſchwerſten Stö— 
rungen auf. Kaum war die Einordnung der Kriegsteilnehmer in das Wirtichafts- 
leben völlig durchgeführt, jo wirkte ſich der Ruhrkampf mit feinen ſchweren Folgen 
für den Arbeitseinſatz aus. Daneben ging die Inflation, die jede Normierung von 
Anterſtützungsſätzen in der Arbeitsloſenhilfe über den Haufen warf. Kurzen und 
trügeriſchen wirtſchaftlichen Aufſtiegen folgten ſchwere Depreſſionen, die Ende 1932 
zu einer Zahl von 6 Millionen gezählten Arbeitsloſen führten. Die tatſächliche Zahl 
der Arbeitsloſen wird damals nahe an 7 Millionen gekommen fein. Die Maß— 
nahmen des Staates waren in jenen Jahren im weſentlichen darauf gerichtet, der un- 
geheuren Maſſe von Arbeitsloſen durch Anterſtützungen den notwendigen Lebens- 
unterhalt zu ſichern. Die poſitive Arbeitseinſatzpolitik trat in den Hintergrund. Die 
Arbeitsloſenhilfe wurde immer mehr zu einer Finanzfrage. In den weiteſten Kreiſen 
der Bevölkerung trat eine ſtumpfe Reſignation ein, die jede Meiſterung der Arbeits, 
loſigkeit ausſchloß. 
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Mit der Machtübernahme durch die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung ſetzte der große Amſchwung ein. Es wurde poſitive 
Arbeitseinſatzpolitik in größtem Ausmaße getrieben. Den 
Arbeitsloſen wurde Arbeit und Brot gegeben. Die unterſtützende Arbeitsloſenhilfe 
konnte auf die ihr gebührende Reſerveſtellung zurückgedrängt werden. Im Jahre 1933 
ging die Zahl der Arbeitsloſen von 6 Millionen gezählter Arbeitslojer auf 4 Mil- 
lionen zurück. Im Jahre 1934 fiel die Zahl auf 2¼ Millionen, ſtieg im Winter 
1934/35 auf 3 Millionen, um dann im Sommer 1935 auf 1,7 Millionen zu ſinken und 
im Winter 1935/36 wieder auf 2½ Millionen anzuſteigen. Der Sommer 1936 wies 
einen Tiefſtand von rund 1 Million Arbeitsloſer auf. Im Winter 1936/37 ſtieg die 
Zahl auf 1,8 Millionen, um dann im Sommer 1937 auf / Million zu finfen. Von 
einer Arbeitsloſigkeit konnte man zu dieſem Zeitpunkt in Deutſchland nicht mehr 
ſprechen. Seitdem iſt die Arbeitsloſenzahl weiter ſtändig zurückgegangen. 


Die Erklärung für dieſen großen Erfolg liegt in der Tatſache, daß der Führer und 
Reichskanzler die volle ſtaatspolitiſche Bedeutung der Arbeitsloſenfrage erkannte, alle 
Mittel gegen die Arbeitsloſigkeit einſetzte und das ganze deutſche Volk zum Kampfe 
gegen dieſe verheerende Volksſeuche aufrief. Zudem wirkte ſich im Jahre 1937 der 
Zweite Vierjahresplan mit ſeinen hochgeſteckten Zielen auf den Arbeitseinſatz aus. 
Aufgabe der Reichsanftalt war es, die von der Reichsregierung erſchloſſenen Kraft- 
quellen ſo zu leiten, daß aus ihnen der höchſtmögliche Nutzen für den Arbeitseinſatz 
gezogen wurde. 


Durch Geſetze und Verordnungen gab die Reichsregierung 
der Reichsanſtalt die Grundlagen und Handhaben zur Er- 
füllung ihrer Aufgaben. Es ſeien nur genannt: das Geſetz über die 
Regelung des Arbeitseinſatzes vom 15. Mai 1934 (RGBl. 1 S. 381), die Verordnung 
über die Verteilung von Arbeitskräften vom 10. Auguſt 1934 (RGBl. I S. 786), 
das Geſetz über die Einführung eines Arbeitsbuchs vom 26. Februar 1935 (RGBl. I 
S. 311) und die Anordnungen des Minifterpräfidenten Göring, des Beauftragten 
für den Vierjahresplan. 


Dieſe Geſetze und Verordnungen ſowie die daraufhin von der Reichsanſtalt erlaſſenen 
Anordnungen, die hier nicht im einzelnen aufgeführt werden können, find gegenüber 
der früheren Geſetzgebung nach zwei Richtungen bemerkenswert. Einmal ſind die 
durch ſie vorgenommenen ſtaatlichen Eingriffe auf dem Gebiet des Arbeitseinſatzes 
ſehr weitgehend. Sie beeinträchtigen in ſtarkem Maße die individuelle Freiheit des 
Anternehmers, des Arbeiters und Angeſtellten zugunſten des Geſamtwohls von Volk 
und Staat. Sodann hat die Geſetzgebung nicht wie früher ſtreng bindende Rechts- 
normen mit einer Fülle kaſuiſtiſcher Ausnahmen erlaſſen, ſondern die ſinngemäße 
Durchführung weniger Rechtsſätze den Dienſtſtellen der Reichsanſtalt zugewieſen, ſo 
daß dieſe ſich der Mannigfaltigkeit der Wirtſchaft und ihren berechtigten Anſprüchen 
ohne große Schwierigkeiten und gekünſtelte Rechtsauslegungen anpaſſen konnten. 


Als die Reichsanſtalt die im Jahre 1933 erzielten Erſolge im Kampf gegen die 
Arbeitsloſigkeit nachprüfte, kam ſie zu der Feſtſtellung, daß die Erfolge in erſter Linie 
den kleinen, ländlichen Gemeinden zugute gekommen waren. In ihnen entfielen 
Anfang 1934 auf 1000 Einwohner nur noch 42 Arbeitsloſe, dagegen wurden in den 
Großſtädten auf 1000 Einwohner noch 103 Arbeitsloſe gezählt. Von den 4 Millionen 
Arbeitsloſen im ganzen Reich entfiel allein 1 Million auf die acht größten Städte, 
Berlin verzeichnete noch eine halbe Million Arbeitsloſer. Auf Grund dieſer Feſt⸗ 
ſtellung der Reichsanſtalt erging das Geſetz zur Regelung des 
Arbeitseinſatzes vom 15. Mai 1934 (RGBl. I S. 381). 
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Das Geſetz gab dem Präſidenten der Reichsanſtalt die Befugnis, für Bezirke mit 
hoher Arbeitsloſigkeit anzuordnen, daß Perſonen, die in dieſen Bezirken am Tage des 
Inkrafttretens der Anordnung keinen Wohnort haben, dort als Arbeiter oder An- 
geſtellte nur mit vorheriger Zuſtimmung der Arbeitsämter eingeſtellt werden dürfen. 


Der Präſident erließ daraufhin ſofort eine entſprechende Anordnung für Berlin. 
Dieſe Anordnung ſchränkt zwar nicht das Recht jedes Deutſchen ein, ſich in Berlin 
aufzuhalten oder niederzulaſſen ſowie Grundſtücke zu erwerben. Sie beſchränkt auch 
keinen Deutſchen in Berlin z. B. als Kaufmann, Handwerker, im freien Beruf jeden 
Nahrungszweig zu betreiben, wohl aber als Arbeiter oder Angeſtellter. Die An- 
ordnung erfaßt nicht nur Perſonen, die bisher außerhalb Berlins als Arbeiter oder 
Angeſtellte tätig waren und nun in gleicher Eigenſchaft innerhalb des Bezirks ein- 
geſtellt werden ſollen, ſondern auch Perſonen, die bisher außerhalb des Bezirks als 
ſelbſtändige Gewerbetreibende, Bauern, Penſionsempfänger lebten und nunmehr 
unter Aufgabe ihrer wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit als Arbeitnehmer eingeſtellt 
werden ſollen. Sie ſollte alſo in weitem Amfang den Zuzug von Berlin fernhuiten, 
damit nicht die Maßnahmen, die zur Verminderung der Arbeitsloſen in Berlin ge- 
troffen wurden, in ihren Wirkungen durch einen Zugang von außen aufgehoben 
würden. Der Erfolg der Maßnahmen hat den Erwartungen entſprochen; im Juni 1937 
war die Zahl der Arbeitsloſen in Berlin auf 90 000 geſunken. Nach den guten Er- 
fahrungen in Berlin find unter dem 30. Auguſt 1934 entſprechende Anordnungen für 
die Wirtſchaftsgebiete der Hanſeſtädte Hamburg und Bremen ergangen. Dieſe Städte, 
die an ſich ſchon ſchwer an der großen Arbeitsloſigkeit litten, erfuhren fortgeſetzt aus 
dem Binnenland einen Zuzug von Arbeitsloſen mit romantiſchen Vorſtellungen von 
Arbeitsgelegenheiten in überſeeiſchen Ländern. Bei Abernahme der Staatsgewalt 
im Saarland wurde auch für dieſes Gebiet eine gleichartige Anordnung erlaſſen, da 
die Arbeitslofigfeit im Saarland erheblich höher war als im übrigen Reichsgebiet. 
Sie konnte jedoch im Februar 1936, ebenſo wie die Anordnung für Bremen, wieder 
aufgehoben werden. 


Vielfachen Wünſchen von Gemeinden und Bezirken, auch ihre Gebiete zu ſperren, hat 
der Präſident der Reichsanſtalt nicht entſprochen. Es geht nicht an, das ganze 
deutſche Wirtſchaftsgebiet über zwingende Notwendigkeiten hinaus mit zahlreichen 
Sperrmauern zu durchziehen, dadurch die Bewegungsfreiheit der Arbeiter und Un- 
geſtellten in ſtarkem Amfang einzuſchränken und die eigene Initiative gerade der 
ſtrebſamen, qualifizierten Arbeiter und Angeſtellten zu hemmen. 

* * 


* 


Die weiteren Ermittlungen der Reichsanſtalt über die Einzelauswirkungen des er- 
folgreichen Kampfes gegen die Arbeitsloſigkeit führten im Sommer 1934 zu der be- 
achtlichen Feſtſtellung, daß die einzelnen Altersgruppen der Arbeits 
loſen an dem Erfolg der Arbeitsſchlacht ganz verſchieden 
beteiligt waren. 


Der Rückgang der Arbeitsloſigkeit war in erſter Linie den Arbeitsloſen von 18 bis 
25 Jahren zugute gekommen. Sie waren auf ein Drittel zuſammengeſchrumpft, alſo 
um zwei Drittel vermindert. Bei den Arbeitsloſen von 40 bis 60 Jahren hatte der 
Rückgang nur ein Drittel betragen. Zwei Drittel dieſer älteren Arbeitsloſen waren 
von der Maßnahme unberührt geblieben. 


Für die Familie und für die Erziehung der Kinder iſt eine der größten Gefahren die 
langfriftige Arbeitsloſigkeit des Vaters, in wirtſchaftlicher, mehr noch in ſeeliſcher, 
moraliſcher Hinſicht. Die Einſchaltung eines Familienvaters in die Wirtſchaft be— 
deutet für ihn, aber auch für die Frau und beſonders für die heranwachſenden Kinder, 
unendlich viel. 
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Aus dieſer wichtigen Erkenntnis heraus hatten ſich zahlreiche Stellen auf die ver⸗ 
ſchiedenſte Weiſe um eine gerechtere Verteilung der Arbeitsplätze, insbeſondere durch 
Austauſch von jüngeren Arbeitern und Angeſtellten durch verheiratete Arbeitsloſe, 
bemüht. Häufig waren dieſe Stellen ſich aber gar nicht klar, was auf dieſem Gebiete 
tragbar und in der Praxis durchführbar iſt, ſo daß ſowohl bei den Anternehmern wie 
bei den jüngeren Arbeitern und Angeſtellten eine unerwünſchte Anſicherheit und 
Anruhe entſtand. Infolgedeſſen wurde der Präfident der Reichsanftalt für Arbeits. 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung durch eine beſondere Verordnung 
vom 10. Au gut 1934 (RGBl. I S. 786), die vom Neichswirtſchaftsminiſter zu- 
ſammen mit dem Reichsarbeitsminiſter und dem Stellvertreter des Führers der 
NSDAP. erlaſſen wurde, beauftragt, die Verteilung von Arbeits- 
kräften nach einheitlichen Richtlinien und unter einheit ⸗ 
licher Führung vorzunehmen, und allen anderen Stellen wurde nachdrück. 
lich die Einwirkung auf die Verteilung von Arbeitskräften verboten. Dieſem Auftrag 
iſt der Präſident der Reichsanſtalt durch die Anordnung über die Verteilung von 
Arbeitskräften vom 28. Auguſt 1934 nachgekommen. Die wichtigſte Vorſchrift dieſer 
Anordnung beſagt ſolgendes: 


Jeder Führer eines Betriebs oder einer Verwaltung iſt verpflichtet, die Zuſammen⸗ 
ſetzung ſeiner Gefolgſchaft zu prüfen. Die Prüfung hat ſich darauf zu erſtrecken, ob die 
altersmäßige Gliederung der Arbeiter und Angeſtellten unter Berückſichtigung der 
betriebstechniſchen und wirtſchaftlichen Erforderniſſe feines Betriebs (Verwaltung) 
den ſtaatspolitiſchen Geſichtspunkten gerecht wird, die eine bevorzugte Beſchäftigung 
arbeitsloſer älterer Arbeiter und Angeſtellter, insbeſondere kinderreicher Familien. 
väter gegenüber Arbeitern und Angeſtellten unter 25 Jahren erfordern. Zu den Er. 
forderniſſen des Betriebs gehört auch die Sicherſtellung des unentbehrlichen Nach⸗ 
wuchſes an ordnungsmäßig ausgebildeten Facharbeitern und Angeſtellten. 


Irgendwelche Normen oder Grundjäge über den richtigen Altersaufbau der Gefolg⸗ 
ſchaft eines Betriebs ſind nicht vorhanden und könnten allgemein auch nicht aufgeſtellt 
werden. Es wäre völlig verfehlt geweſen, den Altersaufbau unſerer geſamten Be⸗ 
völkerung zum Ausgangspunkt irgendwelcher Erwägungen zu machen. Selbſt die Be⸗ 
ſchränkung auf einzelne große Gruppen, wie Induſtrie, Handel und Verkehr, und 
innerhalb dieſer Gruppen auf Arbeiter oder Angeſtellte, nach Geſchlechtern getrennt, 
hätte zu keinen Anterlagen für den Arbeitsplatzaustauſch geführt. Wollte man den 
Altersaufbau der deutſchen gewerblichen Betriebe normen, ſo würde man in einer 
Fülle von Einzelnormen erſticken, ohne zu praktiſchen Erfolgen zu kommen. Die 
Beurteilung des richtigen Altersaufbaus eines Betriebs muß von den Verhältniſſen 
des Einzelbetriebs ausgehen. 


In vielen Betrieben und Verwaltungen war der Führer des Betriebs bei feiner 
Prüfung zu der Erkenntnis gekommen, daß eine geſunde Altersgliederung ſeiner 
Gefolgſchaft nicht vorhanden war. Denn in der Zeit der ſogenannten „Rationalific- 
rung“ ſind nicht nur wirtſchaftliche Fehlinveſtitionen vorgenommen worden, ſondern 
es wurden auch in ſtarkem Amfange ohne Rückſicht auf ihre beruflichen und menſch⸗ 
lichen Erfahrungen ältere Arbeiter und Angeſtellte abgebaut und jüngere Arbeits- 
kräfte an ihre Arbeitsplätze geſtellt. Familienväter wurden dabei aus dem Wirt- 
ſchaftsprozeß ausgeſchieden und fielen dann der Arbeitslofigkeit mit allen ihren wirt. 
ſchaftlichen und moraliſchen Gefahren anheim. Die Nachwirkungen dieſer Zeitſtrömung 
waren noch keineswegs ausgeglichen. Auch ſpäter noch wurden aus den verſchieden⸗ 
artigſten, teils berechtigten, teils unberechtigten Gründen die jüngeren Arbeitskräfte 
bei der Einſtellung bevorzugt. 

So groß auch in einzelnen Fällen der Beharrungswunſch, die Abneigung dieſes oder 
jenes Betriebsführers gegen Anderungen der Gefolgſchaft ſein mochte, er mußte ſich 
bewußt ſein, daß er Verantwortung nicht nur gegenüber ſeinem Betrieb, ſondern auch 
gegen Volk und Staat trägt. 
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Allerdings durfte der Arbeitsplatzaustauſch nicht allein unter dem Geſichtspunkt des 
Einzelbetriebs erfolgen. Eine zweite ſehr wichtige Vorſchrift der Anordnung be- 
ſtimmte nämlich, daß der Arbeitsplatzaustauſch nicht zu einer unfreiwilligen Arbeits. 
lofigkeit der zur Entlaſſung kommenden jüngeren Arbeitskräfte führen dürfe. Der 
Arbeitsplatzaustauſch war alſo nicht planlos und willkürlich durchzuführen. Man 
konnte und mußte den jüngeren Arbeitskräften zumuten, daß ſie im Intereſſe ihrer 
älteren Arbeitskameraden ihren Arbeitsplatz aufgaben, um ſich eine Zeitlang oder für 
dauernd anderweit, z. B. in der Landwirtſchaft, in der Induſtrie, im Arbeitsdienſt, 
bei Mädchen auch in der Hauswirtſchaft, nutzbringend zu betätigen. Dagegen konnte 
man ihnen nicht zumuten, der Arbeitsloſigkeit mit all ihren materiellen und mora- 
liſchen Folgen anheimzufallen. 


In der Folgezeit wurde die richtige Altersgliederung der Gefolgſchaften nicht durch 
einen beſonderen Arbeitsplatzaustauſch erreicht. Wenn nämlich der einzelne Arbeits. 
platz auf natürlichem Wege durch regelmäßige Kündigungen von den jüngeren 
Arbeitern oder Angeſtellten ſelbſt geräumt wird, ſo hat der Führer des Betriebs, 
ſofern die Altersgliederung der Gefolgſchaft den Anforderungen nicht entſpricht, für 
fie ältere Arbeitskräfte einzuſtellen, um auf dieſe Weile das altersgemäße Gleich- 
gewicht ſeiner Gefolgſchaft herbeizuführen. Zur Aberwachung dieſer Auswechſelung 
iſt den Führern der Betriebe die Pflicht auferlegt, vor der Einſtellung junger Leute, 
ſoweit ſie nicht in ein Lehrverhältnis eintreten, die Zuſtimmung des Arbeitsamts 
herbeizuführen. 


» 


Weiter gab das Geſetz zur Regelung des Arbeitseinfages vom 15. Mai 1934 dem 
Präſidenten der Reichsanſtalt das Recht, anzuordnen, daß Perſonen, die am Tage des 
Inkrafttretens feiner Anordnung oder in den vorhergehenden drei Jahren in der 
Landwirtſchaft tätig waren, in anderen als landwirtſchaftlichen Betrieben oder 
Berufen für andere als landwirtſchaftliche Arbeiten nur mit feiner vorherigen Zu- 
ſtimmung eingeſtellt werden dürfen. Die Vorſchrift will die Beſchäfti⸗ 
gung von Perſonen, welche mit dem Lande verwurzelt und 
mit landwirtſchaftlichen Arbeiten vertraut find, in nicht ⸗ 
land wirtſchaftlichen Betrieben und Berufen hemmen. Der 
Geſetzgeber hat jedoch nicht ein allgemeines Einſtellungsverbot erlaſſen; vielmehr 
ſollen die erforderlichen Maßnahmen ſchrittweiſe je nach dem Bedarf der Landwirt- 
ſchaft erfolgen und zunächſt auf jene nichtlandwirtſchaftlichen Berufe und Betriebe 
beſchränkt werden, die erfahrungsgemäß landwirtſchaftliche Kräfte aufzunehmen 
pflegen. Dieſer Abſicht des Geſetzgebers folgend, hat der Präſident der Reichsanſtalt 
durch Anordnung vom 17. Mai 1934 die Einſtellung landwirtſchaftlicher Arbeitskräfte 
in folgenden Betrieben und Berufen von der Zuſtimmung des Arbeitsamts abhängig 
gemacht: 

Bergbau, Eijen- und Stahlgewinnung, Metallhütten und Metallhalbzeuginduſtrie, 

Baugewerbe und Baunebengewerbe, Ziegelinduſtrie ſowie Bau- und Unterbal- 

tungsarbeiten der Groß- und Kleinbahnen und der Reichspoſt. 


Für die weiblichen Perſonen treten noch hinzu: 
Obſt. und Gemüſeverwertungsinduſtrie ſowie die Berufe der Kellnerinnen, 
Köchinnen, Hotel⸗ und Zimmermädchen ſowie ſonſtiger Arbeiterinnen im Gaſt und 
Schankwirtſchaftsgewerbe. 


Auch dieſer Maßnahme iſt der Erfolg zunächſt nicht verſagt geblieben. Sie hat der 
Gefahr einer Landflucht, die ſich in Verfolg der Beſſerung der allgemeinen Wirt— 
ſchaftslage verſtärkt bemerkbar machte, entgegengewirkt. Allerdings beruhte dieſer 
Erfolg weniger in der Ablehnung geſtellter Anträge auf induſtrielle Beſchäftigung 
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als in der pſychologiſchen Wirkung des Geſetzes. Die betroffene Induſtrie erkannte 
die ſtaatspolitiſche Richtigkeit der Maßnahmen und handelte danach. 

Auch hier find zahlreiche Wünſche der Landwirtſchaft auf Ausdehnung des Ein⸗ 
ſtellungsverbots für weitere Induſtriezweige vorgebracht worden. Die Reichsanſtalt 
hat jedoch geglaubt, aus ſtaatspolitiſchen Gründen ihnen zunächſt nicht ſtattgeben zu 
dürfen. Bei voller Wertung landwirtſchaftlicher Arbeit kann der landwirtſchaftlichen 
Bevölkerung, insbeſondere den zweiten Söhnen und Töchtern der Bauern und Land- 
arbeiter, zumal wenn fie körperlich für die Landarbeit nicht voll geeignet find, nicht 
jede Möglichkeit genommen werden, ſich als Arbeiter und Angeſtellte ihr Berufsleben 
in gewerblichen Betrieben aufzubauen. Zudem bedarf unſere Induſtriearbeiterſchaſt 
einer gewiſſen, wenn auch begrenzten Regenerierung aus der ländlichen Bevölkerung. 


Obwohl die Anordnung vom 17. Mai 1934 ſich nur auf Perſonen erſtreckte, die in 
der Zeit vom 17. Mai 1931 bis zum 16. Mai 1934 in der Landwirtſchaft tätig waren, 
und obwohl bei den Anträgen auf Zuſtimmung zu induſtrieller Beſchäftigung allen 
Geſichtspunkten Rechnung getragen wurde, machte ſich in der Offentlichkeit die Auf⸗ 
faſſung breit, daß durch die Anordnung der Landarbeiter zwangsläufig im Berufs. 
leben auf die Landwirtſchaft beſchränkt würde. Dieſe falſche Auffaſſung hemmte die 
Aufnahme landwirtſchaftlicher Arbeit, fo daß aus pſychologiſchen Gründen die An- 
ordnung unterm 27. November aufgehoben wurde. 
® 8 
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Die Sicherſtellung des Bedarfs der Landwirtſchaſt an Arbeitskräften hat aber neben 
der Bekämpfung der Landflucht noch eine zweite grundſätzliche Seite: die Bereit ⸗ 
ſtellung weiterer geeigneter Arbeitskräfte für die Land- 
wirtſchaft. Dabei muß man ſich über eines klarwerden: die landwirtſchaftliche 
Arbeit in ihrer Mannigfaltigkeit iſt keine Arbeit, die ohne weiteres von körperlich 
leidlich geeigneten ungelernten Arbeitern ausgeführt werden kann, ſondern erfordert 
in erſter Linie Arbeitskräfte, die Erfahrungen und Kenntniſſe haben oder vom Lande 
ſtammen und mit ländlichen Verhältniſſen vertraut find. Die Verſuche, aus Städten 
und Induſtriegebieten ältere berufsfremde Arbeiter, die und deren Frauen nicht vom 
Lande ſtammen, in die Landwirtſchaft zu überführen, find zumeiſt zum Scheitern ver- 
urteilt. Greift man auf landfremde Arbeitskräfte aus gewerblichen Berufen zurück, 
fo kommen in der Hauptſache nur junge Leute in Frage, die fi leichter den länd- 
lichen Verhältniſſen anpaſſen können. 


Es kommen alſo für den Bedarf der Landwirtſchaft zwei Gruppen von Arbeitskräften 
in Betracht: frühere landwirtſchaftliche Beruſsangehörige im weiteren Sinne und 
geeignete berufsſremde junge Leute. 
Die Unterbringung geeigneter, älterer, verheirateter 
Volksgenoſſen auf dem Lande iſt nicht zuletzt eine Wohnungsfrage, die nur im 
Zuſammenhang mit der wirtſchaftlichen Geſundung unſerer Landwirtſchaft auf 
längere Sicht und auf breiter Grundlage gelöſt werden kann. Zur Teillöſung hat 
auch die Reichsanſtalt beigetragen. Sofern ein Landwirt Familienwohnungen er- 
ſtellt, gibt die Reichsanſtalt ihm auf die Dauer von ſechs Jahren einen jährlichen 
Zuſchuß bis zu 300 RM, insgeſamt für die Wohnung alfo 1800 RM. Sie über. 
nimmt auch allgemein bei Einſtellung Arbeitsloſer im Bedarfsfall Reiſekoſten, Am- 
zugskoſten für den Hausrat und die Koſten für die Beſchaffung von Arbeitskleidern. 
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Wichtiger als die Fürſorge für dieſe zahlenmäßig beſchränkte Gruppe iſt das plan- 
mäßige Vorgehen, unſere jungen Volksgenoſſen der Landwirtſchaft, dem Lande, der 
Natur überhaupt wieder näherzubringen. 
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In den bäuerlichen Betrieben Deutſchlands war in den letzten Jahren ein ſtarker 
Bedarf an Arbeitskräften vorhanden. Er konnte jedoch nicht gedeckt werden, ſondern 
ging für den Arbeitseinſatz verloren, weil die bäuerlichen Betriebe die Barlöhne für 
die benötigten Arbeitskräfte nicht aufbringen konnten. So wurde die ſtarke Aber⸗ 
laſtung der Familienangehörigen, insbeſondere der Bauersfrau, nicht ausgeglichen. 
Auf der anderen Seite beſtand die Notwendigkeit, die Jugend in Stadt und Land 
wieder an die Arbeit und insbeſondere an die Scholle heranzuführen, um ihr dadurch 
neuen Lebensinhalt zu geben. In Anſehung dieſer Sachlage erwirkte die Reichs. 
anftalt im Frühjahr 1933 einen Beſchluß der Reichsregierung, wonach die Reichs- 
anſtalt ermächtigt wurde, eine „Landhilfe“ einzuführen und den Bauernbetrieben 
bei Einſtellung eines Landhelfers oder einer Landhelferin eine geldliche Beihilfe zu 
gewähren. Die Beihilfe deckte etwa den knappen Barlohn und die ſozialen Abgaben. 
Die Unterbringung und Verpflegung ging zu Laſten des Bauern. 


Die Ziele der Landhilfe ſind bereits angedeutet. Die Landhilfe hat eine zweifache 
Aufgabe. Sie ermöglicht dem bäuerlichen Betrieb, eine junge, arbeitstüchtige Kraft 
zuſätzlich einzuſtellen; fie entlaſtet damit die Familie des Bauern, beſonders die 
Bäuerin, und dient für Erhaltung und Förderung der bäuerlichen Familienwirtſchaft. 
Zugleich bietet ſie der Jugend in Stadt und Land Arbeit und Brot, Halt in einer 
Familie und Anleitung zu wirtſchaftlicher Tüchtigkeit. 


Die Aufgaben, die den Arbeitsämtern bei dieſer Maßnahme geſtellt werden, waren 
nicht leicht, ſowohl hinſichtlich der Auswahl der Arbeitsplätze wie hinſichtlich der 
Auswahl der jungen Leute. Trotz mancher Schwierigkeiten in Einzelfällen iſt es 
gelungen, durchſchnittlich mehr als 100 000 junge Leute aus den Städten und 
Induſtrierevieren auf dem Lande anzuſetzen; in den Sommermonaten waren etwa 
160 000, in den Wintermonaten 60 000 bis 70 000 Landhelfer tätig. Beſonders er- 
freulich war es, daß ein beachtlicher Teil der Landhelfer auch im Winter beim 
Bauern verblieb und ein weiterer Teil in ein ganz regelmäßiges landwirtſchaſtliches 
oder hauswirtſchaftliches Arbeitsverhältnis überführt wurde. Aber ſelbſt für die 
Jungen und Mädchen, die nach einem halben oder ganzen Jahr in die Heimat zurück 
kehrten, waren die Monate auf dem Lande ein hochzuſchätzender körperlicher und 
erzieheriſcher Gewinn. 

Nachdem inzwiſchen eine weitgehende Geſundung der Landwirtſchaft erfolgt iſt, iſt 
künftig im allgemeinen der Bauer ſelbſt in der Lage, bei Einſtellung jugendlicher 
landfremder Kräfte den Lohn ohne Zuſchuß der Reichsanſtalt zu zahlen. Die Reichs- 
anſtalt wird jedoch in beſonders ſtarkem Maße die Vermittlung derartiger junger 
Leute aufs Land betreiben, ihnen die Reife zum Arbeitsort ermöglichen und fie 
nötigenfalls mit Arbeitskleidung ausrüſten. 
8 


Neben dieſer großen Aufgabe der Sicherſtellung des Kräftebedarfs der Landwirtſchaft, 
der ſich die Reichsanſtalt mit allen ihren Dienſtſtellen auch für die Zukunft in be- 
ſonderem Maße annehmen wird, ſpielt für die Frage der Unterbringung des Reſtes 
der noch vorhandenen Arbeitsloſen, die Amſchulung und Fortbildung eine 
große Rolle, nicht nur für die Beſeitigung des auftretenden Facharbeitermangels, 
ſondern vor allem auch unter dem Geſichtspunkt der Steigerung der Verwendbarkeit 
dieſer Kräfte, die durch eine lange Arbeitsloſigkeit eine ſtarke Einbuße ihrer beruf. 
lichen Fähigkeiten erlitten haben. Dabei geht die Tendenz unter Verzicht auf Durch— 
führung beſonderer Schulungskurſe dahin, die Amſchulung oder Fortbildung in die 
Betriebe ſelbſt zu verlegen, d. h. alſo eine betriebsnahe Schulung vorzunehmen, und 
zwar in der Form der Fortzahlung der Anterſtützung auf beſtimmte Zeit, verbunden 
mit der Verpflichtung des Betriebs, dieſe Kräfte nach Ablauf der Schulungsmaß⸗ 
nahme auf längere Zeit weiterzubeſchäftigen. Ein ſolches Verfahren geſtattet es 
nicht nur dem Betrieb, ſich ein erſchöpfendes Bild über die Leiftungsfähigfeit der 
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Arbeitseinſatz und Arbeitsbeſchaffung 19 


einzelnen Kraft zu machen, ſondern ſtellt darüber hinaus durch die Wiederherſtellung 
der Betriebsverbundenheit einen erſten Schritt zur Beendigung der Arbeitslosigkeit 
dar. Amſchulung und berufliche Fortbildung ſollen ſomit nicht als Spielerei, ſondern 
als ernſthafte Arbeit unter wirklichkeitsnahen Vorbedingungen und unter Anwen- 
dung der modernſten Arbeitstechnik durchgeführt werden. Das iſt aber nur im 
Rahmen der Betriebe möglich. Die Neichsanſtalt verſpricht ſich gerade von der Aus- 
dehnung und Weiterentwicklung dieſer Schulungsform nachhaltige Erfolge. Nachdem 
der Verfuh in der Metallinduſtrie als geglückt angeſehen werden kann, ſoll in vor- 
ſichtiger Weiſe auch bei ſonſtigen geeigneten Wirtſchaftszweigen ſo verfahren werden. 
. 8 
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Unterm 26. Februar 1935 hat die Reichsregierung das „Geſetz über die Ein ⸗ 
führung des Arbeitsbuches“ (XRGBl. I S. 311) erlaſſen. Das Motiv des 
Geſetzes iſt im 8 1 zum Ausdruck gebracht, der mit den Worten beginnt: „Am die 
zweckentſprechende Verteilung der Arbeitskräfte in der deutſchen Wirtſchaft zu ge⸗ 
währleiſten, wird ein Arbeitsbuch eingeführt.“ Die Reichsregierung ging mit dieſem 
Geſetz alſo einen Schritt weiter auf dem Wege zur Sicherung eines planmäßigen 
Arbeitseinſatzes, den fie ſchon mit dem Arbeitseinſatzgeſez vom 15. Mai 1934 und 
der Verordnung über die Verteilung von Arbeitskräften vom 10. Auguſt 1934 
beſchritten hatte. Das Geſetz iſt ein Rahmengeſetz, deſſen Inhalt durch Rechtsver- 
ordnungen des Reichsarbeitsminiſters und des Präſidenten der Reichsanſtalt aus- 
gefüllt wurde. 


Die wichtigſte Beſtimmung des Geſetzes geht dahin, daß Arbeiter und Angeſtellte von 
einem beſtimmten Zeitpunkt ab nur beichäftigt werden dürfen, wenn fie im Beſitz 
eines ordnungsmäßig ausgeſtellten Arbeitsbuchs find. 


Der Kreis der Perſonen, die ein Arbeitsbuch zu erhalten haben, iſt ſehr weit gezogen. 
Das Arbeitsbuch erhalten Arbeiter und Angeſtellte, einſchließlich der Lehrlinge und 
Volontäre. Dabei iſt es unerheblich, ob der Arbeiter oder Angeſtellte in einem 
privaten oder öffentlichen Betrieb, in einer privaten oder öffentlichen Verwaltung, 
ob er in einem Anternehmen der Landwirtſchaft, der Induſtrie, des Handwerks, des 
Handels, der freien Berufe, im privaten Haushalt tätig iſt, ob das Anternehmen groß 
oder klein iſt. Nicht in den Perſonenkreis fallen die öffentlichen Beamten, Soldaten 
und ſonſtige Perſonengruppen, die arbeitsrechtlich keine Arbeiter und Angeſtellte find, 
3. B. Strafgefangene, Fürforgezöglinge uſw. Ausnahmen find auch gemacht worden 
für die Seeſchiffahrt, für vorübergehend in Deutſchland tätige Ausländer, für die 
Heimarbeit, für die Kinderarbeit und endlich auch für Perſonen, die fonft berufs- 
übliche Lohnarbeit nicht verrichten, bei gelegentlichen kurzfriſtigen Dienſtleiſtungen. 
Die Gruppe der Angeſtellten iſt gehaltsmäßig nach oben begrenzt durch ein ſeſt ver- 
einbartes Beſchäftigungsentgelt von 1000 RM im Monat. 


Aus dieſer Feſtlegung des Perſonenkreiſes ergibt ſich, daß für rund 22 Millionen 
Arbeiter und Angeſtellte, einſchließlich der Arbeitsloſen, Arbeitsbücher auszufertigen 
find. Die Ausſtellung hat nach dem Geſetz von den Arbeitsämtern zu erfolgen. 
Anderen Stellen iſt die Ausſtellung von Arbeitsbüchern oder ähnlichen Ausweiſen, 
von denen die Einſtellung als Arbeiter oder Angeſtellter oder eine Bevorzugung bei 
der Einſtellung abhängig gemacht werden ſoll, unterſagt, ſoweit nicht beſondere 
geſetzliche Vorſchriften Ausnahmen zulaſſen. 


Durch die Verpflichtung, 22 Millionen Arbeitsbücher auszufertigen, wurden die 
Dienſtſtellen der Reichsanſtalt vor eine große und umfaſſende Aufgabe geſtellt. In. 
folgedeſſen find die Behörden, Träger der Sozialverſicherung, Fürſorgeverbände, Be⸗ 
rufs vertretungen, Organiſationen der Wirtſchaft und auch jeder einzelne Unternehmer 
geſetzlich verpflichtet worden, allen Erſuchen der Reichsanſtalt auf Durchführungshilfe 


zu entſprechen. 
— 
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Die Ausfertigung der Arbeitsbücher begann am 1. Juni 1935. Es war nicht möglich, 
die 22 Millionen Arbeitsbücher für die Arbeiter und Angeſtellten aller Betriebs- 
gruppen gleichzeitig auszuſtellen. Deshalb wurden die Betriebsgruppen in drei 
große Abſchnitte eingeteilt und nacheinander behandelt. Die Ausſtellung der Arbeits- 
bücher war im Herbſt 1936 beendet. 


Das Arbeitsbuch enthält zunächſt die üblichen Perſonalien (Name, Geburtsdatum, 
Familienſtand, Wohnung uſw.). Im Mittelpunkt des Arbeitsbuchs ſtehen jedoch 
die Feſtſtellungen über die Berufsausbildung (Lehre, Fachausbildung, landwirtſchaft⸗ 
liche Kenntniſſe, beſondere Fertigkeiten) und den bisherigen beruflichen Werdegang 
(Beſchäftigungsarten von längerer Dauer). Das Arbeitsbuch iſt alſo ein amtlicher 
Ausweis über die Berufsausbildung und die berufliche Entwicklung der Arbeiter und 
Angeſtellten, der es erleichtern ſoll, in der Wirtſchaft die richtige Arbeitskraft auf den 
richtigen Arbeitsplatz zu ſtellen, den Andrang zu den überfüllten Berufen zu mindern, 
die Landflucht abzubremſen, unzuläſſiges Doppelverdienertum und Schwarzarbeit zu 
verhindern. 


Die Geſichtspunkte, die für die Einführung des Arbeitsbuchs maßgebend waren, ſind 
alſo völlig andere als z. B. jene, die im Jahre 1878 zu den Arbeitsbüchern für 
minderjährige gewerbliche Arbeiter ($ 107 GewO) geführt haben und die den da- 
maligen Klagen über die Lockerung der Zucht und Sitte, über das Schwinden der 
elterlichen Autorität, über den Kontraktbruch uſw. bei den Minderjährigen wehren 
wollten. 

Nachdem alle Arbeiter und Angeſtellten einſchließlich der Arbeitsloſen im Beſitz eines 
Arbeitsbuchs find, beſchränkt ſich die Neuausſtellung der Arbeitsbücher auf ſolche Per. 
ſonen, die neu als Arbeiter und Angeſtellte in das Erwerbsleben eintreten. Sie haben 
die Ausſtellung des Arbeitsbuchs bei dem Arbeitsamt zu beantragen, in deſſen Bezirk 
fie polizeilich gemeldet find. Für den Antrag haben fie ein beſtimmtes Formblatt zu 
verwenden, das ihnen vom Arbeitsamt ausgehändigt wird. 


Arbeiter und Angeſtellte, die in Beſchäftigung ſtehen, oder eintreten, haben unver- 
züglich nach Empfang des Arbeitsbuchs dieſes dem Anternehmer, in deſſen Betrieb ſie 
tätig find, auszuhändigen. Arbeiter und Angeſtellte, die arbeitslos find oder werden, 
haben das Arbeitsbuch ſelbſt ſorgfältig aufzubewahren. Sie haben aber nach Aus- 
ſcheiden aus der Beſchäftigung das Arbeitsbuch, das ihnen alsdann vom Anternehmer 
ausgehändigt wird, zunächſt dem Arbeitsamt vorzulegen. 


Scheidet der Arbeiter oder Angeſtellte aus dem Kreiſe der Perſonen aus, für die ein 
Arbeitsbuch auszuſtellen iſt — macht er ſich z. B. ſelbſtändig, will er von ſeinen 
Renten leben, überſteigt ſein feſtes Entgelt die Monatsgrenze von 1000 RM —, jo 
wird das Arbeitsbuch auf ſeine Meldung vom Arbeitsamt durch amtlichen Vermerk 
geſchloſſen und ihm zurückgegeben. Es kann bei ſpäterer Wiederaufnahme einer 
Tätigkeit, für die ein Arbeitsbuch vorgeſchrieben iſt, vom Arbeitsamt wieder eröffnet 
werden. Im Falle des Todes iſt das Arbeitsbuch dem Arbeitsamt zurückzugeben. 


Von den Eintragungen, die im Arbeitsbuch zu machen ſind, hat der Arbeiter oder 
Angeſtellte nur ſeine Anterſchrift zu leiſten; alle ſonſtigen Eintragungen werden vom 
Arbeitsamt oder dem Anternehmer vorgenommen. 

Der Unternehmer hat das Arbeitsbuch nach der Aushändigung ſorgſältig aufzu— 
bewahren. Er iſt verpflichtet, es dem Arbeiter oder Angeſtellten bei Beendigung der 
Beſchäftigung zurückzugeben. Ein Zurückbehaltungsrecht an dem Arbeitsbuch ſteht 
dem Anternehmer im allgemeinen nicht zu, ſelbſt wenn der Arbeiter oder Angeſtellte 
nach Anſicht des Unternehmers kontraktbrüchig geworden iſt. Auf Verlangen hat der 
Anternehmer dem Arbeiter oder Angeſtellten Einſicht in das Arbeitsbuch zu gewähren. 
Er darf es jedoch, abgeſehen von beſonderen Ausnahmefällen, dem Arbeiter oder An- 
geſtellten nicht aushändigen, da ihm die R bis zur Beendigung 
der Beſchäftigung obliegt. 
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Dem Arbeitsamt iſt das Arbeitsbuch auf Verlangen jederzeit vorzulegen oder zu 
überſenden. Anderen ſtaatlichen Stellen (z. B. Gemeindebehörden, Bemeindeauffihts- 
beamten, Polizeibehörden) iſt auf Verlangen Einſicht in das Arbeitsbuch zu gewähren. 


Nach Einhändigung des Arbeitsbuchs hat der Unternehmer den Tag des Beginns der 
Beſchäftigung und die genaue Art der Beſchäftigung des Arbeiters oder Angeſtellten 
in das Arbeitsbuch an der dafür beſtimmten Stelle einzutragen. Die Eintragung der 
Beſchäftigungsart muß differenziert erfolgen, da aus dieſer Eintragung die Bedeu- 
tung der Tätigkeit für den Betrieb hervorgehen ſoll. 

Wird der Arbeiter oder Angeſtellte im Laufe der Beſchäftigungsdauer andersartig 
beſchäftigt als zuvor, und iſt die neue Arbeitsverrichtung eine weſentlich andere als 
die bisherige, jo iſt dieſe neue Art der Beſchäſtigung vom Anternehmer im Arbeits- 
buch einzutragen. Entſcheidend für die Notwendigkeit der Eintragung iſt alſo die Er- 
wägung, ob die neue Beſchäftigungsart des Arbeiters oder Angeſtellten eine weſent⸗ 
liche Hebung ſeiner Stellung, ſeiner Verantwortung uſw. bedeutet. Abgeſehen von 
der Anderung der Beſchäftigungsart muß der Anternehmer auch eine Anderung des 
Wohnorts oder der Wohnung des Arbeiters und Angeſtellten im Arbeitsbuch ver⸗ 
merken. Endlich muß der Anternehmer bei Beendigung der Beihäftigung vor Aus- 
händigung des Arbeitsbuchs an den Arbeiter oder Angeſtellten den Tag dieſer Be⸗ 
endigung im Arbeitsbuch eintragen. 


Andere als die vorgeſchriebenen Eintragungen darf weder der Anternehmer, noch der 
Arbeiter oder Angeſtellte in das Arbeitsbuch machen. Insbeſondere dürfen weder 
Eintragungen über die Entlohnung, über Leiſtungen und Führung des Arbeiters oder 
Angeſtellten vorgenommen werden. Der Anternehmer darf auch nicht das Arbeitsbuch 
oder die Eintragungen in das Arbeitsbuch mit Merkmalen verſehen, die den Arbeiter 
oder Angeftellten günſtig oder nachteilig zu kennzeichnen bezwecken. 


Die Arbeitsämter haben über die Arbeitsbücher Kartei zu führen. Jedem Arbeits- 
buch entſpricht ein Karteiblatt. Am dieſe Karteiblätter ſtändig auf dem laufenden 
zu halten, iſt der Anternehmer verpflichtet, dem Arbeitsamt von jeder Eintragung in 
das Arbeitsbuch Anzeige zu erſtatten. Zur Erleichterung find hierfür Formblätter 
vorgeſehen, die den Namen, Vornamen, Geburtstag und die Wohnung des Arbeiters 
oder Angeſtellten ſowie die Nummer des Arbeitsbuchs enthalten. 


Aber die Führung der Karteien find die Arbeitsämter von dem Präſidenten der 
Reichsanſtalt mit genauen Anweiſungen verſehen. 


Welche Bedeutung der ordnungsmäßigen Durchführung der Beſtimmungen über das 
Arbeitsbuch beigelegt wird, ergibt ſich aus den genauen und zum Teil ſtrengen Straf- 
beſtimmungen. 

Nachdem die Ausſtellung aller Arbeitsbücher erſolgt iſt, ſteht in ihnen ein ſtatiſtiſches 
Material zur Verfügung, das für Entſchlüſſe der Reichsregierung von größter 
Tragweite iſt. Auf die große Bedeutung der Arbeitsbücher für die Berufsaus- 
bildung iſt bereits hingewieſen. Aus ihnen werden aber weiter der Arbeitseinſatz 
der Jugend, die ins Erwerbsleben tritt, der Berufswechſel des einzelnen Arbeiters 
und Angeſtellten, der Wechſel der Arbeitskräfte zwiſchen den einzelnen Betriebs. 
gruppen, der Zug vom Lande in die Stadt und umgekehrt, der Altersaufbau, die Ge- 
ſchlechtsverteilung, der Familienſtand der Arbeiterſchaft in den einzelnen Wirtichafte- 
zweigen und viele andere Tatſachen feſtgeſtellt werden, die für unſere Bevölkerungs⸗, 
Sozial- und Wirtſchaftspolitik von größter Tragweite find. Daß die Arbeitsbücher 
für die laufenden Verwaltungsaufgaben der Reichsanſtalt auf dem Gebiete der 
Arbeits vermittlung, der Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung, der Amſchulung 
Arbeitsloſer und der geſamten Arbeitsloſenhilfe uſw. von hohem Nutzen ſein werden, 
bedarf keiner beſonderen Erörterung. 


Das Arbeitsbuch für Arbeiter und Angeſtellte hat die an ſeine Einführung geknüpften 
Erwartungen erfüllt. Die Zahl der Arbeitsbücher hatte im Jahre 1938 die Höhe 
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von 22 Millionen erreicht. Das Arbeitsbuch iſt für die Behörden des Urbeitsein- 
ſatzes ein unentbehrliches Werkzeug zur Erfüllung ihrer wichtigen Aufgaben ge⸗ 
worden und hat ſich bei Arbeitern und Angeſtellten als zuverläſſiger Berufsausweis 
ſchnell eingebürgert. 


Auf Grund dieſer Erfahrungen und der weiteren Entwicklung des Arbeitseinſatzes 
iſt durch eine Verordnung über das Arbeitsbuch vom 22. April 1939 (RGBl. I 
S. 824) der Kreis der arbeitsbuchpflichtigen Perſonen erheblich erweitert worden. 
Mit Arbeitsbüchern werden nunmehr auch ausgeſtattet werden: 


1. Selbſtändige Berufstätige der Landwirtſchaft und deren mithelfende Familien- 
angehörige. 

2. Selbſtändige Berufstätige im Handwerk und deren mithelfende Familien- 
angehörige. 

3. Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende und Zwiſchenmeiſter ſowie deren mit- 
helfende Familienangehörige. 

4. Selbſtändige Berufstätige in Handel und Verkehr, in der Induſtrie und in 
ſonſtigen Wirtſchaftszweigen und deren mithelfende Familienangehörige ſowie 
Arbeiter und Angeſtellte mit einem Entgelt von mehr als 1000 RM monatlich. 


Sobald die Ausſtellung dieſer neuen Arbeitsbücher im Altreich erfolgt und die 
Einführung der Arbeitsbücher in den neuen Reichsgebieten durchgeführt iſt, werden 
im Geſamtreich etwa 38 Millionen Erwerbstätige erfaßt ſein. 


% 


Neue und große Aufgaben erwuchſen der Reichsanſtalt als der zentralen Arbeits. 
einſatzbehörde aus dem neuen Vierjahresplan, deſſen Durchführung dem Minilter- 
präfidenten Generaloberſt Göring durch Verordnung vom 18. Oktober 1936 (RGBl. I 
S. 887) übertragen wurde. Bei der entſcheidenden Bedeutung des Arbeitseinſatzes 
für die Durchführung des Vierjahresplans erließ der Beauftragte für den Vier⸗ 
jahresplan bereits unterm 7. November 1936 ſechs bedeutungsvolle Anordnungen auf 
dieſem Gebiet, denen unterm 22. Dezember 1936 eine ſiebente Anordnung ſolgte. 


Die Erſte Anordnung behandelt die Sicherſtellung des Facharbeiter 
nach wuchſes. 

Der Bedarf an Lehrlingen zur Sicherſtellung des Facharbeiternachwuchſes 
beträgt in Deutſchland rund 350 000. Die Kriſenjahre nach dem Weltkriege haben in 
den Facharbeiternachwuchs große Lücken geriſſen. Diefe Lücken haben ſich bei 
dem Wirtſchaftsaufſtieg nach der Machtübernahme ſchwerwiegend geltend gemacht. 
Beſonders in der Eifen- und Metallwirtſchaft ſowie im Baugewerbe herrſcht zur Zeit 
ein Mangel an Facharbeitern, der die Herſtellung ftaat3- und wirtſchaftspolitiſcher 
Aufträge ernſtlich gefährdet. Die Bedeutung einer umfangreichen und guten Fach- 
arbeiterausbildung für unſere geſamte Wirtſchaft muß es allen Betrieben zur 
Pflicht machen, ſich an der Ausbildung von Lehrlingen zu be- 
teiligen. Es geht nicht an, daß einzelne Betriebe ſich dieſer Verpflichtung ent- 
ziehen und die jungen Facharbeiter nach Abſchluß der Lehre durch Anbieten höherer 
Löhne für ſich anwerben. An den Mühen und Koſten einer lehrlingsmäßigen Aus- 
bildung haben ſich alle Betriebe entſprechend der Zahl der von ihnen beſchäftigten 
Facharbeiter zu beteiligen. Sit in einem Ausnahmefalle ein Betrieb aus betriebs- 
techniſchen Gründen oder aus Mangel an geeigneten Lehrmeiſtern für die Lehrling2- 
ausbildung ungeeignet, ſo hat er ſich finanziell an den allgemeinen Maßnahmen zu 
beteiligen. 

Die Zweite Anordnung behandelt die Sicherſtellung des Bedarſs an 
Metallarbeitern. 

Als beſonders vordringlich hat ſich eine Regelung der Verhältniſſe in der Eiſen⸗ 
und Metallwirtſchaft herausgeſtellt. Es iſt nicht möglich, die in dieſem 
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wichtigen Wirtſchaftszweige aus ungenügendem Facharbeiternachwuchs entſtandenen 
Berufslücken von heute auf morgen auszufüllen. Ebenſo find unter den noch vor- 
handenen Arbeitsloſen nennenswerte Referven an einſatzfähigen Facharbeitern nicht 
mehr vorhanden. Infolgedeſſen können die Verhältniſſe nur in der Weiſe durch⸗ 
greifend geregelt werden, daß die benötigten Metallarbeiter für 
fta ats und wirtſchaftspolitiſch bedeutſame Auſträge der 
Eifen- und Metallwirtſchaft, die im Rahmen des Vierjahresplans unbe⸗ 
dingt zu erfüllen find, ſichergeſtellt werden. Unter Berückſichtigung dieſer Ver⸗ 
hältniſſe ſchreibt die Zweite Anordnung für die Eiſen⸗ und Metallwirtſchaft eine 
beſondere Zuſtimmung durch das zuſtändige Arbeits amt vor, wenn im 
Laufe eines Kalendervierteljahres 10 und mehr Metall- 
arbeiter zuſätzlicheingeſtellt werden ſollen. Inſoweit iſt der Ein- 
ſatz der Metallarbeiter der ordnenden Hand der mit der Durchführung dieſer Un- 
ordnung beauftragten Stellen (Arbeitsämtern) unterworfen und der freien Ent ⸗ 
ſchließung der Betriebe entzogen. Die Zuſtimmung zur Mehreinſtellung iſt nach der 
ſtaats- und wirtſchaftspolitiſchen Bedeutung der zur Gefolgſchaftsverſtärkung führen- 
den Aufträge zu erteilen. Dabei iſt in der Zweiten Anordnung, ohne allerdings 
erſchöpfend ſein zu wollen, klar zum Ausdruck gebracht, welche Aufgaben im Augenblick 
vor allem als ftaat3- und wirtſchaftspolitiſch bedeutſam angeſehen werden. Es find 
genannt: die Wehrhaftmachung des deutſchen Volkes, die Sicherung der Ernährung, 
der Aufbau der einheimiſchen Nohſtoffwirtſchaft, die Förderung der Ausfuhr ſowie 
die Schaffung geſunden Wohnraumes für die arbeitende Bevölkerung. 


Die Dritte Anordnung behandelt die Rückführung von Metall 
arbeitern und Baufacharbeitern in ihren Beruf. Die Knappheit 
an Metallarbeitern und Baufacharbeitern wird dadurch noch verſtärkt, daß Anter. 
nehmer von Betrieben aller Art in Zeiten geringerer Beſchäftigung ihrer Betriebe 
dieſe Facharbeiter nicht freiſtellen, ſondern gegebenenfalls Angelernte entlaſſen und 
die Facharbeiter, um ſie im Bedarfsfalle wieder zur Verfügung zu haben, an 
Arbeitsplätzen beſchäftigen, die ihrer Ausbildung nicht gemäß find. Das bedeutet eine 
unwirtſchaftliche Verſchwendung wertvoller Arbeitskraft, deren Einſatz an anderer 
Stelle volkswirtſchaftlich dringend nötig iſt. Eine zwangsweiſe Amſchichtung dieſer 
am falſchen Platze tätigen Arbeitskräfte erſchien nicht angängig. Die Dritte 
Anordnung gibt jedoch dieſen Arbeitskräften die Möglichkeit, 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt einen ihnen vom 
Arbeitsamt nachgewieſenen Arbeitsplatz anzunehmen, der 
ihren »beruflichen Fähigkeiten entſpricht. Damit das Arbeitsamt 
jedoch in der Lage iſt, derartige Amſchichtungen in die Wege zu leiten, find die 
Anternehmer gewerblicher Betriebe verpflichtet, die Be⸗ 
ſchäftigung der Metallarbeiter und Baufacharbeiter in 
ungeeigneten Arbeitsplätzen anzuzeigen. 


Die Vierte Anordnung behandelt die Sicherſtellung der Baufach⸗ 
arbeiter und der Bauſtoffe für bedeutſame Bauvorhaben. 
Ahnlich wie in der Eifen- und Metallwirtſchaft hat die ſtarke Belebung der geſamten 
deutſchen Wirtſchaft im Baugewerbe einen empfindlichen Mangel an Fach- 
arbeitern und an Bauſtoffen hervorgerufen, der die Ausführung bedeut- 
ſamer Bauvorhaben beeinträchtigt. Die Beſeitigung dieſer Erſchwerung muß mit ver- 
ſchiedenen Maßnahmen erfolgen. Die entſprechenden Verwaltungsmaßnahmen werden 
zum Teil auf dem Gebiete des Arbeitseinſatzes, zum Teil auf dem Gebiete der Bau⸗ 
ſtoffbewirtſchaftung und zum Teil auf dem Gebiete der Preisüberwachung liegen. 
Sie ſollen unter Vermeidung jeder Schablone der Entwicklung und der Viel⸗ 
geſtaltigkeit des Baugewerbes angepaßt werden. Vorausſetzung für alle derartigen 
Maßnahmen iſt jedoch die Erfaſſung aller nennenswerten Bauvorhaben. Deshalb 
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ordnet die Vierte Anordnung an, daß alle privaten und öffentlichen Bauvorhaben 
geraume Zeit vor ihrem Beginn den Arbeitsämtern anzuzeigen find, ſofern bei 
dem Bauvorhaben mehr als 2 t Eiſen zur Verwendung kommen ſollen. Dieſe An- 
zeigen bilden zugleich die Grundlage für die Eiſenbewirtſchaftung in der Bau⸗ 
wirtſchaft. 

Die Fünfte Anordnung behandelt die Beſchäftigung älterer Ange 
ſtellter. Wenn auch der Kreis der arbeitsloſen älteren Angeſtellten im Ver⸗ 
gleich zu der Geſamtzahl der Angeſtellten nicht groß iſt, ſo iſt doch ihre Einſchaltung 
in das Wirtſchaftsleben, wenn ſie längere Zeit arbeitslos geweſen find, beſonders 
ſchwer. Im Hinblick auf die materiellen und ſeeliſchen Auswirkungen einer längeren 
Arbeitsloſigkeit bei dieſen arbeitsloſen Volksgenoſſen, beſonders wenn ſie verheiratet 
find und Kinder haben, find ſchon ſeit geraumer Zeit Vorſchläge gemacht worden, die 
einen Zwang für die Einſtellung älterer Angeſtellter ſchaffen wollten. Jeder Unter- 
nehmer ſollte verpflichtet ſein, einen beſtimmten Hundertſatz von älteren Angeſtellten 
zu beſchäftigen. Dieſen Vorſchlägen wurde jedoch entgegengehalten, daß eine ſolche 
allgemeine Pflichtzahl zur Beſchäftigung älterer Angeſtellter in Anſehung der Viel⸗ 
geſtaltigkeit der Wirtſchaft niedrig liegen müßte. Eine differenzierte Normung der 
einzelnen Wirtſchaſtsgruppen würde ſchwer möglich ſein. Eine niedrige Pflichtzahl 
könnte jedoch den Anreiz geben, daß Betriebe, die vielfach weit mehr ältere Ange⸗ 
ſtellte beſchäftigen, als der Pflichtzahl entſpricht, freiwerdende Arbeitsſtellen künftig 
mit jüngeren Arbeitskräften beſetzen. Trotzdem hat die Fünfte Anordnung 
die Möglichkeit des Einſtellungszwanges gegeben. Sie hat aber die 
Feſtſetzung einer Pflichtzahl ſowohl für die Geſamtwirtſchaft wie für 
einzelne Wirtſchaftsgruppen vermieden, dagegen die Handhabe ge- 
ſchaffen, ältere Angeſtellte in den einzelnen Betrieb unter 
Würdigung der beſonderen Verhältniſſe dieſes Betriebes und der Betriebsgruppe 
einzuſchalten. 


Die Sechſte Anordnung behandelt das Verbot von Kennwortanzeigen 
für Metallarbeiter und Baufacharbeiter. Die Anwerbung von 
Arbeitskräften durch Kennwort. (Chiffre-) Anzeigen iſt beſonders ſchwer zu fon- 
trollieren und geeignet, eine ſtörende Abwerbung hervorzurufen. Zur Anterſtützung 
der Maßnahmen zur Lenkung des Arbeitseinſatzes erſchien daher das Verbot von 
Kennwortanzeigen nötig, ſoweit ſie die Anwerbung und Vermittlung von 
Metallarbeitern und Baufacharbeitern zum Ziele haben. Das 
Verbot richtet ſich nicht nur an die Unternehmer der Bau, 
Eifen- und Metallwirtſchaft, ſondern es erfaßt alle Per- 
ſonen, die durch Anzeigen in Zeitungen, Zeitſchriften, Stellenliſten und 
ähnlichen Verzeichniſſen Metallarbeiter und Baufacharbeiter an- 
werben oder vermitteln wollen. Ebenſo iſt auch den Zeitungen, Seit- 
ſchriften uſw. die Aufnahme der Kennwortanzeigen verboten. 


Die Siebente Anordnung behandelt die Verhinderung rechtswidriger 
Löſung von Arbeitsverhältniſfen. Danach kann in der Eifen- und 
Metallwirtſchaft, im Baugewerbe, in der Ziegelinduſtrie und in der Landwirtſchaft 
der Anternehmer im Falle einer unberechtigten vorzeitigen Löſung des Arbeits. 
verhältniſſes durch den Arbeiter und Angeſtellten das Arbeitsbuch bis zu dem Zeit— 
punkt zurückbehalten, in dem die Beſchäftigung im Falle einer e 
Löſung des Arbeitsverhältniſſes enden würde. 

Die vorſtehenden kurzen Inhaltsangaben der Vierjahresplan-Anordnungen zeigen 
die großen Probleme, die vom Vierjahresplan auf dem Gebiete des Arbeitseinſatzes 
ausgelöſt ſind. Darüber hinaus zwang endlich der immer ſtärker werdende Mangel 
an Metallarbeitern den Präſidenten der Reichsanſtalt zu der umfaſſenden An- 
ordnung vom 11. Februar 1937 über den Arbeitseinſatz von 
Metallarbeitern. Danach dürfen nunmehr in privaten und öffentlichen Be— 
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trieben und Verwaltungen aller Art Metallarbeiter nur eingeſtellt werden, wenn 
eine ſchriftliche Zuſtimmung des Arbeitsamtes vorliegt. Dadurch iſt ein planvoller 
Arbeitseinſatz aller Metallarbeiter angeordnet worden. 


Im Sommer 1938 erwies ſich auch dieſe beſchränkte Lenkung des Arbeitseinſatzes als 
ungenügend. Der Bedarf an Arbeitskräften bei ſtaatspolitiſch bedeutſamen und 
unaufſchiebbaren Arbeiten wurde von Monat zu Monat größer. Der Mangel be⸗ 
ſchränkte ſich nicht mehr auf Facharbeiter, ſondern es fehlte an Arbeitskräſten 
überhaupt. 


Die Arbeitsloſen bildeten keinen Rückhalt mehr. Ende Juli wurden weniger als 
200 000 Arbeitsloſe gezählt. Dieſe Zahl täuſchte jedoch Reſerven vor, die in Wirk; 
lichkeit überhaupt nicht mehr vorhanden waren. In der Geſamtzahl der Arbeitsloſen 
befanden ſich nur noch kleine Reſte (23 000), die ſowohl volleinſatzfähig als auch aus- 
gleichsfähig waren, d. h. nicht durch Gründe, die in ihrer Perſon lagen, an ihren 
Wohnort gebunden waren. Selbſt dieſe Reſtarbeitsloſen gehörten entweder ſolchen 
Berufen an, die hinter der allgemeinen wirtſchaftlichen Entwicklung zurückgeblieben 
waren, oder ſie waren nur vorübergehend am Zähltage arbeitslos. Zudem waren ſie 
vielfach nahe der Alters und Leiſtungsgrenze. Nicht nur die Millionen von Arbeits- 
loſen hatten Arbeit und Brot gefunden, ſondern darüber hinaus waren viele Hundert. 
tauſende deutſcher Volksgenoſſen im Laufe der letzten ſünf Jahre neu als Arbeiter 
und Angeſtellte ins Erwerbsleben eingetreten. Betrug die Geſamtzahl der beſchäf⸗ 
tigten Arbeiter und Angeſtellten im Jahre 1932 nur noch rund 12 Millionen, ſo 
erreichte ſie im Jahre 1938 den Stand von annähernd 21 Millionen. 


Nach dieſer natürlichen Verſtärkung der Erwerbstätigkeit konnte mit einem weiteren 
Zugang an Arbeitskräften aus der Geſamtbevölkerung nur in begrenztem Amfange 
gerechnet werden. Bei der männlichen Bevölkerung beanſpruchten neben der Wirt- 
ſchaft nach Einführung der allgemeinen Wehrpflicht die Wehrmacht und der Arbeits- 
dienſt ein großes Kontingent junger Männer. Die Zahl der arbeitsfähigen, aber 
untätigen, nicht auf Erwerb angewieſenen Männer fiel nicht mehr ins Gewicht. Da⸗ 
gegen bildete die weibliche nicht erwerbstätige Bevölkerung eine größere Referve. 
Für fie war jedoch in erſter Linie eine Betätigung in landwirtſchaftlichen und 
ſtädtiſchen Haushaltungen oder in der Krankenpflege und ähnlichen Berufen anzu- 
ftreben, in denen ein großer ungedeckter Bedarf an Arbeitskräften vorhanden war. 
Gerade deshalb hat der Beauftragte für den Vierjahresplan im Februar 1938 ange. 
ordnet, daß ledige weibliche Arbeitskräfte unter 25 Jahren von privaten und öffent⸗ 
lichen Betrieben und Verwaltungen grundſätzlich nur eingeſtellt werden dürfen, wenn 
fie eine mindeſtens einjährige Tätigkeit in der Land. und Hauswirtſchaft nachweiſen. 
Eine verſtärkte Heranziehung des weiblichen Sektors der Bevölkerung war ſomit 
nur unter Berückſichtigung der vorſtehenden Geſichtspunkte möglich. 


Während ſo im Arbeitseinſatz faſt alle verfügbaren Reſerven voll in Anſpruch 
genommen wurden, verſtärkte ſich der ungedeckte Bedarf an Arbeitskräften im Laufe 
des Jahres 1938 von Tag zu Tag. Beſonders empfindlich war der Mangel an 
Arbeitskräften in der Landwirtſchaft, obwohl die Reichsanftalt auf Grund von Staats- 
verträgen im Frühjahr 1938 rund 120 000 ausländiſche Arbeiter für die deutſche 
Landwirtſchaft angeworben hatte. In der gewerblichen Wirtſchaft gab es kaum noch 
einen Induſtriezweig, der nicht Vorſtellungen über fehlende Arbeitskräfte erhob. 


Es beſtand die große Gefahr, daß viele angefangene Arbeiten und Aufträge verzögert 
wurden oder gar zum Erliegen kamen. Die Geſahr war um ſo größer, als ſich unter 
dieſen durch Arbeitermangel bedrohten Vorhaben Arbeiten und Aufträge befanden, 
die beſonders bedeutſam und unaufſchiebbar waren. Dieſe Vorhaben mußten unter 
allen Amſtänden rechtzeitig zur Durchführung kommen. Ihr ordnungsmäßiger und 
geregelter Fortgang durfte nicht durch Arbeitermangel gefährdet werden. Dafür 
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mußte eine Verlangſamung bei minderwichtigen Arbeiten und Aufträgen bis zum 
Abſchluß der ſtaatspolitiſch bedeutſamen und unaufſchiebbaren Arbeiten in Kauf 
genommen werden. 


Die Durchführung dieſes Grundſatzes bedingte eine zeitlich begrenzte Verſchiebung 
von Arbeitskräften aus den minderwichtigen in die wichtigen Betriebe, da es bei der 
Entwicklung des Arbeitseinſatzes in Deutſchland und bei dem Mangel an zuſätzlichen 
Arbeitskräften eine andere Löſung nicht mehr gab. Es war aber unmöglich, dieſe not⸗ 
wendige Verſchiebung der Arbeitskräfte ungeregelt vor ſich gehen zu laſſen. Der Be⸗ 
auftragte für den Vierjahresplan, Minifterpräfident Generalfeldmarſchall Göring, 
entſchloß ſich daher, unterm 22. Juni 1938 eine Verordnung zur Sicherſtellung des 
Kräftebedarfs für Aufgaben von beſonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung zu erlaſſen 
(RGBl. I S. 652). Ihr kommt grundſätzliche Bedeutung zu, denn fie ſchuf die geſetz⸗ 
lichen Grundlagen für eine allgemeine Dienſtpflicht aller deutſchen Staatsangehörigen. 


Infolge des großen politiſchen Kräfteeinſatzes des Jahres 1938, der zum Anſchluß 
Oſterreichs und des Sudetenlandes an das Altreich führte, mußte die Sicherſtellung 
des Kräftebedarfs für ſtaatspolitiſch beſonders bedeutſame Aufgaben, insbeſondere 
für die Weſtbefeſtigungen in größerem Ausmaße erfolgen als zunächſt angenommen 
wurde. Die Gefamtzahl der Verpflichtungen hat rund 400 000 betragen. Sie machte 
bei annähernd 21 Millionen Arbeitern und Angeſtellten überhaupt etwa 2 v. H. aus. 


Die verſchiedenen, im Jahre 1938 mit dieſer Dienſtpflichtverordnung gemachten erft- 
maligen Erfahrungen gaben jedoch Veranlaſſung, die Verordnung einer Neufaſſung 
und Erweiterung zu unterziehen. Die neue Verordnung iſt vom Beauftragten für 
den Vierjahresplan unterm 13. Februar 1939 erlaffen worden. Die wichtigſte Er. 
weiterung der Verordnung liegt in der Möglichkeit, den Arbeitsplatzwechſel zu 
beſchränken. Wurde eine Arbeitskraft für eine Aufgabe von ſtaatspolitiſch beſonderer 
Bedeutung verpflichtet, ſo durfte dieſes durch die Verpflichtung geſchloſſene neue 
Dienſtverhältnis nur mit Zuſtimmung des Arbeitsamts gelöſt werden. Dagegen 
waren die vorhandenen, bei der gleichen Aufgabe bereits beſchäſtigten Arbeitskräfte, 
die nicht verpflichtet waren, in der Löſung ihres Dienſtverhältniſſes frei. So kam es 
vor, daß einem Betriebe zur friſtgerechten Fertigſtellung ſeiner Aufgaben neue 
Arbeitskräfte durch die Dienſtverpflichtung zugewieſen wurden, während alte Arbeits- 
kräfte das Dienſtverhältnis löſten und abkehrten. Auf Grund dieſer Erfahrungen 
brach ſich die Auffaſſung Bahn, daß bei unaufſchiebbaren Aufgaben von ſtaatspoli⸗ 
tiſcher Bedeutung auch die vorhandenen Arbeitskräfte auf ihren Arbeitsplätzen zu 
bleiben hätten. a 


Darüber hinaus ſchien es bei der Verknappung an Arbeitskräften nötig, bei einer 
Reihe von Wirtſchaftszweigen, die ſtaatspolitiſch beſonders wichtig find, den Arbeits- 
platzwechſel auf ein erträgliches Maß zurückzuführen, denn ein ungeſunder Arbeits- 
platzwechſel ſchädigt nicht nur die Produktion, ſondern untergräbt auch das Zu⸗ 
ſammengehörigkeitsgefühl zwiſchen Betrieb und Gefolgſchaft und zwiſchen Gefolg- 
ſchaftsmitgliedern untereinander. Die Entſcheidung darüber, ob die Abkehr einer 
Arbeitskraft betriebsmäßig vertretbar oder im beruflichen Intereſſe des Arbeiters 
oder Angeſtellten richtig iſt, konnte nicht dem Anternehmer oder ſeinem Beauftragten 
überlaſſen werden. Verſtändlicher betrieblicher Egoismus und menſchliche Anzuläng⸗ 
lichkeiten würden in vielen Fällen eine gerechte, auch ſozial angemeſſene Entſcheidung 
in Frage ſtellen. Die Zuſtimmung zur Löſung von Arbeitsverhältniſſen wurde des. 
halb in die Hände des Arbeitsamts gelegt. Ihm liegt die ſchwierige Aufgabe ob, die 
großen Richtlinien des Arbeitseinſatzes, die Rückſichten auf die Leiſtungsfähigkeit der 
Betriebe und nicht zuletzt auch die Geſichtspunkte einer beruflichen und ſozialen Ent- 
wicklung des Arbeiters und Angeſtellten miteinander in Einklang zu bringen. Die 
Beſchränkungen in der Löſung des Arbeitsverhältniſſes ſind jedoch nicht allgemein 
eingeführt, ſondern auf die Betriebe der ſtaatspolitiſch wichtigſten Wirtſchaftszweige 
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der Landwirtſchaft, der Forſtwirtſchaft, des Bergbaues mit Ausnahme des Gtein- 
kohlenbergbaues, der Chemiſchen Induſtrie, der Bauſtoffherſtellung und der Eifen- 
und Metallwirtſchaft beſchränkt. 


Der Vollzug der neuen Vorſchriften erfordert ein beſonderes Maß von Verant- 
wortung. Sie kann nur getragen werden, wenn die ſtaatspolitiſche Notwendigkeit der 
Eindämmung einer ungeſunden Fluktuation von allen Beteiligten nicht nur begriffen, 
ſondern wenn danach auch praktiſch verſahren wird. Geſchieht das überall, dann 
genügt das Vorhandenſein der neuen Vorſchriſten, um das ſtaatspolitiſch gewünſchte 
Ziel zu erreichen. 


Neben dieſer notwendigen Erkenntnis ſteht aber für die Betriebsführer und Gefolg- 
ſchaft die ebenſo notwendige Pflicht, die Arbeit ſelbſt ſo rationell wie möglich zu 
geſtalten. Bei dem großen Mangel an Arbeitskräften iſt es unbedingt erforderlich, 
die Kenntniſſe und Erfahrungen des einzelnen durch zweckvollen Einſatz im Betrieb 
voll auszunutzen, auf Maſchinenarbeit zurückzugreifen, wo dieſe für mechaniſche und 
automatiſche Verrichtungen Arbeitskräfte erſparen kann, die Arbeitszeit und die 
Betriebsführung ſo zu geſtalten, daß die Arbeitskraft voll zur Entfaltung kommt, 
aber zu keiner ſozial und wirtſchaftlich gleich bedenklichen Aberbelaſtung führt, und 
nötigenfalls manche zwar erwünſchte und zweckentſprechende Betriebsaufgaben hinter 
den ſtaatspolitiſch beſonders bedeutſamen und unaufſchiebbaren Arbeiten zurüd- 
zuſtellen. 


Il. Arbeitsbefchaffung 


Wenn in einem Lande die Arbeitsgelegenheiten, welche die Wirtſchaft des Landes 
ohne Einflußnahme des Staates bietet, zeitweiſe nicht ausreichen, um die arbeits⸗ 
fähigen, arbeitswilligen und auf Erwerb angewieſenen Volksgenoſſen in die Wirt⸗ 
ſchaft einzugliedern, fo ſteht der Staat vor der Frage der Beſchaf⸗ 
fung zuſätzlicher Arbeit. 


Die Aufgabe des Staates kann ſich nicht darin erſchöpfen, die Arbeitsloſen auf 
längere Zeit zu unterſtützen und dadurch ihre Exiſtenz notdürftig zu ſichern. Die 
ſeeliſchen und moraliſchen Folgen einer langfriſtigen Arbeitsloſigkeit ſind ſo groß, 
daß der verantwortungsbewußte Staat im Rahmen ſeiner wirtſchaftlichen und finan- 
ziellen Möglichkeiten bemüht fein muß, dieſe Arbeitsloſen wieder einer werteſchaffen⸗ 
den Arbeit zuzuführen. 


Die zuſätzliche Arbeitsbeſchaffung erfolgt am einfachſten durch Jnangriffnahme 
öffentlicher Bauarbeiten, die deshalb den Namen „Notſtands⸗ 
arbeiten“ führen, weil ſie zur Behebung oder Linderung eines Notſtands infolge 
großer Arbeitsloſigkeit dienen ſollen. Die Bereitſtellung folder Notſtandsarbeiten 
zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit iſt keine Erfindung dieſes Jahrhunderts. In 
Zeiten wirtſchaftlichen Niedergangs hat man von jeher Verſuche gemacht, durch 
öffentliche Arbeiten die aufgetretene Arbeitsloſigkeit zu mildern und Beſchäftigungs⸗ 
möglichkeiten zu ſchaffen. Dieſe Verſuche hatten jedoch zumeiſt nur örtliche oder be⸗ 
zirkliche Bedeutung, fie waren zeitlich begrenzt und wenig organiſch angelegt. Erft 
die ſchweren und langdauernden Krifen der Neuzeit haben den Notſtandsarbeiten 
erhöhte Bedeutung gegeben. 


A. Grundſätze der Arbeitsbejchaffung 

Bei der Ausführung von Notſtandsarbeiten ſteht an erſter Stelle der Staat, ſofern 
die Anlage und Anterhaltung von Eiſenbahnen, Landſtraßen, Kanälen uſw. zu den 
Staatsaufgaben gehört. Stellt der Staat für derartige Arbeiten erhöhte. Mittel in 
den Staatshaushalt ein, ſo iſt die Finanzierung dieſer Notſtandsarbeiten am ein- 


fachſten geldft. 
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Iſt die Arbeitsloſigkeit jedoch beſonders groß, ſo reichen dieſe rein ſtaatlichen Maß⸗ 
nahmen nicht aus, denn der Staat kann nur ſolche Notſtandsarbeiten in Angriff 
nehmen, die er volkswirtſchaftlich verantworten kann. Eine Notſtandsarbeit kann 
ihren Wert nicht in einer Beſchäftigungsgelegenheit für Arbeitsloſe erſchöpfen, 
ſondern muß ein öffentliches Bedürfnis befriedigen und von dauerndem Nutzen für 
den Staat ſein. 


Der Staat iſt alſo bei großer Arbeitsloſigkeit in den meiſten Fällen genötigt, auch 
andere öffentliche Körperſchaften zu der Bereitſtellung von Notſtandsarbeiten heran- 
zuziehen, um eine möglichſt große Verteilung der Arbeiten auf das Staatsgebiet zu 
ermöglichen. Zieht der Staat andere öffentliche Körperſchaften mit eigener Finanz⸗ 
hoheit zu den Notſtandsarbeiten heran, ſo iſt er genötigt, ſich an der Finanzierung 
dieſer Notſtandsarbeiten zu beteiligen, insbeſondere deshalb, weil erfahrungsgemäß 
geeignete Möglichkeiten für öffentliche Arbeiten gerade bei den Körperſchaften vor. 
liegen, die wegen ihrer ſchlechten Finanzlage bisher dieſe Möglichkeiten nicht aus. 
nutzen konnten. Allgemein empfiehlt es ſich, die Bereitſtellung öffentlicher Arbeiten 
dadurch zu fördern, daß der Staat durch Abernahme eines Teiles der Koſten einen 
Anreiz für die Inangriffnahme der Notſtandsarbeiten gibt. Der vom Staat zu über 
nehmende Koſtenanteil muß ſo groß ſein, daß er anreizend wirkt, ohne jedoch die 
geſamte Koſtentragung von der Einzelkörperſchaft, die nach Fertigſtellung der Nutz, 
nießer der Anlagen iſt, auf den Staat zu überlagern. 
% 8 


8 


Die Notſtandsarbeiten ſollen die Arbeitsgelegenheit ver- 
mehren, alſo zuſätzliche Acbeit ſchaffen. Der Staat muß bei der 
Regelung der Notſtandsarbeiten Sicherheit dafür fchaffen, daß die Träger der 
Notſtandsarbeiten nicht öffentliche Arbeiten, die fie ſelbſt aus eigenen Mitteln vor- 
zunehmen haben und vornehmen können, zu Notſtandsarbeiten erklären und ſich 
dadurch unberechtigterweiſe die finanzielle Hilfe des Staates ſichern wollen. Eine 
Gemeinde, deren Straßen ſich in einem ſchlechten Zuſtand befinden und die zur Unter- 
haltung der Straßen aus eigenen Mitteln verpflichtet und in der Lage iſt, kann dieſe 
Ausbeſſerungsarbeiten nicht als Notſtandsarbeiten behandeln, denn die Arbeiten 
erfolgen zur Sicherung des geordneten Verkehrs und nicht in erſter Linie zur Bo— 
ſchäftigung von Arbeitsloſen. Eine Förderung des Staates verdienen mithin nur 
ſolche Notſtandsarbeiten, die „zuſätzlich“ ſind, d. h. überwiegend zur Beſchäſtigung 
von Arbeitsloſen vorgenommen werden und ohne ſtaatliche Förderung nicht vor 
genommen würden. Wie beiſpielsweiſe ausgeführt wurde, iſt die notwendige Inftand- 
ſetzung von Stadtſtraßen nicht zuſätzlich; beabſichtigt die Stadt jedoch eine Am. 
gehungsſtraße um den Stadtkern herumzulegen, um dadurch den Fernverkehr beſſer 
zu regeln, ohne daß eine dringende Notwendigkeit hierſür beſteht, ſo wird dieſer 
Neubau der Amgehungsſtraße als zuſätzlich angeſehen werden. Die Stadt iſt aus 
Verkehrs und Sicherheitsgründen nicht zu dieſem Bau genötigt; fie würde ihn aus 
finanziellen Gründen gar nicht ins Auge faſſen oder die Inangriffnahme entſprechend 
der zu erwartenden Verkehrsentwicklung erſt für die Zeit nach 5 oder 10 Jahren 
planen; ſie will mit dem Straßenbau aber in der Kriſenzeit beginnen, um Beſchäf— 
tigungsmöglichkeiten für Arbeitsloſe zu ſchaffen; dieſe Arbeit iſt zuſätzlich und ver- 
dient finanzielle Förderung ſeitens des Staates. 


Das vorſtehende Beiſpiel zeigt, daß die Prüfung, ob eine Arbeit in der Tat zuläß- 
lich iſt, für die Handhabung der werteſchaffenden Arbeitsloſenhilſe von entſcheidender 
Bedeutung iſt, da bei unrichtiger Beantwortung die ſtaatlichen Mittel ihren Zweck 
der vermehrten Arbeitsbeſchaffung nicht erreichen. Die Prüfung auf Zuſätzlichkeit 
der Arbeit erfordert eine ſichere Beurteilung der finanziellen Verhältniſſe der 
Körperſchaft, die die Arbeit ausführen will. Die Beurteilung iſt nicht immer leicht; 
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ſie gibt aber anderſeits die notwendige Möglichkeit, zu differenzieren. Die Dienſt⸗ 
ſtellen der Reichsanſtalt können hinſichtlich der Förderung den Begriff „Zuſätzlich⸗ 
keit“ bei finanzkräftigen Körperſchaften anders auslegen als bei finanzſchwachen und 
bei öffentlichen Arbeiten in Gebieten mit geringer Arbeitsloſigkeit anders als in 
Gebieten mit hoher Arbeitsloſigkeit. Auch der Staat ſelbſt kann durch Aufſtellung 
von Grundſätzen über die „Zuſätzlichkeit“ regelnd eingreifen. Bei ſehr großer 
Arbeitsloſigkeit wird er die Zügel, die in dem Begriff der „Zuſätzlichkeit“ liegen, 
lockern und beim Nachlaſſen der Arbeitslofigkeit ſtärker anziehen. 
® = 


Als Notſtandsarbeiten kommen grundfäglih nur Arbeiten 
in Betracht, die für die Volkswirtſchaft des Landes von 
produftivem Wert find. Einen derartigen Wert hat jede Arbeit, die die 
Menge der notwendigen Bedarfsgüter der Volkswirtſchaft vermehrt oder ihre 
beſſere Ausnutzung geſtattet. Durch dieſe Definition find bereits die beiden Haupt- 
arten der Notſtandsarbeiten gekennzeichnet. Der erſte Kreis von Notſtandsarbeiten 
umfaßt Arbeiten, die geeignet find, die Menge einheimiſcher Nahrungsmittel, Roh. 
ſtoffe oder Betriebsſtoffe zu vermehren. Hierher gehören die Erſchließung von Od⸗ 
land, Eindeichungen an der Meeresküſte, Meliorationen zur Verbeſſerung minder- 
wertigen Bodens, Flußregulierungen zur Vermeidung von Aberſchwemmungen, Auf- 
forftungen zur Vermehrung von Waldbeſtänden, Talſperren mit Kraſtanlagen zur 
Ausnutzung der Waſſerkräſte für die Erzeugung elektriſchen Stromes uſw. 


Der zweite Kreis von Notſtandsarbeiten umfaßt die Verbeſſerung der Verkehrs 
verhältniſſe, den Ambau und den Neubau von Landſtraßen, Eiſenbahnen und 
Kanälen. Hierbei iſt nicht nur an den großen Durchgangsverkehr, ſondern beſonders 
auch an die wirtſchaftliche Erſchließung von Gebieten durch Anlegung von guten Ver⸗ 
kehrsmöglichkeiten zu denken. Hinzu treten Arbeiten zur Herſtellung von Induſtrie⸗ 
gelände, Vorbereitungsarbeiten für künſtige Anſiedlungen uſw. 


Ausgeſchloſſen von der ſtaatlichen Förderung müſſen ſolche Notſtandsarbeiten werden, 
die ſich als reine „Beſchäftigungsarbeiten“ erweiſen, d. h. Arbeiten, die nur zur 
vorübergehenden Beſchäftigung von Arbeitsloſen dienen und bei denen keine bleiben⸗ 
den Werte geſchaffen werden, die für die Volkswirtſchaft von produktiver Be⸗ 
deutung find. Bevorzugt zu behandeln find Arbeiten, durch die nicht nur für die 
Dauer wirtſchaftliche Werte geſchaſfen, ſondern auch neue Arbeitsplätze erſchloſſen 
werden und eine organiſche, vorteilhafte Verteilung der erwerbstätigen Bevölkerung 
herbeigeführt wird. 

Sprechen ſchon die erörterten Geſichtspunkte für eine Begünſtigung ſolcher Arbeiten, 
die den landwirtſchaftlich genutzten Boden vergrößern, neue Arbeitsgelegenheiten für 
Bauern und Landarbeiter ſchaffen und eine Vermehrung der landwirtſchaftlich 
tätigen Bevölkerung ermöglichen, ſo iſt noch weiter dabei zu werten, daß bei dieſen 
Arbeiten die Arbeitsloſen aus Großſtädten und engbeſiedelten Induſtriegebieten 
wieder mit dem Lande und der Natur verbunden werden, die Vorteile einer geſunden 
Landarbeit erkennen und vielfach, beſonders wenn ſie vom Lande ſtammen, wieder 
dauernd dieſer Landarbeit zugeführt werden. Die Notſtandsarbeiten können ſo 
mittelbar der Bekämpfung der Landflucht dienen, die für den Staat beſonders auch 
deshalb gefährlich iſt, weil die Landbevölkerung die Kraftquelle für eine körperlich 
und geiſtig geſunde Geſamtbevölkerung iſt. 

* “ 


Da die Notſtandsarbeiten zu Nutzen der Allgemeinheit vor- 
genommen werden müſſen, ſind Träger dieſer öffentlichen 
Arbeiten öffentliche Körperſchaften. Dieſe haben zweckmäßig die 
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praktiſche Durchführung der Arbeiten nicht felbft zu übernehmen, ſondern fie gewerb- 
lichen Anternehmern zu übertragen; denn der Notſtand, zu deſſen Behebung die 
Arbeiten dienen ſollen, trifft nicht nur die Arbeiter, ſondern auch die Anternehmer. 
Allerdings iſt ſicherzuſtellen, daß entſprechend dem Charakter der Arbeiten der Gewinn 
der Anternehmer auf ein möglichſt geringes Maß beſchränkt iſt. 


Die Einſchaltung des Anternehmertums bedingt, daß die Arbeit durchaus in den 
Formen der Privatwirtſchaft vorgenommen werden muß. Auch bei den Notſtands⸗ 
arbeiten muß die angemeſſene Arbeitsleiſtung im Mittelpunkt ſtehen. 
Akkordvergütungen oder die Gewährung von Leiſtungsprämien find am Platz. 
Jedoch muß dabei berückſichtigt werden, daß die zur Arbeit herangezogenen Arbeits- 
loſen überwiegend berufsfremd find und daß eine lange Arbeitslofigfeit fie der 
Arbeit entwöhnt und entkräftet hat. Hier iſt eine Einarbeitungszeit nötig, bevor 
übliche Arbeitsleiſtungen verlangt werden können. 


Werden regelmäßige Arbeitsleiſtungen bei den Notſtandsarbeiten verlangt, ſo muß 
auch die Entlohnung der Notſtandsarbeiter regelmäßig fein, 
d. h. wie fie im Gewerbe üblich iſt. Die Arbeitsbedingungen find daher bei Not ; 
ſtandsarbeiten die gleichen wie bei gleichartigen Arbeiten der freien Wirtſchaft. 


Die Heranziehung von Arbeitsloſen zu Notſtandsarbeiten bedeutet eine Begünſti⸗ 
gung gegenüber jenen Arbeitsloſen, die weiter auf die geringe Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung angewieſen ſind. Die Auswahl der Notſtandsarbeiter aus 
dem großen Kreiſe der Arbeitsloſen muß daher planmäßig 
durch die Arbeitsämter erfolgen. In erſter Linie ſollen ſolche Arbeits. 
loſe herangezogen werden, die ſchon längere Zeit arbeitslos find. Zu Arbeiten, mit 
denen ein Wechſel des Aufenthaltsortes verbunden iſt, find ledige Arbeitsloſe bevor- 
zugt heranzuziehen, bei Notſtandsarbeiten am Wohnort Familienväter. Bei der 
Auswahl kann und ſoll den Geſichtspunkten notwendiger Strukturveränderungen der 
Bevölkerung Rechnung getragen werden, indem den Notſtandsarbeiten in ländlichen 
Bezirken geeignete Arbeitsloſe aus Großſtädten und Induſtriegebieten zugewieſen 
werden. 


Am den Bedarf der Landwirtſchaft an Arbeitskräften ſicherzuſtellen, dürfen bei Not⸗ 
ſtandsarbeiten keine Arbeitsloſen verwendet werden, die in landwirtſchaftliche Arbeit 
vermittelt werden können. Darüber hinaus empfiehlt es ſich, in Zeiten der Ernte, 
die viele Arbeitskräfte vorübergehend erfordert, die Notſtandsarbeiten in ländlichen 
Gegenden ſtillzuſetzen oder einzuſchränken, damit der Bedarf der Landwirtſchaft an 
Arbeitskräften gedeckt werden kann. 


Auch ſonſt find die Arbeitsverträge mit den Notſtandsarbeitern jo abzu⸗ 
ſchließen, daß ſie beim Abruf des Notſtandsarbeiters ſofort gelöſt werden können. 
Ein folder Abruf muß durch das Arbeitsamt ſtets dann erfolgen, wenn der als Not- 
ſtandsarbeiter beſchäftigte Arbeitsloſe in der freien Wirtſchaft, beſonders in ſeinem 
erlernten Beruf Arbeit finden kann. Die Beſchäftigung des Arbeitsloſen bei einer 
Notſtandsarbeit muß ſtets ein Notbehelf gegenüber der Tätigkeit in der freien Wirt⸗ 
ſchaft bleiben. Sie muß auch zeitlich beſchränkt ſein, etwa auf drei Monate oder ein 
halbes Jahr, um möglichſt vielen Arbeitsloſen die Wohltat einer geregelten und 
ordnungsmäßig entlohnten Arbeit zukommen zu laſſen. Die Auſgabe des Staates iſt 
daher nicht nur die Bereitſtellung von öffentlichen Arbeiten, ſondern ebenſo die ge- 
regelte Zuweiſung der Arbeitsloſen zu dieſen Notſtandsarbeiten. 


Ein Staat, der eine große Zahl von Arbeitsloſen zu betreuen hat, muß die Schaffung 
von Notſtandsarbeiten auch zur Prüfung des Arbeitswillens der 
Arbeitsloſen ausnutzen. Bei einer umfangreichen Arbeitsloſenhilfe iſt es der 
Natur der Sache nach ſchwierig, einwandfrei feſtzuſtellen, ob die Vorausſetzungen für 
den Eintritt der Anterſtützung tatſächlich gegeben find. Zweiſellos iſt in einem ge- 
ſunden Volke die weit überwiegende Zahl der Arbeitsloſen durchaus arbeitswillig; 
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aber es findet ſich unter ihnen doch immer ein gewiſſer Hundertſatz von Perſonen, die 
ſich unter den verſchiedenſten Vorwänden der Annahme von Arbeit entziehen, oder 
die vielleicht neben dem Bezug der Anterſtützung zu gewiſſen Zeiten noch irgendeine 
mehr oder weniger regelmäßige Arbeit (Schwarzarbeit) ausüben. Die Arbeitsver- 
mittlung muß deshalb die Möglichkeit haben, die Arbeitswilligkeit dieſer Perſonen 
zu prüfen. Da die Arbeitsmöglichkeiten auf dem freien Arbeitsmarkt dafür in 
Zeiten wirtſchaftlichen Niedergangs leider allzuoft nicht ausreichen, muß die 
Arbeitsvermittlung den Arbeitsloſen zuſätzliche Arbeitsgelegenheit anbieten können. 
Das Mittel, das hier zur Verfügung ſteht, ift die Zuweiſung zu einer Notſtands⸗ 
arbeit. Lehnt der Arbeitsloſe die Notſtandsarbeit ohne triftigen Grund ab, ſo iſt 
ihm die Anterſtützung zu entziehen. So bilden die Notſtandsarbeiten bei einer 
Maſſenarbeitsloſigkeit ein Sieb, mittels deſſen der Arbeitswille der Arbeitsloſen 
zu prüfen iſt. 


8 * 
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Als Träger der zuſätzlichen Arbeiten in Form von Rotſtandsarbeiten kommen faſt 
ausſchließlich öffentliche Körperſchaften in Vetracht. Immer wieder treten jedoch an 
die Reichsanſtalt Anregungen heran, die Privatwirtſchaſt in die werte ⸗ 
ſchaffen de Arbeitsloſenfürſorge einzubeziehen. Alle dieſe 
Wünſche laſſen ſich letzten Endes auf folgende Formel bringen: 


Die Reihsanftalt möge die Anterſtützungsbeiträge, die fie für die Arbeitsloſen auf- 
wenden muß, einzelnen privatwirtſchaftlichen Betrieben unter der Bedingung, daß 
dieſe Betriebe die Arbeitsloſen auf beſtimmte Zeit in ihren ordnungsmäßigen Pro- 
duktionsgang einſtellen, zur Verfügung ſtellen. Auch die Begründung der Vorſchläge, 
ſofern eine ſolche überhaupt gegeben wird, läuft zumeiſt auf folgende Erwägung 
hinaus: Die Zuſchüſſe der Reichsanftalt führen zu einer Senkung des Lohnkontos 
der Betriebe und damit der Geſtehungskoſten der Fabrikate. Der Preis der Fabrilate 
wird vermindert und dadurch der Amſatz gehoben. Erhöhter Amſatz ſichert eine ver. 
mehrte Beſchäſtigung, Abnahme der Arbeitsloſen und mithin Erſparung in den 
Anterſtützungsausgaben der Reichsanſtalt. 

Die Reichsanſtalt hat derartige Anträge von Einzelbetrieben, von einzelnen Ge⸗ 
meinden und anderen Intereſſenten ſtets abgelehnt. Es erſchien unmöglich, auf dieſe 
Weiſe mit öffentlichen Mitteln in die natürliche Konkurrenz der Wirtſchaft einzu⸗ 
greifen. Die Neichsanſtalt würde Gefahr laufen, zu einem Subventionsinſtitut für 
einzelne Privatbetriebe zu werden. 


Anders ſtellt ſich jedoch die Sachlage dar, wenn ein ſtaatspolitiſches Intereſſe an 
einer Anterſtützung allgemeiner Wirtſchaftsvorgänge beſteht. Dieſer Fall iſt infolge 
der Deviſen⸗ und Rohſtoffverknappung gegeben. Sie zwingt uns, Nohſtoffe, die wir 
bisher aus dem Auslande bezogen haben, entweder ſelbſt verſtärkt herzuſtellen oder 
durch einheimiſche Nohſtoffe zu erſetzen. Die Amſtellung bringt für die betroffenen 
Wirtſchaftszweige Betriebsriſiken mit ſich, die von ihnen in vielen Fällen, beſonders 
in der erſten Zeit, nicht allein getragen werden können. Hier mit Mitteln der Reichs- 
anſtalt einzuſpringen, wäre wirtſchaftlich vertretbar und finanziell deshalb berechtigt, 
weil die Amſtellung auf deutſche Nohſtoffe vermehrte Arbeitsgelegenheit und dadurch 
wiederum für die Reichsanſtalt Erſparniſſe an Anterſtützungsſätzen bringt. 


Erſte Vorausſetzung für eine geldliche Förderung durch die Reichsanſtalt iſt ein 
überwiegendes öffentliches Intereſſe an dem inländiſchen Erzeugnis. Zweite Vor⸗ 
ausſetzung iſt, daß die Maßnahme für die Anternehmung ein beſonderes Wagnis 
bedeutet, deſſen Verminderung — ohne Verſchiebung der inländiſchen Wettbewerbs. 
verhältniſſe — zu Laſten öffentlicher Mittel notwendig iſt. Schließlich muß es 
ſich bei den zu fördernden Maßnahmen um zuſätzliche, d. h. um ſolche handeln, welche 
ohne Förderung der Reichsanſtalt bisher nicht durchgeführt werden konnten. 


um 
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Die Reihsanftalt hat im Jahre 1935 nicht ohne Erfolg Verſuche mit einer Förderung 
derartiger privater Arbeiten in beſcheidenem Amfange gemacht. Sie hat dabei auf 
den ſachverſtändigen Rat und die Hilfe aller beteiligten Wirtſchaftsſtellen zurüd- 
greifen können. Trotzdem hat ſich ergeben, daß der RNeichsanſtalt derartige Aufgaben, 
die ein Eindringen in die Betriebsverhältniſſe der Einzelunternehmung unvermeid- 
bar machen, weſensfremd ſind. 


B. Entwicklung der frbeitsbeſchaffung 


Wie bereits ausgeführt wurde, find in Deutſchland auch in der Vorkriegszeit 
bei daniederliegenden Wirtſchaftskonjunkturen öffentliche Bauarbeiten in ver- 
ſtärktem Amfange in Angriff genommen worden. Jedoch haben erſt die Nöte der 
Nachkriegszeit zu einer Syſtematik der Notſtandsarbeiten geführt. 


Nach Beendigung des Weltkrieges im November 1918, wenige Tage 
nach der Errichtung des Reichsamts für wirtſchaftliche Demobilmachung, wurde die 
Förderung öffentlicher Notſtandsarbeiten durch Zuſchüſſe des Reichs und der 
Länder von dieſem Neichsamt, das für die allmähliche Aberleitung der Kriegs in die 
Friedenswirtſchaft ſorgen ſollte, in die Wege geleitet. Von ſeiten des Reiches 
wurden dem Reichsamt 150 Millionen Mark zur Verfügung geſtellt, welche als 
verlorene Zuſchüſſe der öffentlichen Körperſchaften zur Schaffung von Arbeitsgelegen- 
heit gegeben werden ſollten. Das Reichsamt arbeitete gleichzeitig im Auftrage der 
preußiſchen Regierung als preußiſche Zentralſtelle und verfügte in dieſer Eigenſchaft 
über weitere 100 Millionen Mark. Durch dieſe Perfonalunion war ein ſchnelles und 
erfolgreiches Arbeiten in den erſten Wochen nach Kriegsende ſichergeſtellt. 


Die Richtlinien, die damals erlaſſen wurden, ſind in verſchiedenen Grundzügen auch 
jetzt noch maßgebend. So wurden nur Notſtandsarbeiten gefördert, die volkswirt⸗ 
ſchaftlich gerechtſertigt waren, aber nicht finanziert werden konnten. Als Träger der 
Notſtandsarbeiten kamen öffentliche Körperſchaften in Betracht. Bevorzugt wurden 
Arbeiten, bei denen die Aufwendungen für Materialien ſtark in den Hintergrund 
traten gegenüber dem Aufwand für Löhne, alfo beſonders Erdarbeiten. Geſchichtlich 
intereſſant iſt die damalige Vorſchrift, daß der Verbrauch an Kohle ein möglichſt 
geringer fein mußte. Zur Einſtellung bei den Notſtandsarbeiten kamen nur Arbeits- 
loſe, deren Aberweiſung durch einen öffentlichen Arbeitsnachweis erfolgt war, unter 
grundſätzlichem Ausſchluß von Arbeitsloſen, die aus der Landwirtſchaft und dem 
Bergbau ſtammten. 


Völlig abweichend vom gegenwärtigen Zuſtand war die Finanzierung der Notitands- 
arbeiten. Für die Zuſchußberechnung kam die Aberteuerung der Arbeiten in Betracht, 
alfo der Anterſchied der Koſten zur Zeit der Ausführung der Notſtandsarbeit gegen- 
über dem Friedenskoſtenanſchlag. Die Friedenskoſten waren von dem Träger der 
Notſtandsarbeit aufzubringen; die Aberteuerungskoſten wurden als verlorene Zu— 
ſchüſſe zu drei Sechſteln vom Reich getragen, zu zwei Sechſteln vom Land und zu 
einem Sechſtel von der Gemeinde. 

Als infolge der Geldentwertung die Aberteuerungskoſten zu einem Vielfachen der 
Friedenskoſten wurden, mußte dieſe Art der Finanzierung aufgegeben werden. An 
ihre Stelle traten ſummenmäßig ſeſtgelegte Höchſtzuſchüſſe. 

In den ſchweren Nachkriegsmonaten vom November 1918 bis Juni 1919 wurden auf 
dieſe Weiſe rund 13 000 Notſtandsarbeiten in Gang gebracht, bei denen durchſchnitt. 
lich 300 000 Notſtandsarbeiter laufend beſchäftigt wurden. Das Reich wandte hier— 
für insgeſamt 475 Millionen Mark als verlorene Zuſchüſſe auf, die Länder und 
Gemeinden zuſammen die gleiche Summe. 


Im Herbſt 1919 wurde die Finanzierung der Notſtandsarbeiten oder der „produf- 
tiven Erwerbsloſenfürſorge“ auf völlig neue Grundlagen geſtellt. Der 
Reichsarbeitsminiſter wurde ermächtigt, zur Anterſtützung von Maßnahmen, die ge— 
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eignet waren, den Abbau der Erwerbsloſenfürſorge zu fördern, insbeſondere zur 
Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit für die Erwerbsloſen, Darlehen oder Zuſchüſſe 
aus Mitteln der Erwerbsloſenfürſorge zu bewilligen. Der Reichsarbeitsminiſter 
übertrug feine Befugniſſe auf den Präſidenten der Reichsarbeitsverwaltung, der 
ſpäteren Reichsanſtalt. 

Die Darlehen und Zuſchüſſe beſtimmten ſich in ihrer Höhe nach der Zahl der Per- 
ſonen, die durch dieſe Maßnahmen der Erwerbsloſenfürſorge entzogen oder fern⸗ 
gehalten wurden. Die Koſten wurden nach den Grundſätzen, wie fie für die Aus- 
gaben der Anterſtützung beſtanden, auf das Reich (/), das Land (/) und die Ge. 
meinden (Ye) verteilt. 

Eine neue Geſtaltung erfuhr die „werteſchaffende Arbeitsloſen⸗ 
fürſorge“, wie dieſer Zweig der Arbeitsloſenfürſorge jetzt genannt wurde, durch 
die Beſtimmungen des Geſetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung vom 16. Juli 1927. 


Danach konnten aus Mitteln der werteſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge Maßnahmen 
gefördert werden, die geeignet ſind, die Arbeitsloſigkeit zu verringern, insbeſondere 
ſolche, die der Beſchaffung zuſätzlicher Arbeitsgelegenheit für die Arbeitsloſen dienen. 
Sie müſſen für die Volkswirtſchaft von produktivem Wert ſein; Maßnahmen, die 
geeignet find, die Menge einheimiſcher Nahrungsmittel, Robftoffe oder Betriebs- 
ſtoffe zu vermehren, ſollen bevorzugt werden. Die finanziellen Beihilfen für dieſe 
Maßnahmen floſſen aus verſchiedenen Quellen. Einmal konnte die Reichsanſtalt aus 
ihren Mitteln Darlehen oder Zuſchüſſe zur Verfügung ſtellen, und zwar inſoweit, 
als die Anſtalt durch die geförderte Maßnahme Aufwendungen für die Anterſtützung 
von Arbeitsloſen erſparte. Zu dieſer Beihilfe aus Mitteln der Reichsanſtalt (Grund. 
förderung) konnte bei Maßnahmen, die für die Wirtſchaft und den Arbeitsmarkt 
beſonders wertvoll waren, eine weitere Förderung aus Haushaltsmitteln des Reichs 
und der Länder hinzutreten (Verſtärkte Förderung). Sie wurde nur in Form von 
Darlehen oder von Zinszufchüſſen gewährt; das Reich und die Länder waren an ihr 
je zur Hälfte beteiligt. 

Seit dem 1. Auguſt 1930 trat für die Bewilligung der verſtärkten Förderung an die 
Stelle der Reichsanſtalt die „Deut ſche Geſellſchaft für öffentliche 
Arbeiten“. Zu dieſem Zeitpunkt wurde in Berlin die genannte Geſellſchaft mit 
einem Aktienkapital von 150 Millionen Reichsmark und mit ausgewieſenen Rück⸗ 
lagen im Betrage von 105 Millionen Reichsmark gegründet. Zweck der Geſellſchaft 
iſt, die Errichtung und den Ausbau werteſchaffender Anlagen zu fördern, und zwar 
durch Aufnahme von Anleihen und Darlehen im In- und Ausland und durch die 
Gewährung von Darlehen im Inland an öffentlich⸗ rechtliche oder gemiſchtwirtſchaft⸗ 
liche Anternehmungen. Die Annahme von Depoſiten und der Betrieb von Bank. 
geſchäften iſt der Geſellſchaft nicht geſtattet. Die Tätigkeit der Geſellſchaft iſt 
gemeinnützig. 

Die Gründe, die zur Errichtung der Deutſchen Geſellſchaft geführt haben, waren 
folgende: Im Laufe des Sommers 1930 hatte ſich infolge der Lage der Reichsfinanzen 
die Unmöglichkeit ergeben, weitere große Haushaltsmittel des Reichs für die werte- 
ſchaffende Arbeitsloſenfürſorge zur Verfügung zu ſtellen. Zudem hatte es ſich als 
wirtſchaftlich kaum erträglich erwieſen, daß die Reichsmittel der werteſchaffenden 
Arbeitsloſenfürſorge ſowohl hinſichtlich ihrer Höhe als auch hinſichtlich des Zeit⸗ 
punkts ihrer Inanſpruchnahme von der Verabſchiedung des Reichshaushaltsgeſetzes 
völlig abhängig waren. Anderſeits beſtand die Möglichkeit, den im Laufe der Jahre 
angeſammelten Vermögensſtock der werteſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge zu mobili- 
ſieren, ein Kreditprogramm auf längere Sicht unabhängig von dem Abſchluß par- 
lamentariſcher Verhandlungen feſtzulegen und dementſprechend die Notſtandsarbeiten 
ſorgfältig vorzubereiten. Dieſe beachtlichen Geſichtspunkte ließen der Reichsregierung 
die Gründung der Deutſchen Geſellſchaft geboten erſcheinen. 
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Das Deutſche Reich hat die Forderungen, die ihm aus Darlehen der werteſchaffenden 
Arbeitsloſenfürſorge zuſtehen und bisher von der Reichsanſtalt verwaltet wurden, 
in die Geſellſchaft eingebracht. Darlehnsſchuldner find Länder, Kommunen, Provin⸗ 
zialverbände, Waſſergenoſſenſchaften, Deichverbände und gemiſchtwirtſchaſtliche 
Geſellſchaften des Privatrechts mit überwiegend öffentlich rechtlichem Charakter. 


Zur Erfüllung ihrer Aufgaben ſtanden der Deutſchen Geſellſchaft diejenigen Beträge 
zur Verfügung, die ihr aus Rückflüſſen und Zinſen aus den genannten Darlehns⸗ 
forderungen, und zwar mit den Jahren in ſteigender Höhe, zufloſſen. 


Nachdem im Jahre 1937 die Arbeitsloſigkeit in Deutſchland überwunden war, hatte 
die Deutſche Geſellſchaft für öffentliche Arbeiten ihre Aufgabe erfüllt. Sie wurde 
liquidiert. 


Während vor der Machtübernahme die Schafſung zuſätzlicher Arbeit vornehmlich im 
Wege der Notſtandsarbeiten erfolgt war, traten jetzt die großen Arbeits 
beſchaffungsprogramme in den Vordergrund. Zu dem bereits im Jahre 
1932 in Gang gebrachten „Papenprogramm“ mit 305 Millionen Reichsmark und 
dem „Sofortprogramm“ mit 600 Millionen Reichsmark trat 1933 das „Reinhardt- 
Programm“ mit 1000 Millionen Reichsmark. Daneben wurden 500 Millionen 
Reichsmark für Hausinſtandſetzungen bereitgeſtellt und der Bau von großen Auto- 
bahnen beſchloſſen. 


Zu dieſen großen Arbeitsbeſchaffungsprogrammen traten dann noch zahlreiche Maß⸗ 
nahmen, die den Anreiz zu vermehrten privaten Aufträgen gaben. So förderte die 
Reichsregierung durch die Gewährung von Eheſtandsdarlehen die Nachfrage nach 
Wohnungseinrichtungen, Haus- und Küchengeräten und machte zugleich viele bisher 
von Frauen beſetzte Arbeitsplätze frei. Der Wille zu einer ſtärkeren Wirtſchaftsent. 
faltung fand ferner Ausdruck in der Steuergeſetzgebung, die mit Ermäßigungen die 
private Initiative von Feſſeln befreit und gefördert hat. Hier ſei nur an die Maß⸗ 
nahmen für die Automobilinduſtrie erinnert. Endlich ſeien noch die umfangreichen 
Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen der Reichsbahn erwähnt. 


Alle Förderungen, Zuſchüſſe und Steuererleichterungen, die ſeit der Machtübernahme 
eingeführt worden find, zeichnen ſich dadurch aus, daß ſie ſtets an einen beſtimmten 
Zweck gebunden waren, der unmittelbar mit dem Arbeitseinſatz in Verbindung ſtand, 
d. h. mit anderen Worten, daß ſie nur gewährt wurden, wenn dadurch zuſätzliche 
Arbeitskräfte beſchäftigt wurden. 


Bei der kataſtrophalen Lage, in der ſich Anfang 1933 die Wirtſchaft und der Staats- 
haushalt befanden, konnten die Mittel weder aus irgendwelchen Reſerven noch auf 
dem Anleihewege beſchafft werden. Sie mußten, ſoweit ſie nicht aus dem laufenden 
Haushalt zur Verfügung geſtellt werden konnten, durch eine Vorfinanzierung auf der 
Grundlage von Wechſeln nach Art der Handelswechſel beſchafft werden. Die zur 
Ausführung der Arbeiten der Arbeitsbeſchaffungsprogramme herangezogenen Unter- 
nehmer ſtellten Wechſel aus, die von den mit der Finanzierung betreuten Kredit- 
inſtituten flüſſig gemacht wurden. Dies war möglich auf Grund einer Redisfont- 
zuſage der Reichsbank. Die Zuſage der Reichsbank beruhte wiederum auf der vom 
Reich übernommenen Verpflichtung, die Wechſel bei Fälligkeit — die Fälligkeiten 
ſind über fünf Haushaltsjahre verteilt — einzulöſen. 


Entſcheidend für die eingeſchlagenen Finanzierungsmethoden war natürlich die Frage, 
ob das Reich in der Lage ſein würde, ſeinen übernommenen Verpflichtungen im Laufe 
der Jahre nachzukommen. Die Reichsregierung bejahte dieſe Frage im Hinblick auf 
die zu erwartende weſentliche Steigerung der Staatseinnahmen und im Hinblick auf 
die eintretende große Minderung an Anterſtützungsausgaben für die Arbeitsloſen. 
Es hat ſich gezeigt, daß die Erwartungen der Reichsregierung in Erfüllung 
gegangen ſind. 
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Die Ausſchüttung der großen Arbeitsbeſchaffungsmittel erfolgte ſelbſtverſtändlich nicht 
ſyſtemlos, ſondern unter engſter Anlehnung an die Erfahrungen mit den Notſtands⸗ 
arbeiten. Insbeſondere mußten die Arbeiten zuſätzlich ſein, d. h. in abſehbarer Zeit 
aus eigener finanzieller Kraft des Trägers der Arbeit nicht ausgeführt werden 
können. An der Gewährung der Arbeitsbeſchaffungsmittel war die Reichsanſtalt ent- 
ſcheidend beteiligt; fie hatte insbeſondere darauf zu achten, daß die Mittel in Ge⸗ 
meinden und Bezirke mit großer Arbeitslofigkeit floſſen. 


Die Reihsanftalt wirkte bei dieſen Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen aber nicht nur 
verwaltungsmäßig, lenkend und fichernd mit, ſondern auch finanziell. In vielen 
Fällen ergab ſich, daß Arbeiten, die für den Arbeitseinſatz beſonders wertvoll waren, 
mit den Arbeitsbeſchaffungsdarlehen allein nicht finanziert werden konnten. Hier 
ſprang die Reichsanſtalt mit ihrer Grundförderung für Notſtandsarbeiten ein und 
gab dem Träger der Arbeit die Anterſtützungserſparniſſe als verlorene Zuſchüſſe. Die 
Mittel der Reichsanſtalt waren beſonders ſördernd, da fie als verlorene Zuſchüſſe 
gegeben wurden und nicht als Darlehen, deren Verzinſung und Amortiſation die 
Träger der Arbeit belaſten. 


In den Jahren 1933/34 waren Träger der zuſätzlichen öffentlichen Arbeitsbeſchaffung 
vor allem die Gemeinden und Gemeindeverbände. Sollte aber die dringend notwendige 
Geſundung der Gemeindefinanzen nicht gefährdet werden, jo mußte eine Neuverſchul⸗ 
dung der Gemeinden, die mit einer ungehemmten Arbeitsbeſchaffung verbunden 
geweſen wäre, unter allen Amſtänden vermieden werden. Es iſt daher erklärlich, daß 
denjenigen Gemeinden die Aufnahme weiterer Arbeitsbeſchaffungsdarlehen unterſagt 
wurde, die noch keinen ausgeglichenen Haushalt beſaßen. Die Reichsanſtalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung ſchloß ſich dieſem Vorgehen an, 
indem fie mit Wirkung von Anfang April 1935 die Förderung öffentlicher Notitands- 
arbeiten auf beſondere Ausnahmefälle beſchränkte. Hierbei ſprach der arbeitseinjaß- 
mäßige Gedanke mit, daß wie im Jahre 1934 auch im Jahre 1935 hohe Arbeitsſpitzen 
während des Sommers unerwünſcht waren. 


Abgeſehen von dieſen Notwendigkeiten rechtfertigte ſich 897 Verzicht auf eine ſtärkere 
Bereitſtellung öffentlicher Notſtandsarbeiten auch aus der Erkenntnis, daß eine 
weſentliche Stärkung der deutſchen Wirtſchaft erreicht war, und daß nach Einführung 
der allgemeinen Wehrpflicht der Wirtſchaft neue Aufgaben und Aufträge zufloſſen. 
Dieſe Umlagerung der öffentlichen Arbeitsbeſchaffung dürfte auch die zukünftige Ent- 
wicklung beſtimmen. 


Im Herbſt 1935 hatte die Reichsanſtalt vorausſchauend das Anziehen der Arbeits- 
lofigkeit zu werten. Sie war ſich darüber klar, daß der Winter 1935/36 ein umfang. 
reiches Anſteigen der Arbeitsloſigkeit bringen würde, da die Bauwirtſchaſt im Jahre 
1935 beſonders ſtark, zum Teil überhöht beſchäftigt war und eine Einſtellung der 
Bauarbeiten infolge winterlicher Einflüſſe viele Hunderttauſende von Bauarbeitern 
arbeitslos machen würde. Es ergab ſich daher für die Reichsanftalt die Frage, ob in 
verſtärktem Maße zum Auffangen der Rückſchläge neue Notſtandsarbeiten bereit- 
geſtellt werden müßten. Dieſe Frage konnte nur ſehr bedingt bejaht werden. Zunächſt 
mußte beachtet werden, daß ein ſachliches Bedürfnis zur Einrichtung von Notftands- 
arbeiten nur anerkannt werden kann, ſoweit es ſich um die dringend notwendige 
Behebung eines ausgeſprochenen „Notſtandes“ handelt. Von einem ſolchen konnte 
aber bei dem erreichten Stand der Arbeitslofigfeit grundſätzlich nicht mehr geſprochen 
werden. Sicherlich würde in den Außenberufen die Arbeitsloſigkeit im Winter aus 
ganz natürlichen Gründen ſehr anſteigen. Die damit verbundenen Arbeitsunter- 
brechungen würden jedoch für die Beteiligten nur kurzfriſtig und daher auch relativ 
leicht zu ertragen ſein. Ein ſachliches Bedürfnis, d. h. alſo ein Notſtand, der die 
Bereitſtellung zuſätzlicher Arbeiten für dieſe Gruppen gerechtfertigt hätte, beſtand 
demnach inſoweit nicht. Dagegen gab es beſtimmte Gegenden, in denen aus 
ſtrukturellen Gründen noch Kriſenherde der Arbeitsloſigkeit vorhanden waren. Ihnen 
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hatte jortan der verſtärkte Kampf zu gelten. Für fie konnte ein ſachliches Bedürfnis 
für „Notſtands“ arbeiten in vollem Umfang anerkannt werden. Das galt in gleicher 
Weiſe auch für beſtimmte Perſonengruppen unter den noch vorhandenen Arbeitslosen. 
Anſpruch auf Arbeit hatten in erſter Linie die, welche bisher nicht in ausreichendem 
Maße am Wiederaufbau unferes Vaterlandes teilgenommen hatten. Das waren vor 
allem diejenigen, welche bisher überhaupt noch nicht oder zum mindeſten nicht für 
ausreichende Zeit wieder in den Arbeitsprozeß eingegliedert waren, d. h. alſo die 
langfriſtig Arbeitsloſen, bei denen es ſich zugleich in der Regel um die älteren 
Arbeitsloſen handelte. Zum andern gehörten dahin jene Arbeitsloſen, die für eine 
zahlreiche Familie zu ſorgen hatten. 

In Anerkennung dieſer Notwendigkeiten hatte ſich die Reichsanſtalt entſchloſſen, die 
bisherigen Sperrvorſchriften für die Bereitſtellung von Zuſchüſſen zur Durchführung 
öffentlicher Notſtandsarbeiten zu lockern. Sie hatte aber zugleich die erleichterte 
Bereitſtellung der Zuſchüſſe davon abhängig gemacht, daß künftig nur ſolche unter⸗ 
ſtützte Arbeitsloſe zu Notſtandsarbeiten zugewieſen würden, die im letzten Jahre vor 
ihrer Zuweiſung entweder überhaupt nicht oder nicht mehr als ſechs Monate in 
Arbeit geſtanden hatten. Ihnen wurden hinſichtlich der Zuweiſungsfähigkeit gleich- 
geſtellt ſolche unterſtützte Arbeitsloſe, die für mindeſtens drei Perſonen Familienzu⸗ 
ſchläge zu ihrer Hauptunterſtützung erhielten, d. h. alſo Arbeitsloſe, die einſchließlich 
ihrer Perſon für eine vierköpfige Familie zu ſorgen hatten. Die mit dieſer Sonder. 
ſtellung verbundene Bevorzugung dieſer Perſonengruppen ſtellte nicht nur eine 
ſozialpolitiſche Notwendigkeit dar, ſondern ſie ergänzte in wirkſamer Weiſe die 
Maßnahmen des Reiches für die Kinderreichen. 

Im Jahre 1937 hat ſich die Zahl der Notſtandsarbeiter zwiſchen 50 000 und 90 000 
bewegt. Sie wurden nur in den wenigen Grenzbezirken eingeſetzt, in denen ſich die 
allgemeine Wirtſchaftsbelebung noch nicht voll ausgewirkt hatte. In der Folgezeit 
ging die Zahl der Notſtandsarbeiter ſtändig weiter zurück. Bei dem großen Mangel 
an Arbeitskräften konnte und mußte die Bereitſtellung von zuſätzlichen Arbeiten aus- 
ſcheiden. Sie war nur in Grenzbezirken geboten für Arbeitskräfte, die nicht voll 
arbeitseinſatzfähig waren, oder deren Einſatz außerhalb der Grenzgebiete auch aus 
ſtaatspolitiſchen Geſichtspunkten nicht tunlich erſchien. 

So wichtig die Arbeitsbeſchaffung in der Kriſenzeit und in den erſten Jahren nach der 
Machtübernahme war, jo ſehr hat fie nunmehr in Deutſchland ihre Bedeutung ver- 
loren. Auch wenn die Wehrhaftmachung Deutſchlands auf das erſorderliche Maß 
gebracht iſt und die Aufgaben des Vierjahresplans abgeſchloſſen ſind, wird die 
deutſche Wirtſchaft vor fo großen Aufgaben, insbeſondere auf dem Gebiete des Woh- 
nungsbaus, ſtehen, daß das Recht auf Arbeit auch ohne zuſätzliche Arbeitsbeſchaffung 
durchgeführt werden kann. 
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Aufgaben und Aufbau 
der Deutfchen Arbeitsfront 


Staatscat Rudolf Schmeer 
fjauptdienſtleitet det NSDAP. 


Bei der Machtübernahme durch Adolf Hitler fand die Nationalſozialiſtiſche Deutſche 
Arbeiterpartei Hunderte von Arbeiter. und Angeſtelltengewerkſchaften und Unter- 
nehmerverbänden vor. 


Aus drei Gründen mußte ſich die Partei mit dieſen Organiſationen auseinanderſetzen: 


1. Die Partei nimmt für ſich allein in Anſpruch, die politiſche Organi- 
ſation des Volkes zu ſein. 


2. Das wirtſchaftliche und ſoziale Leben der geſamten Nation ſollte nach natio ; 
nalſozialiſtiſchen Grundſätzen umgeſtaltet werden. 


3. Bei dem in der Kampfzeit ſchon immer betonten Totalitätsanſpruch der National - 
ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei war es für dieſe auf die Dauer geſehen 
unerträglich, daß es im wirtſchaftlichen und ſozialen Leben der Nation Organi- 
ſationen gibt, die weder eindeutig unter nationalſozialiſtiſcher Führung ſtehen, 
noch nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen aufgebaut find. 


Der politijche Charakter der gewerkſchaftlichen Organisationen 

Die Gewerkſchaften entſtanden einmal aus dem geſunden Gedanken heraus, daß die 
Arbeiter ihre Intereſſen gegenüber dem über das Kapital und damit über die größere 
Macht verfügenden Anternehmer nur dann wirkungsvoll vertreten können, wenn ſie 
ſich zuſammenſchließen. Dieſer Gedanke war in den vergangenen Jahrzehnten abſolut 
berechtigt. Nach der allgemein gültigen Auffaſſung wurde die Arbeitskraft als Ware 
bewertet, die der eine Teil ſo teuer wie möglich verkaufen und der andere ſo billig 
wie möglich kaufen wollte. So hatten im großen geſehen die Gewerkſchaften die Auf- 
gabe, die ungünſtigen ſozialen Verhältniſſe der breiten Maſſe zu beſſern und Kampf- 
truppe gegen unſoziale und ungerechte Anternehmer zu ſein. Darin war keinerlei 
ſtaatsfeindliche Tendenz zu ſehen, im Gegenteil, daß das politiſche Bürgertum des 
19. Jahrhunderts die Bedeutung der Gewerkſchaften und ihre Berechtigung nicht an- 
erkannte und fie nicht nur ſelbſt, ſondern meiſt auch ihre berechtigten Forde 
rungen ablehnte, trieb die an ſich geſunde Gewerkſchaftsbewegung in die Hände 
der marxiſtiſchen Juden. 

Dieſe allerdings erkannten die ungeheure Bedeutung einer derartigen Organiſation 
und formten ſie um zu einem Inſtrument der Maſſenbeeinfluſſung, als das wir die 
Gewerkſchaften kennengelernt haben. Aus dem Streik als Notwehr wurde ein poli- 
tiſches Kampfmittel. Aus der Organiſation zur Beſſerung der ſozialen Lage des 
einzelnen wurde ein Inſtrument zur Bekämpfung der nationalen Wirtſchaft über. 
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haupt. Mit dieſen politiſchen Gewerkſchaften erſt war der rote Terror möglich und 
damit eine immer mehr um ſich greifende marxiſtiſche Verſeuchung der breiten Maſſe 
unſeres Volkes. 


Die chriſtlichen Gewerkſchaften, urſprünglich gegründet, um den katholiſchen Arbeiter 
den politiſchen und kulturellen Einflüſſen des Marxismus zu entziehen, gingen ähn⸗ 
liche Bahnen und wurden ein Werkzeug des politiſchen Katholizismus. Der politiſche 
Einfluß und die politiſche Macht waren fo groß, daß bei den latenten Kabinetts⸗ 
umbildungen von 1918 bis 1933 die Gewerkſchaften bei der perſonellen Beſetzung des 
jeweilig zu bildenden Kabinetts mehr als einmal den Ausſchlag gaben. 


Die ſoziale nuffaſſung der Gewerkichaften 


Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß mit der Ambildung der Gewerkſchaften zu Werk. 
zeugen politiſcher Gruppen ſie andere Aufgaben zu erfüllen hatten. Gewiß, ſie traten 
noch für den einzelnen ein, aber nur ſoweit das aus propagandiſtiſchen Gründen 
zweckmäßig war; im allgemeinen predigten ſie den Kampf der Klaſſen als ein ewiges 
Geſetz, und hier war die Anzufriedenheit der Maſſen ihr feſter Helfer. Kurz, die 
Gewerkſchaften wurden die Inſtrumente des Klaſſenkampfes. 


Eine Beſſerung der ſozialen Lage der breiten Maſſe war nach ihrer Auffaſſung nur 
auf dem Wege des internationalen Klaſſenkampfes und des Sieges der Arbeiterklaſſe 
möglich. Nicht das Volk war die gegebene Schickſalsgemeinſchaft, ſondern die Klaſſe, 
wobei ſchon bei der Definition des Begriffes „Klaſſe“ die unſinnigſten Behauptungen 
aufgeſtellt wurden. 


Die „Arbeitgeberverbände“ bewirkten durch die Art ihrer Arbeit ebenfalls nur eine 
Verſchärfung der Gegenſätze zwiſchen Anternehmer und Arbeiter. Die Verbands- 
politik führte zu den heute beinahe grotesk anmutenden Zuſtänden, daß Dinge, die die 
Angeſtellten oder auch die Belegſchaft eines Werkes angingen, nicht mehr innerhalb 
des Werkes verhandelt wurden, ſondern zwiſchen dem Gewerkſchaftsſekretär einerſeits 
und dem Arbeitgeberſyndikus anderſeits. 


Für die Proklamation der internationalen Solidarität der Klaſſen, für ein ſozia ; 
liſtiſches Handeln nach dem Prinzip, daß der Anternehmer und der Arbeiter oder der 
Angeſtellte nun einmal ewig Feinde ſein müßten, war im Reich Adolf Hitlers 
kein Platz. 


Die Möglichkeit einer Umgeſtaltung der Gewerkjchaften 

Eine 1933 vielfach erwogene „Gleichſchaltung“ der Gewerkſchaften und der Verbände 
ähnlicher Art war ſchon deshalb unmöglich, weil dieſe Verbände in Jahrzehnten zu 
Organiſationen des Klaſſenkampfes ausgebaut und beim beſten Willen zu nichts 
anderem brauchbar waren. Weder ihre Organiſation noch der Zuſtand ihrer Finanzen 
konnten einen vernünftigen Menſchen dazu reizen, dieſe Gewerkſchaften ohne Unde⸗ 
rung ihrer Struktur zu übernehmen, um zu verſuchen, nun nach nationalſozialiſtiſchen 
Grundſätzen die anfallenden Aufgaben zu löſen. 


Außerdem find zur Verwirklichung einer neuen Weltanſchauung auch neue Organi- 
ſationsformen erforderlich. So wenig wie die Partei ihre SA. oder J auf einer 
anderen Organiſation aufbauen konnte, ſo wenig war es . die Gewerkſchaften 
nationalſozialiſtiſch umzubauen. 


Aufgaben der Partei 

Der Führer betont ſchon in feinem Werk „Mein Kampf“, daß er das Beſtehen von 
Organiſationen, die es ſich zur Aufgabe ſetzen, dem einzelnen im ſozialen Leben zu 
feinem Recht zu verhelfen, nicht nur für richtig, ſondern für notwendig und ſtaats⸗ 
erhaltend im höchſten Sinne hält. 
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Eine derartige Organiſation wird in erſter Linie erzieheriſch auf die Maſſen ein- 
wirken müſſen. Im nationalſozialiſtiſchen Staat gibt die Partei die Richtung in der 
Erziehung an. Eine Zuſammenfaſſung ſo großer Teile des Volkes kann infolgedeſſen 
nur durch die Partei veranlaßt werden. Eine zu dieſem Zweck aufgebaute Organi⸗ 
ſation muß der Partei unterſtehen. Die Führung des Volkes gehört der Partei. Eine 
Organiſation zur Betreuung des Volkes auf ſozialem und wirtſchaftlichem Gebiet 
kann nur Mittel zur Verwirklichung nationalſozialiſtiſcher Grundſätze fein und darf 
nie Selbſtzweck werden. 


Das Wollen der Partei für die Betätigung auf dieſem Gebiet hat der Führer lange 
vor der Machtergreifung in „Mein Kampf“ feſtgelegt: 


„Der nationalſozialiſtiſche Arbeitnehmer muß wiſſen, daß 
die Blüte der nationalen Wirtſchaft ſein eigenes materiel- 
les Glück bedeutet. 


Der nationalſozialiſtiſche Arbeitgeber muß wiſſen, daß das 
Glück und die Zufriedenheit feiner Arbeitnehmer die Vor 
ausſetzung für die Exiſtenz und die Entwicklung feiner 
eigenen wirtſchaftlichen Größe iſt. 


Nationalſozialiſtiſche Arbeitnehmer und nationalſozia⸗ 
liſtiſche Arbeitgeber ſind beide Beauftragte und Sachwalter 
der geſamten Volksgemeinſchaft.“ 


Das hohe Maß perſönlicher Freiheit, das ihnen in ihrem Wirken dabei zugebilligt 
wird, iſt durch die Tatſache zu erklären, daß erfahrungsgemäß die Leiſtungsfähigkeit 
der einzelnen durch weitgehendſte Freiheitsgewährung mehr geſteigert wird, als durch 
Zwang von oben, und ſoll weiter verhindern, daß der natürliche Ausleſeprozeß, der 
den Tüchtigſten, Fähigſten und Fleißigſten fördern ſoll, etwa unterbunden wird. 


Da der Kampf der Partei ſchließlich der Durchſetzung der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung und ihrer Verwirklichung auf allen Gebieten des Lebens gilt, war 
es ebenſo unmöglich, andere Organiſationen beſtehen zu laſſen und nur eine Neu⸗ 
gründung auf dieſem Gebiete vorzunehmen. Nein, hier mußte zuerſt mit dem alten 
Geiſt und den aus dieſem Geiſt heraus geborenen Organiſationen aufgeräumt und 
dann der Neuaufbau begonnen werden. 


Die Auflöjung der Gewerkichaften 

Nach dem 21. März 1933 kam es an einzelnen Stellen im Reich bereits zu einem 
Einſchreiten der Partei gegen die Gewerkſchaften. Von der Parteileitung wurde 
daraufhin jede Einzelaktion unterbunden. Daß die Gewerkſchaften nicht mehr lange 
in dieſer Form beſtehen konnten und etwas Neues geſchaffen werden mußte, war 
jedem verantwortlichen Nationalſozialiſten klar. 


Der Neichsorganiſationsleiter der NSDAP. (damals Stabsleiter der politiſchen 
Organiſation genannt) Dr. Robert Ley erhielt vom Führer den Auftrag, die 
Gewerkſchaften aufzulöſen. Das Datum zu beſtimmen, behielt ſich der Führer vor. 


Dr. Ley berief nun ſeine von ihm vorgeſehenen Mitarbeiter zum großen Teil aus 
der ihm ebenfalls unterſtehenden nationalſozialiſtiſchen Betriebszellenorganiſation. 
Es war ſelbſtverſtändlich, daß die aus kleinſten Anfängen aufgebaute NSBO. 
allein nicht über die erforderlichen Kräfte zur Durchführung dieſer Riefenaufgabe 
verfügte. Die politiſchen Leiter der NSDAP. wurden verftändigt und ebenſo wurd: 
die SA. zur Mitwirkung herangezogen. Die Organiſation für die Übernahme (zu⸗ 
25 en Gewerkſchaften war fertig, als der Führer den Termin beftimmte: 
. Ma 5 


Ein beſſeres Datum ließ ſich nicht denken. Am 1. Mai 1933 demonſtrierte zum 
erſtenmal das ſchaffende Deutſchland für das Dritte Neich. Jahrzehnte wurde der 
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1. Mai von den Internationalen als Tag des revolutionären Proletariats gefeiert. 
Der Führer aber verkündete ihn als den Feiertag der nationalen Arbeit. 

Der 1. Mai 1933 zeigte der aufhorchenden Welt, wo die große Maſſe des arbeiten. 
den Deutſchlands ſteht, und am 2. Mai vormittags 10 Ahr wurden entſprechend der 
Anweiſung Dr. Leys in ganz Deutſchland die Zentralen der roten Gewerkſchaften 
beſetzt. Nationalſozialiſten übernahmen die Leitung. Die letzten Feſtungen des 
Marxismus waren erobert. 

Die Geſamtleitung der Befigergreifung halte das von Dr. Ley berufene und unter 
ſeiner Leitung ſtehende 


„Aktionskomitee zum Schutze der nationalen Arbeit“. 


Das Vermögen der Gewerkſchaften wurde vom Staate beſchlagnahmt und Dr. Ley 
als Pfleger eingeſetzt. 

Die übrigen Gewerkſchaften wurden nicht zwangsweiſe aufgelöſt, ſondern löſten ſich 
ſelbſt auf und unterſtellten ſich Dr. Ley, zum großen Teil nicht nur aus der Er⸗ 
kenntnis, daß im neuen Reich kein Platz für ihre weitere Betätigung ſei, ſondern 
auch weil fie am Ende ihres Könnens waren, d. h. zum größten Teil vor dem wirt- 
ſchaftlichen Bankrott ſtanden. 

Einige Wochen ſpäter wurden die Arbeitgeberverbände ebenfalls aufgelöſt. 


„Die Deutſche Arbeitsfront” 

Mit der Auflöſung der Gewerkſchaften war die Arbeit nicht getan, denn nun erft 
begann das Schwierigere, der Aufbau einer grundſätzlich neuen Organiſation, zu der 
jedes Vorbild in der Geſchichte fehlte. Es ſollte die Zuſammenfaſſung aller Schaffen⸗ 
den von Stirn und Fauſt werden. Dr. Ley prägte den Namen „Deutſche Arbeits- 
front“. Der Führer billigte ihn. 

Am 10. Mai 1933 hielt die Deutſche Arbeitsfront ihren erſten Kongreß im „Preußen 
haus“. Dr. Ley erſtattete Bericht über das, was bisher geſchehen und der Führer 
umriß in einer grundſätzlichen Rede die künftigen Aufgaben der jungen Organiſation. 
Erſt viel ſpäter, als die Arbeitsfront bewieſen hatte, daß ſie im richtigen Geiſt 
arbeitet, erließ der Führer eine Verordnung mit folgendem Wortlaut: 


Verordnung über die Deutiche Arbeitsfront 
Weſen und Ziel 

81 
Die Deutſche Arbeitsfront iſt die Organiſation der ſchaffenden Deutſchen der Stirn 
und der Fauſt. 
In ihr find insbeſondere die Angehörigen der ehemaligen Gewerkſchaften, der ehe- 
maligen Angeſtelltenverbände und der ehemaligen Anternehmervereinigungen als 
gleichberechtigte Mitglieder zuſammengeſchloſſen. 
Die Mitgliedſchaft bei der Deutſchen Arbeitsfront wird durch die Mitgliedſchaft nach 
einer beruflichen, ſozialpolitiſchen, wirtſchaftlichen oder weltanſchaulichen Organi- 
ſation nicht erfetzt. 
Der Reichskanzler kann beſtimmen, daß geſetzlich anerkannte, ſtändiſche Organiſationen 
der Deutſchen Arbeitsfront korporativ angehören. 


82 
Das Ziel der Deutſchen Arbeitsfront iſt die Bildung einer 
wirklichen Volks und Leiſtungsgemeinſchaftaller Deutſchen. 
Sie hat dafür zu ſorgen, daß jeder einzelne ſeinen Platz im wirtſchaftlichen Leben der 
Nation in der geiſtigen und körperlichen Verfaſſung einnehmen kann, die ihn zu 
höchſter Leiſtung befähigt und damit den größten Nutzen für die Volksgemeinſchaft 


gewährleiſtet. 
— 
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8 3 
Die Deutſche Arbeitsfront iſt eine Gliederung der NSDAP. im Sinne des Geſetzes 
zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933 (abgeändert 
in NS. ⸗ Verband). 
Führung und Organiſation 

84 
Die Führung der Deutſchen Arbeitsfront hat die NSDAP. 
Der Stabsleiter der PO. führt die Deutſche Arbeitsfront. Er wird vom Führer und 
Reichskanzler ernannt. 
Er ernennt und enthebt die übrigen Führer der Deutſchen Arbeitsfront. 
Zu ſolchen ſollen in erſter Linie Mitglieder der in der NSDAP. vorhandenen Glie⸗ 
derungen der NSBO. und YS.⸗Hago, des weiteren Angehörige der SA. und der Mi 
ernannt werden. 


8 5 

Die gebietliche Gliederung der Deutſchen Arbeitsfront entſpricht derjenigen der 
NSDAP. 

Für die fachliche Gliederung der Deutſchen Arbeitsfront iſt das im Programm der 
NSDAP. aufgeftellte Ziel einer organiſchen Ordnung maßgebend. 

Die gebietliche und fachliche Gliederung der Deutſchen Arbeitsfront wird vom Gtab$- 
leiter der PO. beſtimmt und im Dienſtbuch der Deutſchen Arbeitsfront veröffentlicht. 
Er entſcheidet über die Zugehörigkeit und die Aufnahme in die Deutſche Arbeitsfront. 


86 
Die Kaſſenführung der Deutſchen Arbeitsfront unterſteht im Sinne der Erſten Durd- 
führungsverordnung zum Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat 
vom 23. März 1934 der Kontrolle des Reichsſchatzmeiſters der NSDAP. 


87 
Die Deutſche Arbeitsfront hat den Arbeitsfrieden dadurch zu fihern, daß bei den 
Betriebsführern das Verſtändnis für die berechtigten Anſprüche ihrer Gefolgſchaft, 
bei den Gefolgſchaften das Verſtändnis für die Lage und die Möglichkeit ihres Be · 
triebes geſchaffen wird. 
Die Deutſche Arbeitsfront hat die Aufgabe, zwiſchen den berechtigten Intereſſen aller 
Beteiligten jenen Ausgleich zu finden, der den nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen ent ; 
ſpricht und die Anzahl der Fälle einſchränkt, die nach dem Geſetz vom 20. Januar 1934 
zur Entſcheidung den allein zuſtändigen ſtaatlichen Organen zu überweiſen find. 
Die für dieſen Ausgleich notwendige Vertretung aller Beteiligten iſt ausſchließlich 
Sache der Deutſchen Arbeitsfront. Die Bildung anderer Organiſationen oder ihre 
Betätigung auf dieſem Gebiet iſt unzuläſſig. 


88 
Die Deutſche Arbeitsfront iſt die Trägerin der nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaft 
„Kraft durch Freude“. 
Die Deutſche Arbeitsfront hat für die Berufsſchulung Sorge zu tragen. 
Sie hat ferner die Aufgaben zu erfüllen, die ihr durch das Geſetz vom 20. Januar 
1934 übertragen wurden. 

89 
Das Vermögen der im 8 1 dieſer Verordnung genannten früheren Organiſationen 
einſchließlich ihrer Hilfs- und Erſatzorganiſationen, Vermögensverwaltungen und 
wirtſchaftlichen Anternehmungen bildet das Vermögen der Deutſchen Arbeitsfront, 
Dieſes Vermögen iſt der Grundſtock für die Selbſthilfe⸗Einrichtung der Deutſchen 
Arbeitsfront. N 
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Durch die Selbſthilfe⸗Einrichtung der Deutſchen Arbeitsfront ſoll jedem ihrer Mit - 
glieder die Erhaltung ſeiner Exiſtenz im Falle der Not gewährleiſtet werden, um 
den befähigtſten Volksgenoſſen den Aufſtieg zu ebnen, oder ihnen zu einer ſelbſtändigen 
Exiſtenz, wenn möglich auf eigenem Grund und Boden, zu verhelfen. 


8 10 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 24. Oktober 1934. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler. 


ergůnzungs verordnung 


Meine Verordnung vom 24. Oktober 1934 über die Deutſche Arbeitsfront wird 
dahin gehend abgeändert, daß der 8 4 nachſtehende Faſſung erhält: 


Führung und Organiſation 

84 
Die Führung der Deutſchen Arbeitsfront hat die NSDAP. Der Reichsorgani⸗ 
ſationsleiter der NSDAP. führt die Deutſche Arbeitsfront. Er wird vom Führer 
und Reichskanzler ernannt. 


Er ernennt und enthebt die übrigen Führer der Deutſchen Arbeitsfront. 


Zu ſolchen ſollen in erſter Linie Mitglieder der in der NSDAP. vorhandenen Glie- 
derungen der NSBO. und S. ⸗Hago, des weiteren Angehörige der SA. und 4 
ernannt werden. 


Ferner: In 8 5, Abſatz 3, wird das Wort „Stabsleiter der PO.“ durch 
„Reichsorganiſationsleiter der NSDAP.“ erſetzt. 
Berlin, den 12. November 1934. 
Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler. 


Zu den Verordnungen gab der Reichsorganiſationsleiter folgenden Kommentar: 


Zu 81 
Diefer Paragraph, ebenſo wie die folgenden 88 2 und 3, iſt mit der Aberſchrift 
„Weſen und Ziel“ der Deutſchen Arbeitsfront verſehen. Der Inhalt des § 1 beſagt 
hierzu, daß die Deutſche Arbeitsfront auf ihrem ſozialpolitiſchen Gebiet im Sinne 
der Gemeinſchaft einen Totalitätsanſpruch übertragen erhält. Die Deutſche Arbeits- 
front iſt die Organiſation des ſchaffenden Deutſchen. Sie iſt alſo nicht eine von vielen 
Organiſationen, ſondern die Aufgaben, die ihr vom Führer zugewieſen werden, hat 
ſie allein auszuführen. Falls hierfür die ſonſtigen geſetzlichen Vorſchriften noch nicht 
ausreichen oder dem entgegenſtehen, muß verlangt werden, daß fie von den auftän- 
digen Regierungsſtellen, alſo inſonderheit vom Reichsarbeits- und vom Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſterium, geſchaffen werden. Die Deutſche Arbeitsfront hat als Geſamt⸗ 
organiſation des ſchaffenden Deutſchtums auch ein Primat vor den ſonſtigen Organi- 
ſationen beruflicher oder wirtſchaftlicher Art. Es heißt im Abſatz 3 des § 1 ausdrück⸗ 
lich, daß die Mitgliedſchaft bei der DAF. durch die Mitgliedſchaft bei einer beruf- 
lichen oder wirtſchaftlichen Organiſation nicht erſetzt wird. Dies iſt nicht fo aufzu- 
faſſen, als wenn es ſich hier allein um die Mitgliedſchaft als ſolche handelt, vielmehr 
fol damit zum Ausdruck gebracht werden, daß die DAF. im Rahmen ihrer Aufgaben 
die allein zuſtändige Organiſation iſt. Dies kommt auch in dem letzten Satz des 
Abſatz 3 zum Ausdruck, in welchem vorgeſehen iſt, daß die ſtändiſchen Organiſationen 
der DAF. angeſchloſſen werden können. Die forporative Eingliederung derartiger 
wirtſchaftlicher Organiſationen kann jedoch ſich nicht darin erſchöpfen, daß ſie eine 
organiſatoriſche Maßnahme mit der alleinigen Pflicht der Beitragszahlung darſtellt. 
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Zu 82 
Dieſer Paragraph behandelt das Ziel der Deutſchen Arbeitsfront, das in der Bildung 
einer wirklichen Volks⸗ und Leiſtungsgemeinſchaft aller Deutſchen liegt. Auch hier 
iſt der Totalitätsanſpruch der Deutſchen Arbeitsfront klar zum Ausdruck gebracht 
worden. Man kann nicht einer Organifation die Zielſetzung der Bildung einer all- 
gemeinen Volks- und Leiſtungsgemeinſchaft aller Deutſchen auferlegen, wenn nicht 
allein dieſe Organiſation für die Erreichung des Zieles zuſtändig iſt. Hierbei ſei noch 
beſonders darauf hingewieſen, daß die Deutſche Arbeitsfront ſich nicht z. B. mit der 
Leiſtungsgemeinſchaft einzelner Gruppen von Deutſchen, wie der Induſtriearbeiter, 
zu befaſſen hat, vielmehr iſt ausdrücklich die Rede von der Leiſtungsgemeinſchaft aller 
Deutſchen, alſo auch des Handwerks, Handels uſw. 
Im übrigen beſtimmt der Abſatz 2, daß die Deutſche Arbeitsfront dafür zu ſorgen hat, 
daß jeder Deutſche die geiſtige und körperliche Verfaſſung erhält, die ihn zur höchiten 
Leiſtung befähigt. Hierunter fallen alle Gebiete der ſozialpolitiſchen Betreuung und 
beruflichen Weiterbildung der Deutſchen in den wirtſchaftlichen Betrieben, gleich 
gültig, ob es ſich um Anternehmer oder Gefolgſchaftsmitglieder, um Handel oder In⸗ 
duſtrie, um Landwirtſchaft oder Handwerk handelt. 
Der Begriff „geiſtige und körperliche Verfaſſung“ betrifft ſowohl die weltanſchauliche 
als auch die berufstechniſche wie auch die hygieniſche Betreuung der arbeitenden 
Volksgenoſſen. Hierunter fällt alſo auch die weltanſchauliche Schulung, die Beruſs⸗ 
erziehung und die geſundheitliche Betreuung der arbeitenden Deutſchen in ⸗ und 
außerhalb des Betriebes. Der Ausdruck „ſie hat dafür zu ſorgen ... bedeutet im 
Rahmen der ſonſtigen Beſtimmungen der Verordnung nicht, daß die Deutſche 
Arbeitsfront neben anderen Organiſationen die Betreuung durchzuführen hat. Dies 
ergibt ſich aus dem oben dargelegten Totalitätsanſpruch der Deutſchen Arbeitsfront 
innerhalb ihres Aufgabengebietes. 

Zu 8 3 
Das heißt, die Deutſche Arbeitsfront iſt ein Inſtrument der Partei und wird von 
der Partei geführt. | 
Dieſer Paragraph unterſtreicht deshalb noch einmal den Totalitätsanſpruch der 
Deutſchen Arbeitsfront ſowohl gegenüber den ſonſtigen Organiſationen als auch 
gegenüber den behördlichen Stellen. Er iſt im Sinne der Forderung des Führers 
auszuwerten, nach welcher die Partei dem Staate befiehlt. Daraus folgert gleich · 
zeitig die Rechtmäßigkeit der Forderung der Deutſchen Arbeitsfront gegenüber den 
ſtaatlichen Inſtitutionen, ihr bei der Durchführung ihrer Aufgaben behilflich zu ſein 
und gegebenenfalls die hierfür notwendigen geſetzlichen Maßnahmen zu treffen. 


Zu 87 
In dieſem und den folgenden Paragraphen find die Aufgaben der Deutſchen Arbeits- 
front in großen Zügen umriſſen. 8 7 ſtellt alſo eine Ergänzung zu 8S 1 und 2 dar. 
8 7 umfaßt vor allem die erzieheriſchen und ſozialrechtlichen Aufgaben. Die Deutſche 
Arbeitsfront hat die Anternehmer und die Gefolgſchaftsmitglieder zu gegenſeitigem 
Verſtändnis zu erziehen. Sie hat ferner zwiſchen den berechtigten Intereſſen aller 
Beteiligten einen Ausgleich nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen herbeizuführen. 
Der Sinn des Abſatz 2 kann nur der fein, daß grundſätzlich die Behandlung ſozial⸗ 
rechtlicher Fragen nur der Deutſchen Arbeitsfront zuſteht. Erſt dann, wenn unter 
Führung der Deutſchen Arbeitsfront eine Einigung in den Betrieben und Gewerbe⸗ 
zweigen nicht möglich iſt, ſoll der Treuhänder der Arbeit als oberſter Sozialrichter 
ſeines Bezirkes eingreifen. Demgemäß liegt die Geſtaltung des ſozialen Lebens 
(Lohnfragen, Arlaubsfragen, Regelung der Kündigungsfriſt uſw.) an erſter Stelle 
bei der Deutſchen Arbeitsfront, ſei es, daß es ſich um betriebliche Regelungen handelt 
oder aber um Regelung im Rahmen der ſozialen Selbſtverantwortung (Arbeits- 
ausſchüſſe, Berechnungsſtelle, Rechtsberatungsſtellen uſw. der Deutſchen Arbeitsfront). 


Zum 
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Im übrigen kommt auch in dieſem Paragraphen der Totalitätsanſpruch der Deutſchen 
Arbeitsfront im Abſatz 3 erneut klar zum Ausdruck. 


Zu 88 
In dieſem Paragraphen find noch weitere Einzelaufgaben der Deutſchen Arbeitsfront 
ausdrücklich vorbehalten. Dieſer wird die Feierabendgeſtaltung, die Geſtaltung des 
Betriebes und des Arbeitsplatzes uſw. übertragen und die Berufsſchulung auferlegt. 


Wenn es im Abſatz 3 heißt, daß die Deutſche Arbeitsfront für die Berufsſchulung 
„Sorge zu tragen“ hat, ſo iſt dieſe Faſſung dadurch begründet, daß bei dem Erlaß 
der Verordnung ein einheitliches Berufsſchulweſen im Sinne des Nationalſozia⸗ 
lismus nicht beſtand. Mit dieſer Vorſchrift wird der Deutſchen Arbeitsfront jedoch 
gleichfalls im Sinne der geſamten Verordnung ein Totalitätsanſpruch erteilt. Es 
wird damit der Deutſchen Arbeitsfront zur Aufgabe gemacht, die Berufsſchulung von 
ſich aus in die Hand zu nehmen. Unter Berufsſchulung wird man, dem Totalitäts⸗ 
gedanken entſprechend, nicht allein die berufsſchulmäßige Ausbildung zu verſtehen 
haben, ſondern alles, was erforderlich iſt, um den Arbeitsmenſchen zu befähigen, 
ſeinen Arbeitsplatz im Sinne der Leiſtungsgemeinſchaft und der Leiſtungsförderung 
auszufüllen. Insbeſondere wird alſo hierher auch zu rechnen ſein neben der fachlichen 
Ausbildung die weltanſchauliche, charakterliche und betriebstechniſch⸗wirtſchaftliche 
Vervollkommnung eines jeden Berufstätigen. 


Ferner werden der Deutſchen Arbeitsfront einzelne Sonderaufgaben zur Pflicht 
gemacht, die ſich aus dem Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit ergeben (Auf : 
ſtellung von Vorſchlagliſten für die Treuhänder ⸗Sachverſtändigenbeiräte, für die Bei ; 
ſitzer in den ſozialen Ehrengerichten und für die Arbeitsgerichts⸗Beiſitzer ſowie die 
Mitwirkung bei der Berufung der Vertrauensräte). 


Zu 89 
Im Abſatz 2 wird der Deutſchen Arbeitsfront als weitere Aufgabe die Förderung der 
wirtſchaftlichen Belange ihrer Mitglieder auf dem Wege von Selbſthilfe⸗Einrich⸗ 
tungen erteilt. Gleichzeitig wird hiermit der Weg zu der allgemeinen Altersverfor- 
gung des Deutſchen Volkes im Rahmen der Deutſchen Arbeitsfront gewieſen. Der 
Deutſchen Arbeitsfront wird außerdem die Aufgabe zugewieſen, den Gedanken groß⸗ 
zügiger Stammarbeiterfiedlungen in die Tat umzuſetzen. 


Der Beginn der Arbeit 

Die Deutſche Arbeitsfront begann ihre Arbeit 1933 mit einer großangelegten Pro- 
pagandaaktion, denn die rund 4½ Millionen zählenden Mitglieder der Gewerk. 
ſchaften konnten für ihre große Arbeit nicht den erforderlichen Rahmen abgeben. 
Die Aktion erſtreckte ſich über ganz Deutſchland. In Tauſenden von Verſammlungen 
wurde das Wollen der neuen Organiſation dargetan und um das Vertrauen der 
ſchaffenden Deutſchen geworben. Nicht einer ſollte gezwungen werden, dieſer Organi- 
ſation beizutreten, aber jeder, der im Dritten Reich mitarbeiten wollte, ſollte die 
Möglichkeit haben, an dem Aufbau der Volksgemeinſchaft mitzuwirken. Abgelehnt 
wurde nur, wer in klaſſenmäßig gebundenen Vereinen, z. B. konfeſſionellen Arbeiter. 
und Geſellenvereinen uſw. tätig war. Zwangsorganiſation zu fein, lehnte die Arbeits- 
front ab, weil eine Gemeinſchaft ſich nur aufbauen kann auf der freiwilligen Mit. 
arbeit derer, die guten Willens ſind. Jeder andere kann den Aufbau nur ſtören. 

And die Männer und die Frauen der deutſchen Arbeit kamen. Sie faßten Vertrauen 
zu dem nationalſozialiſtiſchen Wollen, ſie waren froh, mitwirken zu können an dem, 
was nun neu aufgebaut werden ſollte. Selbſt die alten Gewerkſchaftler ſtellten ſich frei. 
willig in den Dienſt der neuen Sache. Die jahrelang verhetzten Volksgenoſſen fanden 
eine neue Heimat, ſahen, daß ſie nicht beiſeite ſtehen mußten, ſondern als gleich. 
berechtigte Mitarbeiter in einer nationalſozialiſtiſchen Organiſation willkommen 
waren. 
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Die Gemeinfchaftsidee 
Die Propagandiſten der Deutſchen Arbeitsfront betonten bei dieſem erften großen 
Werbefeldzug immer wieder, daß die Vorausſetzung zur Löſung der ſozialen Frage 
das fieghafte Durchbrechen der Gemeinſchaftsidee ſei. Der Reichsleiter der Deutſchen 
Arbeitsfront, Dr. Robert Ley, der in mehreren großen Reifen ganz Deutſchland 
durchquerte, ging perſönlich von Betrieb zu Betrieb, um immer wieder Gefolgſchaft 
und Betriebsführern den einen Gedanken einzuhämmern: 

Gemeinſchaft. 
And tatſächlich mußte zuerſt jeder klaſſenkämpferiſche Gedanke von oben und unten 
ausgerottet werden, ehe man an wirkliche Reformen des ſozialen Lebens herangehen 
konnte. Das vergangene Syſtem wäre ſelbſt bei gutem Willen bei jedem Verſuch zur 
Löſung der ſozialen Frage geſcheitert, weil der eine Teil des Volkes der geſchworene 
Feind des anderen Teils war. Solange gegenſeitiges Mißtrauen Anternehmer und 
Gefolgſchaft beherrſcht, iſt kein ſozialer Friede im Betrieb möglich. Es gehört aber 
ſchon die Ideologie eines verbohrten Marxiſten dazu, zu meinen, einen ſozialen 
Frieden im großen Rahmen herſtellen zu können, wenn er nicht in der kleinſten Zelle 
des ſozialen Lebens — im Betrieb — hergeſtellt wird. 
So wird der Grundgedanke bei allem Handeln auf ſozialem Gebiet immer die Ge⸗ 
meinſchaftsidee fein müſſen. 


Dom Wefen der Sozialpolitik 
Das Objekt der Sozialpolitik im neuen Deutſchland iſt nicht mehr der einzelne 
Menſch, ſondern die Nation. Grundſatz für die Sozialpolitik iſt demzufolge: 


Was der Nation und ihrem Fortbeſtehen dient, 

iſt richtig, was ihr ſchadet, iſt falſch. 
Dieſer Grundſatz behütet die Deutſche Arbeitsfront davor, die Sozialpolitik jemals 
vom bürgerlich ⸗kapitaliſtiſchen oder klaſſenkämpferiſch⸗marxiſtiſchen Standpunkt aus 
zu ſehen. 
Die Erkenntnis aber, daß ſich Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik nicht voneinander 
trennen laſſen, gibt die Erklärung dafür, daß die DAF. um jo mehr beſtrebt iſt, die 
ſozialen Fragen vom Betriebe her zu löſen. Einzig und allein die Schaffung einer 
wahren Betriebsgemeinſchaft iſt die Garantie für die Löſung jeder ſozialen Frage. 
Die von der Deutſchen Arbeitsfront angeſtrebte Hebung des wirtſchaftlichen und 
kulturellen Niveaus des deutſchen Arbeiters iſt nicht die Forderung eines Standes, 
auch nicht Sache eines Standes, ſondern wirklich die Sache der Nation. Nicht dadurch 
wird der Arbeiter zum höchſten Einſatz ſür die Nation bereit ſein, wenn ſich die 
Nation nur feiner erinnert, wenn fie ihn nötig hat, ſondern dadurch, daß fie ihn teil⸗ 
haben läßt an dem, was wir heute deutſches Kulturgut nennen. And ſchließlich muß 
man an der Hebung des Standes arbeiten, der ja leider Gottes neben dem Bauern- 
ſtand der einzige war, der dafür ſorgte, daß unſer Volk zahlenmäßig nicht jo zurüd- 
ging (und damit auch an Bedeutung überhaupt verlor), wie man nach den Geburten- 
ziffern der ſogenannten gebildeten Stände vermuten könnte. 
Ebenſo wandte ſich die Deutſche Arbeitsfront gegen das dem deutſchen Arbeiter 
künſtlich eingeflößte Minderwertigkeitsgefühl. Sie will einen freien deutſchen 
Arbeiter, der ſich ſeines Wertes bewußt iſt. Sie will einen deutſchen Anternehmer, 
Offizier und Beamten, der im deutſchen Arbeiter zuerſt ſeinen Volksgenoſſen ſieht, 
ohne deſſen Arbeit auch die ſeine nutzlos wäre. 
Das ſoll keine Gleichmacherei bedeuten, im Gegenteil, jeder Nationalſozialiſt weiß, 
daß gerade der Gedanke der Volksgemeinſchaft die Durchführung des Leiftungs- 
prinzips vorausſetzt. Der Tüchtige fol materiell beſſer entlohnt werden, feine Ent. 
lohnung ſoll ſich danach richten, was ſeine Arbeit für das Volksganze wert iſt. Der 
Tüchtige ſoll an die Spitze kommen, weil wir wiſſen, daß wir im Wettkampf der 
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Nationen nur beſtehen und ſiegen können, wenn wir die in unſerem Volk vorhandenen 
Kräfte ihrem Können entſprechend anſetzen. 


Kein Volk kann ſich höher entwickeln, in dem nicht der beſſere Könner an die Spitze 
kommt. Doch ſchließt das nicht aus, daß jeder Schaffende ob feiner Arbeit ge- 
achtet wird. 

Wenn die Deutſche Arbeitsfront, auch ohne Lohnforderungen aufzuſtellen, gerade 
beim deutſchen Arbeiter viel Anklang gefunden hat, dann beweiſt das, wieviel dem 
deutſchen Arbeiter an ſeiner Anerkennung als gleichwertiger Volksgenoſſe liegt. 


Das Lohnproblem iſt zweifellos eine der ſchwierigſten Fragen. Kein ernſthaſter 
Nationalſozialiſt gibt ſich der Illufion hin, als ob die derzeitige Löſung des Lohn- 
problems die Patentlöſung darſtellte. Aber eines iſt ſicher, im Vergleich zu 1932 
haben ſich auch dieſe Dinge ſchon weſentlich gebeſſert. Der Führer baut Deutſchland 
neu auf. Gerade der Arbeiter weiß, daß zu einem derart gewaltigen Werk Opfer 
von allen Beteiligten gefordert werden müſſen. Er hat zum Führer das Vertrauen, 
daß er, wenn die Zeit gekommen, auch die Lohnfrage löſen wird. 
Abgeſehen von der augenblicklichen Lage Deutſchlands, die eine andere Behandlung 
des Lohnproblems zur Zeit unmöglich macht, iſt die Löſung dieſer Frage ſo wichtig, 
daß ſie nicht mit dem alten Rezept verſucht werden kann: 

„Die Gewerkſchaften forderten und die Arbeitgeberverbände lehnten ab.“ 
Für derart billige Methoden iſt heute keine Zeit mehr. 


Lohn iſt nicht nur die Frage des Bargeldes, das man dem Arbeiter am Zahltag in 
die Hand drückt, ſondern ebenſoſehr eine Frage der Preiſe, der Mieten, der Arbeits. 
bedingungen, der Siedlungsmöglichkeiten, der Sozialverſicherungsmaßnahmen uſw. 
Berückſichtigt man einmal die Leiſtungen der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“, 
die mit ihren Theater⸗ und Opernbeſuchen, Erholungsreiſen im eigenen Vaterlande, 
Seereiſen, Sportkurſen uſw. dem ſchaffenden Menſchen zur Verfügung ſtehen, ſo 
wird es jedem ohne weiteres klar, daß hier allein ſchon eine indirekte Lohnerhöhung 
enthalten iſt. 

Die ganze Arbeit der Deutſchen Arbeitsfront auf ſozialpolitiſchem Gebiet ging über⸗ 
haupt nicht ſo vor ſich, daß ſie etwas als richtig Anerkanntes nun verſuchte mit aller 
Gewalt in die Praxis umzuſetzen, ſondern immer danach ſtrebte, das Richtige im 
Rahmen des Möglichen Wirklichkeit werden zu laſſen. 


Jedes Mitglied der Deutſchen Arbeitsfront ſoll das Gefühl haben, beſchützt zu ſein; 
ob es Sorgen find in arbeitsrechtlicher Beziehung, ob in Fragen der Sozialverſiche⸗ 
rung, eines muß jedes Mitglied wiſſen, die Arbeitsfront nimmt ſich all dieſer Sorgen 
an. Die Arbeitsfront ſieht es als eine ihrer vornehmſten Aufgaben an, jedem 
ſchaffenden Deutſchen ſoweit zu helfen, als dies überhaupt möglich iſt. Die Sozial- 
ämter, die Rechtsberatungsſtellen uſw. bei ihren Dienſtſtellen find dafür geſchaffen, 
um ſich der Sorgen anzunehmen. Es gibt keine kleinen und großen Sorgen, denn 
Sorgen erfüllen immer den ganzen Menſchen. Eine wahre Volksgemeinſchaft kann 
aber nur dort entſtehen, wo der einzelne Volksgenoſſe die Gewißheit hat, daß man 
ſich ſeiner wirklich annimmt, wo er fühlt, daß er nicht als läſtig empfunden wird mit 
ſeinen Alltagsſorgen, ſondern es eine Selbſtverſtändlichkeit iſt, ihm zu helfen. 
Ein weiterer Grundſatz bei aller Arbeit auf ſozialpolitiſchem Gebiet iſt: 
Dinge, die ſich im Betrieb ſelbſt, d. h. unmittelbar zwiſchen den Beteiligten regeln 
laſſen, nicht übergeordneten oder außerhalb des Betriebs ſtehenden Inſtanzen zu 
übertragen. 
Der Betrieb ſtellt eine Gemeinſchaft dar. Nicht nur der Unternehmer iſt an der Ren- 
tabilität des Betriebs intereſſiert, ſondern auch die Gefolgſchaft, der dieſer Betrieb 
ja ebenfalls die Quelle ihres Broterwerbs iſt. 
Aus dieſem Geiſt heraus und unter Mitwirkung der Deutſchen Arbeitsfront iſt auch 
das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit entſtanden. 
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Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit 


Das Geſetz vom 20. Januar 1934 iſt die Ablöſung der Sozialgeſetzgebung des Syſtems, 
die von dem Klaſſenkampf als ſelbſtverſtändlicher Vorausſetzung ausgeht. 


In ſeiner Grundtendenz geht das Geſetz aus von der Betriebsgemeinſchaft und dem 
Menſchen im Betrieb. Aus der Erkenntnis, daß Wirtſchaſt und Scozialpolitik 
untrennbar miteinander verbunden find, wurde mit dem RNeichswirtſchaftsminiſter die 
ſogenannte Leipziger Vereinbarung getroffen, die den Aufbau von fozial- und wirt- 
ſchaftspolitiſchen Selbſtverantwortungsorganen vorſieht. Gliederungen und Aufbau 
der Selbſtverantwortungsgemeinſchaften find in der Leipziger Vereinbarung feſt⸗ 
gelegt worden. Aufbau und Lenkung liegen bei der Deutſchen Arbeitsfront. 


Im Betrieb iſt der Betriebsobmann der Deutſchen Arbeitsfront für alle Fragen der 
Selbſtverantwortung zuſtändig. Für alle Betriebe, in denen kein Betriebsobmann 
vorhanden iſt, iſt es der Ortsbetriebsgemeinſchaftswalter. Beide ſind die Sprecher 
des Betriebsſührers zur Gefolgſchaft und der Gefolgſchaſt zum Betriebsführer in 
allen weltanſchaulichen, wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſchen Fragen, die an fie heran- 
getragen werden. 


Der Vertrauensrat, gebildet aus dem Betriebsführer und den Vertrauensmännern 
der Geſolgſchaft, iſt ein Organ der Selbſtverwaltung und hat die Angelegenheiten 
der Betriebsgemeinſchaft zu regeln. 


Für die Regelung überbetrieblicher Fragen ſind aus Betriebsführern und Gefolg⸗ 
ſchaftsmännern artgleicher Betriebe paritätiſch beſetzte Arbeitsausſchüſſe errichtet, in 
denen Fragen überbetrieblicher Art innerhalb der fachlichen und gebietlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit zu beſprechen find. 


Außerdem beſtehen bei den Gauwaltungen noch die Arbeitskammern, welche ſich aus 
Amtsträgern der Deutſchen Arbeitsfront, der jeweiligen Gauwaltung und Einzel- 
perſonen, die von der Deutſchen Arbeitsfront berufen werden, zufammenſetzen. 


Den Arbeitskammern bei den Gauwaltungen entſpricht die Reichsarbeitskammer bei 
der Reichsdienſtſtelle, die nach gleichen Geſichtspunkten zuſammengeſetzt iſt. 


Der Zweck der geſamten Einrichtungen der ſozialen Selbſtverantwortung iſt es, die 
an der gemeinſamen Aufgabe ſchaffenden Betriebsführer und Gefolgſchaftsmitglieder 
zu zwingen, ihre Angelegenheiten, oft perſönlicher, meiſt betrieblicher und überbetrieb- 
licher Art, in voller Selbſtverantwortung ſelbſt zu ordnen, während der ſtaatliche 
Reichstreuhänderapparat nur bei mangelnder Einigung als Entſcheidungsinſtanz 
auftritt. 


Gliederung 


Die Deutſche Arbeitsfront wird geführt vom Reihsorganifationsleiter der NSDAP. 
(Reichsleiter der Deutſchen Arbeitsfront). 


Die Deutſche Arbeitsfront iſt entſprechend ihren Aufgaben gegliedert: 
1. fachlich in Amter des Sentralbürog, 

2. in RNeichsbetriebsgemeinſchaften, 

3. regional in Gaue, Kreiſe, Ortsgruppen, Zellen und Blocks. 


I. Die Reichsdienftftellen der Deutfchen Arbeitsfront 
Die Reichswaltung der Deutſchen Arbeitsfront iſt 
das Zentralbüro 


mit feinen Amtern und Reichsbetriebsgemeinſchaften, die in Abteilungen, Anter- 
abteilungen und Sachreferate unterteilt ſind. 
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Nationen nur beſtehen und ſiegen können, wenn wir die in unferem Volk vorhandene n 
Kräfte ihrem Können entſprechend anſetzen. 
Kein Volk kann ſich höher entwickeln, in dem nicht der beſſere Könner an die Spitze 
kommt. Doch ſchließt das nicht aus, daß jeder Schaffende ob feiner Arbeit ge- 
achtet wird. 
Wenn die Deutſche Arbeitsfront, auch ohne Lohnforderungen aufzuſtellen, gerade 
beim deutſchen Arbeiter viel Anklang gefunden hat, dann beweiſt das, wieviel dem 
deutſchen Arbeiter an ſeiner Anerkennung als gleichwertiger Volksgenoſſe liegt. 
Das Lohnproblem iſt zweifellos eine der ſchwierigſten Fragen. Kein ernſthafter 
Nationalſozialiſt gibt fi der Illuſion hin, als ob die derzeitige Löſung des Lohn- 
problems die Patentlöſung darſtellte. Aber eines iſt ſicher, im Vergleich zu 1932 
haben ſich auch dieſe Dinge ſchon weſentlich gebeſſert. Der Führer baut Deutſchland 
neu auf. Gerade der Arbeiter weiß, daß zu einem derart gewaltigen Werk Opfer 
von allen Beteiligten gefordert werden müſſen. Er hat zum Führer das Vertrauen, 
daß er, wenn die Zeit gekommen, auch die Lohnfrage löſen wird. 
Abgeſehen von der augenblicklichen Lage Deutſchlands, die eine andere Behandlung 
des Lohnproblems zur Zeit unmöglich macht, iſt die Löſung dieſer Frage ſo wichtig, 
daß ſie nicht mit dem alten Rezept verſucht werden kann: 
„Die Gewerkſchaften forderten und die Arbeitgeberverbände lehnten ab.“ 
Für derart billige Methoden iſt heute keine Zeit mehr. 
Lohn iſt nicht nur die Frage des Bargeldes, das man dem Arbeiter am Zahltag in 
die Hand drückt, ſondern ebenſoſehr eine Frage der Preiſe, der Mieten, der Arbeits- 
bedingungen, der Siedlungsmöglichkeiten, der Sozialverſicherungsmaßnahmen uſw. 
Berückſichtigt man einmal die Leiſtungen der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“, 
die mit ihren Theater⸗ und Opernbeſuchen, Erholungsreiſen im eigenen Vaterlande, 
Seereiſen, Sportkurſen uſw. dem ſchaffenden Menſchen zur Verfügung ſtehen, ſo 
wird es jedem ohne weiteres klar, daß hier allein ſchon eine indirekte Lohnerhöhung 
enthalten iſt. 
Die ganze Arbeit der Deutſchen Arbeitsfront auf ſozialpolitiſchem Gebiet ging über⸗ 
haupt nicht ſo vor ſich, daß ſie etwas als richtig Anerkanntes nun verſuchte mit aller 
Gewalt in die Praxis umzuſetzen, ſondern immer danach ſtrebte, das Richtige im 
Rahmen des Möglichen Wirklichkeit werden zu laſſen. 
Jedes Mitglied der Deutſchen Arbeitsfront ſoll das Gefühl haben, beſchützt zu ſein; 
ob es Sorgen find in arbeitsrechtlicher Beziehung, ob in Fragen der Sozialverſiche⸗ 
rung, eines muß jedes Mitglied wiſſen, die Arbeitsfront nimmt ſich all dieſer Sorgen 
an. Die Arbeitsfront ſieht es als eine ihrer vornehmſten Aufgaben an, jedem 
ſchaffenden Deutſchen ſoweit zu helfen, als dies überhaupt möglich iſt. Die Sozial 
ämter, die Rechtsberatungsſtellen ufw. bei ihren Dienſtſtellen find dafür geſchaffen, 
um ſich der Sorgen anzunehmen. Es gibt keine kleinen und großen Sorgen, denn 
Sorgen erfüllen immer den ganzen Menſchen. Eine wahre Volksgemeinſchaft kann 
aber nur dort entſtehen, wo der einzelne Volksgenoſſe die Gewißheit hat, daß man 
ſich ſeiner wirklich annimmt, wo er fühlt, daß er nicht als läſtig empfunden wird mit 
ſeinen Alltagsſorgen, ſondern es eine Selbſtverſtändlichkeit iſt, ihm zu helfen. 
Ein weiterer Grundſatz bei aller Arbeit auf ſozialpolitiſchem Gebiet iſt: 
Dinge, die ſich im Betrieb ſelbſt, d. h. unmittelbar zwiſchen den Beteiligten regeln 
laſſen, nicht übergeordneten oder außerhalb des Betriebs ſtehenden Inſtanzen zu 
übertragen. 
Der Betrieb ſtellt eine Gemeinſchaft dar. Nicht nur der Anternehmer iſt an der Ren- 
tabilität des Betriebs intereſſiert, ſondern auch die Gefolgſchaft, der dieſer Betrieb 
ja ebenfalls die Quelle ihres Broterwerbs iſt. 


Aus dieſem Geiſt heraus und unter Mitwirkung der Deutſchen Arbeitsfront iſt auch 
das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit entſtanden. 
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Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit 


Das Geſetz vom 20. Januar 1934 iſt die Ablöſung der Sozialgeſetzgebung des Syſtems, 
die von dem Klaſſenkampf als ſelbſtverſtändlicher Vorausſetzung ausgeht. 


In ſeiner Grundtendenz geht das Geſetz aus von der Betriebsgemeinſchaft und dem 
Menſchen im Betrieb. Aus der Erkenntnis, daß Wirtſchaſt und Sozialpolitik 
untrennbar miteinander verbunden find, wurde mit dem Reichswirtſchaftsminiſter die 
ſogenannte Leipziger Vereinbarung getroffen, die den Aufbau von fozial- und wirt ⸗ 
ſchaftspolitiſchen Selbſtverantwortungsorganen vorſieht. Gliederungen und Aufbau 
der Selbſtverantwortungsgemeinſchaften find in der Leipziger Vereinbarung feſt⸗ 
gelegt worden. Aufbau und Lenkung liegen bei der Deutſchen Arbeitsfront. 


Im Betrieb iſt der Betriebsobmann der Deutſchen Arbeitsfront ſür alle Fragen der 
Selbſtverantwortung zuſtändig. Für alle Betriebe, in denen kein Betriebsobmann 
vorhanden iſt, iſt es der Ortsbetriebsgemeinſchaftswalter. Beide ſind die Sprecher 
des Betriebsführers zur Gefolgſchaft und der Gefolgſchaft zum Betriebsführer in 
allen weltanſchaulichen, wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſchen Fragen, die an fie heran- 
getragen werden. 

Der Vertrauensrat, gebildet aus dem Betriebsführer und den Vertrauensmännern 
der Gefolgſchaft, iſt ein Organ der Selbſtverwaltung und hat die Angelegenheiten 
der Betriebsgemeinſchaft zu regeln. 


Für die Regelung überbetrieblicher Fragen find aus Betriebsführern und Gefolg⸗ 
ſchaftsmännern artgleicher Betriebe paritätiſch beſetzte Arbeitsausſchüſſe errichtet, in 
denen Fragen überbetrieblicher Art innerhalb der fachlichen und gebietlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit zu beſprechen ſind. 


Außerdem beſtehen bei den Gauwaltungen noch die Arbeitskammern, welche ſich aus 
Amtsträgern der Deutſchen Arbeitsfront, der jeweiligen Gauwaltung und Einzel; 
perſonen, die von der Deutſchen Arbeitsfront berufen werden, zuſammenſetzen. 


Den Arbeitskammern bei den Gauwaltungen entſpricht die Reichsarbeitskammer bei 
der Reichsdienſtſtelle, die nach gleichen Geſichtspunkten zuſammengeſetzt iſt. 


Der Zweck der geſamten Einrichtungen der ſozialen Selbſtverantwortung iſt es, die 
an der gemeinſamen Aufgabe ſchaffenden Betriebsführer und Gefolgſchaftsmitglieder 
zu zwingen, ihre Angelegenheiten, oft perſönlicher, meiſt betrieblicher und überbetrieb⸗ 
licher Art, in voller Selbſtverantwortung ſelbſt zu ordnen, während der ſtaatliche 
Reichstreuhänderapparat nur bei mangelnder Einigung als Entſcheidungsinſtanz 
auftritt. 


Gliederung 


Die Deutſche Arbeitsfront wird geführt vom Reichsorganiſationsleiter der NSDAP. 
(Reichsleiter der Deutſchen Arbeitsfront). 


Die Deutſche Arbeitsfront iſt entſprechend ihren Aufgaben gegliedert: 
1. fachlich in Amter des Zentralbüros, 

2. in Reichsbetriebsgemeinſchaften, 

3. regional in Gaue, Kreiſe, Ortsgruppen, Zellen und Blocks. 


I. Die Reichsdienftftellen der Deulſchen Arbeitsfront 
Die Reichswaltung der Deutſchen Arbeitsfront iſt 
das Sentralbüro 


mit feinen Amtern und Reichsbetriebsgemeinſchaften, die in Abteilungen, Anter⸗ 
abteilungen und Sachreferate unterteilt ſind. 
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1. Ad jutantur 


Die Adjutantur dient der perſönlichen Anterſtützung des Leiters der DAF. und be- 
arbeitet ſeine perſönliche Poſt. Soweit ſie ſachlichen Inhalts iſt, leitet ſie ſie an das 
Stabsamt weiter. 


Der Adjutantur unterſteht der perſönliche Preſſereferent. 


2. Stabs amt 


Der Stabsleiter des Reichsorganiſationsleiters der NSDAP. iſt gleichzeitig Stabs- 
leiter der DAF. (Anordnung des Reichsorganiſationsleiters 31/35). 


Dem Stabsamt obliegt die Geſchäftsaufſicht über alle Dienſtſtellen der DA F. Außer- 
dem redigiert es das Amtliche Nachrichtenblatt der DAF. Ihm unterſtehen unmittel- 
bar das Rechtsamt, das Referat für Auslandsfragen und das Amt Information. 
Das Rechtsamt berät und vertritt den Leiter der Deutſchen Arbeitsfront, dieſe 
ſelbſt und ihre Einrichtungen und wirtſchaftlichen Unternehmungen in allen juriſtiſchen 
Angelegenheiten. 

Das Referat für Auslandsfragen erledigt den geſamten Schriftverkehr 
mit dem Ausland, wirkt bei Empfängen von Ausländern und Führung der Ausländer 
mit und bearbeitet die Teilnahme an internationalen Kongreſſen und Tagungen. 
Das Amt Information unterrichtet den Reichsleiter der DAF. über die Aus- 
wirkung von Maßnahmen der DAF., von behördlichen Verordnungen und Geſetzen 
und iſt für die Abwehr von Angriffen auf die DAF. in Zuſammenarbeit mit DAF. 
und Parteidienſtſtellen und den zuſtändigen Reichs und Landesbehörden verant- 
wortlich. 


3. Organiſations amt 


Das Organiſationsamt iſt für die Ausrichtung und Aberwachung der geſamten Organi- 
ſation der DA F. nach dem Willen des Leiters der DAF. verantwortlich und allein 
für alle Fragen der gebietlichen und fachlichen Gliederung innerhalb der DAF. zu- 
ſtändig. Ferner bereitet es Reichstagungen und Großveranſtaltungen der DAF. vor. 
Ihm unterſtehen noch die Abteilung Wehrmacht und Luftfahrt der DAF., deren Auf- 
gabe die Betreuung aller Angehörigen der Wehrmacht., Luftwaffen- und Luftfahrt- 
betriebe iſt. 


4. Perſonalamt 


Das Perſonalamt erledigt alle Perſonalangelegenheiten von Mitarbeitern des 
Zentralbüros, überwacht die Perſonalabteilungen in den Gauwaltungen und iſt Auf- 
ſichts⸗ und Beſchwerdeinſtanz für alle Perſonalangelegenheiten. 


5. Schulungsamt 


Das Schulungsamt hat die Aufgabe, die fachpolitiſche Grundſtellung (Arbeitspolitik 
auf weltanſchaulicher Grundlage) durchzuführen. Es betreibt ſozialpolitiſche und 
volkswirtſchaftliche Fachſchulung. Ihm unterſtehen die Schulungsburgen. 


6. Sozialamt 


Das Sozialamt hat ſtändig die Auswirkungen der ſozialen Geſetzgebung zu be- 
obachten und grundſätzliche Fragen der ſozialen Betreuung zu bearbeiten. In ſein 
Arbeitsgebiet fallen ferner die Heimarbeiterfragen, der Erfinderſchutz, Fragen der 
Lohnpolitik und der Tarif. und Betriebsordnungen, der Arbeitsſchutz und die Fragen 
der Sozialverſicherung. 


7. Amt für ſoziale Selbſtverant wortung 
Das Amt für ſoziale Selbſtverantwortung iſt für alle un der ſozialen Gelbitver- 


antwortung zuſtändig. 
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8. Amt für Rechtsberatungsſtellen 

Das Amt für Rechtsberatungsſtellen verwaltet und beauffſichtigt fachlich die Gau ; 
und örtlichen Rechtsberatungsſtellen, deren Aufgabe die Betreuung der Mitglieder 
in allen Rechtsangelegenheiten iſt, die das Arbeitsverhältnis betreffen, oder ſich aus 
einer öffentlich ⸗ rechtlichen Sozialverſicherung oder einer zugelaſſenen Erſatzeinrich⸗ 
tung ergeben. 


9 Jugendamt 

Das Jugendamt bildet nach einer Vereinbarung zwiſchen dem Leiter der DAF. und 
Reichsjugendführer gleichzeitig das Berufsreferat des Sozialamts der Reichsjugend⸗ 
führung. Es unterſteht jedoch allein dem Leiter der DA F. Seine Aufgabe beſteht in 
der Ausrichtung der Jugendwalter und Jugendreferenten bei den Amtern und Reichs- 
betriebsgemeinſchaften in der Vorbereitung, Durchführung und Auswertung des 
Reichs berufswettkampfes der Jugendlichen. 


10. Frauenamt 

Das Frauenamt hat die Aufgabe, den Amtern und Reichsbetriebsgemeinſchaften in 
Frauenfragen beratend zur Seite zu ſtehen bei der Ausrichtung nach den Geſichts⸗ 
punkten der NSDAP. Ihm unterſtehen die Frauenwalterinnen in den Gauen und 
bei den Reichsbetriebsgemeinſchaften. 


11. Amt für Berufs erziehung und Betriebsführung 

Das Amt für Berufserziehung und Betriebsführung iſt mit der Führung und Steue⸗ 
rung der geſamten Berufsausbildungsarbeiten gemäß 8 8 der Verordnung des 
Führers vom 24. Oktober 1934 betraut. Es arbeitet zu dieſem Zweck engſtens mit 
den Reichsbetriebsgemeinſchaften zuſammen und hat die notwendigen Unterlagen 
aus Ergebniſſen von Anterſuchungen in Wiſſenſchaft und Praxis zu erſtellen und die 
eingeſetzten Lehrkräfte zuſammenzufaſſen und auszurichten. 


12. Amt für Volksgeſundheit 

Das Amt für Volksgeſundheit wird in Perſonalunion mit dem Leiter des Haupt- 
amts für Volksgeſundheit der NSDAP. geführt. Seine Aufgabe beſteht darin, den 
Geſundheitszuſtand des Deutſchen Volkes zu überwachen und durch geeignete Maß- 
nahmen, wie Einſatz von Betriebsärzten, Aufklärung und Anleitung zur geſundheit⸗ 
lichen Lebensgeſtaltung, Schulung und Propaganda, zu erhalten und zu heben. 


13. Heimſtättenamt 

Das Heimſtättenamt hat das deutſche Siedlungswerk zu fördern durch Zuſammen⸗ 
faſſung und Ausrichtung aller nichtbäuerlichen Siedlungsbeſtrebungen. Es überprüft 
alle Siedlungs vorhaben, wirkt bei der Siedlerauswahl maßgebend mit und führt 
auch eigene Siedlungsvorhaben durch. Es wird bei allen Fragen des Baues von 
Eigenheimen und Geſchoßwohnungen maßgebend eingeſchaltet und hat die Aufgabe, 
den Gedanken einer geſunden und ausreichenden Wohnung für jeden Volksgenoſſen 
voranzutragen, wobei die Frage des Mietpreiſes eine beſondere Rolle ſpielt. 


14. Schatz amt 

Das Schatzamt der DAF. iſt wie folgt gegliedert: 
1. Büro des Reichsſachwalters 

2. Schatzamt 


Arbeitsgebiet I: Zentralbuchhaltung und Hauptkaſſe, Gehaltsabteilung, Zentral- 
einkauf und Materialverwaltung, Kraftfahrweſen. 

Arbeitsgebiet II: Finanzſtatiſtik, Haushaltskontrolle und Markenkontrollbuchhal⸗ 
tung, Verwaltungsinſpektion, Abrechnungsweſen der DAs. (einſchließlich 
Markendepot und -verfand), Abrechnungsweſen Kd. 
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Arbeitsgebiet III: Vermögensverwaltung, Grundſtücksverwaltung, Erholungs- 
heime, Bauprüfungsabteilung und Bauunterhalt (Buchhaltung und Abrech⸗ 
nung). 

Arbeitsgebiet IV: Anterſtützungen (Verwaltung, Invalidenunterſtützung, Organi⸗ 
ſation, Anterſtützungskontrolle), Reichsarchiv und Veränderungsweſen. 

3. Leitung der wirtſchaftlichen Anternehmungen: 

Arbeitsgebiete: 

Banken, 
Verſicherungen, 
Baubetriebe, 
Siedlungs- und Verwaltungsgeſellſchaften, 
Verlagsgeſellſchaften, 
Verſicherungsabteilung des Schatzamts. 
7 Aufgabe iſt: 
Einzug und Verwaltung der Mitgliedsbeiträge. 
Leitung und Verwaltung der Anterſtützungseinrichtungen der DAT. 
Etatiſierung der Amter und Reichsbetriebsgemeinſchaften. 
Ausrichtung und Aberwachung der Baufachwalter. 
Finanzweſen der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“. 
. Vermögensverwaltung der Deutſchen Arbeitsfront GmbH. 
. Treuhandgeſellſchaft für wirtſchaftliche Anternehmungen mbh. 


15. Der Oberſte Ehren- und Diſziplinarhof 

Der Oberſte Ehren- und Diſziplinarhoſ und die ihm unterſtellten Ehren und 
Diſziplinargerichte in den Gauen üben die Ehrengerichtsbarkeit über die Mitglieder 
und Walter der DAF. nach den Ehrengeſetzen der Partei aus. Die DAF .⸗Walter 
und KdFF.⸗Warte find außerdem der Diſziplinargerichtsbarkeit unterworfen. 


16. Amt Werkſcharen 
Die Werkſcharen finden ihre Aufgaben ausſchließlich im Betrieb. Hier find fie be- 
rufen, die der DAF F. von der NSDAP. überwieſenen Aufgaben zur Erfüllung zu 
bringen. Sie find Stoßtrupp für den Nationalſozialismus und Stoßtrupp für die 
Betriebsgemeinſchaft. Die Werkſchar iſt im Betrieb eine Einheit und ſteht als ſolche 
geſchloſſen dem Obmann zum Einſatz für die Durchführung von Aufgaben und 
Aktionen zur Verfügung. 
Die Zugehörigkeit zur Werkſchar beruht auf freiwilliger Grundlage und ſetzt die 
Bereitſchaft voraus, ſich als aktiver Kämpfer für die Auffaſſung von der Arbeit und 
für ein neues deutſches Arbeitertum einzuſetzen. Die Werkſchar eines Betriebes ſetzt 
ſich zuſammen aus 

a) der aktiven Werkſchar mit Werkſcharmännern vom 18. bis 35. Lebensjahr 
und b) der Stamm- Mannſchaft, die die Obmänner und Walter der Deutſchen 

Arbeitsfront ſowie die Werkſcharmänner über 35 Jahre erfaßt. 

Der Reichsorganiſationsleiter der NSDAP. und Leiter der Deutſchen Arbeitsfront 
führt als Reichswerkſcharſührer die Werkſchar der Deutſchen Arbeitsfront. 
Das Amt RNeichswerkſcharführung leitet der Oberſtwerkſcharführer. 
Dem Amt Reichswerkſcharführung im Zentralbüro entſpricht die Abteilung Gau⸗ 
werkſcharführung in der Gauwaltung, der Abteilung Kreiswerkſcharführung in der 
Kreiswaltung, der Hauptwerkſcharſührung in der Ortswaltung und der Werkſchar 
als ſolche in den Betrieben. 


17. Preſſeamt 
Das Preſſeamt hat die Aufgabe der inneren und äußeren Geſtaltung der von der 
Deutſchen Arbeitsfront einſchließlich NS.⸗Gemeinſchaſt „Kraft durch Freude“ her⸗ 


— 
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ausgegebenen Preſſe. Es unterrichtet die geſamte Preſſe über Arbeit und Ziel der 
DAF. in engſter Zuſammenarbeit mit der Parteipreſſe. Als Sonderdienſt der 
„Nationalſozialiſtiſchen Korreſpondenz“ gibt es die „Deutſche Arbeitskorreſpondenz“ 
(DA K.) heraus ſowie die beiden Zeitſchriften „Arbeitertum“ und „Aufbau“. 


18. Propagandaamt 

Dem Propagandaamt obliegt die Durchführung von Propagandamaßnahmen im 
Rahmen der Deutſchen Arbeitsfront, die Durchführung öffentlicher Veranſtaltungen, 
der Rednereinſatz, die Rednerinformation ſowie die Veranſtaltung von Ausſtellungen 
und Entwurf von Plaketten, Herausgabe von Werbeſchriften, Herſtellung von Filmen 
und die Mitarbeit an Rundfunkſendungen. 


19. Arbeitswifſenſchaftliches Inſtitut 

Das Arbeitswiſſenſchaftliche Inſtitut leitet das Zentralarchiv der DA F., in dem alle 
Druckſchriften der Amter und Reichsbetriebsgemeinſchaften erfaßt werden. Es iſt die 
Verbindungsſtelle der DAF. zu den wiſſenſchaftlichen Inſtituten, wie Inſtitut für 
Konjunkturforſchung und Statiſtiſches Reichsamt. Ferner hat es die Aufgabe, 
ſtatiſtiſche Erhebungen auszuwerten und den Umtern und Reihsbetriebsgemein- 
ſchaften bei Anterſuchungen auf wirtſchaftlichem oder ſozialpolitiſchem Gebiet zu 
helfen. 


20. Amt für techniſche Wiſſenſchaften 

Das Amt für techniſche Wiſſenſchaften arbeitet in allen Fragen der Technik eng mit 
dem Beauftragten des Stellvertreters des Führers für alle Fragen der Technik 
zuſammen. Es iſt beauftragt, alle Weiſungen zu erlaſſen, welche eine Förderung der 
techniſch⸗wiſſenſchaftlichen Aufgaben ermöglichen. 


21. NS. Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ 
Die NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ gliedert ſich in: 


1. das Amt für Reifen, Wandern und Arlaub, 
2. das Amt Feierabend, 

3. das Sportamt, 

4. das Amt Schönheit der Arbeit, 

5. das Amt deutſches Volksbildungswerk. 


Die Leiſtungen der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ find fo gewaltig, daß die 
Erwähnung eines Teiles genügt, um den Begriff einer einzigartigen Organiſation 
zu erhalten. Seit ihrem Beſtehen haben insgeſamt 61¼ Millionen Menſchen an einer 
„KdFF.“. Veranſtaltung teilgenommen; der Amſatz dabei betrug 2 Milliarden Reichs⸗ 
mark. Rund 120 000 Männer und Frauen arbeiten für „KdF.“, die meiſten von 
ihnen ehrenamtlich. Nur etwa 5 000, alſo nur 4 v. H., find hauptamtlich angeſtellt. 
Insgeſamt werden in dieſem Jahr etwa 9 Millionen Menſchen an Reifen und weitere 
2 Millionen an Wanderungen teilgenommen haben. 

Eine ſehr erfreuliche Steigerung hat der Betriebsſport erfahren. Sieben Millionen 
Männer und Frauen, die bisher nie Sport getrieben haben, werden ſtändig an den 
„Kd.“ Leibesübungen teilnehmen. Sehr tatkräftig iſt die Freizeitgeſtaltung am 
Feierabend ausgebaut worden. 13% Millionen Volksgenoſſen wurden bisher durch 
„Kraft durch Freude“ ins Theater geführt, und an den zahlreichen künſtleriſch ſehr 
hochſtehenden Konzerten nahmen 3¼ Millionen „Kd.“ ⸗Beſucher teil. 

Mit dem Amt „Schönheit der Arbeit“ greift die NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch 
Freude“ bewußt in die Geſtaltung des Betriebes ein. Auf Grund der verſchiedenen 
Aktionen haben die bisher fertiggeſtellten Verbeſſerungen in den Betrieben einen 


Amſatz von 365 Millionen RM 
erreicht. Die gegenwärtig zuſammen mit den Anternehmern in Angriff genommenen 
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Maßnahmen von „Schönheit der Arbeit“ umfaſſen einen Betrag von rund 200 Mil- 
lionen RM. In ihrem Weſen eng mit den Beſtrebungen des Amtes „Schönheit der 
Arbeit“ verbunden, iſt die Aktion „Schönheit des Dorfes“. Heute haben bereits 
5000 deutſche Dörfer durch dieſe Aktion ein ſauberes, freundliches Ausſehen erhalten; 
weitere 10 000 ſind in Bearbeitung. Ä 


22. Die Zentralſtelle für den QBierjabresplan 

Aufgaben: Lenkung des Einſatzes der Deutſchen Arbeitsfront im Vierjahres⸗ 
plan. Vertretung der Deutſchen Arbeitsfront bei den Dienſtſtellen des Beauftragten 
für den Vierjahresplan. 


II. Die Reichsbetriebsgemeinfchaften 

In der Regel find die Reichsbetriebsgemeinſchaften nach den Produktionszweigen 
gegliedert. Sie umfaſſen und betreuen die Betriebe und find für die praftifche Sozial- 
politik gewiſſermaßen die Sinnesorgane der Deutſchen Arbeitsfront. Sie wirken als 
Organe der ſozialen Selbſtverwaltung. Den Reichsbetriebsgemeinſchaften im Zentral- 
büro entſprechen die Gaubetriebsgemeinſchaften bei den Gauwaltungen, und ſoweit er- 
forderlich, Kreis- und Ortsbetriebsgemeinſchaften bei den Kreis und Ortswaltungen. 


III. Die Gauwaltungen der Deutichen ie 


1. Baden, Münden-Oberbayern, 

2. Bayeriſche Oſtmark, 12 Oft- Hannover, 

3. Berlin, 20. Oſtpreußen, 

4. Danzig, 21. Pommern, 

5. Düſſeldorf, 22. Saarpfalz, 

6. Eſſen, 23. Sachſen, 

7. Franken, 24. Schleſien, 

8. Halle-Merfeburg, 25. Schleswig⸗Holſtein, 

9. Hamburg, 26. Schwaben, 

10. Heſſen⸗Naſſau, 27. Süd- Hannover ⸗Braunſchweig, 
11. Koblenz⸗Trier, 28. Thüringen, 

12. Köln⸗Aachen, 29. Weſer Ems, 

13. Kurheſſen, 30. Weſtfalen⸗Nord, 

14. Kurmark, 31. Weſtfalen Süd, 

15. Magdeburg Anhalt, 32. Württemberg Hohenzollern, 
16. Mainfranken, 33. Auslandsorganiſation. 


17. Mecklenburg ⸗Lübeck, 


Die Grenzen der Gauwaltungen der Deutſchen Arbeitsfront decken ſich mit den 

Grenzen der politiſchen Organiſation der NSDAP. Die Gauwaltungen ſind ebenſo 

wie die NSDAP. in rund 800 Kreiſe und diefe wieder in rund 15 000 Ortsgruppen 

unterteilt. 

1. Arten der Mitgliedſchaft 

Die Deutſche Arbeitsfront unterſcheidet Einzelmitglieder und korporative Mitglieder. 

(1) Einzelmitglieder. 

a) Einzelmitglieder können alle reichsdeutſchen, ſchaffenden, zur Zeit ihres Eintritts 
in die Deutſche Arbeitsfront nicht dauernd erwerbsunfähigen Volksgenoſſen 
werden, ſoweit ſie die Vorausſetzungen über die Erwerbung der Reihsbürger- 
rechte gemäß dem vorläufigen Reichsbürgergeſetz vom 15. September 1935 und 
ſeinen Ausführungsbeſtimmungen erfüllen. 

b) Die Erwerbung der Einzelmitgliedſchaft durch Reichsdeutſche, die ihren Wohnſitz 
im Ausland haben, unterliegt beſonderen Beſtimmungen der Auslandsorgani- 
ſation der Deutſchen Arbeitsfront. 

e) Ausländer können für die Dauer ihres Aufenthaltes im Deutſchen Reiche Gaſt— 
mitglieder der Deutſchen Arbeitsfront werden. Aber die Aufnahme als ſolche 
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entſcheidet das Zentralbüro der Deutſchen Arbeitsfront. Sie werden von dort 
erfaßt und betreut. Die Beſtimmungen für die Einzelmitglieder gelten finn- 
gemäß auch für die ausländiſchen Gaſtmitglieder. Die Gaſtmitgliedſchaft erliſcht, 
ſobald das Reichsgebiet verlaſſen wird. 

d) Die Einzelmitgliedſchaft zur Deutſchen Arbeitsfront ſchließt ohne weiteres das 
Recht der Benutzung der Einrichtungen der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch 
Freude“ in ſich ein. 

(2) Korporative Mitglieder. 

a) Korporative Mitglieder der Deutſchen Arbeitsfront find ſolche, die einer Organi- 
ſation angehören, welche korporativ der Deutſchen Arbeitsfront beigetreten iſt. 

b) Der Amfang der Leiſtungen und Gegenleiſtungen der Deutſchen Arbeitsfront und 
der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ an korporative Mitglieder der 
Deutſchen Arbeitsfront bleibt beſonderen Vereinbarungen mit der der Deutſchen 
Arbeitsfront korporativ beigetretenen Organiſation vorbehalten. 

2. Aufnahme 

1. Das Aufnahmegeſuch als Einzelmitglied der Deutſchen Arbeitsfront iſt bei der 
für den Wohnſitz des Aufnahmeſuchenden zuſtändigen Ortswaltung bzw. Verwal⸗ 
tungsſtelle der Deutſchen Arbeitsfront zu ſtellen. 

2. Mit der Abgabe des Aufnahmegeſuches, der Entrichtung der Aufnahmegebühr 
und des erſten Beitrages erkennt der Aufnahmeſuchende für ſich die Verbindlich- 
keit der Richtlinien der Deutſchen Arbeitsfront an. 

3. Die Aufnahme in die Deutſche Arbeitsfront wird dem Mitgliede durch Aushän⸗ 
digung eines Mitgliedsbuches beſtätigt. Dieſes Buch bleibt Eigentum der 
Deutſchen Arbeitsfront und iſt auf Verlangen des zuſtändigen Dienſtſtellen⸗ 
inhabers gegen eine Beſcheinigung auszuhändigen. 

4. Die Mitgliedſchaft zur Deutſchen Arbeitsfront iſt nicht übertragbar. 

5. Der zuſtändige DAF. Obmann (Ort, Kreis, Gau) kann die Aufnahme ablehnen. 
Gegen die Ablehnung kann der Betroffene Beſchwerde beim nächſthöheren Ob- 
mann (Kreis oder Gau) führen. Wird dieſer nicht ſtattgegeben, ſo kann er beim 
zuſtändigen Ehren- und Diſziplinargericht Einſpruch einlegen, deſſen Entſcheidung 
endgültig iſt. 

3. Pflichten der Mitglieder 


Die Mitglieder find verpflichtet, allen Anforderungen, die an fie in Erfüllung der 

Aufgaben der Deutſchen Arbeitsfront geſtellt werden, nach beſtem Können und Ver- 

mögen nachzukommen. Ferner find fie verpflichtet, die in der Beitragsordnung feit- 

gelegten Beiträge ordnungsgemäß abzuführen und die Mitgliedſchaftsbeſtimmungen 
zu befolgen. 

Alle Mitglieder der Deutſchen Arbeitsfront unterliegen der Ehren- und Difziplinar- 

gerichtsbarkeit, welche in der Ehren- und Diſziplinarordnung feſtgelegt ift. 

4. Löſchung der Mitgliedſchaft 

> Einzelmitgliedſchaft zur Deutſchen Arbeitsfront erliſcht 
durch Tod; 

4 bei weiblichen Mitgliedern, wenn ſie durch Eheſchließung aus dem Arbeitsprozeß 
ausſcheiden; 

3. durch Nichtzahlung von drei Monatsbeiträgen, wenn die dazu berechtigte zu- 
ſtändige Dienſtſtelle eine Stundung nicht eingetragen hat oder wenn trotz ver- 
merkter Stundung nach weiteren drei Monaten nicht mindeſtens die geſtundeten 
Beiträge dem Einkommen entſprechend aufgeholt find; 

4. wenn das Mitglied wegen Geiſteskrankheit entmündigt wird; 

5. durch Austritt. 

a) Der Austritt kann nur durch eine ſchriftliche Mitteilung an die zuftändige 
Ortswaltung der Deutſchen Arbeitsfront mit einer Kündigungsfriſt von ſechs 
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Wochen zum jeweiligen Quartalsſchluß erfolgen. Die Verpflichtungen des 
Mitgliedes erlöſchen erſt nach Ablauf dieſer Friſt. 

b) Eine Austrittserklärung kann nicht rechtswirkſam abgegeben werden von 
einem Mitgliede, gegen das ein Verfahren vor einem Ehren- und Difziplinar- 
gericht der Deutſchen Arbeitsfront bzw. vor dem Oberſten Ehren und 
Diſziplinarhof der Deutſchen Arbeitsfront ſchwebt; 

6. durch rechtskräftigen Ausſchluß durch ein DAF. ⸗Gericht. 

a) Die Vollſtreckung eines rechtskräftigen auf Ausſchluß lautenden Arteils durch 
den zuſtändigen Dienſtſtelleninhaber erfolgt durch Zuſtellung der entſprechen⸗ 
den Verfügung an das betreffende Mitglied durch eingeſchriebenen Brief mit 
Rückſchein. Ein Einſchreibebrief, deſſen Annahme vom Empfänger verweigert 
wird, gilt als zugeſtellt. 

7. Wirkung des Ausſcheidens. 


a) Wird die Mitgliedſchaft gemäß Abſchnitt 4 Ziffer 1 bis 6 beendet, hören alle 
Anwartſchaften bei der Deutſchen Arbeitsfront auf. 


5. Wiedereintritt 


1. Frühere Mitglieder, bei denen die Mitgliedſchaft nach Abſchnitt 4 Ziffer 3 bis 5 
erloſchen iſt, können nur im Einvernehmen mit dem zuſtändigen Kreisobmann 
wieder in die Deutſche Arbeitsfront auſgenommen werden. 

2. Rechtskräftig ausgeſchloſſene Mitglieder können, wenn fie befriſtet ausgeſchloſſen 
wurden, nach Ablauf dieſer Friſt wieder aufgenommen werden; wenn ſie auf 
Lebenszeit ausgeſchloſſen wurden, nur noch auf dem Gnadenwege durch den Leiter 
der Deutſchen Arbeitsfront. 

3. Die weiblichen Mitglieder, die durch Eheſchließung aus der Mitgliedſchaft ausge- 
ſchieden find, können wieder aufgenommen werden, wenn ſich die Vorausſetzungen 
ihres Ausſcheidens aus der Deutſchen Arbeitsfront geändert haben. 

4. Wiedereintretende Mitglieder haben regelmäßig die für neu eintretende Mit- 
glieder vorgeſchriebene Wartezeit zu erfüllen. 

Ein Wiederaufleben alter Anwartſchaften iſt auch durch Nachzahlung der Bei- 
träge nicht möglich. 


Wettkampf der Betriebe 

Zwangsmaßnahmen zur Steigerung der Leiftung werden immer nur mäßige Erfolge 
aufweiſen. Aus dieſem Grunde bemühte ſich die Deutſche Arbeitsfront, den ſport⸗ 
lichen Gedanken in die Arbeit zu tragen. 

Der Wettkampf der Betriebe bringt denn auch eine Leiſtungsſteigerung auf wirt. 
ſchafts⸗ und ſozialpolitiſchem Gebiet. Große Erfolge auf Teilgebieten werden durch 
Verleihung eines Leiſtungsabzeichens anerkannt. Große Erfolge auf allen Gebieten 
führen zu der vom Führer ausgeſprochenen höchſten Auszeichnung, die ein Betrieb 
erfahren kann: das Recht, die Bezeichnung „nationalſozialiſtiſcher Muſterbetrieb“ 
zu führen. 


Die Verfügung des Führers 
Der Führer verfügt 
Auszeichnung 
„Nationalſozialiſtiſcher Muſterbetrieb“ 


Betrieben, in denen der Gedanke der nationalſozialiſtiſchen Betriebsgemeinſchaft im 
Sinne des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit und im Geiſte der Deutſchen 
Arbeitsfront vom Führer des Betriebes und feiner Gefolgſchaft auf das Voll- 
kommenſte verwirklicht iſt, kann die Auszeichnung „Nationalſozialiſtiſcher Mufter- 
betrieb“ verliehen werden. 
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Die Auszeichnung erfolgt durch mich oder eine von mir beauftragte Stelle auf Vor 
ſchlag der Deutſchen Arbeitsfront. 

Die Verleihung der Auszeichnung erfolgt auf die Dauer eines Jahres; ſie kann 
wiederholt erfolgen. Die Auszeichnung wird zurückgenommen, wenn die Voraus- 
ſetzungen für dieſe Verleihung nicht mehr gegeben find. Die Verleihung erfolgt am 
Nationalfeiertag des deutſchen Volkes und geſchieht durch Aushändigung einer 
Arkunde an den Führer des Betriebes. Die Verleihungsurkunde hat die Gründe 
anzugeben, die für die Verleihung maßgebend find. 


Ein Betrieb, dem die Auszeichnung: „Nationalſozialiſtiſcher Muſterbetrieb“ ver- 
liehen iſt, iſt berechtigt, die Flagge der Deutſchen n mit goldenem Rade 
und goldenen Franſen zu führen. 


Die Verfügung tritt ſofort in Kraft. 
München, 29. Auguſt 1936. 
gez. Adolf Hitler. 


Die Anerdnung des Reichsorganijatiensieiters 
„Leiſtungskampf der deutſchen Betriebe“ 


Der Nationalſozialismus hat in den Mittelpunkt des Wirtſchaftsdenkens den 
Arbeitsbegriff geſtellt. Vorbildlich iſt heute deshalb nicht mehr der Betrieb, welcher 
lediglich den größten Gewinn zu verzeichnen hat, ſondern jener, der auf der Baſis 
geſunder wirtſchaftlicher Verhältniſſe eine Menſchenbetreuung durchführt, die dem 
Volke das Wertvollſte erhält, was ihm gegeben iſt: die Arbeitskraft. In ihr liegen 
Größe und Macht eines Volkes begründet. Sie zu erhalten und zu fteigern iſt erfte 
Pflicht der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, vornehmſte Aufgabe aber auch der 
deutſchen Betriebe, deren Exiſtenz und Leiſtungsfähigkeit beſtimmt wird von der 
Größe der Arbeitskraft und dem Grade der Arbeitsfähigkeit. Jene Betriebe, die 
dieſe Grundſätze durch vorbildliche Berufserziehung, Geſundheitsführung, Heim⸗ 
ſtätten und Wohnungen, „Kraft durch Freude“, praktiſche Geſtalt annehmen laſſen, 
find Pioniere der nationalſozialiſtiſchen Zielſetzung im Arbeitsleben. In Anerken- 
nung der völkiſchen Verdienſte für dieſe Leiſtungen ſtifte ich am Tage der nationalen 
Arbeit neben dem bereits ſeit 1. Mai 1936 verliehenen Leiſtungsabzeichen für vor · 
bildliche Berufserziehung Leiſtungsabzeichen für 

Vorbildliche Sorge um die Volksgeſundheit, 

Vorbildliche Heimſtätten und Wohnungen, 

Vorbildliche Förderung von „Kraft durch Freude“. 


Selbſtverſtändlich iſt, daß dieſe Leiſtungsabzeichen nur verliehen werden, wenn die 
Betriebsgemeinſchaft vorbildlich iſt. Die Verleihung erfolgt auf Antrag des gebiet - 
lich zuſtändigen Gauobmanns der Deutſchen Arbeitsfront nach Befürwortung durch 
die zuſtändige Betriebsgemeinſchaft und durch das zuſtändige Fachamt der Deutſchen 
Arbeitsfront. Dieſe Leiſtungsabzeichen ſind ſchon ein Ausdruck nationalſozialiſtiſcher 
Haltung der Betriebsführung. Die Erkenntnis von der unlösbaren Verbundenheit 
aller im Betriebe Schaffenden iſt das Kernſtück nationalſozialiſtiſcher Arbeitspolitit 
und damit der nationalſozialiſtiſchen Sozial- und Wirtſchaftspolitik. Nach dem 
Willen des Führers werden daher die Betriebe, die zur Betriebs. und Leiftungs- 
gemeinſchaft, d. h. zu einer Zelle der Volksgemeinſchaft zufammengewachſen find, in 
der Betriebsführer und Gefolgſchaft als Soldaten der Arbeit, als Arbeitsbeauftragte 
des deutſchen Volkes in einer Front ſtehen und Geſamtleiſtungen vollbringen, die im⸗ 
ſtande find, dem deutſchen Volk bei feinem Kampf um Leben und Raum zu helfen, 
durch die Auszeichnung als „Nationalſozialiſtiſcher Muſterbetrieb“ geehrt. Die Lei- 
ſtung eines Muſterbetriebes muß der deutſchen Arbeitspolitik Anregung und Anreiz 
geben, dem Beiſpiel eines derart ausgezeichneten Betriebes im neuen Arbeitsjahr zu 
folgen, ſeine Erfahrungen und Vorarbeiten ſich zunutze zu machen. Ein Muſterbetrieb 
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muß Vorbild und Schrittmacher für andere Betriebe fein und ein zuverläſſiges praf- 
tiſches Inſtrument der Deutſchen Arbeitsfront und damit der politiſchen Führung 
der NSDAP. Auf Grund der Verfügung des Führers vom 29. Auguſt 1936 betref- 
ſend Auszeichnung „Nationalſozialiſtiſcher Muſterbetrieb“ beſtimme ich daher: Die 
Bewerbung um den Vorſchlag zum „Nationalſozialiſtiſchen Muſterbetrieb“ wird als 


„Leiſtungskampf der deutſchen Betriebe“ 

durchgeführt. 

Die Teilnahme an dieſem Betriebswettkampf iſt für die NSDAP. und die in ihrem 
Auftrag handelnde Deutſche Arbeitsfront ein Gradmeſſer dafür, wieweit ſich jeder 
deutſche Betrieb aus innerer Verpflichtung gegenüber Führer und Volk in die vor- 
derſte Front des Nationalfozialismus ſtellt und die Ziele des Führers an ſeinem 
Platz und unter Ausnutzung ſeiner Möglichkeiten zu ſeinen eigenen Zielen macht. 
Die Bewerbung eines Betriebes um die Auszeichnung wird durch einen Antrag 
des Betriebsführers beim gebietlich zuſtändigen Gauobmann der Deutſchen Arbeits- 
front eingeleitet. 


Der Antrag lautet: Ich bewerbe mich für meinen Betrieb um die Verleihung der 
Auszeichnung „Nationalſozialiſtiſcher Muſterbetrieb“ und melde mich hiermit zum 
„Leiſtungskampf der deutſchen Betriebe“ für das Arbeitsjahr .. Dem Antrag 
iſt eine eingehende Begründung beizufügen, die darlegt, inwieweit in dem Betrieb 
der Gedanke der nationalſozialiſtiſchen Betriebsgemeinſchaft verwirklicht iſt und auf 
Grund welcher Leiſtungen und Tatſachen (Leiſtungsabzeichen) der Betrieb würdig 
erſcheint der Auszeichnung als „Nationalſozialiſtiſcher Muſterbetrieb“. Der Antrag 
iſt bis zum 1. Auguſt des Arbeitsjahres beim Gauobmann der Deutſchen Arbeits. 
front einzureichen. Der Antrag muß vom Betriebsführer und vom Vetriebsobmann 
unterzeichnet ſein. 

Nichtariſche Betriebe find von der Bewerbung ausgeſchloſſen. Auf Grund der Mel- 
dungen erfolgt die Aberprüfung des Betriebes durch den Gauobmann der Deutſchen 
Arbeitsfront. Auf Grund dieſer Geſamtüberprüfung ſchlägt der Gauobmann die 
ihm geeignet erſcheinenden Betriebe dem Gauleiter der NSDAP. zur Aus- 
zeichnung vor. 


Der Gauleiter verleiht den Betrieben in feierlicher Form das 
„Gaudiplom für hervorragende Leiſtungen“. 


Die Auszeichnung erfolgt vor der Gauarbeitskammer am 1. Mai, dem National- 
feiertag des deutſchen Volkes. Der Reichsorganiſationsleiter ſchlägt aus der Reihe 
dieſer ausgezeichneten Betriebe nach eingehender Prüfung dem Führer Betriebe zur 
Auszeichnung als „Nationalſozialiſtiſcher Muſterbetrieb“ vor. Die Auszeichnung 
durch den Führer erfolgt am Nationalfeiertag des deutſchen Volkes vor der Reichs- 
arbeitskammer. Mit der Geſamtleitung des „Leiſtungskampfes der deutſchen Be 
triebe“ beauftrage ich den Parteigenoſſen Dr. Hupfauer. 

gez. Dr. R. Ley, 

Reichsleiter. 


Dr. Robert Ley 

Man kann nicht von der Arbeitsfront oder der NS.-Gemeinſchaft „Kraft durch 
Freude“ ſprechen, ohne des Mannes zu gedenken, der im Auftrage des Führers 
dieſe beiden Organiſationen geſchaffen hat. Ich laſſe einen Aufſatz über Dr. Ley 
folgen, den ich im Februar 1934 geſchrieben habe: 

„Der Name Robert Ley iſt heute für Millionen ſchaffender Deutſcher Begriff und 
Programm. 

Zwei Großtaten find es, die ſeinen Namen für immer in die Geſchichte der deutſchen 
Revolution eingegraben haben. Einmal die Schaffung eines einheitlichen Korps von 
politiſchen Leitern und zum zweiten die Gründung und Bildung der Deutſchen 
Arbeitsfront. In der Zeit des ſchwerſten Kampfes der Partei, unmittelbar nach 
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dem Straſſer⸗Konflikt, übertrug der Führer Dr. Ley die Leitung der Politiſchen 
Organiſation der Partei. Nur die, die ſelbſt unmittelbar in der politiſchen Organi⸗ 
ſation tätig waren, vermögen die Leiſtungen Leys auf dieſem Gebiet innerhalb der 
letzten 14 Monate zu ſchätzen. 


Von der erſten Gauleitertagung unter dem neuernannten Stabsleiter der PO. im 
Januar 1933 in Weimar bis heute war ein weiter und ſchwerer Weg. Dr. Ley ging 
an die Löſung der Aufgaben mit derſelben Zähigkeit, mit derſelben Willenskraft, die 
es ihm ermöglichte, trotz einer durch Flugzeugabſturz herbeigeführten Sprechftörung 
einer der beſten Redner der Partei zu werden. 

Heute iſt es für jeden ſichtbar, daß Dr. Ley das Vertrauen des Führers abſolut 
gerechtfertigt hat. Die Partei verfügt über ein einheitliches Korps von politiſchen 
Leitern. Was vor einem Jahr noch für unmöglich gehalten wurde, iſt in kürzeſter 
Friſt Wirklichkeit geworden. 

Welche Bedeutung dieſer Tat zuzumeſſen iſt, läßt ſich daraus erkennen, daß es bisher 
in Deutſchland noch nie eine einheitliche politiſche Führung gab. Nur durch ein 
Offizier- und Anteroffizierkorps von weltanſchaulich feft- 
fundierten politiſchen Leitern iſt die Garantie gegeben, daß 
das, was das Genie des Führers in unſerer Zeit geſchaffen, 
für alle Zeiten erhalten bleibt als ehernes Fundament für 
den Weiterbau am deutſchen Volk. 


Wie Dr. Leys ganzes Handeln in dem vergangenen Jahrzehnt als Gefolgsmann des 
Führers immer geleitet wurde von einem ſicheren Inſtinkt für das, was weltanſchau⸗ 
lich richtig oder falſch war, fo ging er auch am 2. Mai 1933 an die vom Führer über- 
tragene Aufgabe, die bisherigen Gewerkſchaſten zu übernehmen, heran als National- 
ſozialiſt, ohne ſich irgendwie beirren zu laſſen. 

Die alten Gewerkſchaften wurden in ihrer bisherigen Form rückſichtslos zerſchlagen. 
Das Handeln Leys wurde geleitet von der Erkenntnis, daß der Klaſſenkampf ſo lange 
in Deutſchland nicht vernichtet werden könnte, ſolange man die Inſtrumente dieſes 
Kampfes erhält. Die Rechte der Arbeiterſchaft wurden reſpektiert, die Erfüllung 
ihrer Anſprüche, die ſie auf Grund ihrer Beitragszahlungen an die Gewerkſchaften 
erworben hatte, fichergeſtellt, aber alles andere wurde grundſätzlich geändert und 
neugeſtaltet. 


Die Deutſche Arbeitsfront erſtand. Ley ſchuf ſie nicht am Schreibtiſch, 
indem er Organiſationspläne entwarf uſw., fondern er ging hinaus zum deut ⸗ 
ſchen Arbeiter, er ſagte ihm, was er wollte, er holte ſich das 
Vertrauen des deutſchen Arbeiters ſelbſt. Wie richtig die Arbeit 
war, dafür iſt der 12. November 1933 Beweis, der deutſche Arbeiter iſt ſeinem Volk 
wiedergewonnen. 


Ob die Arbeitsfront bereits jetzt ihre letzte organiſatoriſche Form gefunden hat, oder 
ob hier und dort noch geändert werden muß, der Streit darüber iſt müßig — große 
Organiſationen müſſen werden und wachſen, ſoll die Organiſation kein blutleeres Ge. 
bilde ſein. 

Das Fundament iſt geſchaffen, es iſt abſolut richtig. Das iſt 
das unvergängliche Verdienſt Dr. Leys. 

So groß die Leiſtungen Leys auf politiſchem Gebiet ſind, ſo vielſeitig die Ehrungen, 
die ihm auf Grund ſeiner Leiſtungen entgegengebracht werden, er bleibt perſönlich 
der Nationalſozialiſt, ſo wie ſeine alten Mitarbeiter ihn als Gauleiter Rheinlands 
kennenlernten. Anerſchütterlich iſt ſeine Treue zum Führer.“ 


Schrifttum 


Adolf Hitler: „Mein Kampf“. 
Dr. R. Ley: „Durchbruch der ſozialen Ehre“. 
„Organiſationsbuch der NSDAP.“ 


Digitized by Google 


Grundlagen, Aufbau und Wirtſchaftsordnung 
des nationalfozialiftifchen Staates 


Aucausgegeben son 
De. H.-H. Tammers ſjans Pfundtner 
Rolchsmlalſtet und chef det felchskanzlel Stantsfehretär Im Bolchaminiſtetium des Innern 


Dritter Band: 
Die Wictfhaftsordnung des nationalfozialiftifchen Staates 


52 


Gewerbe 
und Gewerbepolitik 


Don 


Profeſſor Dr. Dr. Paul Berkenkopf 


Univerfität Röln 


— — 


ee og Spaeth & Linde / Berlin-Wien 


7 4 
rs 
* 
7 
4 
* 
* 
. 
Pe 
- = 
„ 
2 
ve; 
- ut 
a 47 
1 
ei I 
vu a, 
ar 
„ 1 
- Du 
„* 
vr 
* Ir . 
72 
ala 
ar 
EN 


= 


N — Po 
* 
* — „ 
. . L 
* 5 5 
n 
* * 1 * * 4 
* 9 nr 
1 . 4 
* 4 Tr 
* * 1 99 
> N 0 
2 7 4 ef ai 
DE 1 
a > mir 
2 4 N 2 4 
”n 1 
24 ih ur" „ 
Woo 2 
1 
e 
2] 3 +4 +7 
— Mr is x 
8 
7 « 
* A 
* 7 = ! 
TI DEE 
. — „ * 
* * 2 “ 
\ enn D NV a‘ 
. * DE 
» 
”s 
. — 
— 
. . 


en 
„m nn * 
N 
eur * — un * 0 
. 19. 
Wu 913 
. 1 N. 7 * — 180 
ur iv * — zur u 
Tu * 
* az * 2. 
7 rn * . . * 
n ur 
n — f ir 1 
ea, 
= 17 5 * 
5 . - 


| No nm 


> — 
„nu 
— +4 
— * . 
. 
1 r 


2 
2 re Oi 5 
. und ne arb 


4’ 4 — RR 7 2 ER. 9 3 { 75 ö 
en Hauptteil det Br Ace im | mt iht hret übe ge 5 
deutung die Induft 0 en zunüchſt die 


r o der Zuſammenhänge und 
2 85 eme | len Unternehmung und ihrer ver- 
8 ſchied d 3alammenjehlafieten und -formen, zugleich 

ter act | 9 der internationalen Verbindungen 
t hen Industrie. Ein ‚Somderkapitel iſt der Frage der 
ind fiel n en Ausfuhr 8 Eine Darſtellung der wich- 
ligt 1 1 bleme und Aufgaben der betufsſtändiſchen Selbft- 

ung der Bee Indufteie bejchliefit die Acbeit. 


* 
— 


IN" 
** 


RufteienerlagSpaethsCinde Berlin-Wien 


3 
r 


> 
E®) 
ge) 

eb) 
4 
2 
D 
Q 


— 


ir 


. * . 


* ku. 
ep 

Fir“ 
TOR, 


. 


Na / 


Gewerbe und Gewerbepolitik 


Don 


Profeſſor De. De. Paul Beckenkopf 
Unioverfität ßöln 


Inhaltsüberficht 
Das Handwerk . E ee ee. 0 
Die Hausinduſtrie bzw. Heimarbeit . BE Er en ER are ah ED ee ee A 
Die Induſtrie Be et Sr Br ee le Sk a er 
Der Menſch im induſtriellen Betrieb e e A Dacia ae ie 2 
Menſch und Maſchine in der Induſtre mn 286 
Das induſtrielle Standortsprobbtiu nun 30 
Der Unternehmer und die Anternehmun gg 33 
Die Anternehmungszuſammenſchlüſſſ qe 39 
Die induſtrielle Kartelliernnn-tn sss 417 
Internationale Kartelle e 
Induſtriewirtſchaft und induſtrielle Ausfuhr * 60 


Die berufsſtändiſche Selbſtverwaltungsorganiſation der deutſchen Induſtrie 65 


Der Ausdruck Gewerbe wird im Wirtſchaftsleben in ſehr verſchiedenem Sinne 
gebraucht. Unter Verzicht auf die Darlegung dieſer voneinander abweichenden Ver⸗ 
wendungen des Wortes ſoll „Gewerbe“ im folgenden verſtanden werden als 
Bearbeitung und Verarbeitung von Nohſtofſen und Lebensmitteln, ſoweit dieſe Be⸗ 
oder Verarbeitung nicht im Haushalt für Zwecke der Konſumwirtſchaft erfolgt. Aus 
praktiſchen Gründen empfiehlt es ſich, neben der Be: und Verarbeitung von Roh- 
ftoffen und Lebensmitteln auch die Gewinnung von Rohſtoffen unter den Begriff 
des Gewerbes zu ziehen, einmal deshalb, weil Gewinnung und Verarbeitung von 
Rohſtoffen vielfach betrieblich miteinander verbunden find, dann aber auch, weil die 
Betriebe der Rohſtoffgewinnung durchweg in wirtſchaftlicher, techniſcher und ſozialer 
Hinfiht ganz ähnlich gelagerte Eriftenz- und Lebensbedingungen aufweiſen wie die 
Betriebe der Rohſtofſverarbeitung. 


Nicht zum Gewerbe in dieſem weiteren Sinne zählt naturgemäß die Gewinnung 
von Lebensmitteln und von landwirtſchaftlichen NRohſtoffen, weil dieſe im eigent- 
lich landwirtſchaftlichen Betriebe unter ganz anderen natürlichen, techniſchen und 
meiſt auch ſozialen Bedingungen vor ſich geht, als die der nichtlandwirtſchaftlichen 
Nohſtoffe. Konkret geſprochen, umfaßt alſo das Gewerbe in dem hier gemeinten 
Sinne die Gewinnung von (nichtlandwirtſchaftlichen) Rohſtoffen, ſpeziell den Berg⸗ 
bau aller Art, ferner die Robftoff- (und Lebensmittel-) Be- und Verarbeitung, 
letztere in den verſchiedenen betrieblichen und ſozialen Formen des Handwerks, der 
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Hausinduſtrie bzw. Heimarbeit und der eigentlichen Induſtrie im engeren Sinne. 
Zum Gewerbe werden hier alſo auch gerechnet die Betriebe der Weiterverarbeitung 
landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe, auch wenn ſie einem eigentlich landwirtſchaftlichen 
Betriebe angegliedert find (wie etwa die Brennereien, Spiritus, Stärke-, Zucker. 
fabriken, Kartoffelbrennereien uſw.). Wenn dieſe Betriebe in Deutſchland aus 
organiſatoriſchen Gründen in die berufsſtändiſche Organiſation des Reichsnähr⸗ 
ſtandes eingegliedert find, fo jind fie im eigentlich wirtſchaftlichen Sinne doch als 
gewerbliche und nicht als landwirtſchaftliche Betriebe anzuſehen, weil ſie durchweg 
unter natürlichen, techniſchen und ſozialen Bedingungen arbeiten, die denen der 
Rohſtoffverarbeitung weſentlich näher ſtehen als denen der eigentlich landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugung. 

Das damit abgegrenzte Gebiet iſt das weitaus wichtigſte der deutſchen Wirtſchaft. 
Weit über die Hälfte der in ihr erwerbstätigen Menſchen werden von ihm erfaßt, und 
die Lebensmöglichkeiten des deutſchen Volkes werden, jo wichtig auch die Landwirt- 
ſchaft für unſer Volk iſt, doch auf lange Sicht in erſter Linie beſtimmt von den Ent- 
wicklungsmöglichkeiten auf dem Gebiete des Gewerbes. 

Für eine Wirtſchaft von der Struktur der deutſchen iſt das Gewerbe aber nicht nur 
aus dieſem Grunde von ganz beſonderem Intereſſe und von ſchickſalhafter Bedeutung, 
ſondern auch darum, weil die Entwicklung auf dieſem Gebiete, wie ſie vor allem mit 
dem Aufkommen der modernen Induſtrie zu Beginn des 19. Jahrhunderts einſetzt, 
die ſchwerſten ſozialen Probleme zur Löſung geſtellt hat. All die ſchweren wirt- 
ſchaftlichen und vor allem ſozialen Spannungen, mit denen das letzte Jahrhundert 
und beſonders die Nachkriegszeit beladen geweſen iſt, find weitaus überwiegend auf 
dieſem Gebiete der Wirtſchaft mit ſeiner gewaltigen techniſchen, wirtſchaftlichen und 
ſozialen Dynamik zum Ausbruch gekommen. Wenn auch die europäiſche und ſpeziell 
die deutſche Landwirtſchaft im letzten Jahrhundert z. T. in dieſe Kämpfe mit hinein- 
gezogen wurde, ſo konnten dieſe Spannungen in der Landwirtſchaft doch nie jenes 
Ausmaß erreichen wie in der gewerblichen Wirtſchaft. Darum find auch gerade in 
diefer die Wandlungen, die der Nationalſozialismus zur Löſung oder doch zur 
weitgehenden Milderung jener Spannungen gebracht hat und in Zukunft weiter 
durchzuführen gedenkt, noch tiefergreifend und revolutionärer als auf dem Gebiete 
der Landwirtſchaft. Der Anterſchied zwiſchen der Neuregelung auf dieſen beiden 
wichtigſten Lebensgebieten der deutſchen Wirtſchaft iſt vorwiegend der, daß in der 
Landwirtſchaft die Neuordnung bereits weitgehend vollzogen iſt, während ſie auf 
dem Gebiete der gewerblichen Wirtſchaſt erſt in den Anfängen ſteckt und eine Zukunfts- 
aufgabe von gewaltigem Ausmaß und für lange Zeit darſtellt. 


Aufgabe der folgenden Ausführungen iſt zunächſt eine kurze Darſtellung des Ge- 
werbes ſelbſt. Angeſichts der Vielheit und Mannigfaltigkeit der Erſcheinungen und 
Zuſammenhänge wird ſich dieſe Darſtellung auf die Grundlagen und die Grundzüge 
der deutſchen gewerblichen Wirtſchaft, ihre wichtigſten Formen und Lebensbedin⸗ 
gungen und ihre gegenſeitige Verbundenheit, ſowie auf ihre wichtigſten Aufgaben im 
Organismus der Geſamtwirtſchaft beſchränken müſſen. Dieſe Darſtellung der in der 
gewerblichen Wirtſchaft ſelbſt wirkenden Kräfte, ihrer Erſcheinungsformen und 
Funktionen muß ergänzt werden durch eine Behandlung der „Gewerbepolitik“, d. h. 
derjenigen Maßnahmen fördernder, leitender und kontrollierender Art, mit denen 
der Staat auf das Gebiet der gewerblichen Wirtſchaft Einfluß nimmt, es fort- 
während neu- und umgeſtaltet, und es eingliedert in die Geſamtheit der Aufgaben, 
die die Wirtſchaft zu erfüllen hat für die Sicherung, Stärkung und Verbreiterung 
der Lebensgrundlagen des deutſchen Volkes. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß im Dritten 
Reich das Gebiet der „Gewerbepolitik“, wie der Wirtſchaftspolitik überhaupt, eine 
unvergleichlich größere Bedeutung hat als in der früheren liberaliſtiſchen Wirt 
ſchaft, die die Wirtſchaftsführung im weſentlichen dem privaten Anternehmer über- 
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ließ. Aber gerade wenn der Staat heute in Deutſchland in viel weiterem Amfange 
und mit viel klarerer Zielſetzung als der frühere Staat in die Wirtſchaft eingreift 
und ſie nach ſeinen politiſchen Grundſätzen umgeſtaltet, dann iſt es für die Dar⸗ 
ſtellung ſeiner „Gewerbepolitik“ wichtig, zunächſt einmal das Objekt zu kennen, an 
dem ſich dieſe Politik betätigt, alſo einen Aberblick zu gewinnen über die gewerbliche 
Wirtſchaft als ſolche, wie ſie ſich bisher unter dem Zuſammenarbeiten von Menſch, 
Natur und Technik geſtaltet hat. Eine Darſtellung der „Gewerbepolitik“ kann ſich 
alſo nicht beſchränken auf die Zuſammenſtellung der Maßnahmen, die der Staat im 
eben gekennzeichneten Sinne getroffen hat, ſondern ſie muß organiſch verbunden ſein 
mit einer Darſtellung des Objektes ſelbſt, an dem ſich der Staat betätigt, auch wenn 
dieſes Objekt zum großen Teile durch die ſtaatliche Tätigkeit erſt geſchaffen oder 
ſtärkſtens umgeſtaltet wird. 


Wir werden daher im folgenden ſo vorgehen, daß wir zunächſt einen Aberblick geben 
über die wichtigſten Lebensbedingungen der gewerblichen Wirtſchaft, wie ſie ſich in 
der hiſtoriſchen Entwicklung herausgeſtellt und vor allem unter dem Einfluß der 
Technik gewandelt haben. Daran wird ſich anſchließen die Darlegung der ſtaatlichen 
Maßnahmen auf dieſem Gebiete der Wirtſchaft, die in Deutſchland in der letzten 
Zeit zu immer ſtärkerer Amgeſtaltung geführt haben und in Zukunft weiter führen 
werden. Dabei ſoll ſo verfahren werden, daß die Darſtellung der Entwicklung der 
gewerblichen Wirtſchaft und die der ſtaatlichen Einflußnahme und Amgeſtaltung nicht 
ſchematiſch voneinander getrennt wird, beide ſollen vielmehr in ihrem inneren Zu⸗ 
ſammenhang und ihrer notwendigen inneren Verbundenheit zum Ausdruck kommen. 


Gehen wir zunächſt kurz auf die verſchiedenen Formen ein, in denen uns die gewerb- 
liche Wirtſchaft in Deutſchland wie in allen übrigen europäiſchen Ländern im Laufe 
der geſchichtlichen Entwicklung entgegentritt. Wenn wir von den Erſcheinungsformen 
des Gewerbes in der Antike abſehen und die Aberlegungen ſogleich auf die Ent⸗ 
wicklung in Deutſchland abſtellen, fo können wir die Herausbildung eines ſelbſtän⸗ 
digen Gewerbes anſetzen mit der Entſtehung der Städte und der ihre Entwicklung 
tragenden ſozialen Schicht, des Handwerkertums. Dieſes tritt uns etwa vom 
13. Jahrhundert ab als ein wirtſchaftlich und ſozial feſtgeſchloſſenes und abge⸗ 
grenztes Element in den mittelalterlichen deutſchen Städten entgegen. Auf dem 
Lande hält ſich daneben die gewerbliche Tätigkeit, je nach der Agrarverfaſſung, noch 
Jahrhunderte hindurch, entweder in der primitiven Form des bäuerlichen Haus⸗ 
fleißes, wo vor allem die Frau, in Zeiten geringer Inanſpruchnahme auf dem Acker 
auch der Mann, alte überkommene primitive gewerbliche Techniken weitertreiben, oder 
aber in der feudalen Fronhofwirtſchaft auch ſchon als fpezialifiertes Handwerk, das 
aber ſozial unfrei iſt und nur für den Bedarf der Groß⸗Fronhofwirtſchaft arbeitet. 
Wenn wir von dieſen primitiven Formen des mittelalterlichen Gewerbes abſehen, 
dem ein weſentlicher Zug des Gewerbes im eigentlichen Sinne, nämlich die wirt. 
ſchaftliche Selbſtändigkeit und der Verkauf der hergeſtellten Gegenſtände zu Erwerbs. 
zwecken, ganz oder überwiegend fehlt, bleibt als der eigentliche Träger der mittel- 
alterlichen gewerblichen Wirtſchaft das ſtädtiſche Handwerk übrig. Es gibt dem 
ganzen mittelalterlichen Gewerbe das Gepräge. Wenn auch ſchon im 15. Jahr- 
hundert durch die Initiative einiger großer Handelsfamilien, wie der Fugger, 
Welſer u. a. der Erzbergbau, z. T. auch ſchon gewiſſe Zweige der Webſtoffwirtſchaft, 
als eigentlich kaufmänniſch geleitete Großbetriebe bzw. unternehmungen geführt 
werden, ſo ſpielen dieſe größeren Betriebe, die trotz überwiegend handwerkerlicher 
Technik nicht eigentlich mehr als Handwerksbetriebe anzuſehen ſind, zahlenmäßig 
doch keine Nolle. 


Die mittelalterliche Handwerkswirtſchaft arbeitete durchweg auf Beſtellung, nur in 
geringem Amfange für einen unbekannten Markt bzw. unbekannten Käufer, wenn 
auch auf den Märkten in den Städten immer ein Teil der erzeugten Ware den 
Marktbeſuchern angeboten wurde. Die Abſatzgebiete waren naturgemäß klein beim 
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deutſchen Handwerk, in gewiſſem Gegenſatz zum engliſchen und niederländiſchen, auf 
die Stadt und ihre nähere Amgebung beſchränkt, ſo daß ſchon aus dieſem Grunde 
keine größeren Betriebe entſtehen konnten. Aber eine ſolche Entwicklung war auch 
durch die grundſätzliche Einſtellung der Handwerkspolitik im Mittelalter, deren Träger 
die Zünfte als Selbſtverwaltungsorganiſationen der Handwerker waren, unmöglich 
gemacht. Die Handwerkswirtſchaft des Mittelalters ſtand unter dem Geſichtspunkt 
der „ſtandesgemäßen Nahrung“, d. h. es ſollte jedem Mitglied der Handwerkerzunft, 
das eine ordentliche geregelte Wirtſchaft führte und feinen Verpflichtungen gegen- 
über der Zunft nachkam, das Auskommen im herkömmlichen Rahmen garantiert 
werden. Das geſchah dadurch, daß die Zunft den Zugang zum Handwerk regelte, daß 
ſie beſtimmte Preiſe für die Handwerkserzeugniſſe feſtſetzte, die ſowohl dem Herſteller 
wie dem Käufer gerecht werden ſollten, und durch ein ſehr ſtraffes Reglement die 
Höchſtzahlen der Geſellen und Lehrlinge feſtſetzte. Dadurch wurde eine ſtarke ſoziale 
und wirtſchaftliche Differenzierung im Handwerk hintangehalten. In einer Zeit, die 
eine nennenswerte Ausdehnungsmöglichkeit der Abſatzmärkte, von Sonderfällen, wie 
etwa dem Waffenhandwerk, abgeſehen, nicht kannte, und in der alle Handwerker mit 
derſelben einfachen Technik arbeiteten, ließ ſich ein fo ſtarres Syſtem der Reglementie- 
rung jahrhundertelang aufrechterhalten. Es iſt endgültig erſt durch die Entwicklung 
der modernen Technik im 18. Jahrhundert zerbrochen. Die Zünfte waren aber nicht 
nur Träger der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung ihrer Mitglieder, ſie erfaßten 
zugleich das ganze ſoziale und kulturelle Leben ihrer Angehörigen und waren zugleich 
in der Blütezeit des deutſchen Handwerks die eigentlichen Träger der politiſchen 
Gewalt in den Städten. Sie erfaßten alſo den Handwerker in allen feinen Lebens- 
kreiſen und ſtellten in dieſer Einheit und Totalität eine Lebensform dar, wie ſie nur 
unter den beſonderen politiſchen, ſozialen und religiöſen Verhältniſſen des Mittel- 
alters möglich geweſen iſt. 


Seit dem 16. Jahrhundert ſetzt ein Verfall der politiſchen Macht der Zünfte in den 
Städten ein; es entſtehen außerdem neue Handwerke, die ſich zum Teil aus den alten 
Bindungen löſen, und auch bei den alten Handwerken lockern ſich in den größeren 
Städten allmählich die früheren Bindungen; aber im ganzen bleibt doch bis zur Ent- 
ſtehung der modernen induſtriellen Technik in Deutſchland, alſo bis zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts, das Handwerk die wichtigſte Form des Gewerbes, das 
auch trotz aller auflöſenden Tendenzen, die von außen und von innen kommen, an den 
alten Organiſationsformen feſthält, auch wenn dieſelben teilweiſe nur noch Formen 
ohne Lebensinhalt darſtellen. Die Schickſalſtunde des deutſchen Handwerks kommt 
dann im 19. Jahrhundert, als die Induſtrie in immer weitere Gebiete der gewerblichen 
Tätigkeit eindringt. Die formelle Aufhebung der Zunftverfaſſung und die Einführung 
der Gewerbefreiheit in Preußen 1808 und bald darauf auch in anderen deutſchen 
Staaten war nur die rechtliche Anerkennung eines Zuſtandes der Gewerbeverfaſſung, 
der ſich zu jener Zeit ſchon herausgebildet hatte. 


Neben dem Handwerk haben ſich vor allem auf dem Lande alte Formen bäuerlichen 
Hausfleißes das ganze Mittelalter hindurch und teilweiſe bis in die neueſte Zeit 
erhalten. Seit dem 16. und 17. Jahrhundert gehen dieſe Formen vielfach eine Ver⸗ 
bindung mit dem Handel ein. Es entſteht das ſogenannte „Verlagsſyſtem“. Das heißt 
ein Verleger (Vorleger, der den Hausgewerbetreibenden das Geld ſür die Rohſtoffe 
vorlegt, vorſchießt) ſchaltet ſich zwiſchen Produzenten und Konſumenten ein. Er kauft 
dem Hausgewerbetreibenden ſeine Erzeugniſſe ab, ſammelt und ſortiert ſie und führt 
ſie auf verſchiedenen Wegen dem Verbraucher zu. Dadurch, daß er dem Hausgewerbe⸗ 
treibenden Geldvorſchüſſe gibt, damit er den Rohſtoff für feine Waren oder ſeine 
Werkzeuge uſw. kaufen kann, macht er jenen wirtſchaftlich und ſozial abhängig und 
bringt ihn teilweiſe in eine ſehr ſchwierige Lage. Auch wirtſchaſtlich ſchwache Teile 
des Handwerks werden vom Handel abhängig und verſtärken dadurch noch die Schicht 
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jener wirtſchaftlich unſelbſtändigen Gewerbetreibenden. Trotz des ſtarken Rückgangs 
des Verlagsſyſtems im 19. Jahrhundert infolge des Vordringens der Induſtrie 
haben ſich gewiſſe Neſte jener gewerblichen Betriebsform noch bis heute erhalten. 


Im 17. und noch mehr im 18. Jahrhundert kommt dann eine gewerbliche Betriebsform 
auf, die für die damalige Zeit ſchon als Großbetrieb angeſprochen werden kann, die 
ſogenannte Manufaktur. Sie unterſcheidet ſich vom Handwerk dadurch, daß ſie 
Dutzende und oft mehrere Hundert Arbeiter in einer Betriebsſtätte beſchäftigt. Von 
der modernen Fabrik unterſcheidet ſie ſich dadurch, daß die Herſtellungstechnik noch 
handwerkerlich iſt, da die moderne maſchinelle Technik noch nicht exiſtiert, wenn auch 
eine gewiſſe Arbeitsteilung und Spezialiſierung gegenüber dem handwerklichen Betrieb 
bereits eingetreten iſt. Dieſe Manufakturen (Tabak, Porzellan, Tuch, Waffen) ver⸗ 
danken ihr Entſtehen in den meiſten Fällen der Initiative des Staates bzw. der 
Regenten, die die Erzeugniſſe dieſer Betriebe entweder für ihren eigenen Hof oder 
für den Austauſch mit anderen Höfen oder aber für ihren Kriegsbedarf verwenden. 
In ſozialer Hinſicht find dieſe Manufakturen inſofern intereſſant, als ſich hier zum 
erſtenmal eine gewiſſe einheitliche Schicht abhängiger Arbeiter bildet, die nicht mehr 
wie in der Handwerkswirtſchaft die Möglichkeit des ſozialen Aufſtiegs zur Selbſtändig ⸗ 
keit hat, alſo in gewiſſer Hinſicht Vorläufer der induſtriellen Arbeiterſchaft des 
19. Jahrhunderts iſt. Mit der Entſtehung der modernen Technik werden dieſe Manu- 
fakturen durchweg in Fabriken verwandelt und hören damit als beſondere Betriebs- 
formen auf zu beſtehen. Refte haben ſich bis heute in der Zigarrenfabrikation er- 
halten, wo der normale Betriebstyp das Gepräge der Manufaktur aufweift. 


Die eigentliche Revolutionierung des Gewerbes ſetzt ein mit dem Aufkommen der 
modernen induſtriellen Technik im Laufe des 18. Jahrhunderts. Drei wichtige techniſche 
Vorbedingungen für die Entwicklung der modernen Induſtrie find es, die dieſes Jahr ⸗ 
hundert gebracht hat: 

1. Die Erfindung der Dampfmaſchine durch James Watt, die eine 
kontinuierlich zur Verfügung ſtehende Energiequelle größten Ausmaßes im ganzen wie 
eine gegenüber früher weſentlich höhere Einzelleiftung der Kraſtanlage in den Dienſt 
der gewerblichen Erzeugung ſtellt. Das war ein gewaltiger Fortſchritt gegenüber den 
bisherigen Energiequellen (Waſſer und in gewiſſem Umfang Wind), die in hinreichen. 
der Menge und Stärke nicht überall und außerdem nicht kontinuierlich zur Verfügung 
ſtanden. Erſt durch die Entdeckung der Dampfkraft und ihre Verwendbarmachung in 
Antriebsmaſchinen war ſowohl mengen- wie koſtenmäßig die für eine induſtrielle Ent- 
wicklung notwendige Energiegrundlage gegeben. 


2. Mit der Konſtruktion der mechaniſchen Spinnmaſchine durch 
Richard Arkwright und des mechaniſchen Webſtuhls durch Edmund 
Cartwright wurden in England im 18. Jahrhundert die erſten modernen Arbeits- 
maſchinen geſchaffen, die imſtande waren, jene kontinuierliche Kraft rationell zu 
nutzen. Die Arbeitsmaſchine tritt damit ihren Siegeszug zunächſt in der Textil - 
induſtrie, ſpäter auch in den übrigen Induſtrien an. Die dadurch ermöglichte Verviel- 
fachung der Arbeitsleiſtung bewirkt eine gewaltige Steigerung der gewerblichen Pro⸗ 
duktion; fie ermöglicht darüber hinaus auch die Aufnahme ganz neuer Produktions- 
zweige, die mit handwerklicher Technik gar nicht betrieben werden konnten. 


3. Die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts bringt in England bei der Herſtellung des 
RNoheiſens den bergang vom Holzkohlen verfahren zum Koks 
verfahren. Damit tritt an die Stelle eines organiſchen Rohſtoffes, des Holzes, 
ein anorganiſcher, der gegenüber jenem in viel größeren Mengen vorhanden, außerdem 
ſehr viel leichter und billiger zu beſchaffen iſt. Damit wird das Zeitalter des Eiſens 
eröffnet, während bis dahin das Hauptmaterial in der Wirtſchaft das Holz geweſen 
war. Wenn die modernen Stahl herſtellungsverfahren auch erſt ſeit der Mitte des 
19. Jahrhunderts in größerem Amfang eingeführt werden, ſo kann man doch jene Ara 
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des Eiſens, die von der Materialſeite her erſt die induſtrielle Großproduktion möglich 
machte, bereits mit dem Übergang zur Verhüttung des Eiſenerzes mit Koks datieren. 


Die gewaltige Steigerung der gewerblichen Erzeugung, die das Maſchinenzeitalter 
mit ſich brachte, ſetzte natürlich ganz andere Abſatzmärkte voraus, als die frühere hand · 
werkliche Produktion es tat. So wächſt denn auch im 19. Jahrhundert parallel mit der 
Entwicklung der modernen Induſtrie und in Wechſelwirkung mit der techniſchen Ent ⸗ 
wicklung die Aufnahmefähigkeit der alten Märkte ſehr ſtark. Die Technik verbilligt die 
Erzeugung außerordentlich, ſchafft dazu ganz neue Erzeugniſſe; beides regt die Nach- 
frage ſehr ſtark an. Anderſeits weitet die durch die Technik geſtiegene Leiſtungsfähig⸗ 
keit der Wirtſchaft die Lebensmöglichkeiten der Induſtrievölker außerordentlich aus, 
fo daß für eine entſprechende Bevölkerungsvermehrung die wirtſchaftlichen Voraus- 
ſetzungen geſchaffen werden. Dazu erſchließt das Vordringen der induſtriellen Erzeug- 
niſſe Europas in den Überfeeifchen Raum ganz neue große Abſatzmärkte in Aberſee wie 
indirekt auch in Europa ſelbſt. Die gewaltige Entwicklung des Verkehrsweſens, 
beſonders der Eiſenbahnen, ſeit dem 4. Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts, bringt eine 
rieſige Steigerung der Verkehrsmöglichkeiten, aber auch eine außerordentliche Verbilli⸗ 
gung des Transports. Sie ſtellt anderſeits gewaltige Anforderungen an die induſtrielle 
Erzeugung ſelbſt, die die Anlagen dieſes großen Verkehrsnetzes zunächſt einmal her⸗ 
ſtellen muß. So ſteigern ſich induſtrielle Technik, Bevölkerungsvermehrung und Markt- 
ausweitung nach innen und außen gegenfeitig zu der gewaltigſten techniſchen und wirt- 
ſchaftlichen Entwicklung, die je ein Jahrhundert der Menſchengeſchichte geſehen hat. 
Der Lebensraum der alten europäiſchen Völker wird ſtärkſtens ausgeweitet. Die 
europäiſche Bevölkerungszahl ſteigt im Laufe des Jahrhunderts etwa auf das Drei⸗ 
fache, eine einmalige Erſcheinung des Durchbruchs des techniſchen Zeitalters, wie fie 
in dieſer Form und in dieſem Tempo nach menſchlichem Ermeſſen nicht wiederkehren 
wird. Die Induſtrie ermöglicht ihrerſeits der Landwirtſchaft den Abergang zu ratio- 
nelleren Anbaumethoden, ſie liefert ihr die dafür notwendigen Düngemittel, Maſchinen 
und Anlagen, fo daß auch von dieſer Seite her eine gewaltige Ausweitung des Lebens- 
raumes der großen europäiſchen Völker eintritt. Die Heranziehung der überſeeiſchen 
Landwirtſchaft zur Verſorgung der europäiſchen Induſtriebevölkerung, die durch den 
Ausbau des Seeverkehrs ſehr erleichtert wird, wirkt im gleichen Sinne. Daß die 
geſamte wirtſchaftliche und ſoziale Entwicklung des 19. Jahrhunderts gegenüber dieſen 
Lichtſeiten auch dunkle Schattenſeiten aufweiſt, braucht hier kaum beſonders betont zu 
werden. Die unerträglichen ſozialen Spannungen, die eine Folge diefer Entwicklung 
geweſen ſind, laſten noch heute auf einem großen Teil der Welt, und es wird 
ungeheure Anſtrengungen erfordern, um ſie zu beſeitigen oder doch entſcheidend zu 
mildern. 


Die Arbeitermaſſen, die für die Entwicklung der modernen Induſtriewirtſchaft benötigt 
werden, ſtrömen zum größten Teil vom Lande in die neuen Induſtriebezirke. Eine 
kurzſichtige, allzuſehr auf die Erhaltung des Großgrundbeſitzes eingeſtellte Politik der 
preußiſchen und anderer deutſcher Regierungen des 19. Jahrhunderts verſchärft dieſe 
Binnenwanderungsbewegung noch unnötig und ſührt durch die übermäßige Anhäufung 
von Millionen induſtrieller Arbeiter, ſie zum großen Teil unnötig der Heimat und dem 
Boden entfremdend, zu ſozialen und volkshygieniſchen Anzuträglichkeiten, die einiger. 
maßen zu beſeitigen Jahrzehnte erfordern wird. 


Das Nandwerk 

Für das Handwerk bedeutete dieſe Entwicklung der Induſtrie zunächſt ſtarke Zurück- 
drängung aus einem großen Teil des bisherigen Wirtſchaſtskreiſes. Die Koſten der 
induſtriell hergeſtellten Güter, ſoweit fie mit bisher handwerkerlich hergeſtellten kon⸗ 
kurrierten, waren infolge der Maſchinenverwendung und der Nutzung billiger Natur- 
kräfte, die dem kaum mit Maſchinen arbeitenden Handwerk damals noch verſchloſſen 
war, ſehr viel niedriger als die des Handwerks; anderſeits traten vielfach Güter aus 
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Eiſen und Stahl an die Stelle ſolcher, die bisher handwerksmäßig aus anderem 
Material (ſpeziell Holz) hergeſtellt wurden, und fo wurde das Handwerk im 19. Jahr. 
hundert auf der ganzen Linie durch die aufſtrebende Induſtrie verdrängt. Beſtrebungen 
des Handwerks, auf politiſchem Wege Hilfe des Staates gegen dieſe Ausſchaltung zu 
erreichen, mußten ausſichtslos bleiben, ſoweit ſie die Sicherung der handwerkerlichen 
Exiſtenz durch eine ſtaatliche Hemmung der induſtriellen Entwicklung und eine künſt⸗ 
liche Stützung des Handwerks im Konkurrenzkampf mit der Induſtrie forderten. Die 
Selbſthilfebeſtrebungen des Handwerks, vor allem auf dem Wege des genoſſenſchaft⸗ 
lichen Zuſammenſchluſſes, bleiben bis in die 90er Jahre des vorigen Jahrhunderts in 
befcheidenen Anfängen ſtecken. So konnte denn eine Anterſuchung des Vereins für 
Sozialpolitik in den 90er Jahren zu dem Ergebnis kommen, das deutſche Handwerk 
ſei dem Tode geweiht und könne ſich nur noch auf Nebengebieten der gewerblichen 
Produktion in beſcheidenem Amfang halten. Die tatſächliche Entwicklung ſeit der 
Jahrhundertwende hat dieſer Vorausſage Anrecht gegeben, denn ſeit dieſer Zeit ſetzt 
in Deutſchland wie auch in andern europäiſchen Ländern allmählich ein Wiederauf- 
blühen des Handwerks ein. Die verſchiedenſten Faktoren haben dabei mitgewirkt. 
Zunächſt iſt ſeit dieſer Zeit die techniſche Entwicklung, die ſich bis dahin durchweg zu 
Angunſten des Handwerks ausgewirkt hatte, dieſem ſelbſt zu Hilfe gekommen. Die 
Entwicklung der Elektrotechnik, die Ausdehnung und Verbilligung der Stromverteilung 
brachten im Zuſammenhang mit der Konſtruktion des kleinen Elektromotors und ent⸗ 
ſprechender kleiner Arbeitsmaſchinen auch für das kleinſtädtiſche und ländliche Hand⸗ 
werk eine relativ billige Kraftquelle, die keine großen Anlagen erforderte, und zugleich 
Arbeitsmaſchinen, die auf die Verwendung dieſer billigen Kraft eingeſtellt waren. Eine 
techniſche Modernifierung großer Teile des Handwerks ſetzt ein und verbeſſert in 
manchen Branchen ſowohl die Konkurrenzbedingungen gegenüber der Induſtrie, wie 
überhaupt die qualitative Leiſtungsfähigkeit. Anderſeits ſchafft die fortſchreitende 
Technik Raum für neue Handwerkszweige. Die ſtarke Ausdehnung des Gas, Elektri- 
zitäts⸗ und Waſſerverſorgungsnetzes läßt ein neues Inſtallationshandwerk entſtehen 
oder gibt im Abſterben begriffenen Handwerkszweigen neue Betätigungsmöglichkeiten. 
Die Motorifierung des Verkehrs ſchafft ihrerſeits neue Handwerkszweige, und ander- 
ſeits fetzt eine gewiſſe Arbeitsteilung zwiſchen Induſtrie und Handwerk ein, die auf 
vielen Gebieten an die Stelle der früheren Konkurrenz eine Zuſammenarbeit und 
gegenſeitige Ergänzung ſetzt. 

Parallel mit der techniſchen Moderniſierung des Handwerks geht eine weitgehende 
Amſtellung auf rationelle kaufmänniſche Geſchäftsführung. Die Handwerksorgani⸗ 
ſationen, ſpeziell die Handwerkskammern, bemühen ſich intenſiv um die wirtſchaftliche 
Schulung ihrer Mitglieder, um Buchführung und genaue Kalkulation, Schulung in 
Warenkunde, im Verkauf und im Kundendienſt. Eine ſtärkere Entwicklung der gewerb⸗ 
lichen Genoſſenſchaften ſetzt ein, der Ausbau der Kreditgenoſſenſchaften ſchafft ein gut 
fundiertes Kreditſyſtem für das Handwerk, ſo daß dieſes ſich trotz des weiteren Ver⸗ 
falls einiger älterer Zweige (3. B. des Schuhmacher. und Schneiderhandwerks) in den 
letzten Vorkriegsjahren im ganzen durchaus in aufſteigender Entwicklung befindet. Die 
ſtaatliche Geſetzgebung, die im Jahre 1897 mit der Gründung eigener Handwerks- 
kammern einen Organiſationsmittelpunkt für das Handwerk geſchaffen hatte, führt im 
Jahre 1908 nach langen Kämpfen der Handwerker zum fogenannten Kleinen Befähi⸗— 
gungsnachweis, nach dem nur derjenige Handwerker Lehrlinge ausbilden darf, der eine 
Meiſterprüfung abgelegt hat. Im ganzen hielten ſich jedoch die ſtaatlichen Eingriffe 
zugunſten des Handwerks in der Vorkriegszeit in engem Rahmen. Sie waren 
angeſichts der im allgemeinen günſtigen Lage der Handwerkswirtſchaft damals auch 
wohl nicht ſehr dringend. 

In der Nachkriegszeit hat ſich, wenigſtens was Deutſchland angeht, in dieſem Bilde 
einiges gewandelt. In einer Zeit, wo die deutſche Wirtſchaft aufs ſchwerfte unter den 
Nachwirkungen des verlorenen Krieges litt, mußte natürlich auch das Handwerk in 
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Mitleidenſchaft gezogen werden. Aber auch die Wirtſchaftspolitik der Nachkriegs⸗ 
regierungen in Deutſchland war im allgemeinen dem Handwerk nicht günſtig. Die 
ſtarke Entwicklung der Konſumgenoſſenſchaften, die Ausdehnung der Regiebetriebe der 
öffentlichen Hand, vor allem der größeren Kommunen mit marxiſtiſcher Mehrheit, taten 
dem Handwerk ſtark Abbruch, auf der andern Seite wurde es durch gewiſſe Auswüchſe 
der großkapitaliſtiſchen Wirtſchaft in ſeinen Lebensmöglichkeiten empfindlich getroffen. 
Die ſtarke Ausdehnung des Warenhauſes mit feiner Angliederung von Handwerks- 
betrieben aller Art, anderſeits die einſeitige Bevorzugung der Induſtrie durch die 
Großbanken und das zeitweiſe Verkümmern der Kreditinſtitute des Handwerks find 
hier ebenſo zu nennen wie gewiſſe Auswüchſe der induſtriellen Kartellwirtſchaft mit 
ihrer zeitweiſe übermäßigen Verteuerung der Materialien, ſpeziell in der Bauwirt · 
ſchaft. Das Handwerk gerät jo von beiden Seiten, von einer marxiſtiſchen „Ge- 
meinwirtſchaft“ ſowohl, wie von einer großkapitaliſtiſchen Induſtrie⸗ und Finanz⸗ 
wirtſchaft her in Bedrängnis. Wenn es ſich trotzdem einigermaßen behaupten konnte, 
ſo doch vielfach nur unter ſtärkſter Senkung der Lebenshaltung und durch Zehren von 
den beſcheidenen Referven, die es zum Teil in den Jahren der Scheinblüte gebildet 
hatte. So iſt es denn auch nicht weiter verwunderlich, daß das Einkommen der deut- 
ſchen Handwerkswirtſchaft in der Kriſe überdurchſchnittlich ſtark zurückging. 


Immerhin blieb das deutſche Handwerk in feinen äußeren Formen, in feiner Organi- 
ſation und techniſch⸗wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit trotz der ſchweren Kriſenjahre 
im weſentlichen intakt, eine Tatſache, die dem Nationalſozialismus nach der Macht- 
ergreifung die Durchführung ſeiner handwerksfreundlichen Politik weſentlich erleichtert 
hat. Ehe wir aber auf dieſe Politik näher eingehen, mögen einige Zahlen die Bedeu- 
tung des Handwerks für die deutſche Wirtſchaft veranſchaulichen. 


Nach dem Jahrbuch des deutſchen Handwerks 1936 (herausgegeben vom Reichsſtand 
des deutſchen Handwerks, Berlin 1937) betrug die Geſamtzahl der Handwerksbetriebe 
am 1. 4. 1937 1 604 159. In dieſen Betrieben arbeiteten rund 2 Millionen Geſellen 
und Hilfskräfte, 588 000 Lehrlinge, rund 100 000 Angeſtellte und 250 000 Familien- 
angehörige der Handwerksmeiſter. Von den Betrieben waren rund 600 000 Ein- 
Mann-Betriebe (ohne Lehrlinge und Geſellen). In dieſen Zahlen kommt die ſoziale 
Struktur des Handwerks klar zum Ausdruck. Wenn man die 600 000 Allein⸗Betriebe 
fortläßt, bleiben rund 1 000 000 Betriebe mit etwa 2 000 000 Geſellen, jo daß auf 
dieſe Betriebe durchſchnittlich zwei Geſellen entfallen, eine Zahl, die zeigt, daß 
im Gegenſatz zur Induſtrie im Handwerk auch heute noch für den größten Teil der 
Geſellen der Aufſtieg zum ſelbſtändigen Handwerksmeiſter möglich iſt. Die 588 000 
Lehrlinge machten etwa 75 v. H. aller überhaupt in Deutſchland in Fachausbildung 
begriffenen gewerblichen Lehrlinge aus. Die reſtlichen 25 v. H. entfielen auf die 
Induſtrie. Ein großer Teil der Handwerkslehrlinge wandert nach Beendigung der 
Lehrzeit als Betriebshandwerker in die Induſtrie ab, und der weitaus größte Teil der 
induſtriellen Facharbeiter iſt durch eine handwerksmäßige Lehre gegangen. Das Hand- 
werk iſt alſo das Neſervoir, aus dem ſich die Induſtrie immer wieder den größten Teil 
ibrer Facharbeiter holt, auch wenn ſie in den letzten Jahren in beträchtlichem Amfang 
zur Heranbildung derſelben in eigenen Lehrlingswerkſtättten übergegangen iſt. Die 
rund 100 000 Angeſtellten zeigen, in welchem Amfang das Handwerk, vor allem das 
großſtädtiſche, bereits zu kaufmänniſcher Organiſation und Geſchäftsführung vor- 
geſchritten iſt. Der größte Teil davon dürfte auf das groß- und mittelſtädtiſche Bau- 
handwerk entſallen. Anderſeits laſſen die 250 000 mithelfenden Familienangehörigen 
einen Schluß zu auf die noch enge Verbindung der Handwerkswirtſchaft mit der 
Familie des Meiſters. In dieſen mithelfenden Familienangehörigen liegt, ähnlich wie 
bei den mithelfenden Angehörigen im kleinen Bauerntum, eine ſtarke Referve des 
Kleinhandwerkers bei ſchwieriger Wirtſchaftslage, weil dieſe Hilfskräfte durchweg 
keine oder nur geringe Entlohnung erhalten. Im ganzen ſind heute in der deutſchen 
Handwerkswirtſchaft etwa 4,5 Millionen Menſchen beſchäftigt, und einſchließlich de: 
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Familienangehörigen dürften 8 bis 9 Millionen Menſchen in Deutſchland von der 
Handwerkswirtſchaft leben. Der Amſatz betrug: 1928 rund 20 Milliarden; 1932: 10,9; 
1935 und 1936 etwa 16 bis 17 (gegenüber rund 9 Milliarden in der Land wirtſchaft 
und rund 60 in der Induſtrie im Jahre 1936). Dieſe wenigen Zahlen mögen hier 
genügen, um die wirtſchaftliche Bedeutung des deutſchen Handwerks anzudeuten. 
Ebenſo groß wie die wirtſchaftliche iſt die ſoziale Bedeutung des Handwerks. Sie 
liegt vor allem darin, daß es auch heute noch einer breiten Schicht deutſcher Volks⸗ 
genoſſen die Möglichkeit gibt, in eigener ſelbſtändiger kleiner Wirtſchaft ihre perfün- 
liche Initiative und ihre Fähigkeiten einzuſetzen und innerhalb der großen Kapital-, 
Anlagen- und Menſchenzuſammenballungen der Großwirtſchaft ſtarke Kräfte der wirt- 
ſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Stabilität zu bilden. Ein geſunder und gut 
fundierter gewerblicher und bäuerlicher Mittelſtand iſt eine der erſten Vorausſetzungen 
für eine geſunde organiſche Entwicklung der Wirtſchaft eines Volkes. Er bildet ein 
kräftiges Gegengewicht gegen die der modernen Wirtſchaft innewohnende Tendenz zur 
techniſchen und finanziellen Konzentration und gegen die mit ihr verbundenen wirt⸗ 
ſchaftlichen und ſozialen Anzuträglichkeiten. 

Dieſe Tatſache iſt in der Zeit der Weimarer Zwiſchenregierung nicht hinreichend 
gewürdigt worden. Der Nationalſozialismus hat aus ſeiner Geſamtauffaſſung der 
Wirtſchaft innerhalb der lebendigen Gemeinſchaft des Volkes und aus feiner nad- 
drücklichen Betonung der menſchlichen und perſönlichen Kräfte in der Wirtſchaft 
gegenüber der früheren Aberſchätzung der ſachlichen Wirtſchaſtsfaktoren auch für das 
Handwerk ſeine Folgerungen gezogen. Er hat in konſequenter, zielbewußter Politik 
die Lebens- und Entwicklungsmöglichkeiten des deutſchen Handwerks weſentlich 
geſtärkt. Die nationalſozialiſtiſche Handwerksgeſetzgebung erſtrebt die Sicherung und 
Feſtigung der Handwerkswirtſchaft, nicht etwa durch künſtliche Maßnahmen, wie die 
Rückkehr zu alten zünftleriſchen Bindungen, ſondern dadurch, daß fie beſtimmte 
Hemmungen, die ſich einer geſunden Entwicklung des Handwerks in der früheren 
Wirtſchaft entgegenſtellten, beſeitigt, dann aber auch durch organiſche Entwicklung der 
im Handwerk vorhandenen ſtarken Lebenskräfte, durch Erziehung zu Berufsehre, 
Berufsſtolz und wirtſchaftlicher Leiſtungsfähigkeit. 

Das grundlegende Geſetz iſt das Geſetz über den vorläufigen Aufbau des deutſchen 
Handwerks vom 29. 11. 1933. Die Einführung zu dieſem Geſetz bezeichnet als den 
weſentlichen Inhalt desſelben die Zuſammenfaſſung aller felbftändigen Handwerker in 
Pflichtinnungen, Erſetzung des demokratiſchen Prinzips in der Organiſation der 
Handwerkswirtſchaft durch das Führerprinzip und Abertragung des Vollzugs des 
Handwerksrechts von den Ländern auf das Reid. Damit waren die wichtigſten Vor 
ausſetzungen für eine berufsſtändiſche Neuorganiſation des deutſchen Handwerks 
geſchaffen. In Durchführung des Führergrundſatzes ernannten der Reichswirtſchafts⸗ 
und der Reichsarbeitsminiſter am 24. 1. 1934 einen Reichshandwerksführer, der 
zugleich Führer der Hauptgruppe Handwerk der gewerblichen Wirtſchaft iſt. Der 
Reichshandwerksführer hat ſeinerſeits mit Zuſtimmung des Reichswirtſchaftsminiſters 
im Mai 1934 13 Landeshandwerks führer ernannt, die in den entſprechenden Wirt- 
ſchaftsgebieten als ſeine Beauftragten tätig ſind. 


Die erſte Verordnung über den vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerks vom 
15. 6. 1934 ſchuf die Grundlage für die Bildung der unterſten Stufen der handwerker. 
lichen Organiſation: die obligatoriſche Handwerksinnung und die Kreishandwerker⸗ 
ſchaft. An die Stelle der früheren Zweiteilung in freie und Zwangsinnungen tritt 
damit die einheitliche örtliche Zuſammenfaſſung aller in die Handwerksrolle ein- 
getragenen Gewerbetreibenden des gleichen Handwerkszweiges oder verwandter Hand- 
werkszweige (5 3 des Geſetzes). Die Innung wird von dem Obermeiſter geführt (S 13). 
Dieſer wird von der Handwerkskammer nach Anhörung des der Innung über- 
geordneten Fachverbandes beſtellt. Ihm ſtehen Beiräte aus dem Handwerk beratend 
zur Seite. 
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Auf Einzelheiten des Geſetzes kann hier aus Raummangel nicht eingegangen werden. 
Doch feien die Hauptaufgaben der Innung kurz genannt (8 43): 


1. Pflege des Gemeingeiſtes und Wahrung der Standesehre; 

2. Regelung des Lehrlingsweſens und Aberwachung der Ausbildung der Lehrlinge; 
Entſcheidung der Streitigkeiten zwiſchen ſelbſtändigen Handwerkern und ihren 
Lehrlingen; 

Abnahme der Geſellenprüfungen; 

3. Förderung der techniſchen, gewerblichen und ſittlichen Ausbildung der Berufs- 
angehörigen, Errichtung und Anterſtützung der Fachſchulen; 
Mitwirkung bei der Verwaltung der Berufsſchulen; 

4. Förderung wirtſchaftlicher Einrichtungen, die dem Handwerkszweig dienen, befon- 

ders des Genoſſenſchaftsweſens; 

Förderung von Einrichtungen zur gemeinſchaftlichen Abernahme von Lieferungen 
und Leiſtungen und Beratung der Vergebungsſtellen bei Ausſchreibung öffentlicher 
Lieferungen und Leiſtungen; 

Anterſtützung der Fachpreſſe; 

6. Erteilung von Gutachten und Auskünften über Angelegenheiten des Handwerks- 
zweiges an die Behörde; 

Anterſtützung der handwerkerlichen Körperſchaften in der Erfüllung ihrer Aufgaben; 
Fühlungnahme mit den Fachverbänden außerhalb des Handwerks. 


Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Einrichtung der berufsſtändiſchen Ehrengerichte für 
Handwerker, die durch die genannte Verordnung ausgeſprochen wird. Das bei der 
Handwerkskammer zu bildende Ehrengericht iſt mit drei Mitgliedern beſetzt. Der 
Vorſitzende und fein Stellvertreter werden vom Reichsminiſter der Juſtiz im Einver⸗ 
nehmen mit dem Neichswirtſchaftsminiſter ernannt. Beide müſſen Richter fein. Die 
Beiſitzer werden berufen aus den ſelbſtändigen Handwerkern, die die Meiſterprüfung 
abgelegt haben. Außerdem beſteht noch beim Deutſchen Handwerks und Gewerbe- 
kammertag in Berlin ein Reichsehrengericht (Ehrengerichtshof) als übergeordnete und 
Berufungsinſtanz. Ein ehrengerichtliches Verfahren iſt dann einzuleiten, wenn ein 
Innungsmitglied die Standesehre verletzt oder einen Verſtoß gegen den Gemein- 
ſchaftsgeiſt begeht. Die Verordnung zählt die einzelnen Tatbeſtände, die unter dieſen 
Verſtoß fallen können, nicht auf, ſondern erwähnt nur im 8 60 „Anlauteres Verhalten, 
unlauterer Wettbewerb und Abervorteilung des Kunden“. Es ſtellt die Anwendung 
des Geſetzes in weitem Amfang in das Ermeſſen der Ehrengerichte ſelbſt, die in ihrer 
Lebensnähe und der Berufsverbundenheit ihrer Beiſitzer am beſten eine vernünftige 
Anwendung der geſetzlichen Vorſchriften garantieren können. Das berufsſtändiſche 
Ehrengericht des Handwerks iſt ebenſo wie das ſoziale Ehrengericht ein wichtiges 
Inſtrument der Erziehung zum Geiſte der Volksgemeinſchaft und Kameradſchaft. In 
den kurzen Jahren ihres Beſtehens haben die Ehrengerichte des Handwerks, wie das 
Jahrbuch des deutſchen Handwerks für 1936 (S. 67) ſagt, nach Außerungen des 
Reichskommiſſars für den Mittelſtand, Dr. Wienbeck, den Berufsſtand von moraliſch, 
techniſch und kaufmänniſch minderwertigen Perſönlichkeiten gründlich gereinigt und 
anderfeits für die Zukunft vorbeugend und belehrend gewirkt. Durch die Spruchpraxis 
des Ehrengerichtshofs iſt nach derſelben Quelle eine ſehr weitgehende Vereinheit— 
lichung der Arteilspraxis der Ehrengerichte erreicht worden. 

In einer zweiten Verordnung über den vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerks 
vom 18. 1. 1935 iſt der Neuaufbau der Handwerkskammern geregelt, bei denen durch 
dieſe Verordnung ebenfalls das beim berufsſtändiſchen Aufbau der Wirtſchaft 
allgemein durchgeführte Führerprinzip verwirklicht wird. 

Danach ernennt der Reichswirtſchaftsminiſter nach Anhörung des Deutſchen Hand— 
werks und Gewerbekammertages den Vorſitzenden und ſtellvertretenden Vorſitzenden 
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der Handwerkskammer. Der Vorſitzende ernennt ſeinerſeits den Vorſtand der Kammer. 
Aus den Mitgliedern der Kammer wird ein Beirat beſtellt, der dem Vorſitzenden und 
dem Vorſtand beratend zur Seite ſteht. 


Die neben dem Grundgeſetz vom 29. 11. 1933 wohl wichtigſte geſetzliche Regelung bringt 
die Dritte Verordnung über den vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerks vom 
18. 1. 1935, weil in ihr ſeit Jahrzehnten vertretene berechtigte Forderungen des Hand- 
werks verwirklicht worden find, vor allem der ſogenannte Große Befähigungsnachweis. 
Danach darf in Zukunft nur derjenige in die Handwerksrolle eingetragen werden und 
damit ſelbſtändig ein Handwerk ausüben, der die Meiſterprüfung abgelegt hat oder die 
Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen beſitzt. Mit dieſer Verordnung wird für das 
Handwerk eine Möglichkeit geſchaffen, unzuverläſſige und untüchtige Elemente ent- 
weder aus ſeinen Reihen auszuſcheiden oder, was weſentlich wichtiger iſt, ſolche 
Elemente überhaupt nicht ins Handwerk hineingelangen zu laſſen. Damit iſt die 
wichtigſte Vorausſetzung für eine wirtſchaftliche und ſoziale Geſundung und Hebung 
des Handwerks geſchaffen worden. Eine Aberſetzung, die in einigen Handwerks- 
zweigen, wie etwa bei den Bäckern, den Schuhmachern, den Friſeuren und Damen- 
ſchneidern, beſteht, kann ſo allmählich auf ein erträgliches Maß zurückgeſchraubt werden. 
Der ſogenannte Kleine Befähigungsnachweis, den das Handwerk im Jahre 1908 nach 
langen Kämpfen erreicht hatte, und der die Anlernung von Lehrlingen von der Ab- 
legung der Meifterprüfung abhängig machte, hatte nicht genügt, um die unfähigen und 
ungeeigneten Elemente aus dem Handwerk fernzuhalten und dadurch eine Geſundung 
desſelben herbeizuführen. Erſt die Verordnung von 1935 bringt mit dem Großen 
Befähigungsnachweis die Möglichkeit einer ſolchen Geſundung, ohne doch den Zugang 
zum Handwerk durch einen aus Handwerkskreiſen vielfach geforderten numerus 
clausus zu ſperren oder doch übermäßig zu erſchweren. 


Durch die Geſamtheit dieſer Geſetzgebung, die, zum Segen des Handwerks wie auch 
der Geſamtwirtſchaft, die im Zeitalter des Liberalismus eingeführte Gewerbefreiheit 
auf dem Gebiet des Handwerks beſeitigt und die Grundlagen alter Handwerksorgani⸗ 
ſation, ſoweit ſie in der modernen Wirtſchaft noch lebensfähig ſind, erneuert, hat das 
Dritte Reich dem deutſchen Handwerk eine Rechtsgrundlage geſchaffen, auf dem es die 
ſtarken Lebenskräfte, die in ihm wirken, zum Nutzen von Volk und Staat weiter ent- 
wickeln und ſich damit auch in der modernen Wirtſchaft eine Stellung ſichern kann, die 
ſeiner wirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Bedeutung entſpricht. 


Aber noch galt es, andere Aberreſte eines liberaliſtiſchen Wirtſchaftszeitalters zu 
beſeitigen, die eine unbillige Einſchränkung der Lebensmöglichkeiten des Handwerks 
mit ſich brachten: das oben ſchon erwähnte Abergreifen der Warenhäuſer auf das 
Gebiet des Handwerks, aber auch das Eindringen der öffentlichen Hand in Sonder⸗ 
gebiete desſelben. Auch dieſe beiden Hinderniſſe für eine geſunde Entwicklung 
des Handwerks find in den letzten Jahren beſeitigt worden. Durch Verordnung vom 
11. 7. 1933 wurde den Warenhäufern der Abbau der ihnen angegliederten ſelbſtändigen 
Handwerksbetriebe vorgeſchrieben. Auch die Regiebetriebe der öffentlichen Hand find 
im Gefolge einer Anzahl von Verordnungen und Erlaſſen in beträchtlichem Amfang 
eingeſchränkt worden, ohne daß allerdings auf dieſem Gebiet, vor allem hinſichtlich der 
Regiebetriebe der Gemeinden, ſchon alle berechtigten Wünſche des Handwerks erfüllt 
wären. Durch das Geſetz über die Verbrauchergenoſſenſchaften vom 21. 5. 1935 ſchließ⸗ 
lich wurde eine weitere Entwicklung der Verbrauchergenoſſenſchaften, die beſonders 
dem Lebensmittelhandwerk eine empfindliche Konkurrenz bereiten, verhindert und 
außerdem die Liquidierung nicht mehr lebensfähiger Genoſſenſchaften ermöglicht. Fügt 
man zu dieſen geſetzlichen Beſtimmungen noch diejenigen über das Verbot von 
Schwarzarbeit im Handwerk, dann zeigt ſich, daß nunmehr manche Schwierigkeiten und 
Hemmniſſe, die einer Geſundung des deutſchen Handwerks entgegenſtanden, beſeitigt 
worden find. 
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Das deutſche Handwerk hat in den letzten Jahren, nachdem der Staat ihm neuen 
Lebensraum geſchaffen und den alten geſichert hat, ſeinerſeits in erfreulichem Maße 
durch eigene Anſtrengungen und Leiſtungen ſeinen Lebenswillen bewieſen. Sie alle 
hier im einzelnen aufzuzählen, mangelt es an Raum. Nur auf die wichtigſten ſei kurz 
hingewiefen. Die alte Selbſthilfeorganiſation der Genoſſenſchaften iſt in den letzten 
Jahren beträchtlich ausgebaut worden. Neben einer weitgehenden Konſolidierung der 
gewerblichen Kreditgenoſſenſchaften, zu denen die Handwerker als Einleger wie auch 
als Kreditnehmer ein ſtarkes Kontingent ſtellen, iſt die Einkaufsgenoſſenſchaft, noch 
ſtärker aber die Lieſergenoſſenſchaſft ausgebaut worden. Dieſe letztere Art der 
Genoſſenſchaft verdankt ihre Ausdehnung den umfangreichen Arbeitsbeſchaffungsmaß⸗ 
nahmen der öffentlichen Hand. Am auch das Handwerk in dem ihm zukommenden 
Umfang von dieſen Maßnahmen Nutzen ziehen zu laſſen, war es notwendig, Organi- 
ſationen zu ſchaffen, die die Nachfrage der öffentlichen Hand den einzelnen kleinen 
Handwerksbetrieben zuleiteten, die ja wegen ihrer geringen quantitativen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit und ihrer oft unzureichenden kaufmänniſchen Ausbildung mit den großen Auf⸗ 
traggebern nicht kontrahieren konnten. Das Handwerk gründete zu dieſem Zweck die 
Lieferungsgenoſſenſchaften, die im Jahre 1935 zuſammengefaßt wurden in der Reichs⸗ 
zentrale für Handwerkslieferungen, mit Landeslieferungsgenoſſenſchaften als regionalen 
und fachlichen Antergliederungen. Nach dem Jahrbuch des deutſchen Handwerks 1936 
find der Reichszentrale heute 222 anerkannte Landes ⸗Lieferungsgenoſſenſchaften 
angeſchloſſen. Der Kreditbedarf dieſer Genoſſenſchaften wird in großzügiger Weiſe 
durch die Inſtitute gedeckt, die der Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und der 
Genoſſenfchaftsabteilung der Dresdner Bank angeſchloſſen find. Die Landeslieferungs⸗ 
genoſſenſchaften haben die ihnen angeſchloſſenen Handwerksbetriebe in großem Umfang 
bei ihren Arbeiten überwacht und beraten und ſo zur Erhöhung ihrer Leiſtungen bei⸗ 
getragen. . 

Auf den anderen Gebieten des Genoſſenſchaftsweſens bleibt für das deutſche Hand- 
werk noch viel zu tun. Es iſt zweifellos, daß vor allem die Einkaufsgenoſſenſchaften 
hier bei weitem noch nicht ſo ſtark verbreitet ſind, wie es die Vorteile gemeinſamen 
Einkaufs im großen an ſich erwarten ließen. Abgeſehen vom Bäckerhandwerk, wo ſie 
ſeit Jahren eine ſehr erfreuliche Entwicklung genommen haben und zeitweiſe bis zu 
10 v. H. des geſamten Rohſtoffbedarfs dieſes Handwerkszweiges umſetzten, iſt die 
Entwicklung dieſer Genoſſenſchaftsart ſtark zurückgeblieben.) Hier wird gegen Rück⸗ 
ſtändigkeit und Eigenbrötelei mancher Handwerkskreiſe noch wichtige Erziehungsarbeit 
zu leiſten ſein. Zwiſchen den Intereſſen des Handels und der handwerkerlichen Ein- 
kaufsgenoſſenſchaften ſollte ſich bei beiderſeitigem gutem Willen ein erträglicher Aus- 
gleich ſchaffen laſſen. Durch die am 23. 10. 1936 erfolgte Neuordnung des gewerb⸗ 
lichen Genoſſenſchaftsweſens und die Zuſammenfaſſung aller gewerblichen Genoflen- 
ſchaften im Deutſchen Genoſſenſchaftsverband iſt die organiſatoriſche Einheit der 
Handwerkergenoſſenſchaften geſchaffen, die eine wichtige Vorausſetzung für die weitere 
Ausdehnung des Genoſſenſchaftsweſens im Handwerk darftellt. 


Auf einem Gebiet find, abweichend von der Induſtrie, die Selbſthilfemaßnahmen 
des Handwerks zur Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Lage in enge Grenzen gebannt: 
auf dem der Marktregelung. Kartelle ſpielen im Handwerk nur eine geringe Rolle, 
weil das Angebot ſtark zerſplittert und außerdem zum Teil ſehr individueller Art iſt. 
Kartelle beſtehen u.a. für das GBlafer-, Dachdecker, Kupferkeſſel⸗ und Diamanten- 
ſchleiferhandwerk; fie ſpielen aber in der Geſamtwirtſchaft des deutſchen Handwerks 
nur eine ſehr beſcheidene Rolle. Den eigentlich berufsſtändiſchen Organifationen des 
Handwerks iſt, ebenſo wie denjenigen der Induſtrie, ein Eingreifen in die Preis- 
bildung verboten (ähnlich wie das ſchon im 8 100 q der Gewerbeordnung den Zwangs. 


1) Der Amſatz der Handwerker ⸗Einkaufsgenoſſenſchaften betrug 1934 etwa 250 Mill. RM, 


ebenſo groß war der Amſatz der Zentralen Bezugsgenoſſenſchaften. 1936 ſtiegen dieſe Zahlen 
auf 344 bzw. 279 Mill. RM. 
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innungen verboten war). Ausnahmen find nur mit Genehmigung des Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſters zuläſſig. Dieſer hat im Mai 1936 ſolche Ausnahmen zugelaſſen für 
das Snitallateur-, Klempner, Kupferſchmiede⸗ und Zentralheizungs⸗Bauhandwerk, 
außerdem für Teile der Druckereien. Soweit Preis vereinbarungen im Handwerk 
geſchloſſen werden, deren Träger nicht die berufsſtändiſche Organiſation (praktiſch die 
Innung) iſt, hat der Reichswirtſchaftsminiſter durch Erlaß vom 8. 3. 1937 (in ähnlicher 
Weiſe wie bei der ſpäter darzulegenden Regelung auf dem Gebiet der Induſtrie) der 
Reichsgruppe des deutſchen Handwerks das Recht zuerkannt, ſich über die den Markt 
regelnden Maßnahmen auf dem Gebiet der Handwerkswirtſchaft zu informieren und 
dabei die allgemeinen Intereſſen zu vertreten. Bei allen entſprechenden Verein- 
barungen muß die Reichsgruppe Handwerk hinzugezogen werden. Sie hat außerdem 
gegen beſtimmte Beſchlüſſe der beſtehenden Marktregelungsverbände im Handwerk ein 
Einſpruchsrecht beim Reichswirtſchaftsminiſter. Hier ift, ebenſo wie in der Induſtrie 
die betreffende Fachgruppe, der Reichsſtand des deutſchen Handwerks der Anwalt des 
allgemeinen Intereſſes gegenüber etwaigem Mißbrauch von Preisfeſtſetzungen zu 
branchen ⸗egoiſtiſchen Zwecken. 

Obwohl das Handwerk ſeiner Natur nach ganz überwiegend auf die Verſorgung des 
Binnenmarktes eingeſtellt iſt, hat doch die ſchwierige Lage der deutſchen Ausfuhr den 
Staat veranlaßt, es ſtärker als bisher für den Export zu intereſſieren. Es kommen 
dafür natürlich nur beſtimmte Handwerkszweige, in erſter Linie Kunſt⸗ und Luxus- 
handwerk, in Betracht. (Das Kunſthandwerk exportiert etwa ein Viertel feiner Erzeu- 
gung. In den Jahren 1927 bis 1930 betrug der Export des deutſchen Handwerks 
jeweils 75 bis 100 Mill. RM.) Die ſtarke Beſchickung der Leipziger Meſſe durch dieſe 
Handwerkszweige hat zum Teil neue Wege für den Export geebnet. Im Jahre 1935 
wurde eine Ausfuhrförderungsſtelle für das Handwerk in Leipzig und eine Zweigſtelle 
in Berlin eröffnet, denen ſpäter noch Bezirksſtellen in München und Hamburg gefolgt 
find. Ständige Exportmuſterſchauen bei den einzelnen Bezirksftellen geben den 
deutſchen Exporteuren und den ausländiſchen Importeuren die Möglichkeit, ſich über 
die Leiſtungsfähigkeit des deutſchen Handwerks zu informieren. Zur unmittelbaren 
Förderung des Auslandsgeſchäfts wurde die „Ausfuhrſtelle des deutſchen Handwerks“ 
in Berlin errichtet, die dem einzelnen Handwerker die Möglichkeit verſchaffen ſoll, 
durch ihre Vermittlung direkte Exportgeſchäfte durchzuführen. Die Ausfuhrſtelle hat 
zugleich die Werbung für den Export deutſcher Handwerkserzeugniſſe übernommen. 
Wenn auch nach Lage der Dinge die Ausfuhr folder Erzeugniſſe im Verhältnis zur 
Geſamtproduktion des deutſchen Handwerks immer beſcheiden ſein wird, ſo gewinnt 
ſie doch für beſtimmte Zweige des Handwerks zuſehends an Bedeutung. 

Die neuen und erweiterten Aufgaben, die dem Handwerk in der deutſchen Wirtſchaft 
geſtellt werden, können von ihm nur dann gelöſt werden, wenn eine umfaſſende Aus- 
bildung und Schulung ſowie eine laufende Beratung und Betreuung auf allen 
wichtigen Gebieten der handwerkerlichen Tätigkeit durch Organe geſichert iſt, die 
möglihft aus der Selbſtverwaltung der Handwerkswirtſchaft hervorgehen. Das Aus⸗ 
bildungsweſen im deutſchen Handwerk ſtand von jeher beſonders hoch; es hat in den 
letzten Jahren eine weitere Entwicklung und Vervollkommnung erfahren, die es heute 
zweifellos an die Spitze aller Handwerkswirtſchaften der Welt ſtellt. Auf den Auf⸗ 
und Ausbau des Berufs- und Fachſchulweſens, auf die Neuordnung der Meiſter⸗ 
prüfung, die Fortbildung, Beratung und Betreuung in betriebstechniſcher und 
betriebswirtſchaftlicher Hinſicht durch techniſche und wiſſenſchaftliche Einrichtungen, 
wie das Deutſche Handwerksinſtitut in Berlin, die Inſtitute an verſchiedenen Hoch ; 
ſchulen uſw., kann hier aus Raummangel nicht eingegangen werden, ebenſowenig wie 
auf die Maßnahmen zur Aufrechterhaltung und Erneuerung alter Handwerkskultur 
und alten Brauchtums, die im nationalſozialiſtiſchen Deutſchland beſonders gepflegt 
werden. Es wäre nur noch kurz hinzuweiſen auf die Einrichtung der Gewerbeförde⸗ 
rungsſtellen, die im Jahre 1934 unter Führung des Neichsſtandes des deutſchen Hand⸗ 
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werks vorgenommen wurde. Ihr Ziel iſt die Anterſtützung, Beratung und Förderung 
der Handwerksbetriebe in allen betriebswirtſchaftlichen Fragen zwecks Erhöhung der 
Leiſtungsfähigkeit. In den Gewerbeförderungsſtellen ſind nunmehr alle früher neben⸗ 
einander beſtehenden Einzelförderungen der verſchiedenſten Handwerksorganiſationen 
unter einheitlicher Führung und Leitung zuſammengefaßt. In jedem Landeshand⸗ 
werksmeiſterbezirk iſt mindeſtens eine Förderungsſtelle eingerichtet. 

Ein Rückblick auf dieſe kurze Darſtellung der deutſchen Handwerkswirtſchaft zeigt uns 
ein Bild größter Mannigfaltigkeit und reichen Eigenlebens, das neben der noch aus⸗ 
führlich zu betrachtenden Induſtriewirtſchaft ein durchaus eigenbeſtimmtes Daſein nach 
eigenen Geſetzen führt, nicht zwar losgelöſt von den Lebensäußerungen der übrigen 
Gebiete der deutſchen Wirtſchaft, ſondern engſtens mit ihnen verflochten in dem großen 
lebendigen Organismus der deutſchen Wirtſchaft und des deutſchen Volkes, wo jedes 
Organ ſeine Sonderaufgabe für das Wohl des Geſamtorganismus zu erfüllen hat. 


Die neue deutſche Handwerkspolitik hat kein künſtliches Gebilde geſchaffen, das nur 
durch fortwährende ſtaatliche Anterſtützungsmaßnahmen zur Not lebens und 
funktionsfähig erhalten wird, ſondern fie hat die eigenen ſtarken Lebenskräfte, die dem 
deutſchen Handperk ſeit Jahrhunderten innewohnen, freigeſetzt und die Hemmniſſe 
einer liberaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ und Staatsauffaſſung beſeitigt, die ſich der Ent⸗ 
wicklung jener ſtarken volksgebundenen Kräfte entgegenſtellten. Wenn auch das 
deutſche Handwerk von den Gebieten, die es im Laufe des 19. Jahrhunderts infolge 
der techniſchen Entwicklung an die Induſtrie abgeben mußte, nennenswerte Teile nicht 
mehr zurückerobern kann, ſo iſt doch die Exiſtenz und die Weiterentwicklung des 
deutſchen Handwerks innerhalb des Gebiets, das es heute in der deutſchen Wirtſchaft 
einnimmt, für abſehbare Zeit geſichert. 
Die neue Organiſation des deutſchen Handwerks hat als einheitliche Grundlage die 
Innungen. Auf ihnen baut ſich einerſeits die fachliche Gliederung auf, über die 
51 Reichsinnungsverbände zur Reichsgruppe Handwerk; daneben aber auch die 
regionale, zwiſchenberufliche: über die Kreishandwerkerſchaft, die Handwerkskammer 
zum Deutſchen Handwerks- und Gewerbekammertag. Der Reichshandwerksmeiſter tft 
ſowohl der oberſte Leiter der Reichsgruppe Handwerk wie auch des Deutſchen Hand- 
werks⸗ und Gewerbekammertages. Seine Vertreter find jeweils in den einzelnen 
Treuhänderbezirken die von ihm ernannten Landeshandwerksmeiſter. 
Im übrigen ſei verwieſen auf das nachſtehende Schaubild S. 15. 
In der Deutſchen Arbeitsfront bildet das Handwerk eine der 18 Reichsbetriebs⸗ 
gemeinſchaften. Ihr gehören 6 Fachgruppen an: Bau und Baunebengewerbe, Metall, 
Holz, Nahrung, Bekleidung und Reinigung, Feinmetall und Spezialhandwerk. Ort⸗ 
lich iſt die Reichsbetriebsgemeinſchaft Handwerk gegliedert in 32 Gaubetriebsgemein- 
ſchaften, die ſich aus Kreis und Ortsbetriebsgemeinſchaften zuſammenſetzen. An der 
Leitung ſind je zur Hälfte Meiſter und Geſellen beteiligt. 
Die wichtigſten Aufgaben der Reichsbetriebsgemeinſchaft find: 
1. Die ſoziale Betreuung der Handwerksbetriebe und die Erziehung zur Betriebs. 
gemeinſchaft; 
2. Weltanſchauliche Schulung und Ergänzung der Berufsausbildung; 
3. Erneuerung alter Handwerkskultur, des Geſellenwanderns und alten Brauchtums; 
4. Mitwirkung bei der Beſtellung und Abberufung des Geſellenwarts und des Ge— 
ſellenbeirats in der Innung. 
In die Parteiorganiſation iſt das Handwerk eingegliedert durch das Hauptamt für 
Handwerk und Handel (Hauptamtsleiter Dr. von Renteln). 


Die fjausinduſtrie bzw. fjeimarbeit 

Bevor wir zu dem Hauptgebiet unſerer Darſtellung, zur Induſtriewirtſchaft und 
Induſtriepolitik, übergehen, bleibt noch etwas zu ſagen über eine andere gewerbliche 
Betriebsform, die ſich bis heute erhalten, ja in den letzten Jahrzehnten auf verſchie⸗ 
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denen Gebieten noch ausgedehnt hat: die Heimarbeit oder auch Hausinduſtrie, die uns 
ſchon oben in der Form des Verlags begegnet iſt. Dieſe primitive Form der ge⸗ 
werblichen Tätigkeit beſteht in beſtimmten Bezirken noch heute, wenn ſie auch im 
ganzen in ſtändigem Rückgang begriffen iſt. Man muß unterſcheiden zwiſchen alten 
und neuen Hausinduſtrien. Die alten find, wie ſchon oben erwähnt, aus dem Haus⸗ 
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Hondwerksbetriebe 


A. ApR II 1937 


Entnommen aus Jahrbuch des Deutſchen Handwerks 1936. 
Verlag Reichsſtand des Deutſchen Handwerks. Berlin. 


fleiß bzw. aus dem Herabfinken von Teilen des Handwerks in eine vom Händler 
abhängige Stellung entſtanden, während die neue Heimarbeit im Laufe des 19. Jahr- 
hunderts in den größeren Städten als im Haufe betriebene zuſätzliche Arbeit (Neben- 
verdienſt) zum größten Teil von Frauen ausgeübt wird (hier beſonders im Beklei⸗ 
dungsgewerbe). Die Sitze der alten Heimarbeit find beſonders ſolche Bezirke, in 
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denen ein wenig ertragfähiger Boden im Klein · und Parzellenbetrieb bearbeitet wird, 
wo alſo zum Anterhalt der Familie eine zuſätzliche gewerbliche Arbeit geſucht 
werden muß. In dieſen Gegenden iſt im Laufe der Zeit zum Teil eine völlige Los⸗ 
löſung der Bevölkerung vom Boden eingetreten, ſo daß dann die hausgewerbliche 
Beſchäftigung die einzige Einnahmequelle bildet. Nennenswerte Arbeitsmöglichkeiten 
ſind in den betreffenden Bezirken wegen des Fehlens größerer Induſtrien meiſt nicht 
gegeben, ſo daß die Heimarbeit als einzige oder doch als Hauptbeſchäftigung dort 
vielfach überhaupt erſt Lebensmöglichkeiten für große Teile der Bevölkerung ſchafft. 
Gebiete, in denen heute die alte Heimarbeit noch eine größere Rolle ſpielt, ſind etwa: 
der Schwarzwald (Ahren, Muſikinſtrumente, Holzwaren), Oberfranken (Korbwaren), 
das Vogtland (Stickereien, Muſikinſtrumente), das Erzgebirge (Stickereien, Holzſpiel⸗ 
waren und Holzgeräte), Thüringen (Spielwaren, Glas⸗ und Metallwaren), das 
Bergiſche Land (Schneidwaren). Die neue Heimarbeit ſpielt eine beträchtliche Rolle 
in Großſtädten, ſpeziell in Berlin und Hamburg. Das Hauptkontingent ftellt hier die 
Bekleidungsinduſtrie. 

Die Anzahl der in der Hausinduſtrie bzw. in der Heimarbeit Tätigen iſt in den letzten Jahr⸗ 
zehnten immer ſtärker zurückgegangen. Die Betriebszählung von 1907 ergab in 315 000 Be- 
trieben rund 482 000 Beſchäftigte, die von 1925: 299 000 Beſchäftigte (davon 208 000 weib- 
liche). Die Zählung von 1933 zeigt einen Rückgang auf 207 000. Dieſe verteilen fich 
prozentual auf die einzelnen Branchen wie folgt: Bekleidungsgewerbe 5243 v H. (1925: 
42,00 v. H.); Textilinduſtrie aller Art (einſchl. Wirkerei, Strickerei und Stickerei) 23,47 v. H. 
(19,10 v. H.); Nahrungs- und Genußmittel (im weſentlichen Zigarrenherſtellung) 6,62 v. H. 
(458 v. H.); Holz- und Schnitzſtoffgewerbe 4,23 v. H. (7.20); Muſikinſtrumente und Spiel- 
waren 4,08 v. H. (8,00); Herſtellung von Eiſen⸗, Stahl⸗ und Metallwaren 3,47 v. H. 
(10,7); Induſtrie der Steine und Erden 235 v. H. 

Die letzten Jahre haben auch in der Heimarbeit einen Wiederanſtieg der Beſchäftigten 
gebracht. Auf Grund der Zählung vom 15. 2. 1937 gibt die Reichsanſtalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitsloſenverſicherung folgende Zahlen: 407 488 Hauptbeſchäftigte, dazu 44 923 
mithelfende Familienangehörige und 81 801 fremde Hilfskräfte, zuſammen 534 212. Davon 
entfielen auf das Bekleidungsgewerbe 245 812 (46 v. H.); auf das Spinnſtoffgewerbe 142 812 
(268 v. H.); Nahrungs- und Genußmittel (Zigarren und Gemüſe⸗ und Obſtkonſerven) 35 599 
(6,7 v. H.); Holz- und Schnitzſtoffe 23 413 (4,4 v. H.); Eifen- und Metallerzeugung und -ver- 
arbeitung 23 286 (44 v. H.); Muſikinſtrumente und Spielwaren 22 717 (43 v. H.); Papier- 
erzeugung und verarbeitung 14 414 (2,7 v. H.); Glaswaren 12 828 (24 v. H.); Ledererzeugung 
und verarbeitung 8 137 (16 v. H.). 

Die Beurteilung der Heimarbeit war lange Zeit ſehr umſtritten. Die ſtarke Zer⸗ 
ſplitterung der hausgewerblichen Betriebe, ihre finanzielle Abhängigkeit vom Handel. 
die ſich daraus ergebende mangelnde Organiſationsfähigkeit der Heimarbeiter, ander- 
ſeits der meiſt geringe Wert der hergeſtellten Waren führten zu ſehr niedrigen Löhnen, 
die in vielen Fällen auch das beſcheidenſte Exiſtenzminimum nicht ſichern konnten. Das 
brachte mit ſich eine ſtarke Verlängerung der Arbeitszeit, die Mitheranziehung der 
Frauen und der Kinder unter zum Teil ſehr unhygieniſchen Arbeitsverhältniſſen, und 
eine große Notlage von Teilen der Heimarbeiterſchaft. Anter Verallgemeinerung 
dieſer Tatſachen haben in der Vorkriegszeit manche Kreiſe die Heimarbeit als ſolche 
abgelehnt und vorgeſchlagen, ſie ganz zu beſeitigen. Dem gegenüber vertraten 
nüchterner Denkende die Anſicht, daß eine völlige Beſeitigung weder im Intereſſe des 
einzelnen noch der Geſamtheit liege, weil die Heimarbeiter vielfach nicht in der Lage 
ſeien, andere Arbeit zu finden oder zu leiſten. Es ſeien oft körperlich behinderte oder 
kränkliche Menſchen, die keine volle Arbeitskraft mehr beſäßen und daher in regulärer 
induſtrieller Arbeit nicht beſchäftigt werden könnten. Auch die zeitweiſe Beſchäſtigung 
der Frauen und größerer Kinder in der Heimarbeit ſei volkswirtſchaftlich poſitiv zu 
beurteilen, weil hier Arbeitskräfte mobiliſiert werden könnten, für die ſonſt keine 
rationelle Verwendung zu finden ſei. Die Heimarbeit ſei vielfach Füllarbeit, Neben- 
arbeit, und könne daher im ganzen nicht ſo entlohnt werden wie vollwertige Arbeit. 
Es müſſe aber überall dort ein Eingriff des Staates zum Schutze der Heimarbeiter 
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erfolgen, wo eine offenbare mißbräuchliche Ausnutzung der Arbeitskräfte vorliege. 
Dieſe Befürworter der Heimarbeit wieſen weiter darauf hin, daß die Heimarbeit den 
in ihr Beſchäftigten immerhin eine größere wirtſchaftliche Selbſtändigkeit gebe, als 
fie der Induſtriearbeiter haben könne. Sie könnten ihre Arbeit in ihrem eigenen 
Hauſe, das vielfach mit einer kleinen Landwirtſchaft verbunden iſt, ausführen, könnten 
ſich ihre Arbeitszeit beſſer einteilen und ſeien nicht für die Dauer der Arbeit dem Zu- 
ſammenſein mit der Familie entriſſen. Das gelte beſonders für die in der Heimarbeit 
tätige Frau. 

Ein generelles Arteil über die Heimarbeit iſt wohl kaum möglich. Im ganzen wird 
man aber eher den Befürwortern der Heimarbeit recht geben müſſen. Immerhin hatte 
ſich damals in beträchtlichem Amfang die Notwendigkeit eines Schutzes der Heim- 
arbeit vor Ausnutzung durch den Händler herausgeſtellt, ſchwere Mißſtände waren 
unverkennbar. Der erſte Schritt, der mit dem Heimarbeitsgeſetz vom 20. 12. 1911 
zur Beſſerung der Verhältniſſe in der Heimarbeit getan wurde, war völlig unzu- 
reichend, weil er zwar Anfänge eines Betriebs. und Geſundheitsſchutzes brachte, nicht 
aber bei dem wundeſten Punkt, den niedrigen Löhnen, einſetzte. Das geſchah erſt 
durch das Geſetz vom 27. 6. 1923, das Fachausſchüſſe für die Heimarbeiter ſchuf, die 
bei der Tariffeſtſetzung beratend mitwirkten, und das die Tarifverträge und Feſt⸗ 
ſetzung von Mindeſtlöhnen auch auf die Heimarbeit ausdehnte. Tatſächlich blieb aber 
auch dieſes Geſetz in ſeinen Wirkungen unzureichend. Einen entſcheidenden Schritt 
vorwärts bedeutet erſt das Geſetz über die Heimarbeit vom 23. 3. 1934, nachdem 
bereits das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit einige grundlegende Ver- 
beſſerungen für die Heimarbeiter gebracht hatte, beſonders die, daß es die Feſtſetzung 
von Mindeſtlöhnen in der Heimarbeit grundſätzlich dem Treuhänder der Arbeit 
übertrug. 


In der Begründung des Geſetzes wird klar eine pofltive Stellung zur Heimarbeit zum Aus⸗ 
druck gebracht. Es wird gejagt, die gelegentlich erhobene Forderung eines allgemeinen 
Verbots der Heimarbeit ſei ſozial und wirtſchaftlich abwegig. Hunderttauſende hätten in 
der Heimarbeit die einzige Exiſtenzmöglichkeit, außerdem würden die betr. Induſtrien bei 
Verlegung der Heimarbeit in die Fabrik infolge der damit ſteigenden Koſten einfach nicht 
weiter exiſtieren können. 


Das Heimarbeitergeſetz verſucht zunächſt den Begriff des Heimarbeiters bzw. des Haus⸗ 
gewerbetreibenden, der zum Teil in ſehr verſchiedenem Sinne gebraucht wird, möglichſt ein- 
heitlich zu beſtimmen, um die verſchiedenen Arten der Heimarbeit erfaſſen zu können. 
Während der Heimarbeiter bisweilen in einem wirklichen Arbeitsverhältnis ſteht, iſt der 
Hausgewerbetreibende ſtets ein Anternehmer, der „im Auftrag und für Rechnung anderer 
Gewerbetreibender arbeitet und hierbei ſelbſt am Stück arbeitet oder doch weſentlich mit⸗ 
arbeitet“. Das Geſetz faßt beide Gruppen, Heimarbeiter wie Hausgewerbetreibende, zu⸗ 
ſammen. Es erfaßt alle Heimarbeiter und alle diejenigen Hausgewerbetreibenden, die mit 
nicht mehr als 2 Hilfskräften arbeiten. Es können allerdings auch ſonſtige Hausgewerbe⸗ 
treibende ihnen gleichgeſtellt werden, wenn ſie beſonders ſchutzbedürftig ſind. Das Geſetz 
packt die Heimarbeiterfrage bei ihrem wichtigſten Punkt an, nämlich bei der Regelung der 
Entgelte. Dieſer Entgeltregelung und ihrer Kontrolle dient zunächſt der Zwang zur Führung 
von Liſten der Beſchäftigten mit genauer Bezeichnung derfelben (8 4). 


Der Unternehmer, der Heimarbeit ausgibt oder abnimmt, hat nach 87 in den Räumen der 
Ausgabe und Abnahme Entgeltverzeichniſſe offen auszulegen, damit ſich die Beteiligten 
über Höhe und Art der Entgelte für die einzelnen Arbeiten unterrichten können. Falls (was 
die Regel iſt) die Entgelte durch Tarifordnung beſtimmt werden, muß dieſe Tarifordnung 
ausgelegt werden. Außerdem find in die Entgelt⸗Bücher, die jedem Beſchäftigten auszu- 
händigen find, bei jeder Ausgabe und Abnahme von Arbeit ihre Art und ihr Amfang, die 
Entgelte und die Tage der Ausgabe und Lieferung einzutragen (8 8). 

Nach 8 10 kann, da eine direkte Arbeitszeitfeſtſetzung in der Heimarbeit kaum möglich iſt, 
der Treuhänder der Arbeit Beſtimmungen über Arbeitsmengen treffen, die innerhalb be⸗ 
ſtimmter Zeit ausgegeben werden dürfen. Ein weiterer Abſchnitt des Geſetzes behandelt 
den Gefahrenſchutz. Danach müſſen Betriebsſtätten, in denen Heimarbeit geleiſtet wird, „fo 
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beſchaffen und eingerichtet ſein, daß ſie unter Berückſichtigung der Art des Betriebes keine 
Gefahren für Leben, Geſundheit oder Sittlichkeit der Beſchäftigten oder für die öffentliche 
Geſundheit bieten“ (S 12). Die Beſchäftigung von Kindern kann verboten oder von der 
Vollendung eines höheren Lebensalters abhängig gemacht werden, als es das allgemeine 
Geſetz über die Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben vorſieht. Schließlich kann der Reichs 
arbeitsminiſter Heimarbeit, die mit erheblichen Gefahren für Leben, Geſundheit oder Gitt- 
lichkeit der Beſchäftigten oder für die öffentliche Geſundheit verbunden ift, verbieten (§ 14). 
Die Entgelte können zwar an ſich als Einzelabreden, oder in der Betriebsordnung feſtgeſetzt 
werden, aber nach der Art der Heimarbeits⸗ bzw. hausgewerblichen Betriebe wird das praktiſch 
nur ſelten in Frage kommen. Das Reguläre wird die Feſtſetzung der Entgelte in Form 
der Tarifordnung durch den Treuhänder der Arbeit ſein. Dieſer hat die Entgelte und ihre 
richtige Zahlung fortwährend zu überwachen. Bei Anterſchreitung der vorgeſchriebenen Sätze 
kann er nach einer Friſtſtellung von einer Woche eine Verzugsbuße für den Betriebsleiter 
feftfegen. Da die Verhältniſſe in der Hausinduſtrie bzw. Heimarbeit oft ſchwer zu über- 
ſehen find, iſt die Betreuung derſelben in den letzten Jahren zum größten Teil Sondertreu⸗ 
händern (bisher 23) übertragen, die für die einzelnen wichtigen Zweige der Heimarbeit bzw. 
der Hausinduſtrie ernannt worden find. Seit Erlaß des Geſetzes haben die Treuhänder 
über 400 Tarifordnungen für die Heimarbeit erlaſſen. Außerdem find zur Ergänzung der 
beſtehenden Tarifordnungen 42 ſogenannte Entgelt⸗Berechnungsſtellen (vor allem in der 
Bekleidungsinduſtrie) vom Sozialamt der Deutſchen Arbeitsfront errichtet worden. Be⸗ 
eidigte und vom Treuhänder ernannte Fachleute („Rechner“) berechnen in dieſen Stellen 
den Stücklohn für jedes einzelne Arbeitsſtück auf Grund der Tarifordnungen. Die Berech- 
nungsſtellen kontrollieren auch die ausgezahlten Löhne. 


Mit dieſer geſetzlichen Regelung iſt das Möglichſte getan, um Heimarbeit und Haus- 
induſtrie, ſoweit fie noch lebensfähig find, zu erhalten und den in ihr Beſchäftigten 
erträgliche Lebensbedingungen zu ſichern. Aber auch ſo bleibt dringend notwendig 
eine Hebung der Leiſtungsfähigkeit auf dieſem Gebiete durch Berufserziehung und 
beſſere Fachausbildung, durch wirtſchaftliche und ſoziale Beratung und Betreuung, 
ſchließlich, ſoweit möglich, auch durch Ausſtattung der Betriebe mit Kleinmaſchinen 
und evtl. genoſſenſchaftliche Zuſammenarbeit bei der Maſchinennutzung, alſo eine 
gewiſſe techniſche Moderniſierung. 


Die Induſtrie 

So wichtig auch in wirtſchaftlicher und ſozialer Hinſicht die Erhaltung und Weiter- 
entwicklung des deutſchen Handwerks tft, jo wird es in feiner Bedeutung doch über- 
troffen von der induſtriellen Wirtſchaft Deutſchlands. Auf ihr beruht in erſter Linie 
die Sicherung des Lebensraumes des deutſchen Volkes und vor allem die Weltgeltung 
der deutſchen Wirtſchaft. Einige wenige Zahlen mögen dieſe Bedeutung veranfchau- 
lichen. 

Im Jahre 1936 waren von den insgeſamt in der deutſchen Wirtſchaft tätigen 
rund 19 Millionen Arbeitern und Angeſtellten 12/ Millionen = 67 v. H. in Hand- 
werk, Hausgewerbe und Induſtrie tätig. Auf die Induſtrie allein entfielen davon 
9,5 Millionen = 50 v. H. Die Nettoproduktion der deutſchen Induſtrie betrug im 
gleichen Jahre etwa 27 Milliarden RM, gegenüber etwa 10 Milliarden in der Land- 
wirtſchaft und etwa 8 im Handwerk. Am geſamten deutſchen Export war die In- 
duſtrie im Jahre 1936 mit über 95 v. H. beteiligt. 


Zur Kennzeichnung der Bedeutung der einzelnen Induſtriezweige ſeien aus der 
Amſatzſteuerſtatiſtik für das Jahr 1935 folgende Zahlen (Amſatzwerte) genannt: 


Bergbau, Salinenweſen und Torfgräberi ... 4794 Mill. RM 


Induſtrie der Steine und Erden. . 1996 „ m 
Eifen- und Stahlgewinnung . . e 2 
Metallhütten und Metallhalbzeugherſtellung . e 5 
Herſtellung von Eifen-, Stahl- und Metallwaren. . 3306 „ 4 
Maſchinen-, Apparate- und Fahrzeugbau . u 6918 „ > 
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Elektrotechniſche Snoufttie - . = 2 2 2 2 2 . 2780 Mill. RI 
Chemiſche Induſtrie „ de en se IB: 2, 15 
Optiſche und N Srdufnte „ ae er 
Zertilindujtrie . . a DO 7 
Bekleidungs gewerbe e e e ar. er ee, ee 6 209 
Leder- und Linoleuminduſtrie % „ A he re ee SOSE iu; 8 
Kautfhuf- und u: Be ar ae ah er er a ner SB . 
Papierinduſtrie J 14 8 
Bervielfältigungsgewerbe e e r 
Holz- und Schnigjtoffgewerbe . . . > 2 00. 2690 „ 4 
Muſikinſtrumenten⸗ und Spielwareninduſtrie „ 2 7 
Baugewerbe und Baunebengewerbe 5337 „ „ 


Waſſer., Gas-, Elektrizitätsgewinnung und verſorgung. 2296 „ 8 


Wir wenden uns nunmehr der Betrachtung der Betriebs- und Anternehmungs⸗ 
fragen in der Induſtrie zu. Den induſtriellen Betrieb kann man etwa bezeichnen als 
die Zuſammenfaſſung der bei der Erzeugung mitwirkenden Kräfte unter einheitlicher 
Leitung in einem örtlich begrenzten Raum. Die Fragen des Betriebes find im weſent ⸗ 
lichen die Fragen des richtigen Einſatzes der in dieſer örtlichen Zuſammenfaſſung vor- 
handenen Menſchen und ſachlichen (techniſch⸗wirtſchaftlichen) Produktionselemente 
mit dem Ziel einer möglichſt rationellen Betriebsführung, d. h. eines möglichſt 
optimalen Verhältniſſes von aufgewandten Energien und Stoffen zu dem Wert des 
damit hergeſtellten Produktes. 


Der Betrieb wird dadurch zur Unternehmung, daß er, über ſeine rein örtliche Ge⸗ 
bundenheit hinausgreifend, mit den Märkten in Verbindung tritt. Darauf müſſen wir 
bei der Behandlung der induſtriellen Anternehmung noch näher eingehen. Hier ſei 
zunächſt nur betont, daß die rein betriebliche Leiſtung als ſolche noch nichts mit Markt · 
vorgängen, wie Einkauf der Rohitoffe und Materialien, Verkauf der Halb. und 
Fertigfabrikate zu tun hat. Die reine Betriebsleiſtung als ſolche iſt eine im weſent⸗ 
lichen techniſche, die durch das Zuſammenwirken von menſchlicher Arbeitskraft, 
Maſchinen und Anlagen an den verarbeiteten Stoſfen und Materialien gekennzeichnet 
wird. Natürlich iſt in jeder rationell arbeitenden Wirtſchaft, ſoweit ſie nicht reine 
Staatswirtſchaft iſt, der Betrieb im allgemeinen zugleich auch Anternehmung bzw. 
bildet er einen Teil einer ſolchen, und normalerweiſe wird nicht im Betrieb produziert 
aus reiner Freude am techniſchen Schaffen, ſondern mit dem Ziel, die erzeugte 
Produktion marktmäßig, d. h. als Anternehmung, zu verwerten, zu verkaufen. Aber 
für unſere Anterſuchung empfiehlt es ſich, Betrieb und Anternehmung, ſo ſehr ſie in 
der Praxis zuſammengehören, zunächſt getrennt zu behandeln. 


Das wirtſchaftliche Betriebsproblem ſtellt ſich im weſentlichen dar als ein 
Koſtenproblem, d. h. als die Frage: wie muß der induſtrielle Betrieb eingerichtet ſein, 
um mit möglichſt niedrigen Koſten zu arbeiten? Iſt die Höhe der Betriebskoſten auch 
in beträchtlichem Amfange abhängig von der perſönlichen Leiſtungsfähigkeit des 
Betriebs⸗ bzw. Anternehmungsführers, von richtiger Betriebsorganiſation und 
Betriebsausnutzung, ſo iſt ſie doch in den meiſten Induſtriezweigen zugleich eine 
Frage der Betriebsgröße, die ſich ausdrücken läßt in der Höhe des geſamten im 
Betriebe arbeitenden Kapitals und die äußerlich in Erſcheinung tritt in der Art der 
im Betriebe angewandten Technik. 


Die koſtemnäßige Aberlegenheit des induſtriellen Betriebes, vor allem des größeren 
Betriebes, war es, die im Laufe des 19. Jahrhunderts das Handwerk in großem 
Amfange zurückgedrängt und darüber hinaus die gewaltig ſteigende Nachfrage nach 
gewerblichen Erzeugniſſen zuſätzlich befriedigt hat. Außerdem ſpielt bei der Entwick- 
lung der Induftrie der Amſtand eine entſcheidende Rolle, daß viele gewerbliche Erzeug⸗ 
niſſe wegen ihrer Größe überhaupt nur in induſtriellen Großbetrieben maſchinell her⸗ 
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geſtellt werden können. Die Induſtrie ſchuf ſich ſelbſt zum großen Teil ihren Abſatz 
durch Herſtellung dieſer großen Anlagen aller Art, für die ein handwerklicher Betrieb 
nach ſeiner Arbeitstechnik nie in Frage gekommen wäre. Auf vielen Gebieten der 
gewerblichen Wirtſchaft hat alſo ein Wettbewerb zwiſchen Handwerk und Induſtrie 
nie beſtanden. 


Wo er aber beſtand, da war das Handwerk durchweg koſtenmäßig ſtark unterlegen. 
Dieſe Überlegenheit der Induſtrie, die im weſentlichen eine ſolche der Maſchine gegen- 
über der menſchlichen Arbeit iſt, erklärt ſich in erſter Linie daraus, daß es mit Hilfe 
der Maſchine möglich war, bis dahin unbekannte oder noch ungenutzte Naturkräfte für 
die Produktion nutzbar zu machen, Naturkräfte, die, wie Dampf und Elektrizität, 
nicht mit handwerkerlicher Technik in dieſen Dienſt gezwungen werden konnten. 
Außerdem erklärt ſich dieſe koſtenmäßige Aberlegenheit daraus, daß die menſchliche 
Arbeitskraft infolge der mit der Mechanifierung der Betriebe verbundenen weit⸗ 
gehenden Arbeitsſpezialiſierung in den Großbetrieben der Maſſenproduktion leiſtungs⸗ 
fähiger wird, als in den nicht oder nur gering mechaniſierten Betrieben. Die in den 
Großbetrieben mögliche Maſſenproduktion bringt bei einigermaßen voller Betriebs- 
ausnutzung äußerſt rationelle Nutzung der Anlagen und der menſchlichen Arbeitskräfte 
mit ſich, die die Herſtellungskoſten pro Stück für die vereinheitlichte Maſſenerzeugung 
außerordentlich ſenkt und daher jeder Einzelanfertigung oder ſelbſt einer kleinen 
Serienfertigung, wie ſie der handwerkerliche Betrieb hat, koſtenmäßig ſtark überlegen 
iſt. Die gleiche Koſtenüberlegenheit, die auf faſt allen Gebieten der gewerblichen Pro- 
duktion die mechaniſierte induſtrielle Fertigung vor der handwerkerlichen hat, beſteht, 
wenn auch in geringerem Maße, in manchen Branchen für den induſtriellen Groß- 
betrieb gegenüber dem kleinen und mittleren Induſtriebetrieb, auch hier in erſter 
Linie fußend auf der ſtärkeren Mechaniſierung und der damit verbundenen Maſſen⸗ 
produktion. Dieſe Zuſammenhänge werden durch einen Blick auf die Statiſtik der 
induſtriellen Betriebsgrößen und ihrer Entwicklung in den letzten Jahrzehnten be- 
ſtätigt. Der Großbetrieb hat in ſteigendem Maße den kleinen und mittleren Betrieb 
verdrängt, bzw. in den meiſten Fällen iſt die Entwicklung ſo gegangen, daß die 
kleineren und mittleren Induſtriebetriebe ſich immer mehr zu Groß- und Größt- 
betrieben entwickelt haben. Wir werden nachher noch darzulegen haben, daß dieſe 
Entwicklung keineswegs in allen Induſtriezweigen eingetreten iſt, aber im ganzen gilt 
doch dieſer Zug zur Betriebsvergrößerung allgemein in der modernen Induſtrie- 
wirtſchaft. 

Es könnte demnach ſcheinen, als ob dieſe Entwicklung nie zum Stillſtand käme, als 
ob die rationellſte Größe der Betriebe fortwährend wüchſe, fo daß ſchließlich Rieſen⸗ 
betriebe mit vielen Tauſenden von Arbeitern die Folge wären. Aber dieſer Ent- 
wicklung (die vor allem aus ſozialen und volkspolitiſchen Gründen durchaus uner- 
wünſcht wäre) ſind in der Technik und auch im Menſchen Grenzen geſetzt. Zunächſt 
würde ein Betrieb, der eine gewiſſe Größe überſchreiten würde (die Grenze der Be— 
triebsgröße hinſichtlich der Arbeiterzahl mag heute etwa bei 4 000 bis 5 000 Arbeitern 
in den dem Großbetrieb am meiſten zugänglichen Branchen liegen), ſo unüberſichtlich 
werden, daß er nur mit großer Mühe und unter Einſchaltung koſtſpieliger Kontroll- 
organe geführt werden könnte. Etwaige Koſtenvorteile noch ſtärker vergrößerter An⸗ 
lagen würden durch dieſe zuſätzlichen Kontrollkoſten bald überkompenſiert werden, 
ganz abgeſehen davon, daß wahrſcheinlich trotz zuſätzlicher Kontrolle die Qualität der 
Arbeitsleiſtung beträchtlich leiden würde. Es gibt andere Faktoren, beſonders 
techniſcher Art, die der fortwährenden Vergrößerung der Betriebe eine Grenze ſetzen. 
Sie können hier nicht ausführlicher behandelt werden. 

Zur Illuſtration dieſer Zuſammenhänge ſei aber hingewieſen auf das ſogenannte Geſetz 


der Maſſenproduktion, das urſprünglich von dem früheren Leipziger Nationalökonomen 
Karl Bücher aufgeſtellt wurde und das mittlerweile in der Betriebswirtſchaftslehre eine 
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ſehr weitgehende Verfeinerung gefunden hat. Das Geſetz hat in ſeiner urſprünglichen Faſſung 
die Formel: k -— + v. Dabei bedeutet k die durchſchnittlichen Koſten pro Stück, e die 


ſogenannten konſtanten Koſten (heute durchweg fire Koſten genannt), m die Menge der Erzeu- 
gung, v die ſogenannten variablen Koſten. Konſtante Koſten find ſolche, die in einem Betrieb 
erwachſen, unabhängig davon, wie er beſchäftigt iſt. Die bekannteſten Arten dieſer Koſten find 
etwa: Verzinſung und Amortiſation des Anlagekapitals, die auch dann erfolgen muß, wenn der 
Betrieb nur gering beſchäftigt iſt oder gar ſtilliegt; ferner ein beträchtlicher Teil der An⸗ 
geſtelltengehälter und der Arbeitslöhne. Man kann ja nicht ohne weiteres etwa bei einem 
Rückgang der Beſchäftigung um 30 v. H. einen entſprechenden Teil der Arbeiter und An⸗ 
geſtellten entlaſſen, weil man dadurch den Betrieb ſchwer ſchädigen würde. Zu den fixen 
Koſten gehören ferner beſtimmte Steuern, wie etwa die Grund- und Gebäudeſteuer oder die 
Hauszinsſteuer. Die ſogenannten variablen Koſten wechſeln in ihrer Geſamtheit mit dem 
Beſchäftigungsgrad des Betriebes. Sie fteigen (als Ganzes geſehen) mit ſteigender Be⸗ 
ſchäftigung und gehen zurück mit fallender Beſchäftigung. Die wichtigſten variablen Koſten 
ſind die Löhne und die Materialkoſten. Natürlich fallen und ſteigen vor allem die Löhne nicht 
völlig parallel mit dem Beſchäftigungsgrad, aber im ganzen haben fie doch dieſelbe Richtung 
wie dieſer. Auf die feineren Anterſcheidungen bei den variablen Koſten (proportionale, 
progreſſive und degreſſive Koſten) kann hier nicht näher eingegangen werden. Für unſere 
Zwecke kommen wir mit der Anterſcheidung von fixen (konſtanten) und variablen Koſten aus. 
Aus dieſem ſogenannten Geſetz der Maſſenproduktion laſſen ſich nun eine Anzahl Zuſammen⸗ 
hänge ableiten, die eine Erklärung für wichtige Vorgänge auf dem Gebiet des induſtriellen 
Betriebes geben. Einige Zahlenbeiſpiele mögen das erläutern. 

Nehmen wir an, ein wenig mechaniſierter induſtrieller Mittelbetrieb habe fixe Koſten von 
monatlich 1000 RM. Er ſtelle bei voller Beſchäftigung 800 Einheiten einer Ware pro Monat 
her, und die variablen Koſten pro Stück ſeien 5 RM. Dann ergibt ſich folgende Rechnung: 
k = 1000 : 800 + 5 = 6,25 RM. Die Selbſtkoſten betrügen alſo 6,25 RM pro Stück bei 
voller Beſchäftigung. Falls nun aus irgendwelchen Gründen die Nachfrage nach den Erzeug- 
niſſen dieſes Betriebes ſteigt, wird er zunächſt verſuchen, durch Aberſchichten oder durch 
Einſtellung neuer Arbeiter, obwohl er bereits voll beſchäftigt war, die zuſätzliche Nachfrage 
zu befriedigen. Das kann er aber nur gegen Zahlung höherer Löhne, etwa für Aberſtunden, 
oder weil die Nachfrage nach Arbeitern wächſt und damit auch die Löhne ſteigen, oder aber 
er muß Arbeiter einſtellen, die bei gleichen Löhnen nicht das gleiche leiſten wie die bereits 
im Betriebe tätigen Arbeiter. Es ergibt ſich in dieſem Falle eine Erhöhung der variablen 
Koſten, ſo daß ſich trotz der Senkung der fixen Koſten pro Stück eine Geſamtkoſtenſteigerung 
einſtellt, wie etwa folgendes Zahlenbeiſpiel zeigt: k = 1000: 1000 + 55 = 650 RM. 
Steigt die Nachfrage weiter und ergibt etwa ein neues techniſches Verfahren in der betref- 
fenden Branche die Möglichkeit, die Koſten zu ſenken und dadurch evtl. Betriebe, die nach 
alten rückſtändigen Verfahren arbeiten, durch Konkurrenzkampf auszuſchalten, ſo wird der 
betreffende Betrieb ſeine Technik auf das neue Verfahren umſtellen, praktiſch in vielen Fällen 
einen neuen, modernen Betrieb bauen, der bei einigermaßen voller Beſchäftigung weſentlich 
billiger arbeiten kann als der alte Betrieb. Soweit es ſich um grundlegende Anderung der 
Produktionsverfahren in der Form ſtarker Mechaniſierung handelt, bedingt der neue Betrieb 
eine weſentliche Steigerung der Produktionshöhe, um überhaupt rationell arbeiten zu 
können. Auch das ſei an einem Zahlenbeiſpiel illuſtriert. Angenommen, der neue Betrieb 
habe wegen viel ſtärkerer Mechaniſierung und großer Anlagen eine monatliche Belaftung mit 
fixen Koſten von 10 000 RM. Die variablen Koſten ſind naturgemäß weſentlich niedriger 
als in dem älteren kleineren Betrieb, weil in dem neuen Betrieb Arbeiter durch Maſchinen 
erſetzt, alſo weſentlich weniger Lohnausgaben zu machen ſind. Die variablen Koſten mögen 
dadurch von 5 auf 3 RM zurückgegangen fein. Wenn dieſer Betrieb nun monatlich 
3000 Stück der betreffenden Ware herſtellt, fo ergibt ſich folgende Rechnung: K = 10 000: 
3000 + 3 = 6,33 RM, d. h. der moderne vergrößerte Betrieb arbeitet bei dieſem Beſchäf⸗ 
tigungsgrad teurer als der kleinere veraltete Betrieb bei Vollausnutzung (6,25 RM). Erſt 
von einer beſtimmten Mindeſtbeſchäftigung ab wird der neue Betrieb zu und unter den 
Koſten des älteren produzieren können. Die Grenze, von wo ab das neue Produktions- 
verfahren lohnt, nennt man die Nutzſchwelle der Produktion nach dem neuen Verfahren. Sie 
liegt genau genommen dort, wo die niedrigſten Durchſchnittskoſten des alten Betriebes er- 
reicht find, in unſerem Beiſpiele bei einer Produktionshöhe von 3077 Stück im Monat. 
Dann ergibt fi folgende Rechnung: k = 10000 : 3077 + 3 = rund 6,25 RM. Von 
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dieſer Nutzſchwelle ab fallen die Durchſchnittskoſten beim neuen Verfahren bei ſteigender 
Produktion ſehr ſtark. Anter der (an ſich nicht ganz zutreffenden, hier aber der Einfachheit 
halber angenommenen) Vorausſetzung, daß die variablen Koſten pro Stück bei ſteigender 
Produktion gleichbleiben, ergibt ſich dann etwa bei einer Produktion von 10 000 Stück im 
Monat k = 10 000: 10 000 + 3 = 4,.— RM, d. h. durch Vollausnutzung feiner Anlagen 
bei entſprechend geſteigerter Produktion arbeitet nun der neue, große Betrleb weſentlich 
billiger als der alte. Aber auch bei ihm wachſen die Bäume nicht in den Himmel. Wenn 
der neue Betrieb bei einer Produktionshöhe von 10 000 Stück im Monat ſeine optimale 
Beſchäftigung hat und nun verſucht, die Produktion weiter zu ſteigern, fo kommt auch er in 
die ſogenannte Koſtenkehre hinein, d. h. die variablen Koſten pro Stück ſteigen ſtärker, als 
die fixen Koſten pro Stück fallen (etwa aus den ſchon oben beim kleineren Betrieb an⸗ 
gegebenen Gründen). Es würde ſich dann etwa ergeben: k — 10000 : 11000 + 35 = 
rund 4,40 RM. 

Das ſogenannte Geſetz der Maſſenproduktion zeigt alſo, daß es für jeden Betrieb, 
je nach ſeiner techniſchen Ausrüſtung, eine optimale Größe bzw. Produktionshöhe 
gibt, über die hinaus eine Steigerung der Erzeugung nur mit ſteigenden Koſten 
durchgeführt werden kann. Das gilt ſowohl für den Fall, daß man etwa nach Er⸗ 
reichung des Optimums der Beſchäftigung durch Vergrößerung der Arbeiterzahl oder 
durch Verlängerung der Arbeitszeit die optimale Zuſammenarbeit des Betriebes 
ändert, als auch für den Fall, daß man zuſätzliche Maſchinen und Anlagen in den 
Betrieb hineinbringt und dadurch den Betrieb vergrößert. Auch in dieſem letzteren 
Falle wird vielfach die dadurch beabſichtigte Produktionsſteigerung nur mit höheren 
Koſten durchgeſührt werden können, weil etwa die neuen Maſchinen und Anlagen 
noch nicht abgeſtimmt ſind auf die anderen Betriebsabteilungen, weil die ſogenannte 
„Proportionalität“ des Betriebes geſtört iſt, d. h. der Zuſtand, daß die einzelnen Teile 
der Anlagen aufeinander abgepaßt ſind und gleichmäßig voll ausgenutzt werden können. 


Ohne hier auf dieſe, zum Teil ſchwierigen, Zuſammenhänge näher einzugehen, können 
wir aus dieſem Beiſpiel doch den Schluß ziehen, daß unter gegebenen techniſchen 
Bedingungen jeder induſtrielle Betrieb eine beſtimmte optimale Größe hat, die nicht 
überſchritten werden kann, ohne daß die Koſten ſteigen. In dem Falle wird dann der 
Anternehmer lieber den Weg gehen, einen neuen Betrieb zu bauen, den er von vorn- 
herein auf eine optimale Produktionshöhe abſtimmen kann, als einen beſtehenden 
Betrieb zu vergrößern. 


Die optimale Betriebsgröße iſt nun keineswegs für alle Produktionszweige die 
gleiche. Das zeigt ſchon ein Blick auf die Betriebsgrößenſtatiſtik. Im allgemeinen 
wird man ſagen können, daß die optimale Betriebsgröße in den einzelnen Induftrie- 
zweigen um ſo höher liegt, je mehr es ſich um Maſſenprodukte handelt, die im 
maſchinellen Prozeß einheitlich und ohne ſtärkere Differenzierung hergeſtellt werden 
können, alſo z. B. um Steinkohle und Braunkohle, um Erzeugniſſe der Großeiſen⸗ 
induſtrie, um Schwerchemikalien, künſtliche Düngemittel, aber auch zum Teil um 
Maſſenerzeugniſſe etwa der elektrotechniſchen oder der chemiſchen Verfeinerungs⸗ 
induſtrie. Denn Maſſenproduktion bedeutet keineswegs Produktion von gering- 
wertigen Gütern. Es kommt nur darauf an, daß das Produkt einheitlich in der 
Herſtellung iſt. Außerdem muß es einen ziemlich breiten einheitlichen Markt haben. 
Je mehr die gewerblichen Rohſtoffe und Halbfabrikate in die Sphäre der individuellen 
Fertigung kommen, wo zum Teil auf Beſtellung gearbeitet wird (wie etwa im 
Mafhinen- und Apparatebau, im Brückenbau, in der Optik und Feinmechanik uſw.), 
oder wo die hergeſtellten Waren angepaßt werden müſſen an Mode und Geſchmacks⸗ 
ſchwankungen, wie etwa in der Induſtrie hochwertiger Textilien, in der Lederwaren⸗ 
und Schmuckwareninduſtrie, um ſo mehr tritt einerſeits wieder die mehr individuell 
arbeitende Hand des Menſchen an die Stelle der Maſchine, um fo mehr muß ander- 
ſeits der Betriebsleiter ſich mit der Kontrolle des Produktionsprozeſſes befaſſen, und 
um ſo ſchwieriger und komplizierter wird der ganze Produktionsvorgang. Dabei 
iſt weiterhin zu berüdfichtigen, daß auch von der Anternehmungs- (Markt.) Seite 
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her bei ſtarken Schwankungen der Nachfrage nach Zeit, Art und Qualität die An- 
paſſung der Produktion an die Abſatzmöglichkeiten ſehr viel ſchwieriger iſt als bei 
großer Maſſenproduktion. ä 


So iſt es verſtändlich, daß in allen ſolchen Betrieben, die Waren herſtellen mit ſtarken 
Mode- und Geſchmacksſchwankungen, aber auch Waren, die (wie etwa in der Fein- 
mechanik und Optik) einen ſehr ſchwierigen und ſtark auf Handarbeit eingeſtellten 
Fabrikationsprozeß erfordern, das Optimum der Betriebsgröße weſentlich niedriger 
liegt als in den Induſtrien der Maſſengüter, vor allem auf den Gebieten der Rohſtoff⸗ 
und Halbfabrikate. Das Bild der Betriebsgrößen iſt daher außerordentlich mannig- 
faltig, je nach den Fabrikationszweigen.“) Daneben ergeben ſich aber auch beträchtliche 
Schwankungen der Betriebsgrößen innerhalb der einzelnen Branchen. Es iſt keines⸗ 
wegs ſo, daß die optimale Betriebsgröße für jeden Produktionszweig ſtarr wäre, 
fondern fie variiert zum Teil beträchtlich nach der beſonderen Spezialität des her⸗ 
geſtellten Erzeugniſſes (Spezialbetriebe haben im allgemeinen eine niedrigere optimale 
Betriebsgröße als Betriebe derſelben Branche, die Maffen- und Stapelware her- 
ſtellen), nach der Qualität des verarbeiteten Materials, aber auch nach der Art der 
Vorbildung und der Leiſtungsfähigkeit der Arbeiterſchaft, ſchließlich auch nach der 
Individualität und der Leiſtungsfähigkeit des betreffenden Betriebsſührers bzw. 
Anternehmungsleiters. Es iſt durchaus möglich und vielfach Tatſache, daß ein 
kleinerer oder mittlerer Betrieb die Konkurrenz mit einem Großbetrieb erfolgreich 
beſtehen kann, obwohl er nach ſeiner Geſamtſtruktur an ſich höhere Koſten haben 
müßte, daß dieſer Nachteil durch größere Tüchtigkeit des Betriebs bzw. Anter⸗ 
nehmungsführers ausgeglichen wird. Gerade dieſes perſönliche Element in der Be⸗ 
triebs⸗ und Anternehmungsleitung darf man nicht unterſchätzen; es ſpielt nicht nur 
im Handwerk eine Rolle, ſondern eine noch größere in der Induſtrie. 


2) Eine ten laßt Statiſtik der in den einzelnen Betriebsgrößengruppen der Induſtrie 
Beſchaͤftigten läßt ſich auf Grund der deutſchen Betriebszählung nicht errechnen; denn in 
dieſer Betriebszählung werden Handwerks- und Induſtriebetriebe leider nicht getrennt. Am 
aber doch zu wenigſtens annähernd richtigen Ergebniſſen zu kommen, kann man aus der 
gewerblichen Betriebsſtatiſtik die Betriebe mit bis zu 10 Beſchäftigten ausſondern, da ſie faſt 
ausſchließlich Handwerks⸗ und „ Betriebe ſein dürften. Anderſeits wird ein 
(wenn auch relativ kleiner) Teil der Betriebe mit 10 bis 50 Beſchäftigten Handwerksbetriebe 
fein, für die Gewinnung eines Geſamtbildes kann man aber dieſe Betriebsgrößengruppe ein ⸗ 
heitlich zur Induſtrie rechnen. Tut man das, dann ergibt ſich folgendes Bild (Zahlen in 
Prozenten der Geſamtbeſchäftigten des betreffenden Zweiges): 


1. Induſtrien mit vorherrſchendem Großbetrieb: 


Beſchäftigtenzahl: 10 bis 50 50 bis 200 200 bis 1000 über 1000 
Bergbau 13 5,6 25,6 675 
Eifen- und Stahler zeugung 53 12,1 26,7 55,9 
Kautſchuk und Aſbeſr t 54 15,9 30,6 48,1 
Elektroinduftie - -. . : 2 0 2 02. 14,4 18,6 283 38,7 
Chemiſche Snduftie -. -». » 2... 148 214 276 36,2 
2. Induſtrien mit ſtarker Vertretung der Mittelbetriebe: 
Maſchinen⸗, Apparate- und Fahrzeugbau 13,9 225 34,9 28,7 
Metallhütten und Halbzeunn- g 84 20,0 50,1 215 
Sertilinduftie -». . » 2 2 020.0. 11,6 27,7 445 15,2 
Dapterindufttie -. e 172 344 41,7 6,7 
Optik und ZSeinmedanit . . . » . . 24,9 26,2 27,0 21,9 
Vervielfältigungsgewerbtte 27,6 32,1 30,8 95 
Leder- und Linoleuminduſtrie . 24,2 30,3 26,9 18,6 
3. Induſtrien mit ſtarker Vertretung der Klein ⸗ und Mittelbetriebe: 
Holz und Schnitzſtofffe 48,5 36,4 15,1 — 
Bekleidungsinduſtrii e 317 32,6 26,6 91 
Eifen- und Metallwaren .» 32,3 35,6 26,4 5,7 
Nahrungs- und Genußmittel 33,1 36,6 25,2 5,1 
Mufikinſtrumente und Spielwaren 39,6 375 15,9 78 
Baugewerbte 59,0 28,6 113 1,1 
Induſtrie der Steine und Erden 35,1 33,7 29,0 2,2 
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Jedenfalls kann man aus der Geſamtheit der vorſtehend angedeuteten Zuſammenhänge 
leicht eine Erklärung finden für die Tatſache, daß die induſtriellen Betriebsgrößen in 
Deutſchland wie in anderen Ländern ſehr ftarfe Verſchiedenheiten aufweiſen, ein- 
mal branchenmäßig, dann aber auch innerhalb der einzelnen Branchen. Dabei 
muß jedoch immer wieder betont werden, daß die Tendenz zur Vergrößerung der 
Betriebe mit dem Fortſchreiten der modernen Technik unlösbar verbunden iſt. Sie 
läßt ſich in allen Produktionszweigen feſtſtellen, geht aber nur bis zu einer beſtimmten 
Grenze, die unter gegebenen techniſchen und menſchlichen Bedingungen jeweils die 
optimale iſt. In manchen Induſtrien iſt dieſe Grenze heute ſchon erreicht, wenn nicht 
überſchritten, auch wenn man die Dinge nur rein techniſch koſtenmäßig ſieht — ſie 
haben aber noch eine andere, ebenſo wichtige Seite, das iſt die menſchlich-⸗ſoziale —, 
auf die müſſen wir jetzt näher eingehen, alſo auf die Frage der Stellung des 
Menſchen, ſpeziell des Arbeiters, im Induſtriebetrieb. 


Der Menſch im induſtriellen Betrieb 


Es iſt keine Frage, daß unter menſchlichen und ſozialen Geſichtspunkten geſehen, der 
gewerbliche Klein. und Mittelbetrieb weſentlich günſtiger zu beurteilen iſt als der 
Großbetrieb. Je ſtärker die Arbeiterzahl eines Betriebs wächſt, um ſo mehr geht die 
perſönliche Fühlungnahme des Betriebsführers mit ſeiner Gefolgſchaft verloren, um 
ſo größer wird die Gefahr, daß das gegenſeitige Verhältnis rein aufs Wirtſchaftliche, 
d. h. für den Arbeiter auf die Lohnhöhe, für den Anternehmer auf die ſachliche 
Leiſtung des Arbeiters abgeſtellt wird, und daß darüber die wertvollen Beziehungen 
menſchlich⸗perſönlicher Art, die im kleineren Betrieb alle Schaffenden verbinden, ver- 
klimmern. Gewiß hat gerade der Nationalſozialismus Wege gefunden, um auch im 
Großbetrieb Führer und Gefolgſchaft einander wieder menſchlich näherzubringen, 
und in vielen Fällen haben dieſe Bemühungen zweifellos ſchon Früchte getragen; 
aber die menſchliche Diſtanz, die nun einmal in einem großen Betrieb zwiſchen Unter- 
nehmer und Arbeiterſchaft unvermeidlich iſt, läßt ſich kaum ganz überbrücken. Anter 
dieſem Geſichtspunkt des innermenſchlichen Verhältniſſes ſtellt alſo der Großbetrieb 
immerhin ein gewiſſes Abel dar, allerdings ein unvermeidliches, weil eine nennens- 
werte Rückführung großer Betriebe in kleine oder mittlere aus wirtſchaftlichen 
Gründen, wegen der damit verbundenen Koſtenerhöhung, von der Kapitalvernichtung 
ganz abgeſehen, nicht möglich iſt. 


Nicht ganz fo eindeutig iſt die Frage zu beantworten, wie ſich die moderne 
Produktionstechnik, die vor allem im Großbetrieb zur Anwendung kommt, auf die 
arbeitspſychologiſche und berufsethiſche Lage und Haltung des Arbeiters auswirkt. 
Zunächſt muß man zweifellos feſtſtellen, daß dieſe moderne Produktionstechnik 
den Arbeiter in vielen Fällen ſtärkſtens an die Maſchine und den Mechanismus 
gebunden hat, daß er in den Arbeitsrhythmus dieſer Maſchinen und vielfach auch 
des laufenden Bandes eingeſpannt iſt und dieſem Zwangsrhythmus nicht mehr 
entrinnen kann. Die moderne Spezialiſierung der gewerblichen Erzeugung hat zu 
einer Zerſplitterung und Aufſpaltung des komplexen Arbeitsprozeſſes geſührt. 
Im Gegenſatz zur früheren handwerklichen Arbeit, wo der Geſelle noch den ganzen 
Produktionsprozeß kannte und meiſt auch praktiſch ausübte, iſt heute der einzelne 
Arbeiter vielfach nur noch ein kleines Teilglied im Arbeitsprozeß, in dem er 
nur einen geringen Ausſchnitt der Geſamtarbeit überſieht. Die Arbeit iſt für 
Millionen ſchaffender Menſchen monoton und mechaniſch geworden, die perſönliche 
Verbundenheit mit ihr und der Stolz auf die Leiſtung, die Freude am Werk— 
ſtück, das aus den Händen des Schaffenden hervorgeht, iſt gegenüber der Hand— 
werksarbeit bei vielen ungelernten und angelernten Induſtriearbeitern in ein rein 
materielles Verhältnis zur Arbeit und zur Arbeitsleiſtung verwandelt, das in der 
Forderung eines möglichſt hohen Lohnes und einer möglichſt kurzen Arbeitszeit in 
den Jahren vor dem Ambruch ſeinen prägnanteſten Ausdruck fand. Dieſe Entſeelung 
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und Entperſönlichung der Arbeit für Millionen deutſcher Volksgenoſſen iſt zunächſt 
als techniſche und pſychologiſche Tatſache nicht zu leugnen. Der Nationalſozialismus 
hat in feiner ſozialen Betriebspolitik dieſe Tatſache auch durchaus erkannt; er ver- 
ſucht auf verſchiedenen Wegen eine erträgliche Löſung zu finden. Man muß aller⸗ 
dings berückſichtigen, daß immerhin auch die moderne Großinduſtrie für den größten 
Teil ihrer Arbeiter techniſche und pſychologiſche Arbeitsbedingungen ſchafft, die 
keineswegs im oben gekennzeichneten Maße zu einer Entſeelung der Arbeit zu führen 
brauchen. Millionen hochqualifizierter Facharbeiter arbeiten heute auch in Groß⸗ 
betrieben in Arbeitsprozeſſen, die höchſte qualitative Leiſtung und entſprechenden 
Einſatz des Arbeiters erfordern, die in ihm auch einen Arbeits- und Berufsſtolz ent⸗ 
wickeln, der durchaus den Vergleich mit dem des Handwerkers aushält. Die hoch- 
wertige Technik erfordert auf vielen Gebieten ihrer Anwendung durchaus hochwertige 
Menſchen mit entſprechender Arbeitsleiſtung. Soweit aber ein immerhin beträcht⸗ 
licher Teil der Arbeiterſchaft in Arbeitsprozeſſen tätig fein muß, die eine innere Ver. 
bundenheit mit der Arbeit und einen Arbeits- und Berufsſtolz nicht aufkommen laſſen, 
müſſen für fie im Betrieb und noch mehr außerhalb des Betriebs Ausgleichsmöglich⸗ 


keiten geſchaffen werden — ſie zu ſchaffen, iſt der Nationalſozialismus mit allen 
Mitteln beſtrebt. 


Aber auch, wenn man zunächſt die Dinge ohne dieſe Politik des Ausgleichs ſieht, 
muß man immerhin zugeben, daß die moderne Technik auch der Arbeiterſchaft als 
Ganzes gewaltige Vorteile gebracht hat. Zunächſt hat ſie, allerdings neben der 
Schaffung neuer Gefahren in neuen Arbeitsprozeſſen, im ganzen doch zu einer weſent⸗ 
fihen Erleichterung der phyſiologiſchen Arbeitsleiſtung geführt. In manchen In⸗ 
duſtrien (wie z. B. der chemiſchen, der Glasinduſtrie, Metallurgie) hat die Einführung 
der Maſchine und des Apparates dem Arbeiter manche beſchwerliche, geſundheits⸗ 
ſchädigende oder ſchmutzige Arbeit abgenommen und zuſammen mit der modernen 
Betriebshygiene und Anfallverhütung im ganzen günſtigere Arbeitsverhältniſſe 
geſchaffen, als ſie in den erſten Jahrzehnten der Induſtrieentwicklung bei einer 
geringeren Mechaniſierung beſtanden. Weiterhin hat die moderne Technik in den 
letzten 5 bis 6 Jahrzehnten zu einer gewaltigen Steigerung der Geſamtleiſtungs⸗ 
fähigkeit der Induſtrie geführt, und die Arbeiterſchaft hat durch eine weſentliche 
Erhöhung der Löhne und eine Verkürzung der Arbeitszeit im Laufe des letzten halben 
Jahrhunderts einen beträchtlichen Anteil an den Ergebniſſen dieſer techniſchen Ent⸗ 
wicklung gehabt. Ohne die Einführung der modernen Produktionsprozeſſe wäre es 
ganz unmöglich geweſen, dem deutſchen Arbeiter das Lebensniveau zu ſichern, auf 
dem er heute lebt. Man wird alſo im ganzen auch im Intereſſe der deutſchen Arbeiter- 
ſchaft die Entwicklung der modernen Technik und ihre Anwendung in der induſtriellen 
Wirtſchaft bejahen müſſen. Iſt dem aber ſo, dann muß man auch die Nachteile in 
Kauf nehmen, die mit dieſer Entwicklung verbunden ſind. Es wird ſich dann darum 
handeln, diejenigen Volksgenoſſen, die von dieſen Nachteilen getroffen werden, alſo 
die ungelernten und einen Teil der angelernten Arbeiter, durch gewiſſe Ausgleichs 
faktoren inner- und außerbetrieblicher Art zu entſchädigen. Das iſt in einer national- 
ſozialiſtiſchen Gemeinſchaft eine elementare ſittliche Pflicht der Gemeinſchaft gegen— 
über dieſen ihren Mitgliedern. 


Einen entſcheidenden innerbetrieblichen Ausgleichsfaktor bietet der Geiſt der Arbeits⸗ 
verbundenheit und Betriebsgemeinſchaft, wie ihn das Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit als Grundlage des Arbeitsverhältniſſes aufgeſtellt hat. Es erkennt 
auch den un- und angelernten Arbeiter als vollwertiges Glied des Betriebes an, 
deſſen Arbeit für den ordnungsmäßigen Ablauf und den Erfolg der Betriebsarbeit 
ebenſo notwendig iſt wie jede andere Arbeitsleiſtung, und es ſtellt deshalb für ihn 
den gleichen Anſpruch auf Achtung und Schätzung feiner Arbeit und feiner Perſönlich⸗ 
keit wie bei allen anderen Arbeitskameraden. Auch die Bemühungen des Amtes 
„Schönheit der Arbeit“ um helle, ſaubere, hygieniſche Betriebsſtätten und damit um 
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Hebung der Arbeitsfreude ſind nicht zuletzt darauf eingeſtellt, jenen Ausgleich für den 
un- und angelernten Arbeiter zu ſchaffen. Anderſeits wird eine verantwortungs⸗ 
bewußte Betriebsführung jede Gelegenheit benutzen, um auch dieſen Arbeitern einen 
Einblick zu gewähren in den Geſamtablauf der Produktionsprozeſſe im Betriebe, auch 
ihnen das Bewußtſein der Vollwertigkeit und Anentbehrlichkeit ihrer kleinen Zeil- 
arbeit für das Gelingen des Werkes in der ſchaffenden Betriebskameradſchaft 
zu geben. 

Zu dieſen und anderen innerbetrieblichen Ausgleichsfaktoren kommen außerbetrieb- 
liche, die hier im einzelnen nicht behandelt werden können. Es ſeien nur genannt all 
die Veranſtaltungen der großen, alle ſchaffenden Deutſchen umfaſſenden Gemeinſchaft 
der Deutſchen Arbeitsfront, ſpeziell des Amtes „Kraft durch Freude“, das weit- 
gehenden Einfluß auf die Freizeit. und die Arlaubsgeſtaltung des Arbeiters ausübt, 
das ihm die Möglichkeit gibt, in viel höherem Maße als früher teilzuhaben an den 
Schönheiten der deutſchen Landſchaft und den Kulturgütern, die das deutſche Volk 
in tauſendjähriger Geſchichte geſchaffen hat. Die in Angriff genommene Arbeiter- 
ſiedlung, die von ſeiten des Staates, in beträchtlichem Amfange auch von ſeiten der 
Induſtrie ſelbſt (etwa durch niedrig verzinsliche Lohnvorſchüſſe), ſtärkſtens unter- 
ſtützt wird, hat ſich die Aufgabe geſtellt, in den nächſten Jahren und Jahrzehnten 
vielen Hunderttauſenden ſchaffender deutſcher Menſchen, die durch die Großſtadt ent- 
wurzelt und heimatlos geworden ſind, eine neue Verbindung mit dem Boden der 
Heimat zu geben. In dem Maße wie dieſe Pläne verwirklicht werden, wird gerade 
der un- und angelernte Arbeiter, der vielfach in ſeinem Arbeits- und Berufsleben 
keinen tieferen Lebensinhalt mehr finden kann, einen neuen Sinn ſeines Lebens, eine 
neue Heimat und eine neue Aufgabe erhalten. Dieſe wenigen Beiſpiele mögen ge- 
nügen, um zu zeigen, daß das neue Deutſchland, wie überall ſo auch hier, den 
Menſchen in den Mittelpunkt der Wirtſchaft und des Wirtſchaftens ſtellt. Es hat 
erkannt, daß der ſchaffende Menſch, der der Träger, deſſen Erhaltung und Sicher- 
ſtellung aber auch das Ziel aller Wirtſchaft iſt, Arbeits- und Lebensbedingungen 
erhalten muß, die ihm ein menſchenwürdiges Daſein ſichern und ihn erſt dadurch 
befähigen, im Intereſſe des geſamten Volkes ſeine Arbeitsleiſtung möglichſt zu ver⸗ 
vollkommnen. 


Menſch und Maſchine in der Induſtrie 


Die Frage der Auswirkungen moderner Produktionstechnik auf die Stellung des 
ſchaffenden Menſchen im induſtriellen Betrieb erſchöpft ſich aber nicht in den bisher 
behandelten Zuſammenhängen, ſie iſt darüber hinaus auch die Frage, ob und in 
welchem Amfange die menſchliche Arbeitskraft dauernd durch die Maſchine erſetzt 
wird und wie ſich das auf die Beſchäftigungsmöglichkeit und auf die Verwirklichung 
des Rechts auf Arbeit auswirkt, das der Nationalſozialismus als eines der höchſten 
Rechte (wie auch als eine der höchſten Pflichten) jedes Volksgenoſſen aufgeſtellt hat. 
Wenn auch auf die Frage „Menſch und Maſchine“ in dieſem Sinne hier nicht im ein- 
zelnen eingegangen werden kann, ſo iſt doch gerade unter dem Geſichtspunkt der neuen 
Wirtſchaftspolitik einiges dazu zu ſagen. 

Wenn das Problem „Menſch und Maſchine“ in dem hier gemeinten Sinne auch ein 
ſolches der Geſamtwirtſchaft darſtellt, jo ſpielt es doch auf dem Gebiete der indu- 
ſtriellen Wirtſchaft die wichtigſte Rolle, weil kein anderes Gebiet der Wirtſchaft in 
gleichem Maße wie dieſes von der modernen Technik umgeſtaltet worden iſt, und weil 
auf keinem anderen Gebiet durch die Fortſchritte der Technik im gleichen Maße 
immer wieder Arbeiter freigeſetzt werden. Als in den erſten Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts die Maſchinenverwendung ſich im Gewerbe immer weiter aus— 
breitete, hat die Arbeiterſchaft, die dadurch zeitweiſe einen beträchtlichen Teil ihrer 
Arbeitsmöglichkeiten verlor (beſonders auf dem Gebiete des Haus und Klein⸗ 
gewerbes, etwa in der Herſtellung von Webwaren), verſchiedentlich in lokalen Auf- 
ſtänden die Maſchinen zerſtört. Dieſe Maſchinenſtürmerei iſt aber nur auf Teil- 
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gebieten und nur zeitweiſe hervorgetreten; denn bald fette ſich bei der Arbeiterſchaft 
die Erkenntnis durch, daß die Maſchine, auch wenn ſie zeitweiſe Arbeiter brotlos 
machte, auf längere Sicht doch neue und größere Arbeitsmöglichkeiten ſchuf. Dieſe 
Unfiht, die in der Form der ſogenannten Kompenſationstheorie in die Volkswirt 
ſchaftslehre eingegangen ift, daß nämlich die Einführung der Maſchinen durch Ver⸗ 
billigung der Produktion, Senkung der Preiſe und damit Hebung der Kaufkraft 
neue Arbeitsmöglichkeiten auf dem gleichen oder auf anderen Gebieten der Wirt- 
ſchaft mit ſich bringt, iſt durch die tatſächliche Entwicklung des 19. Jahrhunderts 
beſtätigt worden. Es war im ganzen möglich, eine gegenüber den Anfängen der 
modernen Induſtriewirtſchaft auf das vielfache vermehrte Arbeiterſchaft bei ſtärkſter 
Maſchiniſierung des Produktionsprozeſſes zu beſchäftigen. And doch iſt die Kompen- 
ſationstheorie nur bedingt richtig, nämlich unter den beſonderen Vorausſetzungen, 
die das 19. Jahrhundert mit ſich brachte. Zunächſt mußte, von der Koſtenſeite her 
betrachtet, die Einführung moderner Produktionstechnik, die im Laufe einiger Jahr- 
zehnte durch die Nutzbarmachung gewaltiger Naturkräfte eine völlige Amwälzung 
der gewerblichen Tätigkeit hervorrief, eine außerordentliche Senkung der Produk- 
tionskoſten und damit auch der Preiſe gegenüber der früheren handwerkerlichen 
Produktion mit ſich bringen. Dieſe ſtarke Koſtenſenkung der Erzeugung bedeutete 
eine gewaltige Hebung der Produktivität der Wirtſchaft, eine entſprechende Hebung 
des Volkseinkommens und Verſtärkung der Kaufkraft, die ſich zum Teil auf die 
Gebiete erſtreckte, wo durch die Technik zunächſt Arbeiter freigeſetzt waren und die 
damit dort neue Arbeitsnachfrage ſchuf, die aber zum größten Teil die Nachfrage 
nach andern Erzeugniſſen ſteigerte und dadurch auch auf dieſen Gebieten neue Arbeits. 
möglichkeiten eröffnete. Die zugleich einſetzende ſtarke Bevölkerungsvermehrung 
brachte im Zuſammenhang mit der Steigerung des Geſamteinkommens der Wirt- 
ſchaft infolge höherer Produktivität der Erzeugung ein beträchtliches Anwachſen 
der Nachfrage mit ſich, die nun ihrerſeits die Vorausſetzungen für eine weitere 
Steigerung der maſchinellen Erzeugung und der Entwicklung der Technik ſchuf. Ver⸗ 
ſtärkt wurde dieſe Tendenz noch durch die etwa feit den achtziger Jahren in größerem 
Amfange einſetzende Ausdehnung des Abſatzes auf den Weltmärkten, nicht zuletzt 
durch die Erſchließung der überſeeiſchen Rohſtoffländer, die billige Rohſtoffe für die 
europäiſche Induſtrieerzeugung im Austauſch gegen europäiſche Fertigwaren lieferten. 


Nur durch dieſes Zuſammentreffen von ſtärkſter Ausdehnung des Binnenmarktes, 
infolge der Bevölkerungsvermehrung und der Hebung des Volkseinkommens, mit der 
gewaltigen Ausdehnung des induſtriellen Exportes wurden jene Abſatzmöglichkeiten 
geſchaffen, die eine moderne Wirtſchaft für die Durchführung ihrer hochmechani⸗ 
ſierten Verfahren benötigt. In der Periode eines ſo einmaligen techniſchen Fort⸗ 
ſchrittes und einer ſo außerordentlichen Abſatzſteigerung konnte natürlich jene Kom⸗ 
penſationstheorie zutreffen; die durch die Einführung von Maſchinen immer wieder 
hier und dort freigeſetzten Arbeiter wurden nach kurzer Zeit wieder in den Produk⸗ 
tionsprozeß eingeordnet durch die (von kleinen Rückſchlägen abgeſehen) fortwährend 
in Steigerung begriffene induſtrielle Produktion, die für neue Betriebe und neue 
Produktionszweige neben neuen Maſchinen auch fortwährend neue Arbeiter 
benötigte. Daß jene Kompenſationstheorie ſich im 19. Jahrhundert im ganzen als zu- 
treffend erwies, iſt alſo den beſonderen Vorausſetzungen zuzuſchreiben, die vor allem 
im letzten Drittel dieſes Jahrhunderts, aber auch noch bis zum Weltkriege beſtanden. 


Dieſe Vorausſetzungen haben ſich nach dem Kriege entſcheidend geändert, nicht zu- 
letzt für die deutſche Wirtſchaft. Durch Krieg, Revolution und Inflation, durch die 
Tributzahlungen war die Kaufkraft der deutſchen Bevölkerung äußerſt geſchwächt, 
die Bevölkerungsvermehrung ging gegenüber der Vorkriegszeit beträchtlich zurück. 
Es iſt leicht verſtändlich, daß unter dieſen Amſtänden eine fortwährende Steigerung 
der Nachfrage nach induſtriellen Erzeugniſſen, wie man fie im Vorkriegs⸗Deutſchland 
kannte, nicht eintreten konnte. Die weitgehende Zerſtörung des internationalen 


28 VBerkenkopf 


Güteraustauſches ſchränkte den deutſchen Export (abgeſehen von den unter beſonderen 
Bedingungen ſtehenden Jahren 1927 bis 1930) ſtark ein, ſo daß auch von dieſer Seite 
her die Vorkriegsvorausſetzungen für einen ſteigenden Abſatz nicht mehr gegeben 
waren. 


Es kommt aber noch etwas anderes hinzu. Je weiter eine Mechaniſierung geſteigert 
wird, deſto geringer werden naturgemäß die Einſparungsmöglichkeiten gegenüber dem 
vorherigen Zuſtande. Auf den wichtigſten Gebieten der deutſchen Induſtriewirtſchaft 
waren bis zum Kriege die großen Koſtenſenkungsmöglichkeiten, die in der Erſetzung 
von Handarbeit durch die Maſchine liegen, in der Hauptſache ausgeſchöpft, und ob- 
gleich die Technik auch in den alten Produktionszweigen nach dem Kriege nicht ſtill⸗ 
geſtanden hat, ſo bot dort doch die zum Teil bereits ſehr weit vorangetriebene 
Mechaniſierung nicht mehr jene Möglichkeiten der Koſtenſenkung, wie fie in den Vor⸗ 
kriegsjahren gegeben waren. Wenn fie trotzdem in beträchtlichem Amfange weiter- 
geführt worden iſt, ſo war in vielen Fällen die Rechnung, die der Anternehmer bei 
der Mechaniſierung der Betriebe aufſtellte, eine rein privatwirtſchaftliche. Für ihn 
waren ja die Koſten, die der Geſamtheit durch die Freiſetzung von Arbeitern und 
die dadurch notwendig gewordene Anterhaltung der Arbeitskräſte aus öffentlichen 
Mitteln erwuchſen, keine privatwirtſchaftlichen Koſten. Da der deutſche Anternehmer 
im angeſpannten Wettbewerb der Nachkriegszeit gezwungen war, ſchärfſtens zu 
kalkulieren, genügte ihm vielfach ſchon eine geringe Koſtenſenkungsmöglichkeit, um 
einen Teil der Arbeiter durch Maſchinen zu erſetzen. Mochte für ihn im günſtigen 
Falle dieſe Koſtenerſparnis einen höheren Gewinn bringen, ſo reichte doch vielfach 
dieſer privatwirtſchaftliche Gewinn, ſelbſt wenn er in volkswirtſchaftlich günſtiger 
Weiſe verwandt wurde, nicht aus, um die Laſten auszugleichen, die der Geſamtheit 
aus der Notwendigkeit der Anterhaltung der freigeſetzten Arbeiter erwuchſen. Manche 
ſogenannte „Rationaliſierung“ der Nachkriegszeit wäre unterblieben, wenn der 
Anternehmer, der fie durchführte, eine volkswirtſchaftliche Rechnung hätte auf- 
machen müſſen. 


Während infolge der beſonderen Verhältniſſe der Vorkriegszeit privatwirtſchaftliche 
und volkswirtſchaftliche Koſtenertragsrechnungen bei der Mechaniſierung der Produk— 
tion und der damit verbundenen zeitweiſen Freiſetzung von Arbeitskräften im großen 
ganzen parallel gingen, fielen fie unter den weſentlich veränderten Nachkriegsver- 
hältniſſen weitgehend auseinander. Die automatiſche Kompenſationstheorie trifft 
jedenfalls für die Verhältniſſe im Nachkriegs⸗Deutſchland (wie auch in den meiſten 
anderen Ländern) nicht mehr zu. Die ſchwere Kriſe 1930 bis 1933 erklärt ſich zwar 
nur zu einem relativ geringen Teil aus einer zu weit getriebenen Mechaniſierung 
der deutſchen gewerblichen Wirtſchaft, aber die Kriſe iſt dadurch zweifellos in 
manchen Branchen verſchärft worden. 


Aus dieſer Situation ergeben ſich weittragende Folgerungen für die „Gewerbe— 
politik“. Direkte ſtaatliche Maßnahmen zur Verhinderung einer zu weitgehenden 
Freiſetzung von Arbeitskräften durch Maſchinen kommen allerdings nur in Aus- 
nahmefällen in Frage. In einer Wirtſchaft wie der deutſchen, wo der Staat zwar 
eine weitgehende Kontrolle über die Wirtſchaft ausübt, wo er aber das Eigentum 
an den Wirtſchaftsmitteln und das Riſiko der Wirtſchaftsführung im allgemeinen 
der privaten Wirtſchaft überläßt, kann der Staat dieſer Wirtſchaft nicht das privat— 
wirtſchaftliche Riſiko abnehmen, das an ſich jede Mechaniſierung mit ſich bringt. 
Außerdem würde ein weitgehendes Eingreifen des Staates auf dieſem Gebiete zu 
einer untragbaren Lähmung der Privatinitiative und zu einer völligen Erſtarrung 
der induſtriellen Wirtſchaft führen müſſen. Direkte ſtaatliche Maßnahmen können 
alſo auf dieſem Gebiete nur Ausnahmen fein. Immerhin iſt ein ſolches Eingreifen 
des Staates in einer Spezialinduſtrie erfolgt, in der Zigarreninduſtrie. 

Durch Geſetz vom 15. 7. 1933 hat der Staat die Neuaufſtellung von Zigarrenherſtellungs⸗ 
maſchinen ſowie die Wiederinbetriebnahme ſtillgelegter Maſchinen verboten und die Pro- 
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duktion von Betrieben, die ſolche Maſchinen verwenden, auf die im Jahr 1932/33 hergeſtellten 
Mengen beſchränkt. Für ein fo weitgehendes Eingreifen lagen in dieſer Induſtrie Spezial- 
urſachen und vorausſetzungen vor. Sie iſt in viele Klein. und Kleinſtbetriebe zersplittert, die 
weit über Deutſchland hin zerſtreut ſind. Die ſich in den Nachkriegsjahren anbahnende Er⸗ 
ſetzung der Zigarrenarbeiter durch Maſchinen hätte in kurzer Zeit alle dieſe Klein und Mittel ⸗ 
betriebe vernichtet; es hätten ein paar mechaniſierte Großbetriebe genügt, um den ganzen 
deutſchen Bedarf an Zigarren zu befriedigen. Die Mechaniſierung dieſer Induſtrie würde 
Tauſende kleiner und mittlerer ſelbſtändiger Exiſtenzen vernichtet haben; ſie würde darüber 
hinaus weit über 100 000 Arbeiter brotlos gemacht haben, die faft alle auf dem Lande und in 
kleinen Städten wohnen, zum großen Teil die Zigarren in Heimarbeit herſtellen und oft einen 
kleinen eigenen Grundbeſitz haben. Da in den betreffenden Orten die Aberführung dieſer 
Arbeiter in andere Induſtriezweige nicht in Frage gekommen wäre (die betreffenden Heritel- 
lungsorte haben kaum nennenswerte andere Induſtrien als Zigarreninduſtrie), hätte eine 
Mechaniſierung dieſe Arbeiter brotlos und heimatlos gemacht. Aus dieſer Sonderſituation 
heraus war das ſtaatliche Verbot gerechtfertigt, zumal die deutſche Zigarreninduftrie mit aus⸗ 
ländiſchen Induſtrien kaum in Wettbewerb ſteht und ſomit eine Beeinträchtigung ihrer 
Konkurrenzfähigkeit durch das Verbot nicht zu befürchten war. 

Der ſtarke Arbeitermangel hat in der letzten Zeit ein Abſtrömen jüngerer Arbeiter aus der 
Sigarreninduftrie in andere Induſtriezweige mit ſich gebracht und vielfach zum Erſatz der 
männlichen Zigarrenarbeiter durch weibliche geführt. Da zugleich die Löhne in der Zigarren⸗ 
induſtrie ziemlich niedrig ſind, würde eine teilweiſe Aberführung der betreffenden Arbeiter in 
andere, volkswirtſchaftlich wichtigere Induſtrien mit höherem Lohnniveau auch im Intereſſe 
dieſer Arbeiter liegen, beſonders wenn die neuen Arbeitsſtätten fo gelagert find, daß der 
Arbeiter fie zu Fuß oder mit billigen Verkehrsmitteln erreichen kann, ohne feinen kleinen 
Landbeſitz aufgeben zu müſſen. Es iſt daher vielleicht damit zu rechnen, daß die Zigarren⸗ 
induſtrie in abſehbarer Zeit zu maſchineller Herſtellung unter weitgehender Ausſchaltung 
der Handarbeit übergehen wird. 

Zeitweiſe Einſchränkungen der maſchinellen Herſtellung ſind aus ſozialen Gründen 
auch in einigen anderen Induſtrien getroffen worden, ſo 1933 in der Herſtellung von 
chemiſch⸗pharmazeutiſchen Glaswaren, wo die Betriebszeit der in dieſem Zweige 
arbeitenden Vollautomaten beſchränkt wurde. Wegen des mittlerweile eingetretenen 
Arbeitermangels ſind aber dieſe wie andere Einſchränkungen wiederaufgehoben worden. 


Im ganzen iſt die Frage einer unter volkswirtſchaftlichen (nicht rein privativirt- 
ſchaftlichen) Geſichtspunkten durch und weitergeführten Mechaniſierung der Produk- 
tion eine Aufgabe, die nur in Zuſammenarbeit der berufsſtändiſch organiſierten 
Induſtriegruppen ſelbſt zu löſen ſein wird. Die Durchführung einer von der betreffen⸗ 
den induſtriellen Gruppe ſelbſt kontrollierten Mechaniſierung wird nicht leicht ſein; 
fie wird auch nur in Frage kommen in Fällen grundlegender Anderungen der Produf- 
tionsverfahren, nicht aber bei der Mechaniſierung von Betriebsteilen und Einzel- 
anlagen. Auf die Technik der Durchführung kann hier nicht näher eingegangen 
werden; fie könnte aber etwa ähnlich erfolgen wie im internationalen Flaſchenglas⸗ 
kartell, wo die neuen amerikaniſchen Herſtellungspatente im Jahre 1907 von dem 
Kartell erworben und erſt allmählich von den einzelnen Mitgliedern in ihren Be⸗ 
trieben durchgeführt wurden. Auf alle Fälle ſteht hier, alſo bei der ſtaatlichen oder 
der von dem betreffenden Induſtriezweige in Selbſtverwaltung durchzuführenden 
Kontrolle der Verwirklichung umſtürzender Arbeitsmethoden, ein ſehr wichtiges 
Problem zur Löſung. Man wird in Zukunſt nicht mehr im gleichen Amfang wie 
früher (etwa in der ſogenannten Rationalifierungsperiode von 1926 bis 1930) das 
Ausmaß und Tempo der Mechaniſierung dem einzelnen Unternehmer allein über- 
laſſen können. In Zuſammenarbeit von Staat und berufsſtändiſcher Organiſation der 
Induſtrie wird hier eine Löſung gefunden werden müſſen, die auch die berechtigten 
Intereſſen der Arbeiterſchaft wie der Gefamtheit des Volkes wahrt, ohne daß dabei 
auf den techniſchen Fortſchritt als ſolchen verzichtet werden könnte und ſollte. Aber 
es kommt auf die Art der Durchführung der Technik an. Der Menſch muß immer 
Herr der Technik bleiben, ſie darf nicht über ihn herrſchen und dadurch zum Fluch für 
ihn werden. Dazu gehört auch eine Kontrolle des Amfanges und des Tempos in der 
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Durchführung wichtiger techniſcher Fortſchritte, die der Geſamtlage der betreffenden 
Wirtſchaft und des betreffenden Volkes angemeſſen iſt. Hier kann nicht entſchieden 
werden nach reinen Rentabilitäts-Geſichtspunkten der betreffenden Unternehmungen, 
die leicht zum Schaden der Geſamtwirtſchaft ausſchlagen können. 


Im übrigen dürfte die ſchwere Kriſe der vergangenen Jahre noch für lange Zeit hinaus 
die Anternehmer hinſichtlich der Vornahme von umfangreichen Mechaniſierungen ſo 
vorſichtig gemacht haben, daß auch ohne ſtarke ſtaatliche Eingriffe eine Abermechani⸗ 
ſierung in größerem Amfange in abſehbarer Zeit kaum zu befürchten iſt. Man wird 
eine mäßige weitere Mechaniſierung, die mit dem Fortſchritt der Technik untrennbar 
verbunden ift, im weſentlichen der privaten Wirtſchaft und dem Verantwortungs- 
bewußtſein der Anternehmungsleiter überlaſſen können, zumal da umfangreiche 
Arbeiterfreiſetzungen dadurch nicht eintreten werden und die kleineren Freiſetzungen 
in relativ kurzer Zeit auch in der jetzigen Wirtſchaft wieder ausgeglichen werden 
durch die Ergebniſſe des techniſchen Fortſchritts. Zu kontrollieren wäre nur die allge⸗ 
meine und ſprungweiſe Vergrößerung des Mechaniſierungsgrades durch völlige 
Veränderung der Produktionstechnik. Wenn man die Technik ſo im ganzen geſehen 
unter Kontrolle hält, kann man das Problem „Menſch und Maſchine“ durchaus 
erträglich löſen, ohne den techniſchen Fortſchritt zu hemmen. 


Das induſtrielle Standortsproblem 


Den Ort, an dem ein induſtrieller Betrieb arbeitet, nennt man ſeinen Standort. Im 
Gegenſatz zur Landwirtſchaft und auch zum Bergbau, die an ihre Produktionsorte 
gebunden find, kann der Leiter eines induſtriellen Betriebes ſeinen Standort inner- 
halb gewiſſer Grenzen ſelbſt beſtimmen. Es ergibt ſich nun die Frage: Iſt dieſe Wahl 
des Standortes ganz dem Zufall bzw. der völlig ungebundenen Entſcheidung des 
Anternehmers überlaſſen? Oder entſcheiden beſtimmte Aberlegungen wirtſchaftlicher 
(und eventuell außerwirtſchaftlicher) Art über dieſe Wahl? Schon die einfachſte Aber. 
legung läßt dieſe letztere Frage mit „Ja“ beantworten. Denn die Wahl des Stand- 
orts beeinflußt in mancher Hinſicht die Höhe der Produktionskoſten. Vor allem 
ſpielen dabei die Koſten für den Transport von RNohſtoffen und Halbmaterialien, 
die verarbeitet werden, eine entſcheidende Rolle. Das Standortsproblem iſt ſomit 
in erſter Linie ein Problem der Transportkoſten. Aber auch andere Koſtenfaktoren 
beeinfluſſen die Standortswahl. 


Wenn wir zunächſt die rein wirtſchaftlichen Faktoren betrachten, ſo können wir, gemäß 
der herkömmlichen induſtriellen Standortslehre, drei Gruppen von Standorts. 
orientierungen unterſcheiden. Das eine iſt der Materialbeſchaffungsfaktor, das 
andere der Arbeitsfaktor und das dritte der Abſatzfaktor. So unterſcheiden wir denn 
auch: materialorientierte, arbeitsorientierte und abſatzorientierte Induſtriezweige. 
Materialorientiert find ſolche Zweige, die (wie etwa die Groß-Eiſen⸗ oder Zement- 
Induſtrie oder die erſten Stufen der Holzverarbeitung, wie Sägewerke und Zelljtoff- 
induſtrie) Materialien verwenden, die bei der Verarbeitung einen großen Teil ihres 
Gewichtes verlieren. Es wäre unſinnig, Rohſtoffe, die vielleicht nur mit 30 v. H. 
ihres Gewichtes in das Fabrikat eingehen, Hunderte von Kilometern weit zu ihren 
Verarbeitungsſtätten ſpazieren zu fahren und dafür hohe Transportkoſten zu zahlen. 
Da iſt es rationeller, die erſten Verarbeitungsſtätten in der Nähe der Robftoff- 
gewinnungsorte zu errichten und dafür das wertvollere Halb oder Fertigerzeugnis 
an den Gebrauchs oder Verbrauchsort zu transportieren, auch wenn der Frachtſatz 
pro Tonnenkilometer für dieſes Fertigfabrikat weſentlich höher iſt als für die Roh- 
ſtoſfe und Halbfabrikate. 

So finden wir denn z. B. die Großeiſeninduſtrie durchaus orientiert nach der Stein— 
kohle oder nach den Erzen (in Deutſchland finden wir beide Rohſtoffe heute nicht mehr 
beieinander), die erſten Stufen der Holzverarbeitung ebenſo nach dem Holz hin, oder 
aber dorthin, wo auf dem Fluß oder Seewege eine billige Holzzufuhr möglich iſt. 
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Eine zweite Unterart der Materialorientierung liegt dann vor, wenn es fih um 
leicht verderbliche oder ſchwer transportable Materialien handelt. Induſtrien, die 
ſolche Materialien verarbeiten, gehen durchweg an die Materialgewinnungsorte 
heran. Das iſt z. B. typiſch für die Konſerveninduſtrie (Gemüje-, Fiſch⸗ und, wenn 
auch in geringerem Amfange, Fleiſchkonſerven). Wenn auch die Entwicklung der 
modernen Kühltechnik und die große Beſchleunigung des Transports in der Nach⸗ 
kriegszeit dieſe Induſtrien zum Teil von ihren früheren Standorten gelöſt hat, ſo 
wirkt ſich doch der alte Standort für den größten Teil dieſer Induſtrien noch aus. 


Die zweite Gruppe der Standortsorientierung iſt die nach der Arbeit. Auch hier find 
zwei Variationen zu unterſcheiden. Einmal die Orientierung nach niedrigen Löhnen, 
und anderſeits die Orientierung nach der Qualität der Arbeitsleiſtung, alſo nach 
einer hochwertigen Qualitätsarbeiterſchaft. Beiſpiele für die erſtere Art ſind z. B. die 
Zigarreninduſtrie und außerdem der größte Teil der alten Hausinduſtrien. Die 
zweite Anterart, die Orientierung nach hochqualifizierter Arbeitskraft, haben wir zum 
Teil noch in der württembergiſchen Induſtrie, ſonſt in Deutſchland in großen Teilen 
der Feinmechanik und Optik, der hochwertigen Glasinduſtrie (Thüringen), der 
Schmuckwaren- und Feinlederinduſtrie, in Teilen des Maſchinenbaues uſw. Dieſer 
Standort, der früher eine ſehr weſentliche Rolle ſpielte, hat allerdings an Gewicht 
verloren, weil die größeren Induſtriezentren faſt allen Induſtrien die Möglichkeit 
der Heranziehung qualitativ hochwertiger Facharbeiter bieten. 


Der dritten Gruppe der Standortorientierung, der Abſatzorientierung, gehört der 
weitaus größte Teil der Fertiginduſtrien an, vor allem die Nahrungs⸗ und Genuß⸗ 
mittelinduſtrie, große Teile der Textilinduſtrie, manche höheren Stufen der Holz⸗ 
und Metallverarbeitung ufw. Es find zum Teil Induſtrien, die einen ſpeziellen 
Bedarf beſtimmter breiter Kreiſe der Bevölkerung befriedigen, wie etwa den Bedarf 
an Berufskleidung für Induſtriearbeiter, oder beſtimmten lokalen Geſchmack bei 
Nahrungs- und Genußmitteln (Vierbrauereien, Zuckerwaren, Teigwaren, ſpezielle 
Nährmittel uſw.), hierher gehört auch ein Teil der Maſchineninduſtrie, ſoweit ſie 
Spezialmaſchinen für beſtimmte Induſtrien liefert (ſo etwa der Textilmaſchinenbau 
in Sachſen, der Bau von Maſchinen für die Zuckerinduſtrie in Sachſen und Mittel- 
deutſchland, der Bau von Maſchinen für Bergbau und Eiſeninduſtrie im Ruhr- 
gebiet uſw.), ſchließlich der größte Teil der Hilfs⸗ und Zubehör⸗Induſtrien (wie etwa 
Verpackungs material, Schiffszubehör uſw.). 

Neben dieſen drei Faktoren gibt es noch andere wirtſchaftlicher Art, die die Stand- 
ortswahl beeinfluſſen können, doch mögen hier die drei wichtigſten Faktoren genügen. 
Am ſtärkſten wirkt ſich heute noch der erſte Faktor aus, während die Induſtrien der 
zweiten und dritten Gruppe heute bei weitem nicht mehr ſo ſehr ſtandortgebunden 
find wie noch vor einigen Jahrzehnten. Die Entwicklung des Verkehrs und der Zarif- 
politik der Verkehrsmittel, der Ausbau der Energiewirtſchaft, beſonders des Elektrizi⸗ 
tätsleitungsnetzes und der Gasfernleitungen, haben zum mindeſten die Möglichkeit 
einer weitgehenden Löſung von alten Standorten mit ſich gebracht, wenn ſich dieſe 
Tendenzen naturgemäß auch nur langſam durchſetzen können, weil die induſtriellen 
Produktionsſtätten zunächſt einmal an den alten Standorten ſtehen und nicht ohne 
weiteres verlegt werden können. Man kann jedenfalls im ganzen feſtſtellen, daß vor 
allem die verarbeitenden Induſtrien aller Art eine ſo ausgeſprochene wirtſchaftliche 
Standortorientierung, wie ſie noch vor einigen Jahrzehnten beſtand, heute nicht mehr 
haben, während für die Induſtrien der Gruppe I (im weſentlichen Rohſtoffe und Halb- 
fabrikate) nach wie vor in beträchtlichem Umfang eine Bindung an die alten Stand- 
orte weiterbeſteht. 

Im allgemeinen haben ſich die heutigen induſtriellen Standorte in Deutſchland gebildet 
nach rein privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkten der betreffenden Anternehmer. Wenn 
auch nicht immer wirtſchaftlich⸗ rationale Faktoren für die Standortswahl maßgebend 
geweſen find, vor allem bei kleineren und mittleren, durch Familientradition an be⸗ 
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ſtimmte Orte gebundenen Werken, jo entſchied im ganzen doch bei der Standortswahl 
die Frage: „Wo kann ich am billigſten herſtellen und zugleich am günſtigſten ver- 
kaufen?“ Das heißt, wo find, im Durchſchnitt geſehen, die Herſtellungs⸗ und Ver⸗ 
triebskoſten am niedrigſten? Durch dieſe rein auf privatwirtſchaftliche Rentabilitätg- 
geſichtspunkte eingeſtellte Standortswahl iſt nun in Deutſchland eine örtliche Ver- 
teilung der Induſtrien zuſtande gekommen, die nicht in jeder Richtung erfreulich iſt. 
Ganz Oſt-⸗Deutſchland iſt mit geringen Ausnahmen (Ober und Mittel ⸗Schleſien) mit 
Induſtrien nur ſchwach beſetzt, anderſeits haben ſich rieſige Induſtrien zuſammen⸗ 
geballt im Ruhrgebiet, in Berlin und Sachſen. Dieſe Zuſammenballungen find unter 
militär und grenzpolitiſchen, unter bevölkerungspolitiſchen und volksbiologiſchen Ge- 
ſichtspunkten in mancher Hinſicht ungünſtig zu beurteilen. Sie erfordern in Zukunft 
eine mehr oder weniger weitgehende Auflockerung und zum Teil auch Verlagerung. 


Die ſtandortmäßige Verteilung der Induſtrie über ein Land hinweg (vor allem, wenn 
es wie Deutſchland im Herzen Europas liegt) iſt eben keine rein wirtſchaftliche Frage, 
fie iſt eine ſtaatspolitiſche Frage von größter Bedeutung. Das haben die deutſchen 
Regierungen der Vorkriegszeit nicht hinreichend erkannt. Von der privaten Wirt- 
ſchaft konnte man bei der Standortswahl die Berückſichtigung außerwirtſchaftlicher 
Geſichtspunkte kaum erwarten, weil das in einem Syſtem der freien Konkurrenzwirt⸗ 
ſchaft die betreffenden Unternehmungen gegenüber dem Wettbewerber, der feine Stand. 
orte nach rein privatwirtſchaftlichen Aberlegungen wählte, ſtark benachteiligt haben 
würde. Aber der Stagt hätte durch entſprechenden Ausbau des Verkehrsnetzes und eine 
entſprechende Geſtaltung der Tarifpolitik, der Steuern (vor allem der Kommunal- 
ſteuern), durch Lohnpolitik ufw. für die Induſtrie Anreize ſchaffen müſſen, eine weſent⸗ 
lich ſtärkere Dezentraliſation der Standorte vorzunehmen, als es tatſächlich geſchehen 
iſt. Statt deſſen hat man den Dingen ihren Lauf gelaſſen und damit ein induſtrielles 
Standortsbild in Deutſchland geſchaffen, das in den nächſten Jahrzehnten in mancher 
Hinſicht geändert werden muß, allerdings mit großen Opſern, die man bei einer 
weiterſchauenden und aktiveren Standortspolitik des Staates hätte vermeiden können. 


Es iſt heute eine, nicht nur in Deutſchland, ſondern auch in den übrigen großen 
Induſtrieländern allgemein anerkannte Tatſache, daß man aus verſchiedenſten 
Gründen eine Auflockerung und in gewiſſem Amfang auch eine Verlagerung der alten 
Induſtrie⸗Standorte vornehmen muß. Dazu zwingen vor allem militärpolitiſche 
Geſichtspunkte, in Deutſchland auch grenzpolitiſche (wirtſchaftliche und volksmäßige 
Stärkung des deutſchen Oſtens, ſpeziell Oſtpreußens), aber auch bevölkerungspolitiſche 
und volkshygieniſche. Die Zuſammenballung der Induſtrie in großen Zentren hat 
auch zur Zuſammenballung der Arbeiterbevölkerung in den großen Wohnzentren 
und zu einer zum Teil äußerſt unhygieniſchen Wohnweiſe geführt, die die politiſche 
Radikaliſierung der Maſſen, raſſiſche und moraliſche Degeneration, ſtarken Rück- 
gang des Bevölkerungszuwachſes und die Heimatlosmachung breiter Maſſen der 
großſtädtiſchen Bevölkerung mit ſich gebracht hat. Die Beſeitigung dieſer über. 
mäßigen Zuſammenballung ſowohl der Induſtrie wie der Wohnbevölkerung iſt eine 
Aufgabe, die zwar erſt in Jahrzehnten gelöſt werden kann, die aber aus den 
genannten Gründen energiſch angepackt werden muß, auch wenn dabei beträchtliche 
wirtſchaftliche Opſer (einmalig und dauernd) gebracht werden müſſen. 


Allerdings wird dieſe Auflockerung und die Verlagerung der induſtriellen Standorte 
nicht überall in der gleichen Weiſe erfolgen können. Die Induſtrie der Standortgruppe J. 
zu denen vor allem die Großeiſeninduſtrie gehört, wird nur in ziemlich geringem Am- 
fange von ihrem alten Hauptſtandorte, der Steinkohle, gelöſt werden können, wenn 
auch auf den neu erſchloſſenen und im Ausbau begrifſenen deutſchen Erzlägern in 
Süddeutſchland ein Teil dieſer Induſtrie neu aufgebaut und die auf den mittel. 
deutſchen Erzlägern liegende Eiſeninduſtrie weiter ausgebaut werden wird. 


Der Kern der deutſchen Großeiſeninduſtrie wird an ſeinem bisherigen Hauptſtandort 
im Ruhrgebiet (zur Zeit etwa 80 v. H. der Produktion) verbleiben müſſen, weil eine 
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größere Verlagerung wirtſchaftlich nicht tragbar wäre. Bei den Induſtrien der Gruppe I 
wird es ſich, da fie im weſentlichen ſtandortgebunden find, vorwiegend um eine Frage 
der Auflockerung der Wohnorte der Arbeiterbevölkerung handeln. Hier hat die Sied⸗ 
lung Aufgaben gewaltigen Ausmaßes für Jahrzehnte hinaus zu löſen. Die Auflocke⸗ 
rung der Produktionsſtätten ſelbſt wird ſich bei der erſten Gruppe im weſentlichen 
innerhalb der alten Standorte, durch eine gewiſſe örtliche Dezentraliſation vollziehen, 
ohne daß die Standorte im ganzen eine weſentliche Verlagerung erfahren dürften. 
Anders ſteht es bei den Induſtrien der beiden übrigen Gruppen, die nicht im gleichen 
Maße ſtandortgebunden ſind. Bei ihnen wäre eine allmähliche Verlagerung in der 
Form, daß die Betriebe in dem Maße, wie ſie veralten, nicht wieder neu aufgebaut, 
ſondern durch Neuanlagen an anderen, mehr ländlichen Standorten erſetzt würden, 
durchaus möglich. Das gilt etwa für ſolche induſtriellen Zentren wie Berlin und 
auch für Teile von Sachſen. Die Mittel, mit denen dieſe Auflockerung bzw. Ver⸗ 
lagerung durchzuführen wäre, find in erſter Linie ſolche des Ausbaues der Verkehrs. 
wege und der Amgeſtaltung der Verkehrstarife zugunſten der neu zu wählenden 
Standorte, ferner eine entſprechende Steuer- und Abgabenpolitik wie auch eine Lohn⸗ 
politik, die dieſe neuen Standorte für die Induſtrie anziehender erſcheinen läßt, als 
das bisher der Fall war. Anderfeits bietet natürlich die Neugründung zahlreicher 
Produktionsſtätten im Rahmen des Vierjahresplanes dem Staate die Möglichkeit, 
ftaatspolitiſche Forderungen bei der Standortswahl dieſer neuen Werke durchzuſetzen. 
Eine planmäßigere, gleichmäßigere Verteilung der Induſtrie Über den deutſchen 
Raum hinweg, unter möglichſter Vermeidung neuer Maſſierungen und möglichſt 
weitgehender Auflockerung der alten großen Zentren, zum Teil durch Verlagerung 
dort befindlicher Werke, in der durch die oben genannten Geſichtspunkte beſtimmten 
Richtung, iſt eine ſtandortspolitiſche Aufgabe von höchſter Wichtigkeit. Sie erfordert 
allerdings Jahrzehnte für ihre Durchführung und muß ſich, bei grundſätzlicher Aus. 
richtung auf die überwirtſchaftlichen Zielſetzungen, doch im Rahmen des wirtſchaftlich 
Möglichen und Erträglichen halten. Es wird nicht immer leicht ſein, zwiſchen 
Wünſchenswertem und Möglichem den richtigen Ausgleich zu finden. Aber die Zu⸗ 
ſammenfaſſung dieſer ganzen Raumplanung, auch ſoweit fie die Induſtrie betrifft, 
bei der Reichsſtelle für Raumordnung verbürgt eine große einheitliche Linie und die 
Berückſichtigung aller in Frage ſtehenden Geſichtspunkte. 

Es iſt kein Zufall, daß ſich auch in anderen Ländern, vor allem in den Vereinigten 
Staaten, ähnliche Beſtrebungen mit weitgeſteckten Zielen durchſetzen. So iſt kürzlich 
in England vom Staat eine Kommiſſion eingeſetzt worden, die die Möglichkeiten der 
Auflockerung des Induſtrieſtandortes London unterſuchen ſoll, und die ſtaatliche Plan. 
kommiſſion in ASA hat bereits weitgehende Pläne für die Auflockerung alter und 
die planmäßige Anlage neuer Standorte ſeit einigen Jahren in Arbeit (ſo z. B. den 
Plan über die energiewirtſchaftliche Nutzung des Tenneſſee⸗Fluſſes und die Indu⸗ 
ſtrialiſierung des Tenneſſee⸗Tales mit Hilfe dieſer Energien). 


Der Anternehmer und die Anternehmung 

Bisher haben wir uns im weſentlichen mit dem Betriebe beſchäftigt, wenn auch die 
eine oder andere der behandelten Fragen bereits über die Grenzen des Betriebes 
nach außen, in die Marktwirtſchaft, hineinreichte. Wir wenden uns nunmehr den 
Fragen der Anternehmung zu. Der Betrieb wird dadurch zur Anternehmung, daß 
er in den Austauſch am Markt verflochten wird. Das iſt normalerweiſe bei allen 
Betrieben der Fall, ſoweit ſie nicht reine Regiebetriebe des Staates, der Gemeinden 
oder ſonſtiger öffentlich rechtlicher Verbände find, alſo nur für dieſe Organe zu ihrer 
Selbſtverſorgung mit beſtimmten Gütern arbeiten. Alle Betriebe, die für einen Ver⸗ 
kauf am Markte produzieren, nennen wir Anternehmungen, wobei das Schwergewicht 
aller Anternehmungen auf dem Gebiete des Gewerbes, und nach der wirtſchaftlichen 
Macht und Bedeutung in erſter Linie bei der Induſtrie liegt. Soweit auch die 
öffentliche Hand bergbauliche oder induſtrielle Betriebe betreut, deren Erzeugniſſe 
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ſie ganz oder zum Teil verkauft, iſt auch ſie Anternehmer. In dieſem Sinne iſt etwa 
das Reich induſtrieller Unternehmer hinſichtlich der Werke, die in der Viag (Ver- 
einigte Induſtrieunternehmungen AG) zuſammengefaßt find, oder der Preußiſche 
Staat für ſeinen Bergwerksbefitz. Der eigentliche Typus der Anternehmung iſt aber 
diejenige, die in der Hand des privaten Anternehmers oder einer Geſellſchaft von 
Anternehmern iſt und die für den Verkauf ihrer Erzeugniſſe am Markt arbeitet. 


In dieſem Sinne gibt es Unternehmungen nur in einer privat organifierten Wirt- 
ſchaft, nicht in einer ftaatlich-zentralifierten, etwa in der Sowjet⸗Wirtſchaft. Eine 
ſolche Wirtſchaft hat nur öffentliche Betriebe, aber keine Anternehmungen, weil das 
Typiſche der Unternehmung fehlt: die riſikobelaſtete Arbeit für einen mehr oder 
minder unbekannten Markt. 


Die Anternehmung wird geleitet vom Anternehmer, und wir kommen ihrem Sinn 
und ihrer Bedeutung am nächſten, wenn wir von den Funktionen des Anternehmers 
in der auf Privateigentum beruhenden Wirtſchaft ausgehen. Der Anternehmer hat 
die Aufgabe, die Produktionsfaktoren, die die Grundlage jeder Produktion bilden, 
menſchliche Arbeitskraft, Rohſtoffe (die den Produktionsfaktor „Boden“ repräfen- 
tieren) und Kapital in ſeiner Hand zuſammenzufaſſen, ſie, ſoweit er ſie nicht ſelber 
beſitzt, zu beſchaffen bzw. zu kaufen, und in feinem Betriebe mit dem Ziel der Er. 
zeugung wirtſchaftlicher Werte zur gemeinſamen Arbeit einzuſetzen. Das iſt aber nur 
eine Seite ſeiner wirtſchaftlichen Aufgabe. Die andere beſteht darin, die in ſeinem 
Betriebe erzeugten Güter am Markt zu verkaufen und dabei einen Erlös zu erzielen, 
der hoch genug iſt, um die Koſten, die er vorgelegt hat, zu decken, normalerweiſe auch 
einen gewiſſen Aberſchuß für ſeine eigene Arbeit und das von ihm in den Betrieb 
hineingeſteckte Kapital zu erzielen. Bei dieſer Tätigkeit muß er ein Riſiko über- 
nehmen, das hauptſächlich darin beſteht, ob er die Ware, die er in ſeinem Betriebe 
erzeugt hat, auch abſetzen kann, und zu einem Preiſe, der für ihn lohnt. Für die 
Abernahme dieſes Riſikos, die eine typiſche Leiſtung des Anternehmers iſt und die 
ihm kein anderer abnehmen kann, erhält er normalerweiſe ſeinen Entgelt in der 
Form des Anternehmergewinnes, des Aberſchuſſes, den er beim Verkauf der Güter 
über die ihm erwachſenen Koſten hinaus erzielt. Wenn der Anternehmer dieſe Auf- 
gabe erfüllt (die zunächſt rein privatwirtſchaftlich zu fein ſcheint), jo erfüllt er zu- 
gleich eine volkswirtſchaftliche Funktion. Denn die Tatſache, daß er die erzeugten 
Waren zu Preiſen, die ihm zum mindeſten ſeine Koſten erſetzen, verkaufen kann, zeigt, 
daß er die volkswirtſchaftlichen Bedürfniſſe, die in der Nachfrage am Markte in Er- 
ſcheinung treten, richtig eingeſchätzt, daß er die menſchlichen Arbeitskräfte und 
Materialien auch volkswirtſchaftlich richtig verwandt hat. Bei freier Konſumwahl 
(und die iſt in wirtſchaftlich einigermaßen normalen Zeiten das Kennzeichen jeder 
nicht ſtaatsſozialiſtiſchen Wirtſchaft, alſo auch der nationalſozialiſtiſchen) entſcheidet 
alſo letzten Endes der Käufer induſtrieller Erzeugniſſe darüber, ob der Anternehmer 
richtig kalkuliert und damit auch ſeine geſamtwirtſchaftliche Aufgabe erfüllt hat, die 
darin beſteht, die reguläre Nachfrage nach Gütern am Markt möglichſt gut und billig 
zu befriedigen. Dafür, daß dieſe Art der Befriedigung eintritt, ſorgt im allgemeinen 
auf dem Markte der induſtriellen Güter der Wettbewerb der Herſteller und Ver— 
käufer untereinander. Ein Anternehmer, der bei anſtändiger Entlohnung ſeiner Arbeiter 
und Angeſtellten, in ſauberem Wettbewerb mit ſeinen Berufsgenoſſen, einen guten 
Gewinn aus ſeinem Betrieb herauswirtſchaftet, iſt auch in ſeiner Bedeutung für die Ge— 
ſamtheit durchaus günſtiger zu beurteilen als ſein Konkurrent, der infolge geringerer 
Tüchtigkeit bei gleichen Löhnen einen weſentlich geringeren Gewinn aus ſeinem Betriebe 
herausholt. Denn jener höhere Gewinn iſt eben ein Zeichen für beſondere Leiftungs- 
fähigkeit, und dieſe bedeutet eine Erhöhung der Güterverſorgung für die Geſamtheit. 
In welchem Amfange der Staat ihm den höheren Gewinn beläßt, inwieweit er den 
Anternehmer (wenn dieſer es nicht freiwillig tut) veranlaßt, einen relativ höheren Teil 
des Gewinnes als in dem anderen, ſchlecht arbeitenden Betriebe für ſeine Arbeiterſchaft, 
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für ſoziale Betriebseinrichtungen uſw. zu verwenden, oder wie weit er den Gewinn 
wegſteuert, das iſt eine zweite Frage, die uns hier nicht zu beſchäftigen braucht. Anbe⸗ 
ſtreitbar iſt jedoch, daß das Leiſtungsprinzip, auf dem die nationalſozialiſtiſche Wirt⸗ 
ſchaft beruht, in dieſem Falle nicht die volle Wegſteuerung des Mehrgewinnes gegen⸗ 
über dem weniger fähigen Konkurrenten zuläßt, daß es mindeſtens einen Teil des 
Sondergewinnes als Entgelt für ſeine Sonderleiſtung dem Anternehmer belaſſen muß. 
Wir find zunächſt von der Funktion des Anternehmers ausgegangen, die er auch in 
der früheren Wirtſchaft zu erfüllen hatte und die zunächſt privatwirtſchaftlich beſtimmt 
war, die ſich aber, wenn ſie ſich im Rahmen einer anſtändigen Lohnpolitik und einer 
fairen Konkurrenz hielt, im allgemeinen auch für die Geſamtwirtſchaft als nützlich 
erwies. In der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaft haben die Dinge einen anderen 
Blickpunkt erhalten, der die Reihenfolge dieſer Funktionen umkehrt. Die Stellung 
des Anternehmers in der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaſt kann man nur dann klar 
erkennen, wenn man davon ausgeht, daß der Staat, als Repräſentant des Volkes, die 
Wirtſchaftsmittel dem Anternehmer nur inſofern zu Eigentum überläßt, als er ſie 
ihm zu getreuen Händen anvertraut, damit er aus ihnen im Intereſſe des geſamten 
Volkes das möglichſt Beſte heraushole. Dieſe Aufgabe, die Verwaltung und Füh⸗ 
rung der Wirtſchaftsmittel im Intereſſe der möglichſt guten und billigen Verſorgung 
des Volkes mit wirtſchaftlichen Gütern, macht den Unternehmer in der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaft zu einem treuhänderiſchen Beauftragten der Geſamtheit. Er 
kann mit ſeinen Wirtſchaftsmitteln, obwohl ſie ihm als Eigentum verbleiben, nicht 
mehr nach ſeinem Gutdünken verfahren (darf etwa ſeinen Betrieb nicht ganz oder 
teilweiſe ſtillegen, wenn der Betrieb an ſich voll arbeitsfähig iſt), ſondern, wenn 
irgendwo der Satz gilt: „Eigentum verpflichtet!“, dann für das Eigentum des 
Anternehmers, das die Kraft beſitzt, Güter zu ſchaffen für das Leben des Volkes. 
Erfüllt der Anternehmer dieſe Aufgabe richtig, dann hat er nach dem Leiſtungsprinzip 
einen Anſpruch auf einen entſprechenden Entgelt. Dieſer Enteglt kann in einer unter⸗ 
nehmungsweiſe organiſierten Wirtſchaft nicht in einem feſten Lohn beſtehen, den etwa 
der Staat feſtſetzt, ſondern die Anternehmerleiſtungen find fo ſehr individuell ver- 
ſchieden, daß man ihren Wert nicht durch ſtaatliche Reglementierung beſtimmen kann. 
Man wird daher auch im neuen Deutſchland den Anternehmergewinn, der bei 
regulären Löhnen und anſtändigem Wettbewerb erzielt wird, ſich im freien Leiſtungs⸗ 
kampf der Anternehmer untereinander bilden laſſen. Inwieweit dann der Staat (vor 
allem in Notzeiten, wo alle wirtſchaftlichen Kräfte der Nation aufs äußerſte ange- 
ſpannt werden müſſen und beſonders dann, wenn, wie heute, ein großer Teil der 
Anternehmergewinne aus den ſtaatlichen Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen erwächſt) 
dieſen Gewinn für ſich in Anſpruch nimmt, iſt eine zweite Frage, die nicht generell 
entſchieden werden kann und deren Behandlung hier zu weit führen würde. 

Nun iſt aber im Dritten Reich die Funktion des Anternehmers nicht mit feiner rein 
wirtſchaftlichen Aufgabe erſchöpft. Die foziale Führeraufgabe iſt mit der wirtſchaft⸗ 
lichen eng verknüpft. Dieſe Führungsaufgabe iſt im Geſetz zur Ordnung der natio- 
nalen Arbeit verankert und braucht hier nicht näher behandelt zu werden. Es 
iſt aber nachdrücklich darauf hinzuweiſen, daß ſich im neuen Deutſchland die Auf- 
gaben des Unternehmers im Verhältnis zur früheren Wirtſchaft nach zwei Rich- 
tungen hin entſcheidend verſchoben haben: Zunächſt nach der Seite, daß er auch in der 
Erfüllung ſeiner wirtſchaftlichen Aufgaben an die Intereſſen der Geſamtheit gebunden 
iſt, ſeine Anternehmung alſo als Treuhänder dieſer Geſamtheit führen muß, und daß 
ſich nur ſekundär aus der Erfüllung dieſer Aufgabe für ihn ein Gewinn ergibt, deſſen 
Erzielung nicht mehr wie in der früheren Wirtſchaft ſeine einzige oder doch primäre 
Aufgabe iſt. (Dabei ſoll durchaus nicht verkannt werden, daß auch in der früheren 
Wirtſchaft weitblickende Anternehmer als echte Führernaturen ihr Werk keineswegs 
allein oder auch nur überwiegend mit dem Ziel möglichſt hoher Gewinne betrieben 
haben, ſondern zugleich aus Freude am Schaffen und aus Verantwortungsgefühl 
gegenüber ihrer Arbeiterſchaft und der Volksgeſamtheit.) 
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Zweitens unterſcheidet ſich die Stellung des Anternehmers in der neuen Wirtſchaft 
von feiner Stellung in der früheren Wirtſchaft dadurch, daß er zugleich Betriebs. 
führer ſeiner Gefolgſchaft iſt, der er als Arbeits ⸗ und Betriebskamerad ein Vorbild 
der Pflichterfüllung in der Arbeit für ſein Volk ſein ſoll und die er ſchätzen und 
achten ſoll als Mithelfer an den Aufgaben, deren Erfüllung das Volk von ihm als 
dem Verwalter ſeiner Wirtſchaftsgüter fordert. 

Die Stellung des Anternehmertums in der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaft iſt ſomit 
gekennzeichnet durch eine hohe Verantwortung, ſowohl gegenüber der Betriebsgefolg- 
ſchaft wie auch gegenüber dem geſamten Volk, eine Verantwortung, deren ſich auch 
in der früheren Wirtſchaft ganz gewiß ſchon weite Kreiſe des deutſchen Anternehmer⸗ 
tums bewußt waren. Aber heute iſt dieſe Verantwortung viel eindeutiger aus- 
geſprochen und klarer feſtgelegt, und ſie wird allen denjenigen auſerlegt, die als 
Unternehmer und Betriebsführer die Wirtſchaftsgüter des deutſchen Volkes ver- 
walten. Dieſer verantwortungsvollen Führung der deutſchen Wirtſchaft, die der 
Nationalſozialismus von dem deutſchen Anternehmertum fordert, entſpricht es, daß 
die neue deutſche Wirtſchaftspolitik weſentlich ſtärker als die frühere perſönliche 
Leiſtung und Verantwortung des einzelnen Anternehmers in den Mittelpunkt der 
Wirtſchaft ſtellt, daß ſie grundſätzlich (allerdings im Rahmen des in einer modernen 
Wirtſchaft Möglichen) die anonyme Wirtſchaftsführung durch das Finanzkapital, die 
in der früheren deutſchen Wirtſchaft immerhin eine gewiſſe Rolle ſpielte, beſeitigt 
oder doch einſchränkt, und daß ſie auch dort, wo wegen der Größe der Anternehmungen 
die Verwaltung und Führung dieſer großen Wirtſchaftsgebilde unter mehrere 
Anternehmer aufgeteilt werden muß, eine möglichſt weitgehende perſönliche Führung 
und Verantwortung fordert, weil ein größeres Gremium von Perſonen nie im Sinne 
des einzelnen eine Verantwortlichkeit tragen kann. 


Dieſe Aberlegung führt uns ſchon zu der Frage der Anternehmungsformen und der 
Anternehmungszuſamemnſchlüſſe. Eine induſtrielle Anternehmung kann geführt 
werden in der Form der Einzelfirma oder einer Geſellſchaft. Bei den Geſellſchaften 
unterſcheidet man Perſonal⸗ und Kapitalgemeinſchaften bzw. »geſellſchaften. Per. 
ſonalgemeinſchaften find ſolche, bei denen die an der Anternehmung Beteiligten 
ſowohl das weſentliche Kapital für die Anternehmungsführung zur Verfügung ſtellen, 
als auch aktiv in der Anternehmungsleitung mitarbeiten. Kapitalgemeinſchaften ſind 
ſolche, bei denen eine Trennung der Funktionen der Kapitalaufbringung und der 
Anternehmungsleitung eintritt, in dem Sinne, daß die eigentlichen Eigentümer der 
Anternehmung andere Perſonen ſind als diejenigen, die ſie tatſächlich leiten. 


Als Formen der Perſonalgemeinſchaft können wir nennen: die Offene Handelsgeſell- 
ſchaft und die Kommanditgeſellſchaft. Dieſe letztere unterſcheidet ſich von der Offenen 
Handelsgeſellſchaft dadurch, daß bei ihr nicht alle Geſellſchafter gleichmäßig mit ihrem 
geſamten Vermögen haften, ſondern daß das nur für die ſogenannten Komplementäre 
gilt, die durchweg auch die eigentlichen Leiter der Kommanditgeſellſchaft ſind, während 
die Kommanditiſten, die meiſt nicht an der Geſchäftsführung beteiligt ſind, nur mit ihrer 
Einlage haften. Bei der GmbH iſt es eine Tatfrage, ob die Inhaber der GmbYH- 
Anteile auch tatſächlich die Anternehmungsführer ſind. Je nachdem, ob das der Fall 
iſt oder nicht, muß man die GmbH zu den Perfonal- oder zu den Kapital-Bemein- 
ſchaften rechnen. 

Anter den Kapitalgemeinſchaften iſt die bekannteſte und weitaus verbreitetſte die 
Aktiengeſellſchaft, mit der Abart der wenig verbreiteten Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien, die ſich von der eigentlichen Aktiengeſellſchaft wirtſchaftlich nicht nennenswert 
unterſcheidet. Eine beſondere Form der Kapitalgemeinſchaft, die vor allem im Berg— 
bau vorkommt, iſt die Gewerkſchaft, auf die wir unten noch kurz eingehen werden. 


Der eigentliche Repräſentant der modernen Großinduſtrie, aber auch eines großen 
Teiles der Mittelinduſtrie, iſt die Aktiengeſellſchaft (AG). In ihr find im allge- 
meinen (von der ſogenannten Familien⸗AG abgeſehen) die Aufbringung des Geſell— 
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ſchaftskapitals und die Anternehmungsleitung voneinander getrennt. Dieſe Trennung 
war aus folgenden Gründen notwendig: Die moderne Induſtrie benötigt für den 
Aufbau ihrer Betriebe ſo große Kapitalien, daß ein einzelner oder auch ein kleiner 
Kreis von Verwandten oder Bekannten dieſelben nicht aufbringen kann. Man mußte 
fih daher an einen größeren Kreis von Kapitalbeſitzern wenden, um die notwendigen 
Kapitalien zufammenzubringen. Das Mittel dazu war die Aktie. Sie iſt ein Wert⸗ 
papier, das im Regelfalle auf den Inhaber lautet. Sie wird über eine runde Sumnie 
ausgeſtellt, iſt vertretbar, normalerweiſe an der Vörſe ohne ſonderliche Formalitäten 
leicht käuflich und verkäuflich, außerdem in ihrer Haftung durch den Nennbetrag be- 
ſchränkt. Es wurde hier alſo ein fungibles Wertpapier mit beſchränkter Haftung und 
einem weiten Markt geſchaffen, daß die Beteiligung an einer AG wie auch die Auf⸗ 
gabe dieſer Beteiligung außerordentlich erleichtert. Dadurch wurde vielen kleinen 
und mittleren Kapitalbeſitzern die Möglichkeit gegeben, ſich an der AG ohne allzu 
großes Rifito zu beteiligen. Eine Teilnahme an der Anternehmungsleitung iſt jedoch 
infolge der Vielzahl der Aktionäre und des Fehlens entſprechender kaufmänniſcher 
Kenntniſſe nicht möglich. Die Anternehmungsleitung mußte alſo in andere Hände 
gelegt werden, in die des Vorſtandes, der aus einem kleinen Gremium beſteht, und 
dem man als Kontrollorgan den Aufſichtsrat an die Seite ſetzte. So wurde es mög⸗ 
lich, die oben angedeutete Trennung der Funktionen der Kapitalaufbringung und der 
Anternehmungsleitung durchzuführen, ohne das eine oder das andere zu gefährden. 
Daß dieſe Konſtruktion beträchtliche Schwierigkeiten und Anzuträglichkeiten für den 
Aktionär mit ſich bringen kann, der nur eine geringe oder gar keine Kontrolle über die 
Verwendung und die Sicherheit der von ihm zur Verfügung geſtellten Kapitalien hat, 
braucht nicht beſonders betont zu werden. Die Aktiengeſetzgebung der einzelnen 
Länder hat auf den verſchiedenſten Wegen verſucht, einen gewiſſen Schutz des Aktionärs 
zu erreichen und anderſeits doch den Anternehmungsleitungen die Freiheit zu be⸗ 
laſſen, die für die Führung des Anternehmens unerläßlich iſt. Auf die geſetzlichen 
Regelungen ſelbſt kann hier nicht eingegangen werden, ebenſowenig auf die möglichen 
Gegenſätzlichkeiten, die ſich aus den verſchiedenen Funktionen und Intereſſen der beiden 
Partner ergeben können. Dieſe Intereſſen laſſen ſich allerdings, wenn fie richtig ver- 
ftanden werden, durchaus auf einen Nenner und in eine Richtung bringen, wenigſtens 
für den Daueraktionär, der nicht nur Intereſſe an einer zeitweiſen hohen Dividende 
und an Kursgewinnen hat, fondern der mit ſeinem Anternehmen verwachſen iſt und 
eine ſichere und einigermaßen rentierende Daueranlage ſucht. 

Nicht zuletzt auf Grund mancher unerfreulicher Vorkommniſſe während der letzten 
großen Kriſe, in der manche Verwaltungen auf dem Rücken ihrer Aktionäre ihre eigenen 
Geſchäſte beſorgt haben, führte Deutſchland in der Notverordnung vom 19. 9. 1931 
die Einrichtung der obligatoriſchen Wirtſchaftsprüfung für alle Aktiengeſellſchaften 
von einer beſtimmten Kapitalhöhe ab durch (heute iſt dieſe Pflichtprüfung auf alle 
Aktiengefellſchaften ausgedehnt). Die jährliche Pflichtprüfung durch unabhängige Wirt- 
ſchaftsprüfer ſoll ſolche Mißbräuche, wie fie in den Nachkriegsjahren bei einer Anzahl 
deutſcher Aktiengeſellſchaften vorgekommen ſind, verhüten. Damit ſoll das Vertrauen 
des Aktionärs zur Aktie neu geſtärkt werden; denn man wird es in den kommenden 
Jahren bei der Notwendigkeit, für induſtrielle Neugründungen und Erweiterungen 
in ſtärkſtem Amfange an den Kapitalmarkt heranzutreten, ſehr nötig haben. 

In Deutſchland iſt durch das Geſetz vom 30. 1. 1937, das am 1. 10. 1937 in Kraft ge- 
treten iſt, ein neues Aktienrecht eingeführt worden, das das alte, in mancher Hinſicht 
überholte, weſentlich verbeſſert. Ohne auf die rechtliche Seite hier näher einzugehen, 
ſeien nur die wichtigſten wirtſchaftlich relevanten Punkte des neuen Aktienrechts genannt. 
Das Geſetz weiſt in ſeiner Einführung darauf hin, daß die Aktiengeſellſchaft in einer modernen 
Wirtſchaft nicht entbehrt werden kann, weil nur durch fie die Aufbringung der großen Kapi- 
tal ien möglich iſt, die für den Großbetrieb benötigt werden. Für dieſe Betriebe hat die Aktien ⸗ 
geſellſchaft noch den Vorzug, daß fie mehr als andere Anternehmungsformen RNechtsſicherheit 
auf wirtſchaftlichem Gebiet mit ſich bringt und „in beſonderem Maße die Anforderungen“ er- 
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füllt, „die an die Publizität wirtſchaftlicher Einrichtungen zu ſtellen“ find. Ihrer Sonderauf- 
gabe entſprechend, wird nunmehr in Zukunft die AG. Form nur für ſolche Unternehmungen 
zugelaſſen, die ein Mindeſtgrundkapital von 500 000 RM haben. Die beſtehenden Aktiengeſell⸗ 
ſchaften mit weniger als 100 000 RM müſſen bis zum 31. 12. 1940 aufgelöſt oder umgewandelt 
werden. Die Aktiengeſellſchaften zwiſchen 100 000 und 500 000 RM können vorläufig weiter 
beſtehen. Damit iſt die AG⸗Form ausdrücklich auf Großunternehmungen beſchränkt, während 
Klein- und Mittelunternehmungen an die Form der Perſonalgemeinſchaft bzw. geſellſchaft 
gebunden find, entſprechend dem Streben des Nationalſozialismus, im Rahmen des Mög⸗ 
lichen überall in der Wirtſchaft wieder die perſönliche Verantwortung des Anternehmungs⸗ 
leiters auch nach außen hervortreten zu laſſen. Aber auch in der Aktiengeſellſchaft ſelbſt wird in 
Zukunft das Führerprinzip durchgeführt. Das neue AG⸗Recht ſtärkt die Stellung des Vor⸗ 
ſtandes, dem die Anternehmungsleitung obliegt, beträchtlich gegenüber den Aktionären bzw. 
der Hauptverſammlung, die bisher der oberſte Verwaltungsträger der Aktiengeſellſchaft war. 
Der Vorſtand erhält Selbſtändigkeit bei Feſtſtellung des Jahresabſchluſſes, der nicht mehr wie 
bisher der Genehmigung der Hauptverſammlung unterliegt. Dafür wird allerdings die ein- 
gehende Prüfung des Abſchluſſes durch öffentlich beſtellte Wirtſchaftsprüfer noch mehr als 
ſchon bisher zu einer zwingenden Vorſchrift gemacht. Anderſeits wird die Stellung des Auf- 
ſichtsrats als Kontrollorgan gegenüber dem Vorſtand geſtärkt. Der Vorſtand wird von ihm 
ernannt, und zwar auf höchſtens fünf Jahre, mit der Maßgabe, daß dieſe Ernennung nach Ab⸗ 
lauf dieſer Friſt erneuert werden kann. Die nationalſozialiſtiſche Grundanſchauung über die 
Stellung und die Aufgabe der Wirtſchaft im Staat kommt beſonders zum Ausdruck in der Be⸗ 
ſtimmung, daß die Auflöſung der Geſellſchaft bei Gefährdung des Gemeinwohls zuläſſig iſt. 
Sie ſieht dieſen Fall ſchon dann als gegeben an, wenn die leitenden Organe der Geſellſchaft 
(Vorſtand und Auffihtsrat) Geſetzwidrigkeiten begehen, aber auch wenn fie gröblich gegen die 
Grundſätze verantwortungsbewußter Wirtſchaftsführung verſtoßen. Auf manche anderen wirt ⸗ 
ſchaftlich wichtigen Beſtimmungen (wie die Abſchaffung der Mehrſtimmrechtsaktie, die Be · 
ſtimmungen über die Gewinnbeteiligung der Vorſtandsmitglieder, über ſoziale Leiſtungen, 
über Funktionen und Zuſammenſetzung des Aufſichtsrats, Bilanzierung und Publizität) kann 
hier nicht eingegangen werden. 


Die Grundgedanken des Geſetzes ſind: die Zurückdrängung des anonymen Kapitals in den 
Rahmen des für die Wirtſchaft unumgänglich Notwendigen, die Durchſetzung des Führer ⸗ 
prinzips im Rahmen des Möglichen durch Stärkung der Stellung des Vorſtandes gegen- 
über den Aktionären, allerdings zugleich unter Erhöhung ſeiner Verantwortung (perſönliche 
Haftung bei Verluſten, die auf Verletzung der Pflichten eines ordentlichen und gewiſſen⸗ 
haften Geſchäftsleiters zurückgehen), die Schaffung klarer und ſauberer Verhältniſſe im 
Aktienweſen, um die in der Nachkriegszeit eingeriſſenen Mißbräuche zu beſeitigen (beſonders 
durch Aufhebung der Vorrats⸗ und Mehrſtimmrechtsaktien), Bindung der Tantiemebezüge 
des Vorſtandes an die Aufwendungen für ſoziale Zwecke, Auflöſung der Aktiengeſellſchaft bei 
Gefährdung des Gemeinwohls durch gröbliches Verſtoßen ihrer Verwaltungsträger gegen 
das Geſetz oder gegen die Grundſätze verantwortungsbewußter Wirtſchaftsführung. 


Eine ſpezielle Anternehmungsform, die im weſentlichen auf den Bergbau aller Art (Stein- 
kohlen⸗, Braunkohlenbergbau, Kalibergbau und Erdölförderung) beſchränkt ift, iſt die Gewerk - 
fhaft. Sie unterſcheidet ſich dadurch von der Aktiengeſellſchaſt, daß ihr Anteil, Kur genannt. 
nicht wie die Aktie über einen runden Betrag lautet, ſondern auf einen beſtimmten Anteil am 
Geſamtvermögen der Gewerkſchaft. Dieſe verteilt nicht, wie die Aktiengeſellſchaft, Dividende, 
ſondern eine Ausbeute auf ihre Anteile. Anderſeits kann ſie auch, falls ſie Kapitalbedarf hat, 
oder wenn ſie mit Verluſt gearbeitet hat und ihn decken muß, eine Zubuße von ihren Mitgliedern 
verlangen. Dieſer Zahlung kann der Kuxinhaber nur durch den ſogenannten Abandon ent- 
gehen, d. h. dadurch, daß er auf den Kux verzichtet. Der Kux lautet im Gegenſatz zur Aktie auf 
den Namen, er wird zwar börſenmäßig gehandelt, muß aber bei Beſitzwechſel in den Büchern 
der Gewerkſchaft umgeſchrieben werden. Dieſe gegenüber der Aktie weſentlich ſchwerfälligere 
Form des Kuxes und feine hauptſächliche Verwendung bei Bergbaugeſellſchaften erklärt ſich 
daraus, daß der Bergbau, vor allem in den erſten Stadien der Niederbringung der Schächte 
und der Aufſchließung der Mineralien, ein ſchwer überſehbares Riſiko mit ſich bringt. Die 
Gründer einer Bergwerksgeſellſchaft, die Gewerken, müſſen daher in der Lage fein, über ihre 
erſte Anzahlung hinaus auch noch weitere Zuſchüſſe zu leiſten, wenn dieſe erforderlich werden. 
Die Gewerkſchaft hat alſo ein Intereſſe daran, ihre Mitglieder zu kennen und, vor allem im 
Anfangsſtadium, möglichſt nur ſolche Mitglieder zu haben, die kapitalkräftig ſind. In dem 
Maße wie die Bergwerksgeſellſchaft allmählich in eine regelmäßige Förderung hineinkommt, 
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läßt ſich das Rifito leichter überſehen, und in dem Falle erfolgt vielfach eine Amwandlung 
der ziemlich ſchwerfälligen Form der Gewerkſchaft in eine Aktiengeſellſchaft (ſo vor allem im 
deutſchen Kalibergbau). 

Damit möge, unter Verzicht auf Einzelheiten, die Aberſicht über die Anternehmungs⸗ 
formen der induſtriellen Wirtſchaft abgeſchloſſen ſein. Es ſei nur noch kurz ein⸗ 
gegangen auf die Beſtrebungen, die Form der AG zu beſchränken auf Anterneh⸗ 
mungen von der Größe, die eine andere Finanzierungsmöglichkeit als auf dem Wege 
der Aktienemiſſion nicht haben. Der Nationalſozialismus begünſtigt, wie ſchon 
erwähnt, die perſönliche Anternehmungsführung durch den einzelnen Anternehmer, 
ſoweit Geſellſchaftsunternehmen in Frage kommen, die Form der Perjonalgemein- 
ſchaft gegenüber der Kapitalgemeinſchaft. Auf Grund des Geſetzes über die er⸗ 
leichterte Umwandlung von AG. in Perſonalgeſellſchaften bzw. Einzelunterneh⸗ 
mungen vom 5.7.1934 iſt in den letzten Jahren eine große Anzahl von AG in 
Perſonalgeſellſchaften umgegründet worden, und dieſe Amwandlung geht vorläufig 
noch weiter. Für die Großunternehmungen allerdings wird auch in Zukunft die 
Form der AG die einzig mögliche fein, weil nur fo die Kapitalien zuſammengebracht 
werden können, die für die Bedürfniſſe dieſer Unternehmungen notwendig find. 


Die Anternehmungszuſammenſchlüſſe 


Nach der Behandlung der Anternehmungsformen in der Induſtrie bleibt noch einiges 
zu ſagen über die Anternehmungszuſammenſchlüſſe. So wie in den letzten Jahr⸗ 
zehnten in allen größeren Induſtrieländern die Tendenz zu fortwährender Vergröße⸗ 
rung der Betriebe und auch der Anternehmungen hervortritt, ſo zeigt ſich auch das 
Streben nach immer weitergehender Zuſammenfaſſung der einzelnen Anternehmungen 
zu Anternehmungskomplexen. Wir nennen dies die Konzentrationsbewegung in der 
Induſtrie. Sie tritt auch auf anderen Wirtſchaftsgebieten, vor allem im Bank und 
im Verkehrsweſen, zutage. Dieſe Konzentration iſt nicht zu verwechſeln mit der 
Kartellierung, die weiter unten noch zu behandeln iſt. Von ihr unterſcheidet ſie ſich in 
erſter Linie dadurch, daß die Konzentrationsbewegung faſt immer eine einſeitige oder 
gegenſeitige finanzielle Beteiligung der ſich zufammenſchließenden Unternehmungen 
mit ſich bringt, daß die Konzentration dementſprechend (ganz gleich, ob es ſich um 
einſeitige Angliederung einer Anternehmung durch eine andere im Beherrſchungs⸗ 
verhältnis handelt, oder um den freiwilligen Zuſammenſchluß gleichberechtigter Anter⸗ 
nehmungen) durchweg auf längere Zeit zuſtande kommt als das Kartell, das ein rein 
vertragsmäßiges, auf kürzere Zeit abgeſchloſſenes Gebilde darſtellt, und daß fie 
weiterhin weſentlich ſtärker als die Kartelle die geſamte Wirtſchaftsführung der zu⸗; 
ſammengeſchloſſenen Anternehmungen beeinflußt. 


Die einfachſte Form eines Zuſammenſchluſſes mehrerer Anternehmungen iſt die 
Beteiligung (einfeitige oder gegenfeitige, je nachdem ob eine Art Herrſchafts⸗ 
verhältnis oder eine Gleichberechtigung wegen gleicher wirtſchaftlicher Stärke vor- 
liegt). Dieſe kann eine Minderheits-, eine qualifizierte Minderheits- oder eine 
Mehrheitsbeteiligung fein. Die Minderheitsbeteiligung (bis zu 25 v. H. des Aktien- 
kapitals) kann etwa den Zweck haben, mit einem Anternehmen, für das man ſich als 
Abnehmer oder als Lieferant oder als Konkurrent intereſſiert, zunächſt einmal in 
eine loſere Verbindung zu kommen, als Vorſtufe zu einer engeren. Eine Minder⸗ 
heitsbeteiligung kann auch einem reinen Kapitalanlagebedürfnis entſpringen, ohne 
daß an eine dauernde Verbindung gedacht zu ſein braucht. Das iſt aber, ſoweit 
die Beteiligung über einen gewiſſen Prozentſatz hinausgeht, eine Ausnahme. Die 
qualifizierte Minderheitsbeteiligung (mindeſtens 25 v. H.) gibt durch die Sperr⸗ 
minorität, die dadurch in die Hände der ſich beteiligenden Anternehmung kommt, ſchon 
eine gewiſſe Einflußmöglichkeit auf das andere Anternehmen (z. B. bei Beſchlüſſen 
über Kapitalerhöhung, Auflöſung, Verſchmelzung oder Amwandlung der Geſell⸗ 
ſchaft). Oft kommt dann dieſe Art der Beteiligung auch äußerlich durch den Eintritt 
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in den Aufſichtsrat des betreffenden Anternehmens zum Ausdruck. Ein Anternehmen 
wird eine qualifizierte Minderheits beteiligung an einem anderen nur dann erwerben, 
wenn es auf eine dauernde und engere Verbindung mit ihm hinarbeitet. Vielfach 
entwickelt ſich dann aus der qualifizierten Minderheitsbeteiligung eine Mehrheits⸗ 
beteiligung (über 50 v. H.), die faktiſch in allen wichtigen Fragen einen entſcheidenden 
Einfluß auf die geſamte Geſchäftsführung des betreffenden Anternehmens ermöglicht. 
Sie kann bis zur völligen Beherrſchung der anderen Unternehmung gehen, auch wenn 
ein Teil der Aktien noch in anderen Händen iſt. Die Beteiligung kann alſo eine ſehr 
loſe und über die Börſe oder die Banken hinweg ſehr ſchnell und leicht zu löſende 
Verbindung zweier oder mehrerer Anternehmungen darſtellen, ſie kann aber (auch 
dann, wenn vielleicht nur 60 bis 70 v. H. des Kapitals der betreffenden Anter⸗ 
nehmung erworben werden) ebenſo ein Dauerverhältnis der völligen Beherrſchung 
bedeuten, auch wenn keine vertragsmäßigen Abmachungen zwiſchen den betreffenden 
Anternehmungen beſtehen. Die Beteiligung iſt ein beliebtes Mittel beim Konzern⸗ 
aufbau, der weiter unten noch zu behandeln iſt. 


Eine offenere und meiſt auch engere Form des Zuſammenſchluſſes von Anternehmungen 
iſt die Intereſſengemeinſchaft (SG). Sie beruht im allgemeinen neben einer ein- 
ſeitigen oder gegenſeitigen Beteiligung der ſie bildenden Anternehmungen auf einem 
langfriſtigen Vertrag (bis 100 Jahre und darüber). Sie hat den Zweck, die fie bilden- 
den Anternehmungen zu einer einheitlichen Wirtſchaftsführung zuſammenzuſchließen, 
in dem Sinne, daß die Grundlagen der Einkaufs-, Produktions-, Finanz und Abſatz⸗ 
politik für alle beteiligten Anternehmungen einheitlich feſtgelegt werden. Die echte 
Intereſſengemeinſchaft hat dafür meiſt ein beſonderes Organ, den ſogenannten 
„Gemeinſchaftsausſchuß“. Die echten Intereſſengemeinſchaften werden durchweg 
zwiſchen Anternehmungen des gleichen Produktionszweiges geſchloſſen, mit dem Ziel 
der Vereinheitlichung und Typiſierung des Fabrikationsprogramms, der Aufteilung 
oder gemeinſamen Bearbeitung und Belieferung der Märkte uſw. Das bringt eine 
enge Riſiko-Gemeinſchaft mit ſich, die vielfach darin zum Ausdruck kommt, daß bei 
Gründung der JG von vornherein ein Schlüſſel für die jährliche Gewinnverteilung 
feſtgelegt wird, der ſich nach dem Werte der Aktiva richtet, die die einzelnen 
Anternehmungen in die 3G einbringen (die ſogenannte Gewinnpoolung). Durch 
dieſe enge Bindung hat die echte Intereſſengemeinſchaft weitgehende Möglich- 
keiten der Vereinheitlichung der Wirtſchaftsführung in allen angeſchloſſenen Unter- 
nehmungen. Das kann zu einer beträchtlichen Koſtenſenkung ſowohl im Einkauf 
wie in Fabrikation und Abſatz führen und doch den angeſchloſſenen Anter - 
nehmungen eine gewiſſe Selbſtändigkeit belaſſen, fo daß die Gefahr einer Büro- 
kratiſierung und Erſtarrung in einem zu großen Anternehmungskomplex ver- 
mieden wird. Dieſe Aberlegungen find mit entſcheidend geweſen bei der Gründung 
einer Anzahl induſtrieller Intereſſengemeinſchaften vor dem Kriege. In der Nach- 
kriegszeit hat man jedoch die Intereſſengemeinſchaft in ſehr vielen Induſtrien, wo ſie 
eine Rolle geſpielt hat (fo vor allem in der Teerfarben⸗Induſtrie), durch die Voll⸗ 
fuſion erſetzt, weil dieſe eine viel einheitlichere und reibungsloſere Zuſammenarbeit 
der einzelnen Werke ermöglicht, als es die Intereſſengemeinſchaft im allgemeinen zu⸗ 
läßt. Man ſchätzt durchweg die ſtraffe Zuſammenfaſſung der geſamten Geſchäfts. 
führung im fuſionierten Anternehmen in ihren günſtigen Auswirkungen höher ein 
als gewiſſe Vorteile einer größeren Selbſtändigkeit der Einzelunternehmungen. 


Die JG iſt vielfach nur eine Abergangsform. Wenn die Zuſammenarbeit der 
betreffenden Anternehmungen ſich nicht bewährt, bricht ſie wieder auseinander. Im 
anderen Falle führt fie zu einer noch engeren Bindung, bei der entweder die Einzel- 
geſellſchaften auch juriſtiſch verſchwinden, aufgelöſt und mit einer der bereits vor- 
handenen oder mit einer neu zu gründenden Geſellſchaft verſchmolzen werden, oder bei 
der zwar die juriſtiſche Selbſtändigkeit erhalten bleibt, die geſamte Verfügungsmacht 
aber bei einer Geſellſchaft konzentriert wird, fo daß die formal aufrechterhaltener 
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Geſellſchaften tatſächlich als ſelbſtändige Wirtſchaftsfaktoren zu beſtehen aufhören. 
In dieſem Falle ſprechen wir von einem Konzern. 

Der Begriff des Konzerns iſt nicht ſcharf umriſſen. Wir können ihn, wenn wir ihn 
wirtſchaftlich und nicht juriſtiſch faſſen, etwa mit Herbert von Beckerath bezeichnen 
als „jeden Zuſammenſchluß der Betriebe mehrerer Anternehmungen zur gemeinſamen 
Ordnung und Führung eines Teiles ihrer Betriebswirtſchaft oder der Geſamtheit 
derſelben“. Im engeren Sinne kann man allerdings nur ſolche Komplexe als Kon⸗ 
zerne bezeichnen, die innerlich organiſch aufgebaut find, die alſo einen in ſich 
geſchloſſenen und abgerundeten Komplex mit ſtarkem wirtſchaftlichem Eigenleben dar⸗ 
ſtellen. Speziell auf das Gebiet der Induſtriewirtſchaft angewandt, würde das 
bedeuten, daß wir eigentliche Konzerne nur ſolche Gebilde nennen, die in ihrem 
Produktionsaufbau und ihrem Produktionsprogramm aufeinander abgeſtimmt find. 
In dieſem Sinne könnten wir manchen der in der Inflation entſtandenen „Konzerne“ 
wohl kaum als ſolchen bezeichnen — fie find ja auch bald nachher an ihrer 
unorganiſchen Zufammenſetzung, die vielſach ein Ergebnis des Zufalls, der Börſen⸗ 
fituation oder auch der „Geſchicklichkeit“ ihrer Gründer war, auseinandergefallen. 
Neben dem echten Induſtriekonzern, der vor allem produktionswirtſchaftlich in ſeinen 
einzelnen Teilen aufeinander abgeſtimmt iſt und damit eine lebendige Einheit bildet, 
ſteht der Finanzkonzern, der vom Finanzkapital aufgebaut iſt zum Zwecke der Be⸗ 
herrſchung großer induſtrieller Komplexe, meiſt mit internationalen Bindungen. Er 
ſpielt vor allem in international ſtark verflochtenen Induſtriezweigen (chemiſche, 
elektrotechniſche Induſtrie, Metallhütten) eine Rolle, wobei allerdings die Initiative 
zur Gründung bisweilen auch von induſtrieller Seite ſelbſt ausgeht, um durch 
internationale Finanzierungsgeſellſchaſten die Kapitalbeſchaffung und auch den 
Export zu erleichtern. Eigentliche Finanzkonzerne gibt es heute in Deutſchland nicht. 
Die deutſchen Induſtriekonzerne find im ganzen echte Konzerne, die in erſter 
Linie produftions- und auch abſatzwirtſchaftlichen Geſichtspunkten ihre Entſtehung 
verdanken und deren Schwergewicht durchweg auf der Vereinheitlichung und Ver⸗ 
billigung ihrer Produktion liegt. Die Frage der Finanzkonzerne, deren Beurteilung 
einigermaßen ſchwierig und je nach der Lage des Falles verſchieden iſt, ſcheidet daher 
in Deutſchland aus dem Bereich der wirtſchaftspolitiſchen Aberlegungen im weſent⸗ 
lichen aus. 


Der formelle Aufbau des Konzerns kann außerordentlich mannigfaltig ſein. Ein Teil 
der zum Konzern gehörigen Unternehmungen kann durch Beteiligung (Minderheits⸗, 
qualifizierte Minderheits⸗ oder Mehrheitsbeteiligung bzw. Vollbefitz des Aktien. 
kapitals) angegliedert fein, ein anderer Teil in Form von Intereſſengemeinſchaften, 
oder durch Pacht oder Betriebsverträge, durch Konſortialbeteiligung zuſammen mit 
anderen Konzernen, oder ſchließlich auch durch einfache perſonelle Verflechtungen 
über die Auſſichtsräte hinweg. Die Form iſt alſo außerordentlich elaſtiſch und oft 
von Induſtrie zu Induſtrie verſchieden, je nach der produktions⸗ und abſatzwirtſchaft⸗ 
lichen Struktur. 


Im allgemeinen bleiben die dem Konzern angeſchloſſenen Anternehmungen juriſtiſch 
ſelbſtändig, auch die wirtſchaftliche Eingliederung iſt nicht in allen Fällen gleich ſtark. 
Es kommen aber Gebilde vor, die juriſtiſch nur aus einer Geſellſchaft beſtehen (etwa 
der Kern des JG. Farbenkonzerns), in der die früheren Teilgeſellſchaften auf⸗ 
gegangen find. In ſolchen Fällen ſprach man früher wohl von einem Truſt. Es 
empfiehlt ſich aber, dieſen Ausdruck für die Wirtſchaft der ASA zu reſervieren, wo 
der Begriff entſtanden iſt und ganz beſondere Tatſachen und Zuſammenhänge be- 
zeichnet, die in der deutſchen Wirtſchaft nicht beſtehen. Wenn man ſchon einen Unter- 
ſchied zwiſchen Konzernen mit juriſtiſch ſelbſtändig gebliebenen Geſellſchaften und 
ſolchen, die juriſtiſch nur noch aus einer einzigen Geſellſchaft beſtehen, machen will, 
fo kann man vielleicht von Glied. und von Einheits⸗Konzernen ſprechen. Die neue 
deutſche Geſetzgebung beſchränkt den Begriff „Konzern“ auf dieſe Glied⸗Konzerne. 
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Das neue Aktiengeſetz bezeichnet als Konzern ein Gebilde, in dem ſelbſtändige Anter⸗ 
nehmen (Konzern⸗Anternehmen) zu wirtſchaftlichen Zwecken unter einheitlicher 
Leitung zuſammengefaßt werden. Für die Wirtſchaftspolitik des Konzerns und für 
die Beurteilung derſelben find allerdings die Probleme in der großen Einheitsunter⸗ 
nehmung (oder wie wir gejagt haben „Einheits⸗Konzern“) in mancher Hinſicht die 
gleichen wie im „Glied⸗Konzern“, in dem die eingeordneten Geſellſchaften juriſtiſch 
ſelbſtändig bleiben. 
Nach dem Vierteljahrsheft zur Statiſtik des Deutſchen Reiches (Heft 4, 1936) beſaßen 
von 7840 Ende 1935 vorhandenen Aktiengeſellſchaften mit einem Nominalkapital von 
19,55 Milliarden RM 882 oder 11 v. H. mit einem Kapital von 11,8 Milli- 
arden RM Beteiligungen an anderen deutſchen Aktiengeſellſchaften. 
Am ſtärkſten konzerngebunden find die Grundſtufen der Produktion: Elektrizitäts. 
erzeugung zu 85,2 v. H. des Kapitals der in dieſem Zweige arbeitenden Aktiengeſell⸗ 
ſchaften; Steinkohle 82,8 v. H.; Braunkohle 75,1 v. H.; Eifen⸗ und Stahlerzeugung 
76,6 v. H.; Zement 53,4 v. H. 
Aber auch in der Fertiginduſtrie beſteht eine beträchtliche Konzernbildung: Elektro- 
technik 53,2 v. H.; Maſchinenbau 45,9 v. H.; Chemie 44,9 v. H.; Textilien 37,9 v. H. 
(immer nur auf das Kapital der in der betreffenden Branche arbeitenden Aktien- 
geſellſchaften bezogen). Keine nennenswerte Rolle ſpielen die Konzerne in den 
typiſchen Verfeinerungsinduſtrien, wie Feinmechanik, Optik, Feinleder⸗ und Schmud- 
induſtrie uſw. 
Es iſt leicht verſtändlich, daß die Konzernbildung an Intenſität abnimmt, je kleiner 
die durchſchnittlichen Anternehmungsgrößen in den einzelnen Induſtriezweigen werden; 
denn für die Angliederung an einen Konzern eignen ſich vorzugsweiſe Großunter- 
nehmungen, nur in geringem Amfange kleinere, die zudem oft weſentlich ſtärker als 
die Großunternehmungen auf ihre Anabhängigkeit Wert legen. 
Ehe wir auf die Arſachen der Konzernbildung wie der Konzentrationsbewegung über. 
haupt eingehen, noch eine kurze Bemerkung über die Arten des Konzernaufbaus. 
Man unterſcheidet vertikalen und horizontalen Aufbau. Vertikaler Aufbau liegt 
dann vor, wenn der Konzern ſich aus einer Anzahl von Unternehmungen mit auf- 
einanderfolgenden Produktionsſtufen zuſammenſetzt, z. B.: 

Steinkohle, Eiſenerz, Hochofen, Stahlwerk, Walzwerk, Maſchinenfabrik oder Klein- 

eiſeninduſtrie; oder 

Holz, Zellſtoff, Papier; oder: 

Eiſen⸗ und Metallhütten, Maſchinenbau und elektrotechniſche Induſtrie. 
Am klarſten tritt der vertikale Aufbau hervor bei der Großeiſeninduſtrie und 
der chemiſchen Großinduſtrie, wo vom Rohſtoff bis zum Fertigfabrikat alle Zwiſchen⸗ 
ſtadien der Rohſtofſe, Halbfabrikate und Nebenprodukte ſowie ſonſtiger Betriebs. 
bedarf (etwa Spezialmaſchinen) im Konzern vereinigt ſind. 
Horizontaler Aufbau liegt dann vor, wenn die Konzernwerke derſelben Produktions- 
ſtufe angehören (etwa im Automobilbau). Dieſe Konzernart iſt geringer vertreten, 
ſoweit es ſich um rein horizontalen Aufbau handelt. Meiſt find Vertikal. und 
Horizontalaufbau miteinander vereinigt, wobei, je nach der Lage des Falles, bald das 
eine, bald das andere Aufbauprinzip überwiegt. 
Wenn man ſich ein Arteil über die Bedeutung und die Berechtigung der Konzerne 
wie der Konzentrationsbewegung überhaupt in der induſtriellen Wirtſchaft bilden 
will, dann muß man ſich mit den Gründen beſchäftigen, die zu dem Aufbau von 
Konzernen wie zur induſtriellen Konzentrationsbewegung überhaupt geführt haben. 
Das ſoll im folgenden kurz geſchehen. 
Man kann ſowohl bei der vertikalen wie bei der horizontalen Konzernbildung im 
weſentlichen drei Gruppen von Gründen unterſcheiden: 


produktionswirtſchaftliche, abſatzwirtſchaftliche und finanzwirtſchaftliche. 
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Die produktionswirtſchaftlichen Gründe für den Aufbau von vertikal gegliederten 
Konzernen liegen zunächſt in dem Streben, ſich die benötigten Rohſtoffe und Materi- 
alien nach Menge, Qualität und Preis zu ſichern. Wenn die Rohſtoffe in Deutſchland 
knapp vorhanden find (wie etwa Eiſenerze für die Eiſeninduſtrie, Zink. und Kupfer- 
erze für die Metallhütten, Tonerde für die Aluminiuminduſtrie, Holz für die Zellitoff- 
oder die Kunſtſeideninduſtrie), dann liegt es für das Rohſtoff verarbeitende Anter⸗ 
nehmen nahe, ſich eine eigene Rohſtoffbafis zu ſichern durch Aufkauf der betreffenden 
Vorkommen bzw. Vorräte oder durch Angliederung von Anternehmungen, die dieſe 
Robitoffe beſitzen bzw. fördern oder gewinnen. Die Sicherung der Rohſtoffe iſt aber 
nicht nur eine Mengen-, ſondern auch eine Qualitätsfrage. Das verarbeitende Werk 
hat ein dringendes Intereſſe daran, die NRohſtoffe möglichſt in gleichmäßiger Qualität 
und Zuſammenſetzung zu erhalten und nicht in die Gefahr zu kommen, durch öfteren 
Wechſel in der Belieferung mit Nohſtoffen feine Herſtellungsverfahren jeweils ab- 
ändern zu müſſen oder geringere Qualität ſeiner Erzeugniſſe in Kauf zu nehmen. 
Das gilt z. B. für die Großeiſeninduſtrie, die großen Wert darauf legen muß, 
Eiſenerz, Steinkohle und Koks möglichſt immer in gleicher Zuſammenſetzung zu haben, 
es gilt ebenſo für die chemiſche Induſtrie, die Papierinduſtrie und andere Zweige. 
Aber auch die Sicherung der Nohſtoffe und Materialien zu günſtigen Preiſen ſpielt 
eine Rolle, ſowohl dann, wenn die Rohſtoffe an ſich knapp find, als auch dann, wenn 
etwa durch eine Kartellierung der Rohſtoffe eine Verteuerung derſelben eingetreten ift. 


Gehen dieſe Geſichtspunkte auf die Sicherung des Rohſtoffes bzw. Materials als 
ſolchen, jo laſſen auch produktionstechniſche Momente im engeren Sinne die An⸗ 
gliederung von Anternehmungen der Vorſtufen, unter Amſtänden auch der Nachſtufen 
(je nachdem, wer in dieſem vertikalen Konzentrationsprozeß der Führende und wirt. 
ſchaftlich Stärkere iſt) vorteilhaft erſcheinen. Eine beſſere Verarbeitung der Materi- 
alien, eine günſtigere Verwertung der anfallenden Nebenprodukte, eine rationellere 
Geſtaltung der Wärme und Energiewirtſchaft des Anternehmens find die wichtigſten 
Vorteile, die ſolche Zuſammenſchlüſſe mit ſich bringen können, vor allem dann, wenn 
es ſich neben der unternehmungsweiſen auch um eine enge betriebsmäßige Kombi- 
nation handelt, wenn die anzugliedernden Anternehmungen alſo in direkter Nähe 
der Produktionsſtätten des angliedernden Anternehmens liegen. Bekannt ſind in 
dieſer Hinſicht die großen Vorteile, die in der Großeiſeninduſtrie die enge unter- 
nehmungs⸗ und betriebsmäßige Verbindung von Steinkohlenzechen, Hochöfen, Stahl- 
werk und Walzwerk mit ſich bringt. Das flüſſige Roheifen, das aus dem Hochofen 
kommt, kann, ohne es erkalten zu laſſen, in dem nahe gelegenen Stahlwerk zu 
Stahl verarbeitet werden, der Stahl kann ſeinerſeits in glühendem Zuſtande 
im benachbarten Walzwerk zu Profilen verſchiedenſter Art ausgewalzt werden. 
Dieſes „Arbeiten in einer Hitze“ erſpart nicht nur beträchtliche Transportkoſten, 
ſondern auch die Koſten, die jeweils für die Wiedererhitzung des Materials bei der 
weiteren Verarbeitung notwendig wären, wenn die einzelnen Stufen betriebsmäßig 
getrennt wären. Es können ferner die bei der Erzeugung anfallenden Neben- 
produkte, die der einzelne Teilbetrieb nicht rationell verwerten kann, weſentlich beſſer 
genutzt werden; ſo können etwa die Hochofengaſe, die früher bei den reinen Hoch⸗ 
ofenwerken verbrannt wurden, durch Verwendung in Gasturbinen zur Erzeugung 
elektriſcher Energie genutzt werden, mit der die geſamte Energiewirtſchaft eines 
großen gemiſchten Hüttenwerkes beſtritten werden kann, ohne daß dafür auch nur ein 
Gramm Kohle beſonders verfeuert zu werden brauchte. Die anfallenden Schlacken 
(Thomas Schlacke) können zu Kunſtdünger verarbeitet oder zur Herſtellung von 
Zement- und Pflaſterſteinen gebraucht werden uſw. Alles das ſind beträchtliche 
Koſtenerſparniſſe, die nur ein kombiniertes Werk erreichen kann. Dieſes kann zwar 
unter Amſtänden von vornherein als einheitliches Einzelunternehmen gegründet 
worden fein, jo daß es keinen eigentlichen Konzern im engeren Sinne darſtellt, viel- 
fach iſt es aber doch zuſtande gekommen durch nachträglichen Zuſammenſchluß von 
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Unternehmungen, die früher die einzelnen Stufen der Fabrikation ſelbſtändig 
betrieben haben. Ahnliche produktionswirtſchaftliche Vorteile wie in der Großeiſen⸗ 
induſtrie bringt der Vertikalaufbau in der chemiſchen, der Sellftoff- und Papier- 
induſtrie, bei den Metallhütten und anderen Induſtrien, neuerdings auch bei der 
Herſtellung von Zellwolle (Verbindung der Zellwolle⸗ Produktion mit der Herſtellung 
von Zellſtoff). 

Aus produktionswirtſchaftlichen Gründen (Wahrung von Betriebsgeheimniſſen) kann 
es für einen Konzern auch geboten ſein, ſich etwa Maſchinenfabriken anzugliedern, 
die Spezialmaſchinen und ‚apparate für den betreffenden Konzern liefern — auch 
eine „vertikale Expanſion“. 

Für die vertikale Konzentrationsbewegung find dieſe produktionswirtſchaftlichen 
Gründe die wichtigſten und entſcheidenden. Sekundär kommen hinzu ſolche abſatz⸗ 
wirtſchaftlicher Art. Eine Anternehmung der Vorſtufe kann ſich zur Sicherung eines 
Teils ihres Abſatzes eine verarbeitende Unternehmung angliedern (etwa ein Anter⸗ 
nehmen der Großeiſeninduſtrie eine Maſchinenfabrik, eine Waggonfabrik, ein Klein- 
eiſenwerk; eine Papierfabrik ein Werk der Papierveredlung, oder eine Spinnerei 
eine Weberei). 

Sie erreicht dadurch eine gewiſſe Sicherung für den Abſatz eines Teils ihrer Er- 
zeugniſſe, auch bei weniger günſtiger Wirtſchaftslage, zumal, wenn fie den an- 
gegliederten Anternehmungen intern günſtige Preiſe für das gelieferte Material 
berechnet und fie dadurch im Wettbewerb mit den anderen, „konzernfreien“ Ver⸗ 
arbeitern ſtärkt. Dieſes abſatzwirtſchaftliche Moment wird allerdings in der Literatur 
vielfach überſchätzt. Es hat ſich in der deutſchen Induſtrie im ganzen nicht ſo 
wirkungsvoll erwieſen, wie etwa in der amerikaniſchen, wo gerade aus dem Streben 
nach Abſatzſicherung der Vertikalkonzernaufbau weſentlich weiter geführt iſt als in 
der deutſchen Induſtrie. 


In gewiſſem Amfang haben ſchließlich auch finanzwirtſchaftliche Momente bei der 
Vertikalkonzentration eine Rolle geſpielt. Wenn wir abſehen von der Angliederung 
vor- oder nachgelagerter Stufen in der Inflationszeit auf Grund der Flucht in die 
Sachwerte, ſo kann auch in Zeiten ſtabilen Geldwertes die Zuſammenfaſſung einer 
Anzahl von Unternehmungen aufeinander folgender Produktionsſtufen gewiſſe Vor⸗ 
teile für die Finanzwirtſchaft des betreffenden Konzerns haben. Da die Geſchäfts⸗ 
lage in den einzelnen Branchen keineswegs immer gleichmäßig iſt, kann auf dieſe 
Weile ein gewiſſer Ausgleich des kurzfriſtigen Kapitalbedarfs zwiſchen den Anter⸗ 
nehmungen der einzelnen Produktionsſtufen ſtattfinden, der den Konzern zeitweiſe 
unabhängiger machen kann vom fremden Kredit. Immerhin ſpielt dieſes Moment 
nur eine untergeordnete Rolle. 


Die vertikale Konzentration hat in der deutſchen Induſtrie nach dem Kriege große 
Fortſchritte gemacht. Sie hat dabei! in dem einen oder anderen Produktionszweige 
das privatwirtſchaftliche und wohl noch mehr das volkswirtſchaftliche Optimum 
überſchritten. Seit dem Jahre 1928 hat eine gewiſſe rückläufige Bewegung eingeſetzt, 
die ſich in den letzten Jahren noch ſtärker ausprägt. Wenn die Rohftoff- und Halb- 
fabrikateinduſtrien zu weit in die Verfeinerung eindringen, belaſten ſie ſich mit 
Produktions- und Abſatzriſiken, die fie ſchwer überſehen können. Der geſamte Komplex 
wird ſchwerfällig und arbeitet vielfach nicht ſo wirtſchaftlich wie die weniger ſtark 
kombinierten Anternehmungen. Ein zu ſtarkes Eindringen der Rohſtoff⸗ und Halb- 
fabrikateinduſtrien in die Fertiginduſtrie iſt auch aus anderen Gründen nicht er- 
wünſcht. Es führt vielfach zur Abhängigmachung kleinerer und mittlerer Anter⸗ 
nehmungen von den großen Anternehmungen der Vorſtufen, und aus verſchiedenſten 
Gründen iſt ja eine möglichſt weitgehende Erhaltung und Stützung dieſer Anter- 
nehmungen in der Induſtrie durchaus notwendig. Die ſchon ſeit Jahren im Gange 
befindliche Zurückführung der vertikalen Konzentration auf ein privatwirtſchaftlich 
richtiges und geſamtwirtſchaftlich und ſozialpolitiſch erwünſchtes Maß hat gerade 


Gewerbe und Gewerbepolitik 45 
1. . n , . . . ͤ EHERHE EIER SE BE SER 


in den letzten Jahren im Gefolge der noch zu beſprechenden Vereinfachung des 
Konzernaufbaues Fortſchritte gemacht. Doch dürfte dieſe Bewegung nunmehr im 
großen und ganzen zum Abſchluß gekommen ſein. Soweit die vertikale Konzentration 
im deutſchen Konzernweſen heute noch beſteht, hat ſie ſich im weſentlichen bewährt 
und wird eine nennenswerte weitere Einſchränkung wohl nicht mehr erfahren. In 
dem einen oder anderen Produktionszweige wird die techniſche Entwicklung eher noch 
zu einer Verſtärtung der vertikalen Konzentration führen, vor allem im Zuſammen⸗ 
hang mit den Aufgaben, die der deutſchen Wirtſchaft geſtellt find hinſichtlich der Roh 
itoffverforgung aus dem Binnenland. 

Auch für die horizontale Konzentration find in erſter Linie produktionswirt⸗ 
ſchaftliche Gründe entſcheidend. Der Zuſammenſchluß einer Reihe von Anterneh⸗ 
mungen desſelben Produktionszweiges dient dazu, die Erzeugung der früher ge⸗ 
trennten Anternehmungen einheitlich zuſammenzufaſſen, ſie zu ſpezialiſieren und das 
geſamte Produktionsprogramm durch Feſtlegung auf beſtimmte Typen zu verein- 
fachen. Das ermöglicht den einzelnen Werken bzw. Betrieben vielfach den Übergang 
zur Maſſenproduktion und damit eine beträchtliche Verbilligung der Erzeugung. 
Dieſe Vereinheitlichung, verbunden mit Spezialiſierung und Typiſterung der Pro- 
duktion, iſt einer der erfolgreichſten Wege zur Koſten⸗ und Preisſenkung, und er iſt 
in der deutſchen Induſtrie aus dieſem Grunde in den Nachkriegsjahren ſtark ge- 
gangen worden. Die Koſtenerſparniſſe liegen nicht nur auf dem reinen Produktions- 
gebiete, ſondern auch bei der Lagerhaltung und dem Kapitalumſchlag. Bei Aufteilung 
eines einheitlichen Produktionsprogramms auf eine Anzahl von Werken und bei 
entſprechender Spezialiſierung dieſer Werke auf beſtimmte Erzeugniſſe iſt es möglich, 
die Produktion ſtark zu beſchleunigen. Dadurch wird das Betriebskapital weſentlich 
ſchneller umgeſetzt. Man ſpart an Kapital und Zinſen. Man hat aber auch eine 
geringere Lagerhaltung von Halbfabrikaten, Zubehör und Fertigfabrikaten not- 
wendig, weil das Produktionsprogramm vereinfacht iſt und weil der Durchgang der 
Materialien und Halbfabrikate durch den Betrieb ſehr viel ſchneller vor ſich geht 
als vor der Konzentration. 


Die horizontale Konzentration bringt weiterhin den Vorteil mit ſich, daß man bei 
rückgängiger Konjunktur die ſchlechter arbeitenden Betriebe oder Betriebsabteilungen 
ſtillegen und die Produktion auf die am beiten arbeitenden Betriebe oder Abtei- 
lungen konzentrieren kann. Auch das bedeutet eine weſentliche Koſtenerſparnis für 
die Geſamtheit der zuſammengeſchloſſenen Anternehmungen. Dieſe können ſich an 
Schwankungen des Beſchäftigungsgrades leichter anpaſſen als die Einzelunterneh⸗ 
mungen. 


Bei der horizontalen Konzentration können aber auch die abſatzmäßigen Vorteile 
ſehr groß ſein, weſentlich größer als bei der vertikalen. Durch die Beſeitigung des 
Wettbewerbes unter den ſich zuſammenſchließenden Anternehmungen können die 
Kräfte, die bisher beim Abſatz gegeneinander gekämpft haben, gemeinſam für die 
Ausweitung des Abſatzes eingeſetzt werden. Die vereinigten Anternehmungen können 
in viel größerem Amfange als die früheren Einzelunternehmungen eine eingehende 
Marktanalyſe durchführen, ſie können Spezialabteilungen zur Marktbeobachtung und 
Marktanalyſe einrichten, ebenſo wie ſie den Markt ihrerſeits durch intenſive 
Werbung und Reklame entwickeln und beeinfluſſen können. Auf dieſe Weiſe iſt es 
leichter möglich, Fehldispoſitionen in der Produktion zu vermeiden und nicht auf 
großen unverkäuflichen Lagerbeſtänden ſitzen zu bleiben. Eine auch geſamtwirtſchaft⸗ 
lich günſtig zu beurteilende Planung in der Anpaſſung der Erzeugung an den vor⸗ 
ausfihtlihen Abſatz iſt die Folge, Kapitalfehlleitung und vernichtung werden bei 
guter Leitung des Konzerns in geringerem Amfange eintreten als früher. 


Von beſonderer Bedeutung iſt die Marktſtellung der Konzerne für den Export. Ein 
Konzern mit großer Kapitalmacht und mit ſeinem vielfältig gegliederten, auf die 
einzelnen Werke aufgeteilten Produktionsprogramm hat ganz andere Stoßkraft auf 
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den umſtrittenen Exportmärkten als die Einzelunternehmungen. Der Konzern kann 
in den Hauptabſatzländern beſondere Verkaufsbüros mit gut geſchultem Perſonal, 
eventuell Konſignationsläger einrichten, er kann mit einer einheitlichen Marke auf 
den Auslandsmärkten viel ſchlagkräftiger werben, als wenn die einzelnen Anter⸗ 
nehmungen getrennt auftreten. Sie würden vielfach für ſich allein gar nicht in der 
Lage Sein, die Koſten der Abſatzorganiſation im Auslande zu tragen. Die abſatz⸗ 
wirtſchaftlichen Vorteile des horizontal gegliederten Konzerns find alſo ſehr groß. 


Schließlich ſind noch gewiſſe finanzwirtſchaftliche Vorteile zu nennen. Die Aufteilung 
des Produktionsprogramms unter die einzelnen Werke und die damit verbundene 
Spezialiſierung ermöglicht eine weſentlich beſſere Ausnutzung des Kapitals. Sie 
bringt beſſere Gewinnchancen und damit auch größere Kreditwürdigkeit mit ſich. Das 
erleichtert die Aufnahme von Kredit und verbilligt dieſen. Daneben ergeben ſich auch 
innerhalb des Horizontalkonzerns, zumal dann, wenn er zugleich vertikal gegliedert 
iſt, mannigfache gegenſeitige Ausgleichsmöglichkeiten für kurzfriſtigen Kapitalbedarf, 
die eine weſentlich beſſere Dispofition über das geſamte im Konzern arbeitende 
Betriebs- und Amſatzlapital geſtatten. 

Dieſer kurze Aberblick über die Gründe, die zur Konzernbildung wie zur Zuſammen⸗ 
ſchlußbewegung überhaupt geführt haben, läßt ihre großen Vorteile auch allgemein 
wirtſchaftlicher Art erkennen. Im ganzen bringt ſie eine weſentliche Erhöhung der 
Leiſtungsfähigkeit und Schlagkraft der Wirtſchaft, eine Senkung der Koſten und 
Preiſe, und, was ſchließlich nicht vergeſſen werden darf, die Konzerne ſtellen im 
Ernſtfalle dem Staat einen Apparat zur Verſügung, der von vornherein auf eine 
ſtraffe zentrale Leitung eingeſtellt iſt und weſentlich ſchneller als eine Anzahl kleiner 
und mittlerer Anternehmungen auf ein einheitliches Produktionsprogramm um- 
geſtellt werden kann. Für den Ernſtfall ſtellen Großkonzerne, beſonders in kriegs⸗ 
wichtigen Induſtrien, für die Wirtſchaftsführung außerordentlich wertvolle Hilfs⸗ 
mittel dar, zumal die Anternehmungskonzentration in den meiſten Branchen durch- 
aus mit betrieblicher Dezentraliſation vereinbar iſt. 


Daß dieſes Inſtrument der Anternehmungskonzentration, ebenſo wie alle anderen 
Inſtrumente der Wirtſchaft, auch mißbraucht werden kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Aber 
damit iſt nichts Entſcheidendes gegen das Inſtrument ſelbſt gejagt. Es iſt leicht ver- 
ſtändlich, daß Mißbräuche wirtſchaftlicher Machtſtellung, ſei es auf Koſten des 
Aktionärs, des Lieferanten, des Abnehmers oder des Steuerfiskus in dem großen 
Komplex eines Konzerns, zumal wenn er unüberſichtlich aufgebaut und die Vertei- 
lung der Verantwortlichkeiten ſchwer zu kontrollieren ift, viel leichter möglich find, 
als in einem Einzelunternehmen, ſelbſt wenn dieſes beträchtliche Ausmaße hat. Die 
Entwicklung der Kriſenjahre hat auch in Deutſchland bei einigen Konzernen 
ſchwere Mißſtände aufgedeckt, aber es wäre falſch, dieſe Mißſtände als mit den 
Konzernen notwendig verbunden anzuſehen. Die große Mehrzahl der deutſchen 
Induſtriekonzerne hat ſich auch in der Kriſe als durchaus intakt erwieſen, und die 
Konzernführung iſt fih im großen Ganzen ihrer Verantwortung durchaus bewußt 
geweſen. Die an den Konzernen geübte Kritik hat ſich daher nicht fo ſehr gegen den 
Konzern als ſolchen gewandt, als gegen ſeinen Mißbrauch durch Konzernleiter, 
denen das Verantwortungsgefühl für ihre Stellung und ihre Aufgaben gefehlt hat. 
Dieſer Mißbrauch iſt allerdings oft erleichtert worden durch den unüberſichtlichen 
Aufbau des betreffenden Konzerns, durch eine abſichtlich übertriebene Verſchachtelung 
der einzelnen Konzernglieder zu ſchwer zu durchſchauenden Gebilden, und zugleich 
durch eine Anklarheit und Andurchſichtigkeit der Bilanzgebarung, welche die Miß 
bräuche längere Zeit verſchleiert hat. 

Eine richtige Konzernpolitik muß alſo darauf eingeſtellt ſein, die großen Vorteile, 
welche eine vernünftig angewandte Konzentration mit ſich bringt, im Intereſſe der 
Geſamtwirtſchaft zu erhalten, zugleich aber dafür zu ſorgen, daß dieſes Inſtrument 
nur dort angewandt wird, wo es wirklich am Platze iſt (alſo zum Aufbau organiſch 
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ineinandergreifender und zueinander paſſender Glieder der Produktionswirtſchaft). 
Es darf weiterhin nur in einer ſolchen Form verwendet werden, die Aberſichtlichkeit 
des Aufbaues und ſcharfe Herausſtellung der Verantwortlichkeit der leitenden 
Männer mit einer eingehenden Kontrolle durch unabhängige Sachverſtändige und mit 
einer weitgehenden Publizität verbindet. Der juriſtiſche Konzernaufbau muß unter 
Beſeitigung aller Anklarheiten und Anüberſichtlichkeiten klar und einfach ſein, um 
auch dem Außenſtehenden, vor allem dem Aktionär der Konzerngeſellſchaften, einen 
Einblick in die Rififen und Verantwortlichkeiten zu geben. Der Konzern muß aber 
darüber hinaus im Rahmen des Möglichen neben einer ſcharfen Konzentration aller 
nur zentral zu regelnden Angelegenheiten (beſonders der Finanzwirtſchaft und der 
Perſonalpolitik, auch wohl der Einfaufs- und Abſatzpolitik), vor allem auf rein 
betriebsmäßig⸗produktionswirtſchaftlichem Gebiet eine Dezentraliſation der Führung 
und auch der Verantwortlichkeit durchführen. Die techniſche Betriebsführung wie 
auch die Menſchenführung im Betriebe find nicht eigentliche Anternehmungs⸗, ſondern 
Betriebsangelegenheiten, und um ſie verantwortlich zu leiten, iſt eine weſentliche 
Stärkung der Selbſtändigkeit der techniſchen und ſozialen Betriebsführung notwendig. 
Beides, ein überſichtlicherer, klarerer und einfacherer Konzernaufbau und eine mög⸗ 
lichſt weitgehende Dezentraliſation der reinen Betriebsaufgaben, iſt in den letzten 
Jahren in einer Anzahl von Großkonzernen bereits durchgeführt worden. Es bleibt 
aber auf dieſem Gebiet noch allerlei zu tun, wenn die Grundforderungen national- 
ſozialiſtiſcher Wirtſchaftspolitik: Ehrlichkeit, Sauberkeit, Klarheit und ſcharf ab- 
gegrenzte Verantwortlichkeit der Führung von Betrieb und Anternehmung, verwirk. 
licht werden ſollen. 


Die Geſetzgebung hat ſich mit den Konzernen noch nicht eingehend beſchäftigt. Ein beſonderes 
Konzernrecht, wie es vielfach gefordert wird, haben wir noch nicht, und das iſt gut fo. Es iſt 
nicht möglich, die bunte Mannigfaltigkeit der Verwirklichung des Konzernprinzips und der 
Durchführung der Konzernfunktionen in das ſtarre Schema einer geſetzlichen Regelung zu 
bannen. Das hieße dem Leben Gewalt antun und würde nur zur Erſtarrung und Büro- 
kratiſierung führen und wertvolle ſchöpferiſche Initiative lähmen. Was bis jetzt geſetzlich 
geregelt ift, find (im weſentlichen auf Beſtimmungen des neuen Aktiengeſetzes ruhend) 
Beſtimmungen hinſichtlich Art und Form der Vorſchriften betreffend einſeitige oder gegen- 
ſeitige Beteiligung der Konzerngeſellſchaften, Auskunftserteilung über die Beziehungen der 
Konzerngeſellſchaften in der Hauptverſammlung, Beftimmungen über Aktienübernahme und 
Stimmrechtsausübung, über Geſtaltung des Geſchäftsberichts und der Bilang — alles 
Fragen, die einer gewiſſen einheitlichen formalen Regelung zugänglich find. 


Die Entwicklung und Ausgeſtaltung der praktiſchen, materiellen Konzernpolitik im 
Sinne national-fozialiftifher Grund forderungen kann man nicht durch einen Katalog 
von geſetzlichen Vorſchriften erzwingen, denen ſich die vielfältige Praxis des Wirt- 
ſchaftslebens doch immer wieder entziehen würde, ſondern nur durch eine entſprechende 
Erziehung derjenigen, die die Geſchicke der Konzerne und damit auch die der vielen 
tauſend Arbeiter, die in ihnen beſchäftigt ſind, leiten, und die verantwortlich ſind für 
die Erhaltung und Nutzung der gewaltigen wirtſchaftlichen Werte, die das Volk 
ihnen zu getreuen Händen anvertraut hat. Für die Zukunft iſt es in erſter Linie die 
Frage der richtigen Auswahl und der richtigen Erziehung der künftigen Leiter 
unſerer großen induſtriellen Anternehmungskomplexe — eine Frage, die hier nur 
erwähnt werden ſoll, deren praktiſche Löſung nicht nur eine wirtſchaftliche, ſondern 
eine pſychologiſch⸗menſchliche, im letzten Sinne eine eminent politiſche Erziehungs- 
aufgabe iſt. 


* 


Die induſtrielle Kartellierung 

Wir gehen nunmehr zu der zweiten Gruppe der großen Induſtrieorganiſationen über, 
die im Anterſchied von der Konzentrationsbewegung mit ihren vorwiegend produf- 
tionswirtſchaftlichen Zielen und Auswirkungen überwiegend abſatz⸗ bzw. marftwirt- 
ſchaftliche Funktionen ausübt: zu den Kartellen. Die Kartellfrage iſt in den letzten 
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Jahren ſtark diskutiert worden, und es find auf dieſem Gebiete weitgehende wirt- 
ſchaftspolitiſche Maßnahmen getroffen worden und auch in Zukunft noch zu erwarten. 
Wir müſſen die Kartelle daher eingehender behandeln. 


Die Induſtriekartelle find Marktregelungsverbände, die durch Vereinbarungen über 
Art und Umfang dieſer Regelung zwiſchen Anternehmern des gleichen Produktions- 
zweiges abgeſchloſſen werden. Sie find alſo im Gegenſatz zu den Konzernen rein 
vertragsmäßig gebildet, nicht durch einſeitige oder gegenſeitige Kapitalbeteiligung, 
ſondern nur durch den (durchweg kurzfriſtigen, im allgemeinen 5 Jahre nicht über⸗ 
ſchreitenden) Kartellvertrag. Je nachdem, in welcher Form und in welcher Intenſität 
die Regulierung der Abſatzmärkte vorgenommen wird, unterſcheidet man verſchiedene 
Arten von Kartellen. Zunächſt kann man ſie in zwei große Gruppen einteilen, in ſo⸗ 
genannte Kartelle niederer Ordnung und in ſolche höherer Ordnung. Kartelle 
niederer Ordnung ſind ſolche Kartelle, die ihren Mitgliedern den Abſatz im Rahmen 
der vorgeſehenen Regelung und Beſchränkung ſelbſt überlaſſen. Kartelle höherer 
Ordnung ſind ſogenannte Syndikate, die dieſe direkten Beziehungen der Mitglieder 
zu ihren Abnehmern unterbinden und ſämtliche Lieferungen ihrer Mitglieder durch 
eine zentrale Verkaufsſtelle, eben das Syndikat, erledigen. 


Anter den Kartellen niederer Ordnung iſt das loſeſte der Konditionenverband. Er 
beſchränkt ſich darauf, feinen Mitgliedern die Lieferungsbedingungen (Lieferungs- 
weiſe, Verpackung, Frachtberechnung, Zahlungsweiſe uſw.) vorzuſchreiben, läßt aber 
die Preisſtellung, die Menge und Art der Belieferung völlig frei. Dieſe loſen 
Konditionenverbände, die beſonders in der Textilinduſtrie eine Rolle ſpielen, find 
eigentlich nur Vorſtufen von. Kartellen, weil fie nur Nebenbedingungen des Marktes 
regeln. Die unterſte Stufe des eigentlichen Kartells ſtellt das reine Preiskartell dar, 
das Mindeſtverkaufspreiſe feſtſetzt, unter denen die Mitglieder ihre kartellier ten 
Erzeugniſſe nicht abſetzen dürfen. Im allgemeinen iſt es dabei erlaubt, zu höheren 
Preiſen zu verkaufen, wo ſolche zu erzielen ſind. Dieſes reine Preiskartell kann in 
Zeiten günſtiger Konjunktur einigermaßen funktionieren, weil dann kein Mitglied 
ein Intereſſe daran hat, die Kartellpreiſe zu unterbieten. Bei ungünſtiger Wirtſchafts⸗ 
lage dagegen ſtehen die Preiſe durchweg nur auf dem Papier, einmal weil die 
Kontrolle der Preiseinhaltung bei reinen Preiskartellen außerordentlich ſchwierig 
iſt, dann aber auch weil die reinen Preiskartelle ihre Politik nur am Marktſymptom, 
dem Preiſe, anſetzen, ohne die den Preis beſtimmenden Faktoren, beſonders das An⸗ 
gebot, mit in dieſe Regulierung einzubeziehen. Bei ungünſtiger Marktlage könnte 
man die feſtgeſetzten Preiſe nur dann halten, wenn man auch das Angebot bzw. die 
Produktion einſchränkte. Da die reinen Preiskartelle aber nicht in die Produktion 
bzw. in die Höhe des Angebots eingreifen, müſſen ſie in der Depreſſion verſagen. Sie 
neigen anderſeits gerade aus dieſem Grunde dazu, in Zeiten guter Wirtſchaftslage, 
bei ſtarker Nachfrage nach den betreffenden Erzeugniſſen, die Preiſe zu überſpannen, 
weil ſie in der Depreſſion mit der Erzielung der von ihnen vorgeſchriebenen Preiſe 
nicht rechnen können. Reine Mindeſtpreiskartelle find daher im allgemeinen ungünſtig 
zu beurteilen, weil ſie Marktpreisſchwankungen nicht beſeitigen, ſie vielleicht ſogar 
noch verſtärken, und weil fie in Depreſſionszeiten oft zur Antergrabung der Wirt. 
ſchaftsmoral in den eigenen Reihen der Kartellmitglieder führen. 


Wenn ein Kartell einigermaßen funktionieren fol, muß es Einfluß nehmen auf die⸗ 
jenigen Faktoren, die in erſter Linie markt und preisbeſtimmend find, auf Angebot 
und Nachfrage. Da das Kartell die Nachfrage nur in geringem Amfange beeinfluſſen 
kann, wird die Beeinfluſſung der Angebotsmengen um ſo wichtiger. Solche Kartelle, 
die ſich auf die Marktregulierung durch Beeinfluſſung der angebotenen Mengen 
beſchränken, ohne Preiſe feſtzuſetzen, ſind reine Kontingentierungskartelle. Sie ſetzen 
für ihre Mitglieder beſtimmte (in abſoluten Zahlen oder in Prozentzahlen des 
Geſamtumſatzes ausgedrückte) Kontingente feſt, über die hinaus jeweils das einzelne 
Mitglied nicht produzieren, oder über die hinaus es nicht abſetzen darf. Reine 
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Kontingentierungskartelle ſind ſelten. Sie ſpielen eine Rolle bei der internationalen 
Kartellierung, auf die weiter unten noch eingegangen werden ſoll. Im Inlande ſind 
fie durchweg verbunden mit Preiskartellen. Derartige mit einer Kontingentierung 
verbundene Preiskartelle find den reinen Preiskartellen weſentlich überlegen, weil 
ſie eine Aberſetzung des Angebots bei ſchlechter Wirtſchaftslage durch entſprechende 
Einſchränkung der Produktion bzw. des Abſatzes vermeiden und dadurch leichter in 
der Lage find, die von ihnen vorgeſchriebenen Preiſe auch wirklich durchzuſetzen. Sie 
neigen daher auch weniger als die reinen Preiskartelle zu einer Aberſpannung der 
Preiſe in der Hochkonjunktur. 


In anderer Weiſe als die Kontingentierungskartelle verſuchen die Gebiets kartelle 
in die Geſtaltung des Angebotes einzugreifen. Sie reſervieren ihren einzelnen Mit- 
gliedern beſtimmte Abſatzgebiete bzw. teilen fie unter ihnen nach beſtimmtem Schlüſſel 
auf. Anter Amſtänden können ſie, wie z. B. teilweiſe die Brauereikartelle, zu vollem 
Kundenſchutz übergehen, d. h. ſie teilen die einzelnen Abnehmer beſtimmten Liefe⸗ 
ranten zu, die allein berechtigt ſind, die ihnen zugeteilten Kunden zu beliefern. Werden 
aus irgendwelchen Gründen geſchützte Gebiete bzw. geſchützte Kunden von anderen 
Lieferanten bedient, dann iſt dafür von dem nicht berechtigten Lieferer eine Ent⸗ 
ſchädigung an den berechtigten zu zahlen. 


Auch dieſe Gebietsſchutzkartelle haben ihr Hauptanwendungsfeld auf internationalen 
Märkten. Aber fie ſpielen auch innerhalb Deutſchlands eine gewiſſe Rolle. Sie find 
hier durchweg, ebenſo wie die Kontingentierungskartelle, mit Mindeſtpreisfeſtſetzung 
verbunden, alſo kombinierte Preis- und Gebietsſchutzkartelle. Sie erfaſſen vorwiegend 
ſolche Güter, die infolge ihrer Schwere bei geringem ſpezifiſchem Wert nur einen 
kleinen Abſatzradius und damit einen natürlichen Frachtſchutz gegenüber den Kon⸗ 
kurrenten haben, die von den Abſatzgebieten weiter entfernt find (etwa Ziegelei⸗ 
und Zementkartelle). In der deutſchen Zementinduſtrie beſtehen drei große Ge⸗ 
bietsſchutzkartelle nebeneinander, die ihre Intereſſen⸗ und Abſatzgebiete ſcharf von- 
einander abgegrenzt haben. Die drei Einzelverbände haben hier zugleich die Form 
des Syndikats, es handelt ſich alſo hierbei genau genommen um drei getrennte 
Kartelle (Syndikate), die unter ſich Gebietsſchutzabkommen, d. h. Abgrenzung ihrer 
Abſatzgebiete in den ſich berührenden Grenzzonen, getroffen haben. Auf andere Neben- 
formen der niederen Kartelle gehen wir nicht weiter ein und wenden uns ſofort der 
höchſten Kartellform, dem Syndikat?) zu. Dieſes wird mit Recht die höchſte Kartell; 
form genannt, weil es den Zweck aller Kartellierung, die Regulierung des Marktes, 
vom Standpunkt der kartellierten Induſtrien aus geſehen, am vollkommenſten erreicht. 
Dadurch, daß das Syndikat die Verbindungen ſeiner Mitglieder mit den Abnehmern 
löſt und ſich zwiſchen beide ſchaltet, verhindert es Amgehungen der Kartellbeſtim⸗ 
mungen durch die einzelnen Mitglieder. Es kommt noch hinzu, daß das Syndikat als 
alleiniger Anbieter und Lieferer am Markt eine weſentlich größere und einheitlicher 
einzuſetzende Schlagkraft hat als die Mitglieder der niederen Kartelle. Die Reklame 
und Marktbearbeitung kann mit viel größerer Nachhaltigkeit durchgeführt werden, 
ebenſo wie die Marktbeobachtung, fo daß viel eher eine Gewähr für eine Aberein⸗ 
ſtimmung zwiſchen Angebot und Nachfrage gegeben iſt, als bei niederen Kartell⸗ 
formen. 


Sehr wichtig iſt ſchließlich auch, daß ein Syndikat beträchtliche Vorteile für den 
Export bietet. Es kann als großer Anbieter einer einheitlichen Ware an den Export- 
märkten weſentlich beſſer werben als die Einzelanbieter; es kann außerdem in niedrige 
Weltmarktpreiſe leichter als Lieferant eintreten dadurch, daß es dort etwa entſtehende 
Mindererlöſe auf die Geſamtheit der Mitglieder umzulegen in der Lage iſt. Eine 
Erleichterung des Exports wird die Folge ſein. 


2) Alle Kartellieferungen erfolgen durch das Syndikat, dieſes ſtellt die Rechnungen aus und 


empfängt die Zahlungen, die es nach Abzug der Geſchäftsunkoſten und einer „Amlage“ für 
beſondere Zwecke des Syndikats (etwa für den Export) den Lieferanten zuleitet. 
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Schließlich iſt eine andere, neuere Kartellform zu nennen, um deren Ausbreitung man 
in letzter Zeit bemüht iſt: das Kalkulationskartell. Es fol durch feine 
beſondere Konſtruktion die Gefahr, die jedes Kartell an ſich hat, nämlich die Er⸗ 
ſtarrung der Preiſe mit ihren unliebſamen Folgen für die Geſamtwirtſchaft, ver- 
meiden. Auf die verſchiedenen Abarten des Kalkulationskartells gehen wir hier nicht 
ein. Die Regel iſt, daß es keine Mindeſtpreiſe feſtſetzt, ſondern ſich darauf beſchränkt, 
ein beſtimmtes Kalkulationsſchema aufzuſtellen und die Mitglieder dadurch zu 
richtiger Koſtenrechnung und Preisſtellung zu erziehen. Soweit das Kalkulations⸗ 
kartell darüber hinaus dazu übergeht, dieſes Kalkulationsſchema durch Empfehlung 
zahlenmäßig beſtimmter Koſtenſätze und Zuſchläge zu ergänzen, nähert es ſich dem 
Preiskartell, wenn es auch nicht deſſen ſcharfe vertragliche Preisbindung hat. In 
neueſter Zeit bemüht man ſich darum, für die Mitglieder nur Richtpreiſe feſtzuſetzen, 
die auf Grund der Koſtenkalkulation eines durchſchnittlichen Betriebes der Branche 
errechnet werden. Die Mitglieder dürfen dieſe Richtpreiſe unterſchreiten, wenn fie 
nachweiſen können, daß fie tatſächlich niedrigere Koſten haben. Derartige Kalkulations⸗ 
kartelle find in einigen Branchen, z. B. im Grauguß⸗Gewerbe, im graphiſchen Gewerbe 
und (unter entſprechendem Druck der Deutſchen Reichsbahn als des faſt einzigen 
binnenländiſchen Abnehmers) auch in der Waggonbau-Induftrie gebildet worden. 
Der Vorteil dieſer Kalkulationskartelle iſt vor allem der, daß ſie durch den Zwang 
zu einer normaliſierten Buchführung und Kalkulation, die in einem Schema feſt⸗ 
gelegt find, ihre Mitglieder zu richtiger Kalkulation und über dieſe hinweg auch zu 
rationeller Betriebsführung und Koſtengeſtaltung erziehen. Inwieweit ſolche Kalku⸗ 
lationskartelle zu einer wirklichen Marktregulierung führen und die bei reiner freier 
Preisbildung oft gegebenen Nachteile vermeiden können, ohne doch ihrerſeits wieder 
zu einer Erſtarrung der Preisbildung zu führen, iſt ſchwer zu entſcheiden. Die Er- 
fahrungen auf dieſem Gebiete ſind noch zu gering, als daß heute bereits ein 
begründetes Arteil darüber möglich wäre, vor allem auch nach der Richtung, ob etwa 
ein größerer Teil der deutſchen Kartelle in Kalkulationskartelle umgewandelt werden 
könnte. Ein gewiſſer Zweifel daran erſcheint berechtigt. Vor allem ſcheint mir die 
Aberführung der geſchloſſenen Verkaufsſyndikate der Nohſtoff. und Halbfabrikate⸗ 
Induſtrien in dieſe zwar elaſtiſche, aber auch für die Marktregulierung viel weniger 
leiſtungsfähige Form der Kartelle unmöglich. Wenn Überhaupt, dann dürfte ſich dieſe 
elaſtiſchere Form der Preisbeeinfluſſung für gewiſſe Zweige der Fertiginduſtrie 
eignen, die einer ſtraffen Kartellierung mit Preisbindung kaum zugänglich find. 
Einen vollwertigen Erſatz für höhere Kartellformen vermag das Kalkulationskartell 
nicht abzugeben. 

Welches find nun die Gründe, die eine Induſtrie zur Kartellierung führen können? 
Man hat ſich bisweilen in der Diskuſſion die Dinge dadurch leicht gemacht, daß man 
einfach das Streben nach dem Monopol und nach möglichſt hohen Monopolpreiſen als 
den entſcheidenden Grund für die Kartellgründung genannt hat. Ein genaueres 
Studium der Kartellgeſchichte zeigt die Anrichtigkeit dieſer Annahme. Emil Kirdorf 
hat in den neunziger Jahren, unter Bezug auf das Rheinifh-Weftfälifhe Kohlen- 
ſyndikat, die Kartelle mit Recht „Kinder der Not“ genannt. Sie ſind entſtanden aus 
dem Beſtreben, den betreffenden Induſtrien in Zeiten rückgängigen Abſatzes und ver⸗ 
luſtbringender Preiſe durch organiſatoriſche Zuſammenfaſſung des Angebotes und 
Anterbindung der Schleuderkonkurrenz die Exiſtenzmöglichkeit zu ſichern. Mag das 
auch nicht für alle Kartelle zutreffen, ſo doch für die große Mehrzahl, und zwar 
gerade die bedeutendſten. Die Kartelle find keine Offenſiv.Organiſationen mit dem 
Ziele, dem Konſumenten möglichſt hohe Preiſe abzunehmen, ſondern fie find Schutz- 
und Defenſiv⸗Organiſationen gegen den Zuſammenbruch der Preiſe in der Depreſſion 
infolge übermäßiger Konkurrenz. In den letzten Jahrzehnten iſt noch ein beſonderes 
Moment hinzugekommen, das die Induſtrie noch mehr als zuvor in die Kartellierung 
hineingedrängt hat. Infolge der immer weiter fortgeſchrittenen Mechaniſierung hat 
ſich der Anteil der fixen Koſten an den Produktionskoſten immer mehr erhöht. In 
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manchen Induſtriezweigen beträgt er bei voller Beſchäftigung 25 bis 30 v. H. und 
ſteigt entſprechend bei Rückgang der Beſchäftigung oft bis zu 40 v. H. Aber ſelbſt, 
wenn die fixen Koſten bei durchſchnittlicher Beſchäftigung nur etwa 20 v. H. der 
Geſamtkoſten ausmachen (was für den Durchſchnitt der deutſchen Großinduſtrie ſicher 
nicht zu hoch gegriffen fein dürfte), jo ſchlagen dieſe fixen Koſten vor allem bei Rück⸗ 
gang der Beſchäftigung doch ſehr ſtark zu Buche. Geht der Abſatz bei ſinkender 
Konjunktur weiter zurück und fallen bei freiem Wettbewerb zugleich damit die Preiſe 
weiter, ſo gerät die Induſtrie von zwei Seiten her (rückgängige Produktion mit 
ſteigenden Durchſchnittskoſten pro Stück und rückgängige Erlöſe) in eine außerordent- 
liche Verſchlechterung ihrer Rentabilität hinein. Iſt nun eine Steigerung des Ab⸗ 
ſatzes und damit der Erzeugung auch auf Koſten von weiteren Preisnachläſſen nicht 
möglich (das trifft gerade für die ſtraff kartellierten Erzeugniſſe, wie Steinkohle, 
Braunkohle, Eiſen, Zellſtoff uſw. zu, weil Preisſenkungen bei ihnen keine nennens⸗ 
werte Erhöhung der Nachfrage mit ſich zu bringen pflegen), ſo muß natürlich das 
Beſtreben der Induſtrie dahin gehen, zum mindeſten von der Preisſeite her eine 
weitere Vergrößerung der Verluſte zu vermeiden, und anderſeits auch die einzelnen 
Werke davon zurückzuhalten, bei zurückgehender Nachfrage und fallenden Preiſen die 
Produktion zu erhöhen, um durch weitere Senkung der Koſten pro Stück den Preis- 
rückgang wettzumachen. Dieſe Politik kann ein einzelnes gut fundiertes Anternehmen 
vielleicht eine Zeitlang durchführen. Da aber die anderen Anternehmungen dadurch 
zu derſelben Politik gezwungen würden, müßten die Preiſe noch weiter zurückgehen 
und ſchließlich zu ſchweren Verluſten führen. Aus dieſer Situation gibt es normaler- 
weiſe keinen anderen Ausweg als den der Kartellierung, des Abſchluſſes einer Ver⸗ 
einbarung über Produktionseinſchränkungen und zugleich der Verpflichtung, gewiſſe 
Preiſe, die etwa einer Durchſchnittskalkulation der Branche entſprechen, einzuhalten. 
Es iſt vielfach der einzige Ausweg, der eine Induſtrie in Zeiten ungünſtiger Wirt⸗ 
ſchaftslage einigermaßen geſund halten kann. Selbſt wenn das Kartell bei günſtigerer 
Wirtſchaftslage vielleicht zu entbehren wäre (auch das iſt keineswegs ohne weiteres 
richtig), fo iſt doch eine Beſchränkung desſelben auf Notzeiten nicht möglich, weil dem 
Abſchluß des Kartellvertrages normalerweiſe langwierige Verhandlungen vorher- 
gehen und weil das Kartell ſeine Mitglieder überhaupt erſt im Verlauf längerer 
Jahre zur Kartelltreue und diſziplin erziehen kann. Das wäre aber ganz unmöglich, 
wenn man die Kartelle jeweils nur für Notzeiten gründete und ſie nachher wieder 
auflöſen würde. Wenn man ſchon Kartelle in wirtſchaftlichen Notzeiten für richtig 
hält, dann muß man fie auch für günſtigere Zeiten aufrechterhalten. Gewiſſe Kompli- 
kationen in der Beurteilung ergeben ſich allerdings daraus, daß ja nur ein Teil der 
Induſtrien wirklich ſtraff und wirkſam zu kartellieren iſt und daß daher die nicht oder 
nur loſe kartellierbaren Zweige in der Depreſſion durch die relativ hohen Kartell⸗ 
preiſe für ihre Materialien und die fallenden Preiſe für ihre eigenen Fertigerzeug⸗ 
niſſe in eine ſehr ſchwierige Lage kommen können. Auf dieſe Frage müſſen wir weiter 
unten noch eingehen. Das Argument beſagt aber nichts gegen die Kartellierung der 
Vor⸗-Induſtrien als ſolche, es gibt vielmehr Anhaltspunkte für die Art der Preis- 
politik der Kartelle der Vorſtufen. 


Ehe wir zu einer Würdigung der Kartelle unter volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
übergehen, noch eine kurze Aberlegung über die Vorausſetzung der Kartellierbarkeit 
der einzelnen Induſtrien. Wenn auch in Deutſchland zur Zeit etwa 1700 Induſtrie⸗ 
kartelle beftehen,‘) fo find doch keineswegs alle Produktionszweige kartelliert, außer- 
dem find die Kartelle in den einzelnen Produktionszweigen von ganz verſchiedener 
Art und Auswirkung. 


An ſich beſtehen die obengenannten Gründe für eine Kartellierung in allen Induſtrien, 
wenn auch, je nach ihrer Struktur, in verſchiedener Intenſität. Es müßten daher alle 
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Produktionszweige nach einer Kartellierung ſtreben, aber nicht alle bieten die Vor⸗ 
ausſetzungen daſür. Eine Induſtrie iſt um ſo leichter kartellierbar, je kleiner die Zahl 
der Produzenten iſt, je weniger ſie ſich außerdem hinſichtlich der Größe und der tech⸗ 
niſchen Struktur ihrer Betriebe unterſcheiden. Die Vorausſetzungen für eine ſtraffe 
Kartellierung find anderſeits von der Abſatzſeite her geſehen um fo günſtiger, je ein- 
heitlicher das Produkt iſt, je mehr es alſo in Maſſenproduktion hergeſtellt werden 
kann, und je breiter und einheitlicher ſein Markt iſt. Amgekehrt: je größer die Zahl 
der Produzenten, je ſtärker ſie in ihrer Betriebsgröße, ihrer Kapitalausſtattung, in 
der techniſchen Struktur ihrer Betriebe voneinander abweichen, und anderſeits je 
mannigfacher und differenzierter die Produktion, je individueller alſo die Ware iſt, 
je differenzierter die Nachfrage und je ſchwieriger zu überſehen der Markt iſt, um ſo 
geringer iſt die Kartellierbarkeit der betreffenden Branche. Das kommt entweder 
darin zum Ausdruck, daß die Branche überhaupt nicht kartellierbar iſt, oder daß ſie 
nur zu einer ſehr loſen Form der Kartellierung kommen kann. Daraus folgt: Im 
allgemeinen nimmt die Kartellierbarkeit der Induſtrie von den unterften Stufen der 
Produktion ab, je weiter man in die Verarbeitung und Verfeinerung der Erzeugung 
kommt. Auch in der Fertiginduſtrie gibt es in einzelnen Branchen (vor allem in der 
chemiſchen Induſtrie) feſtgefügte Kartelle und ſogar Syndikate. Aber das ſind doch 
Ausnahmen. Ganz große Produktionszweige, wie der Maſchinenbau, beſitzen ſozu⸗ 
ſagen überhaupt keine echten Kartelle, und wo dieſelben (wie etwa in der Klein⸗ 
Eiſeninduſtrie, in der Textilinduſtrie, in der Fein⸗Keramik, in der Fein Papier- 
induſtrie) beſtehen, find es weitaus überwiegend loſe Kartellformen (Konditionen⸗ 
verbände, reine Preiskartelle), die in ihrer effektiven Auswirkung auf die Preis- 
geſtaltung nicht überſchätzt werden dürfen, vor allem nicht bei ungünſtiger 
Konjunkturlage. 

Da die Politik der Kartelle, ſpeziell die Preispolitik, einen beträchtlichen Einfluß auf 
die Lage und Entwicklung der Wirtſchaft, nicht nur in der kartellierten Branche ſelbſt, 
ausübt, und da vor allem eine überſpannte Preispolitik der Kartelle ſich für die 
Geſamtheit ungünſtig auswirkt, hat der Staat ſich nicht nur in Deutſchland ſchon früh 
mit den Kartellen beſchäftigt. Ehe wir auf die ſtaatliche Kartellpolitik eingehen, 
müſſen wir uns mit dieſen Auswirkungen der Kartelle befaſſen, weil wir nur dann 
die ſtaatliche Kartellpolitik verſtehen und würdigen können. 


Man hat in der volkswirtſchaftlichen Theorie wie auch in der Wirtſchaftspolitik viel 
darüber geſtritten, ob die Kartelle günſtig oder ungünſtig zu beurteilen ſeien. Dieſe 
Problemſtellung iſt unzureichend. Ein generelles Arteil über die Kartelle läßt ſich 
weder nach der poſitiven, noch nach der negativen Seite hin fällen. Es genügt z. B. 
nicht, zu konſtatieren, daß die Kartelle Monopole ſeien, oder doch die Tendenz zum 
Monopol hätten und daß ſie deshalb zu verwerfen ſeien, weil jedes Monopol der 
Wirtſchaſt ſchade. Eine ſolche Argumentation macht ſich die Dinge zu leicht. Man 
kann die Kartelle nicht einſeitig unter dem Charakter ihrer (angeblichen oder tatſäch— 
lichen) Monopolſtellung betrachten, und ſelbſt wenn man zu dem Ergebnis käme, daß 
dieſe Stellung das Charakteriſtiſche an ihnen wäre (was nicht zutrifft), ſo wäre damit 
noch kein endgültiges Arteil geſprochen; denn eine Monopolſtellung an ſich iſt nicht 
ohne weiteres zu verwerfen, ſondern nur der Mißbrauch derſelben, und dieſer Miß⸗ 
brauch läßt ſich im weiteſten Amfange mit ſtaatlichen Mitteln verhindern. 

Ein Kartell kann ſich für die Geſamtwirtſchaft ſowohl günſtig wie auch ungünſtig 
auswirken, je nachdem welche Politik es treibt, vor allem, wie es ſeine Preispolitik 
einrichtet. Denn dieſe iſt der eigentliche Prüfſtein der geſamten Kartellpolitik. Iſt 
ſie darauf eingeſtellt, ohne Rückſicht auf die Intereſſen der weiter verarbeitenden 
Induſtrie und der Verbraucher die Preiſe möglichſt hoch zu halten, werden vor allem 
in der Depreſſion die Kartellpreiſe noch längere Zeit künſtlich auf dem höheren 
Niveau der guten Konjunktur gehalten, anftatt ſich den weichenden Preiſen einiger- 
maßen anzupaſſen, dann iſt dieſe Kartellpolitik unter allen Amſtänden ſchädlich und 
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muß vom Staate verhindert werden. Iſt aber die Preispolitik des Kartells darauf 
abgeſtellt, ſich im großen und ganzen an den Preiſen des freien Marktes und ihrer 
Bewegung zu orientieren, und die Preiſe in etwa nach den Koſten eines rationell 
arbeitenden Durchſchnittswerkes der Branche feſtzuſetzen, nur die kurzfriſtigen Marft- 
ſchwankungen, die Anſicherheit in den Markt hineinbringen, zu beſeitigen, dann kann 
man dieſe Preispolitik durchaus mit den Geſamtintereſſen der Wirtſchaft vereinbaren, 
ja fie ſogar als wünſchenswert bezeichnen, weil dadurch eine größere Stabilität in 
die Preisentwicklung kommt und zu ſtarke Ausſchläge nach oben oder unten ver⸗ 
mieden werden. Ein anderes Kriterium der Beurteilung der Kartellpolitik läßt ſich 
von der Produktionsſeite her gewinnen. Iſt das Kartell grundſätzlich darauf ein⸗ 
geſtellt, die echte Nachfrage am Markte durch organiſatoriſche Anpaſſung der Er⸗ 
zeugung ſeiner Mitglieder an die vorausſichtliche Nachfrage zu befriedigen, iſt es vor 
allem in der Depreſſion beſtrebt, Aberproduktion in der Branche und dadurch falſche 
Verwendung von Arbeit, Rohftoffen und Kapital in Form nicht abſetzbarer Erzeug⸗ 
niſſe zu vermeiden oder doch ſtark einzuſchränken, dann iſt ein ſolches Kartell einem 
ungeregelten Wettbewerb in der betreffenden Branche auch vom geſamtwirtſchaftlichen 
Geſichtspunkte aus durchaus vorzuziehen. Amgekehrt: Führt das Kartell durch ab⸗ 
ſichtliche Verknappung der Produktion mit dem Ziel höherer Preiſe eine unzulängliche 
Verſorgung der Nachfrage herbei, dann bedeutet ein ſolches Verhalten eine Schädi⸗ 
gung der Geſamtwirtſchaft. Dazu iſt praktiſch zu bemerken, daß ſchon durch die ganze 
Koſtenſtruktur der modernen induſtriellen Großwirtſchaft (das große Gewicht der 
fixen Koſten) eine ſolche Produktionspolitik keinen nennenswerten Vorteil für die 
Branche böte, ganz abgeſehen davon, daß eine ſolche bewußte Verknappungspolitik 
auch nicht dem wirtſchaftlichen Weitblick und dem Verantwortungsbewußtſein der 
Leiter der großen Kartelle entſpräche. | 


Eine Anzahl anderer Einwände, die man gegen die Kartelle allgemein, nicht gegen 
eine beſtimmte Preis- oder Produktionspolitik derſelben, oft vorgebracht hat, erweiſt 
ſich bei einer kritiſchen Betrachtung als unhaltbar, ſo beſonders das Argument, das 
Kartell verleite feine Mitglieder durch die Sicherung höherer Preiſe dazu, die tech- 
niſche und organiſatoriſche Verbeſſerung der Betriebe zu vernachläſſigen. Ein Blick 
auf die ſeit langer Zeit kartellierten Branchen zeigt das Gegenteil, nämlich höchſte 
techniſche und organiſatoriſche Leiſtung. Schon eine einfache Aberlegung läßt jenes 
Argument als unhaltbar erſcheinen. Die Kartelle ſind ja immer nur auf einige wenige 
Jahre abgeſchloſſen. Sie find fortwährend durch die Spannungen unter den Mit- 
gliedern ſelbſt und durch das Entſtehen von Außenſeitern in ihrem Beſtande bedroht, 
und jedes Mitglied muß damit rechnen, in kurzer Zeit wieder vor die Notwendigkeit 
geſtellt zu fein, ſich im freien Konkurrenzkampf zu behaupten. Dieſe Situation ver- 
leitet nicht zu Stillſtand und zur Vernachläſſigung des techniſchen und organifa- 
toriſchen Fortſchrittes! Man kann im Gegenteil behaupten, daß gerade durch den 
Schutz vor fortwährenden Preisſchwankungen und durch die Sicherung eines erträg- 
lichen Preiſes der kartellierte Anternehmer nicht im gleichen Maße wie der nicht- 
kartellierte ſeine Arbeit dem Konkurrenzkampf um den Markt, der Beobachtung und 
der Erforſchung der Märkte zu widmen braucht, daß er dieſe Aufgabe dem Syndikat 
überlaſſen und ſich deſto mehr auf die Moderniſierung feines Betriebes ein- 
ſtellen kann. 


Ein anderes Argument gegen die Kartelle betont, daß ſie die Tendenz hätten, ihre 
Preiſe nach den Produktionskoſten des am ſchlechteſten arbeitenden Mitglieds zu 
richten. Dieſes Argument mag für gewiſſe Kartelle zu gewiſſen Zeiten berechtigt 
geweſen ſein, es kennzeichnet aber nicht den normalen Zuſtand. Die großen und 
leiſtungsfähigen Kartellmitglieder können auf die Dauer kein Intereſſe daran haben, 
ſich die Preisbildung von den Koſten der am ungünſtigſten arbeitenden Werke, meiſt 
der kleineren Betriebe, vorſchreiben zu laſſen. Im allgemeinen dürften, wenigſtens 
bei den großen Kartellen der Grundſtoffe, die Koſten eines Betriebes mittlerer 
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Leiſtungsfähigkeit für die Preisfeſtſetzung maßgebend ſein. Auf die Dauer kann auch 
ein Kartell keinen Betrieb halten, der bei freier Wirtſchaft wegen mangelnder 
Leiſtungsfähigkeit ausgemerzt werden würde. 

Eine gewiſſe Gefährdung können die Kartelle der Grundſtoffe allerdings bedeuten 
für die verarbeitende Induſtrie, beſonders ſoweit dieſelbe nicht ihrerſeits kartelliert 
iſt und in der Depreſſion die relativ hohen Preiſe der von ihr verarbeiteten 
Materialien nicht auf ihre Abnehmer abwälzen kann. Es kommt dann alles darauf 
an, daß die Kartelle der Grundſtoffe die Einſicht und das Verantwortungsbewußtſein 
gegenüber der Geſamtwirtſchaft beſitzen, um der verarbeitenden Induſtrie, an deren 
Exiſtenzfähigkeit fie ſelbſt das größte Intereſſe haben, durch eine möglichſt weit⸗ 
gehende Preisſenkung die Situation zu erleichtern. Ob das in der Vergangenheit 
immer geſchehen iſt, iſt eine Frage, die man nicht in jeder Hinſicht bejahen kann; 
an ſich iſt aber eine ſolche Preispolitik durchaus möglich und auf lange Sicht auch 
im Intereſſe der kartellierten Induſtrie ſelbſt gelegen. 


Eine ſchwierige Situation ergibt ſich für die Fertiginduſtrie dadurch, daß die Grund- 
induſtrien, ſpeziell die Großeiſeninduſtrie, aber auch die anderen Halbfabrikate⸗ 
Induſtrien, ih beim Export den Weltmarktpreiſen anpaſſen müſſen, die normaler- 
weiſe weſentlich niedriger ſind als die Inlandpreiſe, auch wenn dieſe nicht durch 
Kartellierung geſtützt werden. Das bedeutet, daß die ausländiſchen Weiterverarbeiter 
(etwa Maſchinenbau und Kleineiſeninduſtrie) ihr Material weſentlich billiger ein- 
kaufen können als die inländiſchen Verarbeiter. Dadurch werden die Ausländer in 
ihrer Konkurrenzfähigkeit gegenüber den Inländern künſtlich geſtärkt. Gewiß würde 
dieſe Schädigung der einheimiſchen Verarbeitung auch bei Nichtkartellierung der 
Grundſtoffe eintreten, aber nicht im gleichen Amfange, weil die Preiſe der Halb- 
fabrikate dann im Durchſchnitt auch im Inlande niedriger liegen würden. Am der 
Schädigung des Fertigwarenexports abzuhelfen, hat die deutſche Eiſen ſchaffende 
Induſtrie ſchon im Jahre 1926 im ſogenannten Avi-⸗Abkommen mit der Eiſen ver- 
arbeitenden Induſtrie eine Regelung getroffen, wonach die Eiſenkartelle den Anter⸗ 
nehmungen der Eiſenverarbeitung für dasjenige Eiſen, das dieſe in verarbeitetem 
Zuſtande exportieren, nachträglich die Differenz zwiſchen Inlands⸗ und Auslandspreis 
zurüdvergüten. Andere Gruppen der Grundftoffe- und Halbzeug ⸗Induſtrie (praktiſch 
die geſamte Metallerzeugung) haben in den letzten Jahren dieſes Syſtem der Ver- 
gütung übernommen, ſo daß dieſe Benachteiligung der verarbeitenden Induſtrie 
durch die Kartelle der Vorſtuſen einigermaßen beſeitigt iſt, wenigſtens ſoweit der 
Export in Frage kommt. Auf dem Binnenmarkt allerdings ſind dieſe Induſtrien der 
Konkurrenz der durch die billige Kartellausfuhr begünſtigten ausländiſchen Weiter- 
verarbeiter ausgeſetzt, doch hilft ihnen hier einigermaßen der deutſche Schutzzoll auf 
ihre Erzeugniſſe. 


Noch in einer anderen Form kann durch die Kartellierung der Vorſtufen die ver- 
arbeitende Induſtrie ſtark benachteiligt werden, dann nämlich, wenn in einem vertikal 
aufgebauten Konzern die verarbeitenden Werke von den kartellierten Werken der 
Vorſtuſen nicht zu Kartellpreiſen, ſondern zu ſogenannten „Selbſtverbrauchspreiſen“ 
bzw. internen Konzernverrechnungspreiſen beliefert werden. Dieſe ſind oft weſentlich 
niedriger als die Kartellpreiſe, die ein ſelbſtändiges, nicht konzerniertes Werk der 
Verarbeitung beim Kartell zahlen muß. Das hat in der Vorkriegszeit verſchiedent⸗ 
lich durch die bewußte Politik der RNohſtoffkartelle bzw. »konzerne die ſich auch aus 
anderen Gründen anbahnende Vernichtung der nicht konzerngebundenen weiter 
verarbeitenden Werke weſentlich erleichtert. Zwiſchen den Induſtrien der Grund- 
ſtoffe und den verarbeitenden Induſtrien, ſpeziell zwiſchen der deutſchen Großeifen- 
induſtrie und der Eiſenverarbeitung, iſt das immer einer der am meiſten umkämpften 
Streitpunkte geweſen. Durch entſprechende Vereinbarungen iſt es aber in den letzten 
Jahren zu einem Ausgleich dadurch gekommen, daß normalerweiſe auch die Konzern- 
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werke der weiterverarbeitenden Stufen ihre Materialien zu Kartellpreiſen bezahlen 
müſſen. 


Eine weitere auch für die Geſamtwirtſchaft, vor allem die Wirtſchaftsmoral, wichtige 
Frage iſt die des ſogenannten inneren und äußeren Kartellzwanges, d. h. der Kampf⸗ 
mittel, die ein Kartell anwenden kann und darf, einmal um in ſeinen eigenen Reihen 
die Kartelldiſziplin aufrechtzuerhalten, dann aber auch, um das Kartell gegen Außen⸗ 
ſeiter zu ſchützen. Gerade dieſes Gebiet, beſonders das des äußeren Kartellzwanges, 
der Anwendung von Kampfmaßnahmen verſchiedenſter Art gegen Außenſeiter des 
Kartells (wie etwa Sperre der Belieferung mit Material durch ein Kartell der Vor⸗ 
ſtufe, Erhöhung der Preiſe für ſolche Abnehmer, die einen Teil ihrer Ware vom 
Außenſeiter beziehen und ähnliches) hat in der ſtaatlichen Kartellgeſetzgebung eine 
weſentliche Rolle geſpielt. Mißbräuche, die hier früher zum Teil eingeriſſen waren, 
ſind mittlerweile durch geſetzliche Beſtimmungen über die Verhängung ſolcher Sperren 
im weſentlichen beſeitigt worden. Anderſeits iſt auch der innere Kartellzwang, d. h. 
die Möglichkeit, die Mitglieder auch gegen ihren Willen im Kartell feſtzuhalten, wenn 
dasſelbe ſchon durch Außenſeiter oder durch mangelnde Kartelldiſziplin der Mitglieder 
innerlich ausgehöhlt iſt, durch entſprechende Beſtimmungen der neueren Kartellgeſetz⸗ 
gebung in einer vor Mißbräuchen ſchützenden Weiſe umgeſtaltet worden. 


Ehe wir auf das Verhältnis von Staat und Kartellen eingehen, iſt noch einiges 
Allgemeine über die Stellung der Kartelle in der modernen Wirtſchaft zu ſagen. Es 
iſt bereits oben feſtgeſtellt worden, daß Kartelle an fi weder gut noch ſchlecht find, 
ſondern daß fie dieſe Eigenſchaft erſt erhalten durch die Art der Produktions- und 
Preispolitik, welche ſie betreiben. Auch wenn man auf dem Gebiete der gewerblichen 
Wirtſchaft das Prinzip des freien Wettbewerbes als Grundlage der Erhaltung und 
Steigerung der Leiſtungsfähigkeit und der Ausmerzung nicht leiſtungsfähiger Glieder 
der Wirtſchaft als unentbehrlich anerkennt, ſo wird man doch für weite Gebiete dieſer 
Wirtſchaft angeſichts der Entwicklung der modernen Produktionstechnik und der damit 
noch vergrößerten Gefahr der Aberproduktion in gewiſſen Branchen eine Produktions- 
regelung durch die organifierte Induſtrie ſelbſt mit dem Ziele einer beſſeren An- 
paſſung der Erzeugung an die vorausſichtliche Nachfrage für wünſchenswert, wenn 

nicht gar für notwendig halten müſſen. Denn jede partielle Aberproduktion bedeutet 
für die Volkswirtſchaft Verluſte durch nicht abſetzbare Läger, durch Zuſammenbruch 
von Anternehmungen, durch Arbeitsloſigkeit und entſprechende Störungen der 
Stabilität der Wirtſchaft. Auch eine zu ſtarke Preisſenkung durch rückſichtsloſen 
Wettbewerb bei Abſatzrückgang kann ſich in ähnlichem Sinne auswirken und zur finn- 
loſen Serftörung von Kapital und Volksvermögen führen, ganz abgeſehen von den 
ungünſtigen Folgen, die jener Wettbewerb für die Wirtſchaftsmoral haben kann. 
Eine gewiſſe Stabilität der Preisentwicklung infolge der Kartellpolitik, die die 
großen Ausſchläge nach oben und nach unten im Verlaufe der wirtſchaftlichen Wechlel- 
lagen beſeitigt, kann ſich für die Geſamtwirtſchaft im Sinne einer Beruhigung und 
größeren Stabilität auswirken. 


Anſere früheren Darlegungen haben bereits gezeigt, daß nur ein Teil der gewerblichen 
Wirtſchaft wirklich ſtraff kartellierbar iſt, daß alſo der weitaus größte Teil dieſer 
Wirtſchaft auch in Zukunft unter dem Geſetz des freien Wettbewerbes ſtehen wird. 
Die gegenwärtigen Beſonderheiten der Preispolitik in Deutſchland erklären ſich zum 
größten Teil aus der heutigen Sonderlage der deutſchen Wirtſchaft. Sie werden, 
wenn einmal das Angebot an gewerblichen Gütern in etwa wieder der Nachfrage 
entſpricht, in weiteſtem Amfange einer freieren Marktgeſtaltung und freieren Kon- 
kurrenz Platz machen. Eine vielfach gefürchtete völlige Erſtarrung der Preiſe in der 
gewerblichen Wirtſchaft iſt ſchon aus dieſem Grunde nicht zu befürchten, abgeſehen 
davon, daß eine ſcharſe ſtaatliche Kartellaufſicht in der Lage iſt, Preisüberſpannungen 
durch Kartelle zu verhindern. Die Induſtriekartelle können durchaus eingeſpannt 
werden für die Aufgabe, die Wirtſchaft in ihrem Ablauf planmäßiger und gleich⸗ 
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mäßiger zu geſtalten, Produktion und Nachfrage beſſer als bei völlig freier Wirt⸗ 
ſchaft in Abereinſtimmung zu bringen und auch der Preisbewegung eine größere 
Ruhe und Stetigkeit zu geben. In welchem Amfange ſie für dieſe Aufgabe eingeſpannt 
werden, iſt zum Teil abhängig von der ſtaatlichen Kartellgeſetzgebung, dann aber auch 
von der Erziehung der Mitglieder der Kartelle zu einer Wirtſchaftsführung, die die 
notwendigen Intereſſen der Volksgeſamtheit immer im Auge behält. 


Ehe wir uns dieſen beiden Geſichtspunkten der inneren und äußeren Einwirkung auf 
die Kartelle und auf ihre Mitglieder zuwenden, ſei zunächſt noch kurz auf die Frage 
des freien Wettbewerbes als ſolchen eingegangen. Auch die neue deutſche Wirtſchaft 
läßt ihn für das Gebiet des Gewerbes grundſätzlich beſtehen, weil ſie in ihm den 
beſten Erzieher zur wirtſchaftlichen Leiſtung ſieht. Wenn ſie aber den Wettbewerb 
als Geſtaltungsprinzip der Wirtſchaft beibehält, ſo muß ſie ihn doch im Sinne ihrer 
Wirtſchaftsethik von den Auswüchſen befreien, die ihm in einer liberaliſtiſchen 
Epoche mit ihrer vielfach rückſichtsloſen Einſtellung auf Gewinnerzielung um 
jeden Preis, auch mit unlauteren Mitteln, anhafteten. Denn der freie Wettbewerb 
kann in einer nach einem ſittlichen Prinzip, nämlich nach dem Gemeinnutzen, orien- 
tierten Wirtſchaft nur dann ſeine Aufgabe erfüllen, wenn er von jenen Schlacken 
befreit wird. 


Die nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsgeſetzgebung hat zunächſt mit der Verordnung 
über den Wettbewerb vom 21. Dezember 1934 die rückſichtsloſe Anterbietung am 
Markte dann unter Strafe geſtellt, wenn dieſe Anterbietung erfolgt unter unlauterer 
Ausnutzung des Kredits oder in böswilliger Nichterfüllung der Verpflichtungen 
gegenüber dem Staat, der Gefolgſchaft, oder auf Koſten der nicht bezahlten Liefe- 
ranten, und wenn ein ſolches Anterbieten zugleich zur Zahlungsunfähigkeit des be- 
treffenden Anternehmens führt. Durch dieſes Geſetz kann der unlautere Wettbewerb 
alſo nur in den Fällen beſtraft werden, wo dadurch der Konkurs des betreffenden Unter- 
nehmens herbeigeführt wird. Das werden aber immer nur Ausnahmefälle bleiben. 
Im ganzen kann ein anſtändiger Wettbewerb überhaupt nicht durch geſetzliche Vor. 
ſchriften erzwungen werden, er iſt in erſter Linie eine Frage der Erziehung der 
Anternehmer ſelbſt. Dieſe Erziehung iſt eine der wichtigſten Aufgaben der berufs- 
ſtändiſchen Organiſationen der gewerblichen Wirtſchaft, auf die weiter unten noch 
einzugehen iſt. Wichtige Aufgaben haben auf dieſem Gebiete die berufsſtändiſchen 
Ehrengerichte zu erfüllen. Sie werden auch über einen anſtändigen Wettbewerb in 
den Reihen der induſtriellen Anternehmerſchaft und über die Ausmerzung von Aus- 
wüchſen zu wachen haben. Mögen auch noch manche Hemmniſſe der Läuterung des 
Wettbewerbs auf dem Gebiete der gewerblichen Wirtſchaft entgegenſtehen, ſo ſind 
doch die ſchlimmſten Auswüchſe der liberaliſtiſchen Wirtſchaftsepoche auf dieſem 
Gebiete bereits beſeitigt, und es iſt für die Zukunft eine weitere Läuterung der 
Wettbewerbsgeſinnung und der Wettbewerbsmethoden zu erwarten. 


Wenn aber auf gewerblichem Gebiet der anſtändige ſaubere Wettbewerb als beſte 
Vorausſetzung für die Verwirklichung des Leiſtungsprinzips auch in der neuen 
deutſchen Wirtſchaft anerkannt wird, ſo ergibt ſich aus dieſer Grundhaltung zugleich 
die Politik einer ſehr weitgehenden Kontrolle aller derjenigen Wirtſchaftsorgani- 
ſationen, die, wie die Kartelle, das Prinzip des Wettbewerbs zwar nicht völlig auf- 
heben, es aber doch ſtärkſtens einſchränken. Wenn auch, wie wir geſehen haben, ſolche 
Organiſationen nicht an ſich für die Geſamtwirtſchaft ſchädlich zu ſein brauchen, ihr 
im Gegenteil in mancher Hinſicht Nutzen bringen können, ſo kommt doch alles darauf 
an, daß dieſe Organiſationen in ihrer Geſamtpolitik, vor allem in ihrer Preispolitik, 
dem Grundſatz der neuen Wirtſchaſt, daß Gemeinnutz vor Eigennutz geht, entſprechen. 
Da ein Mißbrauch einer wirtſchaftlichen Machtſtellung, wie ſie die Kartelle beſitzen, 
immerhin nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen iſt, hat ſich die deutſche Geſetzgebung der 
letzten Jahre eingehend mit den Kartellen, ihrer Kontrolle und ihrer Amwandlung 
befaßt. Sie hat dabei zum Teil an die ältere deutſche Kartellgeſetzgebung, beſonders 
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an die Verordnung gegen den Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtellungen vom 
2. November 1923 angeknüpft, hat aber die Kontrolle des Staates über die Kartelle 
noch nachdrücklich verſtärkt, u. a. durch die Verordnung vom 16. Mai 1934, wonach 
ohne Zuſtimmung des Reichswirtſchaftsminiſters weder eine neue Preisbindung ein- 
geführt, noch ein bereits beſtehender Kartellpreis erhöht werden darf. Zugleich hat ſie 
den ſtaatlichen Organen die Möglichkeit gegeben, die Kartelle einzuſetzen für gewiſſe 
Aufgaben planmäßiger Wirtſchaftsgeſtaltung und für die Beſeitigung von Schäden 
einer rückſichtsloſen Konkurrenzwirtſchaft. 


Die allgemeine geſetzliche Grundlage für die neue deutſche Kartellpolitik ſchafft das 
Geſetz über die Anderung der Kartellverordnung vom 15. Juli 1933. Es erweitert die 
Möglichkeit, durch Anordnungen des Reichswirtſchaftsminiſters in beſtehende Kartell. 
verträge einzugreifen, wenn dieſes Eingreifen im Intereſſe des Gemeinwohls liegt. 
In dem Geſetz über Errichtung von Zwangskartellen vom 15. Juli 1933 wird der 
Reichswirtſchaftsminiſter ermächtigt, zum Zwecke der Marktregelung Anternehmungen 
zu Syndikaten, Kartellen und Konventionen zuſammenzuſchließen, oder Anter⸗ 
nehmungen an ſolche bereits beſtehende Organiſationen anzuſchließen, „wenn der 
Zuſammenſchluß oder Anſchluß unter Würdigung der Belange der Anternehmungen 
ſowie der Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohles geboten erſcheint“. Am dieſen 
Zwangszuſammenſchlüſſen den notwendigen Nachdruck zu geben und ſie nicht immer 
wieder durch das neue Aufkommen von Außenſeitern zu gefährden, kann bei Vorliegen 
eines Bedürfniſſes auch die Errichtung neuer Anternehmungen ſowie die Erweiterung 
des Geſchäftsbetriebes oder der Leiſtungsfähigkeit beſtehender Anternehmungen auf 
gewiſſe Zeit unterfagt bzw. von der Einwilligung des Miniſters abhängig gemacht 
werden. Von den Möglichkeiten, die dieſes Geſetz bietet, iſt in den letzten Jahren in 
beträchtlichem Amfang Gebrauch gemacht worden, vor allem in ſolchen Induſtrien, die 
bereits mehr oder minder ſtark überſetzt ſind und in denen daher eine weitere Kapital- 
inveſtition vorläufig nicht verantwortet werden kann. Dieſe Inveſtitionsverbote 
werden allerdings jeweils nur kurzſriſtig (etwa für ein Jahr) ausgeſprochen und im 
Bedarfsfalle verlängert. Sie ſind vielfach verbunden mit der Zwangskartellierung der 
betreffenden Induſtrie. Einen beſonders großen Amfang hat die Zwangskartellierung 
in der Nahrungsmittelinduſtrie angenommen, ſoweit dieſe organiſatoriſch dem Reichs- 
nährſtand angegliedert iſt (Fiſch⸗, Gemüſe⸗, Fleiſchkonſerven, Obſtverwertung, 
Marmeladen, Getreidemühlen uſw.), entſprechend der Erfaſſung der geſamten land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugung, einſchließlich ihrer Weiterverarbeitung, durch den Reichs- 
nähritand. 


Mit dem Aufbau der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft ergab ſich die 
Frage des Verhältniſſes der berufsſtändiſchen Organiſation (hier ſpeziell der Reichs- 
gruppe Induſtrie mit ihren Antergruppen) zu den Induſtriekartellen. Gewiſſe Be⸗ 
ſtrebungen gingen darauf hinaus, die Kartelle mit ihren marktregulierenden Aufgaben 
in die allgemeinen Selbſtverwaltungskörper der Induſtrie, die Gruppen, einzuordnen. 
Die ſtaatliche Wirtſchaftspolitik hat dieſen Weg glücklicherweiſe vermieden. Denn 
es hätte dabei die Gefahr ſchwerer Intereſſenkolliſionen beſtanden. Wären die Leiter 
der betreffenden Fachgruppen zugleich die Vorſitzenden der in den betreffenden 
Gruppen beſtehenden Kartelle geworden, ſo hätte die Gefahr nahegelegen, daß, ſoweit 
dieſe Kartelle nicht Zwangskartelle, ſondern freie Kartelle mit Außenſeitern ſind, der 
Leiter der Gruppe einen Druck auf die Mitglieder der Gruppe im Sinne eines Bei— 
tritts zum Kartell hätte ausüben können. Außerdem hätte der Leiter der Gruppe in 
feiner Funktion als Kartellvorſitzender Informationen aus den Betrieben der ein- 
zelnen Kartellmitglieder zugeleitet erhalten, die ihm beim Betriebe ſeiner eigenen 
Anternehmung und im Konkurrenzkampf unter Amſtänden ſehr zuſtatten gekommen 
wären. Schließlich wäre aber auch die berufsſtändiſche Organiſation der Induſtrie, 
die mit gemeinwirtſchaftlichen Aufgaben und gemeinwirtſchaftlicher Zielſetzung auf. 
gebaut worden iſt (darüber weiter unten), bei Eingliederung der Kartelle hinein⸗ 
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gezogen worden in die privatwirtſchaſtlichen Intereſſenkonflikte einmal innerhalb der 
Kartelle ſelbſt, dann aber auch zwiſchen den Kartellen und anderen Gruppen der Wirt⸗ 
ſchaft, etwa den Abnehmern. Die Kartelle find eben, vor allem ſolange fie auch die 
Verkaufspreiſe feſtſetzen, zunächſt einmal Organiſationen mit branchen ⸗egoiſtiſcher 
Zielſetzung. Die Belaſtung der berufsſtändiſchen Selbſtverwaltungsorgane der Indu⸗ 
ſtrie mit den Aufgaben der Kartelle hätte in dieſe Organe ſchwere Spannungen und 
Intereſſenkonflikte hineintragen können, und daher hat die ſtaatliche Wirtſchafts⸗ 
politik die Kartellorganiſation außerhalb des berufsſtändiſchen Aufbaus der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft gelaſſen. 


Anderſeits war auf die Dauer ein völlig unabhängiges Nebeneinanderbeſtehen beider 
Organiſationen unmöglich, und fo hat man ſchließlich den Ausweg gefunden, die 
Kartelle der Aufſicht der berufsſtändiſchen Wirtſchaftsorganiſation, alſo der betreffen⸗ 
den Gruppe, zu unterſtellen. Dieſe Regelung iſt erfolgt in einem Erlaß des Reichs- 
wirtſchaftsminiſters vom 12. November 1936. Danach bleiben auch in Zukunft den 
Gliederungen der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft (ähnlich wie im Hand- 
werk) marktregelnde Maßnahmen verboten. Ausnahmen können (ebenſo wie im 
Handwerk) nur von Fall zu Fall bei Vorliegen eines dringenden Bedürfniſſes zu⸗ 
gelaſſen werden. Marktregelnde Maßnahmen (wie Herabſetzung der Erzeugung oder 
des Abſatzes von Waren oder gewerblichen Leiſtungen, des Einkaufs von Waren oder 
der Erteilung von Aufträgen auf gewerbliche Leiſtungen, Anordnungen über die Un- 
wendung von Geſchäftsbedingungen, die Art der Preisfeſtſetzung oder die Forderung 
von Preiſen uſw.) ſollen, „ſolange die .. . durch die Gemeinſchaftsarbeit der Organi- 
ſation der gewerblichen Wirtſchaft erſtrebte, loſere Ordnung nicht erreicht iſt, den 
marktregelnden Verbänden überlaſſen bleiben“. Durch den gleichen Erlaß werden 
die marktregelnden Verbände der Aufſicht und Kontrolle der Selbſtverwaltungs⸗ 
organe der gewerblichen Wirtſchaft, der Gruppen und Wirtſchaftskammern, unterſtellt. 
Zu dieſem Zweck ſollen Leitung und Geſchäftsführung der marktregelnden Verbände 
von denen der gewerblichen Wirtſchaft getrennt werden. Außerdem müſſen die Wirt- 
ſchaftsgruppen ein Kartellverzeichnis führen und es ſtändig auf dem laufenden halten. 
Schließlich erhalten die Reichswirtſchaftskammer und die RNeichsgruppen Induſtrie 
und Handel das Recht, „ſich über alle marktregelnden Maßnahmen und deren Vor- 
bereitung nach ihrem Ermeſſen zu unterrichten und hierbei die allgemeinen Intereſſen 
zu vertreten“. Bei dem Abſchluß marktregelnder Vereinbarungen müſſen die Reichs⸗ 
wirtſchaftskammer und die beiden Reichsgruppen rechtzeitig und ausreichend beteiligt 
werden. Bei ſchon beſtehenden Marktverbänden iſt ihnen „vor Beſchlüſſen von grund- 
ſätzlicher Bedeutung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben“. Außerdem können 
die Reichswirtſchaftskammer und die zuſtändigen Reichsgruppen gegen Beſchlüſſe, die 
ihrer Stellungnahme widerſprechen, binnen einer Woche Einſpruch beim Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter erheben. Anträge auf Errichtung von Zwangskartellen und Erlaß von 
Errichtungs. und Erweiterungsverboten müſſen von der zuſtändigen Wirtichafts- 
gruppe vorgeprüft und über die zuſtändige Reichsgruppe dem Reichswirtſchaſts⸗ 
miniſter zur Prüfung vorgelegt werden. 


Durch dieſe Verordnung werden die berufsſtändiſchen Organiſationen der gemwerb- 
lichen Wirtſchaft zur Mitwirkung an der öffentlichen Kartellauſſicht des Staates 
mit herangezogen. Das hat gegenüber einer rein ſtaatlichen Kartellaufſicht be- 
trächtliche Vorzüge, weil die Selbſtverwaltung der gewerblichen Wirtſchaft natur- 
gemäß die zu beaufſichtigenden Tatbeſtände und Zuſammenhänge weſentlich beſſer 
kennen kann als ein rein ſtaatliches Organ. Es ſteht zu erwarten, daß ſich dieſe 
Einſchaltung der Selbſtverwaltungsorganiſation der gewerblichen Wirtſchaft auf die 
Dauer in einer gewiſſen Wandlung der Kartelle in dem Sinne auswirken wird, daß 
dieſe in ihrer Organiſation und in ihren Funktionen mehr als bisher zugleich auf die 
Wahrung allgemein-wirtſchaftlicher Geſichtspunkte und Ziele eingeſtellt werden, daß 
fie das Schwergewicht immer mehr legen auf die planmäßige Verſorgung der Wirt- 
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ſchafſt mit Gütern, in der Weiſe, daß fie durch planmäßige Anpaſſung der Produktion 
an den vorausſichtlichen Bedarf der Wirtſchaft Aberproduktion vermeiden, daß ſie die 
jeweils abzuſetzende Erzeugung außerdem rationeller als früher auf ihre Mitglieder 
verteilen und vor allem bei der Preisſtellung mehr als bisher geſamtwirtſchaftlichen 
Notwendigkeiten gerecht werden. Wenn die erſtgenannten Vorausſetzungen einiger⸗ 
maßen erfüllt werden, wird ſich in vielen Fällen die Preisfeſtſetzung erübrigen, und 
man wird die Preisgeſtaltung des freien Marktes bei formaler Freigabe der Preis- 
ſtellung auch für die Kartellmitglieder vielleicht einmal als Ideal erreichen können. 


Internationale Kartelle 


Der beſonders in der Nachkriegszeit außerordentlich verſchärfte Kampf der In- 
duſtrien um die Weltmärkte hat im Zuſammenhang mit den Währungsſchwankungen 
dazu geführt, daß die ſogenannten Weltmarktpreiſe für induſtrielle Erzeugniſſe 
durchweg beträchtlich unter den Binnenmarktpreiſen der großen Induſtrieländer lagen. 
Das traf nicht nur zu für die Fälle, wo die betreffenden Erzeugniſſe im Lande kartel⸗ 
liert und damit preisgebunden waren, ſondern auch für diejenigen Erzeugniſſe, die im 
Inlande im freien Wettbewerb abgeſetzt wurden. Es ergab ſich dadurch die paradoxe 
Lage, daß oft Länder, die die betreffenden Erzeugniſſe nicht oder nur in geringem 
Amfange herſtellten, ſie von den großen Herſtellungsländern weſentlich billiger kaufen 
konnten als die Abnehmer in dieſen Herſtellungsländern ſelbſt. Zu welchen Anzu⸗ 
träglichkeiten das vor allem bei dem billigen Export von Rohftoffen und Halb- 
fabrikaten für die einheimiſche verarbeitende Induſtrie führen kann, iſt oben ſchon 
dargelegt worden. Aber auch die Geſamtwirtſchaft des Exportlandes leidet unter 
dieſem anormalen Zuſtand. Der niedrige Erlös aus dem Export hindert die be- 
treffende Induſtrie daran, ihre Inlandspreiſe zu ſenken bzw. ſie könnte ihre Erzeugniſſe 
im Inlande oft weſentlich billiger verkaufen, wenn ſie für ihre exportierten Erzeugniſſe 
günſtigere Preiſe erzielte. Alle diejenigen Länder, die große Exportinduſtrien 
beſitzen, haben alſo das ſtärkſte Intereſſe daran, daß jene ſtarke Preisdifferenz 
zwiſchen Export: und Binnenmarktpreiſen möglichſt vermindert wird, auf dem Wege 
der Hebung der Exportpreiſe. Dieſe iſt aber nur möglich durch internationale Ver⸗ 
einbarungen der wichtigſten Exportländer über die Preisſtellung auf den Export- 
märkten, praktiſch alſo durch internationale Kartellierung. Soweit ſich eine ſolche 
durchführen läßt, beſeitigt ſie jene Differenz in weitem Amfange, wenn auch nicht 
völlig (das iſt ſchon wegen der Schutzzölle in den Importländern nicht möglich). Es 
iſt daher erklärlich, daß die internationale Verſtändigung zwiſchen einzelnen Induſtrien 
über ihre Exportmengen und Preispolitik, beſonders in der Nachkriegszeit mit ihrer 
außerordentlichen Verſchärfung des Kampfes um den Weltmarkt, ſich gegenüber der 
Vorkriegszeit ſtark ausgedehnt hat. Die internationale Kartellierung liegt nicht nur 
im Intereſſe der betreffenden Induſtrien ſelbſt, ſondern ebenſo im Intereſſe der be- 
treffenden Länder. Wir können daher allgemein in der Nachkriegszeit eine ſtaatliche 
Begünſtigung der internationalen Kartellierung feſtſtellen, die z. T. ſo weit geht, 
auch die Zoll. und Handelsvertragspolitik in dieſem Sinne einzuſetzen. 


Was zunächſt die Form internationaler Kartelle angeht, jo kommen für fie durch- 
weg nur Kartelle niederer Ordnung in Frage. 


Das Syndikat mit zentraler Auftragsannahme und zentraler Lieferung ſcheidet aus, weil bei 
der Anſicherheit und Labilität internationaler Kartellverträge ſich keine Induſtrie von der 
direkten Belieferung ihrer Kundſchaft ausſchalten laſſen kann. Bei Auflöſung des Kartells 
wäre ſie ſonſt ohne direkte Verbindung mit ihrer Kundſchaft und würde aus dem Markte 
gedrängt werden. Außerdem iſt eine ſolche Form aus Gründen der immer vorhandenen 
latenten Konkurrenz zwiſchen den einzelnen Ländergruppen und der Furcht vor Preisgabe 
von Geſchäftsgeheimniſſen nicht angängig. Die geſchloſſenere Form der internationalen 
Kartelle (die loſen Formen laſſen wir ganz beiſeite) find Preiskartelle mit Mindeftpreisfeft- 
ſetzung und Abſatzkontingentierung für die Exportmärkte. Die Binnenmärkte bleiben durchweg 
den eigenen Induſtrien reſerviert, nur in Ausnahmefällen erhält ein Mitglied ein gewiſſes 
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Einfuhrkontingent in das Land einer anderen Mitgliedsgruppe. Die einzelnen Exportmärkte 
werden entweder den einzelnen Mitgliedsgruppen voll reſerviert, oder jeweils nach beſtimmten 
Abſatzquoten zwiſchen den einzelnen Mitgliedern aufgeteilt. Aberſchreitet ein Mitglied auf 
dem einen oder anderen Abſatzmarkt ſeine Abſatzquote, dann wird ſie auf anderen Abſatz⸗ 
märkten entweder gekürzt, oder für die nächſte Lieferungsperiode in Anrechnung gebracht, oder 
aber das betreffende Mitglied muß eine Ausgleichszahlung an eine Ausgleichskaſſe zugunſten 
der anderen Mitglieder bzw. des jeweilig benachteiligten Mitglieds zahlen. Die einheimiſchen 
Märkte werden durchweg nicht mit in die Quotenfeſtſetzung einbezogen, da ſehr oft die Kon⸗ 
junkturentwicklung auf den Binnenmärkten von der auf den Exportmärkten verſchieden iſt, und 
ſomit eine jeweilige Feſtſetzung von gleichen Abſatzquoten für die Exportmärkte und den 
Binnenmarkt zugleich, den Binnenabſatz empfindlich ſtören oder koſtenmäßig (durch Aus- 
gleichszahlungen) belaſten müßte. Das war z. B. der Fall bei der Internationalen Nohſtahl⸗ 
Gemeinſchaft, ſolange dieſe ſowohl Inlands⸗ wie Auslandsabſatz ihrer Mitglieder in die 
Geſamtkontingentierung einbezog. Man hat aus dieſem Fehler gelernt, und heute kontingen⸗ 
tiert die Internationale Rohſtahl⸗Exportgemeinſchaft, die an die Stelle jenes anderen Kartells 
getreten iſt, nur den Export, nicht den Binnenabſatz. 


Hinſichtlich der Waren, die einer internationalen Kartellierung zugänglich ſind, 
können wir ähnliches ſagen wie bei der nationalen Kartellierung. Die ſtärkſten und 
am feſteſten gefügten internationalen Kartelle beſtehen bei Rohſtoffen und Halb- 
fabrikaten (3. B. bei Kali, Stickſtoff, Großeiſenerzeugniſſen, Metallen, Zellſtoff, Schwer⸗ 
chemikalien)d. Daneben gibt es aber auch Fertigerzeugniſſe, wie Feinchemikalien, 
Tafel- und Spiegelglas, elektriſche Glühbirnen, die wegen der Gleichmäßigkeit der 
Herſtellung einer ſtraffen internationalen Kartellierung zugänglich find. Im all- 
gemeinen erleichtert eine weitgehende Konzentration der betreffenden Induſtrien eine 
internationale Kartellierung ſehr, auch in den Fertiginduſtrien, wo man dann viel⸗ 
fach loſere und elaſtiſchere Formen der Kartellierung (unter Amſtänden Marktauftei⸗ 
lungen ohne Preisfeſtſetzung) wählt. Mitglieder internationaler Kartelle find in 
den meiſten Fällen die betreffenden nationalen Kartelle; in Ausnahmefällen können 
dort, wo kein feſtes Kartell beſteht, die betreffenden Produzenten direkte Mitglieder 
des Kartells ſein. Die Zahl der internationalen Kartelle iſt weſentlich geringer als 
die der nationalen deutſchen Kartelle, außerdem ſind ſie in der Form meiſt loſer 
und in ihrem Beſtande ſehr viel labiler. Das erklärt ſich ſchon aus der Verſchieden⸗ 
heit der Rechtsgrundlagen in den einzelnen Staaten, aus der großen Labilität der 
Preisentwicklung und den ſtarken Verſchiebungen auf den Abſatzmärkten, ſchließlich 
auch aus der ſtärkeren Stellung der Außenſeiter. 


Was ſpeziell Deutſchlands Stellung zu den internationalen Induſtriekartellen angeht, 
ſo kann ſie im ganzen nur poſitiv ſein, weil Deutſchland mit ſeinem großen Export 
induſtrieller Erzeugniſſe an auskömmlichen Exportpreiſen das allergrößte Intereſſe 
hat, nicht zuletzt auch aus der Situation am Deviſenmarkt heraus. Eine Hebung der 
Exportpreiſe durch internationale Abmachungen der Hauptexportinduſtrien erhöht 
das Devifenaufkommen und erleichtert damit die Importmöglichkeiten für Rohſtoffe 
und Lebensmittel. Sie gibt auf der anderen Seite der betreffenden Induſtrie die 
Möglichkeit, die Inlandspreiſe niedriger zu halten und dadurch ſowohl der ver— 
arbeitenden Induſtrie als auch dem Konſumenten die wirtſchaftliche Lage zu er— 
leichtern. Allerdings hat Deutſchland naturgemäß kein ſonderliches Intereſſe an der 
internationalen Kartellierung ſolcher Rohſtoffe, die es ſelbſt in größerem Amfange 
einführen muß, vor allem der Metalle (Kupfer, Zink, Zinn, Blei, Queckſilber). 


Induſtriewirtſchaft und induſtrielle Ausfuhr 

Deutſchland iſt in den letzten beiden Vorkriegsjahrzehnten in hartem Wettkampſe mit 
den anderen großen Exportländern neben England der bedeutendſte Exporteur in— 
duſtrieller Erzeugniſſe geworden. Dabei war ſeine Stellung gerade bei denjenigen 
Exportgütern ſtark, die eine hochwertige Technik und hochqualifizierte Arbeitskräfte 
vorausſetzen, beſonders in den ſogenannten neuen Induſtrien, wie Elektrotechnik und 
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Chemie, aber auch in ſolchen älteren Zweigen, wie Maſchinenbau aller Art und 
Eifen- und Stahlinduſtrie. Am induſtriellen Aufbau der Welt hat die deutſche 
Induſtrie in der Vorkriegszeit einen entſcheidenden Anteil gehabt. Man muß zu⸗ 
geben, daß dieſe Entwicklung auch ihre Schattenſeiten hatte, etwa in der ſtarken 
Abhängigkeit von der Konjunkturgeſtaltung an den Weltmärkten, aber vor allem nach 
der Seite hin, daß man ſich in der ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik der Vorkriegszeit 
nicht ſtärker um eine größere Anabhängigkeit von der Einfuhr, vor allem bei 
Lebensmitteln und Rohſtoffen, bemüht und ſich auf die von dieſer Seite her drohen⸗ 
den Gefahren bei einem länger dauernden Krieg nicht eingeſtellt hat. Hier liegen 
zweifellos ſchwere Anterlaſſungsſünden der damaligen ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik 
vor. Dieſe Verſäumniſſe liegen aber bei der deutſchen Einfuhr, die man nicht unter 
dem Geſichtspunkt der notwendigen Selbſtbehauptung von Staat und Volk im Ernit- 
falle geſtaltet oder doch nachhaltig beeinflußt hat. Von der Exportſeite her kann man 
der deutſchen Wirtſchaftspolitik der Vorkriegszeit keinen Vorwurf machen, im 
Gegenteil hat gerade die außerordentliche Entwicklung des induſtriellen Exports 
und der Zwang, im Wettkampf mit den anderen Induſtrieländern die Technik und 
die Arbeitsleiſtung aufs höchſte zu ſteigern, die Geſamtleiſtungsfähigkeit der deutſchen 
Induſtrie ſtark gehoben und dabei nicht zuletzt auch die Leiſtungsfähigkeit derjenigen 
Induſtrien, auf denen im Ernſtfalle die Selbſtbehauptung des deutſchen Volkes in 
erſter Linie beruhte. Man nimmt die Fehler der deutſchen Importpolitik der Vor- 
kriegszeit zu leicht, wenn man demgegenüber darauf hinweiſt, daß ſich Import. und 
Exportpolitik gegenſeitig bedingt hätten. Auch bei einer ſtärkeren Amſtellung der 
deutſchen Einfuhr nach Menge wie Zuſammenſetzung auf die ſtaatspolitiſchen Not- 
wendigkeiten wäre es möglich geweſen, den induſtriellen Export in der Hauptſache 
aufrechtzuerhalten. Es hätte eben einer Lenkung des Imports in feiner Zuſammen⸗ 
ſetzung nach ſtaatspolitiſchen Notwendigkeiten bedurft — in dem damaligen libera- 
liſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem wäre das allerdings nur unter beträchtlichen Schwierig⸗ 
keiten möglich geweſen. 


In der Nachkriegszeit hat die deutſche Wirtſchaftspolitik bis zum Siege des National- 
ſozialismus im wefentlichen an der Selbſtſteuerung des Im und Exports feſtge⸗ 
halten, wenn auch im einzelnen durch Zollerhöhungen, Kontingentierung und ſchließ⸗ 
lich teilweiſe Monopoliſierung der Einfuhr für beſtimmte landwirtſchaſtliche 
Erzeugniſſe dieſes Syſtem immer mehr im Sinne einer ſtaatlich regulierten Außen⸗ 
wirtſchaft umgeſtaltet wurde. Aber die ſtaatliche Wirtſchaftspolitik der Syſtemzeit 
hat aus der weſentlich geänderten weltwirtſchaftlichen und weltpolitiſchen Situation 
nicht die notwendige Konſequenz gezogen, auf eine möglichſt weitgehende Selbſt⸗ 
verſorgung der deutſchen Wirtſchaft mit Lebensmitteln und Rohſtoffen hinzuarbeiten. 
Soweit ſolche Verſuche unternommen wurden, waren es immer nur unzulängliche 
Teillöfungen. In den Jahren der Scheinblüte der deutſchen Wirtſchaft von 1927 bis 
1929 ſchien der ſtärkſtens geſteigerte induſtrielle Export Deutſchlands denjenigen Recht 
zu geben, die glaubten, man werde von ſelbſt wieder zu geregelten wirtſchaftlichen 
Austauſchverhältniſſen, ähnlich denen der Vorkriegszeit, gelangen — wobei man wohl. 
weislich vergaß, daß dieſer Höchſtſtand des Exports nur ein geborgter, auf ſtärkſter 
kurzfriſtiger ausländiſcher Kapitaleinfuhr beruhender war —; die ſchwere Kriſe 1931 
bis 1933 hat gezeigt, daß jene Anſchauung einem weltfremden Optimismus entſprang, 
der der tatſächlichen Lage nicht entſprach. 


Die Weltwirtſchaft der Vorkriegszeit mit ihrer im weſentlichen auf ungehinderter 
privater Initiative beruhenden Geſtaltung von Ein- und Ausfuhr gehört wohl end- 
gültig der Vergangenheit an. In Zukunft wird die Geſtaltung der Beziehungen der 
einzelnen Nationalwirtſchaften zu den übrigen Nationalwirtſchaften der Welt weit⸗ 
gehend unter ſtaatlicher Kontrolle ſtehen, weil entſcheidende ſtaatspolitiſche Forde- 
rungen eine beſtimmte Geſtaltung der Binnenwirtſchaft erzwingen. Das gilt für kein 
großes Land ſo ſehr wie für Deutſchland, das ein volkreiches Land ohne genügenden 


— 
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Lebensraum und von der Natur mit Rohſtoffen nicht gerade übermäßig ausgeſtattet 
iſt, derzeit noch ohne kolonialen Beſitz, der ihm einen großen Teil feines Lebensmittel- 
und Rohſtoffbedarfes fihern könnte; dazu im Herzen Europas gelegen, mit zum großen 
Teil nicht natürlichen und ſtark gefährdeten Grenzen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ein 
ſolches Land feine Binnen- und Außenwirtſchaft nicht mehr, wie in der liberaliſtiſchen 
Wirtſchaftsepoche, nach rein wirtſchaftlichen Geſichtspunkten ausrichten kann, ſondern 
daß es für dieſe Geſtaltung entſcheidend maßgebend fein laſſen muß die der Wirt- 
ſchaft übergeordneten flaat3- und volkspolitiſchen Notwendigkeiten. Die deutſche 
Wirtſchaftspolitik muß darauf eingeſtellt ſein, alles, was irgendwie aus dem deutſchen 
Boden und der Leiſtungsfähigkeit und Erfindungsgabe der deutſchen Menſchen her- 
ausgeholt werden kann, für die Sicherung der materiellen Exiſtenz des deutſchen 
Volkes in Friedenszeiten, aber auch für die Selbſtbehauptung im Ernſtfalle, bereit- 
zuſtellen, auch wenn das beträchtliche Opfer vom geſamten Volke verlangt. Das 
abſolute Schwergewicht der Wirtſchaft liegt bei der Binnenwirtſchaft. Daher dürſen 
die wirtſchaftlichen Verbindungen mit der Außenwelt nur ſoweit gepflegt werden, 
als ſie eine notwendige Ergänzung der Binnenwirtſchaft geben auf Gebieten, wo 
dieſe aus klimatiſchen oder ſonſtigen Gründen ſich nicht ſelbſt verſorgen kann. 
Das ſchließt die Verknüpfung mit der Weltwirtſchaft keineswegs aus. Dieſe iſt für 
Deutſchland auch für die Zukunft ſchon darum notwendig, weil wir Millionen 
deutſcher Arbeiter gar nicht oder doch nur unter völlig unzureichenden Lebens- 
bedingungen beſchäftigen könnten, wenn wir bei ſtärkſter Zurückdrängung unſerer Ein- 
ſuhr als Konſequenz davon notgedrungen auch auf den größten Teil unſerer Ausfuhr 
verzichten müßten — ganz abgeſehen davon, daß wir wohl für abſehbare Zeit immer 
noch einen beträchtlichen Teil unſerer Rohſtoffe aus dem Auslande werden beziehen 
müſſen. Sur Zeit beträgt dieſer Teil noch etwa 40 v. H. Die Forderung kann alſo 
nie auf völlige Anabhängigkeit von der Weltwirtſchaft gehen; die iſt für ein Land 
wie Deutſchland eine Unmöglichkeit; aber die Forderung geht dahin, unſere Ver⸗ 
bindung mit der Weltwirtſchaft nach ſtaats⸗ und volkspolitiſchen Notwendigkeiten 
einzurichten, das heißt, die Zuſammenſetzung der Einfuhr nach Menge und Qualität 
wie auch hinſichtlich der Herkunftsländer fo zu geſtalten, daß nur das unter ſtaats⸗ 
und volkspolitiſchen wie geſamtwirtſchaftlichen Geſichtspunkten Notwendige einge⸗ 
führt wird, und möglichſt aus denjenigen Ländern, die ihrerſeits Abnehmer in- 
duſtrieller deutſcher Ausfuhrgüter ſind. Mag auch von der durch den ſogenannten 
„Neuen Plan“ geſchaffenen Regelung der weltwirtſchaftlichen Beziehungen Deutich- 
lands bei Wiederkehr eines einigermaßen normalen internationalen Güter und 
Kapitalaustauſches ein großer Teil der aus der gegenwärtigen Sonderlage der 
deutſchen Wirtſchaft entſpringenden Maßnahmen verſchwinden, mag dann auch die 
Technik des Warenaustauſches wieder in weniger bürokratiſchen und hemmenden 
Formen vor ſich gehen, jo wird doch eine weitgehende direkte oder indirekte Be⸗ 
einfluſſung des Imports durch ſtaatliche Maßnahmen auch für die Zukunft wohl er⸗ 
halten bleiben. 


Das vorweg zu betonen, heißt keineswegs die Wichtigkeit und Notwendigkeit des 
induſtriellen Exports für die deutſche Wirtſchaft leugnen. Beträchtliche Rohftoff- 
mengen wird Deutſchland auch in Zukunft trotz aller Anſtrengungen um eine mög- 
lichſt weitgehende Eigenverſorgung der deutſchen Wirtſchaft einführen müſſen, und 
es wird ſchon für die Bezahlung dieſer Einfuhr, aber ebenſoſehr für die Beſchäftigung 
feiner ſchafſenden Menſchen eine ſtarke induſtrielle Ausfuhr auch in Zukunft not- 
wendig haben. Die ſeit 1934 wieder anſteigende induſtrielle Ausfuhr Deutſchlands 
zeigt, daß ſelbſt unter ſo ungünſtigen Wettbewerbsbedingungen wie heute (infolge 
der Entwertung ſaſt aller Weltwährungen) und unter einer ſtark gedroſſelten und 
ſtaatlich regulierten Einfuhr ein beträchtlicher induſtrieller Export möglich iſt. 
Mengenmäßig hat der deutſche Export im zweiten Vierteljahr 1937 den Stand des 
zweiten Quartals 1927 ſchon wieder erreicht und ſteht hinter 1928 nur noch um 
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13 v. H. zurück. Die Ausfuhrquote (d. bh. der Wertanteil der induſtriellen Ausfuhr 
an der geſamten induſtriellen Erzeugung Deutſchlands) wird zur Zeit vom Inſtitut 
für Konjunkturforſchung auf etwa 16 v. H. geſchätzt, ſo daß heute etwa 2 Millionen 
Menſchen in der deutſchen Induſtriewirtſchaft für den Export tätig ſind. (Im Jahre 
1928 betrug die Exportquote der Geſamtinduſtrie noch 21 v. H.) 


Deutſchland iſt auch heute noch weſentlich ſtärker als andere große Länder auf in- 
duſtriellen Export angewieſen. Gegenüber einer Exportquote der Induſtrie von rund 
13 v. H. in Deutſchland im Jahre 1933 betrug die entſprechende Quote z. B. in den 
Vereinigten Staaten nur s bis 6 v. H., in Frankreich etwa 8 v. H., und nur in 
England lag fie über der deutſchen (etwa 16 bis 18 v. H.), wenn wir von der bel. 
giſchen (etwa 50 bis 60 v. H.) abſehen. Charakteriſtiſch für die deutſche Ausfuhr iſt 
es weiterhin, daß ſie ſich z. B. 1934 zu 95 v. H. aus Induſtriewaren zuſammenſetzte, 
gegenüber einem entſprechenden Durchſchnittsſatze in der Weltausfuhr von 66 bis 
70 v. H. 


Wir können hinſichtlich der Exportabhängigkeit der deutſchen Induſtrie etwa vier ver⸗ 
ſchiedene Gruppen feſtſtellen: zunächſt überwiegend exportabhängige Induſtrien, die 
in den Jahren 1927 bis 1930 (die hier der Rechnung zugrunde gelegt werden ſollen, 
weil die heutige Exportſituation aus verſchiedenſten Gründen Verſchiebungen auf- 
weiſt, die kaum auf die Dauer erhalten bleiben werden) 50 bis 75 v. H. ihrer Er- 
zeugung exportierten: Kleinmuſikinſtrumente-, Spielwaren, Uhren-, Zierporzellan⸗ 
induſtrie, Feinmechanik und Optik. Eine zweite Gruppe mit 30 bis 50 v. H. umfaßt 
die Kleineiſen⸗, die Metallwaren⸗ und die Glasinduſtrie, die keramiſche (Steingut, 
Porzellan) ſowie Teile der chemiſchen Induſtrie, den Maſchinenbau und den Kali- 
bergbau. Eine dritte Gruppe (20 bis 30 v. H.) umfaßt etwa den Steinkohlenbergbau, 
die Großeiſeninduſtrie, Stidftoff-, Papier- und Zellſtoff⸗, Kautſchuk. und elektro- 
techniſche Induſtrie, ferner einige Teile der Textilinduſtrie. Alle übrigen Induſtrien 
find nur ſchwach ausfuhrabhängig (0 bis 20 v. H.). Hierher gehören vor allem der 
Braunkohlenbergbau, die Zement- und Bauſtoffinduſtrie, die Holz verarbeitende 
ſowie die Nahrungs- und Genußmittelinduſtrie, ſchließlich (mit Ausnahme einiger 
Spezialzweige) die Textilinduſtrie. 

Aber den Anteil der wichtigſten Induſtriezweige an der induſtriellen Geſamtausfuhr 
Deutſchlands gibt die folgende Tabelle Auskunft: 


1913 1929 1935 
v. H. v. H. v. H. 


Bewebe: ee 133 11,1 55 
Maſchinen .. . 10,8 14,2 8,5 
Farben und andere Hemiſche Sraeugnifle .... 114 9,7 12,8 
Walzwerksprodukte (Eifen) . . a ie Saread 8,3 6,5 9,5 
Kleineiſenwaren 8,7 10,4 10,4 
elektriſche Maſchinen und alatotehviſhe Er⸗ 

zeugniſſe 4,3 5,9 4,8 
Waren aus unedlen Metallen außer Gifen . . a 5,4 5,1 4,5 
Papier und Papierwaren 3,3 4,3 3,3 
Glas und Glaswaren 2,1 2,7 2,8 
Leder und Lederwaren 75 3,6 2,7 2,1 
Muſikinſtrumente, N und Seinmeganit 3 2,6 3,1 2,3 
Sonſtiges . 228,2 24,3 33,5 


Im ganzen weiſt die 1 des induſtriellen Exports alſo eine be⸗ 
trächtliche Stabilität auf. Der ſtarke Rückgang des Anteils der Gewebe und der 
Walzwerksprodukte erklärt ſich vorwiegend aus dem Verluſt von Elſaß⸗Lothringen. 

Die Richtung des deutſchen Induſtrieexports iſt aus der folgenden Tabelle zu 
erſehen (in Vom⸗Hundert⸗Sätzen): 
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Fertigwarenausfuhr: 1913 1929 1934 1935 
Europe „69,2 70,0 75,0 69,0 
Ae 8 2,4 2,5 2,9 3,0 
An ie 8,8 9,3 11,4 12,5 
Umerila . . „„ 18,2 173 11,5 14,8 
(davon Vereinigte Staaten) .. (3 (7,1) (3,3) (3,3) 
Auſtralien . 1,4 0,9 0,8 0,8 


Der ſtarke Rückgang des Anteils Amerikas entfällt in erfter Linie auf die Ver- 
einigten Staaten. Demgegenüber hat ſich der Anteil Süd. und Mittelamerikas in 
den letzten Jahren gehoben (von 5,5 in 1934 auf 7,6 v. H. in 1935). 


Angeſichts der aus den verſchiedenſten Gründen ſtark gedrückten Ausfuhrpreiſe werden 
die beſonders ſtark ausfuhrabhängigen Induſtrien durch die bei der Ausfuhr erzielten 
Mindererlöſe ſtark betroffen. Wegen der Notwendigkeit, durch die induſtrielle Aus- 
fuhr die Mittel zur Bezahlung der Einfuhr von Rohſtoffen und zuſätzlichen Lebens. 
mitteln zu erhalten, hat die Regierung im Jahre 1935 der deutſchen Induſtrie eine 
Abgabe von ihrem geſamten Amſatz auferlegt, die dazu dient, die Mindererlöſe bei 
der Ausfuhr auszugleichen. Das iſt eine Notlöſung, die in dem Augenblick über- 
flüſſig werden wird, wo eine Neuſtabiliſierung der Weltwährungen erreicht ſein 
wird. Dieſe würde an ſich bei der heutigen ſtark geſtiegenen Nachfrage nach in- 
duſtriellen Erzeugniſſen am Weltmarkt genügen, um auch den deutſchen Export noch 
mehr zu ſteigern und in höherem Maße als heute auch privatwirtſchaftlich lohnend 
zu geſtalten. 

Eine weitere Hebung des deutſchen Induſtrieexportes muß auch für die Zukunft mit 
allen zur Verfügung ſtehenden Mitteln erſtrebt werden, weil fie neben der Steige 
rung der deutſchen Selbſtverſorgung mit Lebensmitteln und Rohſtoffen eine der ent- 
ſcheidenden Vorausſetzungen für die Ausweitung der Lebensmöglichkeiten des deutſchen 
Volkes iſt. Das alte Wort, daß Deutſchland entweder Waren exportieren müſſe oder 
Menſchen, gilt auch heute und für die Zukunft, wenn auch der ſtarke Ausbau der 
deutſchen Binnenwirtſchaft und die damit ſteigende Aufnahmefähigkeit des inneren 
Marktes dieſe Alternative in gewiſſem Amfange gemildert haben. Die hochwertige 
Arbeit hochqualifizierter ſchaffender Menſchen iſt und bleibt für Deutſchland im welt 
wirtſchaftlichen Austauſch das ſtärkſte Aktivum, das es gegenüber den anderen Wett- 
bewerbern einzuſetzen hat; und dieſes Aktivum würde gefährdet werden, wenn jene 
Leiſtungsfähigkeit und jener Leiſtungswille und die alte deutſche techniſche und 
Arbeitstradition durch jahrelange Einengung des induſtriellen Exports in ihrer 
Betätigung gehemmt würden. Vor allem bildet der Export, wenn einmal die gegen- 
wärtigen Arbeitsbeſchaffungsprogramme ausgelaufen ſind, ſelbſt wenn ſie durch andere 
erſetzt werden, eine ſtarke Arbeitsreſerve für unſere induſtrielle Wirtfhaft. Die 
führenden Männer des deutſchen Staates und der deutſchen Wirtſchaft haben ſich 
daher auch immer wieder zu einer ſtärkeren Verflechtung der deutſchen Wirtſchaft 
in den weltwirtſchaftlichen Austauſch bekannt, unter der Vorausſetzung, daß dabei 
die Lebensnotwendigkeiten von Staat und Volk gewahrt bleiben — eine Voraus- 
ſetzung, die ſich durchaus mit einer Hebung des induſtriellen Exports vereinigen läßt. 
Das bedingt ſelbſtverſtändlich auch eine Importſteigerung, die kann und muß dann 
aber jo gejtaltet werden, daß fie den zuſätzlichen Bedürfniſſen der deutſchen Wirt- 
ſchaft nach Rohſtoffen und Lebensmitteln entſpricht; ſie wird ſich dabei vorzugsweiſe 
auf ſolche Güter erſtrecken, die man im Ernſtfalle eine Zeitlang entbehren kann. 


Anter dem Geſichtspunkt der Steigerung der induſtriellen Ausfuhr mit allen Mitteln 
gewinnt auch die Frage des ſogenannten Dumping, d. h. der Ausfuhr unter Gelbit- 
koſten, ein beſonderes Geſicht. Man täte vielleicht gut, dieſes Wort, dem immer noch 
etwas Agreſſives und Anſolides, etwas von unlauterem Wettbewerb anhaftet, aus 
den wirtſchaftspolitiſchen Wörterbüchern zu ſtreichen; denn faktiſch bringt das nicht 
mehr wegzudenkende Schutzzollſyſtem, das ſich heute in der ganzen Welt durchgeſetzt 
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hat, wie auch die auf den Weltmärkten immer beſonders ſcharfe Konkurrenz es mit 
ſich, daß die Exporterlöſe durchweg weſentlich unter den Inlandserlöſen liegen, 
und für viele Erzeugniſſe auch unter den durchſchnittlichen Selbſtkoſten; d. h. das fo- 
genannte „Dumping“ in dieſem weiten Sinne iſt ein normaler Dauerzuſtand ge⸗ 
worden, den man nicht mehr mit einem ſo odioſen Wort bezeichnen ſollte. Man wird 
ſich daran gewöhnen müſſen, daß (von beſtimmten Ausnahmen in Zeiten ſtarker Nach⸗ 
frage an den Exportmärkten abgeſehen und ebenfalls abgeſehen von den Fällen, wo 
ſtraffe internationale Kartelle die Konkurrenz auf den Weltmärkten regeln) die 
Exporterlöſe immer weſentlich unter den Inlandspreiſen liegen werden. Aus der 
Koſtengeſtaltung der modernen Induſtriewirtſchaft ergibt ſich eine einfache Erklärung 
für dieſen Dauerzuſtand. Solange bei der Ausfuhr mindeſtens die variablen Koſten 
(im weſentlichen die Materialkoſten und die Löhne) gedeckt werden, bringt der Export 
auch privatwirtſchaftlich keinen Verluſt, und wenn (was bei normalen intervaluta- 
riſchen Verhältniſſen oft der Fall iſt) die Exporterlöſe gar noch einen Teil der fixen 
Koſten decken, dann tritt ſelbſt bei Verkauf unter durchſchnittlichen Selbſtkoſten ein 
privatwirtſchaftlicher Gewinn ein. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß eine Ausfuhr, die 
privatwirtſchaftlich noch lohnt, im allgemeinen auch volkswirtſchaftlich noch lohnend 
iſt; denn ſie ermöglicht einmal zuſätzliche Einfuhr von notwendigen Rohſtoffen und 
Lebensmitteln und anderſeits zuſätzliche Arbeitsmöglichkeiten für das Inland. Sie 
kann ſchließlich darüber hinaus noch dazu führen, daß die Inlandspreiſe für das be⸗ 
treffende Erzeugnis geſenkt, oder doch (trotz der möglichen Erhöhung anderer Koſten⸗ 
faktoren, wie etwa der Löhne) nicht erhöht zu werden brauchen. Es kann aber auch 
ein Export unter den variablen Koſten ſelbſt privatwirtſchaftlich noch richtig ſein, 
etwa wenn es ſich darum handelt, beſtimmte Märkte zu verteidigen oder auf neue 
Märkte vorzudringen, wo man zeitweiſe Opfer auf ſich nehmen muß, die ſpäter durch 
die Möglichkeit, beſſere Preiſe zu erzielen, lohnen. Daß eine ſolche Preispolitik 
beim Export auch volkswirtſchaftlich unter Amſtänden nützlich, ja direkt notwendig 
fein kann (aus Gründen der Deviſenbeſchaffung und der Erhaltung von Arbeits- 
möglichkeiten), braucht nicht beſonders betont zu werden, vorausgeſetzt, daß Rohſtoffe 
bzw. Materialien für das Exportgut im Inlande in ausreichendem Maße vor- 
handen find. 


Daß der Export induſtrieller Erzeugniſſe unter Selbſtkoſten keine ideale Löſung iſt, 
braucht nicht beſonders betont zu werden. Darum haben alle exportierenden In- 
duſtrieländer ein dringendes Intereſſe an einer internationalen Verſtändigung über 
die Exportpreiſe für induſtrielle Erzeugniſſe. Die große Bedeutung internationaler 
Kartelle und die Anterſtützung, die die beteiligten Staaten dieſen bei ihrer Gründung 
und Aufrechterhaltung vielfach angedeihen laſſen, erklären ſich leicht aus dieſen 
Zuſammenhängen. i | 


Die berufsſtändiſche Selbſtverwaltungsorganiſation der 
deutſchen Induſtrie 


Im Verlauf unſerer Darſtellung der gewerblichen Wirtſchaft hat ſich immer wieder 
die Notwendigkeit ergeben, die in der deutſchen Wirtſchaft tätigen Menſchen zu 
den Grundſätzen nationalſozialiſtiſchen Denkens und Handelns zu erziehen. Alle 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Verwirklichung dieſer Grundſätze im einzelnen 
können, jo notwendig fie für die Durchführung der großen Aufgaben in der deutſchen 
Wirtſchaft find, doch auf die Dauer nur dann wirkſam werden, wenn eine innere 
Wandlung des wirtſchaftenden Menſchen, eine ſeeliſche Amſtellung von liberaliſtiſcher 
Wirtſchaftsauffaſſung und Wirtſchaftsführung auf eine nationalſozialiſtiſche einge ⸗ 
treten iſt. Diele große Erziehungsaufgabe am deutſchen Menſchen, ob er nun Anter⸗ 
nehmer, Angeſtellter oder Arbeiter iſt, kann nicht im Einzelfalle Aufgabe des Staates 
ſelbſt fein, fie iſt nur durchzuführen im Rahmen der Selbſtverantwortung und Selbſt⸗ 
verwaltung der Wirtſchaft. So ſehr der Nationalſozialismus die künſtliche Erneue⸗ 
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rung überlebter Wirtſchaftsverfaſſungen, die den Erforderniſſen einer modernen 
Wirtſchaft nicht gerecht werden können, etwa der alten Zunftverfaſſung für das 
Handwerk, ablehnt, fo knüpft er doch in feiner geſinnungsmäßigen Haltung an das- 
jenige Ideengut in dieſen alten Organiſationen an, das in ſeiner Art die beſten 
Grundſätze deutſcher Lebens und Arbeitsformen verwirklichte, nämlich an den Grund⸗ 
ſatz der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung der einzelnen Berufsſtände. Dieſes Prinzip 
der berufsſtändiſchen Selbſtverwaltung in der Wirtſchaft, das die Berufsgenoſſen in 
Verantwortung gegenüber der Geſamtheit des Volkes zu einer Einheit mit leben⸗ 
digem Eigenleben zuſammenfaßt und ſie in dieſe Gemeinſchaft, damit aber auch in die 
des ganzen Volkes einordnet, iſt die eigentliche Grundlage des neuen berufsſtändiſchen 
Aufbaues, wie ihn der Nationalſozialismus zunächſt im Reichsnährſtand, dann im 
Reichsſtand des Deutſchen Handwerks geſchaffen hat und zu dem er auf dem weſentlich 
komplizierteren Gebiete der induſtriellen Wirtſchaft zunächſt einmal die Grundlage 
und den organiſatoriſchen Rahmen feſtgelegt hat. Dieſe berufsſtändiſchen Selbſtver⸗ 
waltungsorgane find auch die eigentlichen Erzieher ihrer Mitglieder zu national- 
ſozialiſtiſchem Wirtſchaftsdenken und handeln. 

Die Schaffung einer planmäßig geordneten, auf die großen ftaats- und volkspolitiſchen 
Ziele eingeſtellten Wirtſchaft ſetzt aber nicht nur die Erziehung der wirtſchaftenden 
Menſchen zu dieſem Ziel voraus, ſondern ſie erfordert auch die Durchführung einer 
großen Anzahl von allgemeinen wie auch von Einzelmaßnahmen. Die Durchführung 
dieſer Maßnahmen im Rahmen der vom Staate geſetzten Ziele und Grundſätze iſt die 
wichtige Aufgabe der berufsſtändiſchen Wirtſchaftsorganiſation. Dieſe Aufgabe iſt im 
Reichsnährſtand bereits in großer Konſequenz und Geſchloſſenheit entwickelt; ſie hat 
auch, zum Teil anknüpfend an frühere Orgamſationsformen, im Leben des deutſchen 
Handwerks bereits einen wichtigen Platz eingenommen. Auf dem Gebiete der indu- 
ſtriellen Wirtſchaft iſt die Aufgabe wegen der großen Differenziertheit dieſes Gebietes 
weſentlich ſchwieriger, daher find hier zunächſt nur die allgemeinen geſetzlichen Grund- 
lagen für den Aufbau geſchaffen und iſt dieſer ſelbſt in ſeinen Grundformen gebildet 
worden. Es wird noch Jahrzehnte bedürfen, um die Aufgaben, die gerade hier für 
die Erziehung der Menſchen wie auch für die planmäßige Wirtſchaftsgeſtaltung zur 
Löſung ſtehen, einer ſolchen entgegenzuführen. Wir können hier nur einen kurzen 
Aberblick über die bisherige Geſetzgebung und über die Zukunftsaufgaben geben. 

Das Grund- und Rahmengeſetz für die berufsſtändiſchen Organiſationen der deutſchen 
gewerblichen Wirtſchaft iſt das Geſetz zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaues 
der deutſchen Wirtſchaft vom 27. Februar 1934. Das Geſetz hat als reines Ermächti⸗ 
gungsgeſetz die Aufgabe, die beſtehende unüberſichtliche Vielheit an Organiſationen 
der Wirtſchaft, in denen viel unnütze Doppelarbeit geleiſtet wurde, zu beſeitigen. 
Das Geſetz will die Möglichkeit geben, die vorhandenen Verbände und Organi- 
ſationen, ſoweit ſie dafür verwendbar ſind, einzubauen in ein organiſches Syſtem der 
wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung, neue Organiſationen zu dieſem Zweck zu ſchaffen 
und das Führerprinzip innerhalb dieſer Organiſationen zu verwirklichen. Das Geſetz 
betont ausdrücklich, daß es ſich bei ihm nicht um Durchführungsmaßnahmen für einen 
ſtändiſchen Aufbau der deutſchen Wirtſchaft handele, ſondern lediglich um Maß- 
nahmen, „die vorbereitend einen organiſchen Aufbau der deutſchen Wirtſchaft zum 
Ziele haben“. Die wichtigſte Beſtimmung des Geſetzes iſt im § 1 ausgedrückt: 

Der Reichswirtſchaftsminiſter wird zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaues der 
deutſchen Wirtſchaft ermächtigt, 

1. Wirtſchaftsverbände als alleinige Vertretung ihres Wirtſchaftszweiges anzu. 
erkennen; 

Wirtſchaftsverbände zu errichten, aufzulöſen oder miteinander zu vereinigen; 
Satzungen und Geſellſchaftsverträge von Wirtſchaftsverbänden zu ändern und zu 
ergänzen, insbeſondere den Führergrundſatz einzuführen; 

4. die Führer von Wirtſchaftsverbänden zu beſtellen und abzuberufen; 

5. Anternehmer und Anternehmungen an Wirtſchaftsverbände anzuſchließen. 
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Auf Grund dieſes Ermächtigungsgeſetzes kam es zu einer fachlichen Gliederung der 
gewerblichen Wirtſchaft in 13 Hauptgruppen, zur Zuſammenfaſſung der einzelnen 
Wirtſchaftszweige in Wirtſchaftsgruppen, ferner zur Durchführung der Zwangs- 
mitgliedſchaft in dieſen Gruppen und zur Einführung des Führergrundſatzes in der 
geſamten Wirtſchaftsorganiſation. Eine engere Verbindung dieſer Gruppen und 
einen klareren Geſamtaufbau der gewerblichen Wirtſchaſt ſchuf erſt die Verordnung 
zur Durchführung des Geſetzes zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaues der 
deutſchen Wirtſchaft vom 27. November 1934. 

Nach der Einführung zu der Verordnung regelt dieſe: in Abſchnitt I den Aufbau der gewerb- 
lichen Wirtſchaft und die Eingliederung der Wirtſchaftsverbände, in den Abſchnitten II 
bis VI das Satzungsrecht der Gruppen, im Abſchnitt VII die Auflöſung und Zuſammenlegung 
von Gruppen und in den Abſchnitten VIII und IX die Zuſammenfaſſung der Bezirksorgani⸗ 
ſation mit der Kammer eines Wirtſchaftsbezirks in Wirtſchaftskammern und in einer Reichs ⸗ 
wirtſchaftskammer. Es treten eine fachliche und eine bezirkliche Organiſation nebeneinander, 
die allerdings engſtens zuſammenarbeiten. An die Stelle der 13 Hauptgruppen treten im fach- 
lichen Sektor der gewerblichen Wirtſchaft die 6 Reichsgruppen: Induſtrie, Handwerk, Handel, 
Energiewirtſchaft, Banken und Verſicherungen. Sie find wieder untergegliedert in Wirt⸗ 
ſchaftsgruppen und je nach Bedarf in Fach ⸗ und Fachuntergruppen. Nur bei der Reichsgruppe 
Induftrie wurden als Mittelglied zwiſchen der Reichsgruppe und den 28 Wirtſchaftsgruppen 
7 Hauptgruppen gebildet. 

Neben dieſen fachlichen Aufbau tritt der bezirkliche (83). Bis zu einer Neugliederung des 
Reiches wird in jedem Wirtſchaftsbezirk (meiſt Treuhänderbezirk) eine Bezirkswirtſchafts⸗ 
kammer errichtet. Die Geſchäfte dieſer Bezirkswirtſchaftskammer führt jeweils eine vom 
Reichswirtſchaftsminiſter beauftragte Handelskammer, deren Präſident zugleich jeweils Leiter 
der Bezirkswirtſchaftskammer iſt. Die Induſtrie⸗ und Handelskammern und die Handwerks- 
kammern eines Wirtſchaftsbezirks erhalten eine gemeinſame Vertretung in der Wirtſchafts⸗ 
kammer (87). Weiterhin erhalten die Reichsgruppen und die Hauptgruppen der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft ſowie die Wirtſchaftskammern eine gemeinſame Vertretung in der Reichs- 
wirtſchaftskammer. Dieſe iſt die gemeinſame Vertretung der fachlichen und der bezirklichen 
Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft, der Induſtrie⸗ und Handelskammern (8 32). 

An der Spitze jeder Gruppe der gewerblichen Wirtſchaft ſteht ein ehrenamtlich tätiger Leiter, 
der vom Reichswirtſchaftsminiſter, ebenſo wie die Leiter der Hauptgruppen der Induſtrie 
und der Wirtſchaftsgruppen, beftellt und abberufen wird. Der Leiter einer Fachgruppe oder 
einer Fachuntergruppe wird vom Leiter der Reichs bzw. Hauptgruppen auf Vorſchlag des 
Leiters der Wirtſchaftsgruppe beſtellt und abberufen. Damit iſt das Führerprinzip bis in 
die Antergliederungen konſequent verwirklicht. Entſprechend der Durchführung dieſes 
Prinzips erhält jede Gruppe der gewerblichen Wirtſchaft einen Beirat. Den Beirat der 
Reichsgruppe Induſtrie bilden die Leiter der Hauptgruppen. Den Beirat der übrigen Reichs⸗ 
gruppen und der Hauptgruppen der Induſtrie bilden die Leiter der zur Reichsgruppe oder 
zu den Hauptgruppen gehörigen Wirtſchaftsgruppen. Zum Beirat der Reichsgruppe gehören 
außerdem die Leiter der Bezirksgruppen und der Reichsgruppe (8 7). Dieſe Beiräte find auch 
bei den unteren Teilfachgruppen und Bezirksgruppen zu bilden. Im einzelnen ſei hinſichtlich 
des Aufbaues der Organiſation auf das Schaubild im Anhang verwieſen. 

Durch Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters vom 23.2.1937 find die Handwerkskammern in 
die Wirtſchaftskammern eingegliedert worden. Bei den Wirtſchaftskammern wird zu dieſem 
= nn Handwertstammer-Abtellung eingerichtet, der die Handwerkskammern des Bezirks 
angehören. g 

Der Neuaufbau der gewerblichen Wirtſchaft beruht auf dem Prinzip der Ausſchließ⸗ 
lichkeit. Außer Kartellen, die der Organiſation nicht angeſchloſſen find (vgl. S. 57), 
dürfen neben jener Organiſation keine freien wirtſchaftspolitiſchen Verbände beſtehen. 
Anderſeits beſteht Zwangsmitgliedſchaft zu den Organiſationen der gewerblichen 
Wirtſchaft. 

Die Aufgaben und Pflichten der Organiſationen der gewerblichen Wirtſchaft ſind im 
8 16 der Verordnung kurz umriſſen: Zunächſt haben die Gruppen ihre Mitglieder 
auf dem Fachgebiete zu beraten und zu betreuen. Der Leiter hat die Gruppe im Sinne 
des nationalſozialiſtiſchen Staates zu führen und die Angelegenheiten der Gruppe und 
ihrer Mitglieder unter Rüdfihtnahme auf die Geſamtintereſſen zu fördern. Der 
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Leiter iſt der Gruppe und den Leitern der übergeordneten Gruppe für die ordnungs⸗ 
mäßige Führung der Gruppe verantwortlich. Leiter und Geſchäftsführer haben die 
Geſchäfte unparteilich zu führen und dienſtlich zu ihrer Kenntnis gelangte Geſchäfts⸗ 
und Betriebsgeheimniſſe vor jedermann geheimzuhalten. 


Dieſe Aufgaben ſind abſichtlich ſehr weit gefaßt. Erſt die Erfahrung der kommenden 
Zeit wird zeigen, in welchem Amfange und auf welchem Gebiete ſich dieſe Aufgaben 
verwirklichen laſſen. Klar herausgeſtellt iſt zunächſt die Erziehungsaufgabe zu 
Gemeinſchaftsdenken und Gemeinſchaftshandeln. Die Einzel und Sonderintereſſen 
ſollen zurückgedrängt und in die Geſamtintereſſen des Berufsſtandes und darüber 
hinaus der geſamten Wirtſchaft wie des Staates und Volkes eingegliedert werden. 
Rein beiſpielhaft zählt ein Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters vom 7. Juli 1936 
folgende Aufgaben auf: 


1. Techniſche Anterrichtung und Aufklärung der Mitglieder, Anterrichtung über Einführung 
neuer techniſcher Verfahren, über neue Werkſtoffe und Über die techniſchen Fortſchritte 
auf Nachbargebieten; 

2. wirtſchaftliche Anterrichtung der Mitglieder Über die weſentlichen wirtſchaftlichen Fragen 
ihres Fachzweiges (Marktlage der Vorprodukte und der wichtigſten Rohſtoffe für deren 
Erzeugniſſe); 

3. Betreuung der Mitglieder mit dem Ziel der Verbeſſerung der Arbeitsweiſe und der 
Betriebsführung zur Erhöhung der Wirtſchaftlichkeit (Kalkulation); 

4. Betreuung in Kartellfragen, jedoch mit der Maßgabe, daß die Organiſationen der 
gewerblichen Wirtſchaft bis zum Erlaß anderweitiger Anordnungen marktregelnde Maß⸗ 
nahmen nicht durchführen dürfen; 

5. Behandlung ſteuerpolitiſcher Fachfragen; 

6. Behandlung von Verkehrs⸗Tarif⸗Fragen von mehr als örtlicher Bedeutung; 

7. Behandlung handelspolitiſcher und Deviſenfragen; 

8. Förderung von Forſchungs⸗ und Schulungsinſtituten, deren Arbeit dem betreffenden 
Fachzweig zugute kommt; 

9. Behandlung wehrwirtſchaftlicher und Luftſchutzfragen; 

10. Erſtattung von Gutachten über Angelegenheiten des Fachzweiges; 

11. 5 in allen ſonſtigen wirtſchaftsrechtlichen und ſozial⸗wirtſchaftlichen Fragen des 
achs; 

12. Mitwirkung bei Ausbildung des Nachwuchſes; 

13. Mitwirkung im Ausſtellungs⸗ und Meſſeweſen. 


Der Erlaß betont, daß dieſe Aufzählung natürlich nicht erſchöpfend ſein könne, und daß 
dadurch die Zuſtändigkeit der Induſtrie⸗ und Handelskammern nicht berührt werden 
ſolle. Das Leben und die praktiſche Tagesarbeit werde konkrete Einzelaufgaben im 
übrigen ſchon von ſelbſt ſtellen. 


Eine beſondere Aufgabe iſt den Gruppen der gewerblichen Wirtſchaft noch geſtellt in 
der Erziehung ihrer Mitglieder zum wirtſchaftlichen Ehrbegriff und zur Wahrung 
der Berufsehre. Als Hilfsmittel für die Erziehung und Überwachung der Mit- 
glieder in dieſem Sinne und für die Ahndung von Verſtößen gegen die Berufsehre 
hat der Reichswirtſchaftsminiſter durch Erlaß vom 20. Januar 1937 berufsſtändiſche 
Ehrengerichte auch für die Induſtrie gegründet, ſo wie ſie für das Handwerk ſchon 
früher ins Leben gerufen waren. Der Erlaß beſtimmt im 8 1, daß Unternehmer und 
geſetzliche Vertreter von Anternehmungen, die der Organiſation der gewerblichen 
Wirtſchaft angehören, verpflichtet ſind, in ihrer wirtſchaftlichen Tätigkeit Anſtand und 
Sitte des ehrbaren Anternehmers zu wahren und ſich durch ihr Verhalten der Achtung 
würdig zu zeigen, die der Beruf und die Zugehörigkeit zur Organiſation der gewerb— 
lichen Wirtſchaft erfordern. Es wird dann weiter geſagt, daß gröbliche Verletzungen 
gegen dieſe Pflichten als Verſtöße gegen die Berufsehre von den Ehrengerichten der 
Wirtſchaft verfolgt werden. Als Strafarten kommen in Frage: Warnung, Verweis, 
Geldbuße und Aberkennung der Fähigkeit, in der Organiſation der gewerblichen 
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Wirtſchaft und des gewerblichen Verkehrs ein Amt zu bekleiden. Zur Durdhführung 
der Verordnung wird für jeden Zweig einer Wirtſchaftskammer an deren Sitz ein 
Ehrengericht der Wirtſchaft gebildet, das mit einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern 
beſetzt iſt. Die Beiſitzer find Anternehmer oder geſetzliche Vertreter von Anter⸗ 
nehmungen. Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter müſſen die Fähigkeit zum 
Richteramt beſitzen. Gegen Arteile des Ehrengerichts kann Beſchwerde, unter 
Amſtänden auch Berufung eingelegt werden beim Ehrengerichtshof der Wirtſchaft, 
der bei der Reichswirtſchaftskammer errichtet wird. Er entſcheidet endgültig. 


Die Ehrengerichtsordnung der gewerblichen Wirtſchaft ſtellt eine ſogenannte General. 
klauſel dar, ähnlich wie die Ehrengerichtsordnung des Handwerks, weil es unmöglich 
iſt, ſämtliche möglichen Verfehlungen gegen die Berufsehre von vornherein geſetzlich 
zu erfaſſen. Die Ehrengerichte und der Ehrengerichtshof der Wirtſchaft werden in 
langjähriger Erfahrung, aus der Spruchpraxis heraus, einen Ehrenkodex für die 
gewerbliche Wirtſchaft zu entwickeln haben, der erſt der Ehrengerichtsordnung einen 
konkreten Inhalt geben wird. Es iſt ein großer Vorteil, daß die Schaffung dieſes 
materiellen Rechts mit in die Hände der in der gewerblichen Wirtſchaft ſelbſt tätigen 
Mitglieder der Ehrengerichte gelegt iſt. Damit iſt die Gewähr gegeben, daß hier ein 
lebenswahres Recht geſchaffen wird, das immer in engſter Verbindung bleiben wird 
mit der jeweiligen Lage und den jeweiligen Aufgaben der Wirtſchaft, dabei aber 
zugleich die grundſätzliche Linie einhält, die in der Ehrengerichtsordnung ſelbſt als 
Ausdruck nationalſozialiſtiſcher Wirtſchaftsgeſinnung feſtgelegt iſt. 

Die wirtſchaftlichen Aufgaben der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaſt haben eine 
weitere Konkretiſierung erfahren in dem Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters vom 
12. November 1936, der bereits oben bei Behandlung der Kartellfrage erwähnt 
worden iſt. Er weiſt darin darauf hin, daß es Aufgabe aller Gruppen und Kammern 
ſei, ihre Mitglieder zu größtmöglicher Wirtſchaftlichkeit und höchſter Leiſtung zum 
Nutzen von Volk und Staat zu erziehen. Dafür ſei eine umfangreiche Gemeinſchafts⸗ 
arbeit, beſonders auf techniſchem und betriebswirtſchaftlichem Gebiet (Normung, 
Buchhaltungs- und Kalkulationsrichtlinien, Betriebsvergleiche uſw.) durchzuführen, 
ebenſo auf dem Gebiet der Statiſtik und Marktanalyſe. Auf techniſchem Gebiete ſtehe 
beſonders die intenſive Mitarbeit am Vierjahresplan im Vordergrunde, ſpeziell die 
Frage der Nohſtofferzeugung und Rohſtofferſparnis. Dabei ſeien „alteingewurzelte 
Vorſtellungen, die vielfach von vermeintlichen privatwirtſchaftlichen Rentabilitäts- 
grundſätzen beſtimmt werden, darauf zu überprüfen .. „ ob fie gegenüber den großen 
Zielen des Vierjahresplanes noch eine Berechtigung haben. 


Anter den betriebswirtſchaftlichen Aufgaben nennt der Erlaß die Verbeſſerung des 
Rechnungsweſens und die Aufſtellung einheitlicher Buchhaltungs- und Kalkulations- 
richtlinien. Durch den Betriebskoſtenvergleich könnten die Betriebe zu einer höheren 
Wirtſchaftlichkeit gebracht und Verluſtquellen entdeckt und beſeitigt werden. Dadurch 
könne zugleich die Tendenz zur Preisſenkung verſtärkt werden. Falls die Betriebe 
Schwierigkeiten hinſichtlich der Anwendung der von den Gruppen aufgeſtellten Nicht. 
linien für das Rechnungsweſen und den Koſtenvergleich machten, könne der Leiter der 
zuſtändigen Wirtſchaftsgruppe die Einführung der vom Reichswirtſchaftsminiſter 
gebilligten Richtlinien durch Verhängung von Ordnungsſtrafen erzwingen. 

Im Mai 1937 wurde beim Reichskuratorium für Wirtſchaftlichkeit der „Reichsausſchuß für 
Betriebswirtſchaft“ errichtet, der in enger Zuſammenarbeit mit den Organiſationen der 
gewerblichen Wirtſchaft Grundſätze für die Koſtenrechnung und den Betriebsvergleich aus⸗ 
arbeiten ſollte. Durch Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters vom 11. 11. 1937 wurden den 
Gruppen der gewerblichen Wirtſchaft als Unterlage für die Ausarbeitung von Buchführungs⸗ 
richtlinien die „Grundſätze für Buchhaltungsrichtlinien“ bekanntgegeben. Schließlich wurden 
durch gemeinſamen Erlaß des Reichswirtſchaſtsminiſters und des Reichskommiſſars für die 
Preisbildung am 16. 1. 1939 die vom Reichsausſchuß für Betriebswirtſchaſt aufgeſtellten 
allgemeinen Grundſätze der Koſtenrechnung den Gruppen zugeſtellt. In derſelben Richtung 
liegt ſchließlich die Anordnung des Reichswirtſchaftsminiſters vom 12. 1. 1939, durch die ein 
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„Reichsausſchuß für Leiſtungsſteigerung“ errichtet wird, der in Zuſammenarbeit aller maß ⸗ 
gebenden Stellen in Staat, Partei und Wirtſchaft eine Gemeinfhafts-Rationalifierung, vor · 
wiegend auf dem Gebiet der Induſtrie, durchführen ſoll. Die Beiträge für dieſen Ausſchuß 
bringt die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft auf. Sie iſt neben dem Reichskuratorium 
für Wirtſchaftlichkeit und der Deutſchen Arbeitsfront der eigentliche Träger der hier zu leiſten 
den Rationalifierungsarbeit. 

Alle bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen und Anordnungen über die Aufgaben der 
Organiſationen der gewerblichen Wirtſchaft zeigen, daß erſt die Geſtaltung des tat- 
ſächlichen Lebens die Geſamtheit dieſer Aufgaben beſtimmen wird. Es iſt anzunehmen, 
daß, in dem Maße wie die Organiſation ſich feſtigt und in ihre Aufgaben hinein- 
wächſt, in dem Maße, wie die Menſchen wirklich mit nationalſozialiſtiſcher Wirt- 
ſchaftsgeſinnung erfüllt werden, der Staat der berufsſtändiſchen Organiſation immer 
weitere Aufgaben der Wirtſchaftsführung, der Planung, Beratung und Kontrolle 
überweiſen kann und wird, die von wirtſchaftlichen Sachverſtändigen oft beſſer durch- 
geführt werden können als von rein ſtaatlichen Organen. Es iſt anderſeits zu er⸗ 
warten, daß auch aus der berufsſtändiſchen Wirtſchaft ſelbſt heraus Anregungen für 
die Ausgeſtaltung einer planmäßigeren Wirtſchaft mit Hilfe und unter Leitung der 
Selbſtverwaltungsorganiſation kommen und ſich durchſetzen werden. 


Wo einmal in der deutſchen Wirtſchaft der optimale Schnittpunkt von wirtſchaftlicher 
Freiheit und Selbſtverantwortlichkeit des einzelnen Unternehmers mit der Wirt 
ſchaftsführung nach großen planenden Richtlinien der berufsſtändiſchen Wirtſchafts⸗ 
organiſationen bzw. des Staates liegen wird, läßt ſich nicht von vornherein be- 
ſtimmen. Das iſt in beträchtlichem Amfange abhängig von der jeweiligen Struktur 
der Wirtſchaft bzw. von den jeweils vordringlichen Aufgaben, die ihr die politiſche 
Führung ſtellt; aber auch von der Geſinnung der in der Wirtſchaft tätigen Menſchen. 
Es wird ſehr viel darauf ankommen, daß man bei der Abertragung von wirtichafts- 
planenden Aufgaben an die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft das Maß der 
Bindung der privaten Initiative des einzelnen Anternehmers nicht überſpannt. Das 
müßte bezahlt werden mit einer Lähmung der Schaffensfreude, die die Vorteile 
einer Wirtſchaftsplanung bald illuſoriſch machen und die Geſamtleiſtungsfähigkeit 
der Wirtſchaft ſchwer ſchädigen würde. Es wird viel Energie, aber auch viel Klug— 
heit und Geduld ſeitens der für die deutſche Wirtſchaftsführung verantwortlichen 
ſtaatlichen Wirtſchaftsleitung wie auch ſeitens der Leiter der berufsſtändiſchen Organi⸗ 
ſationen erfordern, um die jeweils richtige Kombination von Freiheit und Bindung 
zu finden. Aber die Aufgabe iſt geſtellt, und ſie muß und wird gelöſt werden; denn 
es gibt kein Zurück mehr zu dem Geiſt und den Formen der liberaliſtiſchen Wirt- 
ſchaftsepoche, deren falſch verſtandene, verantwortungsloſe Freiheit als Konſequenz 
ſchließlich in einer rein ſtaatlichen Wirtſchaft endigen müßte, wenn nicht der jetzt in 
der deutſchen Wirtſchaftspolitik vorgezeichnete Weg eine Löſung böte, die die private 
Führung und Verwaltung der Wirtſchaftsmittel aufrechterhält, aber dieſe Aufgabe 
zugleich mit einer hohen Verpflichtung gegenüber der Volksgeſamtheit verbindet und 
ihr damit erſt den ſittlichen Wert verleiht, der ihr in der liberaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
epoche fehlte. 
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Band III Beitrag 53 Die Abhandlung zerfällt in zwei ſelbſtändige Leile, oon 
2 denen der eine vielleicht am beſten „Der handel” und der 

Ptofeſſor De. L ũ et 


6 andere „Die Auflenwictichaft” überſchrieben würde. Aus 
F Gründen der Überlieferung jedoch wird einſtweilen an der 
Mainifche Uirtſchaftsgebiet, sig Zweiteilung in „Binnenhandel“ und „Außenhandel” feſt⸗ 
frankfurt a. fl., gehalten, obgleich filarheit darüber befteht, daß ihr Zu- 
leiter det Reichs gruppe handel ſammenhang faſt nur noch im Huſteren zu ſuchen iſt. Der 
Binnen- und Außenhandel erſte Teil „Binnenhandel“ geht aus vom eſen des handels 

und feinen Funktionen, nimmt Stellung zum vielumfttit- 
tenen Problem der fandelsſpanne und beſchäftigt ſich dann 
mit den einzelnen Arten und formen des handels (Roh- 
ftoffhandel, Abſatzgroſthandel, Warenhäufer, Maffenfilial- 
geſchäfte, Einheitspreisgefchäfte uſw.]. Dabei wird die Er- 
örterung der Tendenzen zur Ausjchaltung des Großhandels 
nicht vergeffen, wie auch die Großhandels-Sonderformen 
Mäckte, Meſſen, Auktionen und Einſchteibungen) gebüh- 
rende Beachtung finden. Die ſich daran knüpfende Dar- 
ſtellung der Binnenhandels politik geht ganz neue 
Wege: Gtundſätzlich unterfcheidet fie drei Bereiche der 
nationalſozialiſtiſchen Binnenhandelspolitik, den ſtaatlichen. 
den ſtändiſchen und den betrieblichen Bereich. Det zweite 
Teil „Außenhandel” unterſucht einleitend die Stellung der 
Dolkswirtjchaft zur Weltwictfchaft und umteift die wict- 
ſchaftlichen und auferwictichaftlichen Aufgaben des Auflen- 
handels. Im 3. und 4. Rapitel find die herkömmlichen Lehr- 
gebiete det Auflenhandelspolitik ſuſtematiſch dargeſtellt, 
wobei die Probleme der modernen Handelspolitik weiteft- 
gehende Berückſichtigung finden. Ein letzter Abſchnitt et- 
örtert die Gegenwartsfragen der deutſchen handels- 
politik, ſchildert Deutſchlands Notlage und Gegenwehr 
(„Neuer Plan“, Dertechnungsabkommen, Rompenjations- 
geſchäfte, ski, 30) und [chließt mit einem handelspoliti- 
In Ausblick unter der fjerrſchaft des zweiten Dierjahres- 
plans. 
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A. Binnenhandel 


I. Der Binnenhandel in der Dolkswwirtfchaft 


1. Das eſen des handels 

Es iſt das unverdiente Schickſal des Handels, daß man ihn vielfach nur aus der 
Ladentiſchperſpektive betrachtet hat. Seine werterhöhende, eigenſchöpferiſche Kraft 
iſt oft außer acht geblieben, teils bewußt, teils in leichtfertiger Verkennung des 
wahren Charakters der Handelstätigkeit. Der Handel galt vielen einfach als „un- 
produktiv“. Man hat dabei gern überſehen, daß die „Produktion“ (im weiteſten 
Sinne) noch nicht mit der techniſchen Fertigſtellung der Güter beendet iſt, ſondern 
vielmehr erſt dann aufhört, wenn das Gut die Grenze der Konſumſphäre über- 
ſchritten hat. 

Das Weſen des Handels liegt in der Material- und Güterzuführung von den 
Plätzen ihrer Gewinnung und Verarbeitung zu den Stätten ihres Ge brauchs und 
Ver brauchs. Erſt diefe Leiſtung gibt der Produktion für den unbekannten Kunden 
einen Sinn, weil fie dafür ſorgt, daß die Güter, ſoweit fie noch unbekannt find, über · 
haupt bekannt und begehrt werden oder als benötigte Güter im Zeitpunkt und 
am Orte des Bedarfs verfügbar ſind. 

Ganz allgemein geſehen, beſteht der Handel im Austauſch von Gütern oder von 
Rechten, die ſich an Güter knüpfen, mit dem Ziel, Tauſchobjekte zu erlangen, die die 
Tauſchenden höher ſchätzen als diejenigen, die ſie dafür hingeben. Fügen wir dem 
nichts weiter hinzu, jo haben wir es hierbei mit einem „Handel im weiteren Sinne“) 
zu tun. „Handel im engeren Sinne“ liegt vor, wenn beſondere Wirtſchaftsglieder 
— wir ſprechen heute von einem „Stand“ — ſich der Beſorgung des Güteraustauſches 
zwiſchen Erzeuger und Verbraucher, den dieſe nicht mehr ſelbſt durchführen wollen 
oder durchführen können, allein widmen, wenn alſo eine aus Kauf und Verkauf 
ſich zuſammenſetzende wirtſchaftliche Tätigkeit erwächſt, die darauf gerichtet iſt, die 
Güter (bzw. Rechte) aus der Hand jener, die ihnen geringeren Wert beimeſſen, in 
die Hand derer zu überführen, die ſie höher ſchätzen, um aus einem Teil dieſes 


1) Vgl. Hellauer: Warenverkehr in „Die Handels⸗Hochſchule“, Berlin 1937. 
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A. Binnenhandel 


I. Der Binnenhandel in der Dolksiwirtfchaft 


1. Das Wejen des fjandels 

Es ift das unverdiente Schickſal des Handels, daß man ihn vielfach nur aus der 
Ladentiſchperſpektive betrachtet hat. Seine werterhöhende, eigenſchöpferiſche Kraft 
iſt oft außer acht geblieben, teils bewußt, teils in leichtfertiger Verkennung des 
wahren Charakters der Handelstätigkeit. Der Handel galt vielen einfach als „un- 
produktiv“. Man hat dabei gern überſehen, daß die „Produktion“ (im weiteſten 
Sinne) noch nicht mit der techniſchen Fertigſtellung der Güter beendet iſt, ſondern 
vielmehr erſt dann aufhört, wenn das Gut die Grenze der Konſumſphäre über ⸗ 
ſchritten hat. 

Das Weſen des Handels liegt in der Material- und Güterzuführung von den 
Plätzen ihrer Gewinnung und Verarbeitung zu den Stätten ihres Ge brauchs und 
Ver brauchs. Erſt dieſe Leiſtung gibt der Produktion für den unbekannten Kunden 
einen Sinn, weil fie dafür forgt, daß die Güter, ſoweit fie noch unbekannt find, über · 
haupt bekannt und begehrt werden oder als benötigte Güter im Zeitpunkt und 
am Orte des Bedarfs verfügbar ſind. 

Ganz allgemein geſehen, beſteht der Handel im Austauſch von Gütern oder von 
Rechten, die ſich an Güter knüpfen, mit dem Ziel, Tauſchobjekte zu erlangen, die die 
Tauſchenden höher ſchätzen als diejenigen, die ſie dafür hingeben. Fügen wir dem 
nichts weiter hinzu, jo haben wir es hierbei mit einem „Handel im weiteren Sinne“) 
zu tun. „Handel im engeren Sinne“ liegt vor, wenn beſondere Wirtſchaftsglieder 
— mir ſprechen heute von einem „Stand“ — ſich der Beſorgung des Güteraustauſches 
zwiſchen Erzeuger und Verbraucher, den dieſe nicht mehr ſelbſt durchführen wollen 
oder durchführen können, allein widmen, wenn alſo eine aus Kauf und Verkauf 
ſich zuſammenſetzende wirtſchaftliche Tätigkeit erwächſt, die darauf gerichtet iſt, die 
Güter (bzw. Rechte) aus der Hand jener, die ihnen geringeren Wert beimeſſen, in 
die Hand derer zu überführen, die ſie höher ſchätzen, um aus einem Teil dieſes 


1) Vgl. Hellauer: Warenverkehr in „Die Handels-Hochſchule“, Berlin 1937. 
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Wertauftriebs die Mittel für die eigene Eriftenz zu gewinnen Es iſt — mit 
anderen Worten — ein Berufs handel entſtanden. 


Geſchichtlich tritt uns der Berufshandel zuerſt in der Form des Einfuhr dandels 
entgegen, der es unternimmt, Güter anderer Länder gegen naturgegebene Aberſchuß - 
produkte der eigenen Heimat auszutauſchen. 


Einen ſelbſtändigen Binnen handel treffen wir zunächſt als ſogenannten 
Wander handel an. Der ſeßhafte Binnenhandel entwickelt ſich erſt mit der 
Städtebildung, die, wie Werner Sombart jagt, allmählich einen jo ſtarken Güter. 
ſtrom auslöſt, daß ein „durchjähriger Handel“ möglich wird, um „das Rad eines 
kaufmänniſchen Betriebes zu treiben“. 


Gegen Ende des 18. Jahrhunderts erfolgt langſam eine Trennung des Groß- 
handels vom Einzelhandel bzw. des „Zwiſchenhandels, vom „Letzthandel“, wie 
Adolf Lampe) ſich — richtiger — ausdrücken möchte. Jedoch iſt das nicht in allen 
Branchen der Fall. Zwiſchen vielen Produktions. und Verbrauchsſtufen iſt ſogar 
eine beſondere Handelsſtufe entbehrlich geblieben. Der Funktionsbereich des Handels 
iſt eben gemäß den Veränderungen und Zuſtänden in den Erzeugungs- und Ver- 
brauchsverhältniſſen ganz verſchiedenartigen Geſtaltungen unterworfen. Keinesfalls 
beſitzt etwa der berufsmäßige Handel eine Art Monopol auf den Vertrieb, ein 
Monpol auf den „Handel im weiteren Sinne“. Doch iſt der Berufshandel für die 
Heranführung der Maſſenprodukte an den Konſum durchaus unentbehrlich geworden. 


2. Die Funktionen des fjandels 


Der Handel leitet die Güter von den Stätten der Gewinnung oder Verarbeitung 
ohne Veredlung oder mit geringer Be arbeitung an die Orte des Bedarſs. Das iſt 
ſeine Arfunktion, ſeine Geſamt funktion. Dieſe iſt in verſchiedene Teil funktionen 
auflösbar. Karl Oberparleiter?) unterſcheidet deren ſechs: die räumliche Funktion, 
die zeitliche Funktion, die Quantitätsfunktion, die Qualitätsfunktion, die Kredit⸗ 
funktion und die Werbefunktion. Wir können noch eine ſiebente Funktion hinzu⸗ 
fügen: die Lenkungsfunktion. 


a) Die räumliche Funktion 


In ſeiner räumlichen Funktion überwindet der Handel den lokalen Anterſchied 
zwiſchen Produzent und Konſument. Er übernimmt es indeſſen meiſt nicht mehr, wie 
das früher allgemein üblich war, die Ware von einem Ort zum anderen ſelbſt zu trans. 
portieren. Dieſe Funktion erfüllt heute der Verkehr. Jedoch iſt das Riſiko des 
Transports beim Handel verblieben. Er kann es zwar durch Abſchluß einer Trans- 
portverſicherung großenteils auf andere Glieder der Volkswirtſchaft überwälzen, 
aber nur dann, wenn er die Koſten dafür in Geſtalt der Verſicherungsprämie 
übernimmt. | 


Der Handel trägt daneben auch das Preis riſiko, das ſich zuweilen recht emp- 
findlich auswirken kann; d. h. er geht unter Amſtänden inſofern ſchwerwiegende Wag⸗ 
niſſe ein, als ſich die Preiſe während der Dauer der Verkehrsleiſtung nach oben oder 
nach unten ändern können. 


Eine ganz beſondere Bedeutung gewinnt die räumliche Funktion des Handels im 
Außenhandelsgeſchäft.) Der Ausfuhr bzw. Einfuhrhändler iſt mit feinem Abjat- 
und Einkaufsgebiet infolge langjähriger Handelstätigkeit genaueſtens vertraut. Er 


) Binnenhandel und Binnenhandelspolitik in Adolf Webers „Handels. und Verkehrs 
politik“, München 1933. 

) Funktionen. und Riſikenlehre des Warenhandels. Vgl. auch Liſowſky: Die Funktionen 
des Handels in „Betriebswirtſchaftliche Blätter“, Sept. 1936. 

) Obwohl die ſich um den Außenhandel gruppierenden Probleme ſyſtematiſch in den Haupt 
teil B gehören, wird es dennoch zweckmäßig ſein, verſchiedene Fragen bereits im Hauptteil A 
duſammenhangsweiſe mit zu berückſichtigen. 
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hat häufig jahrzehntelang die Entwicklung des ausländiſchen Marktes beobachtet 
und verfolgt alle ſeine Regungen und Bewegungen weiterhin mit größter Aufmerk⸗ 
ſamkeit und Sorgfalt. Er kennt ſeine Eigentümlichkeiten und iſt dadurch in die Lage 
verſetzt, ſich den Bedürfniſſen der ausländiſchen Märkte weiteſtgehend anzupaſſen. 
So wird er normalerweiſe mit einem geringeren Niſiko zu arbeiten vermögen als der 
direkt er- oder importierende Induſtrielle, der nicht über dieſe bis in alle Einzelheiten 
gehenden Erfahrungen verfügt. Daraus wird man u. a. ſchließen dürfen, daß der 
Handel für die Durchführung der riſikoreichen Außenhandelsgeſchäſte gemeinhin 
geeigneter iſt als die Induſtrie. a 


b) Die zeitliche Funktion 


Die Erfüllung der zeitlichen Funktion übernimmt der Handel durch Aberbrückung 
zeitlicher Differenzen zwiſchen Bedarf und Nachfrage. Auf Grund eingehen⸗ 
der Marktbeobachtungen, die ſich auf Erfahrung und planende Beobachtung 
ſtützen, iſt er in der Lage, für die Zukunft gewiſſermaßen vorzuſorgen. So kauft er 
in Zeiten reichlichen Angebots und mangelnder Nachfrage Waren ein, die er vorerſt 
auf Lager nimmt, um ſie dann zu gegebener Zeit wieder auf den Markt zu 
bringen, oder aber er ſchließt Geſchäfte auf ſpätere Lieferung ab. 

In beiden Fällen ergeben ſich, wie bei der räumlichen Funktion, wiederum gewiſſe 
Preisriſiken, die allerdings unter Amſtänden zum Teil durch Termingegen - 
geſchäfte ausgeſchaltet werden können. Der Kontrahent des ein Börſentermingeſchäft 
abſchließenden Effektivhändlers iſt dann häufig ein Spekulant, deſſen volkswirtſchaft⸗ 
liche Aufgabe nun zur Hauptſache darin beſteht, das Preisriſiko auf ſich zu nehmen. 


Die Einlagerung bringt fernerhin ein mehr oder minder gewichtiges Lager 
riſiko mit ſich. 


c) Die Quantitätsfunktion 


Anter der Quantitätsfunktion wird die Aufgabe verſtanden, diejenigen Waren, mit 
denen der Handel ſich eindecken will, ſo zuſammenzufaſſen oder ſo zu zergliedern, 
wie es der Markt verlangt, d. h. wie es den Bedürfniſſen der Abnehmer bzw. der 
Lieferanten gerecht wird. Abernimmt der Handel vorzugsweiſe die Aufgabe der 
Zuſammenfaſſung von Gütern, jo ſpricht man von dem ſammelnden oder 
kollektierenden Handel; widmet er ſich dagegen in erſter Linie der Verteilung 
von Waren, ſo haben wir es mit dem verteilenden oder distribuierenden Handel zu 
tun. Auf der einen Seite nimmt alſo der Handel ſeinen Weg vom kleinen agrariſchen 
oder induſtriellen Erzeuger bis zum Großmarkt — aufſteigende Wirtſchaftsſtufe —, 
auf der anderen Seite vom Großmarkt bis zum Einzelhändler und zum kleinen Ver ; 
braucher — abſteigende Wirtſchaftsſtufe. 


Der kollektierende Handel ſpielt im ſogenannten Landhandel, beiſpielsweiſe im 
Eierhandel, in vielen Ländern eine hervorragende Rolle, desgleichen im Ein- und 
Ausfuhrgeſchäft. Im Außenhandel iſt aber der distribuierende Handel nicht 
minder wichtig. 

d) Die Qualitätsfunktion 
In feiner Qualitätsfunktion erfüllt der Handel die Aufgabe, die Waren durch Gor- 
tierung, Vermiſchung, Reinigung, Zerkleinerung, Schälen und andere Bearbeitung 
für den Markt herzurichten. Eine Ver arbeitung hat mit der Qualitätsfunktion des 
Handels nichts zu tun. Dieſe Aufgabe obliegt grundſätzlich der Induſtrie.“ 
Von befonderer Bedeutung iſt die Qualitätsfunktion für die Großhandelshäuſer in 
den hanſiſchen Nordfeeſtädten. 


) Ausn : 3. B. Uni von Haarwäſſern in Drogerien, Ausrüſten von Geweben im 
Terttigropbandel . f e 
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e) Die Kreditfunktion 


Die Kreditfunktion des Handels, namentlich des Großhandels, ſpielt im Wirtſchafts 
leben heute noch wie je eine große Rolle. Der Handel übernimmt es nicht nur, den 
Abnehmer zu finanzieren, fondern leiſtet häufig auch Vorſchüſſe an den Pro- 
duzenten. Am wichtigſten iſt naturgemäß die Kreditgewährung an den Abnehmer. 
Hier zeigt ſich die grundſätzliche Aberlegenheit des Großhandels gegenüber der 
Induſtrie. Während die Induſtrie ihr Kapital zum überwiegenden Teil in Anlagen 
feſtzulegen pflegt, iſt der Großhandel häufig in der Lage, dem Einzelhandel lang - 
friſtige Kredite zur Verfügung zu ftellen, was dieſem begreiflicherweiſe den Ein- 
kauf ſehr erleichtert. Leider iſt jedoch die Kapitalbaſis des Großhandels infolge ſeiner 
Schwächung durch Krieg und Inflation, nicht zuletzt auch durch ſtark hervortretende 
Entmachtungstendenzen, ganz erheblich eingeengt worden, wodurch der Handel in 
vielen Fällen eine Hauptſtütze ſeiner Betätigung verlor. 


Neuerdings ſind nun auch noch Stimmen laut geworden, die dem Großhandel ſeine 
Kreditfunktion zugunſten der gewerbsmäßigen Kreditinſtitute ganz abzunehmen 
trachten. Dieſen Tendenzen muß mit aller Schärfe entgegengetreten werden; denn in 
der beſonderen Aberbrückungsaufgabe des Großhandels, ſowohl in techniſcher als auch 
in finanzieller Qinſicht, liegt mit eine feiner typiſchen volkswirtſchaftlichen Funktionen. 
Der Großhandel iſt beſſer als irgendein bankwirtſchaftlicher Betrieb in der Lage, die 
Verwendungsmöglichkeit der Waren zeit. und wertmäßig zu überblicken; und von der 
Verwendungsmöglichkeit hängt ja ſchließlich der Wert, den die Handelsgüter erlangen 
und behalten, ab, ſo daß dieſe zur entſcheidenden Kreditbaſis wird. Auf Grund ſeiner 
genauen Kenntnis der Qualitäts-, Preis, und Abſatzverhältniſſe iſt der Großhandel 
zur Aberwachung der Kredit. und Abſatzgebarung des Einzelhandels — nach richtiger 
Anſicht des Leiters der Reichsgruppe Banken, Otto Chriſtian Fiſcher — qualifizierter 
als jede Bank: Er kennt die fachmänniſche Leiſtungsfähigkeit ſeiner Abnehmer, wie er 
gemeinhin auch in der Lage iſt, die perſönliche Zuverläſſigkeit ſeiner Kunden 
richtig zu beurteilen. 


f) Die Werbefunktion 


Mit der Werbefunktion ſucht der Handel nach Abſatz für die Produktion. Sie wird 
deshalb auch beſſer als Abſatzfunktion bezeichnet. Ihr Korrelat iſt die Funktion der 
Auffindung von Bezugsquellen. 


g) Die Lenkungsſunktion“) 
Das Weſen der Lenkungsfunktion beſteht, mit einem Schlagwort geſagt, darin, das 
„Markträtſel“ zu löſen. Zeitpunkte, Orte und Richtung der Nachfrage find vor- 
greifend zu beſtimmen, um damit u. a. die Produktion vor Kapitalfehlleitungen zu 
bewahren. Indem der Handel den Bedarf nach Art und Größe feſtſtellt und danach 
ſeine Beſtellungen richtet, gibt er Induſtrie, Handwerk und Landwirtſchaft Nicht. 
linien für ihre Erzeugungstätigkeit. Durchweg iſt es der Einzelhandel, der ſich am 
letzten Verbraucher orientiert, deſſen Wünſche auffängt und fie an die ihm vorgeord- 
neten Wirtſchaftsſtufen, gemeinhin den Großhandel, weiterleitet. Dieſer, der vor. 
nehmlich darauf bedacht iſt, vorteilhafte Bezugsſtätten zu ſuchen für die Waren, die 
der Markt in ſtändig wechfelnder Folge von ihm verlangt, wendet ſich wiederum an 
die fabrikatoriſchen und landwirtſchaftlichen Erzeugungsſtufen, die dann, auf dem- 
ſelben Wege rückwärts ſchreitend, für raſche und preiswerte Befriedigung der vom 
Handel aufgezeigten Bedürfniſſe der Verbraucherſchaft durch eine entſprechende Güter- 
erſtellung Sorge tragen. Eine ſolche Gliederung und die ſich darauf aufbauende 
Handelstätigkeit entſprechen dem Grundſatz der Freiheit des Verbrauches, d. h. dem 
Grundſatz, daß ſich der Erzeuger nach den Wünſchen des Verbrauchers richten ſoll 
und nicht umgekehrt der Verbraucher nach denen des Erzeugers. Dieſe Grundordnung 


) Vgl. Lüer: Die ſiebente Funktion des Handels in „Transatlantic⸗Korreſpondenz“ 1935. 
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muß unſere Wirtſchaft beherrſchen; denn der Menſch fol nicht Sklave der Wirt- 
ſchaft, der Sklave ſeines eigenen Werkes ſein, ſondern ſein Beherrſcher. Das ſchließt 
nicht aus, daß die Erfüllung der Käuferwünſche ihre objektive Grenze an den 
Produktionsmöglichkeiten und an den nationalen Notwendigkeiten des 
Staates findet. Nicht ſchrankenloſe Willkür darf unfere Märkte 
beherrſchen, ſondern einzig und allein eine Freiheit, die 
ſich ihre Daſeins berechtigung durch das Pflichtgefühl gegen ⸗ 
über dem, was der Volksgemeinſchaft frommt, Tag für Tag 
aufs neue erobert. Das iſt die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung von der Frei⸗ 
heit des Handels, und dieſe ſtellt ihm ganz neue, zuſätzliche, vor 1933 von ihm noch 
nicht verlangte Aufgaben. 


Der Handel muß ſich dort, wo die Intereſſen der Kunden mit höheren Geſichtspunkten 
der Nation nicht vereinbar find, ſelbſt die Grenzen feiner hauptſäch⸗ 
lichſten Tätigkeit — Befriedigung der Wünſche ſeiner Kunden — ſetzen. 
In dieſen Zuſammenhang gehört z. B. die praktiſche Löſung der Fragen, die ſich aus 
der Beſchränkung der Einfuhr nichtlebensnotwendiger Güter ergeben, aus dem Schutze 
und der Förderung der Volksgeſundheit uff. Hier entſteht für den Handel die Auf- 
gabe der Lenkung des Konſums, eine weit ſchwierigere Aufgabe als die der 
Lenkung der Produktion. 


Dem deutſchen Handel obliegt es derzeit, die Amlenkung des Verbrauches auf ſolche 
Waren durchzuführen, die die deutſche Wirtſchaft in genügender Menge und preis- 
würdig aus eigener Kraft zu erzeugen vermag; er hat auch die Propaganda der⸗ 
jenigen Verbrauchsgüter zu übernehmen, die dem Schutze und der Förderung der 
Volksgeſundheit dienlich find, beides Aufgaben von höchſter ſtaats- und wirtſchafts⸗ 
politiſcher Tragweite. 


Daß der Handel ſchon immer verſucht hat, einigen Einfluß auf die Konſumtion zu 
gewinnen, berichtet uns bereits 1868 Hans Karl Emil von Mangoldt.) Aber das 
geſchah früher nicht aus nationalem Pflichtgefühl heraus als bewußter und gewollter 
Dienſt am Vaterlande, ſondern in dem Beſtreben, die „kaufkräftigen Bedürfniſſe der 
Verbraucher in allen ihren Schattierungen weit ſorgſamer und eingehender zu 
ſtudieren, als jeder einzelne Verbraucher das für ſich ſelber zu tun pflegt“, um 
daraus geſchäftlichen Nutzen zu ziehen, was an ſich nicht gemeinſchaftsſchädlich zu fein 
braucht, wenn das eigene Intereſſe ſich an den Notwendig 
keiten der geſamten Volkswirtſchaft orientiert. So mag denn 
der Handel auch weiterhin ſeine Schaufenſter ſo dekorieren, „daß vielleicht kein ein⸗ 
ziger ſich der Aberzeugung verſchließen kann, ſich die Ware, die nun ſeinen vollen 
Beifall findet, vorher in Gedanken ſo vorgeſtellt zu haben oder imſtande geweſen zu 
ſein, ihre Herſtellung anzuordnen“) Die Grenze dieſer oder ähnlicher Art heimlicher 
Herrſchaft über „ſeine Majeſtät den Kunden“ hat indeſſen ſtets in der Grundhaltung 
zu liegen, die im vorhergehenden ſkizziert worden iſt. 


Im Prinzip erfüllt alſo die fiebente Funktion die hohe Aufgabe, Erzeugung und Ver⸗ 
brauch nach nationalwirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu lenken, Kapitalfehlleitungen 
zu verhindern und — Konjunkturſchwankungen zu mildern; das letztere inſofern, als 
der Handel ſich — bei freier Marktwirtſchaft, wie wir ſie etwa in den Vereinigten 
Staaten von Amerika finden — eindeckt, wenn Preisſteigerungen in Ausſicht ſtehen, 
alſo in Zeiten der Depreſſion und des erſten Anſtieges, und mit ſeinen Beſtellungen 
bereits zurückhält, wenn die Konjunktur ihrem Höhepunkt entgegengeht. So verhilft 
er in normalen Kriſenzeiten den induſtriellen Werken zu Aufträgen und Beſchäfti⸗ 
gung und erhält damit manchem Schaffenden Arbeit und Brot. 


7) Zitiert nach Lampe, a. a. O. 
) H. K. Emil von Mangoldt, a. a. O. 
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3. Die fjandelsſpanne 

Eine weitere wichtige Frage von geſamtwirtſchaftlicher Bedeutung iſt das Problem 
der Handelsſpanne (Preisbildung im Handel). Vor ſeiner un mittelbaren Erörte⸗ 
rung ſcheint jedoch zunächſt ein kurzer Aberblick über die Theorien der Preisbil - 
dung im Handel geboten. Man kennt deren in weiten Kreiſen meiſtens nur zwei: 
eine, von der breite Verbraucher ſchichten ausgehen — die ſogenannte Kalku⸗ 
lationstheorie — und die andere, die die Anbieter in den Vordergrund rücken 
— die ſogenannte Konkurrenztheorie der Preisbildung. 


a) Die Kalkulationstheorie 


Die Kalkulationstheorie geht davon aus, daß die Koſten⸗ und Erfolgsrechnung des 
Händlers den Preis beſtimmt. Sie läßt die Exiſtenz von Wechſelbeziehungen zwiſchen 
Angebot, Preis und Nachfrage völlig außer acht und begibt ſich damit ihres An ⸗ 
ſpruches, in der modernen Wirtſchaft ernſthafte Anerkennung zu finden. Wenn auch 
in früherer Zeit den „brancheüblichen“ Zuſchlägen eine preisbildende Wirkung ſicher⸗ 
lich nicht abgeſprochen werden konnte, ſo wiſſen wir doch, daß in der Gegenwart einer 
Kalkulations- oder Koſtentheorie allenfalls nur noch eine gewiſſe Bedeutung für die 
monopoliſtiſche Preisbildung zukommen kann. Von einem Monopol aber iſt 
im Handel keine Rede. 


b) Die Konkurrenztheorie 


Nicht minder abwegig iſt die Konkurrenztheorie. Sie unterſtellt, daß der Händler 
auf die Preisbildung keinerlei Einfluß zu nehmen vermag, daß vielmehr „die“ Kon- 
kurrenz die Preishöhe im Handel beſtimmt. Dazu hat Lampe“) treffend bemerkt, 
daß ſich dieſe „Theorie“ im Kreiſe bewegt, daß ein Konkurrent den anderen verant- 
wortlich macht und ſo der Preisverantwortliche ſchließlich zum großen Anbekannten 
wird (organiziſtiſche Wirtſchaftsauffaſſung). 

In Erkenntnis der Schwäche dieſer „Theorie“ wurde alsdann der Verſuch unter- 
nommen, fie zur „Nichtungsflügelhypotheſe“ auszubauen, indem man den Waren ; 
häuſern die preisbildende Funktion für die Güter des periodiſchen Be 
darfs beimeſſen wollte und die Konſumvereine zu Hauptträgern der Preisbildung 
für Lebensmittel auszugeſtalten ſuchte. Dieſe Hypotheſe richtet ſich jedoch an 
der nationalſozialiſtiſchen Wirklichkeit von ſelbſt. 


c) „Höchſte noch notwendige Koſten“ 


Da alſo beide Theorien offenbar unzulänglich find, hat die Handelsforſchung auf eine 
andere Lehre zurückgegriffen und den Satz aufgeſtellt, daß überall dort, wo freier 
Wettbewerb herrſcht, die Koſten des teuerſten dauernd am Markte noch notwendigen 
Anbieters der Tendenz nach dem Marktpreis am nächſten liegen (Geſetz der höͤchſten 
noch notwendigen Koſten). Die gebundene Wirtſchaft iſt an dieſem „Geſetz“ freilich 
nicht orientiert. 
d) Die Handelsſpanne 

Was nun die Handelsſpanne (Anterſchied zwiſchen Einkaufs [Werk.] Preis und 
Verkaufspreis) ſelbſt angeht, ſo iſt es leider eine ſattſam bekannte Tatſache, daß jeder 
Laie ſie prinzipiell als viel zu hoch anſieht. Aus dieſer Auffaſſung erhält dann die 
Phraſe von der Anproduktivität des Handels beſtändig noch neue Nahrung. 

Man wirft dem Handel vor, er ziehe aus ſeinen Aufſchlägen für ſich zu hohe 
„Profite“ heraus, und verkennt dabei leider vollkommen, daß das Problem der 
Handelsſpanne gar kein Problem der Gewinnregulierung, ſondern ein Problem 
der Koſtengeſtaltung iſt. Wie gering die Reingewinne am Amſatz und im 


op 


) A. a. O. 
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Verhältnis zu den Geſamtkoſten ſind, möge nachſtehendes Schaubild, das abſichtlich 
amerikaniſche Verhältniſſe zugrunde legt, deutlich erweiſen: “) 
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Es iſt zwar nicht zu leugnen, daß ſich die Koſten des Handels während der letzten 
Jahrzehnte in gegenläufiger Entwicklung zum Anteil der Fertigungskoſten befunden 
haben. Aber dafür iſt ſchwerlich der Handel verantwortlich zu machen. Man hat in 
dieſem Zuſammenhang ganz richtig geſagt, die — produktionsverbilligende — 
„Maſchine kann nicht nur die Waren herſtellen, ſie transportiert ſie zu und ab, 
die Maſchine kann ſie aber nicht verkaufen“ (Verkaufsautomaten ausgenommen). 
Schließlich darf auch nicht überſehen werden — was leider doch immer wieder ge— 
ſchieht —, daß Fabrikpreiſe und Verbraucherpreiſe einander nicht ſo gegenüberſtellbar 
ſind, als ob die Anterſchiede zwiſchen beiden ausſchließlich Handelskoſten darſtellten, 
während doch ein mehr oder minder großer Teil davon auf Frachten und ſonſtige 
Verkehrskoſten (Lagergebühren uſw.), Verſicherungsprämien und Entgelte für 
qualitätsfunktionelle Amformungsarbeiten entfällt. 

Wenn dennoch für die reinen Handelskoſten eine ſteigende Tendenz feſtgeſtellt worden 
iſt, ſo iſt dieſe Entwicklung im weſentlichen auf folgendes zurückzuführen: 

aa) Die Arbeitskoſten ſind geſtiegen (allgemeiner Kundendienſt, differenzierte 
Kundengewohnheiten!). So meint beiſpielsweiſe der Amerikaner W. R. Dunlop, 
daß dieſe mühelos um mehr als 5 v. H. zu ſenken wären, wenn die breite Maſſe der 
Verbraucherſchaft ſich bereit finden könnte, auf eine Anzahl der zur Zeit gebotenen 
Dienſtleiſtungen zu verzichten („to forego some of the services at present de- 
manded or complacently accepted“). 

bb) Die Mieten für Läden und Läger haben ſich zum Teil erhöht. 

cc) Die Kreditkoſten und »nebenkoſten, die ſowohl aktiv als auch paſſiv bedeutſam 
ſind, haben teilweiſe ganz beträchtlich zugenommen. 

dd) Die Lagerkoſten und Verluſte aus Ladenhütern (Model) find größer geworden. 
ee) Die Handelskette mußte ſich in manchen Fällen infolge vergrößerten Abſtands 
zwiſchen Erzeuger und Verbraucher verlängern und der Reklameaufwand ſich erhöhen. 
Zu dieſen „abſoluten“ Faktoren treten dann noch „relative“ Arſachen hinzu, die etwa 
zu ſuchen ſind in techniſchen Fortſchritten der Produktion ſowie darin, daß die Amſätze 
je Kunde im Vergleich zur Vorkriegszeit wertmäßig zurückgegangen find. 


% Aus „Die Handelsſpanne“, Heft 1 der Schriftenreihe der Forſchungsſtelle für den 


Handel, S. 37. 
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Welche Gründe auch immer beſtimmend ſein mögen, man prüfe ſie gewiſſenhaft, bevor 
man leichtfertig Vorwürfe erhebt. Der Handel leiſtet großzügige Pionierarbeit um 
die Erſchließung der Märkte wie auch mühevolle Kleinarbeit für ihre Feſtigung und 
Ordnung, und dafür gebührt ihm ein ſeinen Leiſtungen angemeſſener Lohn! 


II. Arten und Formen des andels 

1. Die fjandelsſtufen 

Je intenſiver ſich ein Handelsbetrieb dem Einkauf bzw. der Rohſtoffbeſchaffung 
zuwendet, um ſo weniger iſt er in der Lage, ſich der Waren verteilung zu 
widmen. Es läßt ſich denn auch geſchichtlich verfolgen, wie ſich nach und nach aus 
anfänglich univerſellen Handelsunternehmungen beſondere Handelsſormen aus- 
gliedern und je nach den gegebenen Bedingungen unterſchiedliche Funftionstombi- 
nationen entſtehen. Es bildet ſich eine Art Stufenleiter heraus, die Hellauer'*) wie 
folgt ſchematiſch darſtellt: 


— 
W Aon/umenten 


Im Prinzip hat fih die alte Handelsunternehmung ſtufenmäßig in Robftoffhandel, 
Produktionsverbindungshandel, Abſatzgroßhandel und Einzelhandel geteilt. 


2. Der Rohſtoffhandel 

Der Rohſtoffhandel iſt im Hinblick auf unſere weitgegliederte Halb- und Fertig- 
wareninduſtrie und mit Rüdfiht auf die verſchiedenen Arſprungsgebiete der Rob- 
ſtoffe ſowie auf die jeweils erforderlichen Warenkenntniſſe durchweg außerordentlich 
ſtark ſpezialiſiert. Er iſt mengen- und wertmäßig überwiegend dem Einfuhr ⸗ 
handel!) zuzuzählen und hat ſich als folder infolge der Beſonderheiten der über- 
ſeeiſchen Rohſtoffgebiete — ſtofflich gegliedert — bis zur Exkluſivität ausgebildet. 
Das gilt vornehmlich für den Wollhandel, den Baumwollhandel, den Häute. und 
Fellhandel, den Metallhandel und den Lebensmittelhandel. 


Im Lebensmittelhandel haben ſich je nach der Art der Erzeugniſſe und ihrer Produf- 
tions. und Verbrauchsbedingungen wohl die ſtrukturell verſchiedenſten Abſatzwege 
entwickelt. Die typiſchen Kolonialwaren, die ſchon von jeher Welthandelsartikel 
geweſen find und wegen ihres kleinbetrieblichen Arſprungs ſowie ihres weitver- 
zweigten Kleinabſatzes an die Haushaltungen einen vielſtufigen Handelsweg durch— 
laufen müſſen, haben in erſter Linie zur Ausbildung eines ſelbſtändigen Nahrungs- 
und Genußmittel-Einfuhrhandels beigetragen. Auf dieſem Gebiet haben daher die 
Einfuhrhändler ſtets eine beſonders feſte Berufsſtellung innegehabt. Die wachſenden 
Verbrauchsanſprüche der Induſtriebevölkerung waren geeignet, den Kolonialwaren 
einen immer größeren Markt zu erſchließen, der ſich jedoch bei einſetzenden Kriſen 
leicht verengte, beſonders, da es ſich großenteils um nicht unbedingt exiſtenznot⸗ 
wendige Produkte oder um Konkurrenzprodukte für inländiſche Erzeugniſſe (Zucker, 
Kaffee uſw.) handelt. 


11) Vgl. auch Lüer: Grundfragen der deutſchen Abſatzwirtſchaft in der Feſtgabe für Hjalmar 
Schacht, Berlin 1937. 

12) Warenverkehr, a. a. O. 

15) Vgl. diesbezüglich Anmerkung 4 auf S. 4. 
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Seit der Errichtung des Reichs nährſtandes find die händleriſchen Markt. und Preis- 
dispoſitionen auf dem Nahrungsmittelmarkt in früherem Amfang nicht mehr möglich. 
Die nährſtändiſchen Organiſationen in Geſtalt der Hauptvereinigungen für Milch, 
Getreide, Vieh, Eier, Zucker, Kartoffeln, Fiſche und Brauereierzeugniſſe haben den 
inländiſchen Nahrungsmittelhandel, die Reichsſtellen für Ole und Fette, Eier, 
Getreide und Vieh, den Lebens. und Genußmittel Einfuhr handel auf neue 
Grundlagen geſtellt und ihnen als Zwiſchengliedern der verſchiedenen Erzeugerſtufen 
ganz konkrete Sachfunktionen zugewieſen. Eine Ausſchaltung des Handels iſt jedoch 
im Rahmen der neuen Nahrungsmittelverſorgung mit Recht nicht erfolgt. 


3. Der Produktionsverbindungshandel 

Der Produktionsverbindungshandel iſt ſeinem Weſen nach ein Handel zwiſchen 
Robftoff- und Halbfabrikatherſtellung einerſeits ſowie weiterverarbeitenden Indu- 
ſtrien andererfeits. Sein Arſprung iſt darin zu ſuchen, daß die reichhaltige Stufen⸗ 
teilung in der weiterverarbeitenden Induſtrie die Eingliederung ſelbſtändiger 
Handelsunternehmungen, die — wenn auch in verſchiedenem Umfang — die Lage- 
rungs-, Sortierungs-, Abſatz. und Kreditfunktionen für die beteiligten Induſtrien 
zu übernehmen bereit waren, geradezu gebot. Eine genaue Abgrenzung dieſes 
Produktionsverbindungshandels vom Nohſtoffhandel wie vom Abſatzgroßhandel iſt 
naturgemäß kaum möglich, da die verſchiedenen Verwendungsarten der Stoffe und 
ihre Weiterverarbeitung als Haupt. oder Nebenprodukte auf ganz verſchiedenen, 
teils der RNohſtofferzeugung, teils dem Verbrauch naheſtehenden Fertigungsſtufen 
liegen. 

Der Produktionsverbindungshandel bezieht Halbfabrikate oder komplementär be⸗ 
dingte Teilfabrikate, nimmt den Lieferanten zur Herbeiführung gleichmäßiger 
Produktion die Lagerhaltung ab, hält damit für die Weiterverarbeiter die Materialien 
abrufbereit, ſtellt ihnen ein gewiſſes marktgängiges Sortiment zur Verfügung, das 
ihnen einen Aberblick über die gleichen Erzeugniſſe der verſchiedenen Herſteller bietet, 
und überbrückt ſchließlich mit feinem Kapital die Zeitſpanne, die zwiſchen den Koſten⸗ 
aufwendungen der RNohſtofferzeugung und dem Inkaſſo beim Weiterverarbeiter 
beſteht. f 

Häufig iſt der wirtſchaftlich ſelbſtändige Verbindungshandel mit einem ſogenannten 
Werkhandel in einem Betrieb verbunden. Der Werkhandel iſt ſeinem Weſen 
nach ein in die Abfatzſphäre geſtreckter Arm der liefernden Induſtrie. Juriſtiſch 
freilich iſt er ſelbſtändig. Er unterhält auch eigene Läger, trifft eigene Verkaufs. 
dispofitionen und kann nach außen als freies Handelsunternehmen auftreten. Be. 
triebswirtſchaftlich geſehen, ſtellt ein Werkhandelsbetrieb indeſſen meiſt nichts 
anderes dar als eine mehr oder weniger verſelbſtändigte Vertriebsabteilung der 
Lieferwerke.) 


4. Der Nbſatzgroſ handel 

Das Weſen des Abſatzgroßhandels iſt in ſeiner Stellung als Verteilungsorgan 
zwiſchen der Fertigwarenerzeugung und dem Einzelhandel zu fuchen. Er bezieht die 
Waren bereits in verbrauchsgerechtem Zuſtand. Seine hauptſächlichſte 
Funktion liegt nun darin, daß er die vom Einzelhandel bzw. vom gewerblichen Ver. 
braucher geforderte Menge zu gegebener Zeit für deſſen 
Bedarf bereitſtellt. Die Erfüllung dieſer Funktion erfordert je nach Waren- 
art und Bedarfsſtruktur die verſchiedenſten damit in Zuſammenhang ſtehenden Lei⸗ 
ſtungen. Beſonders treten beim Abſatzgroßhandel die Sortimentierung, die Kunden ⸗ 
werbung, die Lagerhaltung, die Kreditgewährung und die Inkaſſofunktion hervor. 


) Auf weiten Gebieten tritt der Produktionsverbindungshandel überwiegend als reiner 
Werkhandel auf, z. B. der Eiſenhandel. 
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Zum Abſatzgroßhandel gehört auch der Fertigwaren Ausfuhr handel. Schätzungs⸗ 
weiſe entfällt auf den berufsmäßigen Exporthandel weit mehr als ein Viertel der 
Geſamtausfuhr. 

Zuweilen iſt der Ausfuhrhandel noch mit dem Einfuhrgeſchäft verbunden. Der Ein⸗ 
fuhrhändler kann jedoch ſelten als ausgeſprochener Abſatzgroßhändler angeſehen 
werden. In der Nahrungsmittelverſorgung ſteht z. B. zwiſchen dem Importeur und 
dem Einzelhandel häufig das ſogenannte „Oberländiſche Haus“, das in der volks- 
wirtſchaftlichen Abſatzorganiſation als eine Art bezirkliche Vertriebsſtelle für den 
Einzelhandel zu werten iſt, weil der Einfuhrhandel in der Regel nur große Mengen 
anliefern kann, der Lebensmittel⸗ Einzelhandel auf Grund feiner außerordentlichen 
Konſumnähe aber zu kleinbetrieblich geſtaltet iſt und auf einem zu kurzfriſtigen 
Warenumſchlag beruht, als daß er beim Importeur oder beim Zentralmarkthändler 
kaufen könnte. Soweit oberländiſche Häuſer mit ihren Agenten und Reifenden noch 
nicht bis an den örtlichen Einzelhandel heranreichen, ordnet ſich in die Handelskette 
fernerhin der Halbgroſſiſt ein, der meiſt ſelbſt größerer Einzelhändler iſt. 


5. Exkurs: Die Ausjchaltung des Großhandels 

Vielfach hat die Erfahrung gelehrt, daß die Produktion den ſelbſtändigen Groß- 
handel für nichts anderes gehalten hat als ein notwendiges Abel. Die Handels 
ſpanne erſchien ihr entweder überflüſſig oder aber verlockend genug, um den Verſuch 
zu unternehmen, ſie für ſich ſelbſt durch direkten Abſatz bzw. direkten Einkauf zu 
gewinnen. Immer wieder iſt der Handel Angriffsobjekt geweſen, und das nicht nur 
von ſeiten der Erzeuger, ſondern auch von der Abnehmerſeite her. Die wachſende 
Kartellierung und Syndizierung der Induſtrie hat die Poſition des Großhandels 
oft geſchwächt und dieſen vielfach dazu genötigt, auch ſeinerſeits zu Verbands- 
bildungen zu ſchreiten. Beſtenfalls iſt es dann aber den Großhändlerverbänden vor 
1933 gelungen, durch geſchloſſenes Auftreten unbillige Forderungen der Lieferanten 
zurüdzuweiſen. Häufig gewannen fie an Eigenleben und atmeten dann bald 
„Geiſt vom Geiſte des Kartellgedankens“. u) Wo aber der Abſatz des Handels über 
gleichförmige Bahnen läuft, da verengt ſich ſehr bald fein Tätigkeitsbereich. 


a) Von der Erzeugerſeite her haben u. a. drei Inſtitute unmittelbar ſtark 
großhandelausſchaltend gewirkt: der Stadtreiſende des Fabrikanten, das Fabriklager 
und der Markenartikel. 

a) Stadtreiſende | 
Kleine und mittlere Firmen beſchränken ſich zuweilen auf den lokalen Abſatzmarkt 
ihres eigenen Standorts, und zwar ſelbſt dann, wenn ihre Spezialerzeugniſſe nur 
wenige Objekte eines vielſeitigen Einzelhandelsſortiments darſtellen und Waren 
gleicher Gattung aus anderen Fabriken über den Großhandel geleitet werden. An- 
geſtellte oder ſelbſtändige Proviſionsvertreter (Stadtreiſende) ſind hier die geeigneten 
Helfer, um — unter Ausſchaltung des Großhandels — für unmittelbare Befriedi⸗ 
gung des bezirklich eng begrenzten und konzentrierten Bedarfs zu ſorgen. 


b) Fabrikläger 

Auch größere Induſtriebetriebe ſuchen, ſelbſt wenn ihre Produktionskapazität über 
den örtlichen Bedarf hinausgeht, den konzentrierten lokalen Bedarf un mittelbar 
zu befriedigen und nur den koſtſpieligeren Abſatz in entlegenen Gebieten dem 
Großhandel zu überlaſſen. Beſonders ſtark iſt dabei das VBeſtreben, Stapel ; 
artikel, alſo Waren in größeren gleichartigen Mengen, die nicht kurzfriſtigen 
Modeſchwankungen unterworfen ſind, direkt abzuſetzen oder über örtliche Fabrikläger 
zu leiten. 

Ferner wird von der Induſtrie häufig auch verſucht, größere Gelegenheit3- 
geſchäfte unmittelbar abzuſchließen, vornehmlich, um den Handelsrabatt zu ſparen 


10) Vgl. Lampe, a. a. O. 
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und dem gelegentlichen Großkäufer (auch Sammelbeſteller) aus dem erſparten 
Handelsrabatt einen beſonderen Preisvorteil gewähren zu können. 


c) Markenartikel 


Drittens ſind es die Markenartikel, die den Zug zum direkten Abſatzweg in 
ſich tragen. Im Markenartikelgeſchäft werden von den Herſtellern nicht nur die 
Einzelhandelspreiſe feſtgeſetzt und die Groß. und Einzelhandelsſpannen gebunden, 
ſondern es werden auch typiſche Funktionen des Handels, vornehmlich die Werbung 
und die verbrauchsgerechte Abpackung, von der Induſtrie mitübernommen. Die 
Induſtrie iſt häufig jedoch nicht in der Lage, den verſtreut auftretenden 
Bedarf entlegener Gebiete ſelbſt zu befriedigen, ſondern bedarf hier in der 
Regel der Mithilfe des Groß- und Einzelhandels. So kommt es, daß die meiſten 
Markenartikel auch irgendwie in den Sortimenten des Groß- und Einzelhandels 
Platz gefunden haben. Die größten Masrkenartikelfabriken, wie z. B. die chemiſchen, 
pharmazeutiſchen und Genußmittelinduſtrien, haben den Großhandel ſogar weit- 
gehend wieder eingeſchaltet, zum mindeſten als Lagerhalter und Inkaſſoträger. 


Verſchiedentlich iſt Großhändlern für beſtimmte Bezirke auch der Alleinvertrieb 
mehrerer Markenartikel übertragen worden, obwohl die konkurrierenden Fabriken 
den Alleinvertrieb nur ungern dieſen Organen des kollektiven Vertriebs überlaſſen. 
Dort, wo ein Großhändler faſt nur noch Markenartikel ſeiner Branche vertreibt, 
iſt er — ſelbſt bei eigener Lagerhaltung — mehr zum Handels hilſs organ der 
Induſtrie geworden, als daß er noch als ſelbſtändiger Großhändler zu gelten 
vermöchte. 


In manchen Zweigen hat ſich die Zahl der Markenartikel nun derart gehäuft, daß 
das Vertrauen der Verbraucherſchaft ſich teilweiſe von den Marken wieder ab . und 
dem Handelskaufmann zugewandt hat. Der Handel ſuchte dann das ihm neu ent ⸗ 
gegengebrachte Vertrauen ſeinerſeits zu objektivieren, indem er ſelbſt mehrfach zur 
Schaffung einer Marke ſchritt: einer ſogenannten Handels marke. Dieſe Handels- 
marken haben in den letzten Jahren der Anzahl nach ſichtlich zugenommen. 


6) Von der Abnehmer ſeite her erfolgt die Ausſchaltung des Großhandels vor- 
nehmlich durch Einkaufsvereinigungen und großbetriebliche Formen des Einzel- 
handels. 


Die Einzelhandels⸗ Großbetriebe werden ſyſtematiſch erſt in dem ſpäteren Kapitel 
über den Einzelhandel berückſichtigt. 
Die 
Einkaufsvereinigungen des Einzelhandels 

ſtellen den Verſuch der klein und mittelbetrieblichen Detailliſten dar, ſich die Koften- 
vorteile des von den Einzelhandels Großbetrieben organſierten Großeinkaufs zu 
verſchaffen.““) Solche Verſuche find vornehmlich im Nahrungs- und Genußmittelhandel, 
im Hausrathandel, im Drogenhandel und zum Teil auch im Bekleidungs-, Ahren-, 
Papier-, Seifen und ſonſtigen Fachhandel unternommen worden. In der Hauptſache 
bezieht ſich die gemeinſame Einkaufsmöglichkeit auf Stapelwaren, bei deren Bezug 
u. a. zum Teil nennenswerte Transportkoſtenerſparniſſe für räumlich beieinander 
gelegene Geſchäfte gegeben find. Bei räumlich voneinander entfernt liegenden Ge⸗ 
ſchäften werden aber die durch die Zentrallagerung und verwaltung erzielten Koften- 
erſparniſſe durch höhere Frachtſveſen wieder ausgeglichen. 


Häufig find Einzelhändler ſolchen Einkaufsvereinigungen à. a. deswegen fern- 
geblieben, weil fie die individuelle Freiheit in der Liefſerantenauswahl höher ſchätzten 
als den durch die Einkaufsvereinigung gewährten Mengenrabatt. — 


10) Zum Teil find u una auch dadurch gewachſen, daß der Großhandel Lücken 
in ſeinem Sortiment aufwies; z. B. gibt es keinen Großhandel für Konfektion, wohl aber 


Eintaufsserbände. 
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Grundſätzlich haben die angedeuteten Ausſchaltungstendenzen un der Eriftenznot- 
wendigkeit des ſelbſtändigen Großhandels nicht zu rütteln vermocht; denn die 
Mannigfaltigkeit des örtlich und ſachlich verſchiedenen Bedarfs ſowie die Fortſchritte 
und Wandlungen techniſcher und modiſcher Art in der vielgeſtaltigen Fertigwaren⸗ 
fabrikation find zu groß, als daß der Abſatzgroßhandel als ſelbſtändige Wirtſchafts⸗ 
ſtufe im ganzen jemals überflüffig erſcheinen könnte. 


6. Sonderformen des Sroßhandels 


Als Großhandels-Sonderformen gelten häufig Märkte und Meſſen ſowie Organi- 
ſationsformen des öffentlichen Konkurrenzaufrufs, z. B. Auktionen und Ein- 
ſchreibungen. 


a) Märkte 


Unter Markt im Sinne einer Marktveranſtaltung verſteht man das an einem be- 
ſtimmten Ort zu einer beſtimmten Zeit erfolgende öffentliche Zuſammentreffen einer 
größeren Zahl von Käufern und Verkäufern zu dem Zweck, Geſchäfte abzuſchließen 
über Waren, die von den Verkäufern mitgebracht worden ſind. Solche Märkte haben 
im Mittelalter bis in die neue Zeit hinein, vornehmlich im 17. Jahrhundert, eine 
hervorragende Rolle geſpielt. Bekannt waren insbeſondere die großen Märkte 
(Warenmeſſen) von Bordeaux, Rouen, Lyon, Beaucaire, St. Germain in Frank- 
reich ſowie von Leipzig, Frankfurt am Main und Frankfurt an der Oder in Deutſch. 
land. Im Zuge der modernen Verkehrsentwicklung iſt ihre Bedeutung aber mehr 
und mehr zurückgegangen. Hellauer !) ſchildert anſchaulich, wie die ausgezeichneten 
Verkehrsmittel aus ausgedehnten Ländergebieten, ja, eigentlich aus der ganzen Erd- 
oberfläche einen einzigen großen Markt gemacht haben: „Durch die Handelsdepeſchen, 
durch die Berichte über Produktions. und Handelsverhältniſſe, publiziert in den 
verſchiedenſten Formen, durch die maſſenhaft ausgeſandten Preiskurante, Mujter- 
kollektionen und Briefofferten, durch das Heer der Reiſenden und Agenten, die in 
täglichem, ja, ſtündlichem Verkehr mit ihren Firmen ſich beſprechen können, vermag 
man einen Aberblick über Angebot und Nachfrage weiteſter Gebiete zu gewinnen, auch 
ohne das perſönliche Zuſammenkommen auf einem Markt. Telegraph, Kabel, Eijen- 
bahn und Dampfſchiff vermitteln die Willensäußerung der Kontrahenten auf die 
weiteſten Diſtanzen in kürzeſter Zeit und laſſen den Geſchäftsabſchluß auf Diſtanz 
entſtehen.“ Die Zuführung der Ware an den Marktplatz iſt überflüſſig geworden 
und bedeutet außerdem eine ſichtbare Verteuerung durch Transportſpeſen, die der 
moderne Handel mit ſeinen knappen Preiskalkulationen nicht mehr verträgt. 


Die Märkte, die im 19. Jahrhundert noch faft ausſchließlich den Handelsverkehr 
zwiſchen induſtriellen bzw. händleriſchen Großbetrieben und Kleinhändlern ſowie 
zwiſchen Großkaufleuten untereinander vermittelten, ) wurden aus dieſer Funktion 
mehr und mehr verdrängt, und an die Stelle der Warenmeſſe trat die Muſtermeſſe. 


b) Muſtermeſſen 


Die Muſtermeſſe geht bis in die 50er Jahre des vorigen Jahrhunderts zurück. Ihre 
Vorausſetzungen wurden vornehmlich durch den techniſchen Fortſchritt geſchaffen, der 
die Lieferung verſchiedenſter Waren nach Muſter ermöglichte. Die Muſtermeſſe 
gewann ſchnell an Ausdehnung und bot alsbald eine Marktüberſchau von höchſter Güte. 
Vor dem Weltkriege war Leipzig der leiſtungsfähigſte Meßplatz Europas. Ihm folgte 
Niſchnij Nowgorod. 

Nach dem Kriege hat ſich dann, nicht nur in Deutſchland, ſondern faſt überall in 
Europa, nachgerade eine Art Meſſe- Inflation entfaltet, für die der Ehrgeiz allzu 
rühriger Stadtväter zum überwiegenden Teil verantwortlich gemacht werden muß. 


1 A. a O. | 
2) Vgl. Zadow: Die deutſchen Handelsmeſſen, 1929. 
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Dieſer Entwicklung wurde aber im nationalſozialiſtiſchen Deutſchland bald Einhalt 
geboten, indem der neuerrichtete Werberat der Deutſchen Wirtſchaft die Anordnung 
traf, daß neben Leipzig künftighin nur noch Königsberg als internationaler Meßplatz 
zu gelten habe und die Meſſen von Breslau, Frankfurt am Main und Köln lediglich 
als Regionalmeſſen auszuſtatten ſeien. Die Frankfurter Meſſe iſt inzwiſchen ein- 
gegangen. 


Im Ausland liegen die Verhältniſſe ganz unterſchiedlich. Lange Zeit hat man dazu 
geneigt, die Bedeutung der jüngeren ausländiſchen Meßplätze zu überſchätzen, zumal 
dann, wenn dies noch durch irreführende Statiſtiken geſchäftstüchtiger Meſſeveran⸗ 
ſtalter unterſtützt wurde. Wenn z. B. Paris im Jahre 1934 zwei Millionen Be⸗ 
ſucher meldete und Lyon 600 000, Leipzig dagegen nur 160 000, jo iſt dabei zu 
berückſichtigen, daß der Charakter der deutſchen Meſſe gegenüber der franzöſiſchen 
ſehr verſchieden iſt. Der weitaus überragende Teil der Pariſer⸗Lyoner Meſſebeſucher 
ſetzt ſich aus ausgeſprochenen „Sehleuten“ zuſammen, die in Leipzig eine vergleichs⸗ 
weiſe verſchwindend geringe Rolle ſpielen. Auch der Vergleich der Ausſtellerzahlen 
(Paris in 1934 8000, Lyon 3500, Leipzig 7000) hinkt deshalb, weil die Ausſteller in 
Paris und Lyon vielfach Einzelhändler mit kleinen und kleinſten Verkaufsſtänden 
find, die unmittelbar an den Beſucher verkaufen (Warenmeſſe!). Der regelrechte 
Einzelhandelsverkauf gibt ſogar der Pariſer Meſſe ihr Geſicht. Demgegenüber iſt 
es England gelungen, feinen induſtriellen Erzeugniſſen einen ſeriöſen ausſtellungs⸗ 
techniſchen Rahmen zu geben. Atrecht hat beſonders an architektoniſcher Geital- 
tung manches Muſtergültige gebracht. 


Vornehmſte Aufgabe der Leipziger und Königsberger Meſſen iſt es, den 
deutſchen Außenhandel zu fördern und Deutſchlands Ruhm als Veredelungs⸗ 
land, als die Weltwerkſtatt der preiswerten Qualitätserzeugung in alle Länder 
zu tragen. 


Heute iſt Leipzig wieder zu „einer Marktinſtitution von ſolchem Ruf und Rang“ 
geworden, wie fie „kein Staat der Welt“ beſitzt.!“) 


Ihre Ausſtellerſchaft ſetzte ſich 1925 zu 94 v. H. aus Induſtriellen und zu 6 v. H. aus 
Großhändlern zuſammen; 1931 trat die Induſtrie mit 97 v. H. hervor und der 
Großhandel nur noch mit 3 v. H. Als Nachfragender iſt neben dem Großhandel 
neuerdings der mittlere Einzelhandel ſtark in den Vordergrund getreten. 


c) Auktionen 

Die Auktion gehört zu den Organiſationsformen des öffentlichen Konkurrenzaufrufs, 
und zwar — genau fo wie die Einſchreibung und die Subhaſtation (Feilbietung von 
Grundſtücken) — zu den Formen der Käufer konkurrenz. Eine Organiſationsform 
der Ver käuferkonkurrenz bildet die Submiſſion, die ſowohl ſchriftlich als auch 
mündlich durchgeführt werden kann. Der Public Call, eine Inſtitution, bei der ein 
Verkaufs- oder Kaufgebot laut ausgerufen wird, das von den Anweſenden unter- 
bzw. überboten werden kann, bis das niedrigſte Verkaufs- oder das höchſte Kauf⸗ 
gebot einen Geſchäftsabſchluß herbeiführt, rechnet ſowohl zur Käufer als auch zur 
Verkäuferkonkurrenz. 

Anter Auktion, auch Verſteigerung genannt, verſtehen wir nun einen Verkauf von 
beweglichen Sachen, der auf Grund eines öffentlichen Aufrufs zu einer beſtimmten 
Zeit an einem beſtimmten Ort an den Meiſtbietenden ſtattfindet. 


Die Auktionen können entweder gerichtliche oder außergerichtliche, regelmäßige oder 
zufällige, Großhandels oder Kleinhandels., freiwillige oder Zwangsauktionen ſein. 
Sie können ferner wegen marktgängiger oder wegen nichtmarktgängiger Waren ab- 
gehalten werden. 


10) Zadow, a. a. O. 
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Die regelmäßigen Großhandelsauktionen gehen zurück auf die Abſatzgepflogen⸗ 
heiten der „Holländiſch⸗Oſtindiſchen Kompanie“ im 17. und 18. Jahrhundert. Damals 
boten die Auktionsveranſtaltungen den zu Schiff ankommenden Waren überſeeiſcher 
Provenienz einen lebhaften Markt mit konzentrierter Nachfrage. 


Heute iſt das Auktionsweſen für die Einfuhr von Aberſee⸗Erzeugniſſen vorwiegend 
nur noch für London und Amſterdam von Bedeutung. Wir finden aber auch noch 
wichtigere Auktionen in der Form der ſogenannten Criées in den Pariſer Halles 
Centrales (Lebensmittelauktionen) ſowie in der Form der Holzlizitationen (Holz⸗ 
verſteigerungen). 

Häufig wird die Geſa mt warenpartie in einzelne Loſe geteilt, um die Partie 
verkäuflicher zu machen. 


Wer am meiſten bietet, erhält regelmäßig den Zuſchlag. 


d) Einſchreibungen 
Einſchreibungen find eine Abart der Auktionen. Sie unterſcheiden ſich von dieſen 
hauptſächlich dadurch, daß ihre Durchführung ſchriftlich erfolgt und ſo ein allmähliches 
Aberbieten der Kaufluſtigen nicht möglich iſt; es ſei denn, daß ſich an das ſchriftliche 
Verfahren noch ein mündliches, die ſogenannte Lizitation, anſchließt. 
Gebräuchlich iſt die Verkaufsform der Einſchreibung vornehmlich in Holland für 
ankommende Aberſee.Erzeugniſſe (Amſterdamer Tabak). 
Ihre Entſtehung iſt darauf zurückzuführen, daß offene Ausbietungen unter 
ungünſtigen Marktbedingungen häufig Schleuderpreiſe haben aufkommen laſſen. 


Grund ſätzlich neigen ſowohl Einſchreibungen wie Auktionen dazu, beſtehende 
Markttendenzen ſcharf zum Ausdruck zu bringen. Die Preiſe liegen häufig betont 
über oder ſichtlich unter den Preiſen, die man im laufenden Geſchäft zu 
erzielen pflegt. Der konzentrierte Markt kann ſich alſo für alle Marktbeteiligten 
vorteilhaft und nachteilig auswirken. Prognoſen find ſchwierig. Von eindeutigem 
Vorteil iſt für den Verkäufer unter Amſtänden noch nicht einmal die im Weſen der 
Auktionen und Einſchreibungen liegende Zahlungsbeſchleunigung; denn 
kurze Zahlungsfriſten können zuweilen außergewöhnlich niedere Preiſe zur Folge 
haben. 


7. Der Einzelhandel“) 

Der Einzelhandel nimmt im Prozeß der Warenzuführung an den Verbraucher im 
allgemeinen die letzte Stelle ein (Ausnahmen: z. B. Fabrikreiſende, Fabrikfilialen!). 
Seine Grundlage findet er vornehmlich in dem Vertrieb von Maſſenerzeugniſſen an 
die einzelnen Verbraucher.“) 


In der amtlichen Statiſtik tritt er erſt 1925 in Erſcheinung. Vorher wurde eine 
ſtatiſtiſche Trennung von Groß- und Einzelhandel noch nicht vorgenommen. 


a) Hiſtoriſche (Grund) Formen 


Die Notwendigkeit einer beſonderen Einzelhandelsſtufe hat ſich für mancherlei Bedarf 
bereits in vorkapitaliſtiſcher Zeit ergeben. Die verhältnismäßig großen Aberſchuß⸗ 
mengen der Bauernwirtſchaft auf der einen Seite ſowie die Induſtrialiſierung der 
ſtädtiſchen Bevölkerung auf der anderen Seite haben Lebensmittel zu Handelsobjekten 
gemacht. Erweitert wurde dieſer Handelsbereich durch den Bedarf an Kolonialwaren. 
Auch der Bekleidungsbedarf und die Tucherzeugung ſowie Bedarf und Herſtellung 
ſonſtiger täglicher lebensnotwendiger Bedarfsartikel haben ſelbſtändige Handels- 


>) Vgl. Splettſtößer: Der Einzelhandel, Berlin 1936, und Tiburtius: Der deutſche Einzel- 
handel im Wirtſchaftsverlauf und in der Wirtſchaftspolitik von 1925 bis 1935 in „Jahrbücher 
für Nationalökonomie und Statiſtik“, Nov. Dez. 1935. 

21) Er hat aber ſeit feinen Arſprüngen auch individuelle Einzelerzeugniſſe verkauft (3. B. 
Kunſthandel, Handel mit Möbeln beſonderer Qualitätsſtufen). 
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funktionen begründet. Immer aber find es nur kleine Teile des privaten Bedarfs 
geweſen, die einen berufsmäßigen Händler erforderten. Der größere Teil der lebens- 
notwendigen Bedürfniſſe wurde bei der agraren und kleinſtädtiſchen Bevölkerungs- 
ſtruktur noch bis über die Mitte des 19. Jahrhunderts hinaus vorwiegend im Rahmen 
der landwirtſchaftlichen Selbſtverſorgung und durch das ortsgebundene Handwerk 
befriedigt, fo daß ein ſelbſtändiger Einzelhandel nicht weſentlich über das Dorf- 
krämertum hinauszuwachſen vermochte. In größeren Orten blieb der Einzelhandel 
vielfach in betrieblicher Verbindung mit dem dort anſäſſigen Großhandel. Hier taten 
ſich neben dem Kolonialwaren⸗ und Manufakturwarenhändler auch verſchiedene 
Spezialhandwerker hervor, die auf Grund von Kundenaufträgen oder über den Kram- 
markt ihre Erzeugniſſe abſetzten. 
Erſt ganz allmählich hat ſich der Einzelhandel parallel mit der induſtriellen Ent- 
wicklung und dem verhältnismäßigen Rückgang der handwerksmäßigen Erzeugungs- 
funktion aus dieſer urſprünglichen Betriebsbindung an Großhandel und Handwerk 
berausgelöft. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts begann bereits die Aufgliederung 
des ſelbſtändigen Einzelhandels in Spezialbranchen. 
Spezialgeſchäfte ſetzen eine beſtimmte und ſtetige örtliche Bedarfskonzentration vor- 
aus, deren Ausmaß auf Grund der betriebswirtſchaftlichen Koſtenverhältniſſe für die 
einzelnen Branchen und Warengruppen ſehr verſchieden iſt, jo daß bei der Mannig- 
faltigkeit der deutſchen Verbrauchsgebiete die gleichen Waren nicht durchweg in den 
gleichen Spezialgeſchäften abgeſetzt werden können. So muß für faft alle Waren des 
täglichen Bedarfs, für die in Groß- und Mittelſtädten Spezialgeſchäfte vorhanden 
find, in kleinen Städten der Gemiſchtwarenhändlern) und auf dem Lande 
der Dorfkrämer einſpringen. Trotz des vielgeſtaltigen Sortiments dieſer 
Gemiſchtwarenhandlungen und Krämerläden iſt deren Amſatz häufig dennoch fo klein, 
daß fie nur neben landwirtſchaftlicher oder ſonſt noch möglicher gewerblicher Tätig ⸗ 
keit, wie Gaſtwirtſchaft, Verſicherungsgeſchäft ufw., eine Exiſtenzgrundlage bieten. 
In abgelegenen Dörfern kommt es ſogar des öfteren vor, daß ein nebenberuflich als 
Landwirt tätiger Gaſtwirt alle nur erdenklichen regelmäßig oder gelegentlich erforder- 
lichen nichtlandwirtſchaftlichen Funktionen, z. B. Großhandel, Einzelhandel. Raiff- 
eiſenkaſſe, Verſicherungsgeſchäft, Bürgermeiſteramt uſw., in ſeiner Hand vereinigt. 
Die ſtädtiſchen Spezialgeſchäfte find überwiegend aus den beſſeren Bedarfs⸗ 
magazinen, die ſich im Laufe der Zeit in den von kaufkräftigen Bevölkerungsſchichten 
bewohnten Großſtadtvierteln entwickelt hatten, erwachſen und haben ſowohl die 
Kultur des Stoffes als auch die Kultur der Darbietung immer höher ausgebildet. 
Das gilt für das Feinkoſtgeſchäft, das Spezialhaus für Damenmoden, das Herren- 
artikelgeſchäft, das Schuhgeſchäft, das Schirm: und Stockgeſchäft, das Herrenhut- 
geſchäft, das Möbelgeſchäft, Lederwarengeſchäft, Parfümeriegeſchäft, Foto · und 
Radiogeſchäft, Papier- und Schreibwarengeſchäft uſw. Dieſer Spezialhandel konnte 
mit zunehmendem Wohlſtand der großſtädtiſchen Käufermaſſen, unterſtützt durch weit- 
gehende Kreditgewährung der an einem großen Verteilungsnetz intereſſierten Liefe- 
ranten, auch in ärmere Wohnviertel eindringen, in denen allerdings neben den Hand- 
werksgeſchäften (Bäcker, Metzger, Schuhmacher, Friſeure) die Fachgeſchäfte für kurz⸗ 
friftigen Exiſtenzbedarſ, z. B. Kolonialwaren-, Eiſenwaren⸗ uſw. Geſchäfte, vor- 
herrſchen. | 
Die Handwerksgeſchäfte haben ſich häufig durch Aufnahme induftrieller Erzeugniſſe 
ſtark zu Einzelhandelsbetrieben gewandelt. Andererſeits wurden auch Einzelhändler 
wiederholt zur Errichtung handwerklicher Reparaturwerkſtätten (in der Form von 
Hilfsbetrieben) gedrängt. 

N b) Sonderformen 
In größeren Städten entwickelten ſich neben dem Spezialgeſchäft, das man wohl noch 
als Einzelhandelsgrundform anſprechen kann, gewiſſe Sonderformen. Dazu gehören 


2) Gemiſchtwarengeſchäfte gibt es heute auch noch in Nebenſtraßen größerer Städte. 
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Warenhäuſer, Maſſenfilialunternehmen und Einheitspreisgeſchäfte. Als Sonder- 
ſormen des Einzelhandels gelten fernerhin Konſumvereine und Verſandgeſchäfte. 
Häufig rechnet man auch noch den ambulanten Handel hierher, obgleich dieſer eher 
neben als unter den Einzelhandel zu ordnen wäre. 


aa) Waren häuſer 


Die Warenhäuſer, vorzugsweiſe aus Manuſakturwarengeſchäften entſtanden, haben 
vor 1933 eine außergewöhnliche Entwicklung genommen und konnten in ſehr kurzer 
Zeit eine Betriebskombination der Fachgeſchäftsſortimente durchführen, die freilich 
ausſchließlich unter dem kapitaliſtiſchen Geſichtspunkt der gangbarſten Artikel jeder 
Branche erfolgte. Der wachſende Bedarf der Vorkriegszeit ließ dieſe neue Waren⸗ 
hauskonkurrenz für die mittelſtändiſchen Fachgeſchäſte zunächſt ganz erträglich er⸗ 
ſcheinen. Die Warenhäuſer find ſogar in hohem Maße citybildend geweſen und haben 
nicht nur ſich ſelbſt, ſondern auch dem Facheinzelhandel in der Innenſtadt einen ver- 


kehrsreichen Standort erſchloſſen. Nach dem Kriege find die Warenbäufer jedoch 


auch in die Großſtadt⸗Vorſtädte vorgeſtoßen, und zwar ſowohl in die Wohnviertel 
handwerkender Volksgenoſſen als auch in die kaufkräftigeren Wohngebiete. Hierbei 
handelte es ſich jedoch vielſach nicht mehr um Geſchäftsneugründungen, ſondern meiſt 
um Erwerbungen beſtehender Geſchäfte, die zu großen Warenhausfilialen ausgebaut 
wurden. Die Inflationszeit mit ihren zerſtörenden Folgen für Kapital und Kauf- 
kraft hat dann der Weiterentwicklung der Warenhäuſer auf Koſten des mittel- 
ſtändiſchen Facheinzelhandels ſpürbar Vorſchub geleiſtet. 


Der Tendenz der Konſumorientierung konnten aber die Warenhäuſer doch nicht in 
dem Maße Rechnung tragen, wie es der Bequemlichkeit der wohngebundenen Käufer 
maſſen und ihrer geſunkenen Kaufkraft entſprach. Die Wünſche nach Bedarfsdeckung 
drängten dahin, die beſonderen Vorteile der Großbetriebe in Einkauf und Betriebs- 
organiſation auch für das ortsgebundene Spezialgeſchäft nutzbar zu machen. Hinzu 
kam die Tendenz der Demokratiſierung gewiſſer Luxusbedürfniſſe, die bereits in der 
Vorkriegszeit vorhanden war, durch die Flucht in die Sachwerte während der 
Inflationszeit weſentlich geſteigert wurde und den Kreis des gebräuchlichen Kultur- 
bedarfs erweiterte. 


bb) Maſſenfilialunter nehmungen 


Mit den Vorteilen der Konſumnähe und der fachlichen Spezialiſierung ſuchten die 
Vorteile des Großeinkaufs vor allem auch die Maſſenfilialunternehmungen zu ver- 
binden. Durch Einrichtung konſumnaher Verkaufsſtellen nach Art und Amfang ſelb— 
ſtändiger Einzelhandelsbetriebe führten ſie die Waren in die unmittelbare Nähe des 
Verbrauchers und konnten im Einkauf — ebenſo wie die Warenhäufer — große 
Mengenrabatte ausnutzen. Die Koſten der zentralen Verwaltung und Zuführung 
der Waren an die örtlichen Verkaufsſtellen wurden durch Einſparung der Groß— 
handelsgewinne und durch die einheitliche Betriebsführung der Verkaufsſtellen auſ⸗ 
gewogen. 

Gemeinhin können Maſſenfilialunternehmungen bei ihrer weitgehenden Speziali— 
ſierung nur in ſehr dichten Verbrauchsgebieten beſtehen. Schon in der Vorkriegszeit, 
beſonders im Lebensmitteleinzelhandel, hat es Maſſenfilialunternehmungen gegeben: 
z. B. Butter- und Kaffeegeſchäfte. In der Nachkriegszeit nahm das Syſtem der 
Maſſenfilialen einen außerordentlichen Auſſchwung und fand in faſt allen Zweigen 
des Einzelhandels Eingang. 

cc) Konſum vereine!) 


Konſumvereine haben mit den Maſſenfilialen den Grundſatz der Zentraliſierung von 
Einkauf und Koſtenkontrolle gemein. Sie unterſcheiden ſich von ihnen durch ihre 


3) Sie gehen zurück auf die Initiative von Arbeitern, die ihren Reallohn heben wollten, was 
Anternehmer durch Werkkonſumanſtalten zu erreichen trachteten. 
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Rechtsform, durch die Mitgliedsverbundenheit ihrer Kunden und durch die meiſt 
gemiſchten Warenkreiſe. Die Zahl ihrer Verkaufsſtellen hat ſich in den letzten Jahren 
vor der Machtübernahme durch die NSDAP. beträchtlich erhöht. 


In kleineren Orten konnten Konſumvereine nur bei Vorhandenſein einer ſtärkeren 
Arbeiterbevölkerung beſtehen; vielfach haben fie aber nur dahinvegetiert. Ein Amſatz - 
optimum iſt ſelbſt in Zeiten des Wirtſchaftshochſchwungs bei den meiſten Konſum⸗ 
vereinsläden niemals erreicht worden. An vielen Stellen entſtanden unwirtſchaftliche 
Betriebsaufblähungen, die zur Aberſetzung des Einzelhandels zum Teil weſentlich 
beigetragen haben. Infolge des Geſetzes über die Verbrauchergenoſſenſchaften vom 
21. 5. 1935 find dann etwa 600 Verkaufsſtellen geſchloſſen und etwa 700 in private 
Hände überführt worden. Etwa 1800 Verkaufsſtellen, deren Privatiſierung wegen 
der Einkaufsbindungen und der Verwertung der zentralen Produktionsanlagen auf 
Schwierigkeiten ftieß, wurden einſtweilen von ſogenannten Aufſfanggeſellſchaften über ⸗ 
nommen. Dieſe unterſcheiden ſich alſo kaum noch von privaten Maſſenfilialen. In 
genoſſenſchaftsrechtlicher Form find 1113 Konſumvereine mit 9110 Verkaufsſtellen 
erhalten geblieben. 


dd) Einheitspreisgeſchäfte 


Den Erforderniſſen der Konſumnähe, der Einkaufsrationaliſierung ſowie der An- 
paſſung an die Maſſenkaufkraft und ihre Kaufgewohnheiten haben in gewiſſer Hinſicht 
weitaus am beften die Einheitspreisgeſchäfte entſprochen. Nach amerikaniſchem Vor- 
bild ſind ſie in Deutſchland nach der Inflation urplötzlich aufgetaucht und haben in 
kurzer Seit die Wohn- und Geſchäftsviertel der Großſtädte mit einem Filialnetz 
überzogen. Die Gründungen der größten deutſchen Einheitspreisunternehmungen 
gingen von großen Warenhauskonzernen und amerikaniſchen Anternehmen aus. Ihre 
Erfolge waren — vom kapitaliſtiſchen Standpunkt aus geſehen — beachtlich. Das 
hat ſeine beſonderen Gründe. Ein zähes Feſthalten des Maſſenverbrauchs an gewiſſen 
Maſſenkulturgütern und die entſprechende, durch die Großnachfrage der Einheits 
preisgeſchäfte geſteigerte Maſſenproduktion haben infolge der durch Schrumpfung 
der Maſſenkaufkraft geförderten Amſtellung vom Bedarfsdenken zum Kaufkraftdenken 
die beſondere Betriebs. und Sortimentsgeſtaltung des Einheitspreisſyſtems ſtark 
beeinflußt. Das Einheitspreisgeſchäft ſtellt ja eigentlich einen modernen Kramladen 
dar, der nicht nur im Stile dieſer Läden auf exiſtenznotwendigen Bedarfsartikeln, 
ſondern auf jeweils beſonders gangbaren und verbilligten Maſſenerzeugniſſen auf⸗ 
gebaut iſt. Es baſiert nicht, wie das Fachgeſchäft, auf dem Prinzip der Bedarfs- 
deckung, ſondern auf dem der Kaufkraftausnutzung, d. h. es ſtellt nicht die Bedarfs. 
güter nach Maßgabe der tatſächlich vorhandenen Bedürfniſſe bereit, ſondern gibt dem 
Verbraucher Gelegenheit feſtzuſtellen, was er ſich für die ihm verbleibende Kaufkraft 
noch beſchaffen kann. In dieſem Güterangebot richtet ſich das Einheitspreisgeſchäft 
nach den Möglichkeiten der Maſſenproduktion und des Maſſenabſatzes und kann 
deshalb auf die Dauer kein gleichbleibendes Warenſortiment aufrechterhalten. Es 
hat vielmehr einen verhältnismäßig ſtarken Sortimentswechſel und greift mit Hilfe 
von Preisunterbietungen abwechſelnd in den Sortimentsaufbau der verſchiedenen 
mittelſtändiſchen Fachgeſchäfte ein, die es jedoch nie voll erſetzen kann. Der Ver⸗ 
kaufsakt iſt weitgehend mechanifiert, jo daß beſonders geſchulte Kräfte nicht be- 
nötigt werden. 


Für den Fachhandel bedeuten die Einheitspreisgeſchäfte eine empfindliche Konkurrenz, 
um fo mehr, als die von dieſen geführten Warenqualitäten im vollſtändigen Sorti⸗ 
ment der Fachgeſchäfte nicht fehlen können und hier ſogar vielfach eine kalkulations⸗ 
ausgleichende Bedeutung haben. Das Einzelhandelsſchutzgeſetz, das die Errichtung, 
Erweiterung und Verlegung von Einheitspreisgeſchäften grundſätzlich verbietet, 
bringt keine wirkſame Handhabe, um den Sortimentswechſel der Einheitspreisgeſchäfte 
erfolgreich zu beſchränken. Modiſche Schwankungen ſowie geringe Anſprüche an die 
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Warenqualität vieler Bedarfsartikel haben ſogar auch kaufkräftigere Verbraucher zu 
Kunden der Einheitspreisgeſchäfte gemacht, die deshalb nicht nur in den einfacheren, 
ſondern auch in beſſeren Wohngebieten Fuß faſſen konnten. 


ee) Automaten verkauf 


Der Automatenverkauf, der für einzelne Gegenſtände des täglichen Bedarfs (ins- 
beſondere Tabakwaren und Süßwaren) in den letzten Jahren eine große Ausdehnung 
erfahren hat, iſt durch das Automatengeſetz vom 6. 7. 1934 dem Facheinzelhandel 
vorbehalten worden. Er kann über die verkehrsreichen Standorte hinaus mit Rückſicht 
auf die Anlagekoſten kaum eine nennenswerte Erweiterung erfahren. 


ff) Ambulanter Handel 


Der ambulante Handel, namentlich ſoweit er in der Form des großſtädtiſchen 
Wochenmarkts auftritt, hat an Bedeutung zugenommen und wird heute zum nicht 
geringen Teil auch nebenher von gewiſſen Teilen des ſeßhaften Fachhandels be 
trieben. Neben den ſchnell verderblichen Lebensmitteln, die über den Wochenmarkt 
einen billigen und verbrauchsnahen Abſatzweg finden, hat aber auch der einfache 
Textil- und Hausrathandel auf dem Wochenmarkt des öfteren einen ſtändigen Platz 
eingenommen. 


Der kleinſtädtiſche Jahrmarkt iſt mehr und mehr im Schwinden begriffen. 


gg) Verſandhandel “) 


Als eine moderne, verfeinerte Form des Hauſierhandels iſt der Verſandhandel an- 
zuſeben, der gewiſſermaßen die Leiſtungen der neueren Betriebsformen auf das 
Land, d. h. in die dünnbeſiedelten Verbrauchsgebiete trägt. wohin die Warenhäuſer, 
Einheitspreisgeſchäfte, Maſſenfilialen uſw. nicht vorſtoßen können. Er wächſt vielfach, 
z. B. bei Lebensmitteln, aus Herſtellerbetrieben heraus oder hat ſich, wie bei 
Textilien, Verarbeitungsbetriebe angegliedert. Ei ſucht vor allem die Vorteile zen- 
traler Betriebsführung und konſumnahen Warenangebots mit Hilfe der Poft- und 
Verkehrseinrichtungen zu vereinigen. Was beim ſeßhaften Fachhandel die Anlage⸗ 
koſten bedeuten, ſtellen bei ihm die Katalog und die Portokoſten dar. Zwar hat der 
Verſandhandel, namentlich in Textilien, Wäſche und einigen Genußmitteln, ſchon 
früher eine gewiſſe Bedeutung gehabt, beſchränkte ſich aber dabei auf Waren be- 
ſonderer Qualität, vor allem für die kaufkräftigere Landbevölkerung. Erſt in den 
letzten zehn Jahren hat er ſeinen Warenkreis nach Art. Qualität und Mengen dem 
Maſſenbedarf der Landbevölkerung angepaßt. Aus den vielen Kleinbetrieben des 
Verſandhandels wuchſen einzelne Großbetriebe heraus und bedrohten den ſeßhaften 
Fachhandel ſo ſtark, daß die Forderung nach geſetzlicher Einſchränkung immer 
dringender erhoben wurde.?) Bisher iſt aber lediglich ein Verbot der Errichtung, 
Erweiterung und Verlegung von Textilverſandgeſchäften erlaſſen worden. 


Im allgemeinen ſind die Verſandgeſchäfte branchenmäßig noch ſtärker ſpezialiſiert als 
die Fachgeſchäfte. Sie zeigen in neuerer Zeit häufig auch eine Sortimentserweiterung 
auf verwandte Warengruppen. 


Der Wettbewerb zwiſchen Verſandhandel und ſeßhaftem Handel wird mit beſonderer 
Schärfe geführt. Als wirkſames Wettbewerbsmittel der Verſandgeſchäfte gegenüber 
dem ſeßhaften Fachhandel kommt häufig die Gewährung von Kundenkrediten in 
Betracht. Es wird allerdings verſucht, zu weit gehende Kundenkreditgewährung durch 
Einräumung nennenswerter Barzahlungsrabatte einzudämmen. 


26) Bol Nieſchlag: Die Verſandgeſchäfte in Deutſchland, Berlin 1936. 
28) Vgl. Studt: Das den e in „Mitteilungen der Preußiſchen Indujtrie- und 
Handelskammer für das Rhein⸗Mainiſche Wirtſchaftsgebiet“, 1933, S. 258 ff. 
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hh) Kreditgebender Einzelhandel“) 


Die Kundenkreditgewährung hat auch im ſonſtigen Einzelhandel eine zunehmende 
Bedeutung erlangt. Als beſondere Form find die Kredithäuſer entſtanden, die im 
Reichsverband des kreditgebenden Einzelhandels zuſammengeſchloſſen find. 


Aber den „organiſierten“ Kundenkredit wird im folgenden Abſchnitt — Binnen- 
handelspolitik — berichtet. 


Ill. Binnenhandelspolitik 


Unter Handelspolitik lediglich das „Verhalten des Staates gegenüber dem Handel“ 
zu verſtehen, wie die Definition der Handelspolitik im Handwörterbuch der Staats- 
wiſſenſchaften noch lautet, iſt nach nationalſozialiſtiſcher Anſchauung unhaltbar.) 
Binnenhandelspolitik treiben heute anerkanntermaßen neben dem Staat, jedoch 
unter ſeiner Führung, vor allem die von ihm geſchaffenen ſtändiſchen Organiſationen, 
ja, einzelne Betriebe ſelbſt. Wir haben demnach folgende drei binnenhandelspolitiſche 
Ber e iche zu unterſcheiden: 


1. Staatliche Handelspolitik, 
2. ſtändiſche Handelspolitik, 
3. betriebliche Handelspolitik. 


Alle handelspolitiſchen Maßnahmen müſſen gleichgerichtet ſein; denn fie haben letztlich 
dasſelbe Ziel: nämlich den Güteraustauſch fo zu geſtalten, daß die 
Volksgemeinſchaft die höchſtmögliche Förderung erfährt. 
Die handelspolitiſchen Mittel ſind zahlreich und vielgeſtaltig. Sie reichen vom 
geſetzlichen Zwang über verwaltungsmäßige Einflußnahmen, Ermahnungen und 
Empfehlungen zu Auslobungen und Prämien. Am ſtärkſten muß die Idee der Gemein ; 
ſchaft wirken, der nationalſozialiſtiſche Kameradſchaftsgeiſt, d. h. die allzeit ſpürbare 
innere Verpflichtung des einzelnen gegenüber der Gemeinſchaft, und zwar ſowohl 
gegenüber den Angehörigen des eigenen Standes als auch gegenüber der großen 
Volksgemeinſchaft. 


I. Staatliche Handelspolitik 

Herkömmlicherweiſe gelten als binnenhandelspolitiſche Maßnahmen großen Stils 
die Kodifizierung des privaten Handelsrechts und die Aufſtellung verwaltungsrecht⸗ 
licher Normen handelspolitiſchen Inhalts, die ihren geſetzlichen Niederſchlag teils 
im Handelsgeſetzbuch, teils in der Gewerbeordnung, teils aber auch in Spezial- 
geſetzen kleineren Amſangs gefunden haben. 


Im übrigen regiſtriert das fachliche Schrifttum ſeit Mitte des 19. Jahrhunderts für 
die deutſchen Länder die grundſätzliche Handels- und Gewerbefreiheit. Berufs- 
politiſche Beſchränkungen waren der liberalen Epoche fremd. Sofern die Handels- 
freiheit durchbrochen werden mußte, geſchah dies faſt ausſchließlich im Intereſſe der 
öffentlichen Ordnung, der Sittlichkeit, der Sicherheit des Privateigentums und der 
öffentlichen Geſundheitspflege, allenfalls noch aus irgendwelchen ſozialpolitiſchen 
Gründen. Eingriffe berufspolitiſcher Natur wurden vor 1933 prinzipiell abgelehnt, 
„weil fie mit der Entwicklung in Widerſpruch fteben, die unſere Kultur mit Hilfe der 
modernen Produktions- und Verkehrsmittel nun einmal genommen hat“ (Lexis- 
Rathgen).) 

Der mittelſtändiſche Einzelhandel hat gegen die ihn an manchen Stellen über - 
wuchernden Großbetriebe und gegen ſonſtige Beeinträchtigungen feiner Exiſtenz ; 


5 Al, en Der Kundenkredit des Einzelhandels in „Die Deutſche Bankwirtſchaft“ 
2 Lampe verwendet in feinen handelspolitiſchen Spezialartikeln im Handwörterbuch der 


Staatewiſſenſchalten freilich einen anderen Begriff. 
5) Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 4. Aufl., Band V, S. 84. 
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grundlagen angekämpft, allein vergeblich — trotz Artikel 164 der Weimarer Ver 
faſſung, der ausdrücklich gebot: „Der gewerbliche Mittelſtand in Handwerk, Handel 
und Gewerbe iſt in Geſetzgebung und Verwaltung zu ſchützen.“ Nahezu das einzige, 
was auf Grund der „Verankerung“ dieſes „Grundrechts“ erreicht worden iſt, war die 
Sperrverordnung zur Errichtung von Einheitspreisgeſchäften im Zuge der Brüning⸗ 
ſchen Notverordnung vom 9. 3. 1932. 


Was war das Ergebnis ſolcher Binnenhandelspolitk? Von Jahr zu Jahr ſtiegen die 
Vergleichs und Konkursziffern im mittelſtändiſchen Groß- und Einzelhandel. Offen- 
barungseide und Haftbefehle nahmen erſchreckend zu. Alte, ehrbare Kaufmanns⸗ 
familien bezogen Wohlfahrtsunterſtützung, und manchem Händler erſchien gar nur 
noch der Freitod als einziger Ausweg. Die regierenden Parteien bedauerten das, 
aber fie änderten nichts. Man ſprach vom Kaufmanns los, von der Gewerbefreiheit 
und von der Einkaufsfreiheit der Konſumenten. 


Der Amſatz der großbetrieblichen Detailhandelsfirmen wuchs. 1925 betrug er für 
Waren- und Kaufhäuſer, Einheitspreisgeſchäfte, Maſſenfilialen, Verſandgeſchäfte 
und Konſumvereine zuſammen rund 3,15 Milliarden Reichsmark, zehn Jahre ſpäter n) 
aber ſchon 4.55 Milliarden Reichsmark, während die Amſätze des ambulanten, des 
Gemiſchtwaren und des Fachhandels in der gleichen Zeit von insgeſamt 30,50 auf 
25,05 Milliarden Reichsmark herabſanken. Prozentual ausgedrückt vermehrte ſich der 
Amſatz der Einzelhandelsgroßbetriebe während dieſer Zeit um faſt das Doppelte, 
nämlich von 10,3 auf 18,1 v. H., wohingegen der Amſatz des Fachhandels von 78,1 
auf 70,4 v. H. zurückging. In den Großſtädten bzw. in beſtimmten Branchen, in denen 
die großbetrieblichen Einzelhandelsformen ſichtlich ein Abergewicht beſitzen, dürfte 
ſich der Anteil von 18,1 v. H. ſogar noch auf 25 bis 30 v. H. ſteigern. Außerdem iſt 
zu bedenken, daß der Anteil 1933 noch weſentlich höher geweſen iſt als die hier 
genannten, für 1935 geltenden Ziffern, weil ja durch die mittelſtandspolitiſchen Maß— 
nahmen der nationalſozialiſtiſchen Regierung inzwiſchen ſchon eine gewiſſe Rück- 
bildung eingeſetzt hat. 

Ein weiteres Bild von der Notlage des Handels vermitteln die Ergebniſſe der amt- 
lichen Berufs. und Betriebszählungen. So wurden z. B im Jahre 1925 1360 507 
Handelsbetriebe mit 3 687 606 beſchäftigten Perſonen gezählt; Ziffern, die 1933 
bereits auf 1 430 081 bzw. 3 791 301 angeſchwollen waren. Während in der ge⸗ 
nannten Zeitſpanne im geſamten deutſchen Gewerbe die Zahl der beſchäftigten Per- 
ſonen um mehr als ein Fünftel (21,5 v. H.) zurückgegangen war, zeigte alſo der 
Handel eine Beſchäftigtenzunahme von 2,8 v. H. Die Zahl der Betriebe nahm fo- 
gar um Über 5 v. H. zu. 


Von den im Jahre 1925 in der gewerblichen Wirtſchaft insgeſamt beſchäftigten 18,6 Mil- 
lionen waren bereits 19,9 v. H. im Handel tätig; 1933 ſtieg dieſer Anteil auf 26 v. H. 
Der Handel war — das beweiſen dieſe Zahlen deutlich — zum wirtſchaftlichen 
Zufluchtsgebiet der Arbeitsloſen geworden. Dabei iſt zu beachten, daß von 1925 
bis 1933 der Großhandel in feinem Betriebsbeſtand um 16,1 v. H., in ſeinem Per. 
ſonalbeſtand um 22 v. H. zurückgegangen ift, der Einzelhandel dagegen einen Betriebs. 
zuwachs von 7,2 v. H. und einen Perſonalzuwachs von faſt 11 v. H. aufzuweiſen hat. 
Beim Handelshilfsgewerbe machte in dieſen Jahren der Betriebszuwachs ſogar 
35,4 v. H., der Perſonalzuwachs 15,4 v. H. aus. Wenn alſo die amtliche Statiſtik 
für den Geſamtbereich des volkswirtſchaftlichen Verteilungsapparats (Handel und 
Verkehr zuſammen) für die Kriſenzeit nur eine Perſonalverminderung von 1,2 v. H. 
ausweiſt, fo iſt dieſe geringe Veränderung das Ergebnis aus einem ſtarken Perional- 
rückgang bei Großhandel und Verkehr und einem außerordentlichen Perſonalzuwachs 
im Bereich des Einzelhandels. Dabei bleibt die Tendenz des ſteigenden Handels. 
anteils an der geſamten gewerblichen Wirtſchaft unverkennbar. Während auf 


10) Genaue Zahlen für 1933 liegen nicht vor. 
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1000 Einwohner im Jahre 1925 noch 285, 1933 dagegen nur 234 in der gewerblichen 
Wirtſchaft Tätige entfielen, fallen dem Handel von dieſen gewerblich beſchäftigten 
Perſonen 1925 57, 1933 dagegen 61 zu. Die Dringlichkeit wirtſchaftspolitiſcher Hilfg- 
maßnahmen kann eigentlich nichts beſſer beweiſen als dieſe Vermehrung der Handels- 
tätigen, die zudem verbunden iſt mit einem Rückgang der allgemeinen und beruflichen 
Bildung. Die unberufen in den Handel hereindrängenden Perſonen haben die Not- 
und Mißſtände des ſich ſchon ſeit Jahren in heftiger Abwehrſtellung gegen die vor- 
dringenden Großbetriebe befindlichen mittelſtändiſchen Einzelhandels aufs äußerſte 
verſchärft. 


Angeſichts dieſer kataſtrophalen Lage wurde alsdann wenige Monate nach der 
Machtübernahme durch die NSDAP., am 12. 5. 1933, das Einzelhandelsſchutzgeſetz 
erlaſſen, welches in ſeiner Präambel ausdrücklich hervorhebt, daß es „zur Abwehr 
der dem Einzelhandel aus der gegenwärtigen wirtſchaftlichen Notlage drohenden 
Gefahren und zur Sicherung des Beſtandes der mittelſtändiſchen Betriebe im Einzel ⸗ 
handel“ ergangen iſt. Das Geſetz wurde in der Zwiſchenzeit mehrfach geändert und 
ergänzt, iſt aber trotzdem eine Art magna charta des Einzelhandels geblieben.“) 


Es ordnet in feinen SS 2, 3 und 4 zunächſt ein allgemeines Errichtungs-, Abernahme⸗ 

und Erweiterungsverbot von Verkaufsſtellen an, läßt dann aber doch in 8 5 Aus-. 

nahmen zu. Praktiſch iſt ſomit die Neuerrichtung, Erweiterung und Verlegung einer 

Verkaufsſtelle genehmigungspflichtig geworden. Vorausſetzungen für eine ſolche 

„Ausnahmebewilligung“ find: 

1. daß die erforderliche Sachkunde nachgewieſen wird, 

2. daß der Antragſteller perſönlich zuverläſſig iſt, 

3. daß die Zulaſſung der Ausnahme von dem allgemeinen Errichtungsverbot zu 
keiner außergewöhnlichen Aberſetzung innerhalb des gleichen Handelszweiges in 

deer in Ausſicht genommenen Gegend führt. 

Für die Errichtung eines Warenhauſes, Kleinpreisgeſchäfts, Serienpreisgeſchäfts 

oder eines anderen durch die beſondere Art der Preisſtellung gekennzeichneten Ge- 

ſchäfts oder einer Verkaufsſtelle eines mehrere Verkaufsſtellen betreibenden Unter- 

nehmens darf eine Ausnahmebewilligung nur dann erteilt werden, wenn außer den 

unter 1 und 2 genannten Vorausſetzungen ausdrücklich ein Bedürfnis für die Er- 

richtung einer ſolchen Verkaufsſtelle nachgewieſen wird. 


Durch das Schutzgeſetz iſt das Eindringen berufsfremder Perſonen in den Einzel- 
bandel verhindert und zugleich erreicht worden, daß nur perſönlich zuverläſſige und 
ſachlich tüchtige Volksgenoſſen Zugang und Förderung finden. 

Des weiteren hat man die in der Entwicklung zum Großbetrieb liegenden Gefahren- 
quellen zu beſeitigen verſucht. Hierher gehören vor allem: die Sonderſteuer für 
Einzelhandelsgroßbetriebe, die Schließung von Handwerksbetrieben und Erfriſchungs⸗ 
räumen in Warenhäuſern, die früher bereits erwähnte teilweiſe Auflöſung der 
Konſumvereine und die Regelung des Automatenverkaufs, die Nichtzulaſſung der 
Warenhäuſer, Einheitspreisgeſchäfte und Konſumvereine zur Entgegennahme von 
Bedarfsdeckungsſcheinen der Eheſtandsdarlehen und Kinderbeihilfen, die Beſchrän⸗ 
kung von Schankerlaubniſſen für Waren- und Kaufhäuſer oder andere Verkaufsſtellen 
des Einzelhandels, die Errichtungsverbote für Textilverſandgeſchäfte und Tankſtellen. 
Angeſunden Tendenzen ſollen weiterhin entgegenwirken die Vorſchriften für Kan⸗ 
tinen bei der Reichspoſt und dem Arbeitsdienſt, den Sportlagern und Sportſchulen, 
die Neuordnung im Verſteigerergewerbe, die Möglichkeit nebenbetrieblicher Hand- 
werksarbeit im Facheinzelhandel, das Geſetz über die Verpachtung und Verwaltung 
öffentlicher Apotheken uſw. Eine ſpeziell den Großhandel berührende handels. 
politiſche Maßnahme ſtellt die Ermäßigung der Amſatzſteuer für reine Großhandels- 
umſätze dar unter Fortfall der bis dahin geltenden Steuerfreiheit bei Direktgeſchäften. 


*) Vgl. Heinig: Das Einzelhandelsſchutzgeſetz, Leipzig 1936. 
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Von allgemeinerer Bedeutung wiederum iſt die Neuordnung des wirtichaft- 
lichen Wettbewerbs. Dieſem Ziele dienen vornehmlich das Geſetz über das Zugabe⸗ 
weſen vom 12. 5. 1933, das Geſetz über Preisnachlaß (Nabattgeſetz) vom 25. 11. 1933 
(Durchführungsverordnung vom 21. 2. 1934), die Verordnung über Wettbewerb vom 
21. 12. 1934, das Geſetz zur Anderung des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
vom 26. 2. 1935, *) die Vergleichsordnung vom 26. 2. 1935, das Geſetz über die Kenn- 
zeichnung von Waren vom 8. 5. 1935 ſowie das Gele über Wirtſchaftswerbung vom 
12. 9. 1933 nebft Durchführungsverordnungen Dadurch wurden die Preisſchleuderei 
verboten, die Rabattausartungen beſeitigt und die Auswüchſe auf dem Bebiet des 
Zugabeweſens behoben. Klarheit und Sauberkeit ſollten in der Werbung wieder 
zur Geltung kommen. 


Die Errichtung des Werberats der deutſchen Wirtſchaft, der ſich der Läuterung des 
Wettbewerbsweſens beſonders angenommen hat, iſt ſegensreich geweſen. Die Ein ⸗ 
ſchränkungen der Sonderveranſtaltungen und Ausverkäufe gaben dem Handel die 
Möglichkeit ſtetigerer Entwicklung zurück. 


Ein großes Stück Säuberungsarbeit haben auch die noch kurz vor der Machtüber⸗ 
nahme durch die NSDAP. errichteten Einigungsämter für Wettbewerbsſtreitigkeiten 
bei den Induftrie- und Handelskammern geleiſtet, indem fie durch ihr perfönliches 
Einwirken auf die Parteien manche Wogen glätteten, Mißverſtändniſſe aus dem 
Wege räumten und durch ihre gutachtliche Spruchpraxis weſentlich zur Hebung der 
Wettbewerbsmoral beitrugen.) 


Damit iſt der Bereich der ſtaatlichen Binnenhandelspolitik freilich noch keineswegs 
erſchöpft; denn es gehören hierher nicht nur alle unmittelbaren handelspolitiſchen 
Maßnahmen, ſondern auch jene, die den Handel nur indirekt beeinfluſſen, wie z. B. 
die Vervollkommnung und Ausweitung des Verkehrsnetzes und die Beſchleunigung 
der Verkehrsmittel. Je mehr die Entfernung zwiſchen Erzeugung und Verbrauch ſich 
verkürzt, je ſchneller fie überwunden wird, defto ſtärker mindert ſich beiſpielsweiſe 
der Umfang der Lagerhaltungen. Dadurch ſinkt der Kapitaleinſatz und führt die 
Handelskoſten in die Degreſſion. In gleicher Richtung wirkt die Vervollkommnung 
des Kreditweſens. insbeſondere eine etwaige Senkung des Zinſes; alles ſtaatliche 
Maßnahmen, die weſentlich zur Leiſtungsſteigerung des Handels und dadurch letzten 
Endes zur Verbilligung des Güteraustauſches beitragen. 


2. Ständiſche fiandelspolitik“) 


Die ftändiiche Handelspolitik ſteht nicht gleichrangig neben der ſtaatlichen Handels- 
politik, ſondern unter ihr. Sie iſt gewiſſermaßen von ihr abgeleitet. Dennoch 
iſt ſie echte „Politik“. 


Träger der ſtändiſchen Handelspolitik find die ſtändiſchen Organiſationen des Han- 
dels, die auf Grund des Organiſationsgeſetzes vom 27. 2. 1934 und deſſen 1. Durch 
führungsverordnung vom 27. 11. 1934 ins Leben gerufen worden ſind. 


a) Der Aufbau der Organiſation des Handels 


Der Aufbau der heutigen Handelsorganiſation vollzog ſich in Anlehnung an die 
Branchengliederung, wie fie ſich in den freien Berufsverbänden der vornational- 
ſozialiſtiſchen Zeit“) entwickelt hatte. Die Zahl dieſer Berufsverbände war zwar 


1) Vgl. dazu Köſter: Neues Ausverkaufsrecht, Das Nabattgeſetz, Das Zugabeverbot, in 
ra „ (April 1935, Oftober-Dezember 1935 und November -⸗Dezem⸗ 
er ). 

2) Vgl Trumpler: Verfahren und Wirkſamkeit der 3 für Wettbewerbsſtreitig⸗ 
teiten in „Rhein- Mainiſche Wirtſchafts⸗ Zeitung“ 1935 S 272. Vgl auch die übrigen wett⸗ 
bewerbsrechtlichen Aufſätze desſelben Verfaſſers in dieſer Zeitichrirt 

) Vgl. auch Lüer: Compiti e Fınalitä del Commercio Tedesco, Rom 1937. 

) Vgl. darüber etwa Lampe, a. a O. 
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äußerft hoch, aber es iſt doch gelungen, hierin eine ſichtbare Rationalifierung durch- 
zuführen. Heute bietet die fachliche Handelsorganiſation das folgende Bild: 


Wirtſchaftsgruppen Erfaßte Firmen 
1. Groß-, Ein- und . . rd. 50 000 
2. Einzelhandel .. „ vd. 522 600 
3. Ambulantes Gewerbe rd. 200 000 
4. Gaſtſtätten . und Beberbergungsgewerbe rd. 250000 
5. Vermittlergewerbe „ . rd. 100 000 
6. Selbſtändige Fachgruppen 
a) Auskunfts gewerbe 1000 
b) Bewachungsgewerbbtvre 850 
c) Automatenaufſtellgewerbbteee 3 000 
d) Blumenbindereien . nns 7 000 
e) Badebetriebte 2 0. 900 
f) Außenwerbung . g 650 


6a bis f zuſommen 13 400 
insgeſamt 1 136 000 


Dieſe fünf Wirtſchaftsgruppen und die ſelbſtändigen Fachgruppen werden zur Reichs 
gruppe Handel zuſammengefaßt. 

Fachliche Ant er gliederungen der Wirtſchaftsgruppen find die unſelbſtändigen 
Fachgruppen. Zur Zeit zählen die Wirtſchaftsgruppe Groß-, Ein ⸗ und Ausfuhr - 
handel 52, die Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel 31, die Wirtſchaftsgruppe Gaſt - 
ftätten- und Beherbergungsgewerbe 2, die Wirtſchaftsgruppe Ambulantes Gewerbe 3 
und die Wirtſchaftsgruppe Vermittlergewerbe 6 Fachgruppen, fo daß der geſamte 
Handel organiſatoriſch in 100 Fachgruppen gegliedert iſt. 

Neben dieſen fachlichen Organiſationen ſtehen die allgemein- bezirklichen Organi- 
ſationen der Induſtrie⸗ und Handelskammern (nebſt angeſchloſſenen Einzelhandels- 
vertretungen), die ſich mit den bezirklichen Antergliederungen der Wirtſchaftsgruppen 
regional in den 18 Wirtſchaftskammern Deutſchlands zuſammenfinden, um in ge- 
meinſamer Arbeit über betriebliche Fragen des Handels zu löſen. 


b) Die Aufgaben der Organiſation des Handels 
Die Aufgaben der ſtändiſchen Handelsorganiſationen ergeben ſich teils aus den Durch- 
führungsverordnungen zum Organiſationsgeſetz, teils aus miniſteriellen Erlaſſen, 
„Frundſätzlich“ aber — fo heißt es im ſogenannten Vereinfachungserlaß vom 7. 7. 
1936 — „durch das Leben und die Tagesarbeit”. 


aa) Allgemein ⸗ſtändiſche Aufgaben 
Der Kreis der allgemein⸗ſtändiſchen Aufgaben, der aus der ſtändiſchen Idee im 
grundſätzlichen erwächſt, läßt ſich etwa durch folgende Bezirke umgrenzen:“) 
1. Allgemeine Pflege der ſtändiſchen Gemeinſchaft; 
2. Durchſetzung der ſtändiſchen Ehre ſowohl nach innen als insbeſondere auch nach 
enz 
3. ſtändiſche Selbſtverwaltung. (Hier iſt nicht die wirtſchaftliche Selbſtverwaltung 
gemeint!) 
An der politiſchen Willensbildung im Staat haben die ſtändiſchen Organiſa⸗ 
tionen nicht mitzuwirken; denn fie find — um die Begriffe Hegels zu verwenden — 
keine „Herrſchaftsſtände“, ſondern „Berufsſtände“. 


) Vgl. Luer: Geſammelte Reden auf dem Gautag des Gaues Heſſen⸗Naſſau des NS RB. 
Frankfurt a. M. 1935, S. 26 bis 38. 
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bb) Berufs förderung und Berufserziehung 


Ein wichtiges Aufgabengebiet haben die Organiſationen des Handels im Bereiche der 
Berufsförderung und der Berufserziehung zu verwalten. Durch miniſteriellen Erlaß 
find ihnen folgende Arbeitsbezirke ſogar ausdrücklich zugewieſen worden: 


„Betreuung und Fortbildung der Mitglieder mit dem Ziel der Verbeſſerung der 
Arbeitsweiſe und der Betriebsführung zur Erhöhung der Wirtſchaftlichkeit. (Ver. 
triebskoſten für den Handel beſonders wichtig!) 


Förderung von Forſchungs. und Schulungsinſtituten, deren Arbeit dem be- 
treffenden Fachzweig zugute kommt.“ 


In einer beſonderen Vereinbarung zwiſchen der Deutſchen Arbeitsfront und der 
Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel wurde dieſer zudem nochmals ausdrücklich beſtätigt, 
daß ihr die Berufs förderung des ſelbſtändigen Einzelhändlers obliegt. 


Von zahlreichen Fach. und Bezirksgruppen des Einzelhandels find ſchon verſchiedene 
Fachkurſe erfolgreich durchgeführt worden, im weſentlichen über Gebiete der 
Material-, Betriebs- und Rechtskunde. Der Fachhandel muß, nicht zuletzt unter 
dem Geſichtspunkt der Rohſtofffrage, über Material und Herſtellungsver fahren der 
von ihm vertriebenen Erzeugniſſe unterrichtet fein. Er muß fernerhin auf den Ge— 
bieten der Buchführung und der Betriebsſtatiſtik, der Betriebsorganiſation, des 
Einkauſs, Verkaufs und der Werbung ſowie des Rechts, hauptſächlich des Vertrags- 
und des Wettbewerbsrechts, diejenigen Kenntniſſe beſitzen, die ihn zu erfolgreicher 
Betriebsführung befähigen und Leiſtungsſteigerungen hervorrufen, wie ſie vom 
nationalſozialiſtiſchen Staat mit Recht gefordert werden. 

Ein noch größeres und bedeutſameres Arbeitsfeld finden die Organiſationen auf 
dem Gebiet der Schulung und Betreuung des Nachwuchſes (Berufserziehung); denn 
mit der Jugend „ſteht und fällt die deutſche Wirtſchaft“ (Hjalmar Schacht). 


Das Schwergewicht der beruflich fachlichen Ausbildung liegt beim Handel im Be⸗ 
trieb. Deshalb iſt die Frage der Nachwuchsſchulung organiſatoriſch von der 
Arbeit der Wirtſchaftsgruppen des Handels nicht zu trennen. Größere Bedeutung 
noch kommt den Berufserziehungsarbeiten der Induftrie- und Handelskammern zu.“) 
Dieſe arbeiten indes — hauptſächlich im Rahmen der Wirtſchaftskammern — aufs 
engſte mit den fachlichen Standesgliederungen zuſammen. 

Die Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel hat demgemäß — im Benehmen mit den 
anderen zuſtändigen Organiſationen — für die Lehrlingsausbildung im Einzelhandel 
beſondere Richtlinien herausgegeben, die für Art und Umfang der Lehrlingsausbil: 
dung beſtimmend ſind. Die Richtlinien ſehen u. a. auch die Ausſtellung und Führung 
eines Lehrheftes vor, das als Anterlage für die bei den Induftrie- und Handels- 
kammern abzulegende Kaufmannsgehilfenprüfung zu dienen geeignet iſt. Sie machen 
fernerhin dem Lehrling den Beſuch der Berufs oder Fortbildungsſchule zur Pflicht. 


cc) Marktordnung 


Die ſtändiſchen Organiſationen dürfen grundſätzlich keine marktregelnden Be 
ſtimmungen treffen. Wenn ihnen dennoch das weite Feld der Markt ordnung 
als Aufgabengebiet zugewieſen iſt, ſo müſſen notwendigerweiſe Marktordnung und 
Marktregelung verſchiedene Begriffe ſein. In der Literatur herrſchen darüber die 
größten Verwirrungen. Richtig ſind die Auffaſſungen, die die Markt regelung 
als „unmittelbar preisbeeinfluſſende Tätigkeit“ der umfaſſenderen Markt- 
ordnung unterſtellen (als Mittel)“) bzw. dieſe kennzeichnen als einen der Wege, 


) Zur Berufsausbildung in „Rhein⸗Mainiſche Wirtſchaſts⸗Zeitung“ 1937, S. 347. 

7) Vgl. Schacht, a. a. O.: „Die verſchiedenen vom Führer ermächtigten Verordnungen vom 
Juni und Auguſt 1934 ſowie vom Januar 1935 legen die 0 fachliche Berufsausbildun 
der gewerblichen Wirtſchaft eindeutig in die Hand des Reichswirtſchaftsminiſters, der ſi 

dazu nach dem Willen des Führers der Induſtrie- und Handelskammern ... bedient.“ 

=) Studt: Gruppen und Kartelle in „Rhein⸗Mainiſche Wirtſchafts-Zeitung“ 1936, S. 226 ff. 
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der zur Marktordnung führt.“) Abzulehnen iſt die Anſicht,“) daß die Marktordnung 
nur auf „moraliſchen Bindungen“ beruhe. Irrig erſcheint auch die im Schrift 
tum teilweiſe vertretene Gleichſetzung der Markt ordnung mit der Wirtſchafts⸗ 
ordnung.“) Die Marktordnung kann doch wohl immer nur Teil der Wirtſchafts⸗ 
ordnung fein!“) | 

Wenn man nun den Markt des Binnenhandels „ordnen“ will, fo ift zunächſt die 
Erkenntnis der beſonderen Marktbedingungen, denen er unterliegt, unbedingte Vor. 
ausſetzung. Großenteils ſieht ſich der Handel mächtigen Kartellorganiſationen der 
Lieferanten gegenüber, die früher häufig — beſonders gegenüber dem Einzel⸗ 
handel — Preiſe, Rabatte ſowie Lieferungs- und Zahlungsbedingungen einſeitig 
feſtſetzten und damit den Sortimentsnotwendigkeiten des Fachhandels Gewalt an- 
taten. Das zwang den Handel oft dazu, auch ſeinerſeits Kartellverbände zu gründen. 


Eine unmittelbare Beteiligung der ſtändiſchen Handelsorganiſationen an dieſen Ver. 
bänden kommt nicht in Betracht; jedoch iſt eine Anterſtützung ſeitens der Wirtſchafts 
gruppen inſoweit erlaubt, als dieſe in marktregelnden Fragen beobachtend und 
beratend tätig werden dürfen. Dieſe Anterſtützung hat im Handel eine beſondere 
Bedeutung, vornehmlich deshalb, weil einzelne Marktverbände (Kartelle) des 
Handels nicht die erforderliche Stärke eines Vertragspartners beſitzen, und ferner, 
weil einem Induſtrieverband infolge der Sortimentsgliederung oft mehrere Handels- 
verbände gegenüberſtehen. Das Streben muß fortan darauf gerichtet fein, in gleich- 
berechtigter Zuſammenarbeit mit den Induſtrieorganiſationen eine planvolle und 
umfaſſende Marktordnung zu ſchaffen. 

Zunächſt find unter Führung der Reihsgruppe Handel Marktordnungs⸗ 
grund ſätze aufgeſtellt worden, die eine Auflockerung von zu ſtarren Bindungen, 
weiterhin eine Erſetzung der Mengenrabatte durch Leiſtungsrabatte und eine ftärkere 
Berückſichtigung der volkswirtſchaftlich wertvollen Leiſtungen kleinerer Wirtſchafts⸗ 
betriebe bezwecken. In ähnlicher Richtung hat auch die Wirtſchaftsgruppe Groß-, 
Ein- und Ausfuhrhandel gearbeitet. 

Die autonom aufgeſtellten Grundſätze und die getroffenen (Grund-) Vereinbarungen 
über Rabatte, Lieferungs- und Zahlungsbedingungen find geeignet, ſowohl der 
Preisſchleuderei als auch der Aberhöhung des Preisniveaus entgegenzuwirken und 
den Markt zu beruhigen. 

Zu den Marktordnungsaufgaben der Wirtſchaftsgruppen gehören des ferneren die 
gruppenmäßige Ausarbeitung von Buchhaltungsrichtlinien und von Kalkulations. 
formblättern, die Einrichtung von Buchſtellen, die Durchführung von branchemäßigen 
Betriebsvergleichen uſw.;“) Aufgaben, die die Wirtſchaftsgruppen Groß ⸗·, Ein · und 
Ausfuhrhandel und Einzelhandel bereits mit Erfolg in Angriff genommen haben.“) 
Durch Betriebsvergleiche im Rahmen der Forſchungsſtelle für den Handel wird die 
Betriebsrationaliſierung im Fachhandel zu fördern verfucht. Durch zahlenmäßige 
Aufzeichnungen über Wareneingänge, Lagerbeſtände, Amſätze, Koſten, Außenſtände, 
Lieferantenſchulden, Kapital uff. ſollen die Grundlagen geſchaffen werden für die 
Ermittlung betriebswirtſchaftlicher Kennzahlen und branchentypiſcher Richtzahlen, 
mit deren Hilfe ſowohl betriebswirtſchaftliche Fehldispoſitionen als auch volfs- 
wirtſchaftliche Entwicklungstendenzen erkannt werden können. 


* Müllenfiefen: Wirtſchaftsrecht, Wettbewerbs ⸗ „Markt und N in „Kartei 
Handbuch des Wirtſchaftsrechts“ unter M III B; vgl. auch Tiburtius in „Die Betriebswirt⸗ 
DR 1934, Hefte 11 und 12. 

“ ze emacher in „Handbuch des Aufbaues der 108 OEN Wirtſchaft“. 

önckmeier in „Die nationale Wirtſchaft“, 1936, Heft 7 

85 Sei auch die verſchiedenen Arbeiten von Werner Sombart, z. B.: Die Ordnung des 
Wirtſchaftslebens. 
) Vgl. Vereinfahungserla vom 7. 7. 1936. Siehe auch Vershofen: Aber die betriebswirt- 
an en und wir On Aufgaben der Organiſation der gewerblichen Wirt- 

aft, Frankfurt a. M. 
9) Vgl. Friedrich Prieß: ee Kontenplan, Buchführungsgrundſätze für den Einzelhandel, 
Berlin 1935, und Franz Ziegler: Kontenplan für den Großhandel, Berlin 1937. 
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3. Betriebliche fjandelspolltik 


Marktordnung und Marktregelung gehören eng zuſammen. Doch fällt die Markt⸗ 
regelung im Handel nicht in den Bereich der ſtändiſchen Handelspolitik, wie wir 
geſehen haben, ſondern in den der Kartellpolitik. Dieſe ſteht indeſſen nicht mit 
ſener — geſchweige denn mit der ſtaatlichen Handelspolitik — auf gleicher Gtuie, 
was ja auch in der vom Reichswirtſchaftsminiſter angeordneten Kartellaufſicht durch 
die Reichsgruppen und Wirtſchaftskammern feinen fihtbaren Ausdruck findet. 


Die Frage nach der Exiſtenz einer beſonderen Kartell, politik“ uberhaupt 
dürfte wohl feit 1930 mit Tſchierſchky“) zu ihren Gunſten entſchieden fein. Jedoch 
nimmt eine nationalſozialiſtiſche Kartellpolitik eine ganz andere Stellung ein als 
eine vornationalſozialiſtiſche: Während ſich vor 1933 Kartellmaßnahmen noch gegen 
den Staat richten konnten, iſt heute eine Kartellpolitik nur möglich unter 
Achtung nationalſozialiſtiſcher Grundſätze und im Rahmen 
des vom Staate zugewieſenen Bereichs. 


Ob die Kennzeichnung der Kartellpolitik als betriebliche (nicht Betriebs-) Politik 
zutreffen mag, bleibe hier dahingeſtellt. Entſcheidend ſchien jedenfalls der Amſtand, 
daß Kartelle ih — von Zwangskartellen abgeſehen — freiwillig, auf Initiative un d 
im Intereſſe von Wirtſchaftsbetrieben zu bilden und auf gleicher Grundlage zu 
beſtehen pflegen. 


Daß Kartelle im nationalſozialiſtiſchen Staat nicht ausſchließlich dem privat ⸗ 
wirtſchaftlichen Erfolg der angeſchloſſenen Anternehmungen zu dienen, ſondern auch 
gemein wirtſchaftliche Aufgaben zu erfüllen haben, bedürfte eigentlich keiner 
beſonderen Begründung mehr.“) Sonſt wären ja Kartelle nicht „Inſtrumente der 
ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik“, als welche ſie nach herrſchender Lehre allgemein gelten. 
Danielcik“) bezeichnet fie ſogar als „Treuhänder nationalſozialiſtiſcher Wirtſchafts⸗ 
führung und Wirtſchaftsgeſtaltung“. Auf jeden Fall müſſen fie ihre eigenen Intereſſen 
ſtets dem Geſamtwohl unterordnen; d. h. mit anderen Worten: Die Kartellpolitik 
bzw. betriebliche Handelspolitik hat ſich in den Rahmen der ſtaatlichen Wirtichafts- 
politik bzw. Handelspolitik einzufügen. 


Vor 1933 war in dieſem Zuſammenhang meiſt von Selbfthilfe die Rede. Zur 
Selbſthilfe gehörten die Kartelle, der „Dienſt am Kunden“, die Konſumfinanzierung, 
mit deren Hilfe der Fachhandel geglaubt hatte, ſeine Amſätze ſteigern, zumindeſt aber 
eine abſinkende Entwicklung zum Stillſtand bringen zu können, uſw. Manche Inſtitute 
dieſer betrieblichen Handelspolitik beſtehen noch fort. Neu hinzugetreten find ver- 
ſchiedentlich betriebliche Maßnahmen im Zuge der Verbrauchslenkung oder ähnlicher 
nationalwirtſchaftlich begründeter Beſtrebungen, die, als außerhalb der eigentlichen 
privatwirtſchaftlichen Tätigkeit liegend, dazu beſtimmt und in der Lage ſind, den 
Handel zu beeinfluſſen, und ſomit wahrhaft handelspolitiſchen Charakter tragen. 


Die Konſum finanzierung („organilierte” Kundenkreditgewährung) hat die 
Aufmerkſamkeit der Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel gefunden und dieſer bereits Ver⸗ 
anlaſſung gegeben, im Benehmen mit der Fachgruppe Teilzahlungskreditunter. 
nehmungen in der Reichsgruppe Banken beſondere Richtlinien aufzuſtellen. 


Heute beſtehen etwa 50 Teilzahlungs. (Ronjum-) Finanzierungsgeſellſchaften, von 
denen die für den Facheinzelhandel bedeutendſten in der Arbeitsgemeinſchaft 


46) Kartellpolitik, Berlin 1930, S. 4 ff. 

0 Vgl. aber Tſchierſchky: Die Kartellfrage als Gegenwartsproblem (Kartell⸗Rundſchau 
19351), dem Studt, a. a. O., daraufhin entgegenhält: „Kartelle haben eben nicht nur rein 
privatwirtſchaftliche Aufgaben zu erledigen, ſondern auch unmittelbar volkswirtſchaftliche 
Funktionen zu erfüllen .... Wenn es heute noch Kartelle liberaliſtiſcher Prägung gibt, die 
in ihren Maßnahmen jegliche Rückſichtnahme auf die Belange der Volksgemeinſchaſt ver» 
miſſen laſſen, ſo wird man fie um fo eher aus dem Rahmen ihrer rein privatwirtſchaſtlichen 
Tätigkeit herausheben und ftaatlihem Ordnungseinfluß unterſtellen müſſen.“ 

7) Juriſtiſche Wochenſchrift vom 21. bis 28. Dezember 1935, S. 450. 
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Deutſcher Kundenkreditgeſellſchaften zuſammengeſchloſſen find. Die finanzierungs- 
würdigen Warengruppen find beſchränkt. 

Die Technik der Konſumfinanzierung vollzieht ſich im weſentlichen nach zwei ver ⸗ 
ſchiedenen „Syſtemen“. Im einen Falle tritt der Einzelhändler als Gläubiger des 
Käufers auf, im anderen die Kreditgeſellſchaft. Dabei kann der Beſchaffungskredit 
wiederum dem Verbraucher (Kunden) entweder unmittelbar oder mittelbar, d. h. 
unter Vermittlung des Verkäufers, zur Verfügung geſtellt werden 


Bei dem unmittelbaren Kundenkredit haben wir es mit dem ſogenannten „Königs⸗ 
berger Syſtem“ zu tun: Der kreditnehmende Verbraucher wendet ſich mit feinem 
Kreditantrag direkt an das Finanzierungsinſtitut und bekommt von dieſem nach 
Prüfung ſeiner Kreditwürdigkeit einen „Warenkreditbrief“ mit mehreren Zahlungs- 
anweiſungen (Kaufſchecks) ausgehändigt. Gegen Hingabe eines entſprechenden Kauf ⸗ 
ſchecks erhält er alsdann in den Einzelhandelsgeſchäften, die dem Finanzierungs- 
inſtitut angeſchloſſen ſind, die von ihm gewählten Waren. Die vereinnahmten 
Schecks bringt der Einzelhändler bei ſeinem Kreditfinanzierungsinſtitut zur 
Einlöſung. 

Aber den volkswirtſchaftlichen Wert der Kundenkredite iſt viel geſtritten worden. 
Hier ſeien folgende Ergebniſſe feſtgehalten:“) 

1. Kundenkredite ſind geeignet, unter Amſtänden ein volkswirtſchaftliches Bedürfnis 
zu befriedigen, das ſonſt nicht erfüllt werden könnte. 


2. Die Konſumfinanzierung iſt in der Lage, durch den Erwerb dauerhafter Güter 
von guter Qualität Gebrauchsvermögen zu ſchaffen, das fonft infolge nur ſukzeſſive 
freiwerdender ganz geringer Einkommensteile leicht in unwirtſchaftlicher Weiſe zer- 
ſplittert würde. 


3. Die Koſten der Konſumfinanzierung rechtfertigen nicht immer die vorzeitige Be⸗ 
dürfnisbefriedigung. Häufig werden ſie dagegen auch durch den Nutzen der früheren 
Gebrauchsgüterbeſchaffung überkompenſiert (Beiſpiele: Fahrrad, Nähmaſchine, 
Wintermantel). 

4. Die Konſumfinanzierung kann an ſich den Sparfinn der Bevölkerung unterbinden. 
Sie kann ſich aber auch — und das iſt das Aberwiegende — als Zwangsſparen 
auswirken. 


5. Dem Einzelhandel bietet fie den Vorteil, daß der „wilde“, unorganiſierte Buch- 
kredit in geregelte, volkswirtſchaftlich erſtrebenswerte Bahnen gelenkt wird. 


6. Sie kann dem Einzelhandel bei richtiger Handhabung eine Amſatzſteigerung 
bringen, jedoch nach allgemein⸗wirtſchaftstheoretiſchen Erwägungen nur bei an- 
fteigender Konjunktur. Inſoweit vermag fie unter Amſtänden eine langſam ein- 
ſetzende Wiederbelebung der Wirtſchaft zu beſchleunigen. Dagegen ſind die vor 
Jahren viel erörterten Theorien, die von einer vermehrten Kundenkreditgewährung 
in jedem Falle ein Anwerſen der Konjunktur und einen Wirtſchaftsauftrieb er- 
warteten, inzwiſchen ſichtbar ad absurdum geführt worden. Die Anterſuchungen der 
Forſchungsſtelle für den Handel haben deutlich gezeigt, daß ſich in der Depreſſion 
eine Amſatzminderung durch Kreditgewährung nicht nur nicht hat hintanhalten laſſen, 
ſondern daß im Gegenteil die Kreditgeſchäfte durch die Wirtſchaftskriſe und 
depreſſion noch ſtärker in Mitleidenſchaft gezogen worden find als die reinen Bar- 
zahlungsgeſchäfte. Somit erwies ſich die Auffaſſung von der Konſumfinanzierung 
als einem Mittel zur Abſchwächung von Wirtſchaftskriſen als offenſichtlicher Irrtum. 
7. Auf die Produktion kann ſich die Konſumfinanzierung inſofern günſtig auswirken, 
als durch Vorwegnahme künftiger Kaufkraft und deren additive Vereinigung mit der 
gegenwärtigen Kaufkraft Maſſenfertigungen wirtſchaftlich wichtiger Erzeugniſſe er- 
* Studt: Der Kundenkredit des Einzelhandels, a. a. O. Vgl. auch Tiburtius: Struktur und 


Leiſtungen der mean ne und ihrer Finanzierung er F der 
Arbeitsgemeinſchaft Deutſcher Kundenkredit⸗-Geſellſchaften 1926 bis 1 


m 
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möglicht werden, die Koſtendegreſſionen mit ſich bringen, dadurch zu Warenverbilli- 
gungen führen und ſomit trotz der entſtehenden Kreditkoſten Steigerungen der Real- 
kaufkraft zeitigen. 

Der Einzelhandel ſelbſt kommt zur Gewährung von Kundenkrediten aus grundſätz. 
lichen betrieblich handelspolitiſchen Erwägungen nicht in Betracht. Er iſt weder 
— ſeiner volkswirtſchaftlichen Funktion nach — „Bankier im Nebenberuf“, noch 
reicht ſeine Kapitaldecke aus, um ſolche Aufgaben mit zu übernehmen. Im übrigen 
iſt ja feine eigene Kreditverſorgung durchweg äußerſt mangelhaft. Er iſt größten. 
teils, oft ſogar ausſchließlich, auf Lieferantenkredite angewieſen. Die Bereitſtellung 
von Bankkrediten ſcheitert häufig aus Mangel an geeigneter Sicherheit. Durch 
betriebliche Maßnahmen, z. B. durch Verbeſſerung des Rechnungsweſens, könnten 
dieſe aber dem Einzelhandel nach und nach ſtärker erſchloſſen werden.“) 


B. Rußenhandel 


J. Binnenhandel und Rußenhandel 


Trotz der ſprachlichen Verwandtſchaft find Binnenhandel und Außenhandel ganz ver- 
ſchiedene Begriffe. Sie haben inhaltlich eigentlich nur das miteinander gemein, daß 
Ein- und Ausfuhrhändler durchweg auch Träger des Binnenhandels find und daß der 
Außenhandel zum großen Teil ebenfalls der Waren vermittlung dient. Zum 
großen Teil allerdings nur; denn der Begriff des Außenhandels iſt viel umſaſſender. 
Nicht nur, daß er räumlich weitreichender wäre, er greift auch ſachlich und perſönlich 
erheblich weiter aus; perfönlich inſofern, als er ſich nicht auf den Handel im engeren 
Sinn, den Handels „ſtand“ beſchränkt, ſondern den induſtriellen Direkt Export und 
Import miterfaßt, und ſachlich dergeſtalt, daß er neben dem Waren verkehr 
gleicherweiſe die internationalen Kapitalbewegungen ſowie die Arbeits. und 
ſonſtigen Dienſtleiſtungen in ſich begreift. Man täte alſo wohl beſſer, begrifflich den 
„Außenhandel“ durch „Außenwirtſchaft“ zu erſetzen. Doch mag hier der bislang 
gebräuchliche Terminus „Außenhandel“ einſtweilen beibehalten werden. 


il. Die Aufgaben des Außenhandels 


1. Dolkswirtjchaft und Weltwirtjchaft 

Der Außenhandel verbindet die Volkswirtſchaft mit der Weltwirtſchaft; aber nicht 
derart, daß die Weltwirtſchaft jener als höhere und wichtigere Einheit über . 
geordnet wird. Die Weltwirtſchaft hat vielmehr nur die Aufgabe, der Volks 
wirtſchaft zu dienen. N 

Die Liberaliſten freilich gaben der Weltwirtſchaft durchweg einen anderen Sinn.“) 
Sie ſahen in ihr das rangmäßig hö ch ste Gebilde, das geeignet ſei, durch rückſichts. 
loſes Verfolgen der individuellen Intereſſen die internationalen Koſtendifferenzen am 
beſten auszunutzen und ſo dem Individuum den größtmöglichen Güterertrag zu ſichern. 
Die ſich daraus ergebenden wirtſchaftspolitiſchen Folgerungen waren der Verzicht auf 
eigene politiſche (volkswirtſchaftliche) Geſtaltungen und das Gebot, in jedem Lande 
nur das zu erzeugen, was auf Grund der gegebenen Koſtenvorteile dort billiger als 
anderswo hergeſtellt werden kann (Internationale Arbeitsteilung!). 

Praktiſch haben ſich dieſe Ideen niemals ganz durchzuſetzen vermocht. Selbſt in der 
Blütezeit des Freihandels waren noch Kräfte am Werk, die das Eigenleben der 
Volkswirtſchaften zu ſichern trachteten. 


) Vgl. Lüer: Handel und Banken in „Die Deutſche Bankwirtſchaft“, Bd. II, 1936. 


6 Vgl. aber Ricardo (in feinen „Principles“), der ausdrücklich die nationale Gebundenheit 
von Kapital und Arbeit als Vorausſetzung ſeiner Theorie der komparativen Koſten bezeichnet. 


Binnen- und Außenhandel 31 


Heute wird nun faſt überall anerkannt, daß ſich eine geſunde Weltwirtſchaft, d. h. 
— konkret geſprochen — ein geſunder internationaler Leiſtungs. leinſchließlich 
Waren-) Austauſch, nur auf feſtgefügten Nationalwirtſchaften aufbauen kann. 


Das Verhältnis der deutſchen Volkswirtſchaft zur Weltwirtſchaft ergibt ſich aus 
der Aufgabenſtellung der Wirtſchaft im nationalſozialiſtiſchen Staat. Ein wichtiger 
Geſichtspunkt iſt dabei die möglichſt weitgehende Wahrung und Feſtigung der Anab⸗ 
hängigkeit nach außen. „Das Maß der Unabhängigkeit gibt einem Staat feine 
Stellung in der Welt; das legt ihm zugleich die Notwendigkeit auf, alle inneren 
Verhältniſſe zu dem Zwecke einzurichten, ſich zu behaupten“ (Ranke). 


Eine großenteils unabhängige Volkswirtſchaft kann nur unter ſtärkerer Beſchränkung 
der Wirtſchaftstätigkeit auf den eigenen Staatsraum erreicht werden. Die hier vor- 
handenen Wirtſchaftskräfte ſind zu wecken und zu entwickeln, und zwar ſo, daß die 
Verſorgung mit lebensnotwendigen Gütern weiteſtgehend ſichergeſtellt wird und die 
heimiſchen Nahrungsmittel- und Robftoffgrundlagen den anderen Teilen der Volks- 
wirtſchaft in geſunder Weiſe entſprechen. Das iſt keineswegs gleichbedeutend mit 
Autarkie oder Selbſtgenügſamkeit. 

Reine Autarkie tft übrigens nur erreichbar bei Inkaufnahme eines derartig ver ⸗ 
ringerten Güterertrages, daß ein zukunftloſes Leben am Rande des Exiſtenz⸗ 
minimums die unabwendbare Folge wäre, was — trotz aller Unabhängigkeit — 
ſicherlich politiſch niemals wertvoll ſein kann. Politiſche Macht bedeutet wirtſchaft⸗ 
liche Anabhängigkeit vielmehr nur dann, wenn die nationale Wirtſchaftsentwicklung 
nicht hinter dem Fortichreiten der rivalifierenden Staaten zurückbleibt. „Nationali- 
ſierung des Wirtſchaftsraumes bedeutet alſo nicht Autarkiſierung ſchlechthin, ſondern 
ſie bedeutet Autarkiſierung nur bis zu dem Punkt, von dem ab die wirtſchaftliche 
Selbſtgenügſamkeit erkauft werden würde mit Einbußen an ſtaatlicher Macht.“) 
Zwiſchen den Grenzpunkten aller Auswertungsmöglichkeiten der internationalen 
Arbeitsteilung auf der einen Seite und dem Extrem der Abſchließung bis zum wirt. 
ſchaftlichen Rückſchritt auf der anderen Seite liegt ſomit der Punkt höchſter Einſatz⸗ 
fähigkeit der Wirtſchaft im Dienſte von Volk und Staat. Seine genaue Auffindung 
iſt indeſſen keine Aufgabe der Wirtſchaftstheorie, ſondern der wirtſchaftspolitiſchen 
Führung. 


2. Wirtichaftliche Aufgaben des Aufenhandels 

Daraus ergibt fih in groben Amriſſen bereits der Platz des Außenhandels im 
deutſchen Wirtſchaftsleben: Ihm obliegt zunächſt die Beſchaffung all jener be- 
nötigten Güter, die bei einer Entfaltung der nationalen Produktionskräfte bis zur 
Grenze des wirtſchaftlich und politiſch Tragbaren im IOnlande nicht bereitgeſtellt 
werden können. Das hiermit gegebene Betätigungsfeld iſt — trotz der intenſiven 
Bemühungen um die Steigerung der Eigenverſorgung — noch außerordentlich um- 
fangreich; denn unſere Robftoff-e und Nahrungsmittelbedürfniſſe müſſen nach wie 
vor zu einem großen Teil durch ausländiſche Hilſsquellen befriedigt werden. 


Die zweite große Aufgabe des Außenhandels iſt darin beſchloſſen, einem Teil unſeres 
Volkes durch Ausfuhr eine Lebensgrundlage zu ſchaffen. Wir dürfen nicht ver⸗ 
geſſen, daß weite Bereiche unſerer Induſtrie auf den Export geradezu angewieſen 
ſind, weil der Binnenmarkt die produzierten Güter allein nicht aufzunehmen vermag. 
Eine Abſperrung vom zwiſchenſtaatlichen Güteraustauſch müßte naturnotwendig die 
aus der Arbeitsteilung mit anderen Volkswirtſchaften erwachſende größere Produk⸗ 
tivität unſerer gewerblichen Wirtſchaft auf ein Maß zurückführen, das eine empfind⸗ 
liche Senkung unſeres Lebens ſtandards unvermeidlich zur Folge hätte.) Denn durch 


en Staatsraum und Wirtſchaftsraum in ‚Weltwirtſchafts⸗Archiv“, Bd. 39, 


0 Im Mißverſtͤndniſſe auszuſchließen, ſei ausdrücklich hervorgehoben, daß abfolute Außen⸗ 
bandelsfreiheit keinesfalls höchſte Wirtſchaftlichkeit bedeutet. 
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unſere auf den Weltmarkt gerichtete induſtrielle Tätigkeit haben wir im Laufe der 
Jahrzehnte ein Niveau erreicht, das weit über die allein aus unſerem eigenen Boden 
zu ermöglichende Lebenshaltung hinausragt. 


Des ferneren bildet die Ausfuhr auch die notwendige Ergänzung bzw. die Voraus- 
ſetzung der Einfuhr; denn mit jener wird dieſe bezahlt. 


Angeſichts der allenthalten beobachteten Tendenzen zur Stärkung der Nationalwirt - 
ſchaften und der Feſtigung ihrer „Selbſtverſorgungslage“ find nun verſchiedentlich 
Stimmen laut geworden, die einen immer größer werdenden Rückgang des inter 
nationalen Austauſches lebenswichtiger Güter — Nahrungsmittel und Rohſtoffe, die 
den meiſten Induſtrieſtaaten in ausreichendem Maße fehlen, gegen unentbehrliche 
Fertigwaren, deren die Agrar. und Robftoffftaaten bedürfen — ankündigen. Die 
Einſchränkung werde jo weit gehen, daß ſchließlich nur noch Grundſtoffe gehandelt 
würden, welche ſelbſt beim Einſatz aller geiſtigen Kräfte unter Heranziehung auch der 
letzten Hilfsquellen des eigenen Bodens nicht beſchafft werden könnten. 


Dort aber, wo die Notwendigkeiten der Eigenverſorgung, um das Maximum 
politiſch⸗wirtſchaftlicher Kraftentfaltung zu erreichen, weniger vordringlich ſeien, und 
wo trotzdem der Zugang zu dem „Wettbewerbsfeld der internationalen techniſchen 
und wirtſchaftlichen Leiſtungen“ offengehalten werde — auf dem Gebiet der nicht 
lebensnotwendigen Fertigwaren — böten ſich dem Außenhandel in Zukunft unge; 
ahnte Entwicklungschancen: „Genußmittel können gegen induſtrielle Verbrauchsgüter 
voher Qualität ausgetauſcht werden und Verbrauchsgüter gegen induſtrielle Ver. 
brauchsgüter, Genußmittel und andere induſtrielle Verbrauchsgüter gegen andere 
Kulturleiſtungen.“ “) 


Dieſer Qualitätsaustauſch, dem praktiſch keine Grenzen gezogen find, kann unter 
Amſtänden die Grundlage für eine wachſende Beſſerung der Lebenshaltung der 
Völker ſein. Nicht mehr der Zwang des unbedingten Aufeinandergewieſenſeins, der 
in einer Welt vieler politiſcher Einheiten immer zu den folgenſchwerſten politiſchen 
Konflikten und zu immer neuen Störungen der wirtſchaftlichen Austauſchbeziehungen 
führen mußte, würde dann das Motiv des weltwirtſchaftlichen Verkehrs fein, 
ſondern ein auf der Grundlage von Freiwilligkeit und Gleichheit der Bedarfs- 
lage ſich entfaltendes Geben und Nehmen zwiſchen den unabhängigen Nationalmwirt- 
ſchaften. Dieſer Qualitätsaustauſch gewährleiſtet die vollſtändige Ausnützung der 
Koſtenunterſchiede, die innerhalb der durch die Sicherung der ſtaatlichen Anabhängig⸗ 
keit geſetzten Grenzen noch vorhanden ſind. Der zuſätzliche Güteraustauſch „wird 
damit zugleich zum entſcheidenden Träger ſozialen und kulturellen Wohlſtandes auf 
internationaler Grundlage“. 


Ganz würde freilich, wie geſagt, nie auf den Austauſch lebensnotwendiger Güter ver- 
zichtet werden können. Aber es tft ſelbſtverſtändlich, daß bei dem Beſtreben, mög- 
lichſte Anabhängigkeit zu wahren und dennoch an dem anſpornenden internationalen 
Wettbewerb teilzunehmen, die zuſätzliche Beſchaffung lebenswichtiger Güter nicht 
einfach wahllos vorgenommen wird. Die Einfuhr iſt vielmehr fo zu lenken, daß ihr 
nur das Mindeſtmaß nationaler Abhängigkeit anhaftet.“) 


Wenn es unmöglich iſt, ohne Entbehrungen die wirtſchaftliche und politiſche Unab- 
hängigkeit zu erringen und dem Staat ein Höchſtmaß politiſch-wirtſchaftlicher 
Leiſtungsfähigkeit zu gewährleiſten, werden Opfer an die Lebens und Kultur- 
anſprüche geſtellt werden müſſen. Aber: „So ſelbſtverſtändlich es iſt, daß ein Volk 
Entbehrungen dem Verluſt feiner wirtſchaftlichen und politiſchen Anabhängigkeit vor - 
zieht, ebenſo natürlich iſt es, daß es, ſoweit ihm politiſche und wirtſchaftliche Anab - 


) Grävell: Nationalwirtſchaft und Großraumwirtſchaft in „Außenwirtſchaft“, ausgewählt 
und eingeleitet von 187 ae Zerlin 1936, ©. 45. 

4), Grävell, a a. O., S. 4 

8) Vgl. dazu Grävell: Her Außenhandel in der Nationalwirtſchaft, Stuttgart 1937. 
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hängigkeit gewährleiſtet iſt, ſich den Anteil an den Gütern des Lebens zu verſchaffen 
ſucht, auf die es kraft ſeiner geiſtigen und körperlichen Kräfte Anſpruch hat. Stets 
wird ein arbeitendes, kraftvolles Volk die Hände über die Landesgrenzen hinaus- 
ſtrecken, um in friedlichem Wettbewerb an den Gütern teilzunehmen, die der Boden, 
die Arbeit und die Kultur fremder Länder zur Hebung der Lebens- und Kultur- 
lage hervorgebracht haben“.“) „Der Außenhandel iſt nämlich für uns keine bloße 
Verforgungsfrage, ſondern ein Prüfſtein der Reichweite unſerer Leiſtungsfähigkeit, 
die Behauptung unſeres Platzes unter den größten Völkern der Erde“ (Bernhard 
Köhler). 

Er hat alſo nicht nur eine Aufgabe als Ergänzungs handel, wie man feine 
eine Seite treffend charakteriſierte,“) ſondern auch als ein vom zwiſchenſtaatlichen 
Wettbewerb getriebenes Element der nationalen Wirtſchaft, das auf dieſe leiſtungs⸗ 
und ertragsſteigernd wirkt. 


3. Außerwirtjchaftliche Aufgaben des Außenhandels 
Dem internationalen Leiſtungsaustauſch find neben wirtſchaftlichen auch außerwirt- 
ſchaftliche: politiſche und kulturelle Aufgaben geftellt. 


Der Außenhandelskaufmann iſt der „Repräfentant feines Volkes“. Er iſt nicht nur 
perſönlicher Träger des Wirtſchafts verkehrs, ſondern regt auch an zum 
geiftigen Nehmen und Geben und ſchafft damit zugleich feſtere (kulturelle) Grund- 
lagen des Handels. Schacht hat unſere Haltung wie folgt formuliert: „Der National- 
ſozialismus fieht in geregelten Wirtſchaftsbeziehungen der Völker untereinander 
einen weſentlichen und unentbehrlichen Kulturfaktor und iſt deshalb bereit und 
gewillt, das Seinige zum Wiederaufbau des Welthandels beizutragen“. “) 


In vielleicht noch engerer Verbindung ſtehen Außenhandel und Außenpolitik. Bis 
zu welchem Grade unter Amſtänden wirtſchaftliche Verkettungen zur Durchſetzung 
politiſcher Forderungen herangezogen werden können, mag beiſpielsweiſe die feiner- 
zeit nach rein politiſchen Geſichtspunkten eingegangene Verflechtung des franzöſiſchen 
Kapitals mit anderen Volkswirtſchaften und ihr rückſichtsloſer Einſatz für macht ⸗ 
politiſche Intereſſen bezeugen. 


Von Bedeutung find in dem angegebenen Zuſammenhang auch Erwägungen 
militäriſcher Art.“) 


IN. Grundfragen der RAußenhandelspolitik 


1. Fragen des arenaustauſchs“) 
Wie bereits zum Ausdruck gebracht, nimmt der zwiſchenſtaatliche Warenaustauſch 
die weitaus wichtigſte Stellung im Außenhandel ein. 


Die Wertſumme des Welthandels wurde für das Jahr 1800 auf 6 Milliarden Mark 
geſchätzt. Sie ſtieg bis zum Jahre 1913 dank der verringerten Austauſchhemmniſſe 
zwiſchen den Nationen und dank einer ungeheuren techniſchen und wirtſchaftlichen Ent⸗ 


% Otto Chriſtian Fiſcher: Nationale Weltwirtſchaft, Berlin 1933, S. 43. 
3 Ge ua: Vier jahresplan und Außenhandel in „Deutſche ee vom 


Fleßner: Der Außenhandel im neuen Deutſchland, München 1935, ©. 1 
85 5 almar Schacht: 5 Senn des Raktonaffost. ismus ee Beeren, = „Außen · 
2 55 aft“, as lt und eleitet von 39 Egner, Ber 
ber ins 1 edöhl, a. a. O 
9 Die 880 agen der Handelspolitik, die in dieſem Kapitel behandelt werden, gelten 
natürlich nicht allein für den Warenverk Ve! fondern für den geſamten Leiſtun Zaustauſch 
wiſchen den Nationen, der auch die mannigfachen Dienſtleiſtungen umfaßt. Da jedoch auch 
eute noch der Warenverkehr bei weitem den erſten Rang in der Außenwirtſchaft einnimmt, 
97 es gerechtfertigt, in dieſer notwendigerweiſe ſehr knappen Darſtellung die grundſätzlichen 
agen der Außenhandelspolitik allein am Beis Ip des Warenaustauſchs zu erörtern. Eine 
nähere Betrachtung des Austauſchs von Dienſtleiſtungen erübrigt ſich auch inſoſern, als die 
ſich dort ergebenden Fragen mit den hier erörterten im Prinzip übereinſtimmen. 
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wicklung bereits auf 160 Milliarden Reichsmark. 1929 erreichte der Geſamtumſatz 
fogar 284 Milliarden Reichsmark, um dann innerhalb kurzer Zeit wieder auf 97 Mil- 
liarden Reichsmark im Jahre 1935 zu fallen. 


Der Anteil Deutſchlands am Welthandel wuchs von 5,7 Milliarden Mark im Jahre 
1880 auf 20,8 Milliarden in 1913 und erreichte 1928 26,3 Milliarden Reichsmark. 
Er betrug für 1936 nur noch gegen 8,4 Milliarden Reichsmark. 


Die Wirkung dieſes zwiſchenſtaatlichen Warenaustauſchs auf die einzelnen 
Nationalwirtſchaften iſt von jeher eines der wichtigſten Anterſuchungsobjekte der 
wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Forſchung geweſen. Die Entwicklungen des Außen- 
handelsumſatzes: ſeine verhältnismäßig geringe Bedeutung bis ins 19. Jahrhundert 
hinein, fein außerordentlich ſchnelles Anwachſen und die damit verbundene Wohl- 
ſtandsſteigerung der beteiligten Völker, ſchließlich die folgenſchweren Austauſch- 
ſtörungen, wie ſie beſonders in der Weltwirtſchaftskriſe zu Tage traten, laſſen die 
Frage nach dem Zuſammenhang des internationalen Warenverkehrs mit der Wirt. 
ſchaftsgeſtaltung im Innern der Volkswirtſchaft beſonders dringlich hervortreten. 


Im Mittelpunkt dieſes Fragenkreiſes ſtehen die alten Probleme der koſtenmäßigen 
Vorausſetzung der Produktion. Freihandel oder Schutzzoll ?“) 


a) Die Theorie des Freihandels 


In jedem Staatsraum ſind die Produktionskräfte beſchränkt und ſtehen in ver— 
ſchiedenen Stärkeverhältniſſen zueinander. Daraus ergibt ſich eine gänzlich unter- 
ſchiedliche Ausbildung der Produktionsarten in den einzelnen Ländern. Auf dieſen 
natürlichen Gegebenheiten baut ſich die internationale Arbeitsteilung auf. 


Wenn Geſtehungskoſten und Preiſe für zwei gleiche Waren in zwei Ländern gleich 
ſind, dann wird man grundſätzlich nichts aus dem anderen Land beziehen, was in 
dem eigenen zum ſelben Preiſe zu haben iſt. Erſt bei unterſchiedlichen Preiſen tritt 
eine Neigung zum Austauſch der Waren auf. 

Im allgemeinen unterſcheidet man drei Arten internationaler Koſtendifferenzen: 


1. Fall: Abſolute Differenzen. Jedes Land hat dem anderen gegenüber 
einen abſoluten Vorteil in der Herſtellung einer von zwei Waren. In den Ver- 
einigten Staaten von Amerika erzeugt z. B. eine tägliche Arbeitskraft 30 kg Kupfer 
und 15 m Leinen, in Deutſchland umgekehrt 15 kg Kupfer und 30 m Leinen. Daraus 
wäre, rein rechneriſch betrachtet, ohne Berückſichtigung aller ſonſt in der handels- 
politiſchen Praxis zu beachtenden Faktoren die Zweckmäßigkeit eines gegenſeitigen 
Austauſchs ohne weiteres erſichtlich. 

2. Fall: Gleiche relative Differenzen. Die Vereinigten Staaten von 
Amerika erzeugen pro Arbeitskraft 30 kg Kupfer und 15 m Leinen, Deutſchland 
dagegen nur 20 kg Kupfer und 10 m Leinwand. Rein koſtenmäßig geſehen, würde 
es alſo in dieſem Falle für Deutſchland beſſer ſein, ſowohl Kupfer als auch Leinen 
aus den Vereinigten Staaten zu beziehen. 

3. Fall: Komparative Differenzen. 

a) Die Vereinigten Staaten erzeugen pro Arbeitskraft 30 kg Kupfer und 15 m 
Leinen, Deutſchland 20 kg Kupfer und 15 m Leinen. Der Vorteil beſteht nur bei 
der einen Ware. 

b) Die Vereinigten Staaten erzeugen 30 kg Kupfer und 15 m Leinen, Deutſchland 
dagegen nur 15 kg Kupfer und 10 m Leinen. Bei beiden Waren iſt alſo die ameri- 
kaniſche Produktion überlegen. 


Hier entſteht die eigentümliche Lage, daß es für ein Land vorteilhaft ſein kann, 
Waren von einem anderen Land zu kaufen, die es ſelbſt billiger herzuſtellen vermöchte 


42) Praktiſch kann man eine ſolche Alternative ſchwerlich ſtellen. Es geht vielmehr meiſt um 
freien Außenhandel und Schutzzoll: freien Handel in der einen Branche, Schutzzoll in der 
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als dieſes. Im obigen Beiſpiel (Fall 3 b) würden die Vereinigten Staaten nur 
Kupfer und Deutſchland nur Leinen herſtellen; denn für 30 kg Kupfer erhielte ASA 
von Deutſchland im Tauſch (faſt) 20 m Leinen. 


Das ſogenannte „Geſetz der komparativen Koſten“ bildet das Kernſtück dieſer allein 
auf Koſten und Preiserwägungen aufbauenden Aberlegungen über den internationalen 
Waren und Dienſtleiſtungsaustauſch. Mögen abſolute Koſtenunterſchiede auch nicht 
allzuoft gegeben fein: komparative Koſtendifferenzen — fo argumentiert 
man — erwachſen doch aus den außerordentlich vielfältigen Tauſchbeziebungen 
zwiſchen den einzelnen Volkswirtſchaften in unüberſehbarer Fülle. 


Mittels ſolcher ſcheinbar nicht zu widerlegenden Gründe der Vernunft fordert man 
nun — folgerichtig — die uneingeſchränkte Bejahung der internationalen Arbeits- 
teilung, fordert man — mit anderen Worten — einen geradezu nach naturwiſſen⸗ 
ſchaftlicher Geſetzmäßigkeit arbeitenden Mechanismus des internationalen Tauſch⸗ 
verkehrs. Wer in dieſen blutleeren Bahnen weiterdenkt, muß letztlich auch dazu 
kommen, jeden politiſchen Eingriff als Störung der Tauſchautomatik abzulehnen, 
und das iſt dann gleichbedeutend mit der Aufgabe jeglicher Wirtſchaftspolitik. 


Das Ideal erblicken die Anhänger dieſer Freihandelslehre in der Eingliederung der 
Volkswirtſchaften in die Weltwirtſchaft nach alleiniger Maßgabe der Koſtenlage. 
Jede Nation habe nur das zu liefern, wozu ſie kraft ihres geiſtigen und körperlichen 
Könnens und durch die natürlichen Hilfsquellen, die ihr zur Verſügung ſtehen, be- 
ſonders befähigt iſt. Auf dieſe Weiſe werde die rationellſte Ausnützung aller 
Produktionskräfte und damit das Optimum der geſamten Güterverſorgung erreicht. 
Der ſcharfe Wettbewerb bilde zudem nur diejenigen Eigenſchaften fort, die den welt- 
wirtſchaftlichen Fortſchritt, der ja zugleich ein volkswirtſchaftlicher ſei, beſchleunigen. 
Die Schwachen werden verdrängt und vernichtet und ſo im Endergebnis die Leiſtungen 
geſteigert. Weiter betrachtet man die Weltwirtſchaft als „Aſſekuranzverein“, der 
Ernteſchwankungen auszugleichen hat und darüber hinaus auch dafür ſorgen ſoll, daß 
„die Preisſchwankungen mit allen ihren verhängnisvollen Folgen für die volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Konjunkturen weniger ſchroff verlaufen“. 


Viele Erkenntniſſe der Freihandelstheorie ſind wiſſenſchaftlich äußerſt bedeutſam und 
politiſch auch heute noch wertvoll. Es iſt u. a. ein großes Verdienſt dieſer Lehre, 
die Grundloſigkeit der merkantiliſtiſchen Eiferſucht aus ihren einfachen Aberlegungen 
heraus bewieſen zu haben. Die Theorie der komparativen Koſten tut dar, daß der 
internationale Warenaustauſch für alle beteiligten Völker von Vorteil ſein kann, 
auch für diejenigen Länder, die von Natur aus ſtiefmütterlich bedacht worden ſind. 
Wenn auch armen Ländern kein fo großer Nutzen aus dem Leiſtungsaustauſch er- 
wähjt wie den reichen, fo hat doch wachſende Wohl habenheit auf der einen Seite 
immer auch geſteigerte Kauffähigkeit auf der anderen zur Folge. Ohne die enge 
Verflechtung der deutſchen Volkswirtſchaft mit der Weltwirtſchaft und der daraus 
hervorgehenden Mehrung des Güterertrags hätte Deutſchland feine ſchnell an- 
wachſende Bevölkerung kaum zu ernähren, gewiß nicht die ſtark geſtiegenen Bedürf⸗ 
niſſe zu befriedigen vermocht. Anſtatt der 8 Millionen Menſchen, die vor dem Kriege 
— meiſt in Aberſee — eine neue Heimat gefunden haben, hätte die Zahl der Aus⸗ 
wanderer ſicherlich ein Mehrfaches erreicht. 


Indeſſen liegen die Schwächen der Freihandelslehre offen zu Tage, ſchon wirt; 
ſchaftlich geſehen, geſchweige denn politiſch! Wenn z. B. die Vereinigten 
Staaten von Amerika nur noch Automobile, England nur noch Textilien, Deutſchland 
ausſchließlich chemiſche Produkte, Braſilien lediglich Kaffee und Chile allein Sal- 
peter erzeugen, wenn Italien ſich nur noch dem Fremdenverkehr zuwenden würde, 
dann müßten die Wirkungen beängſtigend fein. Man denke nur an Veränderungen 
des Lebensbedarfs oder an umwälzende neue Erfindungen! Die daraus reſultierenden 
Wandlungserſcheinungen riefen Anpaſſungsſchwierigkeiten hervor, die geeignet ſein 
könnten, eine ſolche Weltwirtſchaft aus den Fugen zu heben. 
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Tatſächlich ſind dann auch in der Blütezeit der freihändleriſchen Praxis die gegebenen 
Möglichkeiten internationaler Arbeitsteilung nur zu einem Bruchteil ausgenützt 
worden. Die direkten Austauſchbeziehungen zwiſchen den einzelnen Wirtichafts- 
gebieten der Erde ſind ſowieſo verhältnismäßig gering, „denn der internationale 
Austauſch von Gütern und Dienſtleiſtungen ſowie von Geldkapitalien und den daraus 
erwachſenden Zinſen und Amortiſationszahlungen macht wohl kaum 10 v. H. aller 
Amſätze im Bereich der Weltwirtſchaft aus“.) Gründe dafür zu finden, iſt nicht 
ſchwer: Neben dem natürlichen Transportſchutz nämlich, den das Inland genießt, 
bedingen auch die Gemeinſamkeit des Blutes, der Sprache, der Geſetze, der Sitten 
und Gebräuche, die gleiche Ordnung des Geldweſens und der Steuerabgaben ſowie 
die Einheitlichkeit der Verkehrswege einen viel regeren Wirtſchaftsaustauſch inner⸗ 
halb der Grenzen des Staatraums als zwiſchen den Nationen. 


Das alles ſind Kräfte, die — auch in Freihandelsländern — dem Binnenmarkt immer 
den Vorrang vor dem zwiſchenſtaatlichen Güterumſchlag gewährleiſtet haben und 
gewährleiſten. Darüber hinaus muß die politiſche Führung, um das politiſch ⸗ 
kulturelle Ziel zu erreichen, das jedem Staate geſtellt iſt, alle fremden Wirtſchafts⸗ 
einflüſſe abwehren, die die Löſung dieſer wichtigen Staatsaufgabe erſchweren oder 
gar gefährden. Sie muß vor allem darauf bedacht ſein, die Lebensbedingungen auf 
die Dauer zu ſichern. Hat das Koſtenproblem ſchon durch die in der Wirtſchaft 
wirkenden irrationalen Kräfte an Bedeutung eingebüßt, fo verliert es durch die Not 
wendigkeiten ſtaatlicher Sicherungspolitik vollends die zentrale Stellung, die ihm von 
der liberaliſtiſchen Theorie eingeräumt worden war. 


Dieſe Aberlegungen leiten bereits hinüber zur Erörterung der Zollpolitik. 


b) Die Theorie der Zölle 


Wenn ein Land den Verſuch unternimmt, zwiſchenſtaatliche Koſtenunterſchiede dadurch 
auszugleichen, daß es zum Schutze ſeiner Wirtſchaft die Einfuhr teilweiſe oder auch 
ganz mit Zöllen belegt, ſo muß es über die wirtſchaftlichen Wirkungen dieſer Abwehr- 
maßnahmen im klaren ſein. Die Anwendung zollpolitiſcher Abwehrmittel hat nämlich 
nur dann einen Sinn, wenn ſie für die geſamte Volkswirtſchaft zu dem gewollten 
Erfolg führt, nicht aber, wenn den für einen Produktionszweig herausgeholten Vor- 
teilen ökonomiſche Nachteile gegenüberſtehen, die der Wirtſchaft insgeſamt ihre 
Aufgabe, ſtets eine ſtarke Waffe in der Hand des Staates zu ſein, nicht weniger 
ſchwierig machen als zuvor. 

In dieſem Zuſammenhang erhebt ſich vor allem die Frage nach den Beziehungen 
zwiſchen Zöllen und Preiſen, der „am meiſten verwickelten und ſchwierigſten Frage 
in der Volkswirtſchaft“ (J. P. Nicholſon).“) 

In der Regel werden durch den Zoll ſowohl die Preiſe jenſeits als auch diesſeits der 
Zollgrenzen beeinflußt. Im Einfuhrland wird ſich der Zoll meiſt um ſo ſtärker im 
Preis einer Ware auswirken, je größer die unter Hinausſchiebung des bisherigen 
Koſtenoptimums im Inland erzeugte Warenmenge und je unelaftifher die Nachfrage 
iſt. Auf der anderen Seite wird ſich das Ausfuhrland unter Amſtänden gezwungen 
ſehen, ſich durch Preisherabſetzungen den neuen Wettbewerbsbedingungen anzupaſſen. 
Anter welchen Amſtänden und bis zu welchem Ausmaß das eintritt, hängt von der 
Dringlichkeit der Ausfuhr nach dem zollgeſchützten Staat ſowie von Amfang und 
Koſten deſſen eigener Produktion und der Zollhöhe ab. Die Schutzwirkungen des 
Zolls ſchwinden — und damit verliert er feinen eigentlichen Sinn —, wenn das Aus- 
land durch entſprechende Preisſenkungen den ganzen Zoll übernimmt, und ſo die 
Vorausſetzungen für den Auftrieb der Inlandspreiſe hinfällig werden. 

Schon durch die Einführung oder Erhöhung eines Zolls verändert ſich normaler 
weiſe — eine Folge der Kohärenz der Preiſe — die geſamte volkswirtſchaftliche 


) Wagemann: Struktur und Rhythmus der Weltwirtſchaft, Berlin 1931, ©. 122. 
%) Ich halte fie freilich nicht für die ſchwierigſte Frage. Lüer. 
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Preis. und Koſtenſkala. Daraus mag erhellen, daß es noch weit ſchwieriger iſt, die 
Auswirkung mehrerer gleichzeitig erhobener Zölle genau zu beurteilen. Der 
umfaſſende Zollſchutz, der „Schutz der nationalen Arbeit“ iſt das extremſte 
Beiſpiel dafür. Er hebt zweifellos das Koſtenniveau der Volkswirtſchaſt, ſo daß 
deren Wettbewerbsfähigkeit auf den Auslandsmärkten eingeſchränkt wird, ganz ab- 
geſehen davon, daß die generelle Erſchwerung der Einfuhr regelmäßig eine Ver⸗ 
minderung der Ausfuhrmöglichkeiten nach ſich zieht. 


Wird aber nun, wie die Anhänger des Freihandels behaupten, durch die mit den 
Zöllen verbundenen Preisſteigerungen eine Senkung des Geſamtertrags der Volks 
wirtſchaft herbeigeführt? Friedrich Lift ſtellt der bejahenden Antwort der Frei- 
handelsſchule den Gedanken der erzieheriſchen Aufgabe des Zolls gegenüber. Mit 
Hilfe des Zolls, lehrt er, können die potentiellen Produktionskräfte einer Nation 
erſt richtig zur Entfaltung gebracht, kann vor allem die „Fabrikproduktivkraft“ 
weſentlich gehoben und damit die Volkswirtſchaft erſt zur höchſten Leiſtung und zu 
uneingeſchränktem Wettbewerb mit älteren Induſtrie ländern befähigt werden. 


Dies iſt fiherlih richtig. Das erftrebte Ziel kann erreicht werden, muß es aber 
nicht. Conſtantin von Dietze“) hebt mit Necht hervor, daß die Wirkung von Preis- 
ſteigerungen in erſter Linie davon abhängt, wie die Menſchen auf günſtigere Gewinn- 
ausſichten antworten. Es ſei denkbar, daß fie ſich mit einem bequemen Leben be ; 
gnügen, daß alſo die Zölle womöglich als Faulheitsprämie wirken. Ebenſo könnten 
aber auch die Ausſichten auf größeren Erwerb und die Beruhigung, die der ſtaatliche 
Schutz verleiht, zu einer beſonderen Anſpornung der Kräfte veranlaſſen und damit 
eine Verbeſſerung der Technik und eine allgemeine Leiſtungsſteigerung hervorruſen. 
Dabei iſt indeſſen die Gefahr nicht zu verkennen, daß man unter Amſtänden den 
ſtaatlichen Schutz einem Wirtſchaftszweig gewährt, der auch dann, wenn er ganz 
erwachſen iſt, aus eigener Kraft, d. h. ohne Zollſchutz, gegenüber dem ausländiſchen 
Wettbewerber nicht zu beſtehen vermag. Es kann alſo“) der Erziehungszoll bis- 
weilen zu einer Fehlleitung von Kapital und Arbeit führen. 


Will man in ſolchen Fällen die erzogenen Produktionszweige erhalten — und das iſt 
wohl regelmäßig der Fall —, jo muß ſich der Erziehungszoll in einen Schutz und 
Erhaltungszoll wandeln. 

Grundſätzlich ſind Zölle wichtigſte Hilfsmittel des Staates zur Sicherung der Einheit 
und Ausgeglichenheit des nationalen Wirtſchaftsaufbaus und zur Wahrung ſeiner 
Anabhängigkeit. Am dieſe weiterhin zu ſtärken, wird ein Volk ſtets darauf bedacht 
ſein müſſen, alle in ſeinem Raum ſchlummernden Produktivkräfte zu wecken und ſie 
lebendig zu erhalten. Was zur Schaffung dieſer erſten Vorausſetzung wirtſchaftlich⸗ 
nationaler Verteidigung jeweils vonnöten iſt, beſtimmt die politiſche Führung. — 


Außer politiſch⸗wirtſchaftlichen Gründen können zugunſten des Schutzzolls noch eine 
Reihe politiſch⸗ kultureller und bevölkerungspolitiſcher Argumente ins Feld geführt 
werden. Hier iſt in erfter Linie an die Notwendigkeit der Erhaltung und Ver⸗ 
mehrung des Bauerntums zu denken. „Das Dritte Reich wird ein Bauernreich ſein, 
oder es wird nicht ſein!“ Am die im Bauerntum verankerten kulturellen Werte zu 
erhalten und den „biologiſchen Lebensquell des Volkes“ nicht verſiegen zu laſſen, 
müſſen wirtſchaftliche Opfer gebracht werden. Höhere Preiſe der Agrarprodukte 
wiegen nichts gegenüber dem Gewinn, der durch ihren Einſatz dem Volke unmittelbar 
zuwächſt. 

Neben Schutz und Erziehungszöllen gibt es auch Zölle mit primär fiskaliſchem 
Charakter — ſogenannte Finanzzölle. Sie gehören jedoch weniger in das Gebiet 
der Handels- als vielmehr in das der Finanzpolitik. 


9 Y Volkswirtſcha Hiper tt Mannheim⸗ Berlin- Leipzig 1936, S. 80. 


Bei dieſem „Alfo“ iſt vorausgeſetzt, daß nicht etwa außerwirtſchaftliche: politiſche oder 
ſonſtige Motive die Begründung und Erhaltung der zollgeſchützten Induſtrie ſowieſo gebieten 


bzw. geboten hätten. 
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2. Die Aapitalbewegungen 
a) Die zwiſchenſtaatlichen Kreditformen 


In enger Wechſelbeziehung zum internationalen Güteraustauſch ſtehen die Kapital- 
bewegungen zwiſchen den einzelnen Volkswirtſchaften. Man unterſcheidet kurzfriſtige 
und langfriſtige Kredite. 


Langfriſtige Kredite dienen in erſter Linie dem wirtſchaftlichen Ausbau bisher wenig 
erſchloſſener Wirtſchaftsräume, vornehmlich der Verbeſſerung von Verkehrswegen 
und der Errichtung induſtrieller Anlagen. Sie werden in der Form von Anleihen an 
Staat und Gemeinden, von Beteiligungen an ausländiſchen Anternehmungen im 
Wege der Abernahme von Schuldverſchreibungen und Aktien oder durch unmittelbare 
Errichtung von Betrieben im Ausland gegeben. 


Dem kurzfriſtigen Kredit fällt dagegen in der Hauptſache die Aufgabe zu, den 
zwiſchenſtaatlichen Warenumſchlag zu finanzieren. Ahnlich den kurzfriſtigen Krediten 
des Binnenmarktes, die dazu dienen, "den volkswirtſchaftlichen Warenumſchlag zu 
erleichtern, baut ſich auch die Außenhandelsfinanzierung im Prinzip auf dem Wechſel⸗ 
und Lombardgeſchäft auf.“) Daraus geht ſchon zur Genüge hervor, daß kurzfriſtige 
Kredite nicht zur Finanzierung von Anlagen herangezogen werden dürfen. Zuwider⸗ 
handlungen gegen dieſen Grundſatz wurden noch ſtets von beiden Seiten bitter bereut. 


b) Die Wirkungen der internationalen Kapitalbewegungen 


Die Bewegung der Kapitalien von Land zu Land löſt eine Reihe miteinander in 
Beziehung ſtehender, komplizierter wirtſchaftlicher Vorgänge aus, die normalerweiſe 
einen dem Kapitalſtrom wertmäßig entſprechenden Güterſtrom nach ſich ziehen. Die 
Kreditaufnahme wirkt fi letztlich durch erhöhten Bezug von Waren und Dienft- 
leiſtungen aus. Die Verwendung dieſer Güter und Leiſtungen in der Volks. 
wirtſchaft entſcheidet über ihre Nützlichkeit. Nach Adolf Weber iſt der ſozial ⸗ 
ökonomiſche Nutzen ausländiſcher Mittel offenbar, wenn dieſe Güter — Real- 
kapital — „fo erfolgreich in die Volkswirtſchaft eingefügt werden, daß mit dem Er⸗ 
gebnis die Zinſen. und Amortiſationsverpflichtungen erfüllt werden können, und 
wenn noch obendrein, dank der Mehrbeſchäftigung von Arbeitskräften, ein erhöhter 
Konſum in der Nationalwirtſchaft möglich iſt“.“) And in der Tat: Die wirtichaft- 
liche Entwicklung der Vorkriegszeit beweiſt augenſcheinlich die außerordentliche 
Nützlichkeit des produktiv angelegten Kapitals. Der kulturelle und ziviliſatoriſche 
Aufbau in allen Teilen der Erde iſt in erſter Linie dadurch zuſtande gekommen, daß 
von den hochinduſtrialiſierten Staaten große Kapitalien zunächſt in der Form von 
Produktivgütern in die wirtſchaftlich weniger erſchloſſenen Länder gelenkt worden 
find. Hierdurch wurden dieſe mehr und mehr in die Lage verſetzt, Produktions- 
umwege einzuſchlagen und damit die Produktivität ihrer Arbeit zu ſteigern, die 
wiederum ihre Kaufkraft ſtärkte und ihre Güterverſorgung verbeſſern half. Indeſſen 
führt nicht in jedem Land, gleich welchen wirtſchaftlichen Aufbau es hat, die Kredit ; 
aufnahme ohne weiteres zur Hebung der nationalwirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit. 
Siegfried Wendt) verwirft mit Recht „die Verabſolutierung geſchichtlicher Bei⸗ 
ſpiele“. Es gehe nicht an, führt er aus, auf Grund der alten ſchematiſchen Aber. 
legungen ſich ſogleich ein fertiges Arteil zu bilden, ohne die konkreten Bedingungen 
des wirtſchaftlichen Lebens in den einzelnen Ländern, die Struktur der Volkswirt. 
ſchaft, den Grad der internationalen Verflechtung und die politiſche Zielſetzung zu 
beachten. Koloniale Rohſtoffländer und Induſtrieſtaaten bewegen ſich gemeinhin 
wohl, unter dem Führungsanſpruch des Kreditgebers, in gleicher Marſchrichtung 
auf das Ziel gegenſeitiger Ergänzung. Kapitalübertragungen zwiſchen hochindu— 
7) Bol. e Finanzierungsprobleme im Außenhandel, Stuttgart 1931. 
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ee) Grenzen des zwiſchenſtaatlichen Kreditweſens. Ein Beitrag zur Löſung des Weltſchulden⸗ 
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ſtriellen Staaten aber rufen oft recht ungünſtige Wirkungen hervor, denn infolge 
des gleichen oder doch ſehr ähnlichen Wirtſchaftsgefüges bieten ſich nur geringere Er- 
gänzungsmöglichkeiten, dafür aber um ſo mehr Gefahren des Widerſtreits der 
Intereſſen, was dann Störungen der Proportionalität der volkswirtſchaftlichen 
Produktionskräfte zur Folge hat.“) 


Die ſchädlichen Auswirkungen weitgehender Schuldenverflechtung zwiſchen Staaten 
mit gleicher Wirtſchaftsſtruktur laſſen ſich leider im Nachkriegsdeutſchland am beſten 
aufzeigen. Die rieſigen Auslandskredite wurden zum nicht geringen Teil für Bauten 
und Anlagen verwendet, die die Leiſtungsfähigkeit der Wirtſchaft nicht zu ſteigern 
vermochten, bzw. verleiteten zu derart weitgreifenden Produktionsumwegen, daß 
das Verhältnis des Volkes zur Güterwelt ſich überſpannte und damit in abfehbarer 
Zeit zu keiner Beſſerung führte. 


Trotzdem kann zuweilen die Hereinnahme von Krediten für konſumtive oder weniger 
produktiv ſcheinende Zwecke geboten ſein, z. B. für die Kriegsfinanzierung, der alle 
irgendwie erreichbaren Kreditquellen erſchloſſen ſein müſſen. 


In ihrer Wirkung auf den Welthandel unterſcheiden ſich freilich derartige Kredite 
nicht fonderlid von einſeitigen Wertübertragungen und wirtſchaftlichen Leiſtungen, 
denen das notwendige Korrelat der Gegenleiſtung fehlt. Das kraſſeſte und zugleich 
lehrreichſte Beiſpiel einſeitiger Wertübertragungen bieten die Tribute, die Deutſch⸗ 
land in Verſailles aufgezwungen worden find. Sie führten zwangsläufig zu einer 
Verkürzung des Realeinkommens der deutſchen Volksgenoſſen und zu der Amwand⸗ 
lung der politiſchen in eine private Verſchuldung. 


Nicht weniger ſchädlich wirkten ſich dieſe Wertübertragungen bei den „Siegern“ aus. 
Die erzwungene deutſche Mehrleiſtung mußte die Wettbewerbslage der Staaten, 
denen die Tribute zufloſſen, einengen und damit die Exiſtenz vieler ihrer Produktions- 
zweige bedrohen. Anſtatt die Schädlichkeit derartiger Zahlungen einzuſehen, unter 
nahm man noch den unſinnigen Verſuch, den inländiſchen Markt gegen die deutſche 
Konkurrenz zu ſchützen und trotzdem auf den Kapitalübertragungen weiter zu be⸗ 
ſtehen, die doch ſchließlich nur durch Waren vorgenommen werden können. 


Ahnliche Folgen zeitigten die Verſchuldung der Alliierten an die Vereinigten 
Staaten von Amerika und die lange Reihe ungeſunder Kreditmanipulationen in der 
Nachkriegszeit. Während vor dem Krieg der wachſende Welthandel als der eigent- 
liche Träger des internationalen Kapitalverkehrs den reibungsloſen Transfer der 
zwiſchenſtaatlichen Zahlungen ohne Schwierigkeiten ermöglichte, erwuchſen aus dem 
dichten Netz internationaler Verſchuldungen, das der Weltkrieg und deſſen unſelige 
Wirkungen über die ganze Welt geſponnen hatten, kaum überwindbare Schwierig 
keiten. Im Jahre 1913 ſtand einer geſamten internationalen Verſchuldung von 
ungefähr 150 Milliarden Mark ein Welthandel im Werte von etwa 160 Milliarden 
Mark gegenüber. 1933 jedoch berechnete man die Weltverſchuldung auf nicht weniger 
als 200 Milliarden Reichsmark und den Wert des Welthandels auf etwa 75 Mil- 
liarden Reichsmark. Ganz abgeſehen von der finnwidrigen zwiſchenſtaatlichen 
Schuldenverflechtung, konnte ſchon allein aus dieſem Mißverhältnis zwiſchen Ver⸗ 
ſchuldung und Welthandel heraus der alte Transfermechanismus nicht mehr funktio- 
nieren, und die Erfüllung des Kapitaldienſtes mußte mit der Zeit unmöglich werden. 


In Zukunft muß an die Stelle des Automatismus eine ſinnvolle Planung und Len- 
kung auf Grund wirtſchaftlicher Einſichten treten. Die Hauptſätze ſolcher Politik 
laſſen ſich wie folgt zuſammenfaſſen: “) 


70) Beſonders deutlich werden dieſe Zuſammenhänge durch den auf der Berliner Tagung 
der Internationalen Handelskammer vorgebrachten engliſchen Vorſchlag, Deutſchland eine 
Anleihe zu gewähren, wenn, wie die ausländiſche Preſſe ganz offen dur blicen ließ, es auf 
die Durchführung des zweiten Vier jahresplans verzichten würde. 

71) gl. Lüer: Internationale Warenbewegungen und ihre Beziehungen zu internationalen 
Ka te dend ge in „Zeitſchrift für Betriebswirtſchaft“, 1935, S. 257 fl. 
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1. Internationale Zahlungen, die nur in Waren und Dienſtleiſtungen geleiſtet 
werden können, find außerordentlich komplizierte wirtſchaftliche Vorgänge, zu deren 
reibungsloſer Abwicklung der gute Wille aller unmittelbar und mittelbar Beteiligten 
notwendig iſt. 


2. Das Volumen internationaler Zahlungen darf ſich niemals von einem gefunden 
Verhältnis zu dem Volumen des Welthandels entfernen. Dabei müſſen die all- 
ns und beſonderen Entwicklungstendenzen des Welthandels ihre Beachtung 
finden. 

3. Die Erhaltung und Förderung des Handels über dritte Länder verbeſſert die 
Möglichkeit internationaler Zahlungen und entſpricht geſunden wirtſchaftlichen 
Grundſätzen. 


4. Die Verwendung von Auslandskapitalien zu nichtproduktiven Zwecken ſchädigt 
den Wohlſtand aller Völker und gefährdet die Rückzahlung. Dasſelbe gilt in 
noch höherem Maße für einſeitige Zahlungsverpflichtungen ohne Gegenleiſtungen. 


5. Schuldner- und Gläubigermoral müſſen internationale Kapitalfehlleitungen für 
alle Zukunft unmöglich machen. Alle heute noch beſtehenden Schuldverpflichtungen, 
denen eine unproduktive Kapitalverwendung zugrunde liegt, müſſen ſo raſch wie 
möglich bereinigt werden. 


6. Kurzfriſtige Kredite ſollen grundſätzlich nur zur Finanzierung des Waren- 
austauſchs dienen, nicht aber zu langfriſtigen Inveſtitionen eingeſetzt werden. Eine 
Pflege des echten Warenumſchlagkredits iſt wünſchenswert. 


3. Handelsbilanz und Zahlungsbilanz 
a) Die Handelsbilanz 


Anter Handelsbilanz verſteht man „die Summe der Preiſe der während einer be- 
ſtimmten Periode von einem Land ausgeführten Waren abzüglich der Summe der 
für die Einfuhr gezahlten Preiſe während derſelben Periode“. 

Ablicherweiſe teilt man den Warenhandel ein in: 1. Ausfuhr von Waren, die im 
Inland ſelbſt erzeugt werden; 2. Einfuhr von Waren, die zum Verbrauch im Inland 
beſtimmt find; 3. Waren, die nur zur Verarbeitung im Inland beſtimmt find (aktiver 
Veredlungs verkehr), und Ausfuhr von im Inland erzeugten Nohſtoffen und Halb- 
fabrikaten zur Veredlung im Ausland und Wiedereinfuhr (paſſiver Veredlungs⸗ 
verkehr); 4. Durchfuhrverkehr (reiner Zwiſchen. oder Tranſithandel). 

In der deutſchen Außenhandelsſtatiſtik werden Generalhandel, Geſamteigenhandel 
und Spezialhandel unterſchieden. Der Generalhandel umfaßt alle vier oben genannten 
Gruppen, der Geſamteigenhandel umfaßt den Generalhandel abzüglich der unmittel 
baren Durchfuhr, der Spezialhandel umfaßt die Gruppen 1 und 2 ſowie den aktiven 
Veredlungsverkehr. | 

Aber den wirtichaftlihen Erfolg oder Mißerfolg eines Landes beim Güteraustauſch 
mit anderen Staaten vermag die Handelsbilanz — entgegen weit verbreiteter An - 
nahmen — nur wenig auszuſagen. Ergibt ſich aus der Gegenüberſtellung der Aus- 
fuhrerlöſe mit dem Einfuhrbetrag ein Aberwiegen der Ausfuhr, ſo ſpricht man von 
einer aktiven, beim Aberwiegen der Einfuhr von einer paſſiven Handels- 
bilanz. Paſſivität der Handelsbilanz iſt jedoch keineswegs, wie es der Merkantilis- 
mus tat, ohne weiteres gleichzuſtellen mit „ungünſtiger“ Handelsbilanz, d. h. erſolg ; 
loſer Außenwirtſchaft. Dies geht aus einer kurzen Darlegung der vier Fälle einer 
Handelsbilanzgeſtaltung, die man herkömmlicherweiſe zu unterſcheiden pflegt, zur 
Genüge hervor: 

1. Der Fall des werdenden Schuldnerlandes: Die Handelsbilanz iſt paſſiv, weil 
Waren und Dienſtleiſtungen des Auslands ohne entſprechende gleichzeitige Gegen- 


) Adolf Weber: Handels und Verkehrspolitik, München 1932, S. 352. 
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leiſtung in Empfang genommen werden; die Zinſenlaſt bleibt noch Bunte: dem Betrag 
der weiter andauernden Kapitaleinfuhr zurück. 

2. Der Fall des reinen Schuldnerlandes: Die Handelsbilanz iſt aktiv, weil der 
Schuldendienſt größer iſt als die neu aufgenommenen Schulden. Der Aberſchuß der 
Ausfuhr kann nicht mehr zur Einfuhr verwandt werden. Er dient der einſeitigen 
Wertübertragung an das Ausland. 

3. Der Fall des werdenden Gläubigerlandes: Die Handelsbilanz iſt aktiv, weil ein 
Teil des Ausfuhrerlöſes nicht zur Einfuhr, ſondern zur Kapitalanlage im Ausland 
verwendet wird. | 

4. Der Fall des reinen Gläubigerlandes: Die Handelsbilanz iſt paſſiv, weil das 
Land unter ſteter Vermehrung ſeiner Kapitalanlagen im Ausland mehr Zinſen, 
Dividenden und Rückzahlungen (letztlich in Form der Wareneinfuhr) erhält, als 
die Neuausleihungen ausmachen. 

Aus der Paſſivität oder Aktivität der Handelsbilanz einer Nation folgt alſo noch 
nichts, was für deren Wirtſchaft günſtig oder ungünſtig zu bewerten wäre. So haben 
z. B. reiche Induſtrieſtaaten, wenn man von der meiſt kurzen Abergangszeit des 
werdenden Gläubigerlandes abſieht, im allgemeinen eine paſſive Handelsbilanz. 


b) Die Zahlungsbilanz 
Beſſere Einſichten über Art und Amfang der Eingliederung der nationalen Wirt⸗ 
ſchaft in die Weltwirtſchaft gewährt die Zahlungsbilanz. Sie iſt — viel umfaſſender 
als die Handelsbilanz — ein Spiegelbild aller Wirtſchaftsbeziehungen (nicht nur 
des Waren handels) eines Landes mit anderen Staaten während einer beſtimmten 
Wirtſchaftsperiode. In ihr kommt auch der ſogenannte unſichtbare, d. h. ſtatiſtiſch 
nicht erfaßbare wirtſchaftliche Austauſch zur Auswirkung. 


Neben der Bilanz der Waren. und Kapitalbewegungen umfaßt die Zahlungsbilanz 
alle Arten von Dienſtleiſtungen — z. B. Arbeitsleiſtungen von Wanderarbeitern, 
Frachten, Verſicherungsprämien, Lizenzen, Vermittlungsdienſte und ähnliches mehr — 
fowie die Fremdenverkehrsbilanz. Eine beſonders wichtige Rolle ſpielen ſchließlich 
noch einſeitige Wertübertragungen. Da dieſen keine wirtſchaftlichen Leiſtungen 
gegenüberſtehen, wirken fie ſich oft austauſchhemmend und ſchließlich auch wirtſchafts⸗ 
zerftörend aus. Tributzahlungen bieten, wie geſagt, das beſte Beiſpiel dafür. 

Im Gegenſatz zu den Einzelbilanzen — etwa der Handelsbilanz und der Kapital- 
bilanz — muß die Zahlungsbilanz immer ausgeglichen fein. St dieſer Aus⸗ 
gleich im Wege der Warenbewegungen, der Dienſtleiſtungen ſowie der Gold. und 
Deviſenübertragungen nicht herzuſtellen, ſo muß er zwangsläufig durch Kreditein- 
räumung, alſo durch Verſchuldung, herbeigeführt werden.“) 

Die klaſſiſche Theorie entwickelt den Zahlungsbilanzausgleich etwa folgender 
maßen: Sie nimmt zwei Goldwährungsländer an, die miteinander im Waren- 
austauſch ſtehen und ein verſchieden hahes Preisniveau haben. Als „natürliche“ 
Folge dieſer Preis- (bzw. Koften-) Differenzen entſtehen in dem einen Lande Ein- 
fuhrüberſchüſſe, die eine paſſive Handelsbilanz nach ſich ziehen. Ihr Ausgleich im 
Rahmen der Zahlungsbilanz wird nunmehr durch Goldabgaben hergeſtellt. Damit 
verbindet ſich zwangsläufig eine Verminderung der umlaufenden Zahlungsmittel. 
mengen im Einfuhrland, was dort zu Preisſenkungen führt, die die weitere Einfuhr 
erſchweren. In dem anderen Land wird durch den Goldzufluß die Goldmenge ver- 
mehrt, es ſteigen die Preiſe, und die Ausfuhr iſt gehemmt. So iſt automatiſch das 
Gleichgewicht geſichert. 

Dieſer Austauſchmechanismus funktioniert auch, wenn man ſtatt in Gold mit 
Deviſen bezahlt. Dann reguliert der Deviſenkurs, welcher von Angebot und Nach- 
frage abhängig iſt, die Preiſe und damit den Warenverkehr zwiſchen den Ländern. 


78) Vgl. du Ergänzung F. Schmidt: Internationaler Zahlungsverkehr und Wechſelkurſe, 
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Dieſe Beiſpielkonſtruktionen vermögen ſelbſtverſtändlich in ihrer weitgehenden Ver; 
einfachung keineswegs der komplizierten Wirklichkeit gerecht zu werden. Immerhin 
vermitteln ſie von den Grundvorgängen einen erſten Begriff. 


Praktiſch iſt das Preisſyſtem von großer Wichtigkeit, wobei nicht zuletzt auch 
der Zins als „Preis für Kapitalausleihungen“ für den Ausgleich eine bedeutſame 
Stellung einnimmt. 


Wird die Zahlungsbilanz durch außer wirtſchaftliche Vorgänge (Tribute 
u. dgl.!) geftört, jo iſt mit einfachen kreditpolitiſchen Maßnahmen meiſtens keine 
Abhilfe möglich. Mit Diskonterhöhungen und ähnlichen Dingen allein läßt ſich das 
wirtſchaftliche Vertrauen nicht wiederherſtellen. 


Während der letzten Weltwirtſchaftskriſe ſind in der Hauptſache drei Maßnahmen 
zur Beſeitigung der Störungen herangezogen worden! die Deflation (3. B. Anord- 
nung von Preisſenkungen in der Ara Brüningl), die Devalvation und die Deviſen⸗ 
zwangswirtſchaft. 


aa) Devalvation (Abwertung der Währung).“) Der Außenwert der Währung 
wird geſenkt, das inländiſche Preisniveau aber möglichſt zu halten geſucht, ſo daß 
eine Steigerung des Exports erwartet werden kann. 


Da mit der Zeit jedoch die Warenpreiſe im Devalvationsland zu ſteigen pflegen und 
möglicherweiſe auch die anderen Welthandelsländer in gleichem Maße abwerten, 
können die erleichternden Wirkungen der Devalvation nur vorübergehender Natur 
ſein. Anliebſame Folgen der Devalvation ſind: Anſicherheit und Stärkung ſpekulativer 
Kräfte in der Außenwirtſchaft, Mißtrauen gegen die Wirtſchaftsführung, vielfach 
übermäßige Steigerung der Weltgoldproduktion und häufig „Flucht in die Sach- 
werte“ im Innern. 


bb) Deviſenzwangswirtſchaft. Der geſamte Zahlungs und Kredit- 
verkehr mit dem Ausland wird — häufig zentral — in öffentliche Bewirtſchaftung 
genommen. Während ſich in manchen Fällen eine quantitative Begrenzung der 
Zahlungsmittelzuteilungen für die Importbedürfniſſe als ausreichend erweiſt, muß 
oft auch zur qualitativen Auswahl der zur Bezahlung freizugebenden Wareneinfuhr 
geſchritten werden. Dabei wird natürlich dem für die Nation lebenswichtigen Ein- 
fuhrbedarf eine Vorrangſtellung eingeräumt. 

Die Deviſenbewirtſchaftung gibt dem Staat die Möglichkeit, die Einfuhr weiteſt⸗ 
gehend zu kontrollieren und ſie den Bedürfniſſen der Volksgemeinſchaft anzupaſſen. 
Dennoch darf fie deswegen unter gar keinen Amſtänden als Idealzuſtand betrachtet 
werden. Sie kann nichts anderes als eine Abergangserſcheinung ſein, eine Not- 
maßnahme; denn die ihr — notwendigerweiſe — anhaftende bürokratiſche Schwer⸗ 
fälligkeit wirkt außenhandelslähmend. 


IV. Die Mittel der Außenhandelspolitik 


Hat der Staat die Aufgabenſtellung feiner Außenwirtſchaft beſtimmt, jo muß er zur 
Auswahl der Mittel ſchreiten, mit deren Hilfe er hofft, das Ziel am beſten erreichen 
zu können. 


I. Autonome Außenhandelspolitik und Aandelsverträge 

a) Die autonome Außenhandelspolitit 
Vornehmlich Hochſchutzzolländer bedienen ſich zuweilen der ſogenannten autonomen 
Außenhandelspolitik, d. h. ſie ſetzen ihre Zölle von ſich aus feſt, ohne mit anderen 
Staaten darüber Vereinbarungen zu treffen, und wollen auch bei der Ergreifung 
74) Abwertung der Währung auch als Devalutierung bezeichnet. Anter Devalvation veritcht 
man zuweilen auch die ſogenannte Denomination, d. h. die nominelle Anpaſſung der 


Währungseinheit an erfolgte Abwertung, z. B. 1 Bill. Mark = 1 Reichsmark. Die 
Denomination iſt hier jedoch nicht gemeint. 


Band III Beitrag 53 


Binnen- und Außenhandel | 43 


ſonſtiger ſchützender Maßnahmen nicht durch vertragliche Abreden gehindert fein. 
Damit ſind fremde Staaten ſelbſtverſtändlich auch ihnen gegenüber nicht gebunden, 
ſo daß dieſe mit entſprechenden Gegenmaßnahmen antworten können. 


b) Die Handels verträge 

Am eine gewiſſe Stetigkeit der Entwicklung im wirtſchaftlichen Verkehr mit anderen 
Nationen zu erreichen und um eine feſte Grundlage für gegenſeitiges Vertrauen zu 
ſchaffen, das im Außenwirtſchaftsverkehr ja ſo notwendig iſt wie kaum anderswo, 
bemühen ſich die Völker ſeit Jahrhunderten, internationale Vereinbarungen über den 
Wirtſchaftsverkehr zu treffen. In dieſen kommt dann meiſt das Beſtreben zur Gel⸗ 
tung, die wirtſchaftlichen Austauſchhemmungen ſo weit zu beſeitigen, wie es die 
nationalpolitiſchen Notwendigkeiten gerade noch zulaſſen. 

Der Abung gemäß unterſcheidet man zwiſchen bilateralen Verträgen, die nur zwiſchen 
zwei Staaten abgeſchloſſen werden, und multilateralen Handelsverträgen, an denen 
ſich mehrere Staaten beteiligen. Der Vertragsinhalt bezieht ſich herkömmlicher 
weiſe neben den Zollfragen, die das Kernſtück der Handelsverträge ausmachen, auch 
auf fanitätd- und veterinärpolizeiliche Vereinbarungen, auf Abereinkommen bezüglich 
des Perſonenverkehrs, auf Abreden über ſozialpolitiſche Maßnahmen und über die 
Aufſtellung rechtlicher Normen, z. B. in Fragen des Eigentumerwerbs und der 
Doppelbeſteuerung ſowie ſchließlich auch auf die Regelung des Konſulatsweſens. 


Schon vor dem Ausbruch der Weltwirtſchaftskriſe, etwa von 1929 ab, iſt ein tiefer 
Wandel in der Handelsvertragspolitik faſt überall wahrnehmbar. An die Stelle der 
großen allgemeinen Verträge, deren Dauer vor dem Weltkrieg durchweg auf zehn 
Jahre bemeſſen war, traten häufig kleinere Handels, abkommen“, denen meiſt nur die 
Regelung von Einzelfragen, etwa hinſichtlich des Austauſches beſonderer Produkte, 
oder von Fragen des zwiſchenſtaatlichen Zahlungsverkehrs oblagen. Da dieſe — 
kurzfriſtigen und eng begrenzten — Abmachungen normalerweiſe nur proviſoriſchen 
Charakter haben konnten, vermochten fie nichts zur Stabiliſierung der handels- 
politiſchen Verhältniſſe beizutragen. Im Gegenteil: Sie verſtärkten die Anſicherheit 
im zwiſchenſtaatlichen Wirtſchaftsverkehr und erſchwerten Dispoſitionen auf lange 
Zeiträume, ohne die eine geregelte Außenwirtſchaft ſchwerlich auskommt. 


Hand in Hand mit dem Wandel der Handelsvertragsformen gingen bei vielen 
Staaten Beſtrebungen nach Ausgleichung der Handelsbilanz mit den jeweiligen Ver⸗ 
tragspartnern. Der Anſtoß dazu kam, neu aufgelebten merkantiliſtiſchen Grund- 
ſätzen getreu, meiſt von Ländern mit paſſiver Handelsbilanz.“) Auch die deutſche 
Wirtſchaftspolitik ſetzte ſich, durch die Maßnahmen anderer Staaten gezwungen 
und von der Notwendigkeit einer endgültigen Neuordnung des deutſchen Außen- 
handelsverkehrs überzeugt, in ſtarkem Maße für einen derartigen Ambau der 
Handelsbeziehungen ein. Wollten wir uns nicht weiter verſchulden, ſo mußten wir 
danach ſtreben, unſere Handelsbilanz unter allen Amſtänden auszubalancieren und 
mit der Zeit zu aktivieren. Daher mußte im äußeren Handelsverkehr möglichſt darauf 
gefehen werden, den Bilanzausgleich vertraglich feſtzulegen und dort, wo die paſſive 
Kapitalbilanz es erforderte, einen Aberſchuß im Warenverkehr zu erzielen. Dieſes 
Bemühen führte zu der von uns beſonders gepflegten Methode der iſolierten 
Bilateralverträge. 

Heute iſt eine überaus große Zahl an neuen Formen wirtſchaftlicher Schutzmaßnahmen 
in Rechnung zu ziehen. Das zwingt die Handelspolitik, „weit mehr, als ihr lieb 
iſt“, in die private Sphäre des Kaufmanns einzugreifen. „Die alten Handelsver- 
träge waren nur ein Rahmen für die mehr oder weniger freie Betätigung des 
einzelnen Anternehmens. Die modernen Handelsverträge machen den Kauſmann in 
vieler Beziehung zum ausführenden Organ der Regierung; eine Tatſache, die man 
bedauern muß, die aber durch die Zeitumſtände zwangsläufig herbeigeführt wurde“.“) 


75) Vgl. Greiff: Die neuen Methoden der Handelspolitik, bei Egner, a. a. O., S. 101. 
75) Sarnow: Die modernen Handelsverträge in „Rhein⸗Mainiſche Wirtſchafts⸗ Zeitung”, 
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2. flußenhandels förderung und Aufenhandelshemmung 


Sowohl bei autonomer Außenhandelspolitik als auch im Rahmen von Handelsver- 
trägen ſtehen dem Staat viele Maßregeln und Handhaben zur Beeinfluſſung des 
äußeren Wirtſchaftsverkehrs zur Verfügung. Dieſe laſſen ſich zu zwei Gruppen 
zuſammenfaſſen: Außenhandelsförderung und Außenhandelshemmung. 


a) Außenhandels förderung 


Stärkſter Förderer des Außenhandels iſt die Perſönlichkeit des Außenhandels 
kaufmanns. 


Aber auch bei den intenfivften Bemühungen des einzelnen können heute die Aufgaben, 
die der Außenmarkt ſtellt, ohne gut ausgebaute Gemeinſchaftsarbeit nicht mehr gelöſt 
werden. Die ſich immer mehr vergrößernde Warenſpezialiſierung und die raſchen 
Veränderungen der Marktlage erheiſchen eine ſyſtematiſche Beobachtung, Prüfung 
und Auswertung der wirtſchaftlichen Geſchehniſſe auf dem Weltmarkt. Zu dieſem 
Zweck wurden ſchon Ende des vorigen Jahrhunderts neben die dem Auswärtigen 
Amt unterſtehenden Konſulate beſondere Auslandshandelskammern geſtellt, die ſich 
auch vortrefflich bewährt haben. Der Wirkungsgrad unſerer Außenhandelsorgani⸗ 
ſationen ließe ſich aber noch erhöhen, wenn es gelänge, die Auswertung der 
ſtatiſtiſchen Daten über die einzelnen Exportmärkte zu verbeſſern, den Nachrichten 
dienſt über Lage und Entwicklungsausſichten der fremden Marktgebiete ſtärker aus- 
zubauen und die Marktanalyſe weit mehr als bisher in den Dienſt der Ein- und 
Ausfuhr zu ſtellen. | 


Daß auch in weltwirtſchaftlichen Kriſenzeiten eine betont exportfördernde Politik 
erfolgreich fein kann, vermag das Beiſpiel Japans am beften darzutun. Der einzig- 
artige Aufſchwung der japaniſchen Außenwirtſchaft ſeit 1932 beruht, wie Walter 
Greiff“) hervorhebt, zum nicht geringen Teil auf derlei methodifhen Aberlegungen 
und ſtaatlich überwachten Maßregeln. Daneben kamen der wirtſchaftlichen Expanſion 
Japans allerdings auch die Entwertung des Yen und die verhältnismäßig niedrigen 
Inlandslöhne zugute. Dieſe waren indeſſen ſchwerlich von der Wichtigkeit, die man 
ihnen im allgemeinen zumißt. 


Eine äußerſt bedeutſame Rolle ſpielt auf dem Weltmarkt die Werbung, zumal 
„mancherlei Imponderabilien nationaler Antipathie und Sympathie beim weltwirt- 
ſchaftlichen Wettbewerb oft den Ausſchlag geben“. “) Im Zeichen der in allen ent ⸗ 
ſcheidenden Fragen von der politiſchen Aktivität beeinflußten Wirtſchaftsführung 
können aber die mehr oder weniger privaten Organiſationen den Aufgaben, die ihnen 
durch die Exportpropaganda geſtellt ſind, nicht mehr in dem Maße gerecht werden 
wie in der Vorkriegszeit. Deshalb hat ſich auf dieſem Gebiet der Staat ſelber ein- 
geſchaltet. Neben der auch gegenwärtig noch beſtehenden Hauptverpflichtung, ſich für 
den im Ausland tätigen Kaufmann — unter Amſtänden durch Einſatz feiner Macht⸗ 
mittel — zu verwenden, übernahm das Dritte Reich weitergehende Aufgaben, indem 
es durch das Reichsminiſterium für Volksaufklärung und Propaganda alle Voraus- 
ſetzungen für eine erfolgreiche Kulturpropaganda, die Wegbereiterin der Außen- 
handelswerbung, ſchuf und durch die Errichtung des Werberats der Deutſchen Wirt- 
ſchaft den unmittelbaren Anlaß gab, groß angelegte, einheitliche Werbeaktionen durch- 
zuführen. 

Schließlich iſt auch durch Subventionen und Kreditfazilitäten ſtaatlicherſeits die 
Möglichkeit gegeben, Wirtſchaftszweige un mittelbar zu unterſtützen, die durch un- 
günſtige Entwicklung der Außenmärkte in Bedrängnis geraten ſind oder die, wie die 
Seeſchiffahrt, dem Ausland gegenüber beſonders repräſentativ in Erſcheinung treten 
müſſen. 


7) A. a. O., S. 137. 
>) Adolf Weber, a. a. O., S. 347. 
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b) Die Mittel zur Außenhandels hemmung 


Die Möglichkeiten zur Erſchwerung des zwiſchenſtaatlichen Güterverkehrs find viel- 
geſtaltiger. Ihnen kam von jeher in der ſtaatlichen Handelspolitik das Hauptgewicht 
zu. Als Abwehrmaßnahmen gegen ungewollte Auswirkungen der internationalen 
Arbeitsteilung find hauptſächlich folgende Hilfsmittel in Betracht zu ziehen: Ein- 
und Ausfuhrverbote, Zölle, Kontingente, Außenhandelsmonopole uſw. 


aa) Ein- und Ausfuhrverbote. Lange ſchien es fo, als hätten Ausfuhr ⸗ 
verbote, die in der Merkantilzeit als Mittel ſtaatlicher Wirtſchaftspolitik eine ſo 
bedeutſame Rolle ſpielten, heute jegliche praktiſche Bedeutung verloren. Indeſſen 
werden — angeregt durch die neue, immer ſtärker ſich durchſetzende politiſche Wirt⸗ 
ſchaftsbetrachtung und noch verſchärft durch die Knappheitserſcheinungen auf den 
Grundſtoffmärkten — zur Zeit wieder in faſt allen Staaten Ausfuhrverbote zum 
Schutze der nationalen Güterverſorgung angewandt. Freilich iſt das Ausfuhrverbot, 
verglichen mit anderen Mitteln zur Hemmung des zwiſchenſtaatlichen Warenaus⸗ 
tauſches (Zöllen und ähnlichem), doch nur von untergeordneter Bedeutung. 


In Deutſchland beſtehen einige Ausfuhrverbote, die knappe Rohftoffe und Futter- 
mittel für die Inlandsverſorgung zurückhalten ſollen. Frankreich erließ ein Aus⸗ 
fuhrverbot für Erz; England verhindert die Ausfuhr von Schrott; Portugal verbot 
die Ausfuhr von Ol.“) Die Verknappungserſcheinungen auf manchen Robftoff- 
märkten, vor allem bei den Mineralien, werden wahrſcheinlich weitere ſolcher Ver. 
bote nach ſich ziehen. 


Viel häufiger jedoch ſind Verbote fremdländiſcher Zufuhren. Meiſt ſoll auf dieſe 
Weiſe beſtimmten Wirtſchaftszweigen ein beſonders wirkſamer Schutz gewährt oder 
aber auch — in ſelteneren Fällen — eine Ware überhaupt dem Verbrauch fern- 
gehalten werden (Alkohol). Auch währungspolitiſche Beweggründe und die Be⸗ 
fürchtung zu weit gehender Auslandsverſchuldung können Einfuhrverbote veranlaſſen. 
In dieſen Zuſammenhang gehört die Einfuhrregulierung nach dem im Jahre 1934 
bei uns zur Einführung gekommenen „Neuen Plan“. Baut doch dieſer Plan auf 
dem Grundſatz auf, nicht mehr Waren hereinzulaſſen, als durch die Ausſuhr, deren 
Erlöſe zum Teil noch zum Schuldendienſt herangezogen werden miülſſen, bezahlt 
werden können. Im Rahmen der ſo begrenzten Gütereinfuhr werden die einzelnen 
Einfuhrbedürfniſſe einer Rangfolge unterworfen, die hauptſächlich von national. 
politiſchen Notwendigkeiten diktiert iſt. 


bb) Zölle. Zölle find Abgaben auf Waren, die bei deren Grenzübertritt erhoben 
werden. Hieraus ergibt ſich ſchon die Hauptunterſcheidung in Ein. und Ausfuhrzölle. 
Ausfuhrzölle kommen heute nur noch in Ausnahmefällen vor. Sie werden allgemein 
nur dort gefordert, wo die Gewähr beſteht, daß das Ausland dieſe Belaſtung trägt. 
Daraus folgt, daß fie nur für Waren in Betracht kommen, die Monopol⸗ 
charakter haben. 


Das Hauptmittel bilden die Einfuhrzölle. Je nach dem Zweck, dem ſie dienen, werden 
fie untergegliedert in Finanz- und Schutzzölle. Mit reinen Finanzzöllen werden vor 
allem ſolche Waren belaſtet, die in der eigenen Volkswirtſchaft nicht hergeſtellt 
werden können. Da ihr Ertrag im Intereſſe der Staatskaſſe möglichſt hoch ſein ſoll, 
kann ihr Zweck niemals in einer Hemmung des betreffenden Warenzuſtroms erblickt 
werden. 


Die Schutzzölle werden im allgemeinen in zeitweilige und dauernde Schutzzölle ein- 
geteilt. Die zeitweiligen Zölle laſſen ſich gemäß dem Zweck, der mit ihrer Anordnung 
verfolgt wird, weiter untergliedern in 1. Erziehungszölle, die helfen ſollen, einen 
zeitlich bedingten Produktionsvorſprung der ausländiſchen Konkurrenz aufzuholen; 
2. Kampfzölle, durch die ein Druck gegen ſolche Länder ausgeübt werden ſoll, die 


7) Vgl. Sarnow, a. a. O., S. 276. 
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infolge der Anwendung beſtimmter Maßnahmen die inländiſche Wirtſchaft ſchädigen; 
3. Abwehrzölle: ſie ſollen die Folgen einer außergewöhnlichen Begünſtigung des 
Auslands, z. B. durch Währungsverſchlechterung, abſchwächen; 4. Kriſenzölle als 
Schutzmittel gegen ſchädliche Kriſenpreiſe; 5. Verhandlungszölle, d. h. vor Handels- 
vertragsverhandlungen ſchnell noch mit der Abſicht erhöhte Zölle, fie als Kompen⸗- 
ſation gegen entſprechendes Entgegenkommen des Auslands wieder herabzuſetzen. 


Zweck der dauernden Schutzzölle ift es, einen auf natürlicher Aberlegenheit be- 
ruhenden Vorſprung des Auslands auszugleichen. Mit ihrer Hilfe können inländiſche 
Gewerbezweige dauernd vor fremder (ruinöſer) Konkurrenz geſchützt werden. 


Eine mehr handelstechniſche Bedeutung hat die Scheidung in ſpezifiſche 
Zölle, die nach Gewicht, Maß und Stückzahl, und Wert zölle, die in Prozent des 
Wertes der Waren erhoben werden. Eine in der erften Hälfte des vorigen Jahr- 
hunderts und kurz nach dem Weltkriege öfters angewandte Form der Erhebung 
bildete die gleitende Zollſkala. Durch fie glaubte man, die Stabiliſierung 
der Inlandspreiſe erreichen zu können, indem man bei hohen Weltmarktpreiſen die 
Zölle herabſetzte und ſie bei ſinkenden entſprechend erhöhte. 


cc) Kontinge n te. Da Schutzzölle oft nicht ſchnell genug und nicht durchſchlagend 
wirken, teilweiſe auch aus anderen, beiſpielsweiſe preislichen Gründen, hat ſich die 
Handelspolitik in der Nachkriegszeit immer mehr der Kontingente, d. h. der direkten 
mengen oder wertmäßigen Beſchränkung der Einfuhr bedient. Wertkontingente 
kamen freilich bisher nur ſelten zur Anwendung. Dagegen gibt es in der modernen 
Handelspolitik Mittel, die ihrem Weſen nach Wertkontingente darſtellen, in der 
Regel aber einen viel umfaſſenderen Zweck verfolgen als dieſe. So mag z. B. der 
zwiſchenſtaatliche Verrechnungsverkehr als wichtiger Fall wertmäßiger Beſchränkung 
gelten. 


Kontingente ſtellen beſonders in Frankreich eine vielgebrauchte handelspolitiſche 
Waffe dar. 


Es ſind drei mögliche Anwendungsformen zu unterſcheiden: 1. Die Exportländer 
können ſich nach Kräften und Belieben an der Ausnützung des Geſamtkontingents 
beteiligen. 2. Die vorgeſehene Einfuhrmenge wird gleichmäßig auf die Exportſtaaten 
verteilt. 3. Die Einzelkontingente werden nach Maßgabe des Anteils der Staaten 
an der bisherigen Einfuhr der kontingentierten Ware in einem beſtimmten Baſisjahr 
quotal zugewieſen.“) 

Anter Amſtänden vermögen Kontingente den Produzenten einen beſſeren Schutz zu 
gewähren als Zölle, ohne daß der Konſument eine Preisſteigerung in der Höhe, wie 
ſie mit dem Schutzzoll verbunden wäre, hinnehmen müßte. Durch Subventionen, 
Währungsverſchlechterung, niedrigere Löhne läßt ſich ein hoher Zollſchutz wohl über. 
winden. Kontingente dagegen halten in jedem Falle unerwünſchte Einfuhr fern. 


Indeſſen überwiegen die Nachteile der Kontingentierung meiſt deren Vorteile: Die 
Zolleinnahmen des Staates vermindern ſich, während der Importeur eine Art 
Monopolrente erhält. Außerdem iſt der Staat gezwungen, einen koſtſpieligen büro- 
kratiſchen Kontrollapparat aufzubauen, der zwangsläufig den Warenverkehr infolge 
der damit verbundenen Formalitäten außerordentlich behindert. Auch beſteht die 
Gefahr, daß das Ausland Gegenmaßnahmen ergreift, die ſich dann häuſig in einer 
ſtarken Verringerung der Ausfuhr auswirken. Schließlich mußte noch die Erfahrung 
gemacht werden, daß die Kontingentierung die im zwiſchenſtaatlichen Warenaustauſch 
ſo nötige Kaufmannsmoral regelmäßig in Mitleidenſchaft zieht.“) 

Im übrigen hat die Geſchichte der Kontingentierung bewieſen, daß alle mengen, 
mäßigen Einfuhrbegrenzungen mehr oder weniger den Charakter von Notmaßregeln 


eo Vgl. dazu Reſpondek: Prinzipielle Beurteilung der Kontingente, bei Egner, a. a. O., 
S. 122 ff. 
4) Vgl. dazu Adolf Weber: Handels- und Verkehrspolitik, S 440 ff. 
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tragen. Sie werden durchweg in wirtſchaftlichen Kriſen⸗ und Spannungszeiten an - 
gewandt und können dementſprechend ſelten auf längere Dauer zurückblicken. 


dd) Adminiſtrativer Protektionismus und Außenhandels 
monopol. Im „adminiſtrativen Protektionismus“ hat man Mittel gefunden, die 
abſeits der eigentlichen Zollpolitik die Konkurrenzlage ausländiſcher Produzenten 
auf dem heimiſchen Markt ungünſtig beeinfluſſen. Am Beiſpiele zu nennen: Er ⸗ 
ſchwerungen bei der Abſertigung der Einfuhrgüter an der Grenze oder Eifenbahn- 
und Schiffstarifgeſtaltungen, die fremde Waren einer nachteiligen Behandlung unter. 
werfen. Oft auch begünſtigt der Staat als Konſument unter Außerachtlaſſung preis- 
oder qualitätsmäßiger Vorteile die inländiſchen Waren. Schließlich iſt in dieſem 
Zuſammenhang auf die moderne Propaganda zu verweiſen, die im Dienſt einer ftim- 
mungsmäßigen Beeinfluſſung des inländiſchen Verbrauchers eine ungeheure Wirkung 
zeitigen kann. — 


Das vollkommenſte Mittel zum Zwecke ftaatliher Regelung der Außenwirtſchafts⸗ 
verbindungen iſt das Außenhandels monopol. Damit iſt aber ſchwerlich das 
Höchſtmaß politiſch-⸗wirtſchaftlicher Schlagfertigkeit erreicht oder gar der nationalen 
Wirtſchaft der beſte Dienſt erwieſen. Indeſſen können Teilmonopole, etwa ein 
Nahrungsmittelmonopol, ſchon eher erwogen und, wie die handelspolitiſchen Maß- 
nahmen des Reichsnährſtandes zeigen, auch zum Nutzen der Volksgemeinſchaft 
angewandt werden. 


3. Die Meiſtbegünſtigungsklauſel 


Ein vorzügliches Mittel, um allen am zwiſchenſtaatlichen Leiſtungsaustauſch be- 
teiligten Nationen gleiche Konkurrenzbedingungen zu gewährleiſten, ſtellt die Meiſt⸗ 
begünſtigungsklauſel dar. Sie vermindert die Anzahl der unterſchiedlichen Beſtim. 
mungen, die zwiſchen den einzelnen Partnerſtaaten beſtehen, vereinheitlicht die 
Formalitäten und vermag es ſo, den Handelsverkehr anzugleichen und zu erleichtern. 
Die Meiſtbegünſtigungsklauſel war in der Vorkriegszeit der Zentralpunkt faſt aller 
Handelsverträge. 


Man unterſcheidet zwei Haupt formen: die unbedingte und die bedingte Meift- 
begünftigung. Durch die unbedingte Meiſtbegünſtigung verpflichten ſich 
die beiden vertragſchließenden Staaten, „jede Vergünſtigung, jedes Vorrecht und 
jede Ermäßigung, welche er in den gedachten Beziehungen einer dritten Macht zu- 
geſteht, gleichmäßig auch dem anderen vertragſchließenden Teile gegenüber ohne 
irgendwelche Gegenleiſtung zu gewähren“. *) Dabei können die Staaten jedoch nach 
freiem Ermeſſen alle handelspolitiſchen Mittel anwenden; Erleichterungen im Aus. 
tauſch kommen automatiſch ſämtlichen meiſtbegünſtigten Staaten zugute. Irgend- 
welche Benachteiligung eines dritten Vertragsſtaates wird durch die Klauſel aus- 
geſchloſſen. Dagegen bleiben alle Möglichkeiten einer unterſchiedlichen Behandlung 
von Inland und Ausland offen. Die Begünſtigung der inländiſchen Wirtſchaft durch 
Zollſchutz iſt unbenommen. Nur müſſen alle fremden Wettbewerber, die Angehörige 
meiſtbegünſtigter Staaten find, der gleichen Belaſtung unterworfen werden. Die 
unbedingte Meiſtbegünſtigung wirkt ſich daher nur in den Zeiten günſtig aus, in denen 
das Beſtreben vorherrſcht, durch Zollherabſetzungen den zwiſchenſtaatlichen Güter 
verkehr zu intenfivieren. Dabei haftet ihr aber der Nachteil an, daß fie alle politiſchen 
und raumwirtſchaftlichen Zuſammenhänge übergeht. Die einem Staat gewährten zoll- 
tariflichen Zugeſtändniſſe werden wahllos auf alle meiſtbegünſtigten Staaten aus- 
gedehnt. 


Die unbedingte Meiſtbegünſtigung ſchließt eine hochſchutzzöllneriſche Politik nicht aus. 
Aberwiegen jedoch dieſe protektioniſtiſchen Beſtrebungen, fo kann die Meiftbegünfti- 
gung ihre Nützlichkeit nirgends erweiſen. Ja, in Zeiten wirtſchaftlicher Neugeſtaltung, 


*) Aus dem Wortlaut des deutſch-italieniſchen Handelsvertrags des Jahres 1865. 
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„welche die Neigung zu einer Politik der Abſperrung und Selbſtbeſchränkung be⸗ 
günſtigen, erſcheint die unbedingte Meiſtbegünſtigung geradezu als ein Hindernis 
für die vertragsmäßige Erleichterung des Verkehrs. Man verweigert Tarifermäßi- 
gungen auch Staaten, denen man ſie ohne Bedenken gewähren könnte, damit ſie nicht 
auch ſolchen zugute kommen, denen man ſie nicht einräumen zu können glaubt. Die 
Meiſtbegünſtigung konſerviert auf dieſe Art geradezu den Protektionismus“. 


Die Nachteile, die aus der unbequemen Nivellierung des Handelsverkehrs durch die 
unbedingte Meiſtbegünſtigung erwachſen, haften der bedingten Meiſtbegünſti⸗ 
gung (Reziprozität), die einen beſchränkteren Wirkungsbereich hat, nicht in dem 
Maße an. Auf Grund der Reziprozität ſollen Tarifermäßigungen, die als Entgelt 
für beſtimmte Gegenzugeſtändniſſe gewährt werden, anderen Handelspartnern nur 
dann zugute kommen, wenn dieſe bereit find, gleichwertiges Entgegenkommen zu 
zeigen. Die bedingte Meiſtbegünſtigung hat indeſſen meiſt Erſchwerungen des 
zwiſchenſtaatlichen Güteraustauſchs zur Folge, da auf Waren verſchiedener Herkunft 
verſchiedene Zollſätze laſten, die eine Beibringung von Arſprungsnachweiſen und 
deren mehr oder weniger ſorgfältige Prüfung erfordern. Des weiteren iſt ſie der 
Stabilität der Handelsverträge abträglich. Es müſſen ſtets von neuem Verhand- 
lungen über gegenſeitige Zugeſtändniſſe eingeleitet werden. „Wer Bindungen für 
eine längere Zeitdauer übernimmt, ſetzt ſich der Gefahr aus, daß ſein Vertrag ent- 
wertet wird, weil ſein Partner in einem ſpäteren Vertrage einem dritten Staat 
neue Vorteile einräumt und ſich weigert, gegen das Entgelt, das man ihm zu bieten 
vermag, ihren Mitgenuß zu gewähren.“) Dieſe auf Gegenſeitigkeit beruhende Meiſt ⸗ 
begünſtigungsklauſel hat alſo nur geringeren handelspolitiſchen Wert. Sie ändert 
kaum etwas an dem Zuſtand einfacher handelsvertraglicher Abmachungen, die doch 
immer auf einem gegenſeitigen Geben und Nehmen aufgebaut ſind. 


Neben dieſen beiden Hauptformen der Meiſtbegünſtigung ſind noch zwei weitere 
Abarten zu nennen, die erſtens entweder beſtimmte Waren aus der Meiſtbegünſtigung 
herausnehmen oder zweitens ſich auf beſtimmte Länder beſchränken, zwiſchen denen 
allein die Meiſtbegünſtigung gelten fol. Hiermit hängt eine unterſchiedliche Behand ; 
lung der Waren nach der Herkunft eng zuſammen. Durch weitgehende Anterteilung 
der Zolltarife laſſen ſich Warenarten ſchaffen, die nur noch in beſtimmten Ländern 
produziert werden können. Auf dieſem Wege wird eine Diskriminierung erreicht, die 
trotzdem mit dem Wortlaut der Meiſtbegünſtigung nicht in Widerſpruch ſteht. (Ein 
Beiſpiel der Begünſtigung der Schweiz vor Holland: Bevorzugung von Milch aus 
Gebieten, die mindeſtens 1200 Meter über dem Meeresſpiegel liegen [Höhenmilchl.) 


Bis zum Abſchluß des Cobdenvertrags zwiſchen Frankreich und England im Jahre 
1860 wurde die bedingte Meiſtbegünſtigung in den Handelsverträgen oft angewandt. 
Später ſetzte ſich in der europäiſchen Handelspolitik der Grundſatz der unbedingten 
Meiſtbegünſtigung allgemein durch, während die Vereinigten Staaten von Amerika 
ihre Handelsverträge noch bis nach dem Weltkriege auf der Grundlage der Reziprozi- 
tät abſchloſſen. Im Schanddokument von Verſailles wurde dem Deutſchen Reich die 
einſeitige Meiſtbegünſtigung aufgezwungen. Damit wurde zum erſten Male in 
der Wirtſchaftsgeſchichte ein europäiſcher Staat durch handelspolitiſche Klauſeln aus- 
gebeutet. Deutſchland wurde mit Negerſtaaten auf eine Stufe geſtellt. 


Mit dem Beginn der weltwirtichaftlihen Kriſenjahre ſuchte man die Meiſtbegünſti⸗ 
gung durch neue Methoden der Handelsvertragspolitik zu erſetzen und ſcheute auch 
dort, wo man noch an ſie gebunden war, vor illoyalen Handhabungen und ſpitzfindigen 
Amgehungsverfuchen nicht zurück, die das Syſtem der unbedingten Meiſtbegünſtigung 
immer mehr durchlöcherten. Erinnert ſei hier an die Einführung des Kontingents⸗ 
ſyſtems, das mit der Meiſtbegünſtigung ſchwer vereinbar iſt, an die Vielzahl ver- 


) Richard Riedl: Die Kriſe der Meiſtbegünſtigung. 
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ſchleierter Begünſtigungen in Form von Kredit. und Transportvorteilen und ſchließ⸗ 
lich an die Geheimabkommen, die man neben die offenen Verträge ſetzte.“ 


4. Ausfuhrprämie und Dumping 


Hand in Hand mit den Beſtrebungen, durch Schutzzölle und Kontingentierungen den 
inländiſchen Wirtſchaftsraum fremder Konkurrenz möglichſt zu verſchließen, gehen 
oft Verſuche, den Abſatz am Auslandsmarkt durch ſtaatliche Anterſtützungen der 
Außenwirtſchaft zu erleichtern. Die Formen der Exportſubventionierung find äußerſt 
mannigfaltig. Doch darf dieſer Begriff nicht ſo weit ausgelegt werden, daß jede mit 
Koſten verbundene Organiſation und Schulungstätigkeit des Staats für die Ausfuhr ⸗ 
wirtſchaft bereits als Subventionierung angeſehen wird. Dagegen gehören Steuer-, 
Zoll- und Verkehrserleichterungen ſowie Kreditfazilitäten in den Bereich der Export- 
ſubventionierungen. Hauptmittel der Exportſubvention iſt die Ausfuhrprämie ge⸗ 
3 Hierbei find zwei Formen: verſteckte und offene Ausfuhrprämien, zu unter ⸗ 
eiden. 


Von verſteckter Ausfuhrprämie pflegt man zu ſprechen, wenn durch Steuer⸗ und 
Sollrüderftattung dem Exporteur mehr zurückgezahlt wird, als der Staat aus Anlaß 
des betreffenden Warenumſchlags eingenommen hat. Bei der offenen Ausfuhr⸗ 
prämie dagegen iſt die finanzielle Anterſtützung, die beim Export beſtimmter Waren 
gewährt wird, an keine Vorbedingungen gebunden.“) Sie hat in der Weltwirtſchafts⸗ 
kriſe große Bedeutung erlangt, beſonders ſtark z. B. für Südafrika. 


Nicht ſelten ergreift die Privatwirtſchaft ſelbſt Maßnahmen zur Stützung der Export⸗ 
wirtſchaft. Vor allem verwenden Kartelle häufig das Mittel der Ausfuhrprämie. 
Exportierende Kartellmitglieder erhalten für unter Inlandspreis ausgeführte Waren 
Zuſchüͤſſe, oder aber es werden ihnen die erforderlichen Rohſtoffe zu billigeren Preiſen 
geliefert. Das führt dann oft — unter Vorgabe der Dumpin g abwehr — zu Ge⸗ 
genmaßnahmen der ſich geſchädigt fühlenden Staaten, die nicht ſelten ſo wirkſam ſind, 
daß die erwartete Steigerung der Exporterlöſe ausbleibt, wenn nicht gar eine Min- 
derung eintritt. 


Der Begriff des Dumpings iſt noch keineswegs reſtlos geklärt. Jedenfalls geht es 
nicht an, jede differenzierte Preisgeſtaltung zugunſten des Auslands als Dumping 
zu bezeichnen.“) Vielmehr können wir erſt dann von einem Dumping ſprechen, wenn 
die Waren zu Preiſen abgeſetzt werden, die nicht nur nicht ihre Durchſchnitts⸗ 
(Gefamt-) Koſten decken, ſondern noch nicht einmal ihre variablen Koſten herein - 
bringen. 


Die Laſten des Dumpings tragen entweder die einzelne Anternehmung oder eine 
Mehrzahl verbands- (kartell⸗) mäßig zuſammengeſchloſſener Anternehmungen“) — 
hierher gehört u. a. das ſogenannte Monopoldumping — oder aber die Volksgemein⸗ 
ſchaft unmittelbar — hierher gehören Ausfuhrprämien, Valuta - und ſoziales 
Dumping. 

Valutadumping liegt vor, wenn Währungsveränderungen inflatoriſcher oder auch 
devalvatoriſcher Art auf den Auslandsmärkten derart warenverbilligend wirken, daß 
— unter Zugrundelegung ausländiſcher Wiederbeſchaffungspreiſe — kein die 
variablen Koſten deckender Koſtenerſatz erfolgt. 

Von ſozialem Dumping pflegt man dann zu reden, wenn das Dumping durch rück 
ſichtsloſe Ausbeutung der Arbeitskräfte ermöglicht wird. 


6) Vgl. Adolf Weber, a. a. O., S. 430. 
22) So verſteht Eulenbur unter Dumping einen Verkauf gleicher Waren an das Ausland zu 
09 II Abt a m Inland. (F. Eulenburg: Außenhandel und Außenhandelspolitik, 
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Vorteilhaft iſt das Dumping weder für das ausführende noch für das gedumpte 
Land. Dem dumpenden Staat entſtehen — zumindeſt auf die Dauer — Verluſte, und 
die gedumpten Wirtſchaftszweige find ruindfer Konkurrenz ausgeſetzt. 


3. Präferenz. Zollunion, Großraumusirtichaft 


An Stelle der gänzlich unpolitiſchen Meiſtbegünſtigung verſpricht in Zukunft das vor 
allem auch im Politiſchen begründete Syſtem der Präferenzen (Vorzugszölle) und 
feiner weiter entwickelten Formen, der Sollunionen und der Großraumwirtſchaft mehr 
in den Vordergrund der internationalen Handelspolitik zu rücken und zur Grundlage 
einer neuen Weltwirtſchaft zu werden. Wenn auch Zollſchranken und andere handels- 
politiſche Hemmniſſe notwendig ſind, um das Eigenleben der Nationalwirtſchaften 
zu gewährleiſten, fo darf doch nicht verkannt werden, daß die Schaffung eines 
größeren, freieren Marktes, welcher vielen Staaten mit engem Wirtſchaftsraum fehlt, 
der wirtſchaftlichen Entwicklung ſehr zuſtatten kommen kann. Die Produktionskräfte 
laſſen ſich beſſer ausnutzen, die gegenſeitige Arbeitsteilung wird weiter ausgebaut. 


In beſonders hohem Maße begünſtigen enge politiſche Bindungen zweier Wirt- 
ſchaftsräume, etwa Kolonie und Mutterland, die Zeftrebungen gegenſeitiger 
Bevorzugung. Frankreich, das ſeit jeher in feinen ausgedehnten kolonialen Be. 
ſitzungen ein wirtſchaftliches Ergänzungsland ſah, iſt dafür vielleicht das beſte Bei⸗ 
ſpiel. Zwiſchen ſouveränen Staaten bieten politiſche und wirtſchaftliche Beziehungen, 
die auf völkiſchen, hiſtoriſchen und geographiſchen Gründen beruhen können, oft 
nicht weniger Anreiz für die Einführung von Vor zugszöllen. Das kommt 
deutlich in den zahlreichen Klauſeln zum Ausdruck, die den Wirkungsbereich 
der Meiſtbegünſtigung einſchränken, um den beſonderen gegenſeitigen Ergänzungs⸗ 
möglichkeiten beſtimmter Nationalwirtſchaften beſſer Rechnung tragen zu können. Als 
Beiſpiel ſeien bier lediglich die „iberiſche Klauſel“ zwiſchen Spanien und Portugal 
und die „nordiſche Klauſel“ zwiſchen Dänemark, Schweden und Norwegen genannt. 


Bei beſonders guten politiſchen Beziehungen oder bei zu geringer Ausbildung des 
einen Staatsraums kann die Präferenz zu derart enger handelspolitiſcher Zuſammen⸗ 
arbeit führen, daß man beiderſeitig auf alle Zollſchranken verzichtet und den Wirt⸗ 
ſchaftsverkehr mit anderen Staaten gemeinſam regelt. Bekannte Beiſpiele für der⸗ 
artige Verbindungen — Zollunionen — find die öſterreichiſch- ungariſche 
Monarchie und der zollpolitiſche Anſchluß Luxemburgs an Deutſchland bzw. — in 
der Nachkriegszeit — an Belgien. 


Mit dem Hereinbrechen der Weltwirtſchaftskriſe und als Folge des neuen Wirtſchafts⸗ 
denkens, das eine geſunde und ſtarke Nationalwirtſchaft mit geſichertem lebensnot⸗ 
wendigem Güterbedarf verlangt, hat ſich ein bemerkenswerter neuartiger Ausbau 
des Syſtems der Vorzugsbehandlung angebahnt. Meiſt ſind es benachbarte oder in 
ſehr enger politiſcher Verbindung ſtehende Staatsräume, die verſuchen, alle gegen- 
ſeitigen Ergänzungsmöglichkeiten auszunutzen, um innerhalb eines neuen, ge⸗ 
ſchloſſenen Wirtſchaftsraums den Güteraustauſch beſonders ſorgſam zu pflegen. Uhn⸗ 
liche Formen wirtſchaftlicher Gemeinſchaft können indeſſen auch zwiſchen Ländern 
hergeſtellt werden, die ſich in äußerſt glücklicher Weiſe zu ergänzen vermögen, ohne 
daß fie auch feſte politiſche Bindungen eingehen. Derartige „Intereſſengemein⸗ 
ſchaften“ find z. B. denkbar zwiſchen Ländern, die Nahrungsmittel und Rohſtoffe 
importieren müſſen, und Ländern, die auf die Ausfuhr dieſer Erzeugniſſe angewieſen 
ſind. Man prägte für dieſe Formen enger wirtſchaftlicher Zuſammenarbeit den 
Namen „Großraumwirtſchaft“. Dank ibres umfangreichen Staatsraums und dank 
der außerordentlich günſtigen natürlichen und politiſchen Verhältniſſe haben die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und die Anion der Sozialiſtiſchen Somjet- 
Republiken bereits das Ziel der Großraumwirtſchaft erreicht. Neue kräftige Impulſe 
erhielten die Beſtrebungen, größere Wirtſchaftsräume zu ſchaffen, durch das Ver⸗ 
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tragswerk von Ottawa, in dem ſich alle Glieder des britiſchen Weltreichs zu betont 
enger wirtſchaftlicher Zuſammenarbeit verpflichteten 


Auch für Deutſchland könnte der Gedanke der Großraumwirtſchaft praktiſch fruchtbar 
werden. Hier iſt in erſter Linie an einen engeren Wirtſchaftsverkehr mit den benach- 
barten Staaten im Südoſten gedacht worden. Nicht ganz von der Hand zu weiſen 
ſind ferner auch großraumwirtſchaftliche Beziehungen zu überſeeiſchen Ländern, etwa 
zu Latein⸗ Amerika. Freilich darf, auch unter dem Eindruck der guten wirtſchaftlichen 
Ergänzungsmöglichkeiten, nicht der Nachteil der allzu weiten räumlichen Trennung 
vergeſſen und muß an die unumgängliche Notwendigkeit einer beharrlichen politiſchen 
Zuſammenarbeit gedacht werden. 


Alle Vorteile, die eine enge Wirtſchaftsverbindung mit überſeeiſchen Rohſtoffſtaaten 
zu bieten vermöchten, könnten gleichfalls unſere gegenwärtig noch unter fremdem 
Mandat ſtehenden Kolonien ermöglichen. Noch mehr: Durch die enge 
politiſche Verbindung und durch die damit gegebene Möglichkeit, den kolonial⸗ 
wirtſchaftlichen Aufbau ganz auf die Bedürfniſſe des Mutterlandes abzuſtellen und 
die Kolonialwirtſchaft fo zu einem integrierenden Beſtandteil der deutſchen Volks. 
wirtſchaft zu machen, wäre eine zwiſchen ſouveränen Staaten nie erreichbare Aus- 
nutzung der gegenſeitigen Ergänzungsmöͤglichkeiten gewährleiſtet. 


Obwohl nun die Bildung von Großraumwirtſchaften einer Meiſtbegünſtigung zum 
Teil entgegenſteht, können ſich nichtsdeſtoweniger beide handelspolitiſchen Methoden 
— freilich innerhalb eines anderen Rahmens — ganz gut ergänzen. Es iſt nämlich 
durchaus vorſtellbar und kann ſogar wünſchenswert fein, „daß ſich nach der Schaf⸗ 
fung der einzelnen Großraumwirtſchaften, wie wir ſie ſich überall entwickeln ſehen, 
innige Beziehungen zwiſchen den einzelnen großraumwirtſchaftlichen Blöcken, viel⸗ 
leicht ſogar auf der Grundlage der Meiſtbegünſtigung, ergeben.“) 


V. Gegenwartsfragen der deulſchen fufßenhandelspolitih 


1. Deutjchlands Notlage und Gegenwehr 


Wie kein zweiter Staat hat Deutſchland die ſchmerzlichen Folgen von Krieg, Welt. 
kriſe und weltwirtſchaftlichen Ambauerſcheinungen verſpuren müſſen. Der Krieg ver- 
ſchlang ungeheure volkswirtſchaftliche Werte. Durch das Verſailler Diktat wurde 
Deutſchland ein Achtel ſeines Lebensraums und feiner vielverſprechenden Kolonien 
geraubt, und damit verengte ſich feine ohnehin ſchon ſchmale Lebensgrundlage noch 
mehr. Die verlorenen Gebiete waren weniger dicht beſiedelt und weniger induſtriali⸗ 
ſiert — Oberſchleſien ausgenommen — als das übrige Deutſchland. Sie waren für 
die Verſorgung mit land- und forſtwirtſchaftlichen Erzeugniſſen relativ wichtiger und 
hatten überragende Bedeutung für die Verſorgung der deutſchen Induſtrie mit 
mineraliſchen Rohſtoffen. Deutſchland verlor durch die Abtretungen 11 v. H. feiner 
Waldfläche, 20 v. H. ſeiner Weiden, 16 v. H. des Ackerlandes. Der rohſtoffhungrigen 
Induſtrie wurden 26 v. H. der Steinkohle, 68 v. H. der Zinkerz⸗ und 74 v. H. der 
Eiſenerzeugung weggenommen. „Während die Quote der Stadt. und Induſtrie⸗ 
bevölkerung ſtieg, wurde die Boden und Rohſtoffgrundlage jo beſchnitten, daß die 
Deutſchen zum rohſtoffärmſten Volk der Erde wurden.“ “) 


Die entgegen allen völkerrechtlichen Normen vorgenommene Enteignung der deut- 
ſchen Auslandsguthaben,“) die nach zuverläſſigen Schätzungen 25 bis 30 Milliarden 
Reichsmark betrugen, erſchwerte den Bezug der für die Induſtrie notwendigen 
Grundſtoffe und der fehlenden Nahrungsmittel vom Weltmarkt. Die Auferlegung 
untragbarer Tribute und die rückſichtsloſe Abſchließung gegen die Ausfuhr unſerer 


) Poſſe: Großraumwirtſchaft in „Rhein-Maint ee 1937, Heft 9 ©. 276. 
% Max Sering: Die politiſchen Wurzeln der Weltwirtſchaftskriſe. 

21) Vgl. Lüer: Le séequestre de la propriété privée en temps de guerre in „Enqu£te de 
droit international: Reparation des Dommages de Guerre“, Genf 1935. 
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Fertigwaren, mit deren Erlös allein wir uns mit den nötigen Nahrungsmitteln und 
Rohſtoffen verſorgen konnten, taten das Abrige. Dazu kamen ſchließlich noch die 
Abergangsſchwierigkeiten, die aus den Induſtrialiſierungstendenzen in den Agrar- 
und Rohſtoffländern erwuchſen und auch heute noch lange nicht überwunden ſind. 
Durch Aufnahme von Auslandskrediten gelang es eine Zeitlang, all dieſe Hemmun- 
gen zu überwinden, aber die deutſche Wirtſchaft erlebte unter der ins Rieſenhafte an- 
gewachſenen Schuldenlaſt nur eine Scheinblüte. 


Mit den von Frankreich ausgehenden Beſtrebungen einer außerordentlich ſchnellen 
Zurückziehung der umfangreichen kurzfriſtigen Kredite, die entgegen allem wirtſchaft⸗ 
lichen Verantwortungsbewußtſein langfriſtig angelegt worden waren, kamen die 
latent vorhandenen Spannungen dann zum Durchbruch. Eine Weltkriſe bisher nicht 
gekannten Ausmaßes wurde damit eingeleitet. Der Export nahm freilich nicht in dem 
Maße ab wie die Einfuhr. Indeſſen reichte, obwohl man ſich 1932 ganz der Tribut 
verpflichtungen entledigt hatte, der Ausfuhrüberſchuß nicht aus, um den ungeheuren 
Anforderungen des privaten Schuldendienſtes zu genügen, dei aus den Tributen 
heraus entſtanden war. In dem weltweiten Beſtreben, die eigene Nationalwirtſchaft 
möglichſt vor den Auswirkungen der Kriſe zu ſchützen, erwuchſen dem deutſchen Ex⸗ 
port ſchließlich immer größere Schwierigkeiten. 


Als ſich durch die engliſche Pfundabwertung im Jahre 1931 die Wettbewerbslage 
Deutſchlands auf dem Weltmarkt noch mehr verſchlechterte, verſuchte man, durch eine 
Senkung des inneren Preisniveaus im Wege rückſichtsloſer Deflationspolitik die 
Konkurrenzfähigkeit Deutſchlands wieder herzuſtellen. Allein, die deflatoriſchen Maß⸗ 
nahmen drückten auf den Beſchäftigungsgrad der Binnenwirtſchaft, ohne ihrem Ziel, 
durch Verbilligung der Produktion die dem Export entgegenſtehende Spanne zu 
überwinden, viel näherzukommen. Trotzdem ſeit 1931 ſämtliche Deviſen planmäßig 
bewirtſchaftet wurden, waren inzwiſchen die Gold. und Deviſenbeſtände der Reichs- 
bank bis auf einen verſchwindenden Bruchteil für Zahlungsverpflichtungen nach dem 
Ausland aufgebraucht worden. Eine Hilfeleiſtung war bei den zerrütteten Verhält- 
niſſen auf dem Weltmarkt von dort für die deutſche Volkswirtſchaft nicht zu er- 
warten. Der Geſundungsprozeß mußte alſo aus eigenen Kräften in Gang gebracht 
werden. Feſt überzeugt von der Richtigkeit dieſer Grunderkenntnis, ging dann die 
nationalſozialiſtiſche Regierung Schritt für Schritt ihre neuen wirtſchaftspolitiſchen 
Wege. Staatliche Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen in rieſigem Ausmaß waren der 
erſte Anſtoß für einen gefunden Aufſchwung der Binnenwirtſchaft. Am die Außen⸗ 
wirtſchaft zu ſchonen, mußte Preisſteigerungstendenzen, die doch meiſt Begleiterſchei⸗ 
nungen konjunktureller Erholung ſind, entgegengewirkt werden. Angeſichts der 
ſteigenden Weltmarktpreiſe bedeutete das Gelingen der Preisſtabiliſierung einen be- 
achtlichen Erfolg. Indeſſen vermochte die neue Bewegungsrichtung der Wirtſchaft 
noch nicht ſehr viel zur Entlaſtung der Zahlungsbilanz beizutragen. Sie entband 
uns nicht von der Notwendigkeit, über derart allgemeinwirtſchaftliche Maßnahmen 
hinaus auch weiterhin die bunte Reihe der Notmaßnahmen beizubehalten, die 
unmittelbar beim Außenhandel ſelbſt anſetzt, zumal den verſchiedenen neuen Ab⸗— 
wertungswellen ſofort wirkſam begegnet werden mußte. 


Im Zuſammenhang mit der Neuordnung des Auslandsſchuldendienſtes wurden ver- 
ſchiedene Verfahren zur Förderung „zuſätzlichen“ Exports entwickelt. Dieſe beruhen 
auf einer Verbindung der in Inlandswährung durchaus möglichen Erfüllung privater 
Schuldverpflichtungen mit einer Ausnutzung der Koſtenunterſchiede deutſcher Werte 
im Inland und Ausland für die Preisgeſtaltung der deutſchen Ausfuhr.) Den An- 
fang machte die geſetzliche Beſtimmung, daß auf Forderungen, die vor dem Juli 1931 
entſtanden find, nur noch in Reichsmark an eine der Reichsbank unterſtellte Kon- 
verſionskaſſe Zahlungen geleiſtet werden dürfen. Durch die Transferſperren und die 
damit verbundene Einſchränkung der Verfügungsmöglichkeit büßte das Guthaben 


=) Vgl. Fleſſner, a. a. O., S. 75 f. 
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des Ausländers in Deutſchland erheblich an Wert ein. Dazu kam das im Ausland 
gehegte Mißtrauen in die deutſche Wirtſchaftsführung, das bei der Kursentwicklung 
deutſcher Werte auf ausländiſchen Märkten in Erſcheinung trat. Ein „Auslands- 
bondsverfahren“ wertet das Disagio deutſcher Schuldverſchreibungen für Deutſch⸗ 
land in der Form aus, daß durch den Kursgewinn Mindererlöſe der Exportwirtſchaft 
ausgeglichen werden. Daneben wurden verſchiedene Sperrmarkſorten geſchaffen — 
Effektenmark, Regiſtermark uſw. — (auch Scrips“) find in dieſem Zuſammenhang 
zu nennen) und fo dem ausländiſchen Gläubiger unter gewiſſen Abſchlägen die Mög- 
lichkeit gegeben, ſeine Guthaben direkt im Wege des Warenkaufs in Deutſchland oder 
durch Verkauf an einen ausländiſchen Importeur, der zuſätzlich Waren abnimmt, zu 
transferieren. 


Trotz Deviſenbewirtſchaftung und Exportförderungsverſahren geſtaltete ſich aber bis 
zum Jahre 1935 die deutſche Handelsbilanz immer ungünſtiger. Folgendes Bild zeigt 
die Entwicklung (in Millionen Reichsmark): 


1929 1932 1933 1934 1935 1936 


Einfuuhunuůtrrt 13 447 4 666 4 204 4451 4 159 4 218 
Ausfuhr...» . 13 483 5739 4872 4 167 4 270 4768 
Ausfuhrüberſchuß . + 36 ＋ 1073 + 668 — 284 + 111 + 550 


Als ſchließlich Mitte 1934 bei der ſchematiſchen Zuteilung der verfügbaren Deviſen 
an die deutſchen Importeure in Prozent des Durchſchnitts ihrer monatlichen Aus- 
lands zahlungen während der Jahre 1930/31 die Quote auf 5 v. H. gefallen war, 
wurde am 24. September 1934 der „Neue Plan“ in Kraft geſetzt. 


a) Der „Neue Plan“ 


Schon ſeit dem Frühjahr 1934 wurden zur Regelung des Verkehrs mit den wichtigſten 
induſtriellen Rohſtoffen und Halbfabrikaten im Inland Aberwachungsſtellen ein- 
gerichtet, die bei der Entſcheidung über die Deviſenzuteilung zur Bezahlung ein- 
geführter Waren maßgeblich mitwirkten. Durch den „Neuen Plan“ wurde das 
Syſtem der Aberwachungsſtellen, das auch auf den „Reichsſtellen“ des Reichsnähr⸗ 
ſtandes aufbauen konnte, auf alle Warengruppen ausgedehnt. An die Stelle der 
quotenmäßigen Zuteilung von Deviſen an deutſche Importeure zwecks Bezahlung 
eingeführter Waren traten Deviſenbeſcheinigungen, d. h. beſondere Genehmigungen 
für jedes einzelne Importvorhaben. Dringlichkeit der Wareneinfuhr, Stand der Ver⸗ 
rechnungsabkommen und verfügbare Deviſen entſcheiden über die Deviſenzuteilung. 
Als trotzdem die Warenſchulden im Ausland immer noch anwuchſen, wurde ſchließ⸗ 
lich auch die Einfuhr auf Kredit und gegen Bezahlung in Reichsmark genehmigungs- 
pflichtig gemacht. Mit dem „Neuen Plan“, der „organiſierten Sparſamkeit in der 
Verwendung ausländiſcher Güter“ (Schacht), hat die Handelspolitik Deutſchlands 
einen feſten Rahmen erhalten, in den ſich alle einzelnen Maßnahmen und Hand- 
habungen einordnen müſſen. Die Auswahl der einzuführenden Waren erfolgt nach 
ihrer Bedeutung für die heimiſche Güterverſorgung, wobei dem lebens notwendigen 
und ſtaatspolitiſch wichtigen Bedarf neben den Grundſtoffen und Halbfabrikaten, die 
für die Ausfuhrwirtſchaft unentbehrlich ſind, der Vorrang erteilt wird. 


b) Verrechnungsabkommen 


Einen weiteren gangbaren Weg zur Aberwindung der größten Schwierigkeiten, die 
aus der Deviſenknappheit erwuchſen und die den geſamten Warenverkehr mit fremden 
Ländern zum Erliegen zu bringen drohten, fand man in den zwiſchenſtaatlichen Ver⸗ 
rechnungsabkommen, die ſich ganz auf dem Grundſatz der Gegenſeitigkeit aufbauen. 
Es gibt ſehr ſtarre, aber auch recht geſchmeidige Syſteme der Verrechnung. Der In 
halt aller Abkommen läßt ſich kurz dahin zuſammenfaſſen: Nationale Clearingſtellen 


22) Siehe z. B. Studt: Alte und neue Formen der Scrips in „Bankwiſſenſchaft“ 1933. 
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verrechnen bargeldlos den geſamten Warenaustauſch zwiſchen den Handelspartnern. 
Mit dem Aktivſaldo, der durchweg dem Schuldnerland zugebilligt wird, ſoll im all- 
gemeinen ein Teil zur Abtragung der alten Schulden und zur Auftauung eingefrorener 
Warenforderungen verwandt werden, während der Reſt in Form freier Deviſen 
anfällt. 


Die Verrechnungsabkommen ſollten urſprünglich verhindern, daß von deutſcher Seite 
hochwertige Valuten zur Bezahlung nach valutaſchwachen Ländern ausgeführt wurden, 
während die deutſchen Exporteure den Gegenwert ihrer Warenlieferungen nicht er- 
halten konnten. Als durch die wachſenden Schwierigkeiten in der Deviſenbeſchaffung 
einige Länder mit paſſiver Handelsbilanz gegenüber Deutſchland die im Warenver⸗ 
kehr mit uns entſtehenden Forderungen für andere Zwecke zu ſperren verſuchten, 
konnten wir nicht umhin, das Syſtem der amtlichen Verrechnung auch auf die valuta ; 
ſtarken Länder auszudehnen. Die Folge davon war eine bis dahin nicht gekannte 
Verſchlechterung der deutſchen Handelsbilanz, denn „dieſe Verrechnungs⸗ und 
Clearingmaßnahmen haben die unverkennbare Tendenz, den Reft des beſtehenden 
Welthandels vollends zu ruinieren, weil fie jeden etwa entſtehenden Saldo zum Ver⸗ 
ſchwinden bringen“. 


Weit weniger ungünſtige Wirkungen zeigte eine beſondere — loſere — Art der Ver⸗ 
rechnung. Hierbei erfolgen die Zahlungen grundſätzlich in effektiven Deviſen. Es 
wird nur vereinbart, welchen Teil der anfallenden Deviſen Deutſchland für die Ein⸗ 
fuhr aus dem Partnerland verwenden muß. Das gut funktionierende deutich-eng- 
liſche Zahlungsabkommen ebnete den Weg für eine ganze Reihe weiterer derartiger 
Abmachungen. 

Anfang 1937 waren insgeſamt 32 Verrechnungs. bzw. Zahlungsabkommen in Gel- 
tung.“) 

c) Kompenſationsgeſchäfte 


Infolge des immer drückender werdenden Mangels an Deviſen ſchritt man zu einer 
Förderung des unmittelbaren privaten Warenaustauſches im Wege der Kom- 
penſationsgeſchäfte. Dadurch wollte man verſuchen, der privaten Initiative, deren 
Betätigungsfeld in der Außenwirtſchaft immer mehr eingeſchränkt worden war, wieder 
neue Wirkungsmöglichkeiten zu erſchließen. Dem heꝛmiſchen Importeur wurde die 
Chance gegeben, über die von der Einfuhrbewirtſchaftung genehmigten Importeure 
hinaus Waren einzuführen, wenn er in dem entſprechenden Lande einen Partner 
fand, der gewillt war, für dieſelbe Wertſumme deutſche Waren zu kaufen. Auch in 
einem weiteren Kreiſe von Beteiligten konnten dergleichen gegenſeitige Leiſtungen 
zur Verrechnung gebracht werden. 


Mit der Zeit mußten indeſſen die Kompenſationsgeſchäſte mehr und mehr — bis auf 
ein Minimum — eingeſchränkt werden. Trotzdem eingehende Beſtimmungen die 
Durchführung dieſer „privaten Verrechnungsgeſchäfte“ einer ſcharfen Kontrolle 
unterzogen, vermochten fie nämlich ihren Zweck, durch zuſätzliche Ausfuhr deut⸗ 
ſcher Waren die induſtrielle Rohſtoffſ. und Halbfabrikateeinſuhr zu verbeſſern, meift 
nicht zu erfüllen, und zwar in erſter Linie aus dem Grunde nicht, weil die Importeure 
überſeeiſcher Rohſtoffländer, die hauptſächlich als Austauſchländer in Betracht kamen, 
nicht in der Lage waren, entſprechende Mengen und Arten deutſcher Waren aufzu- 
nehmen. Auch bildeten ſich ſonſtige Mißſtände heraus. 


Die Kompenſationen ſind in der Hauptſache als Notmaßnahmen anzuſprechen, als 
Auswege, die die außerordentlich nachteiligen Wirkungen der Zahlungsſchwierig⸗ 
keiten auf die Güterverſorgung herabmindern ſollen. Darüber hinaus kommt dieſem 
direkten Warenaustauſch zwiſchen einzelnen privaten Anternehmungen keinerlei Be— 


= zone zitiert bei Adolf Weber, Leitfaden der Volkswirtſchaftspolitik, München 1935, 
9 Grävell Der Außenhandel in der Nationalwirtſchaft, Stuttgart 1937, S. 87. 
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deutung zu. Das Verfahren iſt viel zu umſtändlich, und die austauſchfähigen Waren 
ſind viel zu eng begrenzt. „In den Kompenſationsgeſchäften kehrt letztlich die primi⸗ 
tive Form des Naturalaustauſches in die moderne Geſchichte zurück.“ 


d) Aski 


Unter Ausländerſonderkonten für Inlandszahlungen (Aski) 
verſteht man „Reichsmarkguthaben eines Ausländers bei einer Deviſenbank, die 
durch Bezahlung eingeführter Waren entftanden find und über die im Rahmen der 
Beſtimmungen ohne Genehmigung verfügt werden kann“. Dieſes Askiſyſtem hat für 
den Handelsverkehr mit den überſeeiſchen Ländern beſondere Bedeutung erlangt, iſt 
aber, genau ſo wie das Kompenſationsgeſchäft, inzwiſchen erheblichen Beſchränkungen 
unterworſen worden. 


e) Rohſtoffkreditgeſchäfte 
Schließlich iſt noch das RNohſtoffkreditgeſchäft zu erwähnen, ein Geſchäft, 
bei dem „fällige Kreditverpflichtungen aus der RNohſtoffeinfuhr auf Grund einer ver- 
bindlichen Zuſage der zuſtändigen Deviſenbehörde durch Verwendung der Ausfuhr ⸗ 
erlöſe für die aus dieſen Rohftoffen hergeſtellten Erzeugniſſe abgedeckt werden“.“) 


f) 8. A. V. 
Die Laſten neuer ausländiſcher Devalvationsmaßnahmen häuften ſich. Sie konnten 
mit der Zeit der ſchwer um ihre Poſition kämpfenden deutſchen Außenwirtſchaft 
nicht mehr allein zugemutet werden. Daher wurde über die bisherigen Export⸗ 
förderungsmaßnahmen hinaus im Rahmen der Beſtimmungen des „Neuen Plans“ 
der Verſuch gemacht, mittels einer von der ganzen Wirtſchaft aufzubringenden 
Exportabgabe die Opfer des Ausfuhrgeſchäfts auf breitere Schultern zu verteilen. 


2. Deutſchlands handelspolitiſche haltung 


Ein großer Teil der neuen handelspolitiſchen Maßnahmen find Ausflüſſe der drük. 
kenden Wirtſchaftsnot. Das iſt bei ihrer Beurteilung zu berückſichtigen. Zweifellos 
haften der Deviſenbewirtſchaftung, um dieſe in erſter Linie herauszugreifen, volks- 
wirtſchaftlich bedenklich ſtimmende Nachteile an. „Sie hemmt und beſchränkt den 
internationalen Zahlungsverkehr im Warenhandel, ſtört wirtſchaftliche Beziehungen, 
verhindert Geſchäfte und macht häufig Amwege oder Auswege erſorderlich, die nicht 
wirtſchaftlich bedingt ſind.““) Sie erforderte den Aufbau eines umfangreichen Ver⸗ 
waltungsapparats, der es nicht leicht hat, feiner kaufmänniſchen Aufgabe zu genügen, 
und ſie erſchwert darüber hinaus die Tätigkeit des Kaufmanns bis zur Grenze des 
Tragbaren. Vor allem darf nicht vergeſſen werden, daß die zentraliſtiſche Regelung 
des Außenhandels unſere internationale Wettbewerbslage merklich belaſtet. 


Trotzdem find die Deviſenbewirtſchaftung und mit ihr der „Neue Plan“, den Schacht 
ſelbſt einmal als „ſcheußlich“ bezeichnet hat, auch für das ſo hoch induſtrialiſierte 
und auf einen engen Austauſch mit dem Ausland angewieſene Deutſchland unter den 
heutigen zerrütteten Verhältniſſen im zwiſchenſtaatlichen Wirtſchaftsverkehr ganz 
unentbehrlich. Da kein anderer Ausweg beſtand, mußte der Staat mit Hilfe der 
Deviſenbewirtſchaftung verſuchen, die deutſche Währung ſtabil zu halten, um die 
Verſorgung unſeres Volkes mit den notwendigſten Gütern ficherzuftellen. Das iſt 
gelungen. Die deutſche Wirtſchaſt hat den Kampf mit der ausländiſchen Konkurrenz 
ſiegreich durchgehalten. Darüber hinaus konnten ſogar nach anfänglicher kurzer 
ä der deutſchen Außenwirtſchaſt neue Impulſe verliehen werden. 


66) =) Helen 
inger: Die U der deutſchen Außenwirtſchaft, in „Jahrbuch der national ⸗ 
Hie Wirtſchaft“, Munchen 1 85585 g N 

Troeger: 217 e is Jahrbuch für nationalſozialiſtiſche Wirtſchaft“, 
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Während nun alle bisher beſprochenen modernen handelspolitiſchen Mittel vor- 
wiegend als Notmaßnahmen gelten dürfen, die mehr oder weniger Abergangs⸗ 
charakter tragen, ſchuf ſich der NReichsnährſtand eine Außenhandelsorganiſation, die 
wohl mit Recht Anſpruch auf längere Dauer erhebt. Der Reichsnährſtand hat ſo⸗ 
genannte Reichsſtellen errichtet, die, ohne den Binnenmarkt zu ftören, die Einfuhr 
der wichtigſten landwirtſchaftlichen Produkte (Getreide, Futtermittel, Tiere und 
tieriſche Erzeugniſſe, Ole, Fette und Eier) ordnen und gleichzeitig auch der Markt 
und Abſatzregelung im Innern dienen ſollen. 


Die Abertragung ähnlicher Organiſationsformen auf die gewerbliche Wirtſchaft, die 
wiederholt zur Erörterung geſtellt worden iſt, erſcheint aus Gründen deren gänzlich 
anderen Gefüges unmöglich. 


Wir müſſen eben — darin hat Heinrich Troeger“) recht — „durch den Engpaß der 
Deviſenbewirtſchaftung ... hindurch, wir müſſen warten, bis die außenpolitiſche 
Entſpannung und die größten Hinderniſſe für eine Belebung der zwiſchenſtaatlichen 
Wirtſchaftsbeziehungen die Vorausſetzung für eine Steigerung der deutſchen Aus- 
fuhr und damit für eine Erhöhung des Deviſenanteils geſchaffen hat und ſich dadurch 
die Möglichkeit zu einer Lockerung der Deviſenzwangswirtſchaft ergibt“. 


Die zukünftige Weltwirtſchaft muß ſich auf freien und ſtarken Nationalwirt⸗ 
ſchaften aufbauen, wenn anders ſie nicht zur Anfruchtbarkeit verurteilt ſein will. Wir 
jedenfalls ſind ernſtlich beſtrebt, der Struktur unſerer Volkswirtſchaft eine größere 
Ausgeglichenheit zu verleihen. Anſere Landwirtſchaft wurde zur Erzeugungsſchlacht 
aufgerufen, um das deutſche Volk dem Ziel der Nahrungsfreiheit näherzubringen 
und, ſoweit die Enge des Naums das zuläßt, die Rohſtoffgrundlagen der Induſtrie 
verbreitern zu helfen. Durch die Proklamation des zweiten Vierjahresplans wurde 
darüber hinaus in eindrucksvoller Weiſe der Wille bekundet, Deutſchland von der 
Zuführung all jener Güter unabhängig zu machen, die durch deutſchen Fleiß und 
deutſche Tatkraft ſelbſt hergeſtellt werden können. Eine bedeutſame Werkſtoffinduſtrie 
iſt heute im Entſtehen begriffen. Synthetiſche Treibſtoffe, künſtlicher Kautſchuk und 
Kunſtſpinnfaſer erſetzen die erſchwerte ausländiſche Zufuhr natürlicher Produkte. 


Dieſe Beſtrebungen ſind keine Ausflüſſe der Not, noch iſt bekanntlich die Herbei⸗ 
führung einer utopiſchen Autarkie unſer Ziel. Im Gegenteil: Der Führer und ſeine 
Mitarbeiter haben immer wieder betont, daß ſich Deutſchland niemals einem ge- 
ſunden internationalen Austauſch verſchließen wird. Damit iſt freilich nicht geſagt, 
daß wir helfen wollen, die Weltwirtſchaft in ihre alten Bahnen z ur ü ck zuführen. 


Vorausſichtlich werden bei vielen Nationalwirtſchaften Anpaſſungsſchwierigkeiten 
entſtehen, vielleicht ſogar grundlegende Anderungen im Wirtſchaftsaufbau vonnöten 
ſein. Dieſe Schwierigkeiten können aber beträchtlich vermindert werden — unter 
gleichzeitiger Beſchleunigung der jo notwendigen Glättung unſerer Wirtſchaftsgrund⸗ 
lage —, wenn Deutſchland wieder in ſeine kolonialen Rechte eingeſetzt wird. 


0) A. a. O., S. 219. 
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I. Allgemeiner Teil 


A. Gegenftand und Aufgabe der Deuijenbewirtichaftung 


Deviſen find ausländiſche Zahlungsmittel im weiteren Sinn (ausländiſche Geld ⸗ 
ſorten, Auszahlungen, Anweiſungen, Schecks und Wechſel auf ausländiſche Plätze) 
ſowie Forderungen, die dem inländiſchen Gläubiger einen Anſpruch auf Leiftung in 
ausländiſchen Zahlungsmitteln gewähren. Ebenſo wie im innerſtaatlichen Zahlungs- 
verkehr das Geld zwiſchen die Vorgänge des Austauſchs von Waren und Dienft- 
leiſtungen als Tauſchmittel eingeſchaltet iſt und damit eine weitgehende Arbeits- 
teilung und ein ungehinderter Güteraustauſch ſtattfindet, ſtellt die Deviſe das Tauſch⸗ 
mittel des zwiſchenſtaatlichen Zahlungsverkehrs dar. Eine Volkswirtſchaft braucht 
Deviſen in dem Maße, in dem ſie Zahlungen an andere Volkswirtſchaften für die 
Lieferung von Waren, für Dienſtleiſtungen, für die Rückzahlung und Verzinſung von 
Krediten oder für ſonſtige Zwecke zu leiſten hat. Die Volkswirtſchaft kann ſich aber 
die Deviſen auch nur durch Lieferung von Waren, durch Dienſtleiſtungen, durch 
Kredite uſw. beſchaffen. Die Geſamtheit der Zahlungen, die eine Volkswirtſchaft 
von anderen Volkswirtſchaften erhält und an ſie leiſtet, bildet die Zahlungsbilanz. 
Auf die Dauer geſehen muß jede Zahlungsbilanz ausgeglichen fein; denn keine Volks- 
wirtſchaft kann im zwiſchenſtaatlichen Verkehr mehr Zahlungen leiſten, als ſie ſelbſt 
erhält. Vor dem Weltkrieg ſtanden die Währungen nahezu aller am Welthandel 
beteiligten Länder meiſt auf Goldbaſis in einem beſtimmten Verhältnis zueinander, 
das nur geringe Schwankungen aufwies. Dieſe Kursſchwankungen, die den Bedarf 
der einzelnen Volkswirtſchaften an ausländiſchen Zahlungsmitteln im Verhältnis 
zum Angebot widerfpiegelten, genügten regelmäßig in Verbindung mit der Kredit- 
und Währungspolitik der Zentralnotenbanken, um die Volkswirtſchaften mit 
erhöhtem Deviſenbedarf zu geſteigerter Warenausſuhr und Dienſtleiſtung an das 
Ausland anzuregen, ſo daß ein Mehrbedarf an Deviſen gedeckt werden konnte. Dieſer 
automatiſche Ausgleich der Zahlungsbilanzen vollzog fih bei einem Mindeſtmaß 
an Beſchränkungen des zwiſchenſtaatlichen Wirtſchaftsverkehrs. Die gewaltige 
zwiſchenſtaatliche Verſchuldung während des Weltkrieges und in der Nachkriegszeit, 
die teilweiſe Induſtrialiſierung der wichtigſten Robftoffländer, die Einführung und 
Erhöhung der Zollſchranken in den Gläubigerländern, die Erſchwerung des Handels 
durch Einfuhrkontingente und ſonſtige Maßnahmen, die Belaſtung Deutſchlands mit 
Kriegstributen, die willkürliche Abwertung anderer Währungen und ſchließlich der 
plötzliche Abzug kurzfriſtiger Kredite in großem Amfang waren die wichtigſten 
Arſachen dafür, daß Deutſchland 1931 den Ausgleich ſeiner Zahlungsbilanz mit den 
alten Mitteln der Währungspolitik und ſelbſt durch den faſt vollſtändigen Einſatz 
ſeiner Deviſen⸗ und Goldreſerven nicht mehr erzielen konnte. Obwohl der deutſche 
Außenhandel im erften Halbjahr 1931 bei einer Ausfuhr im Werte von 4 768 Mil- 
liarden RM und einer Einfuhr im Werte von 3804 Milliarden RM nur einen 
Ausfuhrüberſchuß von 964 Millionen RM brachte, zahlte Deutſchland im ſelben Zeit. 
raum rund 5,25 Milliarden RM Kredite an das Ausland zurück. Für dieſe Kredit. 
rückzahlungen wurden die Deviſenreſerven nicht nur der deutſchen Banken, ſondern 
auch der Deviſen⸗ und Goldbeſtand der Reichsbank angegriffen. So verminderte ſich 
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der Devifen- und Goldbeſtand der Reichsbank vom 31. 12. 1930 bis zum 30. 6. 1931 
um 964 Millionen RM von 2 685 Millionen RM auf 1721 Millionen RM. Trotz 
dieſer Kreditrückzahlungen betrug die deutſche Kapitalverſchuldung an das Ausland 
Mitte 1931 noch etwa 26 Milliarden RM. Angeſichts dieſer Entwicklung waren 
deviſenwirtſchaftliche Beſchränkungen unvermeidlich, wenn die deutſche Währung vor 
einem neuen Zuſammenbruch bewahrt werden ſollte. Die erſte geſetzliche Maßnahme, 
die die heutige Deviſenbewirtſchaftung einleitete, iſt die auf Grund einer Ermädti- 
gungsverordnung des Reichspräſidenten vom Reichswirtſchaftsminiſter erlaſſene 
Verordnung über den Verkehr mit ausländiſchen Zahlungsmitteln vom 15. 7. 1931, 
die das Deviſenhandelsmonopol der Reichsbank und der Deviſenbanken errichtete und 
den Deviſenhandel zu anderen als den amtlichen Kurſen ſowie den Abſchluß von 
Deviſentermingeſchäften verbot. Der Zahlungsverkehr mit dem Ausland wurde aber 
noch keinen Beſchränkungen unterworfen. Den Anfang einer planmäßigen Erfaſſung 
von Deviſen und deviſengleichen Werten bildete der erſte Teil der Kapitalflucht⸗ 
verordnung vom 18. 7. 1931, die eine Rückwanderung des in Form von Deviſen und 
ausländiſchen Wertpapieren ins Ausland abgewanderten Kapitals bezweckte. Eine 
wirkſame Hilfe konnte der Reichsbank jedoch nur durch die Verhinderung des weiteren 
Abrufs kurzfriſtiger Auslandskredite aus Deutſchland gebracht werden. Ende Juli 
1931 nahm daher die Reichsbank Verhandlungen mit den ausländiſchen Bank- 
gläubigern auf, die zu dem Baſler Stillhalteabkommen von 1931 führten, das am 
17. 9. 1931 in Kraft getreten iſt. Schon während der Baſler Verhandlungen zeigte es 
ſich, daß man zu einer Vereinbarung mit den ausländiſchen Bankgläubigern nur 
kommen konnte, wenn man andere Auslandsgläubiger, mit denen wegen ihrer Viel- 
zahl eine vertragliche Regelung nicht möglich war, daran hinderte, zum Nachteil der 
ſtillhaltenden Bankgläubiger möglichſt ſchnell ihre Forderungen gegen deutſche 
Schuldner einzuziehen und nach dem Ausland zu transferieren. So kam es zu der 
Deviſenverordnung vom 1. 8. 1931, die am 4. 8. 1931 in Kraft trat und die Erfüllung 
von Auslandsverpflichtungen und insbeſondere den Erwerb von Deviſen gegen in- 
ländiſche Zahlungsmittel von einer behördlichen Genehmigung abhängig machte. 
Mit dieſer Verordnung begann eine Entwicklung, die zu einer möglichſt lückenloſen 
Aberwachung des geſamten Zahlungsverkehrs mit dem Ausland und einer weit— 
gehenden Beſchränkung der Zahlungen an das Ausland führte. Die Zwangsläufig- 
keit dieſer Entwicklung ergibt ſich am beſten aus einer Aberſicht über den deutſchen 
Außenhandel und den Devijen- und Goldbeſtand der Reichsbank. 


Der deutſche Außenhandel (in Millionen Reichsmark)“) 


0 — — Ei 2 
Einfuhr Ausfuhr oder Ausfuhrüberſcug + 


1. Halbjahr 3804 4 768 + 964 
2 2922 4830 + 1908 
1 2 386 2989 ＋ 603 
2 2272 2750 ＋ 478 
1 2087 2378 + 291 
” 2147 2493 ＋ 376 
1. 2300 2086 — 214 
2 2151 2081 — 70 
1 2127 1 962 — 165 
2 2031 2 307 + 276 
1 2111 2244 ＋ 133 
2 2107 2 526 + 419 
1 2520 2712 ＋ 192 


) Die Zahlen entſprechen den letzten Berechnungen des Statiſtiſchen Reichsamts. 
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Der Devifen- und Goldbeſtand der Reichsbank beigte folgende Entwicklung (in 
Millionen Reichsmark): 


. ae ige 


31. 12. 1930 
30. 6.1931 
31. 12. 1931 
30. 6.1932 
31. 12. 1932 
30. 6. 1933 
30. 12. 1933 
30. 6. 1934 
31. 12. 1934 
29. 6. 1935 
31. 12. 1935 
30. 6. 1936 
31. 12. 1936 
30. 6. 1937 
7. 10. 1937 


Nicht die Kenntnis der allmählichen techniſchen Verfeinerung des Deviſenrechts, 
ſondern einige Hinweiſe auf feine praktiſche Handhabung ſollen im folgenden das Ver- 
ſtändnis für die Aufgabe der Devifenbewirtſchaftung vermitteln. Schon 1931 wurde 
die Erfüllung der Kapitalverpflichtungen gegenüber dem Ausland grundſätzlich zu⸗ 
rüdgeftellt, während die Bezahlung der Wareneinfuhr und die Kapitalverzinſung 
verhältnismäßig geringen Beſchränkungen unterlagen. Hierin zeigte ſich der Grund- 
gedanke der Deviſenbewirtſchaftung, die für die Erfüllung aller Auslandsverpflich 
tungen nicht ausreichenden Deviſen für die volkswirtſchaftlich wichtigſten Bedürfniſſe 
zur Verfügung zu ſtellen und die Bezahlung derjenigen Verpflichtungen zurückzu⸗ 
ſtellen, auf deren Erfüllung das Ausland im Intereſſe eines möglichſt wenig be- 
ſchränkten Handelsverkehrs warten mußte. Als dann der deutſche Ausfuhrüberſchuß 
von 603 Millionen RM im erſten Halbjahr 1932 auf 291 Millionen RM im erſten 
Halbjahr 1933 zurückging und der Devifen- und Goldbeſtand der Reichsbank ſich im 
erſten Halbjahr 1933 in einer ſich ſchnell verſchärfenden Entwicklung von 921 Millionen 
auf 274 Millionen RM verringerte, mußte auch der Transfer der Erträgniſſe von 
Vermögensanlagen ausländiſcher Gläubiger in Deutſchland auf Grund des Gefetzes 
über Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber dem Ausland vom 9. 6. 1933 weitgehend 
eingeſchränkt werden, während die Bezahlung der Wareneinfuhr weiterhin ermög- 
licht wurde. Als auch die der deutſchen Volkswirtſchaft anfallenden Deviſen nicht 
mehr zur Bezahlung der Wareneinfuhr ausreichten, wurden das Syſtem der Deviſen⸗ 
repartierung und im Herbſt 1934 der „Neue Plan“ eingeführt. 

Die anfallenden Deviſen werden ſeitdem für Zahlungen an das Ausland nur noch 
in der Reihenfolge ihrer volkswirtſchaftlichen Notwendigkeit und Vordringlichkeit 
zur Verfügung geſtellt. Damit ift auch die große Aufgabe der geſamten Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung gekennzeichnet, die darin beſteht, die der deutſchen Volkswirtſchaft 
anfallenden Deviſen planmäßig zu erfaſſen und für die volkswirtſchaftlich notwen⸗ 
digſten Zwecke einzuſetzen. Als ſolche gelten vor allem die Einfuhr von Rohſtofſen 
und Nahrungsmitteln, ſoweit die deutſche Erzeugung nicht ausreicht. Die Sicherung 
der Rohftoffverforgung ſteht deshalb als vordringlichſte Aufgabe obenan, weil die 
eingeführten Nohſtoffe — um das Vielfache ihres Wertes vermehrt durch die deutſche 
Arbeit — einmal als Ausſuhrwaren wiederum die wichtigſte Deviſenquelle für 
Deutſchland find und zum andern durch ihre Verarbeitung und Veredelung den 
Millionen deutſcher Volksgenoſſen Arbeit und Brot gewähren. 


6 Wohlthat 


B. Die Mittel der Deviſenbewirtſchaftung 


Iſt es Aufgabe der Deviſenbewirtſchaftung, die Befriedigung ſolcher Bedürfniſſe der 
deutſchen Volkswirtſchaft, die eine Verpflichtung zu Zahlungen an das Ausland zur 
Folge haben, durch Bereitſtellung der erforderlichen ausländiſchen Zahlungsmittel 
zu ſichern, jo müſſen in erfter Reihe alle Vorgänge, die dieſem Ziel entgegen- 
wirken können, der Regelung und Aberwachung durch die Organe der Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung unterſtellt werden. Weiter iſt es erforderlich, die der deutſchen 
Volkswirtſchaft anfallenden Deviſen einheitlich zu erfaſſen und zu verwalten. Da 
die deviſenwirtſchaftlichen Aufgaben nur mit einer feſten deutſchen Währung erfüllt 
werden können, müſſen ſpekulative Angriffe auf den Reichsmarkkurs ausgeſchaltet 
werden. Schließlich muß die Einhaltung der deviſenrechtlichen Vorſchriften durch 
Androhung bürgerlich rechtlicher und ſtrafrechtlicher Nachteile bei Zuwiderhandlungen 
ſichergeſtellt werden. Hieraus ergeben ſich die vier Gruppen der deviſenwirtſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen, die im folgenden beſprochen werden. 


I. Die Überwachung aller deolſenwirtſchaftlich bedeutfamen Vorgänge 


Eine wirkſame Deviſenbewirtſchaftung kann ſich nicht auf die Regelung des Verkehrs 
mit Deviſen beſchränken. Vielmehr müſſen alle Handlungen, die die Erfüllung der 
deviſenwirtſchaftlichen Aufgaben beeinträchtigen können, überwacht werden. Dieſe 
Aberwachung ermöglicht das deutſche Deviſenrecht dadurch, daß alle in Frage kom⸗ 
menden Handlungen grundſätzlich verboten werden; das Verbot kann aber durch die 
ſchriftliche Genehmigung eines Organs der Deviſenbewirtſchaftung für einzelne Ge⸗ 
ſchäfte aufgehoben werden. Das Deviſenrecht ſtellt alſo ein Syſtem von Verboten 
mit Erlaubnisvorbehalten dar. Der Aberwachung unterliegen in erſter Linie alle 
Zahlungen an ausländiſche Gläubiger; denn nur bei Erfaſſung ſämtlicher Zahlungs- 
verpflichtungen gegenüber dem Ausland iſt es möglich, die einzelnen Zahlungen nach 
der Reihenfolge ihrer volkswirtſchaftlichen Dringlichkeit durch Zuteilung von 
Deviſen zu berückſichtigen. Neben den eigentlichen Zahlungsvorgängen unterliegt der 
Aberwachung auch der Verkehr mit Werten wie Gold, Edelmetallen und Wert⸗ 
papieren. Dieſe Werte könnten ſonſt entweder als ſtaatliche Deckungsmittel für 
Währungen wie Gold oder als im zwiſchenſtaatlichen Verkehr beſonders leicht ver- 
wertbare Gegenſtände wie Edelmetalle oder ſchließlich als Träger geldlicher An⸗ 
ſprüche wie Wertpapiere zu Amgehungen der Zahlungsverbote benutzt werden; fie 
müſſen als deviſenwirtſchaftliche Reſerven für die Währungspolitik erfaßt werden. 
Schließlich iſt durch die Zehnte Durchführungsverordnung vom 16. September 1937 
auch der Verkehr mit Grundſtücken und Rechten an Grundſtücken weitergehenden Be⸗ 
ſchränkungen unterworfen worden, weil mit Hilfe dieſer Werte in zunehmendem 
Maße Kapitalflucht getrieben worden iſt. 


a) Die Aberwachung der Zahlungen an das Ausland 


Die Notwendigkeit der Deviſenbewirtſchaftung beruht letzten Endes in der verſchie⸗ 
denen Art und Bewertung der Währungen. Die Verſchiedenheit der Währungen 
iſt eine Folge der Währungshoheit und der Währungsgeſetzgebung der einzelnen 
Staaten. Im Deviſenrecht iſt deshalb für den Begriff des Deviſenausländers nicht 
ſeine Staatsangehörigkeit, ſondern ſein tatſächlicher Aufenthaltsort maßgebend. 
Deviſenrechtlicher Ausländer ift deshalb, wer im Ausland feinen Wohnſitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt oder — bei Unternehmungen — den Ort der Leitung hat. 
Das Deviſengeſetz verbietet nun nicht einfach durch eine umſaſſende Vorſchrift die 
Erfüllung von Geldforderungen ausländiſcher Gläubiger ſchlechthin, ſondern es er- 
klärt eine Reihe von Handlungen, die unmittelbar oder mittelbar im wirtſchaftlichen 
Ergebnis zur Zahlung an einen Ausländer führen, ſür genehmigungsbedürftig. 
Dieſe Technik des Geſetzes, die manchmal das Verſtändnis erſchwert und zu Aber⸗ 
ſchneidungen der einzelnen Tatbeſtände führt, iſt aus der Entwicklung des Devifen- 
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rechts zu erklären: Zunächſt wurden die offenſichtlich auf die Befriedigung von Aus- 
landsgläubigern gerichteten Handlungen dem Genehmigungszwang unterworfen; all- 
mählich wurden dann die Lücken geſchloſſen, die noch mittelbar eine ungeregelte Be⸗ 
friedigung von Auslandsgläubigern zuließen. 


aa) Die Zahlungen an Ausländer nach dem Ausland werden 
durch folgende Maßnahmen geregelt und überwacht. 


1. Die Abgabe von Deviſen durch die Reichsbank oder durch die Deviſenbanken 
gegen Reichsmark iſt von einer Genehmigung abhängig (8 9 Abſ. 1 Dev). Im 
Hinblick auf 8 31 des Bankgeſetzes, der die Reichsbank zur Einlöſung der von ihr 
ausgegebenen Reichsmarknoten in Gold oder Deviſen verpflichtet, erſchien es zweck ⸗ 
mäßig, dieſe Einlöſung von der Genehmigung einer vorgeſchalteten Verwaltungs ⸗ 
behörde, nämlich der Deviſenſtelle als nachgeordneter Dienſtſtelle der Reichsſtelle für 
Deviſenbwirtſchaftung, abhängig zu machen. Arſprünglich gab die Reichsbank bei 
Vorlage jeder Genehmigung, die den Erwerb von Deviſen gegen inländiſche Zah⸗ 
lungsmittel geſtattete, Deviſen ab. Trotzdem die Genehmigungen nur für volkswirt ; 
ſchaftlich gerechtfertigte Zwecke erteilt wurden, führte dieſes Verfahren doch zu 
einem weiteren Zuſammenſchmelzen des Goldbeſtandes der Reichsbank. Im Sommer 
1934 wurde deshalb das Nepartierungsverfahren eingeführt, wonach die Reichsbank 
auf die bei ihr vorgelegten Genehmigungen nur die Deviſen verteilte, die bei ihr 
täglich anfielen. Dieſes Verfahren hatte den Nachteil, daß die Inhaber trotz der 
ihnen erteilten Deviſenerwerbsgenehmigungen nicht mit der Zuteilung der Devifen 
rechnen konnten, da der Deviſenanfall nicht zur vollen Befriedigung aller Zahlungs- 
bedürfniſſe ausreichte. Aufträge für Warenausfuhren konnten deshalb nicht aus⸗ 
geführt werden, weil die zur Herſtellung der Waren notwendigen Rohftoffe mangels 
Deviſenzuteilung nicht eingeführt werden konnten; oder die Ausfuhr fertiger Waren 
ſcheiterte daran, daß der deutſche Ausführer die in Deviſen zu zahlenden, im Kauf- 
preis wieder nach Deutſchland zurückfließenden Frachten, Zölle und ſonſtigen Neben ⸗ 
koſten der Warenausfuhr nicht zahlen konnte. Anderſeits mußte die Reichsbank zu 
ihrer Entlaſtung auf Genehmigungsbeſcheide, die über kleinere Beträge lauteten, die 
Deviſen in voller Höhe zuteilen. Dadurch wurden erhebliche Deviſenbeträge für 
Zwecke verwendet, die keineswegs volkswirtſchaftlich vordringlich waren. Diele 
Abelſtände wurden bei Einführung des ſogenannten „Neuen Plans“ durch das Vor⸗ 
repartierungsverfahren für den Warenverkehr mit Wirkung ab 24. 9. 1934 und für 
den übrigen zwiſchenſtaatlichen Zahlungsverkehr mit Wirkung vom 1. 10. 1934 an 
beſeitigt. Dieſes Verfahren beruht auf dem Grundſatz, eine Genehmigung zum Er. 
werb von Deviſen nur zu erteilen, wenn vorher die erforderlichen Deviſen bereit- 
geſtellt worden find. Die täglich bei der Reichsbank anfallenden Deviſen werden 
danach auf die einzelnen für die Wareneinfuhr zuſtändigen Aberwachungsftellen ver- 
teilt, die ihrerſeits im Rahmen der ihnen zugeteilten Deviſen für die Einfuhr von 
Waren, geordnet nach der Dringlichkeit, Deviſenerwerbsgenehmigungen (Devifen- 
beſcheinigungen) ausſtellen. Nach Befriedigung des Warenverkehrs wird der Reft 
des Deviſenanfalls für die übrigen Zahlungen für Zwecke der Verwaltung, Neben- 
koſten uſw., ebenfalls in der Reihenfolge der Dringlichkeit, verwendet. 


2. Die Verfügung über Deviſen, die einem Inländer auf anderem Wege als auf 
Grund einer Deviſenerwerbsgenehmigung anfallen, bedarf der Genehmigung, wenn 
die Verfügung nicht etwa in der Abertragung der Deviſen auf die Reichsbank oder 
eine Deviſenbank beſteht (8 9 Abſ. 2 Dev). Die Genehmigung wird grundſätzlich 
nicht erteilt, die Deviſen find vielmehr zunächſt an die Reichsbank abzuliefern; für 
den eigenen Bedarf kann der Anbietungspflichtige eine Deviſenerwerbsgenehmigung 
beantragen. Auf dieſe Weiſe wird ſichergeſtellt, daß alle eingehenden Deviſen er- 
faßt werden, und daß die Deviſen auf die einzelnen Anſorderungen hin nach der 
Reihenfolge ihrer Dringlichkeit zugeteilt werden. 
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3. Die Verſendung oder Aberbringung von Zahlungsmitteln vom Inland ins Aus- 
land oder in die badiſchen Zollausſchlußgebiete bedarf der Genehmigung. Soweit 
die Reichsbank ausländiſche Zahlungsmittel auf Grund eine Deviſenerwerbsge ; 
nehmigung abgibt, wird ſtets auch die Verbringung der ausländiſchen Zahlungs ⸗ 
mittel ins Ausland genehmigt. Das Verbot der Ausfuhr inländiſcher Zahlungs- 
mittel, die — abgeſehen von Goldmünzen — nur einen geringeren Stoſfwert als 
Geldwert haben, beruht nicht auf der Erwägung, daß dadurch der deutſchen Volks- 
wirtſchaft Zahlungsmittel entzogen werden; denn die nach dem Ausland geſchmug⸗ 
gelten Zahlungsmittel fließen fehr bald zur Bezahlung deutſcher Forderungen 
wieder ins Inland zurück. Durch dieſen Vorgang wird jedoch in gleicher Höhe ein 
Deviſenanfall verhindert. Wirtſchaftlich ſtellt dies nämlich nichts anderes dar, als 
wenn derjenige, der die inländiſchen Zahlungsmittel nach dem Ausland ſchmuggelt, 
ſtatt deſſen von einem anderen Inländer eine Forderung gegen einen Ausländer er- 
werben, die Forderung einziehen und den eingezogenen Betrag im Ausland ver- 
wenden und ſo ſeine Abſicht, z. B. Kapitalflucht oder die Bezahlung einer Schuld an 
einen Auslandsgläubiger, ausführen würde. Nicht durch das ungenehmigte Hinaus- 
ſchaffen inländiſcher Zahlungsmittel tritt alſo der deviſenwirtſchaftliche Schaden ein, 
ſondern dadurch, daß diefe Zahlungsmittel, die für volkswirtſchaftlich nicht gerecht ⸗ 
fertigte Zwecke ins Ausland gelangt find, letzten Endes von einem ausländiſchen 
Schuldner an Stelle von Deviſen zur Begleichung deutſcher Forderungen verwendet 
werden. Da trotz des Ausfuhrverbots zahlreiche inländiſche Zahlungsmittel auf 
ungeſetzlichem Wege ins Ausland gelangten und zur Bezahlung deutſcher Forde 
rungen, die gegenüber dem Ausland entſtanden waren, verwendet wurden, mußte 
das Ausſuhrverbot durch Einfuhrverbote ergänzt werden. Das Einfuhrverbot für 
Reichsmarknoten iſt in der Dritten Durchführungsverordnung vom 1. 12. 1935, das 
für inländiſche Scheidemünzen in der Fünften Durchführungsverordnung vom 25. 5. 
1936 enthalten. 


bb) Zahlungen im Inland zugunſten von Ausländern 


Das Verbot der Verſendung von Zahlungsmitteln nach dem Ausland wird ergänzt 
durch die Beſtimmung des 8 11 Dev, wonach ein Inländer inländiſche Zahlungsmittel 
einem Ausländer im Inland nur mit Genehmigung aushändigen darf. Denn mit 
dieſen Zahlungsmitteln würde der Ausländer, wenn er ſie nicht gar verbotswidrig 
ins Ausland ſchaffen würde, Zahlungen im Inland leiſten, für die er ſich ſonſt durch 
Amwechſlung ausländiſcher Zahlungsmittel in Reichsmark die erforderlichen Beträge 
beſchaffen müßte. Ferner liegt es deviſenwirtſchaftlich nicht anders, wenn ein In- 
länder, der einem Ausländer eine Zahlung ſchuldet, den geſchuldeten Betrag einem 
anderen Inländer gibt, der ſeinerſeits eine Forderung gegen denſelben oder einen 
anderen Ausländer hat und im zweiten Fall der ausländiſche Schuldner dem aus- 
ländiſchen Gläubiger den entſprechenden Betrag im Ausland erſtattet. Auch in dieſen 
Fällen kann auf die Bezahlung der Forderung gegen den Ausländer in Deviſen nicht 
verzichtet werden. Im § 11 Abſ. 1 Devd ift dieſer Gedanke verallgemeinert, indem die 
Aushändigung inländiſcher Zahlungsmittel durch einen Inländer an einen anderen 
Inländer im Inland zugunſten eines Ausländers für genehmigungsbedürftig erklärt 
wird. Durch dieſe allgemeine Faſſung wird zugleich erreicht, daß nicht nur die Zah- 
lung zwiſchen Inländern zum Zweck der Tilgung einer Auslandsforderung des 
Zahlungsempfängers, ſondern auch zum Zweck der Begründung des Anſpruchs eines 
Ausländers gegen den Zahlungsempfänger ohne Genehmigung unzuläſſig iſt. Des. 
halb iſt es z. B. nach § 11 Abſ. 1 Dev genehmigungsbedürftig, wenn ein Inländer 
Zahlungen an ein inländiſches Kreditinſtitut zur Gutſchrift auf dem Konto eines 
Ausländers leiſtet; denn aus dieſer Zahlung erwirbt der Ausländer einen Anſpruch 
gegen das Kreditinſtitut, die Zahlung erfolgt alſo „zu feinen Gunſten“. 

Was für die körperliche Aushändigung inländiſcher Zahlungsmittel zwiſchen In- 
ländern gejagt worden iſt, gilt ebenſo für die Form der Zahlung zwiſchen Inländern 
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durch Anweiſung, Aberweiſung oder Abtretung einer Forderung gegen einen dritten 
Inländer. In dieſen Fällen verfügt der anweiſende, überweiſende oder abtretende 
Inländer über eine Forderung in inländiſcher Währung. Geſchieht dies, um eine 
Verpflichtung eines Ausländers gegenüber dem Anweiſungs⸗, Aberweiſungs⸗ oder 
Abtretungsempfänger zu tilgen oder einen Anſpruch eines Ausländers gegen dieſen 
zu begründen, fo liegt wiederum eine Zahlung zwiſchen Inländern zugunſten eines 
Ausländers vor. 8 11 Abſ. 2 Dev 5 faßt alle dieſe Vorgänge in der Beſtimmung 
zuſammen, daß nur mit Genehmigung über Forderungen, die auf Reichsmark oder 
Goldmark lauten, zugunſten eines Ausländers verfügt werden darf. 


Die Vorſchrift des 8 11 Der ift eine der bedeutungsvollſten des Deviſenrechts über ⸗ 
haupt geworden. Sie bietet einmal die Möglichkeit, private Verrechnungen zwiſchen 
Inländern und Ausländern, bei denen oft auf Deviſenanfälle zur Leiſtung vollswirt- 
ſchaftlich weniger wichtiger Zahlungen an Ausländer verzichtet werden würde, zu ver- 
hindern. Weiter bietet 8 11 Dev die Grundlage für die Genehmigungen, die 
wegen der im Laufe der Deviſenbewirtſchaftung immer zahlreicher gewordenen Ver⸗ 
rechnungsabkommen mit anderen Ländern zur Zahlung in Reichsmark im Verrech · 
nungswege an die Deutſche Verrechnungskaſſe berechtigen. Dasſelbe gilt für Zah- 
lungen von Vermöͤgenserträgniſſen und regelmäßigen Tilgungen inländiſcher 
Schuldner an die Konverſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden zugunſten aus : 
ländiiher Gläubiger auf Grund des Geſetzes über Zahlungsverbindlichkeiten gegen- 
über dem Ausland vom 9. 6. 1933. 


Soweit ein Inländer Zahlungen an ein inländiſches Kreditinſtitut zugunſten eines 
Ausländers leiſtet, wird 8 11 durch $ 12 Dev ergänzt. Danach darf ein inländiſches 
Kreditinſtitut Neichsmarkbeträge, die aus Bareinzahlungen, Aberweiſungen oder 
ſonſtigen Vergütungen eines Inländers ſtammen, nur gutſchreiben, wenn für die 
Zahlung die erforderliche Genehmigung vorliegt. Dieſe Vorſchrift iſt deshalb von 
beſonderer Bedeutung, weil ſie das Kreditinſtitut verpflichtet, die Gutſchriſt nur in 
der in dem Genehmigungsbeſcheid vorgeſchriebenen Weiſe, d. h. meiſtens auf Sperr- 
konto vorzunehmen. Die Schaffung der deviſenrechtlichen Sperrkonten war eine 
dringende Notwendigkeit. Denn wenn einem inländiſchen Schuldner für die Er⸗ 
füllung einer volkswirtſchaftlich weniger vordringlichen Auslandsverpflichtung keine 
Deviſen zur Verfügung geſtellt werden können, ſo darf er deshalb noch nicht von 
feiner Verpflichtung frei werden, ſondern er muß auf ein Inlandskonto feines aus- 
ländiſchen Gläubigers zahlen, über das dieſer allerdings nur zu beſtimmten Inlands⸗ 
zahlungen, wie z. B. zu langfriſtigen Kapitalanlagen, zu Inlandsreiſen, Zuwendungen 
an Inländer und zur Bezahlung von Steuern und Verwaltungskoſten für fein inlän- 
diſches Vermögen verfügen darf. Durch die Einrichtung deviſenrechtlicher Sperrgut⸗ 
haben wird nicht nur verhindert, daß der ausländiſche Kontoinhaber das Reichsmark. 
guthaben zu Zahlungen an deutſche Gläubiger verwendet, die er ſonſt in Deviſen 
leiſten muß; es wird auch verhindert, daß durch das Maſſenangebot von Reichsmark. 
guthaben im Ausland der Kurs der Reichsmark finkt. Es iſt jedoch möglich, daß einem 
Inländer für volkswirtſchaftlich gerechtfertigte Zahlungen an das Ausland Deviſen 
zugeteilt werden würden, daß der ausländiſche Gläubiger jedoch die Zahlung in frei 
verwertbarer Reichsmark vorzieht. In derartigen Fällen wird die Zahlung auf ein 
freies Reichsmarkguthaben genehmigt, über das der Kontoinhaber zu allen Zahlungen 
im Inland für eigene und fremde Rechnung verfügen und das er mit Genehmigung, 
die ſtets erteilt wird, auch zum Kauf ausländiſcher Zahlungsmittel bei der Reichs · 
bank oder einer Deviſenbank verwenden kann. Durch Angebot und Nachfrage in der⸗ 
artigen freien RNeichsmarkguthaben im Ausland wird der amtliche Kurs der Reichs 
mark beſtimmt, der ſich infolge der Deviſenbewirtſchaftung in Höhe der Münzparität 


halten konnte. 
Band III Beitrag 54 
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cc) Sperre von Forderungen und Guthaben ausländiſcher 
Gläubiger 


Die dritte Maßnahme der Kontrolle des Zahlungsverkehrs mit dem Ausland iſt die 
Beſchränkung in der Verfügung über beſtimmte näher gekennzeichnete Forderungen. 
Die wichtigſte Verfügung über Forderungen von Ausländern, die Einziehung und 
Erfüllung, iſt ſchon nach dem zu aa und bb Geſagten genehmigungsbedürftig. Die 
Beſtimmungen, welche die Verfügung über beſtimmte Forderungen ohne Genehmi- 
gungen verbieten, haben aber auch ſelbſtändige praktiſche Bedeutung. So verhindern 
ſie z. B., daß ein Ausländer eine Forderung gegen einen Inländer an einen anderen 
Inländer abtritt, um dieſen wegen einer Forderung zu befriedigen. Dieſer Gruppe 
deviſenrechtlicher Beſchränkung unterliegen folgende Forderungen: 


1. Forderungen in ausländiſcher Währung nach § 9 Abf. 2 Dev. Dieſe Beſtim⸗ 
mung verbietet alſo die ungenehmigte Verfügung über Fremdwährungsforderun⸗ 
gen nicht nur von Inländern gegen Ausländer, ſondern auch umgekehrt von Aus- 
nn gegen Inländer ſowie über Fremdwährungsforderungen zwiſchen In- 

ern. 

2. Forderungen in inländiſcher Währung, die zugunſten eines Ausländers vor dem 
16. 7. 1931 oder zugunſten eines Auswanderers vor feiner Auswanderung ent- 
ſtanden find; 8 15 Dev. 

3. Forderungen in inländiſcher Währung gegen ein inländiſches Kreditinſtitut, die 
zugunſten eines Ausländers durch die Einreichung inländiſcher Zahlungsmittel 
ſeitens eines Ausländers im Inland oder durch Einſendung von Reichsmarknoten 
oder inländiſchen Scheidemünzen aus dem Ausland entſtanden find; § 16 Dev. 

4. Forderungen in inländiſcher Währung, die zugunſten eines Ausländers durch die 
Veräußerung von inländiſchen Vermögensanlagen, insbeſondere von Grundſtücken 
oder von Nachlaßgegenſtänden entſtanden find; 8 17 Dev. 

5. Forderungen in inländiſcher Währung, die zugunſten eines Ausländers nach dem 
3. 8. 1931 entſtanden find, wenn fich die Devifenſtelle oder die Reichsbank bei der 
Entſtehung der Forderung die Genehmigung zur Verfügung vorbehalten hat; 
8 18 Der. 

6. Forderungen eines Ausländers, die durch § 1 des Geſetzes über Zahlungsverbind⸗ 
lichkeiten gegenüber dem Ausland vom 9. 6. 1933 betroffen werden; $ 19 Dev. 

7. Forderungen in inländiſcher Währung, die zugunſten eines Ausländers durch die 
Veräußerung von Wertpapieren oder dadurch entſtanden ſind, daß Wertpapiere 
rückzahlbar geworden find. Reichs ſchuldbuchforderungen ſtehen Wertpapieren im 
Sinne dieſer Vorſchrift gleich; 8 20 Der. 

8. Guthaben bei der Konverſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden; § 23 Dev. 


dd) Verbot der Kreditgewährung an Ausländer 

Schließlich mußte noch die Kreditgewährung an Ausländer der deviſenwirtſchaftlichen 
Aberwachung unterſtellt werden, $ 14 DevG; das leuchtet ohne weiteres ein, ſoweit 
Ausländern Darlehn gegeben werden ſollen. Aber auch die Gewährung von Waren- 
krediten oder die in der Stundung von Forderungen gegen Ausländer liegende Kredit. 
gewährung ſteht im Widerſpruch zu der Notwendigkeit, Forderungen gegenüber dem 
Ausland ſobald wie möglich der deviſenwirtſchaftlichen Bewertung zuzuführen. 
Durch Ausnahmebeſtimmungen iſt dafür Sorge getragen, daß die im kaufmänniſchen 
Verkehr üblichen Zahlungsfriſten eingeräumt werden können. Der Kreditgewährung 
gleichgeſtellt ſind die Beſtellung von Sicherheiten für ausländiſche Gläubiger und 
gewiſſe Prämiengeſchäfte in Waren und Wertpapieren. 


b) Die Aber wachung des Verkehrs mit Gold und Edelmetallen 


Das Gold iſt für die Deviſenbewirtſchaftung als Deckungsmittel der Reichsmark⸗ 
währung von beſonderer Bedeutung. $ 10 Dev verbietet deshalb den Erwerb von 
Gold und die Verſügung über Gold ohne Rückſicht darauf, ob das Rechtsgeſchäft 
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zwiſchen Inländern und Ausländern oder auch nur zwiſchen Inländern abgeſchloſſen 
wird. Soll das Gold im Inland einem Ausländer oder zugunſten eines ſolchen einem 
Inländer ausgehändigt oder vom Inland in das Zollausland ausgeführt werden, ſo 
iſt hierzu außerdem noch eine Genehmigung nach $ 11 oder 8 13 Der erforderlich. 
Als Gold im Sinne dieſer Vorſchriften gelten nach S 6 Abſ. 4 Der außer Kurs 
geſetzte Goldmünzen, Feingold und legiertes Gold, roh oder als Halbfabrikat, nicht 
dagegen Altgold, Bruchgold und Fertigwaren. Die vor dem Kriege ausgegebenen 
Zehn- und Zwanzigmarkſtücke find nach 8 2 des Münzgeſetzes noch jetzt geſetzliche 
Zahlungsmittel. Sie unterliegen daher grundſätzlich nicht den Beſchränkungen für 
Gold, ſondern denen für inländiſche Zahlungsmittel; eine Ausnahme von dieſem 
Grundſatz beſteht inſofern, als ein Inländer kursfähige deutſche Goldmünzen, die er 
neu erwirbt, der Reichsbank anbieten muß. Edelmetalle, zu denen nach 8 6 Abſ. 5 
Dev Silber, Platin und Platinmetalle in den im Handel üblichen Formen ge⸗ 
rechnet werden, eignen ſich wegen ihres Tauſchwertes beſonders zu Amgehungen der 
deviſenrechtlichen Vorſchriften. Sie dürfen deshalb nach §8 13 Dev nur mit Ge⸗ 
nehmigung in das Zollausland ausgeführt werden. Die gleiche Ausfuhrbeſchränkung 
gilt für ganz oder teilweiſe aus Gold oder Edelmetallen hergeſtellte Halb. und 
Fertigwaren, die üblicherweiſe nicht aus dieſen Metallen hergeſtellt werden. 


c) Die Aber wachung des Verkehrs mit Wertpapieren 
Wertpapiere im Sinne des Deviſenrechts find grundſätzlich ebenſo wie nach allge- 
meinen Rechtsgrundſätzen Arkunden, die Rechte in der Weiſe verbriefen, daß ihre 
Ausübung an den Beſitz der Arkunde gebunden iſt. Ausgenommen ſind jedoch ſolche 
Arkunden, die unter den deviſenrechtlichen Zahlungsmittelbegriff fallen, ferner die 
Urkunden des §S 363 BGB und Hypotheken- und Grundſchuldbriefe. Aus dieſen Aus- 
nahmen ergibt ſich, daß vom Deviſenrecht ſolche Wertpapiere erfaßt werden, die ihrer 
Art nach für den Börſenhandel geeignet und Träger geldlicher Anſprüche ſind, wie 
insbeſondere Aktien, Obligationen, Zins- und Gewinnanteilſcheine. Gerade dieſe 
Gruppe von Wertpapieren aber mußte deviſenwirtſchaftlich vollſtändig erfaßt werden, 
wenn nicht für Amgehungen der deviſenrechtlichen Verbote Tür und Tor geöffnet ſein 
ſollte. Ohne Genehmigung verboten iſt deshalb: 


aa) die Ausfuhr von Wertpapieren aller Art (8 13 Dev), 


bb) der entgeltliche Erwerb ausländiſcher Wertpapiere, die nicht an einer deutſchen 
Börſe zum Handel zugelaſſen und auch nicht in den geregelten Freiverkehr ein- 
bezogen find, ſowie die Verfügung über derartige Wertpapiere (8 21 
Abſ. 1 Der G), 

cc) der entgeltliche Erwerb ausländiſcher Wertpapiere, die an einer deutſchen 
Börſe zum Handel zugelaſſen oder in den geregelten Freiverkehr einbezogen 
find, ſowie die Verfügung über derartige Wertpapiere (8 21 Abſ. 2 Dev, 
Achte Durchführungs verordnung), 

dd) der entgeltliche Erwerb deutſcher Auslandsbonds und deutſcher Auslandsmark. 
pfandbriefe ($ 22 Dev), 

ee) der entgeltliche Erwerb von unverzinslichen Schuldſcheinen und verzinslichen 
Schuldverſchreibungen der Konverſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden 
(S 23 Dev), 

ff) der entgeltliche Erwerb von Wertpapieren durch einen Inländer, der nicht 
Deviſenbank iſt, von einem Ausländer, ſowie die Veräußerung von Wert- 
papieren für Rechnung eines Ausländers im Inland (8 25 Abſ. 1 Der), 

gg) die Beſtellung eines Pfandrechts oder des Sicherungseigentums an Wert- 
papieren durch einen Ausländer zugunſten eines Inländers (§ 25 Abſ. 2 Der), 

hh) die Inzahlungnahme von Wertpapieren durch einen Inländer von einem Aus- 
länder (§ 25 Abſ. 4 Dev), 

ii) die Einlegung von Wertpapieren in das Depot eines Ausländers durch einen 
Inländer (8 26 Abſ. 1 Der), " 
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kk) die Aushändigung oder Amlegung von Wertpapieren aus dem Depot eines 
Inländers oder Auswanderers im Ausland ($ 26 Abſ. 2 Der), 

Il) die Aushändigung oder Amlegung von Wertpapieren aus dem Depot eines 
Ausländers oder aus dem Ausland eingehender Wertpapiere im Inland an 
Inländer (§ 26 Abſ. 3 Dev), 

mm) die Aberwachung des Wertpapierverkehrs erfolgt mit Hilfe der Nummern- 
kontrolle (8 27 Dev). 


Für beſtimmte ausländiſche Wertpapiere iſt außerdem durch die Siebente Durch— 
führungsverordnung vom 19. 11. 1936 der Zwang zur Einlegung in das Depot bei 
einer Deviſenbank eingeführt worden. In dieſem Zuſammenhang iſt ſchließlich noch 
zu erwähnen, daß auch der entgeltliche Erwerb von nicht in Wertpapieren ver— 
körperten Anteilsrechten an ausländiſchen Geſellſchaften und Körperſchaften und die 
Verfügung über Anteilsrechte an Geſellſchaften und Körperſchaften zugunſten von 
Ausländern der Genehmigung bedarf ($ 24 Dev). 


d) Die Freigrenze 

Zur Entlaſtung der Deviſenbehörden und zur Erleichterung des Verkehrs werden an 
ſich genehmigungsbedürftige Zahlungen, die aber wegen ihres geringen Amfangs 
deviſenwirtſchaftlich bedeutungslos find, durch S 28 Dev in beſtimmten Fällen und 
im Rahmen der Freigrenze vom Genehmigungszwang freigeſtellt. Die Herabſetzung 
der Freigrenze von urſprünglich 3000 RM auf 1000 RM, dann 200 RM, 50 RM 
und ſchließlich 10 RM zeigt beſonders deutlich die Verſchärſung der Deviſenlage. 
Wichtig iſt, daß die Freigrenze für beſtimmte Handlungen nicht gilt, ſo nicht für alle 
Verfügungen über Sperrſorderungen und Sperrguthaben ausländiſcher Gläubiger, 
für den Handel mit Gold, für die Ausfuhr von Reichsmarknoten und Goldmünzen, 
für Leiſtungen der Verſicherungsnehmer aus Verſicherungsverträgen in fremder 
Währung, für die Bezahlung von Waren, für Anterſtützungszahlungen an Ausländer, 
ſoweit es ſich nicht um Verwandte in gerader Linie, Geſchwiſter und Ehegatten 
handelt, zur Bezahlung von im Ausland hinterlaſſenen Reiſeſchulden, zur Voraus- 
bezahlung eines ausländiſchen Reiſeaufenthalts und ſchließlich für den Wertpapier 
verkehr. Auch die Ausnutzung der Freigrenze anderer Perſonen iſt nicht ſtatthaft, 
da jeder ſeine Freigrenze nur mit eigenen Mitteln in Anſpruch nehmen darf. 


2. Die Erfafjung der deviſenwirtſchaftlich bedeutſamen Werte 


Die Zuteilung der anfallenden Deviſen auf die volkswirtſchaftlich vordringlichſten 
Anforderungen ſetzt die Erfaſſung der Deviſen in einer Hand voraus. Dieſem Zweck 
dienen das Deviſenhandelsmonopol der Reichsbank und der Zwang zur Ablieferung 
der anfallenden Deviſen an die Reichsbank. 


a) Das Deviſenhandelsmonopol der Reichsbank und 
der Deviſen banken (Bankzwang) 


Nach 8 29 Abſ. 1 Dev dürfen ausländiſche Zahlungsmittel und Forderungen in aus- 
ländiſcher Währung gegen inländiſche Zahlungsmittel nur von der Reichsbank oder 
durch ihre Vermittlung erworben und nur an die Reichsbank oder durch ihre Ver- 
mittlung veräußert werden. Die Reichsbank hat aber von der ihr verliehenen Er— 
mächtigung, anderen Kreditinſtituten den Handel mit Deviſen zu geſtatten, durch 
Bekanntmachung vom 31. 10. 1936 (Deutſcher Reichsanzeiger Nr. 255), geändert durch 
Bekanntmachung vom 30. 6. 1937 (Deutſcher Reichsanzeiger Nr. 147) Gebrauch ge— 
macht. Danach bedürfen Kreditinſtitute zum Deviſenhandel einer beſonderen Devifen- 
handelsermächtigung, die ſie berechtigt, als Kommiſſionäre der Reichsbank Deviſen 
anzukaufen oder zu verkaufen. Derartige Kreditinſtitute werden als Deviſenbanken 
bezeichnet. Sie genießen neben dem erwähnten beſchränkten Deviſenhandelsrecht auch 
ſonſt im Rahmen der Deviſenbewirtſchaftung eine Vorzugsſtellung. Die Reichsbank 
kann die Deviſenbanleigenſchaft allgemein oder einzelnen Kreditinſtituten entziehen. 
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Sie macht von dieſer Befugnis regelmäßig bei Deviſenzuwiderhandlungen und Miß; 
brauch der Vorzugsſtellung als Deviſenbank Gebrauch. 


b) Die Devifenablieferung 


1. Das Deviſenhandelsmonopol der Reichsbank und der Deviſenbanken verhindert 
wohl den Deviſenhandel anderer Perſonen, beſonders der Deviſenmakler; es be- 
gründet aber keine Verpflichtung zum Verkauf anfallender Deviſen. Die Grundlage 
hierfür bietet vielmehr eine Ermächtigung, die jetzt im 8 35 Dev enthalten iſt und 
auf Grund deren die Reichsregierung anordnen kann, daß beſtimmte Waren ange⸗ 
meldet oder der Reichsbank zu deren Geſchäftsbedingungen angeboten und auf Ver⸗ 
langen verkauft und übertragen werden. Dieſe Ermächtigung erſtreckt ſich nicht nur 
auf Deviſen im eigentlichen Sinne, ſondern auch auf andere Werte. Die Reichs- 
regierung hat von dieſer Ermächtigung durch vier Aufrufe zur einmaligen Devifen- 
ablieferung und durch Artikel J und II der Durchführungsverordnung vom 4. 2. 1935 
ſowie durch die Einführung der Anzeigepflicht für ausländiſche Wertpapiere durch 
die Zehnte Durchſührungsverordnung vom 16. 9. 1937 Gebrauch gemacht. 


Während die Durchſührungsverordnung die fortdauernde Verpflichtung zur An⸗ 
bietung beſtimmter Werte begründet, bezweckten die Deviſenaufrufe vor allem die 
Erfaſſung der Werte, die durch Kapitalflucht ins Ausland verbracht worden waren. 
Anbietungspflichtig find im einzelnen aufgeführte inländiſche natürliche und juri⸗ 
ſtiſche Perſonen, die Geſellſchaften des Handelsrechts und einige andere, näher 
beſtimmte Pflichtige. Der Anbietungspflicht auf Grund des erſten Deviſenaufrufs 
unterlagen ausländiſche Zahlungsmittel und Forderungen in ausländiſcher Währung 
und ausländiſche, nach dem 12. 7. 1931 gegen Deviſen erworbene Wertpapiere, 
ſoweit fie einem Pflichtigen am 22. 7. 1931 zugeſtanden haben und insgeſamt den 
Gegenwert von 20 000 RM erreichten oder überſtiegen. Der zweite Aufruf ſetzte 
den Freibetrag auf 1000 RM herab, erfaßte aber neben den Werten des erſten Auf- 
rufs auch Gold, und nach dem 12. 7. 1931 in irgendeiner Weiſe erworbene, an einer 
deutſchen Börſe zum Handel nicht zugelaſſene ausländiſche Wertpapiere, ſoweit alle 
dieſe Werte dem Pflichtigen am 29. 8. 1931 zugeſtanden haben. Der dritte Aufruf 
erfaßte neben den genannten Werten auch nach dem 12. 7. 1931 erworbene deutſche 
Auslandsbonds, ſoweit die Werte einem Pflichtigen am 2. 10. 1931 zuſtanden und 
den Wert von 200 RM überftiegen. Der vierte Aufruf verpflichtete zur Anmeldung 
von Forderungen in inländiſcher Währung gegen Ausländer und Saarländer. Da 
der begründete Verdacht beſtand, daß viele Inländer den Deviſenaufrufen nicht Folge 
geleiſtet und auch die laufende Anbietungspflicht nicht erfüllt hatten, wurde ihnen 
durch das Geſetz gegen Verrat der Deutſchen Volkswirtſchaft vom 12. 6. 1933 die 
Gelegenheit gegeben, durch die Anzeige von Deviſen, die am 1. 6. 1933 einen Wert 
von mehr als 200 RM hatten, Straffreiheit zu erlangen. Die Anzeigefriſt, die zu⸗ 
nächſt bis zum 31. 8. 1933 beſtimmt war, wurde bis zum 31. 10. 1933 verlängert und 
ſchließlich durch das Steueranpaſſungsgeſetz vom 16. 10. 1934 noch einmal bis zum 
31. 12. 1934 neu feſtgeſetzt. Durch das Volksverratgeſetz find etwas über 100 Mil- 
lionen RM in Gold und Deviſen erfaßt worden, wie dies auch in dem Anſteigen 
des Gold. und Deviſenbeſtandes der Reichsbank von 274 Millionen RM am 30. 6. 
1933 auf 395 Millionen RM am 30.12.1933 zum Ausdruck kommt. Das im An⸗ 
ſchluß an das Geſetz gegen Wirtſchaftsſabotage vom 1. 12. 1936 ergangene Geſetz zur 
Gewährung von Straffreiheit bei Deviſenzuwiderhandlungen vom 15. 12. 1936 nebſt 
den dazu ergangenen drei Durchführungsverordnungen vom 16. 12., 29. 12. 1936 und 
14. 1. 1937 ermöglichte demjenigen, der den deviſenrechtlichen Beſtimmungen zuwider 
noch der Anbietungspflicht unterliegende Werte beſaß, die Anbietung nachzuholen 
und ſich dadurch Straffreiheit zu verſchaffen. 


2. Die fortlaufende Anbietungspflicht erfaßt beſtimmte Werte, die Inländer, 
inländiſche juriſtiſche Perſonen, Anternehmungen und Perſonenvereinigungen anders 
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als auf Grund einer deviſenrechtlichen Genehmigung erwerben oder Werte, über die 
Einwanderer im Zeitpunkt der Einwanderung verfügen können. Beide Gruppen der 
Anbietungspflichtigen haben ausländiſche Zahlungsmittel, Forderungen in aus- 
ländiſcher Währung oder in inländiſcher Währung gegen Ausländer einſchließlich 
dafür gegebener Wechſel und Schecks, Gold und fällige Zins. oder Gewinnanteil⸗ 
ſcheine und rückzahlbar gewordene Stücke aller ausländiſchen Wertpapiere und 
deutſche Auslandsbonds anzubieten. Die erſte Gruppe der Anbietungspflichtigen 
(Inländer) hat außerdem ausländiſche Wertpapiere, die an einer deutſchen Börſe 
nicht zum Handel zugelaſſen find, deutſche Auslandsbonds ſowie alle ſonſtigen, unent- 
geltlich von einem Ausländer erworbenen Wertpapiere anzubieten. Einwanderer 
unterliegen dagegen der Anbietungspflicht nur mit ſolchen ausländiſchen, an einer 
deutſchen Börſe zum Handel nicht zugelaſſenen ausländiſchen Wertpapieren und 
deutſchen Auslandsbonds, die ſie nach dem 12. 7. 1931 erworben haben, ſowie mit 
allen übrigen Wertpapieren, die fie nach dem 31. 12. 1933 erworben haben. Für Ein- 
wanderer beſteht aber die Anbietungspflicht außerdem noch für Sperrguthaben und 
Sperrforderungen, die ſie nach dem 31. 12. 1933 erworben haben. Soweit Inländer 
anbietungspflichtige Forderungen gegen Ausländer durch die Ausfuhr von Waren 
erwerben, genügen ſie der Anbietungspflicht durch eine Exportvalutaerklärung, die 
grundſätzlich bei jeder Warenausfuhr gegenüber der Reichsbank abzugeben iſt. 


3. Währungspolizeiliche Maßnahmen 

Die Sicherung der Währung wird unterftüßt durch einige Beſtimmungen, die haupt ; 
ſächlich ſpekulative Angriffe auf die Währung oder eine Anterbewertung der Reichs. 
mark verhindern ſollen und die man deshalb als währungspolizeiliche Maßnahmen 
bezeichnen kann. 


a) Das Verbot der Deviſentermingeſchäfte 


Termingeſchäfte, bei denen ausländiſche Zahlungsmittel oder Forderungen in aus- 
ländiſcher Währung gegen inländiſche Zahlungsmittel gekauft, die Leiſtungen beider 
Vertragsteile aber erft in einem beſtimmten ſpäteren Zeitpunkt erfüllt werden, find 
nach S 30 Der verboten, es ſei denn, daß fie durch Vermittlung der Reichsbank 
oder der von ihr hierfür beſtimmten „Stelle für Deviſentermingeſchäfte bei der 
Reichsbank“ oder mit Genehmigung der Deviſenſtelle mit der Reichsbank oder einer 
Deviſenbank abgeſchloſſen werden. Termingeſchäfte über Gold oder Edelmetalle 
gegen inländiſche Zahlungsmittel ſind ausnahmslos verboten. Aſancetermingeſchäfte, 
Swapgeſchäfte und Kaſſa-Aſancegeſchäfte find, da bei ihnen ſtets über Deviſen ver- 
fügt wird, nach § 9 Abſ. 2 Dev genehmigungspflichtig. 


b) Die Beſtimmung eines Höchſtkurſes (Einheitskurszwang) 


Nach § 31 Der dürfen Deviſen, die an der Berliner Börſe amtlich notiert werden, 
gegen inländiſche Zahlungsmittel zu keinem höheren als dem letztbekannten, amtlich 
an der Berliner Börſe notierten Briefkurs gehandelt werden. Eine beſondere 
Notierung für Geldſorten gilt nur für dieſe. Für amtlich an der Berliner Börſe 
nicht notierte Deviſen wird der Höchſtkurs nach 8 32 Dev entweder von einem 
Ausſchuß der Berliner Bedingungsgemeinſchaft für den Wertpapierverkehr beſtimmt, 
aus dem letztbekannten ausländiſchen und dem Berliner Briefkurs errechnet oder 
von der Reichsbank feſtgeſetzt. 


c) Die Veröffentlichung von Deviſenkurſen 


Als inländiſche Deviſenkurſe dürfen nach 8 33 Dev nur die amtlichen Notierungen 
der Berliner Börſe oder ihnen nach & 32 Dev gleichgeſtellte Kurſe veröffentlicht 
werden. 
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4. Bürgerlich rechtliche und ftrafrechtliche Folgen 
a) Bürgerlich rechtliche Folgen 

Die deviſenrechtlichen Verbote find zum Schutze des Staates und der Volkswirtſchaft 
erlaſſen. Aus dem Grundſatz des 8 134 BGB, wonach ein Rechtsgeſchäft, das gegen 
ein geſetzliches Verbot verſtößt, grundſätzlich nichtig iſt, würde deshalb folgen, daß 
deviſenrechtlich genehmigungsbedürftige, aber nicht genehmigte Rechtsgeſchäfte 
nichtig find. Dieſe Folgerung wird durch 8 38 Dev in mehrfacher Hinfiht abge 
ſchwächt. Einmal werden der ungenehmigte Erwerb von Deviſen gegen Reichsmark 
und der Erwerb von einer anderen Stelle als der Reichsbank oder einer Deviſenbank 
ſowie Erwerb von Gold und Verfügung über Gold ohne Genehmigung nicht in die 
Nichtigkeitsvorſchrift des 8 38 Dev einbezogen. Weiter wird die Nichtigkeit eines 
Geſchäfts durch die nachträgliche Genehmigung beſeitigt. Schließlich kann die Nichtig⸗ 
keit nicht gegenüber einem Ausländer, der die Nichtigkeit des Geſchäfts bei Abſchluß 
nicht kannte, oder gegenüber einem Inländer, der den die Nichtigkeit begründenden 
Sachverhalt bei Geſchäftsabſchluß nicht kannte, geltend gemacht werden. Dieſe Aus- 
nahmen vom Grundſatz der Nichtigkeit waren erforderlich, um einer infolge der 
Nichtigkeit zahlreicher Geſchäfte des täglichen Lebens, namentlich ſolcher mit dem 
Ausland, zu weit um ſich greifenden Rechtsunſicherheit vorzubeugen. Dem Weſen 
der deviſenrechtlichen Vorſchriften als öffentlich- rechtlicher Verbote entſpricht es 
ſchließlich auch, daß die Verurteilung eines Schuldners zu einer genehmigungs- 
bedürftigen Leiſtung oder die Beitreibung einer ſolchen Leiſtung oder ſchließlich die 
Vollſtreckung in Vermögenswerte, die deviſenrechtlichen Erwerbs oder Verfügungs⸗ 
beſchränkungen unterliegen, vor Beibringung der Genehmigung nicht erfolgen darf 
(SS 39 bis 41, 7 Abſ. 1 Der G). 


b) Strafrechtliche Folgen 

Der volkswirtſchaftlichen Bedeutung der deviſenrechtlichen Vorſchriften entſprechen 
die ſchweren Strafdrohungen für Deviſenzuwiderhandlungen, die hier nur kurz 
erwähnt werden können. Deviſenvergehen werden grundſätzlich nach S 42 Dev mit 
Gefängnis bis zu 5 Jahren, in beſonders ſchweren Fällen mit Zuchthaus bis zu 
10 Jahren, daneben mit Geldſtrafe bis zum Zehnfachen des Wertes der Gegenſtände, 
auf die ſich die Zuwiderhandlung bezieht, beſtraft. Außerdem iſt die Einziehung 
dieſer Gegenſtände und der durch die Straftat gewonnenen Werte oder die Erſatz⸗ 
einziehung des entſprechenden Geldbetrages ſowie zur Sicherung einer Geldſtrafe 
oder der Einziehung die Beſchlagnahme des Vermögens des Beſchuldigten nach 
8 45 Dev zuläſſig. Fahrläſſige Deviſenzuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe 
bedroht, neben die die Nebenſtrafen des S 45 Dev treten können. Lediglich mit 
Geldſtrafe werden nach 8 43 Dev nur einige mehr formale Vergehen beſtraft. 
Schließlich kann nach §S 47 Dev gegen die Inhaber oder Leiter eines Anternehmens, 
die durch die Vernachläſſigung ihrer Sorgfaltspflicht eine Deviſenzuwiderhandlung 
in ihrem Betrieb ermöglicht haben, neben der Verfolgung der Tat im gerichtlichen 
Strafverfahren eine Ordnungsſtrafe bis zu 300 000 RM durch das Reichswirt. 
ſchaftsgericht verhängt werden. 


Il. Warenverkehr 


A. Entwicklung der Devlſenbewirtſchaftung für die Wareneinfuhr 


Die Einführung einer Deviſenbewirtſchaftung, alſo eine Beſchränkung der Ver⸗ 
fügungsmöglichkeit über ausländiſche Zahlungsmittel, mußte ſich in fühlbarem Maße 
auf den zwiſchenſtaatlichen Warenverkehr auswirken. Es iſt eine der weſentlichſten 
Aufgaben der Deviſenbewirtſchaftung, die Bezahlung derjenigen ausländiſchen Waren 
zu ſichern, die zum Verbrauch im eigenen Lande eingeführt werden müſſen. Für 
Deutſchland als eines der führenden Induſtrievölker der Erde iſt die Einfuhr aus⸗ 
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ländiſcher Waren zur Aufrechterhaltung des Lebensſtandards ſeiner Bevölkerung 
unumgänglich notwendig. Dabei ſind zwei Gruppen von Waren zu unterſcheiden: 


a) Waren, die in Deutſchland dringend benötigt werden, d. h. in erſter Linie Roh- 
ſtoffe zur Weiterverarbeitung (unedle Metalle, Wolle, Baumwolle, Kautſchuk 
u. a.), die in Deutſchland ſelbſt nicht vorhanden find oder nicht in ausreichender 
Menge gewonnen werden, ferner landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, die zur Cr- 
nährung des deutſchen Volkes notwendig find und ebenfalls in Deutſchland 
nicht oder nicht in ausreichendem Maße erzeugt werden, z. B. Olſaaten zur 
Sicherung der Fettverſorgung und eiweißhaltige Futtermittel. 

b) Waren, die zwar an ſich nicht lebenswichtig ſind, wie z. B. Fertigfabrikate, 
Südfrüchte und Genußmittel aller Art, deren Einfuhr aber aus handelspolitiſchen 
Gründen erforderlich iſt, weil nur bei Zulaſſung dieſer Einfuhren nach Deutſch⸗ 
land das Arſprungsland der Ware ſich bereit erklärt, ſeinerſeits deutſche 
Induſtrieerzeugniſſe in größerem Amfang abzunehmen. 


I. Allgemeine Deviſengenehmigungen für die Wareneinfuhr 


Am die Warenerzeugung Deutſchlands durch Verknappung der Rohſtoffzufuhren nicht 
zu behindern und die handelspolitiſchen Beziehungen mit anderen Ländern auf- 
rechtzuerhalten, war es zunächſt das Beſtreben der Deviſenbewirtſchaftung, Zah- 
lungen für die Wareneinſuhr weiteſtmöglich zu erleichtern. Eine völlige Freiſtellung 
von der Genehmigungspflicht konnte dabei mit Rüdfiht auf die Notwendigkeit einer 
Kontrolle und Aberſicht über ſämtliche Auslandszahlungen nicht zugelaſſen werden. 
Die Deviſenbewirtſchaftung ſtrebte aber immer danach, auf andere Weiſe beſondere 
Erleichterungen zu ſchaffen. 

Es wurde der Grundſatz aufgeſtellt, daß jede Firma, die in dem Jahre vor Einführung 
der Devifenbewirtſchaftung, alſo in der Zeit vom 1. 7. 1930 bis zum 30. 6. 1931, 
Zahlungen nach dem Auslande für Wareneinfuhren geleiſtet hatte, auch fernerhin 
Zuteilungen von Deviſen für dieſen Zweck erhalten ſollte. Weiterhin wurde für alle 
Firmen, die im Handelsregiſter eingetragen waren und damit eine gewiſſe Gewähr 
für Zuverläſſigkeit boten, der Begriff der allgemeinen Genehmigungen geſchaffen. 
Dieſe Firmen waren nicht gezwungen, für jede einzelne Zahlung eine beſondere 
Genehmigung bei der Deviſenſtelle zu beantragen, ſondern erhielten allgemeine 
Genehmigungen, auf Grund deren fie bis zu einem angegebenen Grundbetrage aus- 
ländiſche Zahlungsmittel von jeder Deviſenbank erwerben durften. Die Grund— 
beträge dieſer Genehmigungen waren nach den Auslandszahlungen der Firmen in 
der vorgenannten Vergleichszeit bemeſſen. Schließlich erhielten ausländiſche Handels- 
firmen, die bisher ihren Zahlungsverkehr über ein deutſches Bankkonto abgewickelt 
hatten, die Genehmigung, auf dieſem Bankkonto von ihren deutſchen Abnehmern Zah— 
lung entgegenzunehmen, für die der deutſche Einzahler ſelbſt keiner beſonderen 
Genehmigung bedurfte. Die auf dieſen Konten aufgelaufenen Beträge durften bis 
zur Höhe des Amſatzes der ausländiſchen Firma in der Vergleichszeit nach dem Aus- 
land transferiert werden, während der Aberſchuß zunächſt einem ſogenannten 
„geſperrten Zwiſchenkonto“ gutgeſchrieben wurde. 

Außerdem erhielten die Firmen weitgehend die Möglichkeit, Rembourskredite, für 


deren Abdeckung jeweils die erforderlichen Mittel zur Verfügung geſtellt wurden, in 
Anſpruch zu nehmen. 


2. Beſchränkung der Zuteilungen an effektiven Zahlungsmitteln 


Schon im Herbſt des Jahres 1931 erlaubte der ſchwindende Devifen- und Gold— 
beſtand der Reichsbank nicht mehr, für die Wareneinfuhren den vollen Betrag der 
Auslandszahlungen des Jahres 1930/31 zuzuteilen. Die Ausnutzung der allgemeinen 
Genehmigungen wurde deshalb auf einen jeweils monatlich ſeſtgeſetzten „gekürzten 
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Höchſtbetrag“ beſchränkt. Der gekürzte Höchſtbetrag ſank bis Mai 1932 auf 50 v. H. 
der Grundbeträge. Auf dieſer Höhe hielt er ſich mehrere Jahre, bis die weitere Ver⸗ 
ſchärfung der Deviſenlage im Frühjahr 1934, die durch den vermehrten Bedarf an 
ausländiſchen Rohſtoffen infolge der anſteigenden Inlandskonjunktur hervorgerufen 
war, zu einer weiteren, ſich ſchnell verſchärfenden Kürzung führte. Im Juli 1934 war 
ſchließlich eine Ermäßigung der Höchſtbeträge auf 5 v. H. erforderlich. Dadurch war 
die praktiſche Verwertbarkeit der allgemeinen Deviſengenehmigungen auf ein 
Mindeſtmaß herabgeſunken. 


3. Schaffung zuſätzlicher Zahlungsmöglichkeiten 


Mit den wachſenden Deviſenſchwierigkeiten wurden frühzeitig Wege geſucht, den 
Zahlungsverkehr für die Wareneinfuhr auf anderen Wegen als durch Barzahlung zu 
regeln. Es haben ſich hierbei zwei Arten herausgebildet, die allmählich größte praf- 
tiſche Bedeutung erlangt haben: 

das Kompenſations- oder Verrechnungsgeſchäft und 

das zwiſchenſtaatliche Abkommen. 


a) Das Kompenſations oder Verrechnungsgeſchäft und das 
Ausländer-Sonderfonto für Inlandszahlungen (Aski) 


aa) Das Kompenſationsgeſchäft iſt dadurch entſtanden, daß Firmen, die 
in ihrem Geſchäftsverkehr Deviſenſchwierigkeiten zu überwinden hatten, auf das 
urſprüngliche Mittel des Warenverkehrs, auf den Warentauſch zurückgriffen. Sie 
boten zur Bezahlung Waren ſtatt Deviſen an. In vielen Fällen wurde im Intereſſe 
der Aufrechterhaltung der Geſchäftsverbindungen dieſe Verrechnungsweiſe ange⸗ 
nommen. Da nicht jede Firma gleichzeitig ſelbſt Waren einführt und ausführt und 
dadurch ſolche Tauſchgeſchäfte abwickeln kann, ergab ſich die weitere Entwicklung, daß 
Einführer, die die notwendigen Zahlungsmittel für ihren Bedarf nicht zur Ver⸗ 
fügung hatten, an deutſche Ausführer herantraten und fie zur Abtretung ihrer Aus- 
fuhrforderungen veranlaßten. Die Ausfuhrforderung wurde alsdann dem aus⸗ 
ländiſchen Warenlieferanten an Zahlungs Statt in der Weiſe angeboten, daß der 
ausländiſche Ausführer den ihm zukommenden Betrag in ſeiner Landeswährung von 
dem ausländiſchen Einführer erhielt, während dem deutſchen Ausführer der Gegen- 
wert ſeiner Ausfuhr von dem deutſchen Einführer in Reichsmark ausgezahlt wurde. 
Die Zahlung an den deutſchen Ausführer in Reichsmark war ſchon frühzeitig unter 
Genehmigungszwang geſtellt worden (vgl. I B 1 a), fo daß die zuſtändige Behörde 
(Reichswirtſchaftsminiſterium und ab 1. 1. 1934 Reichsſtelle für Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung) eine ausreichende Kontrolle über die auf dieſe Weiſe ermöglichte Waren⸗ 
einfuhr ausüben konnte. 


Die verſtärkten Deviſenſchwierigkeiten führten bald zu einem weſentlichen Anwachſen 
der urſprünglich nur bei beſonderen Gelegenheiten benutzten Kompenſationsgeſchäfte, 
jo daß eine beſondere Regelung erforderlich wurde (vgl. nachſtehend B 3 b). 


bb) Ausländer-Sonderkonto für Inlands zahlungen 


Eine beſondere Form erhielt das Kompenſationsgeſchäft in dem ſogenannten Aus 
länder⸗Sonderkonto für Inlandszahlungen (Aski). Das Aski kann als eine allge- 
meine Genehmigung zur Vornahme laufender Verrechnungsgeſchäfte bezeichnet 
werden. Es iſt zur Erleichterung des Geſchäftsverkehrs ſolcher ausländiſcher Firmen 
entſtanden, die ſowohl Waren nach Deutſchland liefern als auch deutſche Waren im 
Rahmen ihres eigenen Geſchäftsbetriebes beziehen. Am die Schwierigkeiten des 
Transfers zu beſeitigen und um die Einholung von Genehmigungen zu Verrech— 
nungen zu vereinfachen, wurde ſolchen Firmen geſtattet, die Zahlungen für ihre 
Geſchäfte mit Deutſchland in Reichsmark über ein von der Deviſenſtelle kontrolliertes 
Konto bei einer deutſchen Deviſenbank abzuwickeln. 


Beitrag 54 


\ 


18 Wohlthat 


- ]ꝰ—w]:!q; . ——'„⸗ſfᷣ —ñÄUÄñ᷑ ũę —-. .. —. —Ä——T——K——— 


b) Zwiſchenſtaatliche Abkommen 


Eine weitere Möglichkeit, trotz fehlender Zahlungsmittel den Warenverkehr aufrecht⸗ 
zuerhalten, wurde durch Abſchluß zwiſchenſtaatlicher Vereinbarungen über die Ver- 
rechnung der zwiſchen zwei Ländern aus dem Warenverkehr entſtandenen Forde⸗ 
rungen geſchaffen. Dieſe Entwicklung geht ſchon bis in das Jahr 1932 zurück. Es find 
zunächſt zwei Arten ſolcher zwiſchenſtaatlichen Abkommen zu unterſcheiden: Zahlungs- 
abkommen, die mit den Regierungen anderer Länder abgeſchloſſen wurden, und 
Bankenabkommen, die lediglich eine Vereinbarung zwiſchen den beiderſeitigen Noten- 
banken über die techniſche Abwicklung der Zahlungen darſtellten. 


aa) Zahlungs abkommen 


Die erſten Zahlungsabkommen wurden hauptſächlich mit weſteuropäiſchen Staaten 
abgeſchloſſen, denen gegenüber Deutſchland normalerweiſe im Warenverkehr einen 
ſtarken Aktivſaldo aufwies. Dieſe Länder klagten darüber, daß trotz ihrer erbeb- 
lichen Mehrbezüge aus Deutſchland ihr eigener Warenabſatz in Deutſchland infolge 
der Deviſenſchwierigkeiten zurückging. Die daraufhin abgeſchloſſenen Abkommen 
gingen von dem Grundſatz aus, die deutſchen Deviſenbeſtimmungen für den Waren- 
verkehr mit dieſen Ländern weitgehend aufzuheben. Die Deviſenzahlungen erfolgten 
im Rahmen der allgemeinen Genehmigungen. Darüber hinaus konnten aber die 
deutſchen Abnehmer in unbeſchränkter Höhe für Waren aus dem Vertragslande 
Zahlungen in Reichsmark leiſten, die bei der Reichsbank auf einem Sonderkonto 
der Notenbank des betreffenden Landes gutgeſchrieben wurden. Die ausländiſche 
Notenbank gab dieſe Reichsmarkbeträge ihrerſeits an Einführer ihres eigenen 
Landes zur Bezahlung deutſcher Waren ab. Am den Ausfuhrüberſchuß Deutich- 
lands nach den betreffenden Ländern durch dieſe Abkommen nicht zu verringern, 
wurde ihnen die ſogenannte Schwedenklauſel angefügt, in der Deutſchland die Zu— 
ſage erhielt, daß das frühere, im Handelsverkehr mit dem Vertragslande beſtehende 
Verhältnis der Handelsbilanz beſtehen bleiben ſollte. 


bb) Bankenabkommen 


Daneben wurden meiſt mit den ſüdoſteuropäiſchen Agrarſtaaten, außerdem mit den 
Randftaaten und mit Dänemark Bankenabkommen abgeſchloſſen. Dieſe Bankenab— 
kommen erfaßten den geſamten Warenzahlungsverkehr und leiteten ihn über Ver— 
rechnungskonten bei der Reichsbank und den betreffenden Notenbanken. Eine Bar⸗ 
zahlung zwiſchen Deutſchland und den beteiligten Ländern wurde dadurch aus 
geſchloſſen. Vor Abſchluß dieſer Abkommen konnten infolge der Devifenbewirt- 
ſchaftung in den beteiligten außerdeutſchen Ländern die deutſchen Ausführer keine 
Bezahlung für ihre Waren erhalten, während von deutſcher Seite für die Einfuhr 
aus den Ländern im Rahmen der allgemeinen Genehmigungen effektive Deviſen auf— 
gewendet wurden. Um einen derartigen Deviſenverluſt auf deutſcher Seite zu ver- 
meiden, wurde der zweiſeitige Verrechnungsverkehr über die beiderſeitigen Noten- 
banken eingeführt. 


cc) Staatliche Verrechnungs abkommen 


In der fortſchreitenden Entwicklung der Zahlungsſchwierigkeiten in Europa ſind die 
Bankenabkommen ihrem Weſen nach grundſätzlich unberührt geblieben, während die 
Zahlungsabkommen weſentliche Veränderungen erfahren haben. An ihre Stelle ſind 
durchweg ſtaatliche Verrechnungsabkommen getreten. Sie ſehen, ähnlich den Banken⸗ 
abkommen, eine Verrechnung ſämtlicher Zahlungen im gegenſeitigen Warenverkehr 
über Verrechnungskonten der Notenbanken bzw. der zu dieſem Zweck beſonders ge— 
ſchaffenen Clearinginſtitute, in Deutſchland der Deutſchen Verrechnungskaſſe, vor. 
Darüber hinaus ſichern ſie jedoch Deutſchland weiterhin einen gewiſſen Anfall freier 
Deviſen, der dem zugunſten Deutſchlands vertraglich feſtgelegten Aberſchuß der 
Handelsbilanz mit dem betreffenden Lande entſpricht. Dieſe Spitze der Handels. 
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bilanz in freien Deviſen wird in der Mehrzahl der Fälle dadurch geſichert, daß ein 
dem zugeſagten Devifenüberſchuß entſprechender Anteil von jeder Zahlung abge⸗ 
zweigt wird, die bei der ausländiſchen Notenbank oder Clearingſtelle für deutſche 
Ausfuhrware eingeht. Dieſer Anteil wird einem freien Konto der Reichsbank zur 
freien Verfügung oder zur Bezahlung deutſcher Kapitalverpflichtungen oder alter 
Warenſchulden gutgeſchrieben. In anderen Fällen wird der bei regelmäßigen Ab⸗ 
rechnungen der beiderſeitigen Verrechnungskonten verbleibende Saldo der Reichs. 
bank zu den genannten Zwecken zur Verfügung geſtellt. 


Neben dieſen Verrechnungsabkommen iſt in einzelnen, günſtig gelagerten Fällen eine 
andere Art von Zahlungsabkommen geſchaffen worden, die eine freiere Handhabung 
des Zahlungsverkehrs ermöglicht. In den Abkommen mit England und Belgien iſt 
8. B. beiderſeits Zahlung in freier Valuta vereinbart. Deutſchland iſt jedoch nur 
verpflichtet, Deviſen in einer beſtimmten Höhe zur Verfügung zu ſtellen. Am den 
Ausfuhrüberſchuß Deutſchlands nach dieſen Ländern zu ſichern, iſt jeweils verein- 
bart, daß nur ein beſtimmter Prozentſatz der Ausſuhrerlöſe für die Bezahlung der 
Einfuhr aus dem anderen Lande zur Verfügung geſtellt wird. Dieſe Abkommensart 
hat in der letzten Zeit immer mehr an Bedeutung gewonnen. 


B. Die geltende Regelung für die Wareneinfuhr 
1. Repartierung 


Die Devifenlage hatte fih im Juni 1934 fo zugeſpitzt, daß die Reichsbank nur noch 
über einen Deviſen⸗ und Goldbeſtand von etwa 85 Millionen RM verfügte; im 
Vergleich zu dem 1934 allein für die Wareneinfuhr monatlich benötigten Durch- 
ſchnittsbetrage von etwa 395 Millionen RM war hiermit die Goldreſerve der 
Reichsbank auf efnen Mindeſtbetrag herabgeſunken. Am wenigſtens dieſen letzten 
Beſtand zu wahren, wurden täglich nur ſoviel Deviſen abgegeben, wie eingegangen 
waren (Repartierung). Nach Abzug der unumgänglich notwendigen Zahlungen 
— Abdeckung genehmigter Remboursfredite, Verwaltungskoſten der Reichsregie⸗ 
rung, Zahlungen im internationalen Verkehr der Eiſenbahn, Poſt uſw. — wurden 
die gemeldeten Deviſeneingänge täglich nach Dringlichkeit auf die von den Firmen 
vorgelegten Deviſengenehmigungen verteilt. Hierdurch wurde zwar ein weiteres 
Abſinken des Deviſen⸗ und Goldbeſtandes vermieden, es traten aber Zuſtände ein, 
die ein energiſches Eingreifen der Reichsregierung notwendig machten. Auf der 
einen Seite war die Repartierung für den Einfuhrhandel auf die Dauer unhaltbar, 
da die Deviſenzuteilung völlig ungewiß war und die von den Deviſenſtellen ausge- 
fertigten Genehmigungen keine Gewähr mehr für die tatſächliche Zuteilung von 
Deviſen bei Fälligkeit der Zahlungen boten. Auf der anderen Seite wurde die 
Wirkung der Repartierung, die eine deutſche Verſchuldung verhindern ſollte, durch 
die damals noch beſtehenden Zahlungsabkommen der früheren Art (vgl. oben II A 
3 b aa) in weitem Amfange gegenſtandslos. Auf Grund dieſer Abkommen konnten 
die deutſchen Einführer unbefſchränkt Zahlungen auf die Sonderkonten der Ver- 
tragsländer leiſten. Zur Ausnutzung dieſer Gelegenheit wurden Einfuhren von den 
urſprünglichen Bezugsländern auf Länder mit Zahlungsabkommen umgelegt, häufig 
nur in der Weiſe, daß gegen Zahlung einer Proviſion eine in dem Vertragslande 
anſäſſige Firma zur Weiterleitung der Zahlung eingeſchaltet wurde. Die Einzah⸗ 
lungen auf die Sonderkonten wuchſen in außerordentlichem Maße an, und die aus⸗ 
ländiſchen Notenbanken konnten nicht mehr aus den Reichsmarkbeträgen der Sonder- 
konten in angemeſſener Zeit Zahlungen an Einführer ihres Landes leiſten. Dar⸗ 
aus ergab ſich eine unmittelbare Gefahr für die Bewertung der auf dieſen Konten 
ſtehenden Reichsmarkbeträge und außerdem eine Beſeitigung des bisher vorhandenen 
Ausfuhrüberſchuſſes gegenüber den Vertragsländern. Die Beſtände auf den Sonder. 
konten, die urſprünglich nur einige Millionen Reichsmark betragen hatten, wuchſen 
in wenigen Monaten auf über / Milliarde RM an. In Deutſchland machten ſich 
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die Anzeichen eines Währungsverfalls durch ſteigende Preiſe für die Einfuhrwaren 
und ungeregelte Prämienzahlungen bei Kompenſationsgeſchäften bemerkbar. 


2. neuer Plan 


Die dadurch geſchaffene Anſicherheit drängte zu einer grundlegenden Amgeſtaltung 
der Deviſenbewirtſchaftung auf dem Gebiet der Wareneinſuhr. Dieſe Amgeſtaltung 
wurde von Reichsbankpräſident Dr. Schacht, der vom Führer und Reichskanzler mit 
der Führung der Geſchäfte des Reichswirtſchaftsminiſteriums beauftragt wurde, im 
Rahmen des ſogenannten Neuen Plans mit Wirkung vom 24. 9. 1934 durchgeführt. 
Nach dem Grundſatz des Neuen Plans dürfen nicht mehr Waren eingeführt werden, 
als Möglichkeiten der Bezahlung vorhanden ſind. Es ſoll alſo unter allen Amſtänden 
eine weitere deviſenmäßige Verſchuldung Deutſchlands vermieden werden. Erſte 
Notwendigkeit zur Durchführung dieſes Planes war die zentrale Deviſenzuteilung 
für die Wareneinfuhr, um entſprechend der Verſorgungslage die dringendſten Be— 
dürfniſſe in erſter Linie berückſichtigen zu können. Die Erteilung von Deviſen⸗ 
genehmigungen wurde deshalb von den Deviſenſtellen, die einen regionalen Wir- 
kungskreis haben, auf 25 Aberwachungsſtellen — die inzwiſchen auf 28 angewachſen 
find — übertragen, von denen jede die Einfuhr beſtimmter Warengruppen für das 
ganze Reichsgebiet zu betreuen hat. Die Warengruppen der Aberwachungsſtellen 
umfaſſen alle Poſitionen des Zolltarifs, alſo die geſamte Wareneinfuhr. 


Die Aberwachungsſtellen erhalten ihre Weiſungen — ſoweit deviſenwirtſchaftliche 
Belange in Frage ſtehen — unmittelbar von der Reichsſtelle für Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung. 


a) Bevorzugung der Einfuhr zu Ausfuhrzwecken 

Die Aberwachungsſtellen haben in erſter Linie die Verſorgungslage zu berückſich⸗ 
tigen und danach im Rahmen der ihnen gegebenen Möglichkeiten Deviſenbeſcheini⸗ 
gungen auszuſtellen. Oberſter Grundſatz dabei iſt, daß Deviſenanforderungen für 
die Einfuhr von Rohftoffen und Halbfabrikaten, die für die Ausfuhrinduſtrie be- 
ſtimmt find, bevorzugt berückſichtigt werden. In jedem Falle muß die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung darauf gerichtet ſein, den Anſall von Deviſen zu erhöhen, alſo die 
deutſche Ausfuhr, insbeſondere diejenige, die freie Valuta erbringt, mit allen Mitteln 
zu fördern. 


b) Deviſenpolitiſches Abfertigungs verbot 


Am die Einhaltung des Grundſatzes des Neuen Plans „Keine Einfuhr ohne Bezah⸗ 
lung“ ſicherzuſtellen, find die Zollämter zur Kontrolle der Einfuhr herangezogen 
worden. Die einführende Firma muß vor der Einfuhr im Beſitze einer Devijen- 
beſcheinigung der zuſtändigen Aberwachungsſtelle ſein. Dieſe Deviſenbeſcheinigung iſt 
bei der zollamtlichen Abfertigung der deutſchen Zollſtelle vorzulegen. Zunächſt war 
lediglich die Beſtimmung getroffen, daß die Zollämter in Fällen, in denen eine Be⸗ 
ſcheinigung nicht vorgelegt werden konnte, der zuſtändigen Aberwachungsſtelle eine 
Meldung auf rotem Vordruck zu erſtatten hatten. Da dieſe Beſtimmung ſich nicht als 
ausreichend erwies, um umfangreiche Einfuhren beſtimmter Warengattungen, ins- 
beſondere Maſchinen, Gemüſe, Obſt u. dgl., für die der Nachfrage entſprechende 
Zahlungsmöglichkeiten über die beſtehenden handelsvertraglichen Einfuhrkontingente 
hinaus nicht gewährt werden konnten, zu verhindern, mußte bei dieſen Waren- 
gattungen die zollamtliche Abfertigung ohne Vorlage einer Deviſenbeſcheinigung 
unterſagt werden. Dies geſchah durch die Zweite Durchführungsverordnung zum 
Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 25. 7. 1935 (RGBl. J S. 1046). Die Lifte 
der dem Abfertigungsverbot unterliegenden Waren iſt im Reichsanzeiger durch 
Bekanntmachungen der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung veröffentlicht. (Be— 
kanntmachung vom 13. 11. 1935, Deutſcher Reichsanzeiger Nr. 269.) 
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Bei den dem Abfertigungsverbot unterliegenden Waren kann eine zollamtliche Ab- 
fertigung nur vorgenommen werden, wenn eine Deviſenbeſcheinigung der Aber— 
wachungsſtelle, eine Genehmigung der Deviſenſtelle oder ein anderes Papier vor- 
gelegt wird, aus dem ſich die Möglichkeit der Bezahlung ergibt. Solche Papiere ſind 
insbeſondere Beſtätigungen der Deviſenſtellen und Banken über die Genehmigung 
von Verrechnungsgeſchäften oder Rohſtoffkreditgeſchäften und über die Möglichkeit 
der Bezahlung über ein Aski, ferner Abernahmeſcheine für die zentral bewirtſchafteten 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe und ſchließlich Anbedenklichkeitsbeſcheinigungen der 
Aberwachungsſtellen, in denen beſcheinigt wird, daß gegen die Abfertigung der Ware 
auch ohne Bezahlungsmöglichkeit keine Bedenken beſtehen. Solche Anbedenklichkeits. 
beſcheinigungen werden in der Regel ausgeſtellt, wenn es ſich um Sendungen von 
geringem Wert handelt, die zu Geſchenkzwecken oder aus ſonſtigen Gründen unent- 
geltlich eingeführt werden ſollen, z. B. Ausſteuern oder Erzeugniſſe, die auf einem 
im Auslande befindlichen, aber einem Deviſeninländer gehörenden Grundſtück 
gewachſen ſind u. a. 


Im Einvernehmen und auf Wunſch einiger Länder find Abfertigungsverbote auch 
für ſämtliche Waren beſtimmter Arſprungsländer erlaſſen worden, z. B. für tichecho- 
ſlowakiſche, italieniſche und franzöſiſche Waren. 


3. Die beftehenden Jahlungs möglichkeiten für die Wareneinfuhr 


Die früher beſtehenden allgemeinen Genehmigungen für die Wareneinfuhr ſind bei 
Einführung des Neuen Plans beſeitigt worden. Die Grundſätze des Neuen Plans 
bedingen eine Prüfung in jedem Einzelfall, ob die Einfuhr zugelaſſen werden kann, 
und ob ſie ſowohl nach der Möglichkeit der Bezahlung als auch nach der Bewertung 
des Geſchäfts in feinen ſonſtigen Bedingungen im Intereſſe der deutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft tragbar iſt. Die Verknappung der ausländiſchen Zahlungsmittel hat in Ver⸗ 
bindung mit dem durch die Binnenkonjunktur erhöhten Inlandsbedarf eine ſtarke 
Nachfrage nach ausländiſchen Waren und damit die Gefahr von Preisſteigerungen 
ergeben. Eine wichtige Aufgabe der Aberwachungsſtellen iſt es deshalb, in jedem 
Einzelfalle die Angemeſſenheit der Einfuhrpreiſe zu prüfen. Die Grundlage für dieſe 
Tätigkeit bietet die Verordnung über Preiſe für ausländiſche Waren vom 22. 9. 1934 
(RGBl. 1934 J S. 843), die verbietet, für beſtimmte ausländiſche Waren im Inlande 
höhere Preiſe zu nehmen, als dem Weltmarktpreis entſpricht. 


Die Vorausſetzungen für die früheren allgemeinen Genehmigungen ſind jedoch auch 
heute noch maßgebend dafür, ob eine Firma Deviſenbeſcheinigungen erhalten kann. 
Es gilt der Grundſatz, daß Deviſenbeſcheinigungen nur ſolchen Firmen erteilt werden 
ſollen, die früher ſchon für die Wareneinfuhr Zahlungen auf Grund von Devijen- 
genehmigungen geleiſtet haben. Von dieſem Grundſatz kann jedoch in begründeten 
Fällen abgewichen werden, um auch neu gegründete Firmen zu berückſichtigen oder 
veränderten Verhältniſſen Rechnung zu tragen. 


Im einzelnen beſtehen sur Zeit für die Wareneinfuhr folgende Zahlungsmöglich- 
feiten. 


a) Bardeviſen und Rembourſe 


Für die Zuteilung von Bardeviſen und Rembourſen iſt die Repartierung ihrem 
Weſen nach beibehalten worden. Die Repartierung erfolgt aber nicht mehr nach⸗ 
träglich nach Erteilung der Deviſenbeſcheinigung, ſondern es gilt der Grundſatz der 
„Vorrepartierung“, d. h. die Aberwachungsſtellen dürfen Deviſenbeſcheinigungen erſt 
ausſtellen, wenn ihnen auf Grund der zentral erfolgenden Repartierung unter 
Berückſichtigung der angefallenen Deviſen beſtimmte Beträge zur Verfügung geſtellt 
worden find. Jeder ausländiſche Verkäufer, von dem ein deutſcher Abnehmer auf 
Grund einer Deviſenbeſcheinigung Waren bezieht, iſt deshalb ſicher, daß Zahlungs- 
mittel bereitgeſtellt ſind. Fälle, wie ſie im Jahre 1934 häufig auftraten, daß Aus— 
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länder für gelieferte und in Deutſchland verbrauchte Waren keine Bezahlung 
erhalten konnten, find damit für die Zukunft ausgeſchaltet. 


Im allgemeinen kann die Zuteilung von Bardeviſen und Rembourjen mit Rückſicht 
auf den begrenzten Deviſenanfall nur in beſchränktem Umfang erfolgen. Das Haupt- 
gewicht liegt deshalb auf den ſolgenden Zahlungsmöglichkeiten: 


b) Kompenſationen und Ausländer -Sonderkonten 
für Inlands zahlungen (Aski) 


aa) Private Verrechnungsſtelle 


Bei Einführung des Neuen Plans find die Vorſchriften für die Durchführung von 
Verrechnungsgeſchäften weſentlich erleichtert worden. Hierdurch ſollten die Aber⸗ 
gangsſchwierigkeiten bei der Einführung des Neuen Plans, die durch die Ver⸗ 
knappung der Bardeviſenzuteilungen zu erwarten waren, im Intereſſe des Beſchäfti⸗ 
gungsſtandes der deutſchen Induſtrie vermindert werden. Die Vorausſetzung hierzu 
war die Bereitwilligkeit ausländiſcher Verkäufer, zur Aufrechterhaltung ihres Abſatz⸗ 
marktes in Deutſchland in erhöhtem Maße deutſche Waren im Kompenſationswege 
zu beziehen. Es ſollten alſo zuſätzliche Einfuhren über die mit Deviſen und 
Rembourſen zu bezahlende Einfuhr hinaus mit zuſätzlichen Ausfuhren verrechnet 
werden. Die tatſächliche Entwicklung iſt jedoch auch andere Wege gegangen. Die 
deutſchen Einführer ſuchten zur Schaffung von Kompenſationsmöglichkeiten die 
deutſchen Ausführer zu veranlaſſen, ihre Ausfuhrerlöſe, die bei normalem Verlauf 
der Reichsbank als freie Valuta abgeliefert werden mußten, zu Rompenfations- 
zwecken abzutreten und damit zuſätzliche Einfuhrmöglichkeiten zu ſchaffen. Der ſtarke 
Einfuhrbedarf in Deutſchland ermöglichte es den Einführern, teilweiſe bei der Ver- 
wertung der Einfuhrware Aberpreiſe zu erzielen, die in Form von Kompenſations⸗ 
prämien den Ausführern zur Verbilligung der Ausfuhrware und zum Anreiz für das 
Geſchäft angeboten wurden. Die Auswirkungen zeigten ſich darin, daß laufende 
Ausfuhren für Verrechnungsgeſchäfte verwendet wurden und daß der Deviſenanfall 
der Reichsbank ſich entſprechend verminderte. Die Kompenſationsprämie wirkte 
einerſeits auf den innerdeutſchen Markt preisſteigernd, auf der anderen Seite erfuhr 
die deutſche Ausfuhr eine unkontrollierbare Verbilligung, die zu unerträglichen Ver. 
hältniſſen und ſchädlichen Preisunterbietungen auf den Abſatzmärkten deutſcher 
Waren führte. Gegen dieſe Entwicklung mußten Maßnahmen ergriffen werden, die 
letzten Endes wieder zu einer Einſchränkung der privaten Verrechnungsgeſchäfte 
geführt haben. Zunächſt wurde die Zahlung von Prämien in Deutſchland verboten. 
Darüber hinaus wurde der Verlagerung der Prämie auf die ausländiſchen Geſchäfts⸗ 
partner dadurch vorgebeugt, daß die Aberwachungsſtellen zu einer ſcharfen Preis- 
prüfung der Einfuhrware auch bei Kompenſationsgeſchäften angewieſen wurden. Die 
Bildung einer Prämie wurde ſo erſchwert. Weiterhin wurden beſtimmte, in einer 
Liſte aufgeführte Ausfuhrwaren allgemein von der Bezahlung im Wege privater 
Verrechnungen ausgeſchloſſen. Es handelt ſich dabei um diejenigen Waren, bei deren 
Ausfuhr in jedem Fall mit einem Anfall von Devifen zu rechnen iſt. Außerdem 
wurden Waren, deren Anteil an ausländiſchen Rohſtoffen 20 v. H. überſteigt, von 
der Verrechnung ausgeſchloſſen. Ein weiteres wichtiges Mittel der Einſchränkung 
der Verrechnungen iſt die Forderung eines Ausfuhrüberſchuſſes bei Kompenſationen 
gegen nicht lebenswichtige Einſuhrwaren. Die als lebenswichtig angeſehenen Waren 
ſind ebenfalls in einer beſonderen Liſte aufgeführt. Es befinden ſich darunter die 
wichtigſten induſtriellen Rohſtoffe und Nahrungsmittel, deren Bezug aus dem Aus- 
lande notwendig iſt. Nur dieſe Waren können gegen Ausfuhrgeſchäfte in gleichem 
Werte verrechnet werden. Bei der Einfuhr anderer Waren dagegen wird verlangt, 
daß gleichzeitig eine Ausfuhr nachgewieſen wird, die weſentlich über den Wert der 
Einfuhr hinausgeht. 
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Im Zuge der oben gekennzeichneten Entwicklung ſind in allerletzter Zeit die Möglich- 
keiten ſür den Abſchluß privater Verrechnungsgeſchäfte noch weiter eingeſchränkt 
worden, ſo daß dieſer Weg der Wareneinfuhr heute ſtark in den Hintergrund 
getreten iſt. 


bb) Ausländer- Sonderkonten für Inlandszahlungen (Aski) 


Gleiche Vorſchriften wie für private Verrechnungsgeſchäfte gelten auch für die über 
Aski abgewickelten Geſchäfte. In der Entwicklung der Aski haben ſich zwei Arten 
herausgebildet: 


a) Firmen -Aski, die der urſprünglichen Form entſprechen. Weſentlich iſt dabei, daß 
lediglich eigene Warenbezüge des Kontoinhabers über das Konto verrechnet 
werden dürfen. 

b) Banken-⸗Aski, eine erweiterte Form, die eine ausländiſche Bank ermächtigen, über 
ein Konto in Deutſchland in beſtimmter Höhe Ausfuhr. und Einfuhrgeſchäfte 
abzuwickeln, die beliebige Firmen des betreffenden Landes mit Deutſchland ab- 
ſchließen. 

Beide Arten von Aski entſprechen den allgemeinen Verrechnungsgenehmigungen, ſo 

daß auf fie die gleichen Vorſchriften wie auf private Verrechnungsgeſchäfte Anwen⸗ 

dung finden. 


cc) Regelung für beſtimmte Ländergruppen 

Bei der Beurteilung der Verrechnungsgeſchäfte und Aski ſind drei Gruppen zu 
unterſcheiden. Die verſchärften Beſtimmungen gelten für die Verrechnung mit den- 
jenigen Ländern, aus denen für deutſche Ausfuhren freie Deviſen eingehen. 


Für Geſchäfte mit Ländern, mit denen Deutſchland ein Zahlungs und Verrechnungs⸗ 
abkommen abgeſchloſſen hat, bei denen die Ausfuhrerlöſe alſo in beſtimmter Weiſe 
gebunden find, find beſondere Regelungen getroffen. Hier gilt im allgemeinen der 
Grundſatz, daß wegen der ſtaatlichen Regelung und Kompenſation der Zahlungen 
jede private Verrechnung außerhalb des vertraglichen Verfahrens unerwünſcht iſt. 
Schließlich iſt der Zahlungsverkehr für die Länder Süd. und Mittelamerikas wegen 
der beſonderen Verhältniſſe — foweit nicht Verrechnungsabkommen beſtehen — faſt 
ausſchließlich über Banken ⸗Aski geleitet worden. 

Grundſatz bei allen Kompenſationen iſt, daß die Ausfuhr nach dem gleichen Lande 
gehen muß, aus dem die Einfuhrware ſtammt. 


dd) Rohſtoff⸗Kreditgeſchäfte 

Eine beſondere Art der privaten Verrechnung tft das Rohſtoffkreditgeſchäft. Die zur 
Herſtellung von Ausfuhrwaren erforderlichen ausländiſchen Rohftoffe werden hierbei 
auf Kredit eingeführt und der Kredit aus den Deviſen abgedeckt, die für Ausfuhr der 
fertigen Waren anfallen. Es ift nicht erforderlich, daß der Rohſtoff aus dem gleichen 
Lande ſtammt, für das die Ausfuhrware beſtimmt iſt. Diefe Geſchäfte find infolge 
der Verhältniſſe nur in beſchränktem Amfang ausführbar. Mit den zahlreichen 
Ländern, mit denen Verrechnungsabkommen beſtehen, können ſie nicht durchgeführt 
werden, da für die Ausfuhr keine freien Deviſen zur Abdeckung des Rohſtoffkredits 
anfallen, und da ſämtliche Einfuhren aus Verrechnungsländern über das Verrech⸗ 
nungskonto im Rahmen der feſtgeſetzten Wertgrenzen bezahlt werden müſſen. 


c) Zwiſchenſtaatliche Abkommen 
Die wichtigſte Zahlungsmöglichkeit iſt zur Zeit durch die abgeſchloſſenen Verrech⸗ 
nungs- oder Zahlungsabkommen gegeben. Grundſätzlich dürfen auf dieſem Wege nur 
ſolche Waren bezahlt werden, die aus dem betreffenden Vertragslande ſtammen, wo⸗ 
bei dieſe Waren unmittelbar aus dem Arſprungslande oder — im Regelfall — auch 
über dritte Länder nach Deutſchland eingeführt werden können. Dieſer Grundſatz 
muß aufrechterhalten werden, um Verſchiebungen der Handelsbilanz zwiſchen Deutſch⸗ 
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land und dem Vertragslande zu verhindern und dadurch die Abwicklung der Zah⸗ 
lungen über die Abkommen zu ſtören oder unmöglich zu machen. Am eine übermäßige 
Inanſpruchnahme der Verrechnungsabkommen für Einfuhren nach Deutſchland zu ver- 
meiden, iſt mit den Vertragsſtaaten in der Regel vereinbart, in welcher Höhe für die 
einzelnen Waren Zahlungen im Wege des Abkommens geleiſtet werden ſollen. Es 
werden für die einzelnen Tarifpoſitionen Wertgrenzen vereinbart, bis zu deren Höhe 
die betreffenden Aberwachungsſtellen Deviſenbeſcheinigungen erteilen dürfen. Die 
Wertgrenzen ſtehen in der Regel in einem beſtimmten Verhältnis zu den Einfuhren 
in früheren Jahren. 


Es beſtehen zur Zeit Abkommen mit folgenden Ländern: 
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Argentinien, Bulgarien, Chile, Columbien. Dänemark, Eſtland, Finnland, 
Griechenland, Iran, Italien, Jugoſlawien, Lettland, Litauen, Niederlande, 
Norwegen, Oſterreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Spanien, 
Schweiz, Tſchechoſlowakei, Türkei, Ungarn, Aruguay; 

1 Verrechnungsabkommen beſonderer Art mit 
Ad SS; 

6 Zahlungs abkommen mit 
Belgien-Luxemburg, England, Frankreich, Kanada, Neuſeeland, Südafri— 
kaniſche Anion; | 

4 Zahlungsabkommen befonderer Art mit dem 
Sriihen Freiſtaat, Japan, Mandſchukuo, Syrien-Libanon. 


Die Konten, die für die Durchführung dieſer Abkommen eingerichtet ſind, werden bei 
der zu dieſem Zweck gegründeten Deutſchen Verrechnungskaſſe geführt, einer jelb- 
ſtändigen Rechtsperſönlichkeit, deren Beamte im weſentlichen aus der Reichsbank 
ſtammen. Faſt alle dieſe Konten weiſen einen erheblichen Aktivſaldo zugunſten der 
Vertragsſtaaten auf, ein Beweis, daß einerſeits der Verkaufsdruck in den betreifen- 
den Ländern anhält und anderſeits der deutſche Rohſtoffbedarf infolge der deutſchen 
Binnenkonjunktur ſehr ſtark iſt. 


Da die Vertragſchließenden bei Verrechnungsabkommen Wert darauf legen, daß 
ſämtliche Einfuhren und Ausfuhren zwiſchen den beteiligten Ländern im Wege der 
Abkommen bezahlt werden, werden private Verrechnungsgeſchäfte grundſätzlich aus- 
geſchloſſen. Am trotzdem zuſätzliche Ausfuhr. und Einfuhrgefchäfte, die zueinander 
in Abhängigkeit ſtehen, nicht zu unterbinden, iſt das zuſätzliche Gegenſeitigkeits- 
geſchäft geſchaffen worden. Jeder der vertragſchließenden Staaten erklärt ſich hierbei 
bereit, zuſätzliche Einfuhren aus dem anderen Lande und ihre Bezahlung im Wege 
des Abkommens zuzulaſſen, ſofern auch der andere Partner eine entſprechende Ge- 
nehmigung erteilt. Ob im Einzelfall ein Ausfuhrüberſchuß für Deutſchland gefordert 
werden muß, hängt davon ab, in welchem Verhältnis vertragsmäßig die Einzahlun— 
gen und Auszahlungen des Abkommens ſtehen ſollen. Iſt z. B. ein Ausfuhrüberſchuß 
für Deutſchland vereinbart, ſo muß auch bei zuſätzlichen Gegenſeitigkeitsgeſchäften ein 
gleicher Ausfuhrüberſchuß gefordert werden, um nicht die Abwicklung der Zahlungen 
über das Abkommen durch Verſchiebung der Salden zu beeinträchtigen. 


Die Reichsmarkbeträge, die im Rahmen privater Verrechnungsgeſchäfte, Aski und 
ſtaatlicher Abkommen für den Warenbezug zur Verfügung ſtehen, werden grundſätz— 
lich zur Parität der Reichsmark abgerechnet. Soweit auf Grund beſonderer Am- 
ſtände, z. B. wegen des ſtarken Anwachſens ſolcher Reichsmarkbeträge, bei der Ver— 
wertung der Reichsmark ein Disagio auftritt, liegt die Entwicklung dieſes Disagios 
durch die Kontrolle der Preiſe für die Einfuhr und durch die Möglichkeit, die Ein- 
zahlungen auf den fraglichen Konten zu regulieren, feſt in deutſcher Hand. 

Im Jahre 1935 ſind etwa 70 v. H. der Einfuhr, alſo der weitaus größte Teil, über 
Verrechnungsabkommen und Zahlungsabkommen bezahlt worden; der Reſt verteilt 
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ſich ſaſt gleichmäßig auf die Bezahlung mit Bardeviſen bzw. Rembourſen und auf 
private Verrechnungsgeſchäfte einſchließlich Ausländer ⸗Sonderkonten. 


4. Nebenkoften des Warenverkehrs 


Einer beſonderen Erwähnung bedürfen die Nebenkoſten des Warenverkehrs. Hier- 
unter verſteht man alle Ankoſten, die mit dem Warenverkehr zuſammenhängen, ins- 
beſondere Transportkoſten, Zölle, Verſicherungsprämien, Proviſionen, Reiſeſpeſen 
uſw. (IV / 18 Ri.). 

Für die Bezahlung der bei der Einfuhr entſtehenden Nebenkoſten werden von den 
Aberwachungsſtellen Deviſenbeſcheinigungen erteilt, um einen engen Zuſammenhang 
zwiſchen der Genehmigung zur Bezahlung der Ware und den davon begrifflich nicht 
trennbaren Nebenkoſten zu ſchaffen. Am einem praktiſchen Bedürfnis zu entſprechen, 
dürfen die Deviſenſtellen jedoch zur Bezahlung von Ausfuhr und Einfuhrneben⸗ 
koſten allgemeine Genehmigungen erteilen. Die mit der Abwicklung folder 
Zahlungen meiſt betrauten Speditionsfirmen ſind dadurch in die Lage verſetzt, allen 
Anforderungen ſchnellſtens zu genügen. 


Eine Beſonderheit liegt in den Fällen vor, in denen die in Deutſchland entſtandenen 
Nebenkoſten im Kaufpreis der Waren enthalten find und über den geſamten Kauf⸗ 
preis eine Deviſenbeſcheinigung der Aberwachungsſtelle ausgeſtellt werden ſoll. In 
dieſen Deviſenbeſcheinigungen kann die Abzweigung der Nebenkoſten und ihre Be⸗ 


gleichung in Reichsmark unmittelbar an den deutſchen Berechtigten geſtattet werden 
(IV / 3 Abſ. 2 Ri). 


5. Tranſitverkehr 


a) Deutſcher Tranſithandel 
Der deutſche Tranſithandel, der ausländiſche Waren kauft und ſie ohne Berührung 
des Zollinlandes im Auslande mit Deviſengewinn wieder verkauft, bedarf devifen- 
rechtlich beſonderer Anterſtützung. Die volkswirtſchaftliche Bedeutung des Tranſit⸗ 
handels kann insbeſondere für die Hafenſtädte nicht hoch genug eingeſchätzt werden. 
Es liegt auf der Hand, daß durch die in vielen Ländern eingeführte Devijenbewirt- 
ſchaftung derartige Geſchäfte heute weſentlich erſchwert find. Die gegenwärtige Rege 
lung in Deutſchland geht dahin, daß Tranſithändler, die regelmäßig Tranſitgeſchäfte 
durchführen, zur Erleichterung der Abwicklung ihrer Zahlungsverbindlichkeiten all- 
gemeine Verwendungsgenehmigungen erhalten. Sie find von der Verpflichtung frei- 
geſtellt, die ihnen aus derartigen Geſchäften anfallenden Deviſen an die Reichsbank 
abzuliefern, und können dieſe Deviſen einſchließlich ihres Gewinns zu Geſchäften 
gleicher Art wieder verwenden. Zuteilungen von Deviſen aus den Eingängen der 
Reichsbank können allerdings nur in Ausnahmefällen erfolgen, wenn es ſich um ein- 
zelne beſonders günſtige Tranſitgeſchäfte handelt, die einen erheblichen Deviſen⸗ 
gewinn erwarten laſſen. In dieſen Fällen hat der Tranſithändler nachträglich die 


aus dem Verkauf anfallenden Deviſen in freier Valuta an die Reichsbank abzu- 
liefern (IV / 16/17 Ri.). 


b) Tranſit-⸗Aski für ausländiſche Tranſithändler 
Eine ähnliche Anterſtützung erhält der ausländiſche Tranſithandel, der deutſche 
Waren nach dritten Ländern vertreibt. Wenn mit dieſen Ländern ein Verrechnungs⸗ 
abkommen abgeſchloſſen iſt, fo muß in der Regel der Erlös von dem Abnehmer im 
Wege dieſes Abkommens an die Deutſche Verrechnungskaſſe überwieſen werden und 
iſt hierdurch ſür den ausländiſchen Tranſithändler nicht ohne weiteres verwertbar. 
Am dieſe für die deutſche Volkswirtſchaft wichtigen Geſchäfte nicht zu unterbinden, 
wird deshalb geſtattet, daß der bei der Deutſchen Verrechnungskaſſe eingehende Erlös 
zugunſten des ausländiſchen Tranſithändlers einem ſogenannten Tranfit⸗Aski bei 
einer deutſchen Deviſenbank gutgeſchrieben wird. Der Tranſithändler darſ über dieſes 


— 
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Konto zum Ankauf deutſcher Waren verfügen, die zur Ausfuhr nach beliebigen Ver. 
rechnungsländern beſtimmt find. Dem Händler kann geſtattet werden, feinen Handels. 
gewinn bis zur Höhe von 10 v. H. der auf dem Tranſit⸗Aski eingegangenen Beträge 
nach dem eigenen Lande entweder im Wege des Verrechnungsabkommens oder, falls 
ein ſolches nicht beſteht, durch private Verrechnungsgeſchäfte zu transferieren. 


Ill. Rapitalnerkehr 


In den Auswirkungen der Deviſenbewirtſchaftung auf die Zahlungen im Kapital- 
verkehr von Deutſchland nach dem Ausland iſt zwiſchen den Auslandskrediten, die 
unter die Stillhalteabkommen fallen, und den übrigen deutſchen Verpflichtungen aus 
dem Kapitalverkehr zu unterſcheiden: 


A. Stillhalteabhommen 


Durch das Baſeler Stillhalteabkommen von 1931, das durch die deutſchen Kredit. 
abkommen von 1932 bis 1937 jeweils um ein Jahr verlängert worden iſt, iſt die Rüd- 
zahlung ſolcher, regelmäßig kurzfriſtiger Kredite geregelt worden, die ausländiſche 
Banken deutſchen Banken, Induſtrie- und Handelsunternehmungen in ausländiſcher 
Währung zur Verfügung geſtellt haben. Zweck der Stillhalteabkommen iſt es, der⸗ 
artige Kreditlinien in dem für die deutſche Wirtſchaft notwendigen Umfang aufrecht⸗ 
zuerhalten und eine allmähliche gleichmäßige Befriedigung aller Stillhaltegläubiger 
zu ermöglichen. 1932 war die Rückzahlung der Stillhaltekredite in Höhe von 10 v. H., 
1933 in Höhe von 5 v. H. durch die Streichung von Kreditlinien oder durch Barrück⸗ 
zahlung zuläſſig. Seit 1935 iſt außerdem die Streichung von Kreditlinien, die längere 
Zeit unbenutzt geblieben ſind, in größerem Amfang möglich. Schließlich iſt ſeit 1933 
auch eine Rückzahlung der Stillhaltekredite auf Regiſterkonto im Einverſtändnis des 
Gläubigers vorgeſehen. Reichsmarkbeträge aus derartigen Regiſterguthaben können 
neben langfriſtigen Kapitalanlagen in Deutſchland und neben einigen anderen In- 
landszahlungen hauptſächlich zur Auszahlung an Ausländer für Reifen in Deutſch⸗ 
land verwendet werden. Auf dieſe Weiſe iſt es gelungen, die Höhe der Stillhalte⸗ 
kredite von rund 6 Milliarden RM im Juli 1931 auf rund 1,2 Milliarden RM im 
Februar 1937 zurückzuführen. 


Für die Zinſen der Stillhaltekredite, die je nach der Art des Kredits zwiſchen 
3% v. H. und 4¼ v. H. ſchwanken, ſtellt die Reichsbank die erforderlichen Deviſen 
zur Verfügung. 


Neben den deutſchen Kreditabkommen find zur Ergänzung einige Sonderkredit⸗ 
abkommen, namentlich die Deutſch Schweizer Sonderkreditabkommen von 1933 bis 
1937 ſowie die Kreditabkommen für deutſche öffentliche Schuldner von 1932 bis 1937 
geſchloſſen worden. Für die Durchführung der Stillhalteabkommen ſowie die Er- 
teilung der dazu erforderlichen Genehmigungen iſt nach §S 4 Der die Reichsbank 
zuſtändig. 


B. ſiapitalberkehr außerhalb der Stillhalteabkommen 


Für den Kapitalverkehr außerhalb der Stillhalteabkommen find die Deviſenſtellen zu- 
ſtändig. In jedem Landesfinanzamtsbezirk iſt eine Deviſenſtelle errichtet, jo daß es 
über Deutſchland örtlich verteilt 23 Deviſenſtellen gibt. Von einigen Deviſenſtellen 
mit beſonders großen Bezirken ſind zur Erleichterung des Geſchäftsbetriebs ſechs 
Deviſenzweigſtellen abgetrennt. Die Deviſenſtellen find der Reichsſtelle für Devifen- 
bewirtſchaftung unterſtellt, die durch Runderlaſſe ihre ſachliche Verwaltungstätigkeit 
regelt. Die Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung wurde am 1. 1. 1934 durch Ver- 
ordnung des Herrn Reichswirtſchaftsminiſters vom 19. 12. 1933 errichtet, nachdem 
er durch ein Geſetz vom 18. 12. 1933 ermächtigt worden war, feine deviſenwirtſchaft⸗ 
lichen Befugniſſe zu übertragen. Am 1. 4. 1936 wurden die Deviſenſtellen, die bisher 
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organiſatoriſch und perſonell den Landesfinanzämtern angegliedert waren, zur Her- 
ſtellung einer einheitlichen Leitung auch in dieſer Beziehung der Reichsſtelle für 
Deviſenbewirtſchaftung unterſtellt. Die Tätigkeit der Deviſenſtellen auf dem Gebiet 
des Kapitalverkehrs iſt äußerſt umfangreich, da fie alle Geſchäftsvorgänge umfaßt, 
die ſich aus der hohen Auslandsverſchuldung Deutſchlands ergeben. 


Hinſichtlich der Zahlungsmöglichkeiten im Kapitalverkehr iſt zwiſchen Krediten und 
anderen Vermögensanlagen ausländiſcher Gläubiger in Deutſchland einerſeits und 
den Erträgniſſen aus derartigen Vermögensanlagen anderſeits zu unterſcheiden: 


I. Hredite und andere Dermögens anlagen von Ausländern in Deutſckland 


a) Grundſätzliche Regelung 

aa) Kredite, Darlehen, Hypotheken und Grundſchulden können nur auf Kreditſperr⸗ 
konto zurückgezahlt werden, wenn der ausländiſche Gläubiger dieſe Zahlung an 
Erfüllungs Statt annimmt. Regelmäßige Tilgungen, d. h. bei Begründung des 
Schuldverhältniſſes vereinbarte planmäßige Tilgungsraten kann der Schuldner auf 
Grund des Geſetzes über Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber dem Ausland mit 
befreiender Wirkung an die Konverſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden zahlen. 
Statt deſſen kann der Gläubiger unter Erklärung der Annahme an Erfüllungs Statt 
auch Zahlung der Tilgungsrate auf Tilgungsſperrkonto — eine beſondere Art des 
Kreditſperrkontos — oder Amlegung des aus der Einzahlung der Tilgungsrate bei 
der Konverſionskaſſe entſtandenen Guthabens auf ein Tilgungsſperrkonto bei einer 
Deviſenbank verlangen. 


Die auf Kreditſperrkonto ſtehenden Beträge können mit Genehmigung der Deviſen ⸗ 
ſtelle, die unter Amſtänden beſondere Auflagen macht (Abführung eines Teils des 
Disagiogewinns u. ä.), vor allem für langfriſtige Kapitalanlagen verwandt werden. 


Als folche gelten 

a) Hypotheken und Grundſchulden auf inländiſchen Grundſtücken fowie Kredite an 
Inländer und Beteiligungen an inländiſchen Anternehmungen, in jedem Fall mit 
einer feſten Laufzeit von mindeſtens fünf Jahren, bei Krediten in Fremdwäh⸗ 
rungen acht Jahre, 

b) inländiſcher Grundbeſitz und | | 

c) die Zahlung von Verſicherungsbeiträgen für auf Reichsmark oder Goldmark 
lautende Verſicherungen, die der Kontoinhaber für ſich ſelbſt oder zugunſten ſeiner 
Familienangehörigen abgeſchloſſen hat. 


Inländiſche Wertpapiere können mit Kreditſperrguthaben im allgemeinen ohne Ge- 
nehmigung der Deviſenſtelle erworben werden. Ferner können die Kreditſperrgut⸗ 
haben dem urſprünglichen Kontoinhaber für unentgeltliche Zuwen- 
dungen im Inland, zur Bezahlung von Leiſtungen an Inländer, die im Zufammen- 
hang mit feinen geſperrten inländiſchen Vermögenswerten geſchuldet werden (Ver- 
waltungskoſten), zur Bezahlung von Steuern, die ſich auf das inländiſche Vermögen 
oder Einkommen des Kontoinhabers beziehen, und zur Bezahlung nichtgeſchäftlicher 
Reiſen des Kontoinhabers und ſeiner Familienmitglieder in Deutſchland freigegeben 
werden. Endlich kann dem urſprünglichen Kontoinhaber geſtattet werden, 25 v. H. des 
Rechnungsbetrages neuer Warenlieferungen, ſoweit die Warenlieferungen für den 
eigenen Betrieb des Kontoinhabers erfolgen, aus dem Kreditſperrguthaben zu be- 
zahlen. Für Tilgungsſperrguthaben gilt im weſentlichen dieſelbe Regelung, doch 
können ſie unter beſtimmten Bedingungen auch kurzfriſtig angelegt werden. 


Die Inhaber der Kreditſperr⸗ und Tilgungsſperrguthaben find in der Lage, fie an 
andere Deviſenausländer zu verkaufen. 
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bb) Grundſtücke, Vermögensanlagen und Erbſchaften 


Der Erlös von Grundſtücken, ähnlichen Vermögensanlagen oder von Gegenſtänden, 
die zu einer Erbſchaft gehören, kann entſprechend 8 17 Dev mit Einverſtändnis des 
Gläubigers ebenfalls nur auf Kreditſperrkonto gezahlt werden. 


cc) Wertpapiere 


Der Verkaufserlös für deutſche Wertpapiere eines Ausländers, die auf Reichsmark 
oder Goldmark lauten und im Inland veräußert worden find, kann entſprechend 8 20 
Dev nur auf Wertpapierſperrkonto gezahlt werden. Für die auf dieſen Konten ein- 
gezahlten Beträge beſtehen, wenn fie aus Wertpapieraltbefitz ſtammen, im wefent- 
lichen dieſelben Verwendungsmöͤglichkeiten wie für Kreditſperrguthaben. Die Ver⸗ 
kaufs möglichkeiten find jedoch inſofern beſchränkt, als die Verwendung von erwor- 
benen Wertpapierſperrguthaben für langfriſtige Anlagen nicht geſtattet wird. 


Tilgungsraten für deutſche Auslandsanleihen find an die Konverſionskaſſe für 
deutſche Auslandsſchulden zu leiſten. Dieſe überſendet dem Treuhänder der Anleihe 
in Höhe der fälligen Tilgungsrate Stücke, die ſie ſelbſt aufgekauft hat, oder bietet 
den Inhabern ausgeloſter Stücke deren Amtauſch in noch nicht fällige Stücke derſelben 
Emiſſion oder einer gleichwertigen anderen deutſchen Anleihe an. Beſteht die Aus- 
landsanleihe aus einzelnen Serien, die nach einem beſtimmten Plan fällig werden, 
ſo hat der deutſche Schuldner ebenfalls die für eine fällige Serie erforderliche Summe 
in Reichsmark an die Konverſionskaſſe zu zahlen. Dieſe bietet dem ausländiſchen In⸗ 
haber eines fälligen Serienbonds andere gleichwertige deutſche Stücke zum Amtauſch 
an. Statt deſſen kann der Inhaber eines Serienbonds auch die Zahlung des Ein⸗ 
löſungsbetrags auf ein Kreditſperrkonto verlangen. 


b) Ausnahme für neue Vermögensanlagen 


Hat ein Ausländer einem Inländer einen Kredit nach dem 15. 7. 1931 (bei Krediten 
ausländiſcher Banken nach dem 8. 10. 1931) nachweislich in Deviſen oder freier Reichs- 
mark gegeben, und find die Deviſen der Reichsbank zur Verfügung geſtellt worden, 
fo kann die Rückzahlung des Kredits in Deviſen oder auf freies Reichsmarkkonto ge- 
nehmigt werden, wenn in dem Deviſenzuteilungsverfahren die erforderlichen Deviſen 
zugeteilt worden ſind. Dieſelben Grundſätze werden auf ſonſtige Vermögensanlagen 
oder inländiſche Wertpapiere angewandt, die ein Ausländer nach dem 15. 7. 1931 in 
Deutſchland mit Devifen oder freier Reichsmark erworben hat. Bei Wertpapieren 
gilt dies jedoch nur in Höhe des Erlösteils, der dem aufgewendeten Devijen- oder 
freien Reichsmarkbetrag entſpricht. 


2. Erträgniffe aus deutſchen Dermögensanlagen 
a) Grundſätzliche Regelung 

Zinſen, Gewinnanteile, Miet. und Pachtzinſen und ähnliche regelmäßig wieder- 
kehrende Leiſtungen aus Guthaben, Krediten, Anleihen, Hypotheken, Grundſchulden, 
Beteiligungen und anderen deutſchen Vermögensanlagen von Ausländern ſind ſeit 
dem 1. 7. 1933 an die Konverſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden zu zahlen. Für 
die Fälligkeiten vom 1. 7. 1933 bis zum 31. 12. 1933 hat die Konverſionskaſſe dem 
Gläubiger 50 v. H. der bei ihr eingezahlten Vermögenserträgniſſe in Deviſen und 
50 v. H. in unverzinslichen Schuldſcheinen (Scrips) gegeben, welche die Deutſche Gold- 
diskontbank wiederum zu einem feſten Kurs von 50 v. H. in Deviſen zurückgekauft 
hat. Für die Fälligkeiten vom 1. 1. 1934 bis zum 30. 6. 1934 ſind dem Gläubiger 
30 v. H. in Deviſen und 70 v. H. in Scrips ausgehändigt worden. Dieſe Scrips hat 
die Deutſche Golddiskontbank zu einem feſten Kurs von 67 v. H. zurückgekauft. Seit 
dem 1. 7. 1934 gibt die Konverſionskaſſe in Höhe der bei ihr eingezahlten Reichsmark. 
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beträge dem ausländiſchen Gläubiger nur noch verzinsliche Schuldverſchreibungen 
(Fundingsbonds) aus. Dieſe werden am 1. 1. 1945 fällig und werden mit 3 v. H. 
jährlich verzinſt, ſowie durch Aufwendung von 3 v. H. ihres jeweils umlaufenden 
Betrages jährlich durch Rückkauf oder Ausloſung getilgt. Der Umlauf dieſer Schuld ⸗ 
verſchreibungen hat ſchon eine beträchtliche Höhe erreicht. Für engliſche Gläubiger 
find z. B. vom November 1934 bis zum 31. Dezember 1935 Schuldverſchreibungen 
im Nominalbetrag von 34 898 284,97 R M, für Schweizer Gläubiger vom 1. 4. 1934 
bis 31. 12. 1935 Schuldverſchreibungen im Nominalbetrag von 25 874 913,06 RM 
ausgegeben worden. Für Zinſen, Tilgungen und Rückzahlungen hat das Deutſche 
Reich auf Grund des Geſetzes über die Gewährleiſtung für den Dienſt von Schuld- 
verſchreibungen der Konverſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden vom 26. 2. 1935 
die Garantie übernommen. 


Die Zinſen der Dawes⸗ und Young Anleihe erhalten die Gläubiger auf beſonderem 
Reichsmarkkonto gutgeſchrieben. Aber die Guthaben kann mit Genehmigung der 
Reichsbank zu beſtimmten Inlandszahlungen wie zum Ankauf von deutſchen Schuld ⸗ 
verſchreibungen und Aktien, zu langfriſtigen Anlagen in Darlehen, Grundſchulden 
und Hypotheken, zum Erwerb von Grundbeſitz oder ſonſtigen von der Reichsbank zu⸗ 
gelaſſenen Anlagen und zur Bezahlung von Koſten für vorübergehenden Reifeauf- 
enthalt in Deutſchland verfügt werden. 


b) Freigabe zu Inlands zahlungen 


Mit Genehmigung der Deviſenſtelle können Vermöͤgenserträgniſſe zugunſten aus ⸗ 
ländiſcher Gläubiger ſtatt an die Konverſionskaſſe auch auf ein Sonderkonto gezahlt 
werden, über das der Kontoinhaber zu unentgeltlichen Zuwendungen an Inländer, 
zur Leiſtung angemeſſener Anterhaltsbeträge an inländiſche Anterhaltsberechtigte, 
zur Bezahlung der Verwaltungskoſten für ſein inländiſches, der deviſenwirtſchaftlichen 
Sperre unterliegendes Vermögen, zur Bezahlung von Steuern für ſein inländiſches 
Vermögen oder Einkommen ſowie zu nicht geſchäftlichen Reifen im Inland ver- 
fügen kann. 


c) Gutſchrift auf freiem Konto, Transfer nach dem Ausland 


Zur Entlaftung der Konverſionskaſſe von zahlreichen Konten mit kleinen Beträgen iſt 
angeordnet, daß Erlöſe von Zins⸗ und Gewinnanteilſcheinen oder Zinſen aus Sperr. 
guthaben, die zehn Reichsmark nicht erreichen, auf freiem Konto des ausländiſchen 
Gläubigers gutgebracht werden können, wenn die kontoführende Bank der Konver⸗ 
ſionskaſſe monatlich nachträglich den Geſamtbetrag der Gutſchriften und die Zahl der 
Konten mitteilt, und wenn außerdem die Zins- und Gewinnanteilſcheine, ſoweit dieſe 
in Frage kommen, ſchon vor dem 1. 7. 1933 im Depot bei der betreffenden Deviſen⸗ 
bank lagen. Abgeſehen von dieſen Bagatellſachen iſt der freie Transfer nach dem Aus⸗ 
land nur vorgeſehen für Zinſen aus Warenkrediten und für Erträgniſſe aus neuen 
Vermögensanlagen, die nach dem 15. 7. 1931 in Deviſen oder freier Reichsmark nach 
Deutſchland gefloſſen find, wenn der Gläubiger die Zinſen auf 4½ v. H. ſenkt. Auch 
in ganz beſonders ſchwierigen Härtefällen kann der Transfer von Vermögenserträg⸗ 
niſſen genehmigt werden, wenn die erforderlichen Deviſen zugeteilt werden. 


d) Transferabkommen 


Gegenüber der allgemeinen Regelung des Transfers aus deutſchen Vermögens- 
anlagen erhalten die Gläubiger in manchen Ländern auf Grund von Transfer- 
abkommen eine Beſſerſtellung, falls die dafür erforderlichen Deviſen durch die zujäß- 
liche Abnahme deutſcher Waren ſeitens dieſer Länder beſchafft werden. Es iſt eine 
notwendige Folge dieſes Grundſatzes, daß entſprechend dem größeren oder geringeren 
Entgegenkommen jedes Landes in der Abnahme zuſätzlicher deutſcher Waren die 
Transferregelung für die einzelnen Länder verſchieden iſt und ſtändigen Anderungen 
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unterliegt. Transferabkommen ſind zur Zeit geſchloſſen mit Belgien⸗Luxemburg, 
Dänemark, England, Frankreich (nur für die Zinſen aus der Dawes⸗ und PYoung- 
Anleihe), Italien, den Niederlanden, Schweden und Schweiz ⸗Liechtenſtein. 


C. Sonſtige Zahlungen 

I. Patentgebühren, Lizenzen 

Der volkswirtſchaftlichen Bedeutung ausländiſcher Patente wird in gewiſſem Um- 
fang dadurch Rechnung getragen, daß inländiſche Patentanwälte auf Grund einer 
allgemeinen Genehmigung die ihnen im Geſchäftsverkehr mit ausländiſchen Patent- 
anwälten und Auftraggebern anfallenden Deviſen zur Bezahlung ausländiſcher 
Patentgebühren und Patentanwaltskoſten für ihre inländiſchen Auftraggeber ver- 
wenden können. Sonſtige Ausgaben für ausländiſche Patente und Lizenzen kann der 
Inhaber nur aus eigenen Deviſen für eigene Rechnung auf Grund einer allgemeinen 
Genehmigung zahlen. Einzelgenehmigungen zur Bezahlung ausländiſcher Patent- 
gebühren werden nur erteilt, wenn die Erhaltung des Auslandspatents volkswirt⸗ 
ſchaftlich dringlich iſt und die erforderlichen Deviſen im Einzelfall zugeteilt werden 
können. Dasſelbe gilt für die Bezahlung von Lizenzen an Ausländer, Verbindlich- 
keiten aus Marktſchutzabkommen und ähnliche Leiſtungen. Derartige Zahlungen 
können dann genehmigt werden, wenn fie einen Deviſenanfall oder eine Devifen- 
erfparnis für Deutſchland zur Folge haben, oder wenn ſonſt ein erhebliches volks⸗ 
wirtſchaftliches Intereſſe vorliegt. 


2. Verſicherungs verkehr 


Die Zahlung von Verſicherungsprämien inländiſcher Verſicherungsnehmer in Deviſen 
mußte weitgehend eingeſchränkt werden. Grundſätzlich wird die deviſenrechtliche Ge⸗ 
nehmigung zur Zahlung von Verſicherungsprämien nur für ſolche Geſchäſte erteilt, 
die Deviſen ſchaffen. In Betracht kommen namentlich Verſicherungen im Zujammen- 
bang mit der Warenausfuhr oder mit deutſchen Dienſtleiſtungen an das Ausland. 
Dagegen beſteht auf dem Gebiet der Perſonenverſicherung grundſätzlich keine Mög- 
lichkeit mehr, Prämien in Deviſen zu zahlen. 
Die Verſicherungsunternehmungen find als wichtiger deviſenſchaffender Zweig der 
deutſchen Volkswirtſchaft weitgehend von den deviſenrechtlichen Beſchränkungen frei⸗ 
geſtellt worden, um fie in den Stand zu ſetzen, ihre Verpflichtungen aus Verſiche⸗ 
rungsverträgen gegenüber ausländiſchen Berechtigten zu erfüllen und dadurch das 
Vertrauen zu den deutſchen Verſicherungsunternehmungen aufrechtzuerhalten. 


3. Derjorgungsbezüge, Renten und Unterſtützungen 

Leiſtungen der Träger der deutſchen Sozialverſicherung ſowie Verſorgungs⸗, Zuſatz⸗ 
und ſonſtige Militärrenten können an ausländiſche Berechtigte durch die Poſt gezahlt 
werden. Andere öffentlich- rechtliche Bezüge im Ausland anſäſſiger Perſonen können 
dagegen nur nach dem Ausland überwieſen werden, wenn dem Empfänger die Auf⸗ 
gabe des ausländiſchen Wohnſitzes nicht zugemutet werden kann. Dasſelbe gilt für 
Bezüge auf privatrechtlicher Grundlage. In allen Fällen können die Zahlungen aber 
auf ein Sonderkonto des Berechtigten bei einer Deviſenbank geleiſtet werden, über 
das er regelmäßig ohne beſondere Genehmigung zu Zahlungen an Inländer für 
eigene Rechnung verfügen kann. 


IV. Schlußbemerkung 


Der Druck auf die deutſche Währung hat im fortichreitenden Umfang Maßnahmen 
notwendig gemacht, die zu einer lückenloſen Deviſenbewirtſchaftung geſührt haben. 
Im Ablauf dieſer Maßnahmen können im weſentlichen drei Abſchnitte unterſchieden 
werden. 1931 wurde infolge der Weltwirtſchaftskriſe und der durch ſie hervor⸗ 
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gerufenen Erſchütterungen der Kapitalmärkte das in Deutſchland angelegte aus - 
ländiſche Kapital in großem Umfang zurückgerufen. Nach außerordentlichen Gold. 
verluſten der Reichsbank mußte das Stillhalteabkommen abgeſchloſſen und durch die 
Deviſenverordnung vom 1. Auguſt 1931 der übrige Kapitalverkehr geregelt werden. 
Das Sinken des deutſchen Ausfuhrüberſchuſſes führte dann dazu, daß der Transfer 
von Vermögenserträgniſſen durch das Geſetz über Zahlungsverbindlichkeiten gegen- 
über dem Ausland vom 9. Juni 1933 weitgehend eingeſchränkt wurde. Der Devifen- 
anfall reichte auch hiernach noch nicht zur Bezahlung der deutſchen Einfuhr aus. Der 
mit der Führung der Geſchäfte des Reichs und Preußiſchen Wirtſchaftsminiſteriums 
beauftragte Neichsbankpräſident Dr. Schacht führte deshalb im Herbſt 1934 durch 
den ſogenannten „Neuen Plan“ eine zentrale Aberwachung und Steuerung der Ein- 
fuhr durch. Dieſe Maßnahmen wurden durch planmäßige Förderung der Ausfuhr 
zum Zweck der Erhöhung des Deviſenanfalls ergänzt. 


Die deutſche Deviſenbewirtſchaftung iſt alſo aus der Not der Zeit heraus geboren 
worden. Sie hatte die Aufgabe, in einer Periode des Zuſammenbruchs des Welt⸗ 
handels infolge der Weltwirtſchaftskriſe und der mit ihr verbundenen Verſtärkung 
der Handelshemmniſſe und Erſchütterung der internationalen Kapitalbeziehungen die 
Verſorgung der deutſchen Wirtſchaft mit den lebensnotwendigen Nohſtoffen und 
Nahrungsmitteln zu ermöglichen. Im Jahre 1936 bot der deutſche Außenhandel das 
folgende Bild: 


Rohſtoffe 
Nahrungs- und Halbfertige | Fertige Zuſammen 


mittel Waren Waren 


N Millionen Reichsmark 
Einfuhr 1935 


45,2 995,9 2 552,8 564,8 4 158,7 

„ 1936. 96.2 996,2 2 598,7 526, 8 4 217,9 

Ausfuhr 1935 2,9 75,0 773, V8 3 418,0 4 269,7 
„ 1936 2,6 73,3 746,3 3 946,0 4 768 

In v. H 

Einfuhr 1935 2 24 61 13 100 
„ 1936 2 24 62 12 100 
Ausfuhr 1935. 0 2 18 80 100 
„ 1936 0 2 16 82 100 


Dieſe Ziffern zeigen einen außerordentlichen Erfolg des „Neuen Plans“. Durch die 
planvolle Leitung der deutſchen Außenwirtſchaft iſt es gelungen, die Rohftoffbezüge 
eines der größten Induſtrieſtaaten der Welt unter ungünſtigen Amſtänden zu ſichern 
und ſie durch den Erlös der fertigen Waren zu bezahlen. Eine derartige Leiſtung 
war vom Ausland für unmöglich gehalten worden, bis in Deutſchland die Diſziplin 
der an der deutſchen Außenwirtſchaft beteiligten Wirſchaftskreiſe in enger Zuſam⸗ 
menarbeit mit den beteiligten Regierungsftellen das Ziel im großen erreicht hat. 
„Lombardſtreet“, das Zentrum der Londoner Finanzwelt unter Führung der Bank 
von England, das in der Zeit vor dem Weltkrieg als das „Herz der Weltwirtſchaft“ 
bezeichnet wurde, kann ſeine früheren Aufgaben nicht mehr erfüllen, da die Zerrüttung 
der Währungen den automatiſchen Ausgleich des Kapital- und Zahlungsverkehrs 
verhindert. In der deutſchen Nationalwirtſchaft ſtellt die Deviſenbewirtſchaftung 
einen Teil der Währungspolitik dar, durch deren zentrale Leitung es der deutſchen 
Volkswirtſchaft ermöglicht wird, ſich in einer den Erforderniſſen der Zeit entſprechen⸗ 
den Weiſe in die beſtehenden weltwirtſchaftlichen Zuſammenhänge einzugliedern. 


Es kann jedoch nicht verkannt werden, daß die Deviſenbewirtſchaftung auch Nachteile 
mit ſich bringt. Die mit ihr wie mit jeder zentralen Lenkung der Wirtſchaft ver- 
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bundenen Formalitäten bilden eine Belaſtung der betroffenen Wirtſchaftskreiſe. Es 
iſt deshalb anzuſtreben, die Deviſenbewirtſchaftung im Laufe der Zeit zu lockern. 
Ein vollſtändiger Wegfall der Deviſenbewirtſchaftung iſt vorläufig nicht zu er⸗ 
warten, da die hohe Auslandsverſchuldung Deutſchlands ſolche Anſprüche an die 
deutſche Währung ſtellt, daß die heutigen Reſerven bei Freigabe des Kapitalverkehrs 
nicht ausreichen würden, den Kurs der Reichsmark ſtabil zu halten. Außerdem kann 
der Anfall an Deviſen wohl mit beſonderen Anſtrengungen geſteigert, aber nicht be- 
liebig erhöht werden, ſo daß eine Lenkung der Einfuhr nach den volkswirtſchaftlich 
erſtrebten Zielen erforderlich bleibt. 


Die wichtigſte Vorausſetzung für die Milderung der Deviſenbewirtſchaftung in allen 
Ländern iſt die Beſeitigung der Kriſenurſachen. Die Handelshemmniſſe, die in allen 
Teilen der Welt einen großen Amfang angenommen und zu einer Lahmlegung des 
internationalen Güteraustauſchs geführt haben, müßten weitgehend abgebaut werden. 
Insbeſondere müßte der Handelsverkehr zwiſchen den Robftoff- und den Induſtrie⸗ 
ländern wieder in geſunder Weife entwickelt werden. Den Induſtrialiſierungs⸗ 
beftrebungen in den Rohſtoffländern dürfte nur in dem Amfang Raum gegeben 
werden, der einer geſunden gegenſeitigen Ergänzung der Volkswirtſchaft entſpricht. 
Die internationale Verſchuldung müßte auf eine Höhe zurückgeführt werden, die für 
die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit der Länder tragbar iſt. Dies gilt insbeſondere 
für die politiſche Verſchuldung, die nichtwirtſchaftlichen Arſachen ihre Entſtehung ver⸗ 
dankt, ferner aber auch für die kurzfriſtige Verſchuldung, die in Kriſenzeiten be⸗ 
ſonders leicht zur Erſchütterung der Währung führt. In planmäßiger Arbeit iſt es 
der deutſchen Regierung innerhalb der letzten Jahre gelungen, die deutſche Kapital- 
verſchuldung von rund 26 Milliarden RM auf rund 10 Milliarden RM zu ver- 
ringern. Es wurden ſchwere Opfer gebracht, um eine teilweiſe Rückzahlung zu er⸗ 
möglichen. Die Währungsabwertung in wichtigen Gläubigerſtaaten brachte hierbei 
eine gewiſſe Erleichterung. Die Schuldenlaſt iſt aber, an der Leiſtungsfähigkeit der 
deutſchen Außenwirtſchaft gemeſſen, noch zu hoch. Es muß erreicht werden, fie weiter- 
hin zu verringern. 


Ein freierer internationaler Warenverkehr läßt ſich nur ermöglichen, wenn zunächſt 
der Kapitalverkehr zurückgeſtellt wird, um dadurch die Volkswirtſchaften auf dem 
Gebiet des Handels- und Warenaustauſches wieder leiſtungsfähig zu machen. Eine 
Benachteiligung des Kapitalverkehrs bringt ſicher Härten ſür die Gläubiger mit ſich. 
Es liegt aber in ihrem eigenſten Intereſſe, daß die Volkswirtſchaften der Schuldner⸗ 
länder durch eine Aufwärtsentwicklung des Handels wieder in die Lage verſetzt 
werden, ihren Kapitalverpflichtungen nachzukommen. Ein zeitlicher und teilweiſe 
auch endgültiger Verzicht ſtellt ſo letzten Endes für die Gläubiger einen Gewinn dar, 
da nur auf dieſe Weiſe eine Bedienung der Auslandsſchulden wieder ermöglicht 
werden kann. 


Die deutſche Deviſenbewirtſchaftung hatte ſeit Einführung des „Neuen Plans“ eine 
bewußte Zuſammenfaſſung der deutſchen Außenwirtſchaft unter einer zentralen Lei⸗ 
tung zur Vorausſetzung. Dieſe Vorausſetzung erfüllte der nationalſozialiſtiſche 
Staat, welcher die Wirtſchaftsenergien freiſetzte und ſie einheitlich in die von dem 
Ziel des Führers beſtimmten Richtungen lenkte. In der Rückwirkung auf die Außen- 
wirtſchaft treten in dieſem Zuſammenhang namentlich ſolgende Hauptaufgaben 
des Staates hervor: Die Rückgliederung von 6 Millionen Erwerbsloſen in den 
nationalen Arbeitsprozeß, die Wiederwehrhaftmachung des deutſchen Volkes, die 
eine weſentliche Amſtellung der Warenein- und -ausfuhr bedingten, ſowie die Ziel. 
ſetzungen des Vierjahresplans, die ſich in ähnlicher Weiſe auswirken. Dieſen Zielen 
des nationalſozialiſtiſchen Staates dienten die Deviſenbewirtſchaftung ſowie die durch 
ſie ſtark beeinflußte Außenwirtſchaft. 
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Erläuterung der Abkürzungen 
und Nachweis der angezogenen Deviſengeſetze und -verordnungen 


BGB = Bürgerliches Geſetzbuch. 

Dev — Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 4.2.1935 in der Faſſung der Verord⸗ 
nung über die Einführung der Geſetzgebung über die Deviſenbewirtſ ak und 
C. 277 und Des Geieheß zur Uinderung des Geſehes über die Denifenbemirtfgaftung 

. 278) und des Geſetzes zur rung des Ge er die Deviſenbewirtſchaftung 
vom 1.12.1936 G61. S. 1000). 

Ri. = Verordnung zur Deviſenbewirtſcha (Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaftung 
vom 19. 12.1 36, RG Bl. I S. 1021). N 

Verordnung über die Deviſenbewirtſchaftung vom 1. 8. 1931 (RG Bl. I S. 421): 

In dieſer Verordnung waren die in der Verordnung über den Verkehr mit aus⸗ 
ländiſchen Zahlungsmitteln vom 15. 7. 1931 und in der Kapitalfluchtverordnung 
vom 18. 7. 1931 behandelten Materien aufgegangen. 

Geſetz gegen den Verrat der deutſchen Volkswirtſchaft vom 12. 6. 1933 (RGBl. 1 S. 360) in 
der gaflıng des Abſchnitts III des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 16. 10. 1934 
(REBLI S. 925). 

Geſetz gegen Wirtſchaftsſabotage vom 1. 12. 1936 (RG Bl. I S. 999). 

Geſetz über die Gewährung von Straffreiheit bei Deviſenzuwiderhandlungen vom 15. 12. 1936 
(RG Bl. 1 Ss) 


Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die 58 von Straffreiheit bei 
Heviſenzuwiderhandlungen vom 16. 12. 1936 (RG Bl. 1 S. 1018). 


Zweite Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Gew rung von Steaffreiheit 
bet Deviſenzuwiderhandlungen vom 29. 12. 1936 (NEDBL 1937 1 S. 1). 


Dritte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Age ng von Straffreiheit 
bei Deviſenzuwiderhandlungen vom 14. 1. 1937 (RG Bl. 1 S. 10). 


Geſetz über Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber dem Ausland vom 9. 6. 1933 (RG Bl. 1 S. 349; 
Deutſcher Reichsanzeiger Nr. 132 vom 9. 6. 1933) in der Faſſung der Verordnung 


über die Einführung der Geſetzgebung über die Devifenbewirtf aftung und den 
Zahlungsverkehr mit dem Ausland im Saarland vom 23. 2. 1935 G0 Sl S. 278). 


Geſetz vom 18. 12. 1933 (RGBl. I S. 1079). 
Verordnung vom 19. 12. 1933 (RGBl. 1 S. 1088). 
Verordnung über Preiſe für ausländiſche Waren vom 22. 9. 1934 (RG Bl. I S. 843). 


Durchführungsverordnung zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 4. 2. 1935 
(RG Bl. 1 S. 1140 in der Faſſung der Verordnung über die Einfuhrung der Geſetz · 
ebung über die Deviſenbewir 0 800 und den Jahlungsverkehr mit dem Ausland 

m Saarland vom 23. 2. 1935 (RG Bl. I S. 278). 


Zweite Durchführungsverordnung zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 25. 7. 
1935 (86 l. IJ S. 1046). 1 


Dritte (6 81. 1 S. 1408. zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 1. 12. 1935 
Vierte (581. 18.1543. zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 23. 12. 1935 | 
Fünfte . a A zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 25. 5. 1936 

Sechſte D ch Bl. 1 C. 980) zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 28. 10. 1936 


Siebente Durchführungsverordnung zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 19. 11. 
1936 (RG Bl. I S. 946). 5 


Achte a 6 Bl. S. 242. zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 17. 2.1937 
Neunte Durch rungsverordn zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 20. 2. 1937 
(80 81 J S. 255). * 


Zehnte Durchführungsverordnung zum Geſetz über die Deviſenbewirtſcha vom 16. 9. 1937 
9150 S. 1018) ins der Faſſung der Berichtigung vom 13.10. 1937 (RG Bl. I 
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Band III Beitrag 55 Die Acbeit führt in gedrängter Form in die Derhältniffe des 


hoenigs ah ae Derjonen- und ee e in 9 

8 . 3wilchenftaatlichen Derflechtungen ein. Nahezu alle wejent- 
ar ee eee Techn deutſchen Derkehrsprobleme der letzten Jahre werden 
Verkehrspolitik berührt. Die Beziehungen zwiſchen Staat und Trägern des 


Deckehts, deſſen Decteilung auf die einzelnen Derkehts— 
arten, die gegenſeitigen Beziehungen der Derkehrsträger 
untereinander, das Wettbewerbs- und Tatifproblem, die 
großen otganiſatoriſchen Derjchiebungen der letzten Jahre 
— kurz alles Wiſſenswerte wird gebracht. Dort, wo es er— 
forderlich erſcheint, werden bei aller erfreulichen Rürze 
ausgiebige ſtatiſtiſche Angaben gemacht, die zur Dervoll- 
ſtändigung des gebotenen Bildes beitragen. Die Abhand- 
lung füllt eine empfindliche Lücke in dem deutſchen ver— 
hkehrspolitiſchen Schrifttum aus. 


(Güter- und Perjonenverkehr) 


Band III Beitrag 59 Der Derfaffer gibt zunüchſt einen klaren Überblick über die 


8 f i Aufgaben des Arbeitsdienftes, unter denen die der Ec- 
abi 5 ziehung des deutſchen Menſchen im Dordergrund ſteht. 
Reichsleiter, Berlin Heiter gelangt die Organiſation des Arbeitsdienftes, welche 
Arbeitsdienft die Durchführung dieſer Aufgaben fichert, in ihrer zweck— 


vollen Gliederung zur Darſtellung. Rieran [chließt ſich ein 
Abſchnitt über die volkswittſchaftlich außerordentlich loh- 
nenden, gewaltigen Leiftungen der Arbeitsdienftabteilun- 
gen, während der Schluß des Beitrags den e 
für die weibliche Jugend behandelt. 
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Weſen und Bedeutung des Verkehrs 

Aufgabe des Verkehrs iſt die Überwindung des Raumes, Gegenſtand 
des Verkehrs die Beförderung von Gütern, Perſonen und Nachrichten. Die 
Abertragung von Nachrichten ſcheide ich an dieſer Stelle aus, da ſie in einem be⸗ 
ſonderen Teil behandelt wird, und beſchränke mich auf die Beförderung von Gütern 
und Perſonen. 

Sowohl vom Güter- als auch vom Perſonenverkehr find in Deutſchland vielfeitige 
und bedeutungsvolle Aufgaben zu erfüllen, die ſich aus der geographiſchen Lage und 
der Wirtſchaftsſtruktur Deutſchlands ergeben. 
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In der Güterbeförderung iſt es die Aufgabe des Verkehrs, die in dem vor⸗ 
wiegend auf landwirtſchaftliche Betätigung eingeſtellten und meiſt dünn beſiedelten 
Oſten des Reiches anfallenden Aberſchußmengen an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen 
— Getreide, Mehl, Vieh, Holz — nach den dicht bevölkerten Induſtriezentren des 
Reiches — nach Rheinland, Weſtfalen, Land Sachſen, Berlin, Oberſchleſien und dem 
mitteldeutſchen Induſtriegebiet ſowie nach Süddeutſchland — zu bringen. Amgekehrt 
muß der Oſten vom Weſten mit induſtriellen Erzeugniſſen, mit Düngemitteln, Kraft⸗ 
futter u. dgl. verſorgt werden. Aber das ganze Reichsgebiet erſtreckt ſich die Beliefe⸗ 
rung mit Brennſtoffen von den verſchiedenen deutſchen Stein und Braunkohlen⸗ 
revieren aus. Beſonders wichtig iſt der Verſand nach Süddeutſchland und der wieder- 
gewonnenen Oſtmark, die beide nur über unbedeutende eigene Kohlengruben verfügen. 
Den gewerblichen Betrieben müſſen außer Kohlen die ſonſt erforderlichen Rohſtoffe 
zugeführt werden; vielfach werden auch Halbfabrikate zwecks weiterer Verarbeitung 
von dem einen zu einem anderen Orte aufgegeben. Im zwiſchenſtaatlichen Verkehr 
muß über die Seehäfen und die trockene Grenze der Bezug der ausländiſchen für die 
deutſche Wirtſchaft unentbehrlichen Rohſtoffe — Wolle, Baumwolle, Jute, Hanf, 
Häute, Erze, Metalle, Phosphate uſw. — und umgekehrt der Abſatz der deutſchen Er⸗ 
zeugniſſe in das Ausland ſichergeſtellt werden. Beſondere Anforderungen ſtellt die 
Verſorgung der Großſtädte mit ihrer umfangreichen Nachfrage nach Lebensmitteln 
und Gebrauchsgegenſtänden des täglichen Bedarfs. 


In der Perſonenbeförderung haben die Verkehrsanſtalten neben dem all- 
gemeinen Reiſeverkehr den Berufsverkehr, den Nahverkehr im Bereich der groß⸗ 
ſtädtiſchen Vorortſiedlungen und den Andrang beim Zuſammenſtrömen großer Men- 
ſchenmaſſen aus politiſchen oder ſportlichen Anläſſen — Reichsparteitag in Nürnberg, 
Erntedankfeſt am Bückeberg, Turn- und Sportfeſt in Breslau — ſicherzuſtellen. 

Den Aufgaben des Güter- und Perſonenverkehrs dienen die Eiſenbahnen — die 
Deutſche Reichsbahn, die Privatbahnen, die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen, die 
Straßenbahnen —, die Binnenſchiffahrt, die Seeſchiffahrt, der Kraftwagen — Per- 
ſonenomnibus, Laſtkraftwagen — und das Luftſahrzeug. Sie alle haben im Rahmen 
des Geſamtverkehrs ihren beſonderen Dienſt zu verrichten, im umfaſſendſten Maße 
die Eiſenbahnen, weniger umfaſſend, aber auf ihren Teilgebieten ebenfalls von großer 
Wichtigkeit die übrigen Verkehrsmittel. Sie alle können ihren verſchiedenen Aufgaben 
nur gerecht werden, wenn ſie richtig eingeſetzt und ausgenutzt, zweckmäßig ausgeſtaltet 
und wirtſchaftlich. betrieben werden. Vielfach tritt, ſobald der Verkehr über die ört⸗ 
lichen Bedürfniſſe hinausgeht, das Beſtreben nach Zuſammenſchluß der Verkehrs- 
mittel zu größeren und einheitlichen Gebilden auf. Dieſes Streben nach Zufammen- 
ſchließung entſpringt dem Gedanken, den Betrieb zu vereinfachen und zu verbilligen, 
und macht ſich bei den Eiſenbahnen in gleicher Weiſe wie bei den anderen Verkehrs- 
mitteln geltend. 


Es iſt eine im Weſen des Verkehrs begründete, durch ſeine überragende Bedeutung 
für das ſtaatliche und wirtſchaftliche Leben bedingte Erſcheinung, daß im Verkehr 
ſchon früh der Staat führend geworden iſt. Der Verkehr hat in den dem Weltkriege 
vorhergegangenen 50 Jahren eine der übrigen Wirtſchaft diametral entgegengeſetzte 
Entwicklung genommen. Während im Bergbau, in der Induſtrie, im Handel und in 
den Banken die ſelbſtändige Anternehmung vorherrſchend war und ſich in ihrem Auf⸗ 
bau vorwiegend von dem Gewinnſtreben leiten ließ, hat der Verkehr ſehr bald die ge⸗ 
meinwirtſchaftlichen, den allgemeinen Grundſätzen des heutigen Staates nahekommen⸗ 
den Anforderungen des Gemeinwohls in den Vordergrund geſtellt und auch in der 
Blütezeit des Kapitalismus eine ausgeſprochene akapitaliſtiſche Tendenz verfolgt. 
Dieſe gemeinwirtſchaftliche Zielſetzung tritt beſonders klar bei den Staatseiſenbahnen 
der früheren deutſchen Bundesſtaaten hervor; auch die Binnenſchiffahrt und die See⸗ 
ſchiffahrt konnten ſich dem Gedanken, daß der Verkehr in ſeinem Weſen öffentlicher 
Dienſt iſt, nie ganz entziehen. Nur dadurch, daß ſich die früheren deutſchen Bundes- 
ſtaaten weitgehend des Eiſenbahnweſens annahmen und die wichtigſten Bahnen ver- 
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ſtaatlichten, wurde es erreicht, daß das Eiſenbahnnetz immer weiter in die abgelegenen 
und wirtſchaftlich ſchwachen Gebiete des Reiches vordrang, während ſich die Privat- 
eiſenbahnen aus naheliegenden Gründen nur der Anlage und dem Betrieb der wich- 
tigen und gute Erträge verſprechenden durchgehenden Strecken gewidmet hatten. Nur 
auf dieſe Weife gelang es auch, den Grundſatz der gleichen Tarifgeſtaltung für alle 
Verkehrsnutzer durchzuführen, ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um Hauptſtrecken mit 
dichtem Verkehr oder um unbedeutende Nebenbahnen handelte, die vielleicht nicht 
einmal die Selbſtkoſten des Betriebs aufzubringen imſtande waren. Verkehrs 
politik iſt eine Funktion der Staatsführung. Der Staat hat ſich die verkehrs- 
politiſche Leitung dadurch geſichert, daß er die größten und wichtigſten Verkehrs- 
anſtalten in ſein unmittelbares Eigentum und in unmittelbaren Betrieb genommen 
und die heute noch privatwirtſchaftlich betriebenen Verkehrsunternehmen ſo weit unter 
ſeinen Einfluß gebracht hat, daß für alle Verkehrsmittel der Dienſt am Volk die 
leitende und unabänderliche Richtlinie iſt und bleibt. 


I. Innerſtaatlicher Derkehr 
1. Eljenbahnen 


Das wichtigſte Verkehrsmittel find nach wie vor die Eiſenbahnen. Vor dem Auf⸗ 
kommen der Eiſenbahnen wickelte ſich der Verkehr auf den Landſtraßen, den Flüſſen 
und den wenig zahlreichen Kanälen ab. Erſt durch die Entwicklung der Eifenbahnen 
im 19. Jahrhundert wurde der große wirtſchaftliche Aufſchwung ermöglicht, der ſich 
ſeitdem nicht nur in Deutſchland, ſondern in allen durch Eiſenbahnen aufgeſchloſſenen 
Ländern vollzogen hat. Das Geburtsland der Eiſenbahnen iſt England, wo 1825 nach 
Erfindung der Lokomotive durch Stephenſon der erſte Dampfzug auf der Stockton⸗ 
Darlingtoner Bahn verkehrte. In Deutſchland wurde 1835 die erſte Eiſenbahn, die 
ſogenannte Ludwigsbahn, zwiſchen Nürnberg und Fürth eröffnet. Die deutſchen 
Eiſenbahnen konnten alſo 1935 auf ein 100jähriges Beſtehen zurückblicken. Der weitere 
Ausbau des Eiſenbahnnetzes machte raſche Fortſchritte. 1850 beſaß Deutſchland über 
6000 km Eiſenbahnen; 1913 war die Länge der Eiſenbahnen auf 64 000 km geſtiegen. 
Der Name des Württemberger Volkswirts Friedrich Lift iſt mit der Entwicklung 
der Eiſenbahnen in Deutſchland untrennbar verbunden. 


Einige deutſche Länder wie Württemberg, Baden und Oldenburg nahmen den Aus- 
bau und Betrieb der Eiſenbahn von vornherein in die ſtaatliche Hand. In Preußen 
überwog zunächſt die Privatunternehmungsform. An vielen Orten bildeten ſich 
Aktiengeſellſchaften, die an den Ausbau der großen Durchgangslinien, die den höchſten 
Ertrag verſprachen, herangingen. Die preußiſche Regierung behielt ſich aber durch das 
Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838 (Pr. GS S. 505) den Geſellſchaften gegenüber 
namentlich bei Feſtſetzung der Tarife weitgehende Aufſichtsbefugniſſe vor. 


Bald nach der Reichsgründung wurde der Gedanke lebendig, die gefamten Eiſen⸗ 
bahnen in der Hand des Reiches zuſammenzufaſſen. Der von Bismarck 1877 in dieſer 
Richtung unternommene Verſuch ſcheiterte an dem Widerſtand der mittleren und 
kleineren Länder. Preußen führte darauf in den nächſten Jahren die Verſtaatlichung 
der großen Privatbahnen durch und begründete die Staatseiſenbahnverwaltung, 
welche bis zum Weltkriege die ſtärkſte Stütze der preußiſchen Wirtſchaftspolitik und 
auch der preußiſchen Finanzen wurde. Auch in der Folgezeit kam eine Zuſammen⸗ 
faſſung der Bahnen in der Hand des Reiches nicht zuſtande, wenn das Reich auch 
ſeinen Einfluß auf die Eiſenbahngeſetzgebung und Eiſenbahnverwaltung mehr und 
mehr ſteigerte. Erſt die Verfaſſung von Weimar brachte die Verwirklichung des 
Reichseiſenbahngedankens. Artikel 89 Abſ. 1 der Reichsverfaſſung bezeichnete es als 
Aufgabe des Reiches, die dem allgemeinen Verkehr dienenden Eiſenbahnen in ſein 
Eigentum zu übernehmen und als einheitliche Verkehrsanſtalt zu verwalten. Der 
Übergang ſollte ſpäteſtens am 1. April 1921 durchgeführt werden, wurde aber ſchon 
ein Jahr früher, am 1. April 1920, vollzogen. Die früheren Staatsbahnen in Preußen, 
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Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heſſen, Medlenburg-Schwerin und Olden⸗ 
burg wurden als „Deutſche Reichsbahn“ im Eigentum des Reiches vereinigt. Durch 
die Verordnung vom 12. Februar 1924 (RGBl. J S. 57) wurden die Reichseiſen⸗ 
bahnen aus der unmittelbaren Verwaltung und dem Haushalt des Reiches gelöſt und 
in das Unternehmen „Deutſche Reichsbahn“ überführt, das die Reichseiſenbahnen 
als ein ſelbſtändiges, wirtſchaftliches Unternehmen mit eigener juriſtiſcher Perſönlich⸗ 
keit und unter eigener Verantwortung für den Betrieb und die Verwaltung, jedoch 
bei Aufrechterhaltung des Eigentums und der Oberleitung der Reichsregierung über⸗ 
nahm. Das Anternehmen „Deutſche Reichsbahn“, das in ſeiner Organiſationsform 
für die Deutſche Reichspoſt Vorbild war, beſtand aber nur kurze Zeit, denn die Reichs⸗ 
bahn wurde in dem gleichen Jahre in die Löſung der Reparationsfrage hineingezogen. 
Auf Grund des Dawesplans wurde die Deutſche Reichsbahn für die Zahlung der 
Reparationsſchuld des Reiches in Anſpruch genommen. Das Reich behielt zwar das 
Eigentum an den Reichseiſenbahnen, mußte aber das Betriebsrecht an der Reichs- 
bahn einer beſonderen Geſellſchaft, der „Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft“ über- 
tragen, die durch das Reichsbahngeſetz vom 30. Auguſt 1924 (RG Bl. II S. 272) er- 
richtet wurde und den Betrieb und die Verwaltung der Reichsbahn ſelbſtändig zu 
führen hatte. Sie blieb der Aufſicht, aber nicht mehr der unbeſchränkten Oberleitung 
der Reichsregierung unterworfen. Die Deutſche Neichsbahn⸗Geſellſchaft wurde mit 
11 Milliarden Reichsmark hypothekariſch geſicherter Reparationsſchuldverſchreibungen 
belajtet. Sie mußte fi) die Beſtellung eines ausländiſchen Kommiſſars gefallen laſſen 
und den Eintritt von vier ausländiſchen Mitgliedern in den Verwaltungsrat hin- 
nehmen, die gemeinſam dafür zu ſorgen hatten, daß die Deutſche Reichsbahn ⸗Geſell⸗ 
ſchaft ihren Reparationsverpflichtungen nachkam. Auf Grund des Voungplans wurde 
die Deutſche Reichsbahn aus der Pfandhaft für die Reparationsſchuldverſchreibungen 
entlaſſen, hatte aber eine ihrer bisherigen Reparationsbelaftung ungefähr ent- 
ſprechende Neparationsſteuer von 660 Millionen Reichsmark jährlich zu entrichten. 
Der ausländiſche Kommiſſar wurde zurückgezogen, die ausländiſchen Mitglieder ſchieden 
aus dem Verwaltungsrat aus. Die Neuregelung wurde innerſtaatlich durch das 
zweite Reichsbahngeſetz vom 13. März 1930 (REBEL II S. 359) durchgeführt. In Ver⸗ 
folg des im Juli 1932 abgeſchloſſenen Reparationsabkommens von Lauſanne iſt die 
Zahlung der Reparationsſteuer eingeſtellt. Nach der in Lauſanne damals endgültig 
vorgeſehenen Regelung ſollten auch die in dem Voungplan übriggebliebenen Bindun⸗ 
gen — Geſellſchaftsform der Deutſchen Reichsbahn, Beſchränkungen in der Zuſammen⸗ 
ſetzung des Verwaltungsrats — fortfallen. Das Abkommen iſt bisher nicht ratifiziert. 
Nachdem der Führer und Reichskanzler in der Reichstagsſitzung am 30. Januar 1937 
verkündet hat, daß die Deutſche Reichsbahn ihres bisherigen Charakters entkleidet 
und ohne Einſchränkung unter die Regierung des Reiches geſtellt werde, ſind durch 
das Geſetz zur Neuregelung der Verhältniſſe der Reichsbank und der Deutſchen 
Reichsbahn vom 10. Februar 1937 (RGBl. II S. 47) die Vorausſetzungen für die 
Neugeſtaltung der Deutſchen Reichsbahn geſchaffen worden. Die oberſte Leitung liegt 
in der Hand des Reichsverkehrsminiſters. Er iſt gleichzeitig Generaldirektor der 
Deutſchen Reichsbahn, welche die Reichseiſenbahnen als Sondervermögen des Reichs 
verwaltet und betreibt. Der bisherige Verwaltungsrat iſt weggefallen; an ſeine 
Stelle iſt als beratendes Organ der Beirat für die Deutſche Reichsbahn getreten. 
Nach der Wiedervereinigung des Landes Hfterreich mit dem Deutſchen Reiche hat die 
Reichsbahn auch die von den früheren SÖfterreihifhen Bundesbahnen betriebenen 
Strecken übernommen. 

Bei den Eiſenbahnen unterſcheidet man ſolche für den öffentlichen Verkehr, die jeder⸗ 
mann zur Benutzung freiſtehen, und für den nichtöffentlichen Verkehr, die nur zum 
Gebrauch einzelner Perſonen beſtimmt find, wie Privatanſchlußbahnen, Gruben- 
bahnen uſw. Die Bahnen für den öffentlichen Verkehr zerfallen wiederum in Eifen- 
bahnen des allgemeinen Verkehrs, auch Großbahnen genannt, und Kleinbahnen, das 
find Bahnen, die nur von örtlicher Bedeutung find. Bei den Großbahnen werden 
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nach ihrer Verkehrsbedeutung Hauptbahnen und Nebenbahnen unterſchieden. Die 
Kleinbahnen, deren Verhältniſſe in Preußen durch ein beſonderes Geſetz vom 28. Juli 
1892 (Pr. GS S. 225) geregelt wurden, umfaſſen die ſogenannten nebenbahnähnlichen 
Kleinbahnen, die durchweg Perjonen- und Güterverkehr betreiben, und die im allge⸗ 
meinen nur dem Perſonenverkehr dienenden Straßenbahnen. 


Die Eiſenbahnaufſicht gegenüber den Bahnen des allgemeinen Verkehrs, die früher 
den Ländern zuftand, iſt nach Artikel 89 ff. der Neichsverfaſſung auf das Reich über- 
gegangen. Gegenüber den Kleinbahnen ſtand die Auffiht bis in die jüngſte Zeit allein 
den Ländern zu und ift erſt durch Abernahme der Hoheitsrechte der Länder durch das 
Reich auf dieſes übergegangen. Die Eifenbahnauffiht des Reichs wird gegenüber 
den Privatbahnen formell nach den Beſtimmungen des Eiſenbahnaufſichtsgeſetzes vom 
3. Januar 1920 (RGBl. S. 13), in ſachlicher Hinſicht nach den Beſtimmungen der er- 
gangenen Landesgeſetze und Konzeſſionsurkunden ausgeübt. Da dieſe Beſtimmungen 
den Grundſätzen der heutigen Staatsführung vielfach nicht mehr entſprachen, ſind durch 
das Reichsgeſetz betreffend die Tarifhoheit über die nicht im Eigentum des Reichs 
ſtehenden Eiſenbahnen des öffentlichen Verkehrs vom 6. Juli 1938 (RGBl. II S. 239) 
neue Vorſchriften ergangen, die die Aufſichtsbefugniſſe des Reichsverkehrsminiſters 
gegenüber den Privat. und Kleinbahnen weſentlich erweitern. 

Die deutſchen Eiſenbahnen unterliegen der Betriebs- und der Beförderungspflicht, 
d. h. ſie müſſen ihren Betrieb weiterführen, auch wenn er verluſtbringend wird, und 
fie müſſen, von beſtimmten Ausnahmen abgeſehen, alle Güter zur Beförderung an- 
nehmen, die ihnen angeboten werden. 


Im deutſchen Eiſenbahnweſen nimmt die ran eine e beherrſcende Stelle ein. 


Ihre Betriebslänge umfaßte Ende 1937 .. 84 464 km, 
davon Hauptbahne nnn 30 592 km 
und Nebenbahnen . . . . 23 872 km. 


Durch Angliederung der früheren oſterreichiſchen Bundesbahnen einſchließlich der 
von ihnen betriebenen Privatbahnen hat ſich die Betriebslänge der Reichsbahn 1938 
um 5930 km erhöht, ſo daß ſie auf über 60 000 km geſtiegen iſt. 


Demgegenüber betrug die Länge der e e nn 1936 4515 km, 


davon Hauptbahnen 5 km 
und Nebenbahnen 1 4300 km. 
Die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen endlich 109 die . 
betreiben zuſammen 15 294 km, 
wovon auf die nebenbahnähnlichen Reinbahnen 9 930 km 
und auf die Straßenbahnen 3 5 364 km 
entfallen. 


Von dem Amfang des Reichsbahnunternehmens geben nachſtehende Ziffern einen 
Begriff: 
Der Wert der Reihsbahnanlagen betrug Ende 1937 rund 29,5 Milliarden RM. 


Beſchäftigt wurden 1937 im Jahresdurchſchnitt insgeſamt an Beamten, Angeſtellten 
und Arbeitern 703 546 Köpfe, davon waren 283 562 Beamte. 


Es betrugen 


1982 1933 1934 1935 19836 
in Millionen Reichsmark 


die Betriebseinnahmen: 


4570 | 3849 | 2934 | 2921 | 3326 | 3 585 | 3 985 J 4420 


die Betriebsausgaben: 
4 169 8347 8513 
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Für 1938 ſind für die Reichsbahn im Altreich veranſchlagt worden: 
die Einnahmen aus dem Perfonen- und Gepäckverkehr auf. 1180 Millionen RM 


die Einnahmen aus dem Güterverkehr aun’ . 3040 Millionen RM 
die Betriebseinnahmen insgeſamt * 0020.20 4500 Millionen RM 
die Betriebsausgaben auf . . . 4190 Millionen RM. 


Die Reichsbahn iſt auch der größte Arbeitgeber der deutſchen Wirtſchaft. Sie hat 
im Jahre 1933 für 1,3 Milliarden, 
im Jahre 1935 für 1,5 Milliarden, 
im Jahre 1937 für 1,5 Milliarden 


Aufträge an die deutſche Wirtſchaft erteilt. 1927 betrug dieſe Ziffer noch 1,8 Mil- 
liarden RM. 

Von beſonderer Bedeutung iſt das Tarifweſen und die Tarifpolitik der 
Reichsbahn. 

Die Preiſe für die Beförderungsleiſtungen der Eiſenbahn können ſchon wegen der 
großen Vielheit der Beförderungen nicht fallweiſe vereinbart werden, ſondern werden 
von vornherein durch Tarife feſtgeſetzt und veröffentlicht. Man verſteht unter einem 
Eiſenbahntarif ein Verzeichnis der Beförderungspreiſe unter Hinzufügung der gel- 
tenden Beförderungsbedingungen. Die Grundſätze, nach denen der Tarif aufgeſtellt 
iſt, bezeichnet man als Tarifſyſtem, feine äußere Darſtellung und die Einteilung in 
Klaſſen als Tarifſchema. Nach dem Gegenſtande der Beförderung gibt es Perfonen-, 
Gepäck, Güter., Tiertarife uſw. 


Im Güterverkehr bildet der Regel- oder Normaltarif die allgemeine Grund⸗ 
lage für die Abfertigung. Er bietet die Möglichkeit zur Abfertigung aller Güter auf 
alle vorkommenden Entfernungen. Ergänzt wird er durch die Ausnahmetarife, die 
gegenüber dem Regeltarif nur beſchränkt anwendbar find. 

Der einzelne Frachtſatz ſetzt ſich — ohne daß dieſe Zweiteilung nach außen in Er- 
ſcheinung tritt — zuſammen aus der Abfertigungsgebühr, welche die Vergütung für 
die mit der Annahme des Gutes zur Beförderung und ſeiner Auslieferung ver⸗ 
bundenen Verrichtungen der Eiſenbahn darſtellt und von der Länge des Transport- 
weges unabhängig iſt, und dem Streckenſatz, dem Entgelt für die eigentliche Be⸗ 
förderungsleiſtung. Der Streckenſatz hängt von der Länge des Beförderungsweges 
ab und nimmt von Kilometer zu Kilometer zu, entweder ſo, daß die zur Verechnung 
kommende Einheit dieſelbe bleibt, oder ſo, daß dieſe Einheit mit zunehmender Ent⸗ 
fernung geringer wird. Im erſteren Falle ſpricht man von einem Entfernungs⸗ 
tarif, im letzteren von einem Staffeltarif. Die Vorzüge des Staffeltarifs, 
der die höherwertige, entwickeltere Art der Tarifbildung darſtellt, beſtehen darin, daß 
er die Verſandfähigkeit der Güter auf weite Entfernungen erheblich ſteigert. Vom 
Standpunkt der Eiſenbahn rechtfertigt ſich der Staffeltarif dadurch, daß die Selbſt⸗ 
koſten der Beförderung bei weiten Entfernungen erfahrungsgemäß durch die beſſere 
Ausnutzung des Perſonals und der Betriebsmittel in ſtarkem Maße abnehmen. 
Dieſe Verminderung des Streckenſatzes nennt man die vertikale Staffelung. 
Wird die Verminderung bei weiten Transporten für die ganze Beförderungsſtrecke 
gewährt, fo hat man es mit einem durchgerechneten Staffeltarif zu tun. Wird da— 
gegen, was die Regel bildet, der Streckenſatz unter Beibehaltung des Anfangsſatzes 
für die einzelnen aufeinanderfolgenden und aneinander anſtoßenden Entfernungs⸗ 
abſchnitte niedriger, ſo liegt ein Staffeltarif mit aufgeſetzter Staffel vor. 

Der Reichsbahn⸗Gütertarif iſt ein ſolcher Anftoßjtaffeltarif. Die Einheitsſätze nehmen 
von 100 zu 100 km bis 900 km um je 5 v. H. ab, ſo daß in der letzten Staffel ab 
900 km der Einheitsſatz nur 55 v. H. des Anfangsſatzes beträgt. Eingeführt wurde 
der Staffeltarif auf den Strecken der Reichsbahn am 1. Dezember 1920, alſo noch 
in demſelben Jahre, in dem die Reichsbahn entſtanden war. 

Im Gegenſatz zum reinen Entfernungs- und zum Staffeltarif, bei dem der Frachtſatz 
bei jedem Kilometer zunimmt, tritt bei dem Zonentarif die Erhöhung erſt von Zone 
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zu Zone ein, wobei die einzelne Zone eine mehr oder weniger große Anzahl von 
Kilometern umfaßt. Der Zonentarif kommt verſchiedentlich im Perſonentarif vor, 
Beiſpiel: D-Zug⸗Zuſchlagskarten, und iſt neuerdings auch in den Gütertarif der 
Reichsbahn übernommen, wobei die Zonen fo gebildet find, daß in den nahen Ent- 
fernungen nur einige wenige (3. B. bis 100 km nur je 3) Kilometer, in den weiten 
und ganz weiten Entfernungen aber zunehmend bis zu 50 km zu einem einheitlichen 
Frachtſatz zuſammengeſaßt werden. 

Die Selbſtkoſten der Beförderung find bei der Tarifbildung infofern von Bedeutung, 
als der Erlös aus fämtlihen Beförderungsleiſtungen ausreichend fein muß, um die 
Geſamtkoſten des Anternehmens zu decken. Für den Preis der einzelnen Beförde⸗ 
rungsleiſtung find fie nicht ausſchlaggebend, vielmehr find hierfür vorwiegend volks⸗ 
wirtſchaftliche und ſtaatliche Erwägungen beſtimmend. 

Ihrer Art nach find die Selbftkoſten einer Eiſenbahn feſte Koſten, d. h. ſolche, die 
immer in gleicher Höhe entſtehen, mag nun der Verkehr ſtark oder ſchwach ſein, oder 
veränderliche Koſten, die von der Stärke des Verkehrs abhängen. Zu den feſten 
Koſten gehören die Verzinſung und Tilgung des Anlagekapitals ganz, die Betriebs- 
koſten zum Teil. Die feſten Koſten bilden den größeren Teil der Geſamtkoſten; für 
ihre Auſbringung iſt es weſentlich, daß ſie auf eine möglichſt große Zahl von ein⸗ 
zelnen Beförderungsleiſtungen verteilt werden. Je ſtärker der Verkehr iſt, deſto 
kleiner wird der Anteil an feſten Koſten, den die einzelne Beförderungsleiſtung zu 
tragen hat. Man bezeichnet dieſen Erfahrungsſatz als das Preisgeſetz des 
Verkehrs oder das Geſetz der Maſſennutzung. 

Die Tarifpolitik der Eifenbahnen muß darauf gerichtet fein, eine möglichſt weit⸗ 
gehende Ausnutzung des Betriebsapparates zu erzielen. Ein geeignetes Mittel hier⸗ 
für iſt die unterſchiedliche Tarifierung nach dem Wert der Güter, der ſogenannte 
Werttarif. Er wird von Anfang an von den Eiſenbahnen angewendet und immer 
weiter ausgebildet, nachdem er ſchon vorher in den Tarifen der Poſt und in den 
Preiſen des Fuhrwerksverkehrs ſeinen Ausdruck gefunden hatte. Der Grundgedanke 
des Werttarifs iſt der, daß jedes Gut mit ſo viel Fracht belaſtet wird, als es ver⸗ 
tragen kann. Dabei muß der Grundſatz gewahrt werden, daß die Fracht den Anter⸗ 
ſchied in den Erzeugungskoſten des Gutes am Verſand⸗ und am Empfangsort nicht 
überſteigen darf, weil ſonſt die Verfrachtungen aufhören würden. Bei den teuren 
Gütern ſpielt die Fracht im Verhältnis zu ihrem Wert keine übermäßige Rolle. Man 
denke z. B. an hochwertige Maſchinen und Metalle, Seidenwaren u. dgl. Sie können 
unbedenklich mit Frachten belegt werden, die weit über die Selbſtkoſten der Eiſenbahn 
hinausgehen. Am fo frachtempfindlicher find die billigen Güter, vor allem die Roh- 
ſtoffe. Sie werden vielfach erſt verkehrs⸗ und verſandfähig, wenn ſie zu Preiſen ge⸗ 
fahren werden, die dicht an die Beförderungskoſten herankommen. Inſofern liegt der 
Werttarif auch im Intereſſe der verſrachtenden Wirtſchaft, und er führt dazu, ebenſo 
wie es bei den weiten Entfernungen der Staffeltarif tut, die Benutzung der Eiſen⸗ 
bahn und damit ihre Wirtſchaftlichkeit zu ſteigern. Vorausſetzung für die Durch⸗ 
führung des Wertprinzips iſt, daß die Eiſenbahnen den Verkehr mehr oder weniger 
beherrſchen und dieſe Stellung nicht durch andere Verkehrsmittel erſchüttert wird. 
Der Werttarif wirkt auch, ebenſo wie der Staffeltarif, im Sinne einer Dezentrali- 
jation der gewerblichen Tätigkeit. Es iſt volkswirtſchaftlich durchaus erwünſcht, daß 
die gewerblichen Betriebe ſich nicht in einigen wenigen, wirtſchaftlich begünſtigten 
Bezirken — gewöhnlich find es die den wichtigſten Rohftoff liefernden Kohlenreviere 
— zuſammenballen, ſondern daß ſie ſich möglichſt über das ganze Land verteilen, um 
überall Arbeitsgelegenheit zu bieten und das Wirtſchaftsleben auch der abgelegenen 
Gebiete zu befruchten. Der Staffeltarif begünſtigt dieſe Ausbreitung durch die Ver⸗ 
billigung der weiten Transporte, wodurch das Betätigungsfeld der einzelnen Be⸗ 
triebe im Bezug der Rohſtoffe wie auch beim Abſatz der Fertigerzeugniſſe ausgedehnt 
wird. Dieſe Wirkung wird verſtärkt durch die günſtigere Tarifierung, die innerhalb 
des Werttarifs der Rohftoff vor dem Halbfabrikat und letzteres wieder im Vergleich 
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zu der fertigen Ware genießt. Dadurch wird es beiſpielsweiſe ermöglicht, daß ſich 
eine Hufeiſenfabrik, die ihr Stabeiſen von Oberſchleſien bezieht, in Görlitz, vielleicht 
ſogar in Halle anfiedeln kann. Wenn die fertigen Hufeiſen ebenſo billig wie das 
Halbfabrikat von Oberſchleſien verfrachtet würden, wäre die Herſtellung in Görlitz 
oder Halle nicht lohnend. Auch die umgekehrte Wirkung kann durch den Werttarif 
erzielt werden, wenn beſondere wirtſchaftliche Gründe dafür ſprechen. So wird Ge⸗ 
treide und Mehl zum gleichen Frachtſatz befördert, was eine Durchbrechung des Wert. 
prinzips bedeutet, weil Mehl das höherwertige Erzeugnis iſt. Die Gleichtarifierung 
für beide Güter wird in der Abſicht gewährt, den landwirtſchaftlichen Provinzen des 
Oſtens, die faſt gar keine Induſtrie befigen, die Vermahlung des Getreides an Ort 
und Stelle zu ermöglichen. Allerdings kam dieſe Tarifierung auch den Großmühlen 
an den Flüſſen (in Düſſeldorf, Mannheim, Magdeburg) zugute, die das Getreide vor- 
wiegend auf dem Waſſerwege aus dem Ausland bezogen. 


Der Nachteil des Werttarifs, der darin liegt, daß er nicht ſehr überſichtlich und 
häufigen Anderungen unterworfen iſt, wird durch den Vorzug der Anpaſſung der 
Tarifſätze an die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe weit übertroffen. 


Den Gegenſatz zum Werttarif bildet das Gewichts- und Wagen raum- 
ſyſtem. Es geht unter Zurückſetzung des Wertes der Güter von den Koſten der 
Beförderungsleiſtung aus und legt der Preisbildung vor allem den beanſpruchten 
Wagenraum zugrunde. Aus dem Gewichts und Wagenraumſyſtem ſtammt die Unter- 
ſcheidung zwiſchen Stückgut und Wagenladungen. Die Einheitsſätze find für Stück. 
gut höher als für Wagenladungen, weil die Beförderung von Stückgut ſich wegen 
der umſtändlicheren Abfertigung und der ſchlechteren Ausnutzung der Wagen teurer 
ſtellt, als dies bei Wagenladungen der Fall iſt. Für ſperrige Güter, die bei geringem 
Gewicht viel Wagenraum beanſpruchen, werden beſondere Zuſchläge berechnet. Als 
Wagenladung im eigentlichen Sinne gilt eine Sendung, die den geſtellten Wagen voll 
ausnutzt. Vielfach werden aber Teil⸗Wagenladungen zugelaſſen, deren Einheitsſätze 
zwiſchen den Sätzen für Stückgut und ganze Wagenladungen liegen. 


In beiden Syſtemen werden die Schnelligkeit und die Sicherheit der Beförderung bei 
der Tarifbildung berückſichtigt. Eilgut muß mehr Fracht entrichten als Frachtgut; 
für die Beförderung in gedeckten Wagen wird ein Zuſchlag erhoben. 

Der geltende Normaltarif der deutſchen Eiſenbahnen ſtellt ein gemiſchtes 
Syſtem dar. Er fußt auf der Werttarifierung, hat aber die wichtigſten, oben ge- 
kennzeichneten Merkmale des Gewichts- und Warenraumtarifs übernommen. 


Die Güter ſind in ſieben Klaſſen, bezeichnet mit A bis G, eingeteilt. In den Klaſſen 
B bis G find die einzelnen ihnen zugewieſenen Güter aufgeführt; alle in dieſen 
Klaſſen nicht genannten Güter tarifieren nach der höchſten Klaſſe A. In den Klaſſen 
B bis G nehmen die Einheitsſätze immer weiter ab, und man bezeichnet dieſe Ab. 
ſtufung als die horizontale Staffelung. Für Stückgut beſteht eine beſondere 
Klaſſe. Sperrige Stückgüter unterliegen einem 50prozentigen Gewichtszuſchlag. Eil⸗ 
gut zahlt im allgemeinen doppelt ſoviel Fracht wie Frachtgut. Für die Beförderung 
in gedeckten Wagen werden dem Gewicht 5 v. H. zugeſchlagen. Für die Wagen- 
ladungsklaſſen A bis F enthält der Tarif je eine Haupt- und zwei Nebenklaſſen. Die 
Hauptklaſſe wird gewährt, wenn mindeſtens 15 Tonnen Gut aufgegeben oder die 
Fracht dafür entrichtet wird. Die Nebenklaſſen gelten entſprechend für 10. und 
5. Tonnen-Ladungen. Ihre Einheitsſätze find höher als die der Hauptklaſſen. Die 
Klaſſe G hat außer der Hauptklaſſe nur eine Nebenklaſſe für 10-Tonnen-Güter. 

Da das Wirtſchaftsleben niemals ſtillſteht und auch auf dem Verkehrsgebiet ſtändig 
neue Anforderungen ſtellt, iſt auch der Normaltarif nicht ſtarr. Neue Güter erſcheinen 
im Verkehr, die in der Gütereinteilung untergebracht werden müſſen, und zahlreich 
find die Anträge auf Verſetzung von Gütern in eine niedrigere Klaſſe. Zur Vor. 
bereitung dieſer Anträge beſteht ein beſonderes Organ in der Ständigen Tarif— 
kommiſſion, die aus Vertretern der Deutſchen Reichsbahn und der Privat- 
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bahnen zuſammengeſetzt iſt. Sie tagt zuſammen mit dem Ausſchuß der Verkehrs- 
intereſſenten, in dem Handel und Induſtrie, Land- und Forſtwirtſchaft vertreten find. 
An den Beratungen nimmt auch je ein Vertreter der Binnenſchiffahrt und des 
Reichs ⸗Kraftwagen⸗Betriebsverbandes teil. Die Beſchlüſſe der ſtändigen Tarif- 
kommiſſion haben nur gutachtliche Bedeutung. 


Die Tarife müſſen gehörig veröffentlicht ſein und gelten gleichmäßig für alle Ver⸗ 
frachter. Preisermäßigungen oder ſonſtige Begünſtigungen gegenüber den Tarifen 
find verboten und nichtig. Tariſerhöhungen und andere Erſchwerungen der Beförde⸗ 
rungsbedingungen treten früheſtens zwei Monate nach der Veröffentlichung in Kraft. 
Eine Abkürzung der Friſt iſt zuläſſig (8 6 EVO). 

Der Regeltarif gilt allgemein für alle Strecken der Deutſchen Reichsbahn und für die 
deutſchen Privatbahnen. Er wird im Laufe des Jahres 1938 nach Abſchluß der Vor⸗ 
arbeiten auch auf den Binnenverkehr des Landes Bſterreich ausgedehnt werden, jo 
daß dann für das ganze großdeutſche Gebiet ein einheitlicher Gütertarif beſteht. 
Nicht minder wichtig als der Normaltarif find die Aus nahmetarife. Rein 
mengenmäßig entfallen auf ſie, wenn die allgemeinen Ausnahmetarife mit berückſichtigt 
werden, 65 v. H. aller Verfrachtungen, davon 35 bis 40 v. H. allein auf den allge⸗ 
meinen Ausnahmetarif für Brennſtoffe. Die Ausnahmetarife gelten immer nur für 
beſtimmte Güter oder Güterarten; ſie ſind allgemeine Ausnahmetarife, wenn ſie von 
und nach allen Stationen, und beſondere Ausnahmetarife, wenn ſie nur in beſtimmten 
Verkehrs verbindungen angewendet werden. Ihre Erſtellung iſt zuläflig und verſtößt 
nicht gegen den 8 6 EO, vorausgeſetzt, daß fie allen die Anwendungsbedingungen 
erfüllenden Verfrachtern zur Verfügung ſtehen. Selbſtverſtändlich unterliegen auch 
die Ausnahmetarife dem Veröffentlichungszwang. 

Der Normaltarif allein genügt den Bedürfniſſen der Wirtſchaft noch nicht. Für viele 
Güter iſt auch die billigſte Klaſſe des Normaltarifs noch zu hoch. Wenn für ſolche 
Güter — beiſpielsweiſe für Steine zum Wegebau, Kies und Grand, Kalkſteine — 
allgemeine Ausnahmetarife erſtellt werden, ſo ſind dies im Grunde Ergänzungen des 
Normaltarifs, die nur aus Zweckmäßigkeitsgründen in der Form von Ausnahme- 
tariſen durchgeführt werden. Das gleiche gilt für den allgemeinen Brennſtofftarif, 
der nur von Grubenſtationen aus gewährt wird und aus wirtſchaftlichen Gründen 
eine vom Normaltarif abweichende Staffelung aufweiſt, aber im Empfang nach allen 
Stationen angewendet wird. 

Sehr mannigfaltig ſind die Verwendungszwecke und Anwendungsformen der beſon⸗ 
deren Ausnahmetarife. Auch bei ihnen find ebenſo wie bei den allgemeinen Aus- 
nahmetarifen wirtſchaftliche Erwägungen beſtimmend. Hierher gehören die Not- 
ſtandstarife zur Behebung der wirtſchaftlichen Schädigungen von Naturereigniſſen 
fowie zur Anterſtützung gewiſſer notleidender Gebiete (Siegerländer Notftands- 
tarife, Sondertarife für verſchiedene Grenzgebiete), ferner die große Zahl der Ver⸗ 
günſtigungen, die unter der nationalſozialiſtiſchen Regierung zur Bekämpfung der 
Arbeitsloſigkeit, zugunſten des Arbeitsdienſtes, zur Förderung der landwirtſchaft⸗ 
lichen und vorſtädtiſchen Siedlung, für das Winterhilfswerk, zur Durchführung des 
Vierjahresplans und zu anderen Zwecken gewährt werden. Zahlreiche Sonder- 
tarife dienen der Begünſtigung beſtimmter Induſtriezweige, beſonders auch im Aus- 
fuhrverkehr, oder der Förderung der Landwirtſchaft durch beſondere Verbilligung 
der Frachten für Düngemittel u. dgl. In allen dieſen Fällen ſtellt ſich die Tarifpolitik 
der Eiſenbahn in den Dienſt der allgemeinen Wirtſchaftspolitik, und es liegt auf der 
Hand, daß für eine ſolche gemeinnützige Tarifpolitik ein ungleich größerer Spielraum 
gegeben iſt, wenn die Eiſenbahnen in der Hand des Staates find, wie es in Deutſch⸗ 
land der Fall iſt, als wenn ſie von privaten Geſellſchaften betrieben werden. 


Die Eiſenbahnen anderſeits bedienen ſich der Ausnahmetarife in großem Amfang, 
um den Wettbewerb gegen fremde Verkehrswege aufzunehmen. Die Reichsbahn hat 
eine große Zahl von Durchfuhrtarifen erlaſſen, um den Verkehr, der ſonſt um Deutſch⸗ 
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land herumgefahren würde, teils über die trockenen Grenzen, teils über die Seehäfen 
für ihre Strecken zu gewinnen. Sie muß dabei mit Vorſicht verfahren, damit nicht 
die Intereſſen der inländiſchen Wirtſchaft durch ſolche Tarife gefährdet werden. 
Solange die deutſchen Länderbahnen noch ſelbſtändig waren, bekämpften ſie ſich auch 
untereinander lebhaft durch Wettbewerbstarife. Der Eiſenbahnkrieg zwiſchen Preußen 
und Sachſen dürfte noch in Erinnerung ſein. Nach dem Zuſammenſchluß der Länder⸗ 
bahnen iſt für eine ſolche Tarifpolitik kein Raum mehr. Auch ausgeſprochene Wett ⸗ 
bewerbstarife der Eiſenbahn gegen die Binnenſchiffahrt werden heute nicht mehr 
zugelaſſen, wohl aber kann der Fall eintreten, daß Ausnahmetarife der Eiſenbahn, die 
aus wirtſchaftlichen Gründen gewährt werden, eine Ablenkung der Transporte von 
der Waſſerſtraße zur Folge haben. 


Es beſtehen auch Ausnahmetarife der Eiſenbahn zugunſten der Binnenwaſſerſtraßen 
in Form der Binnenumſchlagstarife. Die früheren Länderbahnen haben ſolche Tarife 
in größerer Zahl erſtellt, um im Amſchlag von und zu einer Waſſerſtraße Ver⸗ 
kehr auf ihre Linien zu ziehen. Auch die Neichsbahn hat ſolche Tarife, wenn auch 
nicht in dem früheren Umfang, gewährt. So wird befonders der wichtige Kohlen ⸗ 
verkehr auf dem Rhein nach Süddeutſchland durch einen ermäßigten Ablauftarif von 
den Amſchlagsplätzen am Oberrhein und Main begünſtigt. 


Die Seehäfen haben von jeher durch die Tarifpolitik der deutſchen Eiſenbahnen, vor 
allem der Preußiſch⸗Heſſiſchen Eiſenbahnen, eine ſtarke Förderung erfahren. Die 
Reichsbahn ſetzt dieſe Tarifpolitik tatkräftig fort. Es beſtehen zahlreiche Seehafen; 
Ein- und Ausfuhrtarife, die durch die Seehafendurchfuhrtarife ergänzt werden und 
verſchiedenen Aufgaben dienen. Sie follen die deutſchen Seehäfen in ihrem Wett⸗ 
bewerb gegen ausländiſche Seehäfen — im Weſten handelt es ſich vornehmlich um 
Rotterdam, Amſterdam und Antwerpen, im Oſten um Danzig und Gdingen, im 
Süden um Marſeille, Genua und Trieſt — unterſtützen und damit gleichzeitig der 
deutſchen Seeſchiffahrt zugute kommen, obſchon grundſätzlich die Anwendung der 
Tarife nicht an die Flagge geknüpft iſt. Sie bilden gleichzeitig aber auch wichtige 
Anterſtützungsmaßnahmen für die deutſche Wirtſchaft, der durch dieſe Tarife ſowohl 
der Bezug der unentbehrlichen ausländiſchen Nohſtoſfe als auch der Abſatz ihrer 
mannigfaltigen Erzeugniſſe nach überſeeiſchen Ländern erleichtert wird. 


Die Aufſtellung und Fortbildung der Tarife obliegt der Deutſchen Reichsbahn, 
während die Tarifhoheit bei der Reichsregierung liegt und durch den Reichsver⸗ 
kehrsminiſter ausgeübt wird. 

Die Privateiſenbahnen müſſen ſich in ihren Tarifen und Beförderungsbedingungen 
an die Deutſche Reichsbahn anſchließen. Sie haben im Verkehr mit der Reichsbahn 
direkte Abfertigung und direkte Tarife, wobei die Einheitsſätze durchgerechnet 
werden und nur eine volle, bei der Anteilsausſcheidung je zur Hälfte der Reichs- 
bahn und der beteiligten Privatbahn zufallende Abfertigungsgebühr eingerechnet 
wird. Da indes viele Privatbahnen mit den Normalſätzen der Reichsbahn nicht 
auskommen, haben fie das Recht zugeſtanden erhalten, mit Genehmigung der Auf- 
ſichtsbehörde beſondere Zuſchläge zu erheben, die entweder in Form von kilo⸗ 
metriſchen Zuſchlägen zu ihren Entfernungen oder als Pfennigzuſchläge zu den 
Frachten hinzugerechnet werden. 


Die Bedeutung der Privatbahnen darf auch in der heutigen Zeit nicht unterſchätzt 
werden. Wenn viele von ihnen auch nur kurze und häufig nur einſeitig als Stich⸗ 
bahnen an die Reichsbahn angeſchloſſene Strecken betreiben, ſo ſind ſie doch für die 
Wirtſchaft der durchſchnittenen Gebiete unentbehrliche Verkehrsvermittler. Es gibt 
unter den Privatbahnen aber auch eine ganze Reihe, denen größere Verkehrsaufgaben 
zufallen. So bildet die Eutin — Lübecker Eiſenbahn (Streckenlänge 39,3 km) einen 
Teil der durchgehenden Verbindung Berlin Lübeck Kiel. Die Königsberg — 
Cranzer Eiſenbahn (48,6 km) iſt für den Verkehr der oſtpreußiſchen Seebäder wichtig 
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und wird im Sommer als Hauptbahn betrieben. Die Köln — Bonner Eifenbahn 
(107 km) vermittelt den Verkehr des rheiniſchen Braunkohlenbezirks mit dem Rhein- 
hafen Weſſeling; fie befitzt von allen Privatbahnen den ſtärkſten Güterverkehr (über 
5 Millionen Tonnen). Zu nennen find ferner die Halberſtadt —Blankenburger 
Eiſenbahn (87,2 km), die zuſammen mit der Nordhauſen —Wernigeroder Eiſenbahn 
(81,4 km) einen großen Teil des Harzverkehrs bedient, ferner die Weſtfäliſche 
Landeseiſenbahn (265,8 km) und die Brandenburgiſche Städtebahn (125,6 km), die 
ſämtlich einen nicht unerheblichen Güter. und Perſonenverkehr aufweiſen. Einen 
ie Braunkohlenverkehr hat auch die Zſchipkau — Finſterwalder Eiſenbahn 
(33 km). 

Eine Verſtaatlichung aller Privatbahnen, wie ſie zeitweilig angeregt war, iſt nicht 
beabſichtigt. Sie fol nur gegenüber ſolchen Unternehmungen durchgeführt werden, 
bei denen ganz beſondere verkehrliche oder ſonſtige Gründe dafür ſprechen. In 
Durchführung dieſes Grundſatzes find 1938 drei wichtige Privatbahnen vom Reich 
erworben und der Reihsbahn angegliedert worden, nämlich 


die Lübeck Büchener Eiſenbahn (160,2 km), 
die u. a. als Hauptbahn die zweigleiſige Schnellzugverbindung von Hamburg 
nach Lübeck betrieb und den Lübecker Hafen bediente; 


die Braunſchweigiſche Landeseiſenbahn (108 km), 
in deren Verkehrsgebiet das rieſige Anternehmen der Reichswerke Hermann 
Göring entſteht, und 


die Lokalbahn AB München (187,6 km), 
zu deren in Bayern und Württemberg belegenen Bahnen u. a. die beſonders 
für den Reifeverfehr bedeutſamen Strecken 
Murnau — Oberammergau, 
Sonthofen — Oberſtdorf, 
Bad Aibling — Feilnbach, 
Markt Oberndorf —Füſſen 


ſowie die durch den Umbau der Münchener Reichsbahnanlagen ſtark in Mit- 
leidenſchaft gezogene Iſartalbahn gehörten. 


Sämtliche Privatbahnen unterliegen ebenſo wie die Deutſche Reichsbahn der Be⸗ 
triebspflicht, der Beförderungspflicht und dem Tarifzwang. 


Die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen haben durchweg den Charakter von Meliora- 
tionsbahnen. In den beiden letzten Jahrzehnten vor dem Weltkrieg find in Preußen 
auf Grund des Preußiſchen Geſetzes über Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen 
vom 28. Juli 1892 zahlreiche derartige Bahnen gebaut worden, welche namentlich in 
den öſtlichen Provinzen zurückgebliebene Gebiete aufſchließen und mit den großen 
Verkehrslinien verbinden ſollten. Das Kleinbahngeſetz verfolgte das Ziel, die Schaf⸗ 
fung ſolcher Meliorationsbahnen weitgehend zu erleichtern, für den Bau und Betrieb 
aber die kommunalen Verbände heranzuziehen. Von dem Baukapital übernahmen 
der Staat und die beteiligten Provinzen in der Regel je ein Drittel, das letzte 
Drittel mußten die Kreiſe und Gemeinden aufbringen. Nach dieſem Vorbild wurden 
auch in Mecklenburg⸗Schwerin und Oldenburg Kleinbahnen gebaut. In den anderen 
Ländern, insbeſondere in Bayern, wurden auch dieſe Bahnen von den Staatsbahn⸗ 
verwaltungen gebaut. 


Die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen find nicht in die direkten Tarife der Reichsbahn 
einbezogen. Die von und nach den Kleinbahnen übergehenden Sendungen müſſen des⸗ 
halb gebrochen, d. h. auf den Anſchlußbahnhöfen neu abgefertigt werden. Jedoch iſt 
die Verwendung direkter Frachtbriefe zugelaſſen. Zur Förderung des Güterüber⸗ 
gangsverkehrs gewährt die Deutſche Reichsbahn den Kleinbahnen als einen Erſatz 
für die fehlenden direkten Tarife eine Vergütung von 3 Rpf. für 100 kg. 
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Dieſe bisher gegenüber den Kleinbahnen verfolgte Tarifpolitik hat ſich 1938 inſofern 
grundlegend geändert, als die Reichsbahn nunmehr auch im Verkehr mit Kleinbahnen 
von Fall zu Fall, ſofern ein ausreichendes Verkehrsbedürfnis beſteht und die Klein- 
bahnen ſich an den entſtehenden Ausfällen angemeſſen beteiligen, unter Auflaſſung 
einer halben Abfertigungsgebühr direkte Tarife aufſtellt, wobei die erwähnte Aber⸗ 
gangsvergütung wegfällt. Die Maßnahme iſt nicht als eine Anterſtützung der Klein- 
bahnen gedacht, ſondern ſoll den auf die Kleinbahnen angewieſenen Verkehrtreibenden, 
die gegenüber den Benutzern der übrigen Eiſenbahnen benachteiligt find, eine Fracht- 
ermäßigung zuwenden und dadurch zur Hebung des Verkehrs beitragen. 


Seit dem Krieg find nebenbahnähnliche Kleinbahnen wegen des Fehlens der erfor- 
derlichen Mittel, vornehmlich aber auch wegen des zunehmenden Wettbewerbs des 
Kraftwagens nicht mehr gebaut worden. Dieſer Wettbewerb iſt für die Kleinbahnen 
und auch zahlreiche Privatbahnen weit fühlbarer als für die Reichsbahn, weil es ſich 
bei den Kleinbahnen vielfach nur um kurze Strecken handelt, auf denen die Verkehrs. 
bedienung durch Kraftwagen im Perfonen- und vielfach auch im Güterverkehr aus- 
reichend und wirtſchaftlich iſt. Der naheliegende Gedanke, ſolche Kleinbahnen ſtill⸗ 
zulegen und durch Kraftwagenlinien zu erſetzen, hat ſich bisher nur in den ſeltenſten 
Fällen verwirklichen laſſen. Bei näherer Prüfung ergab ſich, daß die Schienen- 
beförderung, namentlich für Maſſengüter, zunächſt doch die wirtſchaftlichere Form der 
Verkehrsbedienung bleibt. 


Die Straßenbahnen haben ihre Bedeutung überwiegend auf dem Gebiet der Per— 
ſonenbeförderung. Mit dem zunehmenden Wachstum und der fortſchreitenden räum⸗ 
lichen Ausdehnung der Großſtädte haben die Straßenbahnen im modernen Verkehrs 
leben Aufgaben übernehmen müſſen, an die man früher nicht gedacht hat. Sie müſſen 
außer dem inneren Straßenverkehr die Außenbezirke durch Vorort. und Außenlinien 
an das Stadtinnere anſchließen und bieten zugleich mit den Schnellbahnen der werk— 
tätigen Bevölkerung der Großſtädte die Möglichkeit, in den weniger dicht bebauten 
äußeren Bezirken zu wohnen. Sie geben auf der andern Seite den Innenbewohnern 
die Gelegenheit, ihre Sonn- und Feiertage draußen in der Natur zu verbringen. Die 
Straßenbahnen find ein unentbehrliches Element der ſtädtiſchen Siedlungspolitik ge- 
worden. 


2. Waſſerſtraßen und Binnenſchiffahrt 
a) Waſſerſtraßen 

Deutſchland iſt reich an Waſſerſtraßen. Der Rhein mit ſeinen Nebenflüſſen, die Ems, 
die Weſer, die Elbe mit Havel und Spree, die Oder, der Pregel und die Memel ſowie 
die Donau find ſeit jeher in größerem oder geringerem Amfang Schiffahrtwege ge- 
weſen. Dazu treten die in den früheren Jahrhunderten von Preußen gebauten Kanäle, 
der unter der Herrſchaft des Großen Kurfürſten 1662/68 gebaute Friedrich⸗Wilhelm⸗ 
Kanal, der die Spree mit der Oder verbindet, der Große Friedrich. Graben in Oſt⸗ 
preußen (1668), der über die Gilge und die Deime eine Waſſerſtraßenverbindung 
zwiſchen dem Pregel und der Memel ſchuf, der Plauer Kanal (1743/46), der von der 
mittleren Elbe bei Parey abzweigt und die Havel bei Plaue erreicht, der Finow. 
Kanal (1744/46), der die obere Havel mit der Oder, und der Bromberger Kanal 
(1773/74), der die Netze mit der Weichſel verbindet. Anter dem Bayeriſchen König 
Ludwig I. wurde in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts der Donau⸗Main-Kanal 
(Ludwigkanal) gebaut, welcher den Main und die Donau verbinden und jenen großen 
Schiffahrtweg ſchaffen ſollte, den ſchon Karl der Große geplant und Goethe vor 
ſeinem geiſtigen Auge geſehen hatte. Wegen ſeiner geringen Abmeſſungen hat dieſer 
Kanal aber keine große Bedeutung erlangen können. 

Mit dem Aufkommen der Eiſenbahnen hielt der größere Teil der öffentlichen Mei— 
nung die Schifſahrtwege für überholt, und tatſächlich ſank der Schiffahrtverkehr bis 
zum Jahre 1870 auf faſt allen von der Binnenſchiffahrt befahrenen Waſſerſtraßen. 
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Auf der Moſel, dem Neckar, dem Main, der Ruhr und der Lippe, d. h. gerade im 
Welten, wo die Eifenbahnentwidlung die größten Fortſchritte gemacht hatte, war der 
Verkehr zur Zeit der Reichsgründung teilweiſe bis auf ein Zehntel der Menge von 
1850 zurückgegangen. Auch Preußen, das in den früheren Jahrhunderten den Waſſer⸗ 
ſtraßenbau ſtark gefördert und zwiſchen der Elbe und Weichſel ein zuſammenhängen⸗ 
des Waſſerſtraßennetz geſchaffen hatte, ſtellte alle weiteren Ausbaupläne zurück und 
beſchränkte ſich auf die auch für die Landeskultur notwendige Anterhaltung der Flüſſe. 


In dem ſtarken wirtſchaftlichen Aufſchwung, welcher der Gründung des Deutſchen 
Reichs im Jahre 1871 folgte, brach ſich bald die Auffaſſung Bahn, daß die Eiſen⸗ 
bahnen allein den Anforderungen der Wirtſchaft doch nicht genügten und der Wirt⸗ 
ſchaft Schiffahrtwege zur Verfügung geſtellt werden müßten. Die preußiſche 
Regierung legte im Jahre 1877 eine „Denkſchrift, betreffend die im preußiſchen Staat 
vorhandenen Waſſerſtraßen, deren Verbeſſerung und Vermehrung“ vor, in welcher 
fie für ein leiſtungsſähiges Waſſerſtraßennetz neben den Eiſenbahnen eintrat und 
dabei nicht von dem zeitigen, ſondern von einem zukünftigen Verkehrsbedürfnis aus⸗ 
ging. Die Denkſchrift behandelte zunächſt den Ausbau und die Regulierung der 
natürlichen Flüſſe und ſah als Ergänzung der von der Natur gegebenen Waſſerläufe 
den Bau von Kanälen vor. Das natürliche Gewäſſernetz ſollte nach dem Programm 
der Denkſchriſt in einer ſehr eigentümlichen Weiſe durch zwei ſich kreuzweiſe ſchnei⸗ 
dende Verkehrswaſſerſtraßenzüge überlagert werden. Der eine war in weſt⸗öſtlicher 
Richtung gedacht, und zwar buchſtäblich von der Maas bis an die Memel, der andere 
ſollte in nord⸗ſüdlicher Richtung von Stettin über Berlin nach Riefa (Elbe) ver- 
laufen und ſich dann die Elbe aufwärts fortſetzen. Die Denkſchrift iſt, wenn ſie auch 
in vielen Teilen abgewandelt wurde, in ihren Grundzügen doch bis zum Weltkrieg 
für die Waſſerſtraßenentwicklung maßgebend geblieben. Der erſte und wichtigere 
Teil des Programms, der Ausbau der großen Ströme, wurde bis zum Krieg im 
weſentlichen durchgeführt. Der zweite Teil des Programms, die Ergänzung des 
natürlichen Gewäſſernetzes durch Kanäle, ſtieß auf erheblichen Widerſtand. Die 
80er und 90er Jahre des vorigen Jahrhunderts und auch die erſten Jahre nach 1900 
find erfüllt von dem leidenſchaftlichen Kampf um den Bau der Kanäle. Die preu- 
Bilde Regierung wollte zunächſt eine Kanalverbindung ſchaffen, welche vom Rhein 
quer durch Deutſchland bis zur Elbe ging, und gleichzeitig das Dortmunder Gebiet 
mit dem Hafen Emden verbinden. Der preußiſche Landtag lehnte die Vorlagen der 
preußiſchen Staatsregierung wiederholt ab, insbeſondere waren es die im Oſten ſtark 
vertretenen, damaligen Konſervativen, die für die öſtliche Landwirtſchaft durch die 
billigen Frachten der Waſſerſtraßen ein zu ſtarkes Eindringen überſeeiſchen Getreides 
befürchteten. Es gelang der preußiſchen Regierung, ihr Kanalprogramm ſtückweiſe 
durchzuſetzen. In den Jahren 1887 bis 1899 wurde der Dortmund ⸗Ems⸗Kanal, 1906 
bis 1914 der Rhein⸗Herne⸗Kanal und 1906 bis 1916 der Ems⸗Weſer⸗Kanal gebaut. 
Auf Verlangen der öſtlichen Landesteile mußten aber neben den großen Waſſer⸗ 
ſtraßenbauten, welche für die Induſtrie im Weſten durchgeführt wurden, auch im Oſten 
Verbeſſerungen und Ergänzungen des Waſſerſtraßenſyſtems geſchaffen werden. 1877 
bis 1880 wurde die untere Brahe, 1878 bis 1882 die obere Netze kanaliſiert, 1887 
bis 1891 wurde der Oder ⸗Spree⸗Kanal gebaut, 1891 bis 1902 wurde die Oder von 
Coſel bis zur Mündung der Glatzer Neiße kanaliſiert, 1894 bis 1900 der Königs- 
berger Seekanal gebaut, 1906 bis 1914 der Hohenzollernkanal fertiggeſtellt, der durch 
das 1934 eröffnete große Hebewerk bei Niederfinow eine weſentliche Verbeſſerung 
erfahren hat, und 1906 bis 1917 wurde die Kanaliſierung der Oder von der Mün- 
dung der Glatzer Neiße bis Breslau fortgeſetzt, nachdem ſchon vorher 1895 bis 1898 
ein beſonderer Großſchiffahrtweg bei Breslau geſchaffen war. In dem Rhein-Herne- 
Kanal, in dem Ems⸗Weſer⸗Kanal ſowie in dem Hohenzollernkanal find die ſich kreuz⸗ 
weiſe überſchneidenden Waſſerſtraßenzüge der Denkſchrift von 1877 unſchwer zu er⸗ 
kennen. Die preußiſche Regierung hatte dieſes eingeſchränkte Kanalprogramm aber 
auch nur dadurch durchſetzen können, daß ſie von dem Mittellandkanal das Stück 
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zwiſchen Hannover und der Elbe zurückgeſtellt hatte, ſo daß das Kernſtück des ganzen 
Gedankens, eine Verbindung des weftlihen und des öſtlichen Waſſerſtraßenſyſtems, 
herausgebrochen war. Außerhalb des politiſchen Kampfes um die großen Kanäle 
war der Main von 1884 bis 1886 bis Frankfurt a. M. aufwärts, 1897 bis Offenbach 
und 1913 bis 1921 bis Aſchaffenburg, die Fulda von Münden bis Kaſſel und 1908 
bis 1912 die Aller unterhalb Celle kanalifiert worden. Baden hatte im Verein mit 
Bayern und Elſaß⸗Lothringen in den letzten zehn Jahren vor dem Krieg die Rhein- 
regulierung bis nach Kehl / Straßburg herauf durchgeführt. Lübeck hatte im Zuſammen⸗ 
wirken mit Preußen 1896 bis 1900 den Elbe⸗Trave-Kanal, und der Kreis Teltow 
bei Berlin den ſüdlich um Berlin herumführenden Teltowkanal gebaut. In den 
Jahren 1880 bis 1887 war endlich der Ems⸗Jade⸗Kanal geſchaffen und 1886 bis 
1895 der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal fertiggeftellt worden, der in den Jahren 1907 bis 
1914 erheblich erweitert wurde. 


Auf Grund der Verfaſſung von Weimar hatte das Reich das Eigentum und die Ver- 
waltung an den bisherigen Landeswaſſerſtraßen übernommen und mußte ſich mit der 
Frage der Fortentwicklung des Waſſerſtraßennetzes auseinanderſetzen. In dem 
Staatsvertrag betreffend den Abergang der Waſſerſtraßen von den Ländern auf das 
Reich (Reichsgeſetz vom 29. Juli 1921, RGBl. 1921 S. 961 und 1922 S. 222) und 
den im Zuſammenhang damit geſchloſſenen Staatsverträgen (Reichstagsdruckſache 
3871/1928) verpflichtet ſich das Reich, die von den Ländern übernommenen Waſſer⸗ 
ſtraßenbauten fortzuſetzen, insbeſondere aber das Schlußſtück des Mittellandkanals 
zu bauen, eine neue Verbindung des Mains mit der Donau herzuſtellen und den 
Neckar von Mannheim aufwärts zu kanaliſieren mit dem Ziel einer ſpäteren Verbin- 
dung zur Donau. Dieſes Waſſerſtraßenprogramm läßt ſehr ſtark eine Oſt⸗Weſt⸗Orien⸗ 
tierung der Waſſerſtraßenentwicklung erkennen. Mittellandkanal, Rhein-Main- 
Donau-⸗ Verbindung und Neckar führen letzten Endes alle auf den Rhein und rhein- 
abwärts nach Rotterdam. Die mit der Schweiz zuſammen unternommene Regulierung 
des Rheins oberhalb Straßburg / Kehl kommt hinzu. Es iſt verſtändlich, daß ſich gegen- 
über dieſer einſeitigen Betonung nach Weſten hin im Laufe der Jahre eine Reaktion 
ergab, und es iſt ſchon in den letzten Jahren vor der nationalſozialiſtiſchen Erhebung 
eine neue Richtung in der Waſſerſtraßenbaupolitik zu erkennen geweſen, welche die 
Notwendigkeit der Verbeſſerung in den Süd⸗Nord⸗ Verbindungen hervorhob. Unter 
der nationalſozialiſtiſchen Regierung iſt es Gemeingut der öffentlichen Meinung ge⸗ 
worden, daß ſich der Waſſerſtraßenausbau in der von der Natur vorgezeichneten 
Linie der natürlichen Flüſſe vollziehen müſſe. Mit erheblichen Mitteln find der Aus- 
bau der Oder mit den neuen Talſperren von Turawa, der Adolf⸗Hitler⸗Kanal, die 
Niedrigwaſſerregulierung der Elbe, die Kanaliſierung der Mittelweſer und die Er- 
weiterung des Dortmund⸗Ems⸗Kanals vorangebracht worden. Nach dem Vorbild 
der Seehafentarifpolitik der Deutſchen Reichsbahn ſollen die Induſtriegebiete von 
Ober- und Niederſchleſien, von Berlin und Sachſen, das Kaligebiet im oberen Werra- 
tal und das Dortmunder Induſtrierevier ſtärker als bisher an die deutſchen Seehäfen 
angeſchloſſen werden. Der Bau des mit teilweiſe fertiggeſtellten Kunſtbauten liegen 
gelaſſenen maſuriſchen Kanals, der ein weites Waldgebiet Oſtpreußens erſchließt und 
ein bedeutendes landwirtſchaftliches Gebiet über den Pregel mit Königsberg ver- 
bindet, iſt wiederaufgenommen, der Königsberger Seekanal ſeiner Bedeutung für 
das abgetrennte Oſtpreußen entſprechend ausgeſtaltet worden. Die Waſſerſtraßen⸗ 
baupolitik iſt Seehafenpolitik geworden. 

Die Kanaliſierung des Neckar bis Heilbronn iſt fertiggeſtellt und wird bis Plochingen 
weitergeführt. Die Heranführung des Mittellandkanals an die Elbe iſt durchgeführt. 
Die Eröffnung des Verkehrs auf dem letzten Stück bis zur Elbe wird Oktober 1938 
ſtattfinden. Bis zum Jahre 1942 wird auch die Kanalbrücke über die Elbe fertig⸗ 
geſtellt ſein. — Damit erhält die unmittelbare Verbindung des weſtlichen und öft⸗ 
lichen Waſſerſtraßennetzes Deutſchlands durch den Mittellandkanal ihre vollendete 
Geſtalt. Die großzügige Planung der Hermann⸗Göring⸗ Werke zur Verwertung der 
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Salzgittererze hat die Abzweigung eines Stichkanals weſtlich Braunſchweig nach 
Bleckenſtedt erforderlich gemacht, die als Staatsaufgabe in Angriff genommen iſt. 


Die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich hat durch die Aus⸗ 
weitung des deutſchen Wirtſchaftsgebiets neue große Aufgaben geſtellt, die vor allem 
eine beſchleunigte Herſtellung der Rhein⸗Main⸗Donau⸗ Verbindung als Großſchiff⸗ 
fahrtſtraße (für 1200. bis 1500-t-Kähne) notwendig gemacht hat. Das Geſetz vom 
11. Mai 1938 (RGBl. II S. 149) hat ihre Vollendung bis 1945 vorgeſehen. Die 
Donau ſelbſt wird auf der öſterreichiſchen Strecke durch Regulierungsarbeiten und 
durch Aberſtauung ihres für die Schiffahrt ſchwierigſten Teiles (Greiner Struden ab⸗ 
wärts Linz) zur voll leiſtungsfähigen Großſchiffahrtſtraße ausgebaut und mit ver- 
beſſerten Verkehrshäfen und neuen Schutz. und Sicherheitshäfen verſehen werden. 
Der Anſchluß der Oſtmark an die deutſchen Seehäſen ſtellt ferner eine Verbindung 
vom Main her über die Weſer in den Vordergrund. Die durch die Hermann⸗Göring⸗ 
Werke herbeigeführte Belaſtung des Mittellandkanals und die Notwendigkeit einer 
von ausländiſchen Seehäfen unabhängigen Verbindung zwiſchen dem Ruhrgebiet und 
den deutſchen Seehäfen Bremen, Hamburg und Lübeck hat auch dem Bau des unter 
dem Namen Hanſa⸗-Kanal bekannten Projektes eine neue verſtärkte Bedeutung ver⸗ 
liehen. 

Die Geſamtlänge der deutſchen Waſſerſtraßen betrug am 1. Januar 1938 13 640 km. 
und iſt durch den Hinzutritt der öſterreichiſchen Donau um weitere 321 km auf ins- 
geſamt 13 961 km geſtiegen. Von dieſen entfallen rund 2500 km oder 18 v. H. auf 
die künſtlichen Waſſerſtraßen (Kanäle) und 82 v. H. auf die natürlichen Schiffahrt⸗ 
wege. Rund 75 v. H. der Geſamtlänge find Reichswaſſerſtraßen. Die Ziffern zeigen, 
daß die natürlichen Waſſerſtraßen weit überwiegen und die Kanalfragen in der 
öffentlichen Erörterung unberechtigterweiſe ſo ſtark in den Vordergrund geſtellt 
wurden, wie es in den Jahren vor dem Krieg geſchah. 


b) Binnenſchiffahrt 


Die wirtſchaftliche Bedeutung der Binnenſchiffahrt erhellt aus der nachſtehenden 
Aberſicht über die Güterbewegung der Binnenſchiffahrt im Sean: zu derjenigen. 
der Eiſenbahnen (beides ohne Oſterreich): 
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Die Ziffern zeigen, daß die Binnenſchiffahrt einen erheblichen Anteil an der Gefamt- 
güterbewegung in der deutſchen Volkswirtſchaft hat. 


Die deutſche Binnenſchiffsflotte, die dieſe Leiſtungen erzielte, ſetzte ſich am 1. Januar 
1938 aus 17 881 Schiffen zuſammen, die eine Tragfähigkeit von 6452 Millionen t und 
eine Maſchinenleiſtung von 0,849 Millionen PS hatte. Davon waren 12 441 Schiffe 
ohne eigene Triebkraft, 4323 Schlepper und Güterſchiffe mit eigener Triebkraft. Durch 
die Wiedervereinigung mit Oſterreich traten rund 500 Schiffe mit rund 260 000 t 
Tragfähigkeit und rund 45 000 PS hinzu. Von dem geſamten Binnenſchiffsbeſtand 
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(einſchließlich der ehemals öſterreichiſchen Schiffe) entfallen rund 32 v. H. auf das 
Rheingebiet mit den weſtdeutſchen Kanälen, 25 v. H. auf die Elbe, 5 v. H. auf die 
Donau. 38 v. H. verteilen ſich auf die anderen Waſſerſtraßen. 


In der Binnenſchiffahrt hat ſich bis auf den heutigen Tag die handwerkliche Betriebs 
form in großem Umfang erhalten. Der Einzelſchiffer — auf dem Rhein „Partifulier- 
fhiffer“, in Mitteldeutſchland „Privatſchiffer“ genannt und in der Geſetzesſprache 
als „Kleinſchiffer“ bezeichnet — iſt die hiſtoriſch älteſte Gattung der Binnenſchiffer, 
und zur Zeit noch die überwiegende. Das Schiff — mag es nun ein Kahn, ein 
Schlepper oder ein Selbſtfahrer ſein — iſt meiſt das ganze Vermögen und zugleich 
die Wohnung des Kleinſchiffers. Er treibt weniger eigene Geſchäfte und iſt dann 
Erfüllungsgehilfe für andere in der Durchführung von Transporten. 

Dem Einzelſchiffer gegenüber ſteht die Vereinigung mehrerer Fahrzeuge in der Hand 
einer Anternehmung, der ſogenannten Reederei, deren beſondere Bedeutung in dem 
kaufmänniſchen Betrieb des Schiffahrtgeſchäfts und in der Vereinigung von Zugkraft 
und Ladungskahn in einer Hand liegt, teilweiſe auch ergänzt durch Selbſtfahrer und 
Hilfsbetriebe (Amſchlag, Lagerei, Spedition). 

Die techniſche Entwicklung des vergangenen Jahrhunderts hat vom einzelfahrenden 
Segelſchiff zum Schleppzugbetrieb geführt, bei dem ein einziger Schlepper im Maſſen⸗ 
gutverkehr die Laſt von ſieben Eiſenbahnzügen und mehr auf einmal befördert und 
je nach den Strömungsverhältniſſen und der Ladung der Kähne bis zu zwölf Schiffe 
und darüber, oft verſchiedenen Eigentümern gehörend, hinter ſich hat. Es ergibt ſich 
daraus die gegenfeitige Abhängigkeit der Fahrzeugbeſitzer in techniſcher und geſchäft⸗ 
licher Beziehung. Die neueſte Zeit bringt durch die Entwicklung des Selbſtfahrers 
wieder eine teilweiſe Auflockerung und ſtärkere Betonung des einzelfahrenden Güter- 
ſchiffs und, foweit es ſich in Händen des Einzelſchiffers befindet, die Wiedergewin⸗ 
nung ſeiner Anabhängigkeit vom fremden Schleppbetrieb. Wegen ſeiner größeren 
Schnelligkeit kommt der Selbſtfahrer beſonders für den Verkehr der ſogenannten 
Kaufmannsgüter in Frage. Bei Reifen, die ſich über mehrere Waſſerſtraßen er- 
ſtrecken (z. B. Rhein — Mittellandkanal — Elbe), iſt die Anabhängigkeit von den 
verſchiedenartigen Schleppbetrieben beſonders wertvoll. Sie erſpart insbeſondere 
auch die mit mehrfachem Schlepperwechſel verbundenen Zeitverluſte. 


Wir zählten nach der letzten Feſtſtellung am 1. Januar 1934 im Deutſchen Reich 
9313 Einzelſchiffer und 1706 Unternehmungen mit zwei und mehr Schiſfen. Die 
Einzelſchiffer verfügen 
nach der Schiffszahl über 41 v. H., 
nach dem Schiffsraum über 44 v. H., 
nach der Maſchinenſtärke über 21 v. H. 
des deutſchen Fahrzeugbeſtandes. Sie ſpielen in Mittel- und Oſtdeutſchland die 
Hauptrolle. 
Von den Reedereien beſitzen die Anternehmungen mit mehr als 20 Schiffen, von 
denen es im ganzen 125 gibt, 
der Schiffszahl nach 31 v. H., 
dem Schiffsraum nach 36 v. H., 
der Maſchinenſtärke nach 48 v. H. 
des Geſamtbeſtandes, ſo daß ſich die verbleibenden 
28 v. H. der Schiffe, 
20 v. H. des Raumes, 
31 v. H. der Maſchinenſtärke 
auf 1581 mittlere und kleinere Reedereiunternehmungen verteilen. 
Die Kleinſchiffer bilden den Binnenſchiffahrtmarkt, indem ſie, jeder für ſich, in aller 
Freizügigkeit Beſchäftigung ſuchend, ſich nach den Ladeplätzen begeben und ihre 
Schiffe dort zur Beladung anbieten. 
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Der Kleinſchiffer hat mit ſeinem Einzelfahrzeug nicht die Möglichkeit, einem Ver⸗ 
lader die geſicherte Durchführung größerer Transportleiſtungen zu gewährleiſten. 
Die Abernahme ſolcher Geſamttransporte fällt in das beſondere Gebiet der Reede⸗ 
reien, die nach Bedarf, insbeſondere dann, wenn bei ſchlechteren Waſſerſtänden die 
Raumausnutzung ungünſtig wird, ihre eigene Flotte durch Anmietung von Klein: 
ſchiffsraum ergänzen. Indem die Reedereien durch Zuſammenarbeit mit eigenen 
oder fremden Speditionsbetrieben die Güter zur Waſſerverfrachtung anwerben, mehr- 
ſach auch mit großen Verladern, insbeſondere mit Kohlenzechen in organiſchem Zu- 
ſammenhang ſtehen, ſind ſie es in erſter Linie, welche den Kleinſchiffern Beſchäftigung 
verſchaffen. Sie benutzen den Kleinſchiffsraum als ihre Betriebsreſerve und müſſen 
dafür den Nachteil in Kauf nehmen, daß ſie bei ſtarker Nachfrage nach Schiffsraum 
erheblich höhere Mietſätze zahlen müſſen, als ſie auf Grund ihrer Geſamtabſchlüſſe 
ron den Großverladern zurückerhalten. Der Reeder trägt ein nicht unerhebliches 
ſpekulatives Riſiko, und der Kleinſchiffer muß die Zeiten, in welchen er nicht heran ⸗ 
gezogen wird, aus den erhöhten Miet- oder Frachtraten während der Periode 
ſtarker Nachfrage nach Schiffsraum überwinden. 


Die Kleinſchiffer haben ſich, um ihre Abhängigkeit von den Reedereien zu befeitigen, 
vielfach zu Genoſſenſchaften zuſammengeſchloſſen, auch im Zuſammenwirken von 
Schleppdampfergenoſſenſchaften mit Genoſſenſchaften der Kahneigner eine gewiſſe 
Selbſtändigkeit zu gewinnen geſucht, können aber die geſchäſtlichen Leiſtungen, ins⸗ 
beſondere die kaufmänniſche Werbung der Reedereien, nicht erreichen. 


Schließlich muß, damit das Bild der Wirtſchaftsformen in der Binnenſchiffahrt ge⸗ 
rundet wird, der Binnenſchiffsbeſrachter gedacht werden, die am Rhein einmal als 
„Reeder ohne Ar und Halm“ bezeichnet wurden; fie beſitzen keine Fahrzeuge, ſpielen 
aber doch eine der Reederei ähnliche Rolle, indem ſie größere Frachtabſchlüſſe tätigen 
und ſich zur Ausführung der Transporte Kleinſchiffer zur dauernden Verfügung 
oder für einzelne Reifen verpflichten. 


Neben den Einzelſchiffern und den Reedereien Steht die Werkſchiffahrt. Sie iſt zwar 
nur Nebenbetrieb anderer Anternehmungen, meiſt induſtrieller Werke, und führt keine 
Verfrachtung für Dritte aus. Sie kann aber eine nicht unbeträchtliche Rolle in der 
Schmälerung der auf den freien Markt gelangenden Gütermengen ſpielen. 


In der Mannigfaltigkeit der Formen liegt die Anpaſſungsfähigkeit der Binnenſchiff⸗ 
fahrt zur Befriedigung der wirtſchaftlichen Bedürfniſſe. Es liegen darin aber auch 
die Keime zu Schäden bei ungezügeltem Wettbewerb begründet, die in der Zeit des 
wirtſchaftlichen Niedergangs nicht ausbleiben konnten, wo den kleiner gewordenen 
Verkehrsmengen eine übergroße Tonnage gegenüberſtand. Die Reichsregierung 
mußte eingreifen, als die eigene Organiſationskraft der Schiffahrt zu verſagen be. 
gann. Die Notverordnung vom 23. Dezember 1931 (RGBl. J S. 779), die ſchon im 
Geiſte einer anbrechenden neuen Zeit den Reichsverkehrsminiſter zu beſonderen Maß- 
nahmen ermächtigte, hat nach Aufrichtung des nationalſozialiſtiſchen Staates eine 
Erneuerung und Ergänzung in dem Geſetz vom 16. Juni 1933 (RG Bl. II S. 317) er- 
fahren. Nach den Zielſetzungen, die der Nationalſozialismus gebracht hat, ſollte 
die gegenſeitige Zerfleiſchung im Wettbewerb beſeitigt und die Kleinſchiffahrt als 
unentbehrliches Verkehrsinſtrument geſtärkt werden. 


Es galt, durch die innere Organiſation die Binnenſchiffahrt dem neuen Gemein- 
ſchaftsgedanken zugänglich zu machen, die erreichbare Beſchäftigung möglichſt gleich. 
mäßig zu verteilen und bindende Frachtfeſtſetzungen vorzunehmen, ohne die berech- 
tigten Bedürfniſſe der verladenden Wirtſchaft zu ſchädigen. Den Kern des Geſetzes 
bildet die Ermächtigung des Reichsverkehrsminiſters, zur Bekämpfung der Notlage 
der Binnenſchiffahrt, namentlich zum Ausgleich zwiſchen Angebot an Frachtgut und 
Frachtraum, allgemeine verkehrswirtſchaftliche Maßnahmen zu treffen, insbeſondere 
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a) Schiffahrttreibende zu Öffentlich-rehtliden Verbänden zuſammenzuſchließen ſowie 
die Ausnutzung des Kahn⸗ und Schlepparks und feine Vermehrung zu be⸗ 
ſchränken; 


b) ſelbſt oder durch dazu von ihm ermächtigte Verbände oder andere Stellen Min⸗ 
deſt⸗ und Höchſtentgelte in der Binnenſchiffahrt feſtzuſetzen und die Verteilung 
des Fracht- und des Lagerguts ſowie der Schleppgelegenheiten zu regeln. 


In Ausführung des Geſetzes wurden die Kleinſchiffer zu Schifferbetriebsverbänden 
zuſammengeſchloſſen. Zur Stabiliſierung der Frachten wurden für das ganze Ver- 
kehrsgebiet öſtlich des Dortmund Ems⸗Kanals Frachtenausſchüſſe errichtet, die von 
der Wirtſchaft und der Schiffahrt und innerhalb der letzteren wieder von Reedereien 
und Kleinſchiffern paritätiſch beſetzt werden, damit eine Zuſammenarbeit erzielt 
wird, die nicht nur die Bedürfniſſe der Schiffahrt, ſondern auch die Belange der 
Wirtſchaft berüdfihtigt. Auf der Elbe wurde die geſamte Schiffahrt in dem Elbe. 
kartell von 1934 zu einem feſten Block zuſammengeſchweißt. In dieſem Kartell können 
die bisher wirkſamen Kräfte, die den Kampf aller gegen alle erzeugt hatten, durch 
die Triebkräfte des Nationalſozialismus als ausgeſchaltet gelten. Das Verordnungs⸗ 
werk wird ergänzt durch Beſtimmungen über die Aberwachung der Vermehrung des 
Schiffsbeſtandes und das Verbot einer Vergrößerung der Werkſchiffahrt. Mit Rück⸗ 
ſicht auf die Heranführung des Mittellandkanals an die Elbe ſind die Beſtimmungen 
teilweiſe hinſichtlich der Wiederzulaſſung von Schiffsneubauten gelockert worden. Im 
Gebiet der weſtdeutſchen Kanäle und der Weſer haben ſich die notwendigen Beſchäf⸗ 
tigungsregelungen auf dem Boden freier Vereinbarungen durchgeſetzt. Auf dem 
Rhein, wo wegen der internationalen Zuſammenſetzung der Schiffahrt — es kommen 
auf dem Rhein die ſehr ſtarke holländiſche Flotte, die belgiſchen, franzöſiſchen und 
Schweizer Schiffe in Frage — mit Verordnungen nicht in gleicher Weiſe vorge⸗ 
gangen werden kann, hat das im nationalſozialiſtiſchen Staat zunehmende Gemein- 
ſchaftsgefühl eine engere Zuſammenarbeit zwiſchen deutſchen Reedern und Parti- 
kulierſchiffern ergeben. In neuerer Zeit haben ſich außerdem wertvolle Anſätze zu 
einer internationalen Zuſammenarbeit — anfangs zwiſchen den deutſchen und nieder- 
ländiſchen Partikulierſchiſffern, dann unter den bedeutendſten Reedereien aller be⸗ 
teiligten Staaten gezeigt. Auf der Donau beſteht zwiſchen den deutſchen Schiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaften und den ungariſchen eine enge Betriebsgemeinſchaft, zwiſchen den 
im internationalen Verkehr tätigen Reedern aller Staaten ein Kartellverhältnis. 


Die auf Stabiliſierung der Frachten gerichteten Beſtrebungen find durch die all⸗ 
gemeinen preisregelnden Regierungsmaßnahmen in ihrer Wirkung verſtärkt worden. 
Die natürlichen Einflüſſe, denen die Schiffahrt unterliegt, wie insbeſondere die 
Waſſerſtandsverhältniſſe, die den Ausnützungsgrad der Ladefähigkeit der Fahrzeuge 
und damit auch die bei einer Reife erzielbaren Einnahmemöglichkeiten ſtark beein⸗ 
fluſſen, bringen jedoch berechtigte, zum Teil jahreszeitlich regelmäßige Schwankun⸗ 
gen. Sie werden auf dem Rhein noch beſonders durch die im internationalen freien 
Markt beſtehenden Verhältniſſe beeinflußt. 


Von einer Verſtaatlichung der Binnenſchiſfahrt muß abgeſehen werden. Es entſpräche 
kaum dem Grundgedanken des Nationalſozialismus, ein jo umfangreiches handwerk. 
liches Gewerbe wie die Kleinſchiffahrt zugunſten eines Staatsbetriebes zu beſeitigen 
und die zahlreichen ſelbſtändigen Eriftenzen in ein Arbeitnehmerverhältnis zu über⸗ 
führen. Dem widerſpricht nicht, daß auf den Kanalverbindungen zwiſchen Rhein und. 
Elbe ein ſtaatliches Schleppmonopol auf Grund des preußiſchen Geſetzes vom 
30. April 1913 (Pr. Geſ. S. 217) beſteht. Durch den Staatsvertrag, betreffend den 
Abergang der Waſſerſtraßen von den Ländern auf das Reich vom 29. Juli 1921 
(RGBl. S. 961) iſt das Schleppmonopol auf das Reich übergegangen. 


Das Schleppmonopol iſt einesteils geſchaffen worden, um die ſchonende Behandlung 
der empfindlichen Kanalbauten zu gewährleiſten, andernteils, weil in dem damaligen 
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heftigen Kampf um die Kanalvorlage im Preußiſchen Parlament in der ſtaatlichen 
Regelung der Schlepplöhne ein Mittel geſehen wurde, um das befürchtete vermehrte 
Eindringen ausländiſchen Getreides vom Rhein her zum Schaden der deutſchen Land- 
wirtſchaft und eine zu ſtarke Schädigung der Staatsbahnen durch den Kanal zu ver⸗ 
hindern. Nur der Verkehr auf dem bereits beſtehenden Dortmund⸗Ems⸗Kanal wurde 
von der Monopolpflicht ausgenommen. Ihre Einführung nach Ablauf von 15 Jahren 
war vorbehalten. Selbſtfahrer bedurften nach dem Geſetz einer beſonderen Zu⸗ 
laſſungsgenehmigung. 

Aus Anlaß der Heranführung des Mittellandkanals an die Elbe find die Selbſt⸗ 
fahrer dort mit Rückſicht auf die zunehmende Bedeutung dieſer Verkehrsart unter 
der Vorausſetzung ihrer techniſchen Eignung ohne Einſchränkung zugelaſſen worden. 
Der beſonders durch die Hermann⸗Göring⸗ Werke zu erwartende ſtarke Verkehr hat 
erfordert, daß auf dem ſüdlichen Teil des Dortmund⸗Ems⸗Kanals (ſüdlich Berges⸗ 
hövede) für den Schleppverfehr vom Reich das Monopolrecht nunmehr voll in An» 
ſpruch genommen wird. Auf dem nördlichen Teil des Dortmund⸗Ems⸗Kanals kann 
der Privatichleppbetrieb noch bis zur Vollendung des in Gang befindlichen weiteren 
Ausbaues für das 1500-t⸗Schiff fortgeführt werden. 


c) Schiffahrtabgaben 


Die Frage, inwieweit es angezeigt iſt, die für den Ausbau, die Anterhaltung und 
den Betrieb der Waſſerſtraßen aufgewendeten Mittel durch Beiträge der Schiff⸗ 
fahrttreibenden zu decken, iſt im Laufe der Jahrhunderte verſchieden beantwortet 
worden. Während man in früherer Zeit davon ausging, daß die Schiffahrtanſtalten 
ſich aus Benutzungsgebühren ſelbſt zu erhalten, wenn nicht gar Reineinnahmen für 
die Staatskaſſe aufzubringen hätten, iſt in der Behandlung der Deckungsfrage Mitte 
des vorigen Jahrhunderts eine vollſtändige Anderung eingetreten. Neineinnahmen 
ſollen ſeit dieſer Zeit grundſätzlich überhaupt nicht mehr erzielt werden. Auch auf die 
Selbſtkoſtendedung iſt allmählich immer weniger Wert gelegt worden, weil man aus 
ſozialen Gründen dem Schifferſtand, der infolge des ſcharfen Wettbewerbs der meiſt 
noch in Händen von Privaten befindlichen Eiſenbahnen in ſchwieriger wirtſchaft⸗ 
licher Lage war, helfen, anderſeits zugleich den Eiſenbahnen einen wirkſamen Wett⸗ 
bewerb entgegenſetzen wollte. Nachdem die Eiſenbahnen verſtaatlicht waren und da ⸗ 
mit obige Gründe im weſentlichen an Bedeutung verloren hatten, trat die Forde⸗ 
rung nach einer gebührenmäßigen Selbſtkoſtendeckung der Schiffahrtanſtalten um ſo 
ſtärker wieder in den Vordergrund, als der Staat dazu über ging, ſein Waſſerſtraßen⸗ 
netz unter Aufwendung großer Summen auszubauen und zu erweitern. Bei den Er⸗ 
örterungen, die um die Wende des Jahrhunderts wegen des Ausbaues des deutſchen 
Waſſerſtraßennetzes, insbeſondere wegen des Mittellandkanals, geführt wurden, 
drang die Forderung durch, daß ſich die Waſſerſtraßen wie die Eiſenbahnen ſelbſt 
tragen müßten, und es gelang der preußiſchen Staatsregierung, dem vom Landtag 
vertretenen Verlangen nach der grundſätzlichen Anerkennung des Zieles der Selbſt⸗ 
koſtendeckung der Waſſerſtraßen durch das RNeichsgeſetz vom 24. Dezember 1911 
(RG Bl. S. 1137) auch für das Neich Geltung zu verſchaffen. 


Dieſes Programm, das auch in Art. 99 der Weimarer Verfaſſung übernommen 
wurde, iſt nur zu einem Bruchteil durchgeführt worden. Der Rhein, auf dem nach 
der Revidierten Rheinſchiffahrtakte vom 17. Oktober 1868 (Pr. GS S. 798) Abgaben, 
welche ſich lediglich auf die Tatſache der Beſchiffung gründen, nicht eingeführt werden 
durften, und die Elbe, auf der nach dem Staatsvertrag zwiſchen dem Norddeutſchen 
Bund und Oſterreich über die Aufhebung des Elbzolls vom 22. Juni 1870 (Pr. GS 
S. 417) Abgaben nur für die Benutzung beſonderer, zur Erleichterung des Verkehrs 
beſtimmter Anſtalten erhoben werden ſollten und nach dem Inkrafttreten der Elb. 
ſchiffahrtsakte vom 22. Februar 1922 (RGBl. II S. 183) nur unter beſonderen Vor⸗ 
ausſetzungen mit Genehmigung der Internationalen Elbſchiffahrt⸗Kommiſſion in 
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Kraft geſetzt werden durften, ſind auch nach der Erklärung vom 14. November 1936, 
in der ſich die Deutſche Reichsregierung von den Beſtimmungen dieſer Verträge los- 
geſagt hat, bis auf den heutigen Tag abgabenfrei geblieben. Ebenſowenig werden 
auf der Weſer, auf der Oder unterhalb von Breslau und auf der Donau Abgaben 
erhoben. Da auf den Strömen ſich mehr als drei Viertel des Schiffahrtverkehrs 
abwickelt, werden Abgaben nur von einem Viertel des Verkehrs erhoben. Es kommen 
im weſentlichen nur Kanäle und kanaliſierte Flüſſe in Frage (der Mittellandkanal 
und feine Zweige vom Rhein bis zur Elbe, der Dortmund Ems⸗Kanal, der Küften- . 
kanal, die kanaliſierten Nebenflüſſe des Rheins, die Waſſerſtraßen zwiſchen Elbe und 
Oder, die kanaliſierte obere Oder uſw.). Auf ihnen ift aber der Grundſatz der Selbſt⸗ 
koſtendeckung von Waſſerſtraßenbauten nur ſehr ſchonend zur Durchführung gebracht 
worden. Die Rüdfiht auf den unmittelbaren finanziellen Abgabenertrag für den 
Staat hat ſtets hinter der Sorge zurücktreten müſſen, daß der Vorteil, der der Wirt⸗ 
ſchaft mit den Flußkanaliſierungen oder Kanalbauten gebracht werden ſollte, nicht 
durch die Abgaben wiederaufgehoben würde. 


Die Abgabentarife ſind bei der Verſchiedenheit der Verhältniſſe nicht einheitlich 
für die Geſamtheit der in Frage kommenden Waſſerſtraßen erſtellt, ſondern von Fall 
zu Fall für einzelne Waſſerſtraßen oder für ein zuſammenhängendes Netz von 
Waſſerſtraßen. 


Sie werden im allgemeinen nach der Länge der zu durchfahrenden Strecke, ftellen- 
weiſe nach den befahrenen Bezirken (Hebeſtellen an den Schleuſen) berechnet. Die 
Höhe der Abgaben richtet ſich nach dem Wert der Güter, die in Anlehnung an den 
Werttarif der Eiſenbahnen in Güterklaſſen eingeteilt find. Für beſondere wirtichaft- 
liche Bedürfniſſe beſtehen auch hier, wie bei den Eiſenbahnen, Ausnahmetarife. Ins- 
beſondere genießt der Verkehr nach und von den deutſchen Seehäfen Begünſtigungen. 


Die Heranführung des Mittellandkanals an die Elbe war geeignet, ſtarke uner- 
wünſchte Verſchiebungen zwiſchen verſchiedenen deutſchen Wirtſchaftsbezirken, ins · 
beſondere dem Ruhr- und dem oberſchleſiſchen Kohlen⸗ und Induſtrierevier herbei⸗ 
zuführen. Sie werden dadurch vermieden, daß auf der Kanalſtrecke von Misburg bis 
zur Elbe grundſätzlich doppelt ſo hohe Abgaben erhoben werden als auf der Strecke 
Ruhrgebiet Misburg. Den beſonderen Amſtänden in Verkehrsbeziehungen, in denen 
die Wettbewerbslage anders iſt als zwiſchen den genannten Revieren, wird durch 
entſprechende Ausnahmetarife Rechnung getragen. 


3. Candſtraßen und firaftverkehr 
a) Landſtraßen und Reichs autobahnen 


Die Landſtraßen waren lange Zeit hindurch die Stiefkinder unter den Verkehrs 
anftalten. Nach der Entwicklung des Eiſenbahnnetzes glaubte man, daß die Land- 
ſtraßen nur noch für die Landwirtſchaft und den Ortsverkehr Bedeutung hätten. 
Preußen, das ebenſo wie die übrigen Bundesſtaaten die wichtigen Landſtraßen als 
Staatsſtraßen gebaut und verwaltet hatte, gab dieſe in dem Dotationsgeſetz vom 
8. Juli 1875 (Pr. GS S. 497) an die Provinzialverbände ab und überließ es den 
Provinzen und Kreiſen, das Landſtraßennetz zu unterhalten und auszubauen. Nach 
einer von dem Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen veranſtalteten Sonder- 
erhebung umfaßte das geſamte deutſche Landſtraßennetz im Herbſt 1933 220 000 km. 
Davon waren etwa 63 500 km Staats- und Provinzialſtraßen, 108 000 km Kreis- 
ſtraßen und etwa 50 000 km Gemeinde- Verbindungswege. Für die Ortsſtraßen und 
Ortswege innerhalb der Gemeinden fehlt eine Aufſtellung. 

Vor der Entſtehung des nationalſozialiſtiſchen Staates bot das Landſtraßenweſen 
ein Bild ſchlimmſter Zerſplitterung. Das Landſtraßenweſen war Länderſache. Das 
Reich hatte zwar nach der Weimarer Verfaſſung das Recht der Geſetzgebung, ſoweit 
es ſich um den allgemeinen Verkehr und die Landesverteidigung handelt (Art. 7 
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Ziff. 19), hatte von feiner Befugnis aber keinen Gebrauch gemacht. Die deutſchen 
Straßen wurden von elf preußiſchen Provinzen, den beiden Landeskommunalver⸗ 
bänden Wiesbaden und Kaſſel, 16 außerpreußiſchen Ländern ſowie von 670 Kreiſen 
und Bezirken verwaltet. Daneben waren mehr als 63 000 Gemeinden im Straßen- 
weſen tätig. Der Verwaltung fehlte es an jeder gegenſeitigen Fühlungnahme. Eine 
zentrale Leitung durch das Reich war nicht vorhanden. Der Zerſplitterung in der 
Verwaltung entſprach der unterſchiedliche Zuſtand im Ausbau der Straßen. Der 
Kraftwagenfahrer konnte, ohne ſich in der Landſchaft zu orientieren, am Zuſtand 
der Straße, wie er ihn in ſeinem Wagen fühlte, erkennen, daß er die Grenze eines 
Landes, einer Provinz oder auch nur eines Kreiſes überfahren hatte. 


In dem Landſtraßenweſen Wandel zu ſchaffen, erkannte die Regierung des Dritten 
Reiches als eine ihrer dringendſten Aufgaben. Die oberſte Leitung des Straßen ; 
weſens wurde in die Hand des Generalinſpektors für das deutſche Straßenweſen 
gelegt, deſſen Dienſtſtelle nach dem Erlaß des Reichspräſidenten vom 30. November 
1933 (RGBl. 1 S. 1057) eine dem Führer und Reichskanzler unmittelbar unter- 
ſtehende oberſte Neichsbehörde iſt. 


Die Verwaltung des Straßenweſens ſteht in engſter Berührung mit der allge⸗ 
meinen Verwaltung. Da der endgültigen Geſtaltung der Reichsverwaltung durch die 
Reichsreform nicht vorgegriffen werden durfte, mußte zunächſt eine vorläufige Neu- 
regelung getroffen werden, die auf dem beſtehenden Zuſtand aufbaut und alle Mög⸗ 
lichkeiten für die endgültige Geſtaltung der Straßenverwaltung im Rahmen des 
Neuaufbaus des Reichs offenläßt. 


Zu dieſem Zweck wurde das Geſetz über die einſtweilige Neuregelung des Straßen⸗ 
weſens und der Straßenverwaltung vom 26. März 1934 (RGBl. I S. 243) erlaſſen. 
Das Geſetz iſt ein reines Organiſationsgeſetz. Die Neufaſſung des materiellen 
Straßenrechts muß ſpäterer Zeit vorbehalten bleiben. Das Geſetz enthält in der 
Hauptfache die Vorſchriften über die Einteilung der Straßen, über die Verteilung 
der Straßenbaulaſt und über die Verwaltung der Straßen. Zu ſeiner Durchführung 
und Ergänzung iſt die Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die einſt⸗ 
weilige Neuregelung des Straßenweſens und der Straßenverwaltung vom 7. Dezem⸗ 
ber 1934 (RGBl. 1 S. 1237) ergangen. 


Das geſamte deutſche Straßennetz, ſoweit es dem Verkehr von Ort zu Ort dient, 
wird nunmehr eingeteilt in: 

1. Reichsautobahnen, 

2. Reichsſtraßen, 

3. Landſtraßen erſter Ordnung 

4. Landſtraßen zweiter Ordnung. 


Welche Straßen die Eigenſchaft von Reichsſtraßen ſowie von Landſtraßen erſter und 
zweiter Ordnung haben, beſtimmt der Generalinſpektor für das deutſche Straßen⸗ 
weſen. Die Einteilung erfolgt nach der Verkehrsbedeutung der Straßen. Das 
deutſche Straßennetz umfaßte am 31. März 1937: 

41 321 km Reichsſtraßen, 

84 257 km Landſtraßen erſter Ordnung und 

86 216 km Landſtraßen zweiter Ordnung. 
Der Reſt wird nicht in eine der drei Gruppen eingereiht. Aber die einzelnen 
Straßengruppen werden von den preußiſchen Provinzialverwaltungen und den 
außerpreußiſchen Ländern Straßenverzeichniſſe geführt. 
Träger der Straßenbaulaſt, welche die Koſten der Anterhaltung und des Ausbaus 
der Straßen zu übernehmen haben, find: für die Reichsſtraßen das Reich, für die 
Landſtraßen erfter Ordnung die außerpreußiſchen Länder und die preußiſchen Pro- 
vinzen, für die Landſtraßen zweiter Ordnung in Preußen im allgemeinen die Kreis- 
kommunalverbände (im Regierungsbezirk Wiesbaden der Bezirksverband) und in 
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den außerpreußiſchen Ländern im allgemeinen die den Kreiskommunalverbänden 
gleichſtehenden Verbände (Bezirke, Amtskörperſchaften, Kreiſe uſw.). 

Was die Verwaltung der Straßen anlangt, fo iſt nicht beabſichtigt, in der Mittel. 
und Ortsinſtanz neue Behörden zu ſchaffen. Die vorhandenen Behörden werden 
vielmehr auch zur Verwaltung der Reichsſtraßen herangezogen. Demgemäß bedient 
ſich der Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen zur Verwaltung der Reichs. 
ſtraßen der Länderverwaltungen, in Preußen der Provinzialverwaltungen. Sie wer- 
den von den Ländern und Provinzen dem Generalinſpektor ohne beſondere Ver · 
gütung zur Verfügung geſtellt und haben ſeinen Anordnungen und Anweiſungen 
Folge zu leiſten. 

Die Verwaltung der Landſtraßen erſter Ordnung führen die Länder und preußi- 
ſchen Provinzen als ihre eigene Aufgabe mit ihren eigenen Behörden durch. Sie 
unterſtehen aber der unmittelbaren Fachaufſicht des Generalinſpektors. Die Straßen⸗ 
baupläne bedürfen feiner Genehmigung. 


Aber die Verwaltung der Landſtraßen zweiter Ordnung, die von den Kreiskommu⸗ 
nalverbänden und den ihnen gleichſtehenden außerpreußiſchen Verbänden durch⸗ 
geführt wird, übt der Generalinſpektor die Fachaufficht aus. Die Möglichkeit, die 
Verwaltung der Landſtraßen zweiter Ordnung auf die Behörden zu übertragen, 
welche die Verwaltung der Landſtraßen erſter Ordnung beſorgen, iſt vorgeſehen. 
Die Anpaſſung der Verwaltung der Straßen der Oſtmark an die des Altreichs iſt 
im Gange. 

Das vorhandene Straßennetz iſt in einer Zeit entſtanden, in der man den Kraft. 
wagen noch nicht kannte. Es muß noch in weitem Amfang den Bedürfniſſen des 
Kraftfahrzeugverkehrs angepaßt werden. Der vollen und zweckmäßigen Ausnutzung 
der motoriſchen Kraft werden aber immer Hemmungen entgegentreten, weil die 
Kraftfahrzeuge gezwungen ſind, auf die übrigen Wegebenutzer (Pferdefuhrwerke, 
Radfahrer, Fußgänger, Straßenbahnen) Rückſicht zu nehmen. Der Gedanke, zur 
Entlaſtung beſonders verkehrsreicher Straßen beſondere allein dem Kraftwagenver⸗ 
kehr vorbehaltene Straßen zu bauen, iſt ſchon ziemlich früh aufgetaucht und teilweiſe 
auch verwirklicht worden (Autoſtraße Röln— Bonn, Avus, Autoſtraßen in Italien 
und Amerika). Dabei handelt es ſich aber immer nur um einzelne Straßenzüge. Der 
perſönlichen Initiative des Führers und Reichskanzlers iſt es zu verdanken, daß 
nunmehr zur Entlaſtung und Ergänzung des vorhandenen Straßennetzes über ganz 
Deutſchland ein vollſtändiges Netz von Reichsautobahnen gelegt wird, die mit dem 
vorhandenen Straßennetz durch Zubringerſtraßen in Verbindung gebracht werden. 
Die Reichsautobahnen ſind öffentliche Wege, die ausſchließlich für den allgemeinen 
Verkehr mit Kraftfahrzeugen beſtimmt ſind. Sie werden als Einbahnſtraßen ange⸗ 
legt, die durch einen Rafenftreifen voneinander getrennt find, fo daß kein Begegnen 
von Fahrzeugen ſtattfindet. Kreuzungen mit allen andersartigen Verkehrswegen 
(Landſtraßen, Eiſenbahnen, Waſſerläufen) werden durch die Anlegung von Aber. 
führungen und Anterführungen gefahrlos gemacht. Die Zubringerſtraßen werden 
derart in die Kraftfahrbahn eingeführt, daß Aberſchneidungen der Fahrrichtung ver- 
mieden werden. Es iſt ein Netz von 10 000 km Reichsautobahnen in Ausſicht ge- 
nommen. Dazu kommen etwa 1100 km in der Oſtmark. Am Schluß des Jahres 1937 
ſtanden 2000 km dem Verkehr zur Verfügung. Es ſollen weiterhin jedes Jahr 
1000 km Reichsautobahnen fertiggeſtellt werden. 

Das Recht der Reichsautobahnen iſt in folgenden Geſetzen und Verordnungen 
niedergelegt: 

Geſetz über die Errichtung eines Anternehmens Reichsautobahnen vom 27. Juni 
1933 (RGBl. II S. 509). Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Errichtung eines 
Anternehmens Reichsautobahnen vom 18. Dezember 1933 (RGBl. ] ©. 1077). 
Zweites Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Errichtung eines Anternehmens 
Reichsautobahnen vom 14. Mai 1936 (RGBl. ] S. 440). 
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Geſetz zur Neuregelung der Verhältniſſe der Reichsautobahnen vom 1. Juni 1938 
(RG Bl. II S. 207). 

Erſte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Errichtung eines Anter⸗ 
nehmens Reichsautobahnen vom 7. Auguſt 1933 (RG Bl. II S. 521). 


Zweite Verordnung zur Durchführung des Geſetzs über die Errichtung eines Anter⸗ 
nehmens Reichsautobahnen vom 8. März 1935 (RGBl. II S. 177). 


Dritte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Errichtung eines Anter⸗ 
nehmens Reichsautobahnen vom 1. Juni 1938 (RGBl. II ©. 208). 

Verordnung über die Einführung des Reichautobahnrechts im Lande Oſterreich vom 
24. März 1938 (REDE. II S. 509). 

Der Betrieb der Reichsautobahnen iſt durch die Vorläufige Autobahnbetriebs⸗ und 
Verkehrs⸗Ordnung vom 14. Mai 1935 (RGBl. II S. 421) geregelt. 

Als man dem Gedanken der Errichtung eines das ganze Reich umfaſſenden Auto- 
bahnnetzes nähertrat, war man ſich darüber klar, daß dieſe gewaltige und völlig neu ; 
artige Aufgabe nur vom Reich gelöft werden könne. Die Länderverwaltungen und 
die Privatwirtſchaft kamen hierfür nicht in Frage. Man machte ſich dafür die be- 
währte Organiſation der Reichsbahn zunutze. Die Deutſche Reichsbahn hat auf 
Grund der ihr erteilten geſetzlichen Ermächtigung ein Zweigunternehmen errichtet, 
das den Bau und Betrieb der Reichsautobahnen durchführt. Das Zweigunter⸗ 
nehmen führt die Bezeichnung „Neichsautobahnen“. Es iſt eine ſelbſtändige juriſtiſche 
Perſon des öffentlichen Rechts mit dem Sitz in Berlin. Die Dienſtſtellen der „Reichs⸗ 
autobahnen“ find Reichsbehörden. Organe des Unternehmens find der Vorſtand und 
der Beirat. 


Auf dem Gebiete des Reichsautobahnweſens hat der Generalinſpektor für das 
deutſche Straßenweſen eine dreifache Aufgabe: 


1. Er übt in weitgehendem Umfang die Aufſicht der Reichsregierung über das 
Anternehmen Reichsautobahnen aus. 


2. Er hat die Eigenſchaft eines vom Führer und Reichskanzler beſtellten Spezial ; 
bevollmächtigten, der die Aufgabe hat, der Baupolitik der Reichsautobahnen 
die Wege zu weiſen. Er beſtimmt die Linienführung und Ausgeſtaltung der 
Reichsautobahnen und ſtellt die Baupläne endgültig ſeſt. 


3. Als Vorſitzender des Vorſtandes der Reichsautobahnen iſt er gleichzeitig deren 
unmittelbarer Leiter. 


Die Verbundenheit des Anternehmens Reichsautobahnen mit der Reichsbahn kommt 
dadurch zum Ausdruck, daß der Reichsverkehrsminiſter Vorſitzender des Beirates der 
Reihsautobahnen iſt und daß ein Mitglied des Vorſtandes der Reichsautobahnen 
der Deutſchen Reichsbahn angehören muß. 

Das Unternehmen hat das ausſchließliche Recht zum Bau und Betrieb von Auto- 
bahnen. Dieſes Recht umfaßt auch die Nebenbetriebe (Tankſtellen, Werkſtätten, 
Verlade⸗ und Amſchlagsanlagen, Wirtſchaftsbetriebe, Reklameweſen und dergl.). 
Das Anternehmen hat in gleichem Amfange wie die Deutſche Reichsbahn das Ent⸗ 
eignungsrecht. Es hat auch das Recht, Nutzungsgebühren zu erheben. Von dieſer 
Befugnis iſt jedoch kein Gebrauch gemacht worden. 


b) Kraftverkehr 


Als die erſten Kraftfahrzeuge erſchienen, ſah fie der Staat nicht eben mit freund- 
lichen Augen an. Die ſchnaubenden und qualmenden Fahrzeuge wurden als feind- 
liche Eindringlinge in den Straßenverkehr angeſehen und mit einer Fülle von 
Polizeivorſchriften umgeben. Ein ausgeſprochen kraftfahrfeindlicher Geiſt hat die 
verkehrsregelnde Geſetzgebung lange Zeit beherrſcht. An ernſthaſten Anſätzen, das 
moderne Verkehrsmittel, welches in anderen Ländern feinen Siegeszug im Straßen- 
verkehr längſt angetreten hatte, aus ſeiner ungünſtigen Stellung im Verkehrsrecht 
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herauszuheben und ihm damit die Bahn für eine große Entwicklung freizumachen, 
hat es nicht gefehlt. Immer wieder aber fand der Kraftwagen auf ſeinem Wege den 
Einwurf, daß er ein Luxusgegenſtand einzelner und, ſoweit es ſich um öffentlichen 
Verkehr handelte, ein überflüſſiger und ſtörender Konkurrent der Schiene wäre, der 
nicht Förderung, ſondern nur Zurückdämmung verdiente. 


Mit dieſer Auffaſſung hat erſt das Dritte Reich gründlich aufgeräumt. In den 
Jahren ſeit der Machtergreifung wurde das geſamte Kraftverkehrsrecht umgeſtaltet. 
An die Stelle des kraftfahrfeindlichen Gedankens, der die Geſetzgebung wie die Ver- 
waltung beherrſchte, trat der Geſichtspunkt der Förderung. Dies war nur dadurch 
möglich, daß endlich Geſetzgebung und Verwaltung auf dem Gebiet des geſamten 
Straßenverkehrs auf das Reich übergingen. Im Kraftſahrweſen hatte der Reichs- 
gedanke — in einem gewiſſen Widerſpruch mit der damaligen Reichsverfaſſung — 
ſchon immer beſtanden. Die erſte Regelung des Kraftfahrzeugverkehrs im Jahre 
1909 (Geſetz vom 3. Mai 1909, RGBl. S. 437, und Verordnung vom 3. Februar 
1910, RG Bl. S. 389) war bereits eine reichs rechtliche. Sie geſchah unter der Füh⸗ 
rung des Reichsamts des Innern, wo dieſe Materie bis zum Jahre 1920 verblieb. 
Als im Jahre 1920 das Reichsverkehrsminiſterium mit der „Hauptaufgabe der Zu- 
ſammenfaſſung des geſamten Verkehrsweſens in einer einheitlichen Zentralſtelle“ 
geſchaffen wurde, ging die bisherige Aufgabe des Reichsamts des Innern auf dieſes 
Miniſterium über. Zu einer durchgreifenden modernen Löſung dieſer Aufgabe fehlte 
dem Reich aber die Zuſtändigkeit, da der Straßenverkehr Angelegenheit der Länder 
war. Im Jahre 1923 verſuchte der Reichstag, dem Reich die Führung auf dem Ge- 
biet des Straßenverkehrs zu ſichern, indem er eine Anderung des Geſetzes über den 
Verkehr mit Kraftfahrzeugen dahin beſchloß, daß das Reich mit Zuſtimmung des 
Reichsrats auch über den allgemeinen Fahrverkehr, ſoweit dies in Rückſicht auf den 
Kraftfahrzeugverkehr erforderlich iſt, Vorſchriften treffen könne (Geſetz vom 21. Juli 
1923, RGBl. S. 743). Die Ausübung des dem Reich übertragenen Rechts ſcheiterte 
an dem Widerſtand der Länder, welche eiferſüchtig über ihre Hoheitsrechte wachten. 
Erſt das Geſetz vom 13. Dezember 1933 (RGBl. J S. 1058) übertrug dem Reichs- 
verkehrsminiſter die Pflicht, die „zur Erhaltung der Ordnung und Sicherheit auf 
den öffentlichen Wegen oder Plätzen erforderlichen Anordnungen über den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen ... ſowie über den allgemeinen Straßenverkehr“ zu erlaſſen. 
Dieſer Aufgabe iſt der RNeichsverkehrsminiſter durch die neue Reichs ⸗Straßenver ; 
kehrs⸗Ordnung vom 28. Mai 1934 (RGBl. J S. 455) und die zu ihr ergangene Aus- 
führungsanweiſung vom 29. September 1934 (RGBl. I S. 869) nachgekommen. Durch 
dieſes Geſetzgebungswerk wurde die alte Diskriminierung des Kraftwagens voll- 
kommen beſeitigt, ja es wurden dem Kraftwagen ſogar gewiſſe Vorrechte — Vor⸗ 
fahrtrecht — vor anderen Verkehrsmitteln eingeräumt. 


Die auf Befehl des Führers unter der mannigfachſten Förderung der Reichs- 
regierung in beiſpielloſer Weiſe geſteigerte Motoriſierung des Straßenverkehrs 
machte im Jahre 1937 eine Neuregelung des Straßenverkehrsrechts notwendig. 

Nachdem der Neichsverkehrsminiſter mit Wirkung vom 1. Oktober 1936 dem Reichs- 
führer y und Chef der Deutſchen Polizei im Reichsminiſterium des Innern die 
geſamte Anwendung der Neichs⸗Straßenverkehrs⸗Ordnung übertragen hatte, ſoweit 
dies zur Hebung der Verkehrsſicherheit durch ſtrenge Regelung und Aberwachung 
des Verkehrs auf der Straße erſorderlich war (Erlaß vom 1. Oktober 1936 — 
RVkBl. B S. 309), wurde durch eine Anderung des Geſetzes über den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen vom 10. Auguſt 1937 (RGBl. 1 S. 901) die bisher in der Hand des 
Reichsverkehrsminiſters vereinigte Zuſtändigkeit auf dem Gebiete des Straßenver. 
kehrsrechts dahin aufgeteilt, daß die Vorausſetzungen für die Teilnahme von 
Perſonen und Fahrzeugen am öffentlichen Verkehr vom Reichsverkehrsminiſter feſt⸗ 
geſetzt werden, während der Verkehr ſelbſt vom Reichsminiſter des Innern geregelt 
wird und der Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen die Anordnungen über 
Ortstafeln und Wegweiſer erläßt. Daraufhin ergingen die Verordnungen über die 
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Zulafiung von Perſonen und Fahrzeugen zum Straßenverkehr (Straßenverkehrs. 
Zulaſſungs⸗Ordnung) vom 13. November 1937 (RGBl. I S. 1215) und die Ver⸗ 
ordnung über das Verhalten im Straßenverkehr (Straßenverkehrs -Ordnung) vom 
gleichen Tage (RGBBl. 1 S. 1179). Die erſtere iſt vom Reichsverkehrsminiſter er- 
laſſen und regelt die Zulaſſung von Perſonen und Fahrzeugen zum Straßenverkehr 
in einer das Kraftfahrzeug weitgehend fördernden Weiſe, wobei die Verkehrsficher- 
heit ſtark in den Vordergrund tritt. 

Die vom RNeichsminiſter des Innern erlaſſene und vom Reichsführer y und Chef 
der Deutſchen Polizei und dem Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen mit 
unterzeichnete Straßenverkehrs Ordnung hat ſich die nachhaltige Beſſerung der Ver⸗ 
kehrsdiſziplin zum Ziele geſetzt. Sie ſtellt ohne Rüdfiht auf den jeweils eingetretenen 
Erfolg die Verletzung einer Reihe von Tatbeſtänden unter Strafe, die erfahrung3- 
gemäß zu einer Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer führen können; außerdem 
enthält ſie eine Grundregel für das Verhalten im Straßenverkehr. 


Schwieriger als für die verkehrsregelnde Geſetzgebung liegt die Pro- 
blematik der wirtſchaftlich gerichteten. Der deutſche Verkehr war früher 
im weſentlichen zwiſchen Eiſenbahn und Binnenſchiffahrt aufgeteilt, deren große 
Aufwärtsentwicklung ſich zuſammen mit dem wirtſchaftlichen Aufſtieg des Deutſchen 
Reichs vollzogen hatte. Schon zwiſchen dieſen beiden Verkehrsträgern war es nicht 
ohne Kämpfe abgegangen. Aber das in der Vorkriegszeit ſich von Jahr zu Jahr ver- 
größernde Verkehrsvolumen ſorgte dafür, daß beide zufrieden waren. Krieg, Nie- 
derlage, wirtſchaftliche Depreſſion warfen dieſes Verkehrsvolumen zeitweiſe auf die 
Hälfte zurück. Gerade in dieſem Augenblick ſetzte die Entwicklung des großen Kraft- 
fahrzeugs ein, das in Geſtalt von Laſtzug oder Perſonenomnibus als neuer Wett⸗ 
bewerber auf den Plan trat und ſeinen Anteil an dem Verkehrsvolumen forderte. 
Sicherlich zunächſt nur einen beſcheidenen; aber der Eindringling ſtörte an allen 
Ecken und Enden. Gerade die Güter der höchſten und für die Eiſenbahn einträg⸗ 
lichſten Tarifklaſſen ſtrebten zu dem bequemen, umſchlagfreien Haus⸗Haus⸗Verkehr, 
den das Auto anzubieten vermochte, und der wenig einträgliche Transport von 
Maſſengütern verblieb der Reichsbahn. Der Autoreiſende verlangte, daß im Winter 
oder bei ſchlechtem Wetter genau derſelbe D-Zug oder gar Schlafwagen auf dem 
Bahnhof zu ſeiner Verfügung ſtand, welcher dort vorhanden war, als das Auto noch 
gar nicht lebte. In Deutfchland, wo die Motoriſierung weit hinter anderen Ländern 
zurüditand, machte ſich das neue Verkehrsmittel jahrelang nicht jo bemerkbar wie 
dort, wo ſich unmittelbar nach dem Kriege die Motoriſierungskurve in ſteilem An⸗ 
ſtieg entwickelt hatte. Mit der Beſſerung der Wirtſchaftslage ſtieg aber auch bei uns 
dieſe Motoriſierungskurve an, und das große Verkehrsproblem, welches der Kraft⸗ 
wagen in allen ziviliſierten Ländern heraufbeſchworen hatte, drängte nun auch hier 
zu einer Löfung. Dieſe mußte ſich auf zwei Gebiete erſtrecken, deren jedes eigene 
Methoden erheiſchte: Güterverkehr und Perſonenverkehr. 


Der Perſonenverkehr iſt durch das Geſetz über die Beförderung der Perſonen zu 
Lande vom 4. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1217), neu gefaßt durch Geſetz vom 
6. Dezember 1937 (RGBl. 1 S. 1319), geregelt worden. Hier miſchen ſich Geſichts⸗ 
punkte des Gewerbeſchutzes mit ſolchen des Ausgleichs zwiſchen den Verkehrsmitteln. 
Große Teile des Geſetzes kodifizieren lediglich altes Recht und formen — insbeſon⸗ 
dere in bezug auf die Straßenbahnen — preußiſches Landesrecht in Reichsrecht um. 
Aber das Geſetz enthält auch Beſtimmungen, die ganz neues Recht ſetzen. Nicht nur 
der Straßenbahn und Kraftfahrlinienverkehr, fondern auch der Gelegenheitsverkehr, 
wie er in dem mehr und mehr um ſich greifenden Ausflugsverkehr, dem Rundfahrten- 
und Mietwagenverkehr und im Droſchkengewerbe in die Erſcheinung tritt, findet 
durch diefes Geſetz eine Regelung, die für das ganze Reich gilt. Der leitende Ge⸗ 
danke dieſes Geſetzes iſt die einheitliche Geſtaltung des geſamten gewerblichen Per⸗ 
ſonenverkehrs auf der Straße, alſo der verſchiedenen Erſcheinungsformen des Kraft. 
wagenverkehrs und der Straßenbahnen, die planmäßige Einordnung des Perfonen- 
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kraftverkehrs in den Geſamtverkehr mit ausgeſprochen wohlwollender Tendenz für 
den Kraftwagen. Dieſe Tendenz findet ihren Niederſchlag hauptſächlich in den⸗ 
jenigen Beſtimmungen, welche den Schutz des Gewerbes im Auge haben. In dieſem 
Zuſammenhang iſt darauf hinzuweiſen, daß die Reichspoſt und in den letzten Jahren 
auch die Reichsbahn außerordentliche Anſtrengungen zur Förderung des Linien- 
verkehrs mit Kraftomnibuſſen gemacht haben. Der Verkehr dieſer beiden Reichs⸗ 
verwaltungen gilt nicht als gewerblicher Verkehr im eigentlichen Sinne. Nichtsdeſto · 
weniger unterliegt auch er den Normen des Geſetzes. In einem Vorſpruch enthält 
das Geſetz einen Grundſatz, der für die geſamte wirtſchaftliche Kraftverkehrsgeſetz⸗ 
gebung gilt: „Im nationalſozialiſtiſchen Staat gehört die Führung des Verkehrs 
zu den Aufgaben des Staats. Die Verkehrsmittel können ſich in öffentlicher oder 
privater Hand befinden. Alle müſſen ſich jedoch an Normen halten, die einheitlich 
für das ganze Reich erlaſſen werden. Daß dieſe Normen immer einen kraft⸗ 
wagenfreundlichen Geiſt widerſpiegeln werden, dafür ſorgt der Wille des Führers. 


Auf dem Gebiet des Güterverkehrs iſt für einen wichtigen Teil, den Güterfernver⸗ 
kehr, durch das Geſetz vom 26. Juni 1935 (RGBl. I S. 788) eine neue Ordnung ge- 
ſchaffen worden. Güterfernverkehr im Sinne des Geſetzes iſt jede Beförderung von 
Gütern für Dritte, die über eine Nahzone von 50 km, gerechnet vom Standort des 
Kraftfahrzeugs, hinausgeht. Sämtliche Anternehmer von Güterfernverkehr, die eine 
Genehmigung erhalten, find zu einem öffentlich rechtlichen Verband, dem Reichs- 
Kraftwagen⸗Betriebsverband, zuſammengeſchloſſen, dem neben der Ausbildung und 
Ordnung des Güterfernverkehrs insbeſondere die Berechnung, Einziehung und Aus⸗ 
zahlung des Beförderungsentgelts und die Aberwachung der geſetzlichen Pflichten 
der am Beförderungsvertrag Beteiligten obliegt. Durch das Erfordernis der be ⸗ 
hördlichen Genehmigung iſt ſichergeſtellt, daß die Entwicklung des Güterfernverkehrs 
ſich in geordneten Bahnen vollzieht. Aus Gründen der Landesverteidigung und im 
Zuſammenhang mit der ſortſchreitenden Fertigſtellung der Reichsautobahnen iſt es 
der Wille des Staates, daß der Güterfernverkehr mit Laſtkraftwagen ſich zu einem 
neuen leiſtungsfähigen Verkehrszweige entwickelt. Die Zunahme dieſes Verkehrs 
ſoll jedoch nicht ins Aferloſe gehen. Sie ſoll ihre Grenze finden, wo das Staats. 
intereſſe und die Rückſicht auf die Geſunderhaltung der Eiſenbahnen dies gebietet. 
Der Reichsbahn ſelbſt ift das Recht zur Einrichtung von Güterfernverkehr durch das 
Geſetz ebenfalls verliehen. Sie gehört dem Reichs ⸗Kraftwagen⸗Betriebsverband 
nicht an, hat aber die Möglichkeit, ihm beizutreten. 


Die Einordnung des Kraftwagens in den Güterverkehr auf weite Entfernungen iſt 
jedoch nicht nur durch die Genehmigungspflicht und durch die Führung des Gewerbes 
im Reichs ⸗Kraftwagen⸗Betriebsverband gefihert. Man iſt auch einen Schritt weiter. 
gegangen und hat den auf Grund des Geſetzes erlaſſenen Reichs⸗Kraftwagen⸗Tarif 
dem Eiſenbahn⸗Tarif gleichgeſchaltet. Auf dieſe Weiſe iſt es möglich geweſen, den 
Kraftwagen in den Güterverkehr einzuſchalten, ohne das in vielen Jahrzehnten ent- 
wickelte, ſeingegliederte und gemeinwirtſchaftliche Tarifſyſtem der Eiſenbahn zu 
erſchüttern. 

Vollkommen frei von jeder geſetzlichen Regelung iſt einſtweilen im Deutſchen Reich 
noch der Werkverkehr und der Güterverkehr in der Nahzone (50 km). Die Frage, 
ob auch dieſes Gebiet einer geſetzlichen Ordnung unterworfen werden ſoll, befindet 
ſich, ſoweit der gewerbliche Nahverkehr in Betracht kommt, in der Schwebe. Es tft 
möglich, daß die Notwendigkeit, die techniſche, finanzielle und moraliſche Zuverläffig- 
keit dieſes Gewerbezweiges zu ſteigern, dazu führen wird, daß auch in bezug auf den 
Nahverkehr geſetzgeberiſche Maßnahmen ergriffen werden. 


4. Tuftverkehr 


Der Luftverkehr wird von der Deutſchen Lufthanſa AG betrieben, an der das Reich, 
die Länder, Gemeinden und Private beteiligt find, und die im Jahre 1926 aus den 
bis dahin nebeneinander arbeitenden Luftverkehrsgeſellſchaften gebildet wurde. Wie 


Verkehrspolitik 27 


in anderen Ländern kann auch in Deutſchland der Luftverkehr nicht ohne ſtaatliche 
Zuſchüſſe durchgeführt werden. Da die Deutſche Lufthanſa die einzige vom Neich 
ſubventionierte Luftverkehrs⸗Geſellſchaft iſt, iſt fie fomit auch die einzige Geſellſchaft, 
die deutſchen Luftverkehr betreibt. 

Die Deutſche Lufthanſa flog im Jahre 1937 30 deutſche Flughäfen und 32 aus- 
ländiſche Flughäfen im regelmäßigen Luftverkehr an. Sie beförderte im gleichen 
Jahr im europäiſchen Planverkehr (ohne Beförderungsergebniſſe für Sonderflüge, 
Rundflüge u. ä.). 


Fluggäſe tet 277347 Perſonen 
Gepäck 394 843 kg 
Fracht 1313 888 kg 
Poſt 3 349 132 kg. 


Die Ziffern zeigen, daß der Luftverkehr im Rahmen der Güterbewegung mengen- 
mäßig keine erhebliche Rolle ſpielt. Die Zahl der beförderten Perſonen iſt jedoch 
von Jahr zu Jahr beachtlich geſtiegen. Die Bedeutung des Luftverkehrs liegt in der 
außerordentlichen Geſchwindigkeit, was auch die Arſache für die auffallend ftarfe 
Steigerung der beförderten Poſtmengen iſt. Während ſich die Reiſegeſchwindigkeit 
der deutſchen Verkehrsflugzeuge bis zum Jahre 1933 auf 150 bis 180 km / Std. 
beſchränkte, ſtieg fie im Jahre 1934 mit Einſatz der Ju 52- Flugzeuge auf 230 bis 
250 km / Std., und erreichte mit dem Einſatz der kleineren Schnellflugzeuge des Typs 
He 70 und Ju 86 in den Jahren 1935 bis 1937 Geſchwindigkeiten bis zu 290 km / Std. 
Mit dem Einſatz der Großflugzeuge des Typs FW 200 (26 Fluggaſtſitze) und Ju 90 
(38 Fluggaſtſitze) im Jahre 1938 wird ſich die Durchſchnittsgeſchwindigkeit auf etwa 
300 km / Std. halten. Die den Verkehrsmitteln auf der Erde gegenüber weit über. 
legene Geſchwindigkeit wirkt ſich in erſter Linie auf weite Entfernungen aus, bedeutet 
aber auch im innerdeutſchen Luftverkehr noch eine fo erhebliche Zeiterſparnis, daß 
die Nachfrage für den innerdeutſchen Verkehr vielfach nicht befriedigt werden kann. 
Dies beweiſt, daß die Zukunft des Luftverkehrs nicht allein im zwiſchenſtaatlichen 
und überſeeiſchen, ſondern auch auf Jahre hinaus noch im innerdeutſchen Verkehr 
liegen wird. Im außereuropäiſchen Ausland ſind die Deutſche Lufthanſa und ihre 
Tochtergeſellſchaften weiterhin erfolgreich. Die Beförderungsergebniſſe (in obigen 
Zahlen nicht enthalten) ſind ſtark geſtiegen. 

Seine Rechtsgrundlage ſindet der deutſche Luftverkehr in dem Luftverkehrsgeſetz in 
der Faſſung vom 21. Auguſt 1936 (RG BBl. I ©. 653) und den dazu ergangenen Aus- 
ſührungsbeſtimmungen, insbeſondere der Verordnung über Luftverkehr vom 
21. Auguſt 1936 (RGBl. I S. 659). Die Hoheitsaufgaben auf dem Luftverkehrs⸗ 
gebiet waren bis zur nationalſozialiſtiſchen Erhebung zwiſchen dem Reich und den 
Ländern geteilt. Dem Reich war die Zulaſſung der Flugzeuge und Luſtſchiffe ſowie 
die Genehmigung von Luftfahrtunternehmen und Flughäfen vorbehalten. Die Zu⸗ 
laſſung der Luftfahrer und die Ausübung der Luftpolizei war Sache der Länder. 
Nach Einſetzung des Reichsminiſteriums für Luftfahrt (Verordnung des Reichs- 
präſidenten vom 5. Mai 1933, RGBl. I S. 241) ſchuf das Geſetz über die Reichsluft⸗ 
fahrtverwaltung vom 15. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1077) im Zuſammenhang mit 
dem Abergang der Hoheitsrechte der Länder auf das Reich die Möglichkeit einer 
einheitlichen Reichsluftverwaltung, welche zur Zeit durch 14 Luftämter ausgeübt wird. 


5, Derkehrspolitifche Führung 

Neben der Deutſchen Reichsbahn, den Privatbahnen und Kleinbahnen, der Binnen- 
ſchiffahrt, den Kraftwagenbetrieben und den gewerblichen Fuhrunternehmern ſowie 
der Lufthanſa übernimmt auch die Reichspoft einen Teil des Perſonenverkehrs in 
den Poſtautobuslinien. Eine Statiſtik darüber, in welchem Amfang die Geſamt⸗ 
bewegung von Perſonen und Gütern von den einzelnen Verkehrsarten 
bewältigt wird, liegt nicht vor. Es werden ſtatiſtiſche Angaben veröffentlicht über 
die Leiſtungen der Eiſenbahnen, der Reichspoſt (Poſtautoverkehr), der Binnen- 
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ſchiffahrt und der Lufthanſa, doch auch dieſe nur nach den zurückgelegten Entfer- 
nungen und den beförderten Gewichtsmengen. Aber den Anteil der Verkehrsanſtalten 
in bezug auf den Wert der beförderten Güter werden keine Aufzeichnungen 
gemacht. So bleibt beiſpielsweiſe der Verſand der hochwertigen Erzeugniſſe der 
Goldſchmiede⸗ und Schmudinduftrie aus den Bezirken von Pforzheim und Hanau in 
allen verkehrspolitiſchen Betrachtungen unberückſichtigt. Im Wege einer rohen 
Schätzung, die immerhin die Vorſtellung einer gewiſſen Größenordnung gibt, wird 
man jagen dürfen, daß von der geſamten innerſtaatlichen Perſonen⸗ und Güter⸗ 
bewegung die Schienenbahnen 90 v. H. des Perſonenverkehrs und 75 v. H. des Güter- 
verkehrs ſicherſtellen. Eine rationaliſtiſch eingeſtellte Wirtſchaftsführung mußte ſich 
die Frage vorlegen, ob es nicht möglich wäre, daß die Schienenbahnen, insbeſondere 
die Deutſche Reichsbahn, auch noch die fehlenden Prozente, wenn auch nur zum 
größeren Teil, übernehmen und damit die erheblichen Aufwendungen für Wafler- 
ſtraßen und Autobahnen entbehrlich machen könnten. Die Frage iſt in heftigen 
Kämpfen, welche in der Vorkriegszeit um die Kanalpolitik der preußiſchen Regierung 
geführt worden find, leidenſchaftlich umſtritten worden und würde bei den Auto- 
bahnen erneut aufgeworſen werden, wenn noch ein Parlament vorhanden wäre, das 
die Mittel für die RNeichsautobahnen zu bewilligen hätte. Die Regierungen der 
früheren deutſchen Bundesſtaaten, insbeſondere die preußiſche Regierung, haben in 
den Jahrzehnten vor dem Krieg unbeirrbar an der Politik feſtgehalten, daß der 
deutſchen Wirtſchaft Eiſenbahnen und Waſſerſtraßen zur Verfügung geſtellt werden 
müßten, damit die Verlader je nach der Eigenart der Verkehrsmittel die Möglichkeit 
hätten, ſich der Eiſenbahn oder der Binnenſchiffahrt zu bedienen. Dieſe Entſcheidung, 
die bei der Fortfetzung des Mittellandkanals in der Nachkriegszeit erneut angefochten 
wurde und zu ausführlichen Erörterungen in Vorträgen, Aufſätzen und Denkſchriften 
geführt hat, iſt vom Führer und Reichskanzler beſtätigt und erweitert worden: 
Aus der Duplizität der Verkehrsmittel, wie wir fie bisher hatten, wird eine Tri⸗ 
plizität. Neben die Eiſenbahn und neben die Binnenſchiffahrt tritt als drittes 
gleichberechtigtes Verkehrsmittel der Kraftwagen, und es liegt in den Händen der 
deutſchen Wirtſchaft, ſich nunmehr auch dieſes dritten Verkehrsinſtruments zu 
bedienen, das, wie wiederholt werden darf, von der deutſchen Verkehrswirtſchaft mit 
derſelben Großzügigkeit und Folgerichtigkeit entwickelt und ausgebaut werden ſoll, 
wie es bisher ſür die Eiſenbahnen, Flüſſe und Kanäle geſchehen iſt. 

Aus der Vielheit der Verkehrsmittel erwächſt der ſtaatlichen Verkehrsführung die 
Aufgabe, dafür zu ſorgen, daß jedes Verkehrsunternehmen ſeine wirtſchaftliche 
Leiſtungsfähigkeit behält, daß die verſchiedenartigen Verkehrsmittel reibungslos 
ineinandergreifen, und daß nicht der eine Verkehrsunternehmer den andern in einem 
falſch verſtandenen Gewinnſtreben zum Erliegen bringt. 


Bei der Deutſchen Reichsbahn hatten die Erfahrungen der Inſlationsjahre gelehrt, 
wie ſtark eine vorausſchauende Betriebsführung und techniſche Fortenwicklung er⸗ 
ſchwert wird, wenn die Reichsbahn von den Schwankungen der Einnahmen und 
Ausgaben im Reichshaushalt abhängig iſt. Aus dieſem Grunde wurde 1924 die 
Deutſche Reichsbahn als ſelbſtändiges Unternehmen von den Reichsfinanzen abgelöſt. 
Auch unter der im Januar / Februar 1937 angeordneten Neugeſtaltung der Deutſchen 
Reichsbahn (vgl. S. 4) wird die Reichsbahn weiterhin als Sondervermögen verwaltet. 
Ein Vorbild für das Ineinandergreifen der verſchiedenartigen Verkehrsmittel iſt der 
Eiſenbahn⸗Flug⸗ Verkehr. In einem Abkommen vom 1. Oktober 1927 haben ſich die 
Deutſche Reichsbahn und die Deutſche Lufthanſa über einen Flug⸗Eiſenbahn-⸗Güter⸗ 
verkehr — abgekürzt: Flei — verſtändigt. Das Abkommen geſtattet in einfacher 
Weiſe, Güter auf dem kombinierten Eiſenbahn⸗Flug⸗Weg zu befördern. Auf Grund 
eines weiteren Abkommens vom 1. Oktober 1928 wurde auch ein Flug-Eifenbahn- 
Perſonenverkehr — abgekürzt: Fleiper — für die gemeinſchaftliche Beförderung von 
Perſonen und Gepäck aufgenommen. Die Fluggäſte haben die Möglichkeit, bei Aus- 
fall oder Anterbrechung eines Flugs die Fahrt auf der Reichsbahn fortzuſetzen. 
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Ein Beiſpiel für eine Verkehrsteilung iſt das im Jahr 1929 zwiſchen der Deutſchen 
Reichsbahn⸗Geſellſchaft und der Deutſchen Reichspoſt abgeſchloſſene Abkommen über 
den Kraſtverkehr, das am 31. März 1935 abgelaufen und bisher nicht erneuert worden 
iſt. Die Bedienung des Perſonen⸗Kraft- Verkehrs war hiernach grundſätzlich der 
Reichspoſt, die Bedienung des Güter⸗Kraft⸗ Verkehrs grundſätzlich der Reichsbahn 
zugewieſen. Eine weitere Verkehrsteilung iſt zwiſchen der Reichsbahn und der 
Reichspoſt in bezug auf den Paket- und Expreßgutverkehr vereinbart worden. Bei 
der Beförderung von Kleingut, das find die Sendungen bis zum Gewicht von 7 kg, 
find die Tarife der Reichspoſt, bei der Beförderung von Großgut, das find die Güter 
von 10 kg und darüber, find die Tarife der Reichsbahn billiger. In den dazwiſchen⸗ 
liegenden Gewichtsſtufen ſind die Tarife gleich. Es ſoll erreicht werden, daß die 
Beförderung von Kleingut dem Paketverkehr, die Beförderung von Großgut dem 
Expreßgutverkehr zugeführt und ein ungeſunder Wettbewerb zwiſchen Reichsbahn 
und Reichspoſt vermieden wird. 


Das Verhältnis zwiſchen Eiſenbahn und Kraftwagen iſt, wie bereits dargeſtellt, durch 
das Geſetz über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen neu geregelt worden. Das 
Geſetz löſte die Beſtimmungen der Notverordnung vom 6. Oktober 1931 Kap. V 
(RGBl. I S. 558) ab. Der Wettbewerb des Kraftwagens war von den Eiſenbahnen 
deshalb fo ſtark empfunden worden, weil der Kraftwagen — befreit von den betrieb- 
lichen und tariflichen Bindungen der Eiſenbahn — ſich mit Vorliebe die teuren Güter 
zur Beförderung ausſuchte, welche auf der Reichsbahn hoch tarifieren, dieſe Güter 
der Eiſenbahn entzog und dadurch den nach volkswirtſchaſtlichen Geſichtspunkten auf⸗ 
gebauten Werttarif der Reichsbahn untergrub. Die Notverordnung hatte verſucht, 
das Problem in der Form zu löſen, daß ſie dem Kraftwagen den Güternahverkehr bis 
auf eine Entfernung von 50 km unbeſchränkt freigab, den gegen Entgelt ausgeführten 
Fernverkehr dagegen einer ſtaatlichen Genehmigung unterwarf und es dem Kraft- 
wagenunternehmer unterſagte, den für das ganze Reich geltenden Reichskraftwagen⸗ 
tarif, der in ſeiner Höhe und in ſeinem Aufbau den drei oberſten Wagenladungs⸗ 
klaſſen des Deutſchen Eiſenbahn⸗Gütertarifs entſprach, zu unterbieten. Die Regelung 
befriedigte nicht, weil ſich die behördliche Tarifüberwachung als unmöglich erwies, 
der mit dem Kraftwagen arbeitende Spediteur nicht an die geſetzlichen Beſtimmungen 
gebunden war und der Tarifkampf von Schiene und Kraftwagen mit Hilfe von Zu- 
ſchüſſen und Leiſtungsvergütungen auf das Gebiet der nicht gebundenen Nebenkoſten 
(Rollkoſten, Nebengebühren) übertragen wurde. 


Das neue Geſetz will nach ſeinem Vorſpruch den gerechten Leiſtungswettbewerb 
zwiſchen Schiene und Kraftwagen ſicherſtellen. Neben den Gedanken des Schutzes des 
gemeinwirtſchaftlichen Tarifs der Deutſchen Reichsbahn tritt die Abſicht, den Güter⸗ 
fernverkehr zu entwickeln, um der Volkswirtſchaft auch das neue zukunftsreiche Ver⸗ 
kehrsmittel des Laſtkraftwagens zur Verfügung zu ſtellen. Man hatte zunächſt 
erwogen, nur der Deutſchen Reichsbahn die Berechtigung zur Ausübung des Güter- 
fernverkehrs zu erteilen. Der Reichsregierung erſchien es jedoch im gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht angezeigt, die weitere Entwicklung des Güterfernverkehrs allein der 
Reichsbahn zu überlaſſen. So iſt die Reichsbahn neben die im Reichs ⸗Kraftwagen⸗ 
Betriebsverband zuſammengeſchloſſenen Einzelunternehmer als zweiter Träger des 
Güterfernverkehrs getreten. Der für beide gleichmäßig geltende Reichskraftwagen⸗ 
tarif wird von dem Verband im Einvernehmen mit der Reichsbahn aufgeſtellt; er 
bedarf der Genehmigung des Reichsverkehrsminiſters. Der Tarif fol — vorerſt in 
Anlehnung an den Eiſenbahntarif — die natürlichen Vorteile des Kraftwagens zur 
Geltung bringen, ohne dabei dem gemeinwirtſchaftlichen Tarifſyſtem der Eiſenbahnen 
Abbruch zu tun. Von entſcheidender Bedeutung iſt, daß dem Güterkraftfahrgewerbe 
jetzt neben der Reichsbahn eine ſelbſtändige Rolle im Verkehrsweſen zugewieſen iſt, 
und daß Eiſenbahnen und Kraftwagen im geordneten Leiſtungswettbewerb zuſammen⸗ 
arbeiten ſollen. Die ſtaatliche Verkehrsführung wird dafür ſorgen, daß beide Ver⸗ 
kehrsmittel zum Wohle des Volksganzen und der Wirtſchaft ihre Aufgaben erfüllen. 
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Die Binnenſchiffahrt hat ſich durch die Einführung des Staffeltarifs der Deutſchen 
Reichsbahn im Dezember 1920 getroffen gefühlt. Die Binnenſchiſfahrt wies darauf 
hin, daß die Reichsbahn mit der Ermäßigung der Frachten auf weite Entfernungen 
gerade in diejenigen Verkehrsbeziehungen eindringe, welche die Domäne der Binnen⸗ 
ſchiffahrt geweſen ſei, und fühlte ſich gleichzeitig behindert durch die Erhöhung der 
Nahtarife im Zu- und Ablauf der Güter im gebrochenen Verkehr von Bahn zu Schiff 
und von Schiff zu Bahn. Sie verlangte allgemein ermäßigte Zu⸗ und Ablauftarife 
zur Erleichterung des Amſchlagverkehrs in den Binnenhäfen. Die Deutſche Reichs- 
bahn hat ſich dieſer Forderung der Binnenſchiffahrt gegenüber grundſätzlich ab- 
lehnend verhalten, aber in einzelnen Verkehrsbeziehungen, in welchen ein volfs- 
wirtſchaftliches Bedürfnis für ſolche Amſchlagtarife vorlag, zu einem Entgegen 
kommen gegenüber den Wünſchen der Binnenſchiffahrt bereit erklärt. Der Kohlen- 
verſand über den Rhein nach Süddeutſchland iſt für die Binnenſchiffahrt durch Ab. 
lauftarife erleichtert, Zulauftarife find für oberſchleſiſche Kohlen nach Koſel gegeben 
worden. Der Ausfuhrverkehr von Salz und Kali über die deutſchen Nordſeehäfen 
wird auch im gebrochenen Eiſenbahn / Binnenſchiffahrtverkehr begünſtigt. Von und 
nach den Oberrheinhäfen find für eine Reihe von Gütern Amſchlagtarife zugeſtanden. 
Die Binnenſchiffahrt iſt weiter darum beſorgt, daß ihr durch Ausnahmetarife der 
Deutſchen Reichsbahn Güter von der Waſſerſtraße abgezogen werden. In welchem 
Umfang ſolche Beſchwerden der Binnenſchiffahrt im Einzelfall berechtigt find, iſt 
ſehr ſchwer zu ſagen. Der Deutſchen Reichsbahn kann und darf der Wettbewerb 
gegenüber der Binnenſchiffahrt ebenſowenig verſagt werden, wie ſich die Binnen⸗ 
ſchiffahrt ihrerſeits einen Wettbewerb gegenüber der Reichsbahn auch nicht verbieten 
ließe. Eine Formel, nach welcher zu beſtimmen wäre, ob ein von der Deutſchen 
Reichsbahn in Ausſicht genommener Ausnahmetarif über den Rahmen eines berech- 
tigten Wettbewerbs gegen die Binnenſchiffahrt hinausgeht oder die Grenzen eines 
geſunden Wettbewerbs einhält, hat ſich nicht finden laſſen, obwohl Reichsbahn und 
Wirtſchaft gemeinſam danach geſucht haben. Auch im Verhältnis von Eiſenbahn und 
Binnenſchiffahrt bleibt es Aufgabe der ſtaatlichen Verkehrsführung, die Bedürfniſſe 
der beiden Verkehrsmittel gegeneinander abzuſtimmen und im Einzelfall zu ent⸗ 
ſcheiden, welche Einſchränkungen der Deutſchen Reichsbahn oder der Binnenſchiffahrt 
vom Standpunkt der Geſamtwirtſchaſt aus auferlegt werden müſſen. 


II. Zwiſchenſtaatlicher Derkehr 


Der Verkehr macht an den Grenzen der Staaten nicht halt. Er greift darüber hinaus 
und verbindet die Völker und ihre Wirtſchaften. An dem zwiſchenſtaatlichen Verkehr 
nehmen die Eiſenbahnen, die Binnenſchiffahrt, der Kraftwagen und das Flugzeug 
teil, in ganz beſonderem Maße aber die Seeſchiffahrt. 

Im zwiſchenſtaatlichen Verkehr unterſcheidet man Wechſelverkehr und Durch⸗ 
gangs verkehr. Wechſelverkehr iſt der Verkehr zwiſchen zwei benachbarten 
Staaten — Deutſchland / Frankreich, Deutſchland / Polen, Deutſchland / Dänemark uſw. 
—, Durchgangsverkehr iſt der Verkehr zwiſchen zwei nicht benachbarten Staaten durch 
einen dritten Staat hindurch — Frankreich / Deutſchland / Polen, Dänemark / Deutſch⸗ 
land / Schweiz, Deutſchland / Frankreich / Spanien, wobei in den erſten beiden Fällen 
Deutſchland und im dritten Falle Frankreich der Durchgangsſtaat iſt. 


Jeder Staat entſcheidet ſouverän darüber, ob und in welchem Umfang er Eiſenbahn⸗ 
wagen, Schiffe (Binnen- oder Seeſchiffe), Kraftwagen oder Laſtfahrzeuge im 
Wechſelverkehr auf ſeinem Gebiet aufnehmen oder im Durchgangsverkehr über ſein 
Gebiet paſſieren laſſen will. Das gleiche gilt für die Güter und Perſonen, welche von 
jenen Transportmitteln befördert werden. In der Zeit vor dem Krieg war es Auf- 
gabe und Inhalt der Handelsverträge, den Wechſelverkehr und Durchgangsverkehr 
von Verkehrsmitteln, Gütern und Perſonen zwiſchen den beteiligten Staaten ficher- 
zuſtellen. Die Grundſätze, die in den Handelsverträgen feſtgelegt wurden, enthielten 
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für die Transportmittel in der Regel die gegenſeitige Zulaſſung, die Gleichſtellung 
mit der meiſtbegünſtigten Nation oder die Gleichſtellung mit den Inländern, die 
Freiheit des Durchgangs und die Freiheit von polizeilichen und fiskaliſchen Hem⸗ 
mungen. Die Behandlung der Güter (Eingangszölle, Durchfuhrzölle) wurde geſondert 
geregelt. Deutſchland hatte wegen ſeiner geographiſchen Lage im Zentrum Europas 
und feiner Struktur als Induſtrieſtaat, der auf Einfuhr von Rohſtoffen und Ausfuhr 
ſeiner Arbeit in Form verarbeiteter oder veredelter Rohſtoffe angewieſen war, ein 
ſtarkes Intereſſe an einer Erleichterung des zwiſchenſtaatlichen Verkehrs. Auch da, 
wo es ſich nicht um Ein- oder Ausfuhr handelte, ſondern nur um Durchfuhr, be⸗ 
günſtigte man den Transport über deutſches Gebiet, weil die Verkehrsmittel mit 
den den ausländiſchen Verfrachtern geleiſteten Dienſten der deutſchen Volkswirtſchaft 
Einnahmen brachten. 


Die in den vergangenen Jahrzehnten von den Handelsverträgen entwickelten Normen 
für den Durchgangsverkehr wurden nach dem Krieg auf der 1. Verkehrskonferenz des 
Völkerbundes von Barcelona in einem Statut über die Freiheit des Durchgangsver⸗ 
kehrs vom 20. April 1921 zuſammengefaßt. Das Tranfitſtatut von Barcelona ſtellt 
den Grundſatz der Freiheit des Durchgangsverkehrs auf und behält den Durchgangs- 
ſtaaten ein Eingreifen nur für diejenigen Fälle vor, in welchen kein fouveräner Staat 
auf feine Gebietshoheit verzichten kann: Der Durchgangsſtaat kann den Tranſit injo- 
weit beſchränken oder verbieten, als der Verkehr die Staatsſicherheit gefährden würde 
oder Güter, insbeſondere Vieh und Pflanzen, befördert werden ſollen, welche beim 
Durchgang Seuchen oder anſteckende Pflanzenkrankheiten verbreiten könnten. Das 
Statut ift von Deutſchland ratifizert worden (RGBl. 1924 II S. 387). 


1. Eifenbahnen 

Der zwiſchenſtatliche Eiſenbahnverkehr iſt von den Eiſenbahnverwaltungen aus⸗ 
gebaut worden. Die Verwaltungen der Eiſenbahnen — nicht die Regierungen — 
haben die Grundlage geſchaffen für den Abergang von Wagen und geſchloſſenen 
Zügen im Perſonen- und Güterverkehr, für die Feſtlegung der Fahrpläne von durch⸗ 
gehenden Zügen, für die direkte Abfertigung und direkte Tarife. Die deutſchen Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen waren ſchon lange Jahre vor dem Krieg mit den Hfterreich- 
Angariſchen und den Niederländiſchen Eiſenbahnen in dem Verein deutſcher Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen zuſammengeſchloſſen, der jetzt die Bezeichnung „Verein mittel- 
europäiſcher Eiſenbahnverwaltungen“ führt. Auf Betreiben des Vereins wurde am 
14. Oktober 1890 das Internationale Abereinkommen über den Eiſenbahnfrachtver⸗ 
kehr (SAG) geſchloſſen, das am 1. Januar 1893 in Kraft trat und auf dem Gebiet 
des Güterverkehrs für die europäiſchen Staaten ein einheitliches Frachtrecht ſchuf. 
Das Abereinkommen ift durch den Vertrag von Verſailles unberührt geblieben und 
inzwiſchen durch Abereinkommen für den Perſonenverkehr und neuerdings auch für 
den Expreßgutverkehr ergänzt worden (RNeichsgeſetz vom 30. Mai 1925, RGBl. II 
S. 183). Die Konventionen werden in regelmäßigen Zeitabſchnitten — zuletzt auf 
einer Konferenz in Rom im Jahre 1933 — den jeweils neu hervortretenden Bedürf⸗ 
niffen angepaßt und ſichern den durchgehenden Perjonen-, Gepäck und Güterverkehr 
auf dem europäiſchen Feſtland. Die in Rom neu gefaßten und ergänzten Aberein⸗ 
kommen über beide Verkehrsarten treten am 1. Oktober 1938 in Kraft. 

Nach dem Krieg wurde auf Anregung Frankreichs die „Union Internationale des 
Chemins de fer“ gegründet, die auch die außerhalb des Vereins der mitteleuro- 
päiſchen Eiſenbahnverwaltungen ſtehenden Eiſenbahnen umfaßt, und an welcher auch 
die Deutſche Reichsbahn mitarbeitet. 

Auf der 2. Verkehrskonferenz des Völkerbundes in Genf vom Jahre 1923 wurde in 
dem Eiſenbahnſtatut die internationale Rechtsordnung der Eiſenbahnen feſtgelegt. 
Die Vertragsſtaten verpflichten ſich durch dieſes Abkommen, dem internationalen 
Eiſenbahnverkehr alle notwendigen Erleichterungen zu gewähren und ſich jeder unter- 
ſchiedlichen Behandlung zu enthalten, die ein Abelwollen gegen andere Vertrags⸗ 
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ſtaaten, ihre Staatsangehörigen oder ihre Schiffe — Vorzugstarife von Eiſenbahnen 
bei Weiterbeförderung von Gütern und Perſonen mit Schiffen der Flagge des 
Eiſenbahnſtaats — darſtellen könnte. 


2. Binnenſchiffahrt 

Ein Wechſelverkehr der Binnenſchiffahrt ſpielt ſich ab zwiſchen Deutſchland einerſeits 
und Holland, Belgien, Frankreich und der Schweiz anderſeits auf dem Rhein und 
feinen Nebenflüſſen, zwiſchen Deutſchland und der Tſchechoſlowakei auf der Elbe 
und Donau, zwiſchen Deutſchland und Polen auf der Warthe und Netze und in 
geringem Maße auch auf der Weichſel, zwiſchen Deutſchland und Litauen auf der 
Memel und zwiſchen Deutſchland und Angarn ſowie den Balkanſtaaten auf der 
Donau. Ein Durchgangsverkehr findet ſtatt zwiſchen Holland und Frankreich bzw. 
der Schweiz, auf dem Rhein, zwiſchen dem Freihafen Hamburg (Zollausland) und 
der Tſchechoſlowakei auf der Elbe und zwiſchen Stettin (Freihafen) und Polen über 
die Oder, Warthe und Netze. In beſonderem Maße iſt die Binnenſchiffahrt auf der 
Donau eine bedeutungsvolle Trägerin des Deutſchtums und der deutſchen Sprache. 
Die Betätigung der deutſchen Schiffahrt in den Wechſel. und Durchgangsverkehren 
iſt für die Devifenlage Deutſchlands wichtig. 


In Auswirkung der Wiener Kongreßakte vom 9. Juni 1815 waren für den Rhein, 
die Weſer und die Elbe Schiffahrtakte vereinbart worden, welche den verſchiedenen 
— zu den damaligen Zeiten des Deutſchen Bundes auch an der Weſer vorhandenen — 
ſelbſtändigen Aferſtaaten die Freiheit der Schiffahrt gewährleiſteten. Für den Rhein 
war durch die Mainzer Rheinſchiffahrtakte von 1831 eine ſtändige Kommiſſion, die 
Zentralkommiſſion für die Rheinſchiffahrt, eingeſetzt worden, welche aus den bevoll⸗ 
mächtigten Aferſtaaten — Preußen, Heſſen, Naſſau, Bayern, Baden, Holland und 
Frankreich beſtand und bei ihren regelmäßigen Zuſammenkünften die Beſprechung 
und Löſung gemeinſamer Fragen ermöglichte. Für die Weſer und die Elbe hat man 
ſich damit begnügt, Bevollmächtigte zu beſtellen, die nach Bedarf zuſammentraten und 
gemeinſam zu regelnde Fragen ordneten. Nach dem Krimkrieg war ein Verſuch 
gemacht worden, auch für die Donau eine internationale Verſtändigung herbeizu⸗ 
führen und eine Kommiſſion einzuſetzen. Es kam jedoch nur zur Bildung einer 
ſolchen für die Verwaltung der Mündungsſtrecke, um der Gefahr ihrer Verſandung 
und der Schädigung der Intereſſen der Seeſchiffahrt treibenden Staaten entgegenzu- 
wirken. In ihr war Preußen vertreten, deſſen Mitgliedſchaft fpäter auf das Deutſche 
Reich überging. 

Durch den Vertrag von Verſailles wurde das beſtehende Syſtem zu Laſten Deutich- 
lands auf die Oder ausgedehnt, ſerner auf die Donau von Alm bis Braila. Es 
ſollte im Bedarfsfall auch auf die Memel und den Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal Anwen⸗ 
dung finden. Für die Elbe und die Donau ſind neue Schiffahrtakten ausgearbeitet 
und von Deutſchland ratifiziert worden (Elbeſchiffahrtakte vom 22. Februar 1922, 
RGBl. 1923 II S. 183. Donqauſchiffahrtakte vom 23. Juli 1921, RGBl. 1922 
S. 287). Die von der Internationalen Oderkommiſſion für die Oder ausgearbeitete 
Schiffahrtakte iſt nicht in Kraft getreten, da fie von Deutſchland abgelehnt wurde. 
Den Internationalen Stromkommiſſionen wurde durch den Vertrag von Verſailles 
in ihrer Zuſammenſetzung und in der Art ihrer Betätigung eine veränderte Geſtalt 
gegeben. Nicht nur die Staaten, in deren Händen die koſtſpielige und langjährige 
Erfahrung erfordernde Verwaltung dieſer Flüſſe lag, ſondern auch andere, nicht be— 
teiligte, nicht einmal ſelbſt intereſſierte Staaten wurden Mitglieder dieſer Kom— 
miſſionen. Die nur Theorien dienende Mitwirkung von Nicht-⸗Aferſtaaten und das 
durch den Vertrag von Verſailles für die Rhein-, Elbe- und Oderkommiſſion ab- 
geſtufte Stimmrecht der Staaten ſowie das Verſahren, mit Stimmenmehrheit 
zwingende Beſchlüſſe zu faſſen, geſtaltete die Kommiſſionen zu überſtaatlichen 
Organen, deren Wirkſamkeit gegen Deutſchland gerichtet war und ſeine Souveränität 
empfindlich verletzte. In der Zentralkommiſſion für die Rheinſchiffahrt hatte Frank- 
reich, das bis 1871 als Aferſtaat Mitglied der Kommiſſion war und nach Wieder— 
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erlangung von Elſaß⸗Lothringen auch wieder in die Kommiſſion eingetreten war, 
durch den Vertrag von Verſailles das Recht erhalten, entgegen der früheren Abung 
des Wechſels innerhalb der Mitgliederſtaaten dauernd den Präfidenten der Kom⸗ 
miffion zu ſtellen. In der Europäiſchen Donau⸗Kommiſſion, die die Mündungsſtrecke 
abwärts Braila verwaltet, hatte Deutſchland durch den Vertrag von Verſailles ſeine 
Mitgliedſchaft verloren. 


Die deutſche Regierung hat von jeher auf den deutſchen Flüſſen der Schiffahrt aller 
Staaten im Güter und Perſonenverkehr unbeſchränkte Verkehrs⸗ und Schiffahrt. 
freiheit zugeſtanden. Deutſchland war nach wie vor bereit, in der Anterhaltung und 
im Ausbau feiner Ströme den Bedürfniſſen des zwiſchenſtaatlichen Wechjel- und 
Durchgangsverkehrs Rechnung zu tragen und mußte die Einſetzung internationaler 
Aberwachungsorgane als eine unberechtigte Einſchränkung der Staatshoheit und als 
ein nicht begründetes Mißtrauen gegen die Erfüllung der ihm aus feiner Gebiets. 
hoheit über die natürlichen Flüſſe erwachſenden völkerrechtlichen Verpflichtungen an⸗ 
ſehen. Durch die Erklärung vom 14. November 1936 hat ſich die Deutſche Reichs. 
regierung von den Bindungen der die deutſchen Ströme betreffenden Beſtimmungen 
des Vertrags von Verſailles und der auf ihnen beruhenden Stromakte losgeſagt, 
jedoch von ſich aus die Freiheit der Schiffahrt auf allen deutſchen Waſſerſtraßen und 
die Gleichbehandlung der Schiffahrt fremder Staaten mit der eigenen unter der 
Vorausſetzung der Gegenſeitigkeit weiter beſtehen laſſen. Sie hat ſich auch bereit 
erklärt, durch ihre Waſſerſtraßenbehörden gemeinſame Fragen zuſammen mit den 
Behörden der anderen Aferſtaaten gegebenenfalls auch durch Abkommen zu regeln. 


3. Seeſchiffahrt 

Das wichtigſte Verkehrsinſtrument für den zwiſchenſtaatlichen Verkehr iſt die See⸗ 
ſchiffahrt. | 

Der Staat ftellt der Seeſchiffahrt den Heimathafen und gewährt ihr den Schutz auf 
See und in fremden Häfen. Der Bau und Betrieb der Handelsſchiffe iſt Sache 
privatwirtſchaftlicher Anternehmungen. 

Die deutſche Handelsflotte hatte vor dem Krieg Schiffe in einer Geſamtgröße von 
5,1 Millionen Bruttoregiſtertonnen und ſtand an der zweiten Stelle der Weltſchiff⸗ 
fahrt. Während des Krieges wurden mehr als 1,2 Millionen Bruttoregiſtertonnen 
durch feindliche Kriegshandlungen vernichtet und etwa 1,6 Millionen Bruttoregifter- 
tonnen beſchlagnahmt oder mußten als Entſchädigung für vernichtete neutrale 
Tonnage abgegeben werden. Es blieb der deutſchen Handelsflotte bei Ausgang des 
Krieges im November 1918 nur eine Tonnage von 2,3 Millionen Bruttoregifter- 
tonnen übrig. 


In den Verhandlungen über die Verlängerung des Waffenſtillſtands, welche im 
Januar 1919 in Trier geführt wurden, mußte die geſamte noch verfügbare Tonnage 
den Alliierten zur Verfügung geſtellt werden. Die Schiffe blieben zwar zunächſt im 
Eigentum der deutſchen Reeder, doch mußten fie unter alliierte Flagge geſtellt und die 
deutſchen Beſatzungen mußten zum großen Teil entfernt werden. Durch den Vertrag 
von Verſailles ging auch das Eigentum an den in Trier nur vorübergehend zur Ver— 
ſorgung Europas mit Lebensmitteln überlaſſenen Schiffen auf die Alliierten über. 
Alle Schiffe, die auf mehr als 1600 Bruttoregiſtertonnen vermeſſen waren, mußten 
abgeliefert werden, ferner die Hälfte aller Schiffe, deren Bruttoraumgehalt zwiſchen 
1000 und 1600 Tonnen lag. Es verblieben Deutſchland nur rund 500 000 Brutto- 
regiſtertonnen, die für den transozeaniſchen Aberſeedienſt nur zum geringſten Teil 
brauchbar waren. 

Der Vertrag von Verſailles hatte der deutſchen Regierung die Verpflichtung auf- 
erlegt, die deutſchen Reeder für den von ihnen abgelieferten Schiffsraum zu ent- 
ſchädigen. Die Reeder hatten ihre Anſprüche bei der deutſchen Regierung angemeldet, 
und die Regierung hat ſie auch in dem zur Ausführung des Vertrags von Verſailles 
ergangenen Enteignungsgeſetz anerkannt. Die Reeder mußten aber bald erkennen, 
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daß fie von dem Deutſchen Reich nicht die Erfüllung ihrer Anſprüche erwarten 
konnten, weil der Vertrag von Verſailles, auf den ſie ſich ſtützen mußten, wirtſchaftlich 
nicht weniger als politiſch falſch orientiert war und für die Reichsregierung auch in 
ihrem Verhältnis zu den deutſchen Reichsangehörigen unausführbare Verpflichtungen 
feſtgeſetzt hatte. Die deutſchen Reeder verzichteten daher der Reichsregierung gegen⸗ 
über auf einen erheblichen Teil ihrer Forderungen, insbeſondere auch auf eine Ent⸗ 
ſchädigung durch das Reich für ihr in den Vereinigten Staaten von Amerika verloren- 
gegangenes Privateigentum und ſchloſſen im Jahre 1921 mit der Reichsregierung 
einen Abfindungsvertrag, in welchem ſie ſich verpflichteten, eine Tonnage von etwa 
2,5 Millionen Bruttoregiſtertonnen wiederauſzubauen. Die Abfindungsſumme ver⸗ 
fiel, wie alle in den erſten Nachkriegsjahren in Geld ausgedrückten Beträge, der Ent⸗ 
wertung und reichte, obwohl fie im Fortſchreiten der Inflation durch ein Schieds- 
gericht erhöht wurde, nicht aus, um den Reedern die Erfüllung ihrer VBauverpflich⸗ 
tungen voll zu ermöglichen. Immerhin gelang es den deutſchen Reedern unter erheb- 
licher zuſätzlicher Hergabe von eigenen Mitteln, bis zum Ende des Jahres 1923 ein 
reichliches Drittel der Vorkriegstonnage wiederaufzubauen. 


In den Jahren 1925 und 1926 wurden den Reedern von der Reichsregierung 50 Mil- 
lionen RM mit der Maßgabe zur Verfügung geſtellt, daß ihnen die Hälfte der Bau- 
koſten für neue Schiffe zu niedrigen Zinsſätzen als Darlehen gegeben würde, wenn 
ſie die andere Hälfte aus eigenen Mitteln aufbrächten. Später wurden den Reedereien 
die Zinſen dieſer Darlehen als Zinſenzuſchüſſe für ſolche Bauten überlaſſen, welche 
bis zum 31. März 1927 fertiggeſtellt wurden. In den Jahren der Scheinblüte von 
1927 bis 1930 konnten die Reeder Baugeld für neue Schiffe auf dem freien Kapital ⸗ 
markt, insbeſondere im Ausland aufnehmen, und es entſtanden in dieſer Zeit die 
großen Schiffe des Norddeutſchen Lloyd, die „Bremen“ und die „Europa“, welche 
zuſammen mit den Schiffen der Hamburg-Amerifa-Linie „Hanſa“, „Hamburg“, 
„Deutſchland“, „New Pork“, in der Nordatlantikfahrt heute noch führend find. Der 
ſchnelle und großzügige Wiederaufbau der deutſchen Handelsflotte iſt eines der 
wenigen Ruhmesblätter der erſten deutſchen Nachkriegszeit. Die Tatkraft und der 
Wagemut der deutſchen Reeder darf auch nicht deshalb verkleinert werden, weil die 
Handelsſchiffahrt in der ſtarken Depreſſion der Jahre 1931 bis 1934 in Schwierig⸗ 
keiten kam. Spätere Zeiten werden erſt voll erkennen laſſen, welche Bedeutung der 
ſchlagartige Wiederaufbau der deutſchen Handelsſchiffahrt für die geſamte deutſche 
Wirtſchaft gehabt hat. 

Die Welthandelsflotte umfaßte — von den Segelſchiffen und Leichtern abgeſehen — 
am 1. Juli 1938 66 870 151 Bruttoregiſtertonnen. Wie ſich dieſer Flottenbeſtand 
auf die hauptſächlichſten Großſchiffahrtsländer verteilt, läßt nachſtehende Aberſicht 


erkennen: in v. H. 
in 1000 BRT der Welttonnage 

1. Großbritannien und Irland.. 17675 26,44 
Britiſche Dominien . . . 3044 4,56 

2. Vereinigte Staaten (ISA) .. 88936 13,37 
desgl. (Große un „ „ 2467 3,69 

3. Japan . 5 007 7,49 
4. Norwegen 4613 6,90 
5. Deutſch land 43232 6,33 
6. Stalien ndnd 3259 4,88 
7. Frankreich 2881 4,30 
8. Hollanddʒ t 22852 4,26 
9. Griechenlaaedddz . 1889 2,82 
10. Schwedeꝛee n . 1571 2,34 
11. Dänem ak 11130 1,68 
12. Spanien r 948 1,42 
13. Alle übrigen Länder ee 6366 9,52. 
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Die führenden deutſchen Schiffahrtgeſellſchaften find: 
die Hamburg⸗Amerikaniſche Paketfahrt⸗AG. in Hamburg, 
der Norddeutſche Lloyd in Bremen, 
die Hamburg⸗Südamerikaniſche Dampfſchiffahrtgeſellſchaft in Hamburg, 
die Afrikalinien (Woermann⸗Linie A. G. und Deutſche Oſt⸗Afrika⸗Linie) in Ham⸗ 
burg und 


die Deutſche Dampfſchiffahrtgeſellſchaft „Hanſa“ in Bremen. 


Die Hanſalinie hat faſt ausſchließlich den Dienſt nach Indien, die Afrikalinien fahren 
ſowohl im Weſt⸗ als auch im Oſtverkehr rund um Afrika, die Hamburg⸗Süd hat ſeit 
Ende 1934 als einzige deutſche Geſellſchaft den regelmäßigen Dienſt nach Südamerika⸗ 
Oſtküſte zu unterhalten. Die Hamburg-Amerifa-Linie und der Norddeutſche Lloyd 
betreiben beide Paffage- und Frachtlinien nach Nordamerika und den übrigen Teilen 
der Welt. Die Deutſche Levante-Linie, Hamburg, die Atlas⸗Levante⸗Linie, Bremen, 
und die Reederei Robert Sloman jr., Hamburg, bedienen die Häfen des Mittel⸗ 
meers. Daneben gibt es eine große Zahl mittlerer und kleinerer Reedereien, welche 
die Dienſte in der Nord. und Oſtſee und an den europäiſchen Küſten verſehen, ſowie 
in der Trampfahrt, der wilden, an keine Fahrpläne gebundenen Betätigung, an der 
Deckung des Transportbedarfs teilnehmen, wo er auftritt. 


Mit der Abwertung des engliſchen Pfunds und der an das Pfund angehängten 
ſkandinaviſchen Währungen ſowie des AS A⸗Dollars find die deutſchen Reedereien 
in eine ſchwicrige Lage geraten. Sie können ihre Einnahmen an Paſſagen und 
Frachten, die nach altem Herkommen in der Seeſchiffahrt auf Pfunde und Dollars 
geſtellt find, nicht erhöhen, obwohl die Raten auch nach der Währungsverſchlechterung 
die gleichen geblieben ſind, da ſie aus Wettbewerbsgründen an den Seefrachtenmarkt 
und die internationalen Pool⸗Sätze gebunden bleiben. Die Reeder nehmen geringer- 
wertige Währungen ein, müſſen ihre Ausgaben aber zu einem erheblichen Teil in 
Reichsmark decken und erleiden dadurch Verluſte, welche ſich jeder kaufmänniſchen 
Vorausſicht und Berechnung entziehen, und gegen die privatwirtſchaftlich auch keine 
Gegenmittel eingeſetzt werden können. Die Seeſchiffahrt erhält darum ſeit Mai 1933 
vom Neich eine nach Bruttoregiſtertonnen und Lohnſumme bemeſſene Währungs- 
beihilfe für die in Fahrt befindlichen Schiffe. Doch kann dieſe Hilfe nur einen Teil 
der tatſächlichen Währungsverluſte decken. 

Die deutſchen Reeder erhalten weiter Zuſchüſſe zu den Koſten ihrer Neubauten. 
Andernfalls würden fie, da die Reeder in den Ländern mit abgewerteten Währungen 
im Verhältnis zur Reichsmark um rund 40 v. H. billiger bauen können, den aus⸗ 
ländiſchen Schiffahrttreibenden gegenüber mit einem höheren Kapitaldienſt belaſtet 
ſein und wettbewerbsunfähig werden. 


Ahnlich wie es für den Durchgangsverkehr und für den zwiſchenſtaatlichen Eiſenbahn⸗ 
verkehr geſchehen iſt, hat man nach dem Krieg verſucht, auch die bisher in den 
Handelsverträgen enthaltenen Vereinbarungen über die gegenſeitige Zulaſſung der 
Seeſchiffe in den Häfen in einer Allgemeinen Konvention zuſammenzufaſſen. Auf der 
2. Verkehrskonferenz des Völkerbundes in Genf vom Jahre 1923, auf der das 
Eiſenbahnſtatut angenommen wurde, kam auch ein Statut für die Seehäfen zur 
Beſchlußfaſſung, das im Grundſatz allen Seeſchiffen alle Häfen öffnen ſoll. Das 
Statut iſt von Deutſchland ratifiziert und im RGBl. 1928 II S. 22 veröffentlicht. 
Aber die Zulaſſung der Seeſchiffe hinaus war es notwendig, die Gewähr dafür zu 
ſchaffen, daß die deutſchen Schiffe nicht wegen angeblicher Mängel ihrer Ausrüftung 
oder zu tiefer Beladung in fremden Häfen angehalten und zu koſtſpieligen Ergän- 
zungen, die auch mit unwirtſchaftlichen Zeitverluſten verbunden fein würden, 
gezwungen wurden. Das gleiche Bedürfnis beſtand bei anderen Staaten, die ebenſo 
Wert darauf legen mußten, ihre Schiffe von der verſchiedenartigen Geſetzgebung in 
den beteilitgen Seehafenſtaaten unabhängig zu machen. Auf zwei großen inter- 
nationalen Konferenzen in London von 1929 und 1930 wurden von den führenden 
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feefahrenden Staaten die Anforderungen vereinbart, welche zur Sicherheit von Schiff, 
Paſſagieren und Ladung an die Bauart der Schiffe (Schotteneinteilung), ihre Aus- 
ſtattung mit Rettungsmitteln und ihre Ausrüſtung mit Funkgerät geſtellt werden 
mußten, und es wurde feſtgelegt, daß die hierüber von den Flaggenſtaaten ausge- 
ſtellten Beſcheinigungen und Zeugniſſe von den Vertragsſtaaten gegenſeitig anerkannt 
würden. Das Internationale Abereinkommen zum Schutze des menſchlichen Lebens 
auf See (Seeſicherheitsvertrag, London 1929, vom 31. Mai 1929) und das Inter- 
nationale Abereinkommen über den Freibord der Kauffahrteiſchifſe vom 5. Juli 1930 
ſind von Deutſchland und den hauptbeteiligten ſeefahrenden Staaten ratifiziert 
worden. Die Abereinkommen find im RGBl. 1931 II S. 235 und RGBl. 1933 JI 
S. 707 abgedruckt. 


Die Durchführung der Vorſchriften dieſer Abkommen im Inneren iſt von der deutſchen 
Regierung in Abweichung von der Praxis aller andern Staaten, welche für dieſe Auf- 
gabe beſondere Behörden geſchaffen haben, der Seeberufsgenoſſenſchaft in Hamburg 
im Zuſammenwirken mit dem Germaniſchen Lloyd, der Deutſchen Klaſſifikations⸗ 
geſellſchaft, übertragen worden. Die Seeberufsgenoſſenſchaft in Hamburg iſt ein 
Organ der Sozialverſicherung und hat als Berufsgenoſſenſchaft der Anfallverſiche⸗ 
rung für Seeunfälle auch für die Anfallverhütung Sorge zu tragen. Aber den Rahmen 
der Anfallverhütung für die Verſicherten hinaus hat ſie auch die Gewähr für die 
Sicherheit der nicht der Reichsverſicherung unterworfenen Perſonen, insbeſondere 
der Sicherheit der Fahrgäſte übernommen und führt die Aberwachung der Schiffe 
durch einen großen Stab von Beſichtigern und Aufſichtsbeamten durch. Dieſe bisher 
allein von Deutſchland durchgeführte Selbſtverwaltung auf dem Gebiet der Seeſchiff— 
fahrt hat ſich nach den bisherigen Erfahrungen außerordentlich bewährt. 


4. flraftverkehr 


Die Benutzung der Landſtraßen durch fremde Staatsangehörige zum Gehen, Reiten, 
Fahren iſt von den Staaten ſeit jeher im Gegenſeitigkeitsverhältnis zugeſtanden 
worden, ohne daß darüber beſondere Beſtimmungen in den Handelsverträgen oder 
in ſonſtigen Abkommen getroffen worden wären. 


Die gegenſeitige Zulaſſung von Kraftfahrzeugen iſt durch das Internationale Ab- 
kommen über Kraftfahrzeugverkehr vom 24. April 1926 ſichergeſtellt. Das Ab⸗ 
kommen iſt von Deutſchland ratifiziert (RGBl. 1930 JI S. 1233). Die von den 
Staaten für ihre Staatsangehörigen nach den internationalen Grundſätzen ausge- 
ſtellten Zulaſſungsſcheine für die Fahrzeuge und Befähigungsnachweiſe der Führer 
werden von den Vertragsſtaaten anerkannt. Die Freizügigkeit des Kraftfahrzeugs 
und ſeines Fahrers iſt dadurch ſichergeſtellt. 


Das Deutſche Reich geſtattet über die Beſtimmungen des Internationalen Ab— 
kommens hinaus den Verkehr ausländiſcher Fahrzeuge und ausländiſcher Führer auf 
Grund der heimiſchen Papiere, die gegebenenfalls lediglich mit einer amtlichen deut— 
ſchen Aberſetzung zu verbinden find (88 1 und 4 der Verordnung über internatio- 
nalen Kraftfahrzeugverkehr vom 12. November 1934 — RGBl. ] S. 1137 mit 
ſpäteren Anderungen). 


Eine offene Frage iſt es, ob der in den letzten Jahren außerordentlich geſtiegene 
zwiſchenſtaatliche Kraftverkehr mit Gütern und beſonders mit Perſonen (Touriſtik 
mit Omnibuſſen) nicht ebenfalls einer zwiſchenſtaatlichen Löſung bedarf. Der gewerb— 
liche Verkehr zwiſchen zwei angrenzenden Staaten iſt eine Quelle vieler Schwierig- 
keiten. Sowohl der Güterverkehr als auch der Perſonenverkehr mit Kraftfahrzeugen 
iſt noch verhältnismäßig jung. Früher galt die Arbeit internationaler Verein— 
barungen im weſentlichen der Erleichterung des individuellen Verkehrs mit Perjonen- 
wagen. Dieſe Arbeit konnte ſich auf polizeiliche und zolltechniſche Fragen beſchränken. 
Der Laftwagen- und Omnibusverkehr hat verkehrs wirtſchaftliche Schwierig⸗ 
keiten. Hier fehlt es noch an jeglicher zwiſchenſtaatlichen Ordnung. Die Materie 
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eignet ſich nicht für die Behandlung in großen internationalen Kollektivabkommen. 
Sie muß zweiſeitig zwiſchen je zwei angrenzenden Staaten geordnet werden. Bis⸗ 
her liegen auf dieſem Gebiet jedoch nur Anſätze vor. 


5. Tuftverhehr 


Das geltende Recht erſtreckt die Staatshoheit auch auf den Luftraum über dem 
Staatsgebiet. Das Aberfliegen deutſchen Staatsgebiets durch ſtaatenfremde Luft- 
fahrzeuge, ebenſo wie das Fliegen deutſcher Luftfahrzeuge über fremden Staats- 
gebieten bedarf der Genehmigung des Überflugftaates. Zur Durchführung eines 
zwiſchenſtaatlichen Luftverkehrs haben die alliierten und afjoziierten Mächte des 
Weltkrieges im Anſchluß an den Vertrag von Verſailles die internationale Verein - 
barung für die Luftſchiffahrt vom 13. Oktober 1919 geſchloſſen, welche den Luft- 
verkehr unter gegenſeitiger Anerkennung der Zulaſſungsſcheine für die Luftfahrzeuge 
und der Befähigungsnachweiſe für die Flugzeugführer grundſätzlich gegenſeitig 
freigab. Deutſchland iſt dieſer Konvention bisher nicht beigetreten. Deutſchland hat 
aber inhaltlich gleichartige Staatsverträge bis Mitte 1938 mit insgeſamt 20 Staaten 
abgeſchloſſen und iſt auf Grund dieſer Sonderverträge ſowie auf Grund beſonderer 
Luftlinienvereinbarungen am zwiſchenſtaatlichen Luftverkehr ſo weit beteiligt, wie es 
feine techniſchen Möglichkeiten und ſeine wirtſchaftlichen Bedürfniſſe bedingen. 


6. Durchgangs verkehr mit Oftpreußen, Oberjchlefien 

Durch die Abtretung von Zeilen der Provinz Weſtpreußen und Poſen ift Oſtpreußen 
vom übrigen Reich abgeſchnitten worden. Der Landverkehr zwiſchen Oſtpreußen und 
dem übrigen Reich iſt ſeitdem nur über polniſches Staatsgebiet möglich. Um die ſich 
hieraus ergebenden Schwierigkeiten zu mildern, wurde in Ausführung des Artikels 89 
des Vertrags von Verſailles am 21. April 1921 zwiſchen Deutſchland, Polen und der 
Freien Stadt Danzig der Pariſer Staatsvertrag über den freien Durchgangsverkehr 
zwiſchen Oſtpreußen und dem übrigen Reich abgeſchloſſen (RGBl. J S. 1069). 
Polen geſteht Deutſchland die Freiheit des Durchgangsverkehrs für Perſonen, 
Waren, See- und Flußſchiffe, Fahrzeuge und Eiſenbahnwagen zwiſchen Oſtpreußen 
und dem übrigen Deutſchland durch das abgetretene Gebiet hindurch zu. Die 
Freiheit des Durchgangsverkehrs erſtreckt ſich auf alle Beförderungswege, alle Be- 
förderungsmittel und alle Beförderungsarten zu Waſſer und zu Lande. 


Auf der Eiſenbahn werden Reiſende, Gepäck und Güter vom Abgangs⸗ bis zum Be⸗ 
ſtimmungsort auf Grund durchgehender Fahrkarten und durchgehender Frachtbriefe 
zu den deutſchen Tarifſätzen befördert, welche von der Deutſchen Reichsbahn feſtgeſetzt 
und eingezogen werden. Die Deutſche Reichsbahn rechnet ihrerſeits mit Polen ab 
und übernimmt in den Fällen, wo die deutſchen Tarifſätze von den von Polen berech⸗ 
neten Staatsbahntarifen abweichen, den Anterſchiedsbetrag auf ihre Mittel. Reifende 
und Verfrachter werden durch die zum Teil höheren polniſchen Staatsbahntarife auf 
der Durchgangsſtrecke nicht belaſtet. 


Auf beſtimmten Durchgangsſtrecken findet ein privilegierter Durchgangsverkehr für 
Reiſende, Gepäck und Güter ſtatt, der ſich für Güter in ganzen Zügen, für Reifende 
in Zügen oder hierfür beſonders vorgeſehenen Zugteilen abwickelt und frei von 
Zöllen, Zoll- und Paßnachſchau iſt. 

Der Durchgangsverkehr zwiſchen dem Reich und Oſtpreußen durch Polen hindurch 
wird ergänzt durch den vom Reich eingerichteten und unterhaltenen Seedienſt Oft- 
preußen, der für den Perſonenverkehr ſteigende Bedeutung gewinnt. 

Bei der Teilung Oberſchleſiens iſt durch das am 15. Mai 1922 in Genf abgeſchloſſene 
deutſch⸗polniſche Abkommen über Oberſchleſien (RGBl. II S. 237) für beide Teile des 
Abſtimmungsgebiets ebenfalls eine beſondere Verkehrsregelung getroffen worden. 
Das Abkommen, das als Abergangsmaßnahme für einen Zeitraum von 15 Jahren 
geſchloſſen war, iſt nach Ablauf dieſer Zeit 1937 außer Kraft getreten; ſeine Be⸗ 
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ſtimmungen find indes zum Teil unter Anpaſſung an die heutigen Verhältniſſe auf 
Grund einer deutſch⸗polniſchen Vereinbarung beibehalten worden. 


7, UDerkehrspolitiſche Zielſetzung 

War es im innerſtaatlichen Verkehr die Aufgabe des Staates, den Verkehr zu führen 
und, ſoweit er ſich in den Händen von privatwirtſchaftlichen Anternehmern befindet, 
maßgebend zu beeinfluſſen, ſo iſt die Zielſetzung im zwiſchenſtaatlichen Verkehr die 
Sicherung möglichſter Freizügigkeit für alle über die Grenzen des Deutſchen Reichs 
hinausgehenden Verkehrsunternehmer und Verkehrsmittel. Es folgt aus dem 
Grundſatz der Gleichberechtigung, daß fremden Verkehrsunternehmungen und fremden 
Verkehrsmitteln die gleichen Möglichkeiten im Deutſchen Reich eröffnet werden, 
welche Deutſchland von anderen Staaten für ſeine Verkehrsunternehmungen und 
Verkehrsmittel erſtrebt. 


Ergebniffe und Ausblick 

Reichsbahn, Privatbahnen und Kleinbahnen, Vinnenſchiffahrt, gewerbliche Kraft- 
wagenbetriebe, gewerbliche Fuhrunternehmer, Seeſchiffahrt, Luftfahrt find die 
Träger des Verkehrs, Schienenbahnen, Waſſerſtraßen und Landſtraßen die Verkehrs; 
wege, Häfen und Amſchlagbetriebe die ergänzenden Verkehrsanſtalten. Spediteure 
und Reiſebüros find als Mittler für alle Verkehrsträger gleichmäßig tätig. Sie alle 
bilden gemeinſam die deutſche Verkehrswirtſchaft und formen ein Ganzes, das unter 
ſtaatlicher Führung die ſtärkſte Ausprägung gemeinnützigen Arbeitens darſtellt. 
Keiner kann für ſich allein arbeiten, am wenigſten können die privatwirtſchaftlichen 
Verkehrsbetriebe ohne die ſtaatliche Führung auskommen, die ihnen Schutz und 
Lebensraum für ihre Betätigung geben muß. 


Die Führung des Verkehrs hat vor dem Kriege bei den damaligen Bundesſtaaten 
gelegen. Die Verfaſſung von Weimar hat die Eiſenbahnen und die Waſſerſtraßen 
auf das Reich übernommen und war damit auf halbem Wege ſtehen geblieben. Mit 
der Abernahme der Hoheitsbefugniſſe der Länder durch das Reich iſt die Möglichkeit 
für eine einheitliche und klare verkehrspolitiſche Führung gewonnen. Das Geſetz zur 
Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 27. Februar 1934 (REDE. I 
S. 130) überträgt dem Reichsverkehrsminiſter die Verantwortung für die Einheit. 
lichkeit der Verkehrspolitik im Perfonen- und Güterverkehr. Er entſcheidet in allen 
Streitfragen über das Ineinandergreifen der verſchiedenen Verkehrsarten und die 
Zuſammenarbeit der einzelnen Verkehrszweige. 
Im organiſchen Aufbau des Verkehrs find diejenigen Verkehrsträger zuſammen⸗ 
gefaßt, deren Betrieb das Reich nicht ſelbſt übernommen hat. Auf Grund des Ge- 
fetzes zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaus der Deutſchen Wirtſchaft vom 
27. Februar 1934 (RGBl. J S. 185) hat der Reichsverkehrsminiſter durch Verord. 
nung vom 25. September 1935 (RGBl. 1 S. 1169) ſieben Reichsverkehrsgruppen 
geſchaffen: 
I. Seeſchiffahrt (RVS) 
mit der Fachgruppe Reeder und Fachgruppen für die Nebenbetriebe der 
Seeſchiffahrt, 
II. Binnenſchifſahrt (RBB) 

untergegliedert wie die Seeſchiffahrt, 
III. Kraftfahrgewerbe (RVK) 

mit den Fachgruppen: 

Kommunaler und gemiſchtwirtſchaftlicher Kraftomnibusverkehr, 

Privater Kraftomnibusverkehr, 

Perſonenwagenverkehr, 

Kraftfahrlehrer, 

gewerbliche Kraftfahrzeugüberwachung, 


Verkehrspolitik 39 


Güterfernverkehr (zugleich Reichs⸗Kraftwagen⸗Betriebs⸗Verband, ſiehe oben 
S. 26), ö 


Güternahverkehr, 


IV. Fuhrgewerbe (RVC) in Perſonalunion des Leiters mit der Fachgruppe Güter⸗ 
nahverkehr der RVK, 


V. Schienenbahnen (RVBVBa.) 
mit Fachgruppen für die Straßenbahnen und die Übrigen gewerblich betrie- 
benen Eiſenbahnen, 
VI. Spedition und Lagerei (RVSp) 
Fachgruppen: Spedition, 
Möbeltransport, 
Lagerei, 
VII. Hilfsgewerbe des Verkehrs (RVS) 
Fachgruppen: Retfevermittlung, 
Schlaf⸗ und Speiſewagenbetriebe. 
Die Reichsverkehrsgruppen haben die Stellung von rechtsfähigen Vereinen. Ihnen 
gehören — unmittelbar oder über rechtsfähige Gliederungen der Reichsverkehrs⸗ 
gruppen — alle Unternehmen (natürliche und juriſtiſche Perſonen) an, die im 
Verkehrsgewerbe ſelbſtändig tätig find. Die Reichsverkehrsgruppen und ihre 
Gliederungen haben neben der Vertretung der allgemeinen Belange der Reichs- 
verkehrsgruppe ihre Mitglieder auf dem Fachgebiet zu beraten und zu betreuen. Die 
Mitglieder der Gruppen haben den Weiſungen des Leiters, die durch den Zweck der 
Gruppe und durch den Zuſammenſchluß der Verkehrsträger bedingt find, zu folgen. 
Der Reichsverkehrsminiſter hatte bereits im Februar 1934 zu feiner Beratung und 
Anterſtützung bei der Wahrnehmung der ihm obliegenden verkehrspolitiſchen Auf- 
gaben einen Reichsverkehrsrat gebildet. Der Reichsverkehrsminiſter hatte ſich da⸗ 
durch ein Organ gefchaffen, das den lebendigen Zuſammenhang zwiſchen Verwaltung, 
den Verkehrsträgern und den Verkehrsnutzern gewährleiſtete. Dieſe Einrichtung ift 
in der Verordnung über den organiſchen Aufbau des Verkehrs beibehalten worden. 
Der Reichsverkehrsrat hat nach der Verordnung die Aufgabe, Verkehrsfragen für 
das geſamte Reichsgebiet zu beraten. Er beſteht aus Verkehrsträgern und Verkehrs- 
nutzern. Vertreter der Verkehrsträger find die Leiter der Reichsverkehrsgruppen 
und Vertreter der öffentlich ⸗ rechtlich verwalteten Verkehrsbetriebe fowie der General- 
inſpektor für das deutſche Straßenweſen. Auf der Seite der Verkehrsnutzer ſind in 
erſter Linie der Reichsnährſtand, die gewerbliche Wirtſchaft, die Reichskulturkammer, 
die Gemeinden und die Deutſche Arbeitsfront vertreten. 
Am eine engere Verbindung zwiſchen den ſtaatlichen und privaten Trägern des Ver- 
kehrs mit den akademiſchen Lehr- und Forſchungsanſtalten herzuſtellen, iſt im Früh⸗ 
jahr 1935 beim Reichs- und Preußiſchen Verkehrsminiſterium ein „Verkehrswiſſen⸗ 
ſchaftlicher Forſchungsrat“ gebildet worden. Dem Forſchungsrat gehören eine Reihe 
namhafter Hochſchulprofeſſoren ſowie Vertreter der Reichsbahn, der Reichspoſt und 
der Reichsverkehrsgruppen an. 
Das Ziel der Verkehrspolitik iſt die einheitliche Führung der verſchiedenen Verkehrs- 
mittel im Dienſt an Staat und Volk. 
„Einheit des Verkehrs im nationalſozialiſtiſchen Staat“ 


iſt die Parole, nach der alle im Verkehr Tätigen arbeiten. 
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Band III Beitrag 56 Nach kurzer Behandlung der Bedeutung des Nachrichten- 
Dr. h.Ohnef verkehrs fürDolk und Wictjchaft geht der Derfafjer auf Stel- 
c. -Ing. e. h. Ohneſorge, lung und Aufgaben der Reichspoft ein. Alle fachlichen An- 
Reichspoftminifter gaben berückſichtigen den neueſten Stand der Dinge. Recht 
Nachrichtenpolitik wertvoll find vor allem die Ausführungen über die Stellung 
der Poſt im Organismus des Reiches ſowie jene über den 
Draht- und Funkverkehr. Für Angeftellte und Beamte des 
Reiches dürften die perſonalpolitiſchen Erörterungen, in 
denen der Derfaffer auch bei dem Geſetz zur Ordnung der 
Arbeit in öffentlichen Uerwaltungen und Betrieben ſowie 
bei den Fürjorgemafinahmen kurz verweilt, von beſon— 

derem Intereſſe ſein. 


Band III Beitrag 6b Der Beitrag hebt nach einem einleitenden Rückblick auf die 
br Elfe b h Bedeutung der Nauswictjchaft in der liberaliſtiſchen Wict- 
er Jotwerck, ſchaft zunächſt den Dienft an der Dolksgefamtheit auf allen 
e tr e 3 Gebieten der Wictjchaft, insbeſondere auf dem der haus— 
9 wictſchaft hervor. Beſonders eingehend werden die Fragen 
Die Hausfrau im der Derbrauchslenkung zwecks Erreichung der Nahrungs- 
Dienſte der Volkswirtjchaft freiheit und Durchſetzung der ſozialen Forderungen des 
Parteiprogramms dargeſtellt. Die Gcundſätze einer hinficht- 
lich der leiblichen und ſeeliſchen Gejundheit der Familien- 
mitglieder verantwortungsbewußten Naushaltführung wer- 
den in ihren Beziehungen zu den volkswictjchaftlichen, 
vor allem auch ernährungswirtjchaftlichen Gegebenheiten 
Deutſchlands beleuchtet. Als Ergebnis der Feftftellungen 
über die volkswictjchaftliche Bedeutung der Aausfrauen 
wird die hauswictjchaftliche Leiftungsforderung heraus- 
geftellt, und die gegenwärtigen Möglichkeiten zur Erlangung 
hauswirtſchaftlichen Rönnens und hauswictjchaftlicher flus— 
bildung werden aufgezeigt. Abſchließend folgt eine Dar- 
ſtellung der ſchulungsmäßigen Erfaffung und volkswict- 
ſchaftlichen Aufkläcung der Hausfrauen durch die Organi— 
ſation des Deutſchen Frauenwerks, vor allem ſeiner Ab- 
teilung Dolkswictjchaft-Hauswictjchaft. 
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I. Allgemeines 


Der Nachrichtendienſt iſt Mittler und Diener auf allen Gebieten des Lebens des ein- 
zelnen Menſchen und der Volksgemeinſchaft. Die neuzeitlichen Mittel des Nachrichten 
dienſtes überwinden Raum und Zeit. Ihr Einſatz iſt daher von nicht zu unterſchätzender 
Bedeutung für die politiſche, wirtſchaftliche und kulturelle Entwicklung des Volles. 

Der Nachrichtendienſt hält die verſchiedenartigen Wirtſchaftsgebiete, hält Stadt und 
Land unbeſchadet ihrer vielſeitigen Eigengeſetzlichkeit in Verbindung miteinander. Mit 
feinem Ausbau ſteht die Entwicklung und Ausdehnung des Handels in engſter Wechfel- 
wirkung; ſein Wirken ermöglicht den Güteraustauſch mit fremden Volkswirtſchaften im 
Welthandel. Auch für die Pflege der Kulturgemeinſchaft und der Verbundenheit in 
Familie und Volk iſt die Abermittlung des geſchriebenen oder gedruckten und des ge⸗ 
ſprochenen Wortes heutzutage wohl unentbehrlich. Das neuzeitliche Zeitungs. und Zeit- 
ſchriftenweſen wäre ohne den Schnellnachrichtendienſt — Telegraph, Fernſprecher, Funk- 
dienſt und in zunehmendem Maße das Fernſehen — eine Anmöglichkeit. Der Schnell- 
nachrichtendienſt ſteht auch im Dienſt der Abwehr von Gefahren für Menſchen und Güter. 
Nicht zuletzt iſt ein gut organiſierter, auf der höchſten Stufe der Leiſtungsfähigkeit 
ſtehender Nachrichtendienſt eine Lebensnotwendigkeit für den Staat. Mit ſeiner Hilfe 
laſſen ſich alle Teile des Volkskörpers zu einem machtvollen Staatsweſen zufammen- 
faſſen und zuſammenhalten. Hieraus erklärt es ſich auch, daß der Nachrichtendienſt in 
faſt allen Ländern öffentlich rechtlich organiſiert und in ſtaatlicher Verwaltung iſt. Ein 
in kämpferiſchem Geiſt lebendes Volk, wie das deutſche Volk nach der Machtübernahme 
durch Adolf Hitler, wird naturgemäß einen beſonders ſtarken Gebrauch von den Nach- 
richtenmitteln machen. Es muß alſo auch umgekehrt innerhalb des Organismus eines 
ſolchen Volkes der Träger des Nachrichtendienſtes mit allen ſeinen Kräften, d. h. mit 
ſeinem geſamten Perſonalkörper, unwandelbar der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
angehören. 


II. Der Träger des Nachrichtendienftes 


A. Stellung der Deutjchen Reichspoft im Organismus des Reichs 


Staatsrechtliche Stellung 

Die Lebensform, welche die deutſche Volksgemeinſchaft umſchließt, iſt der deutſche 
Staat, das Deutſche Reich! Träger des deutſchen Nachrichtendienſtes iſt die Deutſche 
Reichspoſt. 

Das von ihr zu betreuende Poſtweſen und Fernmeldeweſen (das Telegraphen⸗, Fern- 
ſprech⸗ und Funkweſen ſowie der Fernſehdienſt) iſt ausſchließlich Sache des Reichs. 
Die ſtaatsrechtliche Stellung der Deutſchen Reichspoſt iſt durch Kap. II des Geſetzes 
zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 27. Februar 1934 (RGBl. I 
S. 130) beſtimmt. Man kann daher dieſes Geſetz als das Verfaſſungsgeſetz der Deutſchen 
Reichspoſt bezeichnen. Die Deutſche Reichspoſt bleibt weiterhin ein Teil der unmittel- 
baren Reichs verwaltung, eine Hoheitsverwaltung, mit einem Reichspoſtminiſter an der 
Spitze. Anbeſchadet dieſer ihrer Eigenſchaft iſt der Deutſchen Reichspoſt eine Sonder. 
ſtellung innerhalb der Reichsverwaltung inſofern eingeräumt worden, als fie eine eigene 
von dem allgemeinen Reichshaushalt losgelöſte Vermögensverwaltung darſtellt. 


Rechtsform und haushaltsrechtliche Stellung 

Bis Ende 1923 hatte die Deutſche Reichspoſt ſtaats- und haushaltsrechtlich die gleiche 
Stellung wie die anderen Reichsverwaltungen. Als fie ſich aber durch die Angunſt der 
Nachkriegsverhältniſſe aus einem Aberſchuß⸗ zu einem Zuſchußbetrieb entwickelt hatte, 
wurde ſie Mitte November 1923 aus überwiegend ſtaatswirtſchaftlichen Gründen aus 
dem Gefüge der allgemeinen Finanzverwaltung herausgenommen. Sie hatte fortan 


— cH 


Nachrichtenpolitik 3 


ihren Haushalt aus eigenen Kräften auszugleichen. Das Reichspoſtfinanzgeſetz vom 
18. März 1924 (in Kraft getreten am 1. April 1924), das der Neuordnung die rechtliche 
Grundlage gab, beſtimmte, daß die Deutſche Reichspoſt als ſelbſtändiges Unternehmen 
vom Reichspoſtminiſter unter Mitwirkung eines Verwaltungsrats zu verwalten und als 
Sondervermögen des Reichs von den Rechten und Verbindlichkeiten des übrigen Reichs⸗ 
vermögens getrennt zu halten ſei. Da eine Mitbeſtimmung des Verwaltungsrats, der 
zuletzt aus 41 Mitgliedern und der gleichen Zahl von Stellvertretern beſtand, im neuen 
Reich nicht beibehalten werden konnte, iſt durch das Geſetz zur Vereinfachung und Ver. 
billigung der Verwaltung vom 27. Februar 1934 das Reichspoſtfinanzgeſetz mit Wirkung 
vom 1. April 1934 aufgehoben worden. Beſtehen geblieben ift nur die beſondere ſtaats. 
wirtſchaftliche Stellung im Reichs vermögen. Das in der Deutſchen Reichspoſt feſtgelegte 
Sondervermögen des Reichs wird jetzt vom Reichspoſtminiſter allein verwaltet; Kon⸗ 
trollmaßnahmen ſtehen nur noch dem Reichsminiſter der Finanzen und der Reichsregie⸗ 
rung zu. 

Die Deutſche Reichspoſt hat als Hoheitsverwaltung dem geſamten Volke zu dienen, zur 
Wirtſchaft und zum Verkehrsgewerbe ſelbſt gehört ſie nicht. Die Deutſche Reichspoſt iſt 
weder Kaufmann im Sinne des Handelsgeſetzbuches noch ein Gewerbebetrieb im Sinne 
der Gewerbeordnung. Die Verordnung über den organiſatoriſchen Aufbau des Ver⸗ 
kehrs vom 25. September 1935 (RG Bl. I S. 1169), die zur Durchführung des Geſetzes 
zur Vorbereitung des organiſatoriſchen Aufbaues der deutſchen Wirtſchaft vom 
27. Februar 1934 erlaſſen iſt, erklärt, daß die öffentlich verwalteten Verkehrsbetriebe, 
alſo Reichspoſt, Reichsbahn, Reichsautobahnen, die Verkehrsluftfahrt und das 
Straßenweſen, nicht zum Verkehrsgewerbe gehören. 


£eitung 

An der Spitze der Deutſchen Reihspoft ſteht der Reichspoſtminiſter; er übt alle Rechte 
im Poſt. und Fernmeldeweſen aus. Nach dem vorerwähnten Geſetz zur Vereinfachung 
und Verbilligung der Verwaltung vom 27. Februar 1934 erläßt er die Verordnungen 
über die Bedingungen und die Gebühren für die Benutzung der Einrichtungen der Deut- 
ſchen Reichspoſt und — im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen — die 
für die Haushaltsgebarung und Vermögensverwaltung erforderlichen allgemeinen 
Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. Dem Reichspoſtminiſter ſteht zur beratenden Mit- 
wirkung ein Beirat zur Seite; die (mindeſtens 6, höchſtens 12) Mitglieder werden von 
der Reichsregierung auf die Dauer von je drei Jahren ernannt. Die Mitglieder find 
ehrenamtlich tätig; ſie haben nur beratende Befugniſſe. In dem Beirat ſind zur Zeit 
je ein Vertreter der NSDAP., des Nährſtandes, des Handels, der Induſtrie, des 
Mittelſtandes, Handwerks und der Preſſe, für Oſtpreußen und für Bayern, alſo beſon⸗ 
ders diejenigen großen Teile des Erwerbs. und Wirtſchaftslebens vertreten, die den 
weitaus größten Kundenkreis der Deutſchen Reichspoſt ausmachen. Die Bedeutung des 
Beirats liegt darin, daß die Deutſche Reichspoſt Wünſche und Ratfchläge über die Ver⸗ 
kehrsbedürfniſſe von Volk und Wirtſchaft entgegennehmen und auf dem gleichen Wege 
5 „ grundſätzlicher und wichtiger Maßnahmen die Anſicht der Poftbenutzer 

en kann. 


Verwaltung 

Von den beiden Verwaltungsformen — Zentraliſation und Dezentraliſation — iſt bei 
der Deutſchen Reichspoſt unter voller Wahrung einer autoritären Leitung eine ſtarke 
Dezentraliſation durchgeführt. Eine Zentraliſation in dem Sinne, daß die Ortsbehörden 
unmittelbar von der Zentralbehörde abhängen und von ihr ihre Weiſungen erhalten, wäre 
für eine fo umfangreiche Verwaltung auch viel zu ſchwerfällig. Bei der Deutſchen Reichs- 
poſt ſind daher zwiſchen Zentrale und örtlichen Stellen Mittelbehörden (Bezirksbehörden) 
eingefügt. 

Die Zahl der Bezirksbehörden war bis zum 1. April 1934 größer als die Zahl der 
Mittelbehörden anderer Reſſorts. Das erklärt ſich zwangsläufig aus der Verſchieden⸗ 
artigkeit der Aufgabenkreiſe der einzelnen Verwaltungen. So iſt der Betrieb der Reichs- 
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I. Allgemeines 


Der Nachrichtendienſt iſt Mittler und Diener auf allen Gebieten des Lebens des ein- 
zelnen Menſchen und der Volksgemeinſchaft. Die neuzeitlichen Mittel des Nachrichten. 
dienſtes überwinden Raum und Zeit. Ihr Einſatz iſt daher von nicht zu unterſchätzender 
Bedeutung für die politiſche, wirtſchaftliche und kulturelle Entwicklung des Volkes. 

Der Nachrichtendienſt hält die verſchiedenartigen Wirtſchaftsgebiete, hält Stadt und 
Land unbeſchadet ihrer vielſeitigen Eigengeſetzlichkeit in Verbindung miteinander. Mit 
feinem Ausbau ſteht die Entwicklung und Ausdehnung des Handels in engſter Wechſel⸗ 
wirkung; ſein Wirken ermöglicht den Güteraustauſch mit fremden Volkswirtſchaften im 
Welthandel. Auch für die Pflege der Kulturgemeinſchaſt und der Verbundenheit in 
Familie und Volk iſt die Abermittlung des geſchriebenen oder gedruckten und des ge ⸗ 
ſprochenen Wortes heutzutage wohl unentbehrlich. Das neuzeitliche Zeitungs. und Zeit⸗ 
ſchriftenweſen wäre ohne den Schnellnachrichtendienſt — Telegraph, Fernſprecher, Funk⸗ 
dienſt und in zunehmendem Maße das Fernſehen — eine Unmöglichkeit. Der Schnell- 
nachrichtendienſt ſteht auch im Dienſt der Abwehr von Gefahren für Menſchen und Güter. 
Nicht zuletzt iſt ein gut organiſierter, auf der höchſten Stufe der Leiſtungsfähigkeit 
ſtehender Nachrichtendienſt eine Lebensnotwendigkeit für den Staat. Mit ſeiner Hilfe 
laſſen ſich alle Teile des Volkskörpers zu einem machtvollen Staatsweſen zufammen- 
faſſen und zuſammenhalten. Hieraus erklärt es ſich auch, daß der Nachrichtendienſt in 
faſt allen Ländern öffentlich rechtlich organiſiert und in ſtaatlicher Verwaltung iſt. Ein 
in kämpferiſchem Geiſt lebendes Volk, wie das deutſche Volk nach der Machtübernahme 
durch Adolf Hitler, wird naturgemäß einen beſonders ſtarken Gebrauch von den Nach- 
richtenmitteln machen. Es muß alſo auch umgekehrt innerhalb des Organismus eines 
ſolchen Volkes der Träger des Nachrichtendienſtes mit allen ſeinen Kräften, d. h. mit 
ſeinem geſamten Perſonalkörper, unwandelbar der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
angehören. 


II. Der Träger des Nachrichtendienftes 


A. Stellung der Deuiſchen Reichspoft im Organismus des Reichs 


Staatsrechtliche Stellung 

Die Lebensform, welche die deutſche Volksgemeinſchaft umſchließt, iſt der deutſche 
Staat, das Deutſche Reich! Träger des deutſchen Nachrichtendienſtes iſt die Deutſche 
Reichspoſt. 

Das von ihr zu betreuende Poſtweſen und Fernmeldeweſen (das Telegraphen⸗, Fern- 
ſprech⸗ und Funkweſen ſowie der Fernſehdienſt) iſt ausſchließlich Sache des Reichs. 
Die ſtaatsrechtliche Stellung der Deutſchen Reichspoſt iſt durch Kap. II des Geſetzes 
zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 27. Februar 1934 (RGBl. I 
S. 130) beſtimmt. Man kann daher dieſes Geſetz als das Verfaſſungsgeſetz der Deutſchen 
Reichspoſt bezeichnen. Die Deutſche Reichspoſt bleibt weiterhin ein Teil der unmittel- 
baren Reichsverwaltung, eine Hoheitsverwaltung, mit einem Reichspoſtminiſter an der 
Spitze. Anbeſchadet dieſer ihrer Eigenſchaft iſt der Deutſchen Reichspoſt eine Sonder⸗ 
ſtellung innerhalb der Reichsverwaltung inſofern eingeräumt worden, als fie eine eigene 
von dem allgemeinen Reichshaushalt losgelöſte Vermögensverwaltung darſtellt. 


Rechtsform und haushaltsrechtliche Stellung 

Bis Ende 1923 hatte die Deutſche Reichspoſt ſtaats- und haushaltsrechtlich die gleiche 
Stellung wie die anderen Reichsverwaltungen. Als ſie ſich aber durch die Angunſt der 
Nachkriegsverhältniſſe aus einem Aberſchuß⸗ zu einem Zuſchußbetrieb entwickelt hatte, 
wurde ſie Mitte November 1923 aus überwiegend ſtaatswirtſchaftlichen Gründen aus 


dem Gefüge der allgemeinen Finanzverwaltung herausgenommen. Sie hatte fortan 
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ihren Haushalt aus eigenen Kräften auszugleichen. Das Reichspoſtfinanzgeſetz vom 
18. Marz 1924 (in Kraft getreten am 1. April 1924), das der Neuordnung die rechtliche 
Grundlage gab, beſtimmte, daß die Deutſche Reichspoſt als ſelbſtändiges Unternehmen 
vom Reichspoſtminiſter unter Mitwirkung eines Verwaltungsrats zu verwalten und als 
Sondervermögen des Reichs von den Rechten und Verbindlichkeiten des übrigen Reichs 
vermögens getrennt zu halten ſei. Da eine Mitbeſtimmung des Verwaltungsrats, der 
zuletzt aus 41 Mitgliedern und der gleichen Zahl von Stellvertretern beſtand, im neuen 
Reich nicht beibehalten werden konnte, iſt durch das Geſetz zur Vereinfachung und Ver⸗ 
billigung der Verwaltung vom 27. Februar 1934 das Reichspoſtfinanzgeſetz mit Wirkung 
vom 1. April 1934 aufgehoben worden. Beſtehen geblieben iſt nur die beſondere ſtaats⸗ 
wirtſchaftliche Stellung im Neichsvermögen. Das in der Deutſchen Reichspoſt feſtgelegte 
Sondervermögen des Reichs wird jetzt vom Reichspoſtminiſter allein verwaltet; Kon⸗ 
trollmaßnahmen ſtehen nur noch dem Reichsminiſter der Finanzen und der Reichsregie- 
rung zu. 

Die Deutſche Reichspoſt hat als Hoheitsverwaltung dem geſamten Volke zu dienen, zur 
Wirtſchaft und zum Verkehrsgewerbe ſelbſt gehört fie nicht. Die Deutſche Reichspoſt iſt 
weder Kaufmann im Sinne des Handelsgeſetzbuches noch ein Gewerbebetrieb im Sinne 
der Gewerbeordnung. Die Verordnung über den organiſatoriſchen Aufbau des Ver⸗ 
kehrs vom 25. September 1935 (RGBl. I S. 1169), die zur Durchführung des Geſetzes 
zur Vorbereitung des organiſatoriſchen Aufbaues der deutſchen Wirtſchaft vom 
27. Februar 1934 erlaſſen iſt, erklärt, daß die öffentlich verwalteten Verkehrsbetriebe, 
alſo Reichspoſt, Reichsbahn, Reichsautobahnen, die Verkehrsluftfahrt und das 
Straßenweſen, nicht zum Verkehrsgewerbe gehören. 


Ceitung 

An der Spitze der Deutſchen Reichspoſt ſteht der Reichspoſtminiſter; er übt alle Rechte 
im Poft- und Fernmeldeweſen aus. Nach dem vorerwähnten Geſetz zur Vereinfachung 
und Verbilligung der Verwaltung vom 27. Februar 1934 erläßt er die Verordnungen 
über die Bedingungen und die Gebühren für die Benutzung der Einrichtungen der Deut⸗ 
ſchen Reichspoſt und — im Einvernehmen mit dem Reihsminifter der Finanzen — die 
für die Haushaltsgebarung und Vermögens verwaltung erforderlichen allgemeinen 
Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. Dem Reichspoſtminiſter ſteht zur beratenden Mit- 
wirkung ein Beirat zur Seite; die (mindeſtens 6, höchſtens 12) Mitglieder werden von 
der Reichsregierung auf die Dauer von je drei Jahren ernannt. Die Mitglieder find 
ehrenamtlich tätig; ſie haben nur beratende Befugniſſe. In dem Beirat ſind zur Zeit 
je ein Vertreter der NSDAP., des Nährſtandes, des Handels, der Induſtrie, des 
Mittelftandes, Handwerks und der Preſſe, für Oſtpreußen und für Bayern, alfo befon- 
ders diejenigen großen Teile des Erwerbs. und Wirtſchaftslebens vertreten, die den 
weitaus größten Kundenkreis der Deutſchen Reichspoſt ausmachen. Die Bedeutung des 
Beirats liegt darin, daß die Deutſche Reichspoſt Wünſche und Ratſchläge über die Ver⸗ 
kehrsbedürfniſſe von Volk und Wirtſchaft entgegennehmen und auf dem gleichen Wege 
8 Einführung grundſätzlicher und wichtiger Maßnahmen die Anſicht der Poſtbenutzer 

ören kann. 


Verwaltung 

Von den beiden Verwaltungsformen — Zentraliſation und Dezentraliſation — iſt bei 
der Deutſchen Reichspoſt unter voller Wahrung einer autoritären Leitung eine ſtarke 
Dezentraliſation durchgeführt. Eine Zentraliſation in dem Sinne, daß die Ortsbehörden 
unmittelbar von der Zentralbehörde abhängen und von ihr ihre Weiſungen erhalten, wäre 
für eine fo umfangreiche Verwaltung auch viel zu ſchwerfällig. Bei der Deutſchen Reichs- 
poſt ſind daher zwiſchen Zentrale und örtlichen Stellen Mittelbehörden (Bezirksbehörden) 
eingefügt. 

Die Zahl der Bezirksbehörden war bis zum 1. April 1934 größer als die Zahl der 
Mittelbehörden anderer Reſſorts. Das erklärt ſich zwangsläufig aus der Verſchieden⸗ 
artigkeit der Aufgabenkreiſe der einzelnen Verwaltungen. So iſt der Betrieb der Reichs⸗ 
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bahndirektionen im allgemeinen nur an die Eiſenbahnſtrecken gebunden, während die 
Deutſche Reichspoſt auch das ganze flache Land abſeits der großen Verkehrslinien zu 
verſorgen und bis in die entfernteſten Einzelwohnſtätten regelmäßige und ſchnelle Zer- 
bindungen zu unterhalten hat. Immerhin erſchien unter den neuen ſtaatlichen Verhält⸗ 
niſſen eine Einſchränkung der Bezirksbehörden möglich. So ſind am 1. April 1934 — 
ebenfalls auf Grund des Geſetzes zur Verbilligung und Vereinfachung der Verwaltung 
— die Oberpoſtdirektionen Darmſtadt, Halle, Konſtanz, Liegnitz und Minden aufgehoben 
und ihre Bezirke denen benachbarter Reichspoſtdirektionen angegliedert worden. Es 
handelt ſich hierbei um eine innere Verwaltungsmaßnahme der Deutſchen Reichspoſt, die 
keinerlei Schädigung der Verkehrsintereſſen der Bevölkerung und der Wirtſchaft in den 
genannten Bezirken und keinerlei Anderung der Beziehungen mit den Poſtbenutzern zur 
Folge hat. Alle örtlichen Dienſtſtellen arbeiten in gleicher Zahl unverändert weiter. Ge- 
werbe, Handel und Induſtrie in dieſen Gebieten werden wie bisher an Lieferungen für 
die Deutſche Reichspoſt beteiligt. Mit der Rückgliederung des Saarlandes am 1. März 
1935 find die Reichspoſtdirektion Saarbrücken und mit der Eingliederung Oſterreichs in 
das Deutſche Reich im März 1938 die 5 Reichspoſtdirektionen Graz, Innsbruck, Klagen⸗ 
furt, Linz und Wien neu hinzugetreten. Die frühere Generaldirektion der Poſt. und 
Telegraphenverwaltung in Wien beſteht zur Zeit als Abwicklungsſtelle des Reichspoſt⸗ 
miniſteriums weiter und iſt mit der Aberleitung der Geſchäfte beauftragt. 

Eine beſondere Maßnahme ſtellt die im Sommer 1933 angeordnete Schaffung von Fach⸗ 
büros bei den Reichspoſtdirektionen dar, deren Vorſteherſtellen mit alten bewährten 
Kämpfern der NSDAP. beſetzt worden find. Den Vorſtehern der wichtigſten Büros, 
vor allem der Perſonalbüros, iſt neben ihrer Tätigkeit auf ihrem Fachgebiet die Aufgabe 
geſtellt, den Präſidenten der Reichspoſtdirektionen bei der Auslegung und Durchführung 
der vom Reichspoſtminiſter angeordneten grundſätzlichen Maßnahmen als politiſche Be⸗ 
rater zur Seite zu ſtehen. Sie haben vor allem beim Perſonaleinſatz innerhalb des Reichs. 
poſtd irektionsbezirks nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen mitzuwirken und hierbei fo- 
wie in jeder anderen Hinſicht die Durchdringung der Geſamtverwaltung mit dem Natio- 
nalſozialismus zu fördern. 


Gliederung Ä Ä 

Die Deutſche Reichspoſt gliedert ſich in: Reichspoſtminiſterium (Zentralverwaltung), 
46 Reichspoſtdirektionen (Bezirksbehörden) und rund 70 000 Amter und Amtsſtellen 
(Ortsbehörden), das find Poſt., Telegraphen⸗, Fernſprechämter und Funkſtellen. Dazu 
kommen 160 ſonſtige Amtsſtellen (3. B. Kraftwagenwerkſtätten, Telegraphenbauämter) 
und rund 320 000 Hilfseinrichtungen für den Verkehr, darunter über 88 000 öffentliche 
Fernſprechſtellen. Dem Reichspoftminifterium unmittelbar unterſtehen noch das Reichs- 
poſtzentralamt in Berlin, die ab 1. Januar 1937 errichtete „Forſchungsanſtalt der Deut- 
ſchen Reichspoſt“ (Aufgaben: Fernſehentwicklung und einheitliche Bearbeitung aller 
übrigen wiſſenſchaftlich⸗techniſchen Forſchungsarbeiten aus dem Arbeitsgebiet der Deut- 
ſchen Reichspoſt, insbeſondere der Fernmeldetechnik), die Verſorgungsanſtalt der Deut- 
ſchen Reichspoſt (Sitz Dresden), die Reichspoſtbaudirektion in Berlin und das Poftfpar- 
kaſſenamt in Wien. Dem Reichspoſtminiſter ſelbſt iſt auch die Reichsdruckerei unterſtellt. 
Für die einheitliche Behandlung beſtimmter Betriebsangelegenheiten ſind mehrere 
Reichspoſtdirektionen zu Gruppen zuſammengefaßt; eine von ihnen iſt als „geſchäfts⸗ 
führend“ innerhalb der Gruppe beſtimmt. Für die obere Leitung und Aberwachung ſind 
ſchließlich im Bahnpoſt⸗ und Kraftfahrweſen Gruppenleitungen geſchaffen und für 
den Fernmeldedienſt Fernleitungsſachbearbeiter beſtellt worden. 


Zuſtändigkeitsordnung 

Zur Verteilung der Aufgaben und zur Abgrenzung der Befugniſſe und damit zugleich zur 
Erzielung eines gut abgeſtimmten Zuſammenwirkens in der Verwaltung beſteht eine Zu- 
ſtändigkeitsordnung. Ihr Grundgedanke iſt, das Reichspoſtminiſterium von allen nicht- 
miniſteriellen oder nicht grundſätzlichen Angelegenheiten freizuhalten, den Mittelbehörden 
größtmögliche Selbſtändigkeit und Bewegungsfreiheit innerhalb ihres Aufgabenkreiſes 
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einzuräumen und den Umtern die endgültige Erledigung der örtlichen Dienſt. und Ver⸗ 
waltungsobliegenheiten in möglichſt weitem Amfang zu übertragen. Bei jedem Amt iſt 
die Betriebsgemeinſchaft aufgebaut auf eine Aber und Unterordnung. Dabei iſt es bei 
der Deutſchen Reichspoſt ſeit der Machtübernahme als eine vordringliche Aufgabe an- 
geſehen worden, dafür zu ſorgen, daß jeder in feinem Bereich verantwortungs freudig und 
nicht „bürokratiſch“ handelt, d. h. nicht bloß nach Akten und Vorgängen denkt und ent. 
ſcheidet. 


Finanzwirtschaft. Rechnungsführung 

Die jetzt gültigen Grundlagen für die Finanzwirtſchaft der Deutſchen Reichspoſt befinden 
ſich in dem Geſetz zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung und in der auf 
Grund dieſes Geſetzes vom Reichspoſtminiſter erlaſſenen Verordnung über die allge⸗ 
meinen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften für die Haushaltsgebarung und Vermögens- 
verwaltung der Deutſchen Reihspoft vom 6. April 1934 (REDE I S. 305 und Amts- 
blatt des Reichspoſtminiſteriums Nr. 31 1934 S. 155). Die Deutſche Reichspoſt ſtellt 
einen eigenen Voranſchlag auf. Im Reichshaushaltsplan erſcheinen nur die Ablieferung 
der Deutſchen Reichspoſt an das Reich und das Gehalt des Reichspoſtminiſters. Der 
Voranſchlag der Deutſchen Reichspoſt bedarf der Zuſtimmung durch den Reichsminiſter 
der Finanzen. Die Deutſche Reichspoſt hat alle ihre Ausgaben einſchließlich der Ver. 
zinſung und Tilgung der Schulden durch eigene Einnahmen zu decken. Der vorherigen 
Verſtändigung zwiſchen dem Reichspoſtminiſter und dem Reichsminiſter der Finanzen 
bedürfen: Die Aufnahme von Anleihen und Krediten, die nur zur Schaffung von An- 
lagewerten auſgenommen werden ſollen, die Beſtellung von Sicherheiten, die Abernahme 
von Bürgſchaften und Gewährleiſtungen und die allgemeinen Grundſätze für die Anlage 
und Verwendung des Poſtſcheckguthabens ſowie für die Anlage der Rücklage. Die 
Schulden der Deutſchen Reichspoſt werden wie bisher nach den für die Verwaltung der 
allgemeinen Reichsſchuld geltenden Grundſätzen durch die Reichsſchuldenverwaltung ver⸗ 
waltet. Zur Deckung von Fehlbeträgen iſt eine Rücklage von 100 Millionen RM zu 
bilden. Als „Fehlbetrag“ gilt der durch die Jahresrechnung feſtgeſtellte Anterſchied 
zwiſchen den Haushaltseinnahmen und ausgaben — alſo nicht etwa ein durch die Bilanz 
ermittelter Verluſt —. Der Rücklage fließen die Aberſchüſſe der Deutſchen Reichspoſt, 
ſoweit dieſe nicht der Ablieferung an das Reich unterworfen ſind, und die eigenen Zinſen 
ſo lange zu, bis der Höchſtbetrag erreicht iſt. Die Entlaſtung über die Jahresrechnung 
der Deutſchen Reichspoſt erteilt die Reichsregierung. Die Deutſche Reichspoſt hat von 
ihren jährlichen reinen Betriebseinnahmen bei weniger als 2,2 Milliarden RM 6 v. H., 
bei 2,2 bis einſchließlich 2,4 Milliarden RM 6% v. H., bei 2,4 Milliarden RM und 
mehr 674 v. H. an das Reich abzuliefern. 


Alljährlich wird ein Verwaltungsbericht herausgegeben, der auch die aufzuſtellende Ge- 
winn- und Verluſtrechnung ſowie einen Vermögensnachweis enthält, aus dem ſich die 
Finanzlage der Deutſchen Reichspoſt ergibt. Hierdurch entſteht für die Deutſche Reichs. 
poſt die Notwendigkeit einer beſonderen Rechnungsführung. Letztere ſtellt eine Ver⸗ 
einigung von kameraliſtiſcher und kaufmänniſcher Buchhaltung dar. Weſentlich iſt, daß 
die Haushaltseinnahmen und ausgaben nach Betrieb und Anlage getrennt zu ver- 
anſchlagen find. Dieſe Trennung nach Betrieb und Anlage ift auch für die Durchführung 
des Voranſchlags und für die Rechnungsführung maßgebend. Die Außenſtände und 
Verbindlichkeiten werden jährlich und die Vorräte möglichſt alljährlich durch eine In⸗ 
ventur feſtgeſtellt. 


B. Die Deutjche Reichspoft als Glied der Gemeinjchaft 


Aufgabenkreis 
Der Aufgabenkreis der Deutſchen Reichspoſt ergibt ſich aus geſetzlichen oder geſetzver⸗ 
tretenden Beſtimmungen (Verordnungen) und aus der geſchichtlichen Entwicklung. Die 
Deutſche Reichspoſt nimmt in erſter Linie den Nachrichtenübermittlungsdienſt wahr. Sie 
übermittelt und leitet Nachrichten zu in Form von Briefen und offenen Sendungen 
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(Druckſachen, Warenproben, Geſchäftspapiere), durch Draht-, Funk- und Fernſprechdienſte 
(in Wort, Schrift und Bild) ſowie neuerdings in gewiſſem Amſang — jedoch in weitem 
Vorſprung von anderen Ländern — durch einen Fernſehſprechdienſt und einen Fernſeh⸗ 
rundfunkdienſt. Weiter vermittelt die Deutſche Reichspoſt im Kleingüterverkehr Waren 
in Form von Paketen, ferner in Form des Poſtguts und des Päckchens. Am Geld. und 
Kreditverkehr wirkt fie durch den Poſtſcheck⸗, den Poftanweifungs-, den Poftauftrags- und 
den Poſtnachnahmedienſt mit. Sie übernimmt auch den Vertrieb von Zeitungen. Als 
beſondere Leiſtungen auf ftaatspolitiſchem Gebiet find ihr geſetzlich zugewieſen: der Ver⸗ 
trieb von Reichswertzeichen, von Beitragsmarken für die Invaliden und für die An- 
geſtelltenverſicherung, von Arlaubskarten und marken für Bauarbeiter ſowie die Leiſtung 
von Zahlungen im Rentenverfehr, die Auszahlung des Arlaubsgeldes an die Bau- 
arbeiter und der Poſtſparkaſſendienſt. Zum Aufgabenbereich der Deutſchen Reichspoſt 
gehört auch die Perſonenbeförderung auf der Straße. Dieſes Recht iſt von ihr immer 
wahrgenommen worden und ſie hat nach dem wirtſchaftlichen Zuſammenbruch im Jahre 
1918 als einzige ſtaatliche Verwaltung ein großes ſtaatliches Kraftfahrliniennetz ein- 
gerichtet. 


Rechtliche Grundlagen 

Mit dem verfaſſungsrechtlich feſtgelegten Alleinrecht des Reichs auf Einrichtung und 
Betrieb der Poſten iſt das Poſtregal der Deutſchen Reichspoſt begründet. Für den inner ⸗ 
deutſchen Nachrichtendienſt gelten das Geſetz über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs 
vom 28. Oktober 1871 (Poſtgeſetz) mit feinen Ergänzungen und das Geſetz über Fern ⸗ 
meldeanlagen vom 14. Januar 1928 (Fernmeldegeſetz). Das Poſtgeſetz regelt den Be 
nutzungszwang, d. h. das geſetzliche Gebot an die Allgemeinheit, ſich für die Beförderung 
der Sendungen oder Nachrichten in beſtimmt feſtgelegten Fällen nur der Deutſchen 
Reichspoſt zu bedienen. Es behandelt ferner die Beförderungspflicht der Poſt, das Poſt⸗ 
geheimnis, die Gewährleiſtung für Poſtſendungen und Poſtreiſende, die Strafen und 
das Strafverfahren bei Poſthinterziehungen. Das Fernmeldegeſetz erteilt dem Reich 
das ausſchließliche Recht, Fernmeldeanlagen, d. h. Telegraphen⸗ ſowie Fernſprech. und 
Funkanlagen zu errichten und zu betreiben. Es ſetzt die Bedingungen feſt, unter denen 
die Befugnis zur Errichtung und zum Betrieb von Fernmeldeanlagen verliehen werden 
kann, es enthält Beſtimmungen zum Schutz des Telegraphenhoheitsrechts und behandelt 
die genehmigungspflichtigen Fernmeldeanlagen. Aber die Bedingungen und die Gebühren 
für die Benutzung der Einrichtungen der Deutſchen Reichspoſt erläßt der Reichspoſt⸗ 
miniſter die erforderlichen Verordnungen (Poft-, Fernſprech, Telegraphenordnung). Die 
Rechtsgrundlage für den Poſtſcheckdienſt bilden das Poſtſcheckgeſetz vom 26. März 1914 
und die Poſtſcheckordnung. Durch den Erlaß des Führers und Reichskanzlers vom 
26. Auguſt 1938 iſt der Reichspoſtminiſter ermächtigt worden, den im Lande Oſterreich 
bereits beſtehenden Poſtſparkaſſendienſt auf das geſamte Reich auszudehnen. 

Für den Poft- und Fernmeldedienſt find noch folgende Geſetze von Bedeutung: Das 
Eiſenbahnpoſtgeſetz vom 20. Dezember 1875, das die Beziehungen zwiſchen Eiſenbahn 
und Poſt regelt, das Reichsbahngeſetz vom 30. Auguſt 1924, durch das die gegenſeitigen 
Leiſtungen nach den im geſchäftlichen Verkehr üblichen Sätzen abzugelten ſind, und das 
Telegraphenwegegeſetz vom 18. Dezember 1899, das die Rechte und Verpflichtungen 
der Deutſchen Reichspoſt bei Benutzung von Verkehrswegen für Telegraphenlinien regelt. 
Die Verpflichtung der öffentlichen Luftfahrtunternehmen, auf Verlangen der Deutſchen 
Reichspoſt mit jeder flugplanmäßigen Luftfahrt Poſtſendungen gegen angemeſſene Ver. 
gütung befördern zu müſſen, ergibt ſich aus dem Luftverkehrsgeſetz vom 1. Auguſt 1922. 
Die verkehrsrechtlichen Grundlagen des Kraftpoſtdienſtes ſind im Abſchnitt „Poſtdienſt“ 
näher dargelegt. Daß auch der Kraftpoſtdienſt der Deutſchen Reichspoſt kein Gewerbe— 
betrieb iſt, ſtellt neuerdings die Begründung zum „Geſetz zur Anderung des Beförde⸗ 
rungſteuergeſetzes“ vom 2. Juli 1936 klar: „Gewerbsmäßig iſt eine Beförderung, wenn 
fie fortgeſetzt und in der Abſicht der Gewinnerzielung betrieben wird. Die Perfonen- 
beförderung durch die Deutſche Reichspoſt iſt ein Teil des Poſtbetriebes, der kein Ge. 


werbe darſtellt.“ 
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Die geſetzlichen Grundlagen für die Verkehrsbeziehungen zum Ausland bilden internatio- 
nale Verträge. An dem Zuſtandekommen und der Geſtaltung dieſer Verträge hat die 
Deutſche Reichspoſt von jeher entſcheidend mitgearbeitet. Auf dem Gebiet des Poft- 
weſens iſt Quelle des zwiſchenſtaatlichen Rechts der letztmalig 1934 in Kairo erneuerte 
Weltpoſtvertrag nebſt Nebenabkommen für einzelne Verkehrszweige. Das zwiſchenſtaat⸗ 
liche Fernmelderecht wird durch den Weltnachrichtenvertrag von Madrid vom Jahre 1932 
geregelt. Die Verteilung der Rundfunkwellen auf die einzelnen Länder und die Leiſtungs⸗ 
begrenzung der Rundfunkſender in den einzelnen Ländern iſt 0 den Europäiſchen 
Rundfunkvertrag von Luzern vom Jahre 1933 vereinbart. 


Gemeinwirtjchaftliche Aufgaben 


Die Deutſche Reichspoſt iſt nicht nur durch ihren Nachrichtenübermittlungsdienſt, ſondern 
auch durch die Bedürfniſſe ihres Betriebes mit dem Gemeinſchaftsleben eng verknüpft: 
Sie hat einen bedeutenden Dienſtbedarf verſchiedenſter Art; zu deſſen Deckung gibt ſie 
vielgeſtaltige Aufträge an Induſtrie, Handwerk und Handel, ſchafft alſo in großem 
Umfang Arbeitsmöglichkeiten. Weiter hat die Deutſche Reichspoſt beachtlichen Anteil an 
der Geſtaltung des Arbeitseinſatzes durch die große Zahl von Arbeitskräften, die fie be- 
nötigt. 

Als Anternehmen, das von dem ganzen Volk getragen wird und ohne Anterſchied dem 
ganzen Volk zur Verfügung ſteht, verteilt die Deutſche Reichspoſt ihre Aufträge, ſoweit 
ſie nicht ſtandortmäßig gebunden ſind, nach allgemein volkswirtſchaftlichen und ſozialen 
Geſichtspunkten. So kennt die Deutſche Reichspoſt bei der Vergebung der Aufträge keine 
regionalen Grenzen, ſondern nur ein das ganze Reich umfaſſendes einheitliches Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet. Beſondere Aufmerkſamkeit wendet ſie dem Wiedererſtarken der mittleren 
und kleineren Betriebe, des Handwerks und der wirtſchaftlich gefährdeten Gebiete, ins⸗ 
beſondere den Grenzgebieten, zu. Die Aufträge werden nach Möglichkeit auch auf die 
Monate verteilt, in denen der Arbeitseinſatz durch jahreszeitliche Einflüſſe beeinträchtigt 
wird. Der Kampf der Reichsregierung gegen die Arbeitsloſigkeit iſt von der Deutſchen 
Reichspoſt weiter dadurch unterſtützt worden, daß fie neben den Beträgen aus dem Haus. 
halt noch zuſätzliche Mittel für Beſchaffungen im Wege des Wechſelkredits, den auch die 
Reichsregierung bei der Finanzierung ihres großen Arbeitsbeſchaffungsprogramms ein⸗ 
geſchlagen hat, aufgebracht hat. Die Wechſelſchulden werden von der Deutſchen Reichs⸗ 
poſt innerhalb von fünf Jahren in regelmäßigen Friſten eingelöſt. Die Verordnung des 
Führers und Reichskanzlers zur Durchführung des Vierjahresplans vom 18. Oktober 
1936 wird auch die Deutſche Reichspoſt vor neue Aufgaben ſtellen. Zur Bewältigung 
dieſer Aufgaben wird ſie alle ihre Mittel und den ganzen Perſonalkörper reſtlos einſetzen. 


Die Bedeutung der Deutſchen Reichspoſt für den Arbeitseinſatz ergibt ſich aus dem Aus⸗ 
maß ihres Perſonalſtandes. Sie beſchäftigt rund 440 000 Kräfte, von denen etwa 285 000 
Beamte im Haupt- und Nebenamt und 155 000 Angeſtellte und Arbeiter ſind. Seit der 
Machtübernahme durch den Führer und Reichskanzler ſind etwa 30 000 Kräfte neu in 
das Dienſtverhältnis bei der Deutſchen Reichspoſt übergeführt worden. Alte Kämpfer 
und Männer, die ſich um die nationale Erhebung beſonders verdient gemacht haben, 
ſind bei den Neueinſtellungen in erſter Linie berückſichtigt worden. 


Pflege der Derbundenheit 


Den vielgeftaltigen Aufgaben und Beziehungen des öffentlichen Nachrichtendienſtes ent- 
ſprechend betrachtet es die Deutſche Reichspoſt auch als eine wichtige Aufgabe, mit ihren 
Einrichtungen und Arbeiten in enger Verbundenheit mit dem allgemeinen Leben der Ge⸗ 
meinſchaft zu ſtehen. So werden gelegentlich der großen nationalen Kundgebungen der 
Reichsregierung und der NSDAP. an beſonderen Gedenktagen, wie dem Feiertag der 
Nationalen Arbeit, dem Reichsparteitag in Nürnberg, dem deutſchen Erntedanktag auf 
dem Bückeberg uſw., alle reichen organiſatoriſchen und techniſchen Mittel der Deutſchen 
Reichspoſt für ein gutes Gelingen dieſer Veranſtaltungen eingeſetzt. In dem Beſtreben, 
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tatkräftig an allen Aufbauarbeiten für das neue Reich mitzuſchaffen, nehmen ferner Ver⸗ 
treter der Deutſchen Reichspoſt an politiſchen, wirtſchaftlichen und wiſſenſchaftlichen 
Tagungen und Veranſtaltungen teil. Anderſeits wird durch Veranſtaltung von Beſichti⸗ 
gungen von Einrichtungen der Deutſchen Reichspoſt der Offentlichkeit ein Einblick in die 
Aufgaben, Arbeiten und Leiſtungen der Deutſchen Reichspoſt gegeben. Am die kultur 
und heimatgeſchichtliche Bedeutung der Deutſchen Reichspoſt und ihrer Leiſtungen für 
Volk, Wirtſchaft und Verkehr dauernd in Erinnerung zu halten, werden bei den Amtern 
und Amtsſtellen Aufzeichnungen über den Zuſammenhang zwiſchen den Einrichtungen und 
Arbeiten der Deutſchen Reichspoſt und dem allgemeinen Leben des Ortes geführt. Weiter 
ſtrebt die Deutſche Reichspoſt danach, durch Sonderbriefmarken die Erinnerung an die 
Taten großer Deutſcher zu wecken und zu feſtigen, für deutſche Art und deutſches Können 
zu werben und nationale Ereigniſſe auch auf dieſe Weiſe dem ganzen Volke näherzu⸗ 
bringen. Durch Stempelinſchriften wird für nationale Sozialeinrichtungen und für be⸗ 
ſondere Veranſtaltungen geworben. 


III. Derkehrspolitik im Nachrichtenwefen 


A. Aufgaben und Ziele der Verkehrspolitik im Nachrichtenwefen 


Es iſt im Grunde falſch und kann keine Ergebniſſe zeitigen, in den Dienſtzweigen der 
Deutſchen Reichspoſt nach Merkmalen zu ſuchen, die auf eine beſondere Verkehrspolitik 
im Hinblick auf andere Verkehrsunternehmungen ſchließen laſſen könnten. Beſtimmt gilt 
dies vom innerdeutſchen Verkehr. Die Deutſche Reichspoſt weiſt im Gegenſatz zu den 
Verkehrszweigen, deren Aufgaben ſich im weſentlichen auf die Beförderung von Per- 
ſonen und Gütern beſchränken, noch erhebliche Beſonderheiten auf. Die Poſt iſt kein 
Transportunternehmen, denn die gegenſtändliche Beförderung iſt bei ihr nicht die Haupt- 
ſache. Schon ihr Paketdienſt beruht durch den Schutz des Poſtgeheimniſſes auf einer 
weſentlich anderen Grundlage als z. B. der Expreßgutverkehr der Reichsbahn. Bei der 
Briefbeförderung, dem ſtärkſten Dienſtzweig der Deutſchen Reichspoſt, iſt es nicht das 
Stück Papier, die Materie, die der Poſt zur Beförderung anvertraut wird, ſondern das 
in dieſer Materie enthaltene Gedankengut. Die Poſt ſoll nicht nur dieſen verkörperten 
Gedanken an einen anderen Ort gelangen laſſen, ſondern ſie ſoll ihn auch als fremdes 
Geiſtesgut unter dem Schutz des Poſtgeheimniſſes halten und entſprechend behandeln. 
Die Abermittlungstätigkeit der Deutſchen Reichspoft wird daher von einem beſonderen 
Vertrauen des Volkes getragen. Ganz klar kommt dieſe Sonderaufgabe der Deutſchen 
Reichspoſt beim Fernmeldedienſt und beim Funkdienſt zum Ausdruck. Hier wird über- 
haupt nichts befördert, ſondern die Deutſche Reichspoſt ſtellt dabei nur ihre Einrich- 
tungen zur Nachrichtenübermittlung und zur Übermittlung von Geiſtesgut zur Ver— 
fügung. Es iſt daher falſch, die Tätigkeit der Deutſchen Reichspoſt mit der der übrigen 
Verkehrsmittel auf eine Stufe zu ſtellen. Das weſentliche an der Tätigkeit der Poſt iſt die 
unverſehrte Abermittlung des ihr anvertrauten geiſtigen Gutes. Die dabei von der Deut- 
ſchen Reichspoſt übernommene Verpflichtung iſt die gleiche, gleichgültig, ob die Nachricht 
durch Brief, Telegraph, Fernſprecher, Funk oder Fernſehen übermittelt wird. Dieſe ver- 
ſchiedenen Abermittlungsarten ſind nur verſchiedene Formen ein und derſelben Tätigkeit. 
Es iſt daher berechtigt, gegenüber früheren liberaliſtiſchen Forderungen, die auf eine 
Zerſchlagung dieſer Einheit hinausgingen oder in völliger Verkennung der Sachlage die 
Deutſche Reichspoſt mit den übrigen Verkehrsmitteln in ein Schema bringen wollten, 
unſere Forderung aufzuſtellen, die hinausläuft auf eine Einheit des Nachrichtenweſens. 
Dieſe Forderung wird noch dadurch geſtützt, daß das von der Deutſchen Reichspoſt zu 
betreuende Nachrichtenweſen in erheblichem Amfang im Dienſte der heutigen politiſchen 
Staatsführung ſteht. Hinzu kommt, daß die Objekte, auf die ſich der Beförderungsdienſt 
der Deutſchen Reichspoſt erſtreckt, in Regalen und Geſetzen fo klar und eindeutig ab- 
gegrenzt ſind, daß eine Konkurrenz anderer Anternehmungen gar nicht in Betracht kommt. 
Anderſeits iſt für einzelne Dienſtzweige, wie Telegraphie, Fernſprecherei uſw., mit der 
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Monopoliſierung des betreffenden Dienſtzweiges ſogar das techniſche Mittel für die 
Deutſche Reichspoſt monopoliſiert. Die Deutſche Reichspoſt iſt alſo in der glücklichen 
Lage, eine Reihe wirklicher, eindeutiger und unanfechtbarer Monopole zu beſitzen. Für 
die übrigen Dienſtzweige aber, wie die Brief., Paket. und den Reit der Perſonenbeförde ; 
rung, für welche keine monopoliſierte Beförderungstechnik zur Verfügung ſteht, gilt es 
als Grundſatz, daß die beſte Beförderungsgelegenheit zu wählen iſt, in welchen Händen 
ſie ſich auch befinden möge. Eine derartige Einſtellung ergibt ſich ohne weiteres ſchon 
als Verpflichtung aus der Monopolſtellung; denn Monopolrechte verpflichten ganz be- 
ſonders! 


Nimmt man ferner hinzu, daß im Geiſte und Zeitalter des Nationalſozialismus der 
Staat nur als Einheit aufgefaßt werden kann und hiernach alle nationalſozialiſtiſchen 
Staatsverwaltungen ſtrikt zu verfahren haben, daß alſo Reſſortſtreitigkeiten und Macht- 
kämpfe, wie fie im Marriftenzeitalter als Folge der verſchiedenen Parteizugehörigkeit 
der Miniſterien an der Tagesordnung waren, einfach ausſcheiden, ſo ergibt ſich ebenfalls 
hieraus, daß auch für diejenigen Dienſtzweige, die über kein eigenes monopoliſier⸗ 
tes Beförderungsmittel verfügen, jeder Konkurrenzkampf mit anderen Staatsverwal⸗ 
tungen ebenſo wie mit dem freien Anternehmertum aufgehört hat. Muß die Deutſche 
Reichspoſt für dieſe Dienſtzweige eigene Beförderungslinien anlegen, ſo folgt ſie dann 
nur dem dringenden Ruf der Allgemeinheit, weil eben andere Beförderungsmöglichkeiten 
überhaupt nicht oder nur ganz unzulänglich vorhanden waren. 


Aus der Monopolverpflichtung und den Forderungen des nationalſozialiſtiſchen Ideen⸗ 
kreiſes ergeben ſich dabei folgende Einzelgeſichtspunkte: keine Abgrenzung des Benutzer⸗ 
kreiſes, keine Bevorzugung einzelner Benutzer, keine räumliche Gebundenheit. Das Ziel 
iſt: Helferin, Förderin und Dienerin der Volksgeſamtheit zu fein. Es find deshalb 
verkehrsſchwache Gebiete, in denen die Ausgaben in den aufkommenden Einnahmen keine 
Deckung finden, mit der gleichen Sorgfalt und Pünktlichkeit zu bedienen wie verkehrs⸗ 
ſtarke Räume, die hohe Einnahmen abwerfen. Es müſſen auch Dienſtzweige, die an fi 
unwirtſchaftlich, aber für die Volksgemeinſchaft von Bedeutung find — z. B. der Tele⸗ 
graphendienſt, der Zeitungsvertrieb —, aufrechterhalten und beſtens weiterentwickelt 
werden. 


Iſt ſomit im innerdeutſchen Verkehr, was die Dienſtzweige der Deutſchen Reichspoſt 
anbelangt, der Ausdruck „Verkehrspolitik“ nur mehr eine Sache des Sprachgebrauchs, 
ohne daß ihm eine eigentliche Bedeutung zukommt, ſo iſt hingegen für den außerdeutſchen 
bzw. zwiſchenſtaatlichen Verkehr, ſoweit dieſer von der Beſörderungsorganiſation und 
den Beförderungsmitteln der Deutſchen Reichspoſt irgend erſaßt werden kann, die Lage 
eine durchaus andere. Es entſpricht ja ſchon der ſtolzen alten Tradition der Deutſchen 
Reichspoſt, noch mehr aber ihrer Verpflichtung als Glied des neuen Deutſchen Reichs 
und dem großen Führer dieſes Reichs gegenüber, daß ſie ihren glänzenden, mit größter 
Präzifion arbeitenden und dauernd von den nie ruhenden Ideen deutſcher Verkehrs- 
techniker, Erfinder und Konſtrukteure verbeſſerten Dienſtapparat einſetzt im Wettbewerb 
mit den Verkehrsverwaltungen fremder Staaten und Geſellſchaften zur Erfaſſung des 
Weltverkehrs. Die geographiſche Lage unſeres Landes im Herzen Europas, durch das 
hindurch die kürzeſten geographiſchen Linien von Norden nach Süden und von Oſten 
nach Weſten gehen, gibt allein ſchon hinreichenden Anreiz hierzu. Kühne verkehrstech⸗ 
niſche Wagniſſe, wie die Anlage des großen deutſchen Fernkabelnetzes ſchon in den Jahren 
von 1919 ab, lange bevor irgendeine andere europäiſche Verwaltung nur an die Her⸗ 
ſtellung einzelner derartiger Linien dachte, kamen hinzu. In gleicher Richtung wirkten 
die vorbildlichen Leiſtungen der Deutſchen Reichsbahn zur Schaffung ſchneller, mit 
größter Regelmäßigkeit betriebener Eiſenbahnverbindungen. Als einer der ſtolzeſten 
Triumphe deutſcher Verkehrspolitik neueren Datums im Nachrichtenweſen ſei die Er- 
möglichung des wöchentlich einmal regelmäßigen deutſchen Luftpoſtdienſtes nach Süd⸗ 
amerika erwähnt, der von den Flugzeugen der Deutſchen Lufthanſa wahrgenommen wird. 
Im Luftverkehr nach Nordamerika wurden im Sommer 1936 von dem Luftſchiff „Hinden- 
burg“ 10 Hin- und Rückfahrten als Verſuchsdienſt ausgeführt, die durchweg gut ge⸗ 
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lungen ſind. Es wurde hierdurch im Verkehr nach Südamerika eine Beförderungszeit 
von 3 bis 3% Tagen und nach Nordamerika eine ſolche von 3 Tagen erreicht, zur Zeit 
find dieſe Fahrten eingeſtellt. Ebenſo iſt es ſicher, daß die Deutſche Reichspoſt alle ſich 
aus der unter ihrer Führung weit vorgeſchrittenen Fernſehtechnik ergebenden Möglich⸗ 
keiten für die von ihr im Weltverkehr zu betreibende Verkehrspolitik ausnutzen wird. 
Inhalt und Ziel der deutſchen Verkehrspolitik im zwiſchenſtaatlichen bzw. außerdeutſchen 
Nachrichtenverkehr ſind alſo, den deutſchen Verkehrsmitteln und ihrer Organiſation den 
Rang als beſte, ſchnellſte und ſicherſte in der Konkurrenz der Staaten untereinander zu 
erobern, dadurch den Weltnachrichtenverkehr in ſeinem Lauf nach Kräften auf die deutſche 
Linie zu lenken und die dabei fälligen Tranſitgebühren für Deutſchland zu ſichern ſowie 
zugleich damit für die deutſche Verkehrsmittelinduſtrie und ihre Erzeugniſſe im Ausland 
die beſte Werbung zu leiſten. 


B. Durchführung der Verkehrspolitik im Nachrichtendienſt 
Tarifpolitik 


Seit der Führer- und Kanzlerſchaft Adolf Hitlers iſt das Tarifweſen im Nachrichten 
dienſt keine ſtarre Form mehr, das nur auf den Erwerbszweck gerichtet und daher 
möglichſt unveränderlich zu halten iſt. Die Gebührenpolitik im Nachrichtendienſt wird 
vielmehr lediglich von dem Grundſatz der Gemeinnittzigkeit beſtimmt. Das bedeutet, daß 
die Deutſche Reichspoſt grundſätzlich ihre Aufgabe nicht darin erkennt, als Wirtſchafts⸗ 
unternehmen ſelbſt Geld zu verdienen, ſondern darin, der geſamten Wirtſchaft und dem 
geſamten Volke durch günſtigſte, der Zeitlage entſprechende Tarife und Einrichtungen 
in feinem Erwerbsleben zu helfen. In dieſem Sinne iſt die Reform des Tarifweſens 
in Angriff genommen worden. Bei der Beurteilung der Gebührenpolitik darf allerdings 
nicht vergeſſen werden, daß die Deutſche Reihspoft in ihren Einnahmen und Ausgaben 
auf ſich ſelbſt geſtellt iſt und dazu aus ihren Einnahmen jährlich einen anſehnlichen Be⸗ 
trag — im Rechnungsjahr 1936 etwa 150 Mill. RM — an den allgemeinen Reichs. 
haushalt abzuliefern hat. Es iſt alſo im Tarifweſen nur ein ſchrittweiſes Vorgehen 
möglich geweſen. Weiter iſt zu beachten, daß neben unmittelbaren Anderungen der Ge⸗ 
bührenſätze auch Ausweitungen und Verbeſſerungen der Verkehrsarten, mittel und ⸗wege 
ſowie Erleichterungen und Verbeſſerungen der Verſendungsbedingungen durch Aufhebung 
einengender Beſtimmungen der Benutzungsordnungen in gewiſſem Amfang ſchon mittel. 
bare Gebührenänderungen darſtellen. 


Die Poſtgebühren find ſeit Anfang 1933 für Druckſachen, Poſtwurfſendungen, Waren- 
proben, Geſchäftspapiere und Miſchſendungen, alſo vorwiegend für die zur Belebung 
von Handel und Amſatz wichtigen Werbeſendungen ſowie hinſichtlich gewiſſer Neben- 
gebühren, geſenkt worden. In dem Poſtgut wurde ferner eine gegenüber dem Poſtpake: 
beträchtlich verbilligte, neue Art von Kleingutſendungen geſchaffen. Der weiter beab- 
ſichtigte Gebührenabbau ſoll zunächſt die Gebühren für Druckſachen, Warenproben und 
Geſchäftspapiere in allen Staffeln wieder in das gleiche Verhältnis zu der von 15 auf 
12 Rpf. ermäßigten Briefgebühr bringen, wie es in der Vorkriegszeit zu dem 10. Pf. 
Brief beſtanden hat. Gebührenherabſetzung für die Abermittlung niedriger Poſtanwei⸗ 
ſungsbeträge ſowie für die Vorzeigung gering belaſteter Nachnahmeſendungen ſollen 
folgen. 


Für den Poſtzeitungsdienſt gilt jetzt ein neuer billiger Gebührentarif mit einer Staffelung 
von Gramm zu Gramm, während die früheren ſtarren Gewichtsſtaſfeln bei nur geringen 
Aberſchreitungen einer Staffelgrenze erhebliche Mehrzahlungen vorſahen. Dieſes Ent- 
gegenkommen der Deutſchen Reichspoſt an die Zeitungsverleger dürfte um ſo höher zu 
bewerten ſein, als der Poſtzeitungsvertrieb an ſich ſchon einen Zuſchuß erfordert, der 
durch die Einführung des neuen Tarifs noch beträchtlich erhöht wird. 


Auf allen Kraftpoſtlinien ſind zahlreiche Vergünſtigungen eingeführt worden, ſo u. a. 
durch Ausgabe von Arbeiterwochenkarten und Schülerkarten zum Beſuch der Schule, 
ferner unter gewiſſen Vorausſetzungen für Angehörige der SA. , für Schwer⸗ 
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kriegsbeſchädigte, für erholungsbedürftige Kinder und Erwachſene ſowie für die Teil. 
nehmer an den Arlaubsfahrten der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“. Dieſe 
Fahrgeldvergünſtigungen ſtellen bei der erheblichen Zahl der Beteiligten wirtſchaftlich 
eine ſtarke Belaſtung für den Kraftpoſtbetrieb dar. 


Im Poſtſcheckdienſt werden die Gebühren für Ein- und Auszahlungen tunlichſt niedrig 
gehalten und die Aberweiſungen von Konto zu Konto gebührenfrei ausgeführt, um auf 
dieſe Weiſe den Poſtſcheckteilnehmern einen Ausgleich für die Nichtverzinſung ihrer 
Guthaben zu bieten. Koſtenfrei erfolgt auch die Aberſendung des Kontoauszugs bei jeder 
Anderung des Guthabenſtandes. 


Für die Auslandspoſtgebühren gilt heute noch der Grundſatz billiger, einfacher und ein- 
heitlicher Gebühren, der ſeinerzeit den Generalpoſtmeiſter von Stephan bei Schaffung 
des Weltpoſtvereins leitete. Einheitlichkeit der Briefgebühren bedeutet, daß der Abſender 
in dem einen Lande für die Beförderung feiner Sendungen nicht mehr zahlen ſoll als 
der Abſender in einem anderen Lande. Dieſe Einheitlichkeit iſt noch nicht voll durch⸗ 
geführt, da den einzelnen Ländern mit Rückſicht auf ihre Währungs- und Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe ein gewiſſer Spielraum bei Feſtſetzung der Gegenwerte gelaſſen werden 
mußte. Es beſtehen daher gewiſſe Spannungsgrenzen, innerhalb derer die Briefgebühr 
abweichend von der Normalberechnung nach oben erhöht oder nach unten herabgeſetzt 
werden kann (zur Zeit 40 v. H. nach oben und 20 v. H. nach unten). Die Einſchränkung 
dieſer Spannungsgrenzen, die nach der oberen Grenze auf 40 v. H. ſtatt bisher 50 v. H. 
auf dem Weltpoſtkongreß in Kairo 1934 auf deutſche Anregung beſchloſſen worden iſt, 
wird von der Deutſchen Reichspoſt weiter verfolgt. Die einfache Briefgebühr iſt grund. 
legend für die anderen Briefpoſtgebühren. 

Im Poſtpaketdienſt mit dem Ausland war der Grundſatz billiger, einfacher und einheit ⸗ 
licher Gebühren bisher nur in beſchränktem Amfang zu verwirklichen, da eine Reihe von 
Ländern Vergütungsanſprüche von verſchiedener Art und Höhe ſtellen und von der 
Erfüllung dieſer Anſprüche ihre Teilnahme am Paketdienſt abhängig machen. Die 
Deutſche Reichspoſt hat aber mit mehreren Ländern leichtere Verſendungsbedingungen 
und billigere Gebühren vereinbart als die entſprechenden Beſtimmungen der Weltpoft- 
vereins verträge; und es beſtehen auch beſondere Abkommen mit ſolchen Ländern, die den 
Nebenabkommen des Weltpoſtvereins, beſonders dem Poſtpaketabkommen und dem Poſt⸗ 
anweiſungsabkommen, nicht beigetreten find. Die Deutſche Reichspoſt bleibt bemüht, 
alle Länder für den Beitritt zu den Nebenabkommen ſelbſt zu gewinnen, um Sonder. 
verträge unnötig zu machen. 

Die Tarifpolitik im Fernſprechweſen zielt darauf ab, immer weiteren Volkskreiſen die 
Teilnahme am Fernſprecher als einem Verkehrsmittel zu ermöglichen, das wie kaum ein 
anderes dazu beigetragen hat, das wirtſchaftliche, kulturelle und ſoziale Leben umzuge⸗ 
ſtalten und höher zu entwickeln. Die Fernſprechgebühren waren im Januar 1932 im 
Gegenſatz zu den Poſtgebühren den geſunkenen Einkommensverhältniſſen der Bevölke⸗ 
rung nicht angepaßt worden. Dieſe ungünſtigen Verhältniſſe konnten nach der Macht ⸗ 
übernahme durch den Nationalſozialismus leider infolge der Lage der Deutſchen Reichs- 
poſt in finanzieller Beziehung noch nicht beſeitigt werden; es wurden zunächſt nur größere 
Härten abgeſtellt. So wurden bei längere Zeit beſtehenden Hauptanſchlüſſen in über 
5 km Entfernung von der Vermittlungsſtelle die Leitungszuſchläge um 40 v. H. er- 
mäßigt. Seit Juli 1933 wird ferner auf den Apparatbeitrag von 50 RM für neue 
Teilnehmerhauptanſchlüſſe verzichtet, wodurch der Anſchlußrückgang, der in den vorher 
gegangenen Jahren die furchtbare Zahl von einer Viertelmillion erreicht hatte, zum 
Stillſtand gekommen iſt. Vom 1. Mai 1934 ab find ferner zugunſten der wenigſprechen⸗ 
den Teilnehmer die Grundgebühren für Hauptanſchlüſſe von 3 bis 8 RM auf 3 bis 
6 RM, d. i. im Durchſchnitt um 23,4 v. H., herabgeſetzt worden. Damit hat der Zugang 
der Hauptanſchlüſſe einen weiteren, kräftigen Antrieb erhalten. Einer weiteren Ermäßi- 
gung der Grundgebühren ſtehen noch die hohen Koſten der Hauptanſchlüſſe, von denen 
jeder eine eigene Leitung zum Amt und eigene techniſche Einrichtungen beim Amt er- 
fordert, entgegen. Es ſind deshalb Verſuche im Gange, für mehrere Hauptſtellen eine 
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gemeinſame Anſchlußleitung und Vermittlungseinrichtung zu benutzen (Gemeinſchafts⸗ 
anſchlüſſe), für die dann infolge geringerer anteiliger Inveſtitionskoſten die Grund- 
gebühren weiter geſenkt werden können. | 

Die Ortsgeſprächsgebühren, die zuſammen mit den Grundgebühren die Koſten des Orts. 
verkehrs decken ſollen, werden unverändert mit 10 Rpf. je Geſpräch weitererhoben. An 
der Ortsgeſprächsgebühr von 10 Rpf. als angemeſſene Gebühr wird feſtgehalten. Die 
Geſpräche zwiſchen Ortsnetzen, die nicht mehr als 5 km voneinander entfernt ſind, 
werden vom 1. Januar 1937 an nur dann noch als Ortsgeſpräche behandelt, wenn die 
beteiligten Gemeindeverwaltungen damit einverſtanden ſind, daß die Grundgebühr für 
jedes Ortsnetz nach der Zahl der zur Ortsgeſprächsgebühr erreichbaren Hauptanſchlüſſe 
berechnet wird. Lehnen die Gemeindeverwaltungen dieſe Regelung ab, ſo werden die 
Geſpräche zwiſchen den Ortsnetzen als Ferndienſt behandelt und für jedes Geſpräch 
von 3 Minuten Dauer eine Gebühr von 20 Rpf. erhoben. Die Neuregelung ſtellt den 
Grundſatz der Tarifgleichheit für gleichartige Leiſtungen wieder her, der durch die bis⸗ 
herigen Beſtimmungen durchbrochen war. 

Im Ferndienſt ſind mit Wirkung vom 1. März 1935 die Gebühren auf Entfernungen 
über 600 km einheitlich auf 3 RM feſtgeſetzt, um für die Grenzgebiete, beſonders für 
das Saarland, Oſtpreußen und Oberſchleſien, die durch den Rückgang des Auslands- 
geſchäfts beſonders hart getroffen werden, die Anbahnung und Durchführung neuer Ge⸗ 
ſchäſtsbeziehungen ins Inland hinein zu erleichtern. 

Im Nahfernſprechdienſt wird beabſichtigt, eine neue 20 Npf.⸗Zone einzuführen, die bis 
10 km reichen ſoll; gleichzeitig ſollen die Zonen für die Gebühren von 30 Rpf. und 
40 Rpf. um je 5 km erweitert werden, alſo jene von 15 auf 20 km und dieſe von 25 auf 
30 km. Die Ermäßigung der Ferngeſprächsgebühren im Nahfernſprechdienſt würde die 
Möglichkeit bieten, die vorhandenen Vororts- und Bezirksnetze, in denen für jedes 
Dreiminutengeſpräch ohne Rüdficht auf die Entfernung noch eine einheitliche Gebühr von 
30 Rpf. erhoben wird, aufzuheben und überall die beſtimmungsmäßigen Ferngeſprächs⸗ 
gebühren einheitlich durchzuführen. Die Durchführung der geplanten Tarifänderungen 
hängt aber von der Entwicklung der Finanzlage der Deutſchen Reichspoſt ab. Ein be⸗ 
ſtimmter Zeitpunkt läßt ſich zur Zeit noch nicht angeben. 

Im Nebenſtellenweſen, deſſen Anlagen nicht wie die Hauptanſchlüſſe ausſchließlich von 
der Deutſchen Reichspoſt hergeſtellt werden, ſondern bereits ſeit dem Jahre 1900 auch 
von privaten Anternehmern eingerichtet werden können, hatte der zwiſchen den privaten 
Anternehmern geführte Kampf ſchließlich zu Zuſtänden geführt, die weder volkswirtſchaft⸗ 
lich noch ſtaatspolitiſch länger getragen werden konnten. Mit der Feſtigung der allge- 
meinen Ordnung unter den neuen politiſchen Verhältniſſen entſchloß ſich die Deutſche 
Reichspoſt daher, auch auf dem Gebiet des Nebenſtellengeſchäfts die notwendige Ge⸗ 
ſundung herbeizuführen. Dieſe Möglichkeit bot ſich, als nach dem Wegfall der Apparat⸗ 
beiträge für die Hauptanſchlüſſe auch die einmaligen Zuſchüſſe für die Nebenſtellen⸗ 
anlagen aufgehoben wurden. Die dazu erforderliche Amſtellung des Tarifs ließ ſich ſo 
geſtalten, daß dieſer auch als Grundlage für das private Nebenſtellengeſchäft dienen 
konnte. Der Anregung des Reichspoſtminiſteriums folgend, ſchloſſen ſich im Mai 1934 
die beteiligten Anternehmer den Gebühren und Bedingungen der Deutſchen Reichspoſt 
für den Hauptbereich der Nebenſtellenanlagen an. Durch dieſe einheitliche Regelung, 
die allen Beteiligten gerecht zu werden verſucht, ſind die Mißſtände beim Wettbewerb 
ausgeſchaltet worden; den Unternehmen, namentlich auch den kleinen handwerklichen Be⸗ 
trieben, bleibt dabei ein angemeſſener Gewinn geſichert. Der Grundgedanke der Tarif⸗ 
bildung iſt dabei folgender: 

Das in einer Nebenſtellenanlage feſtgelegte Kapital iſt wegen des großen techniſchen 
Aufwandes verhältnismäßig hoch; den wenigſten Teilnehmern würde es möglich ſein, 
die Anlage käuflich zu erwerben. Die Nebenſtellenanlagen werden daher in der Regel 
leihweiſe gegen eine laufende Gebühr überlaſſen. Am dieſe Gebühr möglichſt gering 
bemeſſen zu können, werden die Laſten des Kapitaldienſtes auf die durchſchnittliche 
Lebensdauer der Anlage, das ſind etwa 10 Jahre, verteilt. Dafür muß der Teilnehmer 
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ſich verpflichten, die Anlage für dieſe Zeit zu behalten (Mindeſtüberlaſſungsdauer). Für 
leichter wiederzuverwendende Anlagen iſt die Mindeſtüberlaſſungsdauer auf 5 Jahre, 
für die kleinen und einfachen Anlagen auf 1 Jahr ermäßigt. Nach den bisherigen Er⸗ 
fahrungen hat ſich die Regelung bewährt. Die Deutſche Reichspoſt wird daher auf 
dieſem Wege fortſchreiten. 

Im Inlandstelegrammdienſt hatte die vor 10 Jahren einmal verſuchte Ermäßigung der 
Wortgebühr von 15 Rpf. auf 10 Npf. nicht nur keinerlei Steigerung erbracht, ſondern 
die Zuſchüſſe für den ſchon ſeit Jahren unwirtſchaftlichen Telegraphendienſt derart an- 
wachſen laſſen, daß die damalige Gebührenermäßigung nach 1% Jahren wieder auf- 
gehoben werden mußte. Auch jetzt würde eine Ermäßigung die gleiche Folge haben. 
Von einer Herabſetzung mußte daher abgeſehen werden. Ebenſo hat die Einführung 
neuer Dienſtzweige und Telegrammarten, wie z. B. von Brieftelegrammen und Glück. 
wunſchtelegrammen zu ermäßigten Gebührenſätzen, nur den Fehlbetrag in dieſem Dienſt⸗ 
zweig erhöht. ; 

Auf die Gebühren im Aberſeetelegrammverkehr kann Deutſchland, da es nach dem Verluſt 
der Kabel durch den Weltkrieg erſt wenige Kabelverbindungen neuſchaffen konnte, keinen 
maßgebenden Einfluß ausüben. Etwa einſeitig für den Aberſeefunkverkehr, für den mit 
allen wichtigen am Weltverkehr teilnehmenden Ländern in der Zeit nach dem Kriege 
unmittelbare Funkverbindungen geſchaffen worden ſind, Gebührenſenkungen zu erwägen, 
wäre ſehr bedenklich. Ein ſolches Verfahren würde heftige Tarifkämpfe auslöſen, die 
auch die Wirtſchaftlichkeit unſeres Funkdienſtes gefährden müßten. Sonſt aber benußt 
die Deutſche Reichspoſt jede ſich bietende Gelegenheit, um zum Nutzen der am Aberſee⸗ 
handel beteiligten deutſchen Wirtſchaftskreiſe Gebührenſenkungen herbeizuführen. So 
wurde beſonders die Einführung der billigen Brieftelegramme mit Aberſee gefördert. 

Wie die Deutſche Neihspoft in Durchführung ihrer Nachrichtenverkehrspolitik ihre An⸗ 
lagen zur beſtmöglichen Befriedigung des anfallenden Verkehrsbedürfniſſes ausgeſtaltet 
und deren Benutzung für die Volksgeſamtheit eingerichtet hat, ſoll in den folgenden Ab⸗ 
ſchnitten für die einzelnen Verkehrszweige dargelegt werden. 


Poſtdienſt 

Im Poſtdienſt iſt die Deutſche Reichspoſt im weſentlichen die ſchnelle und zuverläſſige 
Verteilungsanſtalt der im Maſſenverkehr aufkommenden Sendungen. 

Die Deutſche Reichspoſt betreibt für den Poſtdienſt kein monopoliſiertes Verkehrsmittel 
wie für den Fernmeldedienſt. Die Beförderungsleiſtungen der Deutſchen Reichspoſt im 
Poſtdienſt find daher in weitem Amfang von der Leiſtungsfähigkeit der fremden Ver⸗ 
kehrsmittel abhängig, der ſie ſich bedient. 


Während die Poſt ehemals mit ihrem Poſtbeförderungsdienſt hauptſächlich auf die Land⸗ 
ſtraßen angewieſen war und ſich ihre eigenen Verkehrswege zu ſchaffen hatte, iſt ſie bei 
der Amſtellung des geſamten Verkehrslebens nach der Entſtehung der Eiſenbahnen mit 
ihrem Fernverkehr, d. h. mit dem größten Teil ihres Poſtbeförderungsdienſtes, von den 
Landſtraßen abgekommen und benutzt für deſſen Abwicklung in ſtärkſtem Maße die 
Schienenwege der Deutſchen Reichsbahn; mit der Abgeltung dieſer Beförderungs⸗ 
leiſtungen iſt die Deutſche Reichspoſt vielleicht der beſte Kunde der Reichsbahn. Die Be⸗ 
förderung der Poſtſachen in den Eiſenbahnzügen erfolgt mit Hilfe von Bahnpoſten, d. h. 
durch Poſt umarbeitende Dienſtſtellen in den von Zügen mitgeführten Poſtwagen, ferner 
in Päckereiwagen oder geſchloſſenen Wagenabteilen, auch durch Poſtbeamte in den 
Eifenbahnpackwagen oder Perſonenabteilen und ſchließlich durch Vermittlung des Eiſen⸗ 
bahnzugperſonals. Bahnpoſten werden eingerichtet, wenn zur Erzielung einer ſchnelleren 
Aberkunft und Zuſtellung eine Bearbeitung der Sendungen unterwegs nötig iſt. Die 
Bahnpoſten tauſchen ihre Poſtſachen mit den Streckenpoſtanſtalten und mit den an⸗ 
ſchließenden Bahnpoſten und Landpoſten aus. Ihre Bedeutung und ihr Perſonalbeſtand 
hängt von der Wichtigkeit der von ihnen befahrenen Strecken und dem Amfang des auf 
dieſen abzuwickelnden Verkehrs ab. Wenn für die Einrichtung von Bahnpoſten kein 
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ausreichendes Bedürfnis vorliegt, werden die Eifenbahnzüge für Poſtzwecke in der 
Weiſe benutzt, daß geſchloſſene Brief. und Zeitungsſäcke entweder durch Poſtbeamte in 
Eiſenbahnpackwagen oder Perſonenabteilen befördert werden oder daß hierzu die Ver⸗ 
mittlung des Eiſenbahnzugperſonals in Anſpruch genommen wird. Zur Beförderung von 
Butter und anderen leicht verderblichen Nahrungsmitteln werden auf Bahnpoſtſtrecken 
mit ſtarkem Butterverkehr Bahnpoſtwagen mit Kühlanlagen verwendet. In dieſen 
Wagen gelangen die Sendungen auch in den heißen Sommermonaten in friſchem Zu⸗ 
ſtand an den Beſtimmungsort. 


Bei der Wichtigkeit und Bedeutung einer ſchnellen Poſtbeförderung wird die Deutſche 
Reichspoſt auch die neuen Schnellverkehrsmittel der Deutſchen Reichsbahn beſtmöglich 
zur Poſtbeförderung auszunutzen verſuchen. Ob und inwieweit etwa dabei beſondere 
Poſttriebwagen in den Poſtbeförderungsdienſt einzuſtellen find, hängt von der Weiter- 
entwicklung der Motoriſierung des Schienenverkehrs ab. Im Zufammenhang mit dem 
fortſchreitenden Ausbau des Reichsautobahnennetzes wird aber auch auf letzterem dem 
Poſtdienſt durch fahrende Kraftwagen von großer Geſchwindigkeit Bedeutung zukommen. 
Vorerſt iſt zur Beſchleunigung der Poſtbeförderung für den Verkehr auf Reichsauto⸗ 
bahnen ein für dieſe Zwecke entwickelter Kraftkurspoſtwagen eingeſetzt worden; er ſoll 
die gleichen Aufgaben erfüllen wie die an den Schienenweg gebundenen Bahnpoftwagen. 
Für die Zuſammenarbeit mit der Seeſchiffahrt bilden die mit den einzelnen Schiffahrts⸗ 
geſellſchaften abgeſchloſſenen Verträge über die Poſtbeförderung die Grundlage. Alle 
Schiffe führen die Reichspoſtflagge, ſolange fie Poſt an Bord haben. Auf den nach den 
Vereinigten Staaten fahrenden Schnelldampfern des Norddeutſchen Lloyd und auf 
einigen Dampfern der Hamburg ⸗Amerika-Linie für den gleichen Kurs find beſondere 
deutſch-amerikaniſche Seepoſten zur Amarbeitung der Briefpoſten während der Überfahrt 
eingerichtet. Auch nach den übrigen Überfeeifhen Ländern werden zur Poſtbeförderung 
möglichſt Dampfer deutſcher Schiffahrtsgeſellſchaften verwendet. Schiffe fremder Staaten 
müſſen allerdings dann zur Beförderung deutſcher Poſt benutzt werden, wenn deutſche 
Schiffslinien nach den betreffenden Erdteilen nicht beſtehen oder aber nach ihren Ver⸗ 
bindungen zu ungünſtig find. Die Briefpoſt nach dem Fernen Oſten (China und Japan) 
nimmt den Landweg über Sibirien. 

Auch am Binnen- und Küſtenſchiffahrtsverkehr iſt die Deutſche Reichspoſt beteiligt. 
Sie benutzt die regelmäßigen Schiffsverbindungen auf dem Bodenſee und nach den 
deutſchen Nord- und Oſtſeeinſeln zur Poſtbeförderung. Deutſche Bahnpoſten verkehren 
ſerner auf den von der Deutſchen Reichsbahn betriebenen Fähren Warnemünde 
—Gjedſer und Saßnitz — Trälleborg. 


Frühzeitig ſchon erkannte die Deutſche Reichspoſt, welch ein vielſeitig zu verwendendes 
Betriebsmittel ihr im Kraftſahrzeug entſtand. Sie verwendet es im Aberlandverkehr 
für Kraftpoſten und Landkraftpoſten. Im örtlichen Poſtbeförderungsdienſt werden Kraft- 
wagen mit Verbrennungsmaſchinen — zum Teil auch elektriſche Kraftwagen — zu 
Güterfahrten, zur Paketzuſtellung, zur Briefkaſtenleerung, Eil- und Telegrammzuſtellung 
u. a. benutzt. 

Die Hauptadern des Kraftwagen ⸗Aberlanddienſtes der Deutſchen Reichspoſt bilden die 
mit Kraftomnibuſſen betriebenen Kraftpoſten. Sie ſind grundſätzlich als Zubringerlinien 
zum Schienennetz angelegt, unter Vermeidung des Wettbewerbs zu anderen Verkehrs. 
einrichtungen. Mit ihnen werden Perſonen und Poſtſachen befördert. 

Beim Ausbau ihres Kraftpoſtnetzes hat die Deutſche Reichspoſt neben dem Beſtreben, 
die für die Volksgemeinſchaft notwendigen Kraftverkehrslinien zu ſchaffen, ſtets das Ziel 
verfolgt, Wettbewerb mit anderen Verkehrsunternehmen möglichſt zu vermeiden. Die 
Deutſche Reichspoſt war für ihren Linienverkehr von dem geſetzlichen allgemeinen Ge. 
nehmigungsverfahren der Länder immer befreit. Auch nach dem jetzt gültigen „Geſetz 
über die Beförderung von Perſonen zu Lande“ vom 6. Dezember 1937 (§ 14) bedürfen 
Reichspoſt und Reichsbahn keiner Genehmigung zur Einrichtung von Kraftfahrlinien. 
verkehr. Beide haben (§ 27) 4 Wochen vor Einrichtung von Linienverkehr der höheren 
Verwaltungsbehörde und ſich gegenſeitig lediglich eine Anzeige über ihre Verkehrs. 
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planungen vorzulegen; gegen dieſe kann die höhere Verwaltungsbehörde Einſpruch er. 
heben, aber nur, wenn „das Unternehmen den Intereſſen des öffentlichen Verkehrs zu- 
widerläuft“. Weitere geſetzliche Vergünſtigungen hat die Reichspoſt nicht, insbeſondere 
iſt ſie keineswegs von der Kraftfahrzeugſteuer befreit. Auch die ab 1. März 1937 zu 
entrichtende Steuer für die Beförderung von Perſonen mit Kraftwagen trifft den Kraft- 
poſtdienſt in gleicher Weiſe wie den Privatverkehr. Neben dem Linienverkehr betrieb die 
Deutſche Reichspoſt in Geſtalt von Sonderfahrten ſeit Jahren auch den Gelegenheits. 
verkehr. Die Deutſche Reichspoſt hat zugunſten der Privatwirtſchaft auf den Gelegen- 
heitsverkehr — ſoweit er mit beſonders dazu bereit gehaltenen Fahrzeugen ausgeführt 
wurde — verzichtet und dem § 14 des Perſonenbeförderungsgeſetzes zugeſtimmt, der 
hierüber beſagt: „Die Ausführung von Gelegenheitsverkehr mit Fahrzeugen, die aus⸗ 
ſchließlich für dieſen Verkehr beſtimmt find, ... gehört nicht zu den Aufgaben der 
Deutſchen Reichspoſt und der Deutſchen Reichsbahn.“ Für eine Abergangszeit (bis 
31. März 1938) betreibt die Deutſche Reichspoft dieſen Gelegenheitsverkehr noch weiter, 
um die Fahrzeuge auſzubrauchen und um das freiwerdende Perſonal in anderen Dienit- 
ſtellen unterbringen zu können. Vom 1. April 1938 ab wird die Deutſche Reichspoſt Ge⸗ 
legenheitsfahrten nur noch mit den Vorratswagen ihres Linienverkehrs ausführen. Der 
Ortslinienverkehr ohne Zuſtimmung der Gemeinden gehört nach dem gleichen § 14 des 
Perſonenbeförderungsgeſetzes ebenfalls nicht zu den Aufgaben der Deutſchen Reihspoft. 
Wünſchen von Städten, die Deutſche Reichspoſt möchte mit ihren Linienwagen auch 
einige Verkehrsbedürfniſſe innerhalb der Stadt mitübernehmen, iſt vielfach entſprochen 
worden. Mit der Deutſchen Reichsbahn hatte die Deutſche Neichspoſt ein Abkommen 
getroffen, wonach vom 1. April 1929 an der Güterverkehr mit Kraftwagen über Land 
im allgemeinen Sache der Reichsbahn, der Perſonenverkehr aber Sache der Deutſchen 
Reichspoſt war. Dieſen Vertrag hat die Deutſche Reichsbahn mit Wirkung vom 
31. März 1935 gekündigt, nachdem ſie ſich entſchloſſen hatte, ſelbft Kraftverſonenverkehr 
mit eigenen Omnibuſſen zu betreiben. Auch ohne Vertrag arbeiten Reichspoft und 
Reichsbahn in ſtändiger Fühlung miteinander und einigen ſich fo, daß einem unfrucht⸗ 
baren Wettbewerb vorgebeugt wird. 


Auf die Kraftpoſtlinien wiederum ſtützt ſich der Betrieb der Landkraftpoſten, von denen 
Ende 1937 etwa 1900 vorhanden waren. Am den Aufbau der Landkraftpoſten zum 
Beſten der Volksgemeinſchaft zu erleichtern und zu fördern, genießen fie auch eine geſetz. 
liche Sonderftellung. Der § 1 des „Geſetzes fiber die Beförderung von Perſonen zu 
Lande“ vom 6. Dezember 1937 beſtimmt: „Das Geſetz gilt nicht für ... die Landfraft- 
poſten der Deutſchen Reichspoſt.“ Die Landkraftpoſten erfaſſen in dünner Veräſtelung die 
kleinſten Orte und Einzelwohnſtätten, die von den Kraftpoſten nicht berührt werden. Sie 
fahren mit kleinen 1⸗t-Lieferkraftwagen täglich in zwei Rundfahrten die mit Poſt zu 
verſorgenden Ortſchaften ab und überbringen die Poſt zu den in den einzelnen Orten 
eingerichteten Poſtſtellen, denen dann die Zuſtellung der Sendungen an die Einwohner 
obliegt. Bei dieſer Regelung hat jeder Empfänger auch in den kleinen Orten Gelegen- 
heit, die Antwort auf die ihm morgens zugeführte Poſt noch am gleichen Tage abzu⸗ 
ſenden. Die Landkraftpoſten find wie die Kraftpoſten von größter Bedeutung für Die 
Erſchließung des flachen Landes, d. h. für die Verbindung der kleinen Orte und Einzel- 
ſiedlungen mit den Nachbarſtädten. Perſonen werden auf Landkraftpoſten nur in ge⸗ 
ringer Zahl (1 bis 3 Perſonen) befördert, ſoweit die Rückſichten auf die Poſtbeförderung 
es zulaſſen. Trotz dieſer Beſchränkung bilden ſie für die Landbevölkerung ein ſehr ge. 
ſchätztes Perſonenbeförderungsmittel. 


Neben dieſen Kraftwagenverbindungen unterhält die Deutſche Reichspoſt noch Kraftfahr- 
zeuge aller Art für die beſonderen Bedürfniſſe des Poft-, Telegraphen⸗, Fernſprech und 
Funkdienſtes. Für die Bedürfniſſe des Maſſenverkehrs bei Großveranſtaltungen find 
fahrbare Poſtämter (Kraftwagen in Omnibusgröße und vierachſige Anhängerwagen mit 
eingebauten Einrichtungen für den Poftannahme- und den Fernſprechdienſt) und zerleg- 
bare Poftämter (als zerlegbare Holzbaracken ausgeführt, die zuſammengelegt in Sonder⸗ 
anhängern befördert werden) in Betrieb genommen worden. Ferner wird bei dieſen Ge. 


LI 


16 Ohneſorge 


legenheiten neuerdings ein fahrbares Telegraphenamt mit allen neuzeitlichen Einrich- 
tungen, wie Münzfernſprecher, öffentliche Fernſchreibſtelle, Bildſender und Spring⸗ 
ſchreiber, eingeſetzt. 

Die Deutſche Reichspoſt iſt beſtrebt, das Kraftpoſtnetz, die Landkraftpoſten und die 
ſonſtigen Kraftfahrbetriebe dem wachſenden Verkehrsbedürfnis anzupaſſen. Wenn auch 
dabei wirtſchaftliche Erwägungen nicht außer acht zu laſſen find, ſo wird fie Doch ſelbſt 
bei ſinkenden Einnahmen es als ihre Pflicht anſehen, die Kraftwagenverbindungen mit 
dem flachen Land aufrechtzuerhalten, um ihrerſeits den ſo wichtigen Ausgleich zwiſchen 
Stadt und Land zu fördern und die Siedlungspolitik der Reichsregierung zu unterſtützen. 
Die techniſche Entwicklungslinie im Kraftfahrdienſt der Deutſchen Reichspoſt iſt im 
weſentlichen gekennzeichnet durch den allgemeinen Abergang zum Dieſelmotor, verbunden 
mit der Verbeſſerung der Fahreigenſchaften (Erhöhung der Geſchwindigkeit, Angleichung 
der Aufbauten an die Stromlinienform uſw.), durch die Beſtrebungen zur Verwendung 
einheimiſcher Treibſtoffe und Werkſtoffe und durch Maßnahmen zur Senkung der Fahr⸗ 
zeugunterhaltungskoſten. Am ein einheitliches Vorgehen zu gewährleiſten, haben ſich 
ſämtliche am Kraftfahrzeugbau intereſſierten Behörden und Kraftverkehrsgeſellſchaften, 
u. a. auch die Deutſche Reichspoſt, zu einer Arbeitsgemeinſchaft unter dem Vorſitz des 
Reichsverkehrsminiſteriums zuſammengeſchloſſen, in der alle Fragen von grundſätzlicher 
Bedeutung gemeinſam behandelt werden. Auf dem Gebiet der Kraſtfahrzeugnormung 
iſt als bedeutſamer Fortſchritt die Einführung eines Einheits⸗Landkraftwagens zu ver⸗ 
zeichnen. Ganz beſonders unterſtützt die Deutſche Reichspoſt die Bemühungen, die auf 
die Verwendung einheimiſcher Treibſtoffe gerichtet ſind. Ein großer Teil des eigenen 
Bedarfs an Leichtölen für die Benzinkraftfahrzeuge wird ſchon jetzt aus deutſchem Erdöl 
gedeckt. Verſuche wegen Brauchbarkeit heimiſcher Braunkohlen⸗Dieſelöle brachten vollen 
Erfolg; es werden jetzt auch für Dieſelmotoren rein deutſche Kraftſtoffe verwendet. Bei 
einigen Fahrzeugen wird als Antrieb Flüſſiggas verwendet, ein Erzeugnis, das bei der 
deutſchen Erdölförderung und Benzingewinnung anfällt. Ferner kommt bei einigen 
Wagen Holz- und Kohlengasbetrieb zur Anwendung. Im reinen Stadtverkehr werden 
nach Möglichkeit Elektromobile eingeſetzt, da deren Antriebsenergie ausſchließlich im 
Inlande erzeugt wird. 

Als Schnellverkehrsmittel ſür den Poſtdienſt bedient ſich die Deutſche Reichspoſt ſchon 
in recht anſehnlichem Amfang der Luftfahrt. Sie richtet auf allen Verkehrsflügen Poſt⸗ 
beförderung ein, wenn dadurch irgendeine nennenswerte Beſchleunigung erzielt wird. 
Das Luftpoſtnetz umfaßte im Sommer 1938 108 Linien und verband Deutſchland mit 
allen europäiſchen Staaten ſowie mit Argentinien, Braſilien, Chile und Aruguay. Die 
deutſchen Linien hatten eine Geſamtausdehnung von rund 62 500 km. Im Winter 
1937/38 wurden 74 Linien beflogen. Damit haben faſt alle verkehrswichtigen Linien jetzt 
Dauerbetrieb erhalten. 


Der flugtechniſche Teil des Luftpoſtverkehrs wird auf den deutſchen und den vom Reich 
nach dem Ausland führenden Luftpoſtlinien von der Deutſchen Lufthanſa, der Deutſch⸗ 
Ruſſiſchen Luftverkehrs⸗Geſellſchaft und der Deutſchen Zeppelin⸗Reederei allein oder in 
Betriebsgemeinſchaft mit ausländiſchen Luftverkehrsgeſellſchaften geleiſtet. Außer den 
von der Deutſchen Reichspoſt mitbenutzten Verkehrsflügen, mit denen auch Reiſende und 
Fracht befördert werden, find ferner ſeit 1929 ausſchließlich der Poſt. und Frachtbeförde⸗ 
rung dienende Flüge, „Reichspoſtflüge“, eingerichtet worden, deren Ausführung das 
Reichspoſtminiſterium ebenfalls der Deutſchen Lufthanſa übertragen hat. Derartige 
Flüge verkehren in Anpaſſung an den ſonſtigen Poſtbeförderungsdienſt nachts; ſie werden, 
eine kurze Flugſtrecke ausgenommen, neuerdings auch im Winterhalbjahr aufrecht 
erhalten. Das Netz der Reichspoſtflüge umfaßt etwa 5000 km. 

Da die Hauptbedeutung des Luftpoſtdienſtes in der Herſtellung ſchneller zwiſchenſtaat⸗ 
licher Verbindungen liegt, beſtehen Luftpoſtverbindungen nach allen Ländern Europas 
und zahlreichen außereuropäiſchen Ländern. Die innerdeutſchen Luftpoſtlinien find vor 
wiegend als Zubringerlinien für die zwiſchenſtaatlichen Verbindungen anzuſehen. Zur 
Verbeſſerung des Verkehrs mit Südamerika iſt z. B. ein wöchentlicher Luftpoſtdienſt 
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Berlin — Rio de Janeiro Buenos Aires — Santiago (Chile) eingerichtet worden. Der 
Flugdienſt wird in der Regel von Flugzeugen der Deutſchen Lufthanſa wahrgenommen. 
Als Hilfsmittel dienen den Flugzeugen zwei Flugſicherungsſchiffe, die mit Schleuder- 
anlage verſehen find. Im Jahre 1936 find dieſe Flugzeugverbindungen dreizehnmal 
durch Fahrten der Luftſchiffe „Hindenburg“ und „Graf Zeppelin“ erſetzt worden. Zur 
Verkehrsbeſchleunigung iſt in ſolchen Fällen ein Flugdienſt mit Schnellflugzeugen der 
Deutſchen Lufthanſa eingerichtet worden, um den Luftſchiffen Poſt nachzubringen oder 
Poſt von ihnen abzuholen. Die beiden Luftſchiffe haben im Jahr 1936 außerdem ſieben 
Fahrten nach Südamerika zur Verdichtung des Verkehrs durchgeführt. Dieſe überſeeiſche 
Luftpoſtverbindung iſt zur Zeit die wichtigſte im deutſchen Luftpoſtnetz. Der Dienſt iſt 
ſeit dem Jahre 1935 ſo beſchleunigt worden, daß die Beförderung von Berlin nach Rio 
de Janeiro nur noch 2%, nach Buenos Aires 3“ Tage und nach Santiago 4% Tage 
8 womit gegenüber dem gewöhnlichen Verkehr Zeitgewinne bis zu 15 Tagen 
erreicht ſind. 


Mit Nordamerika konnte ein regelmäßiger unmittelbarer Luftpoſtdienſt bisher nicht er- 
öffnet werden. Die Deutſche RNeichspoſt beſchleunigte aber den Nordamerikadienſt in den 
Sommermonaten durch Einrichtung von Flügen, die den Schnelldampfern „Bremen“ 
und „Europa“ die Poſtſachen von Köln nach Cherbourg nachbrachten, beziehungsweiſe 
von Bord dieſer beiden mit Schleuderanlage verſehenen Dampfer aus begannen und den 
Zielhafen 1 bis 2 Tage früher erreichten als die Dampfer ſelbſt. Im Mai 1936 find 
durch das Luftſchiff „Hindenburg“ 10 Fahrten nach den Vereinigten Staaten von 
Amer ika und zurück ausgeführt worden. Die Vorausflüge von Bord der beiden Schnell- 
dampfer zum Zielhafen find feit Aufnahme dieſer Luftſchiffahrten eingeſtellt worden. 
Deutſchlands Bemühungen zur Aberbrückung des Nordatlantik haben ſich nicht nur auf 
die genannten Schleuderflüge und Luftſchiffahrten erſtreckt, ſondern es wurden mehrere 
Reihen von Erkundungsflügen (Ohnehaltflüge) ausgeführt. Im Jahre 1936 find von 
der Deutſchen Lufthanſa zwiſchen Europa und Nordamerika 8 Aberquerungen des Nord- 
atlantik mittels Flugboot (Flugzeugmuſter Do 18) ausgeführt worden, die ohne jeden 
Anfall verliefen. Im Auguſt 1937 begann eine zweite Reihe durchgehender Erkundungs⸗ 
flüge mittels Schwimmerflugzeugs (Muſter Blohm & Voß, Ha 139), die ein vorzüg ⸗ 
liches Ergebnis hatten. Insgeſamt wurde der Atlantiſche Ozean hierbei 15mal über⸗ 
flogen. Beide Verſuchsreihen find unter maßgeblicher Anterſtützung der Deutſchen 
Reichspoſt ausgeführt worden. Eine Poſtbeförderung hat bei den genannten Flügen 
zwar noch nicht ſtattgefunden, immerhin haben die Flüge, die öfter unter den 
ſchlechteſten Wetterbedingungen ausgeführt wurden, gezeigt, daß die Vorausſetzungen 
zur Aufnahme eines planmäßigen Flugdienſtes noch Nordamerika techniſch durchaus 
gegeben find. Es iſt daher zu erwarten, daß in abſehbarer Zeit auch eine Luftpoſtlinie 
nach Nordamerika eingerichtet werden kann. 


Inzwiſchen iſt das erſte Stück der geplanten großen Fernverbindung nach Oſtaſien, die 
Luftpoſtlinie Berlin — Bagdad eingerichtet worden. Die Strecke, die einmal wöchentlich 
in knapp 24 Stunden beflogen wird, wird ſchon jetzt zur Poſtbeförderung ſtark bemitzt. 
Wann es möglich fein wird, die Linie über Kabul hinaus nach dem Fernen Oſten aus- 
zubauen, läßt ſich zur Zeit noch nicht überſehen. 


Wie ſchon die Darlegungen über die Zuſammenarbeit mit der Seeſchiffahrt und der 
Luftfahrt erkennen laſſen, erblickt die Deutſche Reichspoſt eine wichtige Aufgabe in der 
Betreuung des Auslandspoſtdienſtes. Hierbei wird die wichtigſte Forderung im Nach- 
richtendienſt, die Schnelligkeit, beſonders ſtark bedacht: Briefpoſten werden mit den 
ſchnellſten Verbindungen befördert, ſelbſt wenn fie dabei fremden Beförderungsunter⸗ 
nehmen, z. B. ausländiſchen Schiffen, zugeleitet werden müſſen. Die Transſibiriſche 
Bahn und die Andenbahn ſowie die Wüſtenkraftpoſten z. B. werden in größtmöglichem 
Umfang ausgemitzt, obwohl dieſe Wege wegen erhöhter Durchgangsvergütungen ſchwere 
Opfer von der Deutſchen Reichspoſt fordern. Die Paketpoſt iſt im allgemeinen weniger 
eilbedürftig als die Briefpoſt. Sicherheit und Zuverläſſigkeit find für diefen Verkehr 
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wichtigere Erforderniſſe. Wir haben denn auch immer wieder beobachten können, daß 
vom Poſtbenutzer meiſtens die langſamen, aber billigen Wege den ſchnellen, aber teuren 
Beförderungsgelegenheiten vorgezogen werden. Gleichwohl iſt es das unabläſſige Be⸗ 
mühen der Deutſchen Reichspoſt, die Paketbeförderung nach dem Ausland immer mehr 
zu beſchleunigen. Die Möglichkeit hierzu bietet ſich einerſeits durch Verbeſſerung der 
Verkehrsverbindungen und Beförderungsgelegenheiten, anderſeits durch Vereinfachung 
der Dienſtvorſchriften und Beſeitigung von Hinderniſſen, die ſich einer ſchnellen Ab- 
wicklung des Paketaustauſches von Land zu Land bisher entgegenſtellten. Wenig günſtige 
Leitwege werden z. B. durch vorteilhaftere Wege erſetzt. Zwiſchen großen deutſchen 
Paketumſchlagſtellen und ausländiſchen Betriebsſtellen find unmittelbare Sackwagenver⸗ 
bindungen geſchaffen worden. Die von der Deutſchen Reichspoſt zur Förderung des 
Auslandspaketdienſtes getroffenen Maßnahmen können aber erſt dann vollen Erfolg 
haben, wenn die fremden Länder die Zollſchranken, mit denen ſie ſich im Laufe der Jahre 
zur Beſchränkung der Wareneinfuhr umgeben haben, beſeitigen und eine vereinfachte 
Zollbehandlung der Poſtpakete bei ihren Zollverwaltungen durchſetzen. Wir jedenfalls 
haben keine Gelegenheit unbenutzt gelaſſen, bei Abſchluß von Handelsverträgen auf die 
ſo ſehr notwendige Vorzugsbehandlung der Poſtpakete bei der Verzollung hinzuwirken 
und durch Vermittlung der fremden Poſtverwaltungen Erleichterungen bei der zollamt- 
lichen Abfertigung der Pakete zu erlangen. 


Mit einigen Darlegungen ſei noch auf den Poſtſcheckdienſt eingegangen. Der Poft- 
ſcheckdienſt wurde in Deutſchland am 1. Januar 1909 ins Leben gerufen. Zunächſt 
nahmen 13 Poſtſcheckämter ihre Tätigkeit auf, ihre Zahl iſt inzwiſchen auf 19 an- 
gewachſen. Mit dem 1. März 1935 iſt außerdem das Poſtſcheckamt Saarbrücken als 20. 
hinzugetreten. Außer den Poſtſcheckämtern find dem Poſtſcheckdienſt rund 47 000 Pojt- 
ämter und Amtsſtellen dienſtbar gemacht. Dieſes ganz Deutſchland dicht überſpannende 
Netz von Hilfsanlagen ermöglicht es dem Poſtſcheckdienſt, überall — in den größten 
Städten wie in den entlegenſten Ortſchaften — dem Geldverkehr zu dienen und macht 
ihn im höchſten Maße zur Vermittlung von Zahlungen geeignet, und zwar gleichermaßen 
für die bargeldloſe Aberweiſung wie für den Barverkehr. Die Zahl der kontoführenden 
Amter (Poſtſcheckämter) iſt jo bemeſſen worden, daß auf die einzelnen größeren Wirt- 
ſchaftsgebiete nur je ein Poſtſcheckamt entfällt. Dadurch wird eine dem Aberweiſungs⸗ 
verkehr abträgliche Zerſplitterung vermieden und erreicht, daß rund % aller Aber⸗ 
weiſungen mit / des Geſamtbetrags bei dem gleichen Poſtſcheckamt an ein und dem- 
ſelben Tage Laft- und gutgeſchrieben werden. 


Die Entwicklung des deutſchen Poſtſcheckdienſtes hat die Erwartungen, die man bei ſeiner 
Einführung hegte, weit übertroffen und iſt der beſte Beweis dafür, daß mit der Ein- 
führung dieſes Dienſtzweiges einem dringenden Bedürfnis Rechnung getragen wurde. 
Wie ſehr der deutſche Poſtſcheckdienſt feiner Aufgabe gerecht geworden iſt, den bargeld. 
loſen Zahlungsverkehr zu pflegen und den breiten Schichten zu erſchließen, und welcher 
Beliebtheit er ſich erfreut, bekundet der außerordentliche Amfang des in ihm abgewickelten 
Geldumlaufs. 


Die Zahl der Konten hat eine Million längſt überſchritten und fteigt von Jahr zu Jahr 
weiter an. Seit 1934 wird die im Jahr 1930 erreichte bisherige Höchſtzahl von 753 
Millionen Buchungen ſtändig weit überſchritten. Mehr als vier Fünftel des Amſatzes 
werden bargeldlos beglichen. Bei einer ſolchen Entwicklung hat ſich der Poſtſcheckdienſt 
im Zahlungsweſen eine Stellung erworben, die ihn für die deutſche Volkswirtſchaft 
unentbehrlich macht. Er iſt neben dem Reichsbankgiroverkehr der bedeutendſte Träger 
des bargeldloſen Zahlungsverkehrs. Was der Reichsbankgiroverkehr für den Großver- 
kehr bedeutet, daß iſt der Poſtſcheckdienſt für den Kleinverkehr. Zwiſchen beiden Giro- 
netzen beſteht eine enge Verbindung, fo daß der Poſtſcheckdienſt als eine glückliche Er- 
gänzung des Reichsbankgironetzes angeſehen werden kann. Für bequemen und ſchnellen 
Abergang der Beträge aus dem einen Gironetz in das andere haben Reichsbank und 
Reichspoſt in enger Zuſammenarbeit geſorgt. 
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Auch im zwiſchenſtaatlichen Aberweiſungsverkehr, der ſchon ein Jahr nach der Einrichtung 
des Poſtſcheckdienſtes mit einigen Ländern (Oſterreich, Ungarn und der Schweiz) auf- 
genommen wurde, hat der Poſtſcheckdienſt mehr und mehr an Bedeutung gewonnen. 


Die Poſtſcheckgelder werden nach den im Einvernehmen mit den oberſten Wirtſchafts⸗ 
ſtellen des Reichs erlaſſenen Vorſchriften angelegt. Danach iſt ein Beſtand von durch- 
ſchnittlich 30 Mill. RM auf dem Reichsbankgirokonto der Generalpoſtkaſſe zu halten. 
Von den übrigen verfügbaren Geldern iſt mindeſtens ein Drittel zum Ankauf reichs. 
bankfähiger Wechſel durch Vermittlung der Reichsbank zu verwenden. Der Reſt iſt in 
feſtverzinslichen, reichsbanklombardfähigen Wertpapieren oder in öffentlichen Anleihen 
oder in Reichsſchatzwechſeln oder in Darlehen an Staatsbanken, an das Reich oder 
auch an Länder anzulegen. 


Die Einrichtungen des Poſtſcheckdienſtes haben ſich auch in ſchweren Zeiten glänzend 
bewährt. Sie haben ſogar den Stürmen der Geldentwertung ſtandgehalten und bis zum 
letzten Augenblick die ſichere Ausführung aller Aufträge gewährleiſtet. Die Amſtellung 
auf Rentenmark im Dezember 1923 vollzog ſich reibungslos in kürzeſter Friſt. Von der 
Zahlungskriſe im Juli 1931 blieb der Poſtſchecddienſt unberührt. Er hat damit weſentlich 
zur Beruhigung der Bevölkerung und zur Feſtigung des Vertrauens zur deutſchen Geld- 
wirtſchaft beigetragen. Seine Einrichtungen find vielfach für eine neuzeitliche Amgeſtal⸗ 
tung der Betriebsformen anderer Geldanſtalten vorbildlich geweſen. 


Poftiparkafjendienft 


Dieſe in Ofterreich bereits ſeit 1883 beſtehende Einrichtung ift durch Erlaß des Führers 
und Reichskanzlers vom 26. Auguſt 1938 auch auf das Altreich ausgedehnt worden. 
Das Poſtſparkaſſenamt in Wien wird im übrigen für das Land Gſterreich die gleiche 
Tätigkeit ausüben wie die Poſtſcheckämter im Altreich. 


Telegraphendienft 


Der Telegraph iſt nach feiner Einführung in den öffentlichen Dienſt — 1. Oktober 1849 
— anfangs in ſtetig ſteigendem Maße vom Publikum benutzt worden. Auch die Ein- 
führung des Fernſprechers tat dem Telegraphen zunächſt keinen Abbruch. Eine Ab⸗ 
wanderung des Verkehrs vom Telegraphen zum Fernſprecher trat erſt ein, als die An- 
wendung des Fernſprechverſtärkers die techniſchen und betrieblichen Vorausſetzungen für 
die beiden Dienſtzweige völlig umgeſtaltete, indem hierdurch eine gute Fernſprechver⸗ 
ſtändigung auf jede beliebig weite Entſernung ermöglicht wurde. Begünſtigt wurde dieſe 
Abwanderung noch durch den Ausbau des deutſchen Fernſprechkabelnetzes, wodurch Fern⸗ 
geſpräche nicht nur im deutſchen, ſondern auch im europäiſchen Verkehr ohne größere 
Wartezeiten erledigt werden konnten. Als Betriebsapparate wurden von der Telegraphie 
im vorigen Jahrhundert der Morſe⸗Farbſchreiber und der Hughes⸗Typendrucker benutzt. 
Am die Jahrhundertwende trat an die Stelle des Farbſchreibers mehr und mehr die 
Aufnahme nach Gehör am Klopfer. Der zunehmende Telegrammverkehr in den letzten 
Jahren vor dem Weltkrieg zwang zur Einführung leiſtungsfähigerer Apparate wie 
Baudot-Apparat und Siemens ⸗Schnelltelegraph. Nach dem Kriege machte ſich bald das 
Bedürfnis geltend, auch die Telegraphie dem neuzeitlichen Stand der Technik und den 
Forderungen des Verkehrs anzupaſſen. Das Leitungsnetz der Telegraphie beſtand damals 
mit geringen Ausnahmen aus oberirdiſch geführten Drahtleitungen, die naturgemäß 
ſtörungsanfällig waren und erhebliche Anterhaltungskoſten verurſachten. Das neu ge⸗ 
ſchaffene Fernkabelnetz bot durch die darin betreibbare Wechſelſtrom. und Anterlage⸗ 
rungstelegraphie die Möglichkeit, ein von den Witterungseinflüſſen unabhängiges Tele- 
graphennetz zu ſchaffen. 

Die Wechſelſtromtelegraphie benötigt für jede Richtung eine beſondere Fernſprechdoppel⸗ 
ader und arbeitet mit Strömen, die nach Frequenz und Stärke den Sprechſtrömen gleichen. 
Am Sendeort wird für eine gewünſchte Telegraphenverbindung ein Wechſelſtrom ſtetiger 
Frequenz erzeugt, der im Takte der Telegraphierzeichen geſchloſſen und unterbrochen 
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wird. Sechs, zwölf, neuerdings achtzehn derartiger modulierter Trägerſtröme verſchie⸗ 
dener Frequenz können über eine gemeinſame Fernſprechdoppelader geſandt, am Emp⸗ 
fangsort durch Weichen getrennt und dann verſtärkt werden. Auf jeder Frequenz kann 
mit einem beliebigen Apparat telegraphiert werden. Die Anterlagerungstelegraphie 
braucht keine beſonderen Adern; fie benutzt die gleichen Adern wie der Fernſprechdienſt. 
Die Telegraphen verbindungen werden dabei durch Kunſtſchaltungen gebildet, die die 
Telegraphierſtröme den Fernſprechſtromkreiſen unterlagern, ohne daß dieſe in ihrer Aus- 
nutzungsmöglichkeit für Fernſprechzwecke beſchränkt werden. Es werden Gegenſprech⸗ 
ſchaltungen eingerichtet, die die gleichzeitige Abermittlung von Telegrammen in beiden 
Richtungen zulaſſen. Infolge dieſer Amſtellungen iſt das oberirdiſche Leitungsnetz der 
Telegraphie bisher auf rund 34 500 Kilometer Telegraphenleitungen zuſammen⸗ 
geſchrumpft. Neben der Vereinfachung des Leitungsnetzes machte ſich das DBe- 
dürfnis geltend, die verſchiedenartigen Telegraphenapparate (Morſe, Klopfer, Baudot, 
Siemens ⸗Schnelltelegraph uſw.) durch einen Einheits ⸗Telegraphenapparat zu erſetzen. 
Während bisher jede Apparatart beſonders ausgebildetes Perſonal erforderte, werden 
bei Einführung eines Einheitsapparates die Ausbildungskoſten verringert und die Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit und Beweglichkeit des Telegraphendienſtes geſteigert. Ein folder Einheits. 
apparat wurde in der mit Schreibmaſchinentaſtenwerk ausgeſtatteten Fernſchreibmaſchine 
gefunden, die von jedem an der Schreibmaſchine ausgebildeten Beamten bedient werden 
kann. Die Telegraphierleiſtung der Fernſchreibmaſchine beträgt rund 420 Zeichen in der 
Minute. Ende März 1936 waren bereits über 800 Fernſchreibmaſchinen in Betrieb. 
Die Entwicklung im Inlandstelegraphennetz geht dahin, alle Telegraphenleitungen nach 
und nach mit der Fernſchreibmaſchine auszurüſten, bei zu ſchwachem Verkehr aber die 
Telegramme durch Fernſprecher zu befördern. Bei großen Amtern mit Auslands- 
leitungen wird man noch für längere Zeit mit verſchiedenen Spezial⸗Telegraphen⸗ 
apparaten zu rechnen haben, weil für den Dienſt mit dem Ausland andere Geſichts⸗ 
punkte für die Betriebsweiſe ausſchlaggebend find. Bei dieſen Auslandsverbindungen 
handelt es ſich vielfach um teuere Leitungen (3. B. Amerikakabel), die aufs Außerfte 
ausgenutzt werden müſſen, oder um Funkverbindungen, für deren Betrieb mit Rüd- 
ſicht auf die atmoſphäriſchen Störungen uſw. Andulatoren noch nicht zu entbehren find. 


Die Möglichkeit, im Fernkabel mit Hilfe der Anterlagerungs⸗ und der Wechſelſtrom⸗ 
telegraphie eine genügende Anzahl von Verbindungen bereitzuſtellen, und die Einführung 
der Fernſchreibmaſchine haben auch die weitere Möglichkeit erſchloſſen, beſondere Fern⸗ 
ſchreibleitungen an Teilnehmer gegen mäßige Gebühren zur dauernden oder ſtunden⸗ 
weiſen Benutzung zu vermieten. Solche Verbindungen können zu Wechſelgeſprächen oder 
zur Verbreitung von Nachrichten von Zentralſtellen aus von jeder mit der Bedienung 
einer Schreibmaſchine vertrauten Perſon benutzt werden. Die Fernſchreibmaſchinen 
liefern dabei abweichend vom Fernſprecher eine bleibende wortgetreue Aufzeichnung der 
Nachrichten und nehmen dieſe auch in Abweſenheit des Empfängers entgegen. Neben 
der Vermietung beſonderer Fernſchreibleitungen zur ausſchließlichen Benutzung der 
Mieter hat die Deutſche Reichspoſt als neue Betriebsart der Telegraphie Mitte Oktober 
1933 den unmittelbaren Fernſchreibverkehr auf Telegraphenverbindungen zwiſchen Fern⸗ 
ſchreibteilnehmern eingerichtet. Das Fernſchreibnetz iſt mit Selbſtwähleinrichtungen aus- 
geſtattet, fo daß jeder angeſchloſſene Teilnehmer jeden anderen ſelbſt mit der Wähler⸗ 
ſcheibe anrufen kann. Später iſt der Fernſchreibteilnehmerdienſt auch mit Teilnehmern 
in der Schweiz, in den Niederlanden und in Dänemark ſowie zwiſchen der Schweiz und 
den Niederlanden, bei dem Deutſchland Durchgangsland iſt, zugelaſſen worden. Ein un⸗ 
mittelbarer Fernſchreibdjenſt ift zur Zeit zwiſchen den in Berlin, Bremen, Dortmund, 
Düſſeldorf, Eſſen, Hamburg, Kiel, Köln, Magdeburg, München und Nürnberg an- 
geſchloſſenen Teilnehmern (Ende 1936 266) untereinander ſowie mit Teilnehmern in 
der Schweiz, Dänemark und den Niederlanden möglich. Mit der Aufnahme des er⸗ 
weiterten Fernſchreibdienſtes iſt die Mindeſtdauer eines Fernſchreibens auf drei 
Minuten feſtgeſetzt worden. Außerdem werden die Fernſchreibgebühren im Ferndienſt 
nach fünf Zonen bemeſſen. 
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Mitte Oktober 1933 wurde ferner für alle Fernſprechteilnehmer der Fernſchreibdienſt 
auf Fernſprechleitungen eingerichtet. Hierbei kann nicht, wie auf Telegraphenleitungen, 
mit Gleichſtrom gearbeitet werden; die Telegraphierzeichen werden vielmehr nur mit 
Wechſelſtrom einer beſtimmten Frequenz übertragen. Der Teilnehmer bedarf zu ſeiner 
Fernſchreibmaſchine eines Zuſatzgeräts, das die Wechſelſtröme zum Senden erzeugt und 
im Empfangsteil die ankommenden Wechſelſtröme verſtärkt und gleichrichtet. Der Be⸗ 
triebsſtrom ſür dieſes Gerät kann dem Lichtnetz entnommen werden. Für die Benutzung 
der Fernſprechleitungen zum Fernſchreiben wird die Geſprächsgebühr wie im Fern⸗ 
ſprechdienſt erhoben. 

Als neuer Dienſtzweig wurde im Jahre 1927 die telegraphiſche Abermittlung von 
Bildern und Handſchriften — die Bildtelegraphie — eingeführt. Die erſte Bildtele⸗ 
graphen verbindung der Deutſchen Reichspoſt wurde am 1. Dezember 1927 zwiſchen 
Berlin und Wien eingerichtet. Im Jahre 1928 folgte die Inbetriebnahme der erſten 
Inlandsverbindungen zwiſchen Berlin und der Preſſa⸗Ausſtellung in Köln. Heute 
unterhält das Reich fünf öffentliche Bildſtellen (in Berlin, Breslau, Frankfurt-Main, 
Köln, München), die mit den öffentlichen Bildſtellen in zwölf europäiſchen und vier 
außereuropäiſchen Ländern ſowie mit den privaten Dienſtſtellen in Deutſchland und vier 
europäiſchen Ländern in Verkehrsverbindung ſtehen. Am ihre Bildtelegraphenanlagen 
hinreichend auszunützen und damit den Bildtelegraphendienſt wirtſchaftlich zu geſtalten, 
war die Deutſche Reichspoſt ſtets beſtrebt, das Bildtelegraphennetz auszubauen und den 
Bildtelegraphendienſt zu beleben. Dem deutſchen Vorſchlag iſt es zu danken, daß im 
Jahre 1932 von allen beteiligten europäiſchen Verwaltungen der Beſchluß gefaßt wurde, 
die Bildgeräte ſo weit zu vereinheitlichen, daß ein unmittelbares Zuſammenarbeiten 
zwiſchen den gebräuchlichſten Geräten verſchiedener Bauart möglich wurde. Durch ge⸗ 
eignete Werbung verſucht die Deutſche Reichspoſt, den Kreis der Benutzer der Bild- 
telegraphie, die in der Hauptſache für die Bildberichterſtattung der Zeitungen in An- 
ſpruch genommen wird, zu erweitern: u. a. richtet fie auf größeren Ausſtellungen öffent⸗ 
liche Bildſtellen ein, die die Bildtelegraphie allen Volksteilen nähergebracht und für die 
Benutzung der Bildtelegraphie zu geſchäftlichen und Familienzwecken geworben haben. 
Auch wurde zur beſchleunigten Dienſtabwicklung in Berlin eine Einrichtung getroffen, 
die es geftattet, ein Bild gleichzeitig nach verſchiedenen Orten und Ländern zu über- 
tragen. Zur Verbeſſerung der Bildgüte wurde die Apparattechnik ſtändig vervollkommnet. 
So wurde ein Verfahren entwickelt, das die Abertragung getönter Bilder auch im Bild- 
funkdienſt mit überſeeiſchen Ländern ermöglicht. Gerade auf die Entwicklung des über- 
ſeeiſchen Bildfunks hat die Deutſche Reichspoſt ihr beſonderes Augenmerk gerichtet, weil 
dieſe Verbindungen ſo gewaltige Entfernungen überbrücken, daß die Benutzung des 
Bildfunks ſelbſt noch gegenüber der Inanſpruchnahme des ſchnellſten Poſtverkehrsmittels, 
der Luftpoſt, einen erheblichen Zeitgewinn bringt. Schon jetzt kommt den Bildfunkver⸗ 
bindungen mit Aberfee erhöhte Bedeutung vor allem für die Preſſe zu. Die Entwicklungs- 
arbeiten der Deutſchen Reichspoſt im Bildfunkdienſt werden daher zielbewußt in der 
Richtung geführt, die Betriebsverhältniſſe in dem Maße zu verbeſſern, daß die auf dem 
Funkwege übermittelten Bilder mit Halbtönen von derſelben Güte find wie die über 
Leitungen übertragenen Bilder. Zu Beginn der Olympiſchen Spiele in Berlin waren 
die techniſchen Entwicklungsarbeiten für den Bildfunkdienſt ſo weit gediehen, daß im 
Verkehr mit Nord- und Südamerika beträchtlich verbeſſerte Bildübertragungen erzielt 
werden konnten. Auch eine Bildfunkverbindung nach Japan, über die Bilder von Berlin 
nach Tokio gut Übertragen wurden, war für die Dauer der Spiele in Berlin in Gebrauch. 
Für den Leitungsbetrieb hat die Deutſche Reichspoſt ein tragbares Bildtelegraphengerät 
entwickeln laſſen, das jeweils an den Orten eingeſetzt wird, an denen ein vorübergehendes 
Bedürfnis zur telegraphiſchen Abertragung von Bildern vorliegt. Mehrere dieſer trag⸗ 
baren Bildtelegraphengeräte wurden bei den Olympiſchen Spielen in Garmiſch⸗Parten⸗ 
kirchen, Berlin und Kiel eingefetzt. Das bereits erwähnte fahrbare Telegraphenamt iſt 
mit drei ſtets betriebsbereiten Bildtelegraphenſendern ausgerüſtet worden. Die Ge- 
bührenberechnung iſt auf die nach der Bildgröße abgeſtellte Zweiſtufengebühr umgeſtellt 
worden; bisher wurde ſie nach einzelnen Quadratzentimetern Bildfläche berechnet. 
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Das Deutſche Reich beſaß vor dem Krieg außer ſeinen leiſtungsfähigen Verbindungen 
für den elektriſchen Schnellnachrichtendienſt mit den Nachbarländern ein nicht unbedeu⸗ 
tendes transozeaniſches Kabelnetz mit verheißungsvollen Anſätzen für ſeine Erweiterung 
und den ſpäteren Ausbau zu einem Weltverkehrsnetz; es hatte dadurch einen gewiſſen 
Einfluß auf die Geſtaltung der Gebühren im Aberſeetelegraphenverkehr. Der Verſailler 
Vertrag beraubte Deutſchland aller Aberſeekabel, die einen Wert von 78 Millionen RM 
darſtellten. Mit dem Wiederaufbau des Netzes wurde nach dem Krieg ſofort begonnen. 
Leider haben ſich bis heute erſt wenige Kabelverbindungen neu ſchaffen laſſen, Erweite⸗ 
rungspläne müſſen der Zukunft vorbehalten bleiben. Es beſtehen bis jetzt folgende 
deutſche Aberſeekabelverbindungen: 


i Kabelverbindung Eigentümer des Kabels ar 
in Sm 


1 Borkum (Emden) — Azoren Deutſch⸗Atlantiſche Telegraphen- 1 883,738 
geſellſchaft 

2 Borkum (Emden) — Dumpton | Deutſch⸗Atlantiſche Telegraphen⸗ 261,048 
Gap (London Eajtern) geſellſchaft 

3 Borkum (Emden) — Vigo Deutſch⸗Atlantiſche Telegraphen⸗ 1 131,515 


(Spanien) gejelichaft 


Der Geſamtverkehr der drei Kabelverbindungen betrug im Kalenderjahr 1936 965 000 
Telegramme mit 17,4 Millionen Wörtern. 


Fernſprechdienſt 


Der Fernſprecher, deſſen Anfangsſtadium bis auf das Jahr 1877 zurückgeht und deſſen 
Inbeſitznahme für den Staat eine der Großtaten des früheren Generalpoſtmeiſters 
von Stephan war, hat hinſichtlich der Technik eine außergewöhnlich ſchnelle Entwicklung 
genommen. Von dem Ende März 1936 in Deutſchland vorhanden geweſenen rund 
1896 000 Hauptanſchlüſſen waren 15 v. H. an Vermittlungsſtellen mit Handbetrieb 
und ſchon 85 v. H. an Vermittlungsſtellen mit Wählbetrieb angeſchloſſen. Der Hand- 
betrieb iſt alſo im Ortsfernſprechdienſt im Verſchwinden begriffen; alle großen und 
wichtigen Vermittlungsſtellen beſitzen bereits Wählbetrieb. Von den Ende März 1936 
vorhanden geweſenen rund 7000 Vermittlungsſtellen waren zu dieſem Zeitpunkt 53 v. H. 
für den Wählbetrieb eingerichtet und 47 v. H. noch handbetrieben. Die Amſtellung des 
Ortsnetzes Groß⸗Berlin (nahezu 300 000 Hauptanſchlüſſe) auf Wählbetrieb iſt am 
15. März 1936 beendet worden. Berlin iſt die größte Stadt in Europa und, ſoweit 
bekannt, auch in der Welt, in der der Wählbetrieb vollſtändig durchgeführt iſt. Es iſt 
zu erwarten, daß die Arbeiten für die Amſtellung des geſamten Ortsfernſprechdienſtes 
auf den Wählbetrieb in einigen Jahren abgeſchloſſen ſein werden. Dann werden auch 
die kleinſten Orte und abgelegenſten Gehöfte in Deutſchland ſich eines ununterbrochenen, 
Tag und Nacht zur Verfügung ſtehenden Fernſprechdienſtes erfreuen — ein gewaltiger 
Kulturfortſchritt. Die weitere Entwicklung der techniſchen Einrichtungen für den Orts 
fernſprechdienſt wird ſich auf die Vereinfachung und Verbeſſerung der Wäghlereinrich⸗ 
tungen erſtrecken. Sie hat das Ziel, den Teilnehmern möglichſt vollkommene Verbin⸗ 
dungs⸗ und Sprechmöglichkeiten zu geben und die Koſten für die Deutſche Reichspoit 
im Intereſſe der Tariſgeſtaltung niedrig zu halten. Die Hauptarbeit betrifft gegen- 
wärtig die Schaffung kleinſter, wenig Platz beanſpruchender Vermittlungseinrich⸗ 
tungen, da in ländlichen Gebieten größere Räume ſchwer zu erhalten find, und weiter 
die Vereinfachung und Sicherung der Stromverſorgung für die Wählereinrichtungen. 


Mit der fortſchreitenden Einführung des Wählbetriebs auch in kleinen Städten und in 
ländlichen Gebieten hat auch eine Amgeſtaltung des Fernleitungsnetzes und der Fern- 
verkehrsformen Platz greifen müſſen. Die Abung früherer Jahre, auch in den kleinſten 
Ortsnetzen Vermittlungsſtellen ſür den Ferndienſt vorzuſehen, hatte namentlich auf dem 
Lande zu ſtarker Zerſplitterung der techniſchen Einrichtungen geführt. Der Ferndienſt 
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wird jetzt für jeweils eine Mehrzahl kleiner Vermittlungsſtellen planmäßig bei einem 
größeren, im Verkehrsſchwerpunkt und günſtig zum Leitungsnetz gelegenen Fernamt 
(Aberweiſungsfernamt) zuſammengefaßt. Statt der beſonderen Einrichtungen für die 
Vermittlung des Ferndienſtes bei rund 7000 Vermittlungsſtellen verbleiben in Deutſch⸗ 
land nach der endgültigen Durchführung dieſes ſchon weit geſörderten Plans nur etwa 
700 Fernämter. In der gleichen Weiſe hat ſich für den Fernſprechweitdienſt die Not. 
wendigkeit ergeben, den Amfang des Ferndienſtes beſtimmter Fernämter (Endfernämter) 
bezirksweiſe bei noch größeren Fernämtern zuſammenzufaſſen und von dort aus zu ver- 
teilen (Verteilfernämter) und einige wenige Fernämter (Durchgangsfernämter) als 
Hauptumſchlagpunkte für den großen Fernſprechweitdienſt zu beſtimmen. Seit dem 
1. April 1937 halten alle Aberweiſungsfernämter, deren Fernleitungen nicht nach 
Aberweiſungsfernämtern mit dauernder Dienſtbereitſchaft durchgeſchaltet werden 
können, ununterbrochen Dienſt auf Koſten der Deutſchen Reichspoſt ab. Es ſind alſo 
alle an Wählerämter angeſchloſſene Sprechſtellen, d. f. 88 v. H., und ferner auch die an 
Handämter angeſchloſſenen Sprechſtellen, deren Vermittlungsſtellen durchgehenden 
Dienſt abhalten, Tag und Nacht erreichbar. 


Das Rückgrat des Fernleitungsnetzes wird durch das ſchon mehrfach erwähnte Fern⸗ 
kabelnetz mit den zugehörigen Verſtärkerämtern gebildet. Der Stand ſeiner Technik läßt 
ſich fo kurz kennzeichnen: Es muß die Leitungen für ſämtliche Arten des Abertragungs⸗ 
dienſtes, alſo für Sprechen, Telegraphieren, Bildtelegraphie und Rundfunkſendungen, 
enthalten. Die Leitungen müſſen betriebsſicher und frei von gegenſeitiger Beeinfluſſung 
ſein. Der Anlagewert und die Anterhaltungskoſten ſollten möglichſt niedrig ſein. In 
Verfolg dieſer Ziele iſt es bisher gelungen, die Fernkabel ſo zu bauen, daß ſie für das 
Sprechen, die Telegraphie, die Bildtelegraphie und für Nundfunkübertragungen benutzt 
werden können. Ganz weſentliche Dienſte für die Erweiterung des Leitungsparks 
werden die fogenannten Breitbandkabel leiſten. Der Abertragungsbereich dieſes Kabels 
iſt ſo breit, daß er vom Fernſehdienſt, für den dieſe Kabel in erſter Linie beſtimmt waren, 
nur zu einem Teil beanſprucht wird; es iſt möglich, neben Fernſehbildern noch 200 Fern- 
geſpräche gleichzeitig ohne gegenſeitige Störung zu übertragen. Das erſte Kabel dieſer 
Art iſt das im Februar 1936 in Betrieb genommene Fernkabel Berlin-Leipzig, auf dem 
zur Zeit der Fernſehſprechdienſt (vgl. Abſchnitt „Fernſehen“) im Gange iſt. Als Binde⸗ 
glied zwiſchen den Fernämtern, bei denen die Leitungen des Fernkabelnetzes enden, und 
den umliegenden Ortsnetzen ſowie zwiſchen benachbarten Ortsnetzen dienen die ſoge⸗ 
nannten Nah- und Zubringerleitungen. Sie find noch zum Teil oberirdiſch oder aus 
Kabel- und Freileitungen zuſammengeſetzt; die Verkabelung ihrer Freileitungsteile wird 
mit Nachdruck fortgeſetzt. 


Gleichlaufend mit der neuen Geſtaltung des Fernleitungsnetzes ſind Verbeſſerungen zur 
beſchleunigten Abwicklung des Ferndienſtes gegangen. Während früher die Betriebs- 
mittel des Ferndienſtes grundſätzlich ſo geſtaltet waren, daß zwiſchen Anmeldung und 
Ausführung eines Ferngeſprächs eine Wartezeit lag, ermöglicht die neuzeitliche Technik 
der Aberweiſungsfernämter und die Vermehrung der Abſatzwege bereits in ziemlichem 
Amfang, beſonders in den Stunden des ſchwachen Verkehrs, daß die Ferngeſpräche ohne 
Wartezeit ſofort hergeſtellt werden. Der Teilnehmer wartet nach der Anmeldung ſeines 
Geſprächs mit dem Hörer am Ohr gleich auf die Ausführung der Verbindung. Gegen. 
wärtig werden 58 v. H. des geſamten Inlandferndienſtes im Schnell oder im be⸗ 
ſchleunigten Ferndienſt wartezeitlos abgewickelt. — 


Die Maßnahmen zur Beſchleunigung des Ferndienſtes werden noch durch die Ein- 
richtung des ſogenannten Fernwählbetriebs unterſtützt, ein Verfahren, bei dem das Ab⸗ 
gangsfernamt den verlangten, fernen Teilnehmer unmittelbar, d. h. ohne Mitwirkung 
einer zweiten Beamtin, über Wähler heranholt. Dieſe Fernwahl hat einen weiteren 
Aufbau zu einer Betriebsform erfahren, bei der die Teilnehmer ihre Fernverbindungen 
überhaupt ohne jede Mitwirkung einer Beamtin ſelbſttätig über Wähler aufbauen 
können. Es iſt dies eine Abertragung des im Ortsfernſprechdienſt ohne weiteres ge⸗ 
gebenen vollſelbſttätigen Aufbaues der Verbindungen auf den Ferndienſt (Selbſtwähl⸗ 
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ferndienſt). Letzterer wird aber aus verſchiedenen Gründen auf eine beſtimmte Ent⸗ 
fernung beſchränkt. Es werden dazu aus den Vermittlungsſtellen eines Bezirks Netz⸗ 
gruppen gebildet, innerhalb derer der Ferndienſt ſich vollſelbſttätig vollzieht. Auch der 
Verkehr zwiſchen benachbarten Netzgruppen und unter Amſtänden auch zwiſchen weiter 
voneinander entfernten großen Städten könnte nach dieſer Betriebsart geſtaltet werden. 
Bei dem Verfahren werden die Gebühren für die Geſpräche nicht mehr auf einzelnen 
Zetteln nachgewieſen, ſondern als Vielfaches der Ortsgeſprächsgebühr durch den Teil⸗ 
nehmergeſprächszähler ſelbſttätig aufgezeichnet. 

Eine beſondere Form des beſchleunigten Ferndienſtes iſt der Schnelldienſt, der nur für 
den Verkehr zwiſchen wirtſchaftlich eng verflochtenen Orten mit ſehr lebhaftem gegen. 
ſeitigen Verkehr beſtimmt iſt. In den dafür in Frage kommenden Gebieten des Deutſchen 
Reichs iſt dieſe Verkehrsform bereits eingeführt, ihre Ausdehnung kommt nicht in Frage. 
Für den Schnelldienſt werden im Gegenſatz zu dem beſchleunigten Ferndienſt beſondere 
techniſche Einrichtungen und Leitungen benutzt, die von denen des gewöhnlichen Zern- 
dienſtes weiteſtgehend getrennt ſind. Die Geſpräche werden in beſonderen Schnellämtern 
vermittelt, an die die umliegenden Vermittlungsſtellen als ſogenannte Seitenämter 
angeſchloſſen ſind. 

Die weitere Entwicklung der techniſchen Einrichtungen für den Ferndienſt wird haupt⸗ 
ſächlich beherrſcht durch das Streben nach Verbeſſerungen der Abertragungsgüte, Be- 
ſchleunigung der Dienſtabwicklung (ſei es durch Einrichtung des beſchleunigten Verkehrs, 
der Fernwahl oder des Selbſtwählferndienſtes), Vereinfachung der Bedienungsweiſe für 
das Vermittlungsperſonal und nach möglichſt genauer Erfaffung der Geſprächsdauer. 
Hand in Hand damit gehen die Bemühungen, die Arbeitsbedingungen für das Be⸗ 
dienungsperſonal zu verbeſſern. 

Bei der weiteren Entwicklung der Apparate für Teilnehmerſprechſtellen wird vor allem 
angeſtrebt, die Lautwirkung der Mikrophone und Fernhörer zu verbeſſern und die 
Apparate noch handlicher zu geſtalten. Die Deutſche Reichspoft iſt aber auch bemüht, 
dem Teilnehmer Apparate zu liefern, die ſeinen beſonderen Bedürfniſſen Rechnung 
tragen. So find folgende Arten neu eingeführt worden: Ein Ortsmünzfernſprecher, der 
gegen eine geringe Mehrgebühr an Stelle der gewöhnlichen Teilnehmerapparate ein- 
geſchaltet werden kann. Die Ortsmünzfernſprecher ſchützen den Teilnehmer vor der ge⸗ 
bührenfreien Benutzung ſeines Anſchluſſes durch Anbefugte. Ferner Doppelapparate, die 
aushilfsweiſe an eine Vermittlungseinrichtung mit Ortsbatteriebetrieb angeſchaltet 
werden können, Tiſchapparate mit eingebautem Sternſchauzeichen für die Schaltung als 
zweite Sprechſtellenapparate und Tiſchapparate in Elfenbeinfarbe. 


Am zwecks weiterer Ausbreitung des Fernſprechers billige Anſchlüſſe zu ſchaffen, iſt — 
wie ſchon erwähnt — ein Verſuch mit Gemeinſchaftsanſchlüſſen im Gange, d. h. mit Ein- 
richtungen, bei denen jeweils Gruppen von vier bis zehn Teilnehmern, die in einem 
Hauſe oder in einem Häuſerblock wohnen, mit einer einzigen Anſchlußleitung an die 
Vermittlungsſtelle herangeführt werden. Ferner follen für Anſchlüſſe, die außerhalb des 
S- km-Kreiſes ihrer Vermittlungsſtelle liegen, Gemeinſchaftsanſchlüſſe für zwei Sprech. 
ſtellen je Hauptanſchlußleitung erprobt werden. 

An Nebenanſchlüſſen wurden Ende des Jahres 1936 in Deutſchland 1 350 300 Stück 
gezählt. Davon entfielen auf die Deutſche Reichspoſt 591 200 und auf die Privatindu- 
ſtrie 759 100. Die Bedeutung der Nebenſtellen für das geſamte Fernſprechweſen wird 
erfihtlih, wenn man ihre Zahl der Zahl der Hauptanſchlüſſe, im gleichen Zeitpunkt 
1 953 000, gegenüberſtellt. Auf 100 Hauptanſchlüſſe entfallen demnach 69 Nebenſtellen. 
Der große Beſtand an Nebenſtellenanlagen iſt nicht zuletzt der hochentwickelten deutſchen 
Nebenſtellentechnik zu verdanken. Die Technik der Wählvermittlung, die die Vermitt- 
lungsämter beherrſcht, hat auch bei den Nebenſtellenanlagen Fuß gefaßt, hat aber hier 
entſprechend den beſonderen Bedürfniſſen eine eigene Ausprägung erfahren. In den 
neuzeitlichen Nebenſtellenanlagen mit Wählbetrieb, die von den kleinſten bis zu den 
größten hergeſtellt werden, iſt es neben der ſelbſttätigen Vermittlung des Innenverkehrs 
und des Verkehrs zum Amte auch möglich, ohne Hilfe einer Bedienungskraft Rückfrage 


Nachrichtenpolitik 25 


bei anderen Stellen zu halten und Amtsverbindungen zu anderen Nebenſtellen umzu⸗ 
legen. Das Beſtreben, im Wettbewerb techniſche Neuerungen anbieten zu können, hatte 
bei den privaten Nebenftellenanlagen dazu geführt, daß zahlreiche Bedingungen erfüllt 
wurden, die über das Bedürfnis hinausgingen und nur den techniſchen Aufbau er- 
ſchwerten. Dieſe überflüſſige und unwirtſchaftliche Aberſpitzung der Technik iſt durch 
das Eingreifen der Deutſchen Neichspoſt auf ein vernünftiges Maß zurückgeführt 
worden. Ohne der techniſchen Entwicklung einen Riegel vorzuſchieben, iſt mit den Ge⸗ 
bühren auch die Regelausftattung einheitlich feſtgeſetzt worden; für beſondere Bedürfniſſe 
in Einzelfällen ſind Zuſatzeinrichtungen vorgeſehen. 


Der Fernſprechdienſt mit dem Ausland hat nach dem Weltkrieg einen großen Aufſchwung 
genommen. Dies war hauptſächlich durch die während des Krieges und in der Nach⸗ 
kriegszeit durchgeführte Entwicklung der Verſtärker möglich. Jetzt bietet es z. B. keine 
Schwierigkeiten, über Kabel- oder Freileitungen mit Verſtärkern auf große Entfernungen 
einwandfreie Sprechverſtändigung zu erzielen. Seit dem Jahre 1928 iſt es außerdem 
unter Benutzung von Funkverbindungen möglich, Geſpräche mit Aberſeeländern und mit 
in See befindlichen Fahrgaſtſchiffen oder anderen Schiffen mit guter Verſtändigung zu 
führen. Deutſchland ſteht mit allen europäiſchen Ländern, mit Ausnahme Albaniens, 
ferner mit einer großen Zahl überſeeiſcher Länder im Fernſprechverkehr. Für den Fern⸗ 
ſprechdienſt nach und vom Ausland wurden Ende März 1936 im Auslands-Endverfehr 
266 Vierdrahtleitungen benutzt. Die Zahl aller Fernſprechbeziehungen fremder Länder 
im Durchgang durch das Deutſche Reich betrug zu dem gleichen Zeitpunkt 547. Mit 
einer Anzahl außereuropäiſcher Länder hat Deutſchland einen Fernſprechdienſt über 
unmittelbare Funkverbindungen aufgenommen. Nach dem Stande von Ende März 1936 
beſtanden drahtloſe Verbindungen zwiſchen Deutſchland (Berlin) und Agypten (Kairo — 
2900 km), Argentinien (Buenos Aires — 11 900 km), Braſilien (Rio de Janeiro — 
10 000 km), den Philippinen (Manila — 9550 km), Siam (Bangkok — 9670 km), 
Venezuela (Maracay — 8350 km) und Japan (8900 km). Weitere Funkſprechverbin⸗ 
dungen beſtehen von England, Belgien, Niederlande, Frankreich, Spanien, Italien und 
den Vereinigten Staaten von Amerika nach den verſchiedenſten Erdteilen. Aber dieſes 
Funkſprechnetz können die Fernſprechteilnehmer dieſer Länder, wie im ſonſtigen Fern. 
ſprechdienſt, miteinander in Verbindung treten. 


Funhdienſt 
a) Feſte Funkdienſte 


Im inneren Verkehr der Länder und im Verkehr mit Nachbarländern liegt ein Bedürfnis 
zur Einrichtung von Funktelegraphenverbindungen für den allgemeinen Verkehr nicht 
vor. Die meiſten Länder haben ihre gut ausgebauten Leitungsnetze, die eine raſche und 
ſichere Nachrichtenübermittlung gewährleiſten. Soweit ſolche Funkverbindungen ein- 
gerichtet wurden, hatten ſie nur den Zweck, das Leitungsnetz zu ergänzen und bei 
Störungen oder in Kriſenzeiten Erſatz für ausfallende Drahtverbindungen zu ſchaffen. 
Sonſt werden jetzt in der Regel Funktelegraphen verbindungen nur zur Aberbrückung 
größerer Entfernungen benutzt, z. B. zwiſchen zwei Ländern, die durch andere Länder 
getrennt find, ſowie im Aberſee⸗ und weiten Aberland. (Transkontinental-) Dienſt. 
Deutſchland betreibt mit 16 europäiſchen Ländern Funktelegraphenverbindungen. Als 
Sendeſtelle für den Europadienſt dient Königs Wuſterhauſen, als Empfangsſtelle Berlin- 
Zehlendorf, die durch beſondere Kabelleitungen mit dem Haupttelegraphenamt Berlin 
verbunden find, wo der geſamte Sende und Empfangsdienſt vor ſich geht. Außer den 
ſtändig betriebenen Funkverbindungen mit europäiſchen Ländern können bei Störungen 
der Telegraphenleitungen vorübergehend auch mit einigen weiteren Ländern Funk⸗ 
telegraphen verbindungen betrieben werden. 


Für den Dienſt mit außereuropäiſchen Ländern beſtehen Funkverbindungen mit fünfzehn 
Ländern. 


Die Sendeanlagen für den Aberſeedienſt befinden ſich in Nauen, die Empfangsanlagen 
in Beelitz (Mark). Auch im Aberſeedienſt iſt der geſamte Sende- und Empfangsdienſt 
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beim Haupttelegraphenamt Berlin vereinigt. Bis Ende 1931 war die Großfunkſtelle 
Nauen Eigentum der Transradio AG. Am 1. Januar 1932 wurden alle Einrichtungen 
von der Deutſchen Reichspoſt käuflich erworben, die ſeither von ihr auch verwaltet und 
benutzt werden. 

Die deutſchen Funktelegraphenverbindungen, die dem neueſten Stand der Technik ent⸗ 
ſprechen, gewährleiſten einen ſchnellen und zuverläſſigen, vom Ausland unabhängigen 
Nachrichtendienſt. Ihre Aufnahmefähigkeit iſt noch lange nicht erſchöpft. Pflicht der 
deutſchen Wirtſchaftskreiſe ſollte es ſein, für ihren Verkehr mit Aberſee ausſchließlich 
die deutſchen Funk- und Kabelwege zu benutzen. 


b) Bewegliche Funkdienſte 

Im Seefunk über deutſche Küſtenfunkſtellen können Funktelegramme mit Schiffen jeder 
Staatsangehörigkeit auf alle Entfernungen entweder unmittelbar oder über Funkſtellen 
auf anderen Schiffen ausgetauſcht werden. Mit einem großen Teil deutſcher Schiffe 
und mit einigen ausländiſchen Schiffen iſt es auch möglich, Funkgeſpräche zu führen. 
Sogar im Durchgang durch Deutſchland können ſolche Geſpräche zwiſchen Schiffen und 
Teilnehmern in faſt allen europäiſchen Ländern abgewickelt werden. 

In den letzten Jahren wurden die deutſchen Küſtenfunkſtellen auf den neueſten Stand 
der Technik gebracht; das Funkſprechen wurde beſonders gefördert. Wegen der beſon⸗ 
deren Eignung der kurzen Wellen zur Aberbrückung großer Entfernungen wurde in 
ſteigendem Amfang von den kurzen Wellen im Seefunk Gebrauch gemacht. Deshalb 
erhielten faſt alle deutſchen Fahrgaſtſchiffe nach Aberſee Kurzwellenempfänger, wodurch 
fie in die Lage verſetzt wurden, deutſche Preſſenachrichten und von der deutſchen Küſten⸗ 
funkſtelle Norddeich in einem einſeitigen Dienſt geſendete Telegramme — Blindfunk — 
in faſt allen Teilen der Welt unmittelbar zu empfangen und ſolche Nachrichten für die 
in ihrer Nähe befindlichen deutſchen Schiffe mit einfacherem Empfangsgerät zu ver. 
mitteln. Eine größere Anzahl von deutſchen Fahrgaſtſchiffen erhielt außerdem Kurz⸗ 
wellenſender, wodurch ihnen die Möglichkeit gegeben wurde, ihren eigenen Verkehr nach 
Deutſchland und den Verkehr der in ihrer Nähe befindlichen kleineren Schiffe unmittel- 
bar an deutſche Küſtenfunkſtellen abzuſetzen. Infolge Wegfalls fremder Funk. und 
Kabelwege für dieſe Nachrichten wird nicht nur eine weſentliche Verbilligung des Ver⸗ 
kehrs, ſondern auch eine ſchnellere Abermittlung der Nachrichten erreicht; zugleich tritt 
eine beſſere Ausnutzung der deutſchen Küſtenfunkſtellen und damit eine höhere Gebühren⸗ 
einnahme ein. 

Im Flugfunk iſt der Privattelegrammverkehr über deutſche Bodenfunkſtellen in be⸗ 
ſchränktem Amfang zugelaſſen, und zwar können Privattelegramme von Flugzeugen jeder 
Staatszugehörigkeit in Richtung nach der Erde nach Orten in allen Ländern des europä- 
iſchen Vorſchriftenbereichs befördert werden. Dieſer Einrichtung, die zuerſt im Flug- 
verkohr zwiſchen Deutſchland, Oſterreich, Ungarn und der Tſchecho⸗Slowakei eingeführt 
wurde, haben ſich nach und nach die meiſten der am europäiſchen Flugdienſt beteiligten 
Länder angeſchloſſen. Vom 1. April 1936 an werden Privattelegramme auch in Richtung 
von der Erde an Empfänger auf Flugzeugen mehrerer europäiſcher Länder übermittelt. 
Die Einrichtung iſt eine beſonders für die Bedürfniſſe der Reiſenden getroffene Maß⸗ 
nahme. Vom Standpunkt der Gebührenpolitik kommt ihr keine größere Bedeutung zu. 


ec) Rund funk 


Die unbeſchränkte Verfügungsgewalt über den geſamten am 23. Oktober 1923 gegrün- 
deten deutſchen Rundfunk hat das Reich, und zwar ruht die Verantwortung ſeit dem 
30. Juni 1933 gemeinſchaftlich bei der Deutſchen Reichspoſt und dem Reichsminiſterium 
für Volksaufklärung und Propaganda. Die Deutſche Reichspoſt errichtet die Rund⸗ 
funkſender und nimmt mit ihrem Perſonal den geſamten techniſchen Dienſt außerhalb 
der Häuſer der mit der Programmgeſtaltung beauftragten Reichs⸗Rundfunk-Geſellſchaft 
m. b. H. wahr. Sie ſtellt die erforderlichen Rundfunkübertragungsleitungen zur Ver⸗ 
fügung und beſorgt den RNundfunkentſtörungsdienſt. Die Deutſche Reichspoſt iſt ferner 
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zuſtändig für die fernmelderechtlichen Fragen. Sie ſetzt auch die Verleihungsbedingungen 
für die Rundfunkempfangsanlagen feſt. Das Reichsminiſterium für Volksaufklärung 
und Propaganda iſt zuſtändig für die politiſchen und kulturellen Aufgaben im Rundfunk; 
es überwacht die Programmgeſtaltung ſowie die Organiſation und Verwaltung der 
Reichs⸗Rundfunk⸗Geſellſchaft m. b. H. Die aufkommenden Rundfunkgebühren werden 
nach einem beſonderen Schlüſſel auf die Deutſche Neichspoſt und das Reichsminiſterium 
für Volksaufklärung und Propaganda verteilt. 


Die verſtärkte Bedeutung, die der Rundfunk durch den politifchen Umbruch erlangt hat, 
ſteigert in hohem Maße auch die Arbeiten, die die Deutſche Reichspoſt für den Rundfunk 
zu leiſten hat. Die öffentlichen Kundgebungen der Reichsregierung und die nationalen 
Feiern, die auf alle deutſchen Sender und zum Teil auch auf ausländiſche Sender über⸗ 
tragen werden, ſtellen an die Technik des Netzes und der Sender der Deutſchen Reichs- 
poſt höchſte Anforderungen. Beſonders große und ſchöne Aufgaben wurden der Rund- 
funktechnik während der Winter⸗Olympiade in Garmiſch⸗Partenkirchen und bei den 
Olympiſchen Spielen in Berlin und Kiel geſtellt. Dieſe großen ſportlichen Ereigniſſe 
wurden nicht nur über alle deutſchen Rundfunkſender übertragen, ſondern auch über das 
Fernkabelnetz der Deutſchen Neichspoſt an die europäiſchen Länder weitergeleitet und 
über die deutſchen Kurzwellenſender nach allen Erdteilen bis in die entfernteſten über- 
ſeeiſchen Gebiete ausgeſandt. Die Angehörigen aller 52 an den Olympiſchen Spielen 1936 
beteiligten Nationen konnten die Wettkämpfe durch den Rundfunk verſolgen. Hierzu 
mußten 30 verſchiedene Sendungen gleichzeitig nach allen Erdteilen übertragen werden. 
Die Organiſation und der glatte Verlauf der in allen Weltſprachen durchgeſührten 
Olympia ⸗Berichterſtattung haben dem Deutſchen Rundfunk und ſeinen techniſchen Ein- 
richtungen die beſondere Anerkennung des geſamten Auslandes abgenötigt. Am den 
ſtändig ſteigenden Anforderungen an die Rundfunktechnik genügen zu können, iſt das 
deutſche Rundfunkleitungsnetz weiter ausgedehnt und verbeſſert worden; ferner ließ ſich 
die Deutſche Reichspoſt die Weiterentwicklung der Sendertechnik angelegen ſein. Bei 
allen großen Maſſenveranſtaltungen wirkt die Deutſche Neichspoſt auf Grund ihrer Er- 
fahrungen auch beratend bei der Aufſtellung der Lautſprecheranlagen mit. Am ſtörende 
Echoerſcheinungen bei Lautſprecherübertragungen auf großen Plätzen zu verhüten, wurde 
ein Verfahren entwickelt, das es ermöglicht, den vom Redner weit entfernten Laut- 
ſprechern die Beſprechungsenergie mit einer Verzögerung zuzuführen, die der natürlichen 
Laufzeit des Schalles entſpricht. 


Der ſehr wichtigen Auslandspropaganda diente die Ausgeſtaltung der deutſchen Kurz⸗ 
wellenſendeeinrichtung. Durch die erweiterte Anlage von Richtantennen, die die Sende⸗ 
zonen „Afrika“, „Südaſien“, „Oſtaſien“, „Südamerika“, „Mittelamerika“, „Nord. 
amerika“ und „Auſtralien“ beſtreichen, können den genannten Erdteilen verſchiedene 
Programme übermittelt werden. 


Die Fortſchritte der Technik werden auf dem Gebiet des Rundfunks in beſonders ein- 
drucksvoller Art zum fühlbaren Träger deutſcher Kultur. Allen techniſchen Neuerungen 
gingen Verſuche und Prüfungen voraus, von deren notwendigem, bedeutendem Amfang 
der Aneingeweihte ſich im allgemeinen kaum eine richtige Vorſtellung zu machen vermag. 


Einen breiten Naum in der Laboratoriumsarbeit nimmt auch die Bekämpfung der 
Nundfunkſtörungen ein. Störſuchgeräte und -fuchmethoden wurden entwickelt und dann 
eingeführt. Zur wirkſamen Beſchränkung der Störungen wird bei den Reichspoſtdirek. 
tionen der Entſtörungsdienſt ſtändig ausgebaut. Neben den vorhandenen rund 1000 ört⸗ 
lichen Entſtörungsſtellen wurde bei jeder Reichspoſtdirektion neu eine Bezirksentſtörungs⸗ 
ſtelle eingerichtet, die über hochwertige Fachkräfte und ausgezeichnete Geräte zur Er⸗ 
ledigung beſonders ſchwieriger Fälle verfügt. Eine große Zahl von Kraftwagen wird 
zur Beſchleunigung dieſes Dienſtzweiges eingeſetzt. Eine Viertelmillion Störungsfälle 
werden von etwa 3000 Perſonen der Deutſchen Reichspoſt jährlich erledigt. 


Die durch die techniſchen Verbeſſerungen erzielten guten Rundfunfempfangsbedingungen 
haben zweifellos ihren beträchtlichen Anteil an dem Anſtieg der Zahl der Rundfunkteil⸗ 
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nehmer. Sie betrug am 1. Januar 1938: 9 087 454. Hierunter befanden ſich rund 
583 000 gebührenfreie Anlagen. Zeitgemäße ſoziale Grundſätze für die Befreiung be- 
dürftiger Volksgenoſſen von der Zahlung der Rundfunkgebühren ſind im März 1935 im 
Benehmen mit den am Rundfunk beteiligten Reichsbehörden aufgeſtellt worden. 


d) Drahtfunk 


Anter Drahtfunk wird das Verbreiten von Rundfunkdarbietungen ausſchließlich über 
Drahtwege verſtanden. Der Drahtfunk iſt von örtlichen atmoſphäriſchen uſw. Empfangs- 
verhältniſſen unabhängig und daher die gegebene Ergänzung des Rundfunks. 

Der niederfrequenten Betriebsweiſe, die in einigen Ländern für den Drahtfunk an- 
gewendet wird, haften Mängel an. Die beſte Löſung, die die Deutſche Neichspoſt ge- 
funden hat, liegt im hochfrequenten Drahtfunk. Der hochfrequente Drahtfunk iſt ſeinem 
Weſen nach nichts anderes als leitungsgerichteter Rundfunk. Als Drahtfunkempfangs⸗ 
gerät kann jeder beliebige Rundfunkapparat verwendet werden, doch ſind die Volks. 
empfänger als Normalempfangsgerät gedacht. Mit den wenig ſelektiven Einkreisempfän⸗ 
gern iſt es jedoch nicht möglich, die drei vorgeſehenen Wellen voneinander zu trennen. 
Derartige Geräte müſſen deshalb zur Erhöhung der Trennſchärfe einen zuſätzlichen Ab. 
ſtimmkreis erhalten, der bereits von der Deutſchen Neichspoſt in Zuſammenarbeit mit 
der einſchlägigen Induſtrie entwickelt worden iſt. Ein Vorzug, den der Drahtfunk 
allgemein gegenüber dem Rundfunk beſitzt, liegt in der Ausſchließung aller beabſichtigten 
Störeinwirkungen. In übertragungstechniſcher Hinſicht wird ſich bei der Verwendung 
hochwertiger Rundfunkempfänger ein weiterer Vorzug des Drahtfunks bemerkbar machen, 
der darin liegt, daß ein ſehr breites Frequenzband übermittelt wird und damit auch der 
anſpruchsvollere Hörer auf ſeine Koſten kommt. Wichtig iſt, daß der hochfrequente 
Drahtfunk die Verwendbarkeit eines Fernſprechnetzes ſür ſeinen unſprünglichen Zweck in 
keiner Weiſe einengt, daß er vielmehr geſtattet, über jede Leitung neben einem un- 
geſtörten Fernſprechen zuſätzlich mehrere Programme zu übertragen und außerdem die 
Möglichkeit bietet, an jede Fernſprechanſchlußleitung eine größere Zahl von Draht- 
funkteilnehmern anzuſchließen. 

Ausſchlaggebend für die Einführung des hochfrequenten Drahtfunks find daneben noch 
ſtaatspolitiſche Geſichtspunkte, welche die Schaffung eines nicht beeinflußbaren, ſtets ver- 
wendbaren Nachrichtenmittels als Ergänzung des Rundfunks fordern. Nachdem betriebs- 
mäßige Verſuche mit dem hochfrequenten Drahtfunk zu befriedigenden Ergebniſſen ge- 
führt haben, iſt mit der Einrichtung einer Anzahl örtlicher Drahtfunknetze in Gegenden 
mit ungünſtigem Rundfunkempfang und in Bezirken, in denen die Einführung des Draht 
funks in ſtaatspolitiſchem Intereſſe liegt, begonnen worden. 


e) Fernſehen 
Schon im Jahre 1926/27 begann die Deutſche Reichspoſt mit Fernſehverſuchen. Sie hat 
dieſe Entwicklung mit beſonderer Zuverſicht, Aufopferung und Zähigkeit trotz aller an- 
fänglichen Anfeindungen und abfälligen Arteile verfolgt und hat nun die Genugtuung, 
das Ziel erreicht zu haben, und zwar mit beachtlichem Vorſprung vor anderen Ländern 
und Verwaltungen. In den erſten Jahren war die Entwidlungsarbeit darauf abgeſtellt, 
die zur Erzielung einer ausreichenden Bildgüte erforderlichen techniſchen Einrichtungen 
zu ſchaffen. In laufender Entwicklung hat die Deutſche Reichspoſt, gemeinſam mit der 
einſchlägigen Induſtrie, die Fernſehtechnik ſo weit gefördert, daß im Sommer 1933 die 
erſten Fernſehbilder von dem zu jener Zeit errichteten Altrakurzwellen⸗Fernſehſender 
in Berlin⸗Witzleben übertragen werden konnten. 1934 wurde dieſe Sendeanlage für 
einen Fernſehrundfunk durch Inbetriebnahme eines zweiten Altrakurzwellenſenders zur 
Abertragung des begleitenden Tons vervollſtändigt. Die Bilder werden in 180 Zeilen 
aufgeteilt und 25mal in der Sekunde wiederholt. Ein ſolches Bild ſetzt ſich aus 40 000 
Bildpunkten zuſammen. Die Fernſehanlage in Witzleben iſt ſpäter noch durch ein Licht⸗ 
ſtrahlabtaſtgerät ergänzt worden, das das Programm durch unmittelbare Übertragung 
kleiner Spielſzenen bereichert. Der Induſtrie iſt es in kurzer Zeit gelungen, Emp- 
fangsapparate zu entwickeln, mit denen ſich dieſe Bild. und Tonſendungen aufnehmen 
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laſſen. Die Empfangsapparate enthalten eine Braunſche Röhre, die ſich beſonders gut 
zur Bildzuſammenſetzung eignet. Als Ergebnis weiterer Entwicklungsarbeit im Fern⸗ 
ſehen konnten unter Führung der Deutſchen Reichspoſt auf den Großen Deutſchen Rund- 
funkausſtellungen 1936 und 1937 höherzeilige Fernſehbilder gezeigt werden, die eine 
hohe Vollkommenheit und Flimmerfreiheit beſaßen. Im Sommer 1937 wurde die neue 
deutſche Fernſehnorm verkündet, die auf Grund der wiſſenſchaftlichen Arbeit der neu ge- 
gründeten Forſchungsanſtalt der Deutſchen Reichspoft auf 441 Zeilen mit 50 Halb- 
bildern je Sekunde nach dem Zeilenſprungverfahren feſtgeſetzt wurde. Nach dieſer neuen 
Fernſehnorm wurde der neue Fernſehſender in Berlin⸗ Witzleben gebaut, der erſtmalig 
zur 15. Großen Deutſchen Nundfunkausſtellung 1938 auf drahtloſem Wege das 441. 
Zeilen⸗Bild ausſtrahlte. Seitdem werden allabendlich von Berlin ⸗ Witzleben je eine 
Stunde lang das neue 441. Zeilen⸗Bild und anſchließend noch bis auf weiteres das alte 
180. Zeilen⸗Bild ausgeſandt. Auf der diesjährigen Ausſtellung wurden Fernſehgroß⸗ 
bilder bis zu 10 qm Fläche gezeigt, die eine vorzügliche Klarheit und Helligkeit beſaßen. 
Bei der künftigen Anwendung des Fernſehens im Rundfunk wird ſich die Notwendigkeit 
ergeben, auch Abertragungen aus geſchloſſenen Räumen und aus dem Freien zu veran- 
ſtalten. Hierfür iſt zunächſt auf Anregung der Deutſchen Neichspoſt ein Sendegerät ent- 
wickelt worden, das Filmaufnahmen (Zwiſchenfilmverfahren) anfertigt, die vom Fern⸗ 
ſehſender übertragen werden. Außerdem hat die Deutſche Reichspoſt die Entwicklung 
eines Bildfängers gefördert, der in der Lage iſt, die im Fernſehbild wiederzugebenden 
Ereigniſſe ſowohl aus geſchloſſenen Räumen als auch aus dem Freien unmittelbar zu 
übertragen. Zur Zeit ſteht im Deutſchlandhaus am Adolf⸗Hitler⸗ Platz in Berlin eine 
Fernſehaufnahmeſtelle der Deutſchen Reichspoſt vor der Vollendung, aus der künftig 
unmittelbare Fernſehſendungen mit modernen Bühneneinrichtungen übertragen werden. 


Damit das Fernſehen zu einem weiteren Bindeglied zwiſchen Führer und Volk wird, 
müſſen möglichſt alle Volksgenoſſen in der Lage ſein, die Fernſehübertragungen zu 
verfolgen. Dazu iſt es notwendig, für den Fernſehrundfunk, deſſen Wellen (ultrakurze) 
nur eine geringe Reichweite haben, ähnlich wie beim Tonrundfunk, ein enges Netz von 
Fernſehſendern zu errichten. Der erſte Fernſeh⸗Doppelſender (Ton und Bild) iſt in 
Berlin -⸗Witzleben in Vetrieb. Er hat eine Reichweite von rund 50 km. Ein zweiter 
Sender auf dem Brocken iſt im Bau; ein dritter wird auf dem Feldberg im Taunus 
errichtet. Für die erforderlichen Fernſehübertragungsverſuche ſind zwei fahrbare Sender 
ſowie entſprechende Empfangsſtationen in Benutzung. Die Fernſehdarbietungen werden 
den Sendern über Kabel zugeführt. Die Deutſche Neichspoſt verwendet dazu, wie be- 
reits im Abſchnitt Fernſprechdienſt erwähnt, ſogenannte Breitbandkabel, weil ſich die 
vorhandenen Fernſprechkabel nicht zur Weiterleitung von Fernſehſendungen eignen. Am 
ſchon jetzt möglichſt vielen Volksgenoſſen Gelegenheit zu geben, an dem Empfang der 
Fernſehſendungen teilzunehmen, hat die Deutſche Reichspoft mehrere öffentliche Fern. 
ſehſtellen in Berlin errichtet, die erſte am 9. April 1935 im Reichspoſtmuſeum. Der 
Beſuch dieſer Fernſehſtellen iſt für jedermann unentgeltlich. Die Einrichtung öffentlicher 
Fernſehſtellen war während der Olympiſchen Spiele ganz beſonders wirkſam. Im Olym- 
piſchen Stadion, im Schwimmſtadion, in der Dietrich ⸗Eckart- Bühne und an anderen 
Stellen wurden Fernſehaufnahmeſtellen eingerichtet, die mit Hilfe von vollkommen elek- 
triſch arbeitenden Bildfängern verſchiedener Art und Zwiſchenfilmaufnahmegeräten die 
Darbietungen über beſondere Fernſehkabel auf den Fernſehſender Berlin ⸗Witzleben 
uͤbertrugen. Im Jahre 1937 wurden zum erſten Male die Ereigniſſe des Reichspartei- 
tages aus Nürnberg unmittelbar auf den Fernſehrundfunk in Berlin übertragen. Vor⸗ 
ausſichtlich wird noch Ende 1938 der Kauf von Fernſehrundfunkempfängern für alle 
Volksgenoſſen unter noch feſtzuſetzenden Bedingungen freigegeben werden. Damit wird 
die Entwicklung des deutſchen Fernſehrundfunks in ein neues Stadium treten. 


Eine weitere Bedeutung des Fernfehens liegt auf dem Gebiete des Fernſehſprechens, 
einer Einrichtung, die es ermöglicht, zwifchen entfernten Orten eine Fernſehunterhaltung 
zu führen, bei der ſich die Sprechenden gegenſeitig ſehen. Aber ein für dieſe Zwecke ge⸗ 
ſchaffenes neuartiges Fernkabel, ein Breitbandkabel, wurde zur Eröffnung der Leipziger 
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Frühjahrsmeſſe 1936 zwiſchen Berlin und Leipzig ein Fernſehſprechverkehr, erſtmalig in 
der Welt auf eine ſolche Entfernung, aufgenommen. Inzwiſchen iſt der Fernſehſprech⸗ 
dienſt auf die Strecken Berlin — Leipzig Nürnberg und München ausgedehnt worden. 
Hamburg, Frankfurt (Main), Köln und Wien werden folgen. In Berlin und München 
beſtehen je 2 Fernſehſprechſtellen, ſo daß in dieſen Städten auch Ortsgeſpräche geführt 
werden können. Das Anwendungsgebiet des Fernſehſprechens in einer oder in beiden 
Richtungen (Gegenſehen) umfaßt zahlreiche Gebiete menſchlicher und ſtaatlicher Be⸗ 
tätigung. Das menſchliche Auge kann mit ſeiner Hilfe beliebige Entfernungen über⸗ 
ſpringen, wenn nur bis zu dem betreffenden Punkt ein Strang des Fernſehkabels ver- 
läuft. Forſchertätigkeit, dieſe auch in Gebieten, wo Naturkräfte der perſönlichen An- 
weſenheit des Menſchen entgegenſtehen würden, ärztliche Wiſſenſchaft, Beurkundungs⸗ 
und Polizeiweſen und viele andere Tätigkeitsgebiete werden durch das Fernſehen und 
das kommende deutſche Fernſehkabelnetz eine noch nicht abzuſehende Entwicklung erfahren. 
Die Durchführung der Zukunftspläne für das Fernſehen muß aus techniſchen und wirt- 
ſchaftlichen Gründen auf eine Reihe von Jahren verteilt werden. Obwohl die dafür 
aufzuwendenden Mittel ſehr erheblich ſein werden, wird die Deutſche Reichspoſt die 
von ihr geleitete techniſche Entwicklung des Fernſehens auch weiterhin nach Kräften 
fördern. 


Werbedienſt 


Der Werbedienſt der Deutſchen Reichspoſt hat die Aufgabe, alle Neuerungen auf dem 
Gebiet des Poft- und Fernmeldeweſens zu erläutern, auf wenig bekannte Einrichtungen 
immer wieder hinzuweiſen und dem einzelnen Volksgenoſſen bei jeder Gelegenheit zu 
zeigen, wie er ſich am zweckmäßigſten und billigſten der Poſteinrichtungen bedient. Er 
umfaßt daher auch alle Einrichtungen der Deutſchen Reichspoſt, alſo auch den Pojt-, den 
Telegramm, den Fernſprech⸗ und den Funkdienſt. Es iſt beſonders hervorzuheben, daß 
ſich die Werbung der Deutſchen Reichspoſt grundſätzlich nicht gegen Wettbewerbsunter- 
nehmungen richtet. Die Deutſche Reichspoſt iſt wegen ihrer Vielſeitigkeit, wegen der 
ſtarken Veräſtelungen ihrer Einrichtungen, die obendrein in Wechſelbeziehungen mit der 
ganzen Welt ſtehen, auf tatkräftige Werbung mehr angewieſen als manches andere ver- 
gleichbare Großunternehmen. 


Da Deutſchland, verkehrspolitiſch geſehen, das Herzſtück Europas und ein unentbehr- 
liches Bindeglied des Weltverkehrs iſt, greift die Werbung der Deutſchen Reichspoſt 
vielfach auch auf das Ausland über. Hierbei ſucht fie zugleich allgemeinen Staatsauf⸗ 
gaben, namentlich bei Durchführung der kulturellen und politiſchen Propaganda, zu 
dienen. 

Auch an der Förderung des Fremdenverkehrs und der Fremdenverkehrswerbung iſt die 
Deutſche Reichspoſt als ausſchließliche Trägerin des Nachrichtendienſtes und Haupt- 
trägerin des Perſonenverkehrs auf dem flachen Lande nicht unerheblich beteiligt. Sie iſt 
außerdem Nutznießerin dieſes Verkehrs, wenngleich ihr Anteil am Geſamtumſatz des 
deutſchen Fremdenverkehrs weit geringer iſt als der der Reichsbahn, der großen Schiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaften und des Hotelgewerbes. Durch das Geſetz über den Reichsausſchuß 
für Fremdenverkehr vom 23. Juni 1933 iſt ihr die Verpflichtung auferlegt worden, einen 
Teil der Koſten für die Gemeinſchaftswerbung des Reichsausſchuſſes für die Förderung 
des Fremdenverkehrs zu tragen. Darüber hinaus leiſtet die Deutſche Reichspoſt frei- 
willige Zuſchüſſe an die Hauptträger der Fremdenverkehrswerbung. Außerdem ſucht ſie 
bei Durchführung ihrer Poſteigenwerbung, überall wo ſich Gelegenheit bietet, z. B. im 
Reichspoſtkalender, durch Preſſeveröffentlichungen im In- und Ausland, in Faltblättern 
für den Kraftpoſtverkehr uſw., zugleich der Fremdenverkehrswerbung zu dienen. 


Perſonalpolitik 

Die Deutſche Reichspoſt kann ihren vielſeitigen Aufgaben, die im nationalſozialiſtiſchen 
Staat gegen früher an Amfang und Bedeutung zugenommen haben, nur gerecht werden, 
wenn ſie ſich dabei auf ein Perſonal ſtützen kann, das ſeine dienſtlichen Obliegenheiten 
nicht nur mit größter Sachkenntnis und Amſicht, ſondern auch getreulich im Sinne der 
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nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung verſieht. Nur dann liegt das öffentliche Nach- 
richtenweſen unbedingt zuverläſſig in der Hand des neuen Staates und ſeines Führers, 
nur dann iſt die Gewähr dafür gegeben, daß es in ſeinem Geiſte bedient wird und jeder 
ſeiner Willensäußerungen bis ins feinſte und kleinſte Glied nachkommt. Es iſt nicht 
verwunderlich, daß aus ſolchen Gedankengängen heraus gerade die Deutſche Reichspoſt 
ſchon Wochen vor Inkrafttreten des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamten- 
tums vom 7. April 1933 mit der Säuberung des Perſonalkörpers von ſtaatsfeindlichen, 
insbeſondere kommuniſtiſchen Elementen, begonnen hat. Das Geſetz ſelbſt bot dann die 
Handhabe, um nicht nur die national unzuverläſſigen Elemente, ſondern auch die Be. 
dienſteten nichtariſcher Herkunft und ſchließlich auch die minder leiſtungsfähigen Kräfte 
aus dem aktiven Dienſtverhältnis zu entfernen. 


Nach Beſeitigung der ungeeigneten Elemente war die Einſetzung fachlich tüchtiger und 
zuverläſſiger alter Parteigenoſſen, wie fie bei der Deutſchen Reichspoſt in verhältnis. 
mäßig großer Zahl vorhanden waren, in wichtigen Dienſtſtellen erforderlich. Bei der 
Auswahl geeigneter Kräfte für beſondere Vertrauenspoſten iſt auf alle Beamtengruppen 
zurückgegriffen worden. Vielfach war auch eine Hebung der dienſtlichen Stellung der mit 
beſonderem Vertrauen, z. B. als Vorſteher der Fachbüros, eingeſetzten Beamten nötig, 
damit fie ihren dienſtlichen Aufgaben gerecht werden konnten. So find aus ftaats- 
politiſchen Notwendigkeiten mit Vorrang eine größere Zahl von Beamten befördert, 
nichtplanmäßige Beamte angeſtellt und mehr als tauſend Poſtbetriebsarbeiter, Angeſtellte, 
Telegraphenbauhandwerker und Lagerarbeiter in das Beamtenverhältnis übernommen 
worden. Nachdem die Durchprüfung nach dem Berufsbeamtengeſetz und der Einſatz be- 
währter alter Kämpfer auf verantwortlichen Poſten abgeſchloſſen iſt, ſteht das Perſonal 
in ſich gefeſtigt jederzeit dem neuen Staat zur Verfügung. Alle Angehörigen der Deut- 
ſchen Reichspoſt haben auf den Führer und Reichskanzler den Eid der unerſchütterlichen 
Treue und des blinden Gehorſams geleiſtet; ſie dienen in treuer Arbeitskameradſchaft, 
um zu ihrem Teil am Wiedererſtarken von Volk und Reich und an der Schaffung 
wahrer Volksgemeinſchaft mitzuhelfen. 


Die Deutſche Reichspoft hat ſich nicht damit begnügt, den vorhandenen Perſonalkörper 
zu ſäubern und zu feſtigen, ſie hat zugleich auch auf dem Gebiet der Perſonalpolitik 
weitere umfaſſende und zielbewußte Aufbauarbeit betrieben. Aus der Notwendigkeit, die 
durch den Abbau nach dem Berufsbeamtengeſetz entſtandenen Lücken wieder aufzufüllen, 
ergab ſich die willkommene Gelegenheit, eine beträchtliche Anzahl alter Kämpfer der Be- . 
wegung bei der Deutſchen Reichspoſt einzuſtellen. Am auch für alle Zukunft die Ein- 
ſtellung und Erziehung eines für die Ziele des Dritten Reichs beftgeeigneten Nachwuchſes 
zu ſichern, wurden die Annahme- und Ausbildungsvorſchriften für alle wichtigeren 
Dienſtlaufbahnen grundlegend umgeſtaltet. Die Deutſche Reichspoſt hat ſich nicht ge⸗ 
ſcheut, hierbei — wo es ihr notwendig erſchien — gänzlich neue Wege einzufchlagen 
und mit den überlebten Methoden früherer Zeiten aufzuräumen. Daß ſie damit das 
Richtige getroffen hat, beweiſen eine ganze Reihe ſpäterer ähnlicher Maßnahmen 
anderer Verwaltungen. Als Fachverwaltung hat die Deutſche Reichspoſt von jeher 
Wert auf eine gediegene Vorbildung gelegt. Darüber hinaus aber ſtellen die neuen 
Beſtimmungen bewußt Perſönlichkeitswert und Charakter des Bewerbers in den Vor⸗ 
dergrund. Ein ſo gewaltiges Anternehmen wie die Deutſche Reichspoſt braucht friſche, 
feſt im Leben ſtehende Menſchen mit Tatkraft und Verantwortungsfreudigkeit, die ſich 
als Volksgenoſſen unter Volksgenoſſen fühlen. Deshalb verlangt die Deutſche Reichs- 
poſt jetzt in allen Einſtellungsvorſchriften als Anwärter friſche, ſportgeſtählte Jungen 
und Männer, die den Nachweis nationalſozialiſtiſcher Betätigung in der Partei oder 
ihren Gliederungen erbringen. Als beſonders geeignet werden Bewerber bevorzugt, die 
ſich um die nationalſozialiſtiſche Erhebung hervorragend verdient gemacht haben. Wie 
für die Auswahl der Bewerber ſind jetzt auch für die Ausbildung der angenommenen 
Anwärter die Grundſätze der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung maßgebend. Die 
neuen Ausbildungsvorſchriften legen beſonderen Wert auf die Erziehung zur Perſönlich⸗ 
keit, auf die Förderung von Willens und Entſchlußkraft und Verantwortungsfreudig⸗ 
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keit. Die für den Aufſtieg in leitende Stellen auserſehenen Anwärter ſollen zu Führer⸗ 
perſönlichkeiten, aufrechten, vorbildlichen Charakteren herangebildet werden. Allgemein 
wird in der Vorbereitungszeit nicht totes, abſtraktes Wiſſen eingepaukt, ſondern leben⸗ 
diges Verſtehen der Dienſtvorgänge gelehrt. Dieſen Grundſätzen folgend, wird auch die 
als Abſchluß des Vorbereitungsdienſtes abzuleiſtende Anſtellungsprüfung nicht mehr wie 
früher als reine Wiſſensprüfung abgenommen, ſie iſt vielmehr zu einer Geſamtprüfung 
der Perſönlichkeit ausgeſtaltet worden. Die Deutſche Reichspoſt hat auch hier etwas 
grundſätzlich Neues geſchaffen, indem ſie die Prüfungen im höheren und gehobenen 
mittleren Dienſt allgemein in eine Vorprüfung, eine praktiſche Bewährungszeit, eine 
häusliche Probearbeit und eine Abſchlußprüfung zerlegt hat. Der Prüfling braucht 
einen großen Teil des Prüfungsſtoffes nicht mehr bis in die Abſchlußprüfung durchzu⸗ 
3 es beſteht auch Gelegenheit, ſeine Weſenseigenſchaft zu erkennen und zu 
ormen. 


Mit dieſen durch und durch neuzeitlichen Ausbildungs- und Prüfungsvorſchriften wird 
die Deutſche Reichspoſt den bereits eingeſtellten und den künftig noch einzuſtellenden 
Nachwuchs zu ebenſo dienſttüchtigen wie charakterlich wertvollen Beamten und Kämpfern 
des Dritten Reichs heranbilden. Damit iſt ein weiterer weſentlicher Schritt auf dem 
Wege der Neuformung des Perſonalkörpers der Deutſchen Reichspoft im Sinne des 
Nationalſozialismus getan. 


Den weitaus größten Teil des nichtbeamteten Perſonals der Deutſchen Reichspoſt bilden 
Arbeiter. Am den Weg zur Einfügung der Arbeiterſchaft als überaus wichtiges Glied 
des Perſonalkörpers in den nationalſozialiſtiſchen Staat frei zu machen, find zunächſt 
auf Grund des Geſetzes über Betriebsvertretungen und über wirtſchaftliche Vereini- 
gungen vom 4. April 1933 die dem nationalſozialiſtiſchen Staat feindlich gegenüber 
ſtehenden Betriebsratsmitglieder ihrer Amter enthoben worden, wenn Art und Amfang 
ihrer bisherigen politiſchen Betätigung dies notwendig machten. Das Geſetz zur Wieder 
herſtellung des Beruſsbeamtentums bot ferner die Möglichkeit, auch aus der Gefolgſchaft 
die politiſch unzuverläſſigen Kräfte auszuſcheiden. Dieſe Maßnahmen trugen dazu bei, 
eine unbedingt zuverläffige, auf nationalſozialiſtiſchem Boden ftehende Arbeiterſchaft zu 
ſchaffen. Die frei gewordenen Arbeitsplätze wurden mit Vorrang arbeitsloſen, älteren 
und verdienten Mitgliedern der NSDAP. und der ihr angegliederten Verbände und 
auch ſolchen Arbeitern zugewieſen, die wegen ihrer Zugehörigkeit zur NSDAP. in 
früheren Jahren ihren Arbeitsplatz bei der Verwaltung verloren hatten. Daß alte und 
zuverläſſige Parteimitglieder unter den Arbeitern auch ſonſt in beträchtlichem Amfang 
gefördert worden ſind, wurde bereits erwähnt. 


Auch auf dem Gebiet des Arbeitsrechts und der Arbeitsverhältniſſe wurde wertvolle 
Aufbauarbeit geleiſtet. Die Grundlage für die Neuordnung bildete das Geſetz zur 
Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 23. März 1934. 
Dieſes Geſetz hat die Deutſche Reichspoſt vor zwei beſondere Aufgaben geſtellt: 


1. Die Bildung von Vertrauensräten, 
2. der Erlaß einer Dienſtordnung. 


Obgleich die Deutſche Reichspoſt als Hoheitsverwaltung nach dem Geſetz nicht ver- 
pflichtet war, Vertrauensräte zu bilden, hat fie dies doch getan, weil ſich das Reichspoſt⸗ 
miniſter ium darüber klar war, daß die Heranziehung der Arbeiterſchaft zur Mitgeſtaltung 
der Arbeitsverhältniſſe die Betriebsverbundenheit zwiſchen dem Leiter des Betriebs und 
der Gefolgſchaft nur erhöhen kann und deshalb für beide Teile, die Arbeiterſchaft und 
den Betrieb, von großem Wert iſt. Bei der Durchführung der Verordnung ſind keine 
beſonderen Schwierigkeiten entſtanden, dank der vertrauensvollen Zuſammenarbeit aller 
beteiligten Stellen. Vertrauensräte und Vertrauensmännervertretungen find verftänd- 
nisvoll und verantwortungsbewußt an ihre oft nicht gerade leichte Tätigkeit heran⸗ 
gegangen und haben viel zur Durchdringung des Perſonals mit nationalſozialiſtiſchem 
Gedankengut und zur Durchſetzung des Kameradſchaftsgedankens beigetragen. 
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Die Dienſtordnung gilt als Erſatz für den bisherigen Tarifvertrag und die frühere 
Arbe itsordnung. In den beiden Worten Tarifvertrag und Dienſtordnung kommt die 
große grundlegende, im Arbeitsrecht eingetretene Anderung zum Ausdruck. Der Tarif- 
vertrag des marxiſtiſchen Staates war das Ergebnis einer Anſchauung, die davon aus⸗ 
ging, daß nur im Klaſſenkampf die ſoziale Lage der Arbeiterſchaft gebeſſert werden könne. 
Die Gewerkſchaften waren die Kampforgane, die ihre Hauptaufgabe darin ſahen, mit 
allen Mitteln einer verfehlten Geſetzgebung am ſtarren Prinzip des Tarifvertrags oder 
der Betriebs vereinbarungen feſtzuhalten, mochte auch das Anternehmen, nicht zuletzt zum 
Nachteil des Arbeiters, daran zugrunde gehen oder zu Schaden kommen. Die Dienft- 
ordnung des nationalſozialiſtiſchen Staates iſt in anderer Anfchauung entſtanden. Die 
nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung ſtellt in den Vordergrund, daß ein Werk nur ge⸗ 
deihen kann in freudiger Zuſammenarbeit von Gefolgſchaft und Betriebsführer, und daß 
ein Werk nur dann geſegnet iſt, wenn es ſeine Aufgaben zum Gemeinſchaftswohl des 
Volksganzen erfüllt. Die Neuordnung konnte keine allgemeine Lohnaufbeſſerung bringen. 
Solange das deutſche Volk den ſchweren Kampf um ſein Lebensrecht kämpfte und noch 
Millionen deutſcher Volksgenoſſen unter der Geißel der Arbeitsloſigkeit litten, mußte 
alles vermieden werden, was mit den nächſten Zielen der Reichsregierung nicht ver⸗ 
einbar war. Die immer noch ſehr ſchwierige Lage der Deutſchen Reichspoſt geſtattet 
eine allgemeine Lohnaufbeſſerung nicht, ſo wünſchenswert an ſich eine Erhöhung des 
Lohneinkommens der Arbeiter wäre. Wohl aber ſieht die Neuregelung eine Milderung 
ſozialer Härten in der Lohngeſtaltung, beſonders der minderbezahlten Arbeiter, vor, 
daneben aber auch manche Verbeſſerung in der ſozialen Geſtaltung der Arbeits verhält⸗ 
niſſe. Vor allem ſoll dem Arbeiter durch die Schaffung des ſtändigen Arbeiters und 
die Verlängerung der Kündigungsfriſten ein ſtärkeres Gefühl der Verbundenheit mit 
feiner Behörde und des Geborgenſeins bei der Deutſchen Reichspoſt gegeben werden. 
Von größter Bedeutung iſt hierbei die Ankündbarkeit des Arbeiters nach einer Dienſtzeit 
von 25 Jahren im öffentlichen Dienſt. Es braucht nicht beſonders hervorgehoben zu 
werden, was allein dieſe Sicherung der Lebensſtellung des langjährig beſchäftigten 
Arbeiters für ihn und ſeine Familie bedeutet. 


Auch durch die Beſchäftigung von Beamten, die aus dem Arbeiterver hältnis hervorgegan⸗ 
gen find, in den Perſonalſtellen der Reichspoſtdirektionen hoffen wir wiederum einen 
Schritt zur Stärkung wahrer Betriebsgemeinſchaft vorwärts getan zu haben. Künftig 
werden auf dieſe Weiſe Arbeiterangelegenheiten von ſolchen Kräften miterledigt, die 
die Sorgen und Nöte des Arbeiters am eigenen Leibe erfahren haben. 


In Erfüllung einer ſelbſtverſtändlichen Pflicht hat ſich die Deutſche Neichspoft auch der 
Kriegsbeſchädigten beſonders angenommen und im Rahmen der dienſtlichen, haushalt 
rechtlichen und finanziellen Möglichkeiten kriegsbeſchädigte Arbeiter in ſehr großer Zahl 
in das Beamtenverhältnis übernommen und bevorzugt zur Telegraphenbauhandwerker⸗ 
prüfung zugelaſſen. Auch die ſtaats⸗ und wehrpolitiſch wichtige Einberufung von Ver⸗ 
ſorgungsanwärtern für Beamtenſtellen der Deutſchen Reichspoſt konnte erheblich ver- 
beſſert werden. 


Am das Perſonal für ſeine wichtigen Aufgaben geſund und leiſtungsfähig zu erhalten, 
hat die Deutſche Reichspoſt eine Reihe von Fürſorgemaßnahmen, fo beſonders in der 
Wohnungs- und Anfallverhütungsfürſorge, der Poſtbetriebskrankenkaſſe, der Verſor⸗ 
gungsanſtalt, getroffen und beſondere Wohlfahrtseinrichtungen geſchaffen. Bei Erkran- 
kungen von Beamten uſw. und von Angehörigen ihrer Familie ſowie in ſonſtigen Not⸗ 
fällen wird Hilfe durch Anterſtützungen gewährt. Der Tuberkuloſebekämpfung wird 
größte Fürſorge durch Beihilfen zu Heilſtättenkuren zugewendet. Erholungsbedürftige 
und tuberkuloſegefährdete Kinder des Perſonals werden alljährlich in großer Zahl zu 
mehrwöchigen Kuren in Kindererholungsheimen untergebracht. Eine größere Zahl von 
Poſterholungsheimen ſteht dem Perſonal zur Verfügung, in denen es während des 
Urlaubs bei preiswerter Anterkunft Erholung finden kann. Die Durchführung der Wohl⸗ 
fahrtspflege iſt nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen neu geregelt. Es kommt nicht 
darauf an, welche Dienſtſtellung in der Verwaltung der Hilfsbedürftige einnimmt. Die 
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Hilfeleiſtung richtet ſich nur nach der Größe der Not. Dem wirtſchaftlich Schwachen 
wird mehr geholſen als dem wirtſchaftlich Beſſergeſtellten. Aberhaupt liegen die Nöte 
und Sorgen des kleinen Beamten und des Arbeiters der Verwaltung beſonders am 
Herzen. 


Die Beſtrebungen des neuen Deutſchland auf körperliche Ertüchtigung erfahren durch die 
Anteilnahme an der ſportlichen Betätigung des Perſonals und an der Pflege der 
Leibesübungen weitgehendſte Anterſtützung. Die Zahl der Poſtſportvereine iſt auf rund 
510 angewachſen; die Zahl der Mitglieder nimmt ſtändig ſtark zu. 


Auf allen dieſen Wegen ſtrebt die Perſonalpolitik der Deutſchen Reichspoſt dem ei nen 
großen Ziel zu, alle ihre Angehörigen — ob Beamte aller Gruppen, Angeſtellte oder 
Arbeiter — zu einem einzigen großen Block zuſammenzuſchmieden und ihn unverrückbar 
in den Bau des Dritten Reichs einzufügen. 


Für alle Kreiſe der Volksgenoſſen innerhalb der Deutſchen Neichspoſt ſei es zum Schluß 
zuſammenfaſſend als Bekenntnis des eigenen Lebens und der Erfahrung noch einmal 
ausgeſprochen: 


Wir gehen bei unſeren perſonalpolitiſchen Aufbauarbeiten davon aus, daß das wert- 
vollſte im Staat und für ſeinen Aufbau der Menſch, der Volksgenoſſe iſt. Ein Aufbau 
im Leben kann aber erfolgreich nur nach dem Führerprinzip durchgeführt werden; ſo 
iſt es in der Familie, im Beruf und im Staat. Das Führerprinzip fordert auf der einen 
Seite Autorität und auf der anderen ſtrengſte Verantwortung. Die Verantwortlichkeit 
des Führenden im Beruf hört noch lange nicht mit der Erfüllung der rein beruflichen 
Pflichten auf; es beſteht auch eine Verantwortung gegenüber dem Volksgenoſſen und 
eine Verpflichtung aus der Volksgemeinſchaſt heraus. Der Führer muß auch als Menſch 
die innere Anerkennung ſeiner Antergebenen beſitzen. Die Autorität wäre unvollkommen, 
wenn fie nur auf Gehorſamsverhältniſſe oder gar auf einer gewiſſen Angſt aufgebaut 
wäre. Die Autorität ſoll neben der beruflichen Forderung auch innerlich dem Führer 
willig gebracht werden. Erſt dann iſt das richtige Verhältnis geſchaffen. Der Erfolg 
wird eine freudigere Mitarbeit und damit größere Leiſtung und größerer Nutzen ſein. 
Wie es kein Aufwärts im deutſchen Volk geben kann, wenn nicht dem ſchaffenden Volks. 
genoſſen die Gleichberechtigung als Angehöriger der Nation gegeben wird, ſo kann die 
große Volksgemeinſchaft nicht verwirklicht werden, wenn ſich irgendein Stand davon 
ausſchließt. In einem Volke ift der eine nichts ohne den anderen. Erreicht werden 
können dieſe Ziele nur, wenn jeder die Weltanſchauung des Nationalſozialismus voll 
und ganz erfaßt hat. Man iſt noch lange nicht Nationalſozialiſt, wenn man nur die 
äußere Form wahrt, ſondern erſt, wenn das ganze Handeln und Streben vom national- 
ſozialiſtiſchen Geiſt erfüllt iſt. Möge ein jeder innerhalb des Perſonalkörpers der Deut- 
ſchen Reichspoſt ſo handeln, daß er als Nationalſozialiſt vor der Weltanſchauung und 
damit vor dem deutſchen Volk und ſeinem großen Führer beſtehen kann! 
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des nationalſozialiſtiſchen Staates 
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Generalinfpektor für das deutſche 
Stcafienwefen, Berlin 


-Der Straßenbau im 
nationalſozialiſtiſchen Staat 


Lieferung 20 13910 (3) 


Cieferung 20 


Dom Führer mit dem Bau der Reichsautobahnen und der 
Neuordnung des Steafienwefens beauftragt, ift kein anderer 
lo wie der Derfaffer berufen, einen Überblick über die ge- 
ſtellten Aufgaben, über Zielſetzung und geleiſtete Arbeit zu 
geben. In kurzen Worten wird dargeſtellt, wie vor 1933 
Straßenbau betrieben wurde, wie der Führer dann ein 
Straßenbau- und Motoriſierungsprogramm aufſtellte und 
ſelbſt an den Arbeiten der erſten Jahre tegen Anteil nahm. 


Der Derfafjer ſtellt ſodann die groſſen nationalſozialiſtiſchen 


Aufgaben dar, die auch für die Durchführung des Strafen- 


bauprogramms beſtimmend find — er skizziert kurz die 
geſetgeberiſchen und organiſatoriſchen Maßnahmen, die 
zu treffen waren, um die Durchführung des Programms 
ſicherzuſtellen. — Im letzten Teil des Beitrags gibt uns der 
Derfaffer einen Überblick über die bisherigen Leiftungen, 
über die Entwicklung der Bautechnik und Baukultur und 
ſtellt ſchließlich nach Würdigung der bisherigen Acbeit 
dem Derkehtstechniker und Straßenbauer neue Aufgaben, 
um die Dorausjetungen für eine Steigerung des Verkehrs 
und eine ungehemmte Entwicklung des ReajtIohkinpjeng 
ſicherzuſtellen. 


InduſtrieberlagSpaeths Linde, Berlin-WDien 
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Der Straßenbau im nationalſozialiſtiſchen Staat 


Don 
Dr.-Ing. Fritz Todt, 


Generalinfpektor für das deutfche Straffenweſen, Berlin 
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I. Die Straßen vor 1933 — Erkenntnis und Zielſetzung 
Das deutſche Straßennetz und der Verkehr auf ihm waren wie vieles andere in Ver. 
waltung, Wirtſchaft und Kultur das Opfer einer zerſetzenden, föderaliſtiſch⸗liberali⸗ 
ſtiſchen Politik geworden. 
Eine Steuerpolitik ohne Weitblick führte zu einer Knebelung der Automobilinduſtrie 
und verhinderte die Motoriſierung Deutſchlands. 


Das Reich war zerſplittert, Parteien und Parlamente hatten das Volk zerriſſen, 
die Verwaltung geſchwächt. 


Aber 600 Körperſchaften trieben Straßenbau — teils als Hoheitsaufgabe, teils als 
Selbſtverwaltungsaufgabe — nach eigenem Gutdünken, bauten Straßen ohne Rück. 
ſicht auf Nachbargebiete, ohne Rüdfiht auf die Forderungen eines anwachſenden 
Kraftverkehrs und ohne Rückſicht auf eine planvolle Ordnung im Geſamtſtraßennetz. 
Aber 600 ſelbſtändige Verwaltungen führten in den letzten 7 Jahren vor 1933 drei- 
einhalb Milliarden dem Straßenbau zu, allein es ſehlte die ordnende Hand einer 
zentralen Führung, Millionen über Millionen gingen der Straße wieder verloren, 
weil ſie planlos und techniſch falſch Verwendung fanden. Der Straßenbau koſtete 
dem Deutſchen Volk als Steuerzahler viel Geld, die Straßen aber wurden nicht viel 
beſſer. Geringe Straßenbreiten, gefährliche Ortsdurchfahrten, ſcharfe Krümmungen, 
ſtarke Steigungen, übermäßige Wölbung der Fahrbahn, Eiſenbahnkreuzungen, 
Schlaglöcher u. dgl. kennzeichneten den Durchſchnitt der deutſchen Straßen vor 1933. 
Techniſche Anzulänglichkeit, verwaltungsmäßige Nachläſſigkeit und Mangel an 
Weitblick hinterließen ein uneinheitliches und zum großen Teil zerfallenes Straßen. 


Der Straßenbau im nationalſozialiſtiſchen Staat 
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I. Die Straßen vor 1933 — Erkenntnis und Jielſetzung 
Das deutſche Straßennetz und der Verkehr auf ihm waren wie vieles andere in Ver⸗ 
waltung, Wirtſchaft und Kultur das Opfer einer zerſetzenden, föderaliſtiſch⸗liberali⸗ 
ſtiſchen Politik geworden. 
Eine Steuerpolitik ohne Weitblick führte zu einer Knebelung der Automobilinduſtrie 
und verhinderte die Motoriſierung Deutſchlands. 


Das Reich war zerſplittert, Parteien und Parlamente hatten das Volk zerriſſen, 
die Verwaltung geſchwächt. 


Aber 600 Körperſchaften trieben Straßenbau — teils als Hoheitsaufgabe, teils als 
Selbſtverwaltungsaufgabe — nach eigenem Gutdünken, bauten Straßen ohne Rück- 
ſicht auf Nachbargebiete, ohne Rückſicht auf die Forderungen eines anwachſenden 
Kraftverkehrs und ohne Rückſicht auf eine planvolle Ordnung im Geſamtſtraßennetz. 
Aber 600 ſelbſtändige Verwaltungen führten in den letzten 7 Jahren vor 1933 drei- 
einhalb Milliarden dem Straßenbau zu, allein es fehlte die ordnende Hand einer 
zentralen Führung, Millionen über Millionen gingen der Straße wieder verloren, 
weil ſie planlos und techniſch falſch Verwendung fanden. Der Straßenbau koſtete 
dem Deutſchen Volk als Steuerzahler viel Geld, die Straßen aber wurden nicht viel 
beſſer. Geringe Straßenbreiten, gefährliche Ortsdurchfahrten, ſcharfe Krümmungen, 
ſtarke Steigungen, übermäßige Wölbung der Fahrbahn, Eiſenbahnkreuzungen, 
Schlaglöcher u. dgl. kennzeichneten den Durchſchnitt der deutſchen Straßen vor 1933. 
Techniſche Anzulänglichkeit, verwaltungsmäßige Nachläſſigkeit und Mangel an 
Weitblick hinterließen ein uneinheitliches und zum großen Teil zerſallenes Straßen- 
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netz, das den Forderungen des anwachſenden Kraftverkehrs bei weitem nicht mehr 
genügen konnte. 


Wenn ſich auch mancher Straßenbauer bemühte, gute Arbeit zu leiſten, manche Ver. 
waltung auch vorbildliche Straßen ſchuf, am Geſamtbilde änderte ſich nur wenig. 


In den langen Jahren der Kampfzeit legte der Führer Hunderttauſende von Kilo- 
metern im Kraftwagen auf deutſchen Landſtraßen zurück. Er durcheilte Länder und 
Gaue und wurde ſo zum beſten Straßenkenner Deutſchlands. Weitſchauend erkannte 
er die unheilvollen Auswirkungen eines uneinheitlichen und verkehrstechniſch unzu⸗ 
länglichen Straßennetzes auf die Entwicklung des Verkehrs und der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft. Er wußte auch, daß der Straßenbau vielen Arbeit und Brot geben konnte, aber 
auch auf Jahre hinaus Induſtrie und Wirtſchaft nachhaltigſt beleben würde, daß 
Straßen ſchon zu allen Zeiten von der Kultur und dem Lebenswillen einer Nation 
zeugten. Aus dieſer Erkenntnis heraus entſtand in Verbindung mit weitſchauenden 
kultur- und ſozialpolitiſchen Plänen das großzügige Motoriſierungs⸗ und Straßen; 
bauprogramm des Führers. 


Im Jahre 1932 waren es bereits über 6 Millionen Volksgenoſſen, die keine Arbeit 
und kein Brot hatten. 


Wenn der Führer ſich nun zum Ziel ſetzte, die deutſche Automobilinduſtrie wieder 
zu beleben, jo war es nicht die Sorge für den einzelnen Kraftfahrer, ſondern allein 
der Wille, eine großzügige Motorifierung Deutſchlands in die Wege zu leiten und 
dadurch auch Hunderttauſenden von Arbeitern, Vorarbeitern, Meiſtern und In⸗ 
genieuren das tägliche Brot wiederzugeben. Wenn er ſich zum Ziele ſetzte, die ver- 
kehrsfeindliche Steuerpolitik der früheren Jahre gegenüber dem Kraftverkehr 
abzulöſen, ſo nicht, um dieſen oder jenen einzelnen von einer Steuerlaſt zu befreien, 
ſondern allein, um die Kaufkraft des Volkes zu ſtärken, damit den Abſatz neuer 
Kraftwagen zu fördern und die Induſtrie wieder zu beleben. 

Den größten Anreiz aber ſollte der Bau von neuen Straßen geben, wie ſie in dieſer 
Art die Welt noch nicht geſchaffen hat. So entſtand der weitblickende Plan eines 
großzügigen Autobahnnetzes und einer organiſchen Neuordnung des geſamten 
deutſchen Straßenweſens. 


II. Der Führer und ſein Werk 
Am 30. Januar 1933 übernimmt Adolf Hitler die Führung des Reichs. 
Mit der dem Nationalſozialismus eigenen Tatkraft werden die Vorarbeiten auf- 
genommen und die geſtellten Aufgaben Zug um Zug gelöft. 


Am 11. Februar 1933 verkündet der Führer die Inangriffnahme eines großzügigen 
Straßenbauplans. 


Am 1. Mai 1933, dem Tag der nationalen Arbeit, gibt er auf dem Tempelhofer Feld 
den Plan des Baus von Kraftfahrbahnen bekannt: 


„Wir ſtellen ein Programm auf, das wir nicht der Nachwelt überlaſſen wollen, 
das Programm unſeres Straßenbaus. Eine gigantiſche Aufgabe, die Milliarden 
erfordert. Wir werden die Widerſtände dagegen aus dem Wege räumen und die 
Aufgabe groß beginnen.“ 
Am 27. Juni 1933 erläßt die Reichsregierung das Geſetz über die Errichtung eines 
Anternehmens „Reichsautobahnen“. Drei Tage ſpäter ernennt der Führer den 
Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen. Dieſer erhält die Auſſicht über 
alle Straßen, beſtimmt die Linienführung und Ausgeſtaltung der Kraftſahrbahnen. 
Die Geſellſchaft „Reichsautobahnen“ wird als Tochtergeſellſchaft der deutſchen 
Reichsbahn gegründet, die Vorarbeiten werden in Angriff genommen. 
Drei Monate nach Erlaß des Geſetzes, am 23. September 1933, eröffnet der Führer 
an der Spitze von 700 Arbeitern mit dem erſten Spatenſtich bei Frankfurt Main das 
gewaltige Werk der Reichsautobahnen: 
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„ . . und ehe wieder Jahre vergangen, ſoll das Nieſenwerk zeugen von unſerem 
| Dienſt, unſerem Fleiß, unſerer Fähigkeit und unſerer Entſchlußkraft. Deutſche 
Arbeiter, an das Werk!“ 
Drei weitere Monate jpäter find 1000 km Neichsautobahnen zum Bau freigegeben. 
Das Werk wird zum Symbol des Aufbaues im Dritten Reich. 
Am 30. November 1933 folgt der Erlaß über den Generalinſpektor für das deutſche 
Straßenweſen. Dieſer wird oberſte Neichsbehörde und iſt dem Führer und Reichs⸗ 
kanzler unmittelbar unterſtellt. Dem Generalinſpektor obliegen nunmehr neben den 
gewaltigen Aufgaben für den Bau der Reichsautobahnen auch Bau und Unter- 
haltung von Landſtraßen. Das Reich hat damit das Hoheitsrecht über die Straßen 
wieder übernommen, das ſchon vor Jahrhunderten deutſche Kaiſer innehatten. 
Am 21. März 1934 eröffnet der Führer auf der Bauſtelle der Reichsautobahn Anter⸗ 
haching bei München das zweite Jahr der Arbeitsſchlacht: 


„Sie find hier angetreten an der Bauſtelle eines der gewaltigen neuen Straßen- 
züge, die beſtimmt find, der deutſchen Wirtſchaft neue und modernſte Verkehrs⸗ 
wege zu geben. Gewaltig iſt dieſer Plan und ſymbolhaft für die Größe der uns 
geſtellten Aufgabe. 
Die Regierung hat das Werk erdacht und beſchloſſen. Ingenieure, Vermeſſungs⸗ 
beamte, Baumeiſter und Konſtrukteure ſchaffen die Vorarbeiten, eine Armee von 
deutſchen Arbeitern wird es verwirklichen.“ 
1500 km Reichsautobahnen waren inzwiſchen zum Bau freigegeben. 
Am 2. März 1934 erläßt die Reichsregierung das Geſetz über die einſtweilige Neu⸗ 
regelung des Straßenweſens und der Straßen verwaltung. Das Reich iſt mit der 
Erklärung von Reichsſtraßen erſtmalig wegeunterhaltungspflichtig geworden. Ein 
großzügiger Ausbau von 40 000 km Reichsſtraßen wird in Angriff genommen. 


Am 19. Mai 1935, wenig mehr als einundeinhalb Jahre nach dem erſten Spatenſtich, 
kann der Führer die erſte Teilſtrecke zwiſchen Frankfurt und Darmſtadt eröffnen. 
Bald darauf folgen die Strecken München — Holzkirchen, Darmſtadt Mannheim — 
Heidelberg, Berlin — Stettin und andere mehr. 
Im Herbſt 1936 find 1000 km Reichsautobahnen fertiggeſtellt. Am 27. September 
1936, drei Jahre nach dem erſten Spatenſtich, kann der Führer in Niederſchleſien den 
tauſendſten Kilometer dem Verkehr übergeben: 
„Das gewaltigſte Werk aber iſt ohne Zweifel der Bau dieſer Straßen, deren 
tauſendſten Kilometer wir heute einweihen und dem Verkehr übergeben. 

Der Bau dieſer Straßen ſoll dem deutſchen Volk Verkehrswege geben für 
eine fernſte Zukunft. 

. Heute find 1.000 km fertig, weitere 1 500 km find im Bau. Mehr als 
weitere 1000 km find ſchon wieder reif, für den Bau freigegeben zu werden. 
And alle die Zweifler und kleinen Nörgler, ſie können es wiſſen: In fünf Jahren 
find die erſten 7 000 km fertig.“ 

And in der Tat, Ende 1937 war der 2 000. Kilometer fertig und im Dezember 1938 
wurde der 3 000. Kilometer in einem feierlichen Akt dem Verkehr übergeben. 

Im Jahre 1938 hat der Führer nach der Angliederung Oſterreichs und des Sudeten⸗ 
landes den Befehl gegeben, ſofort für die Verklammerung dieſer neuen Gebiete mit 
dem Altreiche durch den Bau von Reichsautobahnſtrecken zu ſorgen. Schon am 
7. April 1938, alſo nicht einmal einen Monat nach dem Zuſammenſchluß der Oſtmark 
mit dem Reiche konnte der Führer beim erſten Spatenſtich in der Oſtmark, den er 
ſelbſt tat, den politiſchen Sinn dieſer neuen Strecken aufzeigen: 

„Ganz Deutſchland wird dadurch ein neues Band erhalten und die Welt wird ſehen, 
daß ein Volk und ein Reich, die ſolche gewaltigen Werke bauen und vollenden, nie⸗ 
mals getrennt werden können.“ 
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III. Die nationalſozialiſtiſchen Aufgaben im Straßenbau 


Der Plan, ein großzügiges Netz von neuen Straßen zu bauen, iſt wie jede andere 
Aufgabe des nationalſozialiſtiſchen Aufbauprogramms niemals Selbſtzweck, er iſt 
eine Teilaufgabe im Rahmen des Wiederaufbaus der Nation, und doch eine Teil- 
aufgabe von weittragender Bedeutung. Die Auswirkungen des Straßenbaus find 
vielgeſtaltig und nachhaltig, ſie liegen auf allen Gebieten des öffentlichen und privaten 
Lebens. Die Straße iſt nun einmal mehr als nur Träger irgendeines Verkehrs. Sie 
iſt ein Stück des Grund und Bodens, ein Stück der Landſchaft, ein Stück Heimat der 
Bewohner, ſie trägt Menſchen von Land zu Land, trägt ſomit Kultur und damit auch 
Verantwortung für die Lebenshöhe eines Volkes. Der Straßenbau des Dritten 
Reiches trägt dazu bei, die ſeeliſchen, geiſtigen und materiellen Kräfte des Volkes 
neu zu faſſen und auszurichten. 

Neben dem zunächſt naheliegenden Zweck einer reinen Arbeitsbeſchaffung, neben den 
verkehrswirtſchaftlichen und wirtſchaftspolitiſchen Aufgaben ſind es kulturpolitiſche 
und ſozialpolitiſche, die dem Straßenbau des nationalſozialiſtiſchen Staates geſtellt 
ſind, die der Straßenbauer heute zu erfüllen hat. 


Arbeitsbejchaffung 


Aber 6 Millionen deutſche Arbeiter waren Anfang 1933 ohne Arbeit und ohne Brot. 
Nur große öffentliche Arbeiten konnten den Arbeitseinſatz ermöglichen, der not⸗ 
wendig war, um ankurbelnd und befruchtend die daniederliegende Wirtſchaft wieder 
aufzubauen. Schlagartig mußten die Arbeiten der öffentlichen Hand in Angriff 
genommen werden — nur dann konnten private Hände das gleiche tun. Neben dem 
Motoriſierungsprogramm war es das Straßenbauprogramm des Führers, das hier- 
für beſonders geeignet ſchien. So kam es, daß bereits wenige Tage nach der Macht⸗ 
ergreifung das Ziel geſetzt wurde, wenige Wochen ſpäter der Plan verkündet und 
vorbereitet wurde und wiederum wenige Wochen ſpäter das große Werk der Reichs- 
autobahnen in Angriff genommen und Zug um Zug durchgeführt wurde. 

Waren es noch Ende 1933 nur wenige 1000, ſo ſtieg die Zahl der unmittelbar auf 
den Bauſtellen der Reichsautobahnen Beſchäftigten im Jahre 1937 auf 101 000, im 
Jahre 1938 auf rund 120 000. 

290 Millionen Kubikmeter Boden wurden in den erſten 5 Jahren bewegt, über 
15,5 Millionen Kubikmeter Beton und Eiſenbeton eingebaut, über 53 Millionen 
Quadratmeter Fahrbahndecken verlegt. Rund 3 Milliarden Reichsmark wurden 
für die Arbeiten an den Reichsautobahnen in den erſten 5 Jahren aufgewendet. In 
1500 Arbeitstagen wurden über 3 000 km Autobahnen fertiggeſtellt. 

Neben den 110 000 Mann auf den Autobahnen ſtehen weitere 100 000 mittelbar und 
unmittelbar bei den großzügigen Ausbauarbeiten an Reichs und Landſtraßen 
in Arbeit. 

Darüber hinaus aber bot der Bau der Reichsautobahnen in Verbindung mit einer 
fühlbaren Steuererleichterung Anreiz für den Kauf von Kraftwagen, förderte damit 
die Automobil- und Zubehörinduſtrie und half weiteren Arbeitsloſen zu Arbeit und 
Brot. Die Baumaſchineninduſtrie fand ein neues Betätigungsfeld, ein Wirtichafts- 
zweig belebte den anderen, ein Auftrag zog andere nach ſich. 

Einige Zahlen ſollen dies belegen: 

Im Sommer des Jahres 1938 waren an Geräten eingeſetzt: 


rd. 33 000 Baulokomotiven, 
„ 60 000 Rollwagen, 
„ 4000 km Baugleis, 
„ ͤ 1250 Betonmaſchinen, 
15 800 Bagger. 
Der Auſtrag an die Zementinduſtrie erreichte im Jahre 1938 rd. 5 000 000 t. 
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Der Auftrag an die Naturſteinwerke betrug u. a. an Packlage und Bruchſteinen rund 
4 000 000 t, an Schotter 6 500 000 t und an Pflaſterſteinen 1 600 000 t. 


Die verkehrswirtfchaftlichen und wirtſchaftspolitiſchen Aufgaben 


Als vor nunmehr 100 Jahren die Eiſenbahn Europa eroberte, als aus vielen 
einzelnen Linien ein dichtes Schienennetz entſtand und das Feſtland überſpannte, 
ſchien das Schickſal der Landſtraße beſiegelt. Der Verkehr wanderte von der Straße 
auf die Schiene. Die Straße wurde zum Träger des örtlich begrenzten Verkehrs 
und ſank ſchließlich zur Bedeutungsloſigkeit herab. Galt früher der Straßenbau 
als Hoheitsaufgabe neben der ſtaatlichen Poſthalterei, ſo wurde mit dem Siegeszug 
der Eifenbahn in den meiſten deutſchen Ländern — wie auch in außerdeutſchen 
Ländern — die Wegebaupflicht an untergeordnete Körperſchaften abgetreten; nur 
wenige Straßen wurden von zentraler Hand betreut. Der Weltkrieg und die Nach⸗ 
kriegszeit taten das Ihrige, um das Straßennetz in Deutſchland völlig verfallen 
zu laſſen. 
Eine entgegengeſetzte Entwicklung nahm jedoch der Kraftwagen, der — zur Zeit der 
höchſten Blüte der Eiſenbahn von deutſchen Ingenieuren geſchaſſen — in ſtürmiſcher 
Entwicklung ſich bald einen bedeutenden Platz unter den Verkehrsmitteln errang. 
Allein in Deutſchland war ſeine Entwicklung ſehr gehemmt. Während vor wenigen 
Jahren in den Vereinigten Staaten von Nordamerika bereits jeder fünfte Ein⸗ 
wohner einen Kraftwagen beſaß, in Frankreich jeder 25., in England jeder 30., kam 
in Deutſchland nur auf jeden achtzigſten oder neunzigſten Einwohner ein Kraft- 
wagen. 
Die Eiſenbahn fürchtete durch den Kraftwagen einen Transportverluſt und hatte 
deshalb mit einer eigennützigen, aber ſtaatlich geſchützten Tarifpolitik dem Kraft⸗ 
wagen den Kampf angeſagt. Der Kampf „Schiene gegen Straße“ war entbrannt. 
Der Staat aber hatte dieſen „Luxusgegenſtand“ von Kraftwagen unter Steuerdruck 
geſetzt. Der uneinheitliche und mangelhafte Zuſtand des Straßennetzes tat das 
Seinige: die Betriebskoſten waren hoch, da der Kraftwagen höhere Geſchwindigkeiten 
nicht fahren bzw. nicht durchhalten konnte, die Lebensdauer der Kraftwagens infolge 
der Beanſpruchung durch mangelhafte Straßen war beſchränkt, die Wagenhaltungs⸗ 
koſten waren nicht gering. So konnte ſich der Kraftwagen in den letzten 20 Jahren 
in Deutſchland nur ſchwer entwickeln. 


Der zufammenbrechende Novemberſtaat mußte macht- und tatenlos zuſehen, wie die 
in den Vorkriegsjahren noch blühende Automobilinduſtrie im Jahre 1932 einen noch 
nie dageweſenen Tiefſtand erreichte. 


Das war das Erbe, das man dem Führer im Jahre 1933 hinterließ; verkommene 
Straßen, das geknebelte Automobil, ein zerrüttetes Verkehrsweſen, eine völlig da⸗ 
niederliegende Wirtſchaft. Doch der Führer wußte um die Bedeutung guter Straßen, 
um die Bedeutung des Automobils. 


Nur das Volk kann beſtehen, das getragen wird von den feeliihen und geiſtigen 
Kräften, die im Blut und im Boden ruhen, und von einer geſunden Volkswirtſchaft. 
Jede Volkswirtſchaft aber ſteht und fällt mit ſeinem Verkehrsweſen und dieſes be⸗ 
dingt wiederum nach dem heutigen Stande der Verkehrstechnik neben anderen Ver⸗ 
kehrsmitteln auch den hochentwickelten Kraftwagen für den Verkehr von Haus zu 
Haus, für dieſen aber auch gute Straßen. 


Nicht zu vergeſſen iſt überdies die Bedeutung der Straßen in militäriſcher Hinſicht. 
Auf Straßen wurden die franzöſiſchen Neſerven herangebracht und entſcheidend in 
die Marneſchlacht geworfen; eine Straße war die Lebensader, die die Feſte Verdun 
mit dem Hinterland verband und monatelang das Zehn- und Fünfzehnfache einer 
normalen Belaſtung ertragen mußte, — eine Straße war ausſchlaggebend für das 
Schickſal Verduns, nicht ohne Einfluß auf die Wendung des Weltkriegs. 


— | 
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Zu erwähnen find noch die nicht unbedeutenden Veränderungen in der Struktur des 
Landes und in der Wirtſchaft, die der Planung und dem Straßenbau wie auch dem 
Verkehrswefen neue und grundlegende Aufgaben ſtellten. Die grenzpolitiſchen Aus⸗ 
wirkungen des Verſailler Vertrags, der Verluſt der deutſchen Kolonien wie über⸗ 
haupt die veränderte Weltwirtſchaftslage zwangen Deutſchland, vor allem die Grenz- 
gebiete wie Ruhrgebiet und Saarland, Oft- und Weſtpreußen, Ober- und Nieder- 
ſchleſien u. a. zu völlig neuer Orientierung. Alte Wirtſchaftsbeziehungen waren 
zerriſſen, neue Beziehungen mußten geſucht werden und wurden aufgenommen. 
Beſtehende Bahnlinien und Straßen verloren an Bedeutung, neue Wege für den 
Kraftverkehr waren erforderlich. Die Amordnung des deutſchen Lebensraums ſtellt 
verkehrspolitiſche Forderungen, zwingt auch zu einer Neuorientierung der Verkehrs. 
politik. 


So entſtand der Plan des Führers, dem Kraftwagen neue und eigene Straßen 

zu bauen: 
„So wie das Pferdefuhrwerk ſich ſeine Wege ſchuf, die Eiſenbahn den dafür 
nötigen Schienenſtrang baute, muß der Kraftverkehr die für ihn erforderlichen 
Autoſtraßen erhalten. Wenn man früher die Lebenshöhe der Völker oft nach der 
Kilometerzahl der Eiſenbahnſchienen zu meſſen verſuchte, dann wird man in der 
Zukunft die Kilometerzahl der für den Kraftverkehr geeigneten Straßen anzu- 
nehmen haben.“ (13. Februar 1933.) 


Der offene Kampf „Schiene gegen Straße“ und feine. unheilvollen Auswirkungen auf 
Verkehr und Wirtſchaft fanden mit der Verkündung des Motorifierungs- und 
Straßenbauprogramms des Führers ein plötzliches Ende. Mit Errichtung eines 
Anternehmens „RNeichsautobahnen“ wurden die entwerfenden und ausführenden 
Organe der Deutſchen Reichsbahn in den Dienſt des Straßenbaues geſtellt. Das 
Verhältnis von Eiſenbahn und Kraftwagen wurde durch das Geſetz über den Güter. 
fernverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 26. Juni 1935 einſtweilig geregelt und iſt 
inſoweit nicht mehr unmittelbar aktuell. Aufgabe und Pflicht des Staates iſt es, 
nunmehr darüber zu wachen, daß auch dem Kraftwagen, wie jedem anderen Verkehrs. 
mittel, der Raum erhalten bleibt bzw. gegeben wird, der ſeiner Entwicklung und 
Leiſtungsfähigkeit — insbeſondere in Auswirkung des Baues der Reichsauto- 
bahnen — entſpricht. 

Als vor 100 Jahren die Eiſenbahn eingeführt wurde, hat niemand gefragt, was mit 
dem damals gut ausgebauten Poſtweſen wurde. Die Entwicklung hat aber gezeigt, 
daß der Poſt durch die Eiſenbahn kein Schaden zugefügt wurde, im Gegenteil, ſie hat 
ſich in Verbindung mit der Eiſenbahn erſt zu der Größe entwickelt, die ſie heute hat. 
And fo wird auch die Eiſenbahn durch die Reichsautobahnen keinen Schaden haben, 
ſondern in Verbindung mit ihnen ſicherlich ſogar ihre Einrichtungen noch wirtihaft- 
licher geſtalten können. 


Der offene Kampf Eiſenbahn gegen Kraftwagen iſt ſchädlich für eine jede Volkswirt 
ſchaft, ein geſunder Leiſtungswettbewerb, zur höchſten Leiſtung . fördert 
eine fortſchrittliche Verkehrsentwicklung. 


Sollte nun den verkehrspolitiſchen Forderungen der Zeit Rechnung getragen werden, 
ſo durften nicht nur wenige Straßen geſchaffen werden, ſondern ein ganzes Netz 
mußte das Reich planvoll überſpannen; ſollte der Kraftwagen wieder den Platz 
erobern, der ihm gebührt, ſo mußte es ein Netz ſein von Straßen, die nicht durch 
Ortſchaften führten, die nicht durch Weg und Eiſenbahnkreuzungen den Verkehr 
hemmten, die nicht mit geringen Straßenbreiten, ſcharfen Krümmungen, ſtarken 
Steigungen und ſtark gewölbten Fahrbahnen dem Kraftverkehr gefährlich wurden. 
Straßen mußten es ſein, die dem Kraftfahrer allein gehörten, damit er frei und 
ungebunden die Geſchwindigkeiten entwickeln konnte, die ſein Wagen erſt wirtſchaft⸗ 
lich fuhr. Dieſe optimalen Geſchwindigkeiten aber mußte ein Kraftwagen auch durch- 
halten können, um an Treibſtoff, Ol und Reifen, an Betriebs- und Anterhaltungs- 
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koſten allgemein zu ſparen. Dies war Vorausſetzung, um den Kraftwagen dem Volke 
wiederzugeben, von dem er einſt feinen Siegeszug antrat. 


Es kann damit gerechnet werden, daß der Beſitzer eines Kraftwagens bei Benutzung 
der Reichsautobahnen an Reifen und Betriebsſtoff bis zu 40 v. H. und an laufenden 
Ausbeſſerungen rund 20 v. H. erſpart; hierbei ſind die Zeiterſparnis, einer der 
wichtigſten Geſichtspunkte, und die größere Verkehrsficherheit ſowie die daraus fol- 
gende Erſparnis an Reparaturkoſten noch nicht berüdfichtigt. 


Einige wenige Zahlen ſollen dieſe Annahmen beleben: 


Bei der 2 000-K m-Fahrt des NSKK. im Jahre 1935 — die Straßen waren für 
ſämtlichen, auch kreuzenden Verkehr geſperrt — mußte feſtgeſtellt werden, daß die 
Fahrer rund 2 800mal ihre Normalgeſchwindigkeiten aufgeben mußten, weil verkehrs- 
techniſche Hinderniſſe dazu zwangen. Rund 2 800mal waren die Fahrer an der wirt⸗ 
ſchaftlichen Ausnutzung ihres Kraftwagens verhindert. 


Ein Vergleich zwiſchen dem neuzeitlich ausgebauten Nuhrſchnellweg (Reichsſtraße) 
und der Reichsautobahn zwiſchen Duisburg und Dortmund — Lünen ergibt, daß die 
Reichsautobahn frei von Kreuzungen und verkehrsſtörenden Einmündungen iſt, daß 
aber ſelbſt der neuzeitliche Ruhrſchnellweg insgeſamt 138 Einmündungen und 
97 Kreuzungen von Landſtraßen I. und II. Ordnung hat. 


Eine Verkehrszählung auf der Verbindung Frankfurt / Main — Darmſtadt vor und 
nach der Eröffnung der Neichsautobahn ergab, daß nach der Eröffnung der Neichs⸗ 
autobahn die Summe der Fahrzeuge auf der Reichsautobahn und auf der parallel 
verlaufenden Reichsſtraße 36,5 v. H. größer war als die Anzahl der Fahrzeuge auf 
der Reichsſtraße vor der Eröffnung der Reichsautobahn. Einige Verfſuchsfahrten 
ergaben, daß für die Fahrt von Frankfurt nach Darmſtadt auf der Autobahn 
65 Minuten, auf der RNeichsſtraße 120 Minuten benötigt wurden. Der Zeitgewinn 
auf der RNeichsautobahn betrug 55 Minuten. 


Verkehrszählungen auf der im September 1936 eröffneten Reichsautobahn — Zeil- 
ftrede Breslau — Liegnitz — ergaben, daß 43 bis 52 v. H. des Verkehrs (es wurde an 
verſchiedenen Stellen gezählt) von der Reichsſtraße auf die Reichsautobahn ab- 
wanderten und daß der Geſamtverkehr (Reichsſtraße und Reichsautobahn) um 
20 bis 42 v. H. zunahm. \ 


Noch vor wenigen Jahren zählten Verkehrsbelaſtungen von 3000 und mehr Fahr- 
zeugen je Tag als Ausnahmen, die auf Hauptveckehrsſtraßen und vor allem auf Aus- 
fallſtraßen feſtgeſtellt wurden; auf den Autobahnen konnten bereits über 14 000 N 
zeuge je Tag gezählt werden. 

Auf der Strecke München — Siegsdorf wurden am 29 und 30. Auguſt 1936 (Wochen- 
endverkehr vom 29. Auguſt 12 Ahr bis 30. Auguſt 24 Ahr) rund 19 000 Fahrzeuge 
gezählt, davon allein rund 3200 Fahrzeuge in den beiden Abendſtunden des Sonntags 
in Richtung München. Dieſer Verkehr von rund 1600 Fahrzeugen je Stunde konnte 
— wie alle anderen beobachteten Verkehrsſpitzen — ohne jeden Anfall abgewickelt 
werden. 


Auf der Strecke Köln —Düſſeldorf konnten — allerdings kurz nach der Eröffnung — 
über 11 000 Fahrzeuge in 8 Stunden gezählt werden. 


Dieſe wenigen Beiſpiele laſſen ſchon erkennen, mit welchen Verkehrszunahmen und 
mit welchen Betriebskoſtenerſparniſſen zu rechnen iſt, wenn erſt einmal der größte 
Teil der Reichsautobahnen freigegeben ſein wird. 


Eine Auswertung der Zählungen an 20 verſchiedenen Reichsautobahnſtellen im Reich 
zu Pfingſten 1938 ergab, daß rund eine halbe Million Fahrzeuge — einmalig ge⸗ 
zählt — über die Reichsautobahnen gefahren find. Der dichteſte Verkehr in einer 
Fahrtrichtung wurde am Pfingſtmontag⸗Abend zwiſchen 18 und 19 Ahr auf der Fahrt 
nach Stuttgart mit 2158 Fahrzeugen gezählt, d. h. daß alle 1,7 Sekunden ein Fahr- 
zeug feftgeftellt wurde. Bei dieſem ſtarken Verkehr auf allen Teilſtrecken der Reichs ⸗ 
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autobahn ereignete ſich nur ein einziger Verkehrsunfall durch ungeſchicktes Fahren. 
Mit dieſem Ergebnis find die deutſchen Reichsautobahnen nicht nur die leiſtungs⸗ 
fähigſten, ſondern. auch die verkehrsſicherſten Straßen der Welt. 
Mit der verkehrspolitiſchen Zielſetzung allein ſind aber die wirtſchaftspolitiſchen 
Aufgaben der Autobahnen noch nicht erſchöpft. Die Autobahnen ſollen auch in abge⸗ 
legene Gaue führen und bisher unbekannte Gebietsteile dem Fremdenverkehr 
erſchließen; fie ſollen in Verbindung mit ſchönen Gebirgsſtraßen im In⸗ und Aus- 
lande werben für die Schönheiten unferes Vaterlandes, den Fremdenverkehr fördern 
und damit auch die entlegenſten und nicht ſo begüterten Teile des Reiches, die dank 
ihrer Entlegenheit zu den ſchönſten gehören, beleben. 
Beobachtungen haben übrigens bewieſen, daß die meiſten Ausländer im Kraftwagen 
nach Deutſchland kommen. So waren im Jahre 1935 2,6 Millionen Fremde in 
Deutſchland und 521 000 fremde Kraftwagen. Rechnen wir jeden Kraftwagen mit 
drei Perſonen beſetzt, jo ergibt ſich, daß mehr als die Hälfte aller Gäſte des Aus- 
landes 1935 im Kraftwagen durch Deutſchland reiſten. Dieſe kraftfahrenden Fremden 
gilt es zu werben, ihnen Neues und Schönes zu zeigen, das Anſehen des Deutſch⸗ 
tums damit zu ſtärken, aber fo auch den Verkehr und die Fremdeninduſtrie in Deutic- 
land zu fördern. | 

Die kulturpolitiſchen Aufgaben 


„Die Größe der Gegenwart wird man einft meſſen nach den Ewigkeitswerten, die 

ſie hinterläßt.“ 
Seit jeher waren die Straßen Ausdruck der Kultur und Lebenshöhe eines Volkes. 
Die Straßen des alten Roms, die Straßen Napoleons, des Chineſiſchen Karjer- 
reiches und der Inkas zeugen noch heute davon. Das eine haben wir von dieſen 
gelernt, daß nur beſte Straßen Ewigkeitswerte haben und nur dieſe Straßen 
geſchichtlich gewertet werden können als Träger einer großen Kultur eines großen 
Reiches. 
Denken wir zurück an die Baugeſinnung der letzten 20 Jahre: eine materielle Kultur 
löſt geſucht unſchöne Zweckeinſtellung aus; naturechte Bauſtoffe dienen nur als 
Blendwerk; der Beſtand eines Bauwerkes iſt nur auf kurze Zeit bemeſſen. 
Eiſenbahnen und Straßen wurden ohne jede kulturelle Rückſicht rein materiell ent. 
worfen und gebaut. Die Verkehrswege wurden dadurch zu häßlichen Fremdkörpern 
in der Landſchaft, und das einzelne Bauwerk, z. B. eine Brücke, war ein Beton 
ſtück, dem jeder höhere Ausdruck fehlte. Wir beſanden uns im Antergang jeglicher 
Baukultur. | 
So begannen wir unſer Werk mit dem Willen, eine höhere Baugeſinnung zu pflegen, 
als die vergangene Zeit hinterließ, denn Deutſchland ſoll auch durch ſeine Straßen 
ſchöner werden. | 
Auch unſere Straßen ſollen ewig beſtehen. Sie werden in den nächſten Jahrhunderten 
mit dem Leben des deutſchen Volkes ſchickſalshaft verbunden ſein. Der Name Adolf 
Hitler aber verpflichtet, ſeinen Straßen den Ausdruck unſerer neuen Zeit zu geben. 


Candſchaftsgeſtaltung und Baugeſinnung 


Wo immer der Ingenieur baut, greift er ein in die Gegebenheiten der Natur, in die 
Landſchaft und in den Boden, in entwicklungsmäßig bedingte Zuſammenhänge, auf 
denen Leben und Kultur eines Volkes ſich aufbauen. 

Die Erkenntnis, daß die Landſchaft und Boden Grundlagen des menſchlichen Lebens 
und Ausdruck der Kultur eines Volkes ſind, daß ſie den Menſchen nähren und formen, 
ihm Heimat ſind und damit Träger des völkiſchen Lebens, verpflichten aber den 
Ingenieur, fein Schaffen ganz in den Dienſt der Kultur feines Volkes zu ſtellen, feine 
Werke ſo in die Natur einzuordnen, daß Landſchaft und Boden erhalten bleiben, 
ſeine Bauten aber auch ſo zu formen und zu geſtalten, daß hierüber hinaus neue 
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Kulturwerte entſtehen. Dieſe Verpflichtung zwingt den Ingenieur, bei aller Erfüllung 
der techniſchen Aufgaben ſich mit den Gegebenheiten der Natur, mit Landſchaft und 
Boden auseinanderzuſetzen, ihre inneren Zuſammenhänge und Geſetze kennenzulernen 
und ſein Planen und Bauen dieſen unterzuordnen, zwingt ihn aber auch, ſich zu 
neuer geiſtiger Grundhaltung und damit zu neuem Bauſtil durchzuſetzen. Techniſche 
Werke ſollen Ausdruck angewandter Naturgeſetze ſein, darüber hinaus aber auch von 
pflicht⸗ und verantwortungsbewußtem Lebens und Kulturwillen ihrer Schöpfer 
künden. 

Wenn ſchon der Hochbauer beginnt, nach langem Ringen ſein materielles Denken zu 
überwinden, Träger einer neuen Baukultur zu werden und Werke zu ſchaffen, die 
einft zur Geſchichte unſeres Volkes gehören werden, wieviel mehr iſt der Straßen⸗ 
und Brückenbauer hierzu verpflichtet und beſtimmt. 


Die Straße iſt ein Stück Landſchaft, ein Stück Kultur, Träger völkiſchen Lebens. Die 
Aufgaben der Straßen verpflichten mehr als andere Werke, die Baukultur als Aus- 
druck eines völkiſchen Lebenswillens zu ſtärken, höchſte Geſinnung zu erziehen und zu 
pflegen. Nicht augenblicklicher Nutzen, nicht gegenwärtiger wirtſchaftlicher Vorteil 
iſt anzuſtreben, — genaueſte Kenntnis der geſchichtlich bedingten Zuſammenhänge 
baben das Planen und Bauen zu beſtimmen. Groß iſt die Verantwortung, die der 
Straßenbauer von heute trägt, groß aber auch ſein Werk, wenn es gelingt, Schön⸗ 
beit und Charakter der Natur zu erhalten, wenn nicht zu ſteigern, die Geſundheit des 
Bodens zu wahren, wenn nicht neu aufzubauen und dabei Kulturwerte zu ſchaffen, 
die einſt von einem willensſtarken Geſchlecht zeugen werden. Nur der iſt heute ein 
ganzer Straßenbauer, der als Meiſter ſeines Fachs neue Kulturwerte ſchafft, aber 
dabei auch als Treuhänder der ihm anvertrauten Natur das erhält, was Landſchaft 
und Boden an Werten uns geben können. 


So forderten wir das landſchafts⸗ und kulturverbundene Bauen. Die Baugeſinnung 
an Autobahn und Landſtraßen ſoll dann ein Vorbild für das ganze ländliche 
Bauen fein. 

Dieſe Baugefinnung aber zu erziehen, iſt eine der ſchwierigſten, wenn ſie erſt gelöſt 
wird, wohl eine der dankbarſten Aufgaben. Allein Vorausſetzung für ein Durch⸗ 
dringen der neuen Baukultur und »geſinnung iſt die Erziehung von Ingenieuren, 
von Straßenbaumeiſtern, die nicht nur konſtruieren, was Nechenſtab und Formel für 
notwendig halten, ſondern die ſchöpferiſch im Dienſt an Volk und Staat tätig ſind. 
Es gilt zunächſt dabei einmal Menſchen zu erziehen, die an allgemeiner Bildung, an 
Lebensform und innerer Haltung ganze Nationalſozialiſten find. Bei vorhandener 
Veranlagung aus dieſen Menſchen dann noch einen Techniker gemacht, ergibt den 
Baumeiſter, der allen geſtellten Aufgaben gewachſen iſt. And nur der wird dann die 
Zukunft richtunggebend geſtalten können, der feine Aufgaben mit Leidenſchaft, Ver⸗ 
antwortungsgeſühl und Augenmaß meiſtert. 

Wir ſind in Deutſchland in einer umwälzenden Entwicklung begriffen. Ohne Vorbild 
in Europa iſt wohl die Einrichtung der Landſchaftsberater, die jedes techniſche Bau- 
werk, jeden Straßenbau betreuen als Gewiſſen und Treuhänder der deutſchen Land- 
ſchaft. Für den Brückenbau werden namhafte Architekten herbeigezogen, zumal der 
ganze Baumeiſter, wie ihn die Aufgabe erfordert, nur ſelten zur Verfügung 
ſtehen wird. 
Baugeſinnung und Berufsauffaſſung erfahren ſeit 1936 ihre beſondere Pflege durch 
die Schulungskurſe der Straßenbauer auf der Plaſſenburg. 

Anter anderem gilt es, neben dem Beton dem Naturſtein wieder den Platz einzu- 
räumen, der ihm gebührt. Seit 20 Jahren iſt er bei den Bauwerken an Verkehrs. 
wegen nahezu reſtlos verſchwunden. Beton und Eiſenbeton find für den Augenblick 
wohl billiger als Naturſtein; allein die älteſte Eiſenbetonbrücke iſt erſt 60 Jahre alt. 
Die älteſten Brücken aus Naturſtein aber ſtehen weit über 1000 Jahre und brauchen 
kaum unterhalten zu werden. Die ſteinerne Brücke bei Regensburg mit einer Länge 
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von über 200 Metern iſt in den Jahren 1135 bis 1146 gebaut, heute führt die 
Straßenbahn und der ſchwerſte Laſtenverkehr darüber. Bei Kitzingen ſteht eine 
Mainbrücke, erbaut in den Jahren 742 bis 774. Das alte Mauerwerk trägt die ganze 
Laſt des heutigen Verkehrs. Die älteſte Würburger Mainbrücke iſt im 15. Jahr- 
hundert entſtanden. In der Schweiz ſtehen zahlreiche Brücken aus dem 14. und 
15. Jahrhundert. In Frankreich, Italien und Spanien führt der modernſte Verkehr 
über die älteſten Steinbrücken aus der Zeit Roms. Ewigkeitsbauwerke können nicht 
nur nach Grundſätzen einer engbefriſteten Rentabilität, nach den Wertungen der 
Gegenwart entſchieden werden. So find wir im Streben nach höherer Baugeſinnung 
beim Brückenbau an den Reichsautobahnen und Reichsſtraßen wieder in ganz ſtarkem 
Umfang zum Naturſtein übergegangen. Die Steinmetzen haben wieder Beſchäftigung, 
die Maurer haben wieder Arbeit, verlorengegangenes werkmäßiges Können wird 
wieder erzogen. And eine erneute Baugefſinnung wirkt vorbildlich auf das örtliche 
und ländliche Bauen abſeits der Straßen. Die Straßen Adolf Hitlers werden nicht 
nur die leiſtungsfähigſten und verkehrsſicherſten, ſondern auch die ſchönſten Straßen 
der Welt werden. 


Die ſozialpolitiſchen Aufgaben 


„Man ſoll in Zukunft nicht nur an die denken, die ein Werk projektieren oder die 
es als Ingenieure in Pläne brachten, ſondein auch an die, die durch ihren Fleiß 
durch ihren Schweiß und durch die ebenfo harte Tätigkeit die Pläne und Ge⸗ 
danken verwirklichten zum Nutzen des ganzen Volks.“ 


Dieſe Worte ſprach der Führer beim erſten Spatenſtich für den Bau der Reichsauto⸗ 
bahnen am 23. September 1933. Hunderttauſende find es, die heute an den Auto- 
bahnen und Straßen tätig ſind. Die Hunderttauſende aber ſollen nicht nur um eines 
geringen Lohnes willen die Schaufel zur Hand nehmen und täglich 8 Stunden 
ſchwerſte Arbeit verrichten; ſie ſollen neben materiellem Gewinn am Werk des 
Führers teilhaftig werden, fie ſollen ſich bewußt werden der Größe der geſtellten Auf- 
gaben und daß fie es find, die dieſe Aufgaben verwirklichen: fie ſollen glücklich und 
zufrieden werden. 


Dieſe Hunderttauſende zu betreuen, ſie nicht nur in den Arbeitsprozeß einzuſchalten, 
ſondern ſie für das Aufbauwerk zu gewinnen und es miterleben zu laſſen, iſt die große 
Aufgabe, die uns Ingenieuren dabei geſtellt iſt. Sie iſt nicht leicht zu erfüllen, aber 
unendlich dankbar. Erſt wenn der deutſche Arbeiter mit Leib und Seele ſchafft, wenn 
er arbeitet um der geſtellten Aufgaben willen und innere Befriedigung über ſein 
Werk empfindet, dann iſt er ein ganzer Werker. 


In erſter Linie gilt es, den deutſchen Arbeiter von ſeinen ſozialen Nöten zu befreien. 
Lange Jahre der Arbeitsloſigkeit, Hunger und Elend hatten ihn geſchwächt und ab⸗ 
geſtumpft an Leib und Seele. Mancher kam zu uns, unzufrieden und ungläubig, 
vielleicht auch voller Bitternis, und der Körper war die ſchwere Arbeit nicht gewohnt. 
Dieſem Arbeiter nun zu helfen in ſeiner leiblichen und ſeeliſchen Not, ihm wieder 
Kleidung und Nahrung für ſich und ſeine Familie zu geben, ihn aber auch teilnehmen 
zu laſſen am Werk, das er ja ſelbſt verwirklicht, auf daß er ſich als Mitarbeiter fühlt, 
nicht nur als Lohnempfänger, und freiwillig und freudig ſich in die Front der deutſchen 
Arbeit einreiht, iſt erſte und heiligſte Pflicht. Bauleitung und Anternehmung, 
Führung und Gefolgſchaft müſſen zu gleichen Teilen dazu beitragen, dieſer ſchwierigen 
Aufgabe zur Löſung zu helfen. Der deutſche Arbeiter will und muß Sinn und Zweck 
feiner Arbeit kennen und verſtehen, denn nur dann verſteht er auch die geiſtigen und 
ſeeliſchen Kräfte, die hinter der Arbeit ſtehen. Ihm dieſe Erkenntnis zu vermitteln, 
ihn damit in die Arbeitsgemeinſchaft einzugliedern, iſt die Aufgabe des leitenden 
Ingenieurs. 


Vieles wurde bereits geſchaffen, noch vieles iſt zu tun. 
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Eine erſte Teilaufgabe war die Beſeitigung ungerecht erſcheinender Härten bei den 
aus früherer Zeit beſtehenden Lohnverhältniſſen. 


Mit Rüdfiht auf die unvermeidlichen Folgen auf die Preisbildung des täglichen 
Bedarſs mußte eine allgemeine Lohnerhöhung vorerſt unterbleiben. Am nun Härten 
bei Anwendung verſchiedener Bezirkstarife auf einer beſtimmten Bauſtrecke (Baulos) 
zu vermeiden und einen gerechten Lohnausgleich zu finden, wurden auf Antrag des 
Generalinſpektors für das deutſche Straßenwefen jeweils vom zuſtändigen Treu⸗ 
händer der Arbeit beſondere Streckentarife geſchaffen, d. h. es wurden für beſtimmte 
Strecken des Autobahnbaues einheitliche Lohnſätze für die verſchiedenen Arbeits- 
kategorien feſtgelegt. Dieſe Streckentarife find Mindeſtſätze, die — ohne Rüdficht 
darauf, wo die Arbeiter im einzenlen anſäſſig find — rechtsverbindlich anzuwenden 
find. Am ein Mindeſteinkommen im Winter ſicherzuſtellen, wurde durch Sonder. 
tarifordnung ein Lohn von 60 v. H. des Vollohns garantiert. 


Aber dieſe einheitliche Lohngeſtaltung hinaus wurden noch Möglichkeiten geſchaffen, 
durch beſondere ſoziale Beihilfen die Arbeilsverhältniſſe des Reichsautobahners 
zu verbeſſern. Zu nennen find vor allem Leiſtungszulagen (Prämienſyſtem), Ent- 
fernungszulagen (Wegegelder) von 0,50 und 1,00 R M/ Arbeitstag bei 10 bis 20 und 
über 20 km Entfernung von Arbeits- und Wohnſtätte, foweit nicht baufeitig für die 
Befördrung vom Wohnort zur Bauſtelle und zurück Omnibuſſe od. dgl. geſtellt 
werden —, Trennungszulagen von 1,00 bis 1,50 RM je Kalendertag für ver- 
heiratete Arbeiter und unter beſtimmten Vorausſetzungen auch ſür ledige Arbeiter, 
die wegen der Entfernung des Wohnorts von der Bauſtelle getrennt von der Familie 
wohnen müffen, u. a. Weiterhin wird Verheirateten und Ledigen alle 2 bis 8 Wochen 
— je nach Entfernung — eine koſtenloſe Wochenendheimfahrt (Freikarte) zu ihren 
Familienangehörigen gewährt. 


Zu erwähnen find hier noch die Sachleiſtungen, die ſeitens des Arbeitsamtes und der 
NS. ⸗Volkswohlfahrt gewährt werden, wie die Geſtellung von Kleidung und Schuh- 
werk, die vor allem zu Beginn der Arbeitstätigkeit eine weſentliche Hilfe bedeutet. 


Eine weitere, nicht minder wichtige Aufgabe iſt die Betreuung des Reichsauto⸗ 
bahners an der Bauſtätte, und zwar die Anterbringung der nicht ortsanſäſſigen 
Arbeiter in Wohnlagern oder ausgeſuchten Privatquartieren, die Gemeinſchafts⸗ 
verpflegung und die Freizeitgeſtaltung. 


Der freien Unterbringung der fern von ihrem Wohnort eingeſetzten Reichsauto⸗ 
bahner in muſtergültigen Lagern wurde beſondere Sorgfalt gewidmet; dieſe Lager 
durſten nicht nur eine behelfsmäßige Schlafſtelle ſein, ſie ſollten dem Arbeiter, der 
wochen ⸗ und monatelang getrennt von der Familie leben mußte, einen Teil feiner 
Heimat erſetzen. 


Im Dezember 1934 wurde das erſte Wohnlager am Werbellinſee eröffnet; der Führer 
ſelbſt hatte die erſten Entwürfe hierzu ſkizziert. Weitere Wohnlager — zur Zeit 
etwa 220 — folgten. Im Jahre 1938 find es bereits 50 000 Arbeiter, die in derartigen 
vorzüglichen Lagern untergebracht waren. Helle, ſaubere, luftige Schlaf. und Auf- 
enthaltsräume find ihnen Heim, die tags und nachtsüber vielleicht im Schacht bis 
an die Knie im Waſſer ſtehen oder bei ſchwerer Arbeit auf der Kippe. Geräumige 
Waſch und Duſchräume ſowie Trockenräume für naß gewordene Kleidung erleichtern 
dem Bauarbeiter das Los der ſchweren Arbeit; ſie ſind aber nicht nur Bequemlichkeit, 
nicht nur von materiellem Wert, fie find ideell betrachtet noch viel mehr, fie vermitteln 
Sauberkeit, Geſundheit und Lebensfreude, Lebensfreude wiederum gibt neue Kraft, 
neue Achtung vor ſich ſelbſt. Schließlich wurden dieſe Lager Anlaß zum „Geſetz über 
die Anterkunft bei Bauten“ vom 13. Dezember 1934 ſowie der Uusführungsverord- 
nung vom 24. Oktober 1938 und damit auch Vorbild für das geſamte Bauweſen. 
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Auch die Gemeinſchaftsverpflegung zu einem Tagesſatz von durchſchnittlich 1,— RM, 
die in den meiſten Fällen von der Betriebsgemeinſchaſt ſelbſt durchgeführt wird, 
iſt nicht nur als materielle Fürſorge zu werten: ſie ſoll Arbeiter und Vorarbeiter, 
Gefolgſchaft und Betriebsführung zuſammenführen, fol alle ſchaffenden Volks. 
genoſſen des Betriebes zu einer Gemeinſchaft zuſammenſchweißen. Nur die Kräfte 
tragen zur Volksgemeinſchaft bei, die ſich in der Betriebsgemeinſchaft bewähren; 
dieſe Betriebsgemeinſchaſt aber zu erzielen und zu pflegen, ift für jede Anternehmung, 
für jede Betriebsführung eine Selbſtverſtändlichkeit, ſchon um dem deutſchen Arbeiter 
ſeinen Glauben an den Nationalſozialismus und ſeinen Führer zu bewahren. 


Die Freizeitgeſtaltung iſt von nicht minderer Bedeutung; kann doch nahezu ein 
Drittel der Tageszeit als Freizeit betrachtet werden. 


Kehrt der Arbeiter nach hartem Tagewerk in das Lager zurück, hat er ſich gewaſchen 
und erfriſcht und dann fein Abendbrot zu ſich genommen, fo ſtehen ihm im Gemein- 
ſchaftsraum Zeitungen und Zeitſchriften, Bücher — ein jedes Lager hat ſeine eigene 
Bücherei —, Rundſunkgerät, Schach⸗ und Brettſpiele zur Verfügung. In den meiſten 
Lagern ſind auch Fußball, Boxhandſchuhe und ſonſtiges Gerät für die Sportluſtigen 
vorhanden. 


Die NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ in der Deutſchen Arbeitsfront widmet 
ſich mit beſonderer Liebe den Reichsaufdbahnern. Tonfilmwagen und eine „Reichs. 
autobahnbühne“ mit guten Künſtlern find immer herzlich willkommen und geſtalten 
einen wahren Feierabend. Das Amt für Reifen, Wandern und Arlaub zieht die 
Reichsautobahner bevorzugt zu verbilligten Arlaubsfahrten heran. Bei großen 
politiſchen Veranſtaltungen ſtehen Abordnungen der Reichsautobahner mit an erſter 
Stelle. 


Die Pflichten, die Geſolgſchaft zu betreuen, ſind aber nicht erſchöpft mit dem Tagewerk 
auf der Bauſtelle und im Lager. Oft gilt es, einem Verunglückten, ſeiner Familie 
oder gar ſeinen Hinterbliebenen weiterhin zur Seite zu ſtehen. Wenn auch geſetzlich 
keine Verpflichtung beſteht, der Name Adolf Hitlers verpflichtet. Der Verunglückte 
iſt einer von uns, von unſerem Werk, wir find ihm und ſeiner Familie verbunden. 
Nur ſo gewinnen wir den Arbeiter, der mit ſeinem Werke lebt und verwächſt, be⸗ 
ſonders aber mit den Straßen des Führers. 


Zu erwähnen iſt noch die Sonderbehandlung Anfallverletzter, die auf Veranlaſſung 
des Generalinſpektors für das deutſche Straßenweſen von der Tiefbauberufsgenoſſen⸗ 
ſchaft in den herrlich gelegenen Heilſtätten in Hohenlychen bis zur Wiedergewinnung 
der vollen Arbeitskraft gewährt wird. 


IV. Geſetzgebung und Organisation 


Reichs autobahnen 

beſetzgebung 

Das Geſetz über die Errichtung eines Anternehmens „Reichsautobahnen“ vom 
27. Juni 1933 ermächtigt die Deutſche Reichsbahn, ein Zweigunternehmen zum „Bau 
und Betrieb eines leiſtungsſähigen Netzes von Kraftfahrbahnen“ zu errichten. Das 
Anternehmen „Reichsautobahnen“ unterſteht der Aufſicht der Reichsregierung. Die 
Hoheitsrechte über die Reichsautobahnen übernimmt das Reich. Die Reichsregierung 
erläßt die Verordnungen, die Bau, Betrieb und Verkehr der Reichsautobahnen 
regeln. Der Reichskanzler beſtellt einen Generalinſpektor für das deutſche Straßen- 
weſen, der die Linienführung und Ausgeſtaltung der Reichsautobahnen beſtimmt und 
nach Anhörung der Landesbehörden die Baupläne feſtſtellt. Der Generalinſpektor 
leitet die Planung des Netzes und gibt die Richtlinien für die techniſche Durch— 
führung nach den Bedürfniſſen des motorifierten Verkehrs und den Fortſchritten der 
Straßenbautehnif. Dem Unternehmen „Reichsautobahnen“ wird das Enteignungs— 
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Am 7. Auguſt 1933 wird die Erſte Verordnung zur Durchführung 
des Geſetzes erlaſſen. Dieſe behandelt in erſter Linie die Organiſation der 
Geſellſchaft „Reichsautobahnen“, legt nochmals die Rechte und Pflichten der Gefell- 
ſchaft feſt und regelt ihre Geſchäftsführung. Weiterhin werden die Aufſichtsrechte 
der Reichsregierung und die Befugniſſe des Generalinſpektors, beſonders auch hin- 
ſichtlich des allgemeinen Straßenweſens, im einzelnen aufgeführt. 


Durch Erlaß vom 30. November 1933 wird der Generalinfſpektor 
für das deutſche Straßenweſen oberſte Reichs behörde für die 
Förderung des Baues der Reichsautobahnen und für die Ausgeſtaltung des Land- 
ſtraßennetzes. 


Das Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Errichtung eines Anternehmens 
„Reichsautobahnen“ vom 18. Dezember 1933 bringt inſofern eine weſentliche Er- 
gänzung, als das ausſchließliche Recht des Anternehmens auch auf Bau und Betrieb 
der auf den Reichsautobahnen befindlichen Nebenbetriebe (Tankſtellen, Werkſtätten, 
Verlade⸗ und Amſchlagsanlagen, Wirtſchaftsbetriebe, Reklameweſen u. dgl.) aus- 
gedehnt wird. Das Geſetz ergänzt weiterhin die Beſtimmungen über das Enteig⸗ 
nungsrecht und regelt die Enteignungs⸗ und Amlegungsverfahren. 


Durch Erlaß vom 23. Januar 1935 werden die Aufſichts rechte der Reichsregierung 
über das Unternehmen „Reichsautobahnen“ auf den Generalinſpektor für das deutſche 
Straßenweſen übertragen. 


Eine zweite Durchführungsverordnung vom 8. März 1935 behandelt Rechnungs. 
führung und Prüfung des Anternehmens „Reichsautobahnen“; fie ſchaltet den 
Rechnungshof des Deutſchen Reichs als Wirtſchaftsprüfer ein. 


Am 14. Mai 1935 wurde auf Grund der SS 10, 12 des Geſetzes vom 27. Juni 1933 
die „Vorläuſige Autobahn - Betriebs und ⸗Verkehrordnung“ 
erlaſſen. Erwähnt ſeien folgende Beſtimmungen: Der Generalinſpektor für das 
deutſche Straßenweſen gibt fertiggeſtellte Reichsautobahnen zum Betrieb frei. Die 
Benutzung der Reichsautobahnen iſt nur Kraftfahrzeugen geſtattet. Dieſe haben 
die rechte Hälfte der Fahrbahn einzuhalten, die linke Hälfte darf nur zum Aber. 
holen benutzt werden. Wenden auf der Fahrbahn iſt verboten. Die Reichs ⸗Straßen⸗ 
verkehrs⸗Ordnung und ihre Ausführungsbeſtimmungen finden ſinngemäß Anwendung. 
Die Verkehrspolizei auf den Reichsautobahnen wird von den Verkehrspolizei⸗ 
behörden und ihren Organen wahrgenommen. 


Das zweite Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Er- 
richtungeines Anternehmens „Reichsautobahnen“ vom 14. Mai 
1936 (Schutzwaldſtreifengeſetz) behandelt die Fragen der Bewirtſchaftung der 
Geländeſtreifen längs der Autobahnen in Waldungen. Es beſtimmt, daß die Wal⸗ 
dungen längs der Autobahnen auf 40 m Tiefe nach den Weiſungen der Forſt⸗ 
auffihtsbehörden im Einverſtändnis mit der Geſellſchaft „Reichsautobahnen“ zu 
bewirtſchaften ſind. Mehraufwendungen der Grundbefiger gegenüber einer normalen 
Bewirtſchaftung find zu entſchädigen. Aber Streitigkeiten entſcheidet der Reichs- 
forſtmeiſter im Einvernehmen mit dem Generalinſpektor für das deutſche Straßen- 
weſen. Die Schutzwaldungen ſollen den angrenzenden Wald gegen die aus ſeiner 
Durchbrechung ſich ergebenden Gefahren (Aberſonnung, Aushagerung, Windwurf 
u. a.) ſchützen und zugleich die Schönheit der Landſchaft ſichern. Der Wald längs der 
Autobahnen iſt nach Möglichkeit in einen Zuſtand zu bringen, der der natürlichen, 
durch die klimatiſchen und Bodenverhältniſſe bedingten Waldform am nächſten kommt. 
Durch Anpaſſung der Holz- und Straucharten an die oft auf lurze Strecken wechſelnden 
Standortsverhältniſſe und durch die verſtärkte Anwendung der forſtlichen, auf 
Wiederherſtellung geſunder Miſchwälder abzielenden Kulturmaßnahmen wird die 
natürliche Schönheit des Waldes am beſten gefördert. 
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Durch das dritte Geſetz zur Anderung des Autobahngeſetzes vom 
25. 7. 1938 iſt der Ausdruck „Kraftfahrbahnen“ durch „Reichsautobahnen“ erſetzt und 
für Bauanlagen jeder Art in einer Entfernung bis zu 100 m beiderſeits der Auto- 
bahn beſtimmt worden, daß ſie nur mit Genehmigung des Generalinſpektors errichtet 
oder weſentlich verändert werden dürfen. Dieſe Beſtimmung dient ebenſoſehr der 
Verkehrsſicherheit auf den Reichsautobahnen als dem Schutz der Landſchaft vor Ver⸗ 
unſtaltung. 


Die Organiſation des Unternehmens Reichsautobahnen hat durch das Geſetz zur 
Neuregelung der Verhältniſſe der Reichsautobahnen vom 
1. Juni 1938 und durch die zweite Durchführungsverordnung zum Autobahngeſetz 
vom 1. Juni 1938 Anderungen erfahren. Vorſitzender des Vorſtandes iſt nunmehr 
der Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen. Der Verwaltungsrat iſt als 
Organ des Anternehmens weggefallen. An ſeine Stelle iſt, jedoch nur zur beratenden 
Mitwirkung in grundſätzlichen und in beſonders wichtigen Angelegenheiten, der Bei⸗ 
rat getreten. Die Bezeichnung der Reichsautobahnen als „Geſellſchaft“ iſt weg- 
gefallen. Die Dienſtſtellen der Reichsautobahnen find als Reichsbehörden an- 
erkannt worden. 


Organijation 


Das Unternehmen „Reichsautobahnen“ wurde am 25. Auguſt 1933 als Zweigunter⸗ 
nehmen der Deutſchen Reichsbahn gegründet und mit einem Grundkapital von 
50 Mill. RM ausgeftattet. Sein Sitz iſt Berlin. Organe des Unternehmens find 
der Vorſtand und der Beirat. Vorſitzender des Vorſtandes iſt der Generalinſpektor 
für das deutſche Straßenweſen. Der Vorſtand führt die Geſchäfte und bedient ſich 
hierzu der „Direktion der Neichsautobahnen“ als Zentralſtelle. Für die Durchfüh⸗ 
rung der Arbeiten werden nach Bedarf in den verſchiedenen Teilen des Reichs 
Oberſte Bauleitungen für Reichsautobahnen (O BR.) errichtet. Dieſe wiederum 
bilden für die einzelnen Bauſtrecken der Autobahnen Bauabteilungen (BA R.). 


Bereits am 24. Juni 1933, alſo drei Tage vor Erlaß des Geſetzes, konnte die erſte 
Oberſte Bauleitung für Reichsautobahnen in Frankfurt / Main errichtet werden. Ihr 
folgten noch im Jahre 1933 die Oberſten Bauleitungen München, Königsberg, 
Stettin, Eſſen, Köln, Altona, Dresden und Breslau. Später kamen Stuttgart, 
Halle, Hannover, Nürnberg, Kaſſel und Berlin hinzu, 1938 nach der Rückgliederung 
der Oſtmark Linz und Wien. Im Jahre 1938 beſtehen 17 Oberſte Bauleitungen und 
100 Bauabteilungen. 


Am die Vorarbeiten für den Bau der Reichsautobahnen zu beſchleunigen, wurde der 
vor Jahren gegründete „Verein zur Förderung des Baues einer Autoſtraße Hanſe⸗ 
ſtädte — Frankfurt / Main — Baſel (Hafraba)“ am 18. Auguſt 1933 zur „Geſellſchaft zur 
Vorbereitung der Reichsautobahnen e. V.“ (Gezuvor) erweitert. Ihr übertrug der 
Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen die allgemeinen Vorunterſuchungen 
und Vorentwürfe für das von der Reichsregierung entworfene Netz von rund 
7 000 km Reichsautobahnen. Die „Gezuvor“, der die an den Reichsautobahnen 
intereſſierten Verwaltungen und Induftrie- und Verkehrsgruppen angehörten, bildete 
zur Durchführung der ihr geſtellten Aufgaben 11 Sektionen im Reich. Die Vor⸗ 
entwürfe und Vorunterſuchungen wurden in den Jahren 1933 bis 1935 ausgeführt, die 
Pläne und Ergebniſſe dem Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen zuge- 
leitet. Nachdem die „Gezuvor“ die ihr geſtellten Aufgaben erfüllt hatte, wurde ſie 
im Jahre 1935 der Reichsſtelle für Raumordnung angegliedert als „Geſellſchaft zur 
Vorbereitung der Reichsplanung und Raumordnung e. V.“. 


Weitere vorbereitende Planungsarbeiten werden von den Oberſten Bauleitungen 
und den Straßenbaubehörden der Länder und preußiſchen Provinzen durchgeführt. 
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Die weitere Bearbeitung der Pläne zu baureifen Entwürfen obliegt den bauaus⸗ 
führenden Dienſtſtellen der Reichsautobahnen, den Oberſten Bauleitungen, und zwar 
werden an Hand der Vorentwürfe die einzelnen Strecken vom Generalinſpektor zur 
Bearbeitung freigegeben. Durch Fühlungnahme mit anderen beteiligten Verwal- 
tungen und Streckenbegehungen iſt Sorge getragen, daß bereits bei der Entwurfs- 
bearbeitung ſowohl die allgemeinen Intereſſen verkehrspolitiſcher und verkehrswirt⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkte der bauausführenden Stellen beachtet werden. 


Damit aber auch ſonſtige öffentliche und private Belange und Wünſche berückſichtigt 
werden, werden die baureifen Entwürfe durch die Landespolizeibehörden öffentlich 
ausgelegt. Nach Anhören der Beteiligten wird dieſes landespolizeiliche Verfahren 
durch ein Gutachten abgeſchloſſen, die Pläne werden gegebenenfalls berichtigt und 
dann über das Unternehmen „Neichsautobahnen“ dem Generalinſpektor für das 
deutſche Straßenweſen vorgelegt. Dieſer entſcheidet über alle widerſtreitenden Inter. 
eſſen, ſtellt die Baupläne endgültig feſt und gibt die Strecken für den Bau frei. 


Reichs ſtraßen und Tandſtraßen 


Geſetzgebung 

Am 26. März 1934 wurde das Geſetz über die einſtweilige Neurege- 
lung des Straßenweſens und der Straßen verwaltung erlaffen. 
Es ermöglicht eine ſtraffe Zuſammenfaſſung des geſamten Straßenwefens in der 
Hand des Generalinſpektors und eine Neueinteilung der Straßen ausſchließlich nach 
den Geſichtspunkten des Verkehrs und der finanziellen Leiſtungsfähigkeit der bau⸗ 
pflichtigen Körperſchaften. Durch Zuſammenfaſſung der geſamten Straßenbauforſchung 
und durch die Fachaufſicht des Generalinſpektors über das geſamte Straßenweſen 
iſt weiterhin eine Ausrichtung aller Straßenbauer auf gemeinſame Arbeit und Ziele 
ſowie unter Anwendung der neueſten praktiſchen und theoretiſchen Erkenntniſſe der 
Straßenbauforſchung eine techniſch und wirtſchaftliche Verwendung der Straßenbau- 
mittel geſichert. Die verwaltungsmäßigen Vorausſetzungen eines zügigen und plan⸗ 
vollen Ausbaues des Reichs- und Landſtraßennetzes find damit geſchaffen. 


Dem Geſetz folgte am 7. Dezember 1934 die Verordnung zur Durchführung des 
Geſetzes. Weitere Verordnungen regeln die finanziellen Auseinanderſetzungen 
zwiſchen den alten und neuen Trägern der Straßenbaulaſt. 


Das Geſetz vom 26. März 1934 bringt zunächſt die Neueinteilung aller dem Verkehr 
von Ort zu Ort dienenden Straßen, beſtimmt die Träger der Straßenbaulaſt ſowie 
der Verwaltung der Straßen und behandelt kurz die beſonderen Fragen der Orts- 
durchfahrten, der Fachaufſicht und der finanziellen Auseinanderſetzung. Die Durch⸗ 
führungsverordnung bringt hierzu die eigentlichen Durchführungsvorſchriften, aber 
auch Vorſchriften zur Ergänzung des Geſetzes. 


Einteilung der Straßen 


Neben den RNeichsautobahnen, die von dem Unternehmen „Reihsautobahnen” gebaut 
werden, werden im Geſetz Reichsſtraßen, Landſtraßen I. und Landſtraßen II. Ord- 
nung genannt. Die Zuteilung der beſtehenden Straßen zu den einzelnen Straßen- 
gruppen beſtimmt der Generalinſpektor. Schon die vorbereitenden Arbeiten für die 
Neueinteilung des Straßennetzes haben gezeigt, wie ſchwierig es iſt, die Grenzen 
der dem Geſetz unterliegenden Straßengruppen eindeutig feſtzulegen. Auf dem Wege 
der Verwaltungsanordnung wurde ſchließlich beſtimmt, daß nur die Straßen zu 
Reichsſtraßen erklärt werden, die überwiegend einem über weite Strecken führenden 
Aberlandverkehr dienen. Reichsſtraßen ſollen die Hauptdurchgangsſtraßen ſein, die 
über die bisherigen Verwaltungsgrenzen hinaus Länder und Provinzen mitein- 
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ander verbinden. Sie müſſen ihrer übergeordneten Bedeutung entſprechend zuſammen 
mit den Reichsautobahnen ein in ſich geſchloſſenes Netz bilden und die Hauptträger 
des großen Aberlandverkehrs ſein. 


Die Landſtraßen I. Ordnung find die weniger wichtigen Durchgangsſtraßen, die den 
Verkehr zwar über mehrere Kreiſe bzw. Bezirke vermitteln, doch kaum über die 
Grenzen eines Gebietes von der Größe einer Provinz oder eines Landes hinaus 
Bedeutung haben. Vorausſetzung für die Erklärung zur Landſtraße I. Ordnung muß 
dabei ſein, daß die betreffende Straße in der Regel mindeſtens an einem Ende an 
eine Reichsftraße oder Reichsautobahn oder an eine andere Landſtraße I. Ordnung 
angeſchloſſen iſt. 


Die Landſtraßen II. Ordnung umfaſſen alle anderen, dem Verkehr von Ort zu Ort 
dienenden Straßen. 


Für die Einſtufung der Straßen in die einzelnen Gruppen war nicht immer nur die 
derzeitige Verkehrsbedeutung und der augenblickliche Ausbauzuſtand maßgebend, 
ſondern auch die Verkehrswürdigkeit der Straße, d. h. die Lage der Straße im Ge⸗ 
ſamtſtraßennetz und ihre Linienführung. Da ſich der Verkehrswert der einzelnen 
Straßen ändern kann, namentlich unter dem Einfluß der Reichsautobahnen, durch 
Induſtrieverlagerungen u. a., iſt die Einteilung des Straßennetzes keine endgültige, 
vielmehr kann die Verſchiebung der Straßen von einer Gruppe in die andere nach 
Bedarf vorgenommen werden. Dies geſchieht durch Löſchung und Eintragung im 
Straßenverzeichnis, das ſür jede Straßengruppe geſondert bei der Oberſten Straßen- 
baubehörde des Landes oder der Provinz geführt wird. 


Es umfaßt das Netz der Reichsſtraßen rund 40 000 km, das Netz der Landſtraßen 
J. Ordnung und der Landſtraßen II. Ordnung je rund 80 000 km. 


Träger der Straßenbaupflicht 


Entſprechend der Verkehrsbedeutung der einzelnen Straßengruppen beſtimmt das 
Geſetz als Träger der Straßenbaulaſt für die Reichsſtraßen das Reich, für die Land- 
ſtraßen I. Ordnung die Länder und preußiſchen Provinzen. Träger der Straßenbau- 
laſt für die Landſtraßen II. Ordnung ſind in Preußen die Kreiskommunalverbände 
(im Regierungsbezirk Wiesbaden der Bezirksverband), in den außerpreußiſchen 
Ländern bis auf wenige Ausnahmen die Kreiſe und Bezirksverbände bzw. die ent⸗ 
ſprechenden Gebietskörperſchaften. 


Mit der Beſtimmung der Träger der Straßenbaulaſt iſt feſtgelegt, wer für die ein- 
zelnen Straßengruppen die Koſten für Anterhaltung und Ausbau zu tragen hat. Eine 
bis ins einzelne gehende Feſtlegung und Begrenzung der Straßenbaulaſt iſt dem 
materiellen Wegerecht vorbehalten. Mit der einſchneidenden Neueinteilung der 
deutſchen Landſtraßen iſt demzufolge eine beträchtliche Verlagerung der Straßen- 
baulaſt verbunden. 

Die Aufbringung der Mittel für den Straßenbau hat infolge der Verſchiebung der 
Straßenbaulaſt anfänglich Beſtimmungen über die finanzielle Auseinanderſetzung 
zwiſchen den alten und neuen Trägern der Straßenbaulaſt erforderlich gemacht. Dieſe 
Fragen, zu denen auch die Verteilung der Kraftfahrzeugſteuer gehört, werden jetzt im 
Wege des Finanzausgleichs geregelt. 


Derwaltung der Straßen 


Mit der Neueinteilung der Straßen und der Neufeſtlegung der Träger der Straßen— 
baulaſten iſt das Reich erſtmalig wegeunterhaltungspflichtig geworden. Es lag nahe, 
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zur Durchführung der übernommenen Straßenbaupflichten nunmehr auch eine Reichs⸗ 
ſtraßenverwaltung aufzubauen; um aber einer Neuordnung der deutſchen inneren 
Verwaltung nicht vorzugreifen, wurde zunächſt darauf verzichtet. Das Geſetz be- 
ſtimmt vielmehr, daß der Generalinſpektor als Verwalter der Reichsſtraßen ſich zur 
Erfüllung feiner Aufgaben der Länderverwaltungen, in Preußen der Provinzialver- 
waltungen bedient. Dieſe find ohne beſondere Vergütung zur Verfügung zu halten 
und dem Bedürfnis entſprechend in perſoneller und ſachlicher Beziehung auszuſtatten. 


Die gleichen Verwaltungen haben neben den Reichsſtraßen die Landſtraßen I. Ord⸗ 
nung in eigener Verwaltung zu unterhalten und auszubauen. Sie unterſtehen jedoch 
hinſichtlich dieſer Straßen der unmittelbaren Fachaufſicht des Generalinſpektors. 


Die Landſtraßen II. Ordnung werden zum Teil noch von den Trägern der Straßen- 
baulaſt (Kreiſe und Bezirke) ſelbſt verwaltet; zum größeren Teil iſt die Verwaltung 
jedoch bereits den Straßenbaubehörden der Länder und preußiſchen Provinzen über⸗ 
tragen und wird von den örtlichen Bauämtern derſelben ausgeübt. Die Fachaufficht 
über die Landſtraßen II. Ordnung übt der Generalinſpektor aus. 


Geſetz und Durchführungsverordnung bringen weitere Beſtimmungen über die 
Trägerſchaft der Baulaſt für Ortsdurchfahrten in Gemeinden mit 6000 Einwohnern 
und weniger ſowie in Gemeinden mit mehr als 6000 Einwohnern und für Orte- 
umgehungen. Erwähnt ſei, daß in Gemeinden mit mehr als 6000 Einwohnern grund⸗ 
ſätzlich die Gemeinden ſelbſt firaßenbaupflidtig find. In Gemeinden mit 6000 Ein- 
wobnern und weniger iſt im Regelfall der Wegebaupflichtige der anſchließenden 
Außenſtrecken zugleich wegebaupflichtig für die Ortsdurchfahrt. Dieſe Wegebau- 
pflicht beſchränkt ſich jedoch auf die Breite der anſchließenden Außenſtrecken, ſoweit 
nicht beſondere Beſtimmungen den Einzelfall regeln. 


Wichtig iſt noch, daß Straßenaufſicht und Wegebaupolizei auf allen Straßen, die dem 
Geſetz unterliegen, auf den Generalinſpektor übergegangen ſind; er bedient ſich jedoch 
hinſichtlich der Landſtraßen I. und II. Ordnung in Preußen der Regierungspräfi- 
denten, in den übrigen Ländern der oberſten Landesbehörden. 


V. Die Durchführung des Straß enbauprogramms 
Reichsautobahnen 


Dem verkehrswirtſchaftlichen Zweck entſprechend wurde ein das ganze Reich plan- 
mäßig umſpannendes Grundnetz von zunächſt 7000 km Reichsautobahnen entworfen 
und auch an verſchiedenen Stellen des Reiches in Angriff genommen. Der Anſchluß 
Oſterreichs und des Sudetenlandes ſowie die Notwendigkeit, der wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung Rechnung zu tragen und das Grundnetz durch einige Verbindungslinien zu 
ergänzen, hat eine Erweiterung des urſprünglichen Planes auf zunächſt rund 
12 000 km und nun 13 000 bis 14 000 km notwendig gemacht. Die Grundſätze der 
Netzplanung ergeben ſich aus den verkehrspolitiſchen und wirtſchaftlichen Forderungen 
des Aufbauprogramms. Sie im einzelnen aufzuzählen, iſt nicht möglich. Die 
Geſichtspunkte wechſeln mit jedem Landesteil, der einer Betrachtung unterworfen 
wird. Sie liegen, wie ſchon oben erwähnt, auf politiſchem, wirtſchaftlichem und 
kulturellem Gebiet. Beſtehende Verhältniſſe und Bedürfniſſe aber auch geplante Ver- 
lagerungen hinſichtlich der Wirtſchafts⸗ und Bevölkerungsſtruktur find ins Auge zu 
faſſen und unter möglichſter Beachtung netz und linienökonomiſcher Grundſätze der 
Planung zugrunde zu legen. Auf der Abbildung 1 iſt das Grundnetz eingetragen. 
Der Stand der Bauarbeiten am 15. November 1938 iſt beſonders kenntlich gemacht, 
und zwar durch Bezeichnung derjenigen Strecken, die zum Bau freigegeben, im Bau 
befindlich und dem Verkehr übergeben ſind. 
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Abbildung ! 


Am 15. November 1938 ſind folgende Strecken dem Verkehr bereits übergeben: 


ug 


Königsberg —Elbing, 92 Kilometer, 


. (Berlin) Weißenſee — Bernau Süd⸗Colbitzow (Stettin) —Bäderſtraße, 140 Kilo- 


meter, 


. Stettiner Dreieck — Oberſchöneweide — Grünheide — Frankfurter Dreieck, 41 Kilo- 


meter, 


Berliner Ning —Fürſtenwalde — Frankfurt (Oder), 53 Kilometer, 
Brandenburger Dreieck Rangsdorf — Halleſches Tor, 46 Kilometer, 
Breslau — Forſt Oft, 178 Kilometer, 

Gleiwitz — Hindenburg Nord, 12 Kilometer, 

Berlin — Hannover, 225 Kilometer, 

(Hamburg) —Maſchen— Anſchluß Blocklandſtrecke (Bremen), 84 Kilometer, 
„Blocklandſtrecke bei Bremen Oyten —Leſum, 27 Kilometer, 


Hamburg — Lübeck — Bad Schwartau — Anſchlußſtrecke Richtung Travemünde, 
67 Kilometer, 


. Halle (Saale) — Leipzig, 38 Kilometer, 


Berlin Münden, 523 Kilometer, 
Nürnberg -⸗Reichsparteitagsgelände, 6 Kilometer, 


(Görlitz); —Dresden —Chemnitz — Meerane Jena, 167 Kilometer, 
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14. (Chemnitz) — Treuen — Pirk — (Hof), 21 Kilometer, 
15. (Dresden) —Ahyſt— Bautzen — (Görlitz), 13 Kilometer, 
16. (Frankfurt a. M.) — Siegburg — Köln — Brackwede — (Hannover), 237 Kilometer 
17. (Köln) —Leverkuſen— Burſcheid (Dortmund), 11 Kilometer, 
18. Göttingen —Kaſſel — Homberg —Aulatal, 102 Kilometer, 
19. Karlsruhe — Heidelberg — Frankfurt a. M.— Gießen, 201 Kilometer, 
19a. Romrod — Aulatal, 30 Kilometer, 
20. Kaiſerslautern— Wattenheim, 33 Kilometer, 
21. Garlsruhe) — Pforzheim Stuttgart LimbaH— (München), 146 Kilometer, 
5 Stuttgart — Ludwigsburg — (Heilbronn), 20 Kilometer, 
. München — Salzburg, 123 Kilometer. 


Damit iſt ein Stand von rund 2640 km erreicht. Bis zum 31. Dezember 1938 find 
rund 3062 km dem Verkehr übergeben. 


Traſſierungsgrundſätze 

Die den Kraftfahrbahnen weſenseigene Ausſchaltung aller nichtmotoriſierten Ver · 
kehrsmittel, aller verkehrstechniſchen Hinderniſſe und aller Plankreuzungen mit 
anderen Verkehrswegen iſt beſtimmend für Linienführung und Ausgeſtaltung der 
Kraftfahrbahnen. Als Schnellverkehrsweg hat die Autobahn ihre eigenen Geſetze. 
Die Boden- und Landſchaftsverhältniſſe zwingen jedoch, ſchon mit Rüdfiht auf die 
vertretbaren Koſten, aber auch mit Rückſicht auf eine harmoniſche Eingliederung der 
Straßen in die Landſchaft, die geplanten Strecken nach Ausbauklaſſen zu unterteilen. 
Die Einteilung in Klaſſen hat den Zweck, größeren, zuſammenhängenden Strecken 
einen beſtimmten, den Geländeverhältniſſen entſprechenden Verkehrswert zu geben, 
der durch die Abſtimmung aller Steigungen, Krümmungen, Sichtſtrecken u. dgl. auf 
eine beſtimmte Verkehrsgeſchwindigkeit ſichergeſtellt iſt. Der Übergang von einer 
Ausbauklaſſe in eine andere ſoll dem Kraftfahrer ſchon in der Umgebung — Land- 
ſchaftsform, Beſiedlungsdichte — erkenntlich ſein und begründet erſcheinen; er ſoll 
jedoch nicht plötzlich, ſondern unter Anwendung von Zwiſchenwerten allmählich er- 
folgen. Die Aberſchreitung der für die einzelnen Klaſſen feſtgelegten Mindeſtwerte 
iſt zuläſſig; dieſe find jedoch möglichſt anzuwenden, wenn dadurch die Linie wirt- 
ſchaftlich günſtiger und die Einpaſſung in das Gelände beſſer wird. 


Es werden drei Entwurfsklaſſen unterſchieden: 


Klaſſe 1 für Flachland ohne erhebliche Hinderniſſe. 
Mindeſt⸗Krümmungshalbmeſſer 1800 bis 2000 m, 
zuläffige Steigung 4 v. H. 
Klaſſe 2 für bergiges Gelände und Strecken, die durch natürliche oder künſtliche 
Hinderniſſe im Lageplan und Höhenplan ſchärfere Anpafſung verlangen. 
Mindeſt⸗Krümmungshalbmeſſer 800 bis 1000 m, 
zuläſſige Steigung 6 v. H. 
Klaſſe 3 für Gebirgsgelände. 


Mindeſt⸗Krümmungshalbmeſſer 600 m, 
zuläſſige Steigung 8 v. H. 


Die Maße der Kuppen- und Senkenausrundungen, der Querneigungen und Un- 


rampungen u. a. ſind für verſchiedene RRR ermittelt und in den 
techniſchen Richtlinien näher erfaßt. 
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Reichsautobahnen 


Abbildung ! 


Am 15. November 1938 ſind folgende Strecken dem Verkehr bereits übergeben: 


Königsberg —Elbing, 92 Kilometer, 
. (Berlin) Weißenſee — Bernau Süd ⸗Colbitzow (Stettin) —Bäderſtraße, 140 Kilo 


meter, 


. Stettiner Dreied— Oberſchöneweide — Grünheide — Frankfurter Dreieck, 41 Kilo- 


meter, 


Berliner Ning —Fürſtenwalde — Frankfurt (Oder), 53 Kilometer, 
Brandenburger Dreieck Rangsdorf — Halleſches Tor, 46 Kilometer, 
Breslau —Forſt Oft, 178 Kilometer, 

Gleiwitz — Hindenburg Nord, 12 Kilometer, 

Berlin — Hannover, 225 Kilometer, 


(Hamburg) —Maſchen— Anſchluß Blocklandſtrecke (Bremen), 84 Kilometer, 


. Blodlandftrede bei Bremen Oyten —Leſum, 27 Kilometer, 


Hamburg — Lübeck — Bad Schwartau — Anſchlußſtrecke Richtung Travemünde, 
67 Kilometer, 


. Halle (Saale) — Leipzig, 38 Kilometer, 
Berlin — München, 523 Kilometer, 


Nürnberg⸗-Reichsparteitagsgelände, 6 Kilometer, 


(Görlitz) —Dresden —Chemnitz — Meerane Jena, 167 Kilometer, 
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14. (Chemnitz) — Treuen — Pirk — (Hof), 21 Kilometer, 

15. (Dresden) —Ahyſt— Bautzen — (Görlitz), 13 Kilometer, 

16. (Frankfurt a. M.) — Siegburg Köln— Brackwede (Hannover), 237 Kilometer, 
17. (Röln)— Leverkufen— Yurfheid (Dortmund), 11 Kilometer, 

18. Böttingen—Kaffel— Homberg —Aulatal, 102 Kilometer, 

19. Rartsruhe— Heidelberg — Frankfurt a. M.— Gießen, 201 Kilometer, 

19a. Romrod —Aulatal, 30 Kilometer, 

20. Kaiſerslautern— Wattenheim, 33 Kilometer, 

21. Karlsruhe) — Pforzheim — Stuttgart — Limbach — (München), 146 Kilometer, 
22. Stuttgart — Ludwigsburg — (Heilbronn), 20 Kilometer, 

23. München — Salzburg, 123 Kilometer. 


Damit iſt ein Stand von rund 2640 km erreicht. Bis zum 31. Dezember 1938 ſind 
rund 3062 km dem Verkehr übergeben. 


Traſſierungsgrundſätze 

Die den Kraftfahrbahnen weſenseigene Ausſchaltung aller nichtmotoriſierten Ver. 
kehrsmittel, aller verkehrstechniſchen Hinderniſſe und aller Plankreuzungen mit 
anderen Verkehrswegen iſt beſtimmend für Linienführung und Ausgeſtaltung der 
Kraftfahrbahnen. Als Schnellverkehrsweg hat die Autobahn ihre eigenen Geſetze. 
Die Boden- und Landſchaftsverhältniſſe zwingen jedoch, ſchon mit Rückſicht auf die 
vertretbaren Koſten, aber auch mit Rüdfiht auf eine harmoniſche Eingliederung der 
Straßen in die Landſchaft, die geplanten Strecken nach Ausbauklaſſen zu unterteilen. 
Die Einteilung in Klaſſen hat den Zweck, größeren, zuſammenhängenden Strecken 
einen beſtimmten, den Geländeverhältniſſen entſprechenden Verkehrswert zu geben, 
der durch die Abſtimmung aller Steigungen, Krümmungen, Sichtſtrecken u. dgl. auf 
eine beſtimmte Verkehrsgeſchwindigkeit ſichergeſtellt iſt. Der Übergang von einer 
Ausbauklaſſe in eine andere ſoll dem Kraftfahrer ſchon in der Amgebung — Land- 
ſchaftsform, Beſiedlungsdichte — erkenntlich ſein und begründet erſcheinen; er ſoll 
jedoch nicht plötzlich, ſondern unter Anwendung von Zwiſchenwerten allmählich er- 
folgen. Die Aberſchreitung der für die einzelnen Klaſſen feſtgelegten Mindeſtwerte 
iſt zuläſſig; dieſe find jedoch möglichſt anzuwenden, wenn dadurch die Linie wirt. 
ſchaftlich günſtiger und die Einpaſſung in das Gelände beſſer wird. 


Es werden drei Entwurfsklaſſen unterſchieden: 


Klaſſe 1 für Flachland ohne erhebliche Hinderniſſe. 
Mindeſt-⸗Krümmungshalbmeſſer 1800 bis 2000 m, 
zuläſſige Steigung 4 v. H. 
Klaſſe 2 für bergiges Gelände und Strecken, die durch natürliche oder künſtliche 
Hinderniſſe im Lageplan und Höhenplan ſchärfere Anpaſſung verlangen. 
Mindeſt⸗Krümmungshalbmeſſer 800 bis 1000 m, 
zuläſſige Steigung 6 v. H. 
Klaſſe 3 für Gebirgsgelände. 


Mindeſt⸗Krümmungshalbmeſſer 600 m, 
zuläſſige Steigung 8 v. H. 


Die Maße der Kuppen und Senkenausrundungen, der Querneigungen und An- 


rampungen u. a. ſind für verſchiedene RRC ermittelt und in den 
techniſchen Richtlinien näher erfaßt. 
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Querſchnittsgeſtaltung 
Bei den Hauptlinien werden die Fahrbahnen für die beiden Fahrtrichtungen grund. 


ſätzlich getrennt ausgeführt; bei weniger wichtigen Linien iſt in Ausnahmefällen davon 
Abſtand genommen worden. 


Regelguerschniffe 
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Abbildung 2 


Der Regelquerſchnitt (Abb. 2) ſieht zwei Fahrbahnen von je 7,50 m Breite vor, die 
durch einen Grünſtreifen von 5 m Breite voneinander getrennt find. Jede Fahrbahn 
hat, durch einen Trennſtrich kenntlich gemacht, zwei Fahrſpuren von je 3,75 m Breite, 
eine eigentliche Fahrſpur und eine Aberholungsſpur. An die Fahrbahnen ſchließen 
ſich nach außen 2 m breite Bankette an, von denen jeweils im Anſchluß an die Fahr- 
bahndecke ein Streifen von 1 m Breite leicht befeſtigt iſt, um ein vorübergehendes 
Abſtellen von Fahrzeugen zur Raſt oder Reparatur zu erleichtern. Bei ſtark belaſteten 
Hauptſtrecken wird der befeſtigte Randſtreifen 2,25 m breit als Parkſpur ausgebildet. 
Auch vom Mittelſtreifen werden jeweils im Anſchluß an die Fahrbahndecke 40 cm 
breite Streifen leicht befeſtigt, um die Begrenzung der Fahrbahn gegen den Mittel— 
ſtreifen ſtärker zu betonen. Die Geſamt-Regelbreite der Autobahn beträgt ſomit 
2 72 7,50 5 ＋T 7,50 ＋2 = 24 m. 
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Dieſe Regelbreite wird eingeſchränkt, wenn beſondere Verhältniſſe — Brüdenbau- 
koſten, Grunderwerbskoſten, Beſiedlungsdichte, Geländeverhältniſſe — dies gebieten. 
Auch können beſondere Geländeverhältniſſe mit Rückſicht auf die vertretbaren Koſten 
und auf eine unauffällige Einpaſſung in das Gelände zu einer völlig getrennten 
Linienführung der beiden Fahrbahnen, wie z. B. beim Albaufſtieg der Strecke Gtutt- 
gart — Alm zwingen. 


Anjchluß-, Abzweig- und Areuzungsftellen 


Die Anihluß-, Abzweig. und Kreuzungsſtellen find die Knotenpunkte des Reiche- 
autobahnnetzes. Die Anſchlußſtellen verknüpfen die Reichsautobahnen mit dem 
übrigen Straßennetz, durch die Abzweig. und Kreuzungsſtellen werden die einzelnen 
Reichsautobahnſtrecken untereinander verbunden. 

Die Anordnung von Anſchlußſtellen erfolgt überall dort, wo mit einem regen Aber— 
gangsverkehr von und zur Autobahn gerechnet werden muß. Sie werden deshalb 
regelmäßig in der Nähe von Städten und an den Kreuzungen mit wichtigen Reich$- 
und Landſtraßen, die das Verkehrsaufkommen benachbarter Siedlungsgebiete ge— 
ſammelt heranführen, vorgeſehen. 

Der gegenſeitige Abſtand der Anſchlußſtellen beträgt durchſchnittlich 10 km, in der 


Nähe von Großſtädten oder im dichtbeſiedelten Induſtriegebiet meiſtenteils weniger. 5 


Mit dem Bau der Anſchlußſtellen find in zahlreichen Fällen Am- und Neubauten der 
Zubringerſtraßen notwendig, damit eine zügige und leiſtungsſähige Verbindung 
zwiſchen der Autobahn und den Quellpunkten des Verkehrs ſichergeſtellt wird. 

Die Anſchlußſtellen (Abb. 3) unterſcheiden ſich von den üblichen Straßeneinmündungen 
dadurch, daß auf der Autobahn grundſätzlich jedes Kreuzen des Verkehrs vermieden 
wird. Zu dieſem Zweck wird die Zubringerſtraße mit Hilfe eines Brückenbauwerks 


Anschlussstelle 


7 R-45m 


Abbildung 3 
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Abzweıgstelle 
Dreiecklösung 


( Monnheımer Üreied ) 


H = 1000 m 


Abbildung 4 


Abzweigstelle 


Trompetenläsung 


Abbildung 5 


über- oder unterführt und auf jeder Seite der Autobahn eine Rampe angelegt, die 
die Zu- und Abfahrt ermöglicht. Die Rampen münden nicht unmittelbar in die 
Autobahn, ſondern vor der Einmündung ſind längs der Autobahn verlaufende Aus— 
und Einfädelungsſpuren zwiſchengeſchaltet. Der abfahrende Kraftwagen kann auf 
dieſe Weiſe, ohne den durchgehenden Schnellverkehr zu behindern, ſeine Geſchwindig— 
keit allmählich verringern und abzweigen. Der auffahrende Wagen vermag ſich in 
der Einfädelungsſpur gleichfalls dem Schnellverkehr anzupaſſen, indem der Fahrer 
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ſich von dem Freiſein der Strecke überzeugt und die Geſchwindigkeit dem durch— 
gehenden Verkehr entſprechend erhöht. 

Abzweigſtellen treten überall da auf, wo von einer durchgehenden Autobahn 
eine andere Autobahn abzweigt. Je nachdem hierbei von einem in allen drei Rich— 
tungen oder nur in zwei Richtungen gleich ſtarken Verkehr geſprochen werden kann, 
erfolgt die Ausbildung der Abzweigſtelle nach der Dreieckslöſung (Abb. 4) oder nach 
der Trompetenlöſung (Abb. 5). Die Dreieckslöſung läßt für alle drei Richtungen die 
Anwendung gleich günſtiger Krümmungshalbmeſſer und Steigungen zu. Die Trom- 
petenlöſung beſitzt in einer Verkehrsrichtung weſentlich ungünſtigere Krümmungs⸗— 
verhältniſſe als in den beiden anderen Richtungen, ſo daß ſie nur zur Anwendung 
kommt, wenn der Verlauf des Verkehrs ein überwiegend gabelförmiges Bild zeigt, 
d. h. der Abereckverkehr von untergeordneter Bedeutung iſt. Die Trompetenlöſung 
hat jedoch den Vorzug, daß nur ein Brückenbauwerk benötigt wird. Auch it 1 bin- 
ſichtlich des Geländebedarfs ſparſamer als die Dreiecksform. 


Kreuzungsstelle 
Kleeblattlösung | 


Abbildung 6 


Für die Kreuzungsſtellen kommt überwiegend die Kleeblattlöſung (Abb. 6) 
zur Anwendung. Der Geradeausverkehr läuft hierbei ohne jegliche Behinderung 
durch. Der Eckverkehr wird in eine Parallelſpur geleitet, von der aus der Rechtsed- 
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verkehr vor dem Kreuzungsbauwerk der beiden Reichsautobahnen, der Linkseck⸗ 
verkehr hinter dem Bauwerk abzweigt. Für den Linkseckverkehr ſind vier kreisförmige 
Rampen erforderlich, die der Kreuzung ihre charakteriſtiſche Form und ihren Namen 
gegeben haben. 

Das Quergefälle der Fahrbahndecken beträgt grundſätzlich 1,5 v. H. in der Geraden, 
2 bis 8 v. H in Krümmungen, je nach den gewählten Verkehrsgeſchwindigkeiten und 
Bogenhalbmeſſern. 


Bodenmechanik und Grundbau 

Während die techniſche Entwicklung des Deckenbaues einigermaßen mit der Ent- 
wicklung des Kraftwagens Schritt hielt, wurde den Fragen der Tragfähigkeit des 
Decken und Straßenuntergrundes bis vor einigen Jahren keine oder wenig Beachtung 
geſchenkt. Zahlreiche Fehlſchläge im Straßenbau der vergangenen Zeit ſind auf eine 
gewiſſe Vernachläſſigung dieſer Fragen zurückzuführen. Erſt der Generalinſpektor 
für das deutſche Straßenweſen ſtellte die neuzeitliche Bodenmechanik in den Dienſt 
der Reichsautobahnen und des allgemeinen Straßenbaues. 

Bei allen Oberſten Bauleitungen der Reichsautobahnen wurden Bodenprüfungen 
eingerichtet, die neben der rein geologiſchen Aufſchließung den Boden als Baugrund 
und als Bauſtoff phyſikaliſch zu unterſuchen und bodenmechaniſch zu beurteilen haben. 
Den bodenkundlichen Dezernenten bei den Oberſten Bauleitungen der Reichsauto⸗ 
bahnen, ſowie den Sachbearbeitern der Oberſten Straßenbaubehörden der Länder 
und preußiſchen Provinzen wurden auf Schulungstagungen Theorie und Praxis der 
Bodenkunde und ihre Anwendung beim Straßenbau vermittelt. 


Heute gehören Bohrungen und Schürfungen und die verſchiedenen Arten von 
Laboratoriumsunterſuchungen zu den unumgänglichen Vorarbeiten. Zei der Bau- 
ausführung wird auf einen dem Boden gemäßen Einbau ſtreng geachtet. Setzungen 
friſcher Dammſchüttungen unter Verkehr wird durch ſorgfältiges Verdichten der 
Bodenmaſſen vorgebeugt; Verdichtungsverfahren und neuartige Verdichtungsgeräte 
wurden dabei entwickelt. Froſtſchäden an Straßen, in früheren Jahren als unab- 
änderlich hingenommen, find als Auswirkungen nicht einwandfreien Bodens oder 
einer ungenügenden Antergrundentwäſſerung erkannt; Erſatz der oberſten VBoden⸗ 
ſchicht durch Sand oder Kies (Froſtſchutzſchichten) ſowie beſondere Entwäſſerungs⸗ 
anlagen find die gebräuchlichſten Schutzmittel. 


Das Moorſprengverfahren zur Beſeitigung ſtark nachgiebiger Schichten wie Moor 
oder Faulſchlamm iſt erſtmalig beim Bau der Reichsautobahnen zur Anwendung 
gekommen. Die unter einer Sandſchüttung zuſammengedrückten weichen Boden⸗ 
maſſen werden nach dem Aufreißen des feitlich anſchließenden Geländeſtreifens durch 
eine Sprengung unterhalb des Dammkörpers zerriſſen und nach der Seite verdrängt, 
ſo daß die Dammſchüttung auf den tragfähigen feſten Antergrund abſackt. Hierdurch 
laſſen ſich, verglichen mit dem bisherigen Ausbaggern, Erſparniſſe bis zu 75 v. H. 
erzielen. 


rahrbahndecken 

Dem Sinn und Zweck der Autobahn als Schnellbahn entſprechend find die Fahrbahn: 
decken ſo auszubilden, daß ſie alle heute und zukünftig auftretenden Verkehrskräfte 
ſtatiſcher und dynamiſcher Art ſicher aufnehmen und übertragen können, ohne — auch 
bei Setzung des Antergrundes — Schaden zu erleiden, aber auch die für hohe Ge- 
ſchwindigkeiten notwendige Ebenheit, Rauhheit und Gleitſicherheit aufweiſen können. 
Dieſen Forderungen wird weitgehend durch den Einbau hochwertiger Decken 
Rechnung getragen. 

Rund 90 v. H. der bereits fertiggeſtellten Strecken haben Betondecken, rund 6,7 v. H. 
Schwarzdecken (Teer oder Bitumenbauweiſen) und rund 3,3 v. H. Kleinpflaſterdecken 
erhalten. 
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Die Betondecken werden im allgemeinen planparallel in 22 em Stärke ausgeführt. 
Bei beſonders ungünſtigem Antergrund und auf hohen Dämmen wird die Stärke der 
Platte bis auf 25 cm vergrößert. Zur Vermeidung von Niſſen werden die Decken 
durch Längs- und Querfugen unterteilt. Die Abſtände der Querfugen betragen in 
der Regel 10 bis 15 m je nach Antergrund, Dammhöhe und klimatiſchen Verhältniſſen. 
Die Platten werden an den Fugen zur Vermeidung ungleicher Plattenbewegungen 
und zur Laſtenübertragung verdübelt. Dies iſt vor allem dort notwendig, wo 
ungleichmäßige Setzungen oder auch Froſthebungen zu erwarten ſind. Der Zement 
iſt beſonderen Auswahlbeſtimmungen hinſichtlich der Feſtigkeit unterworfen. Am ein 
Erweitern allenfalls auftretender Riffe zu verhindern, werden im allgemeinen eiſerne 
Matten (punktgeſchweißte Bauſtahlgewebeplatten) eingelegt; eine eigentliche Eiſen⸗ 
bewehrung erhalten die Platten nicht. 

Der Bauvorgang iſt folgender: Nach Fertigſtellung des Erdplanums wird bei 
lehmigem Boden zunächſt eine Ausgleichsſchicht (Sand) ſorgfältig plangerecht ein⸗ 
gebaut. Dann werden Schalungen zur ſeitlichen Begrenzung der Fahrbahndecke auf⸗ 
geſtellt und Lauffchienen für die Baumaſchinen verlegt. Vielſach dienen zur feitlichen 
Begrenzung die bereits vorher betonierten Randſtreifen. Auf das Ausgleichsplanum 
bzw. das Erdplanum ſelbſt wird ſodann eine Papierlage ausgebreitet, die u. a. den 
Zweck hat, eine möglichſt ebene Plattenunterfläche zu bewirken. Nach der Auf⸗ 
bereitung in Miſchmaſchinen wird der Beton durch einen Verteilerwagen mittels 
Kübel eingebracht und verdichtet. Hierzu werden elektriſch oder mit Verbrennungs- 
motoren angetriebene Fertiger verſchiedener Syſteme verwendet. Nach Herſtellung 
der Fugen werden die friſch gefertigten Decken abgedeckt (Schutzdächer, Matten) und 
drei bis vier Wochen feucht gehalten. Anebenheiten über 4 mm auf 4 m Länge find 
unzuläſſig und müſſen durch Abfräſen oder Abſchleifen beſeitigt werden. Schließlich 
werden die Fugenſpalten mit bituminöſen Vergußmaſſen verſüllt. 


Für 1000 km Betonfahrbahndecke werden benötigt: rund 52 000 t Stahl, 1 070 000 t 
Zement und rund 6 100 000 t Zuſchlagſtoffe wie Sand, Splitt und Kies. 


An Zement für den Fahrbahndeckenbau, ſowie für die Brückenbauten werden jährlich 
über 1 000 000 t benötigt. 


Die Technik des Betondeckenbaues iſt in den letzten Jahren weſentlich gefördert 
worden und kann gegenüber den Bauweiſen des Auslandes heute ſchon als vor⸗ 
bildlich bezeichnet werden. Obwohl die Entwicklung als nahezu abgeſchloſſen gelten 
kann, wird eine weitere Steigerung der Qualität der Betonfahrbahndecken angeſtrebt. 


Brückenbau 

Aber 4500 Brücken und Durchläſſe im Zuge von 3000 km Autobahnen find das Werk 
der Brückenbauer an den Straßen des Führers in den erſten fünf Jahren. Einige 
weitere hundert Brückenbauwerke ſtehen kurz vor der Vollendung. 


Die erſten Jahre des Brückenbaus waren Jahre einer ſtändigen Fortentwicklung in 
Konſtruktion und Geſtaltung. Der Brückenbau wurde zur Schule für werkgerechte 
Arbeit und gute Baugeſinnung. Nicht auf überſpitzte ſtatiſche Neuheiten wird 
Wert gelegt, nicht nach Grundſätzen kurzfriſtiger Rentabilität gebaut; die geſtellte 
Aufgabe verlangt Einfachheit, Dauerhaftigkeit und Schönheit der Bauwerke in 
höchſter Vollendung. 

Zu unterſcheiden find Brücken, die Straßen und Bahnen über die Autobahnen hinweg 
führen, und Brücken, die die Autobahnen tragen und Straßen, Bahnen, Flüſſe und 
Täler überqueren. Die Abmeſſungen der erfteren ergeben ſich aus den Breiten 
maßen der Autobahn; dieſe Brücken ſind faſt gleichartig im Typ, vorwiegend aus 
Stahl oder Eiſenbeton. Die eigentlichen Autobahnbrücken hingegen find recht viel⸗ 
geſtaltig. Sie erhalten ihr Gepräge aus den Abmeſſungen der zu überbrückenden 
Täler, Niederungen und Verkehrswege und aus dem Charakter der umgebenden 
Landſchaft. Eine Typiſierung iſt nicht möglich. 
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Stahl, Beton und Naturſtein ſind die Bauſtoffe unſerer Brücken. Die Stahlbrücken, 
die Kühnheit und Schönheit des Brückenbaues zugleich dokumentieren, find vor 
allem bei Aberbrückung tiefer Täler als Vollwand oder Fachwerkträger aus⸗ 
gebildet. Die Schweißtechnik hat ſich in größerem Ausmaße in den Dienſt des 
Brückenbaues geſtellt. Eiſenbetonbrücken ſind für die Aberführungen der Straßen 
bevorzugt. Steinmetzmäßige Bearbeitung der Sichtflächen iſt erwünſcht; beſte Korn⸗ 
zuſammenfetzung iſt Vorausſetzung für einen dichten und dauerhaften Beton. Natur- 
ſteinbrücken zeugen von Handwerkskunſt und Naturverbundenheit; ſie ſind zwar teurer 
als Bauwerke in Eiſenbeton, doch ſie beſitzen Ewigkeitswert. 


An größeren und wichtigeren Brückenbauten der letzten Jahre find zu nennen: 


Brücken in Stahl über das Mangfalltal im Zuge der Autobahn München 
Landesgrenze, über die Freiberger Mulde bei Noſſen / Sachſen, über die Elbe bei 
Dresden und Hohenwarthe, über Oft- und Weſtoder bei Stettin, über das Sulz⸗ 
bachtal, Lauterbachtal, Werratal, über den Rbein-Hernefanal in Oberhauſen, über 
die Mulde bei Deſſau, über den Zeitzgrund bei Stadtroda, über die Elbe bei Deſſau, 
Hängebrücke über den Rhein bei Köln (378 m freie Spannweite), Havelbrücke weſtlich 
von Berlin (704 m lang), Donaubrücke bei Ingolſtadt (380 m lang) und ſchließlich 
die Hamburger Hochbrücke, mit deren Bau bereits begonnen wurde. Geſchweißte 
Brücken find u. a. die Bauwerke am Kaiſerberg (Balken von 103 m Stützweite) und 
an der Oſttangente des Berliner Ringes über das 1750 m breite Rüdersdorfer Tal. 


Brücken in Eiſenbeton führen über den Inn bei Pfrauendorf im Zuge der 
Autobahn München — Landesgrenze, über das Tal bei Denkendorf, über den Neckar 
bei Mannheim und Anterboihingen, über die Donau bei Leipheim, über das Helder- 
bachtal im Quillerwald ſüdlich Kaſſel, über das Teufelstal bei Stadtroda (rund 
270 m lang), über das Rohrbachtal (307 m lang) und zum Aichelberg am Üblaufftieg. 


Naturſteinbrücken ſind die Brücken über die Saale bei Hirſchberg an der 
Strecke Schleiz — Bayreuth und über das Waſchmühltal bei Kaiſerslautern. Für die 
Saalebrücke wurde Granit aus den Brüchen im Oberpfälzer Wald, aus dem Fichtel⸗ 
gebirge und aus dem Bayeriſchen Wald verwendet, für die Waſchmühltalbrücke 
Buntſandſtein. An großen Brücken aus Naturſtein ſind weiterhin zu nennen: Die 
Brücke über die Sieg (400 m lang), die Saalebrücke bei Jena (700 m lang, 21 m hoch), 
die Brücke über die Lahn bei Limburg (513,5 m lang, 60 m hoch), die Wiedtalbrücke 
mit Tuffſteinverkleidung (430 m lang, 51 m hoch), der Talübergang bei Geiſenhauſen 
im Holledaugebiet (404 m lang, 27 m hoch), die Talbrücke an der Ahrensburg im 
Weſergebirge, die Brücke an der Preyersmühle über das Höllenbachtal, die Brücke an 
der Bruchermühle (185 m lang, 32 m hoch), die Göltzſchtalbrücke bei Weißenſand und 
die Brücke über das Triebtal bei Altenſatz im Vogtland (374 m lang, 25 m hoch). 


Tankftellen 


Gemäß Geſetz obliegt der Betrieb der Autobahnen und aller Nebenanlagen der Ge⸗ 
ſellſchaft Reichsautobahnen. Als demnach mit dem Fortſchreiten des Verkehrs die 
Notwendigkeit von Tankanlagen ſich ergab, übergab man dieſe Anlage nicht der 
freien Wirtſchaft, ſondern gründete gemäß dem Geſetz zum Betrieb der Anlage eine 
eigene Geſellſchaft, die Reichsautobahn⸗Kraftſtoff-Geſellſchaſft. Dieſe Geſellſchaft 
dient allein dem Betrieb der Tankanlagen. Die Anlagen ſelbſt werden durch die Ge- 
ſellſchaft Reichsautobahnen errichtet, die fie dann an die Reichsautobahn⸗Kraftſtoff⸗ 
Geſellſchaft verpachtet. Die Reichsautobahn⸗Kraftſtofſ⸗Geſellſchaft ſteht unter 
führender Beteiligung des Reiches in Erledigung ihrer Geſchäftsführung und Wirt 
ſchaftspolitik unter der Reichsaufſicht. Hervorzuheben iſt, daß die Tankſtellen der 
Reichsautobahn⸗Kraftſtoff⸗Geſellſchaft im Gegenſatz zu den übrigen Tankſtellen keine 
Marken führen. Dies bedeutet jedoch nicht, daß irgendwelche ſchlechte Ware zum 
Verkauf gelangt, ſondern die Tankſtellen führen genau wie die übrigen Geſellſchaften 
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nur einwandfreie und gute Qualitätsware, die jedoch im Gegenſatz zu den Gefell- 
ſchaften nicht unter ihrer Markenbezeichnung verkauft wird. 

Ein einwandfreier und tadelloſer Kundendienſt ſowie modernſte Apparatur ſorgen 
dafür, daß das Publikum oft und gern die Tankanlagen benutzt und ſie als einen 
Dienſt am Autobahnkunden im wahrſten Sinne des Wortes betrachtet. 


Raftanlagen an der Reichs autobahn 

Mit der Fertigſtellung zuſammenhängender Reichsautobahnlangſtrecken iſt ein immer 
ſtärkeres Bedürfnis nach Raftanlagen für den durchgehenden Verkehr aufgetreten. 
Im Jahr 1938 konnten zur Befriedigung dieſes Verkehrsbedürfniſſes die beiden 
erſten Groß⸗Raſtanlagen am Chiemfee auf der Reichsautobahnſtrecke München — 
Salzburg und bei Magdeburg auf der RAB. Strecke Berlin — Hannover in Betrieb 
genommen werden. Während das Naſthaus Chiemſee eine Anlage darſtellt, die vor- 
zugsweiſe für den Erholungsverkehr beſtimmt ift, fol der Raſthof „Magdeburg- 
Börde“ in erſter Linie für den Berufsverkehr und den gewerblichen Güͤterfernverkehr 
zur Verfügung ſtehen. 

An denjenigen Stellen der RAB, an denen aus landſchaftlichen Gegebenheiten ein 
beſondes ſtarkes Bedürfnis zur Anlage von Naſthäuſern für den Erholungsverkehr 
beſteht, ſollen in Zukunft eine Reihe weiterer Anlagen nach dem Muſter Chiemſee 
erſtellt werden. Anabhängig davon werden auf den durchgehenden Langſtrecken der 
RAV in regelmäßigen Abſtänden von etwa 120 bis 150 km Raſthöfe für den Berufs- 
verkehr entſtehen, die Reſtaurationseinrichtungen, Abernachtungs⸗ und Ruheräume, 
Tankanlagen, Werkſtätten uſw. für den Kraftverkehr zur Verfügung ſtellen. Von 
grundſätzlicher Bedeutung iſt, daß mit der Erſtellung der Raftanlagen an der RAB 
eine neue Form des Reiſens möglich wird, die geſtattet, Autobahnlangſtrecken zurück⸗ 
zulegen, ohne die Autobahn zum Aufſuchen von Gaſtſtätten an der Landſtraße oder 
in den Städten verlaſſen zu müſſen. Insbeſondere der Laſtkraftverkehr benötigt dieſe 
Betriebsſtützpunkte, um den Fernfahrer für feine anſtrengende Arbeit ſriſch und 
leiſtungsfähig zu erhalten, was nicht nur in ſozialer Hinſicht von größter Wichtigkeit 
iſt, ſondern eine allgemeine Förderung darſtellt, die die Sicherheit des Verkehrs 
verlangt. | 


Reichsautobahnen in Öfterreich 

Durch die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich entitand die Auf- 
gabe, die Oſtmark in das Liniennetz der Reihsautobahnen einzubeziehen. Die ganze 
Oſtmark mit all ihren Gauen und Hauptſtädten ſoll an das Altreich und deſſen 
politiſche und wirtſchaftliche Brennpunkte angeſchmiedet werden und das beſtehende, 
im weſentlichen nach der ehemaligen Bundes hauptſtadt Wien ausgerichtete Verlehrs⸗ 
netz dabei in neue Richtungen gewieſen werden. Insbeſondere aber galt es, winter. 
fihere Straßenverbindungen zwiſchen dem deutſchen Nord und den, von dieſem durch 
die in Oſt⸗Weſt⸗ Richtung verlaufenden Alpenhauptkämme getrennten, ſüdlichen 
Grenzgauen — dem ehemaligen Oſttirol, Kärnten und Steiermark — zu ſchaffen. 


Das zukünftige Netz der Reichsautobahnen für die Oſtmark liegt nunmehr feſt, es 
wird ungefähr 1300 km umfaſſen. Die Linien Salzburg bzw. Paſſau — Linz Wien 
werden die ehemalige Bundeshauptſtadt, als den kulturellen und wirtſchaftlichen 
Brennpunkt des geſamten Donauraumes, und Linz, die Gauhauptſtadt von Ober⸗ 
donau und Sitz der Reichswerke Hermann Göring, mit dem Altreich verbinden. Durch 
die, über den Mond- und Atterſee verlaufende Linie Salzburg — Linz wird überdies 
das Salzkammergut noch mehr als bisher dem Fremdenverkehr erſchloſſen werden. 
Das bisher verkehrlich ungünſtig gelegene Graz, die Stadt der Volkserhebung, wird 
durch die über das Burgenland und Wiener Neuſtadt verlaufende Linie eine voll- 
lommen neue Verbindung mit Wien erhalten und St. Michael — Liezen einerſeits 
über das Ennstal mit Salzburg, und anderſeits über den Phyrnpaß mit Linz und 
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Paſſau verbunden werden An Klagenfurt wird Graz durch eine über den Packſattel 
verlaufende Autobahn näher berangerüdt werden. 


Von ganz beſonderer Bedeutung aber iſt die Nord. Südlinie Salzburg — Klagenfurt, 
durch die die bisher im Winter von einem jeden Straßenverkehr in Richtung Norden 
abgeſchnittenen Gaue Kärnten und Oſttirol nunmehr faſt der Luftlinie folgend mit 
Salzburg verbunden werden. Bei Reitdorf im Ennstal an die Linie Graz —Salzburg 
anſchließend, verläuft die Linie durch das oberſte Ennstal — das Flachautal — bis 
zum Fuß der Radſtätter Tauern, durchbricht dieſe mit einem etwa 8 km langen 
Tunnel, um das obere Murtal — den Lungau — bei St. Michael zu erreichen. Der 
Katſchberg wird abermals mit einem Tunnel durchſtoßen. Durch das Lieſertal über 
Gmünd verläuft die Linie nach Spittal, um bereits hier auch den über den Groß- 
glodner, über Gaſtein, durch das Puſtertal und über Tarvis und den Plöckenpaß 
ſtrömenden Verkehr zu erfaſſen und nach den Kärntner Seen, nach Villach und 
Klagenfurt weiterzuleiten. Die Strecke Salzburg — Klagenfurt iſt 220 km lang. 
Durch den Bau dieſer Strecke wird es beiſpielsweiſe möglich ſein, von Salzburg den 
Millſtädter See in 1" Stunden zu erreichen. Die Neichsautobahn Kufſtein 
Innsbruck verbindet einerſeits München mit der Tiroler Gauhauptſtadt, anderſeits 
ſtellt fie ein Teilſtück der Autobahnverbindung Wien — Innsbruck dar, die über Linz — 
Salzburg —-Roſenheim —Kufſtein verläuft. 

In techniſcher Hinſicht find bei den eigentlichen Hochgebirgsſtreden — der Tauern- 
und Phyrnlinie — eine Reihe von Problemen zu löſen, die bisher nur beim Bar. 
von Alpenbahnen aufgetreten find. Die Führung der Autobahn in voller Breite an 
Steilhängen, bei denen Querneigungen von 45 Grad und mehr nicht ſelten ſind, er⸗ 
fordern gewaltige Felsausbrüche und den Bau hoher Stütz. und Futtermauern, ſowie 
von Lehnenviadukten. Auch Bauwerke werden häufig geſtaffelt ausgeführt werden 
müſſen. Hierfür eine künſtleriſch befriedigende Form zu finden, wird eine neue, reiz⸗ 
volle Aufgabe für Brückenbauer und Architekten ſein. 

Zur Sicherung der Strecken in den Hochtälern werden Wildbach⸗ und Lawinen⸗ 
verbauungen erforderlich werden. Die größten Schwierigkeiten aber wird der Bau 
der Straßentunnel, die eine Länge bis zu 8 km beſitzen werden, bereiten. Das 
Problem der künſtlichen Belüftung zur Abführung der giftigen Autoabgaſe bedarf 
noch ſorgfältiger Anterſuchungen. 

Die Strecke Salzburg — Wien iſt bereits drei Wochen nach der Machtübernahme in 
Angriff genommen worden und ſoll bereits im Jahre 1941 dem Verkehr übergeben 
werden. Der Vortrieb der Richtſtollen der Tunnel der Nord⸗Südlinie Salzburg — 
Klagenfurt ſoll im Frühjahr 1939 begonnen werden. 


Die neichsautobahnen im Sudetengau 


Nach der Eingliederung des Sudetenlandes in das Reich ſetzte ſoſort die Aufbau- 
arbeit ein, zu der in erſter Linie der Ausbau des Verkehrsnetzes gehört. Denn bisher 
waren nur die nach Prag laufenden Straßen ausgebaut und in gutem Zuſtand, 
während die Querverbindungen ſtark vernachläſſigt waren. Es gilt alſo, einerſeits 
im Sudetenlande ſelbſt durch den Aus und Neubau von leiſtungsfähigen Querſtraßen 
für eine kräftige Durchblutung des Wirtſchaftskörpers des Landes zu ſorgen und 
anderſeits den neuen Gau des Reiches durch die ftarfen Klammern neuer Reichsauto— 
bahnlinien mit dem Altreich zu verbinden. Die verhältnismäßig geringe Breiten⸗ 
und große Längsausdehnung des Gaues verlangt eine Weſt⸗Oſtverbindung, die von 
der Strecke Berlin — München abzweigen, über Eger — Karlsbad nach Reichenberg 
führen und auf der es möglich fein wird, in 2¼ Stunden, alſo der Hälfte der bis. 
herigen Fahrzeit, von Eger nach Reichenberg zu gelangen. Mit dem Bau dieſer 
Oſt⸗Weſt⸗Strecke zwiſchen der alten Reichsgrenze an der Feſte Hohenberg bis zur 
Reichsſtraße Franzensbad Eger wurde bereits begonnen. Die Bauarbeiten 
zwiſchen Eger — Karlsbad, wo die Geländeaufnahmen voll im Gange find, werden 
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vorausſichtlich im Frühjahr 1939 in Angriff genommen werden. Es wird angeſtrebt, 
dieſe Weſt⸗Oſt⸗Verbindung von Reichenberg über Friedland nach Schleſien weiter⸗ 
zuführen und nördlich von Hirſchberg in die Linie Schweidnitz — Görlitz — Breslau 
einmünden zu laſſen. Außerdem erhält die Autobahn Eger — Reichenberg in Görlitz 
Anſchluß an die von Breslau kommende Reichsautobahnlinie, fo daß damit die un- 
mittelbare Verbindung der neuen Gauhauptſtadt nach Stettin — Berlin hergeſtellt 
wird. Außer dem Bau der großen Oſt-Weſt⸗Verbindung iſt geplant, das Sudeten⸗ 
land durch eine Nord⸗Südverbindung, die von Regensburg oder Straubing über 
Vohenſtrauß — Marienbad nach Karlsbad und von hier über Brüx nach Dresden führt, 
jo mit dem Reichsautobahnnetz des Altreichs zu verbinden, daß der Sudetengau an 
dem Fernverkehr München — Berlin und München — Breslau Anteil hat. Die Welt- 
bäder Karlsbad und Marienbad erhalten dadurch einen ausgezeichneten Anſchluß. Dieſe 
Nord⸗Südverbindung wird neben ihrer Bedeutung für die Induſtrie auch dazu bei- 
tragen, den Ausflugsverkehr der Reichshauptſtadt in die ſchönen Gebiete des 
Sudetenlandes zu lenken. Ob der Gau Sachſen eine weitere etwa von Chemnitz aus- 
gehende Autobahnverbindung nach dem Egerland erhalten kann, iſt noch nicht geklärt. 
Faſt alle größeren Städte des Sudetenlandes werden aber auch ſo durch Anſchluß⸗ 
ſtellen mit der Reichsautobahn verbunden. Reichs und Landſtraße bringen über 
18 Anſchlußſtellen den Verkehr auf die Oſt⸗Weſtſtrecke. Die Regensburger und 


Dresdener Linien wirken mit ihren weiteren Anſchlußſtellen gleichſam als Sammler 


und Verteiler des Verkehrs innerhalb des Gaues für die Oſt⸗Weſtachſe. Das groß⸗ 
räumige Netz der Reichsautobahnen im Sudetengau wird zu feinem Teil zum wirt- 
ſchaftlichen Aufſchwung des neuen Gaues beitragen. 


Finanzierung 

Die Reichsautobahnen haben auf die ſprunghafte Entwicklung der deutſchen Bauwirt⸗ 
ſchaft und damit der deutſchen Wirtſchaft einen beſtimmenden Einfluß ausgeübt. 
Aber nicht bloß in bezug auf die Geſamtwirtſchaft, ſondern auch als einzelner Wirt⸗ 
ſchaftskörper betrachtet, find die Reichsautobahnen ein durchaus rentables Unter- 
nehmen. Die folgenden Zahlen, welche die Grundlagen der Finanzierung dartun, 
mögen dies belegen. 1000 km Reichsautobahnen koſten 6 bis 700 Mill. RM. Bei 
einer Verzinſung von 3½ v. H. und einer Tilgung von 1½ v. H. ergibt ſich demnach 
ein Kapitaldienſt von 30 bis 35 Mill. RM. Dieſer Betrag wird von der Kraft- 
verkehrswirtſchaft durch die Abgabe von 4 Rpf. je Liter Treibſtoff, die ſeit dem 
Frühjahr 1936 erhoben wird, aufgebracht. Demgegenüber ſpart aber der Kraft- 
verkehr ſchon heute infolge geringeren Treibſtoff⸗ und Reifenverbrauchs auf den 
Reichsautobahnen, wie die eingehenden Verſuchsfahrten beweiſen, einen Betrag von 
20 bis 25 Mill. RM je 1000 km. Zu dieſer volkswirtſchaftlichen Erſparnis tritt 
eine weitere hinzu, die ſich aus der Verminderung des Anfallriſikos für den Verkehr 
ergibt, die nochmals 5 bis 10 Mill. RM jährlich je 1000 km Reichsautobahnen 
geſchätzt werden kann. Dieſe geſamte Erſparnis entſpricht demnach ſchon jetzt dem 
Kapitaldienſt der für den Reichsautobahnbau verwendeten Summen. Bei wachſen⸗ 
dem Verkehr wird ſie dieſe noch übertreffen. 


Reichsftraßen und Tandſtraßen 


Eine zweite, wenn auch weniger in Erſcheinung tretende, ſo doch nicht minder wichtige 
Aufgabe im Rahmen des Motorifierungs- und Straßenbauprogramms ift die An- 
paſſung des beſtehenden Landſtraßennetzes an die Forderungen des heutigen und 
zukünftigen motoriſierten Verkehrs. Neben dem Bau des großzügigen Autobahn- 
netzes gilt es, das beſtehende Straßennetz fo herzurichten, daß es als Zubringer und 
Verteilernetz allen Anſprüchen des Kraftverkehrs genügt. Die Autobahnen brauchen 
ein leiſtungsfähiges Straßennetz, mit dem ſie auf Gedeih und Verderb verbunden 
ſind; ſie ſollen nicht nur Linien ſein, wie z. B. die Eiſenbahnen, ſondern mit den 
beſtehenden Straßen zuſammen ein dichtes Flächennetz bilden. Nur dann wird ſich 
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ſtehen. Rund 32 000 Gemeinden haben noch keinen unmittelbaren Bahnanſchluß, 
alle Gemeinden aber ſollen einen Anſchluß an das Straßennetz und damit mittelbar 
auch an das Autobahnnetz haben. 

Dieſe Forderungen des motoriſierten Verkehrs verlangten aber gebieteriſch eine Neu- 
ordnung des Straßenweſens und Hand in Hand mit dem Bau der Reichsautobahnen 
einen zügigen Ausbau der beſtehenden Straßen. 

Es wurde bereits erwähnt, daß das Straßenweſen durch Beſtellung eines General. 


inſpektors eine zentrale Führung erhielt, daß die Straßen nach Geſichtspunkten der 


Verkehrswichtigkeit und Ausbauwürdigkeit neu gruppiert und die Straßenbaulaſten 
neu verteilt wurden und daß auch die Verwaltung der Straßen bezirksweiſe ſtraffer 
zuſammengefaßt und auf ein einheitliches Ziel ausgerichtet wurde. 


Dieſe rein organiſatoriſchen Maßnahmen können heute als abgeſchloſſen gelten. Sie 
ſind jedoch dem Sinn des Geſetzes entſprechend nur ar vorläufige Maßnahmen zu 
betrachten. 


So werden alljährlich in Auswirkung der in Betrieb genommenen Autobahnen 
weſentliche Anderungen hinſichtlich der Eingruppierung notwendig ſein; parallel zur 
Autobahn führende Reichsſtraßen werden wieder abgeſtuft, quer zur Autobahn 
führende Landſtraßen, die geſteigerten Verkehr erhalten, zu Reichsſtraßen erklärt. 
Die ſtändige, organiſch bedingte Verkehrsentwicklung verpflichtet den Straßenbauer, 
den Verkehr laufend und ſorgfältigſt zu beobachten und von Fall zu Full eine Am- 
gruppierung der Straßen vorzunehmen. Als Hilfsmittel dienen die Ergebniſſe der 
Verkehrszählungen, wie ſie früher der deutſche Straßenbauverband vornahm und 
jetzt vom Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen durchgeführt werden, ins⸗ 
beſondere in Sonderzählungen, die an Ausfallſtraßen von Städten, an Zubringern 
und an anderen wichtigen Punkten den Güterverkehr nach Dichte, Ladung und nach 
Herkunftsort und Tagesziel erfaſſen. 
Die Erhebungen über Länge und Ausbauzuſtand der deutſchen Londftraßen, die im 
Auftrag des Generalinſpektors für das deutſche Straßenweſen vom Statiſtiſchen 
Reichsamt durchgeführt wurden, ergaben am 31. März 1938 folgendes Bild (o hne 
die Straßen in Oſterreich und im Sudetengau): 

Reichsſtraßen . 41 554 km einſchl. Ortsdurchfahrten 

Landſtraßen I. O. 84 083 km einſchl. Ortsdurchfahrten 

Landſtraßen II. O. . 87757 km einſchl. Ortsdurchfahrten 


10 481 km (Reichsſtraßen 4 003 km, Landſtraßen J. O. 3 409 km und Landſtraßen 
II. O. 3 069 km) liegen in den geſchloſſenen Ortslagen der Gemeinden mit mehr als 
6 000 Einwohnern und ſind gemäß Geſetz vom 26. März 1934 von den Gemeinden 
ſelbſt zu unterhalten. 

212 000 km Landſtraßen (Reichsſtraßen, Landſtraßen J. O. und Landſtraßen II. O.) 
ſind ſomit neugruppiert und der Fachaufſicht des Generalinſpektors für das deutſche 
Straßenweſen unterſtellt. 

Die Vorausſetzungen organiſatoriſcher Art für einen zügigen und planvollen Ausbau 
des Landſtraßennetzes und für eine nationalwirtſchaftliche Verwendung aller Straßen⸗ 
baumittel ſind damit geſchaffen. 

Welches Aus bauprogramm wurde nun aufgeſtellt, welches Ausbauziel geſteckt 
und welche Arbeiten ſind in den erſten Jahren durchgeführt? 

Nachdem bereits 2 Jahre tatkräftigſt an den Straßen gearbeitet wurde, ergab ſich am 
31. März 1938 folgendes Bild über den Ausbauzuſtand der deutſchen Landſtraßen: 


. weniger als 4,5 m bis 5,5 m bis mehr als zu⸗ 
a) Fahrbahnbreiten: 45m unt. 5,5 m unt. 6,5 m 65m ſammen 


1. Reichsſtraßen . 10,36 v. H. 24,50 v. H. 51,41 v. H. 13,83 v. H. 100 v. H. 
2. Landſtraßen I. O. 41,59 v. H. 39,94 v. H. 14,34 v. H. 4, 13 v. H. 100 v. H. 
3. Landſtraßen II. O. 64,72 v. H. 28,05 v. H. 5,51 v. H. 1.72 v. H. 100 v. H. 
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einfache Oberflächen⸗ mittel⸗ 
b) Fahrbahndecken: Schotter⸗ ſchutz⸗ ſchwere ſchwere zu; 
decken ſchichten Decken Decken ſammen 
1. Reichsſtraßen 6,03 v. H. 37,10 v. H. 29,30 v H. 27,57 v. H. 100 v. H. 
2. Landſtraßen l. O. 41,55 v. H. 32,87 v. H. 10,50 v. H. 15,08 v H. 100 v. H. 
3. Landſtraßen II. O. 69,91 v. H. 12,10 v. H. 4,74 v. H. 13,25 v. H. 100 v. H. 


Handelt es ſich beim Bau der Reichsautobahnen um reine Neubauten, fo bei den 
Reichs- und Landſtraßen vorwiegend um Erhaltung und Ausbau eines beſtehenden 
Straßennetzes. Daß hierbei Anterhaltungs und Inſtandſetzungsarbeiten einen großen 
Raum einnehmen, liegt auf der Hand. Denn der billigſte Ausbau eines Straßen- 
netzes iſt nun einmal, volkswirtſchaftlich betrachtet, die ſofortige Inſtandſetzung aller 
vorhandenen, dem Verfall ausgeſetzten Straßen bzw. die ſofortige Oberflächenbehand⸗ 
lung aller noch ungeſchützten Decken und dann der ſchrittweiſe Ausbau auf neuzeitliche 
Verkehrsbreite und Deckenbefeſtigung nach Maßgabe der verfügbaren Mittel. 

Die unterſchiedliche Finanzkraft der verſchiedenen Baulaſtträger, insbeſondere die 
Tatſache, daß das Reich durch die Erklärung von rd. 41 000 km Neichsſtraßen erft- 
malig wegebau- und unterhaltspflichtig geworden und bereit ift, verſtärkte Mittel dem 
Straßenbau zuzuwenden, ermöglichte es bei den Reichsſtraßen, den Am und Ausbau 
voranzuſtellen, zwang jedoch bei den Landſtraßen I. und II. O., zunächſt der Inſtand⸗ 
ſetzung und dauernden ſorgfältigen Anterhaltung beſonderes Augenmerk zu widmen, 
den Ausbau aber zurückzuſtellen. 


Ausbau der Reichsſtraßen 


Seit 1934 hat das Reich beträchtliche Summen für den Straßenbau zur Verfügung 
geſtellt, und zwar nicht wie vielfach, ſelbſt in Fachkreiſen, angenommen wird, allein 
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oder vorwiegend durch Einbehaltung der Kraftfahrzeugſteuer, ſondern zum weitaus 
größten Teil durch zuſätzliche Bereitſtellung von Haushaltsmitteln des Reichs. In 
den vier Jahren von 1934 bis 1937 wurden rd. 720 Millionen RM für den Ausbau 
der Reichsſtraßen verwendet. 
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Die Abbildungen 8 und 9 zeigen, was für dieſe Mittel des Reichs geleiſtet worden iſt. 
Zur Darſtellung des Deckenausbaues (Abb. 8) ſei bemerkt, daß dieſe Decken erſt zur 
Ausführung kommen konnten, nachdem der Grundbau mindeſtens auf 6 m Breite 
gefetzt war, und daß häufig erſt der Bau von Amgehungsſtraßen und Strecken⸗ 
begradigungen durchgeführt werden mußte. Erſt unter Berückſichtigung dieſer Vor⸗ 
arbeiten kann die Geſamtleiſtung bewertet werden. Die Abbildung zeigt in ſchema⸗ 
tiſcher Form das Ziel des Ausbauplans, wobei nur nach einfachen Schüttungen, Ober⸗ 
flächenbehandlungen, mittelſchweren und ſchweren Decken unterſchieden worden iſt. 
Trotzdem geplant iſt, den Amfang der Oberflächenbehandlung einzuſchränken, mußte 
vorerſt eine Steigerung dieſer Bauweiſe in Kauf genommen werden, denn durch dieſe 
Behandlung konnten die meiſten, noch ungeſchützten Straßen ſtaubfrei gemacht und 
die Subſtanz der Schüttungen vorerſt erhalten werden, bis der endgültige Ausbau 
der jeweiligen Strecken in Angriff genommen wird. Dem Anſteigen des Amfangs der 
Oberflächenbehandlung ſteht ein weſentlich größeres Abfinken des Umfangs der ein- 
fachen Schüttungen gegenüber, d. h. aber, daß ein gut Teil der Schüttungen ſofort 
eine mittelſchwere oder ſchwere Decke erhalten hat. 
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Abbildung 9 zeigt den Ausbauzuſtand der Reichs- und Landſtraßen und die Lei- 
ſtungen auf den Reichsſtraßen in den Jahren 1934 und 1938 hinſichtlich der Fahr⸗ 
bahnbreite. 


In allen dieſen Zahlen und Angaben iſt das Straßennetz in Oſterreich und im Sudeten⸗ 
gau noch nicht berückſichtigt, da genaue ſtatiſtiſche Anterlagen hierüber einſtweilen 
noch fehlen. 


Gerade in dieſen ins Reich zurückgekehrten deutſchen Gebieten iſt inſolge der jahre⸗ 
langen Vernachläſſigung im Straßenbau noch eine ungeheure Arbeit zu leiſten. Am 
die erforderlichen Ambau- und Inſtandſetzungsarbeiten unverzüglich in Gang zu 
bringen, hat der Generalinſpektor ſofort nach der Rückgliederung erhebliche Mittel 
bereitgeſtellt. Er hat außerdem mehrere Sonderbeauftragte in dieſe zurückgewonnenen 
Gebiete entſandt, damit die im Altreich geſammelten reichen Erfahrungen auch dem 
Straßenbau in der Oſtmark und im Sudetengau nutzbar gemacht werden können. 
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einfache Oberflächen. mittel- 
b) Fahrbahndecken: Schotter ſchutz ſchwere ſchwere zu; 
decken ſchichten Decken Decken ſammen 
1. Reichsſtraßen 6,03 v. H. 37,10 v. H. 29,30 v H. 27.57 v. H. 100 v. H. 
2. Landſtraßen I. O. 41,55 v. H. 32,87 v. H. 10,50 v. H. 15,08 v H. 100 v. H. 
3. Landſtraßen II. O. 69,91 v. H. 12,10 v. H. 4,74 v. H. 13,25 v. H. 100 v. H. 


Handelt es ſich beim Bau der Reichsautobahnen um reine Neubauten, jo bei den 
Reichs- und Landſtraßen vorwiegend um Erhaltung und Ausbau eines beſtehenden 
Straßennetzes. Daß hierbei Unterhaltungg- und Inſtandſetzungsarbeiten einen großen 
Raum einnehmen, liegt auf der Hand. Denn der billigſte Ausbau eines Straßen- 
netzes iſt nun einmal, volkswirtſchaftlich betrachtet, die ſofortige Inſtandſetzung aller 
vorhandenen, dem Verfall ausgeſetzten Straßen bzw. die ſofortige Oberflächenbehand⸗ 
lung aller noch ungeſchützten Decken und dann der ſchrittweiſe Ausbau auf neuzeitliche 
Verkehrsbreite und Deckenbefeſtigung nach Maßgabe der verfügbaren Mittel. 

Die unterſchiedliche Finanzkraft der verſchiedenen Baulaſtträger, insbeſondere die 
Tatſache, daß das Reich durch die Erklärung von rd. 41 000 km Reichsſtraßen erft- 
malig wegebau- und unterhalts pflichtig geworden und bereit iſt, verſtärkte Mittel dem 
Straßenbau zuzuwenden, ermöglichte es bei den Reichsſtraßen, den Am und Ausbau 
voranzuſtellen, zwang jedoch bei den Landſtraßen I. und II. O., zunächſt der Inſtand⸗ 
ſetzung und dauernden ſorgfältigen Anterhaltung beſonderes Augenmerk zu widmen, 
den Ausbau aber zurückzuſtellen. 


Ausbau der Reichsftrafen 


Seit 1934 hat das Reich beträchtliche Summen für den Straßenbau zur Verfügung 
geſtellt, und zwar nicht wie vielfach, ſelbſt in Fachkreiſen, angenommen wird, alle in 
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oder vorwiegend durch Einbehaltung der Kraftfahrzeugſteuer, ſondern zum weitaus 
größten Teil durch zuſätzliche Bereitſtellung von Haushaltsmitteln des Reichs. In 
den vier Jahren von 1934 bis 1937 wurden rd. 720 Millionen RM für den Ausbau 
der Reichsſtraßen verwendet. 
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Die Abbildungen 8 und 9 zeigen, was für dieſe Mittel des Reichs geleiſtet worden iſt. 
Zur Darſtellung des Deckenausbaues (Abb. 8) ſei bemerkt, daß dieſe Decken erſt zur 
Ausführung kommen konnten, nachdem der Grundbau mindeſtens auf 6 m Breite 
geſetzt war, und daß häufig erſt der Bau von Amgehungsſtraßen und Strecken⸗ 
begradigungen durchgeführt werden mußte. Erſt unter Berückſichtigung dieſer Vor⸗ 
arbeiten kann die Geſamtleiſtung bewertet werden. Die Abbildung zeigt in ſchema⸗ 
tiſcher Form das Ziel des Ausbauplans, wobei nur nach einfachen Schüttungen, Ober- 
flächenbehandlungen, mittelſchweren und ſchweren Decken unterſchieden worden iſt. 
Trotzdem geplant iſt, den Amfang der Oberflächenbehandlung einzuſchränken, mußte 
vorerſt eine Steigerung dieſer Bauweiſe in Kauf genommen werden, denn durch dieſe 
Behandlung konnten die meiſten, noch ungeſchützten Straßen ſtaubfrei gemacht und 
die Subſtanz der Schüttungen vorerſt erhalten werden, bis der endgültige Ausbau 
der jeweiligen Strecken in Angriff genommen wird. Dem Anſteigen des Amfangs der 
Oberflächenbehandlung ſteht ein weſentlich größeres Abſinken des Amfangs der ein- 
fachen Schüttungen gegenüber, d. h. aber, daß ein gut Teil der Schüttungen ſofort 
eine mittelſchwere oder ſchwere Decke erhalten hat. 
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Abbildung 9 zeigt den Ausbauzuſtand der Reichs- und Landſtraßen und die Lei- 
ſtungen auf den Reichsſtraßen in den Jahren 1934 und 1938 hinſichtlich der Fahr- 
bahnbreite. 


In allen dieſen Zahlen und Angaben iſt das Straßennetz in Oſterreich und im Sudeten⸗ 
gau noch nicht berückſichtigt, da genaue ſtatiſtiſche Anterlagen hierüber einſtweilen 
noch fehlen. 


Gerade in dieſen ins Reich zurückgekehrten deutſchen Gebieten iſt infolge der jahre- 
langen Vernachläſſigung im Straßenbau noch eine ungeheure Arbeit zu leiſten. Am 
die erforderlichen Umbau- und Inſtandſetzungsarbeiten unverzüglich in Gang zu 
bringen, hat der Generalinſpektor ſofort nach der Rückgliederung erhebliche Mittel 
bereitgeſtellt. Er hat außerdem mehrere Sonderbeauftragte in dieſe zurückgewonnenen 
Gebiete entſandt, damit die im Altreich geſammelten reichen Erfahrungen auch dem 
Straßenbau in der Oſtmark und im Sudetengau nutzbar gemacht werden können. 
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In Oſterreich ſtand neben den verſchiedenſten ſonſtigen ſtraßenbautechniſchen Aufgaben 
insbeſondere die Entſtaubung der wichtigſten Fremdenverkehrsſtraßen im Vorder ⸗ 
grund, da mit dem Wegfall der alten Grenze mit einer gewaltigen Steigerung des 
Reiſeverkehrs in dieſem herrlichen Lande gerechnet wurde. Der ungeahnte Aufſchwung 
des Touriſtenverkehrs, der bereits im erſten Sommer nach der Rückkehr ins Reich 
in der Oſtmark zu beobachten war, wäre auf den alten, waſſergebundenen Straßen 
ganz unmöglich geweſen, wenn nicht unmittelbar nach der Rüdgliederung ein umfang⸗ 
reiches Entſtaubungsprogramm in die Wege geleitet und unter Aufwendung beträcht⸗ 
licher Mittel beſchleunigt zur Durchführung gekommen wäre. 

In der Oſtmark und im Sudetengau beſteht auch nach der Inſtandfetzung des vor⸗ 
handenen Straßennetzes auf viele Jahre und Jahrzehnte hinaus noch eine Reihe 
ſchwieriger Straßenbauprobleme, deren Löſung den Einſatz beſten fachlichen Könnens 
und erheblicher Geldmittel verlangt. 

Die Reichsſtraßen erhalten in der Regel eine Fahrbahnbreite von 6,00 bis 7,5 m 
(zweiſpurig) und eine Kronenbreite von 7,4 bis 10,5 m. Topographiſche, Verkehrs- 
oder Grund befitzverhältniſſe können jedoch für abweichende Breitenabmeſſungen be⸗ 
ſtimmend ſein. So wird es möglich ſein, dort, wo bereits die beſtehenden Straßen 
genügend Breite haben, über das Regelmaß hinauszugehen, wenn es die Verkehrs- 
verhältniſſe erfordern. Anderſeits wird man im Gebirge, im Anſchnitt hoher Hänge 
und Felſen, in dicht beſiedelten Gebieten und bei teurem Grund und Boden auch ein- 
mal eine geringere Kronenbreite hinnehmen müffen. 

Grundſätzlich iſt zu beachten, daß im Gegenſatz zur Autobahn auf den Landſtraßen 
neben dem Kraftverkehr auch Geſpann⸗, Radfahr- und Fußgängerverkehr aufzu- 
nehmen iſt. Für die Radfahrer und Fußgänger ſtehen in der Regel die je 0,70 bis 
1,50 m breiten Geitenftreifen zur Verfügung, wenn nicht die Anlage beſonderer Rad- 
fahrwege — dann aber möglichſt außerhalb der Baumreihen bzw. des eigentlichen 
Verkehrsraumes — geboten iſt. 

Neben den Verbreiterungen und dem Einbau neuzeitlicher Decken ſind als wichtige 
Aufgaben des Ausbauprogrammes zu nennen: 

Straßenverlegungen an unüberſichtlichen und verkehrsgefährlichen Stellen, Orts; 
umgehungen, Sicherung bzw. Beſeitigung ſchienengleicher Bahnübergänge und Aber. 
höhung der Kurven. 

Bei allen dieſen Arbeiten iſt immer der ſtraßenzugmäßige Ausbau ins Auge zu 
faſſen, d. h. es ſollen nicht nur einzelne Strecken, einzelne Kurven uſw., ſondern 
ganze Straßenzüge, und zwar vorweg die wichtigſten, ſo ausgebaut werden, daß ſie 
auf ganzer Strecke gleich gut und gleich ſchnell befahrbar ſind. Dieſem Grundſatz 
entſprechend iſt für alle Baumaßnahmen auf einer Strecke die Geſchwindigkeit zugrunde 
zu legen, mit der die Strecke befahren werden ſoll; fie ergibt ſich unter Beachtung 
eines wirtſchaftlich vertretbaren Ausbaus aus den gegebenen Gelände ⸗ und Be⸗ 
bauungsverhältniſſen. Dieſe Ausbaugeſchwindigkeiten, die in den Ausbaurichtlinien 
des Generalinſpektors zwingend vorgeſchrieben ſind, ergaben ähnlich wie bei den 
Autobahnen durch die aus den Ausbaugeſchwindigkeiten entwickelten verſchiedenen 
Traſſierungselemente verſchiedene Ausbauklaſſen. 

Die Frage verſchiedener Ausbaurichtlinien für Reichsſtraßen, Landſtraßen I. und 
II. O. verliert ihren problematiſchen Charakter, wenn man alle an die Straßen zu 
ſtellenden Anforderungen zur Verkehrsgeſchwindigkeit in Beziehung ſetzt. 

Bei den Fahrbahndecken tritt die Zementbetonbauweiſe ſtark zurück, da dieſe nur bei 
Neubauten oder grundlegenden Ambauten vertretbar iſt. Bei beſtehenden Straßen, 
die meiſtens ſchon einen Grundbau (Packlage) enthalten oder wenigſtens einen feſten 
Untergrund aufweiſen können, find die Teer⸗ und Aſphaltbauweiſen und die Pflafter- 
decken am Platz. Von den Teer- und Aſphaltbauweiſen werden Träne, Miſch · und 
Betondecken bevorzugt, von den Pflaſterdecken das Kleinpflaſter. 

Bei allen Ausbaumaßnahmen iſt oberſtes Geſetz: die Straße gehört dem Verkehr — 
der Straßenbau iſt Dienſt am Verkehr. Alle Arbeiten find alſo fo durchzu⸗ 
führen, daß der Verkehr reibungslos abgewickelt werden oder zum mindeſten auf guten 
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Wegen umgeleitet werden kann. Zuſammenarbeit zwiſchen den Straßenbauverwal⸗ 
tungen und den Kraftfahrerverbänden (NSKK — Doc) iſt angeordnet und für 
beide Kreiſe, Straßenbauer und Straßenbenutzer, von Vorteil. 

Die Bauarbeiten find zeitlich möglichſt fo abzuwickeln, daß eine Erſchwerung des 
Verkehrs zur Neiſezeit ſowie an Feſttagen vermieden wird. Anhaltbar iſt es und 
zukünftig nicht mehr zuläſſig, daß z. B. auf Bäderzufahrtsſtraßen in der Hauptreiſe⸗ 
zeit gebaut wird, nur weil die Reifezeit gleichzeitig beſte Bauzeit iſt. Der Techniker 
aus Verwaltung und Bauinduſtrie muß ſich mit manchem abfinden, was bautechniſch 
weniger gut iſt, wenn es der Vorrang des Verkehrs erſordert. 

Die Bauſperre in den Sommermonaten 1936 auf den „Olympiaſtraßen“ (Straßen 
nach Berlin) hat ſich gut bewährt. 

Neben dem Am- und Ausbau der Straßen iſt — wie ſchon erwähnt — die ſorg⸗ 
fältigfte Anter haltung der Straßen von größter Wichtigkeit für Straßen ⸗ 
zuſtand und Lebensdauer der Decken. Die pflegliche Behandlung der Decken iſt die 
Hauptaufgabe des Straßenwärters und Vorausſetzung für einen wirtſchaftlichen 
Straßenbau; der verkehrsmäßige Zuſtand der Decken iſt Wertmeſſer für die Ver 
waltung, „Schlechte Wegſtrecke“ und Schlaglöcher beſagen, wer auf der Strecke zu 
Hauſe iſt. 

Zu erwähnen find noch die Nebeneinrichtungen zur Sicherung einer glatten Verkehrs. 
abwicklung wie Beſchilderung und Numerierung, ferner die Leiteinrichtungen der 
Straße wie Hinweisſteine, Bankette, Führung in den Kurven u. dgl., die Sicherung 
der Bahnübergänge durch Baken, die Beſeitigung ſchienengleicher Bahnübergänge 
uſw. Weiter ſollen dem Verkehr die halbjährlich erſcheinenden Ausbauzuſtands⸗ 
karten dienen. 

Dienft am Verkehr find auch Staubbekämpfung durch Sprengen oder Streuen mit 
Chlorkalzium — ein Verfahren, das ſich in der letzten Zeit, auch auf dem Parteitag 
gelände, recht gut bewährt hat —, Schneeräumung und Streuen bei Glatteis. 

Anfere Straßen gehören dem Verkehr, und dieſer iſt nun einmal das ganze Jahr vor⸗ 
handen; nicht vertretbar iſt es deshalb, die Straßen nur für einen Teil des Jahres 
dem Verkehr voll zur Verfügung zu halten. Programm und Zielſetzung gebieten 
auch hier eine grundlegende Amſtellung des Straßenbauers. Glatteisbekämpfung iſt 
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heit des Verkehrs zwingt — ohne Rückſicht auf die Fragen der Haftung bei An- 
fällen — zu größtmöglichem Einſatz von Geräten und Perſonal. 

Für die Beſchaffung von Schneepflügen und Streugeräten wurden bereits zuſätzliche 
Mittel zur Verfügung geſtellt. 


Die deulſche Alpenftrafle 
Einer beſonderen Erwähnung hinſichtlich der bautechniſchen Durchführung, aber auch 
wegen des Charakters der umgebenden Landſchaft bedürfen noch die Gebirgsſtraßen, 
die über den materiellen Verkehrszweck hinaus beſonders berufen find, deutſche Land. 
ſchaft und deutſches Volkstum zu erſchließen, auch beſonders geeignet ſind, eine höhere 
Baukultur zu fördern, und die dank der Großartigkeit deutſcher Gebirge dem Kraft. 
fahrer immer ein Erlebnis ſein werden. 
An erſter Stelle iſt die deutſche Alpenſtraße zu nennen, die ſich von Weſten nach Oſten, 
vom Bodenſee bis zum Königsſee hinziehen und das grandioſe Alpenland unmittelbar 
erſchließen wird. 
Bereits bei Inangriffnahme der Reichsautobahn München Neichsgrenze hat der 
Führer den Ausbau der deutſchen Alpenſtraße angeordnet. An verſchiedenen Stellen, 
fo zwiſchen Inzell und Schwarzbachwacht im Berchtesgadener Land, am Oberjoch 
und zwiſchen Scheidegg und Oberſtaufen im Allgäu wurde bald mit der Arbeit 
begonnen, an anderen Stellen wurde profektiert. Bei den Entwurfsarbeiten für die 
weiteren Teilſtrecken werden die Erfahrungen hinſichtlich der Linienführung und der 
bautechniſchen Einzelheiten einer Hochgebirgsſtraße, die an den erſten en 
gewonnen wurden, bereits verwertet. 
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Die Arbeiten des erſten Teilabſchnittes ſtehen vor dem Ende. Mit ihm wird das 
Berchtesgadener Land an die Autobahn angeſchloſſen. Von München aus gelangt 
der Kraftfahrer auf der Autobahn bis Siegsdorf, von Siegsdorf auf ausgebauter 
Reichsſtraße bis zur Alpenſtraße bei Inzell, von dort auf herrlicher Gebirgsſtraße 
über Mauthäuſl, Schwarzbachwacht, Ramsau bis nach Berchtesgaden und weiter 
an den Königsſee. Dieſe neue Alpenſtraße verläuft im Zuge einer alten Salzſtraße 
mit landſchaftlich hervorragenden Punkten. An prächtigen alten Bauernhöfen vorbei 
im Anblick der überwältigenden Bergmaſſive des Watzmann, der Hochkalter und des 
Gölls bietet eine Fahrt auf dieſer Straße jedem einen unvergeßlichen landſchaftlichen 
Genuß. 

Eine weitere Teilſtrecke zwiſchen Bayriſchzell, dem Sudelfeld und Nieder-Audorf iſt 
im Bau. Dieſe Strecke wird in Verbindung mit der Reichsautobahn München 
—Reichsgrenze das herrliche Winterſportgebiet des Sudelfeldes dem Münchener 
näherbringen. Die weiteren in Angriff genommenen Teilſtrecken zwiſchen Oberjoch 
und Wertach und zwiſchen dem Bodenſee und Oberſtaufen ſind ebenfalls noch im Bau. 


Das landſchaftlich ſo bevorzugte Alpenland verpflichtet den Straßenbauer beſonders, 
alles daran zu ſetzen, daß mit ſeinem Bauen die Beſtrebungen des Naturſchutzes nicht 
geſtört, ſondern aktiv gefördert werden, daß Eindrücke und Genuß der Reiſe erhöht 
und möglichſt viel Schönheiten der Alpenwelt offenbart werden. 

Zu nennen iſt noch die Rieſengebirgsſtraße, ein Teil der geplanten Sudetenſtraße, 
die vom Siergebirge bis hinunter ins Glatzer Bergland führen ſoll. Die erſte Teil 
ſtrecke zwiſchen Bad Flinsberg und Oberſchreiberhau iſt im Bau. 


Radwegebau 

Am die Jahrhundertwende gingen einige Städte in Deutſchland, wie z. B. Magde⸗ 
burg, Hamburg und Hannover, daran, auf Anregung aus Radfahrerkreiſen eigene 
Radwege zu bauen. Je mehr der Radfahrverfehr zunahm, um ſo mehr breitete ſich 
auch der Radwegebau, zuerſt in den Städten, aus. Von dieſen örtlichen Anſätzen ab- 
geſehen hatte der Radwegebau vor der Machtübernahme keine ſtaatliche Förderung 
erfahren, obwohl es an der Erkenntnis von der Notwendigkeit planmäßiger Anlage 
eigener Radwege nicht fehlte. 

Während man 1927 etwa 11 Millionen Radfahrer zählte, muß man auf Grund zu— 
verläſſiger Schätzungen heute in Deutſchland mit etwa 20 Millionen Radfahrern 
rechnen, d. h. daß auf 4 Einwohner ein Fahrrad kommt. Zum Beweis, daß dieſe 
Zahl nicht zu hoch gegriffen iſt, ſei erwähnt, daß im Jahr ungefähr 30 Millionen 
Stück Fahrradbereifungen in Deutſchland umgeſetzt werden. Die Ergebniſſe der Rad- 
fahrverkehrszählungen, die in den letzten Jahren in Deutſchland durchgeführt wurden, 
zeigen, daß in den Induſtriegebieten und Großſtädten die Zunahme an Fahrrädern 
beſonders ſtark iſt. Das Fahrrad iſt nun einmal das billigſte Beförderungsmittel 
und wird gern auf dem Weg von der Wohnung zur Arbeit benutzt, da es jederzeit 
zum Gebrauch bereit ſteht und in der Wohnung und im Betrieb ohne allzu große 
Platzinanſpruchnahme leicht untergebracht werden kann. 


Daß der Nadfahrverkehr trotz ſtarker Zunahme des Kraftverkehrs zugenommen 
hat, geht auch aus einer Verkehrszählung im Ruhrgebiet hervor, die in verſchiedenen 
Städten unter den gleichen Bedingungen an den gleichen Straßenſtellen in den Jahren 
1930 und 1935 durchgeführt wurde. Man ſtellte feſt, daß in dieſen fünf Jahren der 
Radverkehr in Stadtgebieten bis zu 200 v. H. und in Landgebieten bis zu 150 v. H. 
zugenommen hat. In der gleichen Zeit hat auch die Kraftfahrzeugdichte in Deutſch— 
land ſich nahezu verdoppelt. Am noch einige Zahlen zu nennen, die die Bedeutung des 
Radwegeproblems eindringlich machen: Nahezu 90 000 Radfahrer verunglücken jähr⸗ 
lich, darunter 23 000 tödlich. 

Man rechnet damit, daß 12 Millionen Volksgenoſſen täglich zur Arbeitsſtätte radeln. 
Sehr hoch iſt auch die Zahl der mit dem Rade zur Schule ſahrenden Kinder und 
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Ahnliche Beobachtungen hat man auch in unſeren Nachbarländern gemacht, wo man 
ſeit vielen Jahren, wie z. B. in Holland und Dänemark, den Radwegebau ſyſtematiſch 
vorantreibt. 


Aus der Erkenntnis heraus, daß die Zahl der Nadfahrerverkehrsunfälle in erſter 
Linie durch Anlage eigener Radwege wirkſam verringert wird, und um den Rad- 
verkehr von dem übrigen Verkehr zu trennen und damit die notwendigen Vor— 
bedingungen für die Förderung des Kraftverkehrs zu erfüllen, hat ſich der General⸗ 
inſpektor für das deutſche Straßenweſen, Dr-Ing. Todt, ſeit Beginn feiner Tätig— 
keit tatkräftig für die Förderung des Radwegebaues eingeſetzt. 


Während man vor der Machtübernahme in einer ganzen Generation erſt 3500 km 
Radwege gebaut hatte, hat ſich in den letzten fünf Jahren dieſer Beſtand auf Grund 
einer planmäßigen Förderung des Radwegebaues durch den Generalinſpektor ſür das 
deutſche Straßenweſen um rund 150 v. H. vergrößert, ſo daß heute nach dem Stand 
vom März 1938 rund 8600 km Radwege und Radfahrſtreifen zur Verſügung ſtehen. 
Radwege an Reichsſtraßen werden unmittelbar vom Generalinſpektor für das deutſche 
Straßenweſen ſinanziert und gebaut. Hier iſt daher in den letzten Jahren am meiſten 
geſchehen. Heute find bereits 6 v. H. der Reichsſtraßen = 2474,095 km mit Rad- 
wegen ausgerüſtet. | 


Für die Zwecke der Förderung des Radwegebaues wurde vom Generalinſpektor für 
das deutſche Straßenweſen im Auguſt 1934 die Reichsgemeinſchaft für Radwegebau 
e. V. gegründet, in der alle an dieſem Aufgabenkreis intereſſierten und beteiligten 
Stellen von Partei, Staat und Wirtſchaft zuſammenarbeiten. Da es ſich hier bei dem 
Radwegebau in erſter Linie um ein ſoziales Problem handelt, hat man ſeit zwei 
Jahren als Leiter der Reichsgemeinſchaft einen Mann der DA, Fachamtsleiter 
Dr. Kloſe, beſtellt. Seitdem arbeitet auch die DA mit ihren Dienſtſtellen tatkräftig 
an der Propagierung des Radewegegedankens und an der Förderung des Rad— 
wegebaues mit. 


Wie bereits geſagt wurde, haben wir ungefähr 8600 km Radwege. Auf Grund einer 
Amfrage bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden find immer noch rund 35 000 km 
Radwege anzulegen. Am dem Radwegebau einen beſonderen Auftrieb zu geben, 
wurden auf Veranlaſſung des Generalinſpektors für das deutſche Straßenweſen 
Sondermittel für dieſe Zwecke bereitgeſtellt. Aus dieſem Fonds werden an die Wege— 
unterhaltungspflichtigen 25prozentige Zuſchüſſe zu den Baukoſten und zwecks Deckung 
der Reſtfinanzierung Darlehen ausgegeben. Der Kapitaldienſt der Darlehen bewegt 
ſich im Rahmen der durch die Erlaſſe des Reichsinnenminiſteriums feſtgeſetzten Daten. 
Bereits jetzt iſt feſtzuſtellen, daß eine große Anzahl von Gemeinden Anträge auf Ge— 
währung von Zuſchüſſen und Darlehen ſtellt und daß dadurch die Zahl der Radwege— 
bauvorhaben ſtark zugenommen hat. 


Daneben werden auch von dem Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen nach 
der techniſchen Seite hin Richtlinien über die Anlage und Befeſtigung von Radwegen 
ausgegeben, die dafür garantieren, daß auch das Radwegeproblem in techniſch voll- 
kommener Form gelöſt wird. 


VI. Das Ausland und die Reichsautobahnen 

Als ein Kilometer nach dem andern der Reichsautobahnen fertig wurde, als einmal 
hier und einmal dort die Strecke dem Verkehr übergeben wurde, entſtand bald im 
Ausland die Erkenntnis, daß es ſich hier nicht mehr um Bluff handeln könne, nicht um 
ein phantaſtiſches Projekt, deſſen Ausführung unmöglich iſt, ſondern um eine ernft- 
hafte reale Leiſtung. Aus dieſer Erkenntnis wuchs der Wunſch, mit eigenen Augen 
zu ſehen und zu prüfen. 

Zuerſt lernten Touriſten die Reichsautobahnen kennen und dann kamen die Straßen- 
bauer, die Verkehrsfachleute, die Künſtler, Strategen und Sozialpolitiker und fchließ- 
lich nach den inoffiziellen Delegationen die amtlichen Vertreter der Verkehrspolitik 
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aus vielen Staaten. Dieſe verſchiedenartigen Menſchen haben die Neichsautobahnen 
naturgemäß von verſchiedenen Standpunkten geſehen, fie find aber alle zu einem ein- 
heitlichen Ergebnis gelangt, das Generaldirektor Karakoſtoff, der im Mai dieſes 
Jahres mit einer Gruppe bulgariſcher Straßen. und Brückenbauingenieure eine 
Deutſchlandfahrt unternahm, in die Worte zuſammenfaßte: „Straßenbauten, wie ſie 
heute Deutſchland durchführt, find nirgends in der Welt zu finden. Sie find nicht 
nur vom Geſichtspunkt der Wirtſchaftlichkeit, ſondern auch von dem der Schönheit 
überwältigend. Das nationalſozialiſtiſche Deutſchland baut für die Ewigkeit.“ And 
auch der engliſche Premierminiſter Chamberlain fagte: „daß die morgendliche Auto- 
fahrt auf der Autobahn ein ſehr intereſſantes Erlebnis geweſen wäre. Sowohl 
vom techniſchen Standpunkt als auch im Hinblick auf die landſchaftliche Schönheit balte 
ich die deutſchen Autobahnen“ — fo fagte der Premier — „für eine bemerkenswerte 
und auch erfolgreiche Großtat.“ 

Wollte man die offiziellen und inoffiziellen Delegationen und Beſuche zuſammen⸗ 
ſtellen, die zum Studium der Reihsautobahnen nach Deutſchland gekommen find, fo 
käme eine Aufſtellung zuſtande, die alle Länder umfaßt, ſeien es nun die europäiſchen 
Nachbarvölker oder Südafrika oder Auſtralien oder das ferne Japan. Im September 
weilten zahlreiche prominente ausländiſche Techniker in Deutſchland, um an der 
Straßenbautagung in München teilzunehmen und die Fortſchritte des deutſchen 
Straßenweſens, beſonders aber das große Werk der Reichsautobahnen aus eigener 
Anſchauung kennenzulernen. Verwieſen ſei nur neben anderen auf eine offizielle jugo- 
ſlawiſche und eine ungariſche Delegation ſowie auf die „German Roads Delegation 
1938“. Dieſe engliſche Gruppe ſchließt ſich an die „German Roads Delegation 1937“ 
an, die im Herbſt des Vorjabres 224 prominente Engländer der Politik und des 
Straßenweſens auf die deutſchen Reichsautobahnen brachte. Das Echo in der briti- 
ſchen Offentlichkeit war durch Wochen, ja Monate, ein außerordentlich lebhaftes und 
poſitives. In den letzten Monaten waren dann der engliſche Verkehrsminiſter, 
Mr. Leslie Burgin, ein Staatsſekretär und ein Anterſtaatsſekretär vom Verkehrs⸗ 
miniſterium und die bedeutendſten engliſchen Kraftfahrt⸗ Schriftleiter zum Studium 
der Reichsautobahnen in Deutſchland, und weiter der jugoſlawiſche Miniſter für 
öffentliche Arbeiten, Stochowitſch, der Generaldirektor Karakoſtoff vom bulgariſchen 
Bautenminiſterium, ſowie der Chef des Straßenweſens der Vereinigten Staaten, 
Mac Donald, der ſchon zum zweiten Male zu dieſem Zwecke nach Deutſchland kam. 
Schließlich war der Kongreß der Alliance Internationale du Tourisme, zu dem im 
Juni 1938 125 Vertreter aus 45 Staaten nach Deutſchland kamen, geradezu ein 
Treffpunkt der Fachmänner aus aller Welt auf den „Straßen des Führers“. Vor 
kurzem führte der Wunſch um Anterlagen zum Plan, Autoſtraßen in Portugal zu 
bauen, wieder eine portugieſiſche offizielle Delegation nach Deutſchland und als letzte 
endete in Berlin die Studienreiſe einer polniſchen Delegation. Laſſen wir ſür ſie alle 
den Chef der polniſchen Delegation, den polniſchen Oberſten Grabowſki und den Vize⸗ 
präfidenten der jugoſlawiſchen Staatsbahnen, den Delegationsführer der vorhin er- 
wähnten jugoſlawiſchen Abordnung, Dr. Vrhunec, ſprechen! 

Grabowſki ſagte: „Anſere Studienreiſe hat uns durch die vier Staaten Frankreich, 
Italien, Schweiz und Deutſchland geführt, aber etwas ähnlich Hervorragendes und 
Beiſpielhaftes, von dem unſere Techniker viel lernen können, wie die Reichsauto - 
bahnen, haben wir noch nie geſehen“, und Dr. Vrhunec verwies darauf, daß das 
Straßenbauprogramm, das die jugoflawifhe Regierung vor kurzem verkündet babe, 
nicht zuletzt unter dem Eindruck der Entwicklung des Straßenweſens im Deutſchen 
Reiche entſtanden ſei. 

Mit dem Kennenlernen der Reichsautobahnen durch ſo viele Ausländer aus eigenem 
Erlebnis wurden dieſe zunächſt zu einem der beliebteſten Berichterſtattungs⸗ und Er- 
Örterungsgegenftände in der Fachpreſſe, in techniſchen Vereinen und Verbänden und 
auch auf techniſchen Tagungen. Demgegenüber konnte auch die deutſchlandfeindliche 
ausländiſche Tagespreſſe einen ablehnenden Standpunkt nicht mehr aufrechterhalten. 
Teils erkannte ſie wirklich die Wahrheit und ſchrieb danach, teils witterte ſie die 
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journaliſtiſche Senſation, zu der die deutſchen Neichsautobahnen geworden waren, 
und ſtellte ſich entſprechend um. Beſonders groß iſt das Intereſſe in der engliſchen 
Preſſe, die zum überwiegenden Teile ſachlich und pofitiv, zum Teil ſogar begeiſtert 
zuſtimmend berichtet. Franzöſiſche Preſſebetrachtungen gehen noch oft von politiſch · 
militäriſchen Geſichtspunkten aus; ſie ſind aber trotzdem ebenfalls zum größten Teile 
bejahend. Auch die belgiſche Publiziſtik verhält ſich anerkennend. Als Beiſpiel ſei 
„Les Sports“, Brüſſel, zitiert; die Zeitung ſchreibt unter anderem zur Vollendung 
des 2000. Kilometers der Reichsautobahnen: „Die Leiſtung, die fie darſtellen, tft 
wahrlich ungeheuer. Die Zahl der Kubikmeter Erde, die bewegt wurden, beträgt 
heute ſchon 250 Millionen und übertrifft damit um 30 Millionen diejenige vom Bau 
des Panamakanals. Die Maſſe des verwendeten Betons beträgt mehr als 10 Mil⸗ 
lionen cbm, d. h. viermal die Cheopspyramide.“ Für die holländiſche Preſſe ſei auf 
die Zeitung „De Telegraaf“ als Beiſpiel verwieſen, die zu Beginn dieſes Jahres 
ſchrieb: „Man braucht wahrlich nicht ſubjektiver Gefühle verdächtigt zu werden, um 
zu erkennen, daß in Deutſchland auf dem Gebiet des Verkehrsweſens eine Leiſtung 
vollbracht worden iſt, die den Namen „vortrefflich in jeder Beziehung“ verdient.“ 
Die polniſche Preſſe bezeichnet den Bau der Reichsautobahnen ebenſo als vorbildlich 
und hat wiederholt den Wunſch ausgeſprochen, die Erfahrungen des deutſchen Straßen ⸗ 
bauweſens im eigenen Lande anzuwenden. Die italieniſche Preſſe iſt von den Reichs 
autobahnen am ftärkften beeindruckt und hält fie für eine der größten Taten des deut- 
ſchen Aufbaus, ein Arteil, das um ſo wertvoller iſt, als Italien ſelbſt auf dem Gebiete 
des Straßenbauweſens Bedeutendes geleiſtet und in den Autoſtradas ebenfalls Auto- 
ſtraßen beſonderer Art angelegt hat. Ungarn betrachtet die Reichsautobahnen unter 
dem Geſichtspunkt ſeiner verkehrsmäßigen Mittlerſtellung zwiſchen Mitteleuropa und 
dem Südoſten und verzeichnet daher die Fortſchritte des Ausbaus des deutſchen 
Straßennetzes ausführlich und zuſtimmend. Von größter Anteilnahme zeugt auch die 
Berichterſtattung in den nordiſchen Ländern, die in ihrer nüchternen Sachlichkeit ſehr 
aufſchlußreich iſt. — Dieſe kurzen Hinweiſe, die durch Preſſeſtimmen nicht nur 
Europas, ſondern aller Kontinente und aller Länder belegbar find, können in den 
Worten zuſammengefaßt werden, die „Le Matin“ im Vorjahre ſchrieb: „Für den 
Fahrer, der große Geſchwindigkeiten fahren will, iſt die Reichsautobahn ein Paradies. 
Die Decken wie die Unterhaltung diefer Straßen find vollkommen 
Zuſammenfaſſend kann geſagt werden: Seitdem wir angefangen haben, aus einem 
friedlich betrachteten Volk der Dichter und der Denker eine politiſche Weltmacht 
mit ſtarken wirtſchaftlichen Intereſſen zu werden, iſt noch niemals eine deutſche Leiſtung 
vom Ausland fo reſtlos und jo einſtimmig anerkannt worden, wie dies bei den Reichs- 
autobahnen der Fall iſt. Ganz ſicher aber iſt kein Werk des Dritten Reiches bis⸗ 
her auf eine ähnliche bejahende Refonanz im Auslande geſtoßen. 


VII. Rückblick und Ausblick 

Blicken wir zurück auf die geleiſtete Arbeit der letzten Jahre und blicken wir voraus 
auf die noch zu erfüllenden und neu geſtellten Aufgaben, fo iſt zufammenfaſſend feit- 
zuſtellen: 

3000 km RNeichsautobahnen find dem Verkehr übergeben, der Ausbau des Reichs- 
ſtraßennetzes iſt ein gutes Stück voran getragen worden, die verkehrspolitiſche Ein ⸗ 
gliederung der Oſtmark und des Sudetenlandes ſteht in den Grundzügen ſeſt und mit 
der Ausführung iſt tatkräftig begonnen. Mit der Verkehrsübergabe der erſten großen 
Fernſtrecken der Neichsautobahnen — es fei nur auf die Strecke Stettin — Salzburg 
mit 900 km verwieſen — tritt ihre Verkehrsbedeutung immer mehr in den Vorder. 
grund. Der Kraftverkehr wird — auch in Auswirkung der verſtärkten Motoriſierung 
— einen immer gewaltigeren Umfang annehmen und damit auch neue Forderungen 
an den Verkehrstechniker ſtellen. In den folgenden Jahren werden wieder je 1000 km 
Reichsautobahnen gebaut und dem öffentlichen Verkehr zur Verfügung geſtellt wer- 
den. Mit jedem Jahr mehr nähert ſich das große Werk der Vollendung, deſſen Beginn 
der Führer im Jahre 1933 gegen die Bedenken rückſtändiger „Fachleute“ befohlen 
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hatte. Heute gibt es wohl niemanden mehr, der an der Richtigkeit dieſes Planes, 
der ſchon weitgehend durchgeſührt iſt, zweifelt, und die Bedenken der „Fachleute“ 
von damals wurden durch die Wirklichkeit widerlegt. 
Der hier gegebene Aberblick über Entwicklung und Stand der Bauarbeiten im deut- 
ſchen Straßenbau iſt ein Beiſpiel des ungeheuren Aufſchwungs und der ungeheuren 
Verſtärkung der Arbeitsintenſität, die ſich in Deutſchland feit der Machtübernahme 
durch den Führer durchgeſetzt hat. Die beſondere Aufgabe des Straßenbauprogramms 
lag dabei darin, Schrittmacher für das geſamte Bauweſen zu ſein. Die Jahr für Jahr 
an den Reichsautobahnen geſteigerte Leiſtung, die von Jahr zu Jahr wachſende Ver- 
größerung der hinausgegebenen Aufträge brachte der ganzen Bauwirtſchaft nach den 
Jahren elenden Zuſammenbruchs wieder Geſundung, Vertrauen und Sicherheit. Die 
auf dieſe Weiſe von Jahr zu Jahr geſteigerte Leiſtungsfähigkeit war dann die Vor⸗ 
ausſetzung, daß der deutſchen Bauwirtſchaft ganz allgemein weitere große Aufgaben 
übertragen werden konnten. 
Es lohnt ſich, dieſe gigantiſche Entwicklung des Bauweſens mit ein paar Zahlen von 
der materiellen Seite her zu betrachten: 
Die Zementinduſtrie hat ihre Produktion von 2,8 Millionen Tonnen im Jahre 
1932 auf über 14 Millionen Tonnen im Jahre 1938 geſteigert. 
Die Produktion an Ziegelſteinen ſtieg von 3,3 Millionen Stück auf 10 Millionen 
Stück. 
Der Abſatz von Kies für Betonierzwecke wurde von 10 Millionen Tonnen auf über 
50 Millionen Tonnen geſteigert. 
Die Zahl der im Baugewerbe Beſchäftigten ſtieg von 504 000 auf 2,5 Millionen. 
Da der einzelne Bauarbeiter heute nicht mehr nur ſechs Monate, ſondern das 
ganze Jahr über voll arbeitet, ſtieg die Zahl der geleiſteten Tagſchichten auf das 
Achtfache. 
Eindrucksvoll iſt auch das Bild der Entwicklung des Geräteparks der deutſchen 
Bauunternehmer. Es wurden in den letzten fünf Jahren neu angeſchafft: 
über 6 000 Betonmaſchinen, 
4700 Bauzüge, beſtehend aus je einer Lokomotive und durchſchnittlich 
25 Rollwagen, alfo insgeſamt etwa 120 000 Rollwagen; 
ferner: 
2700 Bagger, | 
12 800 Kilometer Baugleiſe, d. h. die deutſchen Bauunternehmer haben in 
fünf Jahren fo viel Gleiſe angeſchaſft, daß man hiermit ein Viertel des 
Erdumfanges belegen könnte. 
Es kommen hinzu all die kleineren Geräte, z. B.: 
2 000 Rammen, 
10 000 Pumpen, 
1200 Straßenwalzen, 
1300 Kompreſſoren, Förderbänder und anderes mehr. 
Dieſe Steigerung der Leiſtungsfähigkeit der Bauwirtſchaft war eine Vorausſetzung 
dafür, daß es möglich war, den Auftrag des Führers, innerhalb weniger Monate eine 
unüberwindliche Befeſtigungslinie im Weſten zu ſchaffen, zu erfüllen. Es iſt aber 
allgemein bekannt, einen wie großen Faktor für die Friedenserhaltung dieſe Be- 
feſtigungslinie in den kritiſchen Septembertagen 1938 dargeſtellt hat und auch weiter. 
hin darſtellt. 
Die großen außenpolitiſchen Erfolge, die Deutſchland errungen hat, bedeuten nicht, 
daß wir nun auf unſeren Lorbeeren ausruhen dürfen. Dem deutſchen Techniker, dem 
deutſchen Straßenbauer ſind neue gewaltige Aufgaben geſtellt, denen er ſich mit ganzer 
Hingabe und voller Einſatzbereitſchaft widmen muß. Wir leben in einer gewaltigen 
Zeit und dürfen eine der größten Perioden eines ohne Beiſpiele daſtehenden Auf— 
baues miterleben. Das legt jedem von uns die Verpflichtung auf, ſeine ganze Kraft 
auf feinem Arbeitsgebiet einzuſetzen und fo dazu beizutragen, daß die Aufgaben er. 
füllt werden, die der Führer uns ſtellt. 
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A. Einleitung 
Begriff 
Anter Sozialpolitik verſteht man den Inbegriff aller ſtaatlichen Maßnahmen, die der 
Verwirklichung der Volksgemeinſchaft und der Förderung ihrer natürlichen Anter . 
gliederungen dienen. 
Die ſoziale Frage wurde im 19. Jahrhundert und in den erſten beiden Jahrzehnten 
dieſes Jahrhunderts lediglich als Ergebnis der Mißſtände der liberaliſtiſch⸗kapitali⸗ 
ſtiſchen Wirtſchafts⸗ und Geſellſchaftsordnung verſtanden. Daraus ergaben ſich zwei 
Folgerungen für die ſoziale Praxis und die Sozialpolitik: 


Erſtens: Inhaltliche Beſchränkung dadurch, daß die Sozialpolitik als ein Teilgebiet 
der Wirtſchaftspolitik verſtanden wurde, alſo in der Wirtſchaftspolitik ihre Grenzen 
fand. Dieſer Einſtellung liegt im weſentlichen die Auffaſſung des Primats der Wiıt- 
ſchaft und eines naturmechaniſchen Ablaufs des Wirtſchaftslebens zugrunde. An⸗ 
hänger dieſer Wirtſchaftsauffaſſung kamen ſchließlich auch zu der Behauptung, es ſei 
überhaupt unmöglich, die ſoziale Frage durch ſozialpolitiſche Maßnahmen zu löſen. 
Charakteriſtiſch für dieſe Auffaſſung iſt die liberal⸗individualiſtiſche ä 
lehre einerſeits und der Marxismus anderſeits. 

Zweitens: Beſchränkung der ſozialen Frage auf die Sicherung der wirtſchaftlichen 
Exiſtenz nur einer beſtimmten Bevölkerungsſchicht, des ſogenannten vierten Standes, 
d. h. der Arbeiterklaſſe. Nach dieſer Auffaſſung wurde die ſoziale Frage zur Arbeiter. 
frage. Anter Sozialpolitik verſtand man im weſentlichen die Behandlung des Lohn⸗ 
problems, der Arbeitszeit- und der Arbeiterſchutzangelegenheiten. 


Die Auffaſſung der ſozialen Frage als wirtſchaſtliches Problem oder als nur 
Arbeiterfrage, ſchließlich erweitert als nur Arbeitnehmerfrage iſt falſch. Die Wirt⸗ 
ſchaft iſt lediglich ein Teil der Lebensäußerungen eines Volkes, und ebenſo iſt das 
Vorhandenſein einer unterdrückten Arbeiterklaſſe oder des Induſtrieproletariats nur 
Ausdruck einer Geſamtſtörung in der Organiſation und im Aufbau einer Volkswirt. 
ſchaft. Die wahren Arſachen der ſozialen Frage liegen tiefer. Die Löſung der ſozialen 
Probleme kann nicht durch Behandlung der Symptome, ſondern nur durch Erkenntnis 
der Arfachen und durch eine Neuordnung der geſamtvölkiſchen Lebensverhältniſſe 
erfolgen. 
Weil die Sozialpolitik der Vergangenheit nicht an den Arſachenkern vordrang, 
wurden die ſozialen Mißſtände immer wieder von neuem erzeugt, konnte alſo die 
ſoziale Frage nicht gelöſt werden. 
Wir fragen uns, worin die Arſachen der ſozialen Schwierigkeiten und die Gründe 
der ſozialen Kriſe der letzten Zeit beſtehen. Eine Reihe von Tatſachenkomplexen find 
hier zu erkennen: 
1. die Wandlung der inneren Haltung des Menſchen, die in der Entſtehung einer 
neuen, und zwar der individualiſtiſchen Welt⸗ und Lebensanſchauung ſich auswirkt, 
2. die Wandlungen im geſamten Organiſationsleben des Volkskörpers, insbeſondere 
die Auflöſung der Gemeinſchaftsbindungen Familie, Sippe, Staat und Wirtſchaft, 
3. die Veränderungen der raſſiſch⸗biologiſchen Grundlagen des Volkstums. 
Alles in allem find dies äußerſt komplizierte Vorgänge, die Wirkungen und Gegen- 
wirkungen auslöſen und die im einzelnen und iſoliert nicht faßbar find. Es laſſen 
ſich drei große Gruppen von Gründen der ſozialen Kriſe unterſcheiden: 
Die erſte Gruppe iſt gekennzeichnet durch den allgemeinen geiſtigen Verfall und die 
Kulturleere. Hier macht ſich die Zerſtörung der Lebensinhalte und das Ginnlos- 
werden des Lebens bemerkbar, der Untergang der religiös metaphyſiſchen und der 
völkiſchen Kräfte im Nationalismus. 
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Es wirkt ſich weiter aus die geiſtige und politiſche Zerſtörung und Aushöhlung des 
Staates als Lebensform, der Verluſt des Bewußtſeins für echtes Führertum, ſchließ⸗ 
lich die Auflöſung der Wirtſchaftsgemeinſchaften, d. h. die Zerſtörung des nachbar 
ſchaftlichen Wirtſchaftsprinzips und der ſtändiſchen Ordnungen. 

Die zweite Gruppe liegt in der wirtſchaftlichen Gefährdung der Menſchen, die der 
Kapitalismus mit ſich bringt. 

Der Kapitalismus führt zu einer Entwertung und Amwertung in der Güterwelt. 
zu einer Verſchlechterung und Aniformierung der Gebrauchsgüter. Er zerſtört die 
Arbeitsfreude durch eine Entfeelung der Arbeit. Er ſchafft nicht nur für den Arbeit- 
nehmer, ſondern ſchließlich auch für den Anternehmer und weitere andere Volks- 
ſchichten eine furchtbare Exiſtenzunſicherheit, die durch die dem kapitaliſtiſchen Wirt- 
ſchaftsſyſtem eigene Kriſenhaftigkeit bedingt wird. 

Die ſozialen Kriſengründe der dritten Gruppe find in der Anderung der Bevölke⸗ 
rungstatſache im Zeitalter des Kapitalismus zu ſuchen. Sie werden berauf- 
beſchworen durch die gewaltige Vermehrung der Bevölkerung, durch die Veränderung 
der Struktur der Bevölkerung und ihre blut- und bodenmäßige Entwurzelung, deren 
äußere Kennzeichen die Landflucht und die zunehmende Verſtädterung ſind. 

In dieſem umfaſſenden Sinne iſt die ſoziale Frage erſt vom Nationalſozialismus 
begriffen worden. Dieſe Tatſache beweiſt ſchon eindeutig, daß in den früheren 
Mitteln der ſozialen Praxis ſich die Sozialpolitik des Nationalſozialismus nicht 
erſchöpft. Sie umfaßt vielmehr eine Fülle von Einzelmaßnahmen auf allgemein 
politiſchem, bevölkerungspolitiſchem, wirtſchaftlichem, ſozialem und kulturellem Gebiet, 
die immer darin ihre Ausrichtung finden, der Schaffung der wahren Grundlagen des 
völkiſchen Lebens zu dienen: einer echten Volksgemeinſchaſt und der Feſtigung ihrer 
natürlichen Antergliederungen. 

Wenn trotzdem in der folgenden Aberfſicht nur die ſozialpolitiſchen Maßnahmen im 
engeren Sinne behandelt werden, ſo aus einem rein praktiſchen Grund: Es ſollen 


Wiederholungen bereits in anderen Aufſätzen dargeſtellter Maßnahmen vermieden 
werden. 


Seſchichtlicher Uberblich 


Am die ſozialpolitiſchen Maßnahmen der Gegenwart zu verſtehen, iſt ein kurzer 
geſchichtlicher Rückblick notwendig. Das Geburtsland der Sozialpolitik im Sinne des 
19. Jahrhunderts iſt England. In England machte ſich ſchon im letzten Drittel des 
18. Jahrhunderts die Konkurrenz zwiſchen Maſchinen⸗ und Handarbeit mit ihren 
ungeheuren ſozialen Spannungen bemerkbar. Zugleich zeitigte der aufkommende 
Kapitalismus in der ſchamloſen Ausnutzung der menſchlichen Arbeitskraft, ins- 
befondere der Frauen- und Kinderarbeit, und in der ſchmutzigen Profitgier der 
meiſten Anternehmer hier die ſchlimmſten Blüten. 

Zum Anfang des 19. Jahrhunderts war es Robert Owen, der von England aus auf 
die Ausgeſtaltung der ſozialpolitiſchen Maßnahmen aller Kulturländer einen entſchei⸗ 
denden Einfluß ausübte. Robert Owen, der als zunächſt unbemittelter Mann eine 
kleine Baumwollſpinnerei übernahm und dieſe allmählich großzügig ausbaute, ging 
ſofort daran, eine weitgehende materielle Beſſerſtellung feiner Arbeiterſchaft durch 
zuführen. Die Verbeſſerung der äußeren Lebensbedingungen aber war für ihn nicht 
letzter Reformzweck, ſondern nur Mittel zu dem Ziele, eine tiefgehende moraliſche 
und fittliche Wandlung in der Stellung der Arbeiter herbeizuführen. Owen hat auch 
als erfter die Idee der Betriebsgemeinſchaft vertreten und ſich u. a. für den Gedanken 
der Konſumgenoſſenſchaft eingeſetzt. 

Das erſte Arbeiterſchutzgeſetz wurde im Jahre 1802 auf Betreiben des älteren. 
Robert Peel erlaſſen und beſtimmte, daß die ſogenannten Armenkinder nicht mehr wie 
bisher nachts und länger als 12 Stunden beſchäftigt werden durften. Auf dieſem 
Geſetz baute Owen auf und erreichte im Jahre 1819 eine Regelung, die die Beſchäf⸗ 
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tigung von Kindern unter neun Jahren in Baumwollfabriken ganz verbot und den 
Zwölfſtundentag für Kinder von 9 bis 16 Jahren brachte. Im Jahre 1833 wurde die 
Gewerbeaufſicht in England eingeführt, die Gewähr für die praktiſche Durchführung 
der Arbeiterſchutzbeſtimmungen bieten ſollte. 


Der Beginn der ſozialpolitiſchen Maßnahmen in Preußen geht auf das Jahr 1839 
zurück. Es handelt ſich hier gleichfalls um ein Kinderſchutzgeſetz, das die Arbeit von 
Kindern verbot und den Jugendlichen unter 16 Jahren den zehnſtündigen Höchſt⸗ 
arbeitstag ſowie das Nacht. und Sonntagsarbeitsverbot brachte. 1853 erfolgte die 
Einführung der fakultativen Fabrikinſpektion, erſt 1878 der obligatoriſchen Fabrik⸗ 
inſpektion. 


Vom Jahre 1848 ab beginnt die Arbeiterbewegung, die ſich in den verſchiedenſten 
Formen organiſierte, Einfluß auf die ſozialpolitiſche Geſetzgebung zu nehmen. Das 
marxiſtiſche Programm vom Jahr 1848, das ſogenannte kommuniſtiſche Manifeſt, 
negiert zwar die Sozialpolitik als Hilfsmaßnahme zugunſten der arbeitenden 
Schichten, aber die zahlreichen Arbeiterbildungsvereine und Genoſſenſchaften, die zum 
Teil von Schulze⸗Delitzſch, dem Vorkämpfer der gewerblichen Kreditgenoſſenſchaften, 
geführt wurden, und auch der von Laſſalle im Jahre 1863 gegründete Allgemeine 
Deutſche Arbeiterverein ſtanden dem Gedanken poſitiver gegenüber. 


Die inzwiſchen von Wilhelm Liebknecht und Auguſt Bebel gegründete Sozialdemo ⸗ 
kratiſche Arbeiterpartei, die ſich im Jahre 1875 mit dem Laſſalleſchen Deutſchen 
Arbeiterverein in Gotha vereinigte, lehnte allerdings wieder ſozialpolitiſche Maß⸗ 
nahmen „als Ausdruck der Schwäche und der Kompromißbereitſchaft des morſchen 
kapitaliſtiſchen Staates ab“. Die Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei wuchs nach 
ihrer Einigung raſch an. Im Jahre 1877 erreichte die Partei faſt eine Million 
Wähler. Die geſamten ſozialpolitiſchen Maßnahmen des 19. Jahrhunderts, wenig⸗ 
ſtens in ihren wichtigſten Beſtimmungen, ſowohl unter Bismarck wie unter 
Wilhelm II. wurden gegen die Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei, zum Teil gegen 
ihren erbitterten Widerſtand, zumeiſt unter konſervativer Führung durchgeſetzt. 


Die Kräfte, die hinter den ſozialpolitiſchen Maßnahmen der Regierung ſtanden, 
waren die jungen Berufsvereine der deutſchen Arbeiter, die ſich teilweiſe im Fahr ⸗ 
waſſer der Sozialdemokratiſchen Arbeiterpartei befanden, ohne freilich deren dok⸗ 
trinäre Haltung mitzumachen, die der Fortſchrittspartei zuneigenden Hirſch⸗Duncker⸗ 
ſchen Gewerkvereine ſowie insbeſondere Männer der Wiſſenſchaft, die ſich in dem im 
Jahre 1872 gegründeten Verein für Sozialpolitik zuſammenfanden. Schließlich aber 
haben der Berliner Hofprediger Adolf Stoecker, der Begründer der Berliner Stadt- 
miſſion und der Chriſtlich⸗Sozialen Partei, ſowie der Mainzer Biſchof von Ketteler 
ſich ſtark für eine ſoziale Praxis eingeſetzt. 

Die ſozialpolitiſchen Maßnahmen betrafen zunächſt wieder eine Erweiterung des 
Kinderſchutzes. Im Jahre 1861 erließ Preußen das ſogenannte Truckverbot, d. h. 
das Verbot der Bezahlung der Arbeitnehmer mit induſtriellen Waren. Im Jahre 
1869 wurde die Koalitionsfreiheit gewährt. Im Jahre 1878 erfuhr der Titel VII 
der Reichsgewerbeordnung eine Verbeſſerung durch eine genauere Regelung des 
Arbeitsvertrags und der Lehrlingsverhältniſſe. Von Bedeutung iſt noch das Lohn- 
beſchlagnahmegeſetz vom Jahre 1869. 

Es iſt die Tragik des Bismarckſchen Reichs und ſeiner Innenpolitik, daß es trotz 
gewaltiger ſozialpolitiſcher Geſetzgebungswerke nicht zu einer Aberbrückung der 
Spannung zu den arbeitenden Maſſen kam. Die Arbeiter hatten eine unüberwindliche 
Abneigung gegen den Staat, in dem ſie doch vorwiegend bürgerliche und zum Teil 
kleinbürgerliche Kräfte am Werke ſahen. Weder gelang die politiſche noch die ſoziale 
Befriedung des deutſchen Volkes. Von der Herſtellung einer wahren Bollsgemein- 
ſchaft, die wir als den letzten Sinn ſozialpolitiſcher Maßnahmen gekennzeichnet 
hatten, war keine Rede. 
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Eine Vertiefung der Kluft zwiſchen Staat und Arbeiterſchaft brachte vor allem das 
Sozialiſtengeſetz mit ſich, das im Jahre 1878 mit 221 gegen 149 Stimmen erlaſſen 
wurde und den Landespolizeibehörden das Recht geben ſollte, Vereine, Verſamm⸗ 
lungen ſowie Druckſchriften ſozialiſtiſcher und kommuniſtiſcher Tendenz, die auf die 
Antergrabung der beſtehenden Staats- und Geſellſchaftsordnung gerichtet ſeien, zu ver- 
bieten bzw. aufzulöſen und die Ausweiſung berufsmäßiger Agitatoren zu ermög- 
lichen. Es iſt eine alte politiſche Weisheit, daß man einen Gegner nur mit äußerſter 
Konſequenz, nicht aber mit halben Maßnahmen bekämpfen kann. Das Geſetz war 
trotz der ſtarken Führung Bismarcks im Reichstag doch letzten Endes das Ergebnis 
eines parlamentariſchen Kuhhandels. Seine Wirkung war, wie die beſten Männer 
vorausgeſehen hatten, kataſtrophal. Es ſchuf für die Sozialdemokratiſche Arbeiter · 
partei eine Märtyrerperiode. Zwar ergab ſich zunächſt ein gewiſſer zahlenmäßiger 
Rückſchlag, nach kurzer Zeit aber ſtieg die Stimmenzahl der Sozialdemokratiſchen 
Arbeiterpartei außerordentlich. 

Es war aber auch noch nicht einmal möglich, eine Verbindung zwiſchen Staat und 
der gewerkſchaftlichen Arbeiterbewegung, die keinesfalls in ihrer Geſamtheit den 
doktrinären marxiſtiſchen Theorien folgte, ſondern nur eine Nützlichkeitspolitik be- 
trieb, herzuſtellen. Ernſthaftere Verſuche dazu wurden nicht unternommen, ſo daß 
die gewerkſchaftlich, nicht aber parteipolitiſch organiſierten deutſchen Arbeiter immer 
mehr dem Marxismus verfielen. 

So kam es, daß das für die ganze Welt vorbildliche Geſetzgebungswerk der deutſchen 
Sozialverſicherung von den Arbeitern in keiner Weiſe poſitiv gewürdigt wurde. 
Trotzdem festen Bismarck und Wilhelm II. die mit der Botſchaft Wilhelms I. vom 
Jahre 1881 aufgezeigte ſozialpolitiſche Linie fort. Noch unter Wilhelm I war im 
Jahre 1883 das Krankenverſicherungsgeſetz, 1884 das Anfallverſicherungsgeſetz für die 
Induſtrie, im Jahre 1889 das Geſetz betreffend die Invaliditäts- und Altersverſiche⸗ 
rung erlaſſen worden. 

Wilhelm II wandte fein Intereſſe in zwei Erlaſſen vom Jahre 1890 zunächſt dem 
Ausbau der Arbeiterſchutzgeſetzgebung zu. Für dieſes Jahr wurde die Internationale 
Arbeiterſchutzkonferenz nach Berlin einberufen, die in Deutſchland die ſogenannte 
ſozialpolitiſche Ara v. Berlepſch einleitete. Die bedeutendſte Verbeſſerung des 
Arbeiterſchutzes enthält die Novelle zur Neichsgewerbeordnung vom Jahre 1891. 
Sie brachte die vierundzwanzigſtündige Sonntagsruhe der Induſtrie und die höchſtens 
fünfſtündige Beſchäftigungszeit an Sonntagen im Handel, eine Verſchärfung des 
Truckverbots und beſtimmte Vorſchriften über die geſundheitlichen Verhältniſſe im 
Betrieb. Die Novelle enthielt weiter Vorſchriften über die Arbeitsordnung und 
Arbeiterausfchüſſe. Sie brachte eine Erweiterung des Arbeiterinnen⸗ und Jugend- 
lichenſchutzes, den Beginn des Wöchnerinnenſchutzes, für ſchulpflichtige Kinder bis 
zu 14 Jahren aber ein völliges Beſchäftigungsverbot, endlich für Frauen und Jugend⸗ 
liche das Nachtarbeitsverbot. 

Zum Beginn der neunziger Jahre trat ein gewiſſer Amſchwung in der Haltung des 
Kaiſers gegenüber der Sozialpolitik ein, und zwar durch die weitere Radikalifterung 
der Sozialdemokratiſchen Partei nach dem Erfurter Kongreß, in dem ſich die Partei 
und auch ein Teil der Gewerkſchaften auf ein rein marxiſtiſches Programm feſtgelegt 
hatten. 

Die ſozialpolitiſche Ara von 1896 bis 1907 wird durch den Staatsſekretär des Innern 
und Vizekanzler Graf Poſadowſky gekennzeichnet, der zunächſt ſich wenig pofitiv zur 
Sozialpolitik ſtellte. Er brachte die ſogenannte „Zuchthausvorlage“ im Jahre 1899 
durch, die Zuchthausſtrafen gegen die Agitatoren von Streiks uſw. vorſah. Die 
politiſchen Begleitumſtände, die zu dem Erlaß der Zuchthausvorlage geführt hatten, 
waren höchſt betrüblich. So hatte ſich die Reichsregierung von der Schwerinduſtrie 
12 000 Mark zur Verbreitung von Flugblättern, die den Geſetzentwurf gegenüber 
der ſtarken Kritik zu rechtfertigen fuchten, zur Verfügung ſtellen laſſen. Bei dieſer 
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Situation war es klar, daß der Sozialdemokratiſchen Partei nur Waſſer auf die 
Mühle ihrer jede ſozialpolitiſche Betätigung des Staates negierenden Kritik ge- 
goſſen wurde. 


Im Jahre 1903 hatte die Sozialdemokratiſche Partei bereits 3 Millionen Wähler 
und entſandte 81 Abgeordnete zum Reichstag. Die freien Gewerkſchaften zählten 
1,8 Millionen Mitglieder, die chriſtlichen Gewerkſchaften 270 000. Alle nichtſozial⸗ 
demokratiſchen Gewerkſchaftsverbände blieben in ihrer Mitgliederzahl 1907 nicht 
mehr hinter 1 Million zurück. Allmählich ſtellte ſich aber der Kaiſer unter dem Ein- 
fluß des ſich in feiner Auffaſſung wandelnden Staatsſekretärs wieder poſitiver zur 
Sozialpolitik. Die Jahre 1899 und 1900 brachten Abänderungen der Invaliditäts-, 
Kranken- und Anfallverſicherung und die große Gewerbeordnungsnovelle mit erheb- 
lichen Verbeſſerungen insbeſondere zugunſten der Handelsgehilfen, das Jahr 1903 
ein neues Kinderſchutzgeſetz und gewiſſe ordnende Eingriffe in das Gebiet der 
Heimarbeit. 


Der neue Reichskanzler Fürſt Bülow nahm mit dem Wort „Nun erſt recht Sozial 
politik“ die alte Linie wieder auf, ohne freilich zu grundlegenden ſozialpolitiſchen 
Neuerungen zu kommen. Ergebnisreicher war die Ara Bethmann⸗Hollweg, der in 
dem Leiter des Reichsamts des Innern, Delbrück, einen in ſozialpolitiſchen Fragen 
gut unterrichteten Hilfsarbeiter hatte. Im Jahre 1910 wurde die Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung erlaſſen, die eine Zuſammenfaſſung der verſchiedenen Arbeiterverſiche⸗ 
rungsgeſetze brachte, und die Verſicherung der Angeſtellten eingeführt. Auch die Un- 
fänge eines beſonderen Schutzes der Heimarbeiter fallen in dieſe Zeit. Die Aus- 
beutung durch gewerbsmäßige Stellennachweiſe verſuchte das Stellenvermittlergeſetz 
von 1910 zu unterbinden. 


Kurz vor dem Kriege ſetzte eine erneute Gegenbewegung gegen die Sozialreform ein, 
die von dem volkswirtſchaftlichen Ordinarius der Berliner Aniverſität, Profeſſor 
Ludwig Bernhard, der den ſchwerinduſtriellen Kreiſen naheſtand, in ſeiner Schrift 
„Anerwünſchte Folgen der deutſchen Sozialpolitik“ getragen war. 


Die ſozialen Spannungen der Vorkriegszeit werden gekennzeichnet durch die weitere 
Stimmenzunahme der Sozialdemokratiſchen Partei, die im Jahre 1912 über 4/ Mil- 
lionen aufbrachte und mit 110 Abgeordneten die ſtärkſte Partei im Reichstag wurde. 
ei freien Gewerkſchaften hatten bereits 1910 mehr als 2 Millionen Mitglieder 
erreicht. 


In einer derartigen wirtſchaftlichen und ſozialen Spannung trat Deutſchland in den 
Weltkrieg ein. Die Kriegszeit brachte eine Reihe ſozialpolitiſcher Fortſchritte; die 
Wochenhilfe im Jahre 1914, das Nachtbackverbot vom Jahre 1915, den 7. Ahr ⸗Laden ; 
ſchluß im Jahre 1917, die Herabſetzung des Alters für den Bezug von Altersrenten, 
den Beginn einer planmäßigen Arbeitsloſenfürſorge, den Ausbau des kommunalen 
Arbeitsnachweisweſens, die Reform des Wirtfchafts- und des Koalitionsrechts, den 
Beginn des Mieterſchutzes und vor allen Dingen das Hilfsdienſtgeſetz vom 15. De⸗ 
zember 1916. Mit dieſem Hilfsdienſtgeſetz wurde erſtmals der große Gedanke der 
allgemeinen Arbeitspflicht im Rahmen einer ſtaatlich geordneten Produktion ver- 
wirklicht. Da das Geſetz Zwangscharakter hatte, ſollten anderſeits eventuell vor- 
kommende Härten vermieden werden. Daher war die Einführung von Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſen und von Arbeiterausſchüſſen, die nach 1918 zu Arbeiterräten auswuchſen, 
vorgeſehen. 

Schon während des Krieges kam das deutſche Anternehmertum zu der Aberzeugung, 
daß die beſonders durch das Hilfsdienſtgeſetz gewachſene und vom Staat anerkannte 
Stellung der Gewerkſchaſten in Zukunft fo ſtark fein würde, daß gegen die Gewerk: 
ſchaften die Regelung der Arbeitsbedingungen nicht mehr möglich war. Dieſe Aber⸗ 
legung führte zum Abſchluß einer Zentralarbeitsgemeinſchaft, deren Grundlagen am. 
15. November 1918 veröffentlicht wurden und die den Gedanken der wirtſchaftlich⸗ 
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ſozialen Gemeinſchaftsarbeit, der ſich während des Krieges aus dem Abſchluß einer 
Reihe von Tarifverträgen entwickelt hatte, verwirklichen ſollte. 

Die Idee der Gemeinſchaſtsarbeit zwiſchen Arbeitnehmer und Arbeitgeber blieb frei ⸗ 
lich auf dem Papier ſtehen, denn weder waren die dem Klaſſenkampfgedanken er- 
legenen Gewerkſchaften zu einer wirklichen Gemeinſchaftsarbeit bereit, noch die 
einzelnen Anternehmer gewillt, der Parole ihrer Intereſſenorganiſation zu folgen. 
An Stelle einer Gemeinſchaftsarbeit traten nach dem Amſturz von 1918 Streiks und 
Ausſperrungen von gewaltigem Amfang, die das deutſche Wirtſchaftsleben in ſeinen 
Grundlagen erſchütterten. Statt die durch den wirtſchaftlichen und politiſchen Zu⸗ 
ſammenbruch an und für ſich geſchwächten produktiven Kräfte des deutſchen Volkes 
zuſammenfaſſen, brachten politiſche Revolten, Streiks und Ausſperrungen der 
deutſchen Volkswirtſchaft ungeheure Schäden. 

Die ſozialpolitiſche Auswirkung des Amſturzes von 1918 war nach der Zahl der 
Geſetze und Verordnungen gemeſſen, alſo quantitativ geſehen, bedeutſam. Die un- 
eingeſchränkte Vereins- und Verſammlungsſreiheit wurde durchgeführt, die Ge ⸗ 
ſindeordnung aufgehoben, der ſchematiſche Achtſtundentag durchgeführt, die Ver ⸗ 
ordnungen über die Sonntagsruhe erweitert, das Tarifvertragsweſen ausgebaut, 
eine vorläufige Landarbeitsordnung und ſchließlich das Betriebsrätegeſetz erlaſſen. 
Alle dieſe Geſetze aber tragen den Stempel übereilter und unzuſammenhängender 
Maßnahmen. Von einer leitenden Idee der einzelnen ſozialpolitiſchen Maßnahmen 
war keine Rede. Weder waren fie darauf ausgerichtet, den marxiſtiſchen Zukunfts- 
ſtaat herbeizuführen, noch dienten ſie der Herſtellung der Idee der Volksgemeinſchaft. 
Wenn man von einer gemeinfamen geiſtigen Tendenz ſprechen will, fo kann man viel ⸗ 
leicht ſagen, die Maßnahmen verfolgten die Abſicht, die wirtſchaftliche Situation 
„der arbeitenden Klaſſen“ ſo weit zu verbeſſern, daß dieſe mit Erfolg den Kampf 
gegen die Schicht der Kapitaliſten und Anternehmer aufnehmen konnten. So ſtellt 
ſich alſo die Sozialpolitik der Nachkriegszeit, die von keiner tragenden völkiſchen 
Idee und keiner leitenden Staatsauffaſſung beherrſcht war, als ein Kompromiß des 
jeweiligen parlamentariſchen Kräfteſpiels dar, als Ergebnis teils klaſſenkämpfe⸗ 
riſcher Vorſtellungen, teils bürgerlich ⸗kapitaliſtiſcher, teils chriſtlicher Hilfsmaßnahmen. 
Die Zeit von der Inflation bis zur nationalſozialiſtiſchen Revolution brachte noch 
eine Reihe einzelner ſozialpolitiſcher Geſetze, die Arbeitszeitverordnung von 1923, 
die eine Reviſion des ſchematiſchen Achtſtundentags vornahm, das Arbeitsgerichts⸗ 
geſetz vom Jahre 1926 und ſchließlich das Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz vom Jahre 
1927. Zu den ſozialpolitiſchen Maßnahmen im weiteren Sinne find auch das Reichs- 
jugendwohlfahrtsgeſez vom Jahre 1923 und die Fürſorgepflichtverordnung vom 
Jahre 1924, beide von typiſch individualiſtiſcher Grundhaltung, zu nennen. 

Die ſozialpolitiſchen Geſetze der Jahre 1931 und 1932, die u. a. den freiwilligen 
Arbeitsdienſt einführten, haben ihren Niederſchlag in der ſogenannten Notverord- 
nungspraxis gefunden. Die Ara der Notverordnungen, die unter der Regierung 
Brüning ihren Höhepunkt erreichte, wurde mit der Abernahme Adolf Hitlers durch 
eine großzügige und planmäßige völkiſche, wirtſchaftliche, ſoziale und ee Auf. 
bauarbeit erſetzt. 


B. Die Aufgabengebiete der Sozialpolitik 
I. Die Sorge um den erwerbstätigen Dolksgenofjen 


a) Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit 
1. Führer und Gefolgſchaft im Betriebe 


Der Sieg der nationalſozialiſtiſchen Bewegung hatte eine Amgeſtaltung der ſozialen 
Ordnung des deutſchen Wirtſchaftslebens zur Folge. Vorausſetzung für dieſe 
Maßnahmen, die kein Reformwerk, ſondern einen völlig neuartigen Verſuch der 
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Situation war es klar, daß der Sozialdemokratiſchen Partei nur Waſſer auf die 
Mühle ihrer jede ſozialpolitiſche Betätigung des Staates negierenden Kritik ge- 
goſſen wurde. 


Im Jahre 1903 hatte die Sozialdemokratiſche Partei bereits 3 Millionen Wähler 
und entſandte 81 Abgeordnete zum Reichstag. Die freien Gewerkſchaften zählten 
18 Millionen Mitglieder, die chriſtlichen Gewerkſchaften 270 000. Alle nichtſozial⸗ 
demokratiſchen Gewerkſchaftsverbände blieben in ihrer Mitgliederzahl 1907 nicht 
mehr hinter 1 Million zurück. Allmählich ſtellte ſich aber der Kaiſer unter dem Ein- 
fluß des ſich in ſeiner Auffaſſung wandelnden Staatsſekretärs wieder poſitiver zur 
Sozialpolitik. Die Jahre 1899 und 1900 brachten Abänderungen der Invaliditäts-, 
Kranken- und Unfallverfiherung und die große Gewerbeordnungsnovelle mit erbeb- 
lichen Verbeſſerungen insbeſondere zugunſten der Handelsgehilfen, das Jahr 1903 
ein neues Kinderſchutzgeſetz und gewiſſe ordnende Eingriffe in das Gebiet der 
Heimarbeit. 


Der neue Reichskanzler Fürſt Bülow nahm mit dem Wort „Nun erſt recht Sozial⸗ 
politik“ die alte Linie wieder auf, ohne freilich zu grundlegenden ſozialpolitiſchen 
Neuerungen zu kommen. Ergebnisreicher war die Ara Bethmann⸗Hollweg, der in 
dem Leiter des Reichsamts des Innern, Delbrück, einen in ſozialpolitiſchen Fragen 
gut unterrichteten Hilfsarbeiter hatte. Im Jahre 1910 wurde die Reichsverſiche ; 
rungsordnung erlaſſen, die eine Zuſammenfaſſung der verſchiedenen Arbeiterverfiche- 
rungsgeſetze brachte, und die Verſicherung der Angeſtellten eingeführt. Auch die An⸗ 
fänge eines beſonderen Schutzes der Heimarbeiter fallen in dieſe Zeit. Die Aus- 
beutung durch gewerbsmäßige Stellennachweiſe verſuchte das Stellenvermittlergeſetz 
von 1910 zu unterbinden. 


Kurz vor dem Kriege ſetzte eine erneute Gegenbewegung gegen die Sozialreform ein, 
die von dem volkswirtſchaftlichen Ordinarius der Berliner Univerfität, Profeſſor 
Ludwig Bernhard, der den ſchwerinduſtriellen Kreiſen naheſtand, in ſeiner Schrift 
„Anerwünſchte Folgen der deutſchen Sozialpolitik“ getragen war. 


Die ſozialen Spannungen der Vorkriegszeit werden gekennzeichnet durch die weitere 
Stimmenzunahme der Sozialdemokratiſchen Partei, die im Jahre 1912 über 4% Mil- 
lionen auſbrachte und mit 110 Abgeordneten die ſtärkſte Partei im Reichstag wurde. 
nn freien Gewerkſchaften hatten bereits 1910 mehr als 2 Millionen Mitglieder 
erreicht. 


In einer derartigen wirtſchaftlichen und ſozialen Spannung trat Deutſchland in den 
Weltkrieg ein. Die Kriegszeit brachte eine Reihe ſozialpolitiſcher Fortſchritte; die 
Wochenhilfe im Jahre 1914, das Nachtbackverbot vom Jahre 1915, den 7. Ahr⸗Laden⸗ 
ſchluß im Jahre 1917, die Herabſetzung des Alters für den Bezug von Altersrenten, 
den Beginn einer planmäßigen Arbeitsloſenfürſorge, den Ausbau des kommunalen 
Arbeitsnachweisweſens, die Reform des Wirtſchafts⸗ und des Koalitionsrechts, den 
Beginn des Mieterſchutzes und vor allen Dingen das Hilfsdienſtgeſetz vom 15. De- 
zember 1916. Mit dieſem Hilfsdienſtgeſetz wurde erſtmals der große Gedanke der 
allgemeinen Arbeitspflicht im Rahmen einer ſtaatlich geordneten Produktion ver- 
wirklicht. Da das Geſetz Zwangscharakter hatte, ſollten anderſeits eventuell vor- 
kommende Härten vermieden werden. Daher war die Einführung von Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſen und von Arbeiterausſchüſſen, die nach 1918 zu Arbeiterräten auswuchſen, 
vorgeſehen. 

Schon während des Krieges kam das deutſche Anternehmertum zu der Aberzeugung, 
daß die beſonders durch das Hilfsdienſtgeſetz gewachſene und vom Staat anerkannte 
Stellung der Gewerkſchaften in Zukunft fo ſtark fein würde, daß gegen die Gewerk. 
ſchaften die Regelung der Arbeitsbedingungen nicht mehr möglich war. Dieſe Aber 
legung führte zum Abſchluß einer Zentralarbeitsgemeinſchaft, deren Grundlagen am. 
15. November 1918 veröffentlicht wurden und die den Gedanken der wirtſchaftlich · 
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ſozialen Gemeinſchaftsarbeit, der fi während des Krieges aus dem Abſchluß einer 
Reihe von Tarifverträgen entwickelt hatte, verwirklichen ſollte. 


Die Idee der Gemeinſchaftsarbeit zwiſchen Arbeitnehmer und Arbeitgeber blieb frei ⸗ 
lich auf dem Papier ſtehen, denn weder waren die dem Klaſſenkampfgedanken er- 
legenen Gewerkſchaften zu einer wirklichen Gemeinſchaftsarbeit bereit, noch die 
einzelnen Anternehmer gewillt, der Parole ihrer Intereſſenorganiſation zu folgen. 
An Stelle einer Gemeinſchaftsarbeit traten nach dem Amſturz von 1918 Streiks und 
Ausſperrungen von gewaltigem Amfang, die das deutſche Wirtſchaftsleben in ſeinen 
Grundlagen erſchütterten. Statt die durch den wirtſchaftlichen und politiſchen Zu⸗ 
ſammenbruch an und für ſich geſchwächten produktiven Kräfte des deutſchen Volkes 
zuſammenfaſſen, brachten politiſche Revolten, Streiks und Ausſperrungen der 
deutſchen Volkswirtſchaft ungeheure Schäden. 

Die ſozialpolitiſche Auswirkung des Amſturzes von 1918 war nach der Zahl der 
Geſetze und Verordnungen gemeſſen, alſo quantitativ geſehen, bedeutſam. Die un- 
eingeſchränkte Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit wurde durchgeführt, die Ge⸗ 
ſindeordnung aufgehoben, der ſchematiſche Achtſtundentag durchgeführt, die Ver⸗ 
ordnungen über die Sonntagsruhe erweitert, das Tarifvertragsweſen ausgebaut, 
eine vorläufige Landarbeitsordnung und ſchließlich das Betriebsrätegeſetz erlaſſen. 
Alle dieſe Geſetze aber tragen den Stempel übereilter und unzuſammenhängender 
Maßnahmen. Von einer leitenden Idee der einzelnen ſozialpolitiſchen Maßnahmen 
war keine Rede. Weder waren fie darauf ausgerichtet, den marxiſtiſchen Zukunfts- 
ſtaat herbeizuführen, noch dienten ſie der Herſtellung der Idee der Volksgemeinſchaft. 
Wenn man von einer gemeinſamen geiſtigen Tendenz ſprechen will, jo kann man viel ⸗ 
leicht ſagen, die Maßnahmen verfolgten die Abſicht, die wirtſchaftliche Situation 
„der arbeitenden Klaſſen“ ſo weit zu verbeſſern, daß dieſe mit Erfolg den Kampf 
gegen die Schicht der Kapitaliſten und Anternehmer aufnehmen konnten. So ſtellt 
ſich alſo die Sozialpolitik der Nachkriegszeit, die von keiner tragenden völkiſchen 
Idee und keiner leitenden Staatsauſfaſſung beherrſcht war, als ein Kompromiß des 
jeweiligen parlamentariſchen Kräfteſpiels dar, als Ergebnis teils klaſſenkämpfe⸗ 
riſcher Vorſtellungen, teils bürgerlich⸗kapitaliſtiſcher, teils chriſtlicher Hilfsmaßnahmen. 
Die Zeit von der Inflation bis zur nationalſozialiſtiſchen Revolution brachte noch 
eine Reihe einzelner ſozialpolitiſcher Geſetze, die Arbeitszeitverordnung von 1923, 
die eine Reviſion des ſchematiſchen Achtſtundentags vornahm, das Arbeitsgerichts. 
geſetz vom Jahre 1926 und ſchließlich das Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz vom Jahre 
1927. Zu den ſozialpolitiſchen Maßnahmen im weiteren Sinne find auch das Reichs- 
jugendwohlfahrtsgeſez vom Jahre 1923 und die Fürſorgepflichtverordnung vom 
Jahre 1924, beide von typiſch individualiſtiſcher Grundhaltung, zu nennen. 

Die ſozialpolitiſchen Geſetze der Jahre 1931 und 1932, die u. a. den freiwilligen 
Arbeitsdienſt einführten, haben ihren Niederſchlag in der ſogenannten Notverord- 
nungspraxis gefunden. Die Ara der Notverordnungen, die unter der Regierung 
Brüning ihren Höhepunkt erreichte, wurde mit der Abernahme Adolf Hitlers durch 
eine großzügige und planmäßige völkiſche, wirtſchaftliche, ſoziale 8 kulturelle Auf. 
bauarbeit erſetzt. 


B. Die Aufgabengebiete der Sozialpolitik 


I. Die Sorge um den erwerbstätigen Dolksgenofjen 
a) Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit 
1. Führer und Gefolgſchaft im Betriebe 


Der Sieg der nationalſozialiſtiſchen Bewegung hatte eine Amgeſtaltung der fozialen 
Ordnung des deutſchen Wirtſchaftslebens zur Folge. Vorausſetzung für dieſe 
Maßnahmen, die kein Reformwerk, ſondern einen völlig neuartigen Verſuch der 
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ſozialen Befriedung eines Volkes darſtellen, bildet eine in ihren Grundlagen ver- 
änderte Wirtſchafts⸗ und Arbeitsgeſinnung. 

Die liberaliſtiſche oder kapitaliſtiſche Wirtichaftsgefinnung der Vergangenheit gebt 
von der Vorſtellung aus, daß jeder wirtſchaftende Menſch ſich von Eigennutz, d h. 
Profitintereſſen treiben laſſen ſoll und daß ſich bei freier Konkurrenz die eigennützigen 
Intereſſen der einzelnen Produzenten ſchließlich zum Wohle der Geſamtbeit aus- 
balancieren. Der Nationalſozialismus dagegen hält eine genaue Aberwachung der 
Konkurrenzmaßnahmen für erforderlich, um die Volksgemeinſchaft vor Schädigungen 
zu bewahren. Er leugnet zwar nicht die Privatinitiative und das eigenwillige Wirt⸗ 
ſchaftsſtreben des einzelnen, ordnet aber den Eigennutz dem Geſamtwobl unter und 
überträgt dieſe wirtſchaftsordnenden und lenkenden Funktionen dem Staat. 

Aber nicht nur eine neue Wirtichafts-, ſondern auch eine neue Arbeitsgeſinnung bricht 
ſich Bahn. 

Früher wurde im Wirtſchaftsleben der Arbeitnehmer nicht als Menſch gewertet, 
ſondern lediglich in ſeinen wirtſchaftlichen Funktionen geſehen, d. h. als Träger von 
Arbeitskraft, die wie eine Ware auf dem Arbeitsmarkt gehandelt wurde. Dieſe 
Grundvorſtellung wurde verdunkelt durch die Tatſache, daß ähnlich wie auf dem Sach⸗ 
gütermarkt die Kartelle eine regulierende Tätigkeit mit monopoliſtiſchen Macht- 
tendenzen entfalteten, auch die Träger der Ware Arbeitskraft durch Koalitionen in 
Geſtalt von Gewerkſchaſten ihre Marktlage kollektiv zu verbeſſern ſuchten. Auf dem 
Boden dieſer Auffaſſung von der menſchlichen Arbeitskraft als Ware erſt konnten 
ſich die klaſſenkämpferiſchen Ideen des Marxismus entwickeln, wurde erſt die dem 
kapitaliſtiſchen Syſtem eigentümliche Scheidung von Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
als in naturgegebenem Gegenſatz ſtehende Machtfaktoren hingenommen; ſo war auch 
die Tatſache des Klaſſenkampfes im Prinzip anerkannt. Der Klaſſenkampf und ſeine 
furchtbaren völkiſchen Verwüſtungen konnten nicht wirkſam bekämpft, die Feindſchaft 
der Berufsſtände nicht verhindert werden. Ein wirtſchaftliches und ſoziales Gemein- 
ſchaftsgefühl kam nicht auf. Der vermeintliche ewige Gegenſatz der Intereſſen be⸗ 
ſtimmte den Gang des Wirtſchaftslebens. Der Arbeitsfriede war nur eine Fiktion. 
In Wirklichkeit gab es nur den zeitgebundenen und mit zahlloſen gegenſeitigen 
Konzeſſionen erkauften Waffenſtillſtand des Intereſſenausgleichs. 

Den erſten Schritt zur geſetzlichen Neuordnung der ſozialen Verfaſſung bildete das 
Treuhändergeſetz vom 19. Mai 1933. Der Nationalſozialismus durfte aber bei dieſer 
Maßnahme nicht verharren, wenn er dem Ziel, die Volksgemeinſchaft wiederherzu⸗ 
ſtellen, näherkommen wollte. Der Gegenſatz Arbeitgeber — Arbeitnehmer war zu 
tief im Volke verwurzelt, als daß er ſchon dadurch, daß man die Arbeitgeber. und 
Arbeitnehmerverbände ihrer Machtſtellung entkleidete, beſeitigt und ohne weiteres 
durch die Idee der Betriebsgemeinſchaft hätte erſetzt werden können. Dazu bedurfte 
es erſt einer Erziehung der arbeitenden Menſchen. 

Durch das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934, zu dem 
19 Durchführungsverordnungen ergangen ſind, wurde der endgültige und entſcheidende 
Schritt getan. Dem deutſchen Volke wurde damit eine neue Arbeitsverfaſſung 
gegeben. 

Die Grundlage des Arbeitsrechts der Vergangenheit waren die Tarifverträge, die 
ſich ſchon vor dem Kriege entwickelt hatten und vom November 1918 ab durch zahl. 
reiche Verordnungen und Geſetze ausgebaut wurden. Es wäre verbängnisvoll ge- 
weſen, die Tarifverträge, die wenigſtens eine gewiſſe ſoziale Ruhelage garantierten, 
von heut auf morgen abzuſchaffen. Durch das oben genannte Geſetz über die Treu⸗- 
händer wurde der Zuſammenbruch des Syſtems der Tarifverträge verhindert. Die 
Treuhänder der Arbeit erhielten die Möglichkeit zu neuen tariflichen Regelungen, 
ſoweit ſie bis zum Erlaß einer neuen Arbeitsverfaſſung unentbehrlich waren. Das 
Geſetz der nationalen Arbeit bedient ſich erſtmalig einer ganz neuen Geſetzestechnik 
und auch erfreulicherweiſe einer verſtändigen Geſetzesſprache. Es bedient ſich nicht 
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einer Vielzahl von arbeitsrechtlichen und arbeitspolitiſchen Einzelfällen. Es weiſt 
vielmehr die beherrſchenden Ideen auf, von denen die Arbeit des deutſchen Menſchen 
in Zukunft erfüllt fein ſoll. 

Der Nationalſozialismus iſt wirklichkeitsnahe genug, um zu wiſſen, daß es zwiſchen 
den einzelnen wirtſchaftlichen Parteien zu allen Zeiten gewiſſe Intereſſengegenſätze 
geben wird. Der Ausgleich dieſer Schwierigkeiten findet in Zukunft nicht mehr 
zwiſchen irgendwelchen Machtorganiſationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
ſtatt, die ſich ſchließlich zum Selbſtzweck auswachſen, er wird, wie es die Natur der 
Dinge verlangt, verlegt an den Ort der Arbeit. Die neue Arbeitsordnung will 
aber noch mehr als einen labilen Intereſſenausgleich. Sie will eine lebendige Ge⸗ 
meinſchaft aller Schaffenden herbeiſühren, die in der Idee der Betriebsgemeinſchaſt 
wurzelt. 

Soll der Gedanke der Volksgemeinſchaft bis ins letzte auch im Wirtſchaftsleben ver- 
wirklicht werden, fo war es notwendig, zunächft in den Betrieben die Menſchen 
wieder zuſammenzuführen. Der Anternehmer mußte feinen „Herr- im Haus Stand- 
punkt“ aufgeben und fein Unternehmen als ein von der Volksgemeinſchaft empfan⸗ 
genes Lehen betrachten. Auf der anderen Seite hatte der Arbeitnehmer mit alten 
Vorurteilen aufzuräumen. Er ſollte erkennen, daß fein Daſein mit dem Wohl und 
Wehe des Betriebs untrennbar verbunden iſt. 


Die neue Arbeitsordnung iſt ein Nahmengeſetz, das die Grundſätze nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Betriebsführung aufſtellt, an denen ſich Betriebsführer und Gefolgſchaft 
auszurichten haben. Welche Gemeinſchaftsaufgabe dem Betrieb als Arzelle der 
Produktion zukommt, geht aus 8 1 des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit 
hervor, welcher lautet: 


„Im Betrieb arbeiten der Unternehmer als der Führer des Betriebs, die An- 

geſtellten und Arbeiter als Gefolgſchaft gemeinſam zur Förderung der Betriebs- 

zwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk und Staat.“ 
Damit die Betriebsgemeinſchaft zu einer lebendigen Gemeinſchaft wird, muß ſie von 
einer fittlihen Idee und nicht durch wirtſchaftliche Intereſſen zuſammengehalten 
werden. Dieſe Idee iſt die Treue, die ſich beim Führer in der Fürſorgepflicht gegen- 
über ſeiner Gefolgſchaſt, bei der Gefolgſchaft in der Gefolgſchaſtstreue gegenüber 
dem Führer auswirkt. 
Am auch in großen Betrieben ein unmittelbares Vertrauensverhältnis zwiſchen 
Führer und Gefolgſchaft herzuſtellen, wird ein Vertrauensrat geſchaſfen, der aus 
dem Betriebsführer und den Vertrauensmännern der Gefolgſchaft beſteht. Den 
Vertrauensrat leitet der Anternehmer als Betriebsführer. Die Aufgabe des Ver⸗ 
trauensrats iſt nicht etwa, den Anternehmer in ſeinen leitenden Funktionen zu be⸗ 
ſchränken oder mit ihm die Verantwortung für die Betriebsführung zu teilen, wie 
dies nach dem Betriebsrätegeſetz von 1920 der Fall war. Der Vertrauensrat ſoll 
das Gemeinſchaftsgefühl der Gefolgſchaftsmitglieder ſtärken, für die Idee der Be⸗ 
triebsgemeinſchaft wirken und den Führer in allen ſozialen Fragen des Betriebs 
beraten. Zur reibungsloſen Durchführung dieſer Aufgaben ſind Takt, Menſchen⸗ 
kenntnis und Gerechtigkeitsgefühl erforderlich. In kleineren und mittleren Be⸗ 
trieben, bei denen eine gewiſſe Aberſichtlichkeit der Verhältniſſe gewährleiſtet iſt, 
iſt eine wahre Betriebsgemeinſchaft leichter herzuſtellen als in Großbetrieben. Aber 
auch die Fluktuation der Gefolgſchaft kann eine gewiſſe Gefahr für das Gemein⸗ 
ſchaftsleben im Betrieb bedeuten. Als wirkſames Gegenmittel wäre in geeigneten 
Fällen eine Verlängerung der Kündigungsfriſten in Betracht zu ziehen. 
Jedenfalls iſt die Erziehung zum Gemeinſchaftsgefühl im Betrieb eine Aufgabe, die 
nicht von heute auf morgen erledigt werden kann. Am die Erziehungsarbeit zu er- 
leichtern und dem Willen der nationalſozialiſtiſchen Regierung jetzt ſchon in beſon⸗ 
deren Fällen Nachdruck zu verleihen, hat der Staat als Führer der Volkswirtſchaft 
und Schutzherr der deutſchen Arbeiterſchaft Sicherungen geſchaffen. Insbeſondere 
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ift der Treuhänder der Arbeit mit der Aufgabe der NS und Erhaltung des 
Arbeitsfriedens betraut worden. 


Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit, das aut für die Abergangszeit nicht 
auf tarifliche Regelungen verzichten kann, gibt dem Führer des Betriebs die Mög- 
lichkeit, die Arbeitsbedingungen nach der beſonderen Lage ſeiner Anternehmung zu 
regeln. Das Geſetz vertritt das Prinzip der einzelbetrieblichen Arbeitsregelung und 
wendet ſich gegen die ſtarren, die wirtſchaftliche Initiative lähmenden kollektiven Lohn 
regelungen der Vergangenheit. Wegen der Lohnverhältniſſe (Betriebsordnung), der 
Weitergeltung der Tarifordnungen, der Durchführung der Ehrengerichtsbarkeit und 
der Ausgeſtaltung des Kündigungsſchutzes für Gefolgſchaftsangehörige größerer 
Betriebe vgl. II. 


Hinſichtlich der Hafenbetriebe in den deutſchen Hafenſtädten wurde eine Sonder ⸗ 
regelung getroffen. Der Treuhänder der Arbeit kann ſchriftlich anordnen, daß ſämt · 
liche Betriebe eines deutſchen Hafens, die Hafenarbeiter beſchäftigen (Hafeneinzel⸗ 
betriebe), inſoweit als ein einheitlicher Betrieb (Geſamthafenbetrieb) gelten, als es 
zur Anwendung des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit auf den Geſamt⸗ 
hafenbetrieb und zur ordnungsmäßigen Verteilung der Gefolgſchaft des Geſamt⸗ 
hafenbetriebs auf die Arbeitsplätze erforderlich iſt. Der Treuhänder der Arbeit hat 
auch die hierzu notwendigen Einzelanordnungen zu treffen. Er beruft den Führer 
des Geſamthafenbetriebes und kann anordnen, daß neben dem Vertrauensrat des 
Geſamthafenbetriehes noch ein Beirat gebildet wird. Dieſem Beirat gehören der 
Führer des Geſamthafenbetriebes als Vorſitzender und Führer von Hafeneinzel⸗ 
betrieben ſowie Vertrauensmäͤnner aus der Geſolgſchaft des nee 
als Mitglieder an. 


Die Arbeit in den öffentlichen egen und Betrieben itt beſonders geregelt 
worden. Die Grundgedanken des Arbeitsordnungsgeſetzes wurden zwar im allge⸗ 
meinen auch hierfür übernommen. Den Beſonderheiten der Verwaltung und der 
öffentlichen Wirtſchaft mußte jedoch Rechnung getragen werden. 


2. Die Erhaltung des Arbeitsfriedens 
(Der Reichstreuhänder der Arbeit) 


Die Amtsſtellung und die Aufgaben des Reichstreuhänders der Arbeit find in den 
ss 18 und 19 AO geregelt. Er iſt Reichsbeamter, der oberſte fezialpolitifhe Ver⸗ 
treter der Reichsregierung in feinem Bezirk und der Dienſtaufſicht des Reichs⸗ 
arbeitsminiſters unterſtellt. Gegenüber dem bisherigen Recht (Treuhändergeſetz vom 
19. Mai 1933 und deſſen Durchführungsbeſtimmungen) find die Aufgaben des Reichs · 
treuhänders im Arbeitsordnungsgeſetz weſentlich erweitert worden. Auch war nach 
dem Geſetz vom 19. Mai 1933 der Reichstreuhänder nur als eine vorläufige Ein- 
richtung gedacht, um die Wirtſchaft mit dem neuen Staatsgedanken zu durchſetzen 
und die Reichsregierung bei der Schaffung der neuen Sozialverfaſſung zu unter⸗ 
ſtützen. 

Bisher war dem Reichstreuhänder die Regelung der Bedingungen beim Abſchluß 
von Verträgen übertragen. Für jedes der 15 Wirtſchaftsgebiete wurde ein Reichs- 
treuhänder ernannt. Im einzelnen gehört zum Pflichtenkreis der Treuhänder die 
Aberwachung der Bildung und Geſchäftsführung der Vertrauensräte und die Ent- 
ſcheidung in Streitfällen dieſer Art als auch unter beſtimmten Vorausſetzungen die 
Berufung und Abberufung der einzelnen Vertrauensmänner. Weiterhin rechnen 
zum Arbeitsgebiet der Reichstreuhänder die Aberwachung und Durchführung der 
Beſtimmungen über die Betriebsordnung, die Feſtſetzung und Aberwachung von 
Richtlinien und Tarifordnungen, alſo die Regelung der überbetrieblichen Arbeits- 
bedingungen, auf die der Geſetzgeber zum Schutze der Arbeiter und Angeſtellten nicht 
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Eine weitere wichtige Aufgabe iſt dem NReichstreuhänder noch dadurch übertragen, daß 
ihm die Entſcheidung über den Zeitpunkt der Wirkſamkeit größerer Entlaſſungen 
obliegt. Dieſe Aufgabe dient aber nicht dem Kündigungsſchutz des einzelnen Gefolg- 
ſchaftsmitglieds, ſondern dem Schutz der Volkswirtſchaft. Volkswirtſchaftliche Be⸗ 
deutung hat auch die Aufgabe des Reichstreuhänders, die Reichsregierung über die 
ſozialpolitiſche Entwicklung ſtändig zu unterrichten. Auch im Rahmen der ſozialen 
Ehrengerichtsbarkeit find dem Reichstreuhänder wichtige Aufgaben übertragen. Hier 
hat er Funktionen, die ſonſt der in dieſem Falle nicht zuſtändigen Staatsanwaltſchaft 
im ſtrafprozeſſualen Verfahren zuſtehen. Er iſt Anklagebehörde und für die Ent- 
gegennahme und Prüfung von Anzeigen wegen Verſtoßes gegen die ſoziale Ehre in 
feinem Amtsbezirk zuſtändig. Zu allen dieſen Aufgaben find ihm noch weitere durch 
das Arbeitsgerichtsgeſetz, durch das Heimarbeitsgeſetz und durch die e e 
ordnung übertragen. 


Im Gegenſatz zu der bis zum 30. April 1934 geltenden Abergangsregelung, die dem 
Reichstreuhänder die allgemeine Befugnis zur Sorge für die Aufrechterhaltung des 
Arbeitsfriedens zuwies, find nunmehr die hier behandelten Aufgaben des Reichs 
treuhänders erſchöpfend aufgeführt. Sonſtige Eingriffe in das Wirtſchafts leben find 
ihm nicht geftattet. Jedoch können in beſonderen Fällen das Reichsarbeitsminiſterium 
und das Reichswirtſchaftsminiſterium gemeinſam dem RNeichstreuhänder zuſätzliche 
Aufgaben übertragen. Dieſes den beiden Miniſterien gewährte Recht zur Erweite- 
rung der Aufgaben des Reichstreuhänders wird von ihnen wohl nur ausgeübt 
werden, wenn die Sicherung des Arbeitsfriedens beſondere Maßnahmen erfordert. 


Nach dem Führergrundſatz entſcheidet der Reichstreuhänder allein. Zu feiner Be⸗ 
ratung ſteht ihm ein Sachverſtändigenbeirat zur Seite, der im weſent⸗ 
lichen aus Angehörigen der Deutſchen Arbeitsfront beſteht und der eidlich verpflichtet 
iſt, ſein Amt nur zum Wohle der Volksgemeinſchaft zu verſehen (8 24 AOG). Im 
Einzelfall, z. B. vor Erlaß einer Tarifordnung, kann er einen Sachverſtän⸗ 
digenausſchuß zur Beratung heranziehen (8 23 ADB). Zuweilen können die 
Größe oder die beſonderen wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Bezirks es erforderlich 
machen, daß der Reichsarbeitsminiſter dem Reichstreuhänder Beauftragte 
unterſtellt, die an Stelle des Treuhänders tätig werden (8 21 AOG). Wenn vom 
Reichstreuhänder erlaſſene Richtlinien oder eine Tarifordnung über den Bezirk 
nicht nur unweſentlich hinausgreifen, muß der Arbeitsminiſter einen Sonder- 
treuhänder beſtellen, der übrigens auch zur Erledigung beſonderer Aufgaben 
ernannt werden kann (8 33 AOG). Die Machtbefugniſſe des Reichs treuhänders 
der Arbeit find ſowohl ſtrafrechtlich (8 22 AO) als auch ehrengerichtlich (8 36 
A200) geſichert. 

Für den öfſentlichen Dienſt iſt an Stelle des Reichstreuhänders ein Sondertreu⸗ 
händer vorgeſehen. 


3. Schutz der ſozialen Ehre 


In einer wahren Betriebsgemeinſchaft, die von Treue und Vertrauen getragen iſt, 
kann es keine Streiks und Ausſperrungen geben. Anternehmer und Beſchäftigte 
bilden nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung eine Schickſalsgemeinſchaft. Die 
Arbeitsſtätte iſt kein Kampfplatz mehr. Soll der Arbeitsfrieden gewahrt ſein, ſo 
müſſen Willkür und Verhetzung, Anterdrückung und Verleumdung aus ihr verbannt 
fein. Dies iſt jedoch nur möglich, wenn es für Betriebsführer und Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder eine gleiche Ehre gibt, die in derſelben durchgreifenden Weiſe vom Staat 
geſchützt iſt. Dieſe „ſoziale Ehre“ iſt die Treue und das Vertrauen der Be⸗ 
triebsgemeinſchaft im juriſtiſchen Gewande. Sie fordert von dem Arbeiter der Stirn 
und der Fauſt, daß er 

1. die ihm nach ſeiner Stellung innerhalb der Weesen obliegenden 

Pflichten gewiſſenhaft erfüllt, 
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2. durch ſein Verhalten ſich der Achtung würdig erweiſt, die ſich aus ſeiner Stellung 
in der Betriebsgemeinſchaft ergibt. Insbeſondere hat er im ſteten Bewußtſein 
ſeiner Verantwortung ſeine volle Kraft dem Dienſt des Betriebs zu widmen und 
ſich dem gemeinen Wohle unterzuordnen (8 35 AO). 

Die ſoziale Ehre fol allmählich derartig in das Bewußtſein des deutſchen Arbeits- 

menſchen dringen, daß nur ſie alle ſeine Handlungen beſtimmt. Deswegen müſſen 

Verſtöße gegen die ſoziale Ehre beſtraft werden, wozu das Diſziplinarverfahren der 

ſogenannten Ehrengerichts barkeit dient. 


4. Die Betriebsordnung 


In jedem Betrieb von mindeſtens 20 Beſchäftigten iſt nach dem Geſetz zur nationalen 
Arbeit vom Betriebsführer eine Betriebsordnung zu erlaſſen. Die Beſtimmungen 
dieſer Betriebsordnung ſind rechtsverbindlich. Am zu verhüten, daß irgendwelche 
mißbräuchlichen Ausnutzungen der Machtſtellung des Anternehmers erfolgen, kann 
die Entſcheidung über einzelne Beſtimmungen der Betriebsordnung beim Treu- 
händer der Arbeit eingeholt werden. 


Zum notwendigen Inhalt der Betriebsordnung gehören Anfang und Ende der regel; 
mäßigen Arbeitszeit und der Pauſen, ferner die Zeit und Art der Gewährung des 
Arbeitsentgelts, ferner diejenigen Vorſchriften, die nach anderen Geſetzen oder 
Verordnungen als das AO in der Betriebsordnung aufgenommen find. In bejon- 
deren Fällen hat die Betriebsordnung auch Beſtimmungen über Grundſätze für die 
Berechnung der Akkord. und Gedingearbeit, über Art, Höhe und Einziehung von 
Bußen, weiterhin Vorſchriften über außerordentliche Kündigungsgründe und über 
Entgeltbeträge, die durch rechtswidrige Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes verwirkt 
ſind, zu enthalten. 


5. Der Lohnſchutz 


Ein ſtarker Staat kann die Bildung der Lohnhöhe nicht ſich ſelbſt überlaſſen wollen, 
weil Lohnerhöhungen ebenſo wie Lohnherabſetzungen unter Amſtänden unerwünichte 
volkswirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Folgen haben können. Bisher war der Lohn 
das Ergebnis des Kräfteſpiels zwiſchen Angebot und Nachfrage, das mehr oder 
weniger durch die Intereſſenverbände der Beteiligten beeinflußt wurde. Er wurde 
durch kollektive Vereinbarungen, die ſogenannten Tarifverträge, geregelt. Ihre wirt- 
ſchaftliche Bedeutung lag darin, daß fie, da fie als Muſter für die individuellen Ver⸗ 
träge galten, den Arbeitsbedingungen eine gewiſſe Stetigkeit verliehen haben. Ihr 
Nachteil aber war, daß fie zu ſtarr waren. Die Löhne waren weder der wechſelnden 
Konjunktur, noch der beſonderen Leiſtung des Arbeiters, noch der wirtſchaftlichen 
Lage der Unternehmung angepaßt. Hinzu kam, daß die Lohnpolitik der Gewerk—⸗ 
ſchaften daraus ausging, die Lohnhöhe um jeden Preis zu halten, obgleich auf der 
anderen Seite das Heer der Arbeitsloſen immer mehr anſchwoll. 

Heute kann nach dem AO die Lohnhöhe in der Betriebsordnung geregelt ſein. Vom 
Standpunkt der Betriebsgemeinſchaſt aus iſt es ſogar wünſchenswert, wenn neben 
anderen Dingen auch dieſe wichtige Frage innerhalb der betrieblichen Sphäre gelöſt 
wird. Denn nur der Betrieb ſelbſt kann zu einer richtigen Beurteilung des Arbeiters 
nach ſeiner Leiſtungsfähigkeit kommen, zumal der Lohn ein Leiſtungsentgelt ſein ſoll. 
Dieſem Gedanken trägt das AOG Rechnung. Sind in der Betriebsordnung die Löhne 
feſtgeſetzt, jo gelten dieſe nur als Mindeſtſätze. Darüber hinaus kann der Betriebs- 
angehörige nach feinen Leiſtungen bezahlt werden (8$ 29 bis 30 AOG). Hierbei übt 
der Reichstreuhänder der Arbeit gewiſſe Aufſichtsrechte aus. Der Vertrauensrat 
kann ihn gegen die Entſcheidung des Betriebsführers anrufen. Der Treuhänder kann 
nach Beratung mit einem Sachverſtändigenausſchuß Richtlinien für Betriebsord⸗ 
nungen und für einzelne Arbeitsverträge aufſtellen. Hierbei wird jedoch ſtets der 
betriebliche Rahmen gewahrt. Dieſer Rahmen wird nur dann überſchritten, wenn 
zwingende Gründe die Feſtſetzung von Mindeſtlöhnen für eine Gruppe von Betrieben 
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erforderlich machen. In dieſem Falle kann der Reichstreuhänder der Arbeit eine 
Tarifordnung erlaſſen, die allgemein maßgebend iſt (8 32 AO). 


Hinſichtlich des Lohnſchutzes iſt es im weſentlichen bei den bisherigen Vorſchriften 
der Gewerbeordnung, des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der Vorläufigen Land- 
arbeitsordnung vom 24. Januar 1919 geblieben. Die ſtaatliche Fürſorge gilt vor allem 
der Lohnzahlung. Zu erwähnen iſt das ſogenannte Truckverbot, d. h. das Verbot, die 
Löhne in Waren auszuzahlen. Sie müſſen vielmehr in Reichswährung berechnet und 
in bar ausgezahlt werden. Waren dürfen auch nicht kreditiert werden, doch iſt es 
geſtattet, den Arbeitern Lebensmittel, Feuerung, Arzneimittel, Werkzeuge und Stoff 
für die auszuführenden Arbeiten zum Selbſtkoſtenpreis zu verabfolgen. Wohnung 
und Landnutzung können zum ortsüblichen Preis gewährt werden (8 15 GO). Ver⸗ 
abredungen über Entnahme von Bedarfsgegenſtänden aus gewiſſen Verkaufsſtellen 
und über die Verwendung des Verdienſtes ſind vom Geſetzgeber, um einer Amgehung 
des Truckverbotes vorzubeugen, für nichtig erklärt ($ 117 GO). Nach der gleichen 
Richtung wirkt das geſetzliche Verbot, Löhne ohne behördliche Genehmigung in 
Schank- oder Gaſtſtätten auszuzahlen (8 115 a GO). Auch der Lohnpfändungsſchutz 
gehört zum Lohnſchutz. Durch das Geſetz zur Anderung von Vorſchriften über die 
Zwangsvollſtreckung vom 24. Oktober 1934 iſt auf dieſem Gebiet eine geſetzliche Neu- 
ordnung vorgenommen worden. 


In dieſem Zuſammenhang muß auch die Bildung einer Lohnausgleichskaſſe in 
der Zigarreninduſtrie erwähnt werden. Hiernach werden Familienzuſchläge, die den 
Beſchäftigten in der Zigarreninduſtrie gezahlt werden, auf die Geſamtheit der 
Anternehmer in der Zigarreninduſtrie umgelegt. Während die Verwaltung der 
Lohnausgleichskaſſe die Tabakberufsgenoſſenſchaft innehat, iſt der für die Sigarren- 
induſtrie ernannte Sondertreuhänder mit ihrer Aberwachung betraut. 


6. Der Kündigungsſchutz 


Das letzte und ſchwerſte, aber auch das wirkſamſte Mittel zur Erhaltung des Arbeits- 
friedens und der ſozialen Ehre beſteht im Kündigungsſchutz. Bisher war das Kündi⸗ 
gungsrecht allgemein im Bürgerlichen Geſetzbuch, für Gehilfen und Geſellen in der 
Gewerbeordnung und für Handlungsgehilfen im Handelsgeſetzbuch geregelt. Grund- 
ſätzlich konnte z. B. bei Vorliegen eines wichtigen Grundes das Dienſtverhältnis 
beendigt werden. Der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber hat den Kündigungsſchutz 
erweitert, indem er von dem Gedanken ausging, daß eine lange Betriebszugehörig » 
keit der Betriebsgemeinſchaft nur förderlich ſein könne. Arbeiter und Angeſtellte, die 
mindeſtens ein Jahr dem gleichen Anternehmen oder Betrieb mit mindeſtens zehn 
Beſchäftigten angehören, können binnen zwei Wochen beim Arbeitsgericht auf Wider- 
ruf der Kündigung klagen, wenn dieſe unbillig und hart iſt und nicht durch die Ver⸗ 
hältniſſe des Betriebs bedingt iſt (8 56 AOG). Anter Amſtänden führt aber die 
Widerrufsklage zur Zahlung einer Entſchädigung ($ 57 AOG). 


Neben dem Kündigungsſchutz bei Einzelkündigungen iſt noch eine beſondere Kündi⸗ 
gungsbeſchränkung bei Maſſenentlaſſungen vorgeſehen. Dieſer beſondere 
Kündigungsſchutz hat ſich aus der Stillegungsverordnung vom 8. November 1920 
bzw. 15. Oktober 1923 entwickelt. Die Bedürfniſſe der Inflationszeit verlangten einen 
Schutz der deutſchen Wirtſchaft. Man wollte der Verſchleuderung von Produktions- 
mitteln in das Ausland vorbeugen. Arſprünglich als eine reine wirtſchaftspolitiſche 
Maßnahme gedacht, hat dieſe Verordnung im Laufe der Zeit immer mehr eine ſozial⸗ 
politiſche Bedeutung gewonnen. Während aber die frühere Stillegungsverordnung 
nur für gewerbliche und Verkehrsbetriebe galt und eine Beſchränkung des Kündi⸗ 
gungsrechts nur dann vorſah, wenn die Maſſenkündigungen wegen einer Betriebs- 
ſtillegung erfolgten, iſt es nach dem AO (S 20) gleichgültig. a aus welchem Grunde die 
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2. durch ſein Verhalten ſich der Achtung würdig erweiſt, die ſich aus ſeiner Stellung 
in der Betriebsgemeinſchaft ergibt. Insbeſondere hat er im ſteten Bewußtſein 
ſeiner Verantwortung ſeine volle Kraft dem Dienſt des Betriebs zu widmen und 
ſich dem gemeinen Wohle unterzuordnen (8 35 AO). 

Die ſoziale Ehre ſoll allmählich derartig in das Bewußtſein des deutſchen Arbeits- 

menſchen dringen, daß nur ſie alle ſeine Handlungen beſtimmt. Deswegen müſſen 

Verſtöße gegen die ſoziale Ehre beſtraft werden, wozu das Diſziplinarverfahren der 

fogenannten Ehrengerichts barkeit dient. 


4. Die Betriebsordnung 


In jedem Betrieb von mindeſtens 20 Beſchäftigten iſt nach dem Geſetz zur nationalen 
Arbeit vom Betriebsführer eine Betriebsordnung zu erlaſſen. Die Beſtimmungen 
dieſer Betriebsordnung find rechtsverbindlich. Am zu verhüten, daß irgendwelche 
mißbräuchlichen Ausnutzungen der Machtſtellung des Anternehmers erfolgen, kann 
die Entſcheidung über einzelne Beſtimmungen der Betriebsordnung beim Treu- 
händer der Arbeit eingeholt werden. 


Zum notwendigen Inhalt der Betriebsordnung gehören Anfang und Ende der regel- 
mäßigen Arbeitszeit und der Pauſen, ferner die Zeit und Art der Gewährung des 
Arbeitsentgelts, ſerner diejenigen Vorſchriften, die nach anderen Geſetzen oder 
Verordnungen als das AOG in der Betriebsordnung aufgenommen find. In bejon- 
deren Fällen hat die Betriebsordnung auch Beſtimmungen über Grundſätze für die 
Berechnung der Akkord. und Gedingearbeit, über Art, Höhe und Einziehung von 
Bußen, weiterhin Vorſchriften über außerordentliche Kündigungsgründe und über 
Entgeltbeträge, die durch rechtswidrige Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes verwirkt 
ſind, zu enthalten. 
5. Der Lohnſchutz 

Ein ſtarker Staat kann die Bildung der Lohnhöhe nicht ſich ſelbſt überlaſſen wollen, 
weil Lohnerhöhungen ebenſo wie Lohnherabſetzungen unter Amſtänden unerwünſchte 
volkswirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Folgen haben können. Bisher war der Lohn 
das Ergebnis des Kräfteſpiels zwiſchen Angebot und Nachfrage, das mehr oder 
weniger durch die Intereſſenverbände der Beteiligten beeinflußt wurde. Er wurde 
durch kollektive Vereinbarungen, die ſogenannten Tarifverträge, geregelt. Ihre wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung lag darin, daß fie, da fie als Muſter für die individuellen Ver- 
träge galten, den Arbeitsbedingungen eine gewiſſe Stetigkeit verliehen haben. Ihr 
Nachteil aber war, daß ſie zu ſtarr waren. Die Löhne waren weder der wechſelnden 
Konjunktur, noch der beſonderen Leiſtung des Arbeiters, noch der wirtſchaftlichen 
Lage der Anternehmung angepaßt. Hinzu kam, daß die Lohnpolitik der Gewerk. 
ſchaften daraus ausging, die Lohnhöhe um jeden Preis zu halten, obgleich auf der 
anderen Seite das Heer der Arbeitsloſen immer mehr anſchwoll. 

Heute kann nach dem AO die Lohnhöhe in der Betriebsordnung geregelt ſein. Vom 
Standpunkt der Betriebsgemeinſchaſt aus iſt es ſogar wünſchenswert, wenn neben 
anderen Dingen auch dieſe wichtige Frage innerhalb der betrieblichen Sphäre gelöſt 
wird. Denn nur der Betrieb ſelbſt kann zu einer richtigen Beurteilung des Arbeiters 
nach ſeiner Leiſtungsfähigkeit kommen, zumal der Lohn ein Leiſtungsentgelt ſein ſoll. 
Dieſem Gedanken trägt das AOG Rechnung. Sind in der Betriebsordnung die Löhne 
feſtgeſetzt, fo gelten dieſe nur als Mindeſtſätze. Darüber hinaus kann der Betriebs- 
angehörige nach feinen Leiſtungen bezahlt werden (SS 29 bis 30 AOG). Hierbei übt 
der Reichstreuhänder der Arbeit gewiſſe Aufſichtsrechte aus. Der Vertrauensrat 
kann ihn gegen die Entſcheidung des Betriebsführers anrufen. Der Treuhänder kann 
nach Beratung mit einem Sachverſtändigenausſchuß Richtlinien für Betriebsord— 
nungen und für einzelne Arbeitsverträge aufſtellen. Hierbei wird jedoch ſtets der 
betriebliche Rahmen gewahrt. Dieſer Rahmen wird nur dann überſchritten, wenn 
zwingende Gründe die Feſtſetzung von Mindeſtlöhnen für eine Gruppe von Betrieben 
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erforderlich machen. In dieſem Falle kann der Reichstreuhänder der Arbeit eine 
Tarifordnung erlaſſen, die allgemein maßgebend iſt (8 32 AO). 


Hinſichtlich des Lohnſchutzes iſt es im weſentlichen bei den bisherigen Vorſchriften 
der Gewerbeordnung, des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der Vorläufigen Land. 
arbeitsordnung vom 24. Januar 1919 geblieben. Die ſtaatliche Fürſorge gilt vor allem 
der Lohnzahlung. Zu erwähnen iſt das ſogenannte Truckverbot, d. h. das Verbot, die 
Löhne in Waren auszuzahlen. Sie müſſen vielmehr in Reichswährung berechnet und 
in bar ausgezahlt werden. Waren dürfen auch nicht kreditiert werden, doch iſt es 
geſtattet, den Arbeitern Lebensmittel, Feuerung, Arzneimittel, Werkzeuge und Stoff 
für die auszuführenden Arbeiten zum Selbſtkoſtenpreis zu verabfolgen. Wohnung 
und Landnutzung können zum ortsüblichen Preis gewährt werden (8 15 GO). Ver⸗ 
abredungen über Entnahme von Bedarfsgegenſtänden aus gewiſſen Verkaufsſtellen 
und über die Verwendung des Verdienſtes ſind vom Geſetzgeber, um einer Amgehung 
des Truckverbotes vorzubeugen, für nichtig erklärt (8 117 GO). Nach der gleichen 
Richtung wirkt das geſetzliche Verbot, Löhne ohne behördliche Genehmigung in 
Schanf- oder Gaſtſtätten auszuzahlen ($ 115 a GO). Auch der Lohnpfändungsſchutz 
gehört zum Lohnſchutz. Durch das Geſetz zur Anderung von Vorſchriften über die 
Zwangsvollſtreckung vom 24. Oktober 1934 iſt auf dieſem Gebiet eine geſetzliche Neu- 
ordnung vorgenommen worden. 


In dieſem Zuſammenhang muß auch die Bildung einer Lohnausgleichskaſſe in 
der Zigarreninduſtrie erwähnt werden. Hiernach werden Familienzuſchläge, die den 
Beſchäftigten in der Zigarreninduſtrie gezahlt werden, auf die Geſamtheit der 
Anternehmer in der Zigarreninduſtrie umgelegt. Während die Verwaltung der 
Lohnausgleichskaſſe die Tabakberufsgenoſſenſchaft innehat, iſt der für die Zigarren- 
induſtrie ernannte Sondertreuhänder mit ihrer Aberwachung betraut. 


6. Der Kündigungsſchutz 


Das letzte und ſchwerſte, aber auch das wirkſamſte Mittel zur Erhaltung des Arbeits- 
friedens und der ſozialen Ehre beſteht im Kündigungsſchutz. Bisher war das Kündi- 
gungsrecht allgemein im Bürgerlichen Geſetzbuch, für Gehilfen und Geſellen in der 
Gewerbeordnung und für Handlungsgehilfen im Handelsgeſetzbuch geregelt. Grund- 
ſätzlich konnte z. B. bei Vorliegen eines wichtigen Grundes das Dienſtverhältnis 
beendigt werden. Der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber hat den Kündigungsſchutz 
erweitert, indem er von dem Gedanken ausging, daß eine lange Betriebszugehörig - 
keit der Betriebsgemeinſchaft nur förderlich ſein könne. Arbeiter und Angeſtellte, die 
mindeſtens ein Jahr dem gleichen Anternehmen oder Betrieb mit mindeſtens zehn 
Beſchäftigten angehören, können binnen zwei Wochen beim Arbeitsgericht auf Wider. 
ruf der Kündigung klagen, wenn dieſe unbillig und hart iſt und nicht durch die Ver⸗ 
hältniſſe des Betriebs bedingt iſt (8 56 AOG). Unter Amſtänden führt aber die 
Widerrufsklage zur Zahlung einer Entſchädigung (8 57 AO). 


Neben dem Kündigungsſchutz bei Einzelkündigungen iſt noch eine beſondere Kündi⸗ 
gungsbeſchränkung bei Maſſenentlaſſungen vorgeſehen. Dieſer beſondere 
Kündigungsſchutz hat ſich aus der Stillegungsverordnung vom 8. November 1920 
bzw. 15. Oktober 1923 entwickelt. Die Bedürfniſſe der Inflationszeit verlangten einen 
Schutz der deutſchen Wirtſchaft. Man wollte der Verſchleuderung von Produktions- 
mitteln in das Ausland vorbeugen. Arſprünglich als eine reine wirtſchaftspolitiſche 
Maßnahme gedacht, hat dieſe Verordnung im Laufe der Zeit immer mehr eine ſozial⸗ 
politiſche Bedeutung gewonnen. Während aber die frühere Stillegungsverordnung 
nur für gewerbliche und Verkehrsbetriebe galt und eine Beſchränkung des Kündi⸗ 
gungsrechts nur dann vorſah, wenn die Maſſenkündigungen wegen einer Betriebs. 
ſtillegung erfolgten, iſt es nach dem AO (S 20) gleichgültig, a aus welchem Grunde die 
Maſſenentlaſſung erſolgt. 
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Der Kündigungsſchutz bei Maſſenentlaſſungen gilt jedoch nicht für Betriebe, die 
regelmäßig in einer beſtimmten Jahreszeit verſtärkt arbeiten (Saiſonbetriebe). Er 
kommt auch nicht in Betracht für ſolche Betriebe, die regelmäßig nicht mehr als drei 
Monate im Jahr tätig find (Kampagnebetriebe). 


Beim Kündigungsſchutz ſpielt der Reichstreuhänder der Arbeit eine wichtige Rolle, 
da die Maſſenentlaſſungen einſchneidende ſozialpolitiſche und wirtſchaftspolitiſche 
Folgen nach ſich ziehen. Insbeſondere iſt der Anternehmer verpflichtet, die Beſchäf⸗ 
tigten noch bis zum Ablauf der Sperrfrift, die mit dem Eingang der Anzeige an den 
Reichstreuhänder beginnt und im allgemeinen vier Wochen dauert, in Arbeit zu 
halten. Iſt jedoch der Unternehmer nicht dazu in der Lage, fo kann der Reichstreu ; 
händer zulaſſen, daß für die Zwiſchenzeit eine Verkürzung der Arbeit (Streckung 
der Arbeit) eingeführt wird. Hierbei darf jedoch die Wochenarbeitszeit nicht unter 
24 Stunden herabgeſetzt werden. 


b) Arbeitsichug 1. Arbeitszeitſchutz 


Zum Schutz der Geſundheit des arbeitenden Menſchen ſind Vorkehrungen getroffen, 
die eine übermäßige Dauer der Arbeit verhindern und ihm Ruhepauſen gewähren. 
Deshalb find nicht nur die tägliche Arbeitszeit, ſondern auch die dazwiſchenliegenden 
Nuhepauſen geſetzlich geregelt. | 

Eine geſetzliche Begrenzung der Arbeitszeit gab es vor dem Kriege nicht. Damals 
betrug die durchſchnittliche Arbeitszeit 10 bis 11 Stunden täglich. Der Achtſtunden⸗ 
tag wurde zum erſtenmal durch Anordnung vom 23. November 1918 für alle Betriebe 
eingeführt. Dieſer Zeitpunkt der Einführung war ungünſtig gewählt, da nach dem 
verlorenen Kriege die Nation allen Anlaß hatte, ihre produktiven Kräfte aufs Außerfte 
anzuſpannen. Die Einführung bedeutete auch nicht einen Erfolg des Arbeiterſchutz ⸗ 
gedankens, ſondern war lediglich als eine Maßnahme des marxiſtiſchen Klaſſen. 
kampfes anzuſehen. Aus wirtſchaftlichen Gründen mußte ſchon die Arbeitszeitver- 
ordnung vom 21. Dezember 1923 verſchiedene Einſchränkungen des Achtſtundentags 
zulaſſen. 

Heute iſt der Achtſtundentag durch die Arbeitszeitordnung (A3O) vom 26. Juli 
1934 für gewerbliche Arbeiter in allen gewerblichen Betrieben einſchließlich Berg⸗ 
bau, in allen öffentlichen Betrieben und in landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben 
als Höchſtarbeitszeit durch S 30 AO vorgeſchrieben. Infolge der Möglichkeit, durch 
andere Verteilung der Arbeitszeit eine etwaige Mehrarbeit innerhalb von zwei 
Wochen wieder auszugleichen, gilt in Wirklichkeit die 96. Stunden ⸗ Doppelwoche (8 4 
UZD) Ausnahmen find vom Geſetzgeber nur für beſondere Fälle vorgeſehen. 


Eine Sonderregelung mußte jedoch für geſundheitsgefährliche Betriebe getroffen 
werden ($ 15 Abſ. 1 A3 O). In dieſen Fällen iſt eine Mehrarbeit über die Acht⸗ 
ſtundengrenze hinaus an das Vorliegen dringender Gründe des Gemeinwobls 
geknüpft. In dieſem Zuſammenhang iſt noch die Neuregelung des Nachtbackverbots, 
das ſeit 1915 beſteht, zu erwähnen (vgl. Geſetz über die Arbeitszeit in Bäckereien 
und Konditoreien vom 29. Juni 1936). 

Der Achtſtundentag gilt aber nicht nur für Arbeiter, ſondern auch für Angeſtellte. Es 
ſei hier darauf hingewieſen, daß bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als ſechs 
Stunden eine Pauſe von mindeſtens einer halben Stunde einzuſchieben iſt. Wenn 
die Arbeitszeit nach 4 Ahr nachmittags beendet iſt und die Angeſtellten außerhalb der 
Arbeitsſtätte ihre Hauptmahlzeit einnehmen, iſt dieſe auf 1 Stunden zu verlängern. 
Zum Angeſtelltenſchutz iſt auch der Siebenuhrladenſchluß zu rechnen, der aus dem 
Jahre 1917 ſtammt. 


Es iſt klar, daß eine ſchematiſche Durchführung des Achtſtundentags in der Landwirt- 
ſchaft großen Schaden anrichten würde. Daher find auch für Landarbeiter eine Reihe 
von Ausnahmebeſtimmungen geſchaffen worden. 


Band III Beitrag 58 


Sozialpolitik 15 


Hinſichtlich der Arbeitszeit und der Arbeitspauſen find auf Grund des 8 120 f 
Abſ. 1 GO verſchiedene Bundesratsverordnungen erlaſſen worden, die zum Teil 
heute noch gelten. Weitere Verordnungen kann die Regierung und unter Amſtänden 
auch die oberſte Landesbehörde und zuſtändige Polizeibehörde erlaſſen (8 15 
Abi. 2 AO). 


Ebenfalls beibehalten find die Beſtimmungen über die Sonntagsruhe (8 5 GO). Sie 
beträgt 24 Stunden, bei zwei aufeinander folgenden Sonn und Feſttagen 36, an den 
drei hohen chriſtlichen Feſten 48 Stunden Auch hier mußte auf die wirtſchaftlichen 
Beſonderheiten Rüdfiht genommen werden. 


Anter die Beſtimmungen über die Sonntagsruhe fällt auch das Geſetz vom 24. April 
1934 über den Nationalen Feiertag des deutſchen Volkes. Hierdurch iſt vorgeſchrieben, 
daß, wenn der 1. Mai auf einen Wochentag fällt, der Lohn weiterzuzahlen iſt. Die 
Regelung des Erholungsurlaubs iſt jedoch nicht durch den Geſetzgeber erfolgt, 
ſondern den Betriebs- bzw. den Tarifordnungen vorbehalten. 


Ein beſonderes Problem bedeutete die Arlaubsfrage für die 1¼ Millionen Bau - 
arbeiter. Bisher kamen die wenigſten Bauarbeiter in den Genuß des vorgeſehenen 
Arlaubs, weil ſowohl die ziemlich langen Wartezeiten faſt nur von der Minderdeit 
der Stammarbeiter erreicht wurden als auch vielfach die Arbeiter kurz vor der Er- 
füllung der Wartezeit zur Entlaſſung kamen. Zur Sicherung des Urlaubs im Bau⸗ 
gewerbe iſt deshalb zugelaſſen und durch Tarifordnung beſtimmt, daß im Bau⸗ 
gewerbe und ſeinen Nebengewerben, in denen kurzfriſtige Arbeitsverhältniſſe üblich 
find, zur Sicherung des Urlaubs der Beſchäftigten ein Geldbetrag angeſammelt wird, 
der von dem Anternehmer in Form von Arlaubsmarken auf ſogenannten Urlaubs- 
karten gutgebracht werden muß. 


Innerhalb des Arbeiterſchutzes genießen gewiſſe Perſonen ein erhöhtes Maß von 
ſtaatlicher Fürſorge, jedoch nicht wegen ihrer Arbeitsſtellung, fondern auf Grund 
ihrer perſönlichen Eigenſchaft. Es handelt ſich hierbei um Kinder, Jugend⸗ 
liche und Frauen. Die Arſache dieſes beſonderen Schutzes lag früher haupt 
ſächlich in der Schwäche dieſer Kategorien beim Abſchluß des Arbeitsvertrags; heute 
find es vor allem bevölkerungs und raſſenpolitiſche Gründe, die eine ſchonungsloſe 
Ausnutzung jugendlicher, im Entwicklungsalter ſtehender Menſchen oder der Frauen 
als Mütter der künftigen Generation verbieten. 


Der Kinderſchutz war bereits früher kaum umſtritten. Hatte man noch im 
18. Jahrhundert die Kinderarbeit als Erziehungsmittel für die Kinder der Armen 
geprieſen, fo iſt man angeſichts der furchtbaren Schäden, die eine regelmäßige Arbeit 
im frühen Lebensalter mit ſich bringt, ganz davon abgekommen. Der ſozialpolitiſche 
Kinderſchutz kann ſowohl in direkten als auch in indirekten Maßnahmen beſtehen. 
Direkte Maßnahmen ſind ſolche, die die Kinderarbeit unmittelbar berühren. So 
dürfen nach der Arbeitszeitordnung vom 26. Juli 1934 (8 16) in Betrieben, in denen 
in der Regel mehr als zehn Arbeiter beſchäftigt werden, Kinder unter 13 Jahren nicht 
als Arbeiter tätig ſein, ſolche unter 14 Jahren nur dann, wenn ſie nicht mehr 
volksſchulpflichtig find. Größer iſt jedoch der Geltungsbereich des Kinderſchutz⸗ 
geſetzes vom 30. März 1903, als hier nicht nur die Werkſtätten im Sinne der Gewerbe⸗ 
ordnung, ſondern auch andere Räume und im Freien befindliche Arbeitsplätze, an 
denen gewerbliche Arbeit verrichtet wird, einbezogen ſind. In einer großen Zahl von 
Werkſtätten dürfen überhaupt keine Kinder beſchäftigt werden. In Werkſtätten, für 
die die Verbote der AZ3D und des Kinderſchutzgeſetzes nicht zutreffen, ſowie im 
Handels- und Verkehrsgewerbe dürfen Kinder unter 12 Jahren nicht tätig fein. 
Die Beſchäſtigung eigener Kinder in gewerblichen Betrieben iſt verboten, wenn 
ſie das zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Weiter dürfen Kinder nicht in 
der Nacht oder am Sonntag arbeiten; beſondere Vorſchriften über Ruhezeiten und 
Arbeitspauſen ſind zum Schutze der Kinder erlaſſen. Ebenſo ſind für fremde Kinder 
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Höchſtarbeitszeiten feſtgeſetzt. Beſondere Beſtimmungen beſtehen hinſichtlich der 
Kinderarbeit im Hauſierhandel, in der Heimarbeit und in der Seeſchiffahrt. 
Anderſeits iſt auch die Arbeit jugendlicher Perſonen Beſchränkungen 
unterworfen. Dieſe wirken ſtärker auf die Anternehmer ein als diejenigen der 
Kinderarbeit, weil nicht nur die Zahl der jugendlichen Arbeiter, ſondern auch ihre 
Arbeitsleiſtung eine größere iſt. Als Beſchränkung iſt z. B. zu erwähnen, daß die 
Arbeitszeit Jugendlicher unter 16 Jahren nicht vor 6 Ahr morgens beginnen und 
nicht nach 8 Ahr abends aufhören fol. An die Arbeitszeit ſoll ſich eine ununter⸗ 
brochene Ruhezeit von mindeſtens 11 Stunden anſchließen. In gewiſſen Fabri- 
kationszweigen iſt die Arbeit Jugendlicher bis zu 18 Jahren wegen ihrer Gefundheits- 
ſchädlichkeit verboten (Bleiſabrikationen, Faſerſtoffverarbeitung und Knallkork- 
fabrikation). N 


Der Schutz der arbeitenden Frau iſt nicht nur geboten durch die Rückſicht auf 
die Beſonderheit des weiblichen Organismus, ſondern auch auf die Stellung der 
Frau im Haushalt und ihre Stellung als Mutter. Daher iſt z. B. Frauenarbeit in 
beſtimmten Fällen gänzlich verboten (3.3. im Bergbau unter Tage), zum Teil ſtark 
eingeſchränkt (vgl. 8 16 Abſ. 7 AO). Verboten iſt ferner die Beſchäftigung von 
Frauen kurz vor und nach der Niederkunft (Geſetz vom 16. 7. 1927). Während der 
Schwangerſchaft und der Stillzeit kann die Arbeiterin jede Mehrarbeit ablehnen 
($ 16 Abſ. 1 A3 O). Im übrigen iſt ihr Schutz in ähnlicher Weiſe geregelt wie bei 
den jugendlichen Arbeitern. 


2. Der Gefahrenſchutz 

Auf keinem Gebiet des Arbeiterſchutzes iſt die ſtaatliche Einwirkung notwendiger als 
auf dem Gebiet des Gefahrenſchutzes. Abgeſehen davon, daß es wohl immer Anter⸗ 
nehmer geben wird, die von ſich aus ſelten geneigt fein würden, in „ihrem“ Fabrik- 
hauſe beſondere Schutzmaßnahmen zur Geſunderhaltung ihrer Arbeitskräfte zu 
treffen, ſo beſteht auch leider auf ſeiten der Arbeiterſchaft nicht immer das notwendige 
Verſtändnis für derartige Maßnahmen und Einrichtungen. Die geſundheitlichen 
Vorteile, die ſich aus den Verbeſſerungen der Werkſtätten oder Fabrikräume in 
hygieniſcher Beziehung infolge Schutzvorrichtungen bei gefährlichen Maſchinen oder 
infolge von Ventilations- und Reinigungsvorrichtungen ergeben, find nicht jo greif. 
bar wie eine Erhöhung des Lohnes oder eine Verkürzung der Arbeitszeit. Es liegt 
auf der Hand, daß angeſichts der zu erwartenden Widerſtände auf ſeiten der Anter⸗ 
nehmer die Arbeiterverbände erſt verhältnismäßig ſpät damit begonnen haben, für 
den Geſundheitsſchutz des Arbeiters im Betrieb einzutreten, und daß ihnen bei dem 
Geltendmachen dieſer berechtigten Forderungen verhältnismäßig wenig Erfolg be- 
ſchieden war. 

Gefahren für Geſundheit und Leben des Arbeiters beſtehen mehr oder weniger in 
allen Betrieben. Im großen und ganzen ſind aber drei Gruppen von geſundheitlichen 
Gefahren zu unterſcheiden, die je nach der Eigenart des betreffenden Betriebs be⸗ 
ſonders akut find: 

1. die Anfallgefahr (z. B. in Bergwerken, Steinbrüchen, Fuhrwerkunternehmungen), 
2. die Erkrankungsgefahr in Betrieben, welche infolge der Entwicklung von Staub, 
ſchädlichen Dämpfen, übermäßig hohen oder niedrigen Temperaturen beſteht, 

3. die Vergiftungsgefahr (z. B. in Betrieben, welche Blei, Bleiweiß, weißen 

Phosphor und Arſenik erzeugen oder verwenden). 
Eine generelle Regelung für den Schutz vor Betriebsgefahren kann nicht getrofſen 
werden, ſondern muß ſich nach den Beſonderheiten des einzelnen Betriebs richten. In 
ſolchen Betrieben, deren Gefährlichkeit man nicht unmittelbar bekämpfen kann, muß 
man ſich mit der Anbringung von Reinigungs-, Bade- und ſonſtigen Schutzvorrich⸗ 
tungen ſowie auf eine den beſonderen Verhältniſſen angepaßte bauliche Konſtruktion 


Sozialpolitik 17 


und fortlaufende ärztliche Kontrolle begnügen. Die Rechtsgrundlagen für den 
Arbeiterſchutz in geſundheitlicher Beziehung finden ſich in verſchiedenen Geſetzen. 


Für die gewerblichen Arbeiter gilt immer noch die Gewerbeordnung vom 21. 6. 1869 
(GO), deren Titel VII ſich auf „Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, Werk⸗ 
meiſter, Techniker und Fabrikarbeiter“ bezieht, wobei auch die Handlungsgehilfen in 
einigen Punkten einbezogen find. Im allgemeinen iſt jedoch für dieſe das Handels- 
geſetzbuch vom 10. 5. 1897 (HGB) maßgebend. Die GO findet auf eine Reihe von 
Gewerbebetrieben überhaupt keine Anwendung (3.3. auf motorloſe Kleinſtbetriebe 
mit einigen Ausnahmen, ferner auf Fiſcherei, Schulen, Auswanderungs⸗, Verſiche 
rungs , Eiſenbahnunternehmungen, Anwaltsbüros und hinſichtlich der Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Schifſsmannſchaften auf die Seeſchifſahrt). Für andere Induſtrien gilt die 
GO nur, ſoweit ſie ausdrückliche Beſtimmungen für ſie enthält. Daneben beſtehen 
eine Reihe von Sondergeſetzen, die Arbeiterſchutz und Arbeitsrecht regeln. Schrieß- 
lich gelten für diejenigen Gruppen, für die es keine Sondergeſetze gibt und die auch 
nicht der Gewerbeordnung unterſtehen, die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs (z. B. für Büroangeſtellte, Sozialbeamte, Erzieher und Hausgehilfen). 


Nach S 120 a GO find die Gewerbeunternehmer verpflichtet, „die Arbeitsräume, 
Betriebsvorrichtungen, Maſchinen und Gerätſchaften fo einzurichten und zu unter- 
halten und den Betrieb ſo zu regeln, daß die Arbeiter gegen Gefahren für Leben 
und Geſundheit ſoweit geſchützt find, wie es die Natur des Betriebs geſtattet. Ins⸗ 
beſondere iſt für genügendes Licht, ausreichenden Luftraum und Luftwechſel, Be⸗ 
ſeitigung des bei dem Betrieb entſtehenden Staubes, der dabei entwickelten Dünſte 
und Gaſe ſowie der dabei entſtehenden Abfälle Sorge zu tragen. Ebenſo find die⸗ 
jenigen Vorrichtungen herzuſtellen, welche zum Schutze der Arbeiter gegen gefährliche 
Berührungen mit Maſchinen oder Maſchinenteilen oder gegen andere in der Natur 
der Betriebsſtätte oder des Betriebs liegende Gefahren, namentlich gegen Gefahren, 
welche aus Fabrikbränden erwachſen können, erforderlich find. Endlich ſind die⸗ 
jenigen Vorſchriften über die Ordnung des Betriebs und das Verhalten der Arbeiter 
zu erlaſſen, welche zur Sicherung eines gefahrloſen Betriebs erforderlich find.” So- 
weit in einem Betrieb jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, find bei der Einrich- 
tung der Betriebsſtätte und bei der Regelung des Betriebs beſondere Rückſichten 
auf ihre Geſundheit und Sittlichkeit zu nehmen (S 120 Cc GO). 


Zur Durchführung der in den SS 120 a bis c enthaltenen Vorſchriften zum Schutz 
der Arbeiter gegen die Gefährdung ihres Lebens und ihrer Geſundheit (und zur Auf⸗ 
rechterhaltung der guten Sitte und des Anſtandes — 8 120 b —) find die Polizei- 
behörden befugt, im Wege der Verfügung die notwendigen Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen für den einzelnen Fall zu erlaſſen. Für beſtimmte Arten von Anlagen kann 
die Reichsregierung im Verordnungswege Vorſchriften darüber erlaſſen, wie den 
Anforderungen der Geſundheitsbeſtimmungen der GO zu genügen iſt, ebenſo ſind 
hierzu die Landeszentralbehörden und die Polizeibehörden nach Fühlungnahme mit 
den Beruſsgenoſſenſchaften berechtigt (S 120 e GO). Aber auch die Berufsgenoſſen⸗- 
ſchaften allein und im Aufſichtswege das Reichsverſicherungsamt (88 689, 848 a 
RWO) find hierzu befugt. So find z. B. auf Grund des 8 120 f eine Reihe von Be⸗ 
ſtimmungen erlaſſen worden, deren einzelne Aufführung hier zu weit führen würde. 
Der Geſundheitsſchutz der Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge iſt nach 8 62 
und 8 76 HGW in ähnlicher Weiſe wie in der GO geregelt worden. Zu erwähnen iſt 
noch, daß nach der Bundesratsverordnung vom 28. November 1900 für Angeſtellte 
in offenen Verkaufsſtellen eine Sitzgelegenheit vorhanden fein muß, und daß nach 
8 127 a GO „übermäßige Züchtigungen ſowie jede die Geſundheit ... gefährdende 
Behandlung der Lehrlinge verboten“ ſind. 

Die Vielgeſtaltigkeit der zum Schutz der Arbeiter erlaſſenen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen ſowie die zahlreichen unvermeidlichen Ausnahmen laſſen das Bedürfnis nach 
Organen zur Aberwachung dieſer Vorſchriften entſtehen. Zu dieſem Zweck gelangte 
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man in allen Kulturländern zur Einführung beſonderer ſtaatlicher Beamter, die 
unter der Bezeichnung Fabrikinſpektoren, Gewerbeinſpektoren, Gewerberäte bekannt 
wurden. Solche gab es zuerſt in England im Jahre 1833; in Deutſchland wurden ſie 
im Jahre 1878 eingeführt. Daneben ſind aber in Deutſchland auch die Polizei 
behörden mit der Durchführung und Beaufſichtigung des Arbeiterſchutzes betraut. 
Das Verhältnis zwiſchen beiden Aufſichtsorganen iſt nicht einheitlich geregelt, da die 
Durchführung der Gewerbeaufſicht Sache der einzelnen deutſchen Länder iſt. Deshalb 
iſt zum Teil ein Nebeneinander, zum Teil ein Zuſammenwirken zu beobachten. In 
Anbetracht deſſen, daß es ſich bei den Gewerbeauffichtsbeamten um wirtſchaftlich, 
ſozialpolitiſch und techniſch vorgebildete Beamte handelt, der Arbeiterſchutz aber 
infolge feiner natürlichen Schwierigkeiten hohe Anforderungen an die Aufſichtsor gane 
ſtellt, macht ſich in wachſendem Maße die Tendenz geltend, den Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten die Befugnis der Entſcheidung zu geben, während ſie früher eine mehr be⸗ 
gutachtende und lediglich beaufſichtigende Stellung hatten. Dementſprechend über- 
nimmt die Ortspolizei mehr und mehr die Funktion eines Vollzugsorgans der Ge⸗ 
werbeaufſichtsbeamten. 


Die Aufſichtsbeamten haben das Recht, die ihrer Aufficht unterſtellten Betriebe jeder ⸗ 
zeit (auch nachts) zu revidieren. Sie müſſen über ihre Tätigkeit Jahresberichte an- 
fertigen, in denen ſie ihre Erfahrungen mitteilen und Anregungen zur Abſtellung 
etwaiger Abelſtände geben. Die Berichte werden veröffentlicht und bilden ein wert ⸗ 
volles Material für die Fortbildung der Gewerbegeſetzgebung. 


Der Wirkungskreis der Gewerbeaufſicht iſt ein ſehr großer. Ihr unterliegen nicht 
nur diejenigen Betriebe, für die Arbeitsſchutzbeſtimmungen der Gewerbeordnung und 
der Arbeitszeitordnung gelten, fowie die Heimarbeit, ſondern bezüglich des Acht⸗ 
ſtundentages und der mit ihm zuſammenhängenden Vorſchriften auch das Klein⸗ 
gewerbe, die Büros und die offenen Verkaufsſtellen. Für den Bergbau beſteht die 
beſondere Aufſicht der Bergrevierbeamten. 


Neben den amtlichen Faktoren wirken bei der Durchführung des Arbeitsſchutzes, ins⸗ 
beſondere hinſichtlich der Anfallverhütung, die Dampfkeſſel⸗Aberwachungsvereine und 
die techniſchen Beamten der Berufsgenoſſenſchaften mit. Auch die Arbeitsfront und 
die NS.⸗Volkswohlfahrt ſind mit Erfolg auf dem Gebiet des Gefahrenſchutzes tätig. 


e) ſjeimarbeit 


Die Heimarbeiter ſind ſtets die Schmerzenskinder der Sozialpolitik geweſen. Die 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung wandte ſich zuerſt den Arbeitern in den Fabriken zu. Hier 
traten nicht nur die Mißſtände offen zutage, ſondern die Durchführung der Schutz 
vorſchriften konnte infolge der Zuſammenballung von Betrieben und Menſchen 
leichter kontrolliert werden. Demgegenüber find die Arbeitsſtätten der Hausinduſtrie 
dezentraliſiert. Eine ſtaatliche Aberwachung hat mit natürlichen Schwierigkeiten zu 
kämpfen. Die Bedingungen der Heimarbeit im Haufe und in der Familie find 
häufig unkontrollierbar. Sie entziehen ſich oft jeder direkten Beeinfluſſung. 

Erſt im Jahre 1911 wurde ein Hausarbeitsgeſetz zum Schutz der Heimarbeiter er- 
laſſen, das fi) aber nur auf den Betriebs- und Geſundheitsſchutz erſtreckte und inſo⸗ 
fern einen mehr gewerbepolizeilichen Charakter trug. Die Beſtimmungen über einen 
Lohnſchutz in der Heimarbeit wurden während des Weltkriegs in Kraft geſetzt. Im 
Jahre 1923 wurde der Heimarbeitſchutz in dieſer Richtung ausgebaut. In der Praxis 
konnten aber dieſe Vorſchriften nicht genügen. 

Im Zuge der nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebung auf dem Gebiete der Sozialpolitik 
hat auch das Hausarbeitsgeſetz vom 27. Juni 1923 in der Faſſung des Geſetzes lber 
Lohnſchutz in der Heimarbeit einer geſetzlichen Neuregelung Platz machen müſſen. 
Dieſe war ſowohl aus formellen Gründen notwendig geworden, weil durch das 
Arbeitsordnungsgeſetz die bisherigen Fachausſchüſſe für Heimarbeit beſeitigt und 
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auch hier der Treuhänder der Arbeit eingeſchaltet war, als auch aus materiellen 
Gründen, weil die Heimarbeit eines ſtärkeren Schutzes bedurfte. 


Das neue Geſetz über die Heimarbeit vom 23. März 1934 mit ſeinen drei Durch⸗ 
führungsverordnungen vom 23. März 1934, 20. Februar 1935 und 18. Dezember 1935 
will vor allem die Mißſtände beſeitigen, die in gedrückten Löhnen, überlanger Arbeits- 
zeit und ſchlechten Betriebsſtätten beſtehen. Eine Aberwachung der Heimarbeit auf 
ihre Zeitdauer hin ift in der Praxis kaum durchführbar, weil es hier immer Möglich- 
keiten gibt, ſich der Kontrolle zu entziehen, eine wirkſame Kontrolle dagegen mit 
außerordentlichen Koſten verknüpft iſt. Deshalb kann auch nur eine mittelbare 
Arbeitszeitbeſchränkung durch Beſchränkung der Arbeitsmenge, die auf einen Entgelt - 
beleg ausgegeben wird, in Betracht kommen. Die entſprechenden Maßnahmen kann 
nach § 10 des Geſetzes über die Heimarbeit der Treuhänder der Arbeit treffen. 


Die leitenden Geſichtspunkte des Betriebsſchutzes und öffentlichen Geſundheits⸗ 
ſchutzes ſind, für eine ſolche Beſchaffenheit der Betriebsſtätte zu ſorgen, daß ſie keine 
Gefahren für Leben, Geſundheit oder Sittlichkeit der Beſchädigten und für die öffent⸗ 
liche Geſundheit bieten (8 12 des Geſetzes). Für einzelne Gewerbezweige und be- 
ſtimmte Arten von Betriebsſtätten kann der Reichsarbeitsminiſter Verordnungen 
erlaſſen. So find bisher zwei derartige Reichsverordnungen auf Grund des Haus- 
arbeitsgeſetzes von 1911 erlaſſen worden (Bekanntmachung, betreffend Beſtimmungen 
über Hausarbeit in der Tabakinduſtrie vom 17 November 1933 und Verordnung 
über Zellhorn vom 20. November 1930/14. Juli 1934 Auf Grund des Geſetzes über 
die Heimarbeit von 1934 find ferner die Verordnung über das Krabbenſchälen in der 
Heimarbeit vom 13. Juli 1935 und die Verordnung über die Heimarbeit in der 
Gemüfe- und Obſtkonſerven⸗Induſtrie vom 18. Juni 1936 ergangen. Im Einzelfall 
wird der Gewerbeauffihtsbeamte tätig, wenn es ſich nicht um Angelegenheiten des 
offentlichen Geſundheitsſchutzes handelt, für die grundſätzlich die Polizeibehörde im 
Benehmen mit dem Gewerbeaufſichtsbeamten zuftändig ift (SS 15 und 16 des Geſetzes). 


Andererſeits kann der Neichsarbeitsminiſter Heimarbeit, die mit erheblichen Gefahren 
für Leben, Geſundheit oder Sittlichkeit der Beſchäftigten oder für die öffentliche Ge. 
ſundheit verbunden iſt, verbieten. Hiernach iſt das Brennen, Schneiden und Gor- 
tieren von Hadern und Lumpen aller Art, die Herſtellung einiger hygieniſcher Gummi⸗ 
waren, das Kleben von Gummimänteln, die Herſtellung von Pulver, die Verarbeitung 
von Filmſtreifen und Filmabfällen ſowie die Herſtellung von Süß-, Back und Teig⸗ 
waren verboten. Das letzte Verbot dieſer Art bezieht ſich auf das Kleben von Lederol- 
mänteln (Verordnung vom 18. Auguſt 1934). 


Im Mittelpunkt des Heimarbeiterſchutzes ſteht der Entgeltſchutz. Zunächſt ſoll durch 
die Pflicht der Liſtenführung feſtgeſtellt werden, wer Heimarbeit ausübt oder weiter⸗ 
gibt und welche Perſonen in der Heimarbeit tätig find (8 4 des Gefetzes). Die 
Befugnis des Neichsarbeitsminiſters, eine Arbeitskarte einzuführen, gewährt die 
Möglichkeit, die mit der Heimarbeit Beſchäftigten reſtlos zu erfaſſen ($ 5 des Ge⸗ 
ſetzes). Darüber hinaus können auch die Auftraggeber genau ermittelt werden, wenn 
der Reichsarbeitsminiſter entſprechende Vorſchriften erläßt (8 6 des Geſetzes). Die 
bisher ſchon beſtehenden Vorſchriften über Offenlegung der Lohnverzeichniſſe und 
über die Ausgabe von Lohnbüchern und Lohnzetteln ſind auch in dieſem Geſetz in ver⸗ 
beſſerter Form aufgenommen worden (88 7 bis 8 des Geſetzes). 


Die beſonderen Gegebenheiten der Heimarbeit laſſen eine wirkliche Betriebsgemein⸗ 
ſchaft kaum aufkommen. Es iſt daher zweckmäßig, wenn die Lohnregelung aus der 
betrieblichen Sphäre herausgenommen wird. Deshalb wird im Gegenſatz zu anderen 
gewerblichen Betrieben die Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen der Heimarbeiter 
hauptſächlich durch überbetriebliche Regelungen, alſo durch vom Treuhänder erlaſſene 
Tarifordnungen, erfolgen. Am die bei der Heimarbeit infolge der überbetrieblichen 
Regelung recht ſchwierige Lohnpfändung und Lohnſicherung zu erleichtern, find ſämt⸗ 
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liche bei der Heimarbeit beteiligten Perſonen zu Auskünften verpflichtet und haben 
gegebenenfalls Stoffproben vorzulegen (8 25 des Geſetzes). 


Eines beſonderen Schutzes bedurfte aber der Heimarbeiter, wenn ſich der Anternehmer 
eines Zwiſchenmeiſters bediente. Hier beſtand die Gefahr, daß der Heimarbeiter vom 
Zwiſchenmeiſter ausgebeutet wurde. Anderſeits war aber auch der Zwiſchenmeiſter 
oft gezwungen, den niedrigen Preis für die Ware durch Lohndruck auf den Heim- 
arbeiter abzuwälzen. Durch Einführung einer beſonderen zivilrechtlichen Haftung 
des Anternehmers neben dem Zwiſchenmeiſter wird nunmehr Abhilfe⸗geſchaffen (8 23 
des Geſetzes). Geſchützt werden dadurch ſowohl der Heimarbeiter als auch der 
Zwiſchenmeiſter. Weiterhin dient ein beſonderes Bußverfahren dem Entgeltſchutz. 
Insbeſondere durch Einführung der Verzugsbuße iſt die Möglichkeit geſchafſen, den 
im Lohn benachteiligten Heimarbeitern ſchnell zur Auszahlung des Mindeſtbetrags 
zu verhelfen. Darüber hinaus beſteht jetzt die Neuerung, daß die Betriebsarbeiter 
der Hausgewerbetreibenden in den Entgeltſchutz einbezogen find, da ihre Schutz. 
bedürftigkeit außer Frage ſteht. 


d) Wohnungs- und Siedlungswesen 
1. Kleinſiedlungen und Eigenheimbau 


Die Förderung des Wohnungs- und Siedlungsweſens iſt eine wichtige fozial- 
politiſche Maßnahme. Schon frühzeitig haben der Staat, insbeſondere aber die Ge- 
meinden verſchiedene Maßnahmen ergriffen, um die Wohnungsverhältniſſe der 
arbeitenden Schichten zu verbeſſern. Es iſt bekannt, daß gerade in Deutſchland die 
Wohnungslage ungünſtig iſt. In den deutſchen Großſtädten hat ſich das Micts- 
kaſernenſyſtem bevorzugt entwickelt. Die Behauſungsziffern in den Wohnungen dieſer 
Mietshäuſer find höher als in faſt allen Großſtädten der Welt. 


Vor dem Kriege wurde eine Beſſerung der Wohnungsverhältniſſe dadurch ange⸗ 
ſtrebt, daß am Stadtrand, d. h. in den Vororten, geſündere Wohnungen erſtellt 
wurden. Dieſe Maßnahme konnte zu einer wirklichen Behebung der ungünſtigen 
Wohnungsverhältniſſe nicht führen, weil dem Grundübel, der zunehmenden Ver. 
ſtädterung, dadurch nicht begegnet wurde. Im Gegenteil bildeten die nunmehr 
beſſeren Wohnverhältniſſe in den Großſtädten einen weiteren Anziehungspunkt des 
großſtädtiſchen Lebens und begünſtigten die Landflucht. 

Nach dem Kriege wußte man, daß in erſter Linie bevölkerungspolitiſche Geſichts. 
punkte für die ſtaatliche und kommunale Förderung des Wohnungs. und Siedlungs- 
weſens maßgebend ſein müſſen. Dieſe bevölkerungspolitiſchen Geſichtspunkte aber 
verlangen, den Zuzug vom Lande in die Städte unter allen Amſtänden zu unter- 
binden, um ſo mehr, als die Städte und vor allem die Großſtädte bei rückgängiger 
Wirtſchaftslage politiſche, wirtſchaftliche und ſoziale Kriſenherde erſten Ranges 
darſtellen. 

Nach der nationalſozialiſtiſchen Revolution wurden zahlreiche Maßnahmen ergriffen, 
um die Landflucht einzudämmen und anderſeits eine planmäßigere Auflockerung der 
Großſtädte in Angriff zu nehmen. Das große Ziel iſt Altſtadtſanierung, Stadtauf- 
lockerung zuſammen mit Standortverlagerung der Induſtrie. Das weitere Anwachſen 
der Großſtädte muß unter allen Amſtänden verhindert werden. Dagegen werden die 
mittleren und kleineren Städte vor allen Dingen im menſchenleeren Oſten organiſch 
entwickelt. 

Im Vordergrund der wohnungs. und fledlungspolitiihen Maßnahmen ſteht die 
Förderung der Kleinſiedlung. Man iſt immer mehr zu der Erkenntnis gekommen, 
daß der weitere Bau von Mietskaſernen die Fortſetzung einer Politik darſtellt, die, 
wie die Vergangenheit lehrt, ſchwere ſoziale und bevölkerungspolitiſche Schäden her⸗ 
vorrief. Der Wohnungsbau der Zukunft wird daher in erſter Linie Kleinwohnungs. 
bau und Eigenheimbau ſein. Es wird angeſtrebt, den arbeitenden Deutſchen ein 
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Kleinſiedlungshaus mit einer entſprechenden Landzulage zu geben, vor allem auch 
unter dem Geſichtspunkt, den Arbeiter und die geringer verdienenden Angeſtellten 
kriſenfeſter zu machen. 

Daß daneben vor allen Dingen in den Großſtädten nicht ganz auf die Erſtellung von 
Großhäuſern verzichtet werden kann, liegt auf der Hand, um jo mehr, als der Klein- 
ſiedlung von ſeiten der Ernährungsbaſis des deutſchen Volkes aus gewiſſe Schranken 
geſetzt find. Es muß auch bedacht werden, daß die Kleinſiedlung, die, wenn man die 
Produktionskoſten im engeren Sinne betrachtet, zwar nicht teurer als die Erſtellung 
von Miethäuſern iſt, eine Fülle mittelbarer finanzieller Belaſtungen bedingt, die 
zumeiſt von den Gemeinden getragen werden müſſen. Eine großzügige Kleinfiedlung, 
die das Stadtbild erheblich erweitert, bedingt die Anlage zahlloſer Straßen, die 
Verlegung von Leitungen der verſchiedenſten Art, den Bau von Schulen uſw. und 
iſt ohne Bereitſtellung größerer kommunaler Mittel nicht durchführbar. 


Die Grundlage für das deutſche Siedlungsweſen iſt das Geſetz zur Ordnung des 

deutſchen Siedlungsweſens vom 3. Juli 1934. Dieſes Geſetz ermächtigt den Reichs- 

arbeitsminifter, bis zur reichsgeſetzlichen Regelung des Planungs-, Siedlungs- und 

öffentlichen Baurechts alle Maßnahmen zu treffen, die erforderlich find, um dus 

deutſche Siedlungsweſen zu überwachen und zu ordnen.“) 

Durch den Erlaß vom 29. März 1934 hat der Führer den planmäßigen Aufbau des 

deutſchen Siedlungswerkes als eine der vordringlichen Maßnahmen zur ſozialen Be⸗ 

friedung des deutſchen Volkes angekündigt. Vorausſetzung für eine wirklich plan- 

mäßige Siedlung iſt die Neuordnung des deutſchen Lebensraums. Zu dieſem Zwecke 

iſt die Reichsſtelle für Raumordnung unter der Leitung des Reichsminiſters Terrl 

am 29. März 1935 geſchaffen worden, die die Reichsplanung durchzuführen hat und 

ſich dazu der Mitwirkung mittlerer und unterer Verwaltungsſtellen, insbefondere 

der Gelbitverwaltung der Gemeinden und Gemeindeverbände bedient. 

Die allgemeinen Geſichtspunkte für das neue deutſche Siedlungswerk find ſolgende: ) 
1. Wiederverwurzelung der ſchaffenden deutſchen Menſchen im deutſchen Heimat- 

boden. 

Auflockerung der Großſtädte und dichtbefiedekten Induſtriezentren. 

Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe auf dem Lande. 

Verhinderung der Abwanderung vom Lande in die Städte und Induſtriezentren. 

Allmähliche Rückführung der werktätigen ſtädtiſchen Bevölkerung auf das Land 

oder wenigſtens in ländliche oder halbländliche Lebensverhältniſſe. 

6. Neufiedlung auf dem Land in Form von ſozialen Gemeinſchaften. 

7. Standortverlagerung der Induſtrie. 

8 
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Bildung möglichſt vieler kleiner in ſich geſchloſſener Wirtſchaftskreiſe. 
Mitſchung von Landwirtſchaft und Induſtrie, von Bauern und Arbeiterbevölke. 
rung. 
10. Keine Sonderſiedlung, ſondern Gemeinſchaftsſiedlung. 


Das Programm des deutſchen Siedlungswerks iſt natürlich nicht von heute auf 
morgen zu löſen. Es bedingt einen allmählichen Strukturwandel des geſamten 
deutſchen Wirtſchaftslebens und iſt daher als Maßnahme für mehrere Generationen 
gedacht. Das entſcheidende iſt nur die konſequente ſchrittweiſe Verwirklichung der 
Forderungen immer mit dem Ziel, den deutſchen Menſchen wieder ſeßhaft zu machen, 
um ihm ſo eine der wichtigſten Grundlagen zur Herſtellung einer wahren Volks. 
gemeinſchaft und die Verwurzelung im Heimatboden zu fchaffen. 


*) Vgl. en die 5 über die Förderung der Kleinſiedlung vom 14. September 1937 


(RArb Bl 
*) Vgl. Soglalpolttt im Dritten Reich, Arbeitsbericht des Reichs und Preußiſchen Arbeits- 


miniſters 1935. 
Band III Beitrag 58 
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Die Kleinſiedlung iſt, wie vorher ausgeführt wurde, in den Mittelpunkt aller Maß⸗ 
nahmen des Wohnungs- und Siedlungsweſens gerückt. Die Kleinfiedlung gewinnt 
neben ihren bevölkerungspolitiſchen und ſozialpolitiſchen Vorzügen eine allgemeine 
wirtſchaſtspolitiſche Bedeutung dadurch, daß ſie den deutſchen Arbeiter bis zu einem 
gewiſſen Grade in feinem Haushalt von den Wirtſchaftsſchwankungen unabhängig 
macht. Es iſt eine bekannte Tatſache, daß die Struktur des Weltmarkts ſich zu⸗ 
ungunſten Deutſchlands entſcheidend geändert hat, und es ſteht feſt, daß der Rück⸗ 
gang des deutſchen Exports keine konjunkturelle, ſondern eine Dauererſcheinung dar⸗ 
ſtellt, die Induſtrialiſierung zahlreicher Agrarländer, das Aufkommen neuer großer 
Konkurrenten auf dem Weltmarkt auch die Exportmöglichkeiten nicht nur Deutſch⸗ 
lands, ſondern auch anderer europäiſcher Induſtrieländer für die Zukunft auf das 
äußerjte beſchränkt. Das bedeutet, daß ein großer Teil der bisher in der Export- 
induſtrie tätigen Arbeiter künftig dort keine ausreichende Beſchäftigung mehr finden 
wird. Da anderſeits nicht daran gedacht werden kann, die den ländlichen Verhältniſſen 
häufig doch ſtark entwöhnten Arbeiterfamilien in landwirtſchaftlichen Siedlungen 
anzufetzen, ſo bleibt als Ausweg nur, die Arbeit in der Exportinduſtrie, ſoweit dies 
betriebswirtſchaftlich möglich iſt, zu ſtrecken, d. h. kurzarbeiten zu laſſen. Da keine 
Verringerung der Kaufkraft und damit des Lebensſtandards der Arbeiter eintreten 
darf, fo muß die Kaufkraftdifſerenz auf andere Weiſe hinzu verdient werden. Hier 
taucht der Gedanke der Kleinſiedlung oder Nebenerwerbsſiedlung auf. Es iſt 
erwieſen, daß durch eine ſtandortmäßige richtige Anſetzung von Nebenerwerbsſied⸗ 
lungen, durch eine zweckmäßige Auswahl der Siedler und durch entſprechende Auf⸗ 
klärung in bezug auf die Bewirtſchaſtung von etwa 1000 qm Land ein nicht unerheb- 
liches Naturaleinkommen gewonnen werden kann, das etwa die Differenz zwiſchen 
dem urſprünglichen und dem durch Kurzarbeit verringerten Einkommen des Arbeiters 
ausgleicht. Gleichzeitig iſt eine gewiſſe Kriſenfeſtigkeit großer arbeitender Schichten 
erreicht neben den allgemeinen ſozialen und bevölkerungspolitiſchen Vorteilen, die 
daraus erwachſen, daß die Arbeiterfamilien aus den engen Großſtadtſtraßen in die 
insbeſondere für die Aufzucht der Kinder außerordentlich günſtigen Kleinſiedlungen 
abwandern. 

Schon vor der nationalſozialiſtiſchen Revolution wurden vom Reich Mittel für die 
Förderung der ſtädtiſchen Kleinſiedlung bereitgeſtellt, und zwar auf Grund der 
Dritten Verordnung des Reihspräfidenten vom 6. Oktober 1931. Die Bezeichnung 
als Erwerbsloſenſiedlung dokumentierte das Siedlungsvorhaben als eine Wohl⸗ 
fahrtsmaßnahme, die bevorzugt in Großſtädten und Induſtriebezirlen mit hoher 
Arbeitsloſigkeit durchgeführt wurde. Die Siedler wurden zunächſt lediglich aus 
Erwerbsloſen, ſpäter ſchon aus Kurzarbeitern ausgewählt. Erſt mit dem III. und 
IV. Siedlungsabſchnitt im Jahre 1933 wandelte ſich der Charakter der Kleinſiedlung 
in eine Wirtſchaftsſiedlung. Die Standorte der Kleinſiedlung wurden nach neu- 
artigen Geſichtspunkten feſtgeſetzt; nicht mehr da, wo zufällig billig Land zur Ver⸗ 
fügung ſtand, wurde geſiedelt, ſondern da, wo die geſamtwirtſchaftlichen oder ſozialen 
Verhältniſſe dies erforderten, mußte Land zur Verfügung geſtellt werden. Damit 
war die Kleinſiedlung zu der großen bevölkerungspolitiſchen, wirtſchafts⸗ und fozial- 
politiſchen Aktion geworden, als die fie einleitend gekennzeichnet wurde. Die Ge- 
meinden als Träger der Kleinſiedlung arbeiten auf das engſte mit dem Reichsheim⸗ 
ſtättenamt der NSDAP. und der Deutſchen Arbeitsfront zuſammen. Dieſe Oraani- 
ſationen ſind vor allem mit der Auswahl der Siedler und mit ihrer laufenden 
Betreuung befaßt. 

In erſter Linie wird die Anſiedlung von Stammarbeitern induſtrieller Betriebe 
gefördert. Bevorzugt werden die Werke, die ſich an der Finanzierung der Klein- 
ſiedlung in irgendeiner Weiſe beteiligen. 

Die Koſten der einzelnen Siedlerſtellen müſſen verhältnismäßig gering gehalten 
werden, um keine überhöhte Miete notwendig zu machen. Die Koſten für Aufbau und 
Einrichtung ohne Grund und Boden dürfen normalerweiſe 7000 RM nicht über⸗ 
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ſteigen. Die monatlichen Belaſtungen betragen durchſchnittlich 30 bis 35 RM. Bei 
mittlerer Bodengüte und günſtigen ſonſtigen Amſtänden iſt einſchließlich Pachtland 
mindeſtens eine Fläche von 800 qm Nutzland vorzuſehen. 

Die Finanzierung der Kleinſiedlung iſt neuerdings auf eine veränderte Grundlage 
geſtellt worden. Arſprünglich wurden die Koſten überwiegend aus Reichsdarlehn 
gedeckt. Im Jahre 1931 und 1932 wurden 93 Millionen RM für die Förderung 
der Kleinſiedlung bereitgeſtellt. Neuerdings ſollen die Baukoſten ebenſo wie die 
Aufwendungen für Grund und Boden möglichſt durch private erſte und zweite 
Hypotheken gedeckt werden. Die Siedler ſollen 15 bis 20 v. H. (in Sonderfällen auch 
10 v. H.) des Bau- und Bodenwertes aufbringen, auf die jedoch die Selbſthilfeleiſtung 
und alle im Range nach dem Reichsdarlehn geſicherten Darlehen und Reſtkaufgelder 
angerechnet werden können. Bei dieſer Finanzierungsmethode brauchen die Reichs. 
mittel nur noch für die Spitzenfinanzierung verwandt werden. Seit 1933 find rund 
195 Millionen RM, davon 1937 15 Millionen RM bereitgeſtellt worden. Seit der 
nationalſozialiſtiſchen Revolution konnten 80 000 neue Kleinſiedlerſtellen eingerichtet 
werden. 

Im Jahre 1934/35 wurde die ſogenannte Ablöſungsaktion eingeleitet, die eine Am⸗ 
finanzierung der älteren Bauvorhaben zum Ziele hat. Die früher gegebenen hohen 
Reichsdarlehn von durchſchnittlich 2 500 RM ſollen möglichſt durch Privathypo⸗ 
theken abgelöſt werden, damit die dadurch frei werdenden Neichsmittel auf dem Wege 
der Spitzenfinanzierung neuen Kleinſiedlungsvorhaben zugeführt werden können. 
Die Höchſtgrenze der inzwiſchen herabgeſetzten RNeichsdarlehn iſt zunächſt von 
2250 RM auf 1 000 RM, für Kinderreiche, Kriegs. und Berufsbeſchädigte bis zu 
höchſtens 1400 RM geſenkt und jetzt wieder auf 1 500 bzw. 2 000 RM erhöht 
worden. 

Im Jahre 1935 find auf Grund des Geſetzes zur Förderung des Wohnungsbaues 
vom 30. März 1935 erneut 70 Millionen RM für die Förderung der Kleinſiedlung 
bereitgeſtellt worden. 22 Millionen RM wurden noch im Laufe des Nechnungsjahres 
1935 aus früher bereitgeſtellten Mitteln ausgezahlt. Der Geſamtbetrag der Aus- 
zahlungen von Reichsmitteln aus allen bisherigen Bauabſchnitten belief ſich bis 
Ende 1935 auf 198,3 Millionen RM. Neben der unmittelbaren Förderung durch 
Gewährung von Reichsdarlehn erklärt ſich das Reih zur Erleichterung der Auf⸗ 
nahme nachſtelliger Hypotheken auch zur mittelbaren Förderung durch Bürgſchafts. 
übernahme bereit. Neben der Kleinſiedlung iſt im beſonderen Maße auch der Eigen⸗ 
heimbau gefördert worden, der gleichfalls dem großen Ziele der Verwurzelung der 
arbeitenden Menſchen im Heimatboden dient. Insgeſamt wurden ſeit 1933 20 Mil- 
lionen Reichsbaudarlehn für kleine Eigenheime vergeben, wozu noch gewiſſe Mittel 
aus dem Etat der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
kamen. Insgeſamt wurden ſeit 1933 rund 30 000 Eigenheime durch Zurverfügung⸗ 
ſtellung von Reichsbaudarlehn gefördert. 

Zu den weſentlichen Vorausſetzungen einer wirkſamen Verhinderung der Landflucht 
und damit der Sicherung der Landbeſtellung und der Bergung der Ernte gehört die 
nachhaltige Verbeſſerung der Wohnverhältniſſe der Landarbeiter. Hier hat neuer. 
dings die Verordnung zur beſchleunigten Förderung des Baues von Heuerlings- und 
Werkwohnungen ſowie von Eigenheimen für ländliche Arbeiter und Handwerker vom 
10. März 1937 (RGBl. I S. 292) die geſetzliche Grundlage für durchgreifende Maß- 
nahmen auf dieſem Gebiet geſchaffen. Die Verordnung ſieht die Gewährung von lang. 
friſtigen Darlehen durch die Preußiſche Landesrentenbank in Berlin zur Schaffung 
und Einrichtung von Heuerlingsſtellen, Werkwohnungen und Eigenheimen für länd⸗ 
liche Arbeiter und Handwerker im geſamten Reichsgebiet vor. Die Koſtenbeträge 
(Neubauwert), nach denen die Darlehen der Landesrentenbank zu berechnen find, be. 
laufen ſich bei Heuerlingswohnungen auf höchſtens 6 500 RM, bei Werkwohnungen 
auf höchſtens 5 500 RM. Außerdem gewährt das Reich einen verlorenen Zuſchuß von 
durchſchnittlich 600 RM je Stelle. 
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2. Allgemeine Förderung des Wohnungsbaus 
Die Arſachen der Wohnungsnot nach dem Kriege ſind bekannt. Vor dem Kriege 
wurden faſt 250 000 bis 300 000 Wohnungen in Deutſchland jährlich neu erſtellt, was 
etwa dem laufenden Zuwachs an Haushaltungen entſprach. Während des Krieges 
und auch noch kurz nach dem Kriege lag die Wohnungsbautätigkeit völlig danieder, 
ſo daß ein erheblicher aufgeſtauter Wohnungsbedarf nach Beendigung der Inflation 
ſich bemerkbar machte. 
Vom Jahre 1924 ab ſetzt dann eine planmäßige Förderung des Wohnungsbaus 
durch die öffentliche Hand ein, und zwar in erſter Linie durch die Zurverfügung— 
ſtellung von Hypotheken aus Hauszinsſteuermitteln. Daneben aber haben die deut» 
ſchen Gemeinden und Gemeindeverbände erhebliche zuſätzliche Gelder für den Woh— 
nungsbau aufgewandt. 
Ausgaben und Einnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände“) (ohne Hanſe— 
ſtädte) auf dem Gebiete des Wohnungsweſens (in Mill. RM) 


. Einnahmenſ Zuſägliche Leitungen der Ge⸗ 
Rechnungs meinden und Gemeindeverbände 
Gewährung . — (ohne Hanſeſtädte) auf dem Ge⸗ 

jahr von ete des Wohnungsweſens 


Darlehen ft (Spalte 5 minus 6) 


*) Ohne Saarland. 

*) Einſchließlich Saarland. 

Trotz dieſer ſtarken Neubautätigkeit beſteht immer noch ein erheblicher Wohnungs— 
bedarf, der vorſichtig auf rund 750 000 bis 1 Million Wohnungen geſchätzt werden 
kann. Dabei iſt natürlich die Nachfrage nach Klein- und Kleinſtwohnungen, di. h. 
Einzimmer- und Zweizimmerwohnungen am größten. 

Bei einer derartigen Lage des Wohnungsmarkts iſt es ſelbſtverſtändlich, daß neben 
der Förderung der Kleinſiedlung, des Eigenheim und Landarbeiterwohnungsbaus 
auch der Mietwohnungsbau vom Reich und von den Gemeinden unterſtützt 
werden muß. 

Zunächſt galt die Reichs- und gemeindliche Fürſorge der Förderung der ſogenannten 
Notwohnungen. Nach dem Ablauf des Wohnungsmangelgeſetzes, das den Ge— 
meinden die Möglichkeit der Beſchlagnahme billiger Altwohnungen zur Anter— 
bringung obdachloſer Familien nahm, mußten ſofort Maßnahmen ergriffen werden, 
um obdachlos werdenden Perſonen, zu deren Anterbringung die Gemeinden auf 
Grund der polizeilichen Vorſchriften verpflichtet ſind, wenigſtens eine behelfsmäßige 
Wohnung zu geben. Im April 1933 hat die Reichsregierung 15 Millionen zur Ver— 
fügung geſtellt und damit die Errichtung von etwa 15 000 Not- und Behelfswoh— 
nungen gefördert. Daneben haben die Gemeinden ganz erhebliche zuſätzliche Mittel 
für dieſe Zwecke aufgewandt. 

Es iſt bekannt, daß die Neubauwohnungen insbeſondere infolge der ſchwierigen und 
koſtſpieligen Kapitalbeſchaffung verhältnismäßig hohe Mieten haben, die den breiten 
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arbeitenden Schichten nicht ermöglichen, eine Neubauwohnung zu beziehen. Schon 
machte ſich gerade bei Kleinwohnungen ein zunehmender Mieterzuwachs bemerkbar, ſo 
daß hier und da bereits wieder an die Einführung der Wohnungszwangswirtſchaft, 
zunächſt wenigſtens für Kleinwohnungen, gedacht wurde. Am dieſer allgemein uner- 
wünſchten Konſequenz zu entgehen, hat das Reich durch Erlaß vom 27. Juli 1935 
weitere 35 Millionen RM zum Bau von ſogenannten Volkswohnungen zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. Den gleichen Betrag hat es für 1936 bereitgeſtellt, und auch für 1937 
find namhafte Beträge für dieſen Zweck vorgeſehen. Die Volkswohnungen werden 
grundſätzlich in Flachbauweiſe als Einfamilien- (Doppel- oder Reihen-) Häuſer 
erbaut, und nur ausnahmsweiſe find zwei oder dreigeſchoſſige Bauweiſen zugelaſſen. 
Jede Wohnung erhält ein Stück Garten oder Land. Beſonderer Wert wurde auf 
eine auf die Dauer tragbare Mietbelaſtung gelegt, die im allgemeinen ein Fünftel 
des Einkommens der als Mieter in Frage kommenden Kreiſe nicht überſchreiten ſoll. 


Die bewußte Niedrighaltung der Mieten hat eine erhebliche Beſchränkung des 
Wohnraums, der normalerweiſe mit 30 qm für eine Wohnung angenommen wird, 
zur Folge. Dieſe Beſchränkung des Wohnraums hat von Anfang an nicht unerbeb- 
liche Bedenken ausgelöſt, beſonders in bevölkerungspolitiſcher Hinficht. Trotzdem 
hat man ſich zu dieſer Maßnahme entſchloſſen, da nachweislich ein erheblicher Bedarf 
auch an derartigen Kleinſtwohnungen vorhanden iſt. (Die Reichsmittel werden mit 
je 1000 RM lausnahmsweiſe bis zu 1 5000 RM] für eine Wohnung, deren Er- 
ſtellungskoſten 4 500 RM durchſchnittlich nicht überſteigen follen, als Hypothek 
gewährt.) 

Die Anterſtützung des Baues größerer Wohnungen durch die öfſentliche Hand hat 
nach dem Abbau der Hauszinsſteuer und der dadurch bedingten Verringerung des 
Hauszinsſteueraufkommens erheblich nachgelaſſen. Die Aufbringung der Mittel iſt 
im weſentlichen dem privaten Geldmarkt übertragen. Das Reich beſchränkt ſich in 
der Hauptſache auf die ſogenannten Reichsbürgſchaften für den Wohnungsbau. 


Die Beſchaffung der 1. Hypothek für ein einigermaßen geſundes Bauvorhaben iſt 
heute trotz der Verknappung des Kapitalmarkts im allgemeinen noch möglich. Da- 
gegen macht die Beſchaffung der 2. Hypothek unüberwindliche Schwierigkeiten, wenn 
nicht völlig überhöhte Zinfen gezahlt werden ſollen. Das Reich hat daher ſeit dem 
Jahre 1930 Bürgſchaften für 2. Hypotheken übernommen. Bis zum Frühjahr 1934 
waren für 12,5 Millionen Bürgſchaften eingegangen. Am 28. Februar 1934 wurde 
das Bürgſchaftsverfahren neu geordnet. In den Jahren 1933/36 wurden insgeſamt 
für 348,4 Millionen Reichsmark Bürgſchaften übernommen. Mit Hilfe der be- 
willigten Reichsbürgſchaften wurden z. B. 1936 rund 74 000 (1935: 28 000) Woh- 
nungen errichtet. 
Die Reichsbürgſchaftsbauten nehmen einen ſtändig wachſenden Anteil am Gejanıt- 
wohnungsneubau ein. Die Finanzierung, darauf wird bei der Bürgſchaftsübernahme 
vor allem geachtet, ſteht auf einer geſunden Grundlage. Die 1. Hypotheken ſind 
grundſätzlich unkündbar und Tilgungshypotheken, ebenſo die vom Reich verbürgten 
Hypotheken. Zur Geſundung der Bauverhältniſſe trägt ſchließlich noch bei, daß die 
Bauherren zumeiſt erhebliches Eigenkapital einſetzen müſſen. 
Beim Vorliegen all dieſer Bedingungen iſt das Riſiko, das das Reich eingeht, ver- 
hältnismäßig gering, der wohnungsmarktpolitiſche Erfolg des Reichsbürgſchafts⸗ 
verfahrens aber außerordentlich bedeutſam. 
Der Nohzugang an Wohnungen betrug im Jahre 
19111 „vd. 250 000 
1932. 2 2 2 2 2 8 . rd. 160 000 
193. 2 2 2 2 „vd. 200 000 
1941444 „ vd. 320 000 
19355) d. 264 000 
1936 (geihäßt) )))) . . rd. 332 000. 
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Der geſamte Aufwand für den Wohnungsbau geſtaltete ſich in den Jahren 1931 bis 
1936 wie folgt: 


Aufwand in Millionen Reichsmark 
private Mittel öffentliche Mittel zuſammen 


1350 
760 
930 

16525 

1620 

2 000 


Schließlich wandte das Reich noch der ſogenannten Altſtadtſanierung fein Intereſſe 
zu. 1933 bis 1935 wurden 20 Millionen zur Durchführung der Altſtadtſanierung zur 
Verfügung geſtellt. In etwa 30 mittleren und größeren Städten find Sanierungen 
bereits durchgeführt oder in der Durchführung begriffen. Muſtergültiges auf dieſem 
Gebiet haben vor allem Frankfurt a. M., Braunſchweig, Hildesheim und Kaſſel 
geleiſtet. Die Durchführung der Altftadtfanierung begegnet nicht nur allgemeinen 
ſtädtebaulichen, ſondern vor allen Dingen rechtlichen Schwierigkeiten. Dies hängt 
zuſammen mit dem Fehlen eines modernen einheitlichen Baurechts, insbeſondere eines 
modernen Enteignungsrechts. 


Die Zukunft des deutſchen Wohnungs- und Siedlungsweſens wird daher nicht zuletzt 
davon abhängen, daß es endlich gelingt, geſetzliche Grundlagen neu zu geſtalten und 
vor allen Dingen den Inſtanzenzug, der außerordentlich unüberſichtlich und viel⸗ 
geſtaltig iſt und nicht ſelten die private Bauluſt hemmt, zu vereinheitlichen. Die 
Vorarbeiten für eine Neuordnung des Planungsrechts, des Fluchtlinien., Anlieger⸗ 
und Baupolizeirechts ſowie des neuen Enteignungsrechts ſind im Gange. 

Lediglich zwei Geſetze ermöglichen ſchon jetzt eine großzügige Handhabung auf dem 
Gebiet des Wohnungs- und Siedlungsweſens: das Geſetz über die Aufſchließung 
von Wohnſiedlungsgebieten vom 22. September 1933 und das Geſetz zur Ordnung 
des deutſchen Siedlungsweſens vom 3. Juli 1934. Das ſogenannte Wohnſiedlungs⸗ 
geſetz, das durch eine Verordnung vom 25. Februar 1935 ergänzt worden iſt, hat 
zuerſt mit dem liberalen Grundſatz der unbeſchränkten Baufreiheit gebrochen. Hier 
wird die Theſe in den Vordergrund geſtellt, daß der deutſche Boden ſo genutzt 
werden muß, wie es dem Intereſſe der Gemeinſchaft und nicht dem Intereſſe des 
einzelnen entſpricht. Durch das Geſetz wird erſtmals ein Wirtſchaftsplan durch- 
geführt. Der Wirtſchaftsplan ſoll die Grundzüge einer geordneten Bodennutzung 
innerhalb eines örtlichen Planungsgebietes ſeſtlegen. Er bildet alſo die Vorſtufe 
zur überörtlichen Planung, der ſogenannten Reichs. oder Landesplanung, deren 
Durchführung bei der vorgenannten Reichsſtelle für Raumordnung liegt. Das Ge- 
ſetz ſchafft ſchließlich die Möglichkeit, Grundſtücksparzellierungen zu unterſagen. Schon 
jetzt haben die neuen geſetzlichen Beſtimmungen ſich außerordentlich ſegensreich aus- 
gewirkt. In vielen Fällen find beſtimmte Gebiete auf Grund des Geſetzes zu Wohn⸗ 
ſiedlungsgebieten erklärt worden. Sie bleiben damit für den a oder für 
die Siedlung frei. 


e) Förderung von Eheſchließungen und finder- 
reichen Familien 
Eines der erſten grundlegenden Geſetze, in denen das Weſen und die Zielſetzung 
nationalſozialiſtiſcher Staatsführung zum Ausdruck kommen, iſt das Geſetz zur Förde— 
rung der Eheſchließungen (Abſchnitt V des Geſetzes zur Verminderung der Arbeits- 
loſigkeit) vom 1. Juni 1933 (RGBl. I S. 326). Bei Erlaß dieſes Geſetzes ift man 
neben bevölkerungspolitiſchen Geſichtspunkten vor allem auch von dem Gedanken der 
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Arbeitsbeſchaffung und der Freimachung von Arbeitsplätzen durch Frauen zugunſten 
arbeitsloſer Männer ausgegangen. Dieſe Seite des Geſetzes iſt ſeither, vornehmlich 
infolge der nahezu völligen Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit, mehr und mehr in den 
Hintergrund getreten, es ſtellt ſich jetzt als eine im weſentlichen bevölkerungspolitiſche 
Maßnahme des Reichs dar, die die Eheſchließung junger Volksgenoſſen und Volks⸗ 
genoſfinnen ermöglichen ſoll, die heiratsreif find und heiraten möchten, aber nicht 
heiraten können, weil es ihnen an den erforderlichen Mitteln zur Einrichtung eines 
eigenen Heims fehlt. Nach Maßgabe des Geſetzes gewährt daher das Reich der⸗ 
artigen Volksgenoſſen und Volksgenoſſinnen unverzinsliche Eheſtandsdarlehen bis 
zum Betrage von 1000 RM. Die Gewährung der Eheſtandsdarlehen fetzt voraus, 
daß die künftigen Ehegatten die deutſche Reichsangehörigkeit (unter beſtimmten Vor⸗ 
ausſetzungen auch die Staatsangehörigkeit der Freien Stadt Danzig) beſitzen, daß ſie 
im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte ſind und nach ihrer politiſchen Einſtellung den 
jederzeitigen rückhaltloſen Einſatz für den nationalſozialiſtiſchen Staat erwarten 
laſſen, daß ſie deutſchen oder artverwandten Blutes und frei von vererblichen, 
geiſtigen oder körperlichen Gebrechen, Infektionskrankheiten oder ſonſtigen, das 
Leben bedrohenden Krankheiten ſind, die ihre Verheiratung als nicht im Intereſſe der 
Volksgemeinſchaft liegend erſcheinen laſſen; beide künftigen Ehegatten müſſen nach 
ihrem Vorleben oder ihrem Leumund erwarten laſſen, daß fie ihrer Verpflichtung 
zur Rückzahlung des Eheſtandsdarlehens nachkommen werden; ihre Einkommens und 
Vermögensverhältniſſe müſſen jo gelagert fein, daß fie nach den örtlichen Verhält- 
niſſen imſtande find, in der mit Hilfe des Eheſtandsdarlehens eingerichteten oder ver- 
vollſtändigten Wohnung einen einigermaßen ſicheren Haushalt zu führen. Das Ehe⸗ 
ſtandsdarlehen iſt mit 1 v. H. (falls die Ehefrau in ihrer bisherigen Arbeitsſtelle ver⸗ 
bleibt oder wieder in ein Beſchäftigungsverhältnis eintritt mit 3 v. H.) zu tilgen. Es 
wird in Form von Bedarfsdeckungsſcheinen gewährt, die zum Einkauf von Möbeln 
und Hausgerät in den zu ihrer Entgegennahme zugelaſſenen Verkaufsſtellen berech- 
tigen. Werden in der Ehe Kinder geboren, ſo werden für jedes lebend geborene 
Kind 25 v. H. des gewährten Darlehnsbetrages erlaſſen. Außerdem kann auf Antrag 
die Tilgung des Eheſtandsdarlehens auf die Dauer von 12 Monaten nach der Geburt 
eines jeden Kindes ausgeſetzt werden. In den erſten vier Jahren ſeit Inkrafttreten 
des Geſetzes find bereits mehr als 800 000 Eheſtandsdarlehen im Geſamtbetrag von 
über 500 Millionen RM zur Auszahlung gelangt, weiterhin dürfte mit einer durch. 
ſchnittlichen Zahl von rund 200 000 Eheſtandsdarlehen jährlich zu rechnen ſein. Die 
infolge der Geburt von Kindern gewährten Darlehnserlaſſe betragen für den ge- 
nannten vierjährigen Zeitraum mehr als 600 000 mit einer Geſamtſumme von 
90 Millionen RM. 


Bereits bei Schaffung des Geſetzes über Förderung der Eheſchließungen wurde 
geplant, vom Jahre 1939 ab die Summe aller Rüdflüffe der gewährten Eheſtands⸗ 
darlehen für die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche Familien zu ver⸗ 
wenden. Es hat ſich als möglich erwieſen, dieſe Abſicht bereits im Jahre 1935 in die 
Tat umzuſetzen. Auf Grund der Verordnungen über die Gewährung von Kinder⸗ 
beihilſen an kinderreiche Familien vom 15. September 1935 (RGBl. 1 S. 1160) 
— ietzt gültig in der Faſſung der Anderungsverordnung vom 24. März 1936 
(RGBl. 1 S. 252) — iſt das Reich zunächſt zur Gewährung einmaliger und ſpäter 
(1936) auch zur Gewährung laufender Kinderbeihilfen an kinderreiche Familien ge- 
ſchritten. Die einmaligen Kinderbeihilfen bezwecken in erſter Linie, den kinderreichen 
Familien die Mittel für die Beſchaffung einer angemeſſenen Wohnungseinrichtung 
(Möbel, Hausgerät) und der notwendigen Wäſche zu geben und damit eine Grund- 
lage für eine geſunde Anterbringung des. Nachwuchſes zu ſchaffen. Die einmaligen 
Kinderbehilfen ſind alſo nicht dazu beſtimmt, die Lebenshaltung der Familie laufend 
zu verbeſſern. Dieſe Aufgabe haben die laufenden Kinderbeihilfen zu erfüllen, die dem 
teilweiſen Ausgleich der Familienlaſten kinderreicher Familien dienen, alſo u. a. als 


28 Jeſerich 


eine Rückvergütung der Verbrauchſteuern und der Amſatzſteuern anzuſehen ſind, die 
in den Aufwendungen zur Beſtreitung des Lebensunterhalts enthalten ſind. 

Die Gewährung der einmaligen Kinderbeihilfen hat zur Vorausſetzung, daß die 
Familie vier oder mehr Kinder (unter beſtimmten Vorausſetzungen auch Gtief-, 
Adoptiv- und Pflegekinder ſowie Abkömmlinge von Kindern, Stiefkindern, Adoptiv- 
kindern und Pflegekindern) umfaßt, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 
Die Eltern müſſen Deutſche (unter gewiſſen Vorausſetzungen auch Danziger) Staats- 
angehörige deutſchen oder artverwandten Blutes fein, fie müſſen im Beſitz der bürger- 
lichen Ehrenrechte und gewillt und geeignet ſein, in Treue dem deutſchen Volk und 
Reiche zu dienen; ihr Vorleben, Leumund und ſoziales Verhalten müſſen erwarten 
laſſen, daß die Beihilfen zur Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage der Familie Ver⸗ 
wendung finden. Gegen die Familie dürfen keine ſchwerwiegenden geſundheitlichen 
Bedenken beſtehen, die eine Förderung der Kinder aus erbpflegeriſchen Gründen nicht 
angebracht erſcheinen laſſen. Ferner darf der zum Anterhalt der Kinder Verpflichtete 
nach feinen gegenwärtigen Einkommens- und Vermögensverhältniſſen nicht in der 
Lage ſein, die zur angemeſſenen Einrichtung des Haushalts erforderlichen Gegen- 
ſtände aus eigenen Mitteln zu beſchaffen. Der Höchſtbetrag der einmaligen Kinder- 
beihilſen beläuft ſich auf 100 RM je Kind, 1000 RM für die Familie. Die Bei⸗ 
hilfen werden in Form von Bedarfsdeckungsſcheinen gewährt, die zum Erwerb von 
Möbeln (Gebrauchsmöbeln zur Einrichtung von Schlafzimmern und Küchen), Haus- 
gerät für einen ſchlichten Haushalt und nicht überwiegend aus naturſeidenen Stoffen 
hergeſtellter Wäſche in Verkaufsſtellen berechtigen, die zur Entgegennahme der 
Bedarfsdeckungsſcheine zugelaſſen find. Die Bedarfsdeckungsſcheine können mit Ge- 
nehmigung des Finanzamts auch zum Ankauf einer Milchkuh, einer Milchziege oder 
eines Milchſchafs verwendet werden. 

Die einmaligen Kinderbeihilfen können ferner als Kinderbeihilfen für Siedlungs— 
zwecke (Siedlungs-Kinderbeihilfen) gewährt werden. Dieſe Siedlungs⸗-Kinder⸗ 
beihilfen ſollen mit dazu beitragen, daß die Familien eine Wohnſtatt erhalten, in der 
die Kinder unter gefunden Lebensbedingungen aufwachſen können. Die Siedlungs- 
Kinderbeihilfen können anerkannte Kleinſiedler oder Inhaber landwirtſchaftlicher 
Stellen zur Neubildung deutſchen Bauerntums oder ländliche Arbeiter oder Hand- 
werker erhalten, die die in den Sechſten Durchführungsbeſtimmungen zur Verordnung 
über die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche Familien vom 31. Auguſt 
1937 (RGBl. 1 S. 989) aufgeführten Vorausſetzungen erfüllen. Auch die Siedlungs- 
Kinderbeihilfen kommen in Form von Bedarfsdeckungsſcheinen zur Auszahlung, die 
u. a. auch von einem Siedlungs- oder Verfahrensträger in Zahlung genommen 
werden können. Siedlungsträger im Sinne dieſer Vorſchriften ſind die Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände (unmittelbare Siedlungsträger), die vom Reichs- 
und Preußiſchen Arbeitsminiſter als unmittelbare Siedlungsträger zugelaſſenen 
gemeinnützigen Wohnungs und Siedlungsunternehmen ſowie ſonſtige Anternehmen, 
die als mittelbare Siedlungsträger auf Grund der Beſtimmungen über die Förderung 
der Kleinſiedlung zugelaſſen ſind. 

Die Vorausſetzungen für die Gewährung laufender Kinderbeihilfen ſtimmen im 
weſentlichen mit denen für die Gewährung einmaliger Kinderbeihilfen überein; ſie 
weichen von ihnen jedoch inſofern ab, als die laufenden Kinderbeihilfen nur an 
Familien mit fünf oder mehr Kindern unter 16 Jahren gezahlt werden und das 
Erfordernis der Erbgeſundheit der Familie fehlt. Ferner find beſtimmte Ein- 
kommensgrenzen (1200 RM halbjährlich bei Lohn⸗ und Gehaltsempfängern, 
2100 RM fährlich bei den übrigen Beihilfeberechtigten) und Vermögensgrenzen 
(50 000 RM) feſtgeſetzt, deren Aberſchreitung nur dann die Bewilligung laufender 
Kinderbeihilfen nicht ausſchließt, wenn die Familie mehr als fünf Kinder unter 
16 Jahren zählt. Die laufende Kinderbeihilfe beträgt 10 RM für jedes beihilfe⸗ 
berechtigte Kind und kommt an den Beihilfeberechtigten in bar zur Auszahlung. Die 
Durchführung der Maßnahme liegt den Finanzämtern ob. 


Beitrag 58 


Sozialpolitik 29 


Die Gewährung der Reichskinderbeihilfen an kinderreiche Familien ſtellt eine außer 
ordentlich bedeutſame Maßnahme des Reichs zugunſten der kinderreichen Familie dar. 
In ihr kommt zum Ausdruck, daß der nationalſozialiſtiſche Staat gewillt iſt, die erb- 
geſunde deutſchblütige Vollfamilie auch wirtſchaftlich wirkſam zu fördern und ihre 
Lebenshaltung zu ſteigern, die bisher, bedingt durch die mit der Ernährung und Er⸗ 
ziehung der Kinder verbundenen Laſten, bei den Kinderreichen in allen Einkommens- 
ſchichten erheblich unter der Lebenshaltung der Ledigen zurückbleiben mußte. 


Von Oktober 1935 bis Oktober 1937 find bereits über 500 000 einmalige Kinder- 
beihilfen im Durchſchnittsbetrage von 340 RM an minderbemittelte kinderreiche 
Familien zur Auszahlung gelangt. 


II. Die Sorge um den erwerbsloſen Doiksgenoffen 
1. Arbeits beſchaffung 


Die Folgen der ſtrukturellen Arbeitsloſigkeit können mit den Mitteln der Verfiche- 
rung und der Arbeitsloſenhilfe wohl gelindert, ihre Arfachen aber nicht beſeitigt 
werden. Auch diejenigen Hilfsmaßnahmen, die in der Arbeitsvermittlung, in dem 
Arbeitseinſatz, in der Berufsberatung und Fortbildung beſtehen, können das Abel 
nicht an der Wurzel packen. Sie ſetzen immer voraus, daß Arbeit vorhanden iſt, die 
nur am zweckmäßigſten unter die Arbeitſuchenden aufgeteilt zu werden braucht. 


Die langandauernde Arbeitsloſigkeit als Begleiterſcheinung der Wirtſchaftskriſe kann 
nur mit wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen, welche die Wirtſchaftskriſe ſelbſt an- 
greifen, bekämpft werden. Hierbei kann es ſich entweder um eine Anderung der Ein- 
kommensverteilung (durch Senkung der Löhne, Preiſe uſw.) oder um die Produktiv- 
kreditausweitung handeln. Die nationalſozialiſtiſche Staatsführung hat ſich für den 
zweiten Weg entſchieden. Durch Schaffung zuſätzlicher Kaufkraft iſt neue Arbeits. 
gelegenheit geſchaffen worden. 


Die einzelnen Maßnahmen laſſen ſich einteilen in ſolche, die mittelbar Arbeit ſchaffen, 
und in ſolche, die unmittelbar dieſem Zwecke dienen. 


Von der erſteren Gruppe ſeien hier nur erwähnt Steuerſenkungen, Transportver- 
billigungen, Einſchränkung der Maſchinenarbeit in der Zigarreninduſtrie, Darlehns- 
hingabe für die Verſelbſtändigung älterer Angeſtellter ſowie die im vorigen Abſchnitt 
bereits behandelten Eheſtandsdarlehen und Kinderbeihilfen des Reichs. 


Zu den unmittelbaren Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen gehören ſolche, die mit Hilſe 
öffentlicher Gelder die Durchführung öffentlicher (Geſetz vom 1. Juni 1933) oder 
privater (3.3. Hausinſtandſetzungen nach dem Geſetz vom 21. September 1933) 
Arbeiten ermöglichen. | 


Die erſten Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen von größerer Bedeutung waren das zu 
gewiſſen Anfangserfolgen führende Papen⸗Programm und das Sofort⸗Programm 
vom Frühjahr 1933, deſſen Ausführung ſchon der nationalſozialiſtiſchen Regierung 
zufiel. Vorausſetzung aber für eine wirklich großzügige Arbeitsbeſchaffung war die 
innerpolitiſche Konſolidation, die mit der nationalſozialiſtiſchen Revolution eintrat. 
Erſt der Befehl des Führers hatte zur Folge, daß alle Kräfte, die Partei, Staat, 
Gemeinden, Gemeindeverbände und ſchließlich die Wirtſchaft ſich in den Dienſt der 
Arbeitsbeſchaffung ſtellten. 


Die beiden erſten Geſetze zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit unter der national. 
ſozialiſtiſchen Regierung ſind am 1. Juni und 21. September 1933 erlaſſen. Das 
Geſetz vom 1. Juni iſt als Reinhardt⸗Programm, benannt nach dem unermüdlichen 
Initiator der öffentlichen Arbeitsbeſchaffung, dem Staatsſekretär im Reichsfinanz⸗ 
miniſterium Reinhardt, in die Geſchichte eingegangen. Das Geſetz ſtellte 1 Milliarde 
Reichsmark in Form von Arbeitsſchatzanweiſungen zur Durchführung zahlreicher 
öffentlicher Arbeiten zur Verfügung. Insbeſondere wurden Meliorationen, Sied- 
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lungen, Ausbau von Reichswaſſerſtraßen, Ausbau öffentlicher Verſorgungsanlagen, 
Inſtandſetzungen öffentlicher Gebäude uſw. gefördert. 

Das Reinhardt Programm hatte ſchon deshalb eine außerordentlich günſtige 
Wirkung, weil es die Arbeitsſchlacht ſtark dezentraliſierte und ſo befruchtend in allen 
Reichsteilen zur Geltung kam. Die Durchführung des Programms wurde der 
Deutſchen Geſellſchaft für öffentliche Arbeiten AG, der Deutſchen Bau, und Boden⸗ 
bank AG und für beſtimmte Zwecke der Deutſchen RNentenbankkreditanſtalt über- 
tragen. Dieſe Kreditinſtitute nahmen eine Art Zwiſchenfinanzierung vor. Neben 
dem Reinhardt- Programm ſetzten ſich noch Reichsbahn und Reichspoſt mit zuſätz⸗ 
lichen Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen für die Arbeitsſchlacht ein. 

Durch das Geſetz vom 21. September 1933 wurde eine halbe Milliarde Reichsmark 
als Zuſchuß zu Wohnungsinſtandſetzungen, Ergänzungen und Teilungen bereit- 
geſtellt. Durch dieſe Maßnahme wurde beſonders im Winter 1933/34 drei Viertel 
Millionen Arbeitskräften Beſchäftigungsmöglichkeit gegeben. 


Die arbeitspolitiſche Auswirkung der beiden obengenannten Gelege war außer⸗ 
ordentlich. Am 30. Januar 1933 betrug die Zahl der Arbeitsloſen etwa 6 Millionen, 
die der Beſchäftigten nur noch 11¼ Millionen, fo daß jeder dritte deutſche Arbeiter 
und ſeine Familie von öffentlicher Anterſtützung lebten. Am 30. Januar 1934 gab 
es bereits 2,24 Millionen Arbeitsloſe weniger, am 30. Oktober 1934 betrug die Zahl 
der Erwerbsloſen nur noch 2,268 Millionen. Der Rückgang der Arbeitsloſenzahl im 
Jahre 1935 war naturgemäß langſamer, denn es liegt auf der Hand, daß fich die 
letzten 1¼ Millionen Arbeitsloſen, unter denen ſich doch viele befinden, deren Arbeits- 
kraft nicht mehr ganz vollwertig iſt, erheblich ſchwieriger unterbringen laſſen. Dennoch 
betrug am 31. Oktober 1935 die Zahl der Arbeitsloſen nur noch 1,8 Millionen und 
lag damit um weitere 440 000 unter dem Stand des Oktober 1934. 


Seit 1935 wurde kein öffentliches Arbeitsbeſchaffungsprogramm mehr durchgeführt. 
Vielmehr machen ſich nunmehr neben den arbeitsmarktpolitiſchen Auswirkungen des 
Aufbaus der deutſchen Wehrmacht die mittelbaren Folgen der Arbeitsbeſchaffung 
ſtärker bemerkbar. Die Kaufkraft der Bevölkerung iſt insgeſamt erheblich geſtiegen. 
Dadurch hat der Aufſchwung des deutſchen Wirtſchaftslebens von der Produktions- 
mittelinduſtrie auch auf die Konſumgüterinduſtrie übergegrifſen. Anderſeits hat 
wiederum die Ausweitung des Konſums erhebliche Inveſtitionen auch in der Produk- 
tionsgüterinduſtrie erforderlich gemacht. Auf dieſe Weiſe iſt alſo eine organiſche 
Ankurbelung der Wirtſchaft erfolgt, die ſich beſonders deutlich in dem nahezu völligen 
Rückgang der Arbeitsloſenziffern (auf weniger als / Million) ausdrückt. 


2. Notſtands arbeiten 


Weſentlich zu dem Erfolg der Arbeitsſchlacht hat die wertſchaffende Erwerbsloſen⸗ 
fürforge beigetragen, die mit erſparten Anterſtützungsmitteln der Reichsanſtalt 
(Darlehen und Zuſchüſſe) nach S 139 ABA für Notſtandsarbeiten die Grund- 
förderung gewährt. Hierbei darf es ſich aber nur um die Beſchaffung zuſätzlicher 
Arbeitsgelegenheit und um Maßnahmen handeln, die für die Volkswirtſchaft von 
produktivem Wert find. Der Reichsarbeitsminiſter kann zur Verſtärkung der Förde⸗ 
rung Darlehen und Zuſchüſſe aus den verfügbaren Haushaltsmitteln des Reiches 
bewilligen. In der Regel ſoll das Land, dem die Maßnahme zugute kommt, Darlehen 
in gleicher Höhe oder Zinszuſchüſſe gewähren. Bisher leiſtete die Reichsanſtalt die 
ſogenannte Grundförderung, das find Zuſchüſſe, die entweder nach geleiſteten Tage⸗ 
werken (Höchſtbetrag 3 RM) oder nach einem Pauſchalſatz (10 bis 15 v. H.) berechnet 
wurden. Von April 1933 bis März 1934 find auf dieſe Weile 631 000 Notſtands⸗ 
arbeiter beſchäftigt worden, davon 19,5 v. H. aus der Arbeitsloſenverſicherung, 
30,9 v. H. aus der Kriſenfürſorge und 49,6 v. H. aus der Wohlfahrtsfürſorge. 


Die überaus günſtige Entwicklung des Arbeitseinſatzes hat auch die Durchführung 
von Notſtandsarbeiten mehr und mehr entbehrlich gemacht. Dementſprechend ge⸗ 
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währt die Reichsanſtalt für AVB und AV vom Haushaltsjahr 1936/37 ab eine Förde- 
rung zur Finanzierung zuſätzlicher Arbeiten nur noch in beſchränktem Amfange, ſoweit 
ſie durch die Beſchäftigung von Arbeitsloſen und Kriſenunterſtützungsempfängern bei 
den Arbeiten eine tatſächliche Erſparnis am Anterſtützungsaufwand erzielt. Dem⸗ 
gemäß darf die Förderung der Reichsanſtalt nur für Arbeitsloſe gezahlt werden, die 
von ihr als Hauptunterſtützungsempfänger unterſtützt werden; Arbeitsloſe, für die 
ſie Familienzuſchüſſe gewährt, dürfen nur dann berückſichtigt werden, wenn durch 
ihre Beſchäftigung bei den Arbeiten eine Hauptunterſtützung eingeſpart wird. Der 
für dieſe Arbeiten in Frage kommende Arbeitsloſe darf in den letzten 12 Monaten 
nicht mehr als 6 Monate gearbeitet haben oder aber er muß Familienzuſchüſſe für 
mindeſtens drei Angehörige beziehen; in begründeten Fällen find Ausnahmen zuge⸗ 
laſſen. Die Förderung beträgt je Tagewerk höchſtens 2 RM für Arbeitsloſe mit 
mindeſtens einem Zuſchlagsempfänger und höchſtens 1.50 RM für Alleinſtehende. 
Die Förderung darf für den einzelnen Notſtandsarbeiter nicht länger als 13 Wochen 
bezahlt werden; eine Wiedereinweiſung in Notſtandsarbeiten iſt erſt dann zuläſſig, 
wenn zwiſchen dem Ablauf der Beſchäftigungsdauer (13 Wochen) und der Wieder- 
zuweiſung mindeſtens 4 Monate verfloſſen ſind. Neu iſt auch die Beſtimmung, daß 
die Reihsanftalt für Wohlfahrtserwerbsloſe keine Förderung mehr gewährt. Wenn 
fich aber der für die Anterſtützungsempfänger zuſtändige Bezirksfürſorgeverband 
nach Maßgabe der erſparten Anterſtützungsbeträge an der Finanzierung der Arbeit 
beteiligt, fo können auch volleinſatzfähige Empfänger von Wohlfahrtsunterſtützung 
zur Beſchäftigung bei Notſtandsarbeiten zugelaſſen werden. 


Daneben hat die Reichsanftalt auch noch Sondermittel zur Arbeitsbeſchaffung in den 
Notgebieten, beſonders in den Grenzgebieten, bereitgeſtellt. Sie werden für Arbeiten 
von Körperſchaften und Anſtalten des öffentlichen Rechts und gemiſcht⸗wirtſchaft⸗ 
lichen Anternehmungen gewährt, wenn die Arbeiten volkswirtſchaftlich wertvoll oder 
auch von beſonderer grenzpolitiſcher Bedeutung, zuſätzlich und beſonders arbeits- 
intenfiv find. Abgeſehen von den Stammarbeitern find zu dieſen Arbeiten Haupt- 
unterſtützungsempfänger der Arbeitsloſenverſicherung und der Kriſenfürſorge ſowie 
anerkannte Wohlfahrtserwerbsloſe zugelaſſen, die in der freien Wirtſchaft, ins⸗ 
beſondere in der Landwirtſchaft, nicht untergebracht werden können. Sonſtige Arbeits- 
loſe (3. B. nichtanerkannte Wohlfahrtserwerbsloſe) können zu den Arbeiten nur mit 
beſonderer Genehmigung zugewieſen werden. 


Wie die Amgrenzung des zu Notſtandsarbeiten zugelaſſenen Perſonenkreiſes zeigt, 
ſoll unter allen Amſtänden vermieden werden, daß die Durchführung von Notſtands⸗ 
arbeiten der freien Wirtſchaft notwendige Arbeitskräfte entzieht. Dies gilt be⸗ 
ſonders für die Landwirtſchaft, die einen ſtarken und teilweiſe nur ſchwer zu befriedi- 
genden Bedarf an Arbeitskräften aufweiſt. 


Die vielſeitigen Ausgaben der Reichsanſtalt zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit 
find ungefähr aus einem Viertel der Abgabe zur Arbeitsloſenhilfe finanziert worden, 
die durch Verordnung des Reihspräfidenten vom 14. Juni 1932 eingeführt, unter 
dem 24. März 1934 geſetzlich gemildert wurde und ſchließlich vom 1. Januar 1935 ab 
in die allgemeine Einkommenſteuer eingebaut worden iſt. Von den Beträgen in 
Höhe von insgeſamt 3,8 Milliarden RM (ohne die Aufwendungen für die Auto- 
ſtraßen), welche die Reichsregierung in den Jahren 1932 und 1933 in den verſchiedenen 
Arbeitsbeſchaffungsprogrammen zur Verfügung ſtellte, konnten bis zum Schluß des 
Rechnungsjahres 1933/34 allein rund 800 Millionen RM zur Reftfinanzierung von 
Notſtandsarbeiten herangezogen werden. Hierbei ift zu beachten, daß im Rechnungs- 
jahr 1933/34 nur etwa 30 v. H. aller Notſtandsarbeiten aus dem Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
programm der Reichsregierung finanziert zu werden brauchten. Rund 70 v. H. aller 
Notſtandsarbeiten wurden außerhalb der Arbeitsbeſchaffungsprogramme aus eigenen 
Mitteln der Träger (erſparten Wohlfahrtsunterſtützungen) ſowie anderweitig auf- 
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genommenen Darlehen (bei Sparkaſſen, bei der Deutſchen Bodenkultur AG uſw.) 
beſtritten. 


An der Entwicklung der Notſtandsarbeiten läßt ſich beſonders deutlich die Wandlung 
der arbeitspolitiſchen Aufgaben während des Zeitraumes von 1933 bis 1936 ableſen. 
Kam es noch in den erſten Jahren darauf an, eine möglichſt große Breitenwirkung 
im Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit zu erzielen, ſo mußte in der letzten Zeit ent⸗ 
ſprechend dem ſteigenden Beſchäftigungsgrad der Wirtſchaft ſogar ein Abbau der 
Notſtandsarbeiten vorgenommen werden. Die wirtſchaftlichen Vorteile, daß bei 
allen Notſtandsarbeiten gewiſſe Aufwendungen für Material erforderlich find, deſſen 
Beſchaffung wiederum zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit beiträgt, und die Tat- 
ſache, daß die Wiedereinſetzung in Lohnarbeit die Konſumkraft der bisher Arbeits- 
loſen ſteigert, mußte im Laufe der Zeit aus wichtigeren Gründen immer mehr in den 
Hintergrund treten. Die Zahl der Notſtandsarbeiter ging von rund 630 000 Ende 
März 1934 auf rund 350 000 Ende März 1935 zurück; Ende März 1936 wurden nur 
noch rund 223 000 Notſtandsarbeiter gezählt. Ende September 1936 waren es nur 
noch rund 78 600. 


3. Arbeitsdienſt und Landhilfe 


Der freiwillige Arbeitsdienſt gehört der Vergangenheit an, ſeitdem die Arbeitsdienſt⸗ 
pflicht durch das Reichsarbeitsdienſtgeſetz vom 26. Juni 1935 eingeführt wurde, das 
den Arbeitsdienſt als Ehrendienſt am deutſchen Volke ſtatuiert. Der Freiwillige 
Arbeitsdienſt hatte feine erſten Rechtsgrundlagen im $ 139 a AB AVGG und in der 
Verordnung über die Förderung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes vom 23. Juli 
1931; im Laufe der Zeit machte er jedoch eine grundlegende Wandlung durch. 
Arſprünglich als Einrichtung der wertſchaffenden Arbeitsloſenſürſorge gedacht, iſt er 
mehr und mehr zu einem Inſtrument der politiſchen Erziehung der deutſchen Jugend 
geworden. 


Eine Einrichtung, die ſich mit der Unterbringung von Arbeitsloſen in Iandwirtichaft- 
liche Arbeiten beſchäftigt, iſt die Landhilfe. Sie hat eine wirtſchaftliche und eine 
ſozialpolitiſche Bedeutung. Sie ſoll den kleinen und mittelbäuerlichen Betrieben mit 
familienwirtſchaftlichem Charakter, die einen unbefriedigten Bedarf an Arbeits- 
kräften aufweiſen, helfen und gleichzeitig jungen Menſchen Arbeit verſchaffen. Der 
Landhelfer wurde bisher in die Haus- und Familiengemeinſchaft aufgenommen. Für 
die Aufnahme waren in der Regel Bauernbetriebe bis 50 ha Größe zugelaſſen. Als 
Landhelfer kamen in erſter Linie Arbeitsloſe der drei Anterſtützungsarten im Alter 
von 16 bis 25 Jahren in Frage, ferner Jugendliche, die die Anwartſchaft in der 
Arbeitsloſenverſicherung noch nicht erfüllt haben. Mägde und Knechte aus dem Kreiſe 
der landwirtſchaftlichen Arbeitnehmer waren zur Landhilfe nicht zugelaſſen (dagegen 
aber Landarbeiterfamilien mit Kindern bis zu 14 Jahren). Die Dauer des Arbeits- 
vertrages erſtreckte ſich zunächſt auf 6 Monate mit vierwöchiger Probezeit. Das 
Arbeitsamt zahlte dem Bauer für den männlichen Landhelfer eine Beihilfe von 12 bis 
18 RM, für den weiblichen eine ſolche von 8 bis 14 RM monatlich. Nach Ablauf 
des halben Jahres konnten beide Teile das Arbeitsverhältnis fortſetzen, jedoch nur 
für die Dauer eines ganzen Jahres. In dieſem Falle wurde die Beihilfe aber nur 
für ein halbes Jahr gewährt. Für die durch die Landhilfe beſchäftigten Landarbeiter- 
familien beſtand eine beſondere Regelung. Mitte Juli 1935 waren 137 000 Land- 
helfer tätig, davon 110 000 männliche und 27 000 weibliche. Der Aufwand der Reichs. 
anſtalt für die Landhilfe betrug im Rechnungsjahr 1933/34 37,7 Millionen RM. 
Nach Ablauf der normalen Landhilfezeit ſind viele der ehemaligen Landhelfer als 
freie landwirtſchaftliche Arbeitskräfte auf dem Lande geblieben. 


Nach einer Entſcheidung des Reichsminiſters der Finanzen kann jedoch eine Förde— 
rung für Einzellandhelfer vom Rechnungsjahr 1936 ab infolge Beſchränkung der 
Haushaltsmittel der Reichsanſtalt nicht mehr gewährt werden. Dagegen wird der 
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Einſatz von Gruppenlandhelfern in gewiſſem Amfange weitergeführt. Aber auch bei 
der Gruppenlandhilfe machen die Beſchränkung der Haushaltsmittel der Reiche- 
anſtalt ſowie die begrenzte Zahl der zur Verfügung ſtehenden geeigneten Gruppen- 
führer von vornherein eine Kontingentierung der einzuſetzenden Gruppenlandhelfer 
erforderlich, die im Einvernehmen mit dem Neichsnährſtand vorgenommen wird. 
Wie bisher wird auch eine monatliche Beihilfe von 20 RM aus Mitteln der Reichs- 
anſtalt bei Mehreinſtellung einer Landarbeiterfamilie (Familienlandhilfe) gegeben. 
Jedoch wird eine Förderung für die Beſchäftigung einer Landarbeiterfamilie im 
zweiten Jahre nicht mehr gewährt. Dieſe Maßnahme hat in erhöhtem Maße zu einer 
Dauerüberführung und Seßhaftmachung von verheirateten Landarbeitern auf dem 
Lande geführt. 


In gewiſſem Zuſammenhang mit der Landhilfe ſteht der Frauenarbeitsdienſt, der nach 
einer neuen Ankündigung nach dem Vorbild des männlichen Arbeitsdienſtes demnächſt 
zu einer pflichtmäßigen Einrichtung werden fol. Die Zahl der weiblichen Arbeits- 
dienſtfreiwilligen betrug im Januar 1934 rund 7000, im Januar 1935 rund 11 000, 
vom Mai 1935 ab wurden über 12 000 junge Mädchen im Frauenarbeitsdienſt 
beſchäftigt. Die Stärke ſoll in der Zeit von April 1937 bis März 1938 auf 25 000 
Arbeitsmaiden l(einſchließlich Stammperſonal) erhöht werden. Der Frauenarbeits- 
dienſt wird in Lagern durchgeführt. Er umfaßt mit der Reichsleitung des deutſchen 
Frauenarbeitsdienſtes an der Spitze und 13 Landesſtellen zur Zeit rund 400 Lager. 
Die Dienſtzeit beträgt ein halbes Jahr. Den jungen Mädchen wird dabei vor allem 
die Aufgabe geftellt, den mit Arbeit überlaſteten Familien zu helfen. Die Arbeits- 
lager gliedern ſich in drei Gruppen: 1. Lager für Siedlungsbeihilfe, 2. Lager für 
Hauswirtſchaft und ſoziale Hilfsarbeit, 3. ländliche Lager mit landwirtſchaftlichem 
Eigenbetrieb. 


4. Arbeits vermittlung, Arbeitseinſatz, 
Berufsberatung“) 


In der Zeit vor dem Weltkrieg war die Arbeitsvermittlung ſehr zeriplittert. Ge- 
werbliche, gemeinnützige und kommunale Einrichtungen betätigten ſich auf dieſem 
Gebiet, was ſich während des Krieges und bei der Demobilmachung als ein empfind⸗ 
licher Nachteil herausſtellte. Bahnbrechend wirkten in dieſer Hinſicht die Berufs- 
vermittlungseinrichtungen der Angeſtellten, die ihre Vermittlungstätigkeit mit der 
Berufsfortbildung verbanden und ſich den perſönlichen Verhältniſſen der Stellen- 
bewerber anpaßten. 


Die Einrichtungen der Angeſtelltenverbände konnten aber nach der Machtübernahme 
auf die Dauer auch innerhalb der Deutſchen Arbeitsfront kein ſelbſtändiges Daſein 
führen. Am eine zentrale Lenkung der Arbeitskräfte zu ermöglichen, find auf Grund 
der Vereinbarung zwiſchen dem Leiter der Deutſchen Arbeitsfront und dem Präſi⸗ 
denten der Reichsanſtalt vom 1. November 1935 die bisherigen Einrichtungen für 
Stellenvermittlung für Angeſtellte auf die Reichsanſtalt übernommen worden. Die 
gewerblichen Stellenvermittlungen ſind ebenfalls bis auf den Spezialfall der im Jahre 
1931 wieder zugelaſſenen Vermittlung für Artiſten und gegebenenfalls für einige 
Künſtlergruppen verſchwunden. Durch das Geſetz über Arbeitsvermittlung, Beruſs⸗ 
beratung und Lehrſtellenvermittlung vom 5. November 1935 wurde dieſe Entwicklung 
abgeſchloſſen. Damit hat die Reichsanftalt nunmehr das ausſchließliche Recht zur 
Arbeitsvermittlung jeder Art, ebenſo zur Berufsberatung und zur Lehrſtellenver⸗ 
mittlung. Nur in beſonderen Fällen können auch andere Stellen von der Reichs- 
anſtalt mit dieſen Aufgaben betraut werden. 


Bildet ſchon das Vermittlungsmonopol der Reichsanſtalt eine notwendige Vorqus⸗ 
ſetzung für einen planvollen Arbeitseinſatz, jo kann man das erſt recht von der Ein⸗ 


) Zahlen ſtammen aus den Berichten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
loſenverſicherung (Beilage zum Reichsarbeitsblatt). 
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führung der Arbeitsbücher behaupten. Das Arbeitsbuch als ſolches iſt in außer⸗ 
deutſchen Verhältniſſen keine unbekannte Erſcheinung. Als Mittel der Sozialpolitik 
war es aber bisher mit Recht zu verwerfen. Es ſchadete mehr, als es nützte. Aber 
die Qualität des Arbeiters enthielt es nichts, der Inhaber hatte lediglich den Vorteil 
des Nachweiſes eines beſtehenden Arbeitsverhältniſſes. Abgeſehen von Beläſtigungen, 
Zeitverluſten und entſtehendem Mißtrauen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
das mit dem Beſitz des Arbeitsbuches verbunden war, war es eigentlich nur ein 
Mittel der Polizeikontrolle, der kein anderer Staatsbürger unterworfen war. 


Das heutige Arbeitsbuch, das durch das Geſetz über die Einführung des Arbeits. 
buchs vom 26. Februar 1935 geſchaffen wurde, dient anderen Zielen. Dieſes Arbeits- 
buch iſt ein wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſches Hilfsmittel. Zwar wird auch heute nichts 
über die Qualität des Arbeiters in ihm vermerkt. Dagegen ſoll es aber als amtlicher 
Ausweis über die Berufsausbildung und die berufliche Entwicklung der Arbeiter und 
Angeſtellten dienen. Dadurch werden die Aufgaben erleichtert, jedem Volksgenoſſen 
den für ihn geeigneten Arbeitsplatz anzuweiſen, den Andrang zu überfüllten Berufen 
und die Landflucht abzubremſen und ſchließlich die Schwarzarbeit zu verhindern. 
Vom 1. September 1936 an dürfen Arbeiter und Angeſtellte, die arbeitsbuchpflichtig 
find, nur beſchäftigt werden, wenn fie im Befitze eines ordnungsmäßig ausgeſtellten 
Arbeitsbuches find. Die Arbeitsbücher werden grundſätzlich nur von den Arbeits- 
ämtern ausgeſtellt, die durch die Kontrolle der Arbeitsbücher, insbeſondere aber durch 
die Abertragung ihres weſentlichen Inhalts auf Karteiblätter nunmehr in der Lage 
find, wichtige ſtatiſtiſche Vorfälle, wie Art und Häufigkeit des Arbeiterwechſels 
u. a. m. feſtzuhalten und für die bereits erwähnten Zwecke des planmäßigen Arbeits- 
einſatzes zu verwenden. 


Als Rechtsgrundlage für die zentrale Leitung des Arbeitseinſatzes iſt das Geſetz zur 
Regelung des Arbeitseinſatzes vom 15. Mai 1934 geſchaffen worden. Der Anlaß zu 
dieſer geſetzlichen Regelung war, daß die Abnahme der Arbeitsloſigkeit ſich nicht 
gleichmäßig auf Stadt und Land verteilt hatte. In den Gemeinden über 50 000 Ein- 
wohner und beſonders in den Großſtädten war die Zahl der Wiederbeſchäftigten 
weniger geſtiegen, als es nach der Zahl und nach der beruflichen Zuſammenſetzung der 
Bevölkerung wünſchenswert geweſen wäre. So kamen in den kleinen Gemeinden unter 
50 000 Einwohnern Ende März 1934 auf 1000 Einwohner 23,6 Arbeitsloſe, in den 
Städten von 50 bis 100 000 59,0, in den Städten über 100 000 Einwohner dagegen 
81 Arbeitsloſe auf 1000 Einwohner. Die Bedeutung dieſer Zahlen wird erſt ins 
rechte Licht gerückt, wenn man bedenkt, daß Ende März 1934 64 v. H. der 2,8 Mil- 
lionen Arbeitsloſen auf die Gemeinden über 50 000 Einwohner entfielen, obwohl 
deren Bevölkerungszahl nur 35 v. H. der Geſamtbevölkerung ausmacht. Im Gegen⸗ 
ſatz zu dem Aberangebot von Arbeitskräften in den Städten herrſcht auf dem Lande 
Leutenot, die ſowohl durch die Intenſivierung der Landwirtſchaft als auch durch den 
dauernden Anreiz zur Landflucht infolge des hohen Beſchäftigungsgrades der gewerb- 
lichen Wirtſchaft hervorgerufen wird. Deshalb ermächtigt der Geſetzgeber den Präſi⸗ 
denten der Reichsanſtalt, in Bezirken mit hoher Arbeitsloſenzahl die Einſtellung neu 
zuziehender Arbeitnehmer von ſeiner vorherigen Zuſtimmung abhängig zu machen. 
Damit war die Möglichkeit gegeben, den Kriſenherden der Arbeitsloſigkeit durch 
Einrichtung von Sperrbezirken beizukommen. Von dieſer geſetzlichen Ermächtigung 
hat der Präſident der Reichsanſtalt bisher nur in vier Fällen (Berlin, Hamburg, 
Bremen, Saarland)“) Gebrauch gemacht. Von der Anordnung weiterer Sperrzonen 
hat er abgeſehen, obwohl ſich dieſer neuartige Verſuch gut bewährt hat; jo ging z. B. 
allein in Groß-Berlin die Zahl der Arbeitsloſen ſeit Anfang des Jahres 1934 von 
über 500 000 auf unter 200 000 zurück. Eine weitere Schaffung von Sperrbezirken 
würde jedoch arbeitseinſatzmäßig eine Abſchnürung Deutſchlands bedeuten. Im 


*) Die Anordnungen über die Regelung des Arbeitseinſatzes im Saarland und in Bremen 
ſind inzwiſchen wieder außer Kraft getreten. 
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Gegenteil find ſogar die Einſtellungsbeſchränkungen für auswärtige Hausgehilfinnen 
mit dem 1. Oktober 1936 wieder aufgehoben worden. Die weitere Ermächtigung 
für den Präfidenten, den in den letzten drei Jahren in der Landwirtſchaft beſchäftigt 
geweſenen Arbeitnehmern den Berufswechſel ohne ſeine Zuſtimmung zu verbieten, 
betont die Hilfe für die Landwirtſchaft. 


In dem Geſetz über die Regelung des Arbeitseinſatzes war fie zunächſt auf das Jahr 
1934 beſchränkt (8 3). Durch die Geſetzesänderung vom 26. Februar 1935 iſt dieſe 
Beſchränkung gefallen.“) 


Das Ziel der Arbeitsſchlacht kann aber nicht nur ſein, möglichſt vielen Menſchen 
wieder Arbeit und Brot zu verſchaffen, ſondern das Streben der nationalſozialiſtiſchen 
Regierung geht darüber hinaus dahin, im Intereſſe der Volksgemeinſchaft der beſon⸗ 
deren Notlage beſtimmter Erwerbsloſengruppen gerecht zu werden. Altere Erwerbs- 
loſe, beſonders ſolche, die verheiratet und kinderreiche Familienväter find, müſſen 
bevorzugt werden. Aus dem Vergleich zweier Erhebungen der Reichsanſtalt, die am 
15. Juni 1934 und am gleichen Tage des Vorjahres veranſtaltet wurden, ergab ſich, 
daß ſich zwar die Geſamtzahl der Arbeitsloſen am 15. Juni 1934 gegenüber dem 
Vorjahre um 46,7 v. H. vermindert hat, daß aber der Anteil der Altersgruppen an 
dieſer Verminderung verſchieden hoch iſt. Am geringſten war die Verminderung bei 
den 40. bis 60 jährigen Arbeitsloſen, bei denen fie nur 36,1 v. H. betrug. Der noch 
ſtärkere Rüdgang bei den mittleren Jahrgängen von 25 bis 40 Jahren mit 44,9 v. H. 
wurde noch übertroffen durch die Entlaſtungen bei den 18. bis 25jährigen Arbeits- 
loſen, die 67,6 v. H. betrug. Damit war alſo der bisherige Erfolg der Arbeitsſchlacht 
in erſter Linie den jüngeren Volksgenoſſen zugute gekommen. Die Arſachen hierfür 
lagen nicht nur in der beſonderen Betreuung der jugendlichen Arbeitsloſen durch Not⸗ 
ſtandsarbeiten, freiwilligen Arbeitsdienſt, Landhilfe und Eheſtandsdarlehen, ſondern 
auch bei der allgemein zu beobachtenden Bevorzugung jüngerer Arbeitskräfte bei Ein- 
ſtellungen in der Wirtſchaft. N 


Die ſehr einſchneidende Anordnung des Präſidenten der Reichsanſtalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung vom 28. Auguſt 1934 (RArb Bl. I S. 202) 
über die Verteilung von Arbeitskräften“) ſollte u. a. hier Wandel ſchaffen und den 
Altersklaſſen, denen die Sorge für die heranwachſende Jugend obliegt, zu Hilfe 
kommen. Sie ſah deshalb zunächſt den Austauſch von Arbeitsplätzen vor, der der 
Freimachung von Arbeitsplätzen, die mit Perſonen unter 25 Jahren beſetzt waren, 
zugunſten der Einſtellung älterer, vor allem kinderreicher Arbeitsloſer diente. Dieſe 
Maßnahme iſt Ende 1936 wieder außer Kraft getreten. In Geltung geblieben ſind 
die Vorſchriften über eine Einſtellungsbeſchränkung für Arbeiter und Angeſtellte unter 
25 Jahren (ihre Einſtellung iſt nur mit vorheriger Zuſtimmung des Arbeitsamts zu- 
läſfig, es fei denn, daß es ſich um Lehrlinge mit mindeſtens zweijährigem Lehrvertrag 
handelt) und über den Leiſtungsausgleich für ältere Angeſtellte, in deſſen Rahmen die 
Reichsanſtalt monatliche Zuſchüſſe (bis zu 50 RM zuzüglich Kinderzulage) für 
höchſtens 6 Monate gewährt, wenn Arbeitsplätze, auf denen bisher Angeſtellte unter 
25 Jahren tätig waren, mit arbeitsloſen, fachlich vorgebildeten männlichen Ange⸗ 
ſtellten über 40 Jahre beſetzt werden, die in den letzten drei Jahren vor der Ein⸗ 
ſtellung länger als zwei Jahre Arbeitsloſenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln 
bezogen haben. 


Aber auch dieſe Maßnahmen haben ſich als nicht ausreichend erwieſen, um den 
Arbeitseinſatz der älteren Angeſtellten befriedigend zu löſen. Im Ausmaß der Ub- 
nahme der Arbeitsloſigkeit blieben die älteren Angeſtellten weiterhin erheblich zurück. 
Von den Ende März 1937 gezählten rund 150 000 Angeſtellten waren 80 000 ältere 


e vorläufige Maßnahme iſt das Geſetz über die Einſchränkung der Verwendung von 
ſchinen in der Zigarreninduſtrie vom 15. Juli 1933 zu nennen. 

e) Die Anordnung gilt jetzt in der Faſſung der Anderungsanordnungen vom 27. November 
1936 (RArb Bl. 1 S. 312) und vom 18. März 1937 (RArb Bl. I S. 84). 
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Angeſtellte, d. h. über 40 Jahre alt. Der Anteil der älteren Angeſtellten belief ſich 
alſo auf mehr als 50 v. H., während er Mitte Juli 1933 nur 27,5 v. H. betragen hatte, 
er hat ſich alſo in den letzten vier Jahren außerordentlich ſtark erhöht. Da ſomit die 
Unterbringung der erwerbsloſen älteren Angeſtellten auf der Grundlage freiwilliger 
Einſtellungen trotz mannigfaltiger Förderung ſeitens der Reichsanſtalt weit hinter 
dem erforderlichen Ausmaß zurückgeblieben iſt, hat Miniſterpräſident Generaloberſt 
Göring in der „Fünften Anordnung zur Durchführung des Vierjahresplans über die 
Beſchäftigung älterer Angeſtellter“ vom 7. November 1936 (RArb Bl. J S. 296) die 
rechtliche Handhabe geſchaffen, Betriebe und Verwaltungen notfalls im Wege ftaat- 
lichen Zwanges zur Erfüllung ihrer ſtaatspolitiſchen und ſozialen Pflichten hinſichtlich 
der Einſtellung älterer Angeſtellter anzuhalten. Nach dieſer Anordnung find Betriebe 
mit zehn oder mehr Angeſtellten verpflichtet, in angemeſſenem Amfange Angeſtellte im 
Alter von 40 und mehr Jahren zu beſchäftigen, ſoweit fie eine ordnungsmäßige Vor⸗ 
bildung aufzuweiſen haben und einſatzfähig ſind. 


Der Arbeitseinſatz hat aber nicht nur die Vermittlung von Arbeitsplätzen unter weit. 
gehender Berückſichtigung der ſozialen Notwendigkeiten zum Gegenſtand, ſondern zur 
Regelung des Arbeitseinſatzes, wenn er qualitativ durchgeführt werden ſoll, gehört 
auch die Berufsberatung. Deshalb ſteht auch die amtliche Berufsberatung mit der 
amtlichen Arbeitsvermittlung in engſter Verbindung. Sie iſt beſonders bei der Ver⸗ 
mittlung von Lehrſtellen von Bedeutung. Ihr gemeinnütziger Charakter erklärt es, 
daß die gewerbsmäßige Berufsberatung verboten iſt. Die Berufsberatung erfolgt 
bei den Arbeitsämtern unentgeltlich. Nach dem AVA hat die amtliche Berufs- 
beratung „einerſeits die körperliche und geiſtige Eignung, die Neigung und die wirt- 
ſchaftlichen Familienverhältniſſe der Ratſuchenden, anderſeits die Lage des Arbeits- 
einſatzes und die Berufsausſichten angemeſſen zu berückſichtigen. Sie hat die Inter- 
eſſen eines beſonderen Berufs allgemeinen wirtſchaftlichen und ſozialen Geſichts⸗ 
punkten unterzuordnen“. Bei den Arbeitsämtern haben Mitte 1932 bis Mitte 1933 
insgeſamt 394 000 Ratſuchende Einzelbeſuche gemacht. 128 000 Lehr und Unlern- 
ſtellen ſtanden zur Verfügung, in die 102 000 Perſonen vermittelt werden konnten! 
(gegen 175 000 zur Zeit der Hochkonjunktur, und gegen 98 000 im gleichen Zeitraum 
des Vorjahres). An Fachſchulen wurden 13 500, an Hochſchulen 3000 Ratſuchende 
gewieſen. Seit der Machtübernahme hat auch die Tätigkeit der Arbeitsämter auf 
dem Gebiete der Berufsberatung eine ſtarke Ausdehnung erfahren. Im Beratungs- 
jahr 1935/36 ſtieg die Zahl der Ratfuhenden auf 1 077 990 (1933/34: 600 518, 
1934/35: 848 371). Von der Geſamtzahl der Ratiuhenden waren 87,4 v. H. Schul- 
enlaſſene. Die Zahl der zur Beſetzung gemeldeten Ausbildungsſtellen für Jugendliche, 
die von 1933/34 bis 1934/35 um rund 77 000 Stellen oder 35,2 v. 9. ſtieg, erhöhte ſich 
im Jahre 1935/36 um weitere 98 600 Stellen oder um 33,3 v. H. auf insgeſamt 
394 690 Stellen. Damit hat die Wirtſchaft fo gut wie reſtlos ihre Lehr- und Aus- 
bildungsplätze der Reichsanſtalt zur Beſetzung durch die Arbeitsämter gemeldet. Es 
ſei ferner darauf aufmerkſam gemacht, daß die Reichsanſtalt Lehrgänge zur Feſtigung 
und Erweiterung der beruflichen Kenntniſſe jugendlicher Erwerbsloſer veranſtaltet 
oder fördert. 


5. Arbeitsloſenverſicherung und unterſtützung 


Die Erwerbsloſen ſetzen ſich aus zwei verſchiedenen Gruppen zuſammen, aus den 
aſozialen Elementen und ſolchen Volksgenoſſen, die unverſchuldet der Wirtſchafts⸗ 
kriſe zum Opfer gefallen find. Daß in gewiſſen Berufen zuweilen eine Arbeitsloſig⸗ 
keit eintritt, iſt eine Erſcheinung, die mit den üblichen Saiſonſchwankungen erklärt 
werden kann. Dieſe Art der Erwerbsloſigkeit läßt ſich noch mit verhältnismäßig ein- 
fachen Mitteln überwinden. Anders ſteht es jedoch mit der ſtrukturellen Arbeitslofig- 
keit, welcher nur mit außerordentlichen Maßnahmen von wirtſchaftspolitiſcher Trag- 
weite beizukommen iſt. 
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In Deutſchland hat man nach dem Kriege verſucht, das Problem der Erwerbslofig- 
keit in Anlehnung an die Gedankengänge von Schanz auf dem Wege der Zwangs- 
verſicherung zu löſen. Die geſetzliche Grundlage bildet das Geſetz über Arbeitsloſen⸗ 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung vom 16. Juli 1927. Träger der Verſiche⸗ 
rung tft die Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung, die 
ſich in 13 Landesarbeitsämter und 345 Arbeitsämter untergliedert. 


Die Verſicherten find gewöhnlich mit denen in der Sozialverſicherung identiſch. Per⸗ 
ſonen, die in der Landwirtſchaft, in der Binnen-, Küſten⸗ und Partenfiſcherei (Geſetz 
vom 22. September 1933) oder als Hausgehilfin (Geſetz vom 12. Mai 1933) tätig 
ſind, ſind von der Verſicherung befreit. Im Falle der Erwerbsloſigkeit erhält der 
verſicherte Arbeitnehmer unter gewiſſen Vorausſetzungen Arbeitsloſenunterſtützung. 
Während der Anterſtützungszeit iſt der Arbeitsloſe für den Fall der Krankheit ver- 
ſichert. Bei andauernder beſonders ungünſtiger Wirtſchaftslage kann der Reichs- 
arbeitsminiſter bedürftige Arbeitsloſe in die ſogenannte Kriſenunterſtützung über⸗ 
führen, wenn der verſicherungsmäßige Anterſtützungsanſpruch noch nicht beſteht oder 
wenn er erſchöpft iſt. Obwohl auch die Dauer der Kriſenhilfe geſetzlich beſchränkt iſt, 
findet bis auf weiteres eine „Ausſteuerung“ aus ihr nicht mehr ſtatt, um die Für⸗ 
ſorgeverbände als Träger der Wohlfahrtsunterſtützungen zu entlaſten. 


Zwei Beſonderheiten der Arbeitsloſenunterſtützung von nicht unerheblicher ſozial⸗ 
politiſcher Bedeutung ſeien hier noch hervorgehoben: die ſogenannte Krümperunter⸗ 
ſtützung und die Kurzarbeiterunterſtützung. Zugunſten derjenigen Arbeiter, die aus 
einem Betrieb in regelmäßigem Wechſel vorübergehend entlaſſen werden, kann der 
Vorſitzende des Landesarbeitsamtes anordnen, daß ſie Anterſtützung erhalten, auch 
wenn fie ſonſt nicht als arbeitslos anzuſehen wären („Krümperſyſtem“). Ebenſo kann 
die Reichsanſtalt im Falle der Kurzarbeit „Kurzarbeiterunterſtützung“ gewähren, die 
in der Verordnung über die Kurzarbeiterunterſtützung vom 5. September 1936 in der 
Faſſung vom 30. Juni 1937 (RArbBl. I S. 163) eine zuſammenfaſſende Regelung 
gefunden hat. 


Wegen weiterer Einzelheiten über die Arbeitsloſenverſicherung ſei auch auf den Ab- 
ſchnitt E in dem Beitrag von Lutz Richter „Sozialverſicherung“ in Band II Gr. 2 
Nr. 38 dieſes Handbuchs hingewieſen. 

Die ſtaatliche Fürſorge für erwerbsfähige Volksgenoſſen iſt zum Teil in der 
Sozialverſicherung (vgl. Beitrag 38 dieſes Werkes), zum Teil im Fürſorgerecht (vgl. 
Beitrag 29 dieſes Werkes) behandelt und kommt daher hier nicht zur Darſtellung. 


III. Das Winterhilfswerk 


Die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen der nationalſozialiſtiſchen Regierung haben ge- 
waltige Erfolge erzielt; die Erwerbsloſigkeit iſt ſeit der Machtübernahme nahezu 
völlig beſeitigt. Aber auch unter den Volksgenoſſen, denen Arbeit und Brot wieder- 
gegeben iſt, befinden ſich viele, die nicht ihr volles Auskommen haben, und deren Not 
ſich beſonders in der kalten Jahreszeit auswirkt. Aber auch dieſe Volksgenoſſen will 
die nationalſozialiſtiſche Regierung nicht ihrem eigenen Schickſal überlaſſen. Sie hat 
Ende 1933 das „Winterhilfswerk des Deutſchen Volkes“ ins Leben gerufen, das den 
Kampf gegen Hunger und Kälte führt. Es handelt ſich hierbei nicht um irgendeine 
private Fürſorge, ſondern um eine Aktion, die von der Regierung geleitet und vom 
geſamten Volk getragen wird. Das Winterhilfswerk iſt eine wirtſchaftliche Hilfe 
zuſätzlicher Art für alle wirklich hilfsbedürftigen Volksgenoſſen, zu denen neben den 
‚Arbeitslofen, Wohlfahrtsunterſtützungs⸗ und Nentenempfängern vornehmlich Per⸗ 
ſonen gehören, bei denen ein beſonderer Notfall vorliegt (andauernde Krankheit, lang⸗ 
jährige Arbeitsloſigkeit, beſonders bei Kinderreichen). 


Das Winterhilfswerk des Deutſchen Volkes, in dem Einſatzbereitſchaft und Opfer 
freudigkeit des deutſchen Volkes im Kampf gegen Hunger und Kälte des Winters 
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ihren lebendigſten Ausdruck gefunden haben, wird nach dem Befehl des Führers als 
ſtändiges Werk der Tat gewordenen Volksgemeinſchaft fortgeführt. Es hat deshalb 
durch das Geſetz über das Winterhilfswerk des Deutſchen Volkes vom 1. Dezember 
1936 (RGBl. J S. 995) den Charakter einer rechtsfähigen Stiftung erhalten. Es 
wird durch den RNeichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda geführt und 
beaufſichtigt, auf deſſen Vorſchlag hin der Führer und Reichskanzler den Reichs ⸗ 
beauftragten für das Winterhilfswerk ernennt. Der Reichsbeauftragte hat die 
Stellung des Vorſtandes. Zum Reichs beauftragten hat der Führer und Reichs- 
kanzler den Leiter des Hauptamtes für Volkswohlfahrt in der Reichsleitung der 
NSDAP. Hauptamtsleiter Hilgenfeldt, beſtellt. Der Reichsbeauftragte unterſteht 
unmittelbar dem Reihsminifter für Volksaufklärung und Propaganda und iſt ihm 
für die Durchführung des Winterhilfswerks verantwortlich. 


Die Durchführung des Winterhilfswerks geſchieht in Zuſammenarbeit mit der 
NSDAP., ihren Gliederungen und angeſchloſſenen Verbänden, mit den Staats und 
Gemeindebehörden ſowie mit den großen Organiſationen und Verbänden, die in den 
Arbeitsgemeinſchaften und Beiräten des WH W. zuſammengeſchloſſen find. 


Der organiſatoriſche Aufbau des WHW., der hier nur in feinen Grundzügen dar 
geſtellt werden kann, hat feine Spitze in dem Reichs beauftragten für das WH W. in 
Berlin. Ihm zur Seite ſtehen — von ihm berufen — die Reichsarbeitsgemeinſchaft 
und der Reichsbeirat des WHW. Die weitere organiſatoriſche Aufteilung des 
WH W. iſt entſprechend der Organiſation der NSDAP. in Gaue, Kreiſe und Orts- 
gruppen gegliedert. Dienſtſtellen des WH W. find hier für den Gau der Gaubeauf⸗ 
tragte, der die Gauarbeitsgemeinſchaft und den Gaubeirat beruft, für den Kreis der 
Kreisbeauftragte, der die Kreisarbeitsgemeinſchaft und erforderlichenfalls den Kreis- 
beirat des WH W. zu berufen hat, und für die Ortsgruppe der Ortsbeauftragte, der 
die Ortsarbeitsgemeinſchaft beruft. 

Es würde zu weit führen, die Arbeitsweiſe des WH W. hier im einzelnen zu ſchildern. 
Sie beſteht — kurz geſagt — in der Einſammlung und in der Verteilung der Geld- 
und Sachfpenden. Die Grundlage der Geldſpenden bilden die monatlichen Lohn ⸗ und 
Gehaltsopfer, die monatlich durchzuführenden Eintopfſammlungen und Reichs 
ſtraßenſammlungen ſowie die vom Reichsbeauftragten außerdem genehmigten beſon⸗ 
deren Geldſammlungen. Die Sachſpenden teilen ſich auf in Nahrungsmittel, in 
Kleidungsſtücke, Brennmaterial und die Spenden von Liebesgabenpaketen, Spielzeug 
und Weihnachtsbäumen zu Weihnachten. Die Grundlage der Nahrungsmittelſpende 
bilden die Spenden der Landwirtſchaft an Kartoffeln, Brotgetreide, Mehl und 
ſonſtigen Erzeugniſſen pflanzlichen und tieriſchen Arſprungs. Neben der Spende der 
Landwirtſchaft ſowie der Wildſpende und der Zuckerſpende, die reichseinheitlich ge- 
regelt werden, iſt die Pfundſpende für die Nahrungsmittelbeſchaffung die wichtigſte 
Spendenart. 

Das Spendenaufkommen und dementsprechend die Leiſtungen des WH W. haben ſich 
von Jahr zu Jahr geſteigert. So ſtieg das Aufkommen von 364 499 387 RM im 
Jahre 1935/36 auf 415 150 513 RM im Jahre 1936/37. Die Leiſtungen des WHW. 
beliefen ſich auf 


1933/44. 350 000 356 RM 
1934/35. 360 493 430 RM 
1935/33665 371 943 908 RM 
1936/37777. 408 323 140 RM. 


Die Leiſtungen der vier Winterhilfswerte zuſammengerechnet ergeben ſomit den ge- 
waltigen Betrag von 1 490 760 834 RM. 

Ahnlich wie durch die öffentliche Fürſorge werden vom WHW. ſolche Perſonen 
unterſtützt, die den nötigen Anterhalt für ſich und ihre Angehörigen nicht oder nicht 
ausreichend aus eigenen Mitteln und Kräften beſchaffen können. Der Rückgang der 
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Arbeitsloſigkeit drückt ſich ſelbſtverſtändlich auch in der finfenden Zahl der vom 
Winterhilfswerk Betreuten aus. Die Zahl ſank im Winter 1934/35 auf 13,8 Millionen, 
im Winter 1935/36 auf insgeſamt 12,9 Millionen und im Winter 1936/37 auf 
10,7 Millionen. 

Die Zahl der vom Winterhilfswerk Betreuten 1936/37 ſetzt ſich folgendermaßen 
zuſammen: 


Arbeitsloſen- und Kriſenunterſtützungs empfänger 862 783 


Kurzarbeiter 110 536 
Rentenempfänger (Goniatsentner, Meinzentner, Rriege- 

beijhädigte uw.) . . 824 700 
Wohlfahrtserwerbsloſe 157 778 
Sonſtige Betreute (Deinberbemittelte, ef Kurz in Arbeit 

ſtehende Perſonen ufw.). . . . . . 11732 491 
Familienangehörige der Betreuten · 9.77023 238 


insgeſamt 10 711 526. 


Das große Hilfswerk konnte nur dadurch gelingen, daß jeder Volksgenoſſe nach 
Kräften mitarbeitete. Ob es ſich um das Einſammeln von Spenden, um den Vertrieb 
von Winterhilfsloſen oder Plaketten u. a. m. handelte, überall ſtanden Tauſende von 
Helfern in freudiger Einſatzbereitſchaft zur Verfügung. Die Zahl der freiwilligen 
Helfer und Helferinnen betrug im Winterhilfswerk 1935 / 36 1 234 918 (Geſamtdurch⸗ 
ſchnitt); davon waren 580 958 ſtändig ehrenamtlich und 646 140 gelegentlich tätig. 
Im Winterhilfswerk 1936/37 waren im Geſamtdurchſchnitt 1 349 008 Helfer und 
Helferinnen tätig. Davon waren ſtändig ehrenamtliche Helfer (innen) 706 598 und 
gelegentliche Helfer (innen) 633 758. Dieſe freiwilligen Helfer und Helferinnen ſtellen 
die Arſache der geringen Verwaltungskoſten dar, mit denen das Winterhilfswerk zu 
arbeiten in der Lage iſt. Nur ein verſchwindend geringer Teil von Helfern bezog 
eine geldliche Entſchädigung. Hierbei handelte es ſich aber um bisherige Erwerbs. 
loſe, die durch den Vertrieb von Loſen uſw. Beſchäftigung fanden. Auch bei der 
Reinigung und Ausbeſſerung von Sachſpenden fand eine große Zahl erwerbsloſer 
Volksgenoſſen Arbeit und Verdienſt. Schließlich wurden auch durch die Herſtellung 
von Winterhilfsabzeichen, durch die Veranſtaltung von künſtleriſchen Darbietungen 
uſw. notleidende Volksgenoſſen im Handel, Gewerbe und in den freien Beruſen 
unterftüßt. So diente die Arbeit des WH W. gleichzeitig auch der Arbeitsbeſchaffung. 


C. Die Gemeinfchaft der ſchaffenden Deutfchen 
(Die Deutſche Arbeitsfront) 


Nach der Machtübernahme durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung war die Ein⸗ 
richtung der Gewerkſchaften nicht mehr tragbar. Während am 1. Mai 1933 zum 
erſten Male das arbeitende Deutſchland nicht für Klaſſenkampf und Internationale 
marſchierte, ſondern für Volksgemeinſchaft und Vaterland, erfolgte ſchon am 2. Mai 
desſelben Jahres die Abernahme der faſt 200 Gewerkſchaften durch die NSBO. 
(Nationalſozialiſtiſche Betriebszellenorganifation). 


Bei der Abernahme der Gewerkſchaften durch die NSBO. ging man davon aus, alte 
bewährte Einrichtungen der Gewerkſchaften nicht zu zerſtören, ſondern alles Brauch- 
bare beſtehen zu laſſen und organiſch in die neue Ordnung einzugliedern. So entſtand 
als Zwiſchenſtufe auf dem Wege zur Bildung der Deutſchen Arbeitsfront zunächſt ein 
Gebäude, das auf drei Säulen ruhte: neben den Arbeitgeberverbänden entſtanden 
aus den früheren Gewerkſchaften der Geſamtverband der deutſchen Arbeiter und der 
Geſamtverband der deutſchen Angeſtellten. Doch konnte auch dieſe Zwiſchenlöſung 
noch nicht dem Gedanken der Volksgemeinſchaft voll gerecht werden. Nur eine einzige 
Organiſation, der die Betriebsführer, Arbeiter und Angeſtellten gemeinſam angehören, 
war geeignet, das bisherige klaſſenmäßige Denken zu überwinden und an Stelle der 
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verbandsmäßigen Organiſation die volksgemeinſchaftliche zu ſetzen. In dieſem Sinne 
erging am 27. November 1933 an alle ſchaffenden Deutſchen der Stirn und der Fauſt 
der Aufruf, in die Deutſche Arbeitsfront (DA.) einzutreten. Am 27. Januar 1934 
erſchien eine Anordnung des Reichsleiters und Reichsorganiſationsleiters Dr. Ley 
über organiſatoriſche Verbindungen in der DAZ. Sie verfügte, die bisherige 
Gliederung der Verbände aufzuheben und in eine betriebsorganiſche umzuwandeln. 
Der Ambau war am 1. Oktober 1934 beendet. 


Die DAF. iſt mit der NSDAP. untrennbar verbunden. Die Verordnung über die 
DAF. vom 24. Oktober 1934 (8 3) ſpricht klar aus, daß die DAF. eine Gliederung der 
NSDAP. im Sinne des Geſetzes zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat 
boom 1. Dezember 1933 iſt. Gleichzeitig iſt in dieſer Verordnung vorgeſchrieben, daß 
die Führung der DA F. die NSDAP. innehat. 


Insbeſondere ift der Reichsorganiſationsleiter der NSDAP. dazu beſtimmt, die 
DAF. zu führen. Er wird vom Führer und Reichskanzler ernannt. Der Führer der 
DAF. ernennt und enthebt die übrigen Führer der DAF. Zu dieſen ſollen in erſter 
Linie die Mitglieder der in der NSDAP. vorhandenen Gliederungen der NSBO. 
und der NS.⸗Hago, ferner Angehörige der SA. und der SS. ernannt werden. Damit 
erwächſt der alten Kerntruppe der NSDAP. in den Betrieben, der NSBO., die 
Aufgabe, das Führerkorps für die DAF. heranzubilden. | 

Damit find jedoch noch nicht die Bindungen zwiſchen DA F. und NSDAP. erſchöpft. 
Der organiſatoriſche Zuſammenhang zwiſchen dem Aufbau der DAF. und der Partei 
kommt auch darin zum Ausdruck, daß Amter der Neichsdienſtſtelle der DAF. gleich⸗ 
zeitig Abteilungen der entſprechenden Amter der Parteiorganiſation bilden. Die 
Kaſſenführung der DAS. unterſteht im Sinne der Erſten Durchführungsverordnung 
zum Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 23. März 1934 der 
Kontrolle des Schatzmeiſters der NSDAP. (vgl. S 6 VO vom 24. Oktober 1934). 


Die gebietliche Gliederung der DAF. entſpricht derjenigen der NSDAP. (vgl. § 5 
VO vom 24. Oktober 1934). Die Dienſtſtellen der DAF. beſtehen demnach aus einer 
Reichsdienſtſtelle, den Bezirksdienſtſtellen, den Gaudienſtſtellen, den Kreisdienſtſtellen 
und den Ortsgruppendienſtſtellen. An unterſter Stelle ſtehen die Blocks mit 10 bis 
25 Mitgliedern aus der Gefolgſchaft und dem Blockwalter an der Spitze. 2 bis 
6 Blocks bilden eine Zelle, die vom Zellenwalter geleitet wird. Aber den Zellen 
erheben ſich die Betriebsgemeinſchaften mit den Betriebswaltern. Die Betriebs- 
walter, die Betriebszellen⸗ und Blockwalter gehören zum Stab des Leiters der Orts- 
gruppendienſtſtellen. 


Neben der gebietlichen Gliederung beſteht eine fachliche in 18 Neichsbetriebsgemein⸗ 
ſchaften. Sie find im Jahre 1934 an die Stelle der verbandsmäßigen Organifation 
getreten. Sie umfaſſen ſowohl Betriebsführer wie Gefolgſchaft und bringen die Idee 
der Volksgemeinſchaft im Aufbau der DAF. zur Verwirklichung. Sie find nach fach⸗ 
lichen Geſichtspunkten, d. h. nach ihrer wirtſchaftlichen Zuſammengehörigkeit unter 
Berückſichtigung aller geſetzlichen Beſtimmungen, die für die wirtſchaſtliche Gliede⸗ 
rung des deutſchen Volkes beſtanden, abgegrenzt. 


Es beſtehen Reichsbetriebsgemeinſchaften für 


1. Nahrung und Genuß, 10. Verkehr und öffentliche Arbeiten, 
2. Textilien, 11. Bergbau, 

3. Bekleidung, 12. Banken und Verſicherungen, 

4. Bau, 13. Freie Berufe, 

5. Holz, 14. Landwirtſchaft, 

6. Metall, 15. Leder, 

7. Chemie, 16. Steine und Erde, 

8. Druck, 17. Handel, 

9. Papier, 18. Gewerbe. 
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Auch die regionale Gliederung der Reichsbetriebsgemeinſchaft entſpricht im weſent⸗ 
lichen derjenigen der Partei. Jede Reichsbetriebsgemeinſchaft iſt daher in Gau⸗ 
betriebsgemeinſchaften, Kreisbetriebsgemeinſchaften uſw. untergegliedert. 

Eine beſondere Regelung ift für die Heimarbeiter und die Gewerbetreibenden ge- 
troffen worden. In jeder Reichsbetriebsgemeinſchaft, in deren Wirtſchaftsgebiet in 
nennenswertem Amfang Heimarbeit geleiſtet wird, iſt ein beſonderes Referat zur 
Betreuung der Heimarbeiter errichtet worden. Zur Wahrnehmung der beſonderen 
ſozialen Belange dieſer Erwerbsform im geſamten Reichsgebiet wurde außerdem im 
Sozialamt der Reichsdienſtſtelle der DAF. je ein Referat für Heimarbeit und für 
Lohngewerbe geſchafſen. 


Die beſondere Aufgabe der Reichsbetriebsgemeinſchaften beſteht darin, die Menſchen, 
die in der gleichen Betriebsart tätig ſind, in die Gemeinſchaft einzugliedern. Darum 
ſollen insbeſondere alle Fragen, die den einzelnen Menſchen perſönlich angehen und 
das perſönliche Verhältnis zu anderen Menſchen in der Gemeinſchaft (Lohnfragen, 
Anterſtützungen uſw.), behandelt werden (vgl. Organiſationsplan 1934 S. 29). Als 
Querverbindung innerhalb der Reichsbetriebsgemeinſchaften faſſen die Reichsberufs - 
gruppen die arbeitenden Menſchen des gleichen Berufs zur beruflichen Fortbildung 
zuſammen. 


Aufgaben der DAF.“) 


Der Aufgabenkreis der DAF. iſt durch die Verordnung des Führers vom 24. Oktober 
1934 feſtgelegt worden. Im allgemeinen ſind die bereits im Organiſationsplan vom 
Sommer 1934 enthaltenen Aufgaben übernommen worden. 


Die vornehmſte Aufgabe der DAF. iſt die Sicherung des Arbeitsfriedens, der durch 
die neue Rechtsordnung allein nicht vollkommen und durchgreifend herbeigeführt 
werden kann, weil die Menſchen erſt zu einer neuen Arbeitsgeſinnung erzogen werden 
müſſen. Die DAF. muß zwiſchen den berechtigten Intereſſen aller Beteiligten (der 
Arbeiter, der Angeſtellten und des Betriebsſührers) den Ausgleich finden, der den 
nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen entſpricht, und der die Zahl der Fälle beſchränet, 
die nach dem AO den zur Entſcheidung allein zuſtändigen ſtaatlichen Organen zu 
überweiſen find. 


Daneben hat die DAF. für die Berufsſchulung und für die arbeits- und ſozialrecht⸗ 
liche Betreuung der Mitglieder Sorge zu tragen, ferner find verſchiedene Selbſthilfe⸗ 
einrichtungen vorhanden, die in der Hauptſache den Zweck haben, Hilfe in der Not zu 
gewähren und befähigten Volksgenoſſen zum beruflichen Aufſtieg zu verhelfen oder 
ihnen den Erwerb eigenen Grund und Bodens zu ermöglichen. Damit ſteht die DAF. 
mit der nationalſozialiſtiſchen Siedlungspolitik in enger Verbindung. 


Außerdem hat die DAF. noch diejenigen Aufgaben zu erfüllen, die ihr nach dem AOG 
vorgeſchrieben find (Stellung von Vertrauensmännern in Betrieben, Beteiligung an 
der Bildung der Sachverſtändigenbeiräte bei den Treuhändern der Arbeit und an der 
Zuſammenſetzung der ſozialen Ehrengerichte). 


Schließlich iſt die DAF. noch Trägerin der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“. 


Die Bedeutung der DAF. wird jedoch erſt klar, wenn man fie mit ihren Vor⸗ 
gängerinnen vergleicht. Im Jahre 1932 waren 5 Millionen Schaffende in nicht 
weniger als 169 Verbänden „organiſiert“, im Jahre 1935 find? 23 Millionen 
Schaffende in einem einzigen Verband Mitglied. Darin liegt allein ſchon die Ge⸗ 
währ für die Kraft der Durchführung dieſer gewaltigen Aufgaben. Da ſie keinen 
Mitgliederſchwund zu befürchten hat, kann die DAF. ein feſtes finanzielles Pro- 
gramm auf weite Sicht aufſtellen. Obgleich die Mitgliederzahl der DAF. gegenüber 
derjenigen der früheren Verbände um das Vielfache geſtiegen iſt und trotzdem die 


) Vgl. hierzu Nechenſchaftsbericht der DA., Frühjahr 1935. 
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Beiträge der DAF. gegenüber den Beiträgen des Allgemeinen deutſchen Gewerk ⸗ 
ſchaftsbundes um 57 v. H. geſenkt wurden, arbeitet die DAF. mit niedrigen Ver ⸗ 
waltungskoſten, die man bisher mit Erfolg noch weiter zu ſenken verſucht hat. Das 
Geſamtvermögen der DAF. abzüglich aller Schulden und ſtarken Abſchreibungen be- 
trägt zur Zeit (1936) 300 Millionen RM, davon 80 Millionen RM in bar. Dabei 
hat die DAF. gewaltige Zuwendungen an andere Einrichtungen für kulturelle und 
ſoziale Zwecke in Höhe von 20 Millionen RM geleiſtet. Während früher die Ge- 
werkſchaften einen großen Teil ihrer Mittel für Streikunterſtützung ausgaben, kennt 
die DAF. keine Streikunterſtützung; ſie kann vielmehr die gleiche Summe für poſitive 
Leiſtungen bereitſtellen. 


Die DAF. hat 87,5 Millionen RM im Jahre 1935/36 für Anterſtützungen zur Aus- 
zahlung gebracht. Ein großzügiger Ausbau der Altersfürſorge für die Werktätigen 
iſt in Angriff genommen. Die Tätigkeit der DAF F. auf dem Gebiete der Rechts- 
beratung und der Berufserziehung hat ſich ſegensreich ausgewirkt. Unter das Auf ⸗ 
gabengebiet der Rechtsberatung fällt auch die Vertretung vor den Arbeitsgerichten 
und den Organen der Sozialverſicherung, ferner die Schulung der Amtswalter der 
D Ac. Für die ſozialpolitiſche Schulung ihrer Amtswalter und Amtswarte befitzt die 
DAF. zur Zeit (1936) ein arbeitswiſſenſchaftliches Inſtitut, 9 Reichsſchulungsburgen 
und 40 Gauſchulen. 


Sehr wichtig iſt die Aufgabe der Berufsſchulung, die für Jugendliche und Erwachſene 
gleichermaßen vorgeſehen iſt. Gemeinſam mit der H., der die weltanſchauliche und 
körperliche Ausbildung der Jugend obliegt, hat die DAF. den Reichsberufswettkampf 
geſchaffen, der im Jahre 1934 erſtmalig durchgeführt wurde. Er ſoll nicht nur der 
Nachweis eines praktiſchen Könnens ſein, ſondern auch das Bekenntnis zur Arbeit 
und Leiſtung ablegen. Am einer Vernachläſſigung des Körpers vorzubeugen, iſt 
neben die berufliche Bildung auch die Forderung nach dem geſunden ſportlich ge⸗ 
ſtählten Körper geſtellt worden. Durch Ausbildung und Amſchulung werden die 
ungelernten Arbeiter zu Facharbeitern gemacht. Die Ausbildung erſtreckt ſich ins- 
beſondere auf ſolche Berufsfächer, in denen Mangel an Facharbeitern beſteht. Die 
Berufspreſſe der DA. beſteht aus 25 verſchiedenen Zeitſchriften mit einer Auflage 
von 10 Millionen, die koſtenlos den Werktätigen geliefert werden. Die Geſamtauf⸗ 
a der im Verlag und unter der Auffiht der DAF. erſcheinenden Preſſe beträgt 
Millionen. 


Als eine der größten und ſchwierigſten Aufgaben, deren endgültige Löſung ſich nicht 
fo ſchnell erreichen läßt, ſtellt ſich das Siedlungsprogramm der DA. vor. Hier gilt 
es, die Volksgenoſſen aus ungeſunden Mietskaſernen und Hinterhöfen zu entfernen 
und ihnen zu eigenen Heimen mit eigenem Land zu verhelfen. Hier müſſen jedoch 
zunächſt Muſter geſchaffen werden, aus denen Erfahrungen über die Durchführung 
von Siedlungsplänen geſammelt werden. Wie Reichsorganiſationsleiter Dr. Ley 
auf dem Reichsparteitag 1936 dem Führer melden konnte, werden im Gau Eſſen 
bereits die erſten Verſuche ausgeführt. Es handelt ſich im ganzen um rund 215 300 
Bauprojekte. 


Neben der koſtenloſen fachmänniſchen Beratung durch Architekten uſw. beteiligt ſich 
die DAS. auch an der Finanzierung, in dem fie die 2. Hypothek übernimmt. Da die 
1. Hypothek auf dem üblichen Finanzierungswege leicht zu erlangen fein dürfte, 
ſtehen dem Baubeginn, den der Führer auf 1939 feſtgelegt hat, keine Schwierigkeiten 
im Wege. | 

Die DAF. beſchränkt fih nicht darauf, den einzelnen Volksgenoſſen innerhalb der 
Gemeinſchaft der arbeitenden Menſchen zu betreuen, ſondern betrachtet es auch als 
ihre Aufgabe, maßgebenden Einfluß auf ſeine Freizeitgeſtaltung zu gewinnen. Sie 
will dafür ſorgen, daß jeder Arbeiter der Stirn und der Fauſt die Erholung erhält, 
die er braucht, und daß er die Möglichkeit hat, ſeinen Arlaub ſo zu verbringen, daß 
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eine wirkliche Entſpannung von der beruflichen Arbeit eintritt. Damit erreicht fie 
aber auch, daß die Menſchen ſich nicht nur als Arbeitskameraden im Betrieb, ſondern 
auch außerhalb der Arbeit kennen und ſchätzen lernen, was wiederum zur Förderung 
des Gemeinſchaftslebens beiträgt. 


Vor allem zur Durchführung der Freizeitgeſtaltung ift Ende 1933 die NS. ⸗Gemein ⸗ 
ſchaft „Kraft durch Freude“ gegründet worden, die für die Durchführung der ein ⸗ 
zelnen Aufgaben eine Reihe von Amtern geſchaffen hat (Organiſationsamt, Amt für 
Volkstum und Heimat, Amt für Reiſe, Wandern und Arlaub, Schatzamt, Amt für 
Schönheit der Arbeit und neuerdings die Amter Schönheit des Dorfes und Feier ; 
abend). Die NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ hat in der kurzen Zeit ihres 
Beſtehens bewieſen, daß ſie auf dem richtigen Wege iſt, die Arbeiter der Stirn und 
der Fauſt zu verſöhnen und allen Freude zu bringen. Das Reifen und Wandern iſt 
nicht mehr ein Vorrecht derjenigen, die über das notwendige Geld verfügen, ſondern 
jedem Volksgenoſſen möglich. Auch der Kunſtgenuß iſt nunmehr dem Handarbeiter 
zugänglicher als früher. Das Gefühl, im Theater, im Konzertſaal oder im Muſeum 
nicht gern geſehen zu werden, war auch ein Grund dafür, daß die breiten Maſſen ſich 
der Kunſt entfremdeten. In weiten Kreiſen war man ſchon ſo weit gekommen, die 
einfache körperliche Betätigung im Sport als Luxus, beſonders im Hinblick auf ge⸗ 
wiſſe Sportarten anzuſehen, während doch gerade der Sport eine Quelle der Kraft 
und des fröhlichen Mutes für Beruf und Leben ſein ſollte. Darüber hinaus wurde 
dafür geſorgt, daß dem Mann an der Maſchine, der oft heimatentwurzelt ein freud- 
und ſeelenloſes Daſein friftete, die geiſtigen und kulturellen Werte unſeres Volks. 
tums nähergebracht wurden. Schließlich wußte man auch die Anluſt zur Arbeit, die 
oft durch ſchlechte Arbeitsräume u. dgl. verurſacht war, zur Freude an der Arbeit 
umzugeſtalten. Oft mit den kleinſten Mitteln wurden hier Wunder vollbracht. So 
wurden z. B. ſaubere hygieniſche Arbeitsplätze, Toiletten und Waſchräume geſchaffen; 
auch an den Ausbau ſchöner Aufenthaltsräume und an die Anlegung von Sport ⸗ 
plätzen und Grünflächen hatte man gedacht. Das Amt Schönheit der Arbeit wird in 
dieſer Richtung ſeine ſegensreiche Tätigkeit fortſetzen. Es kann als ein großer Erfolg 
angeſehen werden, daß es gelungen iſt, dem Anternehmer klarzumachen, daß der- 
artige Ausgaben keinen Luxus bedeuten, ſondern höchſt wirtſchaftlich angelegt find. 
Einige Zahlen mögen die Leiſtungen der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ 
verdeutlichen: 

Im Jahre 1934 nahmen 2 Millionen, im Jahre 1935 3 Millionen und im Jahre 1936 
6 Millionen Volksgenoſſen an den Kraft- durch ⸗Freude⸗Reiſen teil. Die Zahl der 
Madeira⸗Fahrer ſtieg von 3000 auf 8000 Teilnehmer. Auch über die ſoziale Zu ; 
ſammenſetzung der Teilnehmer können zuverläffige Angaben gemacht werden. So 
nahmen an einer Fahrt vom 6. bis 14. Juni 1935 in Berlin nach Thüringen teil 
70 v. H. Handarbeiter, und zwar 40 v. H. männliche und 30 v. H. weibliche. Die ver- 
bleibenden 30 v. H. ſetzten ſich zuſammen aus Angeſtellten, kleinen Beamten, freien 
Berufen, Rentnern und Penſionären. Wie die Statiſtik nachweiſt, hat ein Drittel 
ſämtlicher Urlauber ein Einkommen unter 100 RM monatlich. Ein weiteres Drittel 
verdient monatlich zwiſchen 100 und 150 RM. Der Reſt liegt darüber, aber nur 
6 v. H. verdienen über 250 RM. Zu dieſen Teilnehmern gehören aber beſonders die 
kinderreichen Familien, die deswegen ein Recht auf die Kraft -durch ⸗Freude · Reiſen 
haben. 


Obwohl die Leiſtungen dieſes Werkes ſich gegenüber dem Jahre 1935 überall ver⸗ 
doppelt haben und eine Anzahl neuer Arbeitgebiete hinzugekommen find, hat ſich der 
Zuſchuß der DAF. zu dieſem Sozialwerk verringert. Während noch im erſten Jahre 
feines Beſtehens 24 Millionen RM und im zweiten Jahre 17 Millionen RM als 
Zuſchuß gegeben wurden, iſt dieſer Zuſchuß im dritten Jahre auf 15 Millionen RM 
geſunken. Er ſoll in Zukunft ganz verſchwinden, ſo daß das Werk ſich ſelbſt trägt. 
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In dieſem Zuſammenhang ſei noch der Werkſcharen Erwähnung getan. Sie find der 
Stoßtrupp für die nationalſozialiſtiſche Gemeinſchaftsarbeit in den Betrieben. In 
ihnen vereinigen ſich die Angehörigen der NSDAP. und ihrer Gliederungen inner- 
halb des Betriebes mit den beſten Arbeitern zwiſchen 18 und 25 Jahren. Sie ſollen 
die Wechſelbeziehungen zwiſchen Arbeiter und Betriebsführer, zwiſchen Arbeiter und 
Arbeitsraum vertiefen. Sie haben auch die dankbare Aufgabe übernommen, die be⸗ 
ſonderen Sitten und Gzbräuche des Betriebslebens zu pflegen und an Betriebs- 
appellen und Gemeinſchaftsabenden mitzuwirken. Gerade dieſe Organiſation junger 
Menſchen erſcheint am beſten geeignet, die Betriebsgemeinſchaft zu pflegen und aus 
der Begeiſterung der Jugend heraus mitzuhelfen an der kulturellen Erſchließung des 
Arbeitslebens. 
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„Gegen die Herausgabe dieſer Schrift beſtehen ſeitens der NS DA. 
krine Bedenlen. — Die Schrift wird in der NS.⸗Bibliographie geführt.“ 
Berlin, den 30. Juni 1937. 
Der Vorſitzende der Partelamtlichen Prüfungs 
kommiſſion zum Schutze des NS.⸗ Schrifttums 
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Arbeitsdienft 


Aonftantin fie! 
Reichsarbeitsführer und Reichsleltet 


Einführung 

Am 26. Juni 1935 beſchloß das Reichskabinett die Einführung der allgemeinen Ar. 
beitsdienſtpflicht und verabſchiedete das Reichsarbeitsdienſtgeſetz. Damit hatte die 
Entwicklung des vordem freiwilligen Arbeitsdienſtes einen Abſchluß gefunden, der 
praktiſch bereits vor Verkündung des Neichsarbeitsdienſtgeſetzes erreicht worden war. 
Seit Beginn des freiwilligen Arbeitsdienſtes war dieſer für mich nur die Vorſtufe für 
die von uns Nationalſozialiſten geforderte allgemeine Arbeitsdienſtpflicht geweſen. 
Denn der Arbeitsdienſt durfte nicht auf die Dauer freiwillig bleiben und es dem Er- 
meſſen oder gar der wirtſchaftlichen Lage der zu erziehenden jungen Menſchen Über- 
laſſen, ob ſie ihrem Vaterland und Volk als Arbeiter dienen wollten oder nicht. Da⸗ 
her waren auf die Vorbereitung dieſer Arbeitsdienſtpflicht alle meine Beſtrebungen 
von Anfang an gerichtet, mit dem Erfolg, daß der freiwillige Arbeitsdienſt ohne 
weſentliche organiſatoriſche Anderungen zum Reichsarbeitsdienſt ausgebaut werden 
konnte. 

Allerdings war der Weg bis zur geſetzlichen Feſtlegung der deutſchen Pflicht zum 
Spatendienſt geſegnet geweſen durch Kampf gegen Anverſtand und böſen Willen, die 
ſich verzweifelt gegen meine Forderung gewehrt haben. Geſegnet ſage ich, denn aus 
den Kämpfen wuchs uns die Kraft, nicht abzuweichen, ſondern kompromißlos feft- 
zuhalten an unſeren Zielen, die aus echtem Nationalſozialismus erwachſen ſind. Es 
wäre daher ein Trugſchluß, wollte jemand annehmen, daß der Reichsarbeitsdienſt, 
nachdem er eine ſtaatliche Einrichtung geworden iſt, jemals vom Nationalſozialismus 
oder der Partei abrüden wird; unſere Kraftquellen floſſen bisher aus dem National- 
ſozialismus, ſie werden auch in Zukunft von ihm kommen. 


Aufgaben 

Der Reichsarbeitsdienſt hat zweierlei Aufgaben: 

J. Arbeit am deutſchen Boden zur Sicherung unferer Er. 
nährungsfreiheit. 

II. Erziehung der deutſchen Jugend zum Nationalfozialis- 
mus. 

I. Die Arbeit zur Sicherung unſerer Ernährungsfreiheit umfaßt im einzelnen fol- 

gende Aufgabengebiete: 


1. Neulandgewinnung. Gewinnung völligen Neulandes durch Anlandungs⸗ 
und Eindeichungsarbeiten an der Weſtküſte von Schleswig ⸗Holſtein, wodurch in zäher 
und langdauernder Arbeit dem Meere fruchtbarſtes Land abgerungen wird, Boden, 
der bereits vor Jahrzehnten beſtelltes Acker- und Weideland war und damals durch 
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Naturkataſtrophen der menſchlichen Bebauung verlorenging. Die durch dieſe Arbeiten 
zu gewinnenden Flächen betragen rund 250 000 Hektar. 


2. Kultivierungs arbeiten. Kultivierungsarbeiten auf Odflächen. Wir 
haben in Deutſchland rund 3 Millionen Hektar unbebautes, aber nach entſprechender 
Verbeſſerung bebauungswertes Land. Dazu rechnen vor allem Hoch⸗ und Niederungs- 
moore und weite Odländer, z. B. auf der Hohen Rhön. Hier hat der Arbeitsdienſt 
ſeine größte Aufgabe, er allein vermag durch geſchloſſenen Großeinſatz dieſe Gebiete 
ſo weit zu kultivieren, daß der Bauer mit Ausſicht auſ Erfolg das Land unter ſeinen 
Pflug nehmen kann. Ich erwähne als Beiſpiele beſonderer Großarbeitsvorhaben die 
Kultivierung des Emslandes, des Rhin- und Havelluches, des Sprottebruches, des 
Spreewaldes, des heſſiſchen Riedes bei Darmſtadt, der Hohen Rhön, des großen 
Moosbruches in Oſtpreußen und die Arbeiten auf Aſedom und Wollin. 


3. Verbeſſerungen bereits angebauten Bodens. Dieſe nehmen 
einen großen Raum unter unferen Arbeitsvorhaben ein. Etwa 8 Millionen Hektar 
bebauten Bodens find entwäſſerungsbedürftig, 5 Millionen Hektar bewäſſerungs⸗ 
bedürftig und 5 Millionen Hektar liegen ſo zerſplittert, daß ihre Zuſammenfaſſung 
zu geſchloſſenen Wirtſchaftsflächen zwecks Intenſivierung ihrer Bewirtſchaftung durch- 
geführt werden muß. Eine Summierung obiger Flächenangaben, um zu einer Ge⸗ 
ſamtzahl zu kommen, darf allerdings nicht vorgenommen werden, da ſich dieſe Flächen 
in der Art ihrer Meliorationsbedürftigkeit überſchneiden. 


In dieſes Arbeitsgebiet gehören auch Hochwaſſerſchutzbauten, die in der Volkswirt ⸗ 
ſchaft eine ſehr bedeutende Rolle ſpielen. Die Aberſchwemmungsgebiete Deutſchlands 
find in ihrer geſamten Fläche etwa jo groß wie das Land Thüringen. In ihnen ent- 
ſtehen alljährlich ungeheure Verluſte durch Vernichtung. Hand in Hand mit den Hoch- 
waſſerſchutzbauten kann durch den Arbeitsdienſt ein großzügiger Ausbau der Waſſer⸗ 
kraft vorgenommen werden. 


Zu den Meliorationsarbeiten gehören auch umſangreiche Forſtarbeiten, ſowohl Auf- 
forſtungen wie Durchforſtungen. 


4. Verkehrs verbeſſerungen. Hier find dem Arbeitsdienſt große Aufgaben < 
geſtellt. Zwar werden diejenigen Arbeiten des Straßen. und Waſſerſtraßenbaues, die 
ein fachmänniſch geſchultes Arbeiterperſonal erfordern, der freien Wirtſchaft vor 
behalten bleiben, jedoch find? Millionen Tagewerke für den Bau von Verbindungs- 
wegen und Wirtſchaftswegen zur Erſchließung des Geländes für die landwirtſchaft⸗ 
liche Bebauung, ferner Forſtwege für die Holzabfuhr nötig und harren der Inan⸗ 
griffnahme durch den Arbeitsdienſt. 


5. Siedlungs vorbereitung. Sind die großen Kultivierungsarbeiten in 
den Mooren an ſich ſchon eine einzige große Siedlungsvorbereitung, ſo findet der 
Arbeitsdienſt auch durch direkte Mitwirkung bei entſtehenden Siedlungen Verwen⸗ 
dung. Sowohl bei Bauernſiedlungen, die namentlich im deutſchen Oſten als Vor- 
poſten unſerer Kultur und Raffe feine Hilfe in beſonderem Maße verdienen, als auch 
bei Vorſtadtſiedlungen für Arbeiter und Angeſtellte wird der Arbeitsdienſt für Erd- 
arbeiten, insbeſondere Wegebau und Geländeeinebnung eingeſetzt. Arbeiten, die Fach⸗ 
leute benötigen, übernimmt er auch hier nicht. 


6. Erntehilfe im Rahmen des Vierjahresplanes. Infolge des 
akuten Landarbeitermangels hat der Reichsarbeitsdienſt zur Sicherung der jeweiligen 
Ernten direkt helfend eingreifen müſſen und wird dies auch fernerhin tun, ſolange 
die Notwendigkeit dazu vorliegt. 


7. Kataſtrophenſchutz. Auch auf dieſem Gebiet hat der Arbeitsdienſt Pflichten 
zu erfüllen, die zwar nicht zu ſeinen Hauptaufgaben gehören, denen er ſich jedoch weder 
entziehen kann noch will. In ſehr vielen Fällen von Naturkataſtrophen iſt die nächſt⸗ 
liegende Arbeitsdienſtabteilung die einzige Rettung. Der Einſatz des Arbeitsdienſtes 
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bei Kataſtrophen wird ſyſtematiſch geſchult und rettet alljährlich rieſige Sachwerte, 
oft ſogar Menſchenleben vor der Vernichtung. 

Hiermit ſchließt das Kapitel über die Aufgaben des Arbeitsdienſtes am deutſchen 
Boden, und ich komme auf ſeine Aufgaben bei der Erziehung der deutſchen jungen 
Mannſchaft zu ſprechen. 


II. Bei aller Würdigung, die den volkswirtſchaftlichen Auf ⸗ 
gaben des Arbeitsdienſtes zukommt, meſſe ich feinen Er- 
ziehungszielen noch höhere Bedeutung zu. 

Die Erziehung des jungen Deutſchen durch Handarbeit zur nationalſozialiſtiſchen 
Arbeitsauffaſſung, zur Verbundenheit mit deutſchem Volk und deutſchem Boden, zu 
Kameradſchaſt und Diſziplin macht den Reichsarbeitsdienſt zu einer Schule, die durch 
keine andere Organiſation zu erſetzen oder zu Übertreffen iſt. 


Es gibt Menſchen, die in der Arbeit ein notwendiges Abel ſehen, weil die Arbeit für 
ſie nichts anderes bedeutet als ein Mittel zum Gelderwerb. Wir bedauern dieſe 
Menſchen, denn fie gehen des Segens der Arbeit verluſtig, nämlich der inneren Be⸗ 
friedigung, die jede recht getane Arbeit gibt. Dieſe innere Befriedigung kann man 
ſich nicht für Geld erkaufen, ſie iſt nur durch Arbeit zu gewinnen. Nicht die reichſten 
Menſchen ſind daher die glücklichſten, ſondern diejenigen, die ſich an ihrer Arbeit und 
ihrem Werk am meiſten freuen können. 


Gott hat in jeden Menſchen einen ganz kleinen Funken ſeiner Schöpferkraft gelegt. 
Dieſen in uns gelegten Gottesfunken im eigenen Schaffen zum Leuchten zu bringen, 
das iſt es, was dem Leben Inhalt und Wert gibt. 


Darum erweiſen wir jeder ehrlichen Arbeit Achtung. And der Grad unſerer Wert⸗ 
ſchätzung bemißt ſich nicht danach, ob eine Arbeit mehr oder weniger einträglich iſt. 
Das Maß unſerer Hochachtung hängt auch nicht von der Art der Arbeit ab. Ob die 
Arbeit mit Hacke und Schaufel oder mit Feder und Pinſel erfolgt, ob ſie hinter dem 
Pflug, am Schraubſtock oder in der Studierſtube geleiſtet wird, darauf kommt es nicht 
an. Die Auffaſſung, daß die Arbeit in der Schreibſtube vornehmer ſei als die Arbeit 
in der Werkſtatt oder auf dem Felde, haben wir längſt überwunden. Es gibt über. 
haupt keine vornehme und unvornehme Arbeit, ſondern es gibt nur eine vornehme 
und eine unvornehme Arbeitsgeſinnung. And dieſe Geſinnung iſt entſcheidend für die 
perſönliche Achtung, die dem einzelnen Arbeiter gebührt, und für den inneren Wert 
ſeiner Arbeit für ihn ſelbſt. 

Die öffentliche Anerkennung aber kann nur einen Maßſtab anlegen, den Maßſtab der 
Leiſtung für unſer Volk. Je wertvoller eine Leiſtung für unſer Volk iſt und je felbft- 
loſer ſie dargebracht wird, um ſo mehr verdient ſie die dankbare Anerkennung des 
Volkes. 

Darum bekennen wir uns zu dem Satz: „Arbeit für Dein Volk adelt!“ Darum wurde 
auch der Arbeitsdienſt der deutſchen Jugend für ihr Volk zum Ehrendienſt erhoben. 
Der Arbeitsdienſt iſt die folgerichtigſte Verwirklichung der oben niedergelegten 
Arbeitsauffaſſung und hat es als eine ſeiner vornehmſten Aufgaben übernommen, die 
geſamte deutſche Jugend zu dieſem Arbeitsethos zu erziehen. 


Dieſe unſere Arbeitsauffaſſung ſteht in engſtem Zuſammenhang mit unſerer Auf. 
faſſung von der Stellung des einzelnen zu ſeinem Volk. 


Als Glied ſeines Volkes wurde jeder einzelne geboren, zu ſeinem Volk gehört er, 
ihm zu dienen iſt ſeine Beſtimmung, die ihm ein göttlicher Wille gegeben hat, der die 
Völker geſchaffen und ihn in ſein Volk geſtellt hat. 

Die Rüdfiht auf das Wohl des ganzen Volkes muß daher höher ſtehen als die Rück. 
ſicht auf das Wohl des einzelnen; das Gemeinſame, das ganze Volk Verbindende 
muß daher mehr gelten als alles, was die einzelnen Menſchen innerhalb des Volkes 
unterſcheidet und trennt. 
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Naturkataſtrophen der menſchlichen Bebauung verlorenging. Die durch dieſe Arbeiten 
zu gewinnenden Flächen betragen rund 250 000 Hektar. 


2. Kultivierungsarbeiten. Kultivierungsarbeiten auf Odflächen. Wir 
haben in Deutſchland rund 3 Millionen Hektar unbebautes, aber nach entſprechender 
Verbeſſerung bebauungswertes Land. Dazu rechnen vor allem Hoch und Niederungs- 
moore und weite Odländer, z. B. auf der Hohen Rhön. Hier hat der Arbeitsdienſt 
ſeine größte Aufgabe, er allein vermag durch geſchloſſenen Großeinſatz dieſe Gebiete 
ſo weit zu kultivieren, daß der Bauer mit Ausſicht auf Erfolg das Land unter ſeinen 
Pflug nehmen kann. Ich erwähne als Beiſpiele beſonderer Großarbeitsvorhaben die 
Kultivierung des Emslandes, des Rhin. und Havelluches, des Sprottebruches, des 
Spreewaldes, des heſſiſchen RNiedes bei Darmftadt, der Hohen Rhön, des großen 
Moosbruches in Oſtpreußen und die Arbeiten auf Aſedom und Wollin. 


3. Verbeſſerungen bereits angebauten Bodens. Dieſe nehmen 
einen großen Raum unter unſeren Arbeitsvorhaben ein. Etwa 8 Millionen Hektar 
bebauten Bodens find entwäſſerungsbedürftig, 5 Millionen Hektar bewäſſerungs⸗ 
bedürftig und 5 Millionen Hektar liegen ſo zerſplittert, daß ihre Zuſammenfaſſung 
zu geſchloſſenen Wirtſchaftsflächen zwecks Intenſivierung ihrer Bewirtſchaftung durch- 
geführt werden muß. Eine Summierung obiger Flächenangaben, um zu einer Ge⸗ 
ſamtzahl zu kommen, darf allerdings nicht vorgenommen werden, da ſich dieſe Flächen 
in der Art ihrer Meliorationsbedürftigkeit überſchneiden. 


In dieſes Arbeitsgebiet gehören auch Hochwaſſerſchutzbauten, die in der Volkswirt⸗ 
ſchaft eine ſehr bedeutende Rolle ſpielen. Die Aberſchwemmungsgebiete Deutſchlands 
ſind in ihrer geſamten Fläche etwa ſo groß wie das Land Thüringen. In ihnen ent⸗ 
ſtehen alljährlich ungeheure Verluſte durch Vernichtung. Hand in Hand mit den Hoch⸗ 
waſſerſchutzbauten kann durch den Arbeitsdienſt ein großzügiger Ausbau der Wafler- 
kraft vorgenommen werden. | 


Zu den Meliorationsarbeiten gehören auch umfangreiche Forſtarbeiten, ſowohl Auf- 
forſtungen wie Durchforſtungen. 


4. Verkehrsverbeſſe rungen. Hier find dem Arbeitsdienſt große Aufgaben 
geſtellt. Zwar werden diejenigen Arbeiten des Straßen. und Waſſerſtraßenbaues, die 
ein fachmänniſch geſchultes Arbeiterperſonal erfordern, der freien Wirtſchaft vor- 
behalten bleiben, jedoch find Millionen Tagewerke für den Bau von Verbindungs- 
wegen und Wirtſchaftswegen zur Erſchließung des Geländes für die landwirtſchaft ; 
liche Bebauung, ferner Forſtwege für die Holzabfuhr nötig und harren der Inan- 
griffnahme durch den Arbeitsdienſt. 


5. Siedlungs vorbereitung. Sind die großen Kultivierungsarbeiten in 
den Mooren an ſich ſchon eine einzige große Siedlungs vorbereitung, jo findet der 
Arbeitsdienſt auch durch direkte Mitwirkung bei entſtehenden Siedlungen Verwen⸗ 
dung. Sowohl bei Bauernſiedlungen, die namentlich im deutſchen Oſten als Vor⸗ 
poſten unſerer Kultur und Raffe feine Hilfe in beſonderem Maße verdienen, als auch 
bei Vorſtadtſiedlungen für Arbeiter und Angeſtellte wird der Arbeitsdienſt für Erd- 
arbeiten, insbeſondere Wegebau und Geländeeinebnung eingeſetzt. Arbeiten, die Fach- 
leute benötigen, übernimmt er auch hier nicht. 


6. Erntehilfe im Rahmen des Vier jahresplanes. Infolge des 
akuten Landarbeitermangels hat der Reichsarbeitsdienſt zur Sicherung der jeweiligen 
Ernten direkt helfend eingreifen müſſen und wird dies auch fernerhin tun, ſolange 
die Notwendigkeit dazu vorliegt. 


7. Kataſtrophenſchutz. Auch auf dieſem Gebiet hat der Arbeitsdienſt Pflichten 
zu erfüllen, die zwar nicht zu ſeinen Hauptaufgaben gehören, denen er ſich jedoch weder 
entziehen kann noch will. In ſehr vielen Fällen von Naturkataſtrophen iſt die nächſt⸗ 
liegende Arbeitsdienſtabteilung die einzige Rettung. Der Einſatz des Arbeitsdienſtes 
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bei Kataſtrophen wird ſyſtematiſch geſchult und rettet alljährlich rieſige Sachwerte, 
oft ſogar Menſchenleben vor der Vernichtung. 

Hiermit ſchließt das Kapitel über die Aufgaben des Arbeitsdienſtes am deutſchen 
Boden, und ich komme auf ſeine Aufgaben bei der Erziehung der deutſchen jungen 
Mannſchaft zu ſprechen. 


II. Bei aller Würdigung, die den volkswirtſchaftlichen Auf ⸗ 
gaben des Arbeitsdienſtes zukommt, meſſe ich feinen Er ⸗ 
ziehungszielen noch höhere Bedeutung zu. 

Die Erziehung des jungen Deutſchen durch Handarbeit zur nationalſozialiſtiſchen 
Arbeitsauffaſſung, zur Verbundenheit mit deutſchem Volk und deutſchem Boden, zu 
Kameradſchaft und Diſziplin macht den Reichsarbeitsdienſt zu einer Schule, die durch 
keine andere Organiſation zu erſetzen oder zu übertreffen iſt. 


Es gibt Menſchen, die in der Arbeit ein notwendiges Abel ſehen, weil die Arbeit für 
ſie nichts anderes bedeutet als ein Mittel zum Gelderwerb. Wir bedauern dieſe 
Menſchen, denn fie gehen des Segens der Arbeit verluſtig, nämlich der inneren Be. 
friedigung, die jede recht getane Arbeit gibt. Dieſe innere Befriedigung kann man 
ſich nicht für Geld erkaufen, ſie iſt nur durch Arbeit zu gewinnen. Nicht die reichſten 
Menſchen ſind daher die glücklichſten, ſondern diejenigen, die ſich an ihrer Arbeit und 
ihrem Werk am meiſten freuen können. 


Gott hat in jeden Menſchen einen ganz kleinen Funken ſeiner Schöpſerkraft gelegt. 
Dieſen in uns gelegten Gottesfunken im eigenen Schaffen zum Leuchten zu bringen, 
das iſt es, was dem Leben Inhalt und Wert gibt. 


Darum erweiſen wir jeder ehrlichen Arbeit Achtung. And der Grad unſerer Wert- 
ſchätzung bemißt ſich nicht danach, ob eine Arbeit mehr oder weniger einträglich iſt. 
Das Maß unſerer Hochachtung hängt auch nicht von der Art der Arbeit ab. Ob die 
Arbeit mit Hacke und Schaufel oder mit Feder und Pinſel erfolgt, ob ſie hinter dem 
Pflug, am Schraubſtock oder in der Studierſtube geleiſtet wird, darauf kommt es nicht 
an. Die Auffaſſung, daß die Arbeit in der Schreibſtube vornehmer ſei als die Arbeit 
in der Werkſtatt oder auf dem Felde, haben wir längſt überwunden. Es gibt über⸗ 
haupt keine vornehme und unvornehme Arbeit, ſondern es gibt nur eine vornehme 
und eine unvornehme Arbeitsgefinnung. And dieſe Gefinnung iſt entſcheidend für die 
perſönliche Achtung, die dem einzelnen Arbeiter gebührt, und für den inneren Wert 
ſeiner Arbeit für ihn ſelbſt. 

Die öffentliche Anerkennung aber kann nur einen Maßſtab anlegen, den Maßſtab der 
Leiſtung für unſer Volk. Je wertvoller eine Leiſtung für unſer Volk iſt und je ſelbſt⸗ 
loſer ſie dargebracht wird, um ſo mehr verdient ſie die dankbare Anerkennung des 
Volkes. 

Darum bekennen wir uns zu dem Satz: „Arbeit für Dein Volk adelt!“ Darum wurde 
auch der Arbeitsdienſt der deutſchen Jugend für ihr Volk zum Ehrendienſt erhoben. 
Der Arbeitsdienſt iſt die folgerichtigſte Verwirklichung der oben niedergelegten 
Arbeitsauffaſſung und hat es als eine ſeiner vornehmſten Aufgaben übernommen, die 
geſamte deutſche Jugend zu dieſem Arbeitsethos zu erziehen. 

Dieſe unſere Arbeitsauffaſſung ſteht in engſtem Zuſammenhang mit unferer Auf. 
faſſung von der Stellung des einzelnen zu ſeinem Volk. 

Als Glied ſeines Volkes wurde jeder einzelne geboren, zu ſeinem Volk gehört er, 
ihm zu dienen iſt ſeine Beſtimmung, die ihm ein göttlicher Wille gegeben hat, der die 
Völker geſchaffen und ihn in ſein Volk geſtellt hat. 

Die Rückſicht auf das Wohl des ganzen Volkes muß daher höher ſtehen als die Rüd- 
ſicht auf das Wohl des einzelnen; das Gemeinſame, das ganze Volk Verbindende 
muß daher mehr gelten als alles, was die einzelnen Menſchen innerhalb des Volkes 
unterſcheidet und trennt. 
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Dieſer Grundſatz iſt leitend für die Erziehung in den Lagern des Reichsarbeits⸗ 
dienſtes. 


Zu der Aufgabe, unſere Jugend zur richtigen Arbeitsauffaſſung und zum Bewußtſein 
ihrer Verpflichtung gegenüber dem Volksganzen zu erziehen, geſellt ſich die Erziehung 
zur Verbundenheit mit unſerem Boden und der Natur. 


Die Abkehr von der eigenen Scholle, das breiten Schichten verlorengegangene Ver⸗ 
ſtändnis für die Natur, hervorgerufen durch die Induſtrialiſierung unſeres Vater⸗ 
landes, durch den Zug in die Stadt, ſind ein ſchwerer Schaden an unſerem Volk. 
Erſt dadurch wurde es ermöglicht, daß volksfremde Ideen, insbeſondere der Kapi⸗ 
talismus und Kommunismus, von jüdiſchen Elementen propagiert, bei uns Eingang 
finden konnten. Es kann nicht Aufgabe des Arbeitsdienſtes ſein, hier eine organiſche, 
grundlegende Wandlung zu ſchaffen, wohl aber gehört es zu ſeinen Hauptaufgaben, 
eine ſolche grundlegende Wandlung der Einſtellung unſeres Volkes zu ſeinem deut ⸗ 
ſchen Heimatboden vorzubereiten. Dies ergibt ſich aus ſeiner Arbeit. Sie ſtellt den 
jungen deutſchen Mann mit dem Spaten in der Hand mitten hinein in deutſches 
Land, da, wo feine Hilfe am nötigſten iſt. Weder Bücher noch mündliche Aufklärun⸗ 
gen können das erreichen, was ſich hier der Arbeitsmann ſelbſt erarbeitet. Rund 
70 v. H. der deutſchen Jugend lebt in der Stadt und hat keine, oder nur noch ganz 
loſe Bindungen an den Boden, der ſie ernährt. Im Arbeitsdienſt erfahren ſie zum 
erſten Male von dem Jahrhunderte alten Kampf, den der Bauer um die Ernährung 
ſeines Volkes führt. Angeſetzt bei Bewäſſerungen oder Entwäſſerungen kultivierten 
Bodens, bei Hochwaſſerſchutzbauten, bei der Landgewinnung in Schleswig⸗Holſtein 
oder gar bei der Gewinnung völligen Neulandes in den großen Mooren erlebt der 
junge Städter die entſcheidende Bedeutung, die die Bewirtſchaftung unſeres Landes 
für unſer Volk hat. Es iſt weitgehend dafür geſorgt, daß jeder einzelne Klarheit 
erhält über den Sinn ſeiner Arbeit und ſich Rechenſchaſt gibt über den volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Wert jeder ehrlichen Tätigkeit auf dem Lande. Seine Bauſtelle, auf der 
er perſönlich ſechs Monate lang bei jedem Wetter gearbeitet hat, bindet den ein- 
zelnen an das Land und prägt daher für ſein ſpäteres Leben ſeine Einſtellung zum 
Boden. Der Begriff der Heimat wird in ihm lebendig bleiben, auch wenn er für 
immer wieder in die Stadt zurück muß. 
Mit der Heimat iſt die Liebe zur Heimat verbunden. Sie führt zu dem Willen, das 
durch eigene Hände Erſchaffene auch künftig zu erhalten und zu verteidigen. Die 
Liebe zu Volk und Boden ſind die Grundlagen des Wehrwillens, der ſeinerfeits 
wiederum die wichtigſte ſeeliſche Vorausſetzung für die Wehrfähigkeit iſt. Daher iſt 
die Arbeit jedes einzelnen am deutſchen Boden die Grundlage der Wehrkraft. 
Faſſe ich die Erziehungsaufgabe des Arbeitsdienſtes an der männlichen deutſchen 
Jugend zuſammen, ſo möchte ich ſagen: Erziehung zur elementarſten Arbeit, zur 
Arbeit am Boden, dadurch Erziehung zur nationalſozialiſtiſchen Arbeitsaufſaſſung. 
Erziehung zur Liebe zum Boden, der unſere Heimat ift, lebendig empfundene Ab— 
hängigkeit vom Schickſal des eigenen Volkes und daraus Verbundenheit mit jedem 
deutſchen Volksgenoſſen. Erziehung zu charaktervollen, diſziplinierten und ihrem 
Führer Adolf Hitler in allen Lagen getreuen und gehorſamen Männern. 


Durchführung 
Die Führer | 
Mit der Einführung der allgemeinen Arbeitsdienſtpflicht und der Verftaatlihung 
des Geſamtapparates mußte auch das Führerkorps eine endgültige, geſetzlich feſt— 
gelegte Stellung erhalten. Seine Rechte und Pflichten wurden in den 8$ 10 bis 25 
des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes umriſſen. Das Geſetz über die Beſoldung uſw. der 
Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes (Dreiundzwanzigſte Anderung des Beſol— 
dungsgeſetzes) vom 13. Dezember 1935 hat die endgültigen Dienftgrade und deren 
Beſoldung gebracht. 
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Führer und Amtswalter im Reichsarbeitsdienſt bilden eine Gruppe von Staats- 
dienern für ſich. Die Dienſtgrade ergeben folgende Aberſicht: 
Führer: Amtswalter: Arzte: 


Der Reichsarbeitsführer = 8 
Obergeneralarbeitsführer — — 


Generalarbeitsführer — — . 
Oberſtarbeitsführer Oberſtamtswalter Oberſtarbeitsarzt 
Oberarbeitsführer Oberſtabsamtswalter Oberarbeitsarzt 
Arbeitsführer Stabsamtswalter Arbeitsarzt 
Oberitfeldmeifter Hauptamtswalter Arbeitsfeldarzt 
Oberfeldmeiſter Oberamtswalter Arbeitslagerarzt 
Feldmeiſter Amtswalter — 
Anterfeldmeiſter — — 
Obertruppführer — — 
Truppfũührer — — 

Bei der Muſik: 

Obermufikzugführer 

Muſikzugführer 


Außerplanmäßiger Truppführer, Obervormann und Vormann find Dienſtgrade, die 
den länger dienenden Freiwilligen vorbehalten ſind. 


Truppführer, Obertruppführer und Anterfeldmeiſter ſind die Dienſtgrade der unteren 
Führung. 

Die Dienſtgrade vom Feldmeiſter bis zum Oberſtfeldmeiſter bilden die mittlere 
Führung. Mit dem Arbeitsführer beginnt die obere Führerſchaft. 


Im Arbeitsdienſt iſt das Prinzip des Einheitsführers ſoweit als irgendmöglich 
durchgeführt worden. Grundſätzlich hat daher auch der in Spezialaufgaben auf dem 
Gebiet der Verwaltung, der Arbeitsleitung oder auf anderen Gebieten tätige Führer 
ſeine allgemeine Qualifikation als Arbeitsdienſtführer zu erbringen. Dem iſt durch 
entſprechende Geſtaltung der Laufbahn Nechnung getragen worden, denn auch die⸗ 
jenigen Führer, die fi) fpäter Sonderaufgaben zuwenden wollen, müſſen die grund- 
legende allgemeine Ausbildung im Außendienſt durchmachen. 


Dieſem Grundprinzip ſteht auch die Stellung des Amtswalters im Reichsarbeits. 
dienſt nicht entgegen. Der Amtswalter unterſcheidet ſich vom Führer lediglich da⸗ 
durch, daß er nicht für Führungs⸗ und Erziehungsaufgaben, ſondern für Verwal- 
tungsaufgaben Verwendung findet. Amtswalter gibt es jedoch erſt vom Feldmeiſter 
an; das bedeutet, daß auch die Amtswalter als Anterführer (Truppführer, Ober- 
truppführer und Anterſeldmeiſter) von der Pike an im Außendienſt zu beginnen 
haben und erft mit der Erreichung des Dienſtgrades eines Feldmeiſters, alſo mit 
ihrer Abernahme in den gehobenen, mittleren Dienſt zur Gruppe der Amtswalter 
übertreten können. Dadurch wurde die Möglichkeit geſchaffen, Führer, die durch 
Veranlagung oder Geſundheitsrückſichten keine dauernde Verwendung im Außen- 
dienſt finden können, im Arbeitsdienſt zu behalten und ihnen Aufſtiegsmöglichkeiten 
zu eröffnen. 


Da die Amtswalter in ihren Rechten und Pflichten grundſätzlich den Führern gleich ⸗ 
geſtellt ſind, tragen ſie auch die gleiche Tracht, jedoch mit beſonderen Abzeichen. 


Organiſation 

Durch „Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Dauer der Dienſtzeit und 
die Stärke des Reichsarbeitsdienſtes“ vom 27. Juni 1935 wurde feſtgelegt, daß die 
Dienſtzeit bis auf weiteres ein halbes Jahr beträgt und daß die Stärke für das erſte 
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Pflichtdienſtjahr vom 1. Oktober 1935 bis zum 1. Oktober 1936 durchſchnittlich 
200 000 Mann ſein ſollte. | 


Inzwiſchen ift am 26. September 1936 ein neuer Erlaß des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers ergangen, deſſen Artikel 1 und 2 folgenden Wortlaut haben: 


Artikel 1: „Für alle arbeitsdienſtfähigen Wehrpflichtigen beträgt die Dienſtzeit im 
Reichsarbeitsdienſt ein halbes Jahr.“ 


Artikel 2: „Die Stärke des Reichsarbeitsdienſtes iſt innerhalb der Zeit vom Oktober 
1936 bis Anfang Oktober 1937 auf 230 000 Mann leinſchließlich Stammperſonal), 
in der Zeit bis Anfang Oktober 1938 auf 275 000 Mann (einſchließlich Stamm⸗ 
perſonal), in der Zeit bis Anfang Oktober 1939 auf 300 000 Mann l(einſchließlich 
Stammperſonal) zu erhöhen.“ 


Bereits aus der erſten Feſtſetzung von Dienſtzeit und Stärke ergaben ſich jährlich 
zwei Dienſtzeiten zu je ſechs Monaten: eine vom 1. Oktober bis zum 31. März und 
die zweite vom 1. April bis zum 30. September. Durch dieſe Einteilung iſt der 
Reichsarbeitsdienſt in der Lage, ſämtliche Arbeitsdienſtfähigen des an der Reihe 
befindlichen Jahrgangs voll aufzunehmen. Aus Rückſicht auf die dringenden Be⸗ 
dürfniſſe der Landwirtſchaft im Sommerhalbjahr (Feldbeſtellung und Ernte) wurde 
bereits von der erſten Muſterung 1935 an der aus der Landwirtſchaft kommende 
Erſatz im Winterhalbjahr eingezogen, während die Dienſtpflichtigen aus den Städten 
überwiegend im Sommerhalbjahr dienen. 


Die jährliche zweimalige Neueinſtellung und Neuausbildung bedeutet für das 
Stammperſonal (Führer, Amtswalter, Anwärter und längerdienende Freiwillige) 
eine ftarfe Belaſtung und ſtellt hohe Anforderungen an die ganze Organiſation, ins- 
beſondere an die phyſiſchen und pſychiſchen Kräfte der Führer. Gliederung, Stellen- 
beſetzung und Dienſtbetrieb müſſen dieſen erhöhten Anforderungen entſprechen. 
Das Reichsgebiet gliedert ſich zur Zeit in 30 Arbeitsgaue, 192 Arbeitsdienſtgruppen 
und 1310 Reichsarbeitsdienſtabteilungen. 


Die Arbeitsdienſtabteilung 


Die Abteilung iſt die unterſte, ſelbſtändige Einheit im Reichsarbeitsdienſt. Sie iſt 
der Rahmen, in dem der einzelne erzogen wird und arbeitet, die Gemeinſchaft, in 
der er während ſeiner Dienſtzeit lebt. Die Abteilung iſt daher grundſätzlich ge⸗ 
ſchloſſen in einem Arbeitsdienſtlager untergebracht. 


Die Abteilungsſtärke beträgt künftig einſchließlich Stammperſonal 202 Mann. Die 
Abteilung gliedert ſich in vier Züge. 


Jeder Zug gliedert ſich in drei Trupps zu je 15 Mann. 
Die Abteilungen führen Nummern und Ehrennamen. 


An der Spitze jeder Abteilung ſteht der Abteilungsführer, der Oberſtfeldmeiſter iſt. 
Die Zugführer ſind Oberfeldmeiſter, Feldmeiſter oder Anterfeldmeifter. Die Trupps 
werden von Obertruppführern oder Truppführern geführt. Für die Verwaltungs- 
arbeit in der Abteilung unterſtehen dem Abteilungsführer: der Abteilungsverwalter 
im Range eines Amtswalters mit einer Hilfskraft, der Quartiermeiſter und der 
Zeugmeiſter, letztere im Range von Anterfeldmeiſtern oder Obertruppführern. Außer 
dem iſt noch in der Abteilung ein ausgebildeter Heilgehilfe. 


Der Koch iſt ein Vertragsangeſtellter. 


Der Dienſt in der Abteilung erfolgt nach einem genau geregelten Dienſtplan, denn 
die kurze Dienſtzeit fordert ſorgfältig überlegte, planmäßige Dienſteinteilung. Da- 
bei müſſen Aberſpannung und Abermüdung vermieden werden, damit kein Nachlaſſen 
der Dienſtfreudigkeit bei Führern und Arbeitsmännern eintritt. 
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Den Kern des Dienſtes bildet die Arbeit auf der Bauſtelle. Sie beträgt einſchließ⸗ 
lich des Hin- und Rückmarſches und einer kurzen Frühſtückspauſe 7 Stunden täglich, 
mit Ausnahme des Sonnabend. An dieſem Tage findet im allgemeinen kein Dienſt 
auf der Bauſtelle ſtatt, da er vorwiegend für Leibeserziehung, ſtaatspolitiſchen Anter⸗ 
richt uſw. ausgenutzt werden muß. Konnte jedoch an Schlechtwettertagen, an denen 
der Dienſt auf der Bauſtelle ausfallen mußte, der für Sonnabend vorgeſehene Dienſt 
(Leibeserziehung uſw.) vorweg erledigt werden, jo kann als Ausgleich auch am Sonn- 
abend auf der Bauſtelle gearbeitet werden. Demnach ſind u die Arbeitszeit an der 
Bauſtelle wöchentlich fünf Tage mit insgefamt . . . .. . . 35 Stunden 
einzuſetzen. 


Für den inneren Dienſt (Flaggenparade, Tagesappell, Waſchen, 
Bettenbau, Stubenreinigen, Putzen und Flicken) einſchließlich Früh. 
ſtück und Mittageſſen find täglich 3 Stunden, Sonnabends 4 Stun- 
den in Anſatz zu bringen, alſo wöchentlich 5 . 19 Stunden 


Für die Bettruhe ift an den Tagen, an denen auf der Bauſtelle ge 

arbeitet wird (im Gegenſatz zu F en 1 Stunde 

vorgeſehen, mithin wöchentlich .. 5 Stunden 
Das ergibt als Summe je Woche . . . . 59 Stunden. 


Es bleiben daher für Leibeserziehung, ſtaatspolitiſchen Anterricht und Ordnungs- 
übungen noch 17 Stunden in der Woche, die ſich wie folgt verteilen: 


Frühſport (6 Xx 20 Minuten 2 Stunden 
Leibeserziehung nn... Stunden 
ſtaatspolitiſcher Anterricht nn... 3 Stunden, fpäter 4 Stunden 
Dienſtunterrichhhtt . 23 Stunden, ſpäter 2 Stunden 
Ordnungs übungen 85 Stunden 


insgeſamt 17 Stunden. 


Die Verteilung auf die einzelnen Tage iſt den Abteilungsführern nach Maßgabe der 
dienſtlichen, örtlichen und Witterungsverhältniſſe überlaſſen. 


Als unentbehrliche Ergänzung tritt neben den ſtaatspolitiſchen Anterricht das Er- 
lebnis der gemeinſamen Feierabende, die zuſammen mit allen Arbeitskameraden ver- 
brachte und geftaltete freie Zeit. Die hierbei für jeden einzelnen gegebene Möglich- 
keit, ſelbſt ſchöpferiſch mitzuwirken, führt zu wertvoller Kulturarbeit und entwickelt 
allmählich darin einen eigenen Stil, der, weil er unverbildet aus unſerer Jugend 
herauskommt, ihr angemeſſen iſt und ihr Weſen wiedergibt. Gerade auf dieſem 
Gebiet hat der Arbeitsdienſt eine wichtige Aufgabe zu erfüllen: Mitträger national⸗ 
ſozialiſtiſchen Kulturwillens zu ſein. 


Zweimal in der Woche wird der Feierabend gemeinſam in der ganzen Abteilung 
reranſtaltet, und an zwei Sonntagen im Monat finden Sonntagswanderungen ſtatt, 
die hauptſächlich in den Dienſt ſtaatspolitiſcher Erziehung (Heimatkenntnis, Teil- 
nahme an kulturellen Veranſtaltungen, Beſuche von Sehenswürdigkeiten uſw.) und 
der Leibeserziehung (Geländeſpiele, Teilnahme an ſportlichen Veranſtaltungen uſw.) 
geſtellt werden. 


Urlaub wird den Dienſtpflichtigen außer an freien Sonntagen und beſonderen Feier. 
tagen (Weihnachten, Oſtern uſw.) im allgemeinen nur in beſonders begründeten Aus- 
nahmefällen gewährt. Auch die Erlaubnis zum Ausgehen beſchränkt ſich auf zweimal 
in der Woche, denn unſere jungen Männer ſollen ihre an ſich ſchon kurze Dienſtzeit 
im Reichsarbeitsdienſt gemeinſam verleben und nicht bei jeder Gelegenheit aus- 
einanderlaufen. 


Der Dienſt während des Einſatzes bei Erntenotſtänden unterliegt beſonderer, den 
Verhältniſſen angepaßter Regelung. 
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Die Arbeitsdienſtgruppe 


Die nächſte Einheit über der Reichsarbeitsdienſtabteilung iſt die Arbeitsdienſt⸗ 
gruppe. Ihre Stärke hängt von beſtehenden Verhältniſſen ab und beträgt im Durch⸗ 
ſchnitt ſieben Abteilungen. 


Die Gruppe wird geführt von einem Gruppenführer, der Oberarbeitsführer oder 
Arbeitsführer iſt. 


Dem Gruppenführer ſteht ein Stab von Mitarbeitern zur Seite für die Aufgaben 
des Dienſtbetriebes, der Perſonalien, des ſtaatspolitiſchen Anterrichtes, der Leibes⸗ 
erziehung, der Arbeitsleitung, des Geſundheitsdienſtes und der Verwaltung. Mit 
ihrer Hilfe leitet der Gruppenführer den geſamten Einſatz und Dienſtbetrieb in den 
ihm unterſtellten Abteilungen. Darüber hinaus erwachſen ihm aber ganz beſondere 
ideelle Aufgaben. Er iſt es, der in hohem Maße verantwortlich iſt für den Geiſt, 
der in ſeinen Abteilungen herrſcht, und für die Erziehung der ihm anvertrauten 
Führer. Die Abgelegenheit der meiſten Abteilungen birgt eine gewiſſe Gefahr für 
Führer und Arbeitsmänner. Die mangelhafte Verbindung zu den großen Vorgängen 
„in der Welt da draußen“ läßt das Intereſſe dafür erlahmen und führt leicht zu Stumpf⸗ 
ſinn. Dieſer iſt der größte Feind ſchwungvoll und freudig verrichteter Arbeit und des 
ganzen Geiſtes, wie er in den Lagern herrſchen ſoll Gegen ihn kommt nur die Kraft 
der Perſönlichkeit auf, die immer und immer wieder ſelbſt Kraft ſpendet und die 
großen Geſichtspunkte, unter denen der Arbeitsdienſt arbeitet, auch in den täglichen 
Dienſt der Abteilungen hineinträgt. Der gegebene Mann dafür iſt der Gruppen 
führer, der, nie erlahmend, ſeine Hauptaufgabe gerade im Außendienſt, in der ſtändi⸗ 
gen Berührung mit der „Front“ ſuchen muß. Damit ſchafft er zugleich die Vor⸗ 
bedingung für die Erfüllung ſeiner zweiten, nicht minder wichtigen Aufgabe: für die 
Erziehung ſeiner Führer. Der Gruppenführer iſt der höchſte Vorgeſetzte, der noch 
in der Lage iſt und fein muß, alle ihm unterſtellten Führer vom planmäßigen Trupp- 
führer an perſönlich zu kennen und zu beeinfluſſen. Er iſt der eigentliche Leiter der 
Führererziehung im Außendienſt des Reichsarbeitsdienſtes. 


Der Arbeitsgau 


Aber der Arbeitsdienſtgruppe ſteht der Arbeitsgau. Sein Gebiet iſt bedingt durch 
Rüdfiht auf verſchiedene Verhältniſſe und gegebene Grenzen. Es gibt daher flächen. 
mäßig große und kleine Arbeitsgaue. Auch ihre Stärken find verſchieden. Durch⸗ 
ſchnittlich umfaßt ein Arbeitsgau ſechs bis ſieben Arbeitsdienſtgruppen. 


Es gibt 30 Arbeitsgaue. Jeder Arbeitsgau führt als Bezeichnung eine römiſche 
Siffer und feinen landſchaftlichen Namen. Z. B.: Acbeitsgau I — Oſtpreußen, oder 
Arbeitsgau XXVIII — Franken. j 


Die Arbeitsgaue im einzelnen: Sitz in: 
Urbeitsgau . I Oſtpreußen Königsberg (Preußen) 
” IV Pommern-Oſt Stolp (Pommern) 
2 Pommern ⸗Weſt Stettin 
„ VI Mecklenburg Schwerin i. Meklbg. 
6 VII Schleswig⸗Holſtein Kiel 
1 VIII Oſtmark Frankfurt (Oder) 
5 IX Brandenburg Berlin -Friedenau 
75 X Niederſchleſien Görlitz 
1 x] Mittelſchleſien Breslau 
„ XII Oberſchleſien Oppeln 
5 XIII Magdeburg-⸗Anhalt Deſſau⸗JZiebigk 
7 XIV Merſeburg-⸗Halle Halle a. d. S. 
„ XV Sachſen Dresden 


Arbeitsdienſt 


Die Arbeitsgaue im einzelnen: 


Sitz in: 


Arbeitsggau XVI Weſtfalen⸗ Nord Münſter (Weſtfalen) 
„ XVII Niederſachſen⸗Mitte Bremen 
25 XVIII NiederſachſenOſt Hannover 
r XIX Niederſachſen⸗Weſt Oldenburg i. O. 
„ XX DWReitfalen-Süd Dortmund Lücklemberg 
u XXI Niederrhein Düſſeldorf 
4 XXII Heſſen⸗Nord Kaſſel 
” XXIII Thüringen Weimar 
75 XXIV Mittelrhein Koblenz⸗Karthauſe 
PP XXV SHeflen-Süd Wiesbaden 
7 XXVI Württemberg Stuttgart 
6 XXVII Baden Karlsruhe 
Pr XXVIII Franken Würzburg 
8 XXIX Bayern ⸗Oſtmark Regensburg 
8 XXX Bayern-⸗ Hochland München 
1 XXXI Emsland Osnabrück 
1 XXXII Saar. Pfalz Bad Münſter a. Stein 


Die Zahl der zu einem Gau gehörenden Arbeitsdienſtgruppen und Abteilungen 
ſchwankt je nach den örtlichen Einſatzgegebenheiten. 

An der Spitze eines Arbeitsgaues ſteht ein Arbeitsgauſührer. Er iſt Generalarbeits- 
führer oder Oberſtarbeitsführer. 

Zu feiner perſönlichen Anterſtützung im inneren und äußeren Dienſt hat der Arbeits- 
gauführer einen Oberſtarbeitsführer oder Oberarbeitsführer „zur beſonderen Ver⸗ 
wendung“ (z. b. V.) zur Seite. 

Der Stab des Arbeitsgauführers iſt in der Arbeitsgauleitung zuſammengefaßt. Sie 
gliedert ſich in folgende Abteilungen: Dienſtangelegenheiten, Perfonalangelegen- 
heiten, Erziehung und Ausbildung, Geſundheitsdienſt, Arbeitsleitung, Verwaltung 
und Wirtſchaft. Direkt unterſtellt iſt auch der Gaumuſik. und Gauſpielmannszug. 
Der Arbeitsgauführer hat eine hohe und verantwortungsreiche Stellung. Er unter- 
ſteht ausſchließlich dem Reichsarbeitsführer und iſt nach dieſem der höchſte Befehls- 
haber des Neichsarbeitsdienſtes in feinem Gebiet. Er iſt dafür verantwortlich, daß 
die Befehle des RNeichsarbeitsführers in feinem Arbeitsgau richtig befolgt werden, 
daß Arbeitseinſatz, Erziehung, Dienſtbetrieb, Führerausbildung und Führernach⸗ 
wuchs, Verwaltung, kurz geſagt: daß alles in ſeinem Arbeitsgau vorſchriftsmäßig in 
Ordnung iſt. 

Darüber hinaus iſt ſeine Stellung eine ausgeſprochen politiſche. Er vertritt ſeinen 
Arbeitsgau und damit den Reichsarbeitsdienſt in ſeinem Gebiet nach außen und hat 
die dafür nötige Verbindung mit allen Stellen von Partei und Staat zu halten. 


Abteilung, Gruppe und Arbeitsgau find die Formationen des Außendienſtes. Von 
ihnen unabhängig find die Schulen des Reichsarbeitsdienſtes; fie dienen der Aus- 
bildung des Führernachwuchſes. 


Truppführerſchulen 


Der erfolgreiche Beſuch einer Truppführerſchule iſt Vorbedingung für die Beförde⸗ 
rung zum planmäßigen Truppführer und damit für die Abernahme als Führer in 
den Reihsarbeitsdienft. Jeder Führeranwärter muß durch dieſe Schule hindurch. 
Die Kommandierung auf Truppführerſchule beträgt drei Monate. 

Der Führeranwärter, der vor feiner Kommandierung zur Truppführerſchule bereits 
längere Seit im Außendienſt bei einer Abteilung geſtanden hat, erhält auf der 
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Truppführerſchule das wiſſensmäßige und praktiſche Rüſtzeug für ſeinen künftigen 
Beruf als Führer im Reichsarbeitsdienſt. Alle Dienſtzweige, insbeſondere Arbeits- 
technik (Bauſtellendienſt), ſtaatspolitiſcher Anterricht, Leibeserziehung, Ordnungs⸗ 
übungen, Geländeſport, Verwaltungsaufgaben uſw. werden ſowohl unterrichtsmäßig, 
wie auch durch ſtändige praktiſche Ausübung gründlich erlernt. 

Auf der Truppführerſchule erfolgt die Qualifikation für die untere oder mittlere 
Führerlaufbahn. 


Es gibt 16 Truppführerſchulen. Jede wird geleitet von einem Arbeitsführer. 


Feldmeiſterſchulen 

Auf ihnen vollzieht ſich die Ausbildung zum Zugführer. Ihr Beſuch ſteht vor der 
Beförderung zum Feldmeiſter und damit vor der Abernahme in die mittlere Führer- 
laufbahn. Befähigung und charakterliche Reife für die Aufgaben des mittleren 
Führers müſſen hier nachgewieſen werden. Der eee een iſt entſprechend 
gehoben. Die Kurſe dauern durchſchnittlich acht Monate. 

Es gibt fünf Feldmeiſterſchulen: in Golm bei Potsdam, Großſtädteln bei Leipzig, 
Buddenburg in Weſtfalen, Murnau in Oberbayern und Bad Schwalbach. 

Ihre Leiter ſind Arbeitsführer. 


Bezirksſchulen 

Auf ihnen wird die Qualifikation zum Abteilungsführer erteilt. Die Lehrfächer ſind 
die gleichen wie auf der Truppführer- und Feldmeiſterſchule und entſprechen den 
Anſorderungen, die an einen Führer von 200 Mann geſtellt werden müſſen. Die 
Kurſe dauern gewöhnlich 15 Wochen. 

Es gibt fünf Bezirksſchulen: in Murnau, Rendsburg, Steinau an der Oder, Eiſenach 
und Burg Katz. 


An der Spitze jeder Bezirksſchule ſteht als Schulleiter ein Oberarbeitsführer. 


Die Reichsſchule des Arbeitsdienſtes 
Sie dient der Ausbildung der für die höhere Führerlaufbahn derten Führer 
und ſtellt eine Art Akademie dar. Auf ihr müſſen die Führer ihre Qualifikation zum 
Führer einer Arbeitsdienſtgruppe erreichen. Sie ſteht vor der Beförderung zum 
Arbeitsführer und damit vor der Übernahme in die höhere Führerlaufbahn. Die 
Kurſe laufen gewöhnlich drei Monate. Der Schulleiter iſt ein Oberſtarbeitsführet. 
Außer den obigen Schulen dienen drei Verwalterſchulen der Ausbildung für den 
mittleren und unteren Verwaltungsdienſt (Amtswalterlauſbahn). 
Aber der geſamten Organiſation ſteht 
Der Reichsarbeitsführer 

als verantwortlicher Führer des geſamten Reichsarbeitsdienſtes. Er übt unter dem 
Reichsminiſter des Innern die Befehlsgewalt über den Reichsarbeitsdienſt aus. Er 
ſteht an der Spitze der Reichsleitung des Reichsarbeitsdienſtes und beſtimmt die 
Organiſation, den Arbeitseinſatz und die Ausbildung und Erziehung. 
Seine nächſten Mitarbeiter find die fünf Inſpekteure für Dienſtbetrieb, Perlonal- 
weſen, Erziehung und Ausbildung, Arbeitsleitung und Verwaltung. 
Der weitere Stab (Reichsleitung des Arbeitsdienſtes) gliedert ſich in neun Amter: 
1. Das Miniſterialamt 
2. Das Dienſtamt mit den Abteilungen: 

D 1 Organiſation und Dienſtbetrieb, 

D 2 Melde. und Erſatzweſen, Aushebung, 

D 3 Abwehr, 

D 4 Auswärtige Angelegenheiten und Aufklärung, 
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D 5 Arbeitsdienſt für die weibliche Jugend, 
D 6 Regiſtratur und Kanzlei. 
3. Das Perſonalamt mit den Abteilungen: 

Perſ. 1 Perfonalangelegenheiten ſämtlicher Führer des Außendienſtes, allge 

meine Perſonalangelegenheiten, Führererſatz, Perſonalhaushalt, 

Perſ. 2 Perſonalangelegenheiten der Führer und Amtswalter in Verwaltung, 
Arbeitsleitung, Erjag- und Meldeweſen, Geſundheitsdienſt, Rechts- 
weſen, Muſik, 

Perſ. 3 Verſorgungsangelegenheiten. 

4. Das Amt für Erziehung und Ausbildung mit den Abteilungen: 

E. u. A. Dienſtbetrieb und Perſonalangelegenheiten der Schulen und Dienſt⸗ 

ſtellen des Erziehungs⸗ und Ausbildungsweſens, 

E. u. A. 2 Staatspolitiſcher Anterricht, Feierabendgeſtaltung, Lehrmittel, 

E. u. A. 3 Leibeserziehung, 

E. u. A. 4 Ordnungsübungen und Geländedienft. 

5. Das. Amt für Arbeitsleitung mit den Abteilungen: 

Arb.! Arbeitsplanung, Arbeitseinſatz und Finanzierung der Arbeitsvorhaben, 

Arb. 2 Arbeitsausbildung, Arbeitsgeräte, 

Arb. 3 Leiſtungsüberwachung, Arbeitsabrechnung. 

6. Das Preſſeamt für alle Angelegenheiten der Preſſe, des Filmes und Rundfunks. 

. Der Rechtshof als Organ des Reichsarbeitsführers für alle Dienftitraf-, Ehren⸗ 
ſchutz. und Beſchwerdeangelegenheiten ſowie für die Verbindung mit Juſtiz⸗ und 
Polizeibehörden. 

8. Das Geſundheitsamt mit den Abteilungen: 

GD 1 Geſundheitsdienſt, Perſonal, Dienſtvorſchriften, 

GD 2 Hygieniſche Aberwachung, 

GD 3 Verſorgung. 

9. Das Verwaltungs- und Wirtſchaftsamt mit den Abteilungen: 

Vw. 1 Haushalts, Kaſſen⸗ und Nechnungsangelegenheiten, 

Vw. 2 Bekleidung, Ausrüſtung, Verpflegung, Anterkunftstextilien, 

Vw. 3 Anterkunft, Geräte, Kraftfahrweſen, 

Vw. 4 Verwaltungsrecht, Verträge, Verſicherung, Steuern (Juſtiziariat). 
Dem Chef des Verwaltungs- und Wirtſchaftsamtes unmittelbar unterſtellt find das 
Beſchaffungsamt in Berlin und drei Bekleidungsämter in Berlin, Braunſchweig und 
Fürth, die die umfangreichen Beſchaffungen und die Bewirtſchaftung der Ausrüſtung 
für den geſamten Reichsarbeitsdienſt zu leiſten haben. 


Arbeitseinjat und Leiftungen 

Oberſtes Geſetz für den Arbeitseinſatz des Reichsarbeitsdienſtes iſt die Ertragg- 

ſteigerung unſeres deutſchen Bodens. Dazu gehören 

1. die Gewinnung neuen, anbaufähigen Kulturlandes durch Neulandgewinnung an 
den Küſten und Kultivierung von bisher unbebauten Flächen in Mooren und 
Odländern, 

2. die Verbeſſerung bereits bebauter Flächen zum Zwecke der Ertragsſteigerung; 
hierunter fallen Ent⸗ und Bewäſſerungsarbeiten, Flurbereinigungen, Aufforſtung 
und Durchforſtung, Bau von Wirtſchafts⸗ und Holzabfuhrwegen, Siedlungs- 
vorbereitung, 

3. Schutz des bebauten Landes und der Ernten durch Bau von entſprechenden Ein- 
richtungen (Hochwaſſerſchutzbauten) und ſonſtigem Kataſtrophenſchutz und als 
jüngſte, jetzt vordringlichſte Arbeit im Rahmen des Vierjahresplans der Einſatz 
bei Erntenotſtänden, das heißt die Verwendung des Arbeitsdienſtes überall dort, 
wo infolge des Landarbeitermangels die Einbringung der Ernte gefährdet iſt. 


— 
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Der ausſchließliche Einſatz zu ſolchen Arbeiten konnte erft in den letzten Jahren und 
allmählich durchgeführt werden. 1933 und 1934 fehlten dafür noch mancherlei Vor⸗ 
ausſetzungen. Vor allem fehlten bei der Machtübernahme die für einen ſyſtematiſchen 
Einſatz unerläßlichen Planungsunterlagen, das heißt die rieſigen, in unſerem Vater⸗ 
land vorhandenen Arbeiten waren erſt zu einem Teil ermittelt und zu einem noch 
viel geringeren Teil baureif vorbereitet. Hier mußte ſich der Arbeitsdienſt ſelbſt 
helfen durch Schaffung einer eigenen Reichsplanung, von der alle Arbeitsvorhaben 
erfaßt, durchgearbeitet und nach Größe und Dringlichkeit geordnet werden mußten. 
Infolgedeſſen gelang es dann in den letzten Jahren, den Arbeitsdienſt immer mehr 
bei den nur durch ihn zu löſenden Großvorhaben einzuſetzen, über die nachfolgende 
Aufſtellung einen Aberblick gibt. 


> Arbeitsgau Bezeichnung 


1 Oſtpreußen 1. Eindeichung, Entwäſſerung und Kultivierung des 
Großen Moosbruches 
2 2. Kultivierung und Erſchließung der Nogathaffkampen 
3 3. Regelung der Guber und ihrer Nebenflüſſe 
4 4. Regelung der Inſter 
5 Pommern -Oſt 1. Meliorationen im Oſtpommerſchen Grenzgürtel 
6 Pommern-⸗Weſt 1. EBENEN und Kultivierungen auf Aſedom und 
ollin 
7 2. Eindeichungen und Waſſerregelungen an der Anteren 
Oder (zuf. mit Arbeitsgau Brandenburg) 
8 Mecklenburg 1. Ausbau der Tollenſe 
9 2. Waſſerregelungen im Sude⸗Rögnitz⸗ Gebiet 
10 Schleswig⸗Holſtein 1. Eindeichungen an der Inſel Sylt 
11 2. Landgewinnung an der Nordſee 
12 3. Kultivierung der Jardelunder Wieſen 
13 4. Waſſerregelungen in den Vierlanden 
14 5. Folgeeinrichtungen der Eiderabdämmung 
15 Oſtmark 1. Kultivierung des Spreewaldes 
16 2. Kultivierung der Kottbus⸗Peitzer⸗Zinswieſen 
17 Brandenburg 1. Waſſerregelung, Kultivierung und Erſchließung des 
Rh in- und Havelluches 
18 2. Waſſerregelung und Kultivierungen im Gebiet des 
Nuthe⸗Schauverbandes 
19 Niederſchleſien 1. Kultivierung und Erſchließung des Sprottebruches 
20 Mittelſchleſien 1. e im Gebiet der Bartſch und ihrer Neben⸗ 
e 
21 Oberſchleſien 1. Regelung der Steinau 
22 2. Waſſerregelung der Oderniederung bei Coſel 
23 3. Amlegungen und Waſſerregelungen in der Neißeniede⸗ 
rung unterhalb Neiße 
24 Magdeburg ⸗Anhalt 1. Waſſerregelungen im Alandgebiet 
25 2. Kultivierungen im un 
26 3. Kultivierungen im Fiener Bruch 
27 4 Kultivierungen im Großen Bruch 
28 Halle⸗Merſeburg 1. Waſſerregelungen in der Elſter⸗Luppe⸗Aue 
29 2. Regelung der Weißen Elſter 
30 Sachſen 1. Regelung der Schwarzen Elſter 
31 2. Regelung der Röder 
32 JWNiederſachſen⸗Mitte ] 1. Waſſerregelungen und Kultivierungen im Kreis 
Land Hadeln und Bremervörde 
33 Niederſachſen⸗Weſt 1. Waſſerregelungen und Kultivierungen im Kreis Diepholz 
und Nienburg 
34 2. Waſſerregelungen und Kultivierungen im Gebiet Harke- 
brügge⸗Lohe 
35 Niederſachſen⸗Oſt 1. Waſſerregelungen in den Elbmarſchländereien 
36 2. Waſſerregelungen im Ilmenaugebiet 
37 3. Deicharbeiten und Vorlandabgrabungen an der Elbe 
38 4. Waſſerregelungen im Arſtromtal der Aller 
39 5. Regelung der Innerſte 
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u Arbeitsgau Bezeichnung 

40 Emsland 1. Kultivierung des Emslandes 

41 Weſtfalen ⸗Nord 1. Ausbau der Ems 

42 2. Kultivierung des Weißen Venns 

43 3. alle Verwertung der Abwäfler der Stadt 

elefe 

44 Niederrhein 1. Vorflutregelung im Gebiet der Niers 

45 2. Kultivierung der Schwalmniederung 

46 3. Kultivierung der Netteniederung 

47 4. Amlegungen und Wieſenmeliorationen im Ober» 
bergiſchen, Rheinbergiſchen und Siegkreis 

48 5. Amlegungen und Kultivierungen in der Eifel (auf. mit 
Arbeitsgau Mittelrhein) 

49 Heſſen Nord 1. Kultivierung und Erſchließung der Rhön (zuſ. mit 
Arbeit sgau Thüringen und Franken) 

30 2. Amlegungen im Oberheſſiſchen Siedlungs- und Meliora- 
tionsgebiet 

51 3. Dränungen im Kreis Hofgeismar 

52 4. Amlegungen und Meliorationen im Weſterwald (auf. 
mit Arbeitsgau Mittelrhein und Heflen-Süd) 

53 Mittelrhein 1. Amlegungen und Meliorationen im Hunsrück 

54 dl ud 1. Heſſiſches Meliorations- und Siedlungsprogramm 

55 aden 1. Pfinz⸗Saalbach⸗Regelung 

56 2. Acher⸗Rench⸗Regelung 

57 Franken 1. Erſchließung und Kultivierung des Fränkiſchen Jura 

58 2. Regelung der Waſſerverhältniſſe im Seebachgrund 

59 3. Regelung der Waſſerverhältniſſe im Gebiet der Aiſch 

60 4. Regelung der Itz 

61 5. Regelung der mittleren und oberen Altmühl 

62 Bayern- Oſtmark 1. Regelung der Cham 

63 2. Hochwaſſerſchuz an der Domu im Pleintinger und 
Straubinger Becken 

64 5 3. Regelung der Waldnaab bei Weiden 

65 Bayern-Hochland 1. Regelung der Ilm 

66 2. Regelung der Zuſam 

67 3. Einebnung der Buckelwieſen bei Mittenwald 


Eine weitere Vorausſetzung für die Inangriffnahme derartiger Großvorhaben war 
die Löſung der Anterkunftsfrage. Als der Arbeitsdienſt in den Jahren 1933 und 
1934 noch freiwillig war, war er mangels ausreichender Mittel vielſach an ortsfeſte 
Unterkünfte gebunden, die ihm von den verſchiedenen Trägern der Arbeit zur Ver- 
fügung geſtellt waren. Die Einheiten lagen daher ſehr häufig an Plätzen feſt, die 
entweder keine oder geringe ſeinen Zwecken entſprechende Arbeiten hatten oder bei 
denen der An- und Rüdmarih von der Arbeitsftelle durch weite Entfernungen eine 
unerträgliche Verkürzung der Arbeitszeit zur Folge hatte. Der Arbeitsdienſt wird, 
ſeinen Aufgaben entſprechend, ſehr häufig gerade in armen und menſchenleeren 
Gegenden benötigt. Hierfür ſind eigene, transportable Baracken notwendig, um die 
Abteilungen mitten hinein in die großen Arbeitsplätze zu ſtellen. Ihre Anſchaffung 
konnte nur allmählich Zug um Zug erſolgen. Aus den erſten Baracken, die noch den 
Typen des Weltkrieges nachgearbeitet waren, entwickelte ſich im Laufe der letzten 
Jahre das heutige „Reichsbarackenlager“, welches unter Verwertung unſerer großen 
Erfahrung, die wir auf dieſem Gebiet geſammelt haben, große Vervollkommnung 
erreicht hat und allen Anſprüchen genügt. Erſt mit der zunehmenden Beſchaffung der. 
artiger eigener Reichsbarackenlager wurde der Arbeitsdienſt unabhängig von unge. 
eigneten Standorten, insbeſondere von den Städten, in denen er gar nichts zu ſuchen 
hat, und konnte da, wo ſeine Arbeit liegt, auf dem flachen Lande eingeſetzt werden. 
Der Reichsarbeitsdienſt beſaß am 1. Februar 1937 564 Reihsbaradenlager für je 
eine volle Abteilung und wird im Laufe der nächſten Monate ſeinen Beſtand auf 


14 | Hier! 


724 Reichsbarackenlager erhöhen, fo daß damit über 55 v. H. aller Abteilungen in 
beweglichen Anterkünften untergebracht ſind. 


Wie die Standorte des Reichsarbeitsdienſtes nach den Erforderniſſen des Arbeits- 
einſatzes ausgeſucht werden mußten und zur eigenen Konſtruktion des Reichsbaracken⸗ 
lagers führten, jo mußten auch Arbeitsweiſe und Arbeitsgeräte in eigener, unſeren 
Verhältniſſen angepaßter Entwicklung zu der Höhe geführt werden, die höchſte 
Leiſtungen ermöglicht. 

Während der „Freiwillige Arbeitsdienſt“ infolge nicht ausreichender Schulung ge- 
zwungen war, die Führung auf den Bauſtellen den Organen des jeweiligen Trägers 
der Arbeit zu überlaſſen, der die Arbeitsmänner nach den Gepflogenheiten normalen, 
zivilen Bauſtellenbetriebes verwandte, ging der Reichsarbeitsdienſt ſehr bald dazu 
über, Verantwortung und Führung auf der Bauſtelle ſelbſt zu übernehmen. Der Ein⸗ 
ſatz bei der Arbeit gleicht jetzt dem einer techniſchen Truppe: die Kommandoeinheiten 
werden auch bei der Arbeit geſchloſſen verwandt (Züge und Trupps), die Arbeits- 
dienſtführer find auch die alleinigen Führer auf der Bauſtelle, die Arbeit vollzieht ſich 
in diſziplinierter, ſoldatiſcher Form. 

Die Folge davon iſt erſtens eine erhebliche Leiſtungsſteigerung und zweitens eine 
Erziehungsarbeit am einzelnen, wie ſie eben nur auf der Bauſtelle bei der Arbeit 
geleiſtet werden kann. Die Bauſtelle iſt die wirkungsvollſte Erziehungsſtätte, denn 
hier regiert nicht das Wort, ſondern die Tat. Hier iſt es, wo jeder einzelne mit dem 
Boden ſeiner Heimat in Berührung kommt, ihn bearbeitet und ſich darüber ſeine 
Gedanken machen muß und ſoll. Hier iſt es, wo alle Ideale, zu denen wir unſere 
Jugend hinführen wollen: Heimatliebe, Verbundenheit mit unſerem Voden, Ver— 
ſtehen der landwirtſchaftlichen Notwendigkeiten, Achtung vor jeder ehrlichen Arbeit, 
insbeſondere vor der dort ſelbſt verrichteten ſchweren einfachen Handarbeit, Kamerad⸗ 
ſchaft gegenüber ſedem Mitarbeiter und daraus erwachſend das Gefühl der Ge— 
bundenheit und Verbundenheit mit allen ehrlich arbeitenden Volksgenoſſen, hier 
werden dieſe Ideale lebendig empfunden und tatſächlich erarbeitet. Es gibt in dieſer 
Wirkungsweiſe nur ein Gegenſtück zu unſerer Bauſtelle: das war der Schützengraben! 
So wie dort alle unechten Begriffe eines bürgerlich-zivilen Daſeins von den 
Männern abfielen und nur noch der Wert des einzelnen Kämpfers im Rahmen der 
Kampfgemeinſchaft übrigblieb, fo daß keiner mehr danach fragte, es auch gar nicht 
mehr wußte, was dieſer oder jener Kamerad in der Heimat war, ſo ſoll auch der 
Dienft auf der Bauſtelle unſere jungen Kameraden erziehen. Sie müſſen wie wir 
erkennen lernen, daß es gleichgültig iſt, ob ihr Nebenmann Student oder Arbeiter iſt, 
ob er vom Lande kommt oder aus der großen Stadt, daß es vielmehr einzig und allein 
darauf ankommt, wie er ſich hier in die gemeinſame Arbeit einreiht und was er darin 
leiſtet. 


Der militäriſche Führer, der an der Front verſagte, verlor ſein Anſehen — der 
Arbeitsdienſtführer, der auf der Bauſtelle verſagt, teilt gleiches Los. Daher war es 
notwendig, das einſt ſo heterogene Führerkorps des „Freiwilligen Arbeitsdienſtes“ 
auch auf dieſem Gebiet gründlich zu ſchulen, um fie vorbildliche Führer einer tech⸗ 
niſchen Truppe ſein zu laſſen Dieſe Ausbildung hat in den letzten Jahren einen 
Grad erreicht, der jeden Führer befähigt, die vom Arbeitsdienſt übernommenen 
Arbeiten unter der ſeiner Stellung angemeſſenen Verantwortung fachmänniſch zu 
leiten und durchzuführen. Ständige Schulung und laufende Erfahrung auf den Bau⸗ 
ſtellen wirken weiter zur Vervollkommnung der Leiſtungen. 


Auch die Arbeitsgeräte bedurften einer unſeren Aufgaben angepaßten Entwicklung. 
Während noch am Anfang hunderterlei von Geräten in Gebrauch waren, wurden in 
den letzten Jahren durch ſyſtematiſche Erprobung diejenigen Typen entwickelt, die für 
die Arbeiten des Reichsarbeitsdienſtes am zweckmäßigſten find. Dazu war es not- 
wendig, einen eigenen Gerätebeſtand zu ſchaffen, eine Maßnahme, die auch nur Schritt 
für Schritt finanziell möglich war. 
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Allen dieſen ſyſtematiſchen Bemühungen blieb der Erfolg nicht verſagt; die Leiſtungen 
haben ſie gerechtfertigt. 

Für das Haushaltsjahr 1935/36 ergibt ſich eine Geſamtzahl von rund 3500 durch- 
geführten Arbeits vorhaben. 

Durch Deichbau und Flußregulierung wurden 56 000 Hektar bisher regelmäßig über ⸗ 
ſchwemmter Gebiete dem Hochwaſſer entzogen. 


Durch Entwäſſerungsarbeiten und Ausbau der Vorflut wurden 140 000 Hektar be⸗ 
bauten Bodens in ihrem Ertrag weſentlich geſteigert. 


Auf dem Gebiete der Flurbereinigung durch Zufammenfaſſung zerſplitterten Beſitzes, 
Bau der dafür notwendigen Wege uſw. wurde eine Fläche von 25 000 Hektar be. 
arbeitet und dadurch die Möglichkeit geſchaffen, ſie intenſiv zu bewirtſchaften. 


Der gleichen Aufgabe diente der Bau von 1400 km Wirtſchaftswegen, durch welche 
70 000 Hektar Kulturland erſchloſſen worden ſind und beſſer bewirtſchaftet werden 
können. 


Auch der Forſtwirtſchaft iſt in weitem Maße geholfen worden: 4000 Hektar Boden, 
welche durch Brand oder Schädlingsfraß ertraglos dalagen, wurden neu aufgeforſtet. 
12 000 Hektar Forſt wurden durchforſtet oder durch andere Arbeiten in ihrem Ertrag 
geſteigert. 1200 km neue Forſtwege ſorgen künftig für lohnende Holzabfuhr aus 
Waldgebieten, die bisher ſchwer zugänglich waren. 


Auf dem Gebiet der Siedlung wurde der Bau von 6000 neuen Heimſtätten durch 
Hilfe des Reichsarbeitsdienſtes ermöglicht. 


Dabei find eine große Reihe von laufenden Arbeits vorhaben nicht veranſchlagt, z. B. 
die Arbeiten zur Neulandgewinnung an der Küſte Schleswig⸗Holſteins, da das 
Refultat folder auf lange Sicht gerichteter Vorhaben erſt nach Jahren ermeßbar iſt. 


Der Einſatz des Reichsarbeitsdienſtes bei drohenden oder ausgebrochenen Natur- 
kataſtrophen, wie Waldbränden, Sturmfluten uſw., hat Menſchenleben und Millionen 
von Sachwerten vor der Vernichtung bewahrt. 


Alles in allem kam unſere Arbeit im Haushaltsjahr 1935/36 rund 300 000 Hektar 
Kulturland zugute. Die Berechnungen über die Steigerung des Ertrages auf dieſem 
Land ergeben, daß künftig rund 21 000 000 RM im Jahr aus dieſem Land mehr an- 
fallen als bisher, das find durchſchnittlich 70 RM jährlicher Mehrertrag pro Hektar. 
Dieſer Mehrertrag wird ſich jährlich wiederholen. Es ergibt ſich daraus nachfolgende 
Berechnung der Wirtſchaftlichkeit des Reichsarbeitsdienſtes, wobei ich vorſichtiger 
weile nur das Ergebnis des Haushaltsjahres 1935/36 zugrunde lege, während ſeit⸗ 
dem eine weitere Steigerung der Leiſtungen nachzuweiſen iſt. Dagegen iſt die im 
Gang befindliche Verſtärkung des Reichsarbeitsdienſtes berückſichtigt. 


Kopfſtärke des RDA. Jahr Ertragsſteigerung 
200 000 Mann 1933 + 1934 % 35 Millionen 
200 000 „ 1935 + 21 Millionen 56 m 
200000 „ 1936 + 21 er 77 . 

230 000 „ 1937 + 24 5 101 15 
275 000 „ 1938 ＋ 29 1 130 9 
300 000 „ 1939 + 31 Pr 161 2 
300 000 „ 1940 + 31 7 192 8 
300 000 „ 1941 + 31 = 223 Er 
300 000 „ 1942 + 31 = 254 5 
300 000 „ 1943 + 31 0 285 Be 
300000 „ 194 +31 „ 316 A 
300000 „ 1945 + 31 ; 347 1 


*) Anzweckmäßiger Einſatz als Erbe des alten Syſtems. 
jährlicher Mehrertrag, d. h. daß in weniger als zehn Jahren bereits der 
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Zeitpunkt erreicht wird, an dem der jährliche, durch den Reichsarbeitsdienſt erzielte 
landwirtſchaftliche Mehrertrag die laufenden, für ihn verausgabten Mittel überſteigt! 


Mit dieſer Berechnung find jedoch nicht annähernd die Auswirkungen des Reichs- 
arbeitsdienſtes auf die allgemeine Wirtſchaft, ja noch nicht einmal auf die Landwirt⸗ 
ſchaft erfaßt. Zunächſt iſt außer der oben veranſchlagten direkten Ertragsſteigerung eine 
weitere indirekte zu berückſichtigen, nämlich die Mehrleiſtung der Bauern auf ihrem 
nunmehr verbeſſerten Grundbeſitz. Sehr häufig werden die non uns kultivierten oder 
verbeſſerten Flächen eine ganz andere Bewirtſchaftung als bisher zulaſſen. Was 
früher eine ſaure Wieſe war, braucht nach ihrer Entwäſſerung nicht als gute Wieſe 
beibehalten zu werden, ſondern wird ſich ſehr häufig für hochwertiges Ackerland 
eignen. Auf den bisherigen Moor. und Odländern lohnt ſich, nach ihrer Kultivierung, 
infolge ihrer Fruchtbarkeit in vielen Fällen der Anbau hochwertiger Gemüſekulturen 
oder ganz beſonderer, im Rahmen des Vierjahresplanes bedeutſamer Pflanzen wie 
Hanf, Malven, Sudangras und ähnliche. Die Erträgniſſe find hierbei ſehr be. 
friedigend, wie nachfolgendes Beiſpiel aus dem Sprottebruch in Niederſchleſien zeigt. 
Auf den vom Reichsarbeitsdienſt kultivierten, vordem völlig ertragloſen Flächen 
wurde nachſtehender durchſchnittlicher Ernteertrag je Morgen erzielt: 


an Hanf 25 Zentner Hanfſtroh, 1 Zentner Samen, 
an Hafer 7 bis 8 Zentner, 

an Kartoffeln 80 Zentner, 

an Grünland 2 bis 3 Schnitte je 25 Zentner. 


Für das ganze Reichsgebiet liegen über dieſe Auswirkungen noch keine Ermittlungen 
vor. Sie werden aber ſpäter ſehr ins Gewicht fallen und ſind für die Ernährung 
unſeres Volkes und ſeine Anabhängigkeit von ausländiſcher Einfuhr von größter 
Bedeutung. 


Bei der Betrachtung der volkswirtſchaftlichen Auswirkungen des Reichsarbeits. 
dienſtes darf nicht überſehen werden, daß die geſamten, vom Staat aufgewendeten 
Mittel teils mittelbar, teils unmittelbar in voller Höhe der Wirtſchaft und den 
öffentlichen Kaſſen wieder zufließen. Allein die direkten Auſträge an die Wirtſchaft 
ergaben in den Rechnungsjahren 1934, 1935 und 1936 für die einzelnen Wirtfchafts- 
zweige folgende Summen: 


Textil- und Bekleidungsinduſtrie, Schneider ufw. . . . . 88 Millionen, 
Bau- und Holzinduſtrie (Baracke) . 31 Millionen, 
Induſtrie und Handwerk 8 Cinrictungsgegenftände aus gon 

und Metall .. 21 Millionen, 
Lebensmittel . ꝗ .. 174 Millionen. 


Darüber hinaus ſind aber mittelbar alle Etatmittel des Arbeitsdienſtes, z. B. ge⸗ 
zahlte Taſchengelder ufw. der Wirtſchaft in ſchnellem Amlauf wieder zugefloſſen. 

Das Kapitel über Arbeitseinſatz und Leiſtungen des Reichsarbeitsdienſtes kann nicht 
geſchloſſen werden, ohne noch kurz auf die neue, große Aufgabe einzugehen, die zu 
den bisherigen jetzt getreten iſt: 


Einſatz des Reichsarbeitsdienſtes bei Erntenotſtänden 


Der ſtändig wachſende Mangel an Arbeitskräften auf dem Lande, hervorgerufen 
durch den beiſpielloſen Aufſchwung unſerer Wirtſchaft und Induſtrie, hat ſeit vorigem 
Jahr einen Amfang angenommen, der die ordnungsmäßige Beſtellung der Felder 
und die Einbringung der Ernte ſchwer gefährdet. Seiner Aufgabe getreu, der Er- 
nährungsfreiheit unſeres Volkes zu dienen, iſt daher der Reichsarbeitsdienſt bereit, 
Hilfe zu bringen, wo der Reichsnährſtand nicht in der Lage iſt, aus eigener Kraft 
ſeine volkswirtſchaftliche Aufgabe zu erfüllen. 


Der Reichsarbeitsdienſt wird daher in dieſem Jahr bei ſolchen landwirtſchaftlichen 
Betrieben eingeſetzt, die trotz eifrigen Bemühens ohne eigene Schuld in Not an 
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Arbeitskräften geraten find. In Betrieben, die in Erwartung oder aus Anlaß des 
Einſatzes des Reichsarbeitsdienſtes andere Arbeitskräfte zur Entlaſſung bringen 
oder die mögliche Einftellung von Arbeitskräften unterlaſſen, wird der Reichsarbeits⸗ 
dienſt nicht eingeſetzt oder aus ihnen zurückgezogen. Der Einſatz als Erntenothilſe 
hat den Vorrang vor allen Arbeiten zur Neulandgewinnung oder Bodenverbeſſerung, 
denn was nützte neues Kulturland, wenn das vorhandene infolge Mangels an 
Arbeitskräften nicht voll ausgenutzt werden könnte. Die Durchführung der Boden- 
verbeſſerungsarbeiten muß daher zeitweiſe gegenüber notwendiger, unmittelbarer 
Anterſtützung des Reichsnährſtandes in feiner Aufgabe, die Volksernährung ficher- 
zuſtellen, zurücktreten. 


Beſtehen bleiben in vollem Amfang die zur körperlichen, geiſtigen und ſeeliſchen Er- 
tüchtigung der Arbeitsmänner geſtellten Forderungen jo wie bisher, denn der Reichs- 
arbeitsdienſt iſt und bleibt nach dem Willen des Führers eine Schule der jungen 
Nation. 


Der Einſatz des Reichsarbeitsdienſtes zur unmittelbaren Anterſtützung des Reichs. 
nährſtandes hat nicht dem Eigennutz der einzelnen Grundbeſitzer, ſondern der Sicher⸗ 
ſtellung der Ernährung zu dienen. Er iſt daher in gleicher Weiſe wie der übrige Ein- 
ſatz Ehrendienſt am Volk. 


Da aus dem Einſatz des Reichsarbeitsdienſtes auch der einzelne Grundbeſfitzer ſofort 
den ganzen Nutzen zieht, hat er durch Vermittlung des Kreisbauernführers ein ent- 
ſprechendes Entgelt an das Reich zu leiſten. Dieſes Entgelt wird ſo bemeſſen ſein, 
daß ein Druck auf die Landarbeiterlöhne unter gar keinen Amſtänden ausgelöſt wird. 


Der Einſatz des Reichsarbeitsdienſtes zur Erntehilfe iſt Dienſt und wird dement⸗ 
ſprechend gehandhabt. Der einzelne Arbeitsmann wird nicht etwa dem einzelnen 
Bauern als Knecht zugewieſen, ſondern er bleibt ausſchließlich feinem Arbeitsdienſt⸗ 
vorgeſetzten unterſtellt, der auch dafür ſorgt, daß Leiſtungsfähigkeit und Geſundheits⸗ 
zuſtand des Arbeitsmannes berückſichtigt werden. Betriebsführern, die ſich eine chren- 
widrige oder unwürdige Behandlung von Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes 
zuſchulden kommen laſſen, wird die Hilfe des Reiches entzogen. 


Die Aufrechterhaltung ſtrenger Zucht und Ordnung und die Fortdauer der 
erzieheriſchen Einwirkung der Führer iſt auch während des Einſatzes zur Erntehilfe 
gefichert. 

Die Erntenothilfe iſt eine neue große Aufgabe für den Reichsarbeitsdienſt. Sie wird 
mit gleicher Hingabe und unter dem Einſatz aller Kräfte wie bei ſeinen ſonſtigen 
Arbeiten zum Wohle des geſamten deutſchen Volkes durchgeführt werden. 


Arbeitsdienft für die weibliche Jugend 


Die Erziehung im nationalſozialiſtiſchen Geiſt zur Volksgemeinſchaft und Kamerad- 
ſchaft und zu einer hohen ſittlichen Arbeitsauffaſſung iſt für die weibliche Jugend nicht 
weniger notwendig als für die männliche. Der Arbeitsdienſt darf nicht allein die 
männliche Hälfte des deutſchen Volkes erfaſſen, ſonſt bleibt er in feinem volks- 
erzieheriſchen Wert eine Halbheit. Arbeitsdienſtpflicht nur für die männliche Jugend 
wäre auf die Dauer ebenſo unſinnig wie eine allgemeine Schulpflicht nur für die 
männliche Jugend. 

Für die sofortige Durchführung der allgemeinen Arbeitsdienſtpflicht auch der weib⸗ 
lichen Jugend fehlen allerdings zur Zeit noch die organiſatoriſchen und finanziellen 
Vorausſetzungen. Die Organiſation des freiwilligen Arbeitsdienſtes der weiblichen 
Jugend muß erſt ſo ausgebaut werden, daß ſie das feſte, ſichere Gerippe für die allge⸗ 
meine Arbeitsdienſtpflicht bilden kann, wie das früher auch bei dem Arbeitsdienſt der 
männlichen Jugend der Fall war. Trotzdem war jedoch die Verankerung des Grund- 
ſatzes der Arbeitsdienſtpflicht auch für die weibliche Jugend ſchon im Reichsarbeits⸗ 
dienſtgeſetz notwendig, um den heute noch freiwilligen Arbeitsdienſt der weiblichen 
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Jugend von Anfang an auf das künftige Ziel auszurichten und vom Reichsarbeits⸗ 
dienſtgeſetz ausgehend die vorbereitenden Anordnungen laufen zu laſſen. 


Das Reichsarbeitsdienftgefes vom 26. Juni 1935 beſtimmt für die weibliche 
Jugend mit: 


8 1. Der Reichsarbeitsdienſt ift Ehrendienſt am Deutſchen Volke. 

Alle jungen Deutſchen beiderlei Geſchlechts find verpflichtet, ihrem Volk im Reichs- 
arbeitsdienſt zu dienen. 

Der RNeichsarbeitsdienſt fol die deutſche Jugend im Geiſte des Nationalſozialismus 
zur Volksgemeinſchaft und zur wahren Arbeitsauffaſſung, vor allem zur gebührenden 
Achtung der Handarbeit erziehen. 

Der Reichsarbeitsdienſt iſt zur Durchführung gemeinnütziger Arbeiten beftimmt. 


8 2. Der Reichsarbeitsdienſt unterſteht dem Reichsminiſterium des Innern. Unter 
ihm übt der Reichsarbeitsführer die Befehlsgewalt über den Reichsarbeitsdienſt aus. 


Der Reichsarbeitsführer ſteht an der Spitze der Reichsleitung des Arbeitsdienſtes; 
er beſtimmt die Organiſation, regelt den Arbeitseinſatz und leitet Ausbildung und 
Erziehung. 


Während obige beiden Paragraphen die ſowohl für den männlichen wie für den weib- 
lichen Arbeitsdienſt geltenden Grundſätze feſtlegen, jagt 8 9 des Geſetzes, daß die Vor. 
ſchriften über die Arbeitsdienſtpflicht der weiblichen Jugend beſonderer geſetzlicher 
Regelung vorbehalten bleiben. Dieſe geſetzlichen Regelungen ſind Schritt für Schritt 
gefolgt. In der erſten Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Reichs- 
arbeitsdienſtgeſetzes vom 27. Juni 1935 heißt es im $ 5: „Der Reichsarbeitsführer 
trifft für den freiwilligen Frauen⸗Arbeitsdienſt die zur Vorbereitung der Arbeits. 
dienſtpflicht der weiblichen Jugend erforderlichen Maßnahmen.“ Damit war der 
Weg frei, den Arbeitsdienſt für die weibliche Jugend von der bis dahin damit be- 
faßten Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung weg und 
auf die Dienſtſtellen des Reichsarbeitsdienſtes zu übernehmen. 

Jedoch mußte vorläufig am Prinzip der Freiwilligkeit feſtgehalten werden, um die 
nötigen Erfahrungen auf dem völlig neuen Gebiet einer ſolchen Frauenorganiſation 
zu ſammeln und die für den weiteren Ausbau erforderlichen Führerinnen heranzu⸗ 
bilden. Daher hat der Arbeitsdienſt der weiblichen Jugend in den Jahren 1935 und 
1936 die Stärke von zehn- bis zwölftauſend Maiden im geſamten Reichsgebiet nie 
überſchritten. In der Zweiten Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des 
Reichsarbeitsdienſtgeſetzes vom 1. Oktober 1935 wurde daher beſtimmt, daß die Ein- 
berufung zur Arbeitsdienſtpflicht der weiblichen Jugend in der Zeit vom 1. Oktober 
1935 bis zum 1. Oktober 1937 nicht ſtattfindet. 


Die „Siebente Verordnung uſw.“ vom 15. Auguſt 1936 brachte dann weitere grund. 
legende Beſtimmungen. Sie lautet: 
„Artikel 1. Die Dienſtſtellen des Arbeitsdienſtes für die weibliche Jugend 
find Dienſtſtellen des Reichsarbeitsdienſtes. 
Artikel 2. (1) Der Reichsarbeitsführer ernennt und entläßt die Führerinnen und 
Führer im Arbeitsdienſt für die weibliche Jugend und regelt ihr Dienſtverhältnis; 
er kann die Befugnis zur Ernennung und Entlaſſung weiterübertragen. 

(2) Der Stellvertreter des Führers iſt bei der Ernennung der 
Führerinnen und Führer zu beteiligen, deren Rang dem eines Arbeitsführers 
oder einem höheren Range entſpricht. 

(3) Die Beteiligung des Stellvertreters des Führers hat in der Weiſe 
zu erfolgen, daß dieſer einen Abdruck des Ernennungsvorſchlages erhält, der 
nähere Angaben über die Führerin und den Führer im Arbeitsdienſt für die weib— 
liche Jugend enthalten muß. Dem Stellvertreter des Führers iſt eine angemeſſene 
Friſt zur Stellungnahme zu laſſen. 
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(4) Die Entſcheidung des Reichsarbeitsführers über die Entlaſſung 
iſt für die Gerichte bindend. 


Artikel 3. Die Beſoldung der Führerinnen im Arbeitsdienſt für die weibliche 
Jugend regelt der Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen. 


Artikel 4. Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1936 in Kraft.“ 


Durch dieſe Verordnung wurden die Dienſtſtellen des Arbeitsdienſtes für die weib- 
liche Jugend in den ReichSarbeitsdienft überführt und damit dem Reichsarbeitsführer 
unmittelbar unterſtellt. Er hat von dieſem Zeitpunkt ab die Verantwortung für den 
weiblichen Arbeitsdienſt allein übernommen. 


Fünf Wochen nach obiger Verordnung, am 26. September 1936, wurde durch einen 
Erlaß des Führers und Reichskanzlers für den Arbeitsdienſt der weiblichen Jugend 
folgendes beſtimmt: 


„Der vorläufig noch auf freiwilligem Eintritt beruhende Arbeitsdienſt für die 
weibliche Jugend iſt planmäßig zur Vorbereitung der Arbeitsdienſtpflicht weiter 
zu entwickeln. 


Die Stärke des Arbeitsdienſtes für die weibliche Jugend iſt in der Zeit vom April 
1937 bis März 1938 auf 25 000 Arbeitsmaiden leinſchließlich Stammperſonal) zu 
erhöhen.“ 


Damit konnte nach Jahren der Vorbereitung mit dem planmäßigen weiteren Ausbau 
des weiblichen Arbeitsdienſtes begonnen werden. 


Meine erſte Sorge galt der Verbeſſerung der Lebensbedingungen für die im Arbeits- 
dienſt für die weibliche Jugend tätigen Führerinnen und Arbeitsmaiden. Ins- 
beſondere mußten Anterkunft und Bekleidung den ſelbſtverſtändlichen Forderungen 
der Hygiene entſprechen. Während beim Reichsarbeitsdienſt die Anterbringung in 
Barackenlagern immer mehr durchgeführt und zur Regel wird, müſſen die Lager für 
die weibliche Jugend im allgemeinen in feſten Anterkünften untergebracht werden. 
Diefe ſollen den jungen Mädchen ein wohnliches Heim fein; ihre Ausſtattung muß 
dem entſprechen. 

In der Bekleidung find wir zu einer Einheitstracht gekommen, die ſowohl den prak. 
tiſchen Erforderniſſen der Arbeit entſpricht, wie auch den Vedürfniſſen des guten Ge- 
ſchmacks, der Kleidſamkeit Rechnung trägt. Auch in der Tracht mußte mein Grund- 


ſatz, keine „Frauenbataillone“ aufzuſtellen, zum Ausdruck kommen; jede „militäriſche“ 
Aniformierung wurde abgelehnt. 


Die Führerinnen find jetzt auf Grund einer eigenen Beſoldungsordnung angeſtellt. 
Dadurch iſt die Führerin im Arbeitsdienſt für die weibliche Jugend zu einem Frauen 
beruf geworden, der ſich nicht nur ideell, ſondern auch exiſtenzmäßig vollwertig neben 
jeden anderen Frauenberuf ſtellen läßt. 


Die Organiſation bietet zur Zeit folgendes Bild: 


Das Reichsgebiet iſt in 13 Bezirke gegliedert, die ihrerſeits in zwei bis drei Lager⸗ 
gruppen zerfallen. Jede Lagergruppe umfaßt eine Anzahl von Lagern, durchſchnittlich 
etwa zehn. Das Lager hat eine Geſamtſtärke von 40 Köpfen: 1 Lagerführerin, 
4 Gehilfinnen, 3 Kameradſchaftsälteſte und 32 Arbeitsmaiden. Zur Zeit beſtehen 
370 Lager bei einer Stärke von 15 000. Da bis zum 1. Januar 1938 eine Stärke von 
25 000 erreicht werden ſoll, muß die Zahl der Lager bis dahin auf 600 erhöht werden. 


Der Schulung der Führerinnen dienen vier Bezirksſchulen in Book, Marklohe, 
Bingenheim und Groß ⸗Sedlitz und eine Reichsſchule in Finowfurth. Letztere befindet 
ſich noch im Aufbau. Es find noch zwei weitere Bezirksſchulen geplant. 


Die Dauer der Dienſtzeit für die freiwilligen Arbeitsmaiden beträgt ein halbes 
Jahr. Ihre Arbeitsſtätten ſind die Familien von Bauern und Siedlern, in denen ſie 
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in erſter Linie zur Entlaſtung der Hausfrau helfen ſollen. Die weibliche Jugend fol 
im Arbeitsdienſt der deutſchen Mutter Hilfe bringen. Sie ſoll in kinderreichen oder 
ſonſt hilfsbedürftigen Familien durch Frauenarbeit helfen und dadurch gleichzeitig 
wertvolle Erfahrungen und Kenntniſſe für ihr eigenes Leben ſammeln. Natürlich iſt 
hierfür vorherige Anterrichtung nötig, denn es wäre unſinnig, eine friſch aus der Stadt 
eingetroffene Arbeitsmaid am nächſten Tage zur Hilfeleiſtung in eine Siedlerfamilie 
zu ſchicken. Dies würde nur zum Nachteil der Siedlerfamilie und auch der Arbeits- 
maid ſelbſt ſein. Daher werden die Arbeitsmaiden in der erſten Zeit im Lager auf 
ihre Aufgaben als Helſerinnen praktiſch und theoretiſch vorbereitet, ſo daß ſie nach 
einem Vierteljahr derartiger Ausbildung ihre Tätigkeit außerhalb des Lagers in 
den Familien mit Erfolg aufnehmen und erſt dadurch wirkliche Anterſtützung für die 
Frauen bringen können. | 


Ich betone hinfihtli der Verwendung des Arbeitsdienſtes für die weibliche Jugend 
immer und immer wieder, daß ſeine Aufgaben ausſchließlich auf dem Gebiet der 
Frauenarbeit liegen und daß ich jeden Verſuch zur „Vermännlichung“ als eine Ver- 
irrung ſchärfſtens bekämpfen werde. 


Dies gilt nicht nur für den Arbeitseinſatz, ſondern für die ganze Geſtaltung des 
Lebens in den Lagern des weiblichen Arbeitsdienſtes. Wir wollen keine Mädchen 
erziehen, die durch Nachahmung von Außerlichkeiten, die bei Militär oder männlichem 
Arbeitsdienſt richtig find, zu Serrbildern werden. Die innere Haltung, zu der wir 
unſere weibliche Jugend hinführen wollen, kann nur in voller Harmonie mit einer zu 
ihr paſſenden äußeren Haltung erreicht werden, die genau ſo weiblich ſein muß, wie 
es eben dieſe innere Haltung ſein ſoll. 


Die Erziehungsziele ſelbſt ſind durchaus die gleichen wie für unſere männliche Jugend. 
Wir brauchen nicht nur Männer, die in Treue zum Führer und zu ihrem Volk ſtehen, 
ſondern dieſer Treuebegriff muß in gleichem Maße in unſerer weiblichen Jugend 
geweckt und gefördert werden, daß er auch die ſchwerſte Belaſtungsprobe auszuhalten 
vermag. Denn nur dann vermag das ganze Volk eine Probe zu beſtehen, wenn auch 
mit der deutſchen Frau als einem verläßlichen Teil gerechnet werden kann. And genau 
ſo wie vom Manne Gehorſam gefordert werden muß, muß auch das Mädchen zu 
dieſem Gehorſam erzogen werden. Wir brauchen nicht nur eine diſziplinierte Wehr 
macht und diſziplinierte Männer, ſondern wir brauchen ein diſzipliniertes Volk, alſo 
müſſen wir die deutſchen Mädchen ebenfalls zu dieſen gleichen Tugenden erziehen. 
Das gleiche gilt für die Erziehung zur Kameradſchaft, die gleichzeitig eine Erziehung 
zum Sozialismus und eine Erziehung zur Volksgemeinſchaft iſt, zu einer Gemein⸗ 
ſchaft, in der alle zuſammenſtehen zur Wahrung der gemeinſamen Ehre und zur Er- 
füllung der gemeinſamen Aufgaben. 

Der Arbeitsdienſt für die weibliche Jugend iſt daher ein nicht zu entbehrendes Glied 
in der Kette der Organiſationen, die die Erziehung des geſamten Volkes zu den Auf- 
faſſungen des Nationalſozialismus durchzuführen haben. 
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Band III Beitrag 60 Der vorgenannte Beitrag faßt in knapper Form die wichtig- 
ften kultucellen und rechtlichen Gegenjähe zuſammen, 
welche von jeher auf dem Gebiet der Wictjchaft und Technik 
in heftigſtem Widerſtreite lagen. Durch dieſe immerwäh- 
tenden, von den gleichen fräften ausgetragenen Rämpfe 
Die Technik im national- wird das politiſche und Aultucbild der Vergangenheit und 
ſozialiſtiſchen Staat, ihre Gegenwart beftimmt. Jedes Zeitalter, welches umwälzende 
kulturellen und rechtlichen techniſche Neuerungen hervorbringt, erlebt den Machtkampf 
Grundlagen in geſchichtlicher um die Beherrſchung dieſer neuen Mittel und erlebt dann 
Darſtellung gleichzeitig den Rampf um den Umſturz oder die Erhaltung 
| der allgemein immer gleichbleibenden Rulturgrundlagen. 


Der Derfaſſer ſchildert am ſächſiſch-deutſchen Recht die Aus- 
wirkung dieſer Gewalten im Mittelalter im Ainblick auf die 
zu ziehende Parallele ſür die Gegenwart. Er ſchildert dann 
weiterhin den gewaltigen Umſturz, der mit dem Eintritt in 
das Zeitalter der Energieſchöpfung, d. h. mit dem Eintritt in 
das Maſchinenzeitalter, ſeit mindeftens 150 Jahren die ge- 
ſamte fulturwelt des Abendlandes aufs heftigfte erſchüttert 
hat. Zur Zeit fteht Deutſchland an der Sp.ye einer neuen 
Rultucepoche, welche dadurch gekennzeichnet iſt, daß alle 
liberaliſtiſchen und egoiſtiſchen Beſtrebungen zur Behert— 
ſchung dieſer neuen Gewalten unterdrückt werden, um 
wenigſtens in Deutſchland dieſe neuen Machtmittel wieder 
der Gefamtheit des Dolkes zurückzugewinnen und fie in den 
Dienſt echten Gemeinjchaftsgeiftes zu bringen. 

Deutlich werden dieſe Zuſtände und Rampfgebiete in allen 
Zonen der Staatsperwaltung und des Privatlebens emp- 
funden und knapp geſchildert. Hierbei erfahren das Woh- 
nungsweſen und ſeine notwendige Befreiung von allen 
feſſeln der ausbeuteriſchen liberaliſtiſchen und marxiſtiſchen 
Periode eine eingehende Darſtellung. 

Dieſe Machtkämpfe einer materialiſtiſch-international ein— 
geſtellten Geldwictjchaft um die Wohnung des deutſchen 
Menſchen müſſen deutlich erkannt werden, wenn die 
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nationalſozialiſtiſche, auf einer idealen Dolksgemeinfchaft 
beruhende Staatsauffaffung fih gegen dieſe immer noch 
beftehende hochburg des Rommunismus durchſetzen will. 
hier ſpielt ſich auf dieſem Gebiete der Endkampf der groſſen 
gegneriſchen Gewalten ab. 


Die Zufammenhänge dieſer Wohnungspolitik mit dem 
Wehrwillen und der geſamten Staatsauffaſſung, mit der 
Neuordnung des Perſonenſtandes und der Neuordnung der 
Derwaltung, werden vom Derfaffer eindeutig umtiffen. 


Der Derfaffer teilt die Privatverſicherung, unter der er 
die Derſicherungszweige zuſammenfaſit, welche nicht der 
Sozialverficheeung zuzurechnen find, in Güter- und Per- 
ſonen-Uerſicherungen, erftere wieder in Sach- und Der- 
mögensverſicherungen ein. In den weiteren Abjchnitten 
geht er kurz auf die geſchichtliche Entwicklung der Privat- 
verſicherung ein. Bei der Begründung des Organiſations- 
problems wird u. a. auch die Frage privater oder öffent- 
lich- rechtlicher UDerſicherungsunternehmen behandelt. Ein 
knapper wittſchaftlicher Rückblick berührt Schadenver- 
gütund. Schadenverhütung und Rapitalbildung durch die 
erſicherung, letztere auch im fjinblick auf ihre Bedeutung 
für die Arbeitsbefchaffungsfinanzterung. In einem letzten 
Abſchnitt wird die rechtliche Seite gewürdigt und die Not- 
wendigkeit einer ethiſchen Austichtung der Derficherungs- 
geſellſchaften betont. ö | 
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Einleitung 


Die Technik hat fih immer ſchwierig in das Rechts und Verwaltungsweſen ein- 
fügen laſſen. Es liegen hier innere und äußere Arſachen zugrunde. Die Technik 
iſt durch ihre unlösbare Verknüpfung mit den Naturgeſetzen fortſchritts 
gebunden und ſchafft daher mit jedem weiteren Eindringen in die Naturgeſetze 
fortgeſetzt neue Tatſachen und damit neue Nechtsgegenſtände. Das Rechts weſen 
aber iſt genötigt, die ſchwankenden äußeren Zuſtände nach innerem, ewigem Kultur- 
geſetz zu ordnen; es muß deſſen Dauergebundenheit darſtellen. — Die Technil 
handelt nicht ſo ſehr nach geſchriebenen Geſetzen, ſondern bedient ſich in ſteigendem 
Maße als Verſtändigungsmittel der Zeichnung; fie benutzt dieſe auch zur Dar- 
ſtellung der geſetzmäßigen Lebensvorgänge, denen fie auf dem Gebiete der Wirtſchaft 
und des Gemeinſchaftslebens dienen ſoll. Die Graphoſtatiſtik mit ihren Kurven und 
Flächen iſt aus der Graphoſtatik hervorgegangen. Dies letztere äußere Mittel einer 
andersartigen gewohnten Verſtändigungsweiſe zieht eine merkwürdige ſcheinbare 
Schranke zwiſchen beiden Berufen, weil dieſes techniſche Ausdrucksmittel nur von 
wenigen Nichttechnikern verſtanden wird. Dagegen wird eine tatſächliche andere 


Beitrag 60 


2 Nonn 


Bindung beider Berufe an die Naturgeſetze häufig nicht beachtet. Beiden dient als 
gemeinſame Vorausſetzung ihres Denkens und Handelns die Tatſache, daß der Menſch 
nicht einfach in der Geſtalt und Form, wie er nackend geboren iſt, als Einzelweſen 
weiterleben könnte, ſondern daß er ſich die Möglichkeit des Weiterlebens erſt durch 
Selbſtbeſchaffung von Nahrung, Kleidung, Wohnung und Waffen ſichern muß. Dieſe 
Lebensſicherung zu bewirken, iſt das Aufgabengebiet der Technik. Je weiter nun der 
Menſch in dieſem Ausgleichsvorgang gegenüber den Naturgewalten, die ſein Leben 
bedingen, voranſchreitet, um ſo weniger iſt der einzelne Menſch aber in der Lage, 
ſich aus dem Zuſammenwirken des menſchlichen Gemeinſchaftslebens zu löſen. Ver. 
ſucht er es dennoch, ſo wird er der Gemeinſchaft gefährlich, er wird aſozial. Die 
Technik iſt daher ganz beſonders ihrem inneren Weſen nach ebenfalls auf den Gemein— 
ſchaftsgedanken und insbeſondere auf die praktiſche Gemeinſchafts arbeit eingeſtellt. 
Die verwandte Aufgabe der Rechtspflege iſt es, den Gemeinſchaftsſinn zu pflegen. 
Sie kann dies nur, indem ſie die Tatſachen des Gemeinſchaftslebens, die äußeren 
Bedingungen hierzu, die die Technik geſchaffen hat, daraufhin prüft, ob dieſe neuen 
Tatſachen dem Gemeinſchaftsleben, alſo der Kultur, dienen oder abträglich ſind und 
wie der gute Gebrauch gefördert, der ſchlechte verhindert werden kann. Da das 
Gemeinſchaftsleben eine Naturnotwendigkeit für den Menſchen iſt, berühren ſich hier 
beide Gebiete auf das engſte. Ein abſtraktes, vom Leben und den Tatſachen fernes 
Geſetz des menſchlichen Zuſammenlebens gibt es nicht. 


Es iſt daher müßig, darüber zu ſtreiten, ob nun die „Technik“ oder das „Recht“ im 
ſtaatlichen oder Gemeinſchaftsleben den Vorrang haben müſſe. Ebenſowenig, wie 
Stoff und Geiſt voneinander zu trennen find, find auch Recht und Technik vonein- 
ander zu löſen. Sie bedingen ſich gegenſeitig. Bei gegenſeitigen Bedingtheiten gibt 
es kein Nacheinander und kein Abereinander, ſondern nur ein Miteinander. Aber 
das Gegeneinander ſtellt den Verſuch dar, beide Lebenselemente zu trennen und damit 
das Ende eines Lebensvorganges herbeizuführen. 


Der Streit zwiſchen Techniker und Juriſt iſt eine Erſcheinung aus jener Zeit, da 
gemeinſchaftsfeindliche Elemente den kulturellen Zuſammenſchluß eigenſüchtig ſtören 
und die Technik ihrem Gemeinſchaftszwecke entwinden wollten, um ſie unter den 
Zwang eines aſozialen Mißbrauchs zu drängen. Im Rechtsleben tritt dies als der 
bekannte Gegenſatz hervor, auf der kulturellen Seite den Menſchen ſelbſt und fein Zu- 
ſammenleben, auf der kulturfeindlichen Seite ſein Eigentum und den Geldbeſitz in 
den Vordergrund der Rechtsauffaſſung zu ſtellen. Dies iſt der Gegenſatz zwiſchen 
deutſchem und ſpätrömiſchem Recht, wie wir es heute ausdrücken. 


In den bedeutenden Zeiten der Geſchichte hat ſich die Technik ſtets als eines der 
wirkungsvollſten Mittel in der unmittelbaren Hand der Staatshoheit gezeigt, ſobald 
die Technik neue Tatſachen und Mittel hervorbrachte, die das Gemeinſchaftsleben auf 
eine neue ſtärkere Grundlage ſtellten. Die Technik hat daher in den großen Zeiten der 
Geſchichte von jeher auch an der Wiege neuer Rechtszuſtände geſtanden, die durch ſie 
vorbereitet worden find. Ob die Neuerungen ſich für oder gegen das Gemeinſchafts— 
leben auswirkten, lag dann ausſchlaggebend in der Hand der jeweils verſchieden ge— 
richteten Hoheitsgewalten. 


Die geſchichtliche Darſtellung des techniſchen Rechts 


Für eine Darſtellung des techniſchen Rechts iſt daher wegen der Abhängigkeit von 
Entwicklungszuſtänden der geſchichtliche Weg der gegebene. Dies iſt beſonders not— 
wendig für die Darſtellung der gegenwärtigen Rechtszuſtände, die nur im Zuſammen— 
hang der Entwicklung der letzten 150 bis 200 Jahre richtig erfaßbar ſind und teilweiſe 
einer Anterbauung bis ins Mittelalter hinein bedürfen, damit alle noch ſichtbaren 
äußeren Formen, die zum großen Teil noch lebendig in die Gegenwart hineinragen, 
verſtanden werden können. 
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Der Eintritt in die von ganz neuen techniſchen Vorausſetzungen bedingte Kultur. 
epoche des Maſchinenzeitalters erzeugte einen Ambruch faſt unſerer geſamten äußeren 
Lebensbedingungen; dieſer Ambruch war in der jetzt überwundenen Zeit eines 
liberaliſtiſch⸗marxiſtiſchen Syſtems die Gelegenheit für die ſtaatszerſtörenden 
Elemente, ſich vor allen Dingen des öffentlichen und privaten Bauwefens und aller 
techniſchen Kräfte in vollem Amfang zu bemächtigen, ſo daß es jetzt Aufgabe des 
Nationalſozialismus iſt, dieſe wichtigen wirtſchaftlichen und kulturellen Kräfte, die 
man gegen die Gemeinſchaft organiſiert hatte, wieder in den Gemeinſchaftsdienſt 
einzuordnen. 

Die ſchnellen Erfolge, welche der Nationalſozialismus nach ſeiner Machtergreifung 
auf dem geſamten Gebiet der Technik bereits erzielen konnte, beweiſen, daß erſtens 
die vordringliche Wichtigkeit erkannt und zweitens die richtigen Wege zum Neu- 
aufbau auch hier beſchritten worden find. Wie es dem Entwicklungscharakter der 
Technik ſelbſt entſpricht, wird vom Nationalſozialismus der empiriſche und nicht der 
theoretiſche Weg beſchritten. Auch ein neues Recht iſt damit im organiſchen Werden 
begriffen. Es entſteht dadurch, daß der Führer von ſeinem Hoheitsrecht über die 
Technik ſtaatsmänniſchen Gebrauch macht und zunächſt die vom marxiſtiſchen Syſtem 
abſichtsvoll vernachläſſigten größten öffentlichen Bau. und Planungsarbeiten nach- 
holen läßt. Gleichzeitig mit dieſem Vorgang vollzieht ſich ſchrittweiſe ein Ambau des 
Verwaltungsapparates und ein neuartiger Einſatz der techniſchen Kräfte im öffent⸗ 
lichen und privaten Leben. Die Neuordnung der techniſchen Berufsſtände wird ſich 
ermöglichen laſſen im gleichen Schrittmaß, wie der Liberalismus aus ſeiner bis⸗ 
herigen Wirtſchaftsdomäne zurückweichen muß und dem idealiſtiſchen Syſtem einer 
geordneten Volksgemeinſchaft den Platz räumen wird. 


I. Das Mittelalter 
Sächfifches, magdeburgifches und kulmifches Recht 


Recht iſt ein ſteter wille vnde ewig vnde gebit van gotlicher 
anwiſunge eim itczlichen dinge ſein recht. 


Eycke va egow 
Seſchichte (Eycke van Repegow) 
Die germaniſchen Rechtszuſtände in der vorkarolingiſchen Zeit, ſoweit ſie in der land. 
ſchaſtlichen Geſtaltung der Wohn. und Verteidigungsſtätten äußerlich in ihren Aus. 
wirkungen noch erkennbar ſind, werden durch die fortſchreitende frühgeſchichtliche 
Forſchung allmählich deutlicher. Sie bleiben hier jedoch außer acht, obwohl der 
gewaltige Ambruch im germaniſchen Lebensraum nach dem Eintritt der Germanen 
in die Geſchichte wahrſcheinlich im engſten Zuſammenhange mit der Preisgabe alt- 
bewährter bäuerlicher Lebensgewohnheiten zugunſten des beginnenden ſtädtiſchen 
Lebens geſtanden hat. Dieſer Zuſtand findet ſeine rechtliche Feſtlegung wahrſcheinlich 
durch Karl den Franken, der im Jahre 810 den Sachſen ein in lateiniſcher Sprache 
geſchriebenes Recht auflegte. 

Der Sachſenſpiegel iſt der Nachfolger diefes karolingiſchen Rechts, das auf 
Geheiß des Grafen Hoyers von Valkenſtene durch Eycke van Repegow ins Deutſche 
übertragen wurde (1230). Es wurde außer von den Sachſen auch von den Bayern, 
Schwaben und Franken angenommen und bildete die Grundlage z. B. für das 
magdeburgiſche Recht. Von Magdeburg als Mittelpunkt verbreitete es ſich 
— neben dem hanſeatiſchen und lübiſchen Recht — im Laufe der koloni— 
ſatoriſchen Tätigkeit namentlich des Ritterordens und der Städtegründungszeit bis 
tief nach Rußland hinein. Es erlebte im ſogenannten kulmiſchen Recht eine 
Form, die, von 1231 ab geltend, maßgebend für den Aufbau der Städte und des 
Landes im Oſten wurde. Das kulmiſche Recht wurde 1251 nach einen Brand der 
Stadt, bei dem die erſte Arkunde verlorenging, erneuert. Es galt noch bis tief in das 
18. Jahrhundert hinein. Das römiſche Recht hat dies deutſche Recht nie ganz ver- 
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Bindung beider Berufe an die Naturgeſetze häufig nicht beachtet. Beiden dient als 
gemeinſame Vorausſetzung ihres Denkens und Handelns die Tatſache, daß der Menſch 
nicht einfach in der Geſtalt und Form, wie er nackend geboren iſt, als Einzelweſen 
weiterleben könnte, ſondern daß er ſich die Möglichkeit des Weiterlebens erſt durch 
Selbſtbeſchaffung von Nahrung, Kleidung, Wohnung und Waffen ſichern muß. Dieſe 
Lebensſicherung zu bewirken, iſt das Aufgabengebiet der Technik. Je weiter nun der 
Menſch in dieſem Ausgleichsvorgang gegenüber den Naturgewalten, die ſein Leben 
bedingen, voranſchreitet, um ſo weniger iſt der einzelne Menſch aber in der Lage, 
ſich aus dem Zuſammenwirken des menſchlichen Gemeinſchaftslebens zu löſen. Ver. 
ſucht er es dennoch, ſo wird er der Gemeinſchaft gefährlich, er wird aſozial. Die 
Technik iſt daher ganz beſonders ihrem inneren Weſen nach ebenfalls auf den Gemein— 
ſchaftsgedanken und insbeſondere auf die praktiſche Gemeinſchafts arbeit eingeſtellt. 
Die verwandte Aufgabe der Rechtspflege iſt es, den Gemeinſchaftsſinn zu pflegen 
Sie kann dies nur, indem ſie die Tatſachen des Gemeinſchaftslebens, die äußeren 
Bedingungen hierzu, die die Technik geſchaffen hat, daraufhin prüft, ob dieſe neuen 
Tatſachen dem Gemeinſchaftsleben, alſo der Kultur, dienen oder abträglich ſind und 
wie der gute Gebrauch gefördert, der ſchlechte verhindert werden kann. Da das 
Gemeinſchaftsleben eine Naturnotwendigkeit für den Menſchen iſt, berühren ſich hier 
beide Gebiete auf das engſte. Ein abſtraktes, vom Leben und den Tatſachen fernes 
Geſetz des menſchlichen Zuſammenlebens gibt es nicht. 


Es iſt daher müßig, darüber zu ſtreiten, ob nun die „Technik“ oder das „Recht“ im 
ſtaatlichen oder Gemeinſchaftsleben den Vorrang haben müſſe. Ebenſowenig, wie 
Stoff und Geiſt voneinander zu trennen find, find auch Recht und Technik vonein- 
ander zu löſen. Sie bedingen ſich gegenſeitig. Bei gegenſeitigen Bedingtheiten gibt 
es kein Nacheinander und kein Abereinander, ſondern nur ein Miteinander. Aber 
das Gegeneinander ſtellt den Verſuch dar, beide Lebenselemente zu trennen und damit 
das Ende eines Lebensvorganges herbeizuführen. 


Der Streit zwiſchen Techniker und Juriſt iſt eine Erſcheinung aus jener Zeit, da 
gemeinſchaftsfeindliche Elemente den kulturellen Zuſammenſchluß eigenſüchtig ſtören 
und die Technik ihrem Gemeinſchaftszwecke entwinden wollten, um ſie unter den 
Zwang eines aſozialen Mißbrauchs zu drängen. Im Rechtsleben tritt dies als der 
bekannte Gegenſatz hervor, auf der kulturellen Seite den Menſchen ſelbſt und ſein Zu— 
ſammenleben, auf der kulturfeindlichen Seite ſein Eigentum und den Geldbeſitz in 
den Vordergrund der Rechtsauffaſſung zu ſtellen. Dies iſt der Gegenſatz zwiſchen 
deutſchem und ſpätrömiſchem Recht, wie wir es heute ausdrücken. 


In den bedeutenden Zeiten der Geſchichte hat ſich die Technik ſtets als eines der 
wirkungsvollſten Mittel in der unmittelbaren Hand der Staatshoheit gezeigt, ſobald 
die Technik neue Tatſachen und Mittel hervorbrachte, die das Gemeinſchaftsleben auf 
eine neue ſtärkere Grundlage ſtellten. Die Technik hat daher in den großen Zeiten der 
Geſchichte von jeher auch an der Wiege neuer Rechtszuſtände geſtanden, die durch ſie 
vorbereitet worden find. Ob die Neuerungen ſich für oder gegen das Gemeinſchafts- 
leben auswirkten, lag dann ausſchlaggebend in der Hand der jeweils verſchieden ge— 
richteten Hoheitsgewalten. 


Die geſchichtliche Darſtellung des technifchen Rechts 


Für eine Darſtellung des techniſchen Rechts iſt daher wegen der Abhängigkeit von 
Entwicklungszuſtänden der geſchichtliche Weg der gegebene. Dies iſt beſonders not. 
wendig für die Darſtellung der gegenwärtigen Rechtszuſtände, die nur im Zuſammeg— 
hang der Entwicklung der letzten 150 bis 200 Jahre richtig erfaßbar ſind und teilweiſe 
einer Anterbauung bis ins Mittelalter hinein bedürfen, damit alle noch ſichtbaren 
äußeren Formen, die zum großen Teil noch lebendig in die Gegenwart hineinragen, 
verſtanden werden können. 
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Der Eintritt in die von ganz neuen techniſchen Vorausſetzungen bedingte Kultur- 
epoche des Maſchinenzeitalters erzeugte einen Ambruch faſt unſerer geſamten äußeren 
Lebensbedingungen; dieſer Ambruch war in der jetzt überwundenen Zeit eines 
liberaliſtiſch⸗marxiſtiſchen Syſtems die Gelegenheit für die ſtaatszerſtörenden 
Elemente, ſich vor allen Dingen des öffentlichen und privaten Bauweſens und aller 
techniſchen Kräfte in vollem Amfang zu bemächtigen, ſo daß es jetzt Aufgabe des 
Nationalſozialismus iſt, dieſe wichtigen wirtſchaftlichen und kulturellen Kräfte, die 
man gegen die Gemeinſchaft organiſiert hatte, wieder in den Gemeinſchaftsdienſt 
einzuordnen. 

Die ſchnellen Erfolge, welche der Nationalſozialismus nach ſeiner Machtergreifung 
auf dem geſamten Gebiet der Technik bereits erzielen konnte, beweiſen, daß erſtens 
die vordringliche Wichtigkeit erkannt und zweitens die richtigen Wege zum Neu- 
aufbau auch hier beſchritten worden ſind. Wie es dem Entwicklungscharakter der 
Technik ſelbſt entſpricht, wird vom Nationalſozialismus der empiriſche und nicht der 
theoretiſche Weg beſchritten. Auch ein neues Recht iſt damit im organiſchen Werden 
begrifſen. Es entſteht dadurch, daß der Führer von feinem Hoheitsrecht über die 
Technik ſtaatsmänniſchen Gebrauch macht und zunächſt die vom marxiſtiſchen Syſtem 
abſichtsvoll vernachläſſigten größten öffentlichen Bau. und Planungsarbeiten nach⸗ 
holen läßt. Gleichzeitig mit dieſem Vorgang vollzieht ſich ſchrittweiſe ein Ambau des 
Verwaltungsapparates und ein neuartiger Einſatz der techniſchen Kräfte im öffent. 
lichen und privaten Leben. Die Neuordnung der techniſchen Berufsſtände wird ſich 
ermöglichen laſſen im gleichen Schrittmaß, wie der Liberalismus aus ſeiner bis⸗ 
herigen Wirtſchaftsdomäne zurückweichen muß und dem idealiſtiſchen Syſtem einer 
geordneten Volksgemeinſchaft den Platz räumen wird. 


I. Das Mittelalter 
Sächfifches, magdeburgifches und kulmiſches Recht 


Recht iſt ein ſteter wille vnde ewig vnde gebit van gotlicher 
anwiſunge eim itczlichen dinge ſein recht. 


Eycke van Repegow 

Gejchichte N N 
Die germaniſchen Rechtszuſtände in der vorkarolingiſchen Zeit, ſoweit fie in der land. 
ſchaftlichen Geſtaltung der Wohn und Verteidigungsſtätten äußerlich in ihren Aus. 
wirkungen noch erkennbar ſind, werden durch die fortſchreitende frühgeſchichtliche 
Forſchung allmählich deutlicher. Sie bleiben hier jedoch außer acht, obwohl der 
gewaltige Ambruch im germaniſchen Lebensraum nach dem Eintritt der Germanen 
in die Geſchichte wahrſcheinlich im engſten Zuſammenhange mit der Preisgabe alt— 
bewährter bäuerlicher Lebensgewohnheiten zugunſten des beginnenden ſtädtiſchen 
Lebens geſtanden hat. Dieſer Zuſtand findet ſeine rechtliche Feſtlegung wahrſcheinlich 
durch Karl den Franken, der im Jahre 810 den Sachſen ein in lateiniſcher Sprache 
geſchriebenes Recht auflegte. 

Der Sachſenſpiegel ift der Nachfolger dieſes karolingiſchen Rechts, das auf 
Geheiß des Grafen Hoyers von Valkenſtene durch Eycke van Repegow ins Deutſche 
übertragen wurde (1230). Es wurde außer von den Sachſen auch von den Bayern, 
Schwaben und Franken angenommen und bildete die Grundlage z. B. für das 
magdeburgiſche Recht. Von Magdeburg als Mittelpunkt verbreitete es ſich 
— neben dem hanſeatiſchen und lübiſchen Recht — im Laufe der koloni— 
ſatoriſchen Tätigkeit namentlich des Ritterordens und der Städtegründungszeit bis 
tief nach Rußland hinein. Es erlebte im ſogenannten kulmiſchen Recht eine 
Form, die, von 1231 ab geltend, maßgebend für den Aufbau der Städte und des 
Landes im Oſten wurde. Das kulmiſche Recht wurde 1251 nach einem Brand der 
Stadt, bei dem die erſte Arkunde verlorenging, erneuert. Es galt noch bis tief in das 
18. Jahrhundert hinein. Das römiſche Recht hat dies deutſche Recht nie ganz ver- 
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Das Baurecht innerhalb des ſächſiſchen Rechts 

Für das Recht iſt die Anterſcheidung wichtig, daß in den Städten der Rat 
alleinige Hoheits- und Strafrechte über die ſtädtiſchen Angelegenheiten beſitzt, nicht 
aber über das flache Land, wo im allgemeinen der Landesherr entſcheidet; eine wichtige 
Ausnahme bilden jedoch die Handwerke und Zünfte. 

Titel VII, Caput I: „Vom Beruf der Handwerke. 

Auf daß die Handwerker in den Städten, und alſo die Städte mit ihnen zunehmen, 
iſt von Alters geordnet, daß auf den Dörfern und in den Vorſtädten, ſo für den 
Schlöſſern gelegen, oder ſonſten auf dem Schloß Grunde keine Handwerker oder Bön- 
haſen (Schwarzarbeiter) ſollen gelitten werden. Iſt aber einer vom Adel eines 
Meiſters oder Geſellen zu ſeiner Arbeit benötigt, ſoll ihm ungewährt ſeyn, ſolchen aus 
den Städten ſich zu fordern. Will aber jemand auf dem Schloß Grunde oder ſonſten auf 
dem Lande ſein Handwerk treiben, ſoll er von der Zunft desſelben Wercks in der 
nächſten Stadt, das Werck üblichem Gebrauch nach fordern, und vermöge desſelben 
des Wercks Geſetzen unterworfen ſeyn.“ 


handwerk. Beſtandteil der Wehrmacht 

Das Handwerk war alſo nach dieſem Recht ſtadtgebunden, ſollte ſich nicht zerſplittern, 
ſondern gegenſeitig in der Stadt ergänzen und lebte geſichert hinter den feſten 
Mauern der Städte; denn dieſe dienten in Zeiten der Not auch als Zuflucht ſür das 
ſonſt offene Land, wo ſich die ländliche Kulturform der Streuſiedlung entwickelt 
hatte. Die Wehrkräfte mußten daher beſonders verſammelt gehalten werden; 
dem Handwerk lag die Herſtellung der Waffen ob; zur Verteidigung diente auch 
ganz weſentlich das Wall. und Mauerwerk. So bildete die Geſamtheit der Hand. 
werke zunächſt und vornehmlich ein unentbehrliches Werkzeug in der Hand der Hoheits⸗ 
gewalt zur Schaffung des materiellen Antergrundes der Wehrhaftigkeit. Die Städte⸗ 
gründungen des Mittelalters waren ſeit Kaiſer Karl eine Wehrangelegenheit. Die 
Abſonderung der ländlichen von der handwerklichen Tätigkeit war nur eine Notmaß- 
nahme, die aus den vordringlichen Verteidigungsgründen entſtand, dem Ausgleichs- 
bedürfnis beider Berufsarten aber nicht gerecht wurde. Dieſer Zweck war noch bis 
in die Mitte des 18. Jahrhunderts im Oſten vordringlich; die alte entſprechende Be⸗ 
ſtimmung des alten kulmiſchen Rechtes wurde noch in der Bearbeitung von 1745 auf- 
rechterhalten. Die Städte wurden urſprünglich ſehr weitläufig angelegt, ſo daß ſie 
der Landbevölkerung in Notzeiten als Zuflucht dienten und zwiſchendurch auch noch 
dem ſogenannten Ackerbürger den Betrieb einer Land. und Gartenwirtſchaft 
ermöglichten. 

In dieſer geſetzmäßig angeordneten Stadtgebundenheit des Handwerks iſt wahrſchein⸗ 
lich auch der entſcheidende Anterſchied der karolingiſchen gegen die vorkarolingiſche 
Zeit zu erkennen. In dem Raume zwiſchen Rhein und Elbe waren außer den be— 
feſtigten Römerſtädten die Verteidigungsſtätten vormals lediglich unbewohnte Flucht- 
burgen, jo daß in Friedenszeiten Handwerker und Bauern in unmittelbarer Nach- 
barſchaft beieinander lebten, ein Zuſtand, der in kriegsgefährdeten Zeiten für Ver- 
teidigungszwecke bedenklich war. Das karolingiſche Recht verbeſſerte dieſen Zuſtand 
allgemein und erhöhte die Sicherheit durch Einführung des Zwanges für die Hand- 
werker, dauernd in den befeftigten Städten zu wohnen. Das ſächſiſche Recht des 
Eycke van Repegow behielt dieſen Grundſatz bei und ſchuf damit die Vorausſetzung 
zu den großen Erfolgen der deutſchen Landnahme jenſeits der Elbe durch Ritter— 
orden und Hanſa. Für dieſes wichtige Gebiet galten das magdeburgiſche, das lübiſche 
und das kulmiſche Recht, fo benannt nach den Orten der oberſten Gerichtsbarkeit. 


Die Ordnung des Bauweſens 

Innerhalb dieſes Rechtes waren auch die Grundlagen des Bauweſens wohl— 
geordnet; Maße und Gewichte wurden beſtimmt; die Vermarkung der Grund- 
ſtücke machte ein einheitliches Landmaß nötig. „Von der huve gröſze“ handelt 
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daher auch ein Abſchnitt in der älteſten Faſſung des kulmiſchen Rechtes, „ouch ſetzen 
wir, die maze der huve glich vlemiſchen ſiten zu behaldene“. Dies Zurückgreifen auf 
das flämiſche Ackermaß war in der Gründungszeit des Ordens beſonders wichtig, 
um den herbeizuziehenden weſtlichen Bauern und Bürgern die gewohnte Wirtfchafts- 
weiſe im neuen Lande zu erleichtern. Maße und Gewichte feſtzuſtellen, iſt eine der 
wichtigſten Hoheits angelegenheiten des „gemeinen Weſens“ und von jeher auch eine 
der Grundlagen des Baurechts geweſen. Auf dem ſtädtiſchen bebauten Grund und 
Boden lagen „Dienſtbarkeiten“, z. B. Traufrechte, Abflußrechte, Grenzbauvorſchriften 
über den „Bauwich“ und anderes mehr. Die Bauhöhen aber waren frei: „Will ein 
Mann ein Haus bauen, er mag es in die Höhe richten, ſo hoch er will, es ſey denn, 
daß es ihm die Nachbarn von wegen des verbauten Lichtes mit Recht wehren 
können. Verbauet aber einer dem andern das Licht, ſo klage man es dem Rath, der 
fol es dann zu Recht bringen.“ Solche Vorſchriften find flüſſig und ſetzen Gemein ⸗ 
ſchaſtsſinn, gefunden Menſchenverſtand und Achtung vor Mitmenſchen und Obrigkeit 
voraus, wenn ſie wirkſam ſein ſollen. 


Die ſonnigen Räume ſelbſt in der mittelalterlichen Weberſtraße, den „fieben Zeilen“ 
in Nürnberg und die Augsburger Fuggerei beweiſen, daß das Mittelalter mit ſeiner 
Art erfolgreich war. Die moderne Zeit konnte trotz umfangreicher Paragraphenwerke 
ſich gegen die geſchäftsmäßige Ausſchlachtung der Großſtadtgrundſtücke nicht wehren, 
weil die Hauptvorausſetzung, der „gemeine Sinn“, in dieſer Zeit nicht mehr ge⸗ 
pflegt wurde. 


Die perjönlichen Pflichten 


Scharf waren die Vorſchriften über Fahrläſſigkeiten, z. B. beim Fällen von Bäumen. 
Wurde der Tod eines Menſchen hierdurch herbeigeführt, „alſo daß ſeyn Wille dabey 
befunden wird, man ſoll ihm wieder ſeyn Haupt abſchlagen“. Hier klingt noch das 
Vergeltungsrecht aus Chamurabi nach: Leben gegen Leben, im Altertum ſogar bei 
bloßer Fahrläſſigkeit, im Mittelalter erſt, wenn „ein Wille“ dabei befunden wird. 
„Ein jeglicher Mann ſoll den Schaden gelten, der von ihm geſchieht mit Rechte. Wer 
Börne oder andere Gruben gräbt, der ſoll ſie hoch bezäunen oder bewirken, daß einem 
Manne bis an den Gürtel geht, thut er das nicht, wenn Schaden daran geſchieht, 
dann ſoll er gelten. Wer einen Keller oder andere Gruben gräbet, der ſoll es tun 
ohne der Leute Schaden, und ſoll ihn nicht forder in die Straßen ſetzen den fieben 
Schuhe. Iſt die Straße aber ſo eng, ſo ſoll er ihn in die Straße nicht ſetzen. Ein 
jegliche Wagenſtraſſe ſoll 16 Fuß weit ſeyn, alſo daß ein Wagen dem anderen weichen 
kann und jeglicher Mann ſoll aus ſeiner Tür ſieben Schuhe ſteinbrücken, das andere 
Teil ſoll die Gemeinde machen von Rechte, doch nach Gewohnheit eines jeden Ortes.“ 
Die Vorſchriften teilen noch nicht ſtreng die einzelnen Rechtsgebiete voneinander 
ab, ſie geben aber das Grundſätzliche in deutlichen Worten und beſchränken ſich auf 
das Wichtige. 


Die fjoheitsrechte des Rates 


Dieſer Mangel an formaler Ordnung wird ausgeglichen durch die weitgeſteckten 
Hoheitsrechte des Rates, der über alle Streitfragen mit großer Machtvollkommenheit 
entſcheidet. 


„Was in den Städten von einem Rath und denen, ſo die Gemeine präſentieren 
gelobt, gefetzet und angeordnet wird, das ſoll ſtets und feſt gehalten werden, und 
wer dawider handelt, von dem ſollen die Ratsmannen und ſonſt niemand anderes 
die Strafe fordern.“ 


Hiermit beſaß der Rat zunächſt einmal die Möglichkeit, alle im einzelnen über den 
Wortlaut des Geſetzes hinausgehenden erforderlichen Beſtimmungen aus eigener 


6 Nonn 


„Willkür“ ſelbſt zu erlaſſen; die im Geſetz angeführten Beiſpiele waren nur Mujter- 
beiſpiele. Damit war die erforderliche Flüſſigkeit für den Beſtandteil des Bau- 
rechts gewahrt. Sie lag beim geſunden Menſchenverſtande der einzelnen Rats- 
herren, die als oberſte Stellen nun über Einzelheiten des Bauweſens geſetzt waren 
und im Rate ſich in die Auſſicht teilten. So waren beſondere Räte für Wall, 
Stadtmauer und Graben oder über das „Steinbrücken“ verantwortlich, worunter die 
Pflaſterarbeiten zu verſtehen find. Einem weiteren Ratsherrn unterſtand das Bau⸗— 
weſen allgemein, d. h. er überwachte die Zünfte. Dem Scharfrichter und Schinder 
unterſtand die Straßen- und Grubenreinigung als unehrliche Arbeit. 


Klagen wurden bei einem Gerichtshof, der „Wette“ (wettmachen, wiedergutmachen, 
ſich vergleichen), vorgebracht. Die oberſte Entſcheidung lag beim Rat jeder Stadt. 
Verwaltung und Gerichtsbarkeit waren dort vereinigt. Damit war die Hoheitsgewalt 
beſonders feſt verankert und eine ſchnelle Gerichtsbarkeit verbürgt. Die Reinhaltung 
der Gerichtsbarkeit in den oberſten Stellen von perſönlichem Mißbrauch der Gewalt 
war durch häufigen Perſonenwechſel der Amter in tragbaren Grenzen geſichert. 


Unter dem Rate gliederte ſich die Rechts⸗ und Verwaltungs ordnung 
a) in die Schöppen, die vom Rate aus der Bürgerſchicht erwählt wurden, 
b) in die Hundertmänner (Danzig). 


In Danzig kannte man in der Ordenszeit und auch noch ſpäter in der polniſchen Zeit 
den Burggrafen, der in einer Sonderſtellung die Perſon des Hochmeiſters bzw. ſpäter 
des Königs von Polen vertrat und jährlich wechſeln ſollte. Dieſem lag eine allge- 
meine Aufſichtspflicht ob, wenn die „Willküren“, d. h. die Selbſtverwaltungsrechte, 
überfchritten wurden, fo daß in ſolchen Angelegenheiten die Berufung an eine höhere 
Rechtsſtelle eingelegt werden konnte, wenn nicht einfach die Politik entſchied. Dieſe 
höhere Rechtsſtelle war die in Magdeburg anſäſſige Kammer, welche ſich oberaut- 
achtlich äußerte. Auch Kulm war eine ſolche Berufungsſtelle. 


Die Zünfte 

Für die innere Ordnung der Zünfte gab es ein allgemeines Reichsgeſetz; das 
kulmiſche Recht und ſeine Vettern und Vorgänger wurden im Laufe der Entwicklung 
mehr und mehr zu den vom Reiche gebilligten Selbſtverwaltungsgeſetzen, den „Will— 
küren“, die den Städten verliehen worden waren. Das Reichsgeſetz beſtimmt 
deutlich ſeit Karl V. die Hauptgrundſätze, fo auch die Handwerksordnung. Wenn allge- 
meine Mißſtände abzuſtellen waren, ſchritt der Reichstag ein. So wird z. B. im 
Reichstagsabſchied zu Augsburg vom Jahre 1559 eine im Jahre 1548 erlaſſene 
„Polizeyordnung“ für das Handwerk erneuert und den Reichsſtänden aufgegeben, 
„daß eine jede Obrigkeit in ihren Fürſtentümern, Landen, Städten, Flecken, Ampte 
und Gebiete innerhalb dreyen Monaten nach Dato dieſes Abſchiedes die Handwerks- 
meiſter und Geſellen beſchicken, ihnen den Inhalt dieſes Anſeres und des Heiligen 
Reiches Beſchluß fürhalten ... die Überfahrer und Verbrecher aber mit gebührlicher 
Strafe, vermög obgemeldeter Polizeyordnung ernſtlich vollfahren ſoll.“ 


Solche allgemeinen Ordnungen waren von alters her üblich; Beſtimmungen gegen 
Pfuſcherei, Kennzeichnung der einzelnen Arbeiten durch Anbringung der Handwerks. 
zeichen ſelbſt der einzelnen Geſellen (Steinmetzzeichen und ähnliches) ſind z. B. ſchon 
durch den Hochmeiſter Siegfried von Feuchtwangen im Jahre 1309 erneuert 
worden; es handelte ſich alſo um uralte Gebräuche, die Geſetzeskraft vom Reiche her 
beſaßen. 


Der Rat einer reichsfreien Stadt oder der Städte, denen das magdeburgiſche, 
kulmiſche oder ein ähnliches Recht verliehen war, beſaß nicht nur die un peinliche, 
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wir würden fagen zivilrechtliche Gerichtsbarkeit, ſondern übte auch die peinliche, 
d. h. die ſtrafrechtliche Gewalt bis zur Ausübung des Halsrechtes, d. h. des Rechtes 
über Leben und Tod aus, das auch ſchon bei groben Fahrläſſigkeiten, Eigentums und 
Sittlichkeitsvergehen angewendet wurde. Die drakoniſchen Strafbeſtimmungen 
und die Kürze des Verfahrens ſicherten den Geſetzen in den guten Zeiten eine 
ſtraffe Durchführung. Die ſtraffe Perſonenſtandsordnung des Handwerks ging alſo 
letzten Endes von der höchſten Reichsgewalt aus und wurde mit allen damaligen 
Rechtsmitteln auf das ſchärfſte durchgeſetzt. 


Einzelheiten der Junftordnung: Ehrlichheit, Ceiſtungsgrundſatz, raſſiſche Zucht! 


Aus einem weiteren Erneuerungsbeſchluß vom Jahre 1731 über die eben ge- 
nannte alte Ordnung von 1548 gehen die Einzelheiten dieſer jahrhundertelang 
geübten Gebräuche und ihr Sinn noch deutlich hervor. Es handelt ſich um die Rege- 
lung der vorgeſchriebenen Wanderjahre und die Lehrlingserziehung, um den „Ehr⸗ 
lichkeitsbegriff“, die fachlichen Leiſtungen und Leiſtungsprüfungen ſowie um die Ehe⸗ 
ſchließung. Es wurde neu beſtimmt, welcher der Berufe zu den „ehrlichen“ nament- 
lich in bezug auf die Geburt der Kinder zu rechnen ſei. Nur die Kinder der Schinder 
blieben noch bis ins zweite Glied unehrlich. Auch die unehrliche Handlungsweife 
eines ſonſt ehrlichen Berufs — z. B. die ärztliche Behandlung eines peinlich Be⸗ 
ſtraften durch einen Bader — hatte früher die Anehrlichkeitserklärung des Betreffen⸗ 
den zur Folge gehabt. Dies und anderes ähnliches wurde 1731 gemildert. Auch die 
gegenſeitige Eiferſüchtelei der Zünfte in bezug auf fachliche Leiſtungen wurde gerügt, 
und Vorkehrungen gegen fie wurden getroffen. — Im ganzen iſt gerade aus Milde- 
rungsbeſtimmungen von 1731 erkennbar, worin die anerkennenswerten alten Gebräuche 
beſtanden haben: Die damaligen Erkenntniſſe, daß eine fachliche Leiſtungsfähigkeit 
auf raſſiſcher Vorbedingung beruht, daß Raſſepflege nur im gefunden Eheleben 
möglich iſt und daß dieſe Vorbedingungen einer jeden Kultur nicht der Willkür des 
einzelnen überlaſſen bleiben können, ſondern als geſetzlicher Wille von der höchſten 
Hoheitsſtelle durchgeſetzt werden müſſen, iſt eine Tatſache, die erſt jetzt wieder durch 
den Nationalſozialismus in den Vordergrund gerückt und wiederum in der Geſetz⸗ 
gebung verankert wird. 


Die Milderungen von 1731 bedeuteten noch keine Preisgabe dieſer Grundſätze; dies 
trat erſt ſpäter ein. Ein gewiſſer Verfall aber wird hier bereits erkennbar. Die 
Straffheit der oberſten Stelle läßt nach, das Volk aber hält um ſo zäher, wenn auch 
mit Abertreibungen am Geſunden feſt. 


Daragraphenrechte und Naturgefege. Bauhüttengeheimnis 


Wenn uns ausführliche Arkunden über dieſe Sitten und Geſetze erſt aus der Zeit 
der Buchdruckerkunſt erhalten find, während über frühere Zeiten nur vereinzelte und 
zufallsmäßig gefundene Bruchſtücke vorhanden find, ſo iſt hierdurch das Handwerk 
und insbeſondere das Bauhandwerk des früheren Mittelalters mit dem Schleier 
eines — aber nur ſcheinbaren — Geheimniſſes umwoben. Man hat immer wieder 
nach den älteren, verlorengegangenen Paragraphen und Beſtimmungen geſucht, 
deren Folge die herrliche künſtleriſche Hinterlaſſenſchaft des Mittelalters geweſen 
fein müſſe. Das Geheimnis liegt aber mehr in der Paragraphenloſigkeit der Blüte⸗ 
zeit. Aus den ziemlich vollſtändigen Beſtandteilen des älteren kulmiſchen Rechtes, 
das ja bis auf die Frühzeit hinweiſt, erkennen wir, daß vor allem die Hohbeits- 
gewalt der Obrigkeit als oberſter und unbeſchränkter Bauherr feſtſtand. Weiterhin 
war die engſte Gebundenheit aller Glieder an das Ganze in der Zunftordnung 
feſtgelegt; dieſe Gebundenheit war wiederum oberſter Rechtsgrundſatz und daher vom 
Reich geordnet. Alle anderen, nämlich die ſachlichen Beſtimmungen, die 
ſich aus der techniſchen Seite des Bauberufs ergeben, find der vernünftigen Einzel- 
regelung im Rahmen des Hauptgeſetzes unterworfen, das der Pflege einer Gemein- 
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ſchaft deutſcher Menſchen galt. Die Begrenztheit der Vorſchriften ſachlicher Art 
bedeutete aber keineswegs eine gefährliche Freiheit im politiſch⸗ rechtlichen Sinne; 
denn hier ſetzt ja die viel ſtärkere Gebundenheit aller techniſchen Tätigkeit an die 
Naturgeſetze ein, die jeden Verſtoß von ſelbſt am mißhandelten Objekt rächen. Dieſe 
Gebundenheit läßt ſich niemals vollſtändig in Rechtsvorſchriften ausdrücken und 
bedarf auch eines ſolchen Ausdrucks nicht. Ebenſowenig aber kann man die andere 
Vorausſetzung des baukünſtleriſchen Schaffens, die Begabung, rechtlich faſſen. Be⸗ 
gabung iſt nur durch Leiſtung zu erkennen. Daher war der Leiſtungsgrundſatz mit 
Recht ein hervorſtechender Zug. Man unterſchied jedoch deutlich von der Begabung 
den Fleiß, den man ſehr wohl regeln und befehlen kann, was auch geſchah. 


Das fiulturerbe des Mittelalters 


Die herrlichen Dome, ihre wunderſam ſorgfältige, fein durchdachte, handwerkliche 
Ausführung und die bis in die höchſten Spitzen der Türme finnige künſtleriſche 
Durchbildung zeigen, welche Leiſtungsſteigerung mit dieſen ſchlichten Grundſätzen 
erreicht werden konnte. Die höchſte Kunſt hatte ihre Wurzeln in dieſen zünftigen 
Handwerksſtänden, mit denen auch die größten Namen des Mittelalters eng ver⸗ 
bunden waren. Dieſe Blüte erwuchs aus der in die Tat umgeſetzten Wehrhaft⸗ 
machung des Volkes; die auf dieſe Ziele eingeſtellten Kräfte des Volkes zeigten ſich 
aber in gleicher Weiſe geeignet und bedacht, auch den unmittelbaren ideellen und 
kulturellen Werten fihtbaren Ausdruck zu verleihen. Dieſe bewußt gepflegten Zu⸗ 
ſammenhänge bedingen die innere Geſchloſſenheit der geſamten mittelalterlichen Kultur. 


Geldwirtschaft und Baukultur 


Aber noch ein anderes ſcheinbares Geheimnis ruht auf dem Mittelalter, vor dem 
ſich die jüngfte Vergangenheit häufig noch ſchaudernd abwandte und deſſen Lüftung 
in der Blickrichtung des Nationalſozialismus liegt: Die Finanzierung der 
Wunderwerke des Mittelalters! Im ſächſiſchen Recht war der Grundſatz der 
Sinsfreiheit verankert. Er darf nicht dahin mißverſtanden werden, als ob 
jede Art von Zinsnutzen überhaupt verboten geweſen wäre. Auch die älteſte bekannte 
Form des kulmiſchen Rechtes kennt einen Abſchnitt „Von tinſe“: „den vorgeſprachenen 
tins jergeliches ſulle fie geben in ſente mertinis tage ...“. Geld verleihen aber war 
eine Ausnahme; denn der Anſammlung von barem Geld waren zur Vermeidung 
einer ungeſunden Hemmung des Verkehrs allerhand Hinderniſſe in den Weg geſtellt. 
Die urſprünglich aus reinem Silber zu prägenden „Pfennige“ verloren im frühen 
Mittelalter nach zehn Jahren ihren vollen Kurs und wurden — bei gleichem Silber— 
gehalt — neu geprägt. Dazu wurde ein Kursabfall zwiſchen alter und neuer Prägung 
eingeführt: „Vircen ald' pfennige weſſele ma vme zwelf nuwe daz ein ialich vriliche 
coufe allerleie ding daz gewonlich iſt zu markete tragene.“ Dieſer Kursverluſt des 
Wertes war Gewinn der öffentlichen Hand. Mit dieſer einfachen Beſtimmung wurde 
ein beſchleunigter Warenumlauf und Abſatz erreicht; denn man mußte beſtrebt ſein, 
das bare Geld auszugeben, ſo lange es noch vollen Kurs hatte. Die Anmöglichkeit 
für den einzelnen Privatmann, größere Kapitalien in barem Geld aufzuhäufen und 
dann auszuleihen, zwang ihn zu einer geſteigerten Verbrauchs- und Vorratswirtſchaft: 
„Freiwillig zu kaufen allerlei Dinge, die gewöhnlich zu Markte getragen werden!“ 
Es wurde daher auch das zu eigen beſeſſene Haus ſo dauerhaft wie möglich gebaut, 
bei ſteigendem Erwerb wurde es koſtbarer und koſtbarer ausgeſtattet, jedes Stück 
Hausrat auch im ſchlichten Bürgerhaus, die Kleidung ſelbſt des einfachen Mannes 
nahmen handwerklich -künſtleriſche Form an. So hatten alle zu tun und zu fchaffen, 
ſolange bis der Bedarf des einzelnen ſogar bis zum Luxuszuſtand gedeckt war. Wenn 
dann für den einzelnen die Kauf- und Bedarfsmöglichkeiten gedeckt waren, gab es 
zwei Möglichkeiten der Entartung, gegen die das Mittelalter fortgeſetzt ankämpfte: 
Der bis zur Anſitte geſteigerte Luxus einerſeits — ſeine Bekämpfung iſt ebenfalls in 
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den alten Geſetzen ſtets enthalten — und anderſeits der Müßiggang unbeſchäftigter 
Menſchen. Dieſen zu dämpfen gab es pofitive und negative Mittel: Die Städte 
bauten dann ſelbſt über den Bedarf hinaus aus dem Kursgewinn des zurückfließenden 
Geldes und mit den Menſchen, denen nach der Deckung allen und jeglichen privaten 
Bedarſs ohne öffentliche Arbeiten Arbeitslofigkeit gedroht haben würde; wenn es 
nichts mehr an Mauern und Türmen zu beſſern gab, wurden die Rathäufer geſchmückt 
und Dome errichtet. Dieſe Steigerung aller Leiſtungen, ſichtbar gemacht auch im 
öffentlichen Bauweſen, iſt der geheimnisvolle Charakterzug des frühen Mittelalters, 
der menſchlich begründet war in der dem tüchtigen Menſchen ohnehin angeborenen 
Schaffensfreude, der wirtſchaftlich und im Geſetz durch die Vorſchriften über das 
Münzweſen feſtgelegt und organiſiert war. Die Bildung von Geldkapital wurde 
erſchwert, dafür aber die Herſtellung nutzbringender und dauerhafter, hochwertiger 
Sachwerte gefördert. Dieſe nützlichen Sachwerte wurden ohne Anleihe ⸗ 
belaſtung der Nachwelt als Nutzwert, nicht aber als zinsbelaſtete Verpflichtung 
vererbt. Eine ſolche Zeit konnte ſich dann auch erlauben, an Stelle von Wohlfahrts- 
unterſtützungen für Arbeitsloſe harte und härteſte Beſtimmungen gegen 
den Müßiggang zu erlaſſen; denn man hatte ja dauernde Arbeitsgelegenheit 
vor allem für die Qualitätsarbeiter geſchaffen. Anders iſt es nicht verſtändlich, daß 
3. B. eine Stadt wie Köln mit etwa 15 000 Einwohnern zu der Anzahl feiner Kirchen 
noch einen Dom planen konnte, deſſen Bauzeit vernünftigerweiſe auf etwa 
300 Jahre feſtzuſetzen geweſen wäre — 150 Jahre hat man hintereinanderweg daran 
geſchaffen und ihn zur guten Hälfte fertiggeſtellt. Es war dies ein Arbeitsbeſchaf⸗ 
fungsprogramm für die Tüchtigſten auf lange Sicht angeſichts der geradezu über- 
ſchwenglichen Volkskraft, welche das deutſche Gemeinweſen im Mittelalter entwickelte. 
An allen Orten in Deutſchland trat dasſelbe Bild in Erſcheinung, nicht nur in den 
reichen, alten Städten des Weſtens, die ſchon anfingen, einen nicht mehr aufzu⸗ 
nehmenden Bevölkerungsüberſchuß aufzuweiſen, ſondern auch alle kleinen im 13. Jahr- 
hundert entſtehenden Kolonialſtädte des nahen und fernen Oſtens bis nach Niſchni⸗ 
nowgorod zeigten dasſelbe Bild ſtrotzender, überſchwenglicher Jugendkraft, die es 
fertig brachte, blühende neue Gemeinweſen wie aus einem Nichts auf fernem Voden 
in wenigen Jahrzehnten hervorzuzaubern. 

Dieſe Blüte war nur denkbar bei ſchärfſter Ausleſe und Förderung aller Tüchtigen, 
bei gleichzeitiger Anterdrückung aller Antüchtigen. Noch das kulmiſche Recht vom 
Jahre 1745 enthält die ſchöne Vorſchrift über die Ausmerze der Antüchtigen. 


„Von Müßiggängern 

Alle Müßiggänger, ſo nicht Erbgeſeſſen und ſich keiner ehrlichen Handthierung oder 
Handarbeit nähren, da fie doch an ſolchem durch keine erhebliche Ehehaft ae 
hindert, ſollen nach vorgehender Verwarnung, wenn ſie angegeben, zum erſten auf 
ein viertel Jahr in Ketten geſchlagen, und zur Arbeit auf Waſſer und Brot von der 
Obrigkeit des Ortes gebraucht werden. Da ſie ſolches ungeachtet, hernach aufs neue 
ein viertel Jahr ohne Dienſt bleiben, und umbliefen, ſollen ſie auf ein gantzes Jahr 
zu vorgedachter Strafe ergeben; und endlich, wenn dieſes auch nicht hülfe, und ſie 
aufs neue ein viertel Jahr ohne Dienſt umbher liefen, mit Staupen⸗Schlägen des 
Orts zu ewigen Zeiten verwieſen werden.“ 

Der Kommentar von 1745 fügt hinzu, daß ſolche Verordnungen z. B. in Artikel 7 
der alten Landesordnung von 1309 bereits enthalten ſeien. Daß als Vorbeugung 
gegen Müßiggang eine „erhebliche Ehehaft“ angeſehen wurde, zeigt, daß das Ehe— 
leben für den Mann als ausreichender Anſporn zur Arbeit gerechnet und gefordert 
wurde. 

Das Mittelalter förderte mit ſeinem Syſtem der Zünfte und des Geldweſens ſowie 
durch eine ſtrenge Handhabung der weltlichen Obrigkeit den öffentlichen und den 
allgemeinen Wohlſtand, den Fleiß und die Begabung. Es lag im Sinne dieſes 
Syſtems, aus dem Menſchen eine Höchſtleiſtung um dieſer Leiſtung willen heraus- 
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zuholen. Man ſchuf unerhört viel mehr als das, was zur Befriedigung ſelbſt eines 
kultivierten materiellen Lebensbedarfs erſorderlich geweſen wäre. Die Blickrichtung 
war eine durchaus ideale, gleichzeitig aber untrennbar von den Erforderniſſen der 
greifbaren Wirklichkeit. Hier war, um es philoſophiſch auszudrücken, die Syntheſe 
von Stoff und Geiſt auch im Rechtsleben gefunden worden und hatte ihren vollendeten 
Ausdruck im Einzelleben wie im Gemeinſchaftsleben gefunden. Der daraus wie aus 
geſundem Arquell entſpringende Aberſchuß an Kräften verdichtete ſich zu einer be- 
ſtändig wachſenden reichen Hinterlaſſenſchaft; jedes Geſchlecht baute auf dieſen hinter- 
laſſenen Schätzen der Vorſahren auf und fügte für ſich und Kinder und Kindeskinder 
immer wieder Neues hinzu. Das was einzelne Städte damals ſchufen, wird heute als 
Wunder von der ganzen Welt angeſtaunt. Armut war in den meiſten Zeiten des 
Mittelalters unbekannt. Die „Siebenzeilen“ in Nürnberg mit ihren von der Sonne 
durchfluteten behaglichen Räumen ſind das Weberviertel einer Stadt von damals 
20 000 Einwohnern. Die Wohnungen dort übertrafen den Zuſtand unſerer von der 
öffentlichen Hand der überwundenen Syſtemzeit errichteten Volkswohnungen. Was 
damals Wohnungsviertel der ärmſten Berufsklaſſe war, könnte heute Muſterſiedlung 
ſein. Im Rheinland bildete das Mittelalter das ſogenannte Dreifenſterhaus als 
Kleinſthaus aus; auch hierfür gilt das eben Geſagte. 
Bauwirtſchaft, Baurecht und Geldweſen wirkten gemeinſam auf das große Kultur- 
ziel des Mittelalters hin, aus dem Menſchen Höchſtleiſtungen hervorzuholen und 
das Minderwertige abzuſtoßen. Nicht nur die weltlichen Mächte, auch die Kirche zog 
Nutzen von dieſen Einrichtungen. Auch ſie wurde durch das Geldſyſtem und den 
aufbauenden, die Tüchtigkeit fördernden Geiſt der Zünfte ſowie durch die ſtraffe 
Rechtsordnung der damaligen weltlichen Gewalten in die Lage verſetzt oder beſſer 
gezwungen, die Wertarbeit für ihre Zwecke ebenfalls zu nutzen: Nicht ihrem 
Dogmenſyſtem verdankt die Kirche die deutſchen Dome, ſondern dem deutſchen Recht 
und dem deutſchen Gemeinſinn. 
Der größte Reichtum des Mittelalters aber beſtand in der Hervorbringung einer 
zahlreichen und hochwertigen Bevölkerung. Auf dieſe blühende Gemeinſchaft zielt 
daher der Spruch Eycke van Repegow$: 

Recht iſt ein ſteter wille vnde ewig vnde gebit van 

gotlicher an wiſunge eim itczlichen dinge ſein recht. 


Übergang zur Neuzeit. Aufbau in Preuflen- Brandenburg 

Dem mittelalterlichen blühenden Leben blieb das allgemeine Geſchick des ewigen Stirb 
und Werde nicht erſpart. Den entſcheidenden Einbruch, der die gegenſeitigen Be— 
ziehungen gänzlich umgeſtaltete und zur Neuordnung der Dinge zwang, erlebte es, 
als nach der Entdeckung Amerikas die mexikaniſchen und peruaniſchen Goldmengen das 
alte Währungsweſen erſchütterten, ſo daß das Gold einen Aberwert über die Ge— 
brauchswerte erhielt; außerdem wurde die bisherige „Autarkie“ endgültig aufgelöſt, 
die Wirtſchaft mußte auf neuartige Ausgleichszuſtände hinarbeiten, die nunmehr von 
den jetzt dauernd und für immer hinzutretenden Einflüſſen eines bis dahin unbekannten 
Weltmarktes abhängig wurden. Tür dieſe örtlich ſehr viel weiter reichenden Geſchäfte 
waren größere Wartezeiten und damit auch größere Amlaufreſerven für den Kauſ— 
mann erforderlich; man fing an, Geldvermögen zu ſammeln und kam auch zu dem die 
Spekulation anreizenden Begriff des arbeitsloſen Gewinns aus „arbeitendem“ Gelde. 
Als techniſche Grundlage für dieſen neuen Kulturumbruch muß die Verbeſſerung der 
Seeſchiffahrt durch die „lübſche Kogge“ und den Kompaß ſowie die Erfindung des 
Schießpulvers angeſehen werden. Gleichzeitig wurde das arabiſche Zahlenſyſtem und 
durch Adam Rieſe feine einfache Handhabung bekannt; die Buchdruckerkunſt bot die 
nun erforderlichen Erleichterungen im Nachrichtenweſen. Dadurch wurden Handel 
und Wandel auf völlig neue Grundlagen geſtellt. Der erweiterte Blick führte zu den 
weltanſchaulichen Kämpfen der Reformation und der Renaiſſance. Das Mittelalter 
verſank in den Wirren des Dreißigjährigen Krieges; die nächſten zwei Jahrhunderte 
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bereiteten mit ſtürmiſchen Schritten eine gänzlich neue Zeit vor. Das Haus Habs. 
burg, durch Appigkeit und Eigennutz verführt, verdarb die Segnungen des mittel- 
alterlichen Volksſtaates und fteuerfe in die Bahnen des Feudalismus hinein; es 
konnte aber durch ſeine langſame und langatmige Geſetzgebung auch mittels der 
ſchönſten Reichsabſchiede die Entwicklung dennoch nicht aufhalten. 

Der Reichsbeſchluß vom Jahre 1731 über die Mißbräuche in den Handwerken war 
ſchon durch neue Tatſachen längſt überholt, die Friedrich Wilhelm J., König von 
Preußen, feit 1713 beim Wiederaufbau des zuſammengeſunkenen alten Ordenslandes, 
ſeit alſo 20 Jahren ſchon zu ſchaffen begonnen hatte. 

Hier entwickeln ſich jetzt — anknüpfend an die Verwaltungs 
formen des Ordenslandes — die Grundlagen für ein neues 
modernes Staatsweſen, in welchem die neu entwickelten tech 
niſchen Kräfte bewußt für den Staatsaufbau und zur Er ⸗ 
hebung des Menſchen auf eine neue Stufe Verwendung 
fanden. 


ll. Das Bauwefen in Preußen unter Friedrich Wilhelm l. 
und feine Wurzeln im Ordensſtaat 


Der Zuſtand des Landes beim Regierungsantritt Friedrich Wilhelms I. 

Friedrich Wilhelm I. fand 1713 bei feinem Regierungsantritt die ehemals blühenden 
Ordenslande in einem vollkommen verwüſteten Zuſtande vor. Mit bewunderungs⸗ 
würdigem Weitblick nahm er ſofort die Wiederherſtellung des Landes in Angriff. 
Am die getroffenen Maßnahmen begreifen und bewerten zu können, genügt ein 
kurzer zahlenmäßiger Aberblick über die Einwohnerbewegung der beiden preußiſchen 
Landesteile. Nach der Schlacht bei Tannenberg 1410 wurde das Land durch einen 
etwa 50jährigen polniſchen Krieg, der ſich gegen die ſtädtiſchen Stützpunkte richtete, 
bis in die Grundfeſten erſchüttert. Von Kulm bis Thorn war das Land faſt menſchen⸗ 
leer. Nachdem die in das Land als Feudalherren zurückgekehrten letzten Ordensritter 
einen langſamen Wiederaufbau eingeleitet hatten, hatten um die Mitte des 17. Jahr- 
hunderts die von den Polen herbeigerufenen Tataren während des nordiſchen Krieges 
wiederum 13 Städte, 245 Flecken und Dörfer und 37 Kirchen verbrannt, 23 000 
Menſchen erſchlagen, 34 000 verſchleppt, 80 000 ſtarben an den nachfolgend auf- 
getretenen Seuchen. 1675 bis 1679 brachen die Schweden in das Land, 1709 brach 
die Peſt aus und raffte von der verbliebenen (ländlichen) Einwohnerſchaft von 
60 000 Seelen ein Drittel dahin (Grommelt nach Schmoller). 

1713 trat Friedrich Wilhelm I. das Erbe dieſes Landes von feinem Vater an und 
faßte angeſichts des Kataſtrophenzuſtandes feinen Entſchluß zum 


Retabliſſement Preußens. 


Mittel und Wege des Aufbaues 

Die zu treffenden Maßnahmen hingen von dieſem Jammerzuſtand des zufammen- 
gebrochenen Vorpoſtens des Deutſchtums im Oſten ab. Sie konnten nur mit den 
kargen Mitteln an Geld und Menſchen betrieben werden, die von der Kurmark 
Brandenburg aufgebracht werden konnten; ſie hatten zum ſchließlichen Ziel, den 
verlorenen Poſten für das geſamte Deutſchtum wiederzugewinnen. Alles ſtand zu- 
nächſt auf den zwei Augen des Königs. Das einzige Geſetz, welches zur Anwendung 
gebracht werden konnte und mußte, war das der Not. und Blutgemeinſchaft deutſcher 
Kultur. Theorien konnten keinen Nutzen bringen. Es mußte praktiſch gehandelt 
werden, um den vorhandenen Zuſtand zuerſt zu ermitteln und dann an den Stellen 
zu helfen, wo es am nötigſten ſchien. Das Bauweſen ſpielte ſelbſtverſtändlich hierbei 
eine ausſchlaggebend wichtige Rolle. Zuerſt waren nur an wenigen Stellen Kräfte über. 
haupt anſatzfähig. Es waren aber auch nur geringe Kräfte vorhanden; nichts kann 
mit Gewalt aus dem Boden geſtampft werden; Kultur muß und kann nur wachſen. 
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Wieder beginnt man mit dem Feldmefiwejen 

Die Grundbefigverhältniffe waren in ſchwere Anordnung geraten. Auch ſchon um 
eine gerechte, vereinfachte Beſteuerung mittels des „Generalhubenſchoſſes“ vornehmen 
zu können, wurde das Land völlig neu vermeſſen und die Eigentumsverhältniſſe Flar- 
geſtellt. Alle Techniker, die Feldmeßgerät handhaben konnten, wurden zu dieſer mühe⸗ 
und verantwortungsvollen Tätigkeit herangezogen. Von 1714 bis 1719 dauerte das 
Werk. Es wurde hierbei auch die „Bonitierung“ des Bodens, das heißt feine Ab⸗ 
ſchätzung als brauchbarer Ackerboden, beſorgt. Damit legte man die Grundlage 
deſſen, was wir heute Landesplanung nennen. Ein „Reglement“ von 1714 gab Richt⸗ 
linien für die Vermeſſungstechnik und das Anſertigen der Pläne. Auch bei dieſer 
Einzelheit erkennen wir wieder den Grundſatz, daß zuerſt von oberſter Stelle die 
Geſamtheit des vorzunehmenden Werkes geſchätzt, alsdann der Aufbau eines arbeits- 
fähigen Verwaltungsapparates aus Technikern beſtehend gebildet werden muß, der — 
nach vorauſgegangener Auswahl tüchtiger Kräfte — nun einen feſten Arbeitsplan 
und eine Zeit- und Raumeinteilung für die Arbeit erhält. Erſt nun ergibt ſich aus 
dem wachſenden Aberblick, wie ſich die begonnene behördliche Arbeit auch im Privat- 
leben des einzelnen fortführen läßt. Würde man aber anſtatt dieſer fortſchreitenden, 
praktiſch regelnden Tätigkeit mit großen „Baugeſetzen“ gearbeitet haben, ſo würden 
ſolche Beſtimmungen nur allzu leicht an den Tatſachen vorbeiſchießen, die ſich immer 
erſt hinterher ergeben können, und meiſt anders ausſehen, als es ſelbſt kluge Leute 
vorausſchauen konnten. Geſetzmäßige, in die Zukunſt wirkende Beſtimmungen ſind 
für ſolche Angelegenheiten nur denkbar 

a) für die Organiſation des Arbeitsapparates, 

b) für die Pflichten der Beteiligten gegenüber Allgemeinheit und Einzelperſonen. 
Die Beherrſchung des rein ſachlichen Teiles, auch der geſetzgebenden und Verwal⸗ 
tungstätigkeit, muß Schritt für Schritt in möglichſt flüſſiger Form nach dem ein- 
getretenen Arbeitsfortſchritt von Fachleuten geregelt werden. 


Die Mühleninfpektoren 

Nach dieſem angedeuteten allgemeinen Grundſatz ergab ſich als praktiſche Forderung 
in Preußen eine öffentliche Einflußnahme auf die verbeſſerte Verwertung der Waſſer. 
kräfte. Sie erlangten bei dem eingetretenen Mangel an Menſchen eine erhöhte Be⸗ 
deutung. Obermühleninſpektoren und Mühlenbaumeiſter überwachten daher den 
ordnungsmäßigen Gebrauch der Waſſerkräfte, verhinderten eigenwillige Anſtauungen 
der Gewäſſer uſw. und ſorgten für den weiteren Ausbau dieſer Kraftquellen. 


Die Landbaumeifter 

Die Tätigkeit der Landbaumeiſter erſtreckte ſich auf die Errichtung und Anterhaltung 
von öffentlichen Gebäuden und auf die Raterteilung an den Privatmann; irreguläre, 
d. h. untüchtig oder an willkürlicher Stelle geplante Bauten mußten verhindert und 
im Plan verbeſſert werden; die Bauberatung, ein Teil der aufkommenden Bau⸗— 
polizeitätigkeit, erſtreckte ſich auf vorbeugende Maßnahmen zur Brandſchaden⸗— 
verhütung, auf Innehaltung der Baugrenzen und Straßenbreiten uſw. Eine neu— 
zeitlich geregelte Baupolizei erlebte hier an ſchwieriger Stelle einen ihrer Anfänge. 
Den Landbaumeiſtern, die damals noch nicht allein Architekten, ſondern auch Bau— 
ingenieure waren, lagen auch die Maßnahmen zur Landverbeſſerung, d. h. die Melio- 
rationen, der Wegebau und der Brückenbau ob. Außerdem wurden ſie häufig mangels 
anderer Kräfte zu den Landmeſſerarbeiten hinzugezogen. 


Baukollegien 

Die ordnende Staatsgewalt ſtieß bei dieſer mannigfachen Tätigkeit häufig auf den 
Widerſtand einer noch unwilligen und jahrhundertelang auf Selbſthilfe angewieſenen 
Bevölkerung und auf den Widerſtand der Magiſtrate der Städte. Daher wurden 
Baukollegien als Vermittlungsſtellen eingerichtet. 
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Bauetats 


Die jährlich einzureichenden Koſtenvoranſchläge zur Aufſtellung der öffentlichen 
Bauetats waren zum 1. Oktober des der Ausführung vorangehenden Jahres 
vorzulegen, damit die Vorbereitungen während des Winters begonnen und die 
Arbeiten in den knappen Baumonaten, die außerdem durch die land wirtſchaftlichen 
Arbeiten beanſprucht wurden, nach beſter Möglichkeit gefördert werden konnten. 
Schnelles und entſchloſſenes, wohlbedachtes Arbeiten der Baubeamten war hierbei Vor. 
ausſetzung, zumal vernünftige und brauchbare Pläne nicht ohne Ortskenntnis ausgeführt 
werden können; es galt Kirchen, Schulen, Pfarrhäuſer und viele andere Gebäude⸗ 
arten auf dem Lande zu errichten, obwohl der Beſtand an geeigneten Bauhandwerkern 
ſich in den Notzeiten ſelbſtverſtändlich im Verhältnis noch mehr verringert hatte als 
die an den Boden gebundene, in der Landwirtſchaft tätige Bevölkerung. 


Die Knappheit an geeigneten Baufachleuten führte dazu, die 
Bauangelegenheiten anfänglich nicht einmal bei den Kriegs- und Domänenkammern 
bearbeiten zu laſſen; die Baubehörde ſaß vielmehr zu Anfang unter einem einzigen 
„Baumeiſter“ allein in Königsberg, von wo aus die beiden Provinzen Oft. und Weſt⸗ 
preußen zu betreuen waren. Nach Anwachſen der Tätigkeit wurde dieſer Beamte 
ſchrittweiſe Baudirektor und dann Oberlandbaudirektor; denn die Bezeichnung „Bau⸗ 
meiſter“ führte zu häufigen Verwechſlungen mit den Handwerksmeiſtern, die dieſelbe 
Bezeichnung beanſpruchten. Dem Oberlandbaudirektor unterſtanden bald bei den 
Kammern und an den verſchiedenen örtlichen Stellen die Baumeiſter, Landbaumeiſter, 
Bauſchreiber und Kondukteure. Die wichtigſten Landmeſſerarbeiten, die auch nach 
Beendigung des erſten großen Aufnahmewerkes regelmäßigen Fortgang nehmen 
mußten, wurden einem Landmeßdirektor nebſt einer Reihe von Ingenieuren unter- 
ſtellt, die aus Berlin nach Preußen befohlen wurden. Mit deren Tätigkeit trat folge⸗ 
richtig die nun erſt mögliche reguläre Betreuung der Flußläufe, Seen, Häfen uſw. 
ein. Einem Oberdeichinſpektor unterſtanden als örtliche Organe die Dammeiſter. 


Bauverwaltung und private firäfte 


So wuchs als notwendiges Organ aus den durch die Tatſachen bedingten Bedürf⸗ 
niſſen und Möglichkeiten, fern von allen Theorien, zunächſt eine geordnete, von der 
Hoheitsgewalt gelenkte und von dem Gedanken des Gemeinwohls geleitete Bau 
verwaltung heran. Denn die techniſchen Grundbedingungen, die vor Beginn 
aller praktiſchen Einzelarbeit vom vorbereitenden Planungsweſen erfaßt werden 
miiſſen, können immer nur von der Hoheitsgewalt bearbeitet werden; der einzelne tft 
macht⸗ und hilflos. Ihm fehlen die Mittel, die Kräfte und der Aberblick über das 
Ganze, ſo daß auf dieſem Gebiet der Landesplanung jede Selbſthilfe — je größer die 
Not ift — um fo unwirkſamer fein wird. 


Der fjoheitsgedanke 


Daher iſt das grundlegende Planungsweſen immer und ſtets eine der vornehmſten 
Hoheitsaufgaben geweſen. Selbſt die unteren Organe des Staates oder gar der 
Selbſtverwaltungen find zur Einleitung und Durchführung ſolcher Arbeiten nicht 
imſtande. Hier helfen aber auch keine auf Theorien aufgebauten Geſetze und 
Rechte. Auch Geſetze, das Bau- und Planungsweſen betreffend, bedürfen eines 
Anterbaues durch die Erkenntnis der wirklich vorhandenen tatſächlichen Zuſtände. 
Rechte im Bauleben bedürfen, um wirkſam zu fein, der Kräfte, die fie wahr- 
nehmen. Das praktiſche Zupacken an der Stelle größter" Not mit praktiſchen und er- 
reichbaren Mitteln führt allein zum Ziel. Waren, wie in Preußen, die perſonellen 
und wirtſchaftlichen Kräfte auf das alleräußerſte beſchränkt, ſo half nichts anderes, 
als daß die höchſte Stelle der Staatsgewalt nach ihrer Einſicht zunächſt die wichtigſten 
Anordnungen perſönlich traf und dann die vorhandenen Kräfte unten arbeiten ließ, 
aber nach den Anweiſungen, die von der Stelle des größten Aberblicks gegeben 
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wurden. Dann erſt konnte ſich zwiſchen dieſen beiden Polen ein immer lebhafter 
arbeitender Organismus aufbauen. Baugeſetze können überhaupt erſt dann erlaſſen 
werden, wenn überſichtliche und geordnete Zuſtände im großen und ganzen ſchon 
erreicht ſind und durch das Geſetz geſchützt werden müſſen, ſoweit es ſich ferner 
um unabänderliche und dauernd notwendige Einrichtungen handelt. 
Neue Zuſtände erfordern dagegen zunächſt nur neue praktiſche Maßnahmen der 
Hoheit. Je früher dieſe aber von oben her und richtig angefaßt werden, um 
ſo ſchneller kann der Geſetzgeber ſeine bewährten Maßnahmen durch Rechtskraft 
befeſtigen. Je länger man aber dem einzelnen überläßt, ſich ſelbſt zu helfen, um 
ſo größer wird die Verwirrung. Dies gilt vornehmlich von allen Maßnahmen des 
vorbereitenden großen Planungsweſens auf dem Gebiet, das wir heute Städtebau, 
Landesplanung und Raumordnung nennen. 


Der jachverftändige Beamte 


Friedrich Wilhelm J. erkannte auch bald, daß die tatſächliche Leitung der Bau⸗ 
angelegenheiten nur Baufachleuten anvertraut werden durfte. Sie wurden daher 
den „Verwaltungsbeamten“ der Domänenkammern gleichgeſtellt. Die erſte derartige 
Stellung erlangte 1713 Joachim Ludwig Schultheiß von Anfried, der nachmalige 
Oberlandbaudirektor in Königsberg. 


Der Baubeamte als Bauklinftler 


Der Baubedarf des preußiſchen Landadels, der durch dies „Retabliſſement“ Preußens 
ebenfalls neue Lebensimpulſe erhielt, wurde durch die gleichen Männer befriedigt, 
die die öffentlichen Bauarbeiten betreuten. So entſtanden auch künſtleriſch wertvolle 
Schloßbauten und Wiederherſtellungen durch Männer wie John von Collas und 
Hinderfinn. Dieſe wiederum ſtanden unter dem Einfluß bedeutender Männer wie 
Jean de Bodt und andere, die in Berlin und der Mark an großen Bauten tätig 
waren. Das bürgerliche Bauweſen in den Städten erholte ſich langſam im gleichen 
Schrittmaß mit dem wachſenden Wohlſtand der ländlichen Bevölkerung. 


handwerksaufbau 


Das Handwerk hatte feinen Verfall, der im Dreißigjährigen Krieg 
begonnen hatte, beſonders ſchwer gerade in den ärmſten Teilen des Reiches in 
der Mark Brandenburg und in Preußen büßen müſſen. Es wurde in mühſeligſter 
Arbeit zum Teil durch fremde Zuwanderung aus Sſterreich, Holland und Dänemark 
gefördert; ſelbft tüchtige Maurermeiſter mußten bis in die Zeit Friedrichs des Großen 
hinein von fernher herbeigerufen werden, aber auch die letzten der genialen Stukkateure 
aus Graubünden fanden noch Beſchäftigung. Es war bezeichnend, daß gerade der durch 
das ſächſiſche Recht erſt geſchaffene Handwerkerſtand beim Verfall dieſes Rechts auch 
am meiſten gelitten hatte und daß man zum Wiederaufbau des Landes zuerſt das 
Handwerk neu bilden mußte. 


Friedrich Wilhelm J. griff neben der Fremdhilfe auch zu dem beſſeren Mittel des 
Wiederaufbaues der eigenen Kräfte des Landes. Es geſchah dies in einer faſt draſtiſch 
erſcheinenden, aber tatſächlich ſehr wirkſamen Weiſe. Da nicht alle ſeine Soldaten 
Generale, nicht einmal Wachtmeiſter und Feldwebel werden konnten, auch nicht bis 
zum Podagra beim Heer dienen durften, ließ er ſeine Anteroffiziere, die Auswahl 
aus dem Mannſchaftsſtande, vor ihrer Entlaſſung ein Handwerk lernen und ſandte 
fie als Schul- und Handwerksmeiſter aufs Land. 


Durchbrechung der vermoderten Zunftgewohnheiten 


Die Anteroffiziere und Soldaten hatten bei den Feſtungsbauten beſte Gelegenheit, 
praktiſch in allen Zweigen geſchult zu werden. Aber auch Schneider- und Schuſter— 
meiſter brachte das preußiſche Heer hervor. Da Gehorſam vor der Obrigkeit, d. h. 
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Beugung unter den Gemeinſchaftsgedanken, ein Grundftod aller Kultur iſt, fo waren 
dieſe Anteroffiziere auch zugleich die beſten Schulmeiſter der Jugend, an denen es 
ebenfalls mangelte. Es war ein altes Herkommen geweſen, daß der Volksſchul⸗ 
unterricht von Handwerksmeiſtern nebenher erteilt wurde. Schulmeiſterei auf dem 
Lande konnte aber beſonders unter den vermehrten Notzuſtänden jetzt ſchon gar nicht 
anders denn als Nebenarbeit betrieben werden. So ſetzte Friedrich Wilhelm 1. feine 
abgehenden ſtrammen Kerle in die Dörfer und Volksſchulen als ehrliche Schul⸗ und 
Handwerksmeiſter zugleich, ohne ſich um das Gezeter der Zünfte zu kümmern. Galt 
doch der Soldat nach damaliger Zunftordnung nicht als „ehrlicher“ Stand. Da aber 
der König ſeine langen, blonden Kerle auch zu frühzeitiger Eheſchließung anhielt, 
erfüllte er dem Sinn nach und in Wirklichkeit mit ſeinen Maßnahmen die alten 
geſunden Grundſätze der Leiſtung, des Ordnungsſinns und der raſſiſchen Zucht, die 
den zünftigen Handwerkern mehr und mehr verlorengegangen waren, und die er auf 
dieſe Weiſe wieder zum Leben erweckte. Die Geſetze der Natur bedurften unter der 
ſtarken und gefunden Anwendung durch den König keiner Ergänzung durch Para- 
graphen. Er handelte mit Strenge und in tief frommem, pflichtbewußtem Sinn. Man 
vergleiche hiermit die Erneuerungsbeſtimmungen von 1731, mit denen der Regens- 
burger Reichstag die Beſtimmungen von 1549 verbeſſerte und trotzdem am Leben 
vorbeiſchoß. Mit dieſen ſehr ſchön erdachten Vorſchriften hätte Preußen keinen 
Wiederaufſtieg erlebt. Der preußiſche König handelte im Sinne des Gemein- 
ſchaftslebens. Er zeigte ſich damit praktiſch als Gegner des ſeit 1526 in Preußen 
geltenden römiſchen Rechtes (Constitutio Joachimica). 


I. Friedrich der Große 
Friedrich II. 


Friedrich II. baute auf dieſer kernhaften Grundlage ebenfalls an der praktiſchen 
Erneuerung des Landes weiter, zielte aber bereits deutlicher auch auf eine Er- 
neuerung des Bauweſens überhaupt hin. Die ſichtbar ſteigende Baukultur 
drückte ſich zu allererſt in der fortſchreitenden Koloniſation des Landes aus; denn hier 
mußte der Baufachmann, ſei es als Meliorationer, Straßenbauer oder als Landbau- 
meiſter die Grundlagen zum Wirtſchaften und Wohnen ſchaffen helfen. Die drei Riedel 
und Gilly gaben ihre bis in alle Einzelheiten bearbeiteten Pläne für ſämtliche 
dörflichen Baugattungen heraus. Auf eine langſam aus Handwerksgewohnheit heraus 
wachſende Typifierung, die den Landeszuſtänden entſprochen hätte, konnte man nicht 
warten; ſie wäre auch wahrſcheinlich nicht gelungen, weil die Handwerksmeiſter aus 
allen Himmelsrichtungen herbeigeholt worden waren; fie bedurften daher der wohl- 
überlegten Anweiſung der Kenner des Landes und ſeiner Hilfsmittel, ſo daß ein 
langwieriges Herumtaſten vermieden werden konnte. Oft- und Weſtpreußen haben 
auf dieſe Weiſe durchaus ein einheitliches und, wie wir heute ſagen, bodenſtändiges 
Baugeſicht erhalten. Es war dies das Ergebnis der verſtändigen Organiſations- 
arbeit einſichtsvoller Baubeamten. 

Neben der Arbeit in den alten preußiſchen Provinzen ging die Befiedelung der Bruche 
im Gebiet der Netze, der Warthe, Oder und Havel vonſtatten. Die Kolonien ſchoſſen 
wie die Pilze aus der Erde; auch die ſtädtiſch⸗bürgerliche Baukultur machte mit be- 
ſonderer königlicher Anterſtützung gewaltige und weit ſichtbare Fortſchritte. Bauholz 
wurde koſtenlos geliefert; denn wenn es ungeſchlagen in den Wäldern ſtehen ge- 
blieben wäre, hätte es weniger Nutzen gebracht als geſchenkte Balken zu neuen 
Arbeitsſtätten, auf denen neue Menſchen ſchaffen konnten. Steuererleichterungen halfen 
die ſchon Friedrich Wilhelm J. ſo verhaßten Hypotheken zu vermeiden. Aber auch die 
Prunkbauten in Berlin und Potsdam beweiſen, welche lebenſpendende Macht in 
einem königlichen Bauwillen ruht, der ſich auf die gefunden, von unten her auf- 
gebauten gemeinſchaftsverbundenen Kräfte zu ſtützen verſteht. 


Mit der Beſchränkung der handwerklichen Kultur auf die Städte verſuchte man zu 
brechen. Das geordnete Heerweſen ſicherte die Geſamtheit der Landbewohner beſſer, 
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als es in den kleinen Ordensſtädtchen früher im Wege der Selbſthilfe möglich war. 
Dieſer immerhin, wenn auch nur ſchwach bemerkbare Zug, damals auf eine beſſere 
Bevölkerungsverteilung zwiſchen Stadt und Land hinzuwirken, kam noch keineswegs 
zum Durchbruch; er ſchlug ſchon nach kurzer Zeit aus den bei den Steinſchen Reformen 
zu beſprechenden Gründen in die Erſcheinung der Landflucht um. 


Das Geldwejen 

Die Wirkſamkeit der unter Friedrich II. und ſeinem Vater waltenden geſunden 
Kräfte wurde durch eine wahrhaft ſoziale Handhabung des Geldweſens unterſtützt. 
Ohne eine geſunde Geldwirtſchaft ſind alle bautechniſchen Bemühungen vergeblich. 
Friedrich II. und ſein Vater leiteten den abgeſtorbenen Wirtſchaſtsprozeß in der 
Weiſe ein, daß ſie die notwendigen wirtſchaftlichen Belebungsmaßnahmen, nämlich 
Siedeln und Bauen, einfach befahlen und nach Maßgabe der vorhandenen menſch⸗ 
lichen Arbeitskräfte und des zu befriedigenden brennendſten Bedarfs durchführen 
ließen. Man ſtützte ſich auf die vorhandenen Hauptbauſtoffe, die der Staat nicht zu 
kaufen brauchte, ſondern die nur zu bearbeiten waren. Der dadurch wieder mitbelebte 
Geldumlauf blieb — ohne Kreditmaßnahmen erforderlich zu machen — in der Hand 
der Staatshoheit und wurde ſo gelenkt, daß kein privater Mißbrauch mit den auf⸗ 
gewendeten Staatsgeldern getrieben werden konnte. Die von den Siedlern erhobenen 
ſehr geringen Gebühren von häufig nur 1 v. H. waren weder Zinſen noch Amortiſa⸗ 
tion, ſondern nur eine Art Anerkennungsgebühr für die gegenüber dem Staat 
eingegangenen Verpflichtungen, das neue Land ordentlich zu bebauen und, wie es 
häufig hieß, nicht an einen Inländer weiterzuverkaufen. Es ſollte alſo durch die Sied⸗ 
lung grundſätzlich der Zuzug von außerhalb Preußens gefördert werden. Man blieb 
Staatsmann und packte als ſolcher und nicht als Kaufmann die aktive Wirtſchaft mit 
der einen, die Geldwirtſchaſt mit der anderen hoheits kräftigen Hand. In der eben 
überwundenen Syſtemzeit verſuchte die Geldmacht als Kaufmann mit der einen Hand 
den Staat, mit der anderen die Volkswirtſchaft zu erfaſſen, um ſich ſelbſt an die 
Stelle der Staatsgewalt zu bringen. 

Wie zu einer kranken Stelle im Körper alle gefunden Blutsteile hilfsbereit herbei⸗ 
ſtrömen, ſo gelang es dieſen beiden bewunderungswürdigen Männern, alle deutſchen 
Kräfte zu verſammeln, weit über ihren unmittelbaren Machtbereich hinaus, um das 
notleidende Zentrum Deutſchlands, die Mark Brandenburg und die gefährdete Oft- 
grenze wieder aufzurichten. 


Die Neuordnung des Perjonenftandes von innen heraus 

Nachdem die Hoheitsgewalt die für die Gemeinſchaft dringlichſten Arbeiten erkannt 
und nach Maßgabe der vorhandenen Kräfte angeordnet hatte, baute ſich der zur 
Leiſtung aufgerufene Stamm von Menſchen faſt wie von ſelbſt wieder auf, weil 
Leiſtung geſchätzt und verlangt wurde und weil Leiſtung und Arbeitsſtolz zum 
geſunden Menſchen gehören. Nachdem dann die geeigneten Menſchen in genügender 
Zahl und praktiſch erprobt vorhanden waren, ging Friedrich II. an die planmäßige 
Einordnung dieſer Perſonen in den Verwaltungskörper heran. Auch hier hätten 
ſich die ſchönſten Theorien nicht verwirklichen laſſen ohne einen ausreichenden Stamm 
von Menſchen. Alſo ſchuf er zuerſt dieſen und brachte ihn erſt, als er vorhanden war, 
zum Einſatz. So natürlich und notwendig dies klingt, fo ſchwer wird es häufig ein- 
geſehen, daß ohne dieſe unmittelbare Anknüpfung an die Wirklichkeit alle beſten 
Gedanken, wie die Welt wohl ſchöner und zweckmäßiger geordnet ſein könnte, ferne 
Wolkenbilder bleiben müſſen. 


Das Oberbaudepartement 

Innerhalb des Generaldirektoriums, das fein Vater als oberſte Verwaltungsſtelle 
geſchaffen hatte, errichtete Friedrich der Große, nachdem die geeigneten Perfonen 
herangebildet waren, im Jahre 1770 das Oberbaudepartement, dem an höchſter Stelle 
die Aberwachung und Leitung der öffentlichen und ſtaatlichen Bauaufgaben über- 
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tragen wurde. Wafler- und Wieſenbau, Deich, Damm-, Straßen ⸗ und Brückenbau 
ſowie das Landbauweſen wurden von hier aus geleitet. Für die monumentalen 
Staatsbauten wurden von Fall zu Fall die geeigneten Kräfte herangezogen. Einen 
beſonders ausgebildeten Architektenſtand gab es damals noch nicht. Er entſtand lang · 
fam, wie es an dem oſtpreußiſchen Beiſpiel der Collas und Hinderfinn gezeigt wurde, 
aus den Staatsbaubeamten und den von ihnen angelernten Kräften. Hierzu dienten 
die im Baudienſt gemachten Erfahrungen; fie wurden in einer „Sammlung nützlicher 
Aufſätze, die Erfahrungen in der Baukunſt betreffend,“ öffentlich bekanntgegeben. 


Da mangels einer ſonſtigen Ausbildungsgelegenheit in dem wichtigen Bauberuf der 
Dilettantismus blühte, ſo hatten ſich auch damals ſchon Schriſtſteller und auch ſchon 
jüdiſche in dieſer Lücke feſtzuſetzen verſucht. Da aber, wie es in dieſen nützlichen Auf⸗ 
ſätzen heißt, die Zeichnungen des geſchmackvollen Herrn Hirſchfeld zu ſeinen ſchönen 
Raiſonnements nicht paſſen, und Kunſt und Wiſſenſchaft aber nur zuſammen wirken 
können, um einen brauchbaren und ſchönen Effekt zu machen, fo ſei es nötig, beides 
in dieſen Veröffentlichungen wieder zu vereinigen. 


Die Bauverwaltung nahm alſo hier erſtmalig ihre feitdem zur Aberlieferung 
gewordene Lehraufgabe nach ihrer vollendeten Errichtung auf. Jene Samm⸗ 
lung von Aufſätzen, heute noch höchſt vorteilhaft zu leſen, bildete den Grundſtock zum 
Schrifttum der neueren Bau- und Kunſtwiſſenſchaft. Die Zeitſchrift begann ihr Er⸗ 
ſcheinen nach dem Hinſcheiden des großen Königs im Jahre 1797. 


Beide Männer hinterließen ihrer Nachwelt ein Kulturwerk von mindeſtens der Be⸗ 
deutung, die ſchon das Werk der Ordensritter beſeſſen hatte. Wieder erkennen wir 
die naturgegebenen, im menſchlichen Weſen verankerten Hauptgrundſätze, nach denen 
ſie handelten: Wirklichkeitsſinn paart ſich mit Idealismus; als Ziel und Blickrichtung 
dient das Gemeinſchaftsleben, unterſtrichen durch einen bis zum Heroismus ge- 
ſteigerten perſönlichen Opfermut; die raſſiſche Grundlage wird aufgeſucht und durch 
Ehe und Familienleben gefördert; dies ergibt den einzig gefunden Unterbau zur Auf- 
richtung des Leiſtungsgrundſatzes, der immer wieder in den Vordergrund rückt. Der 
Menſch ſelbſt iſt das Ziel dieſer Herrſcherarbeit: „Wenn mein Sohn Krieg bekommt, 
daß ihn an Menſchen nicht fehlet. Das iſt auch ein Reichtum. Menſchen halte vor den 
größten Reichtum.“ Das war die Grundanſchauung Friedrich Wilhelms I. für feine 
geſamten Regierungsmaßnahmen. 


Ein Rechtsgebiet ſachlicher Vorſchriſten um das Bauweſen herum wird in dieſer 
zur praktiſchen Handlung drängenden Zeit nicht im Zuſammenhang entwickelt. Man 
hatte einen geſunden Widerwillen gegen Federfuchſerei. Solange die zu leiſtende 
Arbeit von höchſter Stelle überſehen und nach eigenem beiten Willen und ſtets recht. 
zeitig einſetzender Initiative geleitet werden konnte, waren Vorſchriften auch ent- 
behrlich. Dieſe Errichtung von Reglements nahm planmäßig erſt Freiherr vom 
Stein auf, der hier ſchon manches Muſtergültige begonnen hat, obwohl ihm auch Maß- 
nahmen zugeſchrieben werden müſſen, die ſchon zu ſeiner Zeit Zweifel an ihrer 
Brauchbarkeit aufkommen ließen. 


Statiſtiſches Ergebnis des „Retablifjements Preußens” 


Ehe wir Steins Arbeit betrachten, müſſen noch die Statiſtiken kurz geftreift werden, 
die uns über das Ergebnis der Arbeit der beiden Könige berichten. Dieſe Zahlen 
wurden allerdings erſt ſeit 1817 planmäßig ermittelt und auf Geheiß des Freiherrn 
vom Stein aufgeſtellt. Die Erhebungsarbeiten, welche den Zweck verfolgten, für die 
Weiterarbeit auf dem Verwaltungsgebiet eine Aberſicht zu gewinnen, beginnen mit 
dem Jahre 1816 und enden mit 1837. Sie zeigen alſo den Zuſtand des Landes nach 
den Freiheitskriegen, nachdem ſich die Grundſätze Friedrich Wilhelms J., für Kriegs- 
zeiten vorzuſorgen, im Kriege bewährt hatten. Die Zahlen halten alfo den geſunden 
Aberſchuß an Volkskraft feſt, der nach den überſtandenen neuen Notzeiten verblieben 
war, und erfaſſen auch gleichzeitig den weiteren Auftrieb. 


D 


18 Nonn 


Oft- und Weſtpreußen hatten 1713, zur Zeit des Regierungsantritts Friedrichs 
Wilhelms J., ganze 40 000 ländliche Einwohner. Nach hundert Jahren und nach 
der überſtandenen Kraftprobe der Freiheitskriege zählten die beiden öſtlichen Pro⸗ 
vinzen im Jahre 1837 2 125 535 ländliche und ſtädtiſche Einwohner. Von der Stärke 
des Auftriebs im Vergleich zu den anderen Landesteilen geben die Geburtenziffern 
und die Ziffern über Zuzug von außerhalb einen Aberblick. In den drei öſtlichen 
Provinzen Oft- und Weſtpreußen nebſt Poſen leben 


1822222222222 26754 316 Einwohner 
ISS ðͤ c 7° 7.77%, 7 re 
Geſamtzuwachs in 15 Jahren. 568 263 u 
Davon Geburtenzumads . . . . . 415 458 1 


Zuzug von außen in 15 Jahren. 152 805 . 


Die beiden weſtlichen Provinzen Weſtfalen und Rheinland haben zuſammen an 
Einwohnern: 


1822, u ee ae ll] 
1837... „23800 190 
Geſamtzu wachs 629 069 
davon die Geburten. 581 294 
Zuzug von außen. 47 775 


Trotz des gewerblichen Auftriebs, den die beiden weſtlichen Provinzen damals 
bereits beſaßen, war der Zuzug von außen in die öſtlichen Gebiete drei- bis viermal 
ſo ſtark wie in die weſtlichen. Dieſer Auftrieb, der ſich im einzelnen für die früheren 
Jahre nicht mehr feſtſtellen läßt, muß alſo nach dem noch 1837 feſtſtellbaren Ergebnis 
in den Zeiten der Kolonialtätigkeit der beiden Könige ein geradezu märchenhafter 
geweſen fein. Allein Friedrich der Große ſoll 300 000 bis 400 000 Menſchen berbei- 
gezogen haben. Wichtig iſt hierbei auch die Gewerbeſtatiſtik, namentlich für die Bau- 
gewerbe. Wir vergleichen hier die Provinzen Oft- und Weſtpreußen mit der anderen 
öſtlichen Provinz Poſen, die ja erſt nach der polniſchen Teilung hinzugekommen iſt 
und daher weder an dem Niedergang der altpreußiſchen Provinzen teilgenommen 
hatte, noch alſo die dafür nötigen Wiederherſtellungsmaßnahmen brauchte, ſondern 
eine gleichmäßige Entwicklung nahm, die im preußiſchen Sinne erſt von Freiherr 
vom Stein beeinflußt wurde. 

Die beiden Preußen zählten 1837 2 125 535 Einwohner, Poſen zählte 1837 1 158 608 
Einwohner; auf eine Quadratmeile kamen damals in Preußen 1804 Einwohner und 
in Poſen 2160 Einwohner. Trotz der dichteren Bevölkerung in Pofen entfielen an 
Bauhandwerkern (Maurer und Zimmerleute) 1837 in dieſen Provinzen auf je 
10 000 Einwohner in den beiden Preußen 148 Zimmerer und 139 Maurer, in Poſen 
aber nur 96 Zimmerer und 110 Maurer. Der Statiſtiker von damals ſügt hinzu: 
„Für die Verſchiedenheit des Bedarfs an Zimmer- und Maurerarbeit iſt das Bedürf— 
nis der großen Maſſen des Volkes entſcheidend: Wo dieſes wie in Poſen in Hütten 
aus Lehm oder halbrohen Baumſtämmen mit Stroh gedeckt wohnt, wo kein gedielter 
Fußboden beſteht, Leitern die Stelle der Treppen vertreten, und Menſchen mit Vieh 
in engen, gegen Wind und Näſſe nur ſchlecht verwahrten Räumen zuſammengedrängt 
ſind, wo nur die Wohnungen der Reichen und Mächtigen kunſtgerechter Arbeit be— 
dürfen, da wird — wie groß und prächtig dieſe auch ſein mögen — das Land im 
ganzen doch nur wenige Bauhandwerker ernähren. Wenn auch im preußiſchen Staat 
Gegenſätze, wie die vorſtehend beſchriebenen, nur in milderen Verhältniſſen vor— 
kommen dürften, fo iſt dennoch unter allen Bedürfniffen des Volkes die Wohnung 
wahrſcheinlich dasjenige, das provinzweiſe am meiſten verſchieden iſt. So wie auch 
die preußiſche Provinz Sachſen in bezug auf Allgemeinheit des Anterrichts, und folg- 
lich der Volksbildung, allen Provinzen des preußiſchen Staates vorangeht, ſo iſt 
dieſes auch der Fall in bezug auf die Bedürfniſſe, feſte, geräumige, geſunde und 
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bequeme Wohnungen zu haben, deren Beſchaffenheit die Stufe der Bildung und des 
Wohlſtandes, worauf die große Maſſe des Volkes ſteht, unter allen äußeren Kenn- 
zeichen wahrſcheinlich am ſicherſten bezeichnet. Ganz aus demſelben Grunde dürfte 
nun auch erklärlich fein, weshalb die Provinz Poſen in der vorſtehenden Liberficht 
die letzte Stelle einnimmt.“ 

Wir laſſen dieſe Aberſicht über die Bauhandwerker aller Provinzen hier folgen: 
Auf hunderttauſend Einwohner entfielen im Baugewerbe an Meiſtern, Gehilfen und 
Flickarbeitern in Sachſen 966, Weſtfalen 718, Rheinprovinz 691, Brandenburg 688, 
Pommern 510, Schleſien 412, Preußen (beide) 287, Poſen 206. 

Aus dieſer Aufſtellung und aus dem alle anderen Provinzen überragenden Auftrieb, 
der ſich durch die Zuzugszahlen für Oſt⸗ und Weſtpreußen ergab, läßt ſich erkennen, welche 
gewaltigen kulturbildenden Energien in den beiden preußiſchen Oſtprovinzen durch den 
tatkräftigen Einſatz einer praktiſchen Baupolitik entſeſſelt werden konnten, nachdem 
dies Land buchſtäblich faſt in einem verwüſteten Zuftand unter die preußiſche Ver- 
waltung gekommen war. Es hatte ſich 1837 bereits über den polniſchen Zuſtand erhoben, 
der doch keinerlei beſonderen Nöten unterworfen geweſen war. Hier in dieſen beiden 
preußiſchen Landen wirkte wohl auch die Arbeit noch nach, die die Ordensritter im 
gleichen Sinn bereits geleiſtet hatten, jo daß ein großer Baubeſtand an Kirchen, 
Verwaltungsbauten uſw. noch an den Hauptpunkten, namentlich in den Städten, 
übernommen werden konnte, deſſen Verwendung nützlich und möglich war. 


Die Judenftatiftik 

Kennzeichnend für dieſen Kulturzuſtand iſt auch weiterhin die Verteilung der jüdiſchen 
Bevölkerung im Jahre 1837. Sie ſitzt damals am dichteſten, wo das Land am 
ärmſten und am wenigſten kultiviert iſt, nimmt aber weder an der dortigen Land- 
wirtſchaft noch am Gewerbe teil. Sie ſitzt am dünnſten, wo der Gewerbefleiß am 
größten iſt, wo alſo die jüdiſche Anterwertigkeit gegenüber der deutſchen Kultur, die 
ihrerſeits durch das deutſche Gewerbe und Handwerk beſtimmt wird, am deutlichſten 
in die Erſcheinung treten mußte. Es folgen die Zahlen nach den wichtigſten Regie- 
rungsbezirken: 


Anzahl Allgemeine 
1837 der Juden Juden Bevölkerungsdichte 
Regierungsbezirk genau Deutſche v. auf 1 Quadratmeile 
Poſen 52 017 788 780 6,5 2451 
Bromberg 22 179 381 128 5,8 1774 
Marienwerder 13 777 499 001 2,7 1 562 
Oppeln . 13 179 807 393 1,6 3322 
Breslau : 8 995 1 027 799 09. 4142 
Berlin- Potsdam 8221 1005 322 0,8 2 628 
Danzig 5 056 349 218 1,5 2 293 
Frankfurt a. d. 4262 736 089 6,0 2 112 
Königsberg 3 943 746 462 5,3 1 929 
Köslin 3 006 365 417 0,8 1413 
Stettin 2 953 464 440 0,6 1 960 
Liegnitz 2 401 844 281 0,29 3370 
Magdeburg 2334 598 981 0,4 2 850 
Erfurt 1 339 312 615 0,4 5 063 
Gumbinnen 1102 558 192 0,5 1872 
Merſeburg 416 652 591 0,007 3457 
Stralfund . 0 160 428 0 2 030 
alle übrigen weſtlichen 
Regierungsbezirke 
zuſammen: 38215 23800 104444 
183 395 14 098 327 1,28 2 776 
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Von der Geſamtzahl der Juden waren 1837 mit Staatsbürgerrecht verſehen 102 917 
und ohne Staatsbürgerrecht 80 662. 


An der Tabelle iſt zu erkennen, daß außer dem vorher geäußerten Kennzeichen der 
Judenverteilung auch noch maßgebend iſt, daß die Juden ſich an alten Handelsplätzen feſt⸗ 
geſetzt hatten und zu allen neu aufkommenden hinſtrebten. Die Gegenden mit geringſtem 
jüdiſchem Prozentſatz find allgemein bekannt als die Sitze der am reinſten nordiſch⸗ 
germaniſch gebliebenen Bevölkerung. Der ſtarke Einbruch in das ehemalige Ordens⸗ 
gebiet in Königsberg und Marienwerder dürfte nach dem Verfall der Ordensherr⸗ 
ſchaft geſchehen ſein, wo er von den dann dort herrſchenden Polen begünſtigt wurde. 
Dieſe den Juden günſtige Haltung Polens geht auch deutlich aus der jüͤdiſchen 
Belegung der Provinz Poſen hervor, deren erſte Teile 1772 an Preußen fielen, bis 
erſt 1815 der Reſt an Preußen kam. Der kulturarme Zuſtand Poſens mit ſeinem 
immer von jüdiſcher Art beeinflußten Zuſtand ſteht alfo in einem beſonders ſprechen⸗ 
den Gegenfatz zu den beiden altpreußiſchen Provinzen, die während der Ordenszeit 
und dann während des „Retabliſſements“ gänzlich frei von aktivem jüdiſchem Ein⸗ 
fluß waren und daher unter den beiden preußiſchen Königen einen fo bewunderungs⸗ 
würdigen Aufſtieg in kurzer Zeit nehmen konnten. Denn die Finanzierung dieſer 
Arbeit erfolgte frei von jedem Einfluß des jüdiſchen Geldſyſtems, und die praktiſche 
Aufbauarbeit leiſteten deutſchblütige Männer. Der jüdiſche Einfluß auf Baukultur 
und Baurecht wird ſich ſpäter für die Zeit nach dem Kriege mit ganz beſonderer Deut- 
lichkeit ergeben und Veranlaſſung bilden, auf die Zuſammenhänge mit dem Recht 
beſonders einzugehen. 


Die vorſtehenden ſtatiſtiſchen Angaben entſtammen der Veröffentlichung des Direktors 
des ſtatiſtiſchen Büros J. G. Hoffmann in Berlin, der eine prachtvolle Aberſicht über 
den Bevölkerungszuſtand Preußens für die Zeit von 1816 bis 1837 herausgab 
(Nikolaiſche Buchhandlung 1839). 


Im Rückblick auf dieſe preußiſche Entwicklung gewinnt das Wort des Führers in 
ſeinem Buch „Mein Kampf“ eine beſonders lebensvolle Bedeutung: 


„Preußen, des Reiches Keimzelle, entſtand durch ſtrahlendes Heldentum und nicht 
durch Finanzoperationen oder Handelsgeſchäfte.“ 
Der Aufbau Oſtpreußens iſt ein ſolches Stück Heldentum, das, allem Schachergeiſt zum 
Trotz, ohne alle Theorien aus dem greifbaren Zuſtand aller wirklichen Lebensbedingt⸗ 
heiten heraus neu geſchaffen wurde, gemäß dem anderen ewigen Geſetz, das der 
Führer formulierte: 
„Menſchenrecht bricht Staatsrecht“. 


Wenn ſich dieſe Männer von damals mit rechtlichen Hirngeſpinſten abgegeben hätten, 
ob dies oder jenes alte Zunftrecht noch eine aktenmäßig feſtſtehende Bedeutung gehabt 
hätte, dann wäre das preußiſche Land im polniſchen Sumpf verſunken und heute noch 
würden dort die Menſchen in Hütten aus Lehm und rohen Balken hauſen. 


IV. Freiherr vom Stein 
kampf zwiſchen Preuß entum und Franzöſiſcher Revolution 


Mit dem Namen Stein verknüpfen wir den Begriff des bewußt gewordenen Preußen. 
tums, das ſeine Wurzeln bis in die letzten Kreiſe des Volkes ſchlug. Stein hat den 
Verſuch gewagt, die von den beiden großen Königen vorgelebten Gedanken in einem 
geordneten Verwaltungsſyſtem zuſammenzuſchließen, um den Geiſt dieſer Männer im 
geſamten Beamtentum und Staatsweſen fortwirken zu laſſen. — Seine Bemühungen 
ſtanden aber unter dem Zeichen des ſoeben erlebten preußiſchen Zuſammenbruchs; 
dieſer war von innen heraus durch die Tatſache bedingt, daß die königliche Gewalt 
bis dahin allzuſehr allein auf den Augen der beiden Herrſcher geruht und keine gleich- 
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wertige unmittelbare Nachfolge im Neffen Friedrichs II. gefunden hatte. Die Frei⸗ 
heitskriege hatten zwar den heroiſchen und volksverbindenden Geiſt im Volke geweckt, 
nur fehlte die ſtarke Fauſt des Herrſchers, der mit ſchnellem Zupacken die Verhältniſſe 
gemeiftert hätte; die perſönliche Beſcheidenheit Friedrich Wilhelms III. war kein aus ⸗ 
reichender Damm gegen die immer weiter von außen her fortwirkenden Gedanken der 
Franzöfiſchen Revolution; dieſe riefen keineswegs die heroiſchen Kräfte an, vielmehr 
verſuchte der Materialismus — in mehrfach wechſelnder politiſcher Form — die eigen- 
ſüchtigen und daher volkszerſtörenden Kräſte zu ſammeln. Dieſer Zug der Zeit war 
bedingt durch die gewaltigen Amwälzungen im Wirtſchaftsleben, die wir dem herauf⸗ 
kommenden Maſchinenzeitalter zuſchreiben müſſen. Von nun an rückt das Bauweſen 
immer deutlicher in den Mittelpunkt, je mehr die Technik überhaupt an Bedeutung 
gewinnt. Es geht in der großen Politik um die Frage, ob die neuen Kräfte im Beſitz 
der Geldmächte ſtehen oder ob ſie von den nationalen, ſtaatsbildenden Kräften in den 
Dienſt des Gemeinwohls geſtellt werden ſollen. Innerhalb der Sphäre des Rechts 
findet dieſer Kampf ſeinen Ausdruck in der Einſtellung zum Eigentumsbegriff und 
zum Gemeinnutz. Auch der Staatsbegriff ſelbſt fängt an ſchwankend zu werden. Der 
„Fiskus“ wird zu einer fingierten Perſön, die dem Privatmann gegenüberſteht, wie 
dieſer dem Fiskus. Das „öffentliche Intereſſe“ und das „Gemeinwohl“ erleiden hier⸗ 
durch eine Aushöhlung oder Vernichtung des eigentlichen Begriffsinhaltes. Im Bau- 
weſen kommt dies auf dem Gebiete der Baupolizei, des Hypothekenweſens, d. h. der 
Verſchuldung des unbeweglichen Eigentums, des Rechtes am Grund und Boden und 
nach außen hin ſichtbar im langſam aſozial werdenden Zuſtand der Wohnung der 
ärmſten Schichten zum Ausdruck. Die unerträglich gewordene Zuſammendrängung 
der Bevölkerung in den Großſtädten und der wirtſchaftliche Verfall von Induſtrie, 
Landwirtſchaft und der dörflichen Zuſtände find die gefährlichen Endzuſtände einer 
nun immer mehr in den Materialismus hineinſteuernden Zeit. . 


Das äußere Bild Preußens zu Anfang des 19. Jahrhunderts 


Die Wirtſchaftskräfte Preußens ruhten damals um 1800, wenigſtens der 
Menge nach, noch weſentlich auf der Landwirtſchaft. Die Gewerbe — meiſt noch hand. 
werksmäßig betrieben — waren vor allem auf die Befriedigung des Bekleidungs⸗ und 
Wohnungsbedarfs ſowie auf die Herſtellung der Handwerkszeuge eingeſtellt, ſoweit 
fie nicht der Befriedigung des Heeresbedarfs oder dem Luxus dienten. Friedrich 
Wilhelm J. und Friedrich II. hatten die Förderung des Gewerbes in Angriff 
genommen, um unabhängig von ausländiſcher Zufuhr zu werden und eine in einem 
Geldüberſchuß fihtbar werdende aktive Handelsbilanz zu erreichen. Dies war 
Friedrich II. gelungen. Seine Bemühungen um den Kohle- und Erzbergbau in 
Schleſien und an der Ruhr waren erfolgreich geweſen; eine preußiſche Eifeninduſtrie 
war entſtanden. Die Erfindungen des mechaniſchen Spinnens und Webens hatten 
dieſe bisher ländlich betriebenen Gewerbezweige in die Städte abwandern laſſen. Die 
von Marggraf und Achard angeſtellten Verſuche, den in der Rübe entdeckten Zucker 
induſtriell zu gewinnen, führten auch etwa von 1800 ab zu weiteren Amwälzungen in 
der Landwirtſchaft. Der Hackfruchtbau verlängerte die Erntezeiten. Die Brennerei, 
die Zucker- und Stärkeerzeugung erhöhten den Geldertrag. Die Landwirtſchaft fängt 
damit an, merkantilen und nicht mehr den Grundſätzen der Gemeinwirtſchaſt zu folgen. 
Es kamen die erſten Dampfmaſchinen und die Ausſicht auf ihre weitgehende Ver⸗ 
wendung auf allen Gebieten hinzu. Damit ſind die Gründe für die Wanderbewegung 
von den Dörfern in die Städte umriſſen; das Land aber reichte ſehr bald nicht mehr 
aus, den Bedarf an ſtädtiſchem Bevölkerungszuwachs zu decken; die — nun aber un- 
geregelte — Fremdeinwanderung, namentlich aus dem Oſten, fetzte in ſchnell wachſen⸗ 
dem Maße ein. Die vorher nach Preußen her beigezogenen Menſchen 
waren deutſchſtämmig geweſen. 
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Im politiſchen und kulturellen Leben gewinnen die materialiſtiſchen Kräfte ſchrittweiſe 
mit wachſender Macht an Bedeutung; man folgt dieſem Zug ohne Not ſoweit, 
daß man auch die überkommenen Kulturgrundſätze über Bord zu werfen beginnt und 
damit tatſächlich in Bahnen der Franzöſiſchen Revolution hineingerät, auch ohne daß 
deren Formen einer verbrecheriſchen Gewaltherrſchaft ſich ſchon durchſetzen können. 
Dem Bürger, dem bisherigen „dritten“ Stande, geſellt ſich der Induſtriearbeiter hinzu 
und verlangt ſeine politiſche Einordnung. 


Das äußere Bild Preußens gewährt unter dieſen mannigſachen neuen Bedingungen, 
die Freiherr vom Stein im Keime vorfand und die noch durch die Kriegsfolgen von 
1806 und 1812 und 1813 beeindruckt waren, keineswegs einen nur einigermaßen ein- 
heitlichen oder gar überſichtlichen Anblick. Das einſetzende Hin. und Herdrängen der 
Bevölkerung, welches der Ausgangspunkt aller zu treffenden Maßnahmen der Ver- 
waltung wird und daher das Bauweſen erneut in den Vordergrund treten läßt, 
erfolgte nach den noch nicht allgemein erkannten, heute aber ſichtbaren, damals neuen 
Lebensgeſetzen. Auf dieſen Zuſtand paßte das noch aus dem Mittelalter ſtammende 
damalige geſchriebene Recht um fo weniger, als es ſelbſt bereits ſeit der „Renaiſſance“ 
her durch fremde, materialiſtiſche Zutaten verwiſcht worden war (1506 bzw. 1527 
— Einführung des römiſchen Rechtes). Napoleon hatte mit ſeinem Code den 
gordiſchen Knoten zu durchſchlagen verſucht. 


Die Aufgabe des preußiſchen Staatsmannes beſtand demgegenüber darin, die höchſte 
Staatsgewalt neu zu ordnen, die Stellung des Königs und der Regierung im Sinne 
eines Volksſtaates zu geftalten, ohne die Hoheit zu ſchwächen, und im gleichen Sinne 
den Neuaufbau des geſamten Regierungsapparates vorzunehmen. Die am Horizont 
auftauchenden, ganz neuen Aufgaben einer heraufkommenden neuen Epoche waren ihm 
bereits deutlich. Der andere Teil ſeiner organiſatoriſchen Arbeit war dem Menſchen 
gewidmet; der Staatsbürger ſelbſt, noch in Ständen nach einer überlebten Form 
geordnet, häufig aber bereits mit dieſer alten Ordnung zerfallen, mußte ſowohl ſeinen 
neuen Pflichtenkreis begreifen lernen, als ſich ſeine neue Organiſationsform ſchaffen 
können. Dieſe Form vorzuſchreiben, ſah ſich der Staatsmann noch nicht in der Lage. 
Dieſe wichtige, auf die Kultur, d. h. auf Form und Inhalt des Zufammenlebens 
gerichtete Aufbauarbeit, konnte ſich nur langſam entwickeln und hätte als heilende 
Medizin für viele Wunden wirken müſſen. Diefe Kulturarbeit mußte außerdem von 
einem lebendigen Staatsgedanken durchdrungen ſein, der ſich auf eine klare Auf— 
faſſung vom Menſchen ſelbſt und ſeinen Fähigkeiten hätte ſtützen müſſen. — Daneben 
lagen wirtſchaftliche Aufgaben vor, die wiederum nur durch ſofortiges praktiſches Zu- 
packen erledigt werden konnten. 


Der ländliche Zuſtand 


Außer in den beiden preußiſchen Provinzen und Pommern lebte die ländliche 
Bevölkerung damals an vielen Stellen in einer übergroßen Zuſammendrängung, bei 
der eine ertragverſprechende Wirtſchaft nicht mehr geführt werden konnte; das Arbeits- 
verhältnis zur Gutsherrſchafſt und zur Gemeinde mußte endlich einheitlich geregelt 
werden. Auf dieſem faſt nicht zu entwirrenden Gebiet ſchleppen wir heute noch mittel- 
alterliche Einzelvorſchriften mit uns herum. 


Der ſtädtiſche Juftand 

Bei den Maßahmen für die ſtädtiſche Kultur hielt man im ganzen noch an der Vor— 
ſtellung feſt, daß Landwirtſchaft und Gewerbe getrennt in Städten und Dörfern ſich 
entwickeln müßten, während die Tatſachen bereits durch Friedrich Wilhelm J. anders 
gelenkt worden waren. Deſſen und Friedrichs II. Bemühungen, neben den Bauern 
ein Handwerk entſtehen zu laſſen, wurden nicht mehr planmäßig verfolgt, ſondern die 
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Entwicklung der Willkür der Gewerbefreiheit überlaſſen. Der Gedanke, daß einmal 
in der Stadt derſelbe Aberfüllungszuſtand entſtehen könnte wie an manchen ländlichen 
Stellen, wurde nicht gefaßt. Die alte Abſicht, die ſtädtiſch⸗ handwerkliche Kultur 
getrennt von der ländlichen zu fördern, war in den Verteidigungsnotwendigkeiten des 
Mittelalters begründet geweſen; ſie war heroiſch gedacht und brachte infolgedeſſen eine 
materielle Einengung beider Teile zugunſten eines höheren Zieles hervor. 


Der neue Zudrang zu den Städten war materialiſtiſch begründet und führte ſchließlich 
zu einer rückſichtsloſen Benachteiligung der Lebensgrundlagen zunächſt der ländlichen 
Bevölkerung, ſpäter des neu entſtandenen ſtädtiſchen Proletariats. In dieſer not⸗ 
wendigen Anterſcheidung liegt auch der Grund für die ganz andere Behandlung aller 
ſtädtebaulichen, baurechtlichen und techniſchen Fragen, wie ſie von nun an zu geſchehen 
hat. Wir erkennen auch, daß es Romantik wäre, die mittelalterlichen ſtädtiſchen 
Verhältniſſe, ſelbſt wo der äußere Zuſtand noch für uns heute brauchbar iſt, in einer 
Fortführung alter Gebräuche weiterhin beſtehen zu laſſen. Auf jeden Fall muß die 
hoheitsmäßige Behandlung dieſes Gebiets ganz ausſchließlich den neuzeitigen prak- 
tiſchen Bedürfniſſen entſprechen; die allgemeinen ideellen Anforderungen an ein 
neues techniſches Recht beruhen dagegen auf den unterſchütterlichen allgemeinen 
Grundſätzen, die ſich aus den Idealen des menſchlichen Gemeinſchaftslebens ergeben. 


Der geſchichtliche Lauf der praktiſchen Maßnahmen 


Die für uns wichtigen Ereigniſſe nach 1806 ſpielten ſich zunächſt hauptſächlich im öſt⸗ 
lichen Raum ab. 1806 wird eine „allgemeine Strohm-, Deich und Aferordnung für 
Oſtpreußen und Lithauen“ erlaſſen. Mit diefer Waſſerpolize i ordnung waren 
auch zugleich ſtändige Anterhaltungsarbeiten in die Wege geleitet und die für die 
Gewerbe erforderlichen Verkehrswege möglichſt geſichert. 


1807, am 9. Oktober, wird der Anterſchied zwiſchen adligen und nichtadligen Gütern 
aufgehoben, außerdem kann jeder Edelmann, ohne ſeiner Standesehre verluſtig 
zu gehen, ein Gewerbe betreiben. Jeder Bauer kann in den Bürgerſtand 
übertreten und umgekehrt. Am 24. Oktober 1808 wird der Zunftzwang auf- 
gehoben; die eingetragenen Zwangszünfte werden in freie Gewerkſchaften ver- 
wandelt, denen ein jeder beitreten oder auch nach Belieben fernbleiben kann. Am 
16. Mai 1808 wird der Lebensmittelhandel von allen bisherigen Bindungen befreit; 
Bäckerei, Schlächterei und Mühlengewerbe erlangen gleiche Freiheit. Am 9. Oktober 
1807 waren auch alle bisherigen ländlichen Dienſtbarkeiten mit einem Schlage gelöſt 
worden. Dieſen Befreiungen ſtanden keine Bemühungen gegenüber, dem 
alten, bewährten Leiſtungsprinzip eine neue organiſatoriſche 
Form zu geben; man hoffte, die Leiſtungsſteigerung vielmehr durch die Zulaſſung 
aller irgendwie intereſſierten Kräfte zu erreichen, in dem das Beſſere ſchon des 
Guten Feind ſein würde. 


Aber auch im Geld und Hypothekenweſen werden grundlegende Underun⸗ 
gen durchgeführt. Anter dem Druck der notwendigen Kriegsſchuldentilgung wird den 
Fideikommiſſen die Eintragung einer ſtaatlichen Kriegsſchuld auferlegt. Damit bricht 
man mit dem alten Staatsgrundſatz, daß das ſtaatliche Eigentum von Belaſtungen 
frei gehalten werden müſſe; für den privaten Großgrundbeſitz treten ähnliche Rege 
lungen durch die Landſchaftsbanken hinzu. Der Schuldendienſt wird durch das Land- 
ſchaftsreglement geordnet und darin verankert. Neben dem Silbergeld wird ein 
„Kurantgeld“ eingeführt, dem Zwangskurs auferlegt werden muß. Auch der Kurs 
der Scheidemünzen wird dadurch berührt und wilde Spekulationen werden ſichtbar. 
Durch dieſe letzteren Maßnahmen wird der vereinigte Einfluß der Franzöſiſchen 
Revolution und des Zuſammenbruchs erkennbar. Die neuen Bindungen zwiſchen 
Grundſtücksweſen, Geldweſen und Bauweſen, einſchließlich der Neuordnung der Ge. 
werbe, verankern ſich ſofort dauernd und bleiben von maßgebendem Einfluß bis in die 
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Gegenwart, denn fie bilden den Anfang der heute als nicht länger tragbar anzuſehen 
den Haus-, Gewerbe. und Grundſtücksverhältniſſe. Dieſe Schäden von damals ver- 
narbten nicht, ſondern waren der Keim eines langſam wachſenden Geſchwüres am 
Wirtſchaftskörper. 


Eine uns heute beſonders leicht verſtändliche Folge, und die erforderlichen Gegenmaß⸗ 

nahmen werden in einem Erlaß vom 16. Mai 1808 deutlich: 
„Es treiben ſich — heißt es — ſeit einiger Zeit eine Menge Juden auf dem platten 
Lande und in den Städten herum, um Kourant oder Gold gegen Scheidemünze (die 
knapp geworden war) einzuwechſeln. Es wird damit in gleichem Grade der Wucher 
mit Kourant als deſſen heimliche Exportation gefördert.... Man beſtraft dieſe 
Verbrechen mit Konfiskation und beſtimmt weiter: „Inländiſche Juden, die erweiß⸗ 
lich ſolche Geſchäfte betreiben oder durch andere Perſonen betreiben laſſen, gehen 
außerdem noch ihres Schutzes verluſtig, und ausländiſche müſſen ſofort über die 
Grenze geſchafft werden.“ 


Srönungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Bauweſens 


Wenn auch in den eben genannten Freiheiten, die unter dem Druck des franzöſiſchen 
Beſatzungseinfluſſes gegeben wurden, große Gefahren für eine geſunde Weiterent⸗ 
wicklung erblickt werden mußten — man ſprach damals ſchon von dem eindringenden 
Jakobinertum —, ſo bildete doch die neue Gewährung der ſtädtiſchen 
Selbſtverwaltung ſchon ein Gegenmittel; denn man konnte hoffen, daß die 
damit erfolgte Abgabe von Hoheitsrechten an die unterſten örtlichen Stellen es dem 
Beſatzungsgegner erſchweren würde, ſich durchzuſetzen. Dieſe zentrale Gewalt auf 
andere Weiſe wieder zu befeſtigen, bot aber das Bau: und Gewerbeweſen wiederum 
mannigfache Gelegenheit, gerade weil im Bauweſen ſo beſonders viele und wichtige 
Zweige der Wirtſchaſt der hoheitsmäßigen Führung nicht entraten können. Daher 
bot das Bauweſen mit feiner engen Geld. und Wirtſchaftsgebundenheit die beſte 
Veranlaſſung, der drohenden Schrankenloſigkeit ein Gegengewicht gegenüberzuſtellen. 


Das Bauweſen als ftaatlicher Ordnungsregler 


Die Befeſtigung des Bauweſens an oberſter Hoheitsſtelle im Oberbaudepartement, 
das ſeit 1770 beſtand, blieb beſtehen. 1797 hatte dieſes bereits als Mittel zur Be⸗ 
lehrung der Baugewerbetreibenden und Baukünſtler die ſchon genannte Auſſatz⸗ 
ſammlung herauszugeben begonnen. Die empfindfame Uſthetelei jüdiſcher Skribenten 
war in der Franzöſiſchen Revolution durch den „Moniteur“ als politiſches Aber 
redungsmittel gepflegt worden. Es waren faſt die gleichen Redekünfte, die wir ſelbſt, 
mit faſt gleichen Phraſen, in jüngſter Zeit durch die „internationale“ Kunſtſchrift⸗ 
ſtellerei bei uns erlebten. 

Ein praktiſch wirkendes Gegengewicht entſtand aber namentlich gegen das ſo warm 
empfohlene Pfuſchertum und gegen die verführeriſche Gewerbefreiheit durch Ein- 
führung einer Gewerbepolizei. Deren Notwendigkeit war ſchon im Allgemeinen 
Preußiſchen Landrecht begründet worden. Hierdurch konnte freilich die aufbauende 
Selbſtzucht einer ſtraffen berufsſtändiſchen Ordnung nicht erſetzt werden; immerhin 
konnte man gefährliche Ausartungen durch Polizeigewalt verhüten. 


Auf die Dauer aber bleibt Polizeigewalt in Kulturangelegenheiten allein kein Mittel, 
um einen bleibenden Erfolg ſelbſt in der Abwehr zu erzielen; zum pofitiven Aufbau 
fehlen der rein negativ wirkenden Polizeigewalt alle inneren Kräfte. Sie iſt daher 
nur neben und zur Ergänzung poſitiv wirkender Kulturmaßnahmen denkbar. 


Dieſe am 16. Dezember 1808 eingeſetzte Baupolizei wurde beim Innenminiſterium 
gegründet. Dieſer Gewerbepolizei unterſtand auch die Aufſicht über das private 
Bauweſen. Eine techniſche Gewerbe- und Handelsdeputation erhielt die Aufgabe, die 
Fortſchritte des Gewerbes wiſſenſchaftlich zu beobachten. Die techniſche Bau— 
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deputation wurde „Examinationsbehörde für Baukünſtler und Feldmeſſer“. Eine 
Fabrikenkommiſſion überwacht die Gewerbebetriebe, um auch fördernd eingreifen zu 
können. 


So ſehen wir neben den gewährten Freiheiten, die unten gegeben werden, oben 
ſogleich auch wie in einem geordneten Ahrwerk die Hemmungen entſtehen, und ſehen, 
wie außerdem den Triebkräften an höͤchſter Stelle Förderung zugedacht wird. Damit 
werden ſofort wieder die alten Einteilungen ſichtbar, die wir innerhalb des Rechts- 
gebiets im Bauweſen bis jetzt ſtets erkannten: 


In der Hoheitszone werden die wichtigſten öffentlichen Arbeiten angeordnet 
und geleitet; Ordnung und Schulung des Perſonenſtandes, des öffentlichen ſowie des 
privaten, wird dort geregelt. Die Wirtſchaft felbft bleibt an ſich frei, wird aber über- 
wacht, um im Rahmen der Polizeigewalt gelegentlich zur Ordnung gerufen werden 
zu können. Einzelheiten techniſcher Art werden dank dem fortſchrittlichen Charakter 
der Technik von engeren Staatsmaßnahmen nur fo weit bedacht, als man ihre recht · 
zeitige Förderung durch wiſſenſchaftliche Förderung ins Auge ſaßt. Mit 
dieſen Einrichtungen werden die Vorwürfe abgeſchwächt, die man etwa auf dem Gebiet 
der Technik gegen einen Jakobinismus des Freiherrn vom Stein erheben wollte. Daß 
die getroffenen Notmaßnahmen im Geld und Hypothekenweſen ſich ſpäter gegen das 
Volkswohl, auch auf dem Gebiet des Bauweſens auswirken würden, unterlag nicht 
mehr der Verfügungsgewalt des Reformators der Befreiungszeit, ſondern war An⸗ 
gelegenheit ſpäterer Geſchlechter. Auch für das ſpätere Nichtzuſtandekommen einer 
berufsſtändiſchen Ordnung der techniſchen Berufe aller Art hat er keine Verant- 
wortung zu tragen, dies um fo weniger, als er in feiner fpäteren Verwaltungsord⸗ 
nung alle Vorſorge für einen wirkungsvollen Einſatz techniſch geſchulter Beamter 
Sorge trug und die vorübergehend eingeführte Gewerbefreiheit ſelbſt wieder ein- 
ſchränkte. Endgültig wurde die ſchrankenloſe Gewerbefreiheit erſt durch die liberali · 
ſtiſche Verfaſſung von 1850 in Preußen ſogar verfaſſungsmäßig verankert. 


Die Regierungsinſtruktion oon 1817 


Nachdem die Hoheitsgewalt in den Freiheitskriegen wieder zurückerobert worden war, 
wurden, beſonders in der Geſchäftsanweiſung für die Regierungen vom 23. Oktober 
1817, Vorſchriften über den Einſatz des Bauweſens getroffen, die heute noch als 
muſtergültig angeſehen werden können. Auch vom Verwaltungsbeamten wurden 
praktiſche Erfahrungen mindeſtens in einem der Hauptgewerbe verlangt; 
denn es war ſchon damals leicht einzufehen, daß ein Verſtändnis für die das geſamte 
Leben mehr und mehr beherrſchenden techniſchen Dinge unbedingt zur Kunſt des 
Regierens hinzugehörte. Die Zuſammenarbeit der Bauräte, wie die Techniker 
allgemein genannt wurden, mit den Verwaltungsbeamten wurde dergeſtalt geregelt, 
daß ohne Wiſſen des Baubeamten feine Gutachten nicht vernachläſſigt werden konnten. 
Er blieb unter allen Amſtänden für den techniſchen Teil aller Erlaſſe und Verfügungen 
verantwortlich, ſelbſt innerhalb der Schriftſätze der Juſtitiare, die reine Rechts- 
angelegenheit behandelten. Der Verwaltungsbeamte — als der federführende Refe⸗ 
rent — durfte ſich keinerlei Abweichungen von den techniſchen Gutachten geſtatten, mußte 
vielmehr bei etwa vorhandener abweichender eigener Meinung in Gegenwart des Bau⸗ 
rats die höhere Stelle ſelbſt um Entſcheidung anrufen. Auch dieſe konnte ſich nicht ohne 
weiteres gegen das Gutachten entſcheiden, ſondern mußte den Widerſpruch zu Protokoll 
nehmen, damit die Verantwortung unter allen Umftänden an der Perſon hing, die fie 
zu tragen hatte. Dieſer Ausſchluß aller Anonymität und die deutliche Hervorhebung 
und Befeſtigung aller perſönlichen Verantwortung kennzeichnet dieſe Inſtruktion als 
von hohem Geiſte getragen. Da dieſe Verfügung in ihren Hauptzügen bis durch die 
marxiſtiſche Syſtemzeit hindurch zu Recht beſtand, find alle Klagen über eine Zurück⸗ 
drängung der Techniker aus ihrer notwendigen Verantwortung ziemlich gegenſtands⸗ 
los; denn ſoweit Techniker wenigſtens in dieſen Stellen bei den Regierungen ſaßen 
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oder innerhalb der Geſamtverwaltung, für die ſie Maßſtab waren, lag es lediglich an 
den Perſönlichkeiten, ob ſie die Rechte und die damit verbundenen Pflichten auch 
gewiſſenhaft wahrnahmen oder nicht. 


Die Generalkommilfionen 


Von nachhaltigem Einfluß hätten die Generalkommiſſionen werden können, denen die 
Neuordnung der ländlichen Grundftüds. und Verwaltungsangelegenheiten oblag. 
Dieſe Kommiſſionen blieben aber in den Anweiſungen ſtecken, die ihnen unmittelbar bei 
ihrer Errichtung gegeben wurden. Das moderne Planungs- und Siedlungsweſen hätte 
ſich hier bereits in organiſchem Zuge bis zur Neuzeit hin entwickeln können. Wegen der 

deuartigkeit der Aufgabe aber war den Kommiſſionen eine exzentriſche, alſo mehr oder 
weniger frei von der übrigen Verwaltung befindliche Stellung eingeräumt worden. 
Sie hatten ſehr große Machtvollkommenheiten erhalten. Man kam jedoch beim Ab- 
ſchluß der „Rezeſſe“ z. B. über eine trotz alledem recht umſtändliche Neuregelung der 
Kirchen- und Schulverhältniſſe nicht hinaus. Die Neuverteilung des Bodens gelang 
im ganzen, verſchlang aber die alte Allmendegebundenheit, ſo daß gerade dieſe Seite 
der Tätigkeit ein weſenhaftes Zuſammenwirken der einzelnen Bauernwirtſchaften 
erſchwerte, anſtatt es neu zu ordnen. Der Grund und Boden wurde vielmehr durch 
Auflöſung der gegenſeitigen Wirtſchaftsergänzungen der einzelnen Höfe nur dem 
Grundſtückshandel preisgegeben; auch dies iſt ein weſentlicher Grund dafür geweſen, 
daß die landwirtſchaftliche Entwicklung mit der übrigen Entwicklung nicht Schritt 
halten konnte. Daher waren die Gemeinden auch in zunehmendem Maße immer 
weniger imſtande, ihren baulichen Verpflichtungen beim Kirchen- und Schulbau ſowie 
beim Wegebau nachzukommen. Namentlich durch Vernachläſſigung des Schulbau- 
weſens auf dem Lande nahm der Verfall der ländlichen Kultur und Wirtſchaft reißend 
zu. Der Staat ſprang zwar ſpäter mehrfach durch Reformen ein. Die gewährten 
Zuſchüſſe waren aber immer nur Tropfen auf den heißen Stein; den Grundherren 
wurde überhaupt nicht zugemutet, daß ſie ihre Patronatspflichten ernſtlich erfüllten. 
Man ließ ſich auf das Bitten und Verhandeln ein, und in den adligen Kreiſen 
herrſchte die Anſicht vor, daß der Bauer gar nicht dumm genug ſein könnte. Auf die 
Dauer ließ ſich aber die aus einem geſunden Volke wachſende geiſtige Kraſt nicht 
gewaltſam hemmen; die tüchtigen und raſſiſch beſten Elemente wanderten in die 
Städte. Hier liegen ſchwere Verwaltungsfehler vor, die aus der ſchiefen Stellung 
der Generalkommiſſion zu erklären ſind, in die ſie mehr und mehr hineingeriet. In 
der Syſtemzeit nach dem Kriege zeigten ſich dieſe Behörden — die unter dem ver- 
änderten Namen der Kulturämter beſtehen blieben — meiſt völlig hilflos gegenüber 
den brennenden ländlichen Siedlungsfragen. Die exzentriſche Lagerung dieſer wich— 
tigen Stelle war der Hauptgrund, daß ſie wirkungslos blieb und verkümmerte. Die 
gleiche Gefahr beſteht bei allen ähnlichen Neugründungen heute. 


fiarl Friedrich Schinkel 


Das neu geordnete Staatsbauweſen hat in Schinkel eine Perſönlichkeit hervorgebracht, 
deren große Wirkung für die deutſche Baukultur gar nicht überſchätzt werden kann. 
Sie iſt nur aus ſeiner Stellung als Staatsbaubeamter heraus zu erklären. Sein 
Lebensgang zeigt, daß eine Verwaltung ſehr wohl bei aller Korrektheit der Geſchäfts- 
führung große Perſönlichkeiten vertragen, ja, ihnen erſt den vollen Wirkungsgrad 
ihrer Perſönlichkeitswerte verſchaffen kann. Vorausſetzung dafür iſt, daß dieſe Per- 
ſönlichkeit in den großen Zielen völlig aufgeht und vom Verwaltungsſyſtem in 
allen Maßnahmen unterſtützt wird. Dies beides traf für Schinkel zu; ſein Wirken 
ſtand außerdem unter dem Stern der Gunſt und Förderung des Königs, wodurch ernſt— 
liche, immer durch Neid entſtehende Hemmungen bei ihm nicht auftreten konnten. Er 
war außerdem eine Geſtalt von vorbildlicher Lauterkeit der Lebensführung, die dem 
König an perſönlicher Anſpruchsloſigkeit nichts nachgab. Er ſtarb in völliger Ver— 
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mögensloſigkeit. In ſeinen Händen war von den großen Summen an Baugeldern, die 
er zu betreuen hatte, nicht ein einziger Pfennig haften geblieben. Der Reichtum, den 
er hinterließ, iſt heute noch das ſtolze Kulturgut an Bauten, die ſeinen Namen tragen. 
Der Perſonenkreis, welchen Schinkel in feinem Sinne erzog und der fein Werk fort- 
ſetzte, wirkte Jahrzehnte hindurch und verlieh dem preußiſchen Lande das Bauantlitz, 
das die Züge des preußiſchen Geiſtes trägt. Schinkels Leben und Wirken beweiſt, 
daß auch die beſten Syſteme nur dann ſich wirkſam zeigen, wenn Perſönlichkeiten die 
Gedanken lebendig machen. 


V. Der Marzismus 


Nur durch andersgeartete Charaktere kann das Bild einer Zeit umgewendet und ver- 
ändert werden. Den preußiſchen Charakteren, die nicht nur Preußen, ſondern auch 
Deutſchland zunächſt einmal aus den Brandungswellen der Franzöſiſchen Revolution 
herausgeholfen hatten, ſtellten ſich bald Charaktere entgegen, welche — durch dieſen 
Widerſtand gereizt — bald verſuchten, nunmehr Deutſchland ſogar zum Mittelpunkt 
erneuter Angriffe auf die europäiſche Kultur zu machen. Der Marxismus erhebt ſein 
Haupt und beginnt fein gemeinſames Ränkeſpiel mit dem Liberalismus. Auch Zu- 
ſammenhänge mit der anderen, der „geiſtigen“ Internationale werden im Bauweſen 
deutlicher. Das Bauweſen und die Handhabung der im Bauweſen wirkſamen rechtlichen 
Kräfte geben ein klares Bild dieſer Machtkämpfe. Ja, die Technik rückt nun deutlich 
in den Mittelpunkt dieſes Kräfteſpiels. Die Bedeutung des Bauweſens ſelbſt 
erweitert ſich und iſt nur im Zuſammenhang mit den geſamten Veränderungen dar- 
ſtellbar, die ſich aus dem herein gebrochenen Maſchinenzeitalter 
ergeben. 


Das kommuniſtiſche Manifeft 


Mit einer unerhörten Klarheit hat der Jude Mardochai, genannt Karl Marx, die 
Lebensvorſtellung und Zielrichtung derjenigen Menſchengruppe gezeichnet, die, jedem 
inneren menſchlichen Zuſammenhang fremd, jede Gemeinſchaft zu zerſtören trachtet, 
um von deren Arbeitserträgniſſen leben zu können. Dieſe Gruppe von Menſchen, die 
neben jeder aufſtrebenden Kultur aus den abſinkenden, die Bewegung nicht mitmachen⸗ 
den, ihr nicht gewachſenen und ebenbürtigen Menſchen entſteht, ſetzt ſich in immer 
wiederkehrender Weiſe aus unraſſigen, ungeſunden, untüchtigen, ehrgeizigen, fremd- 
blütigen oder aus den ſonſtwie aſozial gewordenen Elementen zuſammen, die teils als 
Abſchaum, teils als Bodenſatz der Menſchheit zu betrachten ſind. Sie bilden die 
Subſtanz des Antermenſchen im Gegenſatz zum Herrenmenſchen. Dieſe Bezeichnung 
aber läßt leicht den großen Irrtum entſtehen, als ob der Antermenſch nur den wirt ⸗ 
ſchaftlich untenſtehenden Klaſſen angehörte. Dies iſt nicht zutreffend. Die erfolg- 
reichſten aſozialen Egoiſten befinden ſich zwiſchen den oberen Einkommensſtufen und 
verſuchen das Geſicht der echten Führerſchicht zu tragen, um hinter dieſem Mimikri ihr 
Ausbeutungsgeſchäft betreiben zu können. Anders als hinter einer Maske find dieſe 
Ziele nicht zu erreichen. Die andere, größere Menge der Anterwelt befindet ſich tat- 
ſächlich unter den beſitzloſen Klaſſen; fie find in gleicher Weiſe Werkzeug, ſchlecht 
belohnte und mitbetrogene Helfershelfer und daher mehr Opfer als Mitſchuldige. 
Das Ziel, von der Zerſtörung der Lebensbedingungen anderer zu leben, iſt an ſich 
pervers, hat auch keine Ausſicht auf bleibenden Erfolg, weil nach der reſtloſen Zer⸗ 
ſtörung der Lebensbedingungen des Opfers dem Schmarotzer keine eigenen Lebens- 
möglichkeiten mehr übrigbleiben und der Ausbeuter mit dem Opfer zuſammen zu- 
grunde gehen müßte. 

Wir dürfen daher an das kommuniſtiſche Manifeſt nicht denſelben Maßſtab wie an 
ein Regierungsprogramm eines Freiherrn vom Stein anlegen. Es ſtehen ſich keine 
gleichartigen Gegner gegenüber, die nach gemeinſamer Kampfregel zum ehrlichen Zwei- 
kampf ſchreiten. Vielmehr haben wir uns klarzumachen, wie es überhaupt möglich 
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war, daß ein ſo ſichtbar perverſes Ziel offen verkündet werden konnte und ganze 
Scharen von Anhängern finden konnte, denen bei nüchterner Aberlegung ihr Schickſal, 
reſtlos ausgebeutet zu werden, eigentlich von vornherein hätte klar ſein müſſen. 


Dieſe merkwürdige Tatſache, daß weder die breite Maſſe noch die anderen Schichten 
die Gefahr ſofort richtig erkannten und ſich faſt ſehenden Auges immer näher an den 
Abgrund der Kultur führen ließen, iſt nur allein fo zu erklären, daß das deutſche Volk 
und die übrige Kulturwelt im Zuſtande eines Kulturumbruchs lebte und zum Teil noch 
lebt, der dem Menſchen die Einſicht und die Amſchau erſchwert. In dem Zuſtand dieſer 
Abergangsjahrzehnte werden, wie die früheren Ausführungen es darzuſtellen ver⸗ 
ſuchten, ſämtliche Lebensbedingungen des einzelnen wie der Gemeinſchaft verändert. 
Dies geht nicht ohne Reibungen ab, welche Anzufriedenheit, Anbequemlichkeiten, ja 
ſelbſt ſchwerſte Lebensnöte erzeugen. Daher iſt pfychologiſch hier der Augenblick 
gegeben, daß Mißtrauen und Anzufriedenheit, Anwille am Gemeinſchaftsleben, 
härteſter Egoismus neben überſchwenglichem Reformgeiſt in dieſen Jahrzehnten eine 
weite Verbreitung ſanden; der Demagoge mußte ſeine Zeit für gekommen ſehen; es 
wurde mit ſchiefen Darſtellungen der Notzuſtände, mit kurzfriſtigen Verſprechungen, 
deren Mißlingen immer dem Gegner zugeſchoben werden konnte, gearbeitet. Alle 
Inſtinkte der fremden Zuwanderer, ſich zum Herrn einer neuen Welt aufzuwerfen, 
wurden aufgepeitſcht, um die bedrohte Poſition der jüdiſchen Geld ⸗ 
wirtſchaft zu retten. Die neuen Energien des Induſtriezeitalters hatten den alten 
Goldmaßſtab ins Schwanken gebracht; die auf allen werbenden Werten ruhenden 
Schuldverpflichtungen fingen unter dem ſteigenden Wohlſtande an ſich zu löſen, nach- 
dem man fie eben erſt mühſelig durch die Kontributionslaſten nach dem Franzoſen⸗ 
einfall und nach den Freiheitskriegen dem jüdiſchen Bank: und Börſenſyſtem wieder 
eingegliedert hatte. Die neuen Energien erzeugten neue Werte, die dieſem Syſtem 
nicht eingegliedert waren, ja durch deren Auftreten die Verſchuldung des deutſchen 
Volkes gegenüber dem Judentum ſchnell und leicht hätte abgelöſt werden können. Von 
der Geldverſchuldung der anderen zu leben, iſt aber Grundſatz des Judentums. Daher 
war es von ſeinem Standpunkt aus geſehen notwendig, die neuen Werte ſich ſelbſt zu 
erobern, ehe ſie ihm überlegen ſein würden. Daher ſetzte die wüſte Verhetzung des 
Arbeiterſtandes gegen die Induſtrie ein, daher verſuchte man mit allen Mitteln den 
blühenden Mittelſtand in den Zuſtand des Proletariats herabzudrücken, indem man 
Handwerk gegen Induſtrie ausfſpielte, was an ſich pervers iſt, da Induſtrie ohne 
Handwerk gar nicht leben kann; denn das Handwerk und der Mittelſtand bilden die 
beſten Abnehmer der Induſtrie. Sie bilden das Fundament eines gefunden Innen- 
marktes. Die Induſtrie konnte man durch die gleichen demagogiſchen Mittel in 
Schwierigkeiten und damit in die jüdiſche Verſchuldung bringen. 

Auch wußte der Jude, daß Arbeit und Ehre zuſammenhängen, er wußte, daß Ehre aus 
religiöfem Quell entſpringt, er wußte, daß Notzeiten im Menſchen Zweifel an den 
religiöfen Zuſammenhängen erregen. Daher peitſchte er auch dieſe Inſtinkte auf und 
verſuchte das Volk zur völligen Abkehr von aller Religion, zum nackten Atheismus zu 
verleiten. Die Wurzel alles menſchlichen Glücks liegt aber auch beim Urmſten im 
Familienleben. Mit zyniſcher Vermeſſenheit wurde auch dies Fundament unter- 
graben. Die marxiſtiſche Wirtſchaftspolitik richtete ſich daher folgerichtig von vorn- 
herein gegen die Arbeiterwohnung, die zum wirtſchaftlichen Ausbeutungsobjekt 
herabgewürdigt wurde. 

Daß alle Propaganda bewußt verlogene füdiſche Demagogie war, bekannte 
Marx zyniſch offen ſeinem jüdiſchen Freunde Engels, dem er nach der Errich— 
tung der erſten Internationale (etwa 1860) in London ſchrieb, er hätte im Statut auch 
einige Phraſen von Glaube, Wahrheit und Gerechtigkeit angebracht, aber es ſei alles 
ſo placiert worden, daß es keinen Schaden tun könne! 


Die Auswirkungen dieſer Beſtrebungen auf das Bauweſen ſind von nun an auf dem 
großen Gebiet des Städtebaues beſonders deutlich ſichtbar; denn dieſes gemeinſchaft— 
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liche Arbeitsgebiet der geſamten Technik, auf dem alle Kräfte ihren deutlichen Nieder⸗ 
ſchlag bilden, trat mit dem Anwachſen der Induſtrie von Tag zu Tag deutlicher in den 
Vordergrund der Politik. 


Es wird jetzt zu beobachten fein, welche wichtigſten Induſtriekräfte ſich in dieſer Weiſe 
bemerkbar machen und in welcher Weiſe die Staatsordnung durch den Marxismus 
dauernd in der von Stein beabſichtigten geſunden Aufbauarbeit geſtört wird und in 
welcher Weiſe ſich die gefunden Gegenkräfte regen. 


VI. 1830 bis 1870 
1830 bis 1850 


In dieſer Zeit gewinnt das Judentum in den als Probemobilmachung zu bezeichnen; 
den Revolutionen von 1830 und 1848 einen Aberblick über die Kräfteverteilung in 
Preußen. 

1831 wird die Steinſche Städteordnung von 1808 erneuert, d. h. fie wird auf die in- 
zwiſchen einverleibten Gebietsteile ausgedehnt. In dieſer Ordnung wird außer dem 
Selbſtverwaltungsrecht der Städte die Freiheit des Bodens von aller Grundherren⸗ 
ſchaft erklärt; der ſtädtiſche Grund und Boden wird damit endgültig für die Spekulation 
reif gemacht. In der Verfaſſung von 1850 wird die Gewerbefreiheit neu beſtätigt und 
außerdem das Dreiklaſſenwahlſyſtem errichtet, nach welchem je ein Drittel aller 
Stimmrechte den Einzahlern des erſten, zweiten und letzten Drittels der Einkommen- 
ſteuerbeträge zuſtehen. Damit iſt die Vorherrſchaft des Geldes verankert, die ſich nun 
folgerichtig in der Wandlung der Bodennutzung zum Bodenwucher kenntlich macht. 


Inzwiſchen wachſen die neuen Induſtrien empor; auch der Oſten belebt ſich weiter in 
vielen kleinen und größeren Städten mit induſtriellen Kräften; dadurch tritt eine 
Steigerung des Bodenwertes und damit eine höhere Belaſtungsfähigkeit ein. Die 
Gründung neuer Gewerbezweige geſchieht häufig nicht mehr aus eigener Kraft oder 
mit bedachter Anterſtützung des Staates, ſondern auf Spekulation und mit geliehenem 
Gelde; dies Geld legt ſich ſofort auf die gefteigerten Bodenwerte der Städte und zieht 
daher den Nutzen aus dem geſtiegenen Lagewert, den die Offentlichkeit im 
ganzen geſchaffen, aber auf dieſe Weiſe dem Kapital zur Ausbeutung preis- 
gegeben hatte. | 

Weſentliche Beeinfluſſung erhält der Grundſtücks⸗ und Baumarkt durch die auf- 
kommenden Eiſenbahnen. Der Staat verhält ſich zu dieſer Neuerſcheinung zurück⸗ 
haltend. Er läßt der privaten Initiative, ſelbſt der Spekulation ſehr viel freien Naum. 


Die Abmefjung der neuen firäfte 


Am eine Anſchauung von den neuen Maſchinenkräften zu erlangen, die das geſamte 
Leben und ſeine äußeren Erſcheinungsformen jetzt umzugeſtalten begonnen haben, 
dienen folgende Vergleichszahlen: 

1837, d. h. als die Maſchine erſt im Beginn ihrer Entwicklung und volkswirtſchaftlich 
noch kaum meßbar im Vergleich zu den anderen nutzbaren Kräften ftand, hatte Preußen 
im ganzen 14 Millionen Einwohner, d. h. Arbeitskräfte, und 1,4 Millionen Pferde 
als Zuſatzkräfte. Dieſe wurden hauptſächlich zu Verkehrszwecken verwendet. Von dem 
einen Pferd, das durchſchnittlich auf zehn Einwohner entfiel, nutzte der Oſten, dank 
ſeiner dünneren Beſiedlung, etwa ein Pferd auf drei Bewohner. Der enger beſiedelte 
Weſten gebrauchte dagegen nur etwa ein Pferd auf 40 Einwohner. Die Zahl war 
alſo ſozial verteilt. Das Pferd diente hauptſächlich dem Verkehr; er machte die meiſten 
Zuſatzkräfte erforderlich. Die Waſſer ⸗ und Windkräfte bildeten ebenfalls noch einen 
verſchwindend kleinen Teil gegenüber der unmittelbar arbeitenden menſchlichen Kraft. 
Im ganzen kann man ſagen, daß auf jeden Menſchen damals etwa ein vierzigſtel 
Pferdekraft als Zuſatz zur eigenen Muskelkraft entfiel. Heute mögen auf jeden 
Menſchen in Deutſchland etwa zwei Pferdekräfte entfallen, das bedeutet eine Ver⸗ 
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mehrung der Zuſatzkräfte um das Achtzigſache der bisherigen Zuſatzkraft! Aber dieſe 
Kräfte find heute weſentlich in den großen Städten und den Induſtriezentren verfüg- 
bar, ſo daß von einer ſozialen Verteilung der Kräfte nicht mehr geſprochen werden 
kann. Dies Mißverhältnis iſt die letzte Arſache für die ſchweren ſozialen Angleich⸗ 
heiten, die in der Geſamtſtruktur des deutſchen Volkes zu erkennen ſind; ſie finden 
einen ſprechenden Ausdruck im baulichen Antlitz des Reiches: Zuſammendrängen 
der Bevölkerung in den Städten, Entvölkerung des Landes. Auch die Kapitalkräfte 
ſind in den Städten folgerichtig am engſten verſammelt. Die Verſtädterung beginnt 
auch in den Statiſtiken mit dem Jahre 1850 ganz unzweideutig ſichtbar zu werden. Die 
Geldmächte ſetzen ſich gegenüber den ſozialen Kräften zuſehends durch. Die um das 
Achtzigfache geſteigerten Energien hatten eine entſprechende Steigerung der Ver— 
brauchsgüter zur Folge; eine Ausbreitung dieſer Verbrauchsgüter auf die Maſſe der 
Bevölkerung aber iſt nicht eingetreten. Am Ende dieſer Entwicklung, im Jahre 1932, 
alſo rund 100 Jahre nach dem Eintritt in das Maſchinenzeitalter, ſehen wir, daß 
rund 8 Millionen Arbeitsloſe reſtlos ihre Exiſtenzgrundlagen an das Kapital verloren 
haben und vom kärglichen Almoſen der Arbeitsloſenunterſtützung leben müſſen, anſtatt 
an dem ſelbſtgeſchaffenen neuen Reihtum teilnehmen zu können. 


Dieſer Zuſtand war durch eine reſtloſe Amkehrung des Rechts von den alten deutſchen 
Grundſätzen zu dem ausſchließlich das Eigentum und nicht die Gemeinſchaft ſchützen⸗ 
den Recht eingetreten. Das Recht, das ſich der Menſch geſchaffen hatte, um in einer 
geordneten Gemeinſchaft zu leben, war gegen das Lebensrecht der breiten Schichten 
gekehrt worden. 


1850 bis 1870 


Dieſen Endzuſtand vorweggenommen, können wir jetzt leichter die Stationen des 
Leidensweges verfolgen. Es fett die Entwicklung der Form der Aktiengeſellſchaften 
ein (1843, 1861, 1870), die auch für den Grundſtücksmarkt die Zerſtückelung der Be— 
teiligung in Klein anteile und den ſpekulationsmäßigen Handel derſelben an den 
Börſen zuläßt. 

Im gleichen Maße werden von dieſer Neuerung die in Aufnahme kommenden Bau- 
geſellſchaften, die Induſtrieunternehmungen insbeſondere betroffen. Bei dem ſtarken 
und ſpontanen Zuwachs an Kräften wird die Mehrbelaſtung der Wirtſchaft durch 
Leihkapital zunächſt noch nicht als Fehler in der Volkswirtſchaft ſichtbar, weil die ent- 
liehenen Leihgelder dank der ſprunghaſten Konjunktur immer wieder rückzahlungs⸗ 
fähig werden. Dieſe gewaltige Aufwärtsentwicklung führt zum erſten großen Zu— 
ſammenſtoß mit den in Paris verſammelten Intereſſenten der alliance israelite und 
dem Freimaurertum, das auch als auslöſende Kraft des Krieges von 1870/71 an- 
geſprochen wird. Der damalige Sieg Deutſchlands führt zum politiſchen machtvollen 
Zuſammenſchluß, birgt aber in ſeinen nächſten Folgen bereits den weiteren Fortſchritt 
der Befeſtigung der Geldmacht gegenüber der Staatsgewalt. 


VII. 1870 bis 1914 


Anmittelbar nach dem gewonnenen Krieg brach unter dem Einfluß der ſchnell von 
Frankreich entrichteten fünf Milliarden Kriegsentſchädigung in Deutſchland ein ge- 
waltiges Spekulationsfieber aus, das ſich am meiſten innerhalb der neuen geſchäft⸗ 
lichen Organiſationen der großen Geſellſchaften und am Aktienmarkt bemerkbar 
machte. Es wurden hiervon die Eifenbahn- und Induſtrieunternehmungen, aber auch 
der Bau- und Grundſtücksmarkt ergriffen. Kennzeichnend für den aſozialen Zug dieſer 
Gründungsperiode iſt die Lage der arbeitenden Klaſſen namentlich in Berlin, welche 
infolge einer ſpontan eingetretenen Wohnungsnot deutlich wurde. Die Bautätigkeit 
warf ſich zuerſt auf den Villenbau in den weſtlichen Vororten. Für die durch die an- 
wachſende Induſtrie nötig werdenden Arbeiterwohnungen wurde zunächſt nicht geſorgt, 
ſo daß die Arbeiter vielfach entgegen den baupolizeilichen Vorſchriften im Lauben— 
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gelände Anterſchlupf ſuchten. Die geradezu ſtumpffinnige Handhabung der baupolizei⸗ 
lichen Vorſchriften bewirkte, daß man die Lauben zu räumen verſuchte, ohne für 
Wohnungen geſorgt zu haben, was zur Errichtung der erſten Barrikaden in Berlin 
und zu blutigem Aufſtand ſührte. Die Selbſtverwaltung — in die Hand der erſten 
Steuerklaſſe gelegt — verſagte ſchon damals in den Angelegenheiten der Bauwirt⸗ 
ſchaft, wenn es ſoziale Einrichtungen zu treffen galt. Eine andere üble Seite war 
ſchon in dieſen Gründerjahren die Sicherung der Bauforderungen der kleinen Hand- 
werker. Das Fehlen eines geordneten techniſchen Berufsſtandes machte ſich nicht nur 
hierbei, ſondern auch in dem Bild der zunehmenden Verwilderung des Straßen- 
antlitzes bemerkbar. Die Folgen der Gewerbefreiheit kennzeichnen den liberaliſtiſchen 
Sinn dieſer Einrichtung. 


Es find neben allen Ausartungen aber auch von Anbeginn an praktiſche Löſungen der 
Wohnungsfrage der breiten Schichten gefunden worden. Dies Gebiet der Bauwirt⸗ 
ſchaft und Baukultur beherrſcht von jetzt an das geſamte Schriftweſen der Fachkreiſe. 
Die Eigenheime der Arbeiter in Mannheim aus den achtziger Jahren, die bekannten 
Kruppſchen Siedlungen, die Bodenpolitik der Stadt Alm und viele andere Unter- 
nehmungen beweiſen, daß es keineswegs erforderlich war, in einer Zeit wirtſchaft⸗ 
lichen gewaltigen Aufſtiegs den hauptbeteiligten Kreis der Schaffenden, nämlich den 
Arbeiter, an den Erfolgen nicht teilnehmen zu laſſen. Es ſind auch von Anfang an und 
immerwährend Warnungsſtimmen laut geworden, die auf eine Beſſerung der Rechts- 
zuſtände und auf alle übrigen Fehlerquellen überhaupt hinwieſen. Es würde faſt 
unmöglich ſein, eine Liſte nur der wichtigſten Schriften aufzuführen, die im Laufe 
von Jahrzehnten immer wieder auf dies Kernübel und ſeine unvermeidlichen Folgen 
hingewieſen haben. Erwähnt ſollen nur werden die Schriften von Eberſtadt und 
Albert Weiß, namentlich deſſen Arbeit aus dem Jahre 1912, „Können die in 
den heutigen großſtädtiſchen Wohnverhältniſſen liegenden Mängel und Schäden 
behoben werden?“ Hier wurde das Beiſpiel Groß-Berlin in einer für die führenden 
Kreiſe geradezu beſchämenden Weiſe gründlich ausgeſchöpft. Auch die Bemühungen 
von Adolf Damaſchke um die Verbeſſerung des Bodenrechts blieben völlig erfolglos. 
Die Arſache ſelbſt, das jüdiſch geleitete Geldweſen, wurde durch die antiſemitiſchen 
Schriften der alten Vorkämpfer, an der Spitze Theodor Fritſch mit ſeiner Zeitſchrift 
„Der Hammer“, eindeutig bezeichnet. Der Schriftſteller Theodor Duimchen gibt in 
ſeiner Schrift von 1908 „Monarchen und Mammonarchen“ eine ganz einwandfreie 
Darſtellung der ſkrupelloſen Art, wie die jüdiſche Geldwirtſchaft ſich als Ausſauger 
betätigt, indem planmäßig eine Aberſchuldung herbeigeführt wird. Allein für die 
ländlichen Verhältniſſe genügt die Wiedergabe einer Tabelle über den jährlichen 
Schuldenzuwachs (y, nicht über die Geſamtſchuld, die auf dem ländlichen 
Grundbeſitz ruhte! Die Geſamtbelaſtung nachzuweiſen, war von der damaligen preußi- 
ſchen Regierung verſäumt worden. Die Statiſtik, die ſeit 1886 geführt wurde, gibt als 
Zuwachs an: 


18817777. 88 000 000 Mark 
18888. . 116 000 000 „ 
1889. 179 000 000 „ 
18900. 156 000 000 „ 
189111. 206 000 000 „ 
18922. 208 000 000 „ 
1899 9. 228 000 000 „ 
189414. 237 000 000 „ 
1899... . 264 000 000 „ 
18989. 277 000 000 „ 
1897 5 321 000 000 „ 


1887 bis 1897 zuſammen: . 2280 000 000 Mark Zunahme der 
Verſchuldung allein des ländlichen Grundbeſitzes! 
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Dieſe Zahlen, welche noch aus der Zeit der vorwiegend konſervativen Politik 
ftammen, beweiſen, welches Maß an Schuld die damaligen herrſchenden Kreiſe für 
den weiteren Verlauf der Dinge auf ſich geladen haben. 


Daß bei einem ſolchen Grad der Verſchuldung, die in den Städten nicht kleiner war, 
eine geſunde Bauwirtſchaft ſchon damals nicht mehr betrieben werden konnte, iſt ſo 
einleuchtend, daß eine weitere Erklärung nicht erforderlich iſt. Es muß nur noch die 
einzig mögliche Schlußfolgerung deutlich unterſtrichen werden, daß jedes Bau⸗ 
recht, das ſich auf Regelung der Bebauungsverhältniſſe, 
auf baupolizeiliche Prüfungen und ähnliches beſchränkt, 
nur beſtenfalls im luftleeren Raum ſchwebte, wenn nicht 
andernfalls gerade dieſe Vorſchriften zur weiteten Ent- 
wicklung der untragbaren Hypothekenbelaſtungen beitrugen, 
wie z. B. Aufbürdung von Anliegerlaſten in un vernünftiger 
Höhe, unſinnige Vorſchriften über Straßenbreiten, Be⸗ 
bauungshöhen, Grundſtücksnutzungen, die keine Rückſicht 
auf die Hygiene nahmen, Bebauungspläne, die den Arbeits 
weg der großen Arbeitermaſſen unberückſichtigt ließen, und 
dergleichen mehr. Alle dieſe Fehler wurden fortgeſetzt begangen, obwohl aus 
den Kreiſen judengegneriſcher Volkswirte wie der Baufachwelt, der Wohlfahrts- 
pfleger, der Städtebauer uſw. fortgeſetzt und immer wieder die Antragbarkeit der 
Aberſchuldung gegeißelt wurde. Ohne deutſches Bodenrecht, ohne 
Entſchuldung kein deutſches Baurecht. 


Shylock aber beſtand auf ſeinem Schein und ſetzte ſeine Anſprüche durch. Punkt 11 
und Punkt 17 des Programms der NS D A P. [ind hier das 
einzig mögliche Heilmittel. 


Wohnungsgeſetze im luftleeren Raum 


Daher kann ſchon von dieſem Zeitpunkt an feſtgeſtellt werden, daß alle Geſetzgebung, 
die jetzt folgte, fi im luftleeren Raum bewegte, weil fie die Grund forderung nicht 
erfüllen wollte, daß die ſchuldenfreie Wohnung zu den unentbehr- 
lichſten Vorausſetzungen der Kriſenfeſtigkeit der Bevölke⸗ 
rung gehört. Genau ſo wie kein Menſch weder ſeine Nahrung noch ſeine 
Kleidung dauernd auf Borg beziehen kann, ſondern einmal an das Abzahlen denken 
müßte, ſo muß in einer geſunden Volkswirtſchaft der Wohnungsbeſtand ſchuldenfrei 
ſein! Andernfalls kann der auch ſonſt ſchon übermäßig mit Verkehrslaſten an Zeit 
und Geldverbrauch ſchwer belaſtete Arbeiterſtand nur unzulängliche Mieten bezahlen 
oder müßte an Kleidung und Nahrung das Notdürftigſte entbehren. All dieſer 
Mangel iſt aber bereits eingetreten und war ſchon lange in der Vorkriegszeit an 
dem unerhört geſunkenen Geſundheitszuſtand der breiten Schichten erkennbar. Auch 
der Stand der Hausbeſitzer verdiente dieſe Bezeichnung längſt nicht mehr. Es gab 
nur noch Hypothekenverwalter, die die Hausſubſtanz nicht mehr ordnungsmäßig unter- 
halten konnten und ſelbſt kaum noch zu beißen und zu brechen hatten. Es gehörte 
aber weiter zum Syſtem der damaligen Zeit, daß merkwürdigerweiſe gerade die 
ſchlechteſten Wohnviertel noch verhältnismäßig den beſten Zins abwarfen; denn 
hier fanden die aſozialen Elemente ihren häufig mit jedem Preiſe bezahlten Anter⸗ 
ſchlupf. Auch dieſe Verhältniſſe waren öffentlich bekannt, ohne gebeſſert zu werden. 
Die Arſache lag in der Zuſammenſetzung der oberen Steuerzahlerſchichten, die die 
politiſche Macht beſaßen: In der Stadt Altona, Sitz einer preußiſchen Regierung 
und Wohnſitz zahlreicher begüterter Hamburger Kreiſe, wurde die geſamte erſte 
Steuerklaſſe von einem einzigen Wahlberechtigten beherrſcht, der in Hamburg 
Bordelle unterhielt. Aus dieſer politiſchen Atmoſphäre heraus war eine Beſſerung 
der Zuſtände nicht zu erhoffen. Hier wurde jedes Recht zur Farce. Dieſe Zeit 
kritiſierte ſich damals gern ſelbſt als „fin de sièele“, ohne aber an Amkehr zu denken. 
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Die Bauwirtſchaft auf dem Lande und in den kleinen Städten 


Nicht beſſer ſah es vielfach auf dem Lande und in den kleinen Städten aus. Die 
Steuern in den letzteren waren hoch. Man glaubte, die Bevölkerung nicht mit Anrecht 
an den Fortſchritten des techniſchen Zeitalters, an Gas und elektriſcher Beleuch— 
tung, Abwaſſer und allgemeiner Waſſerverſorgung teilnehmen laſſen zu ſollen. Der 
geſteigerte Verkehr forderte auch in kleinen Städten erhöhte Straßenbaukoſten, ebenſo 
in den Dörfern, obwohl dieſe Koſten ohne Entgelt für die durchreiſende ſtädtiſche 
Bevölkerung ausgegeben werden mußten. Da von 5 000 Mark Erſparniſſen an auch 
Vermögenſteuer entrichtet werden mußte, und da die Gemeinden das Recht beſaßen, 
auf die ſtaatliche Einkommenſteuer zur Deckung ihrer beſonderen Kommunalausgaben 
einen Kommunalzuſchlag zu erheben, der bis zu 100 v. H. keiner Kontrolle der Auf- 
ſichtsbehörde unterlag, fo traten für kleine Städte Zuſtände ein, bei denen der Steuer- 
zuſchlag wohl mehrere hundert Prozent betrug, fo daß ein kleiner zu etwas Wohl- 
ſtand gelangter Bürger ſehr ſchnell errechnen konnte, wann es für ihn vorteilhaft ſei, 
ſeinen Wohnſitz in eine größere Stadt zu verlegen, die einen geringeren oder den 
geringſten Steuerzuſchlag erhob. So wanderten auch bald aus den kleineren Städten 
bis zu etwa 5 000 Einwohnern die Menſchen in die Großſtadt hinüber und ergänzten 
ſich höchſtens durch nachrückende Landbewohner, ſoweit dieſe nicht ſelbſt längſt den 
unmittelbaren Weg in die Städte und Induſtrieorte gefunden hatten. 


Denn die Steuerzuſtände auf dem Lande waren für eine geſunde Bevölkerungs- 
politik womöglich noch ungünſtiger als in den kleinen Städten. Hier waren ſehr 
häufig oder meiſtens die Gutsbezirke von den Bauernſchaften getrennt. Da die 
Hauptlaſt der Bauerndörfer aber in den Schullaſten beſteht, ſo waren ſehr häuſig die 
Güter Patrone über die Schulen, d. h. fie hatten trotz des Aufſichtsrechts der Bezirks- 
regierungen das Recht, mit den Bauern zuſammen zu beſtimmen, ob überhaupt Schul- 
verbeſſerungen vorgenommen werden ſollten, an deren Koſten ſie teilnahmen. Bei 
der bildungsfeindlichen Einſtellung des Großgrundbeſitzes ſind wir hierdurch in 
traurige Kulturzuſtände geraten, die namentlich in dem von ſo prächtigem Aufſtieg 
ſeiner Zeit geſegneten Oſtpreußen und Weſtpreußen nur als ein trauriges Denkmal 
rückſtändigſter und volksfremder Geſinnung bewertet werden können. Aber vor allen 
Dingen ſpielt hier die weitere Amgebung Berlins, ſoweit der Regierungsbezirk 
Potsdam in Frage kommt, die Rolle einer Muſtergegend, wie fie nicht fein fol. Waren 
die Schulhäuſer, die ſeinerzeit Friedrich Wilhelm I. und fein Sohn faſt wie aus dem 
Nichts hervorriefen, ein Erinnerungszeichen an Großtaten, ſo war die induſtriell 
blühende Zeit bis vor dem Krieg nicht einmal geſonnen, obwohl fähig, dieſe Arbeit 
auf dem Lande fortzuſetzen. Man findet dieſe alten Schulhäuſer noch bis in die Nach- 
kriegszeit hinein als verfallene Ruinen, die dennoch von der immer mehr zufammen- 
ſchrumpfenden ländlichen Bevölkerung für Schulzwecke benutzt werden mußten. Auch 
die Aufhebung der Gutsbezirke und ihre Zuſammenlegung mit den Bauerndörfern, 
die von 1925 ab erfolgte, hat nichts an den Zuſtänden geändert, da dieſe Maßnahme 
nutzlos blieb, weil der rote Staatshaushalt keine Gelder für Schulzwecke auswarf. 
Dieſe Vorwegnahme in der geſchichtlichen Darſtellung erleichtert die weitere Schilde 
rung. So trugen auch dieſe Verhältniſſe dazu bei, daß die Zuſammenballung der 
Bevölkerung in den Städten ihren Fortgang nahm. Auch hier konnten keine eigent- 
lichen Baugeſetze helfen. Vielmehr trugen die auf das Land angewendeten Flucht- 
linienbeſtimmungen uſw. nur dazu bei, die ländliche Baukultur weiter zu vernichten, 
was außerdem durch den kulturell abſinkenden ländlichen Handwerkerſtand ſchon zur 
Genüge geſchah. Die ſtaatliche Fürſorge fand hier ihren Ausdruck in den von der 
Baupolizei vorgeſchriebenen Brandgiebelmauern, die auch auf dem Lande frei in die 
Gegend ſtarren, ganz unbekümmert darum, daß derſelbe Staat feine eigenen Flucht. 
liniengeſeze wieder durch Denkmalſchutz, Verunſtaltungsgeſetze und Heimatſchutz 
unwirkſam zu bekämpfen ſuchte. Der große Sünder, die materialiſtiſche Geldwirtſchaft, 
wurde durch dieſe Baugeſetzgebung in keiner Weiſe gefaßt. Man ſchoß nur blind, 
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vielleicht nur hohnlachend an dem Sündenbock vorbei, weil die herrſchende erſte 
Steuerklaſſe daran intereſſiert war, daß dieſe Wirtſchaftsform erhalten blieb. 


Die gefunden Teile der technifierten Wirtichaft 

Die geldwirtſchaſtlichen Mißſtände hätten ſchon früher zum Zuſammenbruch geführt, 
wenn nicht wichtige Teile der modernen techniſchen Wirtſchaft ſchon frühzeitig in die 
Hände des Staates gelangt wären. Melioration und Waſſerbau waren es von jeher. 
An dieſer Staatswirtſchaft, deren ſoziale Handhabung einleuchtend zwingend iſt, 
konnte der Liberalismus einſtweilen kein ausbeutendes Intereſſe gewinnen. 
Die Strombau-, Hafenbau- und Flußregulierungstätigkeit blieb alſo dem Staate. 
Auch der unter Stephan moderniſierte und techniſch ausgeſtaltete Poſtbetrieb konnte 
die Inſtinkte zwar reizen, aber hier ſaß der Staat zu feſt in einer unzweifelhaft 
richtigen Stellung, zumal die Poſt ſehr bald mit der Eiſenbahn zuſammengehen mußte, 
ſo daß auch hier noch keine Möglichkeit zum Eindringen der jüdiſchen Geldwirtſchaft 
vorlag. | 

Eine kennzeichnende Entwicklung machte indeſſen die Eiſenbahn durch, weil fie von 
ihrer Geburt an durch die liberaliſtiſchen Kreiſe mit Argusaugen betrachtet wurde. 
Da die Neugeſtaltung dieſes wichtigſten Großverkehrsmittels die geſamten Verhält- 
niſſe des Städtebaus und Siedlungsweſens weſentlich beeinflußte, ſo umſchließt auch 
dieſe Entwicklung einen Teil der Grundlagen der Geſtaltung des techniſchen Rechts, 
denn von nun an muß ſich der Städtebau in ganz anderer Weiſe als zuvor mit den 
Verkehrsverhältniſſen befaſſen. War vorher im Städtebau der architektoniſche 
Gedanke einer monumentalen Geſtaltung von Straßen und Plätzen maßgebend, 
fo erweiſen ſich die fo entſtandenen Gebilde in der weiteren Entwicklung häufig als 
unzulänglich, zumal die in das Straßennetz eingeführten großen Verkehrsmaſſen 
anfangen, den inneren Charakter der Städte und ihrer Viertel gänzlich zu verändern. 
Hier ergeben ſich alſo ganz erhebliche Intereſſen des Grundſtücksmarkts innerhalb 
der Städte, zu denen die Landſpekulation beim Bau der Linien draußen im Lande 
hinzukamen. Dieſe Spekulationsintereſſen waren es hauptſächlich, die nach amerifa- 
niſchem und engliſchem Vorbild den jüdiſchen Inſtinkt des „Bankiers“ Dr. Baruch 
Hirſch Straußberg, ſpäter Bethel Henry Stroußberg genannt, zu ſeinen großen 
Bahnunternehmungen in Preußen anregten. Aber das Beiſpiel der bereits vom 
Staat betriebenen großen Linien, die Stroußberg durch ein zwiſchengeſchobenes Netz 
eigener Linien ergänzen wollte, zeigte bereits zu klar, daß ein ſozial betriebener Groß 
verkehr ſowohl in techniſcher wie in finanzieller Weiſe dem Privatbetrieb überlegen 
ſei. Mit jüdiſchem Inſtinkt, der immer gegen den Wehrgeiſt gerichtet iſt, hatte 
Stroußberg ein in ſich ziemlich geſchloſſenes eigenes Bahnnetz zwiſchen Berlin und 
Oberſchleſien entwickelt, er hatte alſo damit wichtige Teile der ſtrategiſchen Aufmarſch— 
gebiete unter ſeine Verkehrsgewalt gebracht. Stroußberg konnte daher trotz der 
ſchönſten Börſenſpekulationen und Kapitalsmanöver nicht auf ſeine Rechnung 
kommen und mußte in Konkurs gehen. Er hat dann nach dieſem Zuſammenbruch, bei 
dem der Staat als der einzig mögliche Konkursverwalter und Nachfolger im Beſitz 
auftreten konnte, ſich zu rechtſertigen verſucht und in ſeinem Zufluchtsort Moskau im 
Jahre 1876 eine bei Guttentag in Berlin erſchienene Denkſchrift verfaßt, die noch 
heute leſenswert iſt, weil fie in eindeutiger Weiſe, von einem Sachkenner geſchildert, 
die verſchiedenen möglichen und ausgeführten Börſenmanöver darſtellt, die bei dieſen 
Männern den Erſatz für volkswirtſchaftliches Denken bilden ſollen. 

Die nun durch Bismarck durchgeſetzte Sozialiſierung der Bahn wirkte ſich 
nicht allein durch die billigen Tarife günftig aus, indem dadurch in unſerem auf Ver— 
arbeitung eingeſtellten Wirtſchaftskörper die allgemeinen Generalunkoſten der Gefamt— 
wirtſchaft auf ein denkbar niedriges Maß geſenkt wurden, ſondern gleichzeitig bildete 
die Bahn einen Regler der Geldwirtſchaft. Alle einlaufenden Gelder wanderten zu— 
nächſt ohne Abzüge in die Generalſtaatskaſſe; hier wurden etwa 30 v. H. des Eingangs 
zur Deckung der allgemeinen Staatsausgaben zurückbehalten. Der Reſt wanderte zur 
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Eiſenbahn zurück zur Deckung der laufenden Betriebskoſten, der notwendigen Be⸗ 
ſoldungen der Beamten, Angeſtellten und Arbeiter und zur Verbeſſerung, Erweiterung 
und Anterhaltung des Betriebs. Jeder Handwerker, der für die Bahn einen Auftrag 
zu erledigen hatte, konnte nun auch, bei der ſicheren und ſchnellen Zahlungsweiſe, 
größere Aufträge für die Bahn mit eigenen Wirtſchaftsmitteln übernehmen, weil 
ihm jeder Bahnauftrag einen meiſt zinsloſen kurzfriſtigen Kredit ermöglichte. Die 
Bahn machte alſo als ſicherſter Großbauherr die Kleinwirtſchaft von dem Bankkredit 
ziemlich unabhängig und förderte hiermit die Aufrichtung vieler kleiner ſelbſtändiger 
Exiſtenzen. 

So war die Bahn ein Regler des Geldweſens im geſunden Sinne, nämlich eines 
ſchnellen Amlaufes, der ohne Zinsbelaſtung arbeitet. Gleichzeitig bot die Bahn 
durch ihre Verkehrsſtatiſtiken die erſte wirklich umfaſſende Möglichkeit, einen einwand⸗ 
freien Aberblick und weitreichenden Einblick in die feinſten Wirtſchaftszuſammen⸗ 
hänge zu erlangen. Auch dieſe Eigenſchaft der Bahnverwaltung bildete eine erung 
gegen liberaliſtiſche Auswüchſe. 

Ein wie großer Dorn dieſe ſozialiſierten techniſchen Großbetriebe den rein geldwirt⸗ 
ſchaftlich eingeſtellten Kreiſen waren, geht aus den weiteren Verſuchen Stroußbergs 
hervor, nach ſeinem Fiasko im Eiſenbahnweſen ſich nun mit dem Kanalbau zu 
befaſſen. In einer zweiten Schrift vom Jahre 1878 glaubte er die Strombauverwal- 
tungen über die zweckmäßige Einrichtung von Kanalverbindungen der Reihshaupt- 
ſtadt belehren zu können und damit die Beſtrebungen zur Verbindung von Oft- und 
Nordſee durch einen ſchleswig-holſteiniſchen Kanal ſtören zu ſollen. 


Die ſtaatliche Organisation der Technik 

Die von Friedrich Wilhelm J. herrührenden erſten Verſuche, die Technik in die Ver- 
waltung einzubauen, drängen nun in der Zeit nach dem Kriege 1870/71 zu einer 
umfaſſenden Löſung. Der von Stein beſorgte Einbau im Innenminiſterium erweiſt 
ſich als unzulänglich. Die auf das Poſitive gerichteten Beziehungen der Technik zu 
Handel und Wirtſchaft ſind ſtärker als die mehr negativ wirkenden Polizeikräfte, 
die der Staat auch auf dem Gebiete der Technik einzuſetzen hatte und die ihre erſte 
Einordnung beim Polizeiminiſterium früher einmal zweckmäßig hatten erſcheinen 
laſſen. Man nimmt alſo die Technik zum Miniſterium für Handel und Gewerbe, 
ſodann zum Finanzminiſterium herüber, um ſehr bald ein eigenes Miniſterium der 
öffentlichen Arbeiten zu begründen. Hier werden die wichtigſten Zweige der Staats: 
technik verſammelt: 


Die Eiſenbahnen, der Waſſerbau, der Hafenbau, die Meliorationen, der Hochbau und 
das Baupolizeiweſen. Dem Miniſter der öfſentlichen Arbeiten wird weiter das 
Prüfungsweſen im Techniſchen Oberprüſungsamt und als Begutachterbehörde die 
Akademie des Bauweſens unterſtellt. Berg und Salinenweſen find beim Minifterium 
für Handel und Gewerbe untergebracht. Das Höhere Ausbildungsweſen unterſteht 
dem Kultusminiſterium. Mit dieſem Aufbau, der um die Mitte der 70er Jahre 
beendet iſt, erlangt die Technik und damit das Bauweſen, als ein wichtiger und ihr 
älteſter Teil, den nötigen Rückhalt in der Staatsverwaltung. Dieſer Rückhalt iſt ſo 
groß, daß einſtweilen die liberaliſtiſchen Kräfte ein ſtarkes Gegengewicht vorfinden, 
wo fie ſich geltend machen wollen. Das techniſche Bau- und Bergbauweſen bildet eine 
achtunggebietende Gruppe, deren Leiſtungen ernſthafte Anerkennung finden. Die 
Preußiſch⸗heſſiſchen Staatsbahnen find der größte Induſtriekomplex der Welt und 
gelten mit Recht als unübertroffenes Muſter. 


Der ſjebel des Liberalismus 

Die Gegenwirkungen werden wie von jedem in ſchwacher Poſition befindlichen An- 
greifer zunächſt auf dem perſönlichen Gebiet angeſetzt. Stroußberg gab ein Beiſpiel 
mit ſeiner allgemeinen Verächtlichmachung des angeblich rückſtändigen Baubeamten, 
den er als Geldfachmann natürlich in den Augen geldhöriger Männer ſehr leicht herab- 
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ſetzen konnte. Weiter wird der Techniker gegen den Juriſten ausgeſpielt. Der Teck 
niker macht dieſen Angriff häufig dadurch leicht, daß er am Reißbrett klebt und ſich 
weder um Wirtſchaft noch um Verwaltung beſonders gern kümmert, obſchon auch hier 
viele rühmliche Beiſpiele zu verzeichnen ſind, die ihre Pflichten beſſer verſtanden. 
Namentlich auf dem Gebiet der Wohnungswirtſchaft iſt ſowohl auf rechtlichem wie 
auf dem Gebiet der Verwaltung viel gute Arbeit zu leiſten verſucht worden, die aber 
theoretiſch bleiben mußte, weil in den Parlamenten der liberaliſtiſche Widerſtand 
organiſiert war und die Techniker — die ſich mit Recht „fortſchrittsverpflichtet“ 
fühlten — politiſch auf die Fortſchrittsphraſen des Liberalismus hineinfielen und 
daher ihre Intereſſen lange Zeit hindurch, d. h. bis zur Machtübernahme 1933, und 
gerade in den entſcheidenden Augenblicken, z. B. durch den Juden Gotheiner, im frei- 
ſinnigen Sinne, alſo platoniſch vertreten ließen. 


Die Elehtrowirtſchaft als Machtmittel der liberaliſtiſchen Geldwittſchaft 


Etwa von den 90er Jahren ab eroberte ſich der Liberalismus mit der von ihm bank— 
und geldmäßig beherrſchten Elektrowirtſchaft eine neue Machtſtellung, von der ſchließ⸗ 
lich ganz weſentliche Behinderungen einer geſunden Weiterentwicklung — beſonders 
auch auf dem Gebiet der Kommunalpolitik und des Siedlungswefens auf dem Lande 
— ausgingen. Die Kraft- und Lichtverſorgung war im Gebiet der Selbſtverwal— 
tungen ſteckengeblieben. Die Staatsaufgaben daran waren nicht erkannt worden. 
Kleine Ortſchaften oder dünn bevölkerte Gegenden können aber unter keinen Am— 
ſtänden dieſen neuen Kräftebedarf aus eigenen Mitteln beſchaffen, ebenſowenig wie 
fie die Eiſenbahnen auf eigene Koſten ſich zuführen konnten. So blieb das Siedlungs- 
weſen auf dem Lande und überhaupt die bäuerliche Agrarwirtſchaft an vielen Stellen 
des Reichs unter dieſer Benachteiligung zurück. 

Techniſche Neuerungen von allgemeiner Bedeutung und von dem wirtſchaftlichen 
Schwergewicht, wie es die Elektrowirtſchaft darſtellt, dürfen aus vielen naheliegenden 
Gründen nicht allein als privates Gewerbe, ſondern müſſen darüber hinaus außer— 
dem auch als Gemeinſchaftszweig entwickelt werden. Es fehlen dem Liberalismus für 
dieſe letztere Einſtellung aber die weltanſchaulichen Vorausſetzungen. Die in der 
Steinſchen Reform zur Beobachtung der techniſchen Fortſchritte beſtimmten Stellen 
enthielten geeignete Anfänge zur entſprechenden Ausbildung des Staatsapparates. 
— Nach dieſen früh gegebenen Anregungen hätten höchſte Staatsſtellen ſehr ſchnell die 
Initiative ergreifen können. Die AEG z. B. befaßte ſich mit der gewiß ſozialwichtigen 
elektriſchen Kraftverſorgung. Dieſer wirtſchaftlich und ſtrategiſch wichtige Zweig war 
aber einſeitig an die jüdiſche Bankpolitik gebunden, und ſo wurden die großen 
Elektrizitätswerke nach dem Vorbilde und unter dem Einfluß der AEG Aus 
beutungsobjekte der jüdiſchen Hochfinanz, anſtatt daß ſie von vornherein in die 
Gemeinwirtſchaft übernommen worden wären. Der Jude Walther Rathenau, der 
Generaldirektor der AEG, war zwar durch eine eigene Telephonleitung mit 
Wilhelm II. beſtändig verbunden; er nutzte aber die dadurch gekennzeichnete Ver— 
trauensſtellung nur zur heimtückiſchen, langſichtigen Vorbereitung des Bolſchewismus 
aus, als deſſen Organiſator in Deutſchland er ſich ausdrücklich bekannt hat. 


Technik und Aufienpolitik vor dem ſiriege 

Der Staat verſtand es vor dem Weltkrieg weiterhin nicht, die in das Ausland hin- 
überreichenden techniſchen Kräfte geſammelt durch ſtaatlich zu lenkenden Einfluß in 
Anſatz zu bringen. Selbſt das Bauweſen des Hochbaues hatte hier nicht nur materiell: 
Beiträge an Ausfuhrgütern durch bearbeitete Werkſteine, keramiſche Gegenſtände und 
zahlreiche Ausſtattungsſtücke der Bauinduſtrie und des Kunſtgewerbes beizutragen, 
auch die deutſchen Erfahrungen im Städtebau waren angeſehen und führten zur Her- 
beiziehung deutſcher Kräfte. Eine amtliche Nutzung zur Befeſtigung deutſcher Vor— 
poſtenſtellungen im Ausland fand nicht ſtatt. Vielmehr herrſchte auf dem geſamten 
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Gebiet des „Exports“ — an Waren, auswandernden Menſchen und an Preisgabe 
von Intereſſen — ein ganz unverſtändlicher Liberalismus. Jede Neuerung, ſelbſt 
ſolche von kriegstechniſchem Werte, konnte willkürlich an das geſamte Ausland preis- 
gegeben werden. Anbekümmert ließ man es zu, daß der deutſche induſtrielle Kraftüber⸗ 
ſchuß ſich nach eigenſüchtigen Aberlegungen irgendwo in der Welt feſtſetzte. Man ging 
ſogar ſo weit, ausländiſche entſtehende private Schwierigkeiten dann plötzlich als 
deutſche Reichsintereſſen zu vertreten. 

Hier muß ein Wandel in der Rechtsauffaſſung und Geſetzgebung eintreten. Der Ge⸗ 
meinſchaftscharakter aller tehnifhen Arbeit erfordert eine Sicherung der Allgemeinheit 
gegen jeden Mißbrauch dieſes Gemeinſchaftsgutes. Keine größere techniſche Leiftung 
iſt überhaupt mehr als volle Einzelleiſtung denkbar. Eine vollwertige Ausbildung von 
Technikern kann allein in ſtaatlichen Anſtalten erfolgen; keine Forſchung größeren Am. 
fangs ift ohne die Blickrichtung auf die Volksgemeinſchaft mehr möglich. Die In⸗ 
anſpruchnahme heimiſcher Rohftoffe, aber auch die Notwendigkeit, für faſt alle deutſchen 
Inlanderzeugniſſe fremde Rohſtoffe mitzuverwenden, verpflichtet dazu, dieſe nur durch 
die Gemeinſchaft zu erlangenden Werte auch im Sinne der Gemeinſchaft zu verwenden. 
Das Fehlen einer entſprechenden Rechtsauffaſſung und die geſetzmäßige Sicherung 
aller Gemeinſchaftswerte iſt eine Sorge für jeden auf Gemeinnutz bedachten deutſchen 
Techniker. Im Ausland waren die deutſchen techniſchen Energien reſtlos an das 
jüdiſch⸗liberaliſtiſche Geldweſen gebunden. Die Rückwirkungen auf das Inland waren 
ganz erheblich. Die Rückſichtnahme auf den Import und Export, fo notwendig fie in 
ſteigendem Maße ift, hätte deshalb längſt eine Eindämmung der wild entwickelten 
Gelüſte, die auf den „freien“ Weltmarkt hinzielten, zur Folge haben müſſen. 


Die Wirtſchaftsverflechtungen 


Die Wirtſchaftsverflechtungen mit dem liberaliſtiſchen Geldweſen und das Entgleiten 
der Volkswirtſchaft aus der Hand der ſtaatlichen Lenkung haben alſo ſeit den 
Freiheitskriegen einen ganz folgerichtigen Weg genommen, deſſen abſichtsvolle 
Lenkung klar zutage liegt: Die Kriegsſchulden der Freiheitskriege waren für das 
Judentum einer der erſten Anläſſe geweſen, nach der Überführung des Münz- und 
Geldweſens in die Staatshand hier trotzdem wieder Fuß zu faſſen. Die geſamte 
liberaliſtiſche Geſetzgebung, insbeſondere nach dem Verfaſſungsjahr von 1850, hatte 
dieſe Stellung weiter befeſtigt. Allein die ſtaatlich gelenkten Zweige der Technik 
konnten als wirtſchaftliches Bollwerk gegen weiteres Eindringen des Anleiheunweſens 
angeſehen werden. Alle übrigen Gelegenheiten zum Eindringen konnten vom Leih- 
kapital erfolgreich genutzt werden; ſelbſt die Siegermilliarden von 1871 dienten dieſem 
Zweck. Die kolonialen Möglichkeiten wurden nur ſchlecht genutzt und durch die frei- 
händleriſche Haltung der Exportwirtſchaft weiter geſtört. Die Innenwirtſchaft erlitt 
zu gleicher Zeit erhebliche Einbußen durch Vernachläſſigung der landwirtſchaftlich 
genutzten Reichsgebiete namentlich in Preußen. Vor allem aber war der proletari- 
ſierte Arbeiterſtand eine immer ſtärker anwachſende Gefahr. Damit war ein Wirt- 
ſchaftsfeld voller ungeſunder Spannungen geſchaffen, ſo daß die Anzettelung des 
Weltkrieges nun den Schlußſtein in der Errichtung der jüdiſchen Weltwirtſchaft 
hatte bilden ſollen. 


Süddeutichland 

Jedoch waren die füddeutſchen Verhältniſſe von den preußiſchen in vielen weſentlichen 
Punkten grundverſchieden. Norddeutſchland iſt von jeher in ſeiner Geſamtentwicklung 
von dem Charakter der großen Ebene beeinflußt worden, die es für den gefamt- 
europäiſchen Verkehr zum Hauptdurchgangsland machte, in welchem ſich die großen, 
notwendigen Knotenpunkte ungeſtört überall dort entwickeln konnten, wo dieſe Wege 
fih gerade kreuzten. Daher lag Norddeutſchland auch von jeher mehr im Intereffen- 
gebiet des Internationalismus als Süddeutſchland. Der geringere Flächenraum der 
dortigen Gebiete und ihre größere, daraus folgende innere Abgeſchloſſenheit ließen 
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daher die im ganzen Verlauf der bisherigen Darſtellung geſchilderten Grundkräfte 
eine ruhigere und geſündere Entwicklung nehmen. Vor allen Dingen iſt von jeher im 
Süden eine gleichmäßigere Verteilung der Bevölkerung zwiſchen Stadt und Land 
vorhanden geweſen, und namentlich die landwirtſchaftlichen Latifundien ſind dort 
unbekannt. — Erſt mit der ſchon weit fortgeſchrittenen Techniſierung des Verkehrs, 
und nachdem verhältnismäßig ſpät die reichen Waſſerkräfte als Stromerzeuger genutzt 
werden konnten, wird auch Süddeutſchland mehr und mehr in das internationale 
Syftem einzubinden verſucht. 

Dieſe glücklichere Entwicklung ſpiegelt ſich ganz eindeutig in dem wohlerhaltenen Bau- 
antlitz von ganz Süddeutſchland wider. Dieſe Tatſache darf aber nicht zu dem ſehr 
häufig aufkommenden Irrtum verleiten, als ob wir ſüdddeutſche Kulturverhältniſſe 
nun einfach nach Norddeutſchland übertragen könnten, indem wir z. B. im Norden von 
ſüddeutſchen Künſtlern Baukunſt und Kultur importieren ſollten. Die Lebensgeſetze 
der norddeutſchen Tiefebene ſind ſo ſtark an die geopolitiſche Lage gebunden, die vor 
allen Dingen eine verkehrspolitiſche Berückſichtigung erfordert, daß hier jede 
romantiſche Schwärmerei zum Verhängnis werden müßte. 

Gerade aber das Gebiet der Baukultur und des Siedlungsweſens iſt ſo eng mit der 
Verkehrsentwicklung verbunden, daß die Neugeſtaltung eines techniſchen Rechts und 
überhaupt alle Maßnahmen auf dieſem Gebiete ohne Rückſichtnahme auf die geo— 
politiſche Lage Deutſchlands keine klare Entwicklung würden nehmen können. 

Nur aus dieſer geopolitiſchen Wichtigkeit Deutſchlands iſt auch die geſamte fanatiſche 
Haltung des Marxismus gegenüber Deutſchland und die über 80 Jahre hindurch 
folgerichtig geübte Politik zu verſtehen, ſo daß dieſe Weltlage Deutſchlands hier kurz 
darzuſtellen verſucht werden muß. 


Die geopolitiſche Lage Deutſchlands 


Die nach drei Himmelsrichtungen höchſt aufgeſchloſſenen Küſten beſtimmen den 
europäiſchen Kontinent im voraus für die Beherrſchung des ozeaniſchen und des Land— 
verkehrs zwiſchen den vier Hauptkontinenten. Damit wird Deutſchland, das ſelbſt im 
Mittelpunkt Europas und zugleich an bedeutenden Küſten liegt, zum geopolitiſchen 
Mittelpunkt des Abendlandes. Seine Bedeutung in dieſem Sinne wuchs zuſehends 
mit dem Zunehmen der Landverkehrsmöglichkeiten, d. h. mit feinem wachſenden, vor- 
bildlich aufgebauten Eiſenbahnnetz. Denn Deutſchland iſt durch ſeine Lage vor— 
beſtimmt, die Güter feines gewaltigen ruſſiſchen Hinterlandes im Handelswege über 
ſeine Häfen hinweg der Welt zuzuleiten, ſoweit dieſe nicht zum Schwarzen Meer 
abfließen können oder durch den Belt und den Kaiſer-Wilhelm-Kanal befördert 
werden. Mit jedem techniſchen Fortſchritt wächſt aber die Zubringermöglichkeit der 
Eiſenbahn aus dieſem Gebiet für die deutſchen Oſt- und Nordſeehäfen, weil dieſe 
Häfen das ganze Jahr über offen ſind, während die heimiſchen ruſſiſchen Häfen am 
Baltiſchen Meere lange Monate hindurch vereiſt ſind. 

Wenn in früheren Jahrhunderten Frankreich einmal eine ſolche Rolle für die öſtlich 
von ihm gelegenen Kontinentteile zu ſpielen begann, ſo mußte der Schwerpunkt um ſo 
ſchneller nach Oſten abwandern, je mehr die Oſtſtaaten Europas einen erleichterten 
Landverkehr nach Weſten hin durchführen konnten. Die Rolle, welche Frankreich ein- 
mal auf dem Kontinent zu ſpielen begann, wurde aber auch noch dadurch verkleinert, 
daß Spanien und die Niederlande ſowie England als Seemächte mit der Front zu 
den neu entdeckten Kontinenten auftraten. In der Weltmachtsrolle wurde Frankreich 
zunächſt durch Spanien und die Niederlande überholt. Spanien hatte den Mittel- 
meerverkehr hinter ſich, den Niederlanden ſtand durch den Rhein ein wichtiger Teil 
des Kontinents als Hinterland zur Verfügung. Endlich ſchlug England die beiden 
letzteren aus dem Felde, weil es ihm in der Zeit der großen europäiſchen Wirren 
des 16. bis 18. Jahrhunderts beſchieden geweſen war, ſich als Inſelland freizuhalten 
und ſeinen Kolonialintereſſen zu dienen. 
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Die Napoleoniſchen Kriege hatten die Frage aufgerollt, ob eine reine Seemacht wie 
England dauernd auch eine Vormachtſtellung über den Kontinent ausüben könne. Mit 
der Errichtung der Kontinentalſperre hatte Napoleon eine mißglückte Machtprobe 
angeſtellt. Die europäiſchen Kulturmächte aber hatten ſich in den Freiheitskriegen im 
Bewußtſein ihrer Zuſammengehörigkeit zuſammengeſchloſſen und auch Frankreich in 
ſeine Grenzen zurückgewieſen. Nach den Freiheitskriegen war alſo bereits einmal eine 
geſchloſſene europäiſche Kulturgemeinſchaft einſchließlich Englands im Entſtehen be- 
griffen geweſen; es war nun weiter kein Zufall, daß Frankreich von jetzt ab immer 
wieder feindlich hervortritt, denn hinter dieſen angeblich franzöſiſchen Abſichten ſtanden 
in Wirklichkeit Judentum und Freimaurerei, die durch die ſogenannte große Revo⸗ 
lution in Frankreich einen dauernden Stützpunkt erhalten hatten. 


Ging es alſo ſchon längſt um die Entſcheidung, ob der Jude und ſein Syſtem oder ob 
die europäiſche Kultur ſiegen ſollte, ſo war es für das Judentum zwingend, als End⸗ 
ziel eine Beherrſchung Deutſchlands ins Auge zu faſſen und ſich außerdem des 
unerſchöpflich reichen ruſſiſchen Rohſtoffgebietes zu bemächtigen. So entſtand die frei⸗ 
maureriſch geführte Einkreiſung Deutſchlands als des europäiſchen Verkehrsmittel⸗ 
punktes. 

Schon bei Deutſchlands Eintritt in den Weltkrieg gewann der Jude von vornherein 
einen Hauptſchachzug gegen uns: Der Jude Ballin wurde Diktator Deutſchlands für 
die Lebensmittelverſorgung, der Jude Walter Rathenau beſorgte die techniſche 
Kriegswirtſchaft. Nun galt es den Juden, von diefen beiden Feſtpunkten aus ſich 
ſchrittweiſe alle wichtigen Werte anzueignen; dies gelang auf allen materiell greif- 
baren Gebieten der Wirtſchaft. Mit dem deutſchen Menſchen aber gelang es nicht. 


VIII. Der Weltkrieg 


Der jüdifche Feldzug in Deutſchland während des Weltkrieges 

Durch die Treuhänderſtellung, welche eine inſtinktloſe Handlungsweiſe Wilhelms II. 
den beiden Juden eingeräumt hatte, waren zwei der wichtigſten Gebiete, eines davon 
von techniſch⸗lebenswichtigem Charakter, in die Hände des Judentums gelangt. Durch 
die Auflegung der Kriegsanleihe gelangte man weiter mit einem Schlage in den 
Beſitz der wichtigſten mündelſicheren Werte und damit praktiſch in die Beherrſchung 
des Hausbeſitzes. Damit find zwei für die Baukultur wichtige techniſche Angelegen⸗ 
heiten in den Vordergrund der Politik getreten. 

Bis zum letzten Sparer herunter lieferte ein jeder feine Hypothekenpfandbriefe, Obli- 
gationen uſw. zum Eintauſch gegen die Anleihe ab. Die Emiſſionsbanken wurden 
die Erwerber der eingelieferten Werte. Dieſe letzteren blieben werbende Werte; die 
Kriegsanleihe war und blieb ein Spekulationspapier. Niemand kann nämlich 
behaupten, daß z. B. die in die Luft geſchoſſenen Granaten irgendeinen im wirtichaft- 
lichen Sinne werbenden Wert dargeſtellt hätten, wie es der Hausbeſitz war, der hinter 
den eingelieferten Papieren ſtand. Die Spekulation auf die Kriegsanleihe zerrann 
mit dem verlorenen Krieg. Das Volk war verarmt. Der Jude war der abſolute 
Herr der Wirtſchaft. 

Die Kriegswirtſchaft in der Hand des Juden Rathenau wurde zum Spielball jüdiſcher 
Intereſſen, weil der Perſonenſtand der Techniker nicht organiſiert war. Es genügte 
eben für dieſe Gefahrzeiten nicht, daß einige hoheitsmäßig zu beherrſchenden Gebiete 
der Technik, wie der Eiſenbahnverkehr, ſozialiſiert find. Vielmehr iſt die berufs- 
ſtändiſche Organiſation des Geſamtſtandes aller Techniker bei fortſchreitender 
techniſcher Entwicklung eine bindende Vorausſetzung dafür, daß alle kriegsgebundenen 
Wirtſchaftsmaßnahmen, ebenſo wie die Handlungen an den Fronten, in ſtraff 
geordneter Weiſe, befehlsmäßig von einem richtigen Heere von Ingenieuren und 
Arbeitern als regulärer Kriegsdienſt ausgeführt werden. Soldaten mietet man auch 
nicht nach Lage des Arbeitsmarktes bei Kriegsausbruch, ſondern zieht ſie nach vorher 
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gefaßtem Plan ein; mit den Ingenieuren und Technikern iſt in Zukunft ebenſo zu ver- 
fahren. Hierzu gehört ein techniſcher Mobilmachungsplan und eine entſprechend 
organiſierte Wirtſchaft. Der liberaliſtiſche Widerſtand gegen die berufsſtändiſche 
Ordnung der Technik vor dem Krieg rückt jetzt in das richtige politiſche Licht. Sodann 
gehört hierzu eine Wirtſchaftsordnung, welche es ermöglicht, alle Werke und Robftoffe 
militäriſch zu beanſpruchen, ohne daß die kapitaliſtiſchen oder privatwirtſchaftlichen 
Organiſationsformen eine Behinderung für den Einſatz der techniſchen Gefamt- 
energien in derartigen Notzeiten bilden dürfen. 


Die Handhabung des Bau- und Wohnungsweſens während des Krieges zeigte, daß 
man wenigſtens auf diefen beiden Gebieten den Verſuch machte, eine ſoziale Bewirt- 
ſchaftung während des Krieges zu erreichen. Noch unter Anwendung der alten 
Hoheitsbegriffe unterſagte man die wucheriſche Ausnutzung der Kündigungsrechte 
gegen die Mieter. Am die Belieferung des Heeres mit für die Verteidigung wichtigen 
Dingen zu ſichern, wurde 1916 die geſamte Bauwirtſchaft außer Betrieb geſetzt; alle 
nicht unmittelbar den Heereszwecken dienenden Bauten wurden eingeſtellt, die 
Ziegeleien erhielten keine Kohlen zur Ziegelherſtellung, ihre Treibriemen wurden 
beſchlagnahmt uſw. Allerdings wurden hierfür keine beſonderen Entſchädigungen ge⸗ 
zahlt, während gleichzeitig in der Waffenbedarfsinduſtrie dem jüdiſchen Heeres 
lieferanten und in geringerem Maße auch den Herſtellern alle Konjunkturpreiſe 
bewilligt wurden. Wir erkennen an dieſem zweierlei Maß heute, nachträglich, die 
Abſichten, welche man dann von jüdiſcher Seite nach Beendigung des Krieges weiter 
verfolgte. 


Bezeichnend für die ſtaatsfeindliche Haltung jüdiſch beherrſchter Wirtſchaftskreiſe war 
auch die Haltung gegenüber dem Siedlungsweſen. Das Verſprechen des baltiſchen 
Adels, nach beendetem Kriege zwei Drittel des baltiſchen Grund und Bodens für eine 
deutſche Beſiedlung zur freien Verfügung zu ſtellen, wurde ſabotiert, weil dadurch 
angeblich für die Frontkämpfer ein minderes Recht geſchaffen würde, indem man 
dieſen Grund und Boden unter ein beſonderes Recht im Sinne der Bodenreform- 
bewegung ſtellen wollte. Hier wurde ſofort der aſoziale Sinn deutlich, der hinter 
dieſem Widerſtand erkennbar iſt. Als freies Eigentum hätte dieſes neue Siedlungs- 
land ſofort wieder herrliche Spekulationsmöglichkeiten eröffnet; als rechtsgebundener 
Boden, auf dem von vornherein öffentliche Verpflichtungen geruht hätten, wäre er 
ſolchen Spekulationsabſichten entzogen geweſen. 


So waren ſchon während des Krieges bedeutende Schritte unternommen worden, die 
unter allen Amſtänden auch nach einem ſiegreichen Ausgang die jüdiſche Kapitalherr— 
ſchaft als feſt verankert gezeigt haben würden. Die echten mündelſicheren Werte waren 
vor allen Dingen in den jüdiſchen Beſitz übergegangen, die Bauwirtſchaft, von jeher 
ein wichtiges Spekulationsobjekt, ſtand unter hemmenden Ausnahmebeſtimmungen, 
ganze große Induſtriezweige, wie die Zementinduſtrie, hatten durch die Belieferung 
der Fronten eine Ausdehnung erfahren, die ſich auf das Mehrfache der Friedens- 
kapazität belief. Von dieſer Baſis aus wurde nach dem Krieg weiter gearbeitet, um 
dem jüdiſchen Ziele der vollen Beherrſchung der deutſchen Wirtſchaft weiter näher— 
zukommen. 


IX. Die nackkriegszeit 


Der Hauptwirtſchaftsbedarf nach dem Kriege lag auf dem Wohnungsmarkt 
vor. Statt daß den Ziegeleien nun ſofort Kohlen zur Aufnahme der Produktion 
gegeben worden wären, wurden ihnen dieſe noch zwei Jahre lang vorenthalten. In 
der gleichen Zeit verſuchte das Volk, in Fortführung der Siedlungsgedanken, die man 
im Kriege durchaus zu Recht propagiert hatte, nun von einer angeblichen ſozialen 
Regierung die Erfüllung dieſer Verſprechungen zu erhalten. Das Bauen ohne Ziegel- 
ſteine aber iſt ein Anſinn; trotzdem wurde nun — und das kennzeichnet die Perverſität 
und Heimtücke jener Politik — den Siedlern das Bauen in allerlei minderwertigen 
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Erſatzſtoffen, wie Lehm uſw., empfohlen. Auch Zementſurrogate kamen an den Markt, 
denn die Zementwerke erhielten ihre Kohlen weiter. Auch ſetzten damals ſchon die 
Schwierigkeiten der Finanzierung ein. Wiederum wurden einſeitige Bevorzugungen 
vorgenommen. Einige jüdiſche Großunternehmer ſowie die neubegründeten fozial- 
demokratiſchen Bauhütten erhielten vornehmlich die Baugelder, während der kleine 
und mittlere Handwerker das Nachſehen hatte; ebenſowenig kam der Privatardtiften- 
ſtand an die ihm gebührende Arbeit heran. Es wurde alles von einer engſten Clique 
im Stile von Rieſenunternehmungen aufgezogen. Bald aber zeigte ſich, daß der 
Bedarf trotz der ſcheinbaren Großunternehmungen niemals befriedigt wurde. Denn 
es waren zwar, vom rein geſchäftsmäßigen Standpunkt geſehen, immer Rieſenbau⸗ 
ſtellen, die in Angriff genommen wurden, aber es wurde nicht mehr gebaut, als die 
paar Großunternehmungen bewältigen konnten, während das Handwerk von dieſen 
Geſchäften im großen und ganzen ferngehalten wurde. Die erſtellten Wohnungen 
wurden nun weiter in zunehmenden Maße mit verknapptem Wohnraum bedacht, die 
gewählten Wandkonſtruktionen der Erſatzbauweiſen waren kalt, hellhörig und nahmen 
Feuchtigkeit an. Die aus Geldgier weggelaſſenen Fundamente, die ſchlecht gebauten 
Dächer verurſachten ſchon häufig während der Bauzeit und noch vor dem Bezuge 
Ausbeſſerungsarbeiten. Das ganze traurige Kapitel des Bauſchwindels im größten 
Stile rollte ſich ab. Die Bauſtellen wurden auch nicht nach dem volkswirtſchaftlichen 
Bedarf ausgeſucht; wo in Konkurſen oder bei anderen Spekulationsgelegenheiten 
Gelände in die Hände dieſer Kreiſe gelangt war, wurde drauflosgebaut. Das Land 
mit gutem Baugrund gelangte in die Privathand, der ſchlechte Baugrund blieb in 
öffentlicher Hand. Es vergrößerten ſich durch die Bau und Bodenpolitik weiterhin 
die Entfernungen zwiſchen den Arbeitsſtätten und Wohnſtätten und belaſteten die 
Armſten mit Koſten, die vom anderen unentbehrlichen Lebensbedarf abgeſpart werden 
mußten. Die Wohnungen dienten auch ſehr häufig gar nicht den Arbeitern, ſondern 
dem immer mehr verarmenden Mittelſtand, der plötzlich mit feinem Bedarf an Klein- 
wohnungen am Wohnungsmarkt erſchien. In die leer werdenden größeren Woh— 
nungen zogen die Oſtjuden und andere unerwünſchte „Gäſte“ ein. 


Bei dieſen Bauunternehmungen trat der völlige Mangel eines geordneten öffentlichen 
Planungsweſens hervor. In Stadt und Land das gleiche Bild unorganiſch angeſetzter 
Neubautätigkeit, der keinerlei ſtädtebauliche Planung vorangegangen war. Es rächte 
ſich jetzt bitter, daß alles Rufen nach geregelter ſtädtebaulicher Tätigkeit vor dem 
Kriege verhallt war. Die Kommunalverwaltungen, denen dieſe Arbeit nach damaliger 
Verwaltungseinteilung obgelegen hätte, lagen in den Händen der Sozialdemokratie, 
die der jüdiſchen Geldwirtſchaft reſtlos hörig war. So entſtanden ganze Wohnviertel, 
die noch für viele Jahrzehnte hindurch Krankheitsſtellen in den Stadtplänen bleiben 
werden. — Die freiwillige Arbeit einiger Landesplanungsverbände blieb vom Staate 
ungenutzt und wurde nur widerwillig zugelaſſen. 


Aber auch der Altbeſitz an Wohnungen war ähnlichen zerrüttenden Ein- 
flüſſen unterworfen. Wenn auch die Hypotheken, die ſich meiſt in Händen der Banken 
und Verſicherungen befanden, durch die Inſlationspolitik entwertet wurden, ſo 
wurden durch dieſe „Entſchuldungen“ keineswegs die Hausbeſitzer reicher. Denn ſie 
waren gerade in der Inflation lange Zeit an die alten Mieten gebunden, ſo daß 
man für Butterbrotwerte wohnen konnte. Dies führte dazu, daß der Hausbeſitz jetzt 
auch unmittelbar in die Hände der Banken und von Ausländern gelangte, die für 
wenige Dollars ganze Baublocks erſtehen konnten. Man ſieht außerdem, daß die 
Banken als Hypothekengläubiger bei der inflationsmäßigen Abwertung dieſer Papiere 
von vornherein gar nichts riskierten. Nach der Stabiliſierung der Mark wäre nun 
eine Sanierung in der Weiſe möglich geweſen, daß auf Grund einer neuen Be— 
wertung niedrigere Mieten hätten gefordert werden können, ohne die Hausbeſitzer 
zu ſchädigen. Hier aber fette die Hauszinsſteuerpolitik ein. 
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Die durch die Hypotheken auf wertung () entſtandene VBeleihungslücke von etwa 
75 v. H. wurde zunächſt mit der Pflicht belegt, entſprechende Zahlungen durch die 
Mieter — etwa den entfallenen Zinſen gleich — als Steuer entrichten zu laſſen. 
Merkwürdigerweiſe aber ließ man die Beleihungslücke dennoch offen für weitere 
private Begebungen. Die Hauszinsſteuer aber hatte vor allen anderen Laſten den 
Vorrang. Sie war alſo eine Art „Kellerhypothek“ geworden. Gerade in den 
ungeſundeſten und abbruchreifen Vierteln der Innenſtädte — in den alten Verbrecher. 
quartieren — füllte ſich die Beleihungslücke nach oben hin ſehr ſchnell wieder auf — 
entſprechend dem hohen Riſiko ſogar mit beſonders hoch verzinslichen Werten. Waren 
ſolche Häuſer dann — trotz der geſorderten Wuchermieten — nicht in der Lage, die 
Hypothekenzinſen zu zahlen, ſo kam man wegen der Armut der Bewohner 
um Befreiung von der Hauszinsſteuer ein. Aus dieſen Tatſachen ſieht man, welche 
Gefahr in ernſten Zeiten im Hyopthekenweſen liegt und daß es zur Kriſenſeſtigkeit 
der Geſamtwirtſchaſt gehören ſollte, die Beleihungen auf einem niedrigſten Maß zu 
halten. Die Abneigung Friedrich Wilhelms J. gegen Hypotheken überhaupt hatte 
eine große Berechtigung. — Es entſteht weiter das deutliche und richtige Bild, daß 
die jüdiſchen, ſprich Bankintereſſen an den Hypotheken den Vorrang vor den öffent- 
lichen Intereſſen an der Hauszinsſteuer erlangt hatten. Der Vergleich vom Staat im 
Staate erhält dadurch eine neue Berechtigung. Die Hauszinsſteuermittel wurden ent- 
gegen der erſten Abſicht des Geſetzgebers nicht für Wohnungsbauten, ſondern in 
hohem Prozentſatz zur Deckung der Koſten der allgemeinen Verwaltung verwandt. 
Damit erhielt die Spekulation und das Bankkapital erneut Spielraum für einen 
Raubzug am Wohnungsweſen. 


Daß man auf dem Gebiet des Städtebaus ſofort verſtand, die Staatsgewalt ſpielen 
zu laſſen, wenn es dem jüdiſchen Intereſſe diente, zeigt das Beiſpiel der Beſiedlung 
des Ruhrkohlengebiets. In der Zeit der Reparationsleiſtungen hatte der Ruhrberg⸗ 
bau beſtimmte gewaltige Kohlenmengen zu fördern, ſo daß zur Bewältigung dieſer 
Arbeit mit drei anſtatt mit zwei Schichten gearbeitet werden mußte. Dazu war eine 
Vermehrung der Belegſchaften um etwa ein Drittel der bisherigen Stärke erforder- 
lich, das auch wohnen mußte. Am einen genügenden Anreiz zum Zuzug zu ſchaffen, 
wurden für die Bergmannswohnungen 60 Quadratmeter Wohnfläche als Grundmaß 
beſtimmt, ein reichliches Abermaß gegenüber dem vorhandenen Wohnungsbeſtand. 
Mit größter Energie wurde in kurzer Zeit dieſer Siedlungsplan für ein ganzes 
Induſtriegebiet in die Tat umgeſetzt, die Verwaltungszuſtändigkeiten wurden, der 
praktiſchen Handhabung wegen, mit einem Strich geändert; kurz, es ging, wenn man 
wollte, und man wollte, denn es diente dem Kapitalintereſſe der Sieger. Bei dieſem 
„Erfolg“ aber blieb man ſtehen und ließ im übrigen Reichsgebiet ſelbſt die kleinſten 
Dorfgemeinden im Wege unzulänglicher Selbſthilfe allein den Verſuch unternehmen, 
ſich die für die ländliche Siedlungstätigkeit erforderlichen Bebauungspläne zu 
beſchaffen. Damit diente man wiederum allein jener bekannten Spekulantenclique, 
zum Schaden des Ganzen. 


Einzelheiten der jüdiſchen und kommuniſtiſchen Siedlungspolitik 

Daß es bei dieſer Politik um die Vernichtung des deutſchen Menſchen als Kultur— 
faktor ging, geht aus den Einzelheiten deutlich hervor, die über die Architektenvereini— 
gung „Der Ring” bekannt geworden ſind. Dieſe Gruppe von zum Schluß 27 in großer 
Zahl jüdiſcher Architekten ſtand in engſten Beziehungen zum Kreiſe der ſogenannten 
Dadaiſten, die fih von vornherein die kommuniſtiſche Zerſetzung Deutſchlands zum 
Ziel geſetzt hatten. Sie propagierte den Wohnungsbau und wurde dabei von einer 
mit 10 000 000 RM Reichsgeldern begründeten Reichsforſchungsgeſellſchaft für 
Wirtſchaftlichkeit im Bau. und Wohnungsweſen unterſtützt, die beim Reihsarbeits- 
miniſterium reſſortierte. Die in Stuttgart, Deſſau, Frankfurt a. M., München und 
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Karlsruhe errichteten „Muſterſiedlungen“ ſtellten Verſuche für Maſſenſiedlungen in 
Großbauweiſen dar, durch die das Handwerk und die freien Architekten bei Fort- 
ſetzung der Methoden völlig aus dem Bauwirtſchaftsleben ausgeſchaltet wurden. 


Die Wohnungen ſelbſt erwieſen ſich, abgeſehen von München, als ungeſund, die Bau- 
weiſen als Pfuſcherei. Marx beſchreibt im kommuniſtiſchen Manifeſt den Proletarier 
als einen Menſchen, deſſen Verhältnis zu Weib und Kind nichts mehr gemein haben 
ſolle mit dem bürgerlichen Familienverhältnis. In den nach dieſem Ziel errichteten 
Sowjetwohnungen war der Menſch tatſächlich zum Vieh geworden. Derartige 
Wohnungen wagte eine damalige Regierung öffentlich auch in Deutſchland anpreiſen 
zu laſſen. Dies enthüllt die Abſicht, den Kampf gegen den Menſchen ſelbſt auch in 
Deutſchland bis zur Vernichtung zu führen und ihn zum Arbeitsſklaven wahnfinniger 
jüdiſcher Schmarotzer zu machen. Die damalige Wohnungspolitik bildete den Mittel- 
punkt dieſer Machtbeſtrebungen. 


Die zielbewußte Methodik iſt nicht allein daraus zu erkennen, daß es in der In⸗ 
flationg- und Deflationszeit gelungen war, auch nahezu alle privatwirtſchaſtlichen 
Arbeitsſtellen in jüdiſchen Beſitz zu bringen, ſondern daß es auch bis zu einem hohen 
Grade geglückt war, alle bereits ſozialiſierten techniſchen Verwaltungsgebiete und 
Betriebe in den jüdiſchen Wirtſchaftskreislauf einzuſpannen. 


Die abſichtsvolle Auflöfung der techniſchen fjoheitsſtellen 


Die im Miniſterium für Handel und Gewerbe verwalteten Bergwerke, Salinen und 
Bäder wurden in die Form einer großen Aktiengeſellſchaft überführt; damit wurde 
die Kontrollmöglichkeit gemindert, vor allem aber der Geldumlauf dieſer Inſtitute in 
den Bankenumlauf hineingeleitet und ſomit der Zinsvorbelaſtung unterſtellt. 


Die Ströme wurden durch den Verſailler Vertrag für international erklärt, die 
Koſten für die Regulierungsarbeiten verblieben allerdings dem Deutſchen Reich. 


Die Eiſenbahn wurde ebenfalls in eine Geſellſchaft umgewandelt; ihre Einkünfte 
dienten dazu, den Feindmächten Tribute zu entrichten. Die Tarife wurden erhöht 
und dadurch die deutſche Wirtſchaft konkurrenzunfähig gemacht. Die Meliorationen, 
ein wichtiges Gebiet der ſtaatlichen Fürſorge, wollte man nicht mehr von der Staats- 
verwaltung, ſondern von einer privatwirtſchaftlichen Geſellſchaft planen und aus- 
führen laſſen; die Kulturbauämter war man im Begriff aufzulöſen. 


Das Siedlungsweſen wurde in Preußen dem Volkswohlfahrtsminiſterium unterſtellt, 
im Reich dem Reichsarbeitsminiſterium, mit welchem Ziele, iſt bereits ausgeführt. 
Am die vorgenannten Maßnahmen durchführen zu können, löſte man das Preußiſche 
Miniſterium der öffentlichen Arbeiten auf und führte eine planmäßige Zerſplitterung 
aller techniſchen Inſtanzen durch. Die Hoheitsaufgaben der Technik lagen damit brach; 
alle dieſe wichtigen volkswirtſchaftlichen Energien waren in jüdiſche Hand gelangt 
und wurden gegen das deutſche Volk mißbraucht. 


Der Detſonenſtandsaufbau der Technik 


Die Zerſtörung aller Rechtsbegriffe im techniſchen Arbeitsgebiet war nur durch eine 
reſtloſe Zerrüttung des Perſonenſtandes denkbar. Die techniſch-wiſſenſchaftlichen 
Vereine, welche Widerſtand zu leiſten ſuchten, waren arm und bedeutungslos 
geworden und gewannen keinerlei politiſchen Einfluß bei den übermächtigen Parteien. 


Die perſönliche Korruption drang vereinzelt auch in die Kreiſe der techniſchen 
Beamtenſchaft; die „Villa“ im Grunewald, gebaut mit Hypotheken der Bauunter- 
nehmer, denen hohe Staatsaufträge zugefloſſen waren, die um viele hundert Prozent 
überſchrittenen Koſtenanſchläge, perſönliche Bereicherungen an Baugeldern und die 
amtliche Anterdrückung von Skandalprozeſſen ſind Angelegenheiten, die noch im 
perſönlichen Erlebnis ſehr vieler Beamten für lange Zeit wach bleiben werden. 
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Die dingliche Gesetzgebung im Bauweſen 


In dieſer Korruptionszeit find auch ſehr viele Geſetze über das Bau-, Siedlungs- 
und Wohnungsweſen herausgekommen. Da aber die größte Mehrzahl aller Bauten 
nur als Zinsobjekte der jüdiſchen Geldwirtſchaft entſtanden, dienten dieſe Geſetze nur 
dazu, dieſen ungeſunden Zuſtand feſt zu verankern. Sie haben zur Zerrüttung der 
Bauwirtſchaft beigetragen, das Handwerk und den Mittelſtand ruiniert, den Haus- 
beſitz zerſtört und die Korruption gefördert. Es iſt ein Zuſtand des größten Rechts. 
wirrwarrs und der aufeinanderfolgenden Rechtsbrüche gegen das Eigentum ent. 
ſtanden, gegen den Verzweifelte mit Aufwertungsforderungen und in ähnlicher Weiſe 
vorgehen wollten. Die mitten in der Entwicklung ftedengebliebenen und ſchon an ſich 
fehlerhaften Geſetze der Vorkriegszeit, wie das bekannte Fluchtliniengeſetz, die ſchwer⸗ 
fällige und unwirkſame Baupolizeigeſetzgebung, die keine Handhaben gegen den 
Pfuſcher bietet und die ungeſundeſten und raſſezerſtörenden Elendswohnungen der 
Armenviertel „vorſchriftsmäßig“ finden kann, alle dieſe Abelſtände ſind beſtehen 
geblieben und haben unter Zutritt der wirtſchaftlichen Verwirrung ſich in der Aus- 
wirkung nicht verbeſſert. 

Die angeſtellte Inſtanzenverwirrung machte es unmöglich, den Rattenkönig bisher zu 
löſen. Von einem geſetzmäßigen Geſamtzuſtand kann daher eigentlich zur Zeit immer 
noch nicht geſprochen werden. Es iſt ſehr zweifelhaft, ob es viel Sinn hat, eine 
„Abwicklung“ dieſes verwirrten Zuſtandes noch durchzuführen, oder ob es nicht ſehr 
viel beſſer wäre, mit einem Schlag ein neues Baugeſetz in Kraft zu bringen. Eine 
ſolche Löſung iſt vielfach vorgeſchlagen worden. Namentlich die unter der Verwirrung 
leidenden privaten Kreiſe glauben, daß eine ſolche einfach ſcheinende Löſung möglich 
ſei. Zur Löſung muß die Hauptzielſetzung des Gegners, ſeine geopolitiſche Abſicht 
nochmals herangezogen werden. 


Bau- und Wirtfchaftspelitik des Judentums 
Das Ziel iſt für den jüdiſchen Gegner die Entreißung aller für die Beherrſchung des 
wirtſchaftlichen Weltmittelpunktes nötigen Machtmittel aus der Hand des deutſchen 
Volkes geweſen und die gleichzeitige Verſklavung des deutſchen Menſchen. Die 
Machtmittel find die techniſchen Errungenſchaften aller Art, und der wirtſchaſtliche 
Halt des Kulturmenſchen iſt ſeine Wohnung. — Die wichtigſte Rolle ſpielen unter 
den techniſchen Errungenſchaften die Wehr- und Verkehrsmittel, ſodann die Induſtrie⸗ 
werke und die Krafterzeugung. Die jüdiſche Wohnungspolitik galt nicht allein der 
wirtſchaftlichen Beherrſchung dieſer Werte, ſondern vor allen Dingen dem Zweck, 
den Menſchen durch menſchenunwürdige Verknappung der Wohnung völlig zu demo— 
raliſieren. Dies letztere ſeeliſche Ziel hat man nur teilweiſe und, zeitlich geſehen, 
auch nur vorübergehend erreichen können. Aber man hat die Abſichten über die 
Wohnungs wirtſchaft faſt reſtlos durchführen können. 
Im Wohnungsbauweſen lag — vom Standpunkt des Gegners geſehen — ſowohl 
der Beginn wie das Ende der jüdiſchen Politik. Hier ſchließt ſich der Kreislauf der 
völligen Amzingelung. In ihm liegen umſchloſſen die Lähmung der Wehrkräfte und 
der Beherrſchung der techniſchen Zweige der öffentlichen Verwaltungen, abgeſehen 
von der privatwirtſchaftlichen Beherrſchung der Induſtrie. 
Als Reihenfolge des Wiederaufbaues einer nationalen deutſchen Wirtſchaft ergab 
ſich alſo zeitlich folgende bereits erfüllte Reihenfolge: 

1. Wehrwille; 

2. Wehrwirtſchaft; 

3. Staatshoheit über die Wehrwirtſchaft. 


Es müſſen noch zurückgewonnen werden die privatwirtſchaftlichen Freiheiten, ſoweit 
ſie heute noch von der Amklammerung der internationalen Geldwirtſchaft abhängig 
find. Vor allen Dingen aber iſt jener Wohnungszuſtand zu beſeitigen, der den Ab- 
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ſchluß der jüdiſchen Vergewaltigung kennzeichnet. Hier iſt die wichtigſte Feſtung des 
Judentums zu erkennen, die auch heute — ihrer wirtſchaftlichen Form nach — beſteht 
und die ſich daher auch heute noch in ihrer beabſichtigten demoraliſierenden Wirkung 
bemerkbar macht. Dieſer Zuſtand, der in allen Großſtädten, beſonders in den 
Induſtriebezirken und ganz beſonders in den öſtlichen Reichsgebieten, vorhanden iſt, 
fol an den Berliner Wohnungszahlen näher verdeutlicht werden. 


Es leben von rund 4,2 Millionen Berlinern 


in Kleinſtwohnungen bis zu 2 Räumen (Stube und Küche). . 1,25 Millionen, 
in Wohnungen von 3 Räumen (1½ Stuben und Küche) . 1,55 Millionen, 


zuſammen rund 2,8 Millionen, 
d. h. rund zwei Drittel der Berliner Geſamtbevölkerung. 


Dieſer Wohnzuſtand iſt aſozial, weil in dieſen Wohnungen die Exiſtenz einer deutſchen 
Normalfamilie, aus Eltern und 4 Kindern beſtehend, nicht möglich iſt. Mit Recht 
gelten daher als „überbelegt“ Wohnungen mit mehr als zwei Bewohnern im eigent- 
lichen Wohnraum, wobei eigentlich die Küche als nicht bewohnt anzuſehen ſein ſollte. 
Von den Kleinſtwohnungen von „2“ Räumen waren aber nach der Statiſtik von 1925 
mit 3 und mehr Menſchen bewohnt 41 371 Wohnungen. Hier wagten es alſo dennoch 
einige Familien mit im ganzen rund 200 000 Köpſen Kinder groß zu ziehen, die reſt⸗ 
liche dort wohnende eine Million Menſchen war kinderlos, gehörte alſo zu dem voll- 
kommen abſterbenden Teile des deutſchen Volkes, die dem Feindwunſche praktiſch 
Rechnung trugen, daß 20 Millionen Deutſche zuviel auf der Welt ſeien. Auch die 
in den 1/- Zimmer-Wohnungen hauſenden Menſchen trugen hierzu bei, ſelbſt die in 
den beſſeren Wohnungen lebenden waren keineswegs frei von dem Einfluß dieſer 
jüdiſchen Entvölkerungspolitik; denn je beſſer die Wohnung, um ſo mehr neigte die 
Syſtemzeit — nach den Statiſtiken — zur kinderarmen und kinderloſen Familie. 


Die breite Schicht aber — nämlich zwei Drittel der Geſamtbevölkerung — wurde 
durch die menſchenunwürdige Wohnungsverknappung einfach in das jüdiſche Syſtem 
hineingezwungen. Die Wohnungspolitik hatte alſo das 1850 ausgeſprochene Ziel des 
kommuniſtiſchen Manifeſtes des Juden Mardochai (Karl Marx) bereits erreicht: 
Die Proletariſierung war durch die Wohnungspolitik gelungen. „Der Proletarier 
iſt eigentumslos, fein Verhältnis zu Weib und Kind hat mit dem bürgerlichen Ver- 
hältnis der Familie nichts mehr gemein.“ 

Hierzu hatte die Baupolitik der Syſtemzeit beigetragen. Die Berliner WohnungS- 
ſtatiſtik, welche für zwei Drittel der Bevölkerung den aſozialen Zuſtand der Woh- 
nungen feſthält, zeigt, daß hier in planmäßiger Zerſtärungsarbeit von 1850 bis 1932 
— alſo in 82 Jahren — ein Anterbau für den Kommunismus geſchaffen worden iſt, 
deſſen reſtloſe Aberwindung erforderlich ſein wird, um die Fundamente des Dritten 
Reiches gegen weitere Angriffe des Judentums zu ſichern. Dies Ziel muß daher von 
unferer und den nachfolgenden Generationen klar erkannt und mit der Erkenntnis 
einer beſtehenden Todfeindſchaft zwiſchen dem deutſchen Volke und den jüdiſchen 
politiſchen Organiſationen verfolgt werden. Der Kampf gegen den letzten Freimaurer 
und Juden iſt Vorausſetzung für den Erfolg dieſes Kampfes. 


X. Die Aufbauarbeit des Führers 


Die Stärke des deutſchen Volkes liegt im Boden der Heimat, wenn wir auf ihm 
— entſprechend ſeinen Bedingungen — eine idealiſtiſche Volksgemeinſchaft bilden. 
Daher wurde zunächſt die Ehre der Arbeit wiederhergeſtellt. Man packte den deutſchen 
Raum an allen brachliegenden Stellen an, um ihn nutzbar zu machen. Dies geſchah 
durch klare Hoheitsakte. Dieſen Befehlen hatten die bisherigen Geldgewerbe 
ebenſo zu gehorchen wie der deutſche Arbeiter und der deutſche Techniker. Oſtpreußen, 
die Watten und Moore gewinnen damit neues Leben; angefangene Siedlungen 
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werden beendigt, neue nach beſſeren Grundſätzen angelegt, wo ſich Bedarf zeigt. 
Hierbei find viele alte Fehler zu liquidieren. Damit tft dem großen Wirtſchafts⸗ 
gebiet des Siedlungsweſens zu Anfang genügend Rechnung getragen. Die Aber⸗ 
wachung des Reichsheimſtättenamtes ſorgt dafür, daß keine weiteren Verſtöße gegen 
die nationalſozialiſtiſche Lebensauffaſſung vorkommen. 


Nach gewiſſen notwendigen planungsmäßigen Vorarbeiten wurde ſodann mit großer 
Energie die große Raumpolitik durch Einleitung der Straßenbauten angepackt. Der 
wichtigſte rechtliche Schritt war, die Wegebauten aus dem Arbeitsgebiet der Selbſt⸗ 
verwaltung herauszunehmen und zunächſt — ohne viel Federleſens zu machen — 
dem hierfür beſonders eingeſetzten Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen 
Dr. Todt zu unterſtellen. Deſſen Zuſammenarbeit mit der Reichsbahn ergab ſich 
weiterhin zwangsläufig aus innerer Notwendigkeit. Auch die Reichsbahn ſelbſt erhielt 
hierdurch neue Antriebe. 


Dieſe Arbeiten ſind bereits Maßnahmen, um einen etwa einmal erforderlich werdenden 
Einſatz der Wehrmacht im Innern des Landes bei Feindeinfall wirkungsvoll durch- 
führen zu können. Hier zeigt ſich bereits die Rückfichtnahme auf die Geopolitik. Nach 
der Wiederherſtellung der Arbeitsehre erfolgte die Wiederherſtellung der Wehrmacht 
und der Mannesehre. Alle Rüſtungswerke, ob ſtaatlich oder privat, find in Tätigkeit. 
Der Wille des Führers erſetzt auch hier geſchriebene Geſetze. 


Im Mittelpunkt des Wiederaufbaues des Heeres ſteht der völlige Neubau einer Luft- 
flotte und der Kriegsmarine. Die Namen des Generalfeldmarſchalls Hermann Göring 
und des Großadmirals Raeder find damit zu Markſteinen der Geſchichte geworden. 
Generaloberſt Loeb und General Becker leiten mit vielen anderen hohen Offizieren 
und Männern der Induſtrie zuſammen einen im Entſtehen begriffenen Generalſtab 
der Wirtſchaft; im Vierjahresplan findet er ſeine erſte organiſatoriſche Form und 
Auswirkung. Die Weiterentwicklung zu organiſatoriſchen Dauerformen liegt im 
Sinne der nationalfozialiſtiſchen Idee. 


Die Wehrhaftmachung ſpielt bereits wieder wichtig in das Bauweſen hinein. Es 
bedarf heute keiner befeſtigten Städte mehr wie im Mittelalter, wo ein Teil der 
Bevölkerung zuſammenhauſen und ſich von der Natur abſperren mußte. Im Zeitalter 
des Luftkrieges ſind gelockerte Siedlungen zu erſtreben, Zuſammendrängungen zu 
vermeiden. Dies alte Ziel, das früher aus vielen anderen notwendigen Gründen 
erſtrebt wurde, aber nicht erreicht werden konnte, iſt heute als Grundforderung mit 
den Hauptlebensfragen verknüpft. Neue Garniſonen, locker verſtreut, umgeben von 
halb ländlichen, halb ſtädtiſchen Gebilden, werden die neuen Mittelpunkte eines 
gefunden Bevölkerungsaufbaues bilden. Die Bauverwaltungen der Luftwaffe, des 
Heeres und der Kriegsmarine leiſten für dieſe Verwaltungen bisher ganz neuartige 
und zugleich vorbildliche Arbeit auch im Siedlungsweſen. Damit erübrigen ſich ganze 
Siedlungsgeſetze, wenn dieſer Grundſatz als Allgemeingut ſich durchſetzt. 


Dies aber iſt viel leichter als durch Geſetze durch ein hoheitsmäßig geleitetes 
Planungsweſen zu erreichen; von Fall zu Fall wird nach den örtlichen Bedingungen 
das Erreichbare in großen Planungen nach den Grundſätzen der Raumordnung feſt— 
gelegt. Wir müſſen erkennen lernen, daß ſolchen großen Planungen, in Zeichnungen 
feſtgelegt, dieſelbe Kraft innewohnt wie geſchriebenen Geſetzen. Nicht alles läßt ſich 
eben in Buchſtaben ausdrücken. Die Zeichnung umreißt die Abſichten des Geſetzgebers 
häufig ſchneller und eindeutiger als das Wort. Die Gründung der Reichsſtelle für 
Raumordnung hat daher eine viel größere Bedeutung als die eines techniſchen Büros. 
Sie iſt geſetzgebende Hoheitsſtelle nach der praktiſchen Auswirkung ihrer Arbeit. 

Sie ging aus der Geſellſchaft zur Vorbereitung neuer Eiſenbahnen (Gezuvor) hervor 
und wurde dem allzu früh verſtorbenen Direktor Walter Bloeker unterſtellt, einem 
hervorragenden Techniker von ſeltenem Weitblick und größtem Verſtändnis für den 
Aufbau einer techniſchen neuartigen Verwaltungsgruppe innerhalb des Staatsweſens; 
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Bloeker war ein perſönlicher Freund und Kriegskamerad des Generalfeldmarſchalls 
Hermann Göring. In der Reichsſtelle für Raumordnung werden erſtmalig die 
gejamten lebenſpendenden Bedingungen des heimatlichen Bodens und feine bisherige 
Nutzungsart kartographiſch nach neuen Geſichtspunkten ſeſtgehalten. Auch die geſchicht⸗ 
liche Wandlung in der Nutzungsart wird dargeſtellt. Aus dem ſo entſtehenden 
dynamiſchen Bilde der Wirtſchaftsſtruktur werden die Schlußfolgerungen für den 
weiteren, nunmehr zu regelnden Wandel gezogen. Wichtige Vorarbeit in dieſem 
Sinne haben viele Gelehrte, z. B. Profeſſor Stremme, Danzig, Spiethof in Bonn 
und andere, geleiſtet, deren Gedankenwelt hier mit den Erfahrungen des im Wirt⸗ 
ſchaftsleben ſtehenden Technikers ſich zu einem großen, das Leben befruchtenden Ver⸗ 
waltungszweige techniſchen Charakters entwickeln. 


Die Arbeit wird unterſtützt und für die kleineren Bezirke ergänzt durch das Geſetz 
über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten. Auch hier werden die Aus- 
führungsbeſtimmungen des Geſetzes gezeichnet und nicht geſchrieben. 


Die Elektrowirtſchaft — das Schmerzenskind der Sozialiſierung — iſt durch die neue 
Ordnung für die Kommunalverwaltungen und durch das Energiewirtſchaftsgeſetz 
zunächſt einmal unter ſtraffe Aufſicht gebracht. Hier ſind viele verwickelte und unklare 
geſchäftliche Abhängigkeiten zu klären, bis ein Aberblick möglich iſt. 


Viel wertvolle wiſſenſchaftliche Arbeit liegt vor über die Nutzung der deutſchen Roh- 
ſtoffe und die Schwierigkeiten, welche hier bisher obwalteten. Die Kapitalwirtſchaft 
hat vieles ungenutzt liegen laſſen, weil die Lieferung aus dem Ausland billiger war. 
Daß die Erſchließung der heimiſchen Quellen aber lebensnotwendig iſt und daher 
angeordnet werden muß, wird ebenfalls eine Tätigkeit ſein, für die die Stelle für 
Raumordnung maßgebliche Geſichtspunkte wird herausarbeiten können. Durch ſolche 
Erſchließungen ergeben ſich häufig ganz neue Siedlungsſtellen an Orten, wo bisher 
der Menſch keine nützliche Beſchäftigung finden konnte. Wir laſſen auch nicht die 
Watten eindeichen, weil die in dieſe Arbeiten inveſtierten Koſten ſich etwa verzinſten, 
ſondern weil unter allen Amſtänden neuer Arbeitsboden für die Landwirtſchaft ge- 
ſchaffen, neues Siedlungsland für deutſche Menſchen erſchloſſen werden muß. 


Während die neue Stelle für Raumordnung mit den ihr zur Verfügung ſtehenden 
hoheitsmäßigen Rechten große Arbeitsgebiete anpacken kann, die bisher brachlagen, 
arbeiten die alten zerſplitterten Inſtanzen einſtweilen weiter ſo gut es geht. Die 
Weiterarbeit wird ergeben, in welcher Weiſe eine Neuordnung der oberſten techniſchen 
Inſtanzen erforderlich und möglich ſein wird. Vieles iſt hier neu nach ganz neuen 
Grundſätzen zu ordnen. 


Die preußiſchen Bezirksregierungen haben ſchon — aus Gründen der Entwicklung — 
längſt nicht mehr alle Fäden in der Hand halten können, ſo wie es Stein ſeinerzeit 
dachte. Die großen Strombauarbeiten werden zentral, für jedes Stromgebiet getrennt, 
verwaltet; die Verwaltungszuſtändigkeit der Bezirksregierungen und Oberpräſidenten 
mußte hier durchbrochen werden. Für die Eiſenbahndirektionsbezirke ergaben ſich 
ähnliche Gründe, fie nicht in die regionale Ordnung der ſonſtigen allgemeinen preu- 
ßiſchen Verwaltung hineinzuzwängen. Hier ſind andere Raumgruppen zu bilden, die 
den Geſetzen des europäiſchen Verkehrs nachgebildet werden müſſen. Für die Elektro- 
wirtſchaft werden wieder neue und noch anders geartete und gelagerte Mittelpunkte 
ſich ergeben. | 

Daher bleibt für die großen tehnijh-beftimmten Hauptgruppen der Verwaltung nur 
eine Regionalteilung übrig, die für die beſonderen Zwecke jeweils geeignet iſt. Es 
war daher ein Fehler der Vorkriegszeit, ſolche Gebiete dann einfach der Kommunal- 
wirtſchaft, alſo den kleinſten Regionalgruppen, zu überlaſſen. Die Geldwirtſchaſt 
bekam gerade hierdurch die Möglichkeit, die notwendige größere räumliche Teilung 
nach ihren Geſetzen und Abſichten im Sinne der Geldwirtſchaft vorzunehmen. Hier 
find viele Überlegungen noch anzuſtellen. Sie werden aber darauf hinauslaufen, daß 
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zunächſt einmal, nach bewährtem Hoheitsprinzip in techniſchen Dingen, dieſe lech⸗ 
niſchen Gruppen in paſſender Weiſe zentral geordnet werden. Es laſſen ſich jetzt 
ſchon für eine verwaltungsmäßig praktiſche Aufteilung unterſcheiden: 


a) Die Hoheitsgruppen des großen techniſchen Planungsweſens, 
b) die Verkehrsgruppe (Eiſenbahn, Poſt, Waſſerverkehr, Elektrowirtſchaft), die nach 
dem Treuhändergrundſatz zu arbeiten hat, 


c) die gütererzeugende Gruppe (Bergwerke, Salinen, Herſtellungsinduſtrien), deren 
Tätigkeit nach den Geſetzen des ehrſamen Kaufmanns vonſtatten geht. 


Das Zuſammenarbeiten der drei Gruppen wird ſich nach der Art richten, wie jede 
ihrerſeits Planungen vornehmen und daher mit der Hoheitsgruppe zuſammen⸗— 
wirken muß. 

Es hat ſich bisher ſchon gezeigt, daß durch Vorlage großer Planungen bei der Raum- 
ordnungsſtelle Planverbeſſerungen entſtehen, im Sinne der volkswirtſchaftlich beſſeren 
Einordnung in ein großes geordnetes Geſamtbild. 


An allen Planungsarbeiten aber hängen zur Zeit immer noch die Rückſtände einer 
überholten Anleihegeldwirtſchaft. Wenn dies auch einſtweilen bei den großen 
ſtrategiſch notwendigen Anternehmungen keine dauernde Sorge zu bilden braucht, 
ſo iſt doch die Fortſetzung dieſer Geldwirtſchaft für die Förderung des großen 
Siedlungswerkes eine Behinderung, die nicht auf die Dauer ertragen werden kann. 
Die Abſtreifung der Feſſeln einer falſchen Geldwirtſchaft wird überhaupt erſt die 
Werte der techniſchen Arbeit voll zur Geltung bringen. 


Zur Reichsplanung gehört weiter die Löſung der Frage des Bodenrechts. Auch 
dieſe Frage wird zuſammen mit der Neuordnung des Geldweſens gelöſt werden 
müſſen. Beide Angelegenheiten, Geldwirtſchaft und Bodenwirtſchaſt, ſind daher nach 
alter Meinung vordringlich, wenn die Bauwirtſchaft ihre Arbeit am Siedlungs- 
weſen glücklich erfüllen ſoll (Punkt 11 und 17 des Parteiprogramms). 


Die Perſonenſtandsfrage könnte jederzeit unabhängig von den techniſchen Angelegen— 
heiten durch ein entſprechendes Geſetz geregelt werden, wenn bereits diejenige 
techniſche höchſte Reichsſtelle vorhanden wäre, die endgültig und dauernd über dieſer 
Angelegenheit ſtehen fol. Es erſcheint aber nicht zweckmäßig, daß eine ganze Anzahl 
von Reichsreſſorts hier mitwirken, um nachher vielleicht einem neuen Miniſterium 
der öffentlichen Arbeiten ein aus Vergleichen und Zugeſtändniſſen entſtandenes un- 
brauchbares Inſtrument in die Hand zu drücken. Es ſind hier noch zu viele weitere 
Zuſammenhänge, z. B. die Neubildung des geſamten Anterrichtsweſens, zu klären. 
Wenn wir uns an das Wort des Führers halten, der es für notwendig hält, „daß 
eine dauernde Erneuerung der beſtehenden geiſtigen Schichten durch friſche Blut— 
zufuhr von unten her ſtattfinden müſſe“, dann wird damit ſchon Weſentliches erreicht 
ſein. Es iſt auch noch ſehr viel Arbeit zu leiſten, um die letzten Reſte liberaliſtiſcher 
Anſchauung aus der Wirtſchaft herauszutreiben; ebenſo muß in den Beamtenkörpern 
noch viel Aufklärung geſchaffen werden. 


Bis dieſe moraliſche Erneuerung im Sinne des Nationalſozialismus nicht mit 
größerer Sicherheit ſich vollzogen hat, wäre es daher auch von noch verhältnismäßig 
geringer Wirkung, einen geregelten ſtändiſchen Perſonenaufbau vorzunehmen. So 
bleiben die nationalſozialiſtiſchen Organiſationen des NS.⸗Bundes Deutſcher Technik, 
des „Amtes für Technik“ und des Reichsbundes der Deutſchen Beamten zunächſt dafür 
verantwortlich, daß die Grundſätze der Bewegung an allen wichtigen Stellen inne— 
gehalten und auch von den bisherigen wiſſenſchaftlichen Vereinen angenommen 
werden. 

Die techniſch-ſchöpferiſchen Perſönlichkeiten haben ſeit der Machtübernahme in enger 
Zuſammenarbeit mit der Induſtrie und unter der genialen Führung des General— 
feldmarſchalls Hermann Göring ſich im Vierjahresplan zuſammengetan und in dieſer 
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kurzen Seit bereits überwältigende Erfolge erzielt. Die Rohftoffnot Deutſchlands 
find wir im Begriff, aus eigener Kraft zu überwinden. Bisher brachliegende Boden- 
ſchätze werden neu erſchloſſen; hierdurch werden große Gebiete der Siedelung 
zugeführt und dienen damit zugleich der Auflockerung der Großſtädte. Die zahlloſen, 
von der Chemie entwickelten neuen Werkſtoffe — aus heimiſchem Material ge⸗ 
wonnen — ermöglichen die Bewältigung von Aufgaben, die der Technik bisher als 
unerreichbare Fernziele vorſchwebten. Hier ſind die Gebiete der Leichtmetalle und 
der Kunſtharzſtoffe ſowie der Kunſtſeide und Kunſtwolle vor allem zu nennen. Ohne 
die Einflußnahme der Staatsgewalt wären der ſchöpferiſche Wille des Ingenieurs 
und die Wirtſchaftskraft der auf ſich angewieſenen Privatinduſtrie gar nicht in der 
Lage geweſen, die neuen Gedanken in die Tat umzuſetzen. Die Einflußnahme der 
ſtaatlichen Hoheitsgewalt war hier das Element, welches es den ſchöpferiſchen leben⸗ 
digen Kräften überhaupt erſt ermöglichte, ihr Leben in das Gemeinſchaftsleben 
einzubinden. 


Durch die ſtaatsmänniſch geordnete Tätigkeit der induſtriellen Kräfte wird in einer 
noch nie dageweſenen Weiſe die ungefährdete, kriſenfeſte Deckung des Hauptbedarfs 
des deutſchen Volkes geſichert. Der Kraftüberſchuß über den Innenmarkt iſt durch 
dieſe großartige „Sozialiſierung“ ſo gewaltig, daß wir bereits wieder zu einem 
geſunden Eindringen in den Weltmarkt gelangen, ganz aus eigener Kraft und in 
völliger Anabhängigkeit von den geldwirtſchaftlichen Währungsmanövern der 
jüdiſchen internationalen Kapitalskräfte. 


Dieſe Erfolge find allein dadurch erzielt worden, daß die ſchöpferiſchen Kräfte 
unmittelbar von der ſtaatlichen Hoheitsgewalt und eben nicht von der goldenen 
Internationale gelenkt worden ſind. Der andere Grund des Erfolges iſt der, daß 
alle kleinlichen Bürokratenſorgen verblaſſen, wie etwa die neuen Dinge zu alten 
Paragraphen ſtimmen könnten. Dieſe Sorgen wurden in das Schattenreich des 
Intellektualismus mancher „Verwaltungsjuriſten“ zurückgedrängt, aus dem ſie früher 
einmal geboren wurden. Aber auch die „Reißbrettechniker“ hatten ihren wohl. 
gemeſſenen Anteil am Stillſtand, weil ſie es nicht verſtanden, ihre Arbeit in ein 
großes Geſamtbild einzugliedern. 


Erſchwert wird dieſe Arbeit immer noch dort, wo jenes Regieren nach Paragraphen 
um des Paragraphen willen noch nicht aufhören will. Hier verſteht man es immer 
noch nicht, daß auf dem ewig fortſchreitenden Gebiete der Technik ſich ein „Geſetz“ erſt 
dann bilden kann, wenn eine Neuerung eine endgültige Form erreicht haben follte. . 
Als die Schiene erfunden wurde, war ſie fertig; daher war es möglich, den Verkehr 
auf ihr öffentlich rechtlich zu regeln und Verkehrsordnungen aufzuſtellen. Eine geſetz. 
liche Ordnung zur Erfindung von Lokomotiven aber hätte ſich nicht einführen laſſen. 
Jedoch war es für den Staat notwendig, die vom Erfindergeiſt gebrachten Neuerungen 
in den Dienſt der ſtaatlich beherrſchten Schiene zu ſtellen. Nur der unſchöpferiſche 
Paragraphengeiſt wäre hier hinderlich geweſen, wenn er in dieſem Gebiete der ver- 
ſtaatlichten Technik des öffentlichen Verkehrsweſens hätte regieren können. 


Mit der Verſtaatlichung der Schiene aber war der Ingenieur in die Verwaltung ein- 
gezogen. Dieſer zog die freien ſchöpferiſchen Kräfte daher ebenfalls zum Staate 
herüber, ſowie ſtaatswichtige Neuerungen im Verkehrsweſen auftraten. 

Das gleiche war von jeher auf dem Gebiete der Poſt zu beobachten, die ja auch ein 
techniſch bedingter Verwaltungszweig iſt. 

Auf den übrigen Gebieten der Wirtſchaft aber fehlte früher die Staatslenkung. 
Daher blieben alle Neuerungen dem Einfluß der Geldmächte ausgeſetzt. 


Zu dieſen rein geldwirtſchaftlich geregelten Gebieten gehörte vor allem das Woh⸗ 
nungsweſen. Was der Staat an geſetzgeberiſchem Einfluß hier unternommen hatte, 
war Paragraphenarbeit ſchlimmſter Art; ſie wurde von den ſyſtemmäßig in den 
Staatsdienſt eingedrungenen Kräften eingeleitet und durch die Parlamente mit 
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jüdiſch⸗liberaliſtiſchem und zentrümlichem Einfluſſe in Kraft geſetzt. Das Ergebnis 
iſt im Zuſtande der aſozialen Wohnungen erkennbar. 


Gerade auf dieſem Gebiete ſind daher die zäheſten Widerſtände in Zukunft noch zu 
überwinden. Auch hier wird eines Tages der Machtwille des Führers den aus- 
ſchlaggebenden Impuls bringen müſſen, da der Feind gerade aus dieſer Feſtung, die 
er am ſicherſten ausgebaut hatte, am wenigſten freiwillig weichen will. Anter dem 
Deckmantel der Gleichſchaltung ſucht er ſich hier noch zu halten. 


Aber der deutſche Arbeiter weiß, daß er die Wiederaufrüſtung nach dem Willen des 
Führers betrieben hat, um wieder in den Beſitz ſeiner Lebensrechte als deutſcher 
Kulturmenſch zu gelangen. Die deutſche Familienwohnung iſt daher das Ziel aller 
deutſchen Politik. Nach der Wiedererlangung der Wehrhoheit iſt es ein unabweis- 
liches Nahziel geworden. Solange aſoziale Wohnungen beſtehen, wird auch aſozialer 
Wille immer wieder neu entſtehen. Nur die Löſung der Wohnungsfrage kann daher 
die bisherigen Erfolge der Machtergreifung dauernd und wahrhaft befeſtigen. 


Wehrwille und Würdegedanke aber ſind ebenfalls untrennbar voneinander. Der 
Würdegedanke erfordert es, daß die enge Verbundenheit zwiſchen Führer und Volk, 
die in den Großveranſtaltungen einen ſo ſichtbaren und überwältigenden Ausdruck 
findet, ebenfalls einen bleibenden Ausdruck in baulicher Geſtaltung findet. Daher 
arbeiten dieſelben Hände, welche die neuen Waffen des Volkes ſchmiedeten, mit der- 
ſelben Zähigkeit und Begeiſterung an jenen Großbauten in Nürnberg, die alljährlich 
die Menſchen aufnehmen, die ſich um den Führer in machtvollen Kundgebungen 
verſammeln. | 


Die vom Führer angeordnete Bautätigkeit hat einen tiefen, kulturfördernden und 
gleichzeitig politiſch propagandiſtiſchen Sinn. Mit Recht lehnt es der Führer ab, 
daß zur Repräfentation des Dritten Reiches die aus der Feudalzeit ſtammenden 
Fürſtenſchlöſſer für Partei und Staat verwendet würden. Die Führerbauten in 
München, von dem verſtorbenen Profeſſor Paul Trooſt begonnen und von feiner 
Witwe mit Anterſtützung durch andere erſte Architekten beendet, beweiſen, daß das 
ganze Volk, hinter ſeinem Führer ſtehend, trotz aller ſozialen Notſtände die Hände 
beſonders freudig gerade bei der Errichtung dieſer Bauten regte, weil hier vor aller 
Welt ein ſichtbares Zeichen für die Einheit von Volk und Führer abgelegt wurde. 
Dieſer Gedanke tritt noch beſonders lebhaft in die Erſcheinung dadurch, daß die 
Münchener Führerbauten zuſammen mit dem Ehrenmal für die 16 Gefallenen des 
9. November 1923 eine große einheitliche Baugruppe bilden. In noch viel imponie- 
renderer Weiſe wird der gleiche Gedanke in den Bauten auf dem Nürnberger Partei- 
taggelände ſichtbar, wo alljährlich Millionen des lebenden Volkes ſich mit der Perſon 
des Führers vor aller Welt zu Großkundgebungen vereinigen. Dieſe von Architekt 
Albert Speer, dem verſtorbenen Profeſſor Ruff und ſeinem Sohne durchgeführten 
Bauten bilden einen höchſt eindrucksvollen Hintergrund für Veranſtaltungen, wie ſie 
in dieſer Art und in dieſem Amfange bisher in der Welt unbekannt waren. Wir 
können mit gutem Recht behaupten, daß die atemraubenden Vorführungen der 
Wehrmacht, die Appelle der 35, SA., NSKK., der Amtswalter, die Vorführungen 
des Arbeitsdienſtes und die Kundgebungen in der Kongreßhalle unübertroffene 
Mittel ſind, um der geſamten internationalen Welt durch handgreifliche Tatſachen 
die Macht und den Willen des von Adolf Hitler geführten neuen Deutſchland alle 
Jahre neu und in wachſender Größe zu zeigen. Dieſe Veranſtaltungen haben uns 
die Rückkehr der Rheinlande und des Saargebietes, die Wiederkehr Ofterreichg und 
Sudetendeutſchlands, den freiwilligen Anſchluß Böhmens, Mährens und des Memel— 
landes eingetragen, ſie haben uns und der Menſchheit einen Weltkrieg erſpart und 
uns Großdeutſchland dabei gewinnen laſſen! Auch der Bau der Reichskonzlei trägt 
im gleichen Sinne zu dieſen politiſchen Erfolgen bei. Die techniſche Großleiſtung, 
die bei der kurzfriſtigen Herſtellung dieſer Bauten verzeichnet werden muß, iſt zu. 
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gleich eine überzeugende Kraftprobe für die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des 
deutſchen Volkes geweſen. Die hier geſammelten Erfahrungen bieten außerdem eine 
Möglichkeit, um in nüchterner, kritiſcher Auswertung dazu zu dienen, daß die wei- 
teren gewaltigen Bauaufgaben nunmehr auch als Dauerleiſtung ſo organiſiert 
werden können, daß dieſe Bauten und das übrige notwendige rieſenhaſte Bau- 
programm in einigen Jahrzehnten planmäßig und zwangsläufig zu Ende geführt 
werden muß. Das Baugewerbe in allen ſeinen Abſtufungen vom Handwerk bis zum 
Großbetriebe muß im Zuge eines ſolchen organiſchen Neuaufbaues der Geſamtwirt⸗ 
ſchaft feinen früher dauernd bedrohten Charakter als Schlüſſelgewerbe zurück 
gewinnen; es muß durch Erzielung eines gleichmäßigen Einſatzes bei hoher Be⸗ 
laſtungsfähigkeit dem in der Syſtemzeit zuſammengebrochenen Mittelſtande wieder 
als Ausgangspunkt ſeiner Wiedergeburt dienen. 


Ohne Mittelſtand gibt es keine Aufſtiegsmöglichkeiten nach dem Leiſtungsgrundſatz; 
die Vernichtung des Mittelſtandes bedeutete ſeinerzeit die Herbeiführung des 
proletariſchen Zuſtandes von wenigſtens 90 v. H. der Bevölkerung. Dieſer Zuſtand 
iſt in der Wohnungsknappheit heute noch ſichtbar. — Daher iſt mit dem Fortſchreiten 
der Führerbauten auch gleichzeitig die Inangriffnahme des Wohnungs- und Sied- 
lungsbaues untrennbar und zwangsläufig verbunden. Auf dieſe Weiſe wird auch 
die bisher unlösbar ſcheinende Frage der Verſtädterung und der Landflucht zwangs⸗ 
läufig und unaufhaltſam gelöſt werden. Vorausſetzung hierfür iſt, daß alle am Ein⸗ 
ſatz beteiligten Kräfte die Zuſammenhänge, das Ziel und die zu beſchreitenden Wege 
genau kennen. 

So iſt zur Zeit unter dem Einſatz der Hoheitsgewalt, der vom perſönlichen Entſchluß 
des Führers ausgeht, auf der ganzen Linie des Bauweſens und der Technik ein leb⸗ 
haftes Leben entſtanden. Die Vergleiche mit der Tätigkeit Friedrich Wilhelms J. 
und Friedrichs des Großen ſind naheliegend. Die unerhörten Erfolge dieſer Männer 
laſſen den, der nicht ſchon ohne weiteres die Wirkung erkennt, ahnen, welchen ge- 
waltigen Auftrieb die Entwicklung zu nehmen ſich anſchickt. 


Das Geſetz, auf welchem dieſe Tätigkeit zur Zeit beruht, iſt das Geſetz aller menſch⸗ 
lichen Kulturgemeinſchaft, nach welchem alle Kräfte in voller Einmütigkeit zunächſt die 
äußere Sicherung des Daſeins — alſo die Wehrhaftigkeit — zu erſtreben haben. Sie 
gründet ſich auf das Vorhandenſein körperlich tüchtiger und idealiſtiſch ſtrebender 
Menſchen und auf den reſtloſen Opfer und Einſatzwillen des einzelnen. Die nächſten 
Sicherungsmaßnahmen gelten der Nahrung, Wohnung und Kleidung. Das ge⸗ 
ſchriebene Geſetz wird ſo lange durch den Willen des Führers erſetzt, bis die großen 
Richtlinien des eigenen Handelns, das aus der von den Machtvorgängern über- 
nommenen verworrenen Lage noch einſtweilen mitbeſtimmt wird, eindeutig klar im 
ungetrübten Sinne des Nationalſozialismus hervortreten können. 


Iſt das troſtloſe Erbe in einigermaßen tragbarer Weiſe überwunden, dann wird es an 
der Zeit fein, aus der Vergangenheit die letzten Lehren zu ziehen und dasjenige feſt 
in Rechten und Geſetzen zu verankern, was die Nachkommen geſtreng und getreu fort- 
zuführen haben. Es gilt dann, die Hoheitsgewalt mit einem wohlgeordneten tech- 
niſchen Verwaltungsweſen zu unterbauen, das jederzeit einſatzbereit iſt und auch 
aufnahmefähig für neue Dinge iſt, die die Zukunft hervorbringt. Muſter für viele 
jetzt ſchon von unſerer Generation neu zu ordnende Erſcheinungen, wie der Aufbau 
der gemeinwirtſchaftlichen Kraftverſorgung, ſind auf der ganzen Welt nicht vorhanden. 
Ebenfo kennt kein Volk bisher die brauchbaren Formen für den berufsſtändiſchen 
Auſbau, welcher dem weitverzweigten techniſchen Gemeinſchaftsſtreben angemeſſen iſt. 
Ohne Vorbild werden wir ſtets auch für alle jene Einrichtungen ſein, die ſich zur 
Nutzung und Wertung unſerer geopolitiſchen Lage als notwendig erweiſen werden. 
Dieſe Lage iſt einzig und an keiner anderen Stelle der Welt in ähnlicher Weiſe vor- 
handen. Anlehnungen in dieſer Hinſicht zu ſuchen, ſind wir allein in der deutſchen 
Vergangenheit genötigt; denn dieſe großen Einwirkungen unſerer geopolitiſchen 
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Lage ſind bei genauerem Zuſehen ſelbſtverſtändlich in allen früheren Zuſtänden bereits 
wirkſam geweſen. Ganz neu iſt das Ausmaß, in welchem die raſſiſchen Zuſammenhänge 
geſichert und berückſichtigt werden müſſen. Hierdurch unterſcheidet ſich alles Handeln. 
ganz weſentlich vom Liberalismus. Auch die mittelalterlichen Vorbilder können 
hier nur dem Ziele nach, aber nicht mehr in der alten Form gelten. 

Eine Siedlungs- und Wohnungsgeſetzgebung iſt ohne die Berückſichtigung dieſer 
Gedanken ganz undenkbar. Vor allen Dingen aber tritt im Zuſammenhang mit dem 
Raſſegedanken immer der Gedanke an die Wehrhaftigkeit hinzu. Eine Wehrhaſtigkeit 
iſt weiterhin ohne einen ganz ausgebreiteten techniſchen Apparat heute nicht mehr 
vorſtellbar. Der Aufbau des Perſonenſtandes der geſamten Technik wird ſich daher 
wahrſcheinlich am leichteſten und dazu am feſteſten und großartigſten auf den Ge— 
danken der Wehrpolitik aufbauen laſſen. 


Wir haben bei allen Maßnahmen zu bedenken, daß von jetzt ab ſogar die geſamte 
Weltpolitik zuerſt in unſerem deutſchen Raume, als dem Mittelpunkt des Abend⸗ 
landes, beſtimmt wird, und daß ſie hierbei von den durch die Technik bereitgeſtellten 
Mitteln und Kräften bedingt iſt. Das ſtarke Hervortreten Deutſchlands macht über. 
haupt unſere Lage erſt zu dieſem wirklichen Mittelpunkt der Kräfte. Die Lage allein 
bedeutet noch keine politiſche Macht. Dieſe wird erſt durch die Ausnutzung der Lage 
geſchaffen. Erſt durch die deutſche Technik iſt die geopolitiſche Lage Deutſchlands zu 
ihrer gegenwärtigen Bedeutung gelangt. Die übrige Welt bedarf der Ordnung in 
dieſem Mittelpunkt genau fo wie wir ſelbſt. Darin liegt die große Macht- und 
Friedenshoffnung des deutſchen Volkes, daß wir dieſe Aufgaben bewältigen. Nur 
wir kommen dafür in Frage, weil 80 000 000 Menſchen ſich nicht verſetzen laſſen. Die 
deutſche Technik hat daher eine weltgeſchichtliche Aufgabe zu erfüllen. Ihre Zer— 
ſplitterung war eine der Kriegsliſten des Gegners. Ihr Zuſammenſchluß in ſich 
ſelbſt und mit den übrigen Zweigen des deutſchen Lebens, mit dem geſamten Rechts. 
und Kulturweſen, muß daher im Hinblick auf die großen Aufgaben unſerer Zeit jetzt 
erreicht werden. Dieſe Bedeutung iſt allen Technikern bewußt und erfüllt ſie mit 
Stolz, Freude und Verantwortung. Daher gilt als Leitgedanke für alle gegen- 
wärtige und zukünftige Arbeit der Techniker das Wort des Führers: 


„Induſtrie und Technik, Handel und Gewerbe vermögen immer nur zu blühen, fo- 
lange eine idealiſtiſch veranlagte Volksgemeinſchaft die notwendigen Vorausſetzun⸗ 
gen bietet. Dieſe aber liegen nicht im materiellen Egoismus, fondern in verzicht- 
freudiger Opferbereitſchaft.“ 


Dieſer große Wille zum Dienen iſt daher auch die Grundlage für das kommende 
Recht im nationalſozialiſtiſchen Staat, durch welches die techniſchen Kräfte aller 
Gattungen in den Dienſt des Ganzen zu ſtellen ſind. 
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In leicht verſtändlicher Form führt der Derfaffer in die 
Schwierigkeiten der Geld- und Rreditfcagen ein. Das Dor- 
handenſein des Geldes ſieht er als gegeben an, „wo eine 
Rechnungseinheit in Derbindung mit einem oder mehreren 
Taufchmitteln den wictjchaftlichen Austaufch erleichtert“, 
während das Wejen des Rredites „in der Zurberfügung— 
ftellung von Geld, Gütern und Leiftungen mit dem An- 
ſpruch auf ſpätere Rückerftattung” befteht. Das Geld um- 
faßt nach ihm neben den Münzen, Noten und Papiergeld 
vor allem, auch das Buchgeld, das zum erheblichen Teil 
durch die private Bankwelt gejchaffen wird. Die Währun- 
gen teilt er in metalliſch-gebundene und künſtliche ein. Zu 
den letteren gehört infolge der Nichteinlöjungspflicht der 
Reichsbank auch die heutige deutſche Reichsmarkwähtung. 
In dem Abjchnitt über Banknoten werden das engliſche 
und das (frühere) deutſche Notenwefen kurz behandelt. Es 
folgen Darlegungen über den Binnenwert (Raufktaft) und 
den Auflenwert (Wechjelkurs) der Währungen. Weitere 
Teile befaſſen ſich auf gefchichtlicher Grundlage mit der 
deutſchen Geldordnung, der Renten- und der Reichsmark. 
Ein letzter Abſchnitt ift dem Aufbau des deutſchen fredit— 
weſens ſowie der neuen deutſchen freditgeſetzgebung ge— 
widmet. 
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I. Die Aufgaben und der Begriff des Geldes 

Es gibt kaum einen Gegenſtand der Wirtſchaftswiſſenſchaft, der fo ſehr nach allen 
Richtungen hin durchforſcht wäre wie das Geldweſen; gleichwohl haben ſich in der 
Diskuſſion des Alltags zahlreiche Irrtümer erhalten. Indem unſere Darſtellung ſich 
darauf beſchränkt, die Grundzüge der Geld und Kreditlehre zu ſkizzieren, wird ſie 
bemüht ſein, dieſe eingewurzelten Irrtümer zu zerſtreuen. 

Die erſte Frage, welche ſich in dieſem Zuſammenhang erhebt, iſt die nach dem Weſen 
des Geldes. Es iſt notwendig, den Begriff des Geldes feſtzulegen. Wir werden 
dieſe Aufgabe löſen, wenn wir dem Gedanken nachgehen, welche Aufgaben das 
Geld innerhalb des Gewebes einer Tauſchwirtſchaft erfüllt. 

Es beſteht in unſerer Wiſſenſchaft der gute alte Brauch, verwickelte Tatbeſtände an 
einfachen Beiſpielen gleichſam durchſichtig zu machen. 

Nehmen wir an, ein Schuſter und ein Schneider tauſchen ihre Produkte gegeneinander 
aus. Wenn der Schuſter bereit iſt, zwei Paar Schuhe gegen einen Winterrock herzu— 
geben, und wenn der Schneider auf dieſen Vorſchlag eingeht, jo kommt das Geſchäft 
zuſtande: die Erzeugniſſe von Schuſter und Schneider find gegeneinander getauſcht 
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worden, ohne daß dabei dem Gelde eine Rolle zugefallen wäre. Ein Tauſchakt diefer 
Art iſt denkbar, aber er iſt bei Licht beſehen keineswegs wahrſcheinlich. Es iſt viel 
eher möglich, daß der Schuſter zwar den Rock des Schneiders haben möchte, dieſer 
aber, wenigſtens im Augenblick, keine Verwendung für die Schuhe hat — oder um- 
gekehrt; was wird geſchehen? Der Schneider (nehmen wir an) braucht nicht die 
Schuhe des Schuſters, aber er hat Wolle nötig zur Verarbeitung; iſt nun ein Schaf⸗ 
züchter zur Hand, der ſein Produkt gegen Schuhe abgeben möchte, ſo kommt zwiſchen 
den Gliedern unſerer kleinen Tauſchgeſellſchaft ein Handel zuſtande auf folgender 
Baſis: der Schuſter bringt ſeine Ware dem Züchter und bittet ihn, ſeine Wolle dem 
Br zu geben; von dieſem empfängt er dann den Winterrod, den er fo dringend 
egehrte. 


Das Weſentliche in dieſem Vorgang iſt kurz folgendes: ein Tauſch, der zwiſchen zwei 
Perſonen nicht möglich war, erfolgt durch Hinzuziehung einer dritten. Wenn der 
Wollzüchter die Schuhe nicht nötig gehabt hätte, wohl aber Wein, ſo würde man ſich 
nach einer vierten Perſon umſehen müſſen, einem Winzer, der Schuhwerk braucht. 
Der Vorgang ſieht dann ſo aus: der Schuſter bringt ſeine Ware zum Winzer, dieſer 
liefert Wein an den Züchter, die Wolle geht an den Schneider und der Rod an den 
Schuſter. Der Ring, in welchen mit dem Winzer ein viertes Glied eingetreten iſt, 
wird auf ſolche Weiſe geſchloſſen. Ohne Schwierigkeit kann man ſich vorſtellen, daß 
noch weitere Glieder in dieſen „Ringtauſch“ eintreten, welcher ſich nicht nur theoretiſch 
konſtruieren, ſondern auch mit zahlreichen Beiſpielen aus der völkerkundlichen 
Literatur belegen läßt. Die Nachteile dieſes Ringtauſches liegen auf der Hand; um 
die Geſamtheit feiner Bedürſniſſe befriedigen zu können, muß jedes Individuum in 
eine große Zahl von „Tauſchketten“ gleichſam eingeflochten fein, und eine jede Ver- 
ſchiebung innerhalb der Bedürfniſſe bei einem der Kettenglieder droht die ganze Kette 
zu zerreißen. Anſer Schuſter wäre viel ſicherer, ſeinen Winterrock zu bekommen, 
wenn er, anſtatt ſich auf den glatten Ablauf einer vielgliederigen Tauſchkette ein- 
laſſen zu müſſen, von feinem nächſten Tauſchpartner eine „marktgängige“ Ware er- 
halten könnte, welche der Schneider jederzeit in Kauf nimmt. Wie das Beiwort 
„marktgängig“ ſagt, muß dieſe Ware vor allem die Eigenſchaft haben, innerhalb einer 
Tauſchgemeinſchaft auf einen verhältnismäßig großen „ungedeckten Bedarf“ zu ſtoßen. 
Sie muß ohne Schwierigkeit abgeſetzt werden können. Von dieſer „marktgängigen 
Ware“ ſoll nun im einzelnen die Rede ſein. 


Wenn wir hier alle die marktgängigen Waren aufzählen wollten, welche zu ver- 
ſchiedenen Zeiten und bei verſchiedenen Völkern die Aufgabe des Tauſchmittels über- 
nommen haben, ſo könnten wir Seiten und Seiten mit ihnen anfüllen. Salz, Tee, 
Felle, Pelze, Nägel, Perlen, Metalle, Sklaven, Ochſen — das ſind nur wenige 
Proben aus einer Warentabelle, die ſich beliebig verlängern ließe. Tauſchmittel 
ſolcher Art, welche überall dort, wo ſie ſich einbürgern, bereitwillig angenommen 
werden, treten regelmäßig dann auf, wenn die Phaſe einer „autarken Eigenwirtſchaft“ 
überwunden iſt und ſich für die Wirtſchaftszellen (Familien, Sippenverbände uſw.) 
das Bedürfnis geltend macht, miteinander in wirtſchaftlichen Austauſch zu treten. 


Der ökonomiſche Verkehr mußte durch das Dazwiſchentreten einer marktgängigen 
Ware an Intenſität ungeheuer gewinnen; denn ihr Eigentümer konnte mit 
Sicherheit darauf rechnen, ſtets ſolche Tauſchpartner zu finden, welche ihm die Güter, 
deren er bedurfte, als Gegenleiſtung überließen. Bei dem Syſtem des Ringtauſches 
dagegen mußte der Beſitzer eines Gutes zunächſt mühſam einen Partner ausfindig 
machen und jene ſchwerfällige Tauſchkette in Bewegung ſetzen, welche ihn am Ende 
Eigentümer der gewünſchten Ware werden ließ. 


Aber es wäre ein grober Irrtum, anzunehmen, das Geld (deſſen Weſen hier be— 
ſtimmt werden fol) erſchöpfe feine Aufgabe darin, Tauſchmittel zu 
ſein. Eine von alters her in dieſem Zuſammenhange viel zitierte Stelle der Ilias 
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läßt erkennen, daß der Wert von Gebrauchsgegenſtänden zu jener Zeit in Rindern 
„geſchätzt“ wurde. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob der Ochſe damals allgemeines 
Tauſchmittel war oder nicht; ſicher iſt auf jeden Fall, daß er an der genannten Stelle 
und auch ſonſt als Preismaß (Recheneinheit) auftritt. Was das Ver⸗ 
hältnis des Tauſchmittels zur Recheneinheit anlangt, ſo kann man ſich vorſtellen, daß 
jenes die zweite Funktion mitübernimmt, aber es iſt ebenſowohl denkbar, daß neben 
dem Tauſchmedium ein eigenes Preismaß exiſtiert: ſo etwa — um ein modernes 
Beiſpiel zu nennen — wie am Ende der unſeligen Inflationszeit die alte Papiermark 
als Zahlungsmittel umlief, aber jeweils auf die Goldmark (= / Dollar) „bezogen“ 
wurde, die zunächſt als Rechnungseinheit diente. Eins iſt jedenfalls gewiß, daß ein 
Tauſchmedium, um Werte miteinander vergleichen, alſo den Güteraustauſch ver- 
mitteln zu können, ſtets mit einer Rechnungseinheit in Beziehung 
ſte hen muß, mag nun das Zahlungsmittel nach Form und Stoff mit dieſem über- 
einſtimmen oder nicht. Solange nun das Tauſchmittel durch ein Naturalgut dar- 
geſtellt wurde — einen Sklaven, einen Ochſen, Kaffee, Tee, Muſcheln oder Pelz- 
werk —, konnte wegen der Qualitätsunterſchiede, wie fie ſich auch für 
gleichartige Vertreter dieſer verſchiedenen Güter untereinander ergeben, niemals das 
naturale Gut felber in feinen mannigfachen konkreten Erſcheinungsformen zur Preis- 
einheit werden, ſondern immer nur fein normaler Typus, welcher alle jene 
Eigenſchaften in ſich vereinigte, die als die „durchſchnittlichen“, „regelmäßig vor⸗ 
handenen“ anzuſehen waren. Es iſt klar, daß ein konkretes Tauſchmedium von dem 
„idealen“ nach oben oder unten qualitativ abweichen konnte; in dieſem Falle verhielt 
es ſich zu der Recheneinheit wie jedes beliebige andere Gut: um fremde Werte mit- 
einander vergleichen und ihren Austauſch vermitteln zu können, mußte zunächſt der 
eigene Wert des Tauſchmittels in dem Preismaße (dem „idealen“ Tauſchmedium) 
ausgedrückt werden. 


Der wirtſchaftliche Verkehr würde nur höchſt unvollkommen funktionieren, wenn nur 
ein einziges Zahlungs- oder Tauſchmittel exiſtierte; wäre der Sklave einziges Tauſch⸗ 
medium, ſo könnten nur relativ „hochwertige“ Tauſchakte ausgeführt werden, während 
alle anderen unter den Tiſch fallen müßten. Die Gewohnheit des Güteraustauſches 
führte ſchon unter einfachen Verhältniſſen zu einer Wertſkala naturaler 
Tauſfchmedien, welche ſämtlich abſtrakten Charakter trugen und gleichzeitig in 
einem feſten Verhältnis zur Preiseinheit (etwa dem Sklaven) ſtanden; ſo begegnet 
uns bereits auf primitiver Stufe menſchlicher Entwicklung die fo wohlbekannte Unter- 
ſcheidung von Währungsgeld auf der einen, Scheidemünzen für den Kleinverkehr auf 
der anderen Seite, und es iſt nur nötig, hinter der Verſchiedenheit des äußeren Ge⸗ 
wandes die weſentliche Gleichheit der Erſcheinung zu erkennen. 


Wir haben nun die Elemente beiſammen, um den Begriff des Geldes zu entwickeln. 
Das Geld beruht keineswegs auf einer „Abereinkunft“ zwiſchen Menſchen, wie manche 
antiken Schriſtſteller irrig annehmen; es entſtand vielmehr ſpontan aus dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Verkehr, der ein allgemein anerkanntes Tauſchmittel notwendig machte; 
ob dieſe marktgängige Ware gleichzeitig als Recheneinheit fungierte oder ſelber 
wieder auf ein anderes Preismaß bezogen werden mußte, war eine Frage, die nach 
Ort und Zeit verſchieden beantwortet wurde. Wir befinden uns durchaus in Aber— 
einſtimmung mit den Ergebniſſen wirtſchaftswiſſenſchaftlicher Forſchung, wenn wir 
den Satz aufſtellen, daß überall dort von der Exiſtenz des Geldes geſprochen werden 
muß, wo eine Recheneinheit in Verbindung mit einem oder mehreren Tauſchmitteln 
den wirtſchaftlichen Austauſch erleichtert; dieſe beiden Grundfunktionen 
erſchöpfen den Begriff des Geldes. Ein echtes Geldweſen wird inner- 
halb einer wirtſchaftenden Gemeinſchaft von Menſchen ſtets dann vorhanden ſein, 
wenn ſolche Vorrichtungen getroffen werden, daß die beiden genannten Grund» 
funktionen erfüllt ſind. 
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II. Der Geldſtoff und die Münze 


Läßt man die gegebene Definition auf ſich wirken, ſo bleibt man bewahrt vor dem 
Irrtume, dem fo viele erlegen find, als habe das Geld feinem Weſen nach 
irgend etwas mit einem beſtimmten Stoffe zu tun. Der Laie verbindet unwillkürlich 
mit der Idee des Geldes die Vorſtellung von einem bedruckten Papierſtreifen oder 
einer runden Metallſcheibe. Das eine iſt ebenſo unrichtig wie das andere; das Geld 
leiſtet der Tauſchwirtſchaft ſeine unerläßlichen Dienſte, Tauſchmittel und Preismaß 
zu fein; es iſt grundſätzlich unabhängig von jedwedem Stoff. Alle Vorrichtungen, 
welche dem Geldweſen dienen, faßt man zuſammen in der Geldordnung, auf 
die wir ſpäter eingehen werden. 


Gleichwohl iſt das Problem des Geldſtoffes weder unintereſſant noch unwichtig. Es 
iſt nicht unintereſſant, denn die Geſchichte des Geldweſens iſt zu großem Teile eine 
Geſchichte des Geldſtoffes; es iſt nicht unwichtig, denn die Art und Weiſe, in welcher 
das Geld ſeine Dienſte in der Wirtſchaft verrichtet, kann ſehr verſchieden ſein je nach 
dem Stoffe, aus dem es beſteht. 


Ein Geldſtoff, deſſen Wert relativ beſtändig iſt, wird feinem Eigentümer eine ſta⸗ 
bilere Verfügungsgewalt über die Güter der Amwelt einräumen als ein anderer, 
bei dem dies nicht der Fall iſt. Ein Geldſtoff, der dem Verfall durch die Zeit Wider- 
ſtand entgegenbringt und gleichzeitig in kleinen Einheiten einen hohen Wert darſtellt, 
wird eher imſtande ſein, zu Vorräten aufgehäuft oder über weite Strecken befördert 
zu werden als ein anderer, den dieſe beiden Eigenſchaften in geringerem Maße aus- 
zeichnen; die Konſervierbarkeit ſowie der hohe ſpezifiſche Wert eines Geldſtoffes 
ſichern feinem Eigentümer die Erhaltung der Tauſchfähigkeit durch Zeit und Raum. 
Solche Beiſpiele ließen ſich leicht vermehren; ſie würden alle die Behauptung ſtützen, 
daß der Geldſtoff zwar gleichgültig iſt, wenn es um die Begriffsbeſtimmung des 
Geldes geht, daß er aber recht wichtig iſt, ſobald es ſich darum handelt, „wie“ das 
Geld ſeine Dienſte in der Wirtſchaft ausfüllt. 

Alle Stoffe, welche die Menſchheit zur Befriedigung ihres vielgeſtaltigen Bedarfs 
heranzieht, unterliegen einem unausgefegten Wechſel. In den Baumaterialien der 
Häuſer und Schiffe, in der ſtofflichen Grundlage der Maſchinen und Gebrauchsartikel 
vollzieht ſich ein unausgeſetzter Ausleſeprozeß, der durch die Erſchließung immer 
neuer Stoffquellen in Verbindung mit den Fortſchritten der Technik beſtimmt wird. 
An die Stelle des Holzſchiffes trat das Eifen- und Stahlſchiff; Lehmhütte und 
Ziegelbau wurden durch die Konftruftionen aus Eiſen und Beton erſetzt. 

Dieſer Ausleſeprozeß wirkte im Laufe der Jahrhunderte in gleicher Weiſe auf den 
Geldſtoff ein. Wenn Silber und vor allem Gold im Geldweſen der Kulturvölker 
einen ſo hohen Rang einnehmen, ſo verdanken ſie dies einem „Selektionsvorgange“, 
der die Eigenſchaften der beiden Edelmetalle anderen Geldſtoffen gegenüber deutlich 
machte. Allerdings genügt die bloße Aufzählung dieſer Eigenſchaften nicht, die über— 
ragende Rolle von Gold und Silber innerhalb des Geldweſens zu erklären; man hat 
mit Recht bemerkt, daß Platin durch die gleichen Qualitäten ausgezeichnet iſt, ohne 
das monetäre Schickſal der beiden Edelmetalle zu teilen. Der Ausleſeprozeß, von 
dem hier die Rede iſt, war eben kein rationaler, ſondern er wurde beherrſcht durch 
die Beſonderheiten der großen geſchichtlichen Amwelt, in der er ſich abſpielte. 


Die natürlichen Eigenſchaften, welche die beiden Edelmetalle zum bevorzugten Geld— 
ſtoff erhoben haben, ſind oft genannt worden. Gold und Silber ſind in hohem Grade 
abſatzfähige Güter, da ſie ein bis auf die neueſte Zeit ſehr verbreitetes und 
konſtantes Bedürfnis befriedigen, das Schmuckbedürfnis; ihre Nachfrage verdichtete 
ſich in den tauſchkräftigſten Schichten der Bevölkerung, ihre Ausbeute war gleichzeitig 
eine relativ geringe: daraus reſultierte der hohe Wert, welchen die beiden Edel— 
metalle im Wechſel der Jahrhunderte (allerdings mit geldpolitiſch ſehr wichtigen 
Schwankungen) bewahrten. Aber Gold und Silber waren nicht nur markt gängig 
und wertvoll, ſondern auch wertbeſtändig. Nach einer wichtigen Be— 
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merkung von K. Helfferich hängt dieſe Eigenſchaft mit der Tatſache zuſammen, daß 
bei dem dauerhaften Charakter der beiden Edelmetalle ihre Vorräte auf der Erde 
ſehr groß ſind im Verhältnis zur Neuproduktion; die Golderzeugung betrug — vor 
dem Kriege — nur „etwa 5 v. H. des auf mehr als 30 Milliarden Mark zu ſchätzen⸗ 
den monetären Goldbeſtandes der Welt“ und „vielleicht nur halb fo viel im Ver⸗ 
hältnis zu dem geſamten aus Gold und Goldwaren beſtehenden Goldvorrat“. Jene 
Widerftandskraft gegen zerſtörende Einflüſſe, welche die Wertbeſtändigkeit der Edel- 
metalle ſichert, gewährt ihnen weiter die Eigenſchaft, die Tauſchfähigkeit ihres Eigen- 
tümers vom Wandel der Zeit unabhängig zu machen, alſo ein Vermögen zu bilden 
und zu erhalten; die Dauerhaſtigkeit der Edelmetalle macht fie überdies in befon- 
derem Maße „beförderungsfähig“, d. h. geeignet zur Wertübertragung im Raume. 
Gold und Silber ſind endlich in faſt beliebigem Grade teilbar, ohne an Wert 
einzubüßen. Andere Tauſchmittel — ein Sklave, ein Krug — können nicht zerlegt 
werden, ohne ihren Wert zu verlieren; ein Edelſtein iſt zwar hochwertig, markt- 
gängig und widerftandsfähig, aber er iſt nicht ohne Wertverluſt teilbar. Die Teil- 
barkeit der Edelmetalle erlaubt es, jene Skala von Werten tatſächlich herzuſtellen, 
deren der Tauſch bedarf; ihre Gleichartigkeit ſorgt dafür, daß die abſtrakten Ein- 
heiten der erwähnten Rechenſkala (der „ideale“ Sklave, Ochſe uſw.) Wirklichkeit 
werden und als Tauſchmittel in den Wirtſchaftsverkehr eintreten. Nichts ſteht 
übrigens im Wege, die getrennten Teile eines Gold oder Silberbarrens wiederum 
zu größeren Einheiten zu verbinden, falls fie ſich fo leichter aufbewahren und ver- 
fenden laſſen. Nicht die eine oder die andere aller dieſer Eigen- 
ſchaften, ſondern ihr Zufammentreffen bei den edlen Me- 
tallen war es, welches mit der Zeit ihre Aberlegenheit als 
Geldſtoff begründete. 


Ein kurzer Gang durch die Geſchichte zeigt, wie es nicht anders ſein kann, daß 
bei den Kulturvölkern die naturalen Gelder durch Metalle verdrängt und dieſe wieder 
im Laufe der Zeit durch Edelmetalle überſchattet wurden. Die Römer hatten zunächſt 
ein Viehgeld (pecunia = Geld kommt bekanntlich von pecus = Kleinvieh); ſpäter 
trat Kupfer und Zinn an ſeine Stelle, ſeit dem Beginn des dritten vorchriſtlichen 
Jahrhunderts kam Silbergeld auf; Gold drang erſt zur Zeit des Kaiſers Auguſtus 
in den Verkehr ein, obwohl es vereinzelt dort ſchon vordem exiſtiert hatte. Bei den 
germaniſchen Völkern blieb durch Jahrhunderte das urſprüngliche „Viehgeld“ be— 
ſtehen, auch als der Staat ſchon lange dazu übergegangen war, Münzen auszuprägen. 
Da das Gold ſelten war, bediente ſich der Verkehr, ſofern er überhaupt auf das 
metalliſche Tauſchmittel Wert legte, der Silbermünzen; die Karolinger hatten ſie in 
ein feſtes Syſtem gebracht, das ſich bis in die Mitte des 12. Jahrhunderts — eine 
Zeit ſteigender Geldverwirrung — in „relativ gutem Zuſtande“ erhielt 
(G. v. Schmoller). Die Goldmünze nahm im europäiſchen Mittelalter ihren Anfang 
in den oberitalieniſchen Städten des 13. Jahrhunderts; die Republik Venedig z. B. 
prägte als Goldgeld den Dukaten aus, deſſen Wert durch mehrere Jahrhunderte 
unverändert blieb. Der Grund für dieſe Erſcheinung lag auf der Hand; ein Staat 
mit ausgebreitetem überſeeiſchem Handel hat ein lebendiges Intereſſe daran, über ein 
vollwertiges und ſtabiles Geld zu verfügen, welches überall gerne genommen wird 
(England im 19. Jahrhundert). 


Für eine intenſivere Durchdringung des europäiſchen Geld. 
weſens mit Gold und Silber war die Zeit der großen Entdeckungen von 
höchſter Bedeutung. Es iſt überflüfſig, im einzelnen darzuſtellen, wie nach und nach 
Peru, Braſilien, Rußland, Kalifornien, Auſtralien und Südafrika im Wandel der 
Zeiten in die Goldproduktion eingetreten ſind; wie gleichzeitig die Schwergewichte 
bei der Silbererzeugung ſich mehr und mehr von Europa und Südamerika nach 
Mexiko und den Vereinigten Staaten verlagerten. Wir haben es in beiden Fällen 
mit Erzeugungsvorgängen zu tun, die im 19. Jahrhundert vor allem durch die Fort. 
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ſchritte der Technik gefördert wurden, welche ihrerſeits die Erſchließung neuer Fund. 
ſtätten (Goldproduktion Südafrikas!) möglich machten. 


Aberſchaut man die Entwicklung der Edelmetallproduktion in den letzten Jahr— 
hunderten, jo ſpringt vor allem in die Augen, in wie ungeheurem Maße die Produk- 
tion von Gold und Silber mengenmäßig gewachſen iſt. Der gleiche Zeitraum zeigt 
(im ganzen genommen) ein fortſchreitendes Sinken des Silberwertes im Verhältnis 
zum Golde; am Anfang der drei Jahrzehnte 1870 bis 1900, welche geldpolitiſch 
beſonders wichtig waren, ſtand das Wertverhältnis von Gold und Silber auf 
1:15,57, am Ende auf 1: 33,33. Dieſer Entwertungsvorgang war nicht nur eine 
Folge der rapid anſteigenden Silberproduktion, die ſich vervielfachte, ſondern ebenfo- 
ſehr eine Wirkung des Amſtandes, daß die führenden Kulturſtaaten ſich in der 
genannten Zeitſpanne von der monetären Verwendung des Silbers nach und nach ab- 
wandten. Die Nachfrage nach Silber als Geldſtoff ſchwand dahin; von den beiden 
Edelmetallen hatte das Gold dem Silber im Bezirke des Währungsweſens den Rang 
abgelaufen. 


Erwähnen wir noch, daß zu dem metallenen Geldſtoff im 18. Jahrhundert ein neuer. 
völlig wertloſer, das Papier, hinzutrat, deſſen ſich auch der Staat bediente. Seinen 
Einzug hielt das Papiergeld in Frankreich mit der ſchwindelhaften Bankgründung 
des Schotten John Law; Noten dieſer Bank wurden in größtem Amfange aus— 
gegeben und mußten vom Publikum angenommen werden; 1720 trat der Zujammen- 
bruch ein, und die Gläubiger verloren ihr Geld. Denkt man an die berühmte 
Aſſignatenwirtſchaft der franzöſiſchen Revolution, ſo verſteht man die großartige 
Viſion im zweiten Teil von Goethes Fauſt, wo der Teufel ſelber das Papiergeld 
erfindet. Wir werden noch ſehen, daß dieſe Verurteilung weniger das unſchuldige 
Papier trifft als die falſche Geldpolitik, der dieſes Geldzeichen nur allzuoft 
zum Opfer gefallen iſt. 


Die Beziehung der öffentlichen Gewalt zum Geldweſen findet ihren handgreiflichſten 
Ausdruck in der Münze. Dieſe entſteht durch Aufteilung einer beſtimmten Metall- 
menge in eine untereinander homogene Zahl von Stücken, die ſich in einer genauen 
Relation zur Recheneinheit (Mark, Frank, Gulden ufiv.) befinden; Gewicht und Fein— 
gehalt (d. h. das Gewicht der Münze ſowie das Gewicht des in ihr enthaltenen Edel- 
metalls, auch Schrot und Korn genannt) werden durch die ſtaatliche Prägung 
garantiert. Der große Vorzug der Münze beſteht darin, daß ſich der Empfänger 
(ſolange der Staat ſeine Verpflichtung ernſt nimmt) nicht mehr mit der Prüfung des 
ihm gegebenen Metallſtücks nach Gewicht und Gehalt zu beſchäftigen braucht; beides 
wird durch die öffentliche Gewalt zugeſichert. Die einzelnen Stücke gleichen Nenn— 
wertes find natürlich identisch, alfo fungibel, jo daß der Empfänger ſich darauf be- 
ſchränken kann, die Münzen „zuſammenzuzählen“; folange das ungemünzte Metall 
als Tauſchmittel zirkulierte, wurde es den Empfangsberechtigten „zugewogen“. Mit 
der Münze verſchwand die Waage aus dem Geſchäftsverkehr. 


Erinnern wir uns an die Rechnungsſkala primitiver Zeiten, in welche die abſtrakten 
Einheiten verſchiedener Naturalgüter eingereiht wurden. Die Tauſchmittel, welche 
umliefen, mußten zunächſt auf die Skala bezogen werden, ehe ſie die Tauſchfunktion 
erfüllen konnten. Die Münze dagegen ſtellte einen Teil oder ein Vielfaches der 
Recheneinheit (der Mark, der Drachme) oder dieſe ſelber wirklich dar, und dieſes Ver. 
hältnis war von der ſtaatlichen Autorität feierlich beſtätigt. Die Münze war ſomit 
allen naturalen Tauſchgütern weit überlegen; fie war einerſeits Tauſchmittel, ander- 
ſeits bildete ſie den ſichtbaren Ausdruck der abſtrakten Recheneinheit. Die beiden 
Grundfunktionen des Geldes, Preismaß und Tauſchmittel, welche in primitiven 
Zeiten verſchiedene Träger hatten, wurden mit abſoluter Selbſtverſtändlichkeit von 
der Münze gemeinſam übernommen. 


Die Ausprägung von Münzen war zweifellos ein gewaltiger Fortſchritt. Aber 
mit der Münzprägung entſtanden gleichzeitig neue Probleme, die man früher nicht 
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gekannt hatte. Die öffentliche Gewalt garantierte zwar für jede Münze Schrot und 
Korn; aber lag es nicht nahe, beides auf einmal oder den Feingehalt allein zu 
vermindern, um auf dieſe Weiſe ein Geſchäft zu machen und die Staatsgläubiger, 
welche beſſeres Geld hergeliehen hatten, zu ſchädigen? War ein ſolches Verfahren 
nicht geradezu von der Notwendigkeit geboten, wenn das Land in einen ſchweren 
Krieg verſtrickt war und infolgedeſſen große Einkäufe machen mußte, ohne über die 
nötige Menge von Münzmetall zu verfügen? Tatſächlich haben die großen Kriege in 
der Weltgeſchichte immer wieder das Zeichen zu Münzverſchlechterungen gegeben: 
von dem erſten Puniſchen bis zum Siebenjährigen Kriege. Endlich kamen die Männer 
der franzöſiſchen Revolution auf den Gedanken, ſtatt entwerteter Münzen Papier- 
geld auszugeben, wodurch ſich die Nachteile für Geldempfänger und Staatsgläubiger 
vervielfachten. Rein formell bleibt bei einer Münzverſchlechterung alles beim alten. 
Der römiſche Denar, der urſprünglich aus Silber hergeſtellt wurde, hieß immer noch 
Denar, auch als er nur noch aus Kupfer beſtand und mit einer dünnen Silberſchicht 
überzogen war; der Taler blieb Taler, auch als Friedrich der Große ihn im Gieben- 
jährigen Krieg ſehr erheblich unter ſeinem Werte ausprägen ließ. Die Mark blieb 
Mark, auch als das deutſche Geldweſen nach dem Kriege längſt der Inflation zum 
Opfer gefallen war. Theoretiſch kann man dieſen Tatbeſtand fo ausdrücken: die Ein. 
heit der Rechenſkala bleibt formal die gleiche, aber ihr Verhältnis zum Metall ver- 
ſchlechtert ſich in mehr oder weniger großem Ausmaße. Darauf beruhte ja gerade der 
Gewinn, den der Staat machte, wenn er eine Schuld in den entwerteten Einheiten 
eines ſchlechten Geldes zurückzahlte oder mit diefem auf den Gütermärkten zu alten 
Preiſen einkaufte. Von dem Amfang, den die Verſchlechterungen des Geldes in der 
Geſchichte einnehmen, kann man ſich nur ſchwer eine Vorſtellung machen; die Ver— 
ſuchung, den Geldwert herabzuſetzen, war namentlich in früheren Zeiten unmider- 
ſtehlich. Ein guter Kenner unſerer Materie hat den Satz geprägt: die Münzgeſchichte 
in Altertum und Neuzeit iſt in der Tat eine Geſchichte der Münzverfälſchungen. 


Nicht nur die Gewinnſucht der Fürſten, nicht nur Kriege und innere Wirren waren 
die Gründe für Geldentwertungen. Es wirkten in der gleichen Richtung noch andere 
Arſachen, die man erſt in moderner Zeit auszuſcheiden lernte. Da waren zunächſt 
die hohen Prägekoſten, welche der Staat nur hereinbringen konnte, wenn er den 
Feingehalt der Münzen entſprechend verringerte; die Höhe dieſer Koſten war ziemlich 
unabhängig von dem jeweiligen Nennwerte der Münze, und das Kleingeld mußte 
daher in beſonderem Maße unterwertig ausgeprägt werden, wenn nicht der Münz⸗ 
herr bei ſeiner Ausprägung einen Verluſt erleiden ſollte, wozu er natürlich gar keine 
Luſt hatte. Neben den Prägekoſten, welche den Münzwert herabſetzten, ſpielte die 
Abnutzung durch den Amlauf eine nicht minder große Rolle; man konnte 
ſich dagegen nur ſchützen, wenn die entwerteten Münzen von Zeit zu Zeit eingezogen 
und durch vollwertige erſetzt wurden; aber dieſer Vorgang war verhältnismäßig 
ſelten, denn er bedeutete ein allzu hartes Opfer für die öffentlichen Kaſſen. 


Das ſchwankende Verhältnis von Gold und Silber, die Münzverſchlechterungen durch 
die Staatsgewalt, die Abnutzung des Geldes im Verkehr, endlich das ſtändige Ein⸗ 
dringen fremder Geldſorten in das eigene Münzgebiet wirkten gemeinſam dahin, 
daß in früheren Jahrhunderten der Münzumlauf eines Landes ein recht bunt⸗ 
ſcheckiges Bild bot. 


Das Wertverhältnis der einzelnen Geldarten zueinander ſchwankte, und die Be⸗ 
ſchaffenheit der Münzen, auch wenn ſie auf den gleichen Nennwert lauteten, war tat⸗ 
ſächlich recht verſchieden; man unterſchied gutes und ſchlechtes Geld, und Thomas 
Gresham ftellte zur Zeit der Königin Eliſabeth von England fein berühmtes und 
durch eine Fülle von Tatſachen beſtätigtes Gefetz auf, wonach ſtets das ſchlechte Geld 
das beſſere aus dem Verkehr drängt. Der Beweis dieſes Satzes iſt einfach zu führen; 
wenn bei geſättigtem Geldumlauf zwei Geldarten von verſchiedenem Materialwert, 
die nach Wahl des Schuldners zu Zahlungen verwandt werden können, nebeneinander 
umlaufen, werden Kaufleute und Spekulanten die höherwertige einſchmelzen oder 
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ausführen, um auf dieſe Weiſe aus ihrem größeren Materialwerte Nutzen zu ziehen. 
Als während der deutſchen Inflation das Papiergeld ſich unausgeſetzt vermehrte und 
entwertete, zogen Gold., Silber- und Kupfermünzen ſich aus dem Verkehr gänzlich 
zurück, um gehortet oder exportiert zu werden. Schlechteres Geld verjagt beſſeres. 


Die meiſten jener Momente, welche den Münzumlauf vergangener Jahrhunderte ſo 
chaotiſch machten, ſind heute verſchwunden. Man hat es gelernt, verſchiedene Metalle 
in einem und demſelben Münzſyſtem miteinander zu verbinden, ohne daß ihre ſtändig 
ſchwankende Wertrelation ſich noch geltend macht; davon wird noch zu reden ſein. Die 
hohen Herſtellungskoſten, welche die Regierungen früher zwangen, die Münzen unter- 
wertig auszugeben, falls fie durch die Prägung keinen Verluſt erleiden wollten, find 
infolge der modernen Maſchinentechnik auf ein Minimum zuſammengeſchrumpft. Die 
politiſche Zerſplitterung eines Landes wie Deutſchland, durch welche die Münzhoheit 
in eine große Zahl von Händen gelegt wurde, ſo daß die verſchiedenſten Münztypen 
im Reiche nebeneinander umliefen, iſt längſt der Vereinheitlichung gewichen. Die 
modernen Staaten bilden geſchloſſene Münzgebiete, und die fremden Geldſtücke werden 
zwar innerhalb der Grenzpfähle eingewechſelt, aber ſie ſelber dringen nicht in die 
innere Zirkulation ein. Eine einfache Vorſchrift ſorgt dafür, daß die abgenutzten 
Stücke aus dem Amlauf verſchwinden, ſo daß auch von dieſer Seite nicht mehr die 
Gefahr einer Geldverſchlechterung droht. Aber eines iſt merkwürdig; als das 
Münzweſen in dieſer Weiſe vervollkommnet war, ſchwand infolge umwälzender 
politiſcher Ereigniſſe, in die auch das europäiſche Geldweſen verſtrickt wurde, die voll. 
wertige Münze aus dem Geldverkehr der Hauptſtaaten. Das Papier wurde zum 
beherrſchenden Geldftoff; die Gefahr einer chaotiſchen Verwirrung im Geldweſen 
rückte damit näher als jemals im Laufe der Geſchichte, und die Nachkriegszeit hat 
bewieſen, daß dieſe Gefahr keineswegs vermieden wurde. 


Da die Münzen aus der Aufteilung einer gegebenen Metallmenge entſtehen, ſo fällt 
dem Geſetzgeber die Aufgabe zu, ihr Verhältnis zur Rechen. und Münzeinheit zu 
fixieren; durch die gewählten Relationen wird die ſogenannte Stückelung inner- 
halb eines Münzſyſtems beſtimmt. Nach dem deutſchen Münzgeſetz von 1873, dem 
erſten im neugegründeten Reiche, wurden z. B. Goldmünzen im Werte von 20, 10 
und 5 M geſchaffen (die von 5 M bewährten ſich nicht und kamen ſpäter zur Ein- 
ziehung); außerdem wurden Silber., Nickel. und Kupfermünzen ausgegeben, in deren 
Stückelung bis zum Weltkriege manche Anderungen eintraten: es iſt nämlich durch— 
aus nicht einfach, ein Münzſyſtem zu ſchaffen, welches den — auch regional vonein- 
ander abweichenden — Verkehrsbedürfniſſen tatſächlich gerecht wird. Die durch Auf, 
teilung einer gegebenen Metallmenge hergeſtellten Münzen ſollen, ſofern ſie auf den 
nämlichen Nennwert lauten, untereinander völlig gleichwertig ſein; der moderne 
Staat wahrt dieſe Identität, indem er nur ganz geringe Anterſchiede gegenüber dem 
geſetzlichen Schrot und Korn bei der Ausprägung zuläßt; die erlaubte Abweichung 
von der Norm heißt Remedium (Toleranz). Weiter werden alle ſolche Münzen 
aus dem Verkehr gezogen, die das Paſſier gewicht unterſchreiten; dieſes ergibt 
ſich als Anterſchied aus dem Normalgewicht und einem ſehr geringen geſetzlich zu— 
läſſigen Gewichtsverluſte durch die Abnutzung im Verkehr. Ein jedes Münzſyſtem 
umſchließt mehrere Gruppen von Geldſtücken, die ſich durch das Metall, aus welchem 
ſie beſtehen, gegeneinander abheben; neben den Hauptmünzen, welche (ſoweit ſie 
heute noch exiſtieren) aus jenem Metall hergeſtellt werden, nach dem die Währung 
des Landes ihren Namen trägt, ſteht das Heer der Scheidemünzen, abgeſtuft nach 
Metallart (Silber, Kupfer, Nickel, Bronze, Aluminium) und Nennwert, welche eine 
von der Währungsmünze abweichende Stellung im Rechts- und Wirtſchaftsleben 
einnehmen; ſie werden unterwertig und in beſchränktem Amfange ausgeprägt und 
von den öffentlichen Kaſſen auf Verlangen eingewechſelt. Dieſe verſchiedenen 
Momente öffnen den Ausblick auf ein ſehr wichtiges Problem, von dem wir uns im 
Rahmen des folgenden Abſchnitts Rechenſchaft ablegen wollen. 
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III. Die metalliſch- gebundenen Währungen 

Alle geſetzlichen Vorſchriften eines Landes, welche ſich auf das Münzweſen be- 
ziehen, beſtimmen ſeine Währung. Dahin gehört die Fixierung der Recheneinheit 
(der Mark, des Franken) auf eine beſtimmte Menge Edelmetall, ſofern es ſich um 
eine metalliſch⸗gebundene Währung handelt, weiter die Stückelung, die Summe 
regelnder Vorſchriften über die Scheidemünzen uſw. Währungsgeld im 
engeren Sinne iſt dagegen die Geldart, welche nach dem Geſetze 
den Schuldner von ſeiner Schuld gegenüber dem Gläubiger 
löſt und gleichzeitig keinerlei Anſpruch auf Einwechſelung in 
eine andere Geldart einräumt. Bei der Goldwährung hat das Gold 
dieſe beiden Eigenſchaften, bei der Silberwährung das Silber. 


Eine jede Wiſſenſchaft will die Erſcheinungen, mit denen ſie es zu tun hat, ſyſtemati⸗ 
ſieren. In der Geldlehre iſt es heute üblich, die zahlreichen Währungsformen, welche 
Geſchichte und Gegenwart in buntem Wechſel darbieten, in zwei große Gruppen 
zuſammenzufaſſen: die metalliſch⸗ gebundenen und die künſtlichen, 
manipulierten. Bei jenen wird die Rechnungseinheit als Bruchteil einer 
beſtimmten Edelmetallmenge definiert, wodurch gleichzeitig der Preis des betreffen- 
den Edelmetalles feſtgelegt wird; auf Grund dieſes Verhältniſſes der Währungs: 
einheit zum Edelmetall kann jedermann die Amwandlung von Gold oder Silber- 
barren in Währungsmünzen durch die ſtaatliche Prägeanſtalt verlangen. Allein es 
ſteht gleichzeitig jedem einzelnen frei, Währungsmünzen einzuſchmelzen, alſo dem 
Geldumlaufe zu entziehen. Es iſt durchaus nicht notwendig, daß im Falle metalliſch⸗ 
gebundener Währungen der geſamte Geldumlauf mit Edelmetall „geſpeiſt“ iſt; ja, 
das erſcheint ſogar als unmöglich, wenn man an die ſchon erwähnte Tatſache denkt, 
daß der Kleinverkehr Scheidemünzen zur Durchführung ſeiner Tauſchakte nötig hat. 
Neben die metallenen Amlaufsmittel können auch Papiernoten (Staats- oder Bank- 
noten) treten, aber dieſe müſſen, ebenſo wie das Scheidegeld, durch die öffentlichen 
Kaſſen in Edelmetall umgetauſcht werden können. Bei den künſtlichen Wäh- 
rungen dagegen fehlt die natürliche und feſte Verbindung mit dem Edelmetall; wird 
z. B. bei einer Silberwährung die Verbindung mit dem Währungsmetall dadurch 
gelöſt, daß den Privaten die Möglichkeit genommen wird, ungemünztes Silber in 
gemünztes zu verwandeln, ſo erhält der Staat das alleinige Recht, den Münzumlauf 
mengenmäßig zu regeln und durch feine Verknappung den Geldwert über den Silber- 
wert der Münze zu ſteigern. Hebt der Staat die Einlöſungspflicht für Noten auf, 
ſo muß er ihre Menge begrenzen, falls er ihre Parität mit dem Edelmetall, 
etwa dem Golde, wahren will; anderenfalls ſinkt der Wert des Papiers, oft ins 
Bodenloſe. In beiden Fällen haben wir künſtliche Währungen vor uns. 


Die Erfahrung hat uns gelehrt, verſchiedene Arten von Metallwährungen zu unter- 
ſcheiden. Aberwundene Formen, die keine ernſte Chance einer Wiedergeburt 
mehr haben, find die Silber währung, die Parallel- und Doppel 
währung. Bei der Parallelwährung laufen Silber- und Goldmünzen nebenein- 
ander um, ohne daß ihr Wertverhältnis geſetzlich normiert wäre; bei der Doppel- 
währung dagegen hat der Geſetzgeber die Wertrelation feſtgelegt, allerdings ohne ſie 
gegenüber den Marktſchwankungen durchſetzen zu können. Die letzten Jahrzehnte 
vor dem Weltkriege waren währungspolitiſch charakteriſiert durch den Triumph der 
Gold währung. Das gelbe Metall beendete eine große Zahl oft langwieriger 
Stabiliſierungsvorgänge in den verſchiedenſten Ländern, und der Austauſchverkehr 
der Volkswirtſchaften untereinander genoß als Frucht dieſes Sieges den ſeltenen 
Vorzug, keine nennenswerten Störungen von der Geldſeite her erdulden zu müſſen. 


Einige Daten ſollen den Siegeszug des Goldes anſchaulich machen. England iſt nicht 
nur das Arſprungsland des Freihandels und der Einkommenbeſteuerung, ſondern 
auch der Goldwährungz; fie ſetzte ſich dort endgültig nach den Napoleoniſchen Kriegen 
durch, in einer Zeit alſo, wo das deutſche Geldweſen noch fehr ſtark zerſplittert war. 
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Hier erfolgte der Abergang zum Golde nach der Reichsgründung und leitete eine 
Welle von Währungsreformen ein. Allerdings war das deutſche Währungsſyſtem 
von 1873 noch keine „reine“ Goldwährung, da neben den Goldmünzen — ähnlich wie 
in Frankreich bis zum Weltkriege — eine Silbermünze, der Taler, mit geſetzlicher 
Zahlkraft umlief; dieſer Schönheitsfehler iſt erſt 1907 beſeitigt worden. Dem Vor— 
bilde Deutſchlands in den ſiebziger Jahren folgend, nahmen die Niederlande, die 
ſkandinaviſchen Staaten, Japan, Rußland, die Vereinigten Staaten von Amerika 
u. a., meiſt noch vor Beginn des neuen Jahrhunderts, das Gold als Währungsgrund— 
lage an. Nur Sſterreich⸗Angarn bezog eine originelle Sonderſtellung, indem es fein 
Geldweſen im Anſchluß an das Gold ſtabiliſierte, ohne damit den Abergang zur 
eigentlichen Goldwährung zu vollziehen. 


Was iſt nun das Weſen der Goldwährung? Gehen wir an Hand des 
deutſchen Beiſpiels dazu über, ihre Hauptzüge zu unterſuchen. 

Als Deutſchland ſein Münzweſen im Anfang der 70er Jahre reformierte, wurde zu— 
nächſt eine neue Goldmünze (das 10-M-Etüd) geſchaffen, welches den 139, Sten Teil 
eines Pfundes Feingold darſtellte. Die ſtrengen Vorſchriften über Remedium und 
Paſſiergewicht ſorgten dafür, daß die tatſächlichen Abweichungen von dem geſetzlich 
geforderten Verhältnis verſchwindend gering waren. Die Vollwertigkeit der Gold- 
münzen war ſo im Rahmen des Möglichen garantiert. 


Ein zweiter Punkt iſt nicht minder wichtig. Der Goldvorrat eines Goldwährung$- 
landes umſchließt das gelbe Metall in gemünzter und ungemünzter Form. Wie iſt 
es möglich, die Wertgleichheit zwiſchen beiden zu erhalten? Das deutſche Münz— 
geſetz von 1873 enthielt eine Beſtimmung, wonach Privatperſonen das Recht haben 
ſollten, jederzeit Barrengold für eigene Rechnung ausprägen zu laſſen; dafür ſollte 
eine Prägegebühr erhoben werden, welche ſpäter auf 3 M für das Pfund Feingold 
feſtgeſezt wurde. Tatſächlich erfolgte übrigens die Amwandlung von Metall 
in Münze für Rechnung privater Perſonen durch Vermittlung der im Jahre 1875 
gegründeten Reichsbank, die ſür das Pfund Gold einen feſten Preis von 1392 M 
(1395 M abzüglich der Prägegebühr) zahlte. Die Erlaubnis, jederzeit für private 
Rechnung Währungsmetall in Währungsmünze zu verwandeln, bezeichnet man 
geldtechniſch als Freiprägbarkeit; fie hat eine ſehr große Bedeutung, denn 
ſie macht es unmöglich, daß der Wert des gemünzten Metalls höher ſteigt als der des 
ungemünzten; in dieſem Falle wird es nämlich rentabel, Metallbarren durch die 
Prägeanſtalten ausmünzen zu laſſen. Amgekehrt verhindert die Möglichkeit, Münzen 
einzuſchmelzen und ſo in Metallbarren zurückzuwandeln, daß der Wert des gemünzten 
Metalls tiefer ſinkt als der des ungemünzten. Barrengold und Goldmünzen gleichen 
innerhalb der Goldwährung zwei kommunizierenden Röhren, deren Wertſpiegel 
ſtets das gleiche Niveau anzeigt. Der Staat hat zwar das ausſchließliche Recht, 
Goldmünzen auszuprägen, die Münzhoheit; die tatſächliche Verſorgung mit Gold— 
münzen aber richtet ſich nach dem Goldzu- und »abſtrom, der Be von einer ganzen 
Reihe von wirtſchaftlichen Faktoren abhängt. 


Niemals war es dem Mittelalter gelungen, Münzen verſchiedener metalliſcher Her- 
kunft innerhalb ein und desſelben Geldſyſtems in ein ſtetiges Wertverhältnis zu 
bringen. Die Goldwährung bewältigte dieſes ſchwierige Problem in klaſſiſcher 
Weiſe. Des Rätſels Löſung lag einfach darin, daß man den Wert der Scheide— 
münzen von ihrem eigenen Metallwert abtrennte und ihn ſtatt deſſen an das Gold 
anknüpfte. Indem man das Scheidegeld künſtlich unterwertig ausprägte, wurde ver— 
hindert, daß ſein Wert über den Goldwert hinaus anſtieg; indem man nicht nur die 
Ausprägung der Scheidemünzen dem Staate vorbehielt (was ſelbſtverſtändlich war), 
ſondern auch ihre Menge geſetzlich beſchränkte (bei Silbermünzen 
urſprünglich 12 M auf den Kopf der Bevölkerung, ſpäter 15 und 20 M), machte man 
ein Abſinken ihres Wertes unmöglich. Aberdies konnte Scheidegeld in geſetzlich 
fixierten Mindeſtmengen an den öffentlichen Kaſſen gegen Gold „konvertiert“ werden: 
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es beſtand alſo jene Einlöſungspflicht, welche beim Papiergeld eine ſo entſcheidende 
Rolle ſpielt. Durch die eben genannten Maßnahmen war der Wert des Scheidegeldes 
beſonders feſt an den der Goldmünze „angeſeilt“, welche ſelber nichts anderes war 
als ein genau beſtimmtes Quantum des gelben Metalles. 


So wie unter der Herrſchaft der Goldwährung jede einzelne Münze auf das Gold 
bezogen war, ſo lief im Grunde jede Geldforderung auf eine Goldforderung hinaus: 
denn nur das Gold hatte „geſetzliche Zahlkraft“ und diente gleichzeitig zur Einlöſung 
der anderen Geldzeichen; es war „obligatoriſch“ und „definitiv“. Wenn ſpäter (1909) 
in Deutſchland die Reichsbanknote die Qualität des geſetzlichen Zahlungsmittels 
erhielt — eine Eigenſchaft, welche die Note der Bank von England ſchon ſeit Jahr— 
zehnten beſaß —, ſo hatte dies ſolange nichts zu bedeuten, als die Einlöſungspflicht 
der Reichsbank fortbeſtand: der Forderungsberechtigte konnte, wenn er wollte, auf 
dem Amwege über die Zentralbank Gold erhalten. Für das Scheidegeld dagegen 
exiſtierte nur innerhalb geſetzlich normierter Mindeſtmengen Annahmezwang, darüber 
hinaus konnte es im freien Verkehr zurückgewieſen werden, während für die Öffent- 
lichen Kaſſen den Silbermünzen gegenüber die Pflicht zur Annahme beſtand („Kaſſen⸗ 
kurs“). Die verſchiedene juriſtiſche Behandlung der Hauptmünzen und des Scheide 
geldes war eine logiſche Folgerung aus der Tatſache, daß dieſes unterwertig aus— 
geprägt wurde und jene nicht. 


Zuſammenfaſſend ſind folgende Züge für das deutſche Währungsſyſtem von 1873 und 
darüber hinaus für jede Goldwährung charakteriſtiſch: Die Währungseinheit muß 
in einem feſten Verhältnis zu einer beſtimmten Goldmenge ſtehen; die deutſche Mark 
wurde als der 1395ſte Teil eines Pfundes Feingold definiert, wobei zu beachten iſt, 
daß dieſe Währungseinheit gar nicht in Gold, vielmehr als Silbermünze ausgeprägt 
wurde. Nur das gelbe Metall iſt frei prägbar; auf dieſe Weiſe wird die Wertgleich- 
heit zwiſchen gemünztem und ungemünztem Golde erhalten. Scheidegeld wurde unter- 
wertig ausgeprägt, ſeiner Menge nach dem Verkehrsbedürfnis angepaßt und konnte 
zudem in Gold, das Währungsgeld in engerem Sinne, eingelöſt werden. Nachdem 
der Taler außer Kurs geſetzt war, hatten in Deutſchland ſeit 1910 nur die Gold— 
münzen und die Noten geſetzliche Zahlkraft (ſie waren „Kurantgeld“); das Gold diente 
darüber hinaus zur Einlöſung aller anderen Geldzeichen, vor allem der Noten; die 
Scheidemünzen hatten unbedingte Zahlkraft nur in kleinen Beträgen (fie waren 
„beſchränkt obligatoriſch“). Alle dieſe Züge zeichnen die Goldwährung aus; das für 
den tiefer Blickenden Wichtigſte iſt, daß Gold ſtets zu feſtem Preiſe angenommen und 
abgegeben wird. Denn dadurch wird die Parität aller Geldzeichen mit dem Golde 
garantiert. 


Die übrigen metalliſchen Währungen (Silber-, Parallel. und Doppelwährung) treten 
an Bedeutung hinter der Goldwährung weit zurück; ſie können hier kurz abgetan 
werden. 


Eine Silber währung gibt es nur, wenn der Wert der Währungseinheit auf 
das weiße Metall baſiert wird, wenn Freiprägbarkeit beſteht und das Silbergeld 
obligatoriſch und definitiv iſt. Eine Silberwährung, die dieſen Namen verdient, 
exiſtiert heute wohl nicht mehr, nachdem in jüngſter Zeit China, das letzte große 
Silberland, den Silberſtandard fallen gelaſſen hat. Trotz dem Verſuch des Präfi- 
denten Roofevelt, den Silberpreis zu fteigern, um dem weißen Metall neben dem 
Golde eine ebenbürtige Stellung zu erobern, wird ſich ſein Schickſal nicht mehr wenden 
laſſen. Auch das amerikaniſche Schatzamt hat Ende 1935 feine Politik der Silber- 
ſtützung abgebrochen. 

Die Gründe, weshalb in den letzten Jahrzehnten die Silberwährungen aus der Mode 
gekommen find, liegen auf der Hand. Durch die rapid anwachſende Silberproduktion 
fiel der Silberpreis, um ſich nur infolge des Weltkrieges vorübergehend kräftig zu 
erholen; viele Staaten ließen infolgedeſſen das Silber als Währungsgrundlage 
fallen, ſein Abſatzmarkt verengte ſich, der Silberpreis ſtürzte weiter — Momente, 
die es den Ländern unmöglich machten, beim weißen Metall zu verharren, ſelbſt wenn 
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ſie es — wie die Vereinigten Staaten — an ſich gerne getan hätten. Innerhalb 
einer Welt, die ſich allmählich auf Gold umſtellte, bedeutete eine entwertete Silber. 
währung, weltwirtſchaftlich geſehen, zwar zunächſt eine ſtarke Exportförderung, 
gleichzeitig jedoch eine ſchwere Einfuhrhemmung. 

Der Schritt von der Silber zur Goldwährung vollzog ſich unter Begleitumſtänden, 
die währungspolitiſch merkwürdig waren. Das Beiſpiel des alten Silberlandes 
Indien, welches im Laufe ſeiner Geſchichte ungeheure Mengen des weißen Metalls 
aus dem Abendlande aufgenommen hat, iſt beſonders lehrreich. Die Silberrupie 
herrſchte bis 1893 in Indien unbeſchränkt. In dieſem Jahre wurde die freie Prägung 
dieſer Münze eingeſtellt, ihr Amlauf verknappt. Die Folge war, daß ſich der Kurs 
der Rupie über ihren Silbergehalt als „untere Grenze“ heben mußte. Das geſchah, 
wenn auch allmählich. Da die Regierung weiter erklärte, neue Rupien gegen Gold- 
barren oder gegen die engliſche Hauptmünze, den Sovereign (— 1 Pfund Sterling), 
zu einem feſten Kurſe (1 Rupie für 18s 4d) ausgeben zu wollen, erhielten die 
Schwankungen des indiſchen Silbergeldes auch eine „feſte Grenze nach oben“. Nach- 
dem man fo den Kurs der Rupie ſtabiliſiert hatte, war ein Währungszuſtand ein- 
getreten, welchen man mit dem Worte „Goldwährung ohne Goldumlauf“ anſchaulich 
machen lönnte. Der Wert der Rupie, welche nach wie vor faſt das einzige Zahlungs- 
mittel Indiens blieb, hatte ſich durch die Aufhebung der Freiprägbarkeit von dem des 
entwerteten Silbers losgelöſt und den Anſchluß an das Gold gefunden, obwohl eine 
ſtrenge Einlöſungsverpflichtung der „metallenen Noten“ in Gold weder beſtand noch 
die Einlöſung ſelber von den öffentlichen Kaſſen ohne Anterbrechung durchgeführt 
wurde. Es intereſſiert in dieſem Zuſammenhang nicht, wie dieſes Syſtem während 
des Krieges und ſpäter zuſammengebrochen iſt und dann wieder aufgebaut wurde. 
Aber es bleibt lehrreich, daß die Silberwährung in dieſem Fall wie in manchen anderen 
Fällen nicht durch eine echte Goldwährung, ſondern durch eine künſtliche (mani- 
pulierte, regulierte) Währung abgelöſt wurde. China ſcheint heute den gleichen Weg 
einſchlagen zu wollen. 


Unter der Parallelwährung verſteht man das Nebeneinander von Gold. und 
Silbermünzen, welche beide zu Zahlungen herangezogen werden. Da das Wertver- 
hältnis von Gold und Silber in neuerer Zeit ſtark veränderlich war, ſo mußte auch 
der Wert der Goldmünzen, berechnet in Silbermünzen, ſchwanken; die Silbermünze 
wurde zur alleinigen Recheneinheit, das Goldgeld zur Ware. Während bei der 
Parallelwährung der Staat darauf verzichtete, von ſich aus die Wertrelation zwiſchen 
Gold- und Silbergeld zu fixieren, machte die heute ebenfalls überwundene Doppel- 
währung den bemerkenswerten Verſuch, dieſes Wertverhältnis juriſtiſch zu 
beſtimmen; beide Münzarten hatten geſetzliche Zahlkraft und waren frei ausprägbar. 


Dieſer Verſuch mußte ſcheitern, wie eine kurze und einfache Aberlegung zeigt. Nehmen 
wir an, Gold und Silber werden in dem hiſtoriſchen Wertverhältnis von 1: 15% 
ausgeprägt; wenn nun auf dem offenen Markte der Preis des Silbers ſinkt, der des 
Goldes ſteigt, ſo werden die Edelmetallhändler das höherwertige Gold aus dem Ver— 
kehr ziehen, um es einzuſchmelzen und mit Gewinn zu verkaufen; im andern Fall wird 
das Silber aus dem Verkehr verſchwinden. Die Geldzirkulation entbehrt einmal des 
Amlaufmittels für große, das zweite Mal des Amlaufmittels für kleine Zahlungen. 
Je nachdem durch die geſetzliche Relation der beiden Edelmetalle gegenüber ihrem 
Wertverhältnis am offenen Markte das Gold oder das Silber benachteiligt iſt, wird 
abwechſelnd der Amlauf eines Doppelwährungslandes aus Silber- oder aus Goldgeld 
beſtehen; ſchlechtes Geld verdrängt eben beſſeres! 

Dieſe Ausführungen haben das unumſtößliche Gewicht der Erfahrung für ſich. Vis 
in die ſiebziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts war Frankreich in Europa das 
klaſſiſche Land der Doppelwährung, jo wie England der klaſſiſche Repräſentant der 
Goldwährung. Die franzöſiſche Doppelwährung ging zurück auf ein napoleoniſches 
Geſetz vom Jahre 1803. Da man das alte Verhältnis von 1: 15½ zugrunde legte, 
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wurden aus einem Kilo Silber 200 und aus einem Kilo Gold 3100 Franken geprägt. 
Das tatſächliche Wertverhältnis auf dem freien Markte war bis etwa 1850 für Gold 
günſtiger als das in der geſetzlichen Relation fixierte, allein es änderte ſich bis zur 
Mitte der ſechziger Jahre infolge der enormen kaliforniſchen und auſtraliſchen Gold⸗ 
funde zugunſten des Silbers; die Folgen für den franzöſiſchen Geldumlauf waren 


entſprechend: einmal überwog in der Zirkulation das Silber, das andere Mal 
das Gold. 


Die größte räumliche Ausdehnung in Europa erhielt die Doppelwährung durch die 
Begründung der lateiniſchen Münzunion (1865), welche Frankreich, Italien, Belgien, 
die Schweiz (ſpäter auch Griechenland) auf dieſes Währungsſyſtem verpflichtete. Die 
weitere Entwicklung war charakteriſtiſch in einer Zeit, in der das Gold als beherr- 
ſchender Geldſtoff in der Welt raſch an Boden gewann: die freie Prägung des weißen 
Metalls fand für die lateiniſche Münzunion 1878 ihr Ende; Frankreich behielt neben 
dem Goldgeld als uneinlösbare Silbermünze mit geſetzlicher Zahlkraft nur das Fünf⸗ 
frankenſtück bei — ein Zuſtand, den man geldtheoretiſch als hinkende Gold 
währung bezeichnet. Außer dem goldenen Bein war ein zweites ſilbernes beſtehen 
geblieben, aber es war kurz und verkümmert. 


IV. Die hünſtlichen Währungen 


Erinnern wir uns noch einmal des indiſchen Beiſpiels. Die Silberrupie war an das 
Gold gebunden, fie konnte zu feſtem Kurſe — wenn auch nicht juriſtiſch, fo doch tat- 
ſächlich — eingelöſt werden; aber dieſer feſte Anſchluß der Silberrupie an das gelbe 
Metall hätte nie gelingen können, wenn nicht vorher der indiſche Silberumlauf durch 
die Aufhebung der Freiprägbarkeit künſtlich verknappt worden wäre. Es fehlte alſo 
die natürliche Verbindung zwiſchen Währungsmünze und Metall, wie fie jede Gold., 
Silber⸗ und Doppelwährung haben muß, ſolange ſie dieſe Namen mit Recht trägt: 
weder konnte Silber in Indien ohne weiteres in gemünztes Geld verwandelt werden, 
noch war es möglich, den umgekehrten Prozeß einzuſchlagen, da die Silberrupie hoch 
über dem Wert des in ihr gebundenen Metalles ſtand. 

Die Rupie hatte ſich fo von dem Währungsmetall, aus dem fie beſtand, „frei gemacht“; 
daß bis zum Weltkrieg ihr Verhältnis zum Gold ein ſtabiles war, verdankte ſie zwei 
ſtaatlichen Eingriffen: der künſtlichen Verknappung ihrer Zirkulation und dem feſten 
Einlöſungskurſe zu einer Goldmünze, dem engliſchen Sovereign. Auch der Wechſel⸗ 
kurs der Rupie war geſichert, da genügend große Goldreſerven zur Verfügung ſtanden 
und zudem die indiſche Zahlungsbilanz eine aktive Tendenz aufwies. 


Bei der Silberrupie war die Befreiung von der ſtofflichen Grundlage inſofern noch 
keine vollſtändige, als das in der Münze enthaltene Silber die Antergrenze ihres 
Wertes abgab, wiewohl dieſe angeſichts der engliſch-indiſchen Währungspolitik keine 
Bedeutung hatte. Eine völlige Befreiung von jeder ſtofflichen Subſtanz tritt erſt 
ein, wenn die metallenen Noten durch eine uneinlösliche Geldart erſetzt werden, die 
aus wertloſem Papier hergeſtellt iſt. Aber es wäre irrig, ſich die Dinge fo vorzu- 
ſtellen, als ob bei dem Fehlen einer jeden ſtofflichen Baſis der Geldwert gleichſam 
„frei in der Luft ſchwebte“; davon kann keine Rede ſein. Wie wir ſchon wiſſen, hat 
das Geld die Aufgabe, als Tauſchmittel zu dienen; aus der Tatſache, daß mit Geld 
Güter erworben werden können, leitet es feinen Tauſchwert ab. Iſt die Gütermenge, 
welche mit Hilfe des Geldes umgeſetzt wird, eine gegebene Größe, fo wird der Tauſch⸗ 
wert des Geldes mit der zur Verfügung ſtehenden Geldmenge variieren; wächſt ſie, 
ſo verringert ſich das Güterquantum, welches auf die Geldeinheit fällt, ihr Tauſchwert 
ſinkt; im umgekehrten Falle ſteigt er. Daraus ergibt ſich, daß bei einem Geldſyſtem, 
welches das uneinlösliche Papiergeld zur Grundlage hat, die auszugebende Papier- 
menge ſehr ſorgfältig „begrenzt“ werden muß, falls andauernde Verminderungen und 
Schwankungen des Geldwertes verhindert werden ſollen. Aus dieſer Notwendigkeit 
entſtehen für die Geldverwaltung ſehr intereſſante und ſchwierige Aufgaben. 
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Tritt die Papierwährung — das obligatoriſche und definitive Papiergeld — 
an die Stelle einer metalliſchen Währung, ſo ergeben ſich zwei Hauptfälle. 


In dem einen Falle gelingt es, die Papiergeldmenge auf die Dauer zu begrenzen und 
den Wert der Rechnungseinheit in ein feſtes Verhältnis zum Golde zu bringen; iſt 
dieſer Zuſtand aus einer Goldwährung hervorgegangen, fo wird die alte Währungs- 
einheit formell oft beibehalten, aber ſie ſtellt, auf Gold bezogen, nur einen Bruchteil 
ihres früheren Wertes dar. Falls die Geldſchöpfung vorſichtig gehandhabt wird, 
bedeutet das Nichtbeſtehen der Einlöſungsverpflichtung noch keine Gefährdung 
ſtabilen Geldwertes; notwendig iſt nur, daß die Zentralbank in der Lage iſt, den 
Importeuren ausreichend Gold oder Deviſen zur Ablöſung ihrer Auslandsverbind- 
lichkeiten bereitzuſtellen, um fo die Parität mit den fremden Währungen auſrechtzu⸗ 
halten; die Vorausſetzung hierfür iſt eine Gold⸗ und Deviſenreſerve. Ein ſolches 
Syſtem wird — ebenſo wie die ſkizzierte indiſche Währung tor dem Kriege — als 
Golddevifen währung bezeichnet. Ihre Lage geſtaltet ſich ſchwierig, wenn 
der Gold- und Deviſenvorrat unter dem Einfluß einer nachhaltig ungünſtigen 
Zahlungsbilanz — die in Deutſchland bekanntlich jahrelang durch einſeitige Ver- 
pflichtungen (Reparationen) belaſtet war — dahinſchwindet; auch unter dieſer Vor- 
ausſetzung kann der Geldwert ſtabil bleiben, wenn ſich mit vorſichtiger Geldſchöpfung 
die Kontrolle der Einfuhr ſowie eine zentrale Deviſenbewirtſchaftung verbindet. 


Auch in dem zweiten Falle verdrängt das Papiergeld das Edelmetall, aber die 
Situation geſtaltet ſich ganz anders; es gelingt nicht, den Papiergeldumlauf im Ver⸗ 
hältnis zum Zahlungsmittelbedarf zu begrenzen, ſondern jener überſteigt dieſen bei 
weitem. Die Folge iſt eine unnatürliche Aufblähung des Geld- 
umlaufs, eine Inflation. Ihre Konſequenzen ergreifen und durchdringen die 
Wirtſchaft in allen ihren Teilen. Die Aufblähung der zirkulierenden Geldmenge 
bedeutet eine Entwertung der Währungseinheit, die ſich in ein Steigen des Preis- 
ſpiegels umſetzt; dieſes erfolgt zunächſt unregelmäßig und ſprungweiſe, indem es vor 
allem folche Güter ergreift, in denen ausländiſche Rohſtoffe und Halbfabrikate ſtecken; 
Löhne und Gehälter kommen zunächſt nicht mit, paſſen ſich jedoch im weiteren Verlauf 
dem Rhythmus des Geldwertſchwundes allmählich an. Produktion und Abſatz werden 
angeregt, der Export blüht, aber es iſt eine andere Frage, ob es den Anternehmern 
gelingt, ihre Gewinne wertbeſtändig zu binden; der Mittelſtand und die Rentner 
werden dezimiert, da die Subſtanz aller Geldforderungen (der Pfandbriefe, Hypo- 
theken, Sparkonten) ſich mehr und mehr verflüchtigt. Die Steuern entwerten ſich; an 
die Stelle der Deckung der Ausgaben durch regelmäßige Einnahmen tritt die planloſe 
Finanzierung von Staat und Gemeinde durch die Notenpreſſe. Am Ende läßt die 
Inflation ein Trümmerfeld hinter ſich; die Flucht in die Sachwerte war Anlaß zu 
Kapitalfehlleitungen, breite Schichten der Bevölkerung ſind ruiniert, das Vertrauen 
zum Staate hat einen ſchweren Stoß erlitten. Jahre find notwendig, um die ſo ge- 
ſchlagenen Wunden zu heilen. 


Für die beiden kurz ſkizzierten Hauptfälle bietet die Geſchichte des Geldweſens zahl- 
reiche eindrucksvolle Belege. Nur weniges kann hier angedeutet werden. 


Das berühmteſte europäiſche Beiſpiel einer Golddeviſenwährung vor dem Kriege 
war das Währungsſyſtem Sſterreich-Angarns. Der zunehmenden Entwertung des 
Silbers verdankte es die Doppelmonarchie, daß im Jahre 1879 ihr Papiergulden die 
Parität mit dem Silbergulden erreichte. Am einen weiteren Wertſchwund des 
Guldens zu verhindern, hob man in dieſem Jahre die freie Prägung des Silbers auf. 
Die Folge war, daß durch die Einſchränkung des Geldumlaufs der Gulden über ſeinen 
Silberwert hinaus ſtieg, eine Bewegung, welche im Jahre 1892 durch die Schaffung 
einer frei prägbaren Währungsmünze aus Gold eine Grenze nach oben erhielt. Die 
geſchickte Aufrechterhaltung des Wechſelkurſes der öſterreichiſch-ungariſchen Währung 
gelang durch die damals viel erörterte Deviſenpolitik des Zentralnoteninſtituts; ſie 
beſtand im weſentlichen darin, daß die Bank das Deviſengeſchäft bei ſich konzentrierte 
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und ſich methodiſch darauf einſtellte, je nach dem Stande der Zahlungsbilanz Deviſen 
abzugeben oder anzunehmen. Das Eigenartige dieſes damals neuen Währungs: 
ſyſtems lag darin, daß es urſprünglich keineswegs als ſolches geplant war, ſich viel ⸗ 
mehr unwillkürlich herausgebildet hatte als Zwiſchenſtufe auf dem Wege zur reinen 
Goldwährung, die niemals erreicht wurde. Auf dieſe Weiſe hatte ſich in Oſterreich⸗ 
Angarn ein Währungstypus gebildet, den wir vor dem Kriege in der Geldgeſchichte 
einer ganzen Reihe von Ländern, welche ſich vom Silber oder vom entwerteten 
Papier abwandten, finden können (Indien, Mexiko, Argentinien, Braſilien uſw.); ihr 
wichtigſtes Anwendungsgebiet fand allerdings die Golddeviſenwährung im Europa 
der Nachkriegszeit. 

Noch heute iſt es für den Geldtheoretiker von Intereſſe, die Phaſen der franzöſiſchen 
„Aſſignatenwirtſchaft“ zu überblicken, wenn er nach Beiſpielen für Papierwährungen 
ſucht, bei denen es nicht gelingt, die Notenmenge zu begrenzen. Solange der 
Aſſignatenumlauf relativ klein war und die in der Hauptſache nach England aus- 
gewanderten Münzen erſetzte, hielt ſich der Wert des neuen Papiergeldes nahe 
der Parität; der Grund für dieſe Erſcheinung war der eben angeführte — 
nicht aber, wie man damals irrig glaubte, die Tatſache, daß als Sicherheit 
für die Aſſignaten der nationalifierte Grundbeſitz verpfändet war. Sobald in Frank⸗ 
reich eine Papieremiſſion auf die andere folgte, brach der Wert des neuen Geldes 
zuſammen; endlich nahm der Staat felber die Aſſignaten beim Verkauf der National- 
güter nicht mehr in Zahlung, obwohl jene urſprünglich ihren Wert hatten fihern 
ſollen (V. Pareto). 

Es wäre leicht, die Tragödie der Papierinflationen an Beiſpielen aus dem 19. Jahr- 
hundert darzuſtellen (Rußland, Griechenland, die Staaten der iberiſchen Halbinſel, 
Südamerikas uſw.). Aber wir können darauf verzichten; denn den eindruckvollſten 
Beleg für dieſen Vorgang bietet die europäiſche Geldgeſchichte in der Nachkriegs- 
zeit, vor allem die deutſche. Nie zuvor hatte der Amlauf ſo aſtronomiſche Ziffern 
erreicht, während ſein Geſamtwert in Gold immer kleiner wurde; nie war der Wert 
der Geldeinheit auf ein Billionſtel feines urſprünglichen Wertes zuſammenge⸗ 
ſchrumpft! Nach den Angaben Parchmanns“!) wuchs der Notenumlauf der Reichs- 
bank von Ende 1918 bis Ende 1922 von 22,2 auf über 1280 Milliarden M. Die 
wahrhaft groteske Vermehrung der Nennwertmenge der Papiermark brachte das 
Jahr 1923, das durch Ruhrbeſetzung und paſſiven Widerſtand eingeleitet wurde: 
vom März bis September 1923 ſchwoll der Notenſtrom von 5 518 Milliarden auf 
mehr als 28 000 Billionen an, um im Dezember mit 496 Trillionen den Höhepunkt zu 
erreichen. 

Aus der gleichen Quelle ergibt ſich, daß der Dollarkurs im Juni 1923 100 000 M 
betrug, ih Ende Auguſt auf 10 Millionen ſtellte, Anfang Oktober die Milliarde er- 
reichte und in der zweiten Novemberhälfte mit 4,2 Billionen abſchloß. 

Zum Schluß übernahm der Dollar die Funktion des Preismeſſers in Deutſchland, 
während die Papiermark nur noch als Tauſchmittel umlief und endlich im Verkehr 
zurückgewieſen wurde. Die unerwartet erfolgte Neubefeſtigung (Herbſt 1923) erſchien 
faſt wie ein Wunder und wird — politiſch, pſychologiſch, währungstheoretiſch — ſtets 
zu den ſpannendſten Epiſoden in der Stabiliſierungsgeſchichte des Geldweſens 
gehören. 


V. Die Banknoten 

Die Geldſchöpfung innerhalb der modernen Volkswirtſchaft liegt nicht nur in der 
Hand des Staates. Neben ihm ſtehen in erſter Linie die großen Zentralnoten- 
banken, die nur in ſeltenen Fällen (z. B. in Rußland) rein ſtaatliche Inſtitute 
ſind, jedoch das Recht zur Geldſchöpfung vom Staate ableiten (Notenprivileg). 
Organiſation und Geſchäftsgebaren werden ebenſalls durch Geſetz geregelt. 


1) Die Reichsbank S. 39. 
Band III Beitrag b! 
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Begrifflich galt die Banknote lange als ein „gedruckter, auf einen runden Betrag 
Währungsgeld lautender Schein, der auf Präſentation des Inhabers von der aus- 
ſtellenden Bank in Währungsgeld eingelöſt wurde“ (Schanz). 

Dieſe Definition iſt heute veraltet. Nach dem Kriege beſteht die Einlöſungspflicht 
der Banknoten in einer ſehr großen Zahl von Ländern nicht mehr. Man kann daher 
das Weſentliche bei der Banknote nicht darin ſehen, daß fie gemäß der eben mitge- 
teilten Begriffsbeſtimmung eine Schuldverſchreibung an den Inhaber darſtellt; ſie 
iſt vielmehr lediglich ein von der Zentralbank ausgegebenes Geldzeichen, welches 
übrigens in Deutſchland auf ſeiner Vorderſeite keinerlei Einlöſungsverſprechen 
mehr trägt.“) 

Von den Münzen, die wir ausführlich behandelt haben, unterſcheidet ſich die 
Banknote — abgeſehen von ihrem Emittenten — durch die Wertloſigkeit ihres 
Stoffes. Dieſer Anterſchied liegt auf der Hand, aber man darf dabei nicht über. 
fehen, daß z. B. innerhalb des Goldwährungsſyſtems nur die Goldmünze „voll- 
wertig“ iſt, während alle Scheidegeldarten meiſt erheblich unter ihrem Nennwerte 
ausgeprägt werden. Wenn eine Geldart (Münze, Banknote) unterwertig ausge- 
geben wird, ſo bedeutet es im Grunde nicht viel, ob ſie einen geringen oder gar 
keinen Wert beſitzt. 

Solange die Banknote jederzeit gegen Währungsmetall eingelöſt wird, beſteht kein 
Anlaß, daß ihr Wert ſich von dem des Metalles ablöſt; das gleiche gilt natürlich für 
ſtaatliches Papiergeld, das auf Verlangen in Währungsgeld verwandelt werden 
kann: erinnert ſei an die alten deutſchen „Reichskaſſenſcheine“ (nach 1874), welche 
von den öffentlichen Kaſſen angenommen wurden, aber im freien Verkehr bis zum 
Kriege zurückgewieſen werden konnten. Daß ein Papiergeld, welches ſeine Einlög- 
barkeit in Gold verloren hat, im Werte nachgibt, iſt — wie wir wiſſen — möglich, 
aber nicht notwendig; hier ſpielt die Geldpolitik die entſcheidende Rolle. 

Die Zirkulationsfähigkeit der Banknote wird nicht durch die Tatſache berührt, ob ſie 
vollwertig iſt oder nicht. Ein entwertetes Papiergeld wird ſogar die anderen Zah- 
lungsmittel aus dem Verkehr verdrängen; erſt wenn die Entwertung ſich in reißend 
ſchnellem Tempo vollzieht, wie wir es im letzten Stadium der Inflation erlebt haben, 
wird das Papier in wachſendem Maße von der Wirtſchaft abgeſtoßen, die zu ſremden 
Zahlungsmitteln übergeht und in die Sachwerte flüchtet. 


Geſchichtlich geſehen, leitet die Banknote ihren Arſprung ab von Beſcheinigungen, 
die ſolchen Perſonen gegeben wurden, welche bei einer Bank Geld eingezahlt hatten. 
Lief ein ſolcher Schein zwiſchen mehreren Perſonen um und zahlte die Bank an den 
Aberbringer aus, ſo kam er der heutigen Banknote bereits nahe. Dieſer knappe 
Hinweis zeigt, daß die Note urſprünglich dem Scheck verwandt iſt, durch welchen 
der Beſitzer eines Guthabens feine Bank beauftragt, an einen Dritten zu zahlen. 
Die innere Verwandtſchaft zwiſchen Note und Scheck tritt noch deutlicher in Er— 
ſcheinung, wenn wir bedenken, daß beide nicht vom Staate, ſondern mit Hilfe des 
Kreditapparats geſchaffen werden und gleichwohl Geldfunktion ausüben. 
Auf den Scheck werden wir noch ausführlich zurückkommen müſſen. 

Allein es gibt zwiſchen Note und Scheck auch gewichtige Anterſchiede. Die Schecks 
werden über Summen von beliebiger Höhe ausgeſtellt; die Banknoten dagegen lauten 
auf „runde Summen“. Die Annahme des Schecks iſt infofern ein Vertrauensakt, als 
der Empfänger überzeugt ſein muß, daß der Ausſteller dieſer Anweiſung wirklich ein 
Bankguthaben beſitzt; die Banknoten dagegen tragen die allgemein anerkannte 
Anterſchrift des Zentralnoteninſtituts, die ihre Annahme im ganzen Lande — auch 
wenn ſie geſetzlich nicht gefordert wird — ſichert. 

Für den Amfang, in welchem die Banknote in den Verkehr eindringt, iſt in einer 
modernen Volkswirtſchaft die Tatſache entſcheidend, in welchen Abſchnitten die Noten 


2) Koch⸗Schacht, Münz- und Bankgeſetzgebung, S. 71. 


Geld und Kredit 17 


ausgegeben werden. Je kleiner die Summen ſind, auf welche die Banknoten lauten, 
um ſo mehr durchſetzen ſie die große Maſſe der Amſätze, bei denen es ſich ſtets um 
kleine Wertbeträge handelt; find dagegen die Summen groß, für welche die Ab⸗ 
ſchnitte gelten, ſo laſſen ſie ſich relativ ſelten im Zahlungsverkehr ſehen und bleiben 
in den ſicheren Kaſſenſchränken der Banken. 


Im vergangenen Jahrhundert erforderte es das Preſtige der führenden Staaten, die 
Geldzirkulation tatſächlich mit Gold zu ſpeiſen, nicht nur eine „Gold“, ſondern eine 
„Goldumlaufswährung“ zu beſitzen. Die Bank von England gab vor dem Kriege 
keine Note unter dem Wertbetrag von 5 Pfund Sterling aus; die deutſche Reichs⸗ 
bank durfte nach dem Geſetz von 1875 nur Abſchnitte von 100 und mehr Mark aus⸗ 
geben. Erſt im Zuge einer planmäßigen Entgoldungs politik, die darauf 
abzielte, das gemünzte Gold aus dem Verkehr zu ziehen, um durch Verſtärkung der 
Goldreſerve die Feſtigkeit des Geldſyſtems in Krifen- und Kriegszeiten zu erhöhen, 
ging die Reichsbank auf Grund eines Geſetzes von 1906 dazu über, Scheine von 50 
und 20 Mark in den Verkehr zu bringen. 


In einem Lande mit Goldwährung iſt die Menge des Goldgeldes, der Scheidemünzen 
und des einlösbaren Staatspapiergeldes (ſoweit es, wie früher bei uns, exiſtierte) 
relativ ſtarr. Die moderne Wirtſchaft hat aber aus einer Reihe von Gründen das 
Bedürfnis nach anpaſſungsfähigen Zahlungsmitteln. Die Banknote ſtellt unter 


dieſem Geſichtspunkte eine ſehr wichtige Ergänzung der obengenannten Amlaufs⸗ 
mittel dar. 


Die Wirtſchaft des neunzehnten und zwanzigſten Jahrhunderts bewegte ſich be. 
kanntlich durch eine in ſich geſchloſſene typiſche Folge von Wechſellagen: einem über- 
ſpitzten Aufſchwung folgt die Kriſe, nach dieſer kommt eine Zeit des Niedergangs, in 
welcher ſich eine neue Blüte vorbereitet. Es iſt ohne weiteres klar, daß der Kredit. 
und Geldbedarf in den einzelnen Stadien dieſes Verlaufs verſchieden iſt; er ſchwillt 
an, wenn mit dem Aufſchwung die geſchäftlichen Amſätze ſteigen, er ſinkt ab, wenn die 
Depreſſion Anternehmertätigkeit und Geſchäftsverkehr droſſelt. Der Status der 
Reichsbank ſpiegelte dieſen konjunkturell bedingten Wechſel in den Ziffern des 
Notenumlaufs deutlich wider. 


Aber auch die einzelnen Jahreszeiten ſtellen an die Verſorgung mit Geldmitteln 
verſchieden hohe Anſprüche. Vor dem Weltkriege drängten ſich die Zahlungen in 
höherem Grade an den Quartalsenden zuſammen als heute, wo die Beamtengehälter 
monatlich beglichen werden. Steigende Anſprüche an die Zahlungsmittelverſorgung 
laſſen ſich um die Weihnachtszeit feſtſtellen, zu Beginn des Frühjahrs, wenn die Bau⸗ 
tätigkeit wieder einſetzt, kurz vor der Ernte uſw.“) Auf alle dieſe Fälle muß der 
elaſtiſche Teil des Geldſyſtems, insbeſondere der Banknotenumlauf, gerüftet fein; 
in welchem Maße er tatſächlich vermehrt wird, hängt von verſchiedenen Momenten ab. 
Wir behandeln zunächſt die Grundſätze der Notendeckung und Noten- 
begrenzung, die in unſerem Zuſammenhang beſonders wichtig ſind. 


Auf fehr verſchiedene Weiſe hat der Geſetzgeber verſucht, die Notenausgabe zu 
regeln. Nur die intereſſanteſten Beſtimmungen — die engliſchen und 
deutſchen — können an dieſer Stelle kurz umriſſen werden. 


Geſtützt auf Erfahrungen, welche England während der Napoleoniſchen Kriege ſowie 
in der Kriſe von 1825 und fpäter mit den Banknoten gemacht hatte, gewann dort die 
fogenannte Eurrency Theorie an Boden, die in der Hauptſache folgende 
Lehren umfaßte. Einmal ſtellte fie den nicht gerade originellen, aber zutreffenden 
Satz auf, wonach der Wert des Geldes bei gegebenem Warenvolumen von ſeiner 
Menge abhängt. Sie erkannte weiter, daß die Banknote Geld iſt und daher ebenſo 
wie die Münze behandelt werden muß. Nimmt man einen Augenblick an, es gäbe in 
einem Lande ausſchließlich Goldgeld, ſo reguliert ſich das Preisniveau auf folgende 
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Weiſe: fließt Gold ab, ſo ſteigt ſein Wert, die Güterpreiſe ſinken, der Export wird 
angeregt; durch die Bezahlung der ausgeführten Güter ſtrömt Gold zu, der geſunkene 
Preisfpiegel hebt ſich wieder. Auf die Dauer wird die Zunahme von Gold feinen 
Wert den Waren gegenüber mindern, die Güterpreiſe ſteigen, aus dem Ausland 
werden Waren eingeführt; Gold fließt ab, der Preisſpiegel ſenkt ſich. Falls Noten 
hinzutreten, fo kann dieſer „Automatismus“ nur erhalten bleiben, wenn die Papier- 
emiſſion den Bewegungen des gelben Metalls genau folgt: vermehrt ſich die Gold. 
menge, ſo darf auch die Notenmenge wachſen, im entgegengeſetzten Falle muß ſie 
ſinken. Das Ziel der Currency⸗Theorie beſtand nun darin, die Notenemiſſion mit den 
„natürlichen“ Bewegungen des Goldſtroms in Abereinſtimmung zu halten; dadurch 
glaubte man die Preisſchwankungen auf ein Minimum zu begrenzen. 


Tatſächlich hat Robert Peel im Jahre 1844 die Notenausgabe der Bank von 
England auf die Grundlage dieſer Lehre geſtellt. Außer einem Höchſtbetrag an Noten, 
von dem man annahm, daß er ſtets durch den Verkehr feſtgehalten werde, ſollte jede 
Banknote voll durch Gold gedeckt ſein. Notenemiſſion und Vankgeſchäfte blieben in 
England völlig voneinander getrennt; die Bankabteilung konnte keinerlei Noten- 
kredit gewähren, wenn fie nicht vorher die entſprechende Goldmenge bei der Emijjions- 
abteilung hinterlegt hatte. Man kann das in England gewählte Prinzip kurz be- 
zeichnen als die Verbindung eines ungedeckten Höchſtbetrags mit dem Zwang, außer- 
halb dieſes Kontingents jede Banknote voll in bar zu decken. Dieſer Höchſtbetrag 
ſtellte ſich übrigens urſprünglich auf 14 Millionen Pfund Sterling; er wuchs nach dem 
Kriege durch Einbeziehung der Treaſury⸗Notes, eines ſtaatlichen Papiergeldes, auf 
die gewaltige Summe von 260 Millionen. 


Die Peelſche Bankakte hat in der Praxis nicht ſo gewirkt, wie ihre Schöpfer gehofft 
hatten. Die ſtrenge Begrenzung, welche ſie der Notenemiſſion auferlegte, war ſchwer 
zu vereinbaren mit dem Bedürfnis der Wirtſchaft nach anpaſſungsfähigen Zahlungs- 
mitteln. Zwang eine akute Kriſe die Wirtſchaft zur Glattſtellung eingegangener Ver- 
pflichtungen, fo ſah ſich die Bank von England wegen des wachſenden Amlaufmittel- 
bedarfs gelegentlich genötigt (1847, 1857, 1866), die Bankakte vorübergehend außer 
Wirkſamkeit zu ſetzen. Wenn es der Bank nach Ausbruch des Weltkrieges gelang, 
ohne eine Suspenſion der Peelsakte auszukommen, ſo lag der Grund darin, daß 
damals die Regierung dem Verkehr Staatsnoten zur Verfügung ſtellte. 


Die unelaſtiſche Notenſchöpfung der Bank von England, welche auch die jüngſte 
Reform (1925) beibehalten hat, war nicht nur unpraktiſch; die Erfahrung hat über- 
dies gezeigt, daß ſich das urſprünglich geſteckte Ziel, die Notenmenge nach dem Zu— 
und Abſtrom von Gold zu regeln, gar nicht verwirklichen ließ. Floß Gold zu den 
Bankſchaltern, ſo ließ die Verwaltung nicht in dem gleichen Maße Scheine in den 
Verkehr einſtrömen, ſondern verftärfte ihre Notenreſerve, die ſich wiederum auto- 
matiſch verringerte, wenn gelbes Metall entzogen wurde. War dieſe Reſerve ver- 
braucht, fo konnte die Bank die umlaufende Notenmienge nur beeinfluſſen, indem fie auf 
indirekte Weiſe, durch eine Kreditverteuerung, auf die Verknappung der Zirkulation 
hinwirkte. Schließlich iſt unverkennbar, daß ein Syſtem, welches bei jeder Ver— 
mehrung des Notenbedarfs über den ungedeckten Höchſtbetrag hinaus in dem gleichen 
Maße Gold heranziehen mußte, ſehr koſtſpielig war. 

An die Stelle eines ſtarren Notenkontingentes fetzte das Statut für die 
deutſche Reichs bank vom 14. März 1875 eine viel weniger ſtrenge Begrenzung. 
Für jede metalliſch ungedeckte Note jenſeits eines (im Laufe der Zeit verſchieden hoch 
normierten) Betrags, der ſpäter für die Quartalsenden erhöht wurde, mußte eine 
fünfprozentige Steuer an das Reich gezahlt werden. Der Sinn dieſer Maßnahme 
lag darin, die Reichsbankleitung zu beſtimmen, im Falle der Kontingentüberſchreitung 
den von ihr gewährten Kredit zu verteuern und fo auf eine Einſchränkung des Noten- 
umlaufs hinzuwirken. Dieſe Maßnahme hat ihr Ziel nicht immer erreicht; im Inter. 
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eſſe der Wirtſchaſt ſah ſich die Reichsbank oft genötigt, ihre Kredit⸗ und Emiſſions⸗ 
politik von der Notenſteuer unabhängig zu geſtalten. 


Während die Peelſche Bankakte die Volldeckung in Gold für jeden Geldſchein 
außerhalb des ungedeckten Betrags vorſchrieb, bevorzugte das Grundgeſetz der Reichs - 
bank das bis heute — wenn auch in abgewandelter Form — beibehaltene Prinzip 
einer Teil deckung. Eine jede im Amlauf befindliche Note ſollte urſprünglich 
mindeſtens zu einem Drittel „in kursfähigem deutſchen Gelde, Reichskaſſenſcheinen 
oder in Gold in Barren oder ausländiſchen Münzen“ gedeckt ſein. Daß die metalliſche 
Reſerve (denn die Bedeutung der Reichskaſſenſcheine war unerheblich) auf ein Drittel 
der umlaufenden Noten fixiert wurde, hatte keine tiefere Bedeutung; es kann ebenfo- 
aut ein anderes Deckungsverhältnis gewählt werden: die Schweiz und die Federal⸗ 
Reſerve⸗Banken der Vereinigten Staaten haben z. B. eine vierzigprozentige Deckung. 
Pſychologiſch iſt das einmal gewählte Verhältnis von Metallreſerve und Noten- 
umlauf deshalb von Bedeutung, weil die Bevölkerung irrigerweiſe dazu neigt, die 
Qualität einer Währung mit der Aufſrechterhaltung des geſetzlichen Deckungsverhält⸗ 
niſſes in Verbindung zu bringen. Dieſer Glaube kann für eine Notenbankleitung zu 
einer läſtigen Feſſel ihrer Bewegungsfreiheit werden; denn an ſich bedeutet die neuer- 
dings durchaus nicht ungewöhnliche Anterſchreitung jener Relation, in welcher Metall- 
reſerve und Notenumlauf zueinander ſtehen, noch kein Zeichen von Währungsverfall; 
Vorausſetzung iſt nur, daß die Geldſchöpfung von geſunden Grundſätzen beherrſcht 
wird. Als man im Mai 1921 die Dritteldeckung in Deutſchland abſchaffte, weil die 
Goldreſerve nur noch einen kleinen Bruchteil des Papierumlaufs ausmachte, war 
die Notenſchöpfung eine ungeſunde, die in irrigen theoretiſchen Vorſtellungen 
wurzelte. Dagegen konnte bei der Kreditkriſe im Juli 1931, wo ſich die inzwiſchen 
abgeänderte Deckungsvorſchrift gleichfalls nicht mehr aufrechterhalten ließ, durch ſehr 
einſchneidende Maßnahmen eine krankhaſte Aufblähung des Notenumlaufs vermieden 
werden. 

Neben die Bardeckung der Noten ſtellte das Reichsbankgeſetz von 1875 die 
bankmäßige Deckung, deren Umfang zwei Drittel der von ihr ausgegebenen 
Scheine betragen mußte. Dieſe zweite Art der Deckung ſetzte ſich beſtimmungsgemäß 
zuſammen aus guten Handelswechſeln, die eine Verfallzeit von höchſtens drei 
Monaten haben und für welche mindeſtens zwei, in der Regel aber drei „als zah⸗ 
lungsfähig bekannte Verpflichtete“ haften ſollten. Die Tatſache, daß hier der 
Wechſel zur Anterlage der Note gemacht wurde, entſprach der ſogenannten 
Banking ⸗ Theorie, die ſich in England im Gegenſatze zur Currency Lehre 
entwickelt hatte und in den Deckungsvorſchriften des Reichsbankgeſetzes einen kon- 
kreten Niederſchlag fand. 

Der Handelswechſel entſteht aus dem normalen Prozeß der Volkswirtſchaft; ein 
Produzent (etwa ein Spinner), der an einen anderen (einen Weber) Garn liefert, 
pflegt auf dieſen einen Wechſel zu ziehen; der Weber zieht auf den Händler uſw. 
Die Bewegung der Güter durch die verſchiedenen Stadien der Produktion wird 
gleichſam durch ein Heer von Wechſelforderungen begleitet; je intenſiver ſich die Er- 
zeugung geſtaltet, deſto mehr ſchwillt die Zahl der Wechſel an, die ausgeſtellt werden. 
Ein jeder Wechſel hat eine beſtimmte Verfallzeit, meiſt drei Monate; wird er vor 
dem Tage der Fälligkeit bei einer Bank eingelöſt, ſo zieht dieſe den Diskont ab, 
d. h. den Zins vom Tage der Einlöſung bis zum Verfalltermin. Handelt es ſich 
z. B. um einen Betrag von 1000 Mark und einen Diskontſatz von 4 v. H., ſo erhält 
der Inhaber eines Drei⸗Monats-Wechſels die Summe von 990 Mark ausgezahlt. 
Diskontiert die Reichsbank Wechſel und gibt dafür Scheine aus, ſo bedeutet das im 
Grunde nichts anderes, als daß die umlaufenden Güter einer Volkswirtſchaft in 
ihren verſchiedenen Reifegraden zur Sicherung der ausgegebenen Noten beran- 
gezogen werden. Die praktiſchen Vorteile dieſes Verfahrens liegen auf der Hand: 
da die Noten, welche zum elaſtiſchen Teil des Geldſyſtems gehören, auf dieſe Weiſe 
in unmittelbare Beziehung zum Güterumlauf gebracht werden, ſo müſſen ſie ſich 
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automatiſch vermehren, wenn ſaiſonmäßige Erſcheinungen (Ernte, gefteigerte Bau⸗ 
tätigkeit) eine Vermehrung von Warenumſatz und Zahlungsmittelbedarf hervor⸗ 
rufen. Da weiter die Laufzeit der Wechſel beſchränkt iſt, ſo pflegen ſie in kurzen 
Friſten eingelöſt zu werden. Auf dieſe Weiſe ſtrömen die ausgegebenen Noten 
periodiſch an die Zentralbank zurück und können keinen Anlaß zu ungeſunder 
Aufblähung des Geldumlaufs geben. In der gleichen Weiſe reagiert eine Noten- 
emiſſion, welche teilweiſe auf Wechſeln beruht, auf die Konjunkturbewegungen; da 
in der Aufſchwungszeit die Güterumſätze und Wechſelforderungen ſteigen, ſo wird 
ſich die Notenmenge von ſelber vermehren; das Amgekehrte wird in der Deprefliong- 
periode der Fall ſein. 


Das Entſcheidende bei dieſen Vorgängen liegt in der Verbindung von Notenmenge 
und volkswirtſchaftlicher Erzeugung. Dieſe ift nur ſolange garantiert, wie die dis- 
kontierten Wechſel den wahren Ausdruck produktiver Prozeſſe auf der Warenſeite 
darſtellen. Die Zentralbank muß infolgedeſſen mit peinlicher Genauigkeit über die 
Qualität des eingereichten Wechſelmaterials wachen; während das alte Reihsbanf- 
geſetz ſich auch mit zwei Anterſchriften begnügte, verlangt das neue von 1924 grund. 
ſätzlich drei Anterſchriften. Es war ein währungspolitiſch verhängnisvoller Schritt, 
als zu Beginn des Weltkrieges die dreimonatigen Schatzanweiſungen des Reiches den 
Handelswechſeln inſofern gleichgeſtellt wurden, als auch ſie durch die Reichsbank 
diskontiert und in die bankmäßige Deckung einbezogen werden konnten. Der Kredit 
des Staates wurde damit zur Anterlage für die Notenſchöpfung, und Tür und Tor 
war in der Nachkriegszeit einer ungeſunden Inflation geöffnet. Die Heranziehung 
der Schatzwechſel kann geldtechniſch als der Hebel des ſpäteren Währungsverfalles 
bezeichnet werden. 


Wenn es auch richtig iſt, daß die Note, als ein elaſtiſches Zahlungsmittel, ſich dem 
Rhythmus der Wirtſchaft anpaſſen muß, ſo darf dieſe an ſich zutreffende Erkenntnis 
nicht ſo ausgelegt werden, als ſolle die Emiſſionspolitik der Zentralnotenbank ſich 
einfach ins Schlepptau der Wirtſchaft nehmen laſſen. Dieſen ſchweren Fehler beging 
die Reichsbank nach Beendigung des Krieges, als fie ſich auf den fataliſtiſchen Stand- 
punkt ſtellte, das große Loch in der deutſchen Zahlungsbilanz (Warenhunger, 
Reparationsverpflichtungen) ſowie die ſteigenden Inlandpreiſe zwängen dazu, immer 
neue Noten auszugeben. Wir haben inzwiſchen gelernt, daß eine energiſche und 
wiſſende Bankleitung über Mittel verfügt, ſowohl die internationalen Wirtſchafts⸗ 
beziehungen (die Zahlungsbilanz) zu beeinfluſſen, als auch gefährliche Entwicklungs. 
tendenzen in der inneren Preisbildung zu erſticken. 

Wenn die Zentralnotenbank Wechſelforderungen vor dem Verfalltage ankaufte, alſo 
diskontierte, jo gewährte fie Notenkredite. Daß der Umfang des Wechſeldiskont⸗ 
geſchäftes im Zuſammenhang fteht mit den Bedingungen, unter denen diskontiert 
wird, alſo mit dem Diskontſatze, iſt eine Binſenweisheit. Die Zentralbank 
beſitzt in der Diskontrate ein wirkſames Mittel, ihren 
Kredit an die Wirtſchaft einzuſchränken ſowie auszuweiten 
und fo die ausgegebene Notenmenge maßgeblich zu beein- 
fluſſen. N 

Das Grundſätzliche an dieſem Wirkungszuſammenhange iſt leicht zu zeigen. Da die 
Noten der Hauptſache nach über das Wechſeldiskontgeſchäft (in geringerem Grade 
über das Lombardgeſchäft: die Beleihung von „beweglichen Pfändern“) in den Ver- 
kehr einſtrömen, fo wird eine Erhöhung des Diskontſatzes die Zahl der eingereichten 
Wechſel verringern, infolgedeſſen eine weitere Notenvermehrung abſtoppen. Aber 
die Wirkung der Diskonterhöhung greift weiter: „Denn der Bankdiskont bildet im 
allgemeinen die Norm für die Nutzung der meiſten kurzfriſtigen Forderungen im 
Lande, ſo für die privaten Zinsſätze im Diskont-, Lombard, Depofiten- und Konto- 
korrentgeſchäft“.) Da alſo der Diskontſatz den Geldmarkt maßgebend beeinflußt, fo 
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wird das Bargeld den Banken bei einer Diskontheraufſetzung zuſtrömen, wodurch eine 
Entlaſtung des Geldumlaufs herbeigeführt wird. Die Verminderung der Zirkulation 
an Geldmitteln bedeutet eine Steigerung der Geldkaufkraft, eine Senkung des Preis- 
ſpiegels; die Geſchäftstätigkeit läßt nach, Güterſtrom und Geldmenge paſſen ſich ein⸗ 
ander an. Wird dagegen die Diskontſchraube gelockert, fo wächſt die Zahl der zum 
Redistont beim Zentralnoteninſtitut eingereichten Wechſel, das Notenvolumen 
ſchwillt an, die Zinsſätze fallen, die Preiſe ſteigen, und die geſamte Geſchäftstätigkeit 
belebt ſich. 

Falls die Noten und Guthaben der Kunden jederzeit in Gold eingewechſelt werden 
können, muß die Zentralbank, um ihre Barvorräte zu ſchützen, zu einer Diskont ⸗ 
erhöhung greifen, ſooft dieſe bedroht zu ſein ſcheinen. Dieſe Maßnahme geſchieht im 
Intereſſe der eigenen Liquidität; aber ſie wirkt in der ſkizzierten Weiſe auf das 
Ganze der Volkswirtſchaft. Aber auch wenn die Pflicht zur Einlöſung nicht beſteht, 
wird die Zentralbank im Falle einer allzu reichen Geldverſorgung den Diskontſatz zu 
erhöhen haben: denn eine ſolche Situation gefährdet die Stabilität der Preiſe und 
damit die Währung. 


Da im Konjunkturanſtieg der Zahlungsmittelbedarf wächſt, während er im Kon⸗ 
junkturabſtieg fi vermindert, jo wird eine Diskonterhöhung im erſten Falle 
„bremſend“, eine Diskontermäßigung im zweiten Falle „belebend“ auf den weiteren 
Gang der Wirtſchaft einwirken. Dieſe Tatſachen ſind als ſolche unbeſtreitbar; was 
jedoch das Aus maß dieſer Wirkungen angeht, jo wird man ſich hüten müſſen, fie 
zu übertreiben. Wird der Diskont heraufgeſetzt, ſo muß die Spekulation ihre 
Engagements löſen, der Handel vermindert ſeine Warenlager, da es ihm ſchwer fällt, 
ſie bei geſtiegenem Zinsſatze „durchzuhalten“. Daraus ergeben ſich Preisrückgänge 
auf den Effekten⸗ und Warenmärkten. Man hat jedoch mit Recht darauf hingewieſen, 
daß die Großinduſtrie, welche breite Abſchnitte der Produktion beherrſcht, in 
geringerem Grade von Diskontverſchiebungen getroffen wird, da fie heute zu organi- 
ſatoriſch „gebundenen“ Preiſen übergegangen iſt. Die Einwirkung wird zudem ver- 
ſchieden ſein in den verſchiedenen Phafen der Konjunktur. Wenn die Zentralbank in 
der Depreſſion den Diskontſatz ermäßigt, ſo ſtellt ſie der Wirtſchaft verbilligtes Geld 
zur Verfügung; ob und inwieweit dieſe jedoch von der neuen Möglichkeit Gebrauch 
macht, hängt ab von der Geſamtlage, wie fie ſich in den Vorſtellungen der Anter⸗ 
nehmer widerſpiegelt. Steht endlich einer Volkswirtſchaft kurzfriſtiges Auslands- 
kapital in reichem Maße zur Verfügung, wie es in Deutſchland zwiſchen 1925 und 
1929 der Fall war, fo ergibt ſich daraus für die Zentralbank die Gefahr, ihren Ein- 
fluß auf dem Geldmarkt vorübergehend einzubüßen. 


Es gibt anormale Zeiten eines ungewöhnlich ſtarken Geldbedarfs, in denen das 
Mittel einer indirekt wirkenden Diskonterhöhung nicht ausreicht, um die Kredit- 
ſuchenden abzuſchrecken. Anter dieſer Vorausſetzung greift das Zentralnoteninſtitut 
zur Kreditreſtriktion, welche der Diskontheraufſetzung gegenüber eine 
weſentliche Verſchärfung darſtellt. 


Die Reichsbank mußte von dieſem Mittel zuerſt nach dem Weltkriege im Frühjahr 
1924 (aber auch im Sommer 1931) Gebrauch machen. Im Zuſammenhang mit der 
Schöpfung der Rentenmark hatte ſich die Zentralbank die Aufgabe geſtellt, der 
privaten Wirtſchaſt durch Rentenmarkkredite zu helfen, deren Zinsſätze gegenüber 
denen des freien Marktes ſehr ſtark ermäßigt waren.“) Die Folge war, daß der 
Wechſelbeſtand der Reichsbank ſich in der kurzen Zeitſpanne von Ende Januar bis 
März 1924 von 891 auf 1667,5 Mill. GM erhöhte; ſollte der Wert des neuen Beld- 
zeichens nicht gefährdet werden, ſo mußte dieſe übermäßige Inanſpruchnahme des 
Zentralinſtituts abgebremſt werden. Ein einfaches Anziehen der Diskontſchraube 
war angeſichts der überaus hohen Marktſätze (im April in Berlin mehr als 44 v. H.) 
nicht ratſam; es wäre überdies bei dem angeſpannten Kreditbedarf der Wirtſchaft 
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vermutlich wirkungslos geblieben. In dieſer Lage erließ die Reichsbank am 7. April 
1924 eine Verfügung, wonach der Diskontkredit für keine Firma weiter erhöht 
werden durfte. Von dieſer „ſtarren“ Reſtriktion ging man über zu einer „rationellen 
Verteilung“ der Kredite (auch in England hatte man ſich nach dem Kriege dieſes 
Mittels bedient), welche nach volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkten erfolgen follte; 
dieſe Methode iſt in Notzeiten, wo die Währung auf dem Spiele fteht, unabweislich. 
Sie ſtellt an Sachkenntnis und Erfahrung der Bankverwaltung die höchſten Anſprüche. 
Als ſich zu Veginn des Jahres 1926 der Geldmarkt genügend gefräftigt hatte, konnte 
die Reichsbank auf dieſe einſchneidende Methode der Kreditregulierung verzichten 
und zur Diskontpolitik zurückkehren; allerdings mußte fie ſich in ſpäteren Entwick- 
lungsabſchnitten wieder des ſtärkeren Mittels bedienen. 


Außer der Diskontpolitik und der rationellen Kreditverteilung gibt es noch eine dritte 
Möglichkeit, die Geldmenge zu beeinfluſſen: ſie entweder zu verknappen oder durch 
Zuführung neuer Mittel zu vergrößern. Es iſt dies die ſogenannte Offene ⸗ 
Markt- Politik, welche in den angelſächſiſchen Ländern ſchon lange eine be- 
währte Methode der Geldmarktpolitik darſtellte, ehe ſie ſich in Deutſchland durchſetzte. 
Mit der rationellen Kreditverteilung hat die Offene Markt- Politik den Amſtand 
gemeinſam, daß ſie ebenfalls unmittelbar auf die Geldmenge einwirkt, nicht aber, wie 
die Diskontpolitik, auf dem Wege über die Zinsſätze die Amlaufsmittel zu beein- 
fluſſen ſucht. Das Weſentliche bei dieſen Eingriffen befteht darin, einem knappen 
Geldmarkte durch Hereinnahme feſtverzinslicher Wertpapiere flüſſige Mittel zuzu— 
führen und im entgegengeſetzten Falle durch Verkauf von Wertpapieren oder durch 
Rediskontierung von Wechfeln Geldmittel vorübergehend zu binden. 


Aber das iſt nur die eine Seite der Sache. Die Offene⸗Markt⸗Politik ſtand auch am 
Ausgang aller der Maßnahmen, durch die der nationalſozialiſtiſche Staat auf eine 
Geſundung des Kapitalmarktes abzielte, welcher nicht nur durch die Aber— 
ſetzung im Kreditgewerbe zerſplittert, ſondern auch unfähig war, die geforderten 
langfriſtigen Mittel zu tragbaren Zinsſätzen zur Verfügung zu ſtellen. Die Offene- 
Markt- Politik machte es ſchon Ende 1933 (Novelle vom 27. Oktober) der Reichs- 
bank möglich, am Rentenmarkte kräſtig zu intervenieren, die Kurſe dieſer Werte zu 
ſteigern und fo die Realverzinſung zu ermäßigen. Als die Belebung aus der jtaat- 
lichen Konjunktur auf die Induſtrie übergriff und erhöhte Dividenden erwarten ließ, 
ordnete der Staat (durch zwei Geſetze des Jahres 1934) die Anlage eines An- 
leiheſtocks an, durch den alle Gewinnanteile der Kapitalgeſellſchaften über be— 
ſtimmte Prozentſätze hinaus (6 oder 8 v. H.) in Anleihen des Reiches oder von ihm 
garantierten Schuldverſchreibungen gebunden werden ſollten. Die Abzweigung von 
Gewinnanteilen zur Stützung des Rentenmarktes zeigte deutlich an, daß der Staat 
gewillt war, dieſe Marktform im Intereſſe der Deckung öffentlichen Bedarfes zu 
bevorzugen. Andere Maßnahmen wieſen in die gleiche Richtung: ſo die zunehmende 
Kapitalmarktkontrolle, bei der allerdings auch andere Gründe maßgebend waren, 
ſowie einige Beſtimmungen des noch ausführlich zu wertenden Kreditgeſetzes vom 
Dezember 1934, die die materiell langfriſtigen Spareinlagen „in weit höherem Maße 
als früher“ dem Markte der feſtverzinslichen Werte zuführen ſollten. Grundſätzlich 
war dieſer Punkt von beſonderer Bedeutung. Solche Maßnahmen bereiteten der 
umfangreichen Zinsſenkung für Rentenwerte und Hypotheken vom Frühjahr 
1935 den Weg; der Zuſammenhang zwiſchen Hebung und Erhaltung des Kurs— 
niveaus und der Zinsermäßigung liegt darin, daß die vorgeſehene Verringerung des 
Nominalzinſes um 1½ v. H. und mehr (auf 4½¼ v. H.) keine Wirkung gehabt hätte, 
wenn die Rentenfurfe, wie es 1931 geſchehen war, weiter abgeſunken wären. Da das 
Gegenteil tatſächlich eintrat, ſo bedeutete die Zinsreduktion nicht nur die gewünſchte 
Entlaſtung für Anleihe, Pfandbrief- und Hypothekenſchulden mit ihren weit aus— 
ſtrahlenden Wirkungen, ſondern ſie ergab darüber hinaus durch die folgende Senkung 
der Marktſätze eine wichtige Koſtenverringerung für die geſamte Wirtſchaft. Auf die 
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ſchon berührte finanzpolitiſche Bedeutung der (vorläufig abgeſchloſſenen) Kapital- 
marktkräftigung kommen wir in anderem Zuſammenhang zu ſprechen. 


VI. fredit und Buchgeld 

Soweit die Banknote eine konkrete Goldmenge in den Kellern der Bank vertritt, iſt ſie 
nur ein „Goldzertifikat“; ſoweit ſie durch Wechſel gedeckt iſt, ſetzt ſie an die Stelle 
eines Kreditinſtruments mit beſchränkter Amlaufsfähigkeit ein Papier, welches inner- 
halb der ganzen Volkswirtſchaft umlaufsfähig iſt. Die Banknote ſchmiegt ſich einer- 
ſeits dem Zahlungsmittelbedarf an, anderſeits beeinfluſſen ihre Emiſſionsgrundſätze 
den Zuſtand der Wirtſchaft und damit auch ihren Bedarf an Geldmitteln. Die Bank. 
note iſt ein elaſtiſcher Teil des Geldfyſtems; aber fie iſt nicht die einzige. 


Anſere weitere Darſtellung wird ſich bemühen nachzuweiſen, daß die Bank 
depoſiten, über welche die Geſchäftswelt mit Schecks zu 
Zahlungsleiſtungen verfügt, den Banknoten weſensverwandt find; denn 
ſie üben nicht nur Geldfunktion in unſerem Sinne aus; auch ihre Vermehrung und 
Verminderung wird durch jene Kräfte beeinflußt, die wir bei der Beſprechung der 
Banknoten kennengelernt haben. 


Seitdem allenthalben der Sparſtrumpf aus der Mode gekommen iſt, haben ſich die 
Menſchen daran gewöhnt, ihr überſchüſſiges Geld auf die Bank zu tragen und nach 
Bedarf darüber zu verfügen. Bald ſehen fie darin eine dauernde zinstragende Anlage, 
bald liegt ihnen mehr daran, jederzeit die ſo geſchaffenen Guthaben — teilweiſe oder 
im ganzen — abzurufen. Am Zahlungen zu leiſten, bedienen ſie ſich des Schecks. 
Würden alle Schecks in bar eingelöſt, ſo träte einfach die Zahlung durch die Bank an 
die Stelle der Zahlung durch den Warenempfänger, der ſich ein Guthaben bei der 
Bank geſchaffen hat. Eine ſolche Veränderung wäre für das Geldweſen nicht wichtig. 
Tatſächlich laufen aber die Dinge anders. Wer die Scheckzahlung empfängt, beſitzt 
ebenfalls ein Konto, wobei es gleichgültig iſt, ob er dieſes bei der nämlichen oder bei 
einer anderen Bank unterhält. Die Zahlung vollzieht ſich dann durch Amſchreibung in 
den Büchern oder im Abrechnungsverkehr der Banken. 

Was wir hier kurz umriſſen haben, iſt nichts anderes als der „bargeldloſe Zahlungs- 
verkehr“. Man kann ſich leicht vorſtellen, daß der Amlauf an Barzahlungsmitteln 
(Münzen, Noten) ein vielfacher des heutigen wäre, wenn er mit den im letzten Jahr⸗ 
hundert ungeheuer geſtiegenen Warenumſätzen hätte gleichen Schritt halten müſſen. 
Das Buchgeld bedeutete ſomit eine ſehr bedeutende Erſparung an Barzahlungs- 
mitteln. 

Dem unbaren Zahlungsverkehr dienen in Deutſchland zahlreiche Inſtitutionen: 
das Reichsbankgiro, der Poſtſcheckrerkehr, die Aberweiſungsſyſteme der Sparkaſſen, 
Genoſſenſchaften und Großbanken.) Die größte Bedeutung unter dieſen Aber⸗ 
weiſungsnetzen kommt dem Reichsbankgiro zu: es dürfte in Deutſchland keine Bank- 
firma von Bedeutung geben, die nicht ein Reichsbankkonto unterhielte. Die Summe 
der Gutſchriften und Belaſtungen ſtellte ſich 1937 auf faſt 855 Milliarden Reichs- 
mark; von der Intenſität der Nutzung der Giroguthaben gewinnt man eine Qor- 
ſtellung, wenn man ſich klarmacht, daß auf je eine Reichsmark des durchſchnittlichen 
Giroguthabenbeſtandes 1937 ein Amſatz von 1155 RM an Einnahmen und Ausgaben 
fiel.) Neben dem Giroverkehr pflegt die Reichsbank den Abrechnungsver⸗ 
kehr, wie ihn bekanntlich zuerſt die Bank von England zur Vollendung gebracht 
hat.?) Während es ſich beim Reichsbankgiro um Übertragungen zwiſchen den 
Konten dieſes Inſtituts handelt, bringt der Abrechnungsverkehr, der ſich in zahlreiche 
lokale Abrechnungsſtellen gliedert, die Forderungen und Verpflichtungen der Bank. 
welt untereinander zum Ausgleich; Aktivſalden werden den Banken auf Girokonto gut- 


) Parchmann a. a. O. S. 78 ff. 
7) Verwaltungsbericht der e für 1937, S. 15. 
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gebracht, mit Paſſivſalden werden fie belajtet. Die im Jahre 1936 durch die Reichs- 
bank abgerechneten Geſamtbeträge beliefen ſich auf mehr als 61 Milliarden 
Reichsmark. 

Nicht alle Guthaben bei den Banken entſtehen durch Bareinzahlung. Eine Form der 
Kreditgewährung beſteht darin, daß die Bank ihren Kunden Guthaben 
eröffnet (gegen Diskontierung von Wechſeln, von Buchforderungen uſw.), über welche 
dieſe durch Ausſtellung von Schecks verfügen können. Ein täglich fälliges Guthaben, 
das im Augenblick zu Zahlungszwecken nicht verwandt wird, liegt brach, nicht anders 
als ein Geldſtück in der Taſche oder eine Note im Kaſſenſchrank. Wird dagegen auf 
das Guthaben ein Scheck gezogen, fo beginnt es zu zirkulieren, ebenſo wie ein Geld- 
ſtück oder eine Note, die von ihren Inhabern verausgabt wird. Die Ahnlichkeit 
zwiſchen den verſchiedenen Geldtypen ſpringt klar in die Augen. 


Hat eine Bank ein Scheckguthaben eröffnet, ſo übernimmt ſie grundſätzlich die Ver⸗ 
pflichtung zur Barauszahlung: denn jeder Scheckempfänger hat die Wahl, ſich 
den Betrag, auf welchen die Zahlungsanweiſung lautet, entweder gutſchreiben oder in 
bar auszahlen zu laſſen. 


Daß niemals alle Zahlungen einer Volkswirtſchaft „unbar“ erledigt werden können, 
iſt leicht einzuſehen. Dieſe Zahlungsform iſt beſchränkt auf ſolche Perſonen, die ein 
Scheckguthaben beſitzen; dieſer Perſonenkreis iſt in den verſchiedenen Ländern ver- 
ſchieden weit abgeſteckt. Er iſt größer in den Vereinigten Staaten und in England 
als auf dem europäiſchen Feſtland. In England hat, wie richtig bemerkt wurde, die 
unelaſtiſche Notenemiſſion der Zentralbank viel zur Verbreitung des bargeldloſen 
Zahlungsverkehrs beigetragen. Zahlungsformen laſſen ſich nicht von heute auf morgen 
abändern; neben der Geſamtorganiſation des Geldweſens ſpielt die Gewohnheit eine 
entſcheidende Rolle. Zudem gibt es überall Zahlungen, die ihrer Natur nach die bar- 
geldloſe Form ausſchließen; dahin gehört die Löſung eines Eiſenbahnbillets, einer 
Straßenbahnfahrkarte, eines Theaterplatzes, vor allem aber die Auszahlung von 
Löhnen, welche unmittelbar und in kleinen Einzelbeträgen in Gebrauchsgüter 
umgeſetzt werden. 

Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich, daß eine Bank jederzeit darauf gerüſtet ſein muß, 
einen Teil der Scheckguthaben in bar einzulöſen; andernfalls iſt ihre Liquidität 
gefährdet. Sie iſt infolgedeſſen genötigt, eine Barreſerve zu halten, die ſich aus 
Münzen, Noten, Guthaben bei der Zentralbank uſw. zuſammenſetzt. Aber die not- 
wendige Höhe dieſer Reſerve etwas allgemein Zutreffendes auszuſagen, iſt nicht 
möglich. Jahreszeitliche Einflüſſe, Zahlungsgewohnheiten, die Geſamtorganiſation 
des Kreditweſens — insbeſondere die Bereitſchaft der Zentralbank, im Bedürfnisfall 
ſofort mit ihren Mitteln einzuſpringen — ſind dabei von großer Bedeutung. Im 
engliſchen Bankweſen verhält ſich die Reſerve zu den Scheckguthaben wie 1:9; die 
Buchgeldmenge beträgt alſo im Höchſtfall das Neunfache der ſofort greifbaren Kaſſen⸗ 
beſtände. Für die deutſche Entwicklung war charakteriſtiſch, daß die Deckung von 
Depofiten- und Kontokorrentverbindlichkeiten der Aktienbanken durch den Barvorrat 
(einſchließlich der Giroguthaben bei der Reichsbank) von 1890 bis 1910 von 15 auf 
7,6 v. H. geſunken iſt, um inzwiſchen erheblich weiterzufallen. Die Liquidität hat ſich 
alſo zuſehends verſchlechtert. 

Auch die Geſetzgebung iſt gelegentlich auf dieſe wichtige Materie gelenlt worden. In 
den Vereinigten Staaten müſſen die ſogenannten „Mitgliedsbanken“ (ſie kontrollieren 
nach Robertſon faſt zwei Drittel des Buchgeldes) für täglich fällige Guthaben eine 
Reſerve von durchſchnittlich 10 v. H. halten, die ſich bei langfriſtigen Einlagen auf 
3 v. H. ermäßigt. Die Bundesreſervebanken ſind verpflichtet, für ihre Depoſiten eine 
35prozentige Reſerve in „geſetzlichem Gelde“ nachzuweiſen. Auch die deutſche Reichs- 
bank muß ſeit 1924 eine 40prozentige Rücklage für Giroguthaben ſtellen, die jedoch 
nicht aus Gold und Deviſen beſteht, ſich vielmehr aus leicht greifbaren Mitteln — 
Schecks auf andere Banken, Wechſeln mit kurzer Laufzeit, Forderungen aus dem 
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Lombardverkehr uſw. — zuſammenſetzt. Auf das Problematiſche dieſer Beſtimmung 
kann hier nicht eingegangen werden. Schließlich iſt daran zu erinnern, daß das neue 
„Kreditgeſetz“ von 1934 einſchlägige Beſtimmungen vorſieht, auf die wir ſpäter zurück. 
kommen. 


Wenn es richtig iſt, daß jede Bank, welche die Scheckguthaben vermehrt, damit rechnen 
muß, daß dadurch die Bargeldanſprüche an ihre Kaffe ſteigen; wenn es weiter zu⸗ 
trifft, daß jene Relation, in welcher die täglich fälligen Depoſiten und die Kaſſen⸗ 
reſerven zueinander ſtehen, zwar nicht allgemein gültig beſtimmt werden kann, aber 
für jedes Land ein ziemlich feſtſtehendes Größenverhältnis darſtellt, ſo begreift man 
ohne weiteres, daß die Buchgeldmenge durch die Banken nicht beliebig vermehrt 
werden kann, wie es auf den erſten Blick vielleicht ſcheinen könnte. Die Kredit ⸗ 
und Geldſchöpfung der Banken findet vielmehr ihre Be⸗ 
grenzung in der Notwendigkeit, gegen die Guthaben in einem 
gewiſſen Umfange Kaſſenreſerven (bares Geld, Girogut⸗ 
haben uſw.) bereit zu halten. So wie die Zentralbanken durch das Wechſel⸗ 
diskontgeſchäft und den Ankauf von Wertpapieren Noten in den Verkehr pumpen, 
jo räumen auch die privaten Banken Kredite ein, die in der Form von Buchgeld Zab- 
lungen verrichten. Ebenſo wie die Zentralbanken bei der Notenſchöpfung an die 
Vorſchriften über die Bardeckung gebunden ſind, ebenſo müſſen auch die Privatbanken 
bei der Buchgeldſchaffung das Verhältnis der Scheckguthaben zu den Kaſſenreſerven 
ſtets im Auge halten. Hat man eingeſehen, daß die Gewährung von Vorſchüſſen durch 
die Banken an ihre Kundſchaft eine Geldſchöpſung darſtellt, ſo erkennt man deutlich 
die ungeheure Bedeutung der privaten Bankwelt für die Geldordnung eines Landes. 
Noch plaſtiſcher wird dann die geldpolitiſche Stellung des Zentralnoteninſtituts 
heraustreten; denn die Mittel der Diskont, Reſtriktions⸗ und Offen ⸗Markt⸗ Politik, 
mit denen dieſe die Notenmenge beeinflußt, müſſen auf dem Amwege über die baren 
Geldmittel auch auf die Haltung einwirken, welche die privaten Banken in der Bar⸗ 
geldſchöpfung einnehmen. 


An dieſem Punkte der Darſtellung wird es notwendig. ſich von dem Worte Kredit, 
das wir ſchon mehrfach gebraucht haben, eine ſcharf umriſſene Vorſtellung zu bilden. 
Kredit iſt die Zurverfügungſtellung von Geld, Gütern oder 
Leiſtungen mit dem Anſpruch auf ſpätere (kurz- oder lang- 
friſtige) Rückerſtattung; der Anſpruch des Kreditgebers kann verſchieden 
„fundiert“ fein: auf Pfänder und Forderungsrechte oder einfach auf die Ver- 
trauenswürdigkeit und wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Kreditnehmers. 


Nehmen wir an, ein Landwirt beſitze ein jährliches Einkommen, das ihn in den 
Stand ſetzt, einen Teil davon nicht zu konſumieren, ſondern zurückzulegen. Es iſt dies 
ein Vorgang, den man als „Sparen“ bezeichnet; jede Erſparung bedeutet einen Ver⸗ 
zicht auf gegenwärtigen Genuß (den das erſparte Einkommen bätte gewähren können) 
im Intereſſe einer beſſeren Verſorgung der Zukunft. Benutzt unſer Landwirt ſeine 
Geldrücklage, um zu Beginn des neuen Jahres zum erſten Male küͤnſtliche Dünge⸗ 
mittel anzukaufen und zu verwenden, ſo wird der Ertrag ſeines Bodens wachſen. Am 
den Mehrertrag der Ernte iſt der Konſumtivgüterſtrom der Volkswirtſchaft reicher 
geworden. Anſtatt ſelber Kapitalgüter (in unſerem Falle Düngemittel) zu kaufen 
und zu verwenden, kann unſer Landwirt die von ihm geſtaute Kaufkraft einem 
Nachbarn im Kreditwege überlaſſen; die volkswirtſchaftliche Wirkung iſt genau die 
gleiche: der verfügbare Konſumtivgüterfonds vergrößert ſich. Das in beiden Fällen 
Charakteriſtiſche beſteht darin, daß eine Einſparung an Kaufkraft (Geld) der ver- 
mehrten Güterproduktion zeitlich voranging; einmal verwandte der Sparer die 
zurückgelegte e für den eigenen Betrieb; das andere Mal kreditierte er Fe 
weiter. 


Die einzige Aufgabe der Banken hat man früher irrig darin geſehen, zwiſchen dem 
„ſparenden“ Publikum und den verſchiedenen Zweigen der Produktion den Ver⸗ 
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mittler abzugeben. Dieſe Begriffsbeſtimmung ift zu eng; die Funktion der Bank- 
welt greift weiter. Durch die Buchgeldſchöpfung gewährt ſie „zuſätzlichen“ Kredit: 
eine Geld- oder Kaufkraftmenge, die zur Einleitung produktiver Vorgänge verwandt 
werden kann, ohne urſächlich auf einen Sparvorgang zurückzugehen. Auch hier ſoll 
uns ein kleines Beiſpiel weiterführen. 


Anſtatt eine Geldrücklage zu bilden, was vielleicht nach Lage der Dinge unmöglich 
iſt, kann ein tüchtiger Landwirt den Kredit einer Bank in Anſpruch nehmen und die 
gewährten Vorſchüſſe zum Erwerb von Ausſaat, Düngemitteln, Maſchinen und zur 
Entlohnung von Arbeitern verwenden; aus dem Gelderlöſe ſeiner Ernte wird er die 
geliehene Summe an die Bank zurückzahlen. Am Anfang der Gütererzeugung ſteht 
hier nicht die Erſparung durch den Landwirt, ſondern die Kreditſchöpfung durch die 
Bank. Nimmt nun die Schaffung zuſätzlicher Kaufkraft zugunſten der Anternehmer 
einen großen Amfang an, ſo wird ſie jene Folge haben, die mit einem An⸗ 
wachſen der Zahlungsmittel ſtets verbunden iſt: die Preiſe werden ſleigen. Dieſes 
Anziehen der Preiſe zwingt breite Bevölkerungsſchichten dazu, ihre Einkäufe an Ver- 
brauchsgütern des täglichen Lebens einzuſchränken; man bezeichnet dieſe Notwendig⸗ 
keit als „erzwungenes Sparen“ — ein Vorgang, der jedoch nur vorübergehend iſt, 
da die Preiſe in dem gleichen Maße wieder ſinken werden, wie jene Güter dem Ver- 
kehr zufließen, welche mit Hilfe des Kredites in der Zwiſchenzeit gewonnen 
worden find. 

Das Kaufkraftvolumen, welches auf die Kreditſchöpfung zurückgeht, wird ſtets ſein 
Gegengewicht in einer zuſätzlichen Menge realer Güter finden müſſen, wenn eine 
Erſchütterung des Geldſyſtems und der Preife vermieden werden ſoll. In der erſten 
Beiſpielgruppe ging der Sparvorgang der Kapitalbildung voran und erfolgte durch 
den Anternehmer; im zweiten Beiſpiel, wo der Bankkredit eingriff, beobachtete man 
das Zwangsſparen durch die Geſamtheit, welches die Güterherſtellung begleitete. 
Der notwendige Sparvorgang wurde hier auf die breiten Schultern der Geſamtheit 
abgewälßst. 

Die Bedeutung der Kreditſchöpfung für den Aufbau der kapitaliſtiſchen Welt im ver- 
gangenen Jahrhundert wird man als ſehr beträchtlich annehmen müſſen. Hätte ſie 
nicht ſtattgefunden, fo wären vermutlich die Preiſe ſtändig geſunken, und die Antriebs. 
kräfte der Wirtſchaft wären lahmgelegt worden. 


Eine kräftig fortſchreitende Wirtſchaft, welche die ununterbrochene Kette des tech— 
niſchen Fortſchritts ökonomiſch auswertete, konnte unmöglich allein aus den Erſpar— 
niſſen der Vergangenheit finanziert werden. Wir müſſen infolgedeſſen mit einer 
künſtlichen Kaufkraftvermehrung rechnen, die in zunehmendem Maße das vorhandene 
Kreditvolumen, insbeſondere in den großen Induſtrieſtaaten, ausweitete. Dieſe Aus- 
dehnung erfolgte ſtoßweiſe und mit elementarer Wucht in den konjunkturellen Auf- 
ſchwungsperioden und überdauerte — trotz eintretenden Rückſchlägen — auch die 
Kriſenzeiten. Am das Geſagte anſchaulich zu machen, ſtelle man ſich vor, welche Fülle 
kaufmänniſchen und techniſchen Talentes im Laufe der Entwicklung ungenützt geblieben 
wäre, wenn nicht das große Mittel des ſchöpferiſchen Bankkredits zur Seite ge- 
ſtanden hätte! Die breite Entfaltung der Kreditwirtſchaft im 19. Jahrhundert hatte 
aber auch ihre Schattenſeiten. Die Banken errangen eine zentrale Stellung in der Wirt» 
ſchaft und entwickelten ſich immer mehr zu Großunternehmungen in Aktienform, welche 
oft unheilvolle Verbindungen mit induſtriellen Rieſenkonzernen eingingen, indem ſie 
teils dieſe beherrſchten, teilweiſe ihren Einflüſſen unterlagen. Die deutſche Bank— 
geſchichte iſt reich an verhängnisvollen Kapitalfehlleitungen, die auf dieſe Weiſe zu— 
ſtande kamen. Eine andere Gefahr beſtand darin, daß mit der Zeit die lokale Bank 
mittleren Amfanges, welche mit der Wirtſchaft ihres Gebietes eng verwachſen war, 
das Feld räumen mußte; ihre Nachfolgerin, die unperſönliche Großbankfiliale, war 
Beſtandteil eines verzweigten beamtenmäßig geleiteten Netzes und weniger geeignet, 
die unendlich komplexe Aufgabe der Kreditgewährung — vor allem der mittleren und 
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kleinen Induſtrie gegenüber — mit jener erworbenen Einſicht zu handhaben, über 
welche die alte Privatbank verfügt hatte. Wie in der Induſtrie, zeigte ſich auch im 
Kreditgewerbe, daß der Entwicklung zum Großbetriebe Grenzen geſteckt ſind. „Als 
ein ſchwerer wirtſchafts⸗ und kreditpolitiſcher Fehler hat ſich die Einräumung viel zu 
hoher Kredite an Großfirmen und konzerne erwieſen; hierdurch wurde die Kapital- 
konzentration in der Induſtrie in einer Art und in einem Tempo gefördert, die 
der Gefamtwirtſchaft abträglich ſein mußten. Das mittlere und kleine Gewerbe ſowie 
die Mittel- und Kleininduſtrie, deren Erhaltung und Förderung in ſozialem und 
wirtſchaftlichem Sinne eine Lebensfrage für die Nation bedeutet, wurden hierdurch 
in den Hintergrund gedrängt (Bericht des Anterſuchungsausſchuſſes für das Bank⸗ 
weſen von 1934). 


Die Höchſtgrenze, bis zu welcher die Notenbanken ihre Notenmenge ſteigern können, 
wird durch die Deckungsvorſchriften beſtimmt. Die Obergrenze, bis zu der die 
privaten Banken in der Buchgeldſchöpfung gehen können, ergibt ſich aus dem Ver⸗ 
hältnis der Barreſerve zu den täglich fälligen Depoſiten, auf welches die Zahlungs- 
gewohnheiten ſowie die Notenbankpolitik einwirken. Das Mittel, mit deſſen Hilfe 
innerhalb dieſer Höchſtgrenze die Buchgeldmenge vergrößert oder verringert wird, 
iſt der Zins, den die Banken fordern. Eine Heraufſetzung des Zinſes wird die 
Kreditanſprüche der Wirtſchaft abſchrecken und die Buchgeldmenge verringern; das 
Amgekehrte muß bei einer Zinsermäßigung der Fall ſein. Allerdings wird man ſich 
dieſen Wirkungszuſammenhang nicht abſolut ſtarr vorſtellen dürfen; die Zins⸗ 
bewegung wirkt unmittelbarer auf den Großhandel als auf die Induſtrie, welche z. B. 
bei einer geringfügigen Heraufſetzung des Zinsſatzes in eine Verminderung anderer 
Koſtenelemente ausweicht. Im Zeichen anſteigender Konjunktur muß eine Zins 
reduktion ſich volkswirtſchaftlich ſtark auswirken, während die gleiche Maßnahme in 
der Depreſſion erfolglos bleibt, wenn die Anternehmerſchaft die ökonomiſchen Zu- 
kunftsausſichten peſſimiſtiſch beurteilt. Wir haben früher gehört, daß die Zinsſätze 
am Geldmarkt ſich in Abhängigkeit von der Diskontrate des Zentralnoten- 
inſtituts halten. Auch dieſes Herrſchaftsverhältnis bindet das Bankſyſtem nicht immer 
mit der gleichen Strenge, aber es exiſtiert ohne jeden Zweifel. Wenn man überlegt, 
daß eine jede Buchgeldſchöpfung auf den Barvorrat, wozu auch die Giroguthaben 
gehören, die jederzeit in Noten abgehoben werden können, Rückſicht zu nehmen hat, 
und daß ferner nicht nur dieſer Vorrat ſelber, ſondern auch die Möglichkeit, 
Bargeld in elaſtiſcher Notenform zu bekommen, auf die Ausdehnung zuſätzlicher 
Kaufkraft durch die Banken einwirkt, dann iſt es klar, daß die Diskontpolitik 
der Reichsbank, welche die Notenmenge einſchränkt und aus 
weitet, die Geldſchöpfungspolitik der privaten Bankwelt 
maßgebend beſtimmen muß. Dabei wird die Reichsbank durch die Offen- 
markt- und Rationierungspolitif wirkſam unterſtützt: denn jene erlaubt es der 
Zentralbank, durch Verkauf feſtverzinslicher Papiere Bargeld vom Geldmarkte abzu- 
ziehen, wogegen eine Kreditreſtriktion die drakoniſche Abſchnürung des Noten- 
zuſtroms bedeutet. Die erwähnte Reſtriktionsmaßnahme vom Frühjahr 1924 zwang 
die Privatbanken, ihre Kredit. und Buchgeldmenge ſehr erheblich zu vermindern. 


Man hat ſich oft die Frage vorgelegt, in welchem Maße die künſtliche Kaufkraftver⸗ 
mehrung durch Schaffung zuſätzlichen Buchgeldes ausgedehnt werden könne; aber die 
Antwort, die man erhielt, war — ſelbſt wenn ihre Richtigkeit nicht bezweifelt werden 
konnte — meiſt fo allgemein, daß keine konkreten Richtlinien für die Geld. und 
Kreditpolitik daraus abzuleiten waren. Eine Volkswirtſchaft bietet in den ver- 
ſchiedenen Zeitabſchnitten außerordentlich verſchiedenartige Situationsbilder dar, und 
es iſt die genaueſte Kenntnis aller Faktoren nötig, um in einem gegebenen Augenblick 
zu entſcheiden, ob es empfehlenswert iſt, dem gewaltigen Räderwerke neuen Trieb⸗ 
ſtoff zuzuleiten oder nicht. Da die Notenbanken nach allem, was bisher ausgeführt 
wurde, in erſter Linie an dieſer Frage intereſſiert ſind, ſo pflegen ſie ein umfang⸗ 
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reiches Informationsmaterial dauernd bereit zu halten, welches die Produktions- 
und Amſatzziffern der Wirtſchaft, die Liquiditätszahlen der Kreditinſtitute, die Preis- 
bewegung und manches andere umfaßt. 


Als im Zuge der Arbeitsbeſchaffſung durch die ſogenannten Arbeits- 
beſchaffungswechſel eine Kreditausweitung eingeleitet wurde, traf dieſe auf 
eine Wirtſchaft, die infolge der vorangegangenen Deflationsperiode ſtark geſchwächt 
war. Da die Antriebskräfte aus der freien Wirtſchaft verfagten, jo ergriff 1933 die 
Regierung die Initiative, indem ſie die ſchöpferiſche Kraft öffentlichen Kredits ein⸗ 
ſpannte: ſie gewährte die Garantie des Reiches für beſondere Finanzierungsinſtitute 
(3. B. die Deutſche Geſellſchaft für öffentliche Arbeiten), welche die von den Unter- 
nehmern auf ihre Auſtraggeber (etwa die Kommunen) gezogenen Wechſel girierten. 
Die Reichsbank beteiligte ſich aktiv an dem Arbeitsbeſchaffungswerk, in dem ſie die 
Rediskontzuſage für die neuen Wechſel gab (das bedeutete die Möglichkeit ihrer 
Weiterbegebung an die Zentralbank). Die Wechſel wurden dadurch zu einem liquiden 
Anlagepapier für die Bankwelt; ein anderer Teil nahm feinen Weg zum Zentral- 
noteninſtitut, das ſie rediskontierte und durch Bargeldſchaffung zur Verflüſſigung des 
Geldmarktes beitrug. Die Rentabilitätskriſe wandelte ſich fo in eine In veſtitions⸗ 
konjunktur, in deren weiterem Verlauf der nationalſozialiſtiſche Staat, vor allem 
durch den Aufbau des Heeres nach Verkündung der Wehrfreiheit ſowie durch den 
zweiten Vierjahresplan, unmittelbar zum wirtſchaftlichen Auftraggeber größten Stiles 
wurde. Die Wirkungen dieſer Politik zeigten ſich in den wachſenden Ziffern des 
Volkseinkommens, der ſtetigen Produktions⸗ und Verkehrszunahme, vor allem aber in 
der raſchen Abnahme der Arbeitsloſigkeit, an deren Stelle Facharbeitermangel trat.“) 
Die Binnenkonjunktur löſte gleichwohl nur eine geringe Erhöhung des Zahlungs. 
mittelumfangs aus, und dieſe Tatſache hat ihren weſentlichen Grund darin, daß die 
Tendenz auf eine Erhöhung des Lohnniveaus konſequent zurückgewieſen wurde (die 
Geldausweitung infolge der Eingliederung Oſterreichs und des Sudetenlandes kann 
hier unberückſichtigt bleiben). Nachdem durch die Kreditſchöpfung die Vollbeſchäftigung 
der Wirtſchaft in allen Teilen erreicht war, ging die Finanzierung in höherem Grade 
zum Einſatz von Steuererträgen über, und es erwuchs dem Staate die Aufgabe, die 
Kreditausweitung durch Kapitalmarktmittel langſam zu konſolidieren. An dieſem 
Punkte wird der Zuſammenhang der auf die Geſundung des Kapitalmarktes gerich- 
teten Beſtrebungen mit der Finanzpolitik ganz ſichtbar. Seit dem Frühjahr 1935 ge- 
lang es, nach den letzten Mitteilungen, 15 Milliarden Reichsmark langfriſtig auf dem 
Kapitalmarkt unterzubringen. 


VII. Die flaufkraft 


Die Kaufkraft des Geldes ergibt ſich aus ſeinem Verhältnis zu den zen. Sit 
die Gütermenge, welche man im Austauſch gegen eine Geldeinheit bekommt, groß, jo 
iſt die Kaufkraft des Geldes eine große, der Preis gering; iſt umgekehrt die Güter. 
menge, welche man im Austauſch für eine Geldeinheit bekommt, klein, fo ift die Kauf⸗ 
kraft gering, der Preis hoch. Die Kaufkraft des Geldes nennt man auch den 
Geldwert. 

Der Geldwert findet ſeinen Ausdruck im Preisniveau. Steigt dieſes, ſo vermindert 
ſich der Geldwert; im umgekehrten Falle wächſt er. Die fogenannten Inderziffern 
geben uns eine ziemlich gute Vorſtellung von den Veränderungen des Geldwertes, 
wenn wir fie mit Verſtändnis zu leſen vermögen. Die „richtige“ Methode, Preis- 
inderzahlen zu bilden, iſt ein außerordentlich ſchwieriges Problem; wir müſſen es den 
mathematiſch geſchulten Statiſtikern überlaſſen, die ſich darüber bis ans Ende der 
Tage ſtreiten werden. Durchblättert man die „Vierteljahreshefte zur Konjunktur- 
forſchung“, jo ſieht man, daß dort regelmäßig die Indexziſfern der Großhandelspreiſe, 
der Lebenshaltungskoſten uſw. veröffentlicht werden. Solche Zahlen werden in der 


) Hierzu im einzelnen E. Poſſe, Die deutſche Wirtſchaft, S. 25 ff. 
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Weiſe gewonnen, daß man etwa die Großhandelspreiſe der wichtigſten Güter in einem 
möglichſt zweckmäßig gewählten Ausgangsjahr (etwa 1913 oder 1928) gleich 100 ſetzt 
und die prozentualen Abweichungen für die folgenden Jahre nach oben und unten 
berechnet. Ans kommt es hier nur darauf an, die Veränderungen im Preisſpiegel, 
alſo die Schwankungen des Geldwertes oder der Geldkaufkraft, mit einigen kurzen 
Worten zu erklären. 

Aus der früheren Darſtellung wiſſen wir, daß Veränderungen der Geldmenge — dieſe 
im weiteſten Sinne genommen — auf den Geldwert einwirken. Wir brauchten bisher 
dieſen Satz nicht zu beweiſen, konnten ihn vielmehr als allgemein bekannt voraus- 
ſetzen; denn die Erinnerung an die Inflationszeit iſt heute noch ſo lebendig, daß 
niemand auf den Gedanken kommen dürfte, die Beweiskraft von Erfahrungen in 
Zweifel zu ziehen, die er am eigenen Leibe gemacht hat. Wäre in den Jahrzehnten, 
die dem Weltkrieg vorangegangen find, die Geldmenge konſtant geblieben (was natüͤr⸗ 
lich nicht der Fall war), ſo hätte der Preisſpiegel ſtändig ſinken müſſen, denn der 
Produktionsumfang der Güterwelt erweiterte ſich ununterbrochen. Daraus ſolgt, daß 
auch die Gütermenge in ihren Veränderungen auf das Preisniveau einwirkt; aber 
dieſe Einflüſſe ſind in gewöhnlichen Zeiten relativ gleichmäßig und können von der 
Geldſeite her leicht ausgeglichen werden, ſo daß wir in dieſem Zuſammenhang davon 
abſehen wollen. 

Man hat in unſerer Wiſſenſchaft die Beziehung zwiſchen Geldmenge und Geldwert in 
folgender Weiſe klarzumachen verſucht. Wir nehmen an, „daß jedem Taler oder 
Groſchen, den jemand beſitzt, ein anderer Taler oder Groſchen auf einmal hinzugelegt 
würde“. Dadurch würde eine vermehrte Nachfrage nach Gütern eintreten, die Preiſe 
müßten ſteigen. Niemand wäre infolgedeſſen imſtande, mehr zu kaufen als vordem; 
der Preisſpiegel wäre geſtiegen, der Geldwert geſunken. „Der Wert des Geldes 
variiert, wenn die ſonſtigen Dinge ſich gleichbleiben, in umgekehrtem Verhältnis zu 
ſeiner Quantität, indem jede Zunahme der Quantität den Wert vermindert, und jede 
Verminderung der Quantität ihn erhöht, und zwar in genau entſprechendem Ver⸗ 
hältnis“ (J. St. Mill). Dieſer Satz enthält die wefentliche Behauptung der 
Quantitätstheorie, welche heute zum geſicherten Schatz unſerer Erkenntnis 
auf geldtheoretiſchem Gebiet gehört. 

Die Aufblähung der Kaufkraft, die als Folge einer Geldvermehrung auftritt, wird 
heute ganz allgemein als Inflation bezeichnet. Allein man tut gut daran, ſich Elar- 
zumachen, daß dieſes Wort verſchiedenartige Tatbeſtände ausdrückt, die nicht über den 
gleichen Leiſten geſchlagen werden dürfen. 


Der Anſtieg zu Beginn einer neuen Konjunkturperiode wird von einer Ausweitung 
des Kreditvolumens begleitet fein, die durch eine entſprechende Politik des Noten- 
inſtituts und der Banken gehemmt oder verſtärkt werden kann. Der Bankkredit in den 
Händen der Anternehmer macht es dieſen möglich, an den Märkten der Produftiv- 
mittel ſowie an den Arbeitsmärkten eine vergrößerte Nachfrage zu entfalten, welche 
im allgemeinen Preiſe und Löhne anziehen läßt. Die Wirtſchaftsbelebung nach 1933 
machte allerdings eine Ausnahme, weil die Konjunkturpolitik darauf abzielte, die ſehr 
großen Reſerven an Arbeits. und Produktionskraft möglichſt vollſtändig in den volks- 
wirtſchaftlichen Rahmen einzuſpannen, ohne dieſen Prozeß durch Lohn- und Preis- 
erhöhung frühzeitig abzubrechen. Hat nun ein konjunktureller Aufſtieg ſein Schwer- 
gewicht in beſtimmten Induſtriegruppen (dem Eiſenbahnbau, der Elektrizitäts. 
induſtrie), ſo werden die preisſteigernden Wirkungen ſich allmählich über immer neue 
Produktivgütermärkte ausdehnen, und die geſtiegenen Reinerträge in den Händen 
aller am Erzeugungsprozeß Beteiligten werden nach und nach auch die Preiſe der 
Verbrauchsgüter wachſen laſſen und jo den entſprechenden Konſumtivgüter⸗Induſtrien 
zugute kommen. ‘ 

Von einer ſolchen Kreditexpanſion hebt ſich die echte Inflation deutlich ab, welche mit 
dem normalen Konjunkturzyklus keinerlei Verbindung aufweiſt. Das Weltringen 
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bedeutet in allen daran beteiligten Ländern eine ungeheure Aufblähung des ſtaatlichen 
Bedarfs, die in Deutſchland auch nach Kriegsende aus verſchiedenen Gründen 
(Reparationen!) noch andauerte. Auch dort, wo während des Krieges die Steuer- 
ſchraube ſtärker angezogen wurde als in Deutſchland, konnte dieſer Bedarf nur mit 
Hilfe der Notenpreſſe befriedigt werden. Die Preiserhöhung ergriff zunächſt alle die 
Märkte, welche in unmittelbarem Zuſammenhang mit dem geſtiegenen Staatsbedarf 
ſtanden, aber fie mußte ſich mit der Zeit über das Ganze der Volkswirtſchaft ver- 
breitern; man beobachtete infolgedeſſen beträchtliche relative Verſchiebungen der 
Preiſe zueinander, ſolange die Geldvermehrung in den Anfängen ſtand; dieſe mußte 
ſchon ſehr weit fortgeſchritten ſein, ehe das geſamte Preisniveau ſchlagartig auf 
weitere Zuſchüſſe in der Geldverſorgung reagierte. Nur der Kurioſität halber ſei 
erwähnt, daß am Ende der Inflation in Deutſchland ein Defekt an der Notenpreſſe 
die Gefahr einer wirtſchaftlichen Stockung mit ſich brachte; die Preisſteigerung war 
nämlich eine ſo rapide, daß immer neue Noten, die auf höhere Werte lauteten, in den 
Verkehr geſtoßen werden mußten. Die Geldentwertung, welche die Dollarnotiz zum 
Maßſtab nahm, lief damals der Notenvermehrung weit voraus. 


Eine Verringerung, eine Kontraktion der Geldmenge, bezeichnet man als 
Deflation; ſie bedeutet eine Schrumpfung der Kaufkraft. Es iſt eine normale 
Erſcheinung, daß ſich in der Depreſſion das Kreditvolumen, welches den Anter- 
nehmern zur Verfügung ſteht, zuſammenzieht, woraus ein Preisrückgang an den 
Produktionsmittelmärkten reſultiert. Eine ſolche Deflationsperiode zieht ſinkende 
Anternehmergewinne, geſchäftliche Stockungen, Arbeiterentlaſſungen uſw. nach ſich. 
Solche Wirkungen müſſen ſich ſehr erheblich verſchärfen, wenn der Staat eine 
plötzliche und einſchneidende Kontraktion des Geldumlaufs vornimmt, wie es in der 
Währungsgeſchichte gelegentlich (z. B. in Italien 1927) vorgekommen iſt, um nach 
einer vorangegangenen Inflation den Geldwert wieder feſt zu binden (zu „ſtabili. 
ſieren“). Die Anternehmerſchaft zahlt in dieſem Falle die Währungsgeſundung mit 
einer lange dauernden Geſchäftsſtockung, während die Eigentümer ſeſtverzinslicher 
Werte, die in der Inflationszeit beſonders gelitten haben, die Kaufkraft ihres Ein- 
kommens durch die Geldwerterhöhung anſchwellen ſehen. 


Eine notwendige Verfeinerung der Quantitätstheorie läßt ſich erreichen, wenn 
man den Begriff der Geldmenge einer näheren Anterſuchung unterwirft. Die Auf- 
gabe des Geldes beſteht darin, Zahlungen zu leiſten und auf dieſe Weiſe dem Tauſch⸗ 
verkehr der Güter und Leiſtungen zu dienen. Eine jede Geldart erfüllt dieſe Funktion, 
indem fie verausgabt wird und — anſchaulich geſprochen — „die Hände wechſelt“. 
Es iſt nun klar, daß die verſchiedenen Geldtypen, aus denen die Geldmenge einer 
Volkswirtſchaft ſich bildet, verſchieden oft in der Zeiteinheit (etwa in einem Jahre) zu 
Zahlungen herangezogen werden, d. h. ihren Beſitzer wechſeln: eine Banknote von 
hohem Nennwert wird zwiſchen den Zahlungsakten länger im Kaſſenſchrank ruhen als 
eine kleine Scheidemünze, die faſt ohne Anterbrechnung von Hand zu Hand geht. Die 
Amlaufsgeſchwindigkeit der verſchiedenen Geldarten weicht erheblich voneinander ab; 
ſie wird beſtimmt durch die Häufigkeit, mit welcher die Geldtypen in der Zeiteinheit 
Zahlung leiſten. Dieſe Deſinition reicht für Münzen und Banknoten ohne weiteres 
aus; die Amlauſsgeſchwindigkeit der Scheckguthaben wird davon abhängen, 
wie häufig fie in der Zeiteinheit zu Zahlungszwecken genutzt werden. Bei der Reichs- 
bank z. B. wurde jede einzelne Mark des „durchſchnittlichen Giroguthabenbeſtandes“ 
im Jahre 1936 1006mal zu Zahlungen verwandt. 


Welche Beziehung beſteht nun zwiſchen Geldmenge und Amlaufsgeſchwindigkeit? Es 
iſt nur natürlich, daß die „Zahlungsleiſtung“ eines jeden einzelnen Geldſtückes 
beherrſcht wird von dem Ausmaß, in welchem es in einem gegebenen Zeitabſchnitt 
zu Zahlungen herangezogen wird: die Zahlungsleiſtung einer Geldmenge ergibt 
ſich dann aus dem Umfang aller Gelddienſte, die fie in einer beſtimmten Periode aus- 
führt. Ob dieſe Zahlungsleiſtung groß oder klein iſt, wird ſowohl von der Größe der 
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Geldmenge als auch von der durchſchnittlichen Amlaufsgeſchwindig⸗ 
keit der in ihr enthaltenen Geldzeichen abhängen. Daraus folgt unmittelbar, daß 
eine kleine Geldmenge mit großer Amlaufsgeſchwindigkeit die nämlichen Gelddienſte 
leiſtet wie eine große Geldmenge mit entſprechend geringerer Amlaufsgeſchwindigkeit. 
Am ein bekanntes Beiſpiel aus der Geldlehre zu verwenden, nehmen wir an, daß zwei 
Leute A und 3 Streichhölzer und Zigaretten gegeneinander austauſchen; A erhält 
von B für 10 Rpf. Zigaretten und verkauft dieſem für den gleichen Betrag Streich- 
hölzer, und die Transaktion wird fo oft wiederholt, bis für 100 RM Streichhölzer 
und für die gleiche Summe Zigaretten umgeſetzt find. Das eine einzige Zehnpfennig- 
ſtück hat auf dieſe Weiſe vermöge einer ſehr raſchen Amlaufsgeſchwindigkeit die Geld- 
dienſte eines Hundertmarkſcheins geleiſtet. Die Vergrößerung oder Ver- 
ringerung der Amlaufsgeſchwindigkeit des Geldes iſt durch 
aus gleichbedeutend der entſprechenden Zu- oder Abnahme 
ſeiner Menge. Aus dieſem Satze ergibt ſich, daß es unſerer Einſicht von heute 
nicht mehr entſpricht, zur Beſtimmung der Kaufkraft des Geldes ſeine Menge dem 
Gütervolumen gegenüberzuſtellen; vielmehr muß man die Summe der Geldzeichen 
erſetzen durch ein Produkt aus der Geldmenge und der durchſchnittlichen Amlaufs⸗ 
geſchwindigkeit. Solange das Gütervolumen unverändert bleibt, wird das Preis- 
niveau ſowohl durch Veränderungen der Geldmenge als auch durch das wechſelnde 
Tempo in der Amlaufsgeſchwindigkeit berührt. 


Nur in Zeiten raſch ſteigender Goldproduktion, wie ſie das vergangene Jahrhundert 
infolge der kaliforniſchen und ſüdafrikaniſchen Goldfunde gekannt hat, wird die Bold- 
zunahme einen unmmittelbar ſpürbaren Einfluß auf den Geldwert ausüben. Anders 
iſt es natürlich, wenn durch ungewöhnliche Amſtände die Goldverteilung zwiſchen den 
Ländern ſich verſchiebt, wie wir es z. B. im Krieg erlebt haben, als Schweden durch 
den Zuſtrom des gelben Metalls aus den kriegführenden Ländern vorübergehend eine 
„Goldinflation“ mit den entſprechenden Folgen für die Geldkaufkraft durchmachte. Da 
die Scheidemünzen durch geſetzliche Beſtimmungen kontingentiert find (jo wie nicht- 
inflationiſtiſches Staatspapiergeld: die Reichskaſſenſcheine vor dem Krieg), ſo wird 
ihr Einfluß für den Geldwert gleichgültig, es ſei denn, daß ihre Amlaufsgeſchwindig⸗ 
keit ſich ändert. Dagegen werden die elaſtiſchen Zahlungsmittel, Banknoten und 
Buchgeld, durch die Kreditpolitik des Zentralnoteninſtituts und der Banken ſowie 
durch den Staatsbedarf mengenmäßig verändert und können infolgedeſſen mehr oder 
weniger langandauernde Geldwertſchwankungen verurſachen. 


Die Amlaufsgeſchwindigkeit des Geldes wird vergrößert durch eine Verkürzung der 
Zahlungsfriſten (etwa die monatliche Auszahlung der Beamtengehälter feit Sommer 
1931), weil in dieſem Falle die Geldzeichen häufiger umgeſetzt werden können. Daß 
die Amlaufsgeſchwindigkeit im ganzen eine ſteigende iſt, wird man vor allem aus der 
Tatſache ableſen dürfen, daß die Ruhepauſen der Zahlungsmittel zwiſchen den Zeit- 
punkten, zu denen ſie Gelddienſt leiſten, ſich verringern; eine ſolche Behauptung darf 
man getroſt aufſtellen, da innerhalb der modernen Volkswirtſchaft die durchſchnittliche 
Höhe der Barreſerven, über welche die am Wirtſchaftsprozeß Beteiligten verfügen, 
eine ſichtbar ſinkende Tendenz aufweiſt. Daraus ergibt ſich, daß die Nutzung des 
Geldes in der Zeiteinheit, ſeine Amlaufsgeſchwindigkeit, gewachſen iſt. Die Wirkung 
dieſer Entwicklung muß in der Richtung auf eine Senkung des Geldwertes (Hebung 
des Preisſpiegels) liegen. Wenn weiter die Noten, welche die Zentralbank im 
Diskontgeſchäft abgibt, nur unvollſtändig durch eine entſprechende Vermehrung des 
Güterfonds kompenſiert werden, fo liegt dies daran, daß die Tatſache der Amlaufs⸗ 
geſchwindigkeit den Einfluß der Note auf die Preiſe verſtärkt. Einen inſtruktiven 
Einblick in die Bedeutung der Amlaufsgeſchwindigkeit gewährt endlich die Erfahrung, 
die Deutſchland bei der Währungsſtabiliſierung (1923) gemacht hat. Die alte Papier- 
mark verlor zuſehends an Tauſchwert; fie war daher zur Kaſſenhaltung ganz un- 
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geeignet, wurde immer ſchneller von ihren Beſitzern abgeſtoßen und erhielt eine 
reißend ſchnelle Amlaufsgeſchwindigkeit. Als ſie durch ein ſtabiles Geldzeichen erſetzt 
war, trat trotz der größeren Geſamtwertmenge der Rentenmark keine inflationiſtiſche 
Erhöhung des Preisniveaus ein, weil die neue Geldart im Verhältnis zur alten eine 
ſtark verminderte Amlaufsgeſchwindigkeit aufwies. 


VIII. Der Wechſelhurs 


Die ökonomiſchen Beziehungen zwiſchen den Staaten finden ihren Niederſchlag in der 
Zahlungsbilanz. Dieſe ſetzt ſich aus recht verſchiedenen Poſten zuſammen; 
das iſt kein Wunder, wenn man bedenkt, was alles zum Gegenſtande zwiſchenſtaat⸗ 
licher Wirtſchaftsbeziehungen werden kann. Der Warenverkehr über die Grenze ſteht 
an erſter Stelle; an ihn reiht ſich der Verkehr von Dienſtleiſtungen (aus der Aber⸗ 
laſſung von Transportraum, aus dem Verſicherungsgeſchäft ſowie aus Geſchäſts⸗ 
oder Vergnügungsreiſen uſw.), ferner der Kreditverkehr, welcher neben der inter⸗ 
nationalen Kapitalbewegung auch den Zinfen- und Amortiſationsdienſt umfaßt, end- 
lich die Abertragung von Reparations- und Tributleiſtungen, die ihre Quelle nicht 
in ökonomiſchen, vielmehr in politiſchen Forderungen haben. 


Eine jede Abertragung von Gütern, Leiſtungen oder Kapitalien begründet eine 
Forderung auf der einen Seite, eine Verpflichtung auf der anderen; definiert man 
die Zahlungsbilanz als die Gegenüberſtellung der Forderungen und Verpflichtungen 
aus dem zwiſchenſtaatlichen Wirtſchaftsverkehr, fo iſt fie in dieſem Sinne ſtets aus⸗ 
geglichen. Spricht man von einer „aktiven“ Zahlungsbilanz, ſo kann damit nur 
gemeint ſein, daß nach erfolgter Kompenſation aller Verpflichtungen innerhalb eines 
beſtimmten Zeitraums ein Forderungsreſt übrig bleibt, der ſeinen Ausgleich findet 
in der Begründung von Auslandsguthaben, in Schuldverſchreibungen, in Aktien-, 
Grundſtückskäufen uſw.; die europäiſche Expanſion im Zeitalter des Hochkapitalismus 
beſtand in der Zahlung von Aktivpoſten der Zahlungsbilanz, welche auf ſolche Weiſe 
vorübergehend oder dauernd gebunden wurden. Aus dem Geſagten ergibt ſich gleich · 
zeitig, daß eine „paſſive“ Geſtaltung der Zahlungsbilanz die Aberfremdung der 
heimiſchen Wirtſchaft nach ſich zieht, indem mehr oder weniger breite Abſchnitte des 
eigenen Volksvermögens an das Ausland verlorengehen. 


Es liegt im Weſen des wirtſchaftlichen Verkehrs zwiſchen den Nationen, daß unaus- 
geſetzt Forderungen aus Güter- und Leiſtungsexport ſowie aus Fremden- und 
Kapitalverkehr uſw. auf der einen Seite geſchaffen werden, die mit ähnlichen Forde ⸗ 
rungen aus den gleichen Arſachen auf der anderen Seite beglichen werden. Wenn der 
Engländer A an den Deutſchen B Maſchinen geſchickt hat, ſo beſitzt er an ihn eine 
Forderung; wenn gleichzeitig der Deutſche D an den Engländer C Chemikalien 
geſandt hat, ſo iſt er ebenfalls im Beſitze einer Forderung. Lauten die beiden Forde⸗ 
rungen auf die nämlichen Geldbeträge, ſo verläuft die Zahlung am bequemſten ſo, 
daß A ſeine Forderung an C verkauft, welcher ſie dazu benutzt, um D zu befriedigen, 
der den Geldbetrag von B erhält. Die internationalen Forderungen ſetzen fi in 
Wechſel um; ein Wechſel oder ein Scheck, der auf fremde Währung lautet und im 
Auslande zahlbar iſt, heißt De viſe ). Der Zahlungsausgleich unſeres kleinen Bei 
ſpiels von vorhin vollzieht ſich mittels der Deviſe auf folgende Weiſe: Der Eng⸗— 
länder A zieht einen Wechſel auf den Deutſchen B; er verkauft diefes Papier an den 
Engländer C, welcher es D zur Begleichung ſeiner Schuld überſendet; dieſer löſt den 
Wechſel am Verfalltage von dem Deutſchen B ein. Ein Bargeldverſand war in 
dieſem Falle nicht notwendig; man beachte weiter, daß zwei Zahlungen in fremder 
Währung — der Deutſche B ſchuldete engliſches, der Engländer C deutſches Geld — 
in zwei Zahlungen in einheimiſcher Währung verwandelt worden ſind. 


16) Der Begriff Deviſe wird bekanntlich heute viel weiter ausgedehnt. 


Geld und Kredit 33 


Die Deviſen find die klaſſiſchen Zahlungsmittel des internationalen Verkehrs, und es 
verſteht ſich von ſelber, daß fie einen Preis, einen Kurs haben, deſſen Bildungs- 
geſetze wir ſtudieren müſſen. 


Der Wechſelkurs iſt nichts anderes als der Preis der einen Währung, ausgedrückt in 
den Einheiten einer anderen. Vor dem Weltkriege war z. B. der Wert von einem 
franzöſiſchen Franken gleich 0,81 Mark; ein engliſches Pfund hatte den Preis von 
20,43 Mark. In der gleichen Weife läßt ſich der Preis jeder beliebigen Währung in 
den Einheiten einer jeden anderen Währung fixieren. Ein Dollar (vor feiner Ab- 
wertung) war z. B. gleich 25,5 franzöſiſchen Franken uſw. Der Wechſelkurs, um 
deſſen Bildung wir uns nun kümmern, iſt deshalb ſo wichtig, weil wir aus ihm den 
Wert des Geldes im Verhältnis zu ausländiſchen Geldſyſtemen ableſen können: 
feinen Außen wert. Was wir im folgenden darſtellen, bedeutet eine notwendige 
Ergänzung unferer Ausführungen über die Kaufkraft des Geldes (feinen Binnen ⸗ 
wert). 


Denken wir uns zunächſt zwei reine Goldwährungsländer: etwa England und 
Deutſchland 1914. Das Pfund Sterling, ebenſo wie das 20. Mark⸗Stück, war aus 
Gold; aber der Metallgehalt war in beiden Fällen nicht der gleiche. Er war etwas 
größer beim engliſchen Pfunde als beim deutſchen 20. Mark- Stück: die Parität 
zwiſchen der engliſchen und deutſchen Währung entſprach daher einem Preiſe von 
20,43 Mark für einen Sovereign. Dieſe Gleichung ergab den Normalpreis des 
Pfundes in deutſcher Mark und umgekehrt. Stellt man ſich vor, daß zu irgendeiner 
Zeit bedeutende Ausfuhren von England nach Deutſchland ftattgefunden haben, To 
wird aus dieſem Grunde eine vermehrte Nachfrage in Deutſchland nach Wechſeln auf 
England, den Inſtrumenten des Zahlungsausgleichs, beſtehen; ein Anſchwellen der 
Nachfrage bedeutet ein Anziehen des Preiſes, der Kurs der England⸗Deviſe wird 
daher fteigen. Dieſe Preisſteigerung hat aber ihre Grenze; denn im Vorkriegs⸗ 
Deutſchland, einem Goldwährungslande mit Einlöſungspflicht der Noten, konnte 
man jederzeit zu feſtem Preiſe Gold erhalten und nach England verſchiffen, wobei 
die Transportſpeſen, die Rififoprämie und einiges andere als zuſätzliche Ausgaben 
mitveranſchlagt werden mußten. War es nun vorteilhafter für den Importeur eng- 
liſcher Ware, ſich Gold zu beſchaffen und nach England zu verſenden, ſo war der 
fogenannte obere Goldpunkt erreicht: Gold ſtrömte zur Glattſtellung der ein- 
gegangenen Verpflichtungen ab, die Nachfrage nach Wechſeln auf England ver- 
minderte ſich, ihr Kurs ſank. Die Erreichung des oberen Goldpunktes bedeutete alſo 
ſowohl den Abfluß von Gold ins Ausland (Goldexportpunkt) als auch die 
obere Grenze für den Wechſelkurs, den Außenwert des Geldes, unter der Herrſchaft 
der Goldwährung. Nicht nur das Steigen des Kurſes nach oben, auch ſein Fallen 
nach unten hatte bei dieſem Syſtem eine feſte Schranke; blieb die Nachfrage nach 
Wechſeln auf England gegenüber dem Angebote zeitweilig zurück, ſo mußte ihr Kurs 
ſinken, aber nur bis zu dem ſogenannten unteren Goldpunkte, wo die Beſitzer 
der Deviſen es vorzogen, dieſe in England zu verwerten und Gold einzuführen; durch 
den Rückgang des Angebotes mußte der Deviſenkurs in Deutſchland wiederum an- 
ziehen. Der untere Goldpunkt bedeutet ſowohl den Zuſtrom von Gold ins Inland 
(Goldimportpunkt) als auch die untere Grenze für den Wechſelkurs, den 
Außenwert des Geldes, unter der Herrſchaft der Goldwährung. 


Nähert ſich der Wechſelkurs dem kritiſchen Punkte der Goldausfuhr, jo wird das 
Zentralnoteninſtitut im Intereſſe der Währung Gegenmaßnahmen ergreifen, um 
einer Erſchöpfung feiner Vorräte an Auslandsguthaben und Deviſen ſowie dem 
Abſtrom von Gold aus ſeinen Kellern vorzubeugen. Die Notenbank ſetzt ihren 
Diskont in die Höhe. Erſt jetzt wird es möglich, die Bedeutung der Diskontpolitik 
in ihrem ganzen Umfang zu erfaſſen. Die Diskonterhöhung bewirkt eine Ein- 
ſchränkung der Noten. und Buchgeldſchöpſung, und die Preiſe erhalten angeſichts der 
Verknappung des Geldſtroms eine finkende Tendenz. Dadurch wird die Ausfuhr an- 
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geregt, und die Lage des Außenhandels, die zu einer Steigerung der Deviſenkurſe 
geführt hatte, ändert ſich allmählich zugunſten des Inlandes. Aber die Diskont⸗ 
erhöhung wirkt nicht nur auf dem Amwege über den Export von Gütern und Lei. 
ſtungen auf den Wechſelkurs ein, ſondern auch auf eine weniger ſchwerfällige Weiſe; 
eine Steigerung des Zinsſatzes lockt Kapital in den verſchiedenſten Formen aus dem 
Auslande zu vorübergehender Anlage herein und ſchreckt gleichzeitig die Fremden 
davon ab, Kredite im Inlande aufzunehmen und durch ihre Verwertung an auslän- 
diſchen Plätzen den Kurs der heimiſchen Währung zu drücken. Die Erhöhung des 
Diskontſatzes ermäßigt überdies die Preiſe der Wertpapiere, reizt im Auslande 
zu ihrem Kaufe an und ſchafft fo neue Forderungen des Inlandes, die der Zahlungs- 
bilanz und dem Wechſelkurſe zugute kommen. Falls ein Land „hinkende“ Gold. 
währung beſitzt, ſo kann es Silber (in der Form des nichteinlöslichen Silbergeldes) 
ſtatt des Goldes abgeben und für deſſen Herausgabe eine Prämie fordern. Die 
Bank von Frankreich hat von dieſem — übrigens mit einigen währungspolitiſchen 
Nachteilen behafteten — Mittel des „Goldſchutzes“ vor dem Kriege Gebrauch ge- 
macht. Sie tat dies insbeſondere dann, wenn die Goldexporte ſpekulativen Arſprungs 
waren. 


Zwar iſt es richtig, daß mit einer Diskonterhöhung die Inlandspreiſe geſenkt und die 
Ausfuhrtätigkeit geſteigert werden können, aber es wäre gleichwohl falſch anzunehmen, 
daß auf dieſe Weite jedes beliebige Exportquantum aus einer Volkswirtſchaft heraus- 
gepreßt werden kann. Diefe Auffaſſung lag den erzwungenen Reparationen zugrunde; 
ſie zerbricht an der Wirklichkeit, weil eine Volkswirtſchaft den „Deflationsdruck“, der 
ſich beſonders unheilvoll bei den Löhnen auswirkt, auch ſozial und politiſch nicht 
erträgt, abgeſehen davon, daß die empfangenden Länder ſich gegen die vermehrte Ein- 
fuhr mit handelspolitiſchen Mitteln zu Wehr ſetzen. 


Denken wir uns nun zwei Papier währungsländer und fragen uns, wie ſich 
unter diefer abgewandelten Vorausſetzung der Wechſelkurs bilden wird. Spricht man 
bei Goldwährungen von Parität, ſo hat man den Goldgehalt der beiden verglichenen 
Goldmünzen im Auge; bei Papierwährungen bezieht ſich die Parität nicht auf das 
Verhältnis zum Golde, ſondern auf die Kaufkraſt. Dieſe ſpiegelt ſich, wie wir bereits 
wiſſen, in den Preiſen; iſt z. B. das Preisniveau in Bulgarien und Jugoflawien der- 
art, daß man in Bulgarien für 200 Lewa ebenſoviel kaufen kann wie in Jugoſlawien 
für 100 Dinar, fo beſteht „Kaufkraftparität“ (G. Caſſel) zwiſchen 200 Lewa und 
100 Dinar. Die Behauptung der modernen Geldtheorie läßt ſich nun kurz in folgen- 
dem Satze zuſammenfaſſen: Die Kauſkraftparität gibt den Maßſtab 
für die Bildung des Wechſelkurſes (des Geldaußenwertes) ab. 


Dieſer Satz iſt leicht zu beweiſen. Würde die Währung des eines Landes höher 
bewertet werden, als der Kaufkraftparität entſpricht — erhielte man z. B. ſchon für 
150 Lewa 100 jugoſlawiſche Dinar —, fo wäre es für den Einfuhrhandel in dieſem 
Lande höchſt rentabel, Deviſen auf den Nachbarſtaat mit „unterſchätzter“ Währung 
(alſo auf Jugoſlawien) anzukaufen und aus ihm Waren billig einzuführen. Ein 
ſolcher Vorteil ergibt ſich für die Einfuhrhändler einem Lande gegenüber, welches 
ſeine Währung abgewertet hat, ohne daß eine entſprechende Steigerung des inneren 
Preisniveaus eingetreten iſt. Würde dagegen die Währung des einen Landes im 
Verhältnis zur Kaufkraftparität zu niedrig bewertet werden — erhielte man z. B. 
für 250 Lewa 100 Dinar —, jo wäre es für die Exporteure in dieſem Lande ren- 
tabel, Waren auf dem Inlandsmarkte anzukaufen und ſie gegen die „überſchätzte“ 
Währung des Auslandes (Jugoſlawiens in unſerem Beiſpiel) zu verkaufen. Prak— 
tiſch hat man während der deutſchen Inflation, namentlich in ihrer erſten Zeit, den 
Wechſelkurs der Mark im Auslande niedriger eingeſchätzt, als es dem internatio— 
nalen Preisverhältnis entſprach, wodurch dem deutſchen Ausfuhrhandel vorüber- 
gehend große Gewinne zufloſſen. Wurde nun — wie im erſten Falle — der Wert 
der eigenen Währung im Wechſelkurſe überſchätzt, jo ergab ſich eine Verſchiebung in 
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den zwiſchenſtaatlichen Wirtſchaftsbeziehungen, welche eine geſteigerte Nachfrage 
nach Auslandswechſeln zur Folge hatte, wodurch ſich der Preis der fremden Wäbh- 
rung erhöhte, der Preis der eigenen ermäßigte. Wurde dagegen — wie im zweiten 
Falle — der Wert der eigenen Währung im Wechſelkurſe unterſchätzt, ſo ergab ſich 
wiederum eine Verſchiebung in den zwiſchenſtaatlichen Wirtſchaftsbeziehungen, 
welche diesmal ein geſteigertes Angebot an Auslandswechſeln zur Folge hatte, wo— 
durch ſich der Preis der fremden Währung ermäßigte, der Preis der eigenen er. 
höhte. In beiden Fällen fette ſich die Kaufkraftparität als Regulator des Wechſel⸗ 
kurſes (des Geldaußenwertes) allmählich durch. 

Wird eine Währung im Kurſe „überſchätzt“, während die Preiſe unverändert 
bleiben, ſo iſt es, wie wir wiſſen, rentabel, Wechſelſorderungen auf das Ausland 
anzukaufen und Güter zu importieren. Dieſe Geſchäftsgebarung war es, durch die 
fich die Kaufkraftparität als regelnde Kraft des Wechſelkurſes durchſetzte. Aber 
dieſer „Mechanismus“ muß notwendig verſagen, wenn Einfuhrverbote u. ä. 
beſtehen, die den Güterzuſtrom unterbinden. Wird dagegen eine Währung „unter- 
ſchätzt“, jo entſteht ein Exportanreiz, welcher die Tendenz hat, den normalen Wechſel⸗ 
kurs wiederherzuſtellen; aber er kann ſich nur auswirken, ſofern keine Ausfuhr 
verbote den Güterabſtrom hemmen. Während der Inflationsjahre war Deutſch. 
land gezwungen, Exportverbote zu erlaſſen, um den drohenden „Ausverkauf“ zu ver- 
hindern. 


Wenn Deutſchland heute genötigt iſt, durch ein feinmaſchiges Netzwerk von jtaat- 
lichen Eingriffen in den zwiſchenſtaatlichen Kapital- und Warenverkehr die Stabilität 
des Markaußenwertes zu erhalten, ſo ſah es ſich hierzu gezwungen durch eine Reihe 
von Momenten, welche den normalen Ablauf der ökonomiſchen Beziehungen zum 
Auslande und damit auch die Währung höchſt ungünſtig beeinflußten. 


Deutſchland war zu Beginn der Weltwirtſchaftskriſe nicht nur erheblich an aus⸗ 
ländiſche Gläubiger verſchuldet — die unglückliche Folge der übermäßigen Kredit- 
hereinnahme zwiſchen 1925 und 1929 —, es ſah ſich zudem in wachſendem Maße durch 
einen Wall von Hinderniſſen (Hochſchutzzölle, Kontingente, Verrechnungsabkommen) 
vom Weltmarkte abgeriegelt. Dazu kam, daß eine Welle von Währungsabwertungen 
(Delvalvationen) ſeit 1931 die Stellung der wichtigſten Wettbewerber im Kampfe um 
die Abſatzmärkte (Englands, der Vereinigten Staaten, Frankreichs, Belgiens, der 
Schweiz uſw.) fortdauernd kräftigte. Man begreift unter einer Devalvation die 
Herabſetzung des Geldaußenwertes (oder, was das gleiche iſt, die Erhöhung des 
Goldpreiſes), und es iſt klar, daß infolge dieſer Maßnahme das „devalvierende“ Land 
die Preiſe der Wettbewerbsländer zu unterbieten vermag — wenn und ſolange die 
heimiſchen Preiſe nicht im Verhältnis der Abwertung „nachziehen“. 


Die währungspolitiſchen Schwierigkeiten Deutſchlands ergaben ſich aus der Verbin- 
dung einer hohen (allerdings im Laufe der Zeit z. T. abgebauten) Auslandsverſchuldung 
mit dem ſchrumpfenden Exportvolumen, welches ſeinen Zweck, den durch die ſtaatliche 
Konjunkturpolitik wachſenden Einfuhrbedarf zu decken, immer weniger erfüllen konnte. 


Die Ablöſung der deutſchen Auslandsverpflichtungen war bis 1933 vorwiegend durch 
Exporterträgniſſe und durch Auflockerung der Gold und Deviſenbeſtände der Reichs. 
bank erfolgt. In dieſem Jahre unterlagen Kapitalverkehr und Kapitalverzinſung 
nach dem Auslande weitgehenden Beſchränkungen verſchiedenſter Art, während die 
Bezahlung der deutſchen Wareneinfuhr ſich zwar in beträchtlich verkleinertem 
Rahmen, jedoch verhältnismäßig ungehemmt abſpielen konnte. 

Der Herbſt 1934 brachte die Wende. Der zuſammengeſchmolzene Gold und 
Deviſenbeſtand der Zentralbank erforderte größte Schonung, die ſinkenden Ausfuhr- 
erlöſe in Deviſenform follten nicht mehr zur Deckung der Wareneinfuhr ſchlechthin, 
ſondern nur zur Bezahlung der volkswirtſchaftlich wichtigſten Importgüter bean- 
ſprucht werden. Dieſe Beſchränkung der Einfuhr verfolgte das doppelte Ziel, den 
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notwendigen Nohſtoffbedarf unbedingt zu ſichern und die Importe ſtreng im Rahmen 
des Exports, alſo der Zahlungsfähigkeit, zu halten; nur fo konnte die weitere Ver. 
ſchuldung in Deviſen, welche den Außenwert der Reichsmark zu gefährden drohte, 
abgebremſt werden. Die Verbindung von Währungs- und Nohſtoffſicherung ſtand 
ſichtbar im Vordergrunde der Erwägungen. 

Die ſo umriſſene neue Politik, welche die nationalſozialiſtiſche Regierung mit größter 
Energie durchführte, fand ihren konkreten Ausdruck in Schachts „Neuem Plan“. Am 
die Einfuhr gemäß der vorhandenen Zahlungsmöglichkeit zu beſchneiden und gleich- 
zeitig volkswirtſchaftlich zu lenken, war eine umfaſſende Importkontrolle notwendig; 
ſie wurde urſprünglich von 25 (heute 27) Aberwachungsſtellen wahrgenommen und 
bildet gleichſam das Herzſtück des ganzen Planes. Da nach der neuen Regelung 
Einfuhrvolumen und Exporterlöſe ſich die Waage halten, ſo war es erklärlich, daß 
Rohſtoffe und Halbfabrikate, die in veredelter Form ins Ausland zurückfließen, in 
erſter Linie mit Deviſen bedacht werden follten: denn folche Deviſen erfüllen gleich- 
ſam die Aufgabe, neue zu hecken. Auch in anderer Weiſe (3. B. durch die Ausländer- 
Sonderkonten für Inlandszahlungen) griff der neue Plan wirkſam in die Ausfuhr- 
geſtaltung ein; die oft komplizierten Einzelheiten darzuſtellen, iſt nicht unſere Auf- 
gabe. Der Amſtand, daß Währungskurs und Ausfuhr eng miteinander zufammen- 
hängen, ließ in den letzten Jahren die Bedeutung der Exportpolitik immer klarer 
hervortreten. 


IX. Die Geldordnung 

Die erfte Aufgabe, die wir uns im Rahmen dieſer Ausführungen ſtellen mußten, hatte 
darin beſtanden, den Irrtum aus dem Wege zu räumen, nach welchem das Geld ſeinem 
Weſen nach irgend etwas mit einer runden Metallſcheibe oder mit einem bedruckten 
Papierſtreifen zu tun habe. Zwar hatten wir uns gründlich mit den Münzen, ihrer 
Entſtehung, Bedeutung ſowie ihrer Zuſammenfaſſung in einem ſtaatlichen Währungs- 
ſyſtem befaſſen müſſen, aber wir hatten uns wohl davor gehütet, die Begriffe Geld 
und Münze einander gleich zu ſetzen. Da der Zahlungsmittelbedarf der modernen 
Volkswirtſchaft periodiſchen Schwankungen unterliegt, ſo trat an die Seite des 
Münzumlaufs die elaſtiſche Banknote, und es war eine beſonders lohnende Aufgabe, 
die Methoden zu ſtudieren, welche die ſchwankende Größe ihres Amlaufs beherrſchen; 
dabei wird man ſtets im Auge behalten, daß die Noten ſich nicht nur paſſiv dem Ver- 
kehrsbedürfnis anſchmiegen; der Zentralbank ſtehen vielmehr kräftige Mittel zur Ver- 
fügung, das Notenvolumen und die Entwicklungsrichtung der Volkswirtſchaft zu be⸗ 
einſluſſen. Den entſcheidenden Einblick in das Geldweſen der modernen Volkswirt⸗ 
ſchaft gewährte erſt die Erkenntnis, daß die Scheckguthaben Zahlung leiſten, daß ſie 
Geld in unſerem Sinne darſtellen: in die Geldſchöpfung teilen ſich alſo der Staat, die 
Zentralnoteninſtitute und die private Bankwelt. Nachdem allenthalben die goldenen 
Währungsmünzen aus dem Verkehr verſchwunden ſind, regelt das Noteninſtitut 
maßgeblich die Bargeldmenge; wie dieſe auf die Buchgeldmenge beſtimmend einwirkt, 
konnte in knappen Zügen umriſſen werden. 

Aus alledem ergibt ſich, daß der Begriff der Geldordnung viel weiter geſpannt 
iſt als der Begriff der Währung. Die Geldordnung umfaßt ſowohl die Beſtim⸗ 
mungen über den Währungsgrundſtoff, das Verhältnis der Recheneinheit zum Edel- 
metall, den Aufbau des Münzweſens uſw. als auch die Summe aller der Vorſchriften, 
durch welche der Staat mittelbar und unmittelbar in die Noten- und Buchgeld⸗ 
ſchöpfung eingreift (Notenbegrenzung, Notendeckung, Erlaubnis zum An- und Verkauf 
von Wertpapieren durch die Reichsbank, Reſervehaltung für Depoſiten uſw.). Alle 
dieſe Vorſchriften beſtimmen die Geldordnung eines Landes, welche ſich materiell auf 
ſämtliche von uns behandelten Geldarten bezieht. 

Wir gehen nun dazu über, die Elemente der deutſchen Geldordnung 
in dieſem Sinne darzuſtellen. 
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. Die Rentenmark 
Skizziert man die Geſchichte der Neuordnung der deutſchen Währung ſeit 1923, fo 
darf man den Satz an den Anfang ſtellen, daß dieſe erſt einſetzte, als die alte Mark 
buchſtäblich nicht mehr in der Lage war, ihre Geldfunktion auszuüben. Die Papier- 
mark wurde im Verkehr zurückgewieſen, und es entſtand im Herbſt 1923 die Gefahr, 
daß die Ernte nicht mehr bewegt werden konnte und darüber hinaus der geſamte 
deutſche Warenumſatz ins Stocken geriet. 


Schon vor der Stabiliſierung durch die Rentenmark hatten Staat und Wirtſchaft 
vereinzelte Gegenmaßnahmen ergriffen, welche gleichſam feſte Inſeln innerhalb des 
Währungschaos darſtellten.“) Dahin gehörten jene von öffentlichen und privaten 
Stellen ausgegebenen „wertbeſtändigen“ Anleihen, die auf den Gegenwert von 
Roggen, Kohle, Kali uſw. lauteten und beim Publikum „reißenden Abſatz“ fanden. 
Suchte man in dieſen Fällen die Wertbeſtändigkeit durch den Anſchluß an gewiſſe be- 
ſonders marktgängige Waren zu ſichern, ſo ging im September 1923 das Reich dazu 
über, eine Goldanleihe aufzulegen, deren kleine Stücke als Zahlungsmittel neben der 
Papiermark umliefen. Mehr und mehr drang wertbeſtändiges Notgeld, als deſſen 
Emittenten ſowohl öffentliche als auch private Anternehmungen in Frage kamen, in 
den Verkehr ein, während gleichzeitig die Papiermark als Recheneinheit durch die 
fiktive Goldmark verdrängt wurde, deren Papierbewertung ſich jeweils aus den 
Dollarnotierungen ergab. Dieſe Abrechnungsform eroberte zunächſt den Großhandel 
und ſtieß von dort in alle Kanäle des Warenumſatzes vor; im Herbſt 1923 ging ſogar 
das Reich dazu über, ſeine Steuern und Zölle in Goldmark zu erheben, und die 
Reichsbank richtete einen „Dollargiroverkehr“ ein.“) Ein umfaſſende Löſung der 
unerträglich gewordenen Währungsſchwierigkeiten — die von vornherein nur als eine 
Zwiſchenlöſung gedacht war — brachte die von Karl Helfferich ſtammende, am 
15. Oktober 1923 erlaſſene Rentenbank verordnung. 


Welches find die Grundlinien dieſes Planes, dem es beſchieden fein ſollte, die Neu- 
ordnung der Währungsverhältniſſe in Deutſchland einzuleiten? Die Rentenbank⸗ 
verordnung ſah die Schaffung eines neuen Zahlungsmittels vor, welches durch die 
Deutſche Rentenbant ausgegeben werden ſollte. Dieſe war keine Inſtitution des 
Reiches, ſondern eine Gründung „von Vertretern der Landwirtſchaft, der Induſtrie, 
des Gewerbes und des Handels einſchließlich der Banken“; ſie war völlig ſelbſtändig 
in ihrer Verwaltung und Geſchäftsführung; nur die Wahl des Präfidenten bedurfte 
der Genehmigung der Reichsregierung. Das Grundkapital ſowie die Rücklage der 
Rentenbank bezifferten ſich auf 3,2 Milliarden Rentenmark und wurden zu gleichen 
Teilen von der Landwirtſchaft einerſeits, von Induſtrie, Gewerbe, Handel und 
Banken anderſeits aufgebracht. Zu dieſem Zweck wurden alle land. und forſtwirt⸗ 
ſchaftlich genutzten Grundſtücke ſowie Induſtrie, Gewerbe, Handel und Bankwelt mit 
Hypotheken und Schuldverſchreibungen in der Höhe von 4 v. H. des Wehrbeitrags⸗ 
werts belaſtet. Dieſe Schulden lauteten auf Goldmark, gingen allen anderen Laſten 
im Range voran und waren mit 6 v. H. zu verzinſen. Auf der Grundlage dieſer 
Hypotheken und Schuldverſchreibungen ſollte das neue Inſtitut Rentenbrieſe aus- 
geben, die „als Deckung für die von der Deutſchen Rentenbank ausgegebenen Renten- 
bankſcheine“ dienten. Die neuen Geldzeichen mußten von den öffentlichen Kaſſen in 
Zahlung genommen werden, aber ſie waren im freien Verkehr nicht aufdrängbar, 
trugen alfo keinen Währungscharakter. 

Die Rentenbankverordnung hatte nicht nur den Sinn, aus der Wirtſchaft ſelber ein 
neues und ſtabiles Geldzeichen hervorgehen zu laſſen, ſondern wollte gleichzeitig das 
Budget des Reichs ſanieren und nach dem Zuſammenbruch der alten Währung der 
privaten Wirtſchaft die nötigen Kredite zur Verfügung ſtellen. Deshalb mußte die 
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Rentenbank dem Reich ein Darlehn von 1200 Millionen Rentenmark gewähren und, 
hauptſächlich über die Reichsbank, der privaten Wirtſchaft Kredite in der gleichen 
Höhe einräumen; das Reich war ſeinerſeits verpflichtet, von dem ihm überwieſenen 
Betrag 300 Millionen zur Einlöſung ſeiner Schatzanweiſungen zu verwenden, die bei 
der Reichsbank diskontiert waren. Damit wurde dieſe in den Stand geſetzt, die alte 
Papiermark aus dem Verkehr zu ziehen und gegen Rentenmark einzutauſchen. Es 
liegt klar zutage, daß das ganze Experiment zum Scheitern verurteilt geweſen wäre, 
wenn man mit der Begründung der Rentenbank nicht gleichzeitig die Hauptquelle der 
Inflation, nämlich die Diskontierung von Schatzanweiſungen durch die Zentralbank 
gegen Noten, endgültig verſtopft hätte. Infolgedeſſen war währungspolitiſch der 
§ 19 der Verordnung von der größten Bedeutung, durch den feſtgelegt wurde, daß bei 
der Reichsbank Schatzanweiſungen nicht mehr diskontiert werden durften, nachdem die 
Ausgabe der neuen Geldzeichen eingefetzt hatte. Damit wurde gleichzeitig der 
Staatshaushalt auf den Weg einer geſunden Finanzpolitik gewieſen. 

Der Reichsbankpräſident Schacht hat mehrfach und mit Recht hervorgehoben, daß 
vom währungstheoretiſchen Standpunkt aus das Rentenbankprojekt alles andere als 
hieb und ſtichfeſt war. Die Begründung der neuen Geldzeichen auf Grundſchulden 
und Schuldverſchreibungen war durchaus unzulänglich und gemahnte in bedenklicher 
Weiſe an die Aſſignaten der Franzöſiſchen Revolution. Das Illuſoriſche dieſer Maß 
nahme, wenn es galt, den Wert der Rentenmark zu erhalten, mußte ſich ſofort zeigen, 
falls mehr neue Geldzeichen in den Verkehr gepumpt wurden, als die Wirtſchaft auf- 
zunehmen in der Lage war. Pſychologiſch war es dagegen außerordentlich 
geſchickt, alle wirtſchaftenden Stände gleichſam zu Garanten des neuen Geldes zu 
machen, nachdem das Vertrauen der breiten Maſſen in die währungspolitiſche Einſicht 
von Reich und Reichsbank in der Inflation verlorengegangen war. Wenn es auch 
unmöglich iſt, allein aus dem Vertrauen eines Volkes eine neue Währung aufzu— 
bauen, ſo iſt dieſes gleichwohl eine wichtige Stütze für die Errichtung des Neubaues, 
insbeſondere in der Zeit des Abergangs. Der Gewinnung von Vertrauen diente es 
auch, wenn die kompromittierte Papiermark gänzlich verlaſſen und mit ſcharf 
gezogenem Trennungsſtrich etwas völlig Neues an ihre Stelle geſetzt wurde. Nach 
Lage der Dinge am Ende des Jahre 1923 war es überdies ein Vorteil, daß das 
Rentenbankprojekt — wie Schacht betont hat — gerade in jenem Teil der Bevölkerung 
begeiſterte Zuſtimmung auslöſte, der die Verſorgung des Volkes mit Lebensmitteln 
in der Hand hatte.“) Kann man fo die währungstheoretiſch unzulängliche Verbindung 
der Rentenmark mit der Wirtſchaft, vor allem mit der Landwirtſchaft, nur pſycho— 
logiſch und politiſch erklären, To läßt ſich gleichwohl nicht verkennen, daß die Ver— 
ordnung zwei Elemente enthielt, welche jeder ſachlichen Kritik ſtandhielten. 
Einmal war die (praktiſch übrigens nie erreichte) Höchſtgrenze der auszugebenden 
Rentenmarkſcheine (3,2 Milliarden) fixiert, jo daß ihre willkürliche Vermehrung aus- 
geſchloſſen ſchien; und weiter legte die Rentenmarkverordnung die Notenpreſſe end- 
gültig ſtill, welche ſolange die deutſche Wirtſchaft verwüſtet hatte. 

Das Experiment der Rentenmark glückte über Erwarten. Das neue Geldzeichen fand 
im Publikum tatſächlich Vertrauen, und das ſtockende Getriebe der Wirtſchaft ſetzte 
ſich raſch wieder in Bewegung. An die Stelle der alten Papiermark, die in den letzten 
Monaten der Inflation (wie wir wiſſen) mit ſteigender Geſchwindigkeit umlief, trat 
die wertbeſtändige Rentenmark, deren Amlaufsgeſchwindigkeit ſich allmählich ver— 
minderte. Vielleicht hat man dieſen Prozeß in ſeiner Wirkung etwas überſchätzt, als 
man zu Beginn des Jahres 1924 die Rentenmark zu raſch in den Verkehr einſtrömen 
ließ und dadurch vorübergehend preisſteigernde Tendenzen auslöſte — ein Fehler, der 
durch die erwähnte Kreditreſtriktionspolitik der Reichsbank wieder aus. 
geglichen wurde. Das Amtauſchverhältnis war 1 Billion Papiermark — 1 Gold. 
mark — 1 Rentenmark, und dieſes Verhältnis ſetzte ſich nach Erlaß der Rentenmark, 


8) H. Schacht, Die Stabiliſierung der Mark, S. 61. 
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verordnung auch an den ausländiſchen Börſen ſchnell durch. Seit dem 20. November 
1932 notierte der Dollar an der Berliner Börſe 4,2 Billionen, und dieſer Kurs konnte 
international gehalten werden, weil die Reichsbank „den Schlüſſel zu ihren Noten 
wieder in der Hand hatte“ (Schacht). Die Spekulation, welche den Dollar emporzu- 
treiben ſuchte, aber keine Noten zur Deckung ihrer Käufe erhielt, brach in den dem 
15. November folgenden Tagen zuſammen. 


XI. Das Münz- und Bankgeje von 1924 

Die folgende Darſtellung wird jene Teile des weitſchichtigen Geſetzgebungswerkes, 
welche die Ordnung des deutſchen Geldweſens beſtimmten, in ihren 
Mittelpunkt rücken. Aber ſie ſoll auch die organiſatoriſche Entwicklung der Reichsbank 
berühren, die deutlich zeigt, wie der bei der Neubegründung der Zentralbank mächtige 
unmittelbare Einfluß des Auslandes ſowie die Bindung an internationale Aufgaben 
verblaßte und dann völlig verſchwand. 

Das Münzgeſetz vom 30. Auguſt 1924 umſchrieb denjenigen Teil der deutſchen Geld— 
ordnung, welcher unmittelbar vom Staate geſchaffen wurde. 

Der grundlegende erſte Paragraph des Geſetzes führte in Deutſchland die Gold⸗ 
währung wieder ein. Unter Anknüpfung an die Vergangenheit wählte man als Red. 
nungseinheit die Reichsmark, welche in 100 Reichspfennig eingeteilt wurde. Wie 
früher ſollten als Goldmünzen Stücke über 20 und 10 Reichsmark ausgeprägt werden, 
wobei auf das Kilogramm Feingold 139% 20Reichsmarkſtücke fallen. Nach dem 
neuen Münggeſetz kann alſo die Reichsmark, dem Wert nach, als der 279ſte Teil eines 
Kilogramm Goldes definiert werden. Auch das Miſchungsverhältnis war das gleiche 
wie früher: auf 900 Gewichtsteile Gold fielen 100 Gewichtsteile Kupfer, um die 
Münze widerſtandsfähig zu machen. Zudem enthielt das Geſetz Beſtimmungen über 
Remedium und Paſſiergewicht. 

Es gehört, wie wir wiſſen, zum Begriff der Goldwährung, daß den Goldmünzen durch 
den Staat unbeſchränkte geſetzliche Zahlkraft verliehen wird. Der § 5 des Geſetzes 
beſtimmt infolgedeſſen, daß neben den Banknoten, deren Goldeinlöſung grundſätzlich 
zugeſtanden, tatſächlich jedoch hinausgeſchoben wurde, den Goldmünzen die eben 
genannte Eigenſchaft, als unbeſchränktes Zahlungsmittel zu dienen, beigelegt wurde. 
Eine weitere Vorausſetzung der Goldwährung iſt es, daß Privatperſonen die Mög- 
lichkeit erhalten, jederzeit ungemünztes in gemünztes Gold zu verwandeln. Die Frei- 
prägbarkeit wird im S 7 des Münzggeſetzes feſtgelegt mit den Worten: „Privat. 
perſonen haben das Recht, . .. Stücke über 20 Reichsmark für ihre Rechnung aus 
prägen zu laſſen ...“. Dafür wird eine Gebühr in Anſpruch genommen, welche 
14 RM auf das Kilogramm Feingold nicht überſteigen darf. Tatſächlich beträgt dieſe 
Gebühr 6 NM, da die Zentralbank durch das Bankgeſetz (8 22) verpflichtet iſt, 
Barrengold zum feſten Satz von 1392 RM für das Pfund Feingold gegen Noten 
umzutauſchen. Durch die Freiprägbarkeit wird bekanntlich verhindert, daß der Wert 
des gemünzten Metalles ſich über den des ungemünzten erhebt. 

Man braucht dieſen Ausführungen über die Goldmünzen nur hinzuzufügen, daß ihre 
Ausprägung nicht erfolgt und der eben genannte 8 7 inzwiſchen abgeſchafft iſt. Die 
Zeit iſt endgültig vorüber, in welcher der monetäre Amlauf mit Gold geſpeiſt wurde; 
an die Stelle der Goldumlaufswährung trat die Goldbarrenwährung, bei welcher das 
Zentralinſtitut gegen Noten Barren ſtatt Münzen abgibt, oder die Golddeviſen. 
währung. 

Neben der Goldmünze ſah das Münzgeſetz die Ausprägung von Silber- und Pfennig- 
münzen vor. Es gehört wiederum zum Weſen der Goldwährung, daß ſowohl der 
Geſamtbetrag der umlaufenden Scheidegeldmenge begrenzt, als auch ihre Zahlungs. 
kraft eingeſchränkt wird. Das Münzgeſetz fixierte den Höchſtbetrag der Silber und 
Pfennigmünzen auf 30 RM für den Kopf der Bevölkerung und beſtimmte gleichzeitig, 
daß niemand verpflichtet fein ſollte, Silbermünzen im Betrag von mehr als 20 Reichs- 
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mark, Neichspfennige im Betrag von mehr als 5 Reichsmark in Zahlung zu nehmen 
(SS 8 und 9). Offentliche Kaſſen waren dagegen gehalten, Scheidemünzen in jedem 
Betrag in Zahlung zu nehmen — dieſe Geldart beſaß alſo Kaſſenkurs —, ebenſo wie 
ſie verpflichtet waren, größere Beträge von Scheidegeld auf Verlangen in geſetzliche 
Zahlungsmittel (Kurantgeld) zu verwandeln (§ 9). Es bedeutete offenſichtlich eine 
Stärkung der Neichsbank innerhalb des deutſchen Geldſyſtems, wenn ihr durch das 
Geſetz die Aufgabe zugewieſen wurde, alle Scheidemünzen nach „Maßgabe des 
Bedürfniſſes“ in den Verkehr zu bringen. 

Gleichzeitig mit dem Münzgeſetz vom 30. Auguſt 1924 wurde das neue Bank 
geſetz erlaſſen. 

Während nach dem alten Bankgeſetze von 1875 die Leitung der Reichsbank dem 
Reiche zuſtand, beſtimmte das neue Geſetz, welches bekanntlich hiſtoriſch auf den 
Dawesplan zurückging, in ſeinem erſten Paragraphen die vollſtändige Anabhängig⸗ 
keit der Reichsbank von der Reichsregierung. Als Folge der politiſchen Lage Deutſch⸗ 
lands war eine weitgehende Einmiſchung des Auslandes vorgeſehen; ein ausländiſcher 
Notenkommiſſar überwachte die Notenausgabe der Bank (8 27), der Generalrat, 
welcher den entſcheidenden Einfluß auf die Ernennung des Reichsbankpräſidenten und 
die Zuſammenſetzung des Bankdirektoriums übte, beſtand neben ſieben deutſchen aus 
der gleichen Zahl fremder Staatsangehöriger (§ 14). Nachdem infolge des Haager 
Abkommens vom 20. Januar 1930 der ausländiſche Einfluß in der Bankorganiſation 
beſeitigt war, galt es, alle ſolche Beſtimmungen abzuſchaffen und zu erſetzen, die noch 
an die frühere Handlungsunfreiheit im Bereiche der Bankgeſetzgebung und an die 
überwwundene Reparationszeit gemahnten Der Führer und Reichskanzler hatte 
Ende Januar 1937 erklärt, daß er „im Sinne der Wiederherſtellung der deutſchen 
Gleichberechtigung ... die deutſche Reichsbank ihres bisherigen Charakters ent- 
kleiden und reſtlos unter die Hoheit des Reiches ſtellen werde“. Das Geſetz vom 
10. Februar 1937 machte infolgedeſſen mit der Anabhängigkeit des SZentralnoten- 
inſtituts vom Reiche ein Ende und ordnete ſie ausdrücklich der Staatsgewalt unter; 
weiter wurde die — früher nicht vorhandene — unbedingte Verpflichtung der 
Zentralbank feſtgelegt, alle Bankgeſchäfte des Staates zu beſorgen, ſoweit ſie geſetz⸗ 
lich der Reichsbank erlaubt find. Endlich verwandelte ſich der Zwang zur Mitarbeit 
an der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich, wie er im Young-Abfommen 
enthalten war, künftig in Freiwilligkeit. 

Die weitere Analyſe des Bankgeſetzes vom 30. Auguſt 1924 und ſeiner Anderungen 
wird ſich auf das geldtheoretiſch und geldpolitiſch Weſentliche, vor allem die Regelung 
der Notenausgabe, beſchränken. Klar umreißt die jüngſte Faſſung des $ 1 des Bank- 
geſetzes den Rechtscharakter ſowie den Aufgabenkreis der Zentralbank mit den 
Worten: „Die Reichsbank iſt eine juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechts mit 
der Aufgabe, den Geldumlauf im geſamten Reichsgebiete zu 
regeln, die Zahlungsausgleichungen zu erleichtern und für die Nutzbarmachung 
verfügbaren Kapitals zu ſorgen.“ 

Die Reichsbank ſteht zwar heute unter ſtaatlicher Führung (§ 6); aber ihre 
finanzielle Beziehung zum Reiche wird durch wichtige Vorſchriften genau umgrenzt. 
Nach dem Vankgeſetz von 1924 wurde das Zentralinſtitut ermächtigt, dem Reiche 
Betriebskredit einzuräumen, „jedoch höchſtens auf drei Monate und nur bis zum 
Höchſtbetrag von 100 Millionen Reichsmark“. Am 15. Juli jedes Jahres darf keine 
Verſchuldung des Reichs mehr bei der Bank vorhanden fein. Dieſe ſtrenge Beftim- 
mung wurde 1926 gelockert, indem man der Bank erlaubte, Schatzwechſel des Reichs, 
die nach ſpäteſtens drei Monaten fällig ſind und aus denen außer dem Reich noch 
ein weiterer als zahlungsfähig bekannter Verpflichteter haftet, zu diskontieren, zu 
kaufen und zu verkaufen. Die Geſamtſumme leinſchließlich der lombardierten Schatz 
wechſel) darf jeweils 400 Mill. RM nicht überſchreiten. Es war der Sinn dieſer 
neuen Maßnahme, den kurzfriſtigen Kredit des Reichs durch die Möglichkeit zu ver. 


Geld und Kredit 41 


ſtärken, ſolche Schatzwechſel, die bereits vom Markt aufgenommen waren, bei der 
Zentralbank zu diskontieren und zu lombardieren. 


Die Reichsbank hat die ungeheuer wichtige Aufgabe, den Geldumlauf im geſamten 
Reichsgebiet zu regeln. Sie trägt die Verantwortung für den elaſtiſchen Teil des 
Geldweſens; fie iſt die Hüterin der Währung. Sogar die Ausgabe der Scheide⸗ 
münzen iſt ihrer Kontrolle unterſtellt. 


Durch das Bankgeſetz wurde der Reichsbank das Notenprivileg für die Dauer von 
50 Jahren gegeben. Für dieſen Zeitraum hat das Zentralinſtitut das ausſchließliche 
Recht, Noten in den Verkehr zu bringen. Die Notenbanken der Länder (Bayerns, 
Württembergs, Sachſens und Badens), welche beſtehen blieben, behielten ihre — erſt 
ſpäter beſeitigten — Notenausgaberechte zunächſt bei: ihre Höchſtgrenze jedoch wurde 
auf den recht beſcheidenen Betrag von 194 Millionen Reichsmark herabgeſetzt. Die 
Rentenbankſcheine durften nicht vermehrt, fie ſollten bis 1934 (ſpäter bis 1942) getilgt 
werden. Durch Schacht s Initiative war Anfang 1924 neben der Rentenbank eine 
Golddiskontbank ins Leben gerufen worden, welche bis zum Erlaß des Bank⸗ 
geſetzes gleichfalls ein Notenausgaberecht hatte, von dem ſie jedoch keinerlei Gebrauch 
machte. Arſprünglich beſtand ihre Aufgabe darin, aus eigenen Mitteln und durch 
Inanſpruchnahme von Rediskontmöglichkeiten im Ausland der deutſchen Wirtſchaft 
Exportkredite zu verſchaffen. Die Golddiskontbank hat jedoch im Laufe der Zeit ihren 
Geſchäftskreis ausgedehnt und die Reichsbank bei der Durchführung ihrer geſetzlich 
fixierten Aufgabe, für die Nutzbarmachung verfügbaren Kapitals zu ſorgen, in 
mannigfacher Weiſe unterſtützt. Sie ſpielt heute bei dem Handel in den verſchiedenen 
Sperrmarkarten, der Durchführung des Anleiheſtockgeſetzes, der Offenen-Marft- 
Politik uſw. eine wichtige Rolle. 


Da die Reihsbanfnoten tatſächlich das einzige unbeſchränkte geſetzliche Zahlungs- 
mittel darſtellen, ſo müſſen die Abſchnitte, in denen ſie ausgegeben werden, ſo gewählt 
fein, daß fie den Anſprüchen des Verkehrs genügen. Das Bankgeſetz beſchränkte ſich 
auf die Vorſchrift, daß Noten in kleineren Beträgen als zehn Reichsmark „nur mit 
Zuſtimmung der Reichsregierung zur Befriedigung eines vorübergehenden Verkehrs. 
bedürfniſſes“ ausgegeben werden können. Tatſächlich lauten die Noten auf Summen 
von 10, 20, 50, 100 und 1000 Reichsmark. 


Eine Entwertung der Noten gegenüber dem Gold wird durch ihre Einlöſungspflicht 
unbedingt verhindert; aber wir wiſſen, daß bei vorſichtiger Geldſchöpfungspolitik der 
Wert der Banknoten erhalten bleiben kann, ohne daß die Pflicht zur Einlöſung 
beſteht. Wenn der 8 31 des Bankgeſetzes zwar die Verpflichtung zur Amwandlung 
der Noten in Gold feſtſtellte, dieſe Beſtimmung aber erſt zu einem ſpäteren Zeitpunkt 
wirkſam werden ſollte ($ 52), jo gab es dafür gute Gründe. Solange die Reparationen 
auf der geſchwächten deutſchen Wirtſchaft laſteten und die am Krieg beteiligten 
Staaten nur teilweiſe die Goldeinlöſung der Noten bei ſich eingeführt hatten, würde 
die unbeſchränkte Verwandlung der Noten in Gold für Deutſchland die Gefahr eines 
Goldabſtroms heraufbeſchworen haben.“) Erſt im Zuſammenhang mit dem Young- 
Plan erfolgte am 15. April 1930 eine Bekanntmachung des Reichsbankdirektoriums, 
aus der hervorging, daß von nun an die Einlöſung der Reichsbanknoten aufgenommen 
werden ſollte. Obwohl durch den Zuſammenbruch des deutſchen Kreditſyſtems im 
Sommer 1931 und die folgende Deviſengeſetzgebung dieſe Einlöſung wieder illuſoriſch 
wurde, bleibt es doch währungspolitiſch intereſſant, darauf hinzuweiſen, daß zur 
Einlöſung neben dem Gold (Münzen und Barren) auch „Schecks oder Auszahlungen 
ausländiſcher Währung“ nach Wahl verwandt werden konnten. Dieſe Maßnahme 
fand ihr Seitenſtück in der Beſtimmung des Bankgeſetzes, wonach Deviſen — im 
Gegenſatz zur Vorkriegsregelung — auch zur Notendeckung herangezogen werden. 


10) Koch ⸗Schacht, Münz und Bankgeſetzgebung, S. 184. 
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Die Deckungsvorſchriften haben ſich gegen früher tiefgehend verändert. Zur 
Bardeckung ſind neben dem Gold auch Deviſen zugelaſſen; ſie muß 40 v. H. (früher 
33½ v. H.) aller im Amlauf befindlichen Noten ausmachen, ſelber jedoch zu drei 
Vierteln aus Gold beſtehen. Der Vorrang, welcher dem Gold eingeräumt wurde, 
erklärt ſich ohne weiteres daraus, daß ſelbſt ſehr vorſichtig geſiebte Auslandsforde⸗ 
rungen unter Amſtänden notleidend werden; das zeigen die ſchlechten Erfahrungen, 
die man in den letzten Jahren mit „abgewerteten“ Währungen gemacht hat. 

Die 40prozentige Deckung ſoll nur ausnahmsweiſe unterſchritten werden, und für 
dieſen Fall iſt eine Notenſteuer an das Reich zu zahlen. Dieſe Steuer iſt progreſſiv 
geſtaffelt nach der jeweiligen Höhe des Betrages, der an der vorgeſchriebenen Deckung 
von 40 v. H. fehlt. Liegt die tatſächliche Deckung unter der geſetzlichen Grenze, ſo muß 
ſich der Diskont auf mindeſtens 5 v. H. ſtellen, um die Bankleitung zu einer Ein⸗ 
ſchränkung ihrer Geſchäftstätigkeit anzuhalten; dazu kommen noch Zuſchläge in Brud)- 
teilen der Prozentſätze der zu zahlenden Notenſteuer. Dieſe Vorſchriften ſind nach 
der Kreditkriſe vom Sommer 1931 außer Kraſt geſetzt worden; die Notenſteuer wird 
gleichfalls nicht mehr erhoben. 

Außer der beſprochenen VBardeckung ſollen für den Reſt der umlaufenden Noten 
„diskontierte Wechſel oder Schecks“ vorhanden ſein. Die Wechſel müſſen gute 
Handelswechſel fein; mit dieſem Worte wird zum Ausdruck gebracht, daß jene Forde 
rungen, welche in die Notendeckung eingerechnet werden, ihre Anterlage in dem 
Güterumſatze der Volkswirtſchaft finden ſollen; nur fo erfolgt der periodiſche Noten- 
rückſtrom an die Zentralbank. Ihre Qualität wird durch drei (früher zwei) „als 
zahlungsfähig bekannte Verpflichtete“ geſichert; für die Schecks gilt das gleiche. 
Eine wichtige Anderung in den Vorſchriften über die bankmäßige Deckung 
brachte die Novelle vom 27. Oktober 1933, welche die neue Offene-Markt⸗Politik der 
Reichsbank einleitete. Sie machte es dem Zentralinſtitut möglich, feſtverzinsliche 
Wertpapiere und „täglich fällige Forderungen auf Grund von Lombarddarlehen“ in 
die Bankdeckung einzubeziehen, wogegen diskontierte oder lombardierte Schatzwechſel 
des Reiches davon ausgeſchloſſen bleiben. Während der Zuſammenhang der Offenen- 
Markt- Politik — An- und Verkauf von Wertpapieren — mit der neuen Dedungs- 
vorſchrift klar zutage liegt, hatte die Einbeziehung der Lombardforderungen den 
Sinn, nach den Erſahrungen der Kreditkriſe von 1931 die Fähigkeit des Zentral. 
inſtituts, als Liquiditätsreſerve des geſamten Kreditapparates zu dienen, zu ver— 
ſtärken. Bei der Hereinnahme von Effekten ging die Reichsbank vorſichtig zu Werke; 
am Ende des Jahres 1934 betrug der Beſtand an „deckungsfähigen Wertpapieren“ 
nur einen geringen Bruchteil des Wechſelportefeuilles. 

Charakteriſiert man zuſammenfaſſend den Währungszuſtand, wie er aus den Geſetzen 
von 1924 hervorging, jo wird man ihn als Golddeviſen währung be 
zeichnen. Damit akzeptierte Deutſchland denjenigen Währungstypus, der ſich aus der 
— durch die Abwertung des Pfundes, des Dollars uſw. heute überholten — 
Stabiliſierungsperiode der Nachkriegszeit zwiſchen 1923 und 1929 in 
einer ganzen Reihe von Staaten herausgebildet hatte. Hätte Deutſchland nicht nur 
vorübergehend, ſondern dauernd die Einlöſung der Noten freigegeben, jo würde dies 
an dem Charakter der Währung wenig geändert haben. Denn da die Reichsbank die 
geſetzliche Möglichkeit hatte, ſtatt Goldmünzen auch Barrengold oder Deviſen abzu— 
geben, die nur für Auslandszahlungen in Frage kommen, ſo hätte es ſtets in ihrer 
Macht gelegen, eine ausreichende Währungsreſerve bei ſich zu vereinigen.?) 
Deutſchland hat inzwiſchen große Teile ſeiner Goldbeſtände eingebüßt, die ſich Ende 
des Jahres 1934 auf 79,1 Mill. RM beliefen. Wollte man angeſichts dieſes 
Schrumpfungsprozeſſes die Stabilität des Geldes wahren, indem man verhinderte, 
daß ſich zum Schaden von Kredit und Währung „immer größere Blocks unbezahlter 
Warenſchulden“ anhäuften, ſo mußte man ſich zu tiefen Eingriffen in das 


15) Enquete-Ausſchuß, Die Reichsbank, S. 11. 
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Netz des internationalen Wirtſchaftsverkehrs entſchließen. Es wurde ſchon erwähnt, 
daß der „Neue Plan“, der nach Erklärung von zuſtändiger Stelle keineswegs einen 
Idealzuſtand darſtellt, das Ziel erreichte, durch Anpaſſung der Einfuhr an die „vor⸗ 
handenen Zahlungsmöglichkeiten“ in Verbindung mit einigen anderen Maßnahmen 
das währungspolitiſch gefährliche Loch in der deutſchen Zahlungsbilanz zu ſchließen. 


XII. fireditorganijation und fireditgeſetz 


Die deutſche Kreditorganiſation, welche die Aufgabe hat, den Kreditbedarf 
von Wirtſchaft und öffentlichen Verbänden zu befriedigen, wird herkömmlicherweiſe 
nach der Perſon des Anternchmers eingeteilt: in private, öffentliche und genofjen- 
ſchaftliche Kreditinſtitute.““) 

Im Zuge der Induſtrialiſierung Deutſchlands hatte die Großbank auf dem Ge- 
biete des Privatbankweſens gegenüber den Provinzinſtituten und Privatbankiers 
ſchon vor dem Kriege das Feld ſiegreich behauptet. Dieſe Entwicklung fand ihren 
Ausdruck in einem Konzentrationsprozeſſe, durch den in wachſendem Maße ehemals 
ſelbſtändige Anternehmungen durch die Berliner Großbanken auſgeſogen wurden, 
welche gleichzeitig ihr Filialnetz immer weiter ausbreiteten und engermaſchig ausge— 
ſtalteten: Dieſe Bewegung wurde weder durch den Krieg noch durch die Inflation 
aufgehalten: lockere Bindungen durch den Beſitz von Aktienpaketen führten zu „Voll— 
fuſionen“, und ehemals unabhängige Großbanken gingen ineinander auf (Darm— 
ſtädter Bank und Nationalbank, Deutſche Bank und Disconto-Geſellſchaft). 


Die Eigenart des deutſchen Großbanktypus hatte von jeher in der beſonderen Ver— 
bindung ſeiner Geſchäftstätigkeit beſtanden. Die Groß oder Aniverſalbank pflegte 
das Depoſitengeſchäft in Verbindung mit kurzſriftiger Kredithergabe (im Konto— 
forrent- und Diskontgeſchäft); aber fie gewährte gleichzeitig langfriſtigen Induſtrie⸗ 
kredit durch Ausgabe von Wertpapieren. Die Verknüpfung zwiſchen dieſen Geſchäfts⸗ 
arten beſtand ſehr häufig darin, daß kurzfriſtig hereingenommene Kredite zur Finan— 
zierung eines induſtriellen Anlagebedarfs verwandt wurden, wobei die jo bereit, 
geſtellten Mittel zu einem ſpäteren Zeitpunkte mit Hilſe der Banken in Wertpapiere 
verwandelt wurden. Dieſe Form der Induſtriefinanzierung war die für Deutſchland 
typiſche. Sie war ſo lange ungefährlich, wie die Bildung von Sparmitteln durch das 
Publikum groß genug war, um den Amwandlungsvorgang reibungslos möglich zu 
machen. 


Die zweite Bankengruppe ſetzte ſich zuſammen aus den öffentlichen Banken, 
welche ſich, wie der Name beſagt, in der Hand von öffentlichen Verbänden (des 
Staates, der Kommune uſw.) befanden. Neben den Staatsbanken (der Preuß. See- 
handlung, der Bayeriſchen und Sächſiſchen Staatsbank), die ihren Geſchäftsbereich nach 
dem Kriege beträchtlich ausgedehnt haben, ſtanden die Sparkaſſen der Kreiſe und 
Kommunen, die ebenfalls ſtändig an Bedeutung zunahmen; indem fie ihre Geſchäfts. 
methoden denen der privaten Banken mehr und mehr anglichen, wurden ſie zu ſehr 
beachtlichen Konkurrenten dieſer Kreditinſtitute. Das Charakteriſtiſche der Entwid- 
lung bei den Sparkaſſen lag einmal in der Aufnahme des Spargiroverkehrs und der 
Gewährung von kurzfriſtigen Krediten an die Kundſchaft (Wechſel⸗ und Kontokorrent- 
kredit) und weiter in organiſatoriſchen Zuſammenſchlüſſen, welche in den deutſchen 
Sparkaſſen⸗ und Giroverband und die deutſche Girozentrale einmündeten. Den 
provinziellen Girozentralen fiel dabei die Aufgabe zu, den Geldausgleich zwiſchen 
den Sparkaſſen ſowie den Abrechnungsverkehr zu vermitteln und endlich das Be— 
dürfnis der Kommunen nach langfriſtigen Darlehen zu befriedigen. Ebenſo wie 
innerhalb des privaten Bankweſens konſtatiert man bei den Sparkaſſen den Zug zu 
organiſatoriſcher Vervollkommnung; gleichzeitig ergab ſich durch das Vordringen der 


16) Die folgende Darſtellung beruht beſonders auf: Enquete-Ausſchuß Bd. V, Der Bankkredit, 
und E. Walb, Aberſetzung und Konkurrenz im deutſchen Kreditapparat (Anterſuchungsaus⸗ 
ſchuß für das Bankweſen 1933). 
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öffentlichen Kreditinſtitute in den Geſchäftsbereich der privaten eine Aberſchneidung 
in den Aufgabenbereichen der beiden Gruppen, die angeſichts des verkleinerten Ge⸗ 
ſamtvolumens der Wirtſchaft zu einer Verſchärfung des Konkurrenzkampfes auf der 
ganzen Linie führte. 

Der Grundſatz der Selbſthilfe fand innerhalb der deutſchen Kreditorganiſation ſeinen 
Niederſchlag in den Kreditgenoſſenſchaften, die ſich in ländliche (Raiff- 
eiſen) und gewerbliche (Schulze ⸗Delitzſch) gliedern, wobei jene über das Darlehns⸗ 
geſchäft hinaus auch andere genoſſenſchaftliche Aufgaben (Bezug von Saatgut und 
Düngemitteln, Abſatz von Wirtſchaftserzeugniſſen) mit übernehmen. Da die 
ſtädtiſchen Kreditgenoſſenſchaften ſich in der Kreditannahme und Kreditgewährung 
an den gewerblichen Mittelſtand wenden, ſo ergab ſich ein Wettbewerbsproblem 
zwiſchen ihnen und den Sparkaſſen, die teilweiſe das gleiche Ziel verfolgen. Auch 
organiſatoriſch hat die Nachkriegszeit einſchneidende Veränderungen gebracht; doch 
iſt in der Zuſammenfaſſung aller Genoſſenſchaften die ſogenannte „doppelte Spitze“ 
(Deutſchlandkaſſe, früher Preußiſche Zentralgenoſſenſchaſtskaſſe und Dresdner Bank, 
heute in der Hand des Staates) beſtehen geblieben. 


Den langfriſtigen Realkredit (Beleihung von ſtädtiſchem Hausbeſitz, von Grund⸗ 
ſtücken) pflegen in Deutſchland nebeneinander genoſſenſchaſtliche, öffentliche und 
private Inſtitute. An dieſer Form der Kreditgewährung beteiligten ſich ſowohl die 
alten, auf genoſſenſchaftlicher Grundlage ruhenden Landſchaften, ferner Landes. 
banken, Landkreditkaſſen, Sparkaſſen, als auch die privaten Hypothekenbanken, welche 
ſich durch Ausgabe von Schuldverſchreibungen die Mittel zur Beleihung von Grund: 
ſtücken beſchaffen. Dieſe Inſtitute, die früher vorwiegend dem ſtädtiſchen Real: 
kredit dienten, ſind nach einer neueren Anterſuchung in der Nachkriegszeit ſtärker in 
die Sphäre des landwirtſchaftlichen Kredits eingedrungen. 


Mit alledem iſt der Formenreichtum der deutſchen Kreditorganiſation keineswegs 
erſchöpft. Den genannten Inſtitutionen laſſen ſich (nach Walbs zweckmäßiger Ein⸗ 
teilung) die „Spezialbanken“ und „Hilfsinſtitute“ angliedern, zwiſchen denen jedoch 
eine ganz klare Anterſcheidung nicht möglich iſt. Die Spezialbanken beſchränken ihre 
Tätigkeit auf ein beſtimmtes Wirtſchaftsgebiet; fo verwaltet die Deutſche Verkehrs. 
Kredit⸗Bank A.⸗G. die Gelder der Reichsbahn⸗Geſellſchaft und nimmt gleichzeitig das 
„Frachtſtundungsgeſchäft“ wahr. Die Hilfsinſtitute haben beſondere Aufgabenkreiſe 
übernommen: die Rentenbank-Kreditanſtalt die Gewährung von Agrarkrediten, die 
Deutſche Geſellſchaft für öffentliche Arbeiten uſw. die Vorfinanzierung der Arbeits. 
beſchaffung. Manche Inſtitute dieſer Art find aus der großen Kreditkriſe hervor- 
gegangen: ſo vor allem die damals gegründete Akzeptbank, welche die Aufgabe hatte, 
Wechſel durch Hergabe der dritten Anterſchrift reichsbankfähig zu machen. 


Vergleicht man die deutſche Kreditorganiſation in Vor- und Nachkriegszeit mitein- 
ander, ſo ergeben ſich wichtige Anterſchiede. Die Tätigkeitsgebiete, welche zwiſchen 
den verſchiedenen Teilen des Kreditapparates früher ziemlich genau abgegrenzt 
waren, ſind mit der Zeit immer mehr ineinander übergegangen; die logiſche Folge 
dieſer Entwicklung war, daß der Konkurrenzkampf zwiſchen den Beſtandteilen der 
deutſchen Kreditorganiſation (zwiſchen Sparkaſſen und Banken, ſtädtiſchen Kredit. 
genoſſenſchaften und Sparkaſſen uſw.) an Heftigkeit zunehmen mußte. Ein weiteres 
allgemeines Merkzeichen der Nachkriegsentwicklung war die zunehmende Ausdehnung 
des Geſchäftsbereiches bei den öffentlichen Banken. Dieſe Tendenz läßt ſich nicht 
nur bei den Sparkaſſen, ſondern auch bei den Staatsbanken (der preußiſchen, der 
ſächſiſchen) ſowie bei jenen öfſentlichen Inſtituten konſtatieren, die landwirtſchaftliche 
Kredite vermitteln. Wenn es auch richtig iſt, daß infolge der Sonder und Hilfs: 
inſtitute die Spezialiſierung im deutſchen Kreditweſen Fortſchritte gemacht hat, ſo 
darf doch nicht überſehen werden, daß ſich gleichzeitig die Grenzen zwiſchen den ver- 
ſchiedenen Tätigkeitsbereichen mehr und mehr verwiſchten, wodurch dieſe Entwid- 
lungstendenz in ihrer Wirkung überſchattet wurde. Organiſatoriſche Tortſchritte 
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ergaben ſich einmal aus der wachſenden Konzentrationsbewegung, die mit unvermin- 
derter Stärke in der Zeit nach dem Kriege fortdauerte, und weiter aus den regio- 
nalen und den das ganze Reichsgebiet umfaſſenden Zuſammenſchlüſſen, wie ſie ſich 
bei den Sparkaſſen und Kreditgenoſſenſchaften beobachten laſſen. 


Was die „Aberſetzung“ des deutſchen Kreditapparates im Verhältnis zur Schrump- 
fung der Wirtſchaft anlangt, ſo gibt der „Bericht des Anterſuchungsausſchuſſes für 
das Bankweſen“ (1934) darüber einige intereſſante Aufſchlüſſe. „Während die 
innere Stärke des deutſchen Kreditweſens zurückging, wurde der Apparat aufgebläht. 
Vergleicht man die Zahl der Betriebe einſchließlich der Niederlaſſungen aller Art 
(Zweigſtellen), ſo ergibt ſich, daß an privaten Kreditbanken und Privatbankiers, 
öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten und Sparkaſſen ſowie Kreditgenoſſenſchaften 
Ende 1932 40 432 gegen 34 451 in 1913 vorhanden waren. In der gleichen Zeit 
hat ſich aber die Bilanzſumme im geſamten kurzfriſtigen Kreditapparat von 
49 783 Millionen Mark auf 42 963 Millionen Reichsmark ermäßigt.“ Die Zahl 
der Zweigſtellen hat in dem genannten Zeitraum „bei den öffentliche rechtlichen 
Banken einſchließlich der Sparkaſſen und kommunalen Girokaſſen ebenſo wie bei den 
Kreditgenoſſenſchaften einen Zuwachs von je rund 20 v. H.“ erfahren. 


Parallel zur Aberſetzung des geſamten Kreditapparates lief eine andere Entwick- 
lungslinie, die ſich beſonders verhängnisvoll in unſerem Wirtſchaftsleben auswirken 
ſollten) Das deutſche Syſtem der Induſtriefinanzierung hatte, wie wir willen, 
vor allem darin beftanden, mit Hilfe von Großbanken kurzfriſtig gewährte Kredite 
langfriſtig abzulöſen. Dieſes Syſtem entſprach der relativen Schwäche des deutſchen 
Kapitalmarktes in Verbindung mit einer ſich ſprungweiſe erweiternden Induſtrie. 
Durch den Krieg und die Tributlaſten, welche Deutſchland aufgebürdet wurden, hatte 
ih im Kapitalbedarf von Staat und Wirtſchaft ſowie im Kapitalangebot ein grund- 
legender Wandel vollzogen. Der Weltkrieg bedeutete für alle daran Beteiligten 
einen ungeheuren Kapitalverluſt. Dieſe Einbuße hatte verſchiedene Arſachen; ſie 
beſtand ſowohl in der Amſtellung der Induſtrie auf einen enormen Kriegsbedarf, 
auch in der ſehr verſtärkten Abnutzung der induſtriellen Anlagen, des geſamten Ver. 
kehrsapparates ſowie der landwirtſchaftlichen Erzeugungsgüter. Dieſe Schäden 
mußten wiederhergeſtellt werden; aber die geſtiegene Kapitalnachfrage traf auf ein 
ganz ungenügendes heimiſches Kapitalangebot, da die Vermögens und Einkommens- 
bildung durch den Krieg, die Zerſtörung der weltwirtſchaftlichen Beziehungen und 
die Inflation untergraben wurde. Infolge der Reparationspolitik der Gegner 
konnte die verminderte Sparkraft des Volkes nur zum Teil dazu verwandt werden, 
die klaffenden Lücken im Produktivgütervorrate zu ſchließen. Denn die Aufbrin- 
gung der Reparationen ging natürlich auf Koſten der Erſparung von Einkommens 
teilen, welche in irgendeiner Form weggeſteuert wurden; dabei hätte die dauernde 
Abertragung der aufgebrachten Summen nur gelingen können, wenn ſich die fremden 
Staaten nicht gegen die deutſchen Waren geſträubt hätten. Heute iſt es, nachdem 
das Regime der Reparationen zuſammengebrochen iſt, zur Binſenwahrheit geworden, 
daß Tribute nur „transferiert“ werden können, ſofern Gold, Auslandsguthaben, 
Aktivſalden aus dem Gütertauſch, dem Leiſtungsverkehr uſw. in ausreichendem Maße 
vorhanden ſind; dieſe Trivialität wurde lange nicht anerkannt. 


Reparationsverpflichtungen und Kapitalbedarf zur Wiederherſtellung des Produk⸗ 
tivgüterapparates verſtrickten die deutſche Wirtſchaft in ein Netz von Auslands- 
ſchulden. War es an ſich auch verhängnisvoll, Auslandskredite in einem Maße auf- 
zunehmen, welches die normale Abdeckung durch Erſparungen ausſchloß, ſo bewies 
die Rationaliſierungswelle von 1925 bis 1929 — zwar überfteigert und durch falſche 
Lohnpolitik künſtlich emporgetrieben — doch den Willen der Induſtrie, die verlorene 
Stellung am Weltmarkte zurückzugewinnen. Nicht das gleiche gilt für ſolche Kredite, 
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die von den Kommunen in Bauten aller Art gebunden wurden, welche keine Erträge 
abwarfen. Beſonders bedenklich war das überhöhte Zinsniveau der Auslands- 
kredite und die Tatſache, daß mit der Zeit langfriſtige Kredite mehr und mehr durch 
kurzfriſtige erſetzt wurden. Die Kriſenfeſtigkeit der deutſchen Kreditorganiſation 
wurde dadurch in gefährlicher Weiſe herabgemindert. Daß die Auslandsgläubiger, 
denen der Krieg Rieſengewinne zugeworfen hatte, die Kredite Deutſchland gerade. 
zu aufdrängten, um in den Genuß der hohen Zinſen zu ON dient der Vervoll- 
ſtändigung des Bildes. 


Den dramatiſchen Ablauf der Kreditkriſe vom Sommer 1931 zu ſchildern, iſt nicht 
unſere Abſicht. Die eigentliche Kataſtrophe wurde durch die Zuſammenbrüche von 
Großkonzernen (vor allem der „Nordwolle“ in Bremen) eingeleitet. Die Auslands. 
gläubiger, welche ſchon in den Jahren vorher gelegentlich große Kreditmengen ab- 
gezogen hatten, ſchritten zu Maſſenkündigungen ihrer Gelder, ſo daß die deutſche 
Wirtſchaft von Anfang 1931 bis Ende Februar 1932 kurzfriſtige Auslandskredite 
im Betrage von etwa 4,7 Milliarden Reichsmark abgeben mußte.“) Am 30. Juni 
war die Antergrenze der geſetzlich zuläſſigen Bardeckung für Noten erreicht, bald 
danach war ſie unterſchritten. Als eine Berliner Großbank am 13. Juli 1931 ihre 
Schalter ſchloß, ſetzte der „Run“ des nervös gewordenen Publikums auf die Banken 
und Sparkaſſen ein. Die Maßnahmen zur Bekämpfung der Kriſe, die im Anziehen 
der Diskontſchraube, in der vorübergehenden Droſſelung des Zahlungsverkehrs, der 
Gründung von Hilfsinſtituten, der Deviſenkontrolle uſw. lagen, intereſſieren in 
dieſem Zuſammenhange nicht. 


Aber es iſt wichtig, darauf auſmerkſam zu machen, daß die große Kriſe weitere 
Schäden in der Organiſation des deutſchen Kreditweſens deutlich machte. Einmal 
ſtellte es ſich heraus, daß die Großbanken bei ihrer Kreditgewährung die großen 
Kunden in ungeſunder Weiſe gegenüber den mittleren und kleinen bevorzugten. 
Nach dem Bericht des Anterſuchungsausſchuſſes für das Bankweſen fielen von den 
Kontokorrentkrediten, Warenvorſchüſſen, Reports und Lombards der Berliner 
Großbanken nicht weniger als 46,4 v. H. auf Kredite in der Größenklaſſe von über 
eine Million. Dieſe Politik war nicht nur aus ſozialen und volkswirtſchaftlichen 
Gründen angreifbar; ſie ſchwächte auch die Liquidität der Banken ſelber, weil die 
Kriſenfeſtigkeit der Großinduſtrie, die mit einer beträchtlichen Quote von fixem 
Kapital arbeitet, ſich als weſentlich geringer herausſtellte als die des Mittel. und 
Kleingewerbes. Ein weiterer Mangel der Kreditpolitik war es, daß durch große 
Kunden oft mehrere Bankverbindungen gleichzeitig beanſprucht wurden, ohne daß 
dieſe über die Geſamthöhe der eingeräumten Kredite unterrichtet waren. Die Kredit. 
kriſe zeigte endlich, daß die Liquidität der deutſchen Kreditorganiſation unzureichend 
war; nach einer Mitteilung des Anterſuchungsausſchuſſes betrug die Barliquidität 
bei den Großbanken (Deckung der Kreditoren durch Kaſſenbeſtände und Guthaben bei 
Noten- und Abrechnungsbanken) im Jahre 1932 nur 2,7 v. H., während ſich die 
Ziffer 1913 auf 7,4 v. H. geſtellt hatte. Die Anſprüche an die Zahlungsbereitſchaft 
der Reichsbank in den kritiſchen Wochen und Monaten, die ſich in eine entſprechende 
Vergrößerung des Kreditvolumens umſetzten, waren deshalb ſehr groß; es gelang 
zwar, die Stabilität der Währung intakt zu erhalten, aber die geſetzlich vorgeſchrie— 
bene Notendeckung mußte geopfert werden. 


Man muß ſich die deutſche Kreditorganiſation, die Verſchiebungen in der Nachkriegs- 
zeit, die große Kriſe im Sommer 1931 ſowie die damals gemachten Erfahrungen 
lebhaft vor Augen halten, wenn man das Reichsgeſetz über das Kredit 
weſen vom 5. Dezember 1934 in ſeinen Beweggründen verſtehen will. In dieſer 
umfangreichen und tief einſchneidenden Maßnahme fanden die Gedanken der natio- 
nalſozialiſtiſchen Regierung auf kreditpolitiſchem Gebiete ihren Niederſchlag. 


22) Vgl. Parchmann a. a. O. S. 141. 
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Dieſe laſſen ſich (nach dem ſchon mehrfach erwähnten Bericht des Anterſuchungsaus⸗ 
ſchuſſes von 1934) in folgenden Worten kurz umreißen. 


Die Amwälzung der organiſatoriſchen Grundlagen eines Volkes kann nicht plötzlich 
erfolgen. „Dies gilt vor allem für den empfindlichen Apparat des Kreditweſens ... 
Deutſcher Sozialismus bedeutet, daß die Entwicklung des nationalwirtſchaftlichen 
Lebens nicht ſich ſelbſt überlaſſen bleibt, ſondern daß der Staat als Ausdruck des 
Volkes ſich um die Durchführung der wirtſchaftlichen Aufgaben kümmert, zum Teil 
fie auch ſelbſt übernimmt. Der neue Staat braucht deshalb in weit ſtärkerem Am⸗ 
fange als der verfloſſene einſatzfähige Geldmittel ... Die Herſtellung eines den 
Aufgaben des nationalſozialiſtiſchen Staates entſprechenden Geld. und Kapital- 
marktes muß ſomit das Kernſtück einer jeden Neuordnung ſein ... Am die Er- 
reichung des aufgezeigten Zieles ſicherzuſtellen, kann man den Dingen nicht wie in 
der liberaliſtiſchen Epoche freien Lauf laſſen, ſondern es iſt eine umfaſſende und die 
erforderlichen Handhaben bietende geſetzliche Aberwachung des Kreditweſens not— 
wendig .. , in einer elaftiihen Staatsaufſicht glaubt der Ausſchuß insbeſondere 
den programmatiſchen Forderungen des Nationalſozialismus auf dem Gebiete des 
Kreditweſens den gegenwärtig vollkommenſten Ausdruck zu geben.““) 

Der Hauptinhalt des Kreditweſen-Geſetzes umfaßt nach dem zitierten Berichte fol- 
gende Materien: 1. die Beaufſichtigung aller Kreditinſtitute, 2. die Anterwerfung 
aller Kreditinſtitute unter einen Genehmigungszwang, 3. die Sicherſtellung einer 
ausreichenden Liquidität, 4. die Trennung von Geldmarkt und Kapitalmarkt und 
damit die Beſicherung des Spargeſchäfts, 5. die Sicherſtellung eines geordneten Zah- 
lungsverkehrs, 6. die Aberwachung des Kreditgeſchäfts und die weitgehende Publi- 
zität, 7. die zweckmäßige Zuſammenſetzung des Aufſichtsamts. Anſere Darſtellung 
wird eingehender nur den Teil der Maßnahmen beſchreiben, welcher zugleich kredit 
und geldpolitiſch von Bedeutung iſt. 


1. Die ſtaatliche Aufſicht gegenüber den Kreditinſtituten war bisher wenig einheit- 
lich und wirkſam. Nach dem neuen Geſetze wird dieſe Aufgabe in die Hand von zwei 
Organen gelegt. 

Das Aufſichtsamt, welches aus ſieben Mitgliedern unter dem Vorſitze des 
Reichsbankpräſidenten beſteht, hat nach S 32 die Aufgabe, „für die Beachtung all- 
gemeinwirtſchaftlicher Geſichtspunkte in der allgemeinen Kredit und Bankpolitik 
und für die Beſeitigung im Kreditweſen auftretender Mißſtände zu ſorgen“. Es 
kann geeignete Maßnahmen ergreifen, ſobald ein Kreditinſtitut in Schwierigkeiten 
gerät; weiter ſoll es dafür Sorge tragen, daß alle Inſtitute ihre Bilanzen durch un⸗ 
abhängige Stellen nachprüfen laſſen. Aus dem weitgeſteckten Amkreis ſonſtiger Auf- 
gaben ſei nur hervorgehoben, daß das Aufſichtsamt Normativbeſtimmungen erlaſſen 
ſoll über das Verhältnis der Geſamtverpflichtungen zum haftenden Eigenkapital, 
über die Höhe der Liquiditätsreſerven innerhalb der Begrenzung des 8 16, über die 
Anlage von Spareinlagen u. a. m. Das Aufſichtsamt iſt deshalb ſo beſonders 
wichtig, weil es ſich, wie wir ſoeben ſahen, bei dem Geſetze in vielen Fällen um 
Rahmenvorſchrißften handelt, welche durch die Entſcheidungen dieſer Be— 
hörde ausgefüllt werden müſſen. Dieſe Maßnahmen befinden ſich heute noch im 
Stadium der Vorbereitung; es gibt gewichtige Gründe, ſie nicht zu übereilen. 


Neben dem Aufſichtsamt ſteht der Reichskommiſſar, gegen deſſen Entſchei⸗ 
dungen in gewiſſen Fällen (vgl. 8 43) beim Amte Beſchwerde eingelegt werden kann. 
Der Reichskommiſſar hat das Recht, Jahresabſchlüſſe einzuſehen, Auskünfte anzu- 
fordern ſowie Prüfungen vorzunehmen. Er kann an Generalverſammlungen und 
Aufſichtsratsſitzungen teilnehmen, dieſe auch ſelber einberufen. Er darf „einſtweilige 
Anordnungen“ treffen, falls eine dringende Gefahr dies zur Erfüllung der Zwecke 


— =) Ciafiide Staatsaufſicht, nicht Überführung in Staatsbeſitz. Auch die inzwiſchen 


vollendete öſung von Reichsmitteln durch privates Kapital bei den 1931 notleidend 
gewordenen Banken (Commerz und Privatbank, Dresdener Bank) beftätigte dieſen Grundſatz. 
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der Beaufſichtigung nötig macht (S 34). Von beſonderem Gewicht iſt die Befugnis 
des Reichskommiſſars aus S 38, die kurz und klar darauf hinausläuft, die Herr- 
ſchaft über die Geldmarktſätze in feine Hände zu legen.“) 


2. Neben dieſen Rechten hat der Kommiſſar die ausſchlaggebende Stellung bei der 
Genehmigung von Kreditinſtituten. Die Erlaubnis, welche nicht nur 
zur Gründung, ſondern auch zur Ausdehnung eines Kreditinſtitutes erforderlich iſt, 
liegt im Zuſtändigkeitsbereich des Kommiſſars. Dieſe Erlaubnis kann nur in 
beſtimmten Fällen verſagt werden, unter denen das Nichtvorhandenſein eines Bedürf⸗ 
niſſes am wichtigſten ſein dürfte. Der § 6 gibt dem Kommiſſar zudem die Möglichkeit, 
die deutſche Kreditorganiſation, die bekanntlich überſetzt iſt, von unſicheren Elementen 
zu reinigen. Wichtige Anderungen, mögen ſie die Perſon des Geſchäftsleiters, den 
Kapitalbeſtand oder das Verhältnis zu anderen Kreditinſtituten betreffen, müſſen dem 
Reichskommiſſar unverzüglich angezeigt werden. 


3. Die neuen Vorſchriften über die Liquiditätsreſerven, in denen ſich 
die Erfahrungen der Kreditkriſe unmittelbar niederſchlagen, find kredit. und geld- 
politiſch gleich folgenreich. Die Geldordnung eines Landes umfaßt nicht nur die 
Beſtimmungen des Staates über den Währungsgrundſtoff und das Münzweſen 
ſowie die Notenbankgeſetzgebung, ſondern auch jene Maßnahmen, welche in die Buch- 
geldſchöpfung eingreifen. Wir haben bereits zwei Säulen der deutſchen Geld— 
ordnung: das Münz- und Notenbankgeſetz, beſprochen; Beſtimmungen, welche die 
Buchgeldſchöpfung begrenzen, werden wir nun im Rahmen des Kreditgeſetzes kennen. 
lernen. 


Der S 16 des neuen Geſetzes ſchreibt den Banken vor, eine Barreſerve zu halten, die 
aus dem „Kaſſenbeſtand ſowie den Guthaben bei der Reichsbank und den deutſchen 
Poſtſcheckämtern“ gebildet wird; dieſe Barreſerve muß mindeſtens einen vom Auf- 
ſichtsamte „feſtzuſetzenden Hundertſatz“ der Geſamtverpflichtungen (abzüglich der 
Spareinlagen) erreichen; das Amt darf ihn für die einzelnen Arten von Kredit- 
inſtituten verſchieden bemeſſen, jedoch nicht über 10 v. H. hinaus feſtſetzen. Würde 
dieſe Vorſchrift plötzlich und rigoros durchgeführt, ſo müßte ſie konjunkturhemmend 
wirken; ihre Anwendung iſt daher (innerhalb der Begrenzung von § 16) dem Auf— 
ſichtsamt überlaſſen. Das Entſcheidende liegt darin, daß eine Vergrößerung der 
Buchgeldmenge künftig eine Erhöhung der Varreſerve vorausſetzt; daraus ergibt 
ſich jene berühmte „Bremswirkung“, die bekanntlich bei den Notenbanken von der 
Bardeckung ausgeht. 


Außer der Barreſerve müſſen die Kreditinſtitute eine zweite Reſerve halten, die ſich 
aus Handelswechſeln mit einer Verfallzeit von höchſtens drei Monaten ſowie aus 
Wertpapieren zuſammenſetzt, die zur Lombardierung bei der Reichsbank zugelaſſen 
ſind; der Prozentſatz wird wiederum durch das Aufſichtsamt beſtimmt, darf aber 
30 v. H. nicht überſteigen. Dieſe Wertpapiere bilden eine außerordentlich liquide 
Anlage für die Banken; fie können lombardiert werden und ſtellen das Hauptobjekt 
der Offenen⸗Markt⸗Politik der Reichsbank dar. Der Sinn dieſer Vorſchrift iſt nicht 
nur, den Liquiditätsgrad der Kreditorganiſation zu verbeſſern; da ſie die Wirkung 
hat, die Nachfrage nach feſtverzinslichen Werten zu ſteigern, ſo gehört ſie auch in den 
Kreis jener Maßnahmen, die auf die Geſundung und Stärkung des deutſchen Kapital— 
marktes abzielen. 

Drittens endlich ſchreibt der S 11 des Kreditgeſetzes vor, daß die Geſamtverpflich- 
tungen (abzüglich der Barreſerve und der liquiden Mittel zweiten Grades) nicht mehr 
als das Fünffache des haftenden Eigenkapitals betragen dürfen; innerhalb dieſer Be- 
grenzung hat das Aufſichtsamt bei den einzelnen Arten von Kreditinſtituten freien 
Spielraum. Daß hier wiederum eine Zügelung der Kredit- und Geldſchöpfung vor- 


9) Hierzu J. Zahn, ir deutſche Bank- und Kreditgeſetzgebung (Vorſchriften über Zinſen und 
). 
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liegt, ift klar. „Wäre dieſe Vorſchrift ſchon vor der Kriſe in Kraft geweſen, jo wäre 
der hemmungsloſen Hereinnahme von Auslandsgeldern ein Riegel vorgeſchoben ge⸗ 
weſen und ſpäteres Unheil zum Teil verhütet worden“ (E. Walb). 


4. Wenn auch die skizzierte Grenzverſchiebung in den Tätigkeitsgebieten von Spar ⸗ 
kaſſen und Banken dazu geführt hatte, daß die Banken das Spargeſchäft, die Spar⸗ 
kaſſen die kurzfriſtige Kreditgewährung mit der Zeit in wachſendem Maße an ſich 
zogen, ſo konnte es gleichwohl nicht die Aufgabe der Geſetzgebung ſein, dieſen Zuſtand 
durch einen ſcharfen Eingriff in die Geſchäftsbereiche der beiden Arten von Kredit. 
inſtituten plötzlich rückgängig zu machen. Man begnügte ſich damit, eine allgemeine 
Beſtimmung in das Geſetz aufzunehmen, wonach das Aufſichtsamt beſondere Anord- 
nungen über die Anlage von Spareinlagen erlaſſen wird, die für ihre „Sicherheit 
und Liquidität in dem erſorderlichen Amfange“ forgen ſollen (8 24). Wenn auch dieſe 
Vorſchrift elaſtiſch gefaßt iſt, ſo läßt ſich doch die Abſicht des Geſetzgebers erkennen, 
Kapital- und Geldmarktanlage voneinander zu ſondern, 
wobei die Sparkaſſen mit ihren langfriftigen Einlagen mehr als bisher auf Kapital- 
marktwerte verwieſen werden. Wiederum wird das ſchon oft beobachtete Streben nach 
Kräftigung dieſer Marktform ſichtbar. 


5. Da der un bare Zahlungsverkehr die wichtigſte Quelle der Geld. und 
Kreditſchöpfung eröffnet, jo erhält nach 8 28 das Aufſichtsamt die Vollmacht, Maß⸗ 
nahmen zur Regelung der beſtehenden Gironetze zu treffen und dieſe Zahlungsform 
in verſtärktem Maße über die Reichsbank zu lenken. Schon das Reichsbankgeſetz 
übertrug dem Zentralinſtitut die Aufgabe, „die Zahlungsausgleichungen zu er- 
leichtern“ (8 1). Wichtig iſt, daß auch die Gebühren dieſer Geſchäftsform einheitlich 
zu regeln ſein werden; zu dieſer Frage hat der Reichskommiſſar unlängſt geäußert, 
man könne darin keine unbillige Belaſtung der Wirtſchaft ſehen, da grundſätzlich 
keinerlei Anterſchied beftehe zwiſchen der Beförderung von Gütern und Perſonen 
durch die Eiſenbahnen und der Beförderung von Geld durch den Kreditapparat. Wie 
ſich die geſetzlichen Eingriffe in den unbaren Zahlungsverkehr für die Geldſchöpfung 
auswirken, wird ſich erſt beurteilen laſſen, wenn die Ausführungsbeſtimmungen des 
Aufſichtsamts vorliegen. 


6. Die Kreditkriſe im Sommer 1931 hatte bewieſen, daß unvernünſtig hohe Einzel ⸗ 
kredite die Arſache von Zuſammenbrüchen im Bankgewerbe geweſen waren. Da 
ſolche Kredite angeſichts der großinduſtriellen Entwicklung Deutſchlands unvermeidbar 
ſind, ſo beſchränkt ſich das Geſetz darauf, eine Geſamtverſchuldung von mehr als einer 
Million bei einem Kreditinſtitute anmeldepflichtig zu machen; zudem kann der Reichs. 
kommiſſar die beteiligten Kreditgeber benachrichtigen, wenn ein Kunde mehrere In- 
ſtitute gleichzeitig beanſprucht hat (8 9). Endlich ſoll der Einzelkredit in einem be- 
ſtimmten Verhältnis zum Eigenkapital ſtehen und muß angezeigt werden, ſobald der 
feſtgelegte Prozentſatz überſchritten wird (§ 12). !) Man erkennt in dieſen Vorſchriften 
die Elemente einer Kreditaufſicht durch den Reichskommiſſar; die weit ⸗ 
gehende Publizität, in welche unmittelbar auch die Reichsbank eingeſchaltet 
iſt, wirkt in der gleichen Richtung. 

7. Eine nähere Betrachtung des Kreditgeſetzes — nur das Wichtigſte konnte hier Er. 
wähnung finden — zeigt ſeinen durchaus elaſtiſchen Charakter und die ſchon 
erwähnte hohe Bedeutung, welche im Rahmen künftiger Kreditpolitik vor allem dem 
Aufſichtsamt zukommt (Liquiditätsvorſchriften, Regelung des unbaren Zahlungs. 
verkehrs, Anlage von Spareinlagen uſw.). Die Zuſammenſetzung dieſes Amtes iſt 
deshalb ſehr wichtig. Unter dem Vorſitz des Reichsbankpräſidenten umfaßt das Auf- 
ſichtsamt die Staatsſekretäre der auf den Gebieten von Wirtſchaft und Finanzen zu- 
ſtändigen Miniſterien und ein vom Führer und Reichskanzler ernanntes Mitglied 
ſowie den Vizepräſidenten der Reichsbank. Nach dem Führerprinzip trifft der Vor. 


n) Hierzu Dritte Bekanntmachung des Auffichtsamtes für das Kreditweſen vom 24. Juni 1936. 
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ſitzende die Entſcheidungen nach Beratung mit den übrigen Mitgliedern; in Zweifels. 
fällen (insbeſondere bei Widerſpruch eines Mitglieds) fällt angeſichts der Wichtigkeit 
der zu löſenden Probleme der Reichsregierung die letzte Entſchließung zu. Die 
Stellung, welche die Reichsbank als Hüterin der Währung innehat, legt heute un- 
geheure Machtbefugniſſe und ein entſprechendes Maß von Verantwortung in ihre 
Hände; bedenkt man den beherrſchenden Einfluß des Aufſichtsamts bei der Neu- 
ordnung des deutſchen Kreditweſens ſowie die maßgebende Stellung der Zentralbank 
innerhalb dieſes ſiebenköpfigen Gremiums, ſo wird klar, daß der Geſetzgeber — unter 
dem Vorbehalte letzter Entſcheidungen durch die Reichsregierung ſelber — der Reichs. 
bank die Führung in dieſem ſchwierigen Fragenkreife übertragen bat. 


Schrifttum 

Aus dem benutzten Schrifttum ſei nur auf einige der wichtigſten Lehrbücher hingewieſen: 
C. Knies, Das Geld. 

K. Helfferich, Das Geld. 

G. F. Knapp, Staatliche Theorie des Geldes. 

Ad. Wagner, Ssozialökonomiſche Theorie des Geldes und Geldweſens. 

D. H. Robertſon, Das Geld. 

G. Halm, Geld, Kredit, Banken. 

G. Caſſel, Theoretiſche Sozialökonomie. 

Die einſchlägigen Artikel im Handwörterbuch der R ſowie im Wörterbuche 
der Volkswirtſchaft. 


TE 


Grundlagen, Aufbau und Wirtſchaftsordnung 


des nationalſozialiſtiſchen Staates 


De. fj.-j. Lammers hans Pfundtner 
Reichsminifter und Chef der Reichshanzlel Staatsſehtetũt im Reihsminifterium des Inneen 


Dritter Band: 
Die Wictfchaftsordnung des nationalfozialiftifchen Staates 


62 
Finanzen und Steuern 


Don 


Dr. Walter Blümich 


Oberfinanzpräſident in Düffeldorf 


Induftrieverlag Spaeth a Linde / Betlin- Wien 


A 


Oo 
G 
EN 
Be 
D 


finanzen und Steuern 


Don 


De Walter Blümid 
Oberfinanzpräfident in Düffeldorf 


Inhaltsüberficht 


Erſter Teil 


Finanzen und Finanz- und Steuerpolitik 


A. Finanzen 


I. Allgemeines 
II. Deutſche Neichsfinanzen 187¹ bis 1932 


B. Nationalſozialiſtiſche Finanzpolitik. 
I. Arbeitsſchlacht ß 

II. Maßnahmen zugunſten der Landwirtſchaft 

III. Neuordnung der Gemeindefinanzen 

IV. Zinsſenkung 
V. Nationalſozialiſtiſche Steuerpotiit 

VI. Der Neue Finanzplan 

VII. Kriegs finanzen 


Zweiter Teil 


Finanzverwaltung 


A. Allgemeines 


Dritter Teil 
Steuerſyſtem 


B. Steuergrundfäße . 
I. Reichsabgabenordnung und Steueranpaffungsgefeb . 


1. 


1. 
822 


— 
SD De 


Bedeutung der Reichsabgabenordnung und des Ser 
paſſungsgeſetzes er 


Maßgeblichkeit der nationalfozialiftiichen © Weltanfgauung . 
Inhalt des Steueranpaſſungsgeſetzes 


Der Allgemeine Teil der Reichsabgabenordnung 


Steuergeheimnis und Beiräte. 

Regelung der Zuſtändigkeit und der Vertretung in Steuertacen 
Buchführungspflichten und en j 

. Steuerauffiht . . . 

. Ermittlungs- und Seſgebungsverſahren 
.Rechtsmittelverfahren 

. Beitreibungs verfahren. f 

Steuerſtrafrecht und Steuerſtrafverfahren 


— 
© 


S SS NSS SS NSS SS 


= 
— 
= 
& 


II. Reichsbewertungsgeſetz 


Zweck des Neichsbewertungsgeſetzes. Geſchichtlicher Aberblich 
Geltungsbereich des Reichsbewertungsgeſetzes. g 
Allgemeine FF 5 
Vermögensarten ’ 8 

Einheitsbewertung . . 

Land. und torftmirtigaftfiges Vermögen 

. Grundvermögen 

Betriebsvermögen 

Sonſtiges Vermögen 

10. Geſamtvermögen und Inlandsvermögen 


O D O N WDD 


C. Die einzelnen Steuern 
I. Beſitzſteuern. 


1. 


F 


6. 


Einfommenfteuer . 


I. Weſen der Ginfommenfteuer . u 
II. Kurzer geſchichtlicher Aberblick über die : Entroidtung der Ein. 
kommenſteuer 7 
III. Perfönliche Steuerpflicht 
IV. Einkommen 5 
V. Gewinn 


1. Der Gewinnbegriff i im allgemeinen: 

Gewinn bei Vollkaufleuten. 

. Handelsbilanz und Steuerbilanz 

Bewertung 

: Anſchaffungskoſten, Herſtellungskoſten, Teilwert b 
Abſetzungen für Abnutzung und Subflangverringerung 
Bewertung der Verbindlichkeiten b 


VI. Aberſchuß der Einnahmen über die Werbungstofen 
VII. Sonderausgaben 
VIII. Nichtabzugsfähige Ausgaben 
IX. Die den einzelnen Einkunftsarten zuzurechnenden Einkünfte 5 
X. Veranlagung und Erhebung der Einkommenſteuer 
Mehreinkommenſteuer 
Bürgerſteuer 
Die Wehrſteuer . 
Körperſchaftſteuer . . 
J. Weſen der Körperſchaſtſteuer. Geſchichtlicher Aberblig 
II. Steuerpflicht und e . 
III. Einkommen. 
1. Allgemeines 3 
2. Sachliche Befreiungen 
3. Abzugsfähige und nichtabzugsfähige Ausgaben 
4. Auflöſung, Verſchmelzung und nn 
5. Mindeftbefteuerung . 
IV. Steuertarif. 
V. Veranlagung und Erhebung. 
Vermögenſteuer 
J. Weſen der Vermögenſteuer Geſchichtlicher Aberblick. 
II. Steuerpflicht und Steuerbefreiungen . i 5 
III. Steuerbemeſſungsgrundlage und Tarife. 
IV. Veranlagung und Erhebung . 


D PwmD 


85 3338888888 8883 3388 S8 888 88888 


Finanzen und Steuern 


7. Erbſchaftſteuer 5 
I. Weſen der Erbſchaftſteuer. Geſchichtlicher Aberblich a 
II. Gegenſtand der Erbſchaftſteuer a 
III. Perſönliche Steuerpflicht. 
IV. . und ar 
V. Steuerſchuld . 


8. Aufbringungsumlage. 
I. Geſchichtlicher Aberblick. 
9. Reichsfluchtſteuer 
10. Realſteuern 
a) Grundſteuer. 
b) Gewerbeſteuer 
c) Gebäudeentſchuldungſteuer 


II. Verkehrſteuern. 
1. Amſatzſteuer 
1. Weſen der Amſatſteuer. Geſchichtlicher Siberblid . 
II. Perſönliche ene . und Steuerüber⸗ 
wälzung . 5 
III. Sachliche Steuerpflicht 8 8 
1. Lieferungen und ſonſtige zn: j 
2. Eigenverbrauch * 
3. Einfuhr . 
IV. Steuerbefreiungen 
Bei der Einfuhr. . 
Einfuhranſchlußlieferungen 
Ausfuhrlieferungen . 
Steuerfreier Großhandel . 
Kreditgewährungen uſw. 
Doppelbeſteuerung 
Verpachtungen und Vermietungen 
. Sozialverfiherungen . . 
Privatgelehrte, . Sgrütſeuer Sandtungsagenten 
und Makler 
10. Sonſtige Befreiungen . 
V. Entgelt als F 
VI. Steuerfäße . . 
1. Allgemeiner Steuerſatz. 
2. Ermäßigte Steuerfäße . 
3. Erhöhte Amſatzſteuer 
4. Ausgleichſteuer 
VII. Zufaßbefteuerung . . 
VIII. Berechnung und Entrichtung der Steuer a 
IX. Steuervergütungen zur Förderung der Ausfuhr . 
1. Ausfuhrhändlervergütung. 
2. Ausfuhrvergütung 


X. Buchführungspflichten und Steuerauſſicht 
2. Grunderwerbſteuer 


J. Gegenſtand der Beſteuerung 10 Steuerſchuldner 2 
II. Steuermaßſtab, Steuerſatz und Veranlagung. 


S n N 


0 


38888888888 8 8 


8 888888888222 22888 88 8 


3. Die Rapitalverkehriteuern . 
I. Weſen der Ropitalverehreuen Gejsiäetige 2 Aberblick 
II. Die Geſellſchaftſteuer . . 
1. Gegenſtand der Befteuerung . 
2. Ausnahmen von der Beiteuerung . . a 
3. Steuerbemeſſungsgrundlage, Steuerſatz, Steuerſchuldner . 
III. Die Wertpapierfteuer . 
1. Gegenſtand der Befteuerung . 
2. Ausnahmen von der Beſteuerung. 
3. Beſteuerungsmaßſtab, Steuerſatz und Steuerſchuldner 
IV. Die Börſenumſatzſteuer 
1. Gegenſtand der Beſteuerung. 
2. Ausnahmen von der Beſteuerung N 
A Steuerbemeſſungsgrundlage, Steuerſatz, Steuerfgutpner : 
4. Anſchaffungsgeſchäfte beſonderer Art. 6 f 
4. Die Wechſelſteuer 
1. Gegenſtand der Steuer 9 8 | 
3. Steuerbemeſſungsgrundlage, Steuerſatz und Steuerſchuldner 
5. Die Arkundenſteuer . A N re 
1. Gegenſtand der Stetter 8 
2. Steuerbemeſſungsgrundlage, Steuerſatz, Steuerſchuldner 
6. Die ſonſtigen Verkehrſteuern. 
I. Die Verſicherungſteuer. 
II. Die Feuerſchutzſteuer 
III. Die Rennwett. und Lotterieſteuer 
IV. Die Veförderungjteuer . a 
V. Die Kraftfahrzeugſteuer . 
III. Zölle und Verbrauchſteuern 
1. Zölle 
J. Zollrechtliche Begriffe. Geſchichtlicher Aberblic 
11. Quellen des deutſchen Zollrechts. . 
III Aufgaben der . 
IV. Zollgebiet f 
V. Zollverſahren . 
VI. Entſtehung der Zollſchuld 
VII. Rechtsmittelverfahren . 
VIII. Zollſtrafrecht 
2. Verbrauchſteuern 


I. Weſen der Verbrauchſteuern. oeſhic cer Aberblich . 
II. Die einzelnen Verbrauchſteuern. 


Anhang: Kriegsfinanzen 


111 ben 52 


82 


S S8 28 & & S N & F888 8 88 


A & F F F 888 8 


97 
104 


Finanzen und Steuern 5 


„Die Finanzwirtſchaft beruht auf Pünktlichkeit in 
den Einnahmen und auf Ordnung in den Ausgaben.“ 


Friedrich der Sroße 
in feinem Politiſchen Te ſtament von 1752 


Erfter Teil 


finanzen und Finanz- und Steuerpolitik 


A. Finanzen 
I. Allgemeines 


Mit dem Wort „Finanzen“ bezeichnet man in der Regel die fog. öffentliche 
Finanzwirtſchaft. Daneben wird auch, insbeſondere zur Bezeichnung der 
formellen Gliederung und Einteilung, der Ausdruck „Offentlicher Haushalt“ ver- 
wendet. 


Die öffentliche Finanzwirtſchaft umfaßt die Geſamtheit derjenigen Maßnahmen und 
Veranſtaltungen der öffentlichen Körperſchaften (Staat, Gemeinden), die erforderlich 
find, um im Dienſt an der Volksgemeinſchaft die Mittel zur Durchführung und 
Durchſetzung öffentlicher Aufgaben zu gewinnen, zu verwalten und zu verwenden. 
Der Amfang der öffentlichen Aufgaben ſelbſt regelt ſich nicht nach finanz⸗ 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten, ſondern beruht auf politiſcher Entſcheidung (z. B. 
Amfang der Wehraufgaben). Auch die Feſtſtellung der Höhe der Ausgaben 
iſt in erſter Lime eine politiſche Entſcheidung, die aber ſinanzwirtſchaftlich beeinflußt 
iſt, denn die Beſchaffung der Einnahmen, der Bedarfsdeckungsmittel, iſt durch die 
Leiſtungsfähigkeit der Volkswirtſchaft und durch die Notwendigkeit, wirtſchaftlich zu 
verfahren, begrenzt. 


Der Aufbau der Finanzwirtſchaft wird maßgebend beeinflußt durch die 
Verteilung der öffentlichen Aufgaben auf verſchiedene öffentliche Körperſchaften 
(Staatenbund, Bundesſtaat, Einheitsſtaat — Staat und Gemeinden, Gemeinde- 
verbände). Im Deutſchen Reich iſt dieſe Verteilung durch das Geſetz über 
den Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar 1934 (RGBl. I S. 75) ſtark vereinſacht 
worden. Die rechtliche Grundlage für die Finanzwirtſchaft, die Finanzhoheit, 
ſteht ausſchließlich dem Reich zu. Die finanzwirtſchaftliche Betätigung der Gemein⸗ 
den iſt durch die Deutſche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 (RGBl. J S. 49, 
171) geregelt. Die Frage des Finanzausgleichs, früher eine wichtige politiſche 
Frage, iſt jetzt im weſentlichen nur noch die Frage der Aufgabenverteilung. 


Ermittlung und Feſtſtellung des Finanzbedarfs (der Ausgaben) und die 
Beſchaffung der Deckungsmittel (Einnahmen) bilden den Inhalt der Finanzpoli. 
tik. Was die Ausgaben anlangt, fo werden fie in der Regel nach Perional- 
und Sach ausgaben gegliedert. Eine andere Einteilung iſt die Einteilung nach 
ordentlichen und außer ordentlichen Ausgaben, wobei unter ordentlichen 
Ausgaben ſolche verſtanden werden, die in jeder Finanzperiode wiederkehren, unter 
außerordentlichen Ausgaben ſolche, die unregelmäßig, unvorhergeſehen oder in einer 
Höhe auftreten, die eine Veſtreitung aus den laufenden Einnahmen nicht zuläßt. 
Auch nach Verwaltungs ausgaben und Betriebs ausgaben wird eingeteilt, 
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wobei als Betriebsausgaben diejenigen gelten, die durch die Erhebung der Ein- 
nahmen (3.3. der Gebühren, Taxen, Steuern uſw.) entſtehen. 


In untrennbarem Zuſammenhang mit der Deckung des öffentlichen Bedarfs ſtehen 
die Einnahmen als Deckungs mittel für die Ausgaben. Die Einnahmen 
find ordentliche und außerordentliche oder laufende und einmalige. Eine 
andere Einteilung iſt die in Er werbseinkünfte (Einnahmen aus Domänen, 
Bergwerken, Forſten, Wirtſchaftsunternehmen, Wirtſchaftsmonopolen u. dgl.) und 
in öffentlich ⸗rechtliche Einnahmen (Abgaben). Die Erwerbeein- 
künfte find zwar, für ſich allein betrachtet, im allgemeinen ziemlich bedeutend (Ein- 
nahmen aus Poſt, Telegraphie, Eiſenbahn, Gas-, Elektrizitäts., Waſſerwerken, 
Straßenbahn), dem Amfang nach treten ſie aber in der Gegenwart — im Gegenſatz 
zur weiter zurückliegenden Vergangenheit — hinter den Abgaben ſtark zurück. Die 
Abgaben find einmalige oder laufende Geld oder Sachleiſtungen, die von einer 
öffentlichen Körperſchaft unter beſtimmten Vorausſetzungen auferlegt werden. Hier- 
unter fallen Steuern, Zölle, Gebühren und Beiträge. Der Begriff 
der Steuern iſt im § 1 der Reichsabgabenordnung umſchrieben („Steuern find 
einmalige oder laufende Geldleiſtungen, die nicht eine Gegenleiſtung für eine beſon⸗ 
dere Leiſtung darſtellen und von einem öffentlich - rechtlichen Gemeinweſen allen auf- 
erlegt werden, bei denen der Tatbeſtand zutrifft, an den das Geſetz die Leiftungs- 
pflicht anknüpft“). Zölle (die unter den Begriff „Steuern“ fallen) ſind Abgaben, 
die von Waren bei der Einfuhr, Ausfuhr (oder Durchſuhr) erhoben werden. Ge⸗ 
bühren find Entgelte für Inanſpruchnahme der Verwaltung. Beiträge (Vor-. 
zugslaſten) ſind Geldleiſtungen, die von demjenigen erhoben werden, der von einem 
beſtimmten ſtaatlichen Verhalten einen beſonderen Vorteil oder Vorzug hat (z. B. 
Anliegerbeiträge). 


Ausgaben und Einnahmen ſollen ſich in der öffentlichen Finanzwirtſchaft die 
Waage halten, jo daß der Haushalt ausgeglichen iſt. Beim Fehlen ordentlicher Ein- 
nahmen müſſen außerordentliche Einnahmen geſchaffen werden. Hierzu dient in erſter 
Linie die Aufnahme von Schulden. Man unterſcheidet ſchwebende oder kurz 
friftige Schulden, die mit Hilfe von Schatzanweiſungen, Schatzwechſeln, Bank. 
kredit eingegangen werden, und langfriſtige oder jog. fundierte Schulden (An- 
leihen), die zu beſtimmten Zwecken für längere Zeit aufgenommen werden und für 
die ein beſtimmter Tilgungsplan vorgeſehen iſt. 


Die öffentliche Finanzwirtſchaft bedarf der Aufſicht in Form der Finanzkon⸗ 
trolle, die ſich im Lauf des 19. Jahrhunderts als politiſche Kontrolle, als Ver. 
waltungskontrolle und als Rechnungskontrolle entwickelt hat. Die politiſche Kon— 
trolle, eines der wichtigſten parlamentariſchen Rechte, iſt in dieſer Form im Adolf. 
Hitler-Staat gegenſtandslos geworden, da hier die oberſte Führung den Umfang der 
öffentlichen Finanzwirtſchaft abſchließend beſtimmt. Bei der Verwaltungs 
kontrolle findet eine Prüfung der Finanzgebarung der unteren Behörden durch 
die höheren ſtatt, bei der Rechnungskontrolle eine Prüfung der Finanz 
gebarung durch eine beſondere unabhängige Behörde, den Rechnungshof. 


Das formelle Finanzrecht des Reichs im engeren Sinn enthält die Reichs haus- 
haltsordnung vom 31. Dezember 1922 (RGBl. 1923 JI S. 17) mit den bedeut- 
ſamen Anderungen durch das UAnderungsgeſetz vom 13. Dezember 1933 (RGBl. II 
S. 1007). Wichtige Grundſätze finden ſich weiter in den Wirtſchaftsbeſtim⸗ 
mungen vom 11. Februar 1929 (RMBl. 1929 S. 49). Die Verwaltung der 
Reichsſchulden iſt durch die Reichs ſchuldenordnung vom 13. Februar 1924 
(RGBl. J S. 95) mit den Anderungen des Geſetzes vom 5. Juli 1934 (RGBl. J 
S. 574) geregelt. 
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II. Deutſche Reichsfinanzen 1871 bis 1932 


Das Bismarckſche Reich war Bundesſtaat und fein Aufgabenkreis ſachlich in 
der Hauptſache auf die Wehrmachts. und Rüftungsaufgaben ſowie auf die Ver⸗ 
tretung nach außen beſchränkt, während Rechtspflege, Anterricht und Allgemeine Ver. 
waltung meiſt Länderſache waren. Die Finanzverfaſſung des Reichs war unzu- 
reichend, zumal der Rüſtungsaufwand ſeit 1871 ſchnell anſtieg. 1876 betrug er noch 
484 Millionen, 1901 bereits 1 Milliarde und 1913 1625 Mill. (= 75 v. H. des ge- 
ſamten Reichsfinanzbedarfs). Dieſem Ausgabe bedarf ſtanden von Anfang an 
wenig und ſpäter völlig unzureichende Einnahmen gegenüber. Zunächſt hatte das 
Reich kein Vermögen, fo daß die Erwerbseinkünfte, hauptſächlich Aber⸗ 
ſchüſſe aus Poſt und Telegraphie, ſtark zurücktraten. Haupteinnahmequellen waren 
Steuern. Die politiſche Entwicklung führte trotz des Artikels 70 RVerf. 1871 zur 
Beſchränkung des Reichs auf Zölle und Verbrauchs abgaben (Steuern auf 
Zucker, Branntwein, Bier, Schaumwein, Tabak, Wechſelſteuer uſw.). Neben ihnen 
waren Deckungsquelle die ſogenannten Matrikularbeiträge, d. h. die Bei- 
träge der einzelnen Bundesſtaaten zum Bundeshaushalt. An ihrer Aufrechterhaltung 
hatten Reichstag und Bundesſtaaten Intereſſe: der Reichstag, weil die jährliche 
Feſtſtellung der Matrikularbeiträge den Inhalt der parlamentariſchen Finanzkontrolle 
bildete, die Bundesſtaaten, weil fie ſich durch die Matrikularbeiträge vor einem Zu- 
griff des Reichs auf die direkten Steuern, vor allem auf die Einkommenſteuer, 
ſchützten. Nachdem 1879 der Reichstag die Frankenſteinſche Klauſel be⸗ 
ſchloſſen hatte, nach der der 130 Millionen M. jährlich überſteigende Aberſchuß des 
Aufkommens aus Zöllen und Verbrauchsabgaben an die Bundesſtaaten 
abgeführt werden mußte, gerieten die Reichsfinanzen ſchnell in Verfall, zumal das 
Reich durch die Miquelſche Finanzreform in Preußen endgültig von der Ein- 
kommenſteuer abgedrängt wurde. Die Reichsfinanzreform 1906, 1909, 1911 und 
1913, von denen die letzte den Wehrbeitrag brachte, ſchufen keine Abhilfe. Die 
Anleiheſchulden des Reichs, die 1876 16,3 Mill. M. betragen hatten, beliefen 
ſich 1914 auf rund 5 Milliarden M. Der Weltkrieg zerſtörte die Finanzwirtſchaft 
des Reichs völlig. Die Kriegsaufwendungen des Reichs erreichten die unwahrſchein⸗ 
liche Höhe von etwa 165 Milliarden M., die überwiegend durch Inanſpruchnahme des 
Kredits (90 Milliarden Kriegsanleihen, daneben ſchwebende Schulden und in 
geringem Amfang Steuern) aufgebracht worden ſind. In der Nachkriegszeit gelang 
infolge des völligen politiſchen und wirtſchaftlichen Zuſammenbruchs (Gebiets. 
abtretungen, Rohſtofferſchöpfung, Wirtſchaftszerſtörungen, Penſionslaſten) und der 
Tributleiſtungen nach dem Verſailler Vertrag (bis 1931 65 Milliarden RM 
Tribute!) trotz wiederholter Reichsfinanzreformen (1919 Landesſteuer⸗ 
geſetz, Reichsabgabenordnung, Amſatzſteuergeſetz, Reichsnotopfer, Kriegsabgabe vom 
Vermögenszuwachs, 1920 bis 1922 Einkommen-, Vermögen, Amſatz., Kapital- 
verkehrſteuergeſetze) ein Ausgleich des Haushalts nicht, fo daß zur Beſtreitung der 
Ausgaben die Währung in Anfpruch genommen wurde (Inflation). Erſt nach der 
Währungsreform vom November 1923 (Schöpfung der Rentenbank) wurde das 
Steuerweſen neu geregelt und durch die Finanzreform von 1925 den neuen Verhält- 
niſſen angepaßt. Nach kurzer Scheinblüte führte die große Wirtſchaftskriſe von 
1930, in die das Reich ohne Referven und mit einem Finanzbedarf von 20 Milliarden 
RM eintrat, zu einer erneuten Zerrüttung der öfſentlichen Finanzen, die durch 
geſetzgeberiſche Maßnahmen (Steuererhöhungen) nicht aufzuhalten war, weil den 
Steuererhöhungen infolge des Rückgangs der Wirtſchaft Mindereinnahmen und 
ſtändig ſteigende Wohlſahrtslaſten gegenüberſtanden. Das geſamte Aufkommen an 
Steuern fiel von 9,17 Milliarden RM im Rechnungsjahr 1929 auf 6,64 Milliarden 
RM im Rechnungsjahr 1932, während die Ausgaben für Arbeitsloſenverſicherung 
im gleichen Zeitraum von 1,5 auf 2,8 Milliarden RM anſtiegen. 
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B. Nationalfozialiftifche Finanzpolitik 


Anfang 1933 ſtanden einem ſtändig und ſcharf wachſenden Finanzbedarf ſchnell hin⸗ 
ſchwindende Deckungsmittel gegenüber: Die öffentliche Verſchuldung war auf ins⸗ 
geſamt 24,5 Milliarden RM angeſtiegen. Die Machtergreifung durch den National- 
ſozialismus brachte hier die Wende. Der Nationalſozialismus trat das ſchlimme 
Erbe der zerrütteten Finanzen an „in dem unbändigen Entſchluß, das Schickſal des 
deutſchen Volkes grundlegend zu wenden“ (Staatsſekretär Reinhardt). Mit dem 
Sommer 1933 beginnt eine aktiviſtiſche Finanzpolitik nach nationalſozialiſtiſchen 
Grundſätzen, die die Beſeitigung der Kriſe und der Arbeitsloſigkeit mit Hilfe finanz⸗ 
wirtſchaftlicher Maßnahmen zum Ziel hat. Dieſer Finanzpolitik liegt ein einheitlicher 
Plan zugrunde: Arbeitsbeſchaffung, Entſchuldung der Land. 
wirtſchaft, Amſchuldung der Gemeinden, Zinsſenkung und 
ſteuerpolitiſche Maßnahmen. 


I. frbeitsſckhlackht 


Die erſte und vordringlidite Aufgabe war, Führung und Gewinn der Arbeits- 
ſchlacht ſicherzuſtellen. In den Dienſt der Arbeitsſchlacht traten ſowohl die In- 
anſpruchnahme öffentlichen Kredits wie auch eine umfängliche Reihe ſteuerpolitiſcher 
Maßnahmen (vgl. unten unter III). Die Inanſpruchnahme des öffentlichen Kredits 
war ſowohl wegen der Höhe des Kredits wie wegen der Beſchaffung der Dedungs- 
mittel eine Aufgabe von außerordentlichem Amfang. Vollkommen aus dem Bereich 
der Erwägung ſchied die Geldſchöpfung mit Hilfe der Notenpreſſe aus. Es mußte 
daher, wie der Reichsminiſter der Finanzen Graf Schwerin von Kroſigk es aus- 
gedrückt hat, der Weg „des Vorgriffs auf die Reſerven der Zu 
kunft“ gegangen werden, ein Weg, der nur nach Herſtellung des Vertrauens in 
die politiſche Staatsführung beſchritten werden konnte. Die entſcheidende Tat iſt das 
Reinhardt Programm, das im Geſetz zur Verminderung der Arbeits- 
loſigkeit vom 1. Juni 1933 (RGBl. I S. 323) enthalten iſt und 1 Milliarde RM zur 
Förderung der nationalen Arbeit zur Verfügung ſtellte. Dem Reinhardt- Programm 
war das fogenannte Sofort- Programm vom Januar 1933 vorangegangen, 
durch das 500 Millionen RM für Zwecke der Arbeitsbeſchaffung bereitgeſtellt 
worden waren, ein Betrag, der durch das Geſetz vom 13. Juli 1933 (RGBl. I ©. 464) 
auf 600 Millionen RM erhöht worden war. Als Vorläuſer iſt noch das Papen- 
Programm zu nennen, das durch Ausgabe von Steuergutſcheinen 300 Millionen RM 
für mittelbare Arbeitsbeſchaffung freimachte An das Reinhardt-Programm vom 
1. Juni 1933 ſchloß ſich das Zweite Reinhardt Programm (Zweites Geſetz zur Ver— 
minderung der Arbeitsloſigkeit vom 21. September 1933, RGBl. I S. 651), durch 
das im ganzen 500 Millionen RM für die Förderung von Inſtandſetzungs. und 
Ergänzungsarbeiten an Gebäuden bereitgeſtellt und außerdem etwa 360 Mil- 
lionen RM in Form von Zinsvergütungsſcheinen zur Verfügung geſtellt wurden. 
Neben dieſe Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen trat noch unmittelbare Arbeits- 
beſchaffung durch die Reichsbahn, die Reichspoſt, die Reichsautobahnen, durch 
Schaffung von Neuanlagen und Erſatzbeſchaffungen in großem Umfang. Arbeits- 
beſchaffung von größtem Ausmaß wurde vor allem die Aufrüſtung im Rahmen der 
Wehrhaftmachung des deutſchen Volkes. Die durch die Aufrüſtung bedingte 
Arbeitsleiſtung der deutſchen Volkswirtſchaſt iſt eine fo gewaltige, daß bereits hier— 
durch die Beſchäftigung der Volksgenoſſen für längere Zeit gewährleiſtet iſt. 

Einen weiteren Auftrieb erhält die Wirtſchaft durch die Durchführung des zweiten 
Vierjahresplans, den der Führer auf dem Parteitag 1936 verkündet hat. 
Der zweite Vierjahresplan hat den Zweck, die deutſche Wirtſchaft in der Ver— 
ſorgung mit Rohſtoffen möglichſt unabhängig vom Ausland zu machen. Der hierdurch 
eintretende Arbeitsbedarf iſt für die nächſte Zeit jo groß, daß bis auf weiteres die 
Beſchäftigung der Wirtſchaft ſichergeſtellt iſt. 
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Das Ergebnis dieſer Wirtſchafts⸗ und Finanzpolitik läßt fih in der folgenden 
Aberſicht zuſammenfaſſen: 


Summe der Arbeits- 


i dexziffer der 
Zahl der 5 Aufkommen an In . 
Gauaeris- | Yibeiisigen Leg Wedeln derte ever fre egg 
(Jahres durchſchnitt) in Min ionen RM) (in Millionen RM) 1928100 
:.:. . . 5 
2 019 705 1 404,0 101 
5 577 938 1 469,7 68 
2 523 884 1 037,3 83 
2 069 118 988.2 96 
1 592 655 572,7 107 
739 211 308,3 117 


Im Jahre 1938 find die Reichsfteuereinnahmen auf 17 690 Millionen RM geſtiegen. 
Dazu tritt noch die Judenvermögensabgabe in Höhe von 500 Millionen RM. | 
Die Fortführung der Finanz- und Steuerpolitik der nationalſozialiſtiſchen Regie- 
rung hat ſchließlich zu einer völligen Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit geführt. Zwar 
gibt es noch immer eine Anzahl von Volksgenoſſen, die an beſtimmten Stich⸗ 
tagen arbeitslos find. So gab es am 1. April 1938 rund 500 000 Arbeitsloſe. Dieſe 
Zahl iſt im Laufe des Jahres 1938 weiter geſunken und ſchwankt um 300 000. Hierbei 
handelt es ſich zum großen Teil um Volksgenoſſen, die nur beſchränkt arbeitsfähig 
find, und zum geringen Teil um ſolche, die trotz vorhandener Arbeitsfähigkeit vorüber- 
gehend, z. B. infolge Wechſels des Arbeitsplatzes oder des Berufs, erwerbslos ſind. 
Praktiſch iſt die Arbeitsloſigkeit in Deutſchland nicht nur beſeitigt, ſondern iſt bereits 
ein empfindlicher Mangel an Arbeitskräften auf allen Gebieten der Wirt- 
ſchaft und der Verwaltung eingetreten. Der ungedeckte Bedarf an Arbeitskräften iſt 
am Schluß des Jahres 1938 vom Präfidenten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermitt. 
lung auf rund 1 000 000 Volksgenoſſen geſchätzt worden. Damit iſt das Recht 
auf Arbeit für die deutſchen Volksgenoſſen in vollem Amfange verwirklicht. 


II. Maßnahmen zugunſten der Tandwielſchaft 


In ganz beſonderem Umfang war durch die Wirtſchaftskriſe die Landwirt 
ſchaft betroffen worden. Die Verſchuldung der Landwirtſchaft und die Preis- 
entwicklung für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe erforderten gebieteriſch ſtaatliches 
Eingreifen, um die Ernährung des deutſchen Volkes ſicherzuſtellen. Neben der 
Marktregelung iſt der Landwirtſchaft durch Zinsverbilligung und 
Entſchuldung geholfen worden. Durch 5 60 des Geſetzes zur Regelung der land. 
wirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933 (RGBl. ! S. 331) find zur 
Durchführung des Entſchuldungsverfahrens zwecks Auszahlung von Forderungen in 
bar zunächſt durch Vorgriff auf die Reichshaushaltsjahre 1940 bis 1942 300 Mil. 
lionen RM bereitaejtellt worden. Darüber hinaus find vom Reich ungefähr rund 
1000 Millionen RM an Zinszuſchüſſen, Gefahrenzuſchlägen, Koſten für das Ent- 
ſchuldungs verfahren uſw. aufgewendet worden. 


III. Neuordnung der Gemeindefinanzen 

Nicht nur die Haushalte des Reichs und der Länder waren durch die Kriſe zer. 
ſtört; beſonders ſtark waren auch die Gemeinden betroffen worden. Am 
Ende des Rechnungsjahrs 1932/33 lag im Haushalt der Gemeinden und Gemeinde— 
verbände ein ungedeckter Fehlbetrag von insgeſamt 1,2 Milliarden RM vor; die 
Zahlungsrückſtände betrugen Anfang 1933 rund 750 Millionen, die mittel. und kurz- 
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friſtige Inlandsverſchuldung rund 2,7 Milliarden RM. Eine Entlaſtung der Ge⸗ 
meindehaushalte wurde in erſter Linie durch die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen der 
Regierung und durch die Einſchaltung der Gemeinden in die Bekämpfung der 
Arbeitsloſigkeit erreicht. Dieſe Mittel reichten jedoch nicht aus, einen befriedigenden 
Zuſtand herzuſtellen, ſolange ein Druck von faſt 4 Milliarden RM für Fehlbeträge, 
kurzfriſtige Schulden und Zahlungsrückſtände auf den Gemeinden lag. Das Ge- 
meindeumſchuldungsgeſetz vom 21. September 1933/29. März 1935 
(RGBl. ] S. 647; 1935 I S. 456) führte eine Verlagerung in der Weiſe durch, daß 
die kurzfriſtigen Inlandsſchulden mit Hilfe der Amſchuldungsanleihe auf einen erträg⸗ 
lichen Stand zurückgebracht wurden. Die Gemeindeumſchuldung iſt keine Ent- 
ſchuldung der Gemeinden. Es erfolgt ordnungsmäßige Verzinſung und Tilgung 
der aufgenommenen Schulden, jedoch in konſolidierter Form. Durch dieſe Maßnahme 
wurden die kurz friſtigen Inlandsſchulden der Gemeinden auf eine tragbare Höhe 
zurückgeführt. Hinzu trat das höhere Aufkommen aus den Aberweiſungen des Reichs 
an Einkommen-, Körperſchaft. und Amſatzſteuer und aus den eigenen Steuern der 
Gemeinden. Dies wirkte ſich in einer weitgehenden Beſeitigung der Fehlbeträge in 
den Gemeindehaushalten aus. 

Durch dieſe Maßnahmen war die Vorausſetzung geſchaffen für den endgültigen 
Aufbau eines Gemeindefinanzſyſtems. Entſcheidend in dieſer Ve- 
ziehung iſt die Realſteuerreform vom 1. Dezember 1936. Sie brachte eine Neu- 
geſtaltung und Vereinheitlichung der Gewerbeſteuer und der Grundſteuer, von denen 
die Gewerbeſteuer am 1. April 1937 und die Grundſteuer am 1. April 1938 in Kraſt 
traten. Bedeutung und Tragweite dieſer Reform find unten im Abſchnitt B V 
„Nationalſozialiſtiſche Steuerpolitik“ Ziffer 4 näher dargeſtellt. 


IV. Zinssenkung 

Im Rahmen der Finanzpolitik der nationalſozialiſtiſchen Regierung bildet die 
Behandlung des Zinsproblems eine beſonders wichtige Maßnahme. Durch 
die Geſetze vom 24. Januar und 27. Februar 1935 (RGBl. I S. 45, 286) iſt die 
Konverfion der mit 6 v. H. und höher verzinslichen öffentlichen Anleihen durchge— 
führt worden, ein Schritt, der allgemeine Zuſtimmung fand und eine Verbeſſerung 
der Kurſe der öffentlichen Renten im Gefolge hatte. In gleicher Linie bewegt ſich 
die Entwicklung des Diskontſatzes für Reichswechſel und für die unverzinslichen 
Schatzanweiſungen, bei denen die Zinsſätze um mehr als ein Viertel geſunken find. 


V. Nationaljozlaliftiiche Steuerpolitik 

Mehr denn je zuvor iſt die Steuerpolitik von der nationalſozialiſtiſchen Regierung 
in den Dienſt einer aktiven Finanz- und Wirtſchaftspolitik geſtellt worden. Die 
ſteuerlichen Maßnahmen dürfen daher nicht getrennt für ſich betrachtet werden, 
ſondern ſind nur im Rahmen der Finanz und Wirtſchaftspolitik zu verſtehen. 

1. Die erſte Gruppe der ſteuerpolitiſchen Maßnahmen iſt weſentlicher Teil der Ge— 
ſamtmaßnahmen, die 1933 zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit 
eingeleitet wurden. 


Neben der Inanſpruchnahme des öffentlichen Kredits iſt die Arbeitsbeſchaffung zum 
weſentlichen Teil mit Hilfe der Steuergeſetzgebung durchgeführt worden. 
Hier handelt es ſich in erſter Linie um mittelbare Arbeitsbeſchaffung dadurch, 
daß durch Verminderung oder Verlagerung der Steuerlaſt der Verbrauch geſteigert 
und der Wagemut des Unternehmers angeregt wurden. Es ſollte der Unternehmer 
zum Kauf von Sachgütern und zur Einſtellung von Arbeitskräften angeregt werden. 
Die Geſetzgebung beginnt auf dieſem Gebiete unter dem unmittelbaren Einfluß des 
Staatsſekretärs Reinhardt mit dem Geſetz über die Anderung des Kraft 
fahrzeugſteuergeſetzes vom 10. April 1933 (RGBl. J S. 192), durch das 
die nach dem 31. März 1933 erſtmalig zum Verkehr zugelaſſenen Perſonenkraftwagen 
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von der Kraftfahrzeugſteuer freigeſtellt wurden. Es folgte im Rahmen des Geſetzes 
zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 1. Juni 1933 die Gewährung der 
Steuerfreiheit für Erſatzbeſchaffungen, die Steuerermäßi- 
gung für Hausgehilfinnen, die im Abzug von 50 RM monatlich für jede 
Hausgehilfin beſteht, die im Haushalt beſchäftigt wird, die Einführung einer Ehe; 
ſtandshilfe (Ledigenfteuer), die ſpäter in die Einkommenſteuer der Ledigen ein- 
gebaut worden iſt und die die Mittel für die Gewährung von Eheſtands dar ⸗ 
Leben liefert, ferner Erleichterungen bei der Einkommen- und Körperſchaftſteuer 
für Inſtandſetzungen und Ergänzungen an Gebäuden und Ge⸗ 
bäudeteilen durch das Geſetz vom 15. Juli 1933 (RG Bl. I S. 491). Die Arbeits- 
beſchaffung auf dem Gebiete des Wohnungsbaues wurde weiter durch das Geſetz über 
die Steuerbefreiung für neuerrichtete Wohngebäude vom 
15. Juli 1933 (RGBl. I S. 493), durch das Geſetz über die Senkung der 
Grundſteuer für den älteren Hausbeſitz vom 21. September 1933 (RGBl. ! 
S. 653) und die Verordnung über Steuerermäßigung für Inſtandſetzungen und Er- 
gänzungen an Gebäuden vom 20. April 1934 (RGBl. I S. 318) gefördert. Die 
Senkung der Amſatzſteuer und der Grundſteuer für die Land 
wirtſchaft durch das Geſetz vom 21. September 1933 (RGBl. J S. 651) gehören 
zu den Maßnahmen, die auf die Beſeitigung von Kriſenreſten in der deutſchen Wirt- 
ſchaft abzielten. Sie treten zu den oben im Abſchnitt II geſchilderten Maßnahmen, 
die im Zuſammenhang mit der Erbhofgeſetzgebung die deutſche Landwirtſchaft wieder 
auf eine geſunde Grundlage ſtellten. Die Geſamtentlaſtung der Wirtſchaft aus 
allen dieſen Maßnahmen beträgt etwa 1 500 Millionen RM. 


2. Anter den ſteuerlichen Maßnahmen der nationalſozialiſtiſchen Regierung iſt die 
Steuerreform vom Oktober 1934 von beſonderer Bedeutung. Sie 
iſt am ſtärkſten von rein ſteuerpolitiſchen Grundgedanken beherrſcht. Durch ſie wurden 
die wichtigſten Steuergeſetze (Einkommenſteuergeſetz, Bürgerſteuergeſetz, 
Körperſchaftſteuergeſetz, Amſatzſteuergefetz, Vermögenſteuergeſetz, Erbſchaftſteuergeſetz, 
Reichsbewertungsgeſetz, Geſetz über die Schätzung des Kulturbodens und das Kapital- 
verkehrſteuergeſetz), ſoweit bei dem vorhandenen Finanzbedarf möglich, neu geſtaltet 
(RGBl. 1934 S. 942 ff., insbeſondere S. 1005 ff.). An dieſe Neugeſtaltung des 
materiellen Steuerrechts ſchloß ſich das Steueranpaſſungsgeſetz vom 
16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 925), durch das die Auslegung der Steuergeſetze 
nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung ſichergeſtellt und eine Reihe Verfahrens- 
vorſchriften neu geregelt wurden. Den Abſchluß dieſer Geſetzgebungsmaßnahmen 
bildete das Steuerſäumnisgeſetz vom 24. Dezember 1934 (RGBl. I 
S. 1271). Die Reform erfüllte die notwendige Aufgabe, die wichtigſten Steuergeſetze 
in eine neue, möglichſt gemeinverſtändliche Form und Geſtalt zu bringen und nach 
nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen umzugeſtalten. Dies äußert ſich vor allem darin, 
daß bei den Beſitzſteuern der Familienſtand weſentlich ſtärker als früher 
berückſichtigt wird. Kennzeichnend hierfür iſt auch der Inhalt des Steueranpaſſungs- 
geſetzes, das neben der Reichsabgabenordnung die Hauptgrundlage für die 
Durchführung der Steuergeſetze bildet. Dieſes Geſetz ſtellt, wie bereits erwähnt, 
die Auslegung der Steuergeſetze nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung in den 
Vordergrund und bildet damit ein Kernſtück der Steuerreform von 1934. Der 
urſprünglich bei der Amgeſtaltung des Steuerrechts verfolgte wirtſchaftspolitiſche 
Gedanke einer allgemeinen Steuerentlaſtung ließ ſich nicht durchführen, da die großen 
nationalpolitiſchen Aufgaben, insbeſondere die Wehrhaftmachung des Deutſchen 
Volkes, einen Verzicht auf ſtaatliche Einnahmen nicht geſtatteten. 


3. Für eine dritte Gruppe von ſteuerlichen Maßnahmen waren hauptſächlich 
finanzpolitiſche Geſichtspunkte entſcheidend. Es galt, den Wiederaufbau der 
Deutſchen Wehrmacht, den Aufbau des Arbeitsdienſtes und den Bau der Reichs. 
autobahnen finanziell ſicherzuſtellen. Dies war in den erſten Jahren der national- 
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ſozialiſtiſchen Regierung nur durch Inanſpruchnahme des öffentlichen Kredits möglich. 
Nachdem es durch die oben im Abſchnitt BI „Arbeitsſchlacht“ gekennzeichnete Kon⸗ 
junktur⸗ und Wirtſchaftspolitik überraſchend ſchnell gelungen war, die Arbeitsloſig⸗ 
keit zu beheben und die Wirtſchaftskriſe zu beſeitigen, mußte wieder der Grundſatz 
in den Vordergrund treten, zur Beſtreitung der Staatsausgaben alle finanziellen 
Möglichkeiten zu erſchöpfen. Dies geſchah zunächſt durch das Geſetz vom 27. Auguſt 
1936 (RGBl. I S. 701) durch das die Körperſchaftſteuer um die Hälfte 
erhöht wurde. Dieſe Steuererhöhung trifft insbeſondere die Kapitalgeſellſchaften 
und ſchont das Einkommen der Einzelperſonen, insbeſondere der arbeitenden Volks 
genoſſen. Das geſchah aus der Erwägung, daß es insbeſondere die Kapitalgeſell- 
ſchaften find, die aus der ſtaatlichen Auftragserteilung im Zufammenhang mit der 
Wehrhaftmachung Nutzen ziehen und bei denen die ſteigenden Gewinne deutlich in 
Erſcheinung treten. Aus gleichen finanzpolitiſchen Gründen erfolgten die weiteren 
ſteuerlichen Maßnahmen, wie die Erhöhung des Gasöl- und Benzinzolls, der Aus- 
gleichſteuer für Mineralöle durch die Verordnung vom 24. November 1936 (RGBl. J 
S. 960) und die Ausdehnung der Beförderungſteuer auf den Güter und Werkfern⸗ 
verkehr mit Kraftwagen und die weitere Erhöhung der Körperſchaft⸗ 
ſteuer für die Jahre 1938 bis 1940 durch das Geſetz vom 25. Juli 1938 (RGBl. I 
S. 952; f. unten Dritter Teil Abſchnitt CI „Körperſchaftſteuer“). 


Den gleichen Erwägungen verdanken die ſogenannten Plafondgeſetze vom 
26. Februar und vom 30. März 1936 (RGBl. I S. 315) ihre Entſtehung. Da die 
ſtaatliche Auftragserteilung in erſter Linie vom Reich ausgeht, war es ein Gebot 
ordnungsmäßiger Finanzwirtſchaft, die ſich aus der Wirtſchaftsbelebung ergebenden 
ſteuerlichen Mehreinnahmen in erſter Linie dem Reich zuzuführen und ſie ſo den 
ſtaatspolitiſchen Aufgaben dienſtbar zu machen. Durch die genannten beiden Geſetze 
werden die Aberweiſungen aus der Einkommen-, Körperſchaft⸗ und Amſatzſteuer an 
die Länder und Gemeinden begrenzt. Durch das Dritte Geſetz zur Anderung 
des Finanzausgleichs vom 31. Juli 1938 (RO Bl. I S. 966) iſt die Begren⸗ 
zung vom Rechnungsjahr 1938 ab geändert. Gleichzeitig iſt die Grunder werb⸗ 
ſteuer vom 1. Oktober 1938 ab dem Reich zugewieſen. Durch das Vierte 
Geſetz zur Anderung des Finanzausgleichs vom 30. September 
1938 (RGBl. I S. 1321) und die hierzu ergangene Verordnung vom 23. Dezember 
1938 (RGBl. 1 S. 1965) iſt die Gemeindebierſteuer vom 1. Januar 1939 
ab aufgehoben. 

4. Die Einſchränkung der Reichsſteuerüberweiſungen war angeſichts der Geſundung 
der Finanzen der Gemeinden und der Länder (ſiehe oben Abſchnitt B III, betreffend 
„Neuordnung der Gemeindefinanzen“) gänzlich unbedenklich. In dieſem Zuſammen— 
hang iſt von beſonderer Vedeutung, daß die Gemeindefinanzen durch die Real- 
ſteuergeſetzgebung vom 1. Dezember 1936 auf eine erweiterte Grundlage 
geſtellt wurden. Dieſe Geſetzgebung, die die Neugeſtaltung und Vereinheitlichung 
der Grundſteuer und der Gewerbeſteuer brachte, überragt die anderen Maßnahmen 
der Reichsregierung auf ſteuerlichem Gebiet ganz erheblich durch ihre finanzpolitiſche 
und ſtaatspolitiſche Tragweite. Die Reform der Grundſteuer und der Gewerbeſteuer, 
von denen die letztere am 1. April 1937 und die erſte am 1. April 1938 in Kraft 
traten, beſchränkte ſich nicht lediglich auf die ſteuerpolitiſche Maßnahme der 
Neugeſtaltung und Vereinheitlichung dieſer Rechtsgebiete. Dadurch, daß ſie beide 
Steuern in vollem Amfang den Gemeinden zuwies und damit einen grundlegenden 
Ambau des Finanzſyſtems mit ſich brachte, iſt fie auch fin anzpolitiſch 
von größter Bedeutung. Die Gemeindefinanzwirtſchaft beruht jetzt auf drei 
großen Steuern, nämlich der Grundſteuer, der Gewerbeſteuer und der Bürgerſteuer, 
zu denen noch eine Fülle kleinerer Steuern tritt. 


Früher war die Ausgeſtaltung der Realſteuern den Ländern überlaſſen. Das hatte 
zur Folge, daß bis zum 1. April 1937 eine völlig unüberſichtliche Viel- 
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geſtaltigkeit auf dieſem Gebiet in Deutſchland beſtand. Denn jedes Land regelte 
nicht nur die Beſteuerungsgrundſätze, d. h. den Amfang des Steuergegenſtands, 
die Beſteuerungsgrundlagen und den Steuertarif, ganz verſchieden; auch die Ver⸗ 
teilung der Steuern unter die in Frage kommenden Steuergläubiger war völlig 
verſchieden geſtaltet. So war z. B. in Preußen die Gewerbefteuer eine reine Ge- 
meindeſteuer, an der weder das. Land noch die Gemeindeverbände beteiligt waren. 
Dagegen war fie in ſüddeutſchen Ländern, wie z. B. Bayern, Württemberg und 
Baden, eine Landesſteuer, zu der die Gemeinden und die Gemeindeverbände Zuſchläge 
erheben durften und meiſt auch erhoben. Anders lag es wiederum bei der Grund- 
ſteuer. An ihr waren früher durchweg ſowohl die Länder als auch die Gemeinden, 
z. T. auch die Gemeindeverbände beteiligt, aber auch hier wiederum in jedem Land 
nach verſchiedenen Grundſätzen. 


Durch die volle Zuweiſung der Realſteuern haben die Gemeinden eine weſentliche 
Erweiterung ihrer Finanzgrundlagen erhalten, die auf etwa 
500 Millionen RM zu ſchätzen iſt (nach dem Aufkommen im Rechnungsjahr 1935). 
Der dadurch im Haushalt der Länder entſtehende Ausfall von etwa 500 Millionen 
RM ließ ſich nicht allein im Weg des Finanzausgleichs zwiſchen Ländern und Ge- 
meinden decken. Eine Kürzung der Gemeindeanteile an den Steuerüberweiſungen des 
Reichs hätte z. B. nicht ausgereicht. Es mußte hinzukommen eine Neugeſtaltung 
der Aufgaben- und Laſten verteilung zwiſchen den Ländern und Ge- 
meinden. In dieſem Ziel der Vereinheitlichung zeigt ſich die große ſtaats⸗ 
politiſche Bedeutung der Realfteuerreform. Sie reicht weit über das Gebiet 
der Gemeindefinanzwirtſchaft hinaus und bildet eine der weſentlichſten Voraus- 
ſetzungen für das große ſtaatspolitiſche Endziel des Neubaues des Deutſchen Reichs. 
Die Neuregelung iſt nunmehr in den Grundſätzen über den Finanz und 
Laſtenausgleich zwiſchen Ländern und Gemeinden (Gemeindeverbänden) vom 
10. Dezember 1937 (RGBl. J S. 1352, RSt Bl. S. 1253) getroffen. 


5. Die Grundgedanken der Neugeſtaltung des Steuerweſens und Grundſätze 
für die Auslegung der Steuergeſetze nach nationalſozialiſtiſcher Welt⸗ 
anſchauung hat Staatsſekretär Reinhardt in Leitſätzen zuſammengefaßt, die 
hier im Anſchluß an ihre Veröffentlichung und Erläuterung (DSt3 1935 S. 570 ff.) 
kurz wiedergegeben ſeien. Die Leitſätze find folgende: 


Leitſatz 1: „Ohne Steuern kein Staat, und ohne Staat keine Daſeins und Ent- 
wicklungsmöglichkeit des einzelnen.“ Aus dieſem Satz folgt die Notwendigkeit 
der Erhebung von Steuern, ſoweit dem Staate nicht Erwerbseinkünſte für 
den Finanzbedarf zur Verfügung ſtehen, und daraus folgt weiter, daß die Entrichtung 
von Steuern „nicht ein Opfer, ſondern die Erledigung einer Pflicht iſt, 
die die Natur dem einzelnen um feiner ſelbſt willen auferlegt und deren Merkmale 
durch die Geſetze des Staates geregelt ſind.“ Damit ſind die von der liberaliſtiſchen 
Wiſſenſchaft entwickelten Lehrmeinungen (nämlich: Intereſſentheorie, wonach die 
Steuerpflicht ein Entgelt für die Vorteile iſt, die der Staatsbürger vom Staat hat, 
und Schutztheorie, wonach die Steuer Entgelt für den Schutz des einzelnen im 
Rahmen der ſozialen Ordnung iſt) endgültig überholt. Partei und Staat haben aus 
dieſem Grundſatz auch bereits reſtlos die Folgerungen gezogen: Durch Anordnung 
vom 9. Januar 1935 (Verordnungsblatt der Reichsleitung der NSDAP., 5. Jahr- 
gang, Folge 88) hat der Stellvertreter des Führers bekanntgegeben, daß alle Poli- 
tiſchen Leiter, Anterführer und anderen Parteigenoſſen auch in der Bezahlung ihrer 
Steuern allen übrigen Volksgenoſſen mit gutem Beiſpiel vorangehen und dem Staat 
das geben, was des Staates iſt. Der Staat ſelbſt hat durch Geſetze (Steuerfdumnis- 
geſetz vom 24. Dezember 1934, RGBl. 1 S. 1271) und durch Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Einziehung und Vollſtreckung für die Durchſetzung des Leitſatzes 1 bei 
der praktiſchen Anwendung der Steuergeſetze geſorgt. 
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Leitſatz 2: „Die Steuern müſſen ſozial gerecht fein.” Der Leitſatz bedeutet, 
daß die Steuerlaſt bei gleichartigen Verhältniſſen nicht als verſchieden hohe Laſt 
empfunden werden darf. Aus dieſem Leitſatz folgt die Verückſichtigung der Leiftungg- 
fähigkeit des einzelnen, gemeſſen an der Leiſtungsfähigkeit der anderen Volksgenoſſen. 
Das bedeutet einmal die Anwendung ſteigender (progreſſiver) Steuerſätze bei den 
Steuern vom Einkommen, darüber hinaus die Berückſichtigung beſtimmter perſönlicher 
Verhältniſſe, nämlich des Familienſtandes des Steuerpflichtigen und der Leiſtungen 
des Steuerpflichtigen, die feinem geſetzlichen und freiwilligen Verbundenſein gegen- 
über bedürftigen Angehörigen entſpringt oder durch ſonſtige außergewöhnliche Ver⸗ 
hältniſſe in der Perſon oder in der Familie des Steuerpflichtigen begründet ſind. 
Maßgebend iſt alſo hier nicht die individuelle Gerechtigkeit, ſondern die ſoziale 
Gerechtigkeit. ö 

Leitſatz 3: „Die Steuern müſſen dem bevölkerungspolitiſchen Ge⸗ 
danken entſprechen.“ Die Bevölkerungspolitik iſt grundlegendes Erfordernis der 
Sicherung der Zukunft des Deutſchen Volkes. Ihren Forderungen 
muß daher auch auf dem Gebiet der Steuerpolitik entſprochen werden. Die Steuer- 
politik im nationalſozialiſtiſchen Staat iſt alſo, wie ſich ſchon aus den Leitſätzen 1 
und 2 ergibt, nicht nach ausſchließlich finanzwirtſchaftlichen Geſichtspunkten, ſondern 
auch nach bevölkerungspolitiſchen und ſozialpolitiſchen Geſichtspunkten ausgerichtet. 
Die bevölkerungspolitiſchen Maßnahmen im Rahmen der Steuerpolitik beſtehen in 
Steuerermäßigung bei den Perſonenſteuern, insbeſondere der Ein- 
lommenſteuer, Vermögenſteuer, Bürgerſteuer, Ehe ſtands darlehen, Kinder 
beihilfen uſw. 

Leitſatz 4: „Die Steuern müſſen dem Gedanken des Werts der Perfön- 
lichkeit entſprechen.“ Der Gedanke, den Perſönlichkeitswert immer klarer ber- 
auszuarbeiten und auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens zur Geltung zu bringen, 
iſt einer der elementarſten Grundſätze der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung, 
denn der Wert einer Perſönlichkeit iſt nicht nur ein Wert für die betreffende einzelne 
Perſon, ſondern ein Wert für die Volksgemeinſchaft, ein Wert, der ſich, wenn die 
Vorausſetzungen dafür geſichert find, zum Wohl der Volksgemeinſchaft in Verant- 
wortungsfreude und Verantwortungsbewußtſein entfalten kann. Im Rahmen dieſes 
Gedankengangs liegen die beſondere Hervorhebung der Rolle des Einzelkaufmanns, 
der Offenen Handelsgeſellſchaft und der Kommanditgeſellſchaft auch im Steuerrecht 
durch die ſteuerliche Begünſtigung der Amwandlung und Auflöſung von Kapital— 
geſellſchaften ſowie weitere Maßnahmen auf dem Gebiete der Vermögensbeſteuerung 
und der Kapitalverkehrbeſteuerung und endlich die Anwendung niedriger Steuerſätze 
im Rahmen des 8 34 EStG. 

Leitſatz 5: „Die Steuern müſſen dem Gedanken der ſozialen, wirtſchaftlichen und 
finanziellen Geſundung entſprechen.“ Dieſer Leitſatz enthält die ſteuerpolitiſche Aus- 
prägung des die geſamte nationalſozialiſtiſche Finanzpolitik beherrſchenden Grund- 
gedankens des Kampfes gegen die Arbeitsloſigkeit. Finanzwirtſchaft⸗ 
lich wirkt ſich der Leitſatz 5 dahin aus, daß jede Erhöhung der Beſchäftigtenziffer, 
der Erzeugung, vom Amſatz, Einkommen und Verbrauch das Aufkommen der ent- 
ſprechenden Steuern (Amſatzſteuer, Einkommenſteuer, Gewerbeſteuer und Verbrauch— 
ſteuern) erhöht und zugleich durch Verminderung der Arbeitsloſigkeit den Finanz— 
bedarf der Arbeitsloſenhilfe verringert und damit zu einer Verbeſſerung der Lage 
der öffentlichen Finanzen führt. 


VI. Der Neue finanzplan 
Schrifttum: Blümich, Herrmann⸗Georgi, Reinhardt. 


Die Finanzierung der großen nationalpolitiſchen Aufgaben (Beſeitigung der Arbeits- 
loſigkeit, Wiederherſtellung der Wehrhaftigkeit und Durchführung der Einfuhrunab- 
hängigkeit) geſchah zunächſt durch Sonderwechſel, die die Anternehmer erhielten, die 
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im Rahmen der genannten Aufgaben tätig wurden. Dieſe Wechſel trugen das Akzept 
einer beſtimmten Reichsſtelle und hatten Rediskontzuſage der Reichsbank. Die durch 
die Einlöſung der bei der Reichsbank einlaufenden Wechſel eintretende Kreditaus⸗ 
weitung wurde zu einem weſentlichen Teil dadurch wieder ausgeglichen, daß das 
Reich die von Jahr zu Jahr ſteigenden Steuereinnahmen zum Rückkauf von Sonder- 
wechſeln von ſeiten der Reichsbank verwenden konnte. In welchem Amfang dies 
geſchehen iſt, läßt ſich nicht genau beſtimmen. Dieſe Kreditausweitung war ſo lange 
unbedenklich, als noch viele Menſchen arbeitslos, zahlreiche Anlagen unausgenützt 
und große Lager an Roh. und Hilfsſtoffen vorhanden waren. Sobald dieſe Reſerven 
jedoch aufgezehrt waren, insbeſondere der Zuſtand der Vollbeſchäftigung erreicht war, 
mußte dieſe Art der Finanzierung die Tendenz zu Preis- und Lohnſteigerungen nach 
ſich ziehen. 

Mit dem 1. April 1938 ging die Regierung daher zu einem neuen Finanzierungs- 
ſyſtem über. Sie ſtellte die Begebung von Sonderwechſeln ein und faßte den Ent- 
ſchluß, die Finanzwirtſchaft des Reichs grundſätzlich auf Steuereinnahmen und 
Anleiheerlöſe zu beſchränken. Dabei ſah man, zur Erleichterung des Übergangs 
von dem bisherigen zum neuen Finanzierungsſyſtem, die Ausſtellung von kurz- 
friſtigen (bis 6 Monate laufenden) unverzinslichen Schatzanweiſungen (Lieferungs- 
ſchatzanweiſungen oder Lieferſchätze) vor, die ebenfalls aus den laufenden Reichs- 
einnahmen eingelöſt werden und bei der Reichsbank nicht rediskontierbar ſein ſollten. 
Bei der beträchtlichen Steigerung der Ausgaben im Jahre 1938 im Zuſammenhang 
mit den großen politiſchen Ereigniſſen dieſes Jahres (Anſchluß der Oſtmark und des 
Sudetenlandes) ſtieß die Innehaltung dieſes Finanzierungsweges auf gewiſſe 
Schwierigkeiten. Es machten ſich am Anleihemarkt ſchließlich Anzeichen einer Aber— 
beanſpruchung bemerkbar. Das hatte zur Folge, daß mehr Lieferungsſchatz. 
anweiſungen, als urſprünglich wohl in Ausſicht genommen war, ausgegeben werden 
mußten. Dadurch entſtand die Gefahr, daß der Finanzierung durch Lieferſchätze das 
Weſen einer kurzfriſtigen Aberbrückungsmaßnahme verlorenging. Zudem trat viel⸗ 
fach eine Verlängerung der Zahlungsfriſten bei öffentlichen Auſträgen ein, wodurch 
die Liquidität der Lieferfirmen in unerwünſchtem Maße beeinträchtigt wurde. 


Dieſen Schwierigkeiten ſucht der Neue Finanzplan auf Grund des Geſetzes 
vom 20. März 1938 (RGBl. 1 S. 561, RStBl. S. 473) zu begegnen. Mit dieſem 
Plan werden vollkommen neue Wege für die Finanzierung der öffentlichen Ausgaben 
vom 1. Mai 1939 ab beſchritten. In ſeinen Grundzügen ſieht der Neue Finanzplan 
folgendes vor: Es treten neben die Barzahlung der Öffentlichen Aufträge als Finan- 
zierungsmittel zwei neue Steuergutſcheinarten — Steuergutſcheine I 
und II —, deren Beſonderheit darin liegt, daß fie nicht nur Wertpapier 
charakter, ſondern auch, allerdings beſchränkten, Zahlungsmittelcharakter 
beſitzen. Die Bezahlung von Aufträgen an die gewerbliche Wirtſchaft muß vom 
Reich, von der NSDAP., den Ländern, Gemeinden, Gemeindeverbänden, der Reichs- 
bahn, Reichspoſt und anderen öffentliche rechtlichen Körperſchaften zu 40 v. H. in 
Steuergutſcheinen erfolgen, und zwar je zur Hälfte in Steuergutſcheinen I und II. 
Die Unternehmer ihrerſeits dürfen Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen der gewerb— 
lichen Wirtſchaft ebenfalls zu 40 v. H. mit Steuergutſcheinen bezahlen. Die Steuer- 
gutſcheine I find vom 7. Monat und die Steuergutſcheine II vom 37. Monat nach dem 
Ausgabemonat ab für Steuerzahlungen l(einſchließlich Zölle) an das Reich verwend⸗ 
bar. Bei der Verwendung von Steuergutſcheinen II als Zahlungsmittel ſteigt der 
Anrechnungskurs mit dem Zeitablauf; er erhöht ſich, ausgehend vom Nennbetrag, 
monatlich um / v. H., jo daß bei Fälligkeit 112 v. H. erreicht werden. 

Die Anternehmungen können, je nach ihrer Wahl, die Steuergutſcheine auch als 
Wertpapiere behandeln und ſie als Kapitalanlage behalten oder erwerben. In 
dieſem Fall genießen die Anternehmungen bei Steuergutſcheinen I erhebliche ſteuer⸗ 
liche Vorteile in Geſtalt einer erhöhten Abſchreibungsmöglichkeit. Sie können für 


Band III Beitrag 62 | 


16 | Blümich 


20 v. H. des Geſamtbetrages an Steuergutſcheinen I, die ihnen in den letzten 
10 Monaten des Wirtſchaftsjahres ununterbrochen gehört haben, Bewertungsſrei⸗ 
heit für nutzbare Anlagegüter in Anſpruch nehmen (für die mit dem Kalenderjahr 1939 
abſchließenden Unternehmungen genügt es, wenn bis Ende Februar 1940 ein ununter- 
brochener Beſitz während der Dauer von 6 Monaten nachgewieſen wird). Bei 
längerer Beſitzdauer erhöht ſich der Satz von 20 v. H. bis ſchließlich auf 35 v. H. Bei 
Anternehmungen der Ausfuhrinduſtrie tritt ein Sonderzuſchlag zu den 
Normalſätzen; bei Unternehmungen des Ausfuhrhandels iſt ſogar ein end- 
gültiger Steuernachlaß vorgeſehen. An die Stelle des Zinsertrags treten alſo bei 
den Steuergutſcheinen I Erſparniſſe bei den laufenden Steuerzahlungen. Abgeſehen 
vom Ausfuhrhandel handelt es ſich allerdings nur um einen Steueraufſchub, deſſen 
Dauer davon abhängt, wie lange noch zuſätzliche Abſchreibungsmöglichkeiten bei den 
Anlagegütern vorhanden ſind. 

Das Steuergutſcheinverfahren bot weitgehende Finanzierungsmöglichkeiten. Es 
wurden Ausgaben der Gegenwart im Reichshaushalt auf einen längeren Zeitraum 
verteilt und Steuereinnahmen der Zukunft vorweggenommen. Lieferſchatz ⸗ 
anweiſungen wurden nicht mehr begeben; ſie verſchwanden bis Ende Oktober 
1939 aus dem Umlauf. Vom 1. November 1939 ab werden nach der Dritten 
Durchführungsverordnung zum Neuen Finanzplan vom 22. Oktober 1939 (RGBl. I 
S. 2067) Steuergutſcheine J und Il nicht mehr ausgegeben; auch ein 
Verkauf ſeitens der Finanzkaſſen findet nicht mehr ſtatt. Die Verpflichtung der öffent. 
lichen und ſonſtigen Stellen zur Bezahlung in Steuergutſcheinen entfällt ebenfalls vom 
1. November 1939 ab. Zwiſchen gewerblichen Anternehmern bleiben da⸗ 
gegen die Berechtigung, Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen zu je 20 v. H. des Rech⸗ 
nungsbetrages in Steuergutſcheinen I und II zu bezahlen, und die entſprechende An⸗ 
nahmepflicht für den anderen Vertragsteil beſtehen. Insgeſamt ſind Steuergutſcheine 
im Betrage von rund 5 Milliarden RM ausgegeben worden. 

Durch die Verwendung von Steuergutſcheinen und durch die Inanſpruchnahme der 
Bewertungsfreiheit bei abnutzbaren Anlagegütern werden vorübergehend Steuer- 
ausfälle entſtehen, die auf drei Wegen ausgeglichen werden ſollten, nämlich durch 
die Erhebung einer Mehreinkommenſteuer (unten Dritter Teil Abſchnitt 
C12), durch Einſparung bei den Ausgaben der öffentlichen Verwaltung und durch 
das Mehraufkommen an Steuern, das bei der Durchführung der nationalpolitiſchen 
Aufgaben des Reichs zu erwarten war. Durch den e am 1. September 
1939 ift dieſer Finanzplan naturgemäß geftört worden. 


VII. firiegsfinanzen 


Die bei Ausbruch des Kampfes mit Polen und ſeinen Verbündeten erlaſſenen 
finanzpolitiſchen Maßnahmen zur Deckung des erhöhten Finanzbedarfs des Reichs 
werden in einem Anhang am Schluß dieſer Abhandlung (unten S. 104) dargeſtellt. 


Zweiter Teil 


Finanzverwaltung 

Schrifttum: Groth, Die Reichsfinanzverwaltung, Bücherei des Steuerrechts Band 1. 
Die Reichsfinanzverwaltung hat ſeit dem Jahre 1936 eine weſentliche Am- 
geſtaltung erfahren, hauptſächlich bedingt durch den Anſchluß der Deutſchen 
Oſtmark und der ſudetendeutſchen Gebiete. Gegenwärtig beſteht 
folgende Lage: An der Spitze der Reichsfinanzverwaltung ſteht der Reidhs- 
miniſter der Finanzen, dem die Durchführung der geſamten Finanz. und 
Steuerpolitik und die Leitung, Aberwachung und Beaufſichtigung der Steuer. und 
Zollverwaltung ſowie die Verwaltung des Reichsvermögens obliegen. Ihm unter— 
ſteht ein Staatsſekretär, dem im Reichsfinanzminiſterium ſechs 
Abteilungen unterſtellt ſind: 
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1. Die Haushaltsabteilung (Abteilung J), in der die Einzelhaushalte der 
Reichsminiſterien und ſonſtigen oberſten Neichsbehörden, der Präfidial- und der 
Reichskanzlei, des Reichstags, des Rechnungshofs des Deutſchen Reichs, des 
Generalinſpektors für das Deutſche Straßenweſen, des Reichsforſtamts, des Reichs- 
führers h und Chefs der Deutſchen Polizei uſw. betreut und die Länderhaushalte 
geprüft werden. Auch die allgemeinen Haushalts-, Kaſſen⸗ und Nechnungsangelegen⸗ 
heiten, die für ſämtliche Reichsſtellen, zum Teil auch für die Länderbehörden, gelten, 
find hier zuſammengefaßt. Dazu gehören u.a. das Haushaltsrecht, die Reichshaus⸗ 
haltsrechnung und der Rechnungsverkehr. Auch das Wohnungs- und Kleinfiedlungs- 
weſen im Rahmen des Vierjahresplans wird hier bearbeitet, ſoweit geldliche Belange 
in Frage kommen. 

Der Haushaltsabteilung iſt die Reichshauptkaſſe unterſtellt. Sie gliedert ſich 
in Buchhaltereien, neben denen noch eine Wertpapierſtelle, Giroſtelle, Poſtſcheckſtelle 
und Beſoldungsſtelle beſtehen. Die RNeichshauptkaſſe iſt die Zentralkaſſe des 
Reichs, die nach den Anordnungen des Reichsminiſters der Finanzen die auf ihrem 
Neichsbankgirokonto und Poſtſcheckkonto zuſammenfließenden Reichsgelder verwaltet 
und die Bedarfskaſſen mit Betriebsmitteln verſorgt. 

Im Rahmen der Abteilung I werden auch die Fragen des Finanzausgleichs 
und der Durchführung des Geſetzes über den Neuaufbau des Reichs bearbeitet. Dieſe 
Aufgaben ſind in der Anterabteilung IV zuſammengefaßt. 


2. Die Zollabteilung (Abteilung II). Ihre Aufgaben gliedern ſich in z wei 
Hauptgebiete, nämlich die Verwaltung der Zölle und Verbrauch 
ſteuern (vgl. hierzu den Dritten Teil Abſchnitt C III der Hauptdarſtellung) und 
die Aufgaben des Generalinſpekteurs des Zollgrenzſchutzes. Der 
letztere hat für ſtraffe Zuſammenfaſſung aller Kräfte der Zollverwaltung an der 
Grenze zu ſorgen und ihre Schlagkraft zu fördern. Das andere Aufgabengebiet, das 
einem Miniſterialdirektor unterſteht, betreut allgemeine Fragen der Handelspolitik 
und des Zollrechts, Zollgeſetz und Zolltarif, Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr ſowie 
der Amſatzausgleichſteuer. 

Die Verbrauchſteuern und die Monopole werden von der Anterabteilung II U 
bearbeitet. In der Zollabteilung wird das Reichs zollblatt herausgegeben. 


3. Die Steuerabteilung (Abteilung III), die die Beſitz. und Verkehrſteuern 
verwaltet (vgl. hierzu den Dritten Abſchnitt CI und II der Hauptdarſtellung). In 
der Steuerabteilung werden das Reichs ſteuerblatt und das Amtsblatt 
der Reichsfinanzverwaltung, das die perjonal- und verwaltungsmäßigen Anord- 
nungen bringt, herausgegeben. 


4. Die Beſoldungsabteilung (Abteilung IV). Sie bearbeitet alle Fragen 
des Beſoldungsweſens der Beamten, Angeſtellten und Arbeiter im Reich, z. B. Woh⸗ 
nungsgeldzuſchüſſe, Kinderzuſchläge, Kinderbeihilfen, Anterhaltszuſchüſſe, Amzugs⸗ 
koſten und Reiſegelder u. dgl. Die erlaſſenen Beſtimmungen gelten nicht nur für den 
Bereich der Reichsfinanzverwaltung, ſondern allgemein für ſämtliche Behörden des 
Reichs und der Länder. Als Nachrichtenblatt für Haushalts- und Beſoldungsweſen 
wird das Reichshaushalts- und Beſoldungsblatt herausgegeben. 
5. Abteilung für allgemeine Finanz- und Wirtſchaftsfragen (Ab-. 
teilung W). In dieſer Abteilung werden Fragen des Anleihe, und Schuldenweſens, 
der Garantien, Kredite und Reichsbeteiligungen bearbeitet, z. B. die Beteiligungen 
an der Viag (Vereinigte Induſtrieunternehmungen AG) und den Hermann⸗Göring⸗ 
Werken, die Hilfsmaßnahmen auf dem Gebiet der Landwirtſchaft und des Bank-. und 
Genoſſenſchaftsweſens, die Amſchuldung der Gemeinden und der landwirtſchaftlichen 
Betriebe, das Geld⸗ und Münzweſen. Auch die Aufſicht über die Deutſche Zentral. 
genoſſenſchaftskaſſe und die Deutſche Rentenbank fällt in das Aufgabengebiet dieſer 
Abteilung, ferner Fragen des Bank. und Börſenweſens, der finanziellen Beziehungen 
des Reichs zum Ausland und damit im Zuſammenhang finanzielle Völkerrechtsfragen, 
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internationales Abgabenrecht, Deviſenverkehr uſw. Einen breiten Naum nehmen die 
Sachgebiete ein, in denen Rohſtoff-Fragen im Rahmen des Vier jahresplans 
bearbeitet werden, ſoweit dabei Finanzierungsfragen auftauchen. 

6. Abteilung für Perſonal- und Verwaltungs angelegenheiten 
bearbeitet alle in der Reichsfinanzverwaltung vorkommenden Fragen der Perfonal- 
politik und der Verwaltungsorganiſation. Zu den Aufgaben der Abteilung gehört 
auch die Abteilung für Liegenſchaften und Bauſachen des Reichs. 
Mittelinſtanzen im Rahmen der Reichsfinanzverwaltung find die 32 Ober- 
finanzpräſidenten Berlin, Brandenburg (in Berlin), Darmſtadt, Dresden, Düſſeldorf, 
Hamburg, Hannover, Karlsruhe, Kaſſel, Köln, Königsberg, Leipzig, Magdeburg, 
München, Münſter, Nordmark (in Kiel), Nürnberg, Schleſien (in Breslau), Stettin, 
Stuttgart, Thüringen (in Rudolftadt), Weſer⸗Ems (in Bremen), Würzburg, Wien, 
Oberdonau (in Linz), Niederdonau (in Wien), Graz, Innsbruck, Karlsbad, Troppau, 
Danzig und Poſen, denen die Verwaltung der Steuern und Zölle für ihren Bezirk als 
Aufſichtsbehörde übertragen iſt. Den Oberfinanzpräſidien waren früher Finanz 
gerichte angegliedert. Sie ſind auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichs- 
kanzlers über die Vereinfachung der Verwaltung vom 28. 8. 1939 (RGBl. J S. 1535), 
der das Anfechtungs verfahren eingeführt hat, weggefallen. 

Als örtliche Behörden unterſtehen den Oberfinanzpräſidenten die Finanzämter 
(auf dem Gebiete der Steuern), die an Größe und Bedeutung außerordentlich ver- 
ſchieden find. Sie erledigen die Veranlagungs- und Kaſſengeſchäfte für die Reichs. 
ſteuern in ihrem Bezirk. Ihrem inneren Aufbau nach gliedern fie ſich in Veran⸗ 
lagungsabteilung und Finanzkaſſe. Abgeſehen von den Veranlagung⸗ 
und Kaſſengeſchäſten obliegt ihnen die Verwaltung von Landesſteuern, ſoweit 
ſie ihnen durch Geſetz oder Abkommen übertragen iſt, darüber hinaus eine Reihe von 
Geſchäften der Allgemeinen Verwaltung, die ihnen durch Geſetz oder durch Anordnung 
zugewieſen find (z. B. Gewährung von Eheſtandsdarlehen, Durchführung der Fett- 
verbilligungsaktion uſw., Verwaltung von Beiträgen für beſtimmte öffentlich recht⸗ 
liche Verbände). 

Den Oberfinanzpräſidenten ſind ferner als örtliche Behörden der Verwaltung der 
Zölle und Verbrauchſteuern nachgeordnet die Hauptzollämter und Zollämter. 
Die Hauptzollämter, die als Finanzämter im Sinn des Geſetzes galten, haben die 
Zölle und Verbrauchſteuern in ihrem örtlichen Bezirk zu erheben und feſtzuſetzen und 
die Steueraufſicht einſchließlich der Grenzaufſicht auszuüben. Für die Feſtſetzung und 
Erhebung find ihnen Zollämter mit Zollabfertigungsſtellen und für 
die Ausübung des Auſſichtsdienſtes Zollinſpektionen mit Zollauf⸗ 
ſichtsſtellen unterſtellt. 

Zwecks Ausbildung des Beamtennachwuchſes und für die fachliche 
Schulung der Beamten ſind Finanzſchulen in verſchiedenen Bezirken des 
Reichs und Hauptlehranſtalten und Lehranſtalten für Zollbeamte, die den Ober. 
finanzpräſidenten Abt. II angegliedert ſind, errichtet. 

Eine Sonderaufgabe im Rahmen der Finanzverwaltung nehmen die Reichs bau- 
ämter ein, denen in der örtlichen Inſtanz die Entwurfsbearbeitung und die Bau 
verwaltung für den reichseigenen Grund, und Gebäudebeſitz (mit Ausnahme von 
Wehrmacht, Poſt, Verkehr) obliegt. Sie unterſtehen den Oberfinanzpräſidenten. 

Die Verwaltung der Reichsſchulden iſt einer beſonderen Behörde, der 
Reichs ſchulden verwaltung übertragen. Die Zuſtändigkeit und der Aufbau 
dieſer Behörde regeln ſich nach der Reichsſchuldenordnung vom 13. Februar 1924 / 
5. Juli 1934 (RGBl. 19241 S. 95; 1934 S. 574). Ihr obliegt die Ausſtellung der 
Reichsſchuldverſchreibungen und der Reichsſchatzanweiſungen, ferner der eigentliche 
(in Verzinſung und Tilgung beſtehende) Schuldendienſt. Die Reichsſchuldenverwal— 
tung, die weitgehend unabhängig und ſelbſtänd ig iſt, unterſteht der Ober. 
leitung des Reichsminiſters der Finanzen. 


Finanzen und Steuern 19 


Dritter Teil 
Steuerſyſtem 
A. Allgemeines 


Als Steuerſyſtem wird die nach beſtimmten Grundgedanken geordnete und auf- 
einander abgeſtimmte Erhebung verſchiedener Steuern im Rahmen des Befamt- 
finanzbedarfs bezeichnet. Die Grundgedanken, nach denen ſich der Aufbau der Steuern 
innerhalb des Steuerſyſtems regelt, ſind in erſter Linie politiſcher, erſt in zweiter 
Linie finanzpolitiſcher Natur. Dabei ſpielen Aberlegungen der Bevölkerungspolitik 
und Sozialpolitik eine weſentliche Rolle. Der im 19. Jahrhundert häuſig erörterte 
Gedanke, eine „einzige Steuer“ (ſei es in Form einer Einkommenſteuer, ſei es in 
Form einer Grundſteuer) zu erheben, iſt jetzt überall aufgegeben. Allgemein wird 
das Steuerſyſtem beherrſcht durch die Tatſache, daß eine Vielzahl von Steuern er- 
hoben wird. In Deutſchland ſetzt ſich das Steuerſyſtem zuſammen aus Steuern 
vom Einkommen und Vermögen (Befisfteuern), Steuern vom Amſatz, 
Kapitalverkehr und Verkehr (Verkehrſteuern), den Verbrauchſteuern und Zöllen. 
Zu den Steuern vom Vermögen gehören auch die hauptſächlich den Gemeinden zu— 
fließenden Realſteuern (Grundſteuer, Hauszinsſteuer und Gewerbeſteuer). An 
der Spitze ſtehen nach ihrer finanzwirtſchaftlichen Bedeutung die Steuern vom Ein 
kommen und Vermögen, die etwa die Hälfte des Geſamtaufkommens (bei 
Reich, Ländern und Gemeinden) erbringen, während ihnen die Amſatzſteuer mit 
einem Siebentel und Steuern vom Grund beſitz und Gewerbebetrieb mit 
etwa einem Sechſtel des Geſamtaufkommens folgen. Die Zölle und die Ver⸗ 
brauchſteuern erbringen zuſammen etwa ein Drittel des Geſamtaufkommens. 


Dabei iſt zu beachten, daß die Reichsſteuern, die unten im Abſchnitt C behandelt 
find, nicht in vollem Umfang dem Reich zufließen. Das erklärt ſich aus der geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung. Bis zum Kriegsende floſſen die Steuern vom Einkommen und 
die Ergänzungſteuern, die auf Grund der Ländergeſetze erhoben wurden, den Ländern 
und Gemeinden zu. Hierin trat mit Kriegsende ein grundſätzlicher Wandel ein. Die 
Finanzreformen von 1919 und 1920 verlegten den Schwerpunkt des Finanzſyſtems auf 
das Reich durch weitgehende Inanſpruchnahme bisheriger Landesſteuern. Die Ein- 
kommenſteuer und die Körperſchaftſteuer wurden damals auf das Reich übertragen. 
Im Zuſammenhang damit mußten die Länder und Gemeinden irgendwie an den Er. 
trägen diefer Steuern beteiligt werden. Das geſchah durch Aberweiſungen im Rahmen 
des Finanzausgleichs, der von dem leitenden Gedanken beherrſcht wird, daß 
die Finanzen der geſamten öffentlichen Hand eine Einheit bilden. Hiernach find Aber⸗ 
weiſungſteuern die Einkommenſteuer, die Körperſchaftſteuer, die Grunderwerbſteuer, 
die Amſatzſteuer, die Kraftfahrzeugſteuer, die Rennwettſteuer, die Schlachtſteuer und 
die Bierſteuer. Die Anteile der Länder und Gemeinden an dieſen Steuern find ver- 
ſchieden. In jüngſter Zeit ſind die Anteile der Länder und Gemeinden durch das 
Geſetz vom 30. März 1936 (RGBl. I S. 315) beſchränkt worden im Hinblick auf die 
große Belaſtung des Reichs durch die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen und die Auf. 
rüſtungsausgaben, die in erſter Linie zur Steigerung des Aufkommens ſeit 1934 bei- 
getragen haben (vgl. hierzu Erſter Teil Abſchnitt B V3). Von einer Darſtellung im 
einzelnen muß hier abgeſehen werden. Feſtzuhalten ift, daß hauptſächlich die Ein- 
kommenſteuer, Körperſchaftſteuer und Amſatzſteuer, die die wichtigſten Steuern im 
Reichshaushalt darſtellen, zu einem erheblichen Teil nicht dem Reiche zugute kommen. 


Im Rahmen des Geſamtſteuerſyſtems war früher ein einheitliches Gemeinde 
ſteuerſyſtem nicht ausgebaut. Das hing damit zuſammen, daß für das ganze 
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Reichsgebiet eine einheitliche Grundlage der Gemeindefinanzwirtſchaft noch nicht er- 
reicht war. Die Gemeinden waren außer an der Einkommenſteuer, Körperſchaftſteuer 
und Amſatzſteuer früher noch an der Grundvermögenſteuer und Gewerbeſteuer be- 
teiligt (in Preußen war die Gewerbeſteuer eine ausſchließliche Gemeindeſteuer). Dies 
hat ſich mit Inkrafttreten der Realſteuerreſorm vom 1. Dezember 1936 
grundlegend geändert. Die Realfteuerreform, die hauptſächlich eine Neugeſtaltung 
der Gewerbeſteuer und Grundſteuer herbeiführte, iſt bezüglich der Gewerbeſteuer am 
1. April 1937 und auf dem Gebiet der Grundſteuer am 1. April 1938 in Kraft 
getreten. Mit ihrem Inkrafttreten wurde eine einheitliche Grundlage für die gemeind- 
liche Finanzwirtſchaft geſchaffen. Die Gemeindefinanzwirtſchaft beruht nunmehr 
auf drei großen Steuern: Grundſteuer, Gewerbeſteuer und Bürgerſteuer. 
Außerdem fließt den Gemeinden ein Teil des Hauszinsſteueraufkommens zu. Daneben 
erheben fie noch eine Reihe von kleineren Steuern, wie Schanferlaubnis-, Motor- 
boot, Pferde- und Hundeſteuern, Vergnügungs-, Bier- und Getränkeſteuern, Wert- 
zuwachsſteuern uſw. Die im Zuſammenhang mit der Realſteuerreform eintretende 
Neugeſtaltung der Finanzwirtſchaft der Gemeinden hatte zur Folge, daß die Länder 
von einem großen Teil ihrer bisherigen Einnahmen abgedrängt wurden. Ein Erſatz 
für dieſen Ausfall konnte nicht in der Zuweiſung anderer Steuern gefunden werden. 
Es mußte hinzutreten eine für das ganze Reichsgebiet einheitlich durchgeführte Neu- 
geſtaltung der Aufgaben- und Laſten verteilung zwiſchen den 
Ländern und Gemeinden, die bis zum Inkrafttreten des Grundſteuergeſetzes (1. April 
1938) durchgeführt fein mußte. (Näheres ſiehe oben Erſten Teil Abſchnitt BV 4.) 
Zum Steuerſyſtem im weiteren Sinn rechnen auch die ſogenannten Steuergrund⸗ 
geſetze. Das find Geſetze, die die allgemeinen Grund ſätze für die Un- 
wendung der Steuergeſetze, ihre Auslegung und die Art ihrer Durchführung ent- 
halten und daher Geltung für das geſamte Steuerweſen des Reichs haben. 


B. Steuergrundfäbe 


I. Reichs abgabenordnung und Steueranpaſſungsgeſetz 


1. Bedeutung der Reichsabgabenordnung und des Steueranpaſſungsgeſetzes 


Grundgeſetz für die ganze Reichsabgabenverwaltung iſt die ſchon ſeit 1919 beſtehende 
und am 22. Mai 1931 (RGBl. J S. 161) in neuer Faſſung verkündete Reichs 
abgabenordnung (AO). Sie enthält in vielen Vorſchriften Grundſätze des 
Steuerrechts, regelt die Durchführung der Steuergeſetze, die Beſteuerung und das 
Steuerſtrafrecht nebſt Steuerſtrafverfahren. Sie iſt ſeit 1931 durch eine Reihe von 
Geſetzen geändert worden, vor allen Dingen durch das Steueranpaſſungs⸗ 
geſetz vom 16. Oktober 1934, RGBl. J S. 925 (St AnpG). Das Steueranpaſſungs- 
geſetz enthält die wichtigſten weltanſchaulichen Grundſätze einer allgemeinen national: 
ſozialiſtiſchen Steuerlehre und greift tief in den Bereich der Reichsabgabenordnung 
ein. So hat die Reichsabgabenordnung zur Zeit in erſter Linie ſteuertechniſche 
Bedeutung, während die weltanſchaulichen Fragen, die im Rahmen der 
Steuerverwaltung auſtauchen, aus dem Steueranpaſſungsgeſetz, nicht aus der AO, zu 
töfen find. Es iſt geplant, die Reichsabgabenordnung in nicht allzu ferner Zeit durch 
ein Steuerverwaltungsgeſe tz zu erſetzen. 


2. Maßgeblichkeit der nationalſozialiſtiſchen Weltanjchauung 

An der Spitze des allgemeinen Steuerrechts ſteht der im § 1 des Steueranpaſſungs- 
geſetzes ausgeſprochene Grundſatz, daß Steuergeſetze nach nationalfoziali- 
ſtiſcher Weltanſchauung auszulegen find und daß dabei die Volksanſchau. 
ung, der Zweck und die wirtſchaftliche Bedeutung der Steuergeſetze ſowie die Ent. 
wicklung der Verhältniſſe zu berüdfihtigen find. Entſprechendes gilt für die Beurtei⸗ 
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lung von Tatbeſtänden. Dem entſpricht es, daß Scheingeſchäfte und andere 
Scheinhandlungen keine Steuerpflicht mindern oder beſeitigen können, und daß der 
Mißbrauch von Form- und Geſtaltungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts eine 
Umgehung oder Minderung der Steuerpflicht nicht rechtfertigen kann (SS 5, 6 
StAnp®). Neben der Auslegung nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen wird die 
Anwendung der Steuergeſetze in weitem Amfang beherrſcht durch das ſogenannte 
Ermeſſen der Behörden, d.. h. durch Entſcheidungen, die ſie nach freiem 
Willen beim Vorliegen gewiſſer Tatbeſtände zu treffen haben. 8 2 StAnpG ſchreibt 
vor, daß derartige Ermeſſensentſcheidungen ſich in den Grenzen halten müſſen, die 
das Geſetz dem Ermeſſen zieht, daß ſie innerhalb dieſer Grenzen nach Billigkeit und 
Zweckmäßigkeit zu treffen find und daß Fragen der Billigkeit und Zweckmäßigkeit 
nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung beurteilt werden müffen. 


3. Inhalt des Steueranpaſſungsgeſetzes 


Das Steueranpaſſungsgeſetz regelt ſodann noch beſtimmte allgemeine, für die Anwen- 
dung der Geſetze außerordentlich wichtige Begriffe, nämlich die Steuerſchuld, 
die Haftung, die Steuerbefreiung, die Begriffe der Angehörigen, der Zurechnung, 
des Wohnſitzes und des gewöhnlichen Aufenthalts, der Geſchäftsleitung, des Sitzes, 
der Betriebsſtätte, der gemeinnützigen, wohltätigen und kirchlichen Zwecke und die 
Steuerzinſen. Dieſe Fragen find meiſt im Anſchluß an die bisherige Rechts. 
entwicklung geregelt. 


Die Steuerſchuld entſteht, ſobald der Tatbeſtand verwirklicht iſt, an den das 
Geſetz die Steuer knüpft. Auf ihre Entſtehung iſt es ohne Einfluß, ob und wann die 
Steuer feſtgeſetzt wird und wann die Steuer zu entrichten iſt. Bezüglich 
der Haftung beſtimmt 8 7, daß Perſonen, die nebeneinander für eine Steuerſchuld 
oder für eine andere aus den Steuergeſetzen entſpringende Geldſchuld haften, Gefanıt- 
ſchuldner find. Bei der Geſamtrechtsnachfolge geht die Steuerſchuld des Rechtsvor⸗ 
gängers auf den Rechtsnachfolger über (8 8 StAnpG). Einen Wohnſitz im Sinn 
der Steuergeſetze hat nach 8 13 StAnpõ jemand dort, wo er eine Wohnung unter 
Amſtänden innehat, die darauf ſchließen laſſen, daß er die Wohnung beibehalten und 
benutzen wird. Einen gewöhnlichen Aufenthalt hat jemand dort, wo er 
ih unter Amſtänden aufhält, die erkennen laſſen, daß er an dieſem Ort oder in 
dieſem Land nicht nur vorübergehend verweilt. Neu und von großem Einfluß auf die 
Beſteuerung (insbeſondere wegen der Reichsfluchtſteuer) iſt die Vorſchrift des § 14 
Abſ. 3 StAnpG über die unbeſchränkte Steuerpflicht von Inhabern und 
leitenden Angeſtellten eines inländiſchen Anternehmens. Dieſe Inhaber 
und leitenden Angeſtellten werden, auch wenn ſie ſich nicht im Inland aufhalten, wie 
Perſonen behandelt, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt an dem Ort haben, an dem 
ſich die Geſchäftsleitung oder der Sitz des inländiſchen Anternehmens befindet. 
Geſchäftsleitung (ein neu in das Steuerrecht eingeführter Begriff) iſt nach 
§ 15 Abſ. 1 StAnpG der Mittelpunkt der geſchäftlichen Oberleitung. Betriebs. 
ftätte, ein Begriff, der für den Finanzausgleich und für die Realſteuern wichtig 
iſt, iſt jede feſte örtliche Anlage oder Einrichtung, die der Ausübung des Betriebs 
eines ſtehenden Gewerbes dient. Die Vorſchrifſten über Gemeinnützigkeit, 
Mildtätigkeit und kirchliche Zwecke, die bisher an verſchiedenen Stellen 
verftreut waren und auch im einzelnen voneinander abwichen, find jetzt in den SS 17 
bis 19 StUnp® zuſammengefaßt. 


Der Schlußabſchnitt des Steueranpaſſungsgeſetzes regelt die Steuerzinſen. 
Danach erhebt das Reich bei Reichsſteuern weder Verzugszinſen noch Aufſchub— 
zinſen, bei Einkommenſteuer, Körperſchaftſteuer, Vermögenſteuer und Amſatzſteuer 
auch keine Stundungszinſen. Der Wegfall der Steuerzinſen würde ernſthafte 
Schwierigkeiten ſür den rechtzeitigen Eingang der Steuern zur Folge haben, wenn 
nicht eine Möglichkeit geſchaffen würde, auch ohne die Auferlegung von Zinslaſten 
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die Steuerpflichtigen zur ordnungsmäßigen Erfüllung ihrer ſteuerlichen Verpflich⸗ 
tungen anzuhalten. Durch das Steuerſäumnisgeſetz vom 24. Dezember 1934 (RGBl. I 
S. 1271) iſt der Säumniszuſchlag eingeführt worden, der in Höhe von 2 v. H. 
verwirkt iſt, wenn eine Steuerſchuld nicht rechtzeitig enfrichtet wird. Als weiteres 
Druckmittel, das auf die rechtzeitige Entrichtung der Reichsſteuern hinwirken ſoll, iſt 
die Liſte der ſäumigen Steuerzahler gedacht, die vom Jahre 1936 ab 
aufgeſtellt und offengelegt wird. 


4. Der Allgemeine Teil der Reichs abgabenordnung 

Die Reichs abgabenordnung behandelt in ihrem Allgemeinen Zeil, der im 
weſentlichen durch das Steueranpaſſungsgeſetz erſetzt worden iſt, von den Fragen, die 
hier noch von Intereſſe find, den Begriff der Steuern im S1 (val. hierzu die 
Ausführungen oben im Abſchnitt A! des erſten Teils), ferner das Unwen- 
dungsgebiet der Reichs abgabenordnung (die Reichsabgabenordnung 
gilt für Reichsſteuern und für Landes- und Gemeindeſteuern, ſoweit fie von Finanz- 
ämtern und Landesfinanzämtern verwaltet oder erhoben und beigetrieben werden) ſo— 
wie in SS 12 ff. die Grundſätze über die Durchführung der Steuergeſetze. 
Dieſe Grundſätze, urſprünglich im Steueranpaſſungsgeſetz als Vorſchriften zur Ab- 
änderung der Abgabenordnung enthalten, beſtimmen, daß der Reichsminiſter der 
Finanzen zur Durchführung und zur Ergänzung der vom Reich erlaſſenen 
Steuergeſetze, insbeſondere auch zur Aberleitung der Geſetzgebung und der Behörden- 
organifation, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorſchriften erlaſſen kann. Er 
kann insbeſondere den Umfang der Befreiungen, Steuerermäßigungen und Steuer- 
vergütungen näher beſtimmen. Damit iſt eine außerordentliche Fülle der Gefch- 
gebungsgewalt in die Hand des Reichsminiſters der Finanzen gelegt. Zweck dieſer 
Ermächtigung iſt, im Wege der Durchführungsverordnungen Klarheit über zmweifel- 
hafte Rechtslagen zu ſchaſfen, das Recht dadurch weiter zu entwickeln und auf dieſe 
Weiſe die Rechtsſicherheit zu fördern. 


5. Steuergeheimnis und Beiräte 

In ihren noch geltenden Teilen behandelt die Reichsabgabenordnung die Behörden, 
die Beſteuerung, Strafrecht und Strafverfahren (wegen Organiſation, Geſchäfts. 
abgrenzung und Tätigkeitsgebiet der Behörden vgl. die Ausführungen oben unter 
Zweiter Teil: Finanzverwaltung). Es iſt hier noch darauf hinzuweiſen, daß die 
geſamte Finanzverwaltung unter dem ſogenannten Steuergeheimnis ſteht 
(S 22 AO). Unter Steuergeheimnis iſt die Schweigepflicht desjenigen zu verſtehen, 
der als Amtsträger oder amtszugezogener Sachverſtändiger Kenntnis über die Ver— 
hältniſſe eines Steuerpflichtigen oder ſeine Geſchäfts- oder Betriebsgeheimniſſe im 
Beſteuerungs- oder im Steuerſtrafverfahren erhalten hat. Als Amtsträger in dieſem 
Sinne gelten auch die Mitglieder der Beiräte, die auf Grund des Steuer- 
anpaſſungsgeſetzes mit Wirkung vom 1. Januar 1935 an die Stelle der bisherigen 
Steuerausſchüſſe getreten ſind. Die Beiräte wirken beratend bei der Feſtſetzung 
der Steuern vom Einkommen, vom Ertrag, vom Vermögen und vom Amſatz mit; eine 
Entſcheidungsbeſugnis ſteht ihnen nicht zu, dieſe liegt ausſchließlich beim Finanzamt. 


6. Regelung der Zuſtändigkeit und der Vertretung in Steuerjachen 

Die Vorſchriften der Reichsabgabenordnung über „Beſteuerung“ regeln zunächſt die 
örtliche Zuſtändigkeit. Zuſtändig für die Beſteuerung nach dem Einkommen 
und dem Vermögen iſt das Finanzamt des Wohnſitzes, für die Realſteuern das 
Belegenheitsfinanzamt. Für die kleineren Steuern gelten Sondervorſchriften. Die 
weiteren Beſteuerungsvorſchriften der Reichsabgabenordnung betreffen Geſchäfts— 
fähigkeit, Vertretung, Vollmacht, Haftung, Zahlung, Stundung, Erlaß, Sicherheits- 
leiſtung und Verjährung ſowie die Erſtattungs- und Vergütungsanſprüche. Aus den 
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Vorſchriften über die Vertretung fei hervorgehoben, daß die Vertretung durch 
Bevollmächtigte durch eine Reihe von Sondergeſetzen geregelt iſt, und zwar durch das 
Geſetz über die Zulaſſung von Steuerberatern vom 6. Mai 1933 (RGBl. ] S. 257) 
und das Geſetz zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsberatung 
vom 13. Dezember 1935 (RGBl. 1 S. 1478). Danach bedürfen Perſonen, die geichätts- 
mäßig Hilfe in Steuerſachen leiſten, insbeſondere geſchäftsmäßig Rat in Steuer ⸗ 
ſachen erteilen, der vorherigen allgemeinen Erlaubnis des Finanzamts. Sie ſind, 
wenn ihnen dieſe Erlaubnis erteilt iſt, befugt, die Bezeichnung „Helfer in Steuer— 
ſachen“ zu führen. Als „Steuerberater“ dürfen Perſonen, die im Sinn der Beamten— 
geſetzgebung nichtariſcher Abſtammung find, nicht allgemein zugelaſſen werden. Einzel- 
heiten find noch in der Verordnung zur Durchführung des S 107 AO vom 18. Februar 
1937 (RGBl. J S. 245; RStBl. 1937 S. 313) geregelt. Zu erwähnen find hier auch 
die Richtlinien über Fachanwälte für Steuerrecht, die durch den Reichs- 
miniſter der Finanzen und den Reichsminiſter der Juſtiz neu herausgegeben worden 
find (RSt Bl. 1937 S. 1157). Die Bezeichnung „Fachanwalt für Steuerrecht“ dürfen 
nur diejenigen Nechtsanwälte führen, die bei dem Oberfinanzpräſidenten ihres 
Wohnſitzes in die Liſte der Fachanwälte für Steuerrecht eingetragen worden find. 
Die Eintragung geſchieht auf Antrag und nur dann, wenn der Antragſteller den Nach⸗ 
weis beſonderer Kenntniſſe auf dem Gebiete des Steuerrechts erbracht hat und wenn 
der Reichsminiſter der Finanzen oder der Reichsminiſter der Juſtiz die Eintragung 
bewilligt haben. Der Befähigungsnachweis kann entweder durch das Zeugnis einer 
Reichsfinanzſchule oder durch eine Beſcheinigung des Reichsminiſters der Finanzen 
erbracht werden. Erſteres wird nur erteilt, wenn der Antragſteller an einem 
mindeſtens einmonatigen Lehrgang an der Reichsfinanzſchule mit Erfolg teil- 
genommen hat. 


7. Buchführungspflichten und Meldepflichten 


Die eigentliche Grundlage des Verfahrensrechts bilden die Vorſchriften über die 
Ermittlung und Feſtſetzung der Steuer. Die Ermittlung und Feftſetzung 
der Steuer iſt im Rahmen der Steuertechnik, wie ſie ſich in den letzten hundert Jahren 
ausgebildet hat, nur möglich, wenn die Steuerpflichtigen weitgehend entweder durch 
Selbſteinſchätzung (Steuererklärung) oder durch Lieferung von Unterlagen (Bud- 
führung, Auskunftserteilung) im Steuerverfahren mitwirken. Es kann infolgedeſſen 
nicht überraſchen, daß die AO hier zuerſt die Pflichten der Steuerpflid- 
tigen und anderer Perſonen behandelt und in dieſem Rahmen zunächſt 
die Buchführungspflichten umſchreibt (SS 160 bis 162 AO). Die Buch⸗ 
führungspflicht iſt im einzelnen Fall von einer beſtimmten Höhe des Amſatzes, des 
Vermögens, des Gewerbeertrags oder der Einkünfte abhängig gemacht. Wenn ſchon 
nach anderen Geſetzen (3. B. Aktienrecht oder nach Handelsrecht von Vollkauf— 
leuten ohne Rüdfiht auf die Höhe des Amſatzes) Bücher geführt werden müſſen, ſo 
müſſen dieſe Buchführungspflichten auch im Intereſſe der Beſteuerung ordnungs- 
mäßig erfüllt werden. 


Im übrigen ſchreibt die AO nur vor, daß der Inhalt der Buchführung materiell 
richtig fein muß, und gibt gewiſſe äußere Anhaltspunkte; die Wahl des Buch 
führungsſyſtems bleibt dem Steuerpflichtigen überlaſſen. Durch einzelne Ver— 
ordnungen iſt das Gebiet der Buchführungspflicht nachträglich erweitert worden, 
fo vor allen Dingen durch die Verordnung vom 20. Juni 1935 (RGBl. 1 ©. 752) über 
das Wareneingangsbuch, das die große Maſſe der bisher nichtbuchführenden 
Kaufleute zu beſtimmten Aufzeichnungen verpflichtet, und durch die Verordnung über 
das Warenausgangsbuch vom 20. Juni 1936 (RGBl. I S. 507), die für 
Großhändler unter beſtimmten Vorausſetzungen die Verbuchung der Warenausgänge 
anordnet. Die Verordnung vom 5. Juli 1935 (RGBl. J S. 908) über die land⸗ 
wirtſchaftliche Buchführung betrifft ein Sondergebiet. In untrennbarem 
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Zuſammenhang mit den Buchführungspflichtigen der Steuerpflichtigen ſteht die Aber. 
wachung der Erfüllung dieſer Verpflichtung durch die Reichsfinanzverwaltung: § 162 
Abſätze 9 und 10 AO ſehen ein Nachprüfungsrecht der Finanzämter vor und 
beſtimmen, daß Großbetriebe mindeſtens alle drei Jahre einmal einer ordentlichen 
Buch- und Betriebsprüfung zu unterwerfen find. Dieſe Vorſchrift bildet 
die Grundlage für die umfangreiche und wichtige Tätigkeit der Betriebs 
prüfung im Rahmen der Reichsfinanzverwaltung. 

Die notwendigen Anterlagen über die als Steuerpflichtige in Betracht kommenden 
Perſonen werden der Reichsfinanzverwaltung durch die Perſonenſtands⸗ 
und Betriebsaufnahme (S$ 165 bis 165 d AO) geliefert. Die Perfonen- 
ſtands⸗ und Betriebsaufnahme findet alljährlich am 10. Oktober ſtatt; fie wird von 
den Gemeindebehörden durchgeführt. Inhaltlich beſteht ſie in der Erfaſſung der 
jeweils am Stichtag in einem Haushalt vereinigten Perſonen durch die Haushalts. 
liſte. Ergänzt wird die Perſonenſtands. und Betriebsaufnahme durch die fteuer- 
liche Meldepflicht, durch die die Veränderungen nach der Perſonenſtands. und 
Betriebsaufnahme erfaßt werden können. Die Ergebniſſe der Perſonenſtands. und 
Betriebsaufnahme werden in einer Arliſte feſtgehalten, aus der wieder die — bei 
den Finanzämtern geführte — ſogenannte V - Lifte für diejenige Steuerpflichtigen 
entwickelt wird, die zur Einkommenſteuer, Amſatzſteuer oder Vermögenſteuer heran- 
zuziehen find. 


Zu den wichtigſten Pflichten der Steuerpflichtigen gehört, dem obenerwähnten Ge- 
danken der Mitwirkung entſprechend, die Abgabe der Steuererklärung 
(Selbſteinſchätzung, SS 167 ff. AO). Zur Abgabe einer Steuererklärung iſt (vorbehalt- 
lich beſonderer Beſtimmungen in einzelnen Steuergeſetzen) jeder verpflichtet, der dazu 
vom Finanzamt (gegebenenfalls auch durch öffentliche Bekanntmachung) aufgefordert 
wird. Die Steuererklärungen für die Einkommenſteuer, Körperſchaftſteuer und Am— 
ſatzſteuer find grundſätzlich bis zum Ende des Monats Februar eines Jahres abzu- 
geben. Verlängerung der Friſt iſt zuläſſig. Der Steuerpflichtige hat nach Abgabe der 
Steuererklärung auf Verlangen des Finanzamts im Beanſtandungsverfahren die 
Richtigkeit der Steuererklärung nachzuweiſen. Er hat ſeine Angaben, 
ſoweit erforderlich, zu ergänzen, den Sachverhalt aufzuklären und ſeine Behauptungen, 
ſoweit ihm dies nach den Amſtänden zugemutet werden kann, zu beweiſen. Auch 
wer nicht als Steuerpflichtiger beteiligt iſt, hat dem Finanzamt über Tatſachen Aus. 
kunft zu erteilen, die für die Ausübung der Steueraufſicht oder in einem Steuer- 
ermittlungsverfahren für die Feſtſtellung von Steueranſprüchen von Bedeutung find 
(SS 175 ff. AO). Das Recht zur Auskunftsverweigerung iſt auf beſtimmte Fälle 
beſchränkt. Zu erwähnen ift, daß nach § 179 Abſatz 2 die Anverletzlichkeit des Po ſt ., 
Telegrafen- und Fernſprechgeheimniſſes auch gegenüber Anfragen 
der Finanzbehörden gewährleiſtet iſt. Die Auskunft, die ein Dritter auf Grund ſeiner 
Auskunftspflicht dem Finanzamt erteilt, muß unter Amſtänden durch Ablegung 
des Eides bekräftigt werden (§ 182 AD). 


8. Steueraufficht 


Die Vorſchriften über die Steueraufſicht find in den SS 190 bis 201 AO zu— 
ſammengefaßt. Danach unterliegen grundſätzlich Betriebe zur Gewinnung, Her— 
ſtellung oder zum Amſatz von Gegenſtänden, an deren Gewinnung, Herſtellung oder 
Amſatz eine Steuerpflicht geknüpft iſt, der Steueraufſicht. Die Ausübung der 
Steueraufſicht kann darin beſtehen, daß beſtimmte Handlungen nur in beſtimmten 
Räumen vorgenommen werden dürfen, daß die Waren in beſtimmter Form gelagert 
oder gepackt werden müſſen, daß beſtimmte Bücher geführt werden müſſen uſw. Neben 
dieſer Steueraufſicht iſt das weſentlichſte Recht des Finanzamts das Nachſchau— 
recht (Ss 193 ff. AO). Der Nachſchau unterliegen alle Perſonen, die nach den Vor— 
ſchriften der Abgabenordnung Aufzeichnungen zu machen haben, und ſolche Perſonen, 
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die entweder einer Steuer oder Steuerauffiht unterliegen oder bei denen nach dem 
Ermeſſen des Finanzamts eine Steuerpflicht in Betracht kommt. Die Mittel des 
Finanzamts zur Erzwingung der Pflichten, zu deren Sicherung Aufſicht und Nach⸗ 
ſchau beſtimmt find, find außerordentlich weitgehend. Sie gipfeln in dem Recht, die 
Fortführung des Betriebs zu unterſagen. 


Im übrigen ſteht den Finanzämtern eine Reihe von Zwangs mitteln zur 
Durchführung der von ihnen im Beſteuerungsverfahren getroffenen Anordnungen zur 
Verfügung, nämlich Geldſtrafen, Haft, Ausführung auf Koſten der Steuerpflichtigen 
uſw. (58 202 ff. AO.). 


9. Ermittlungs- und Feſtſetzungs verfahren 


Das Ermittlungs- und Feſtſetzungsverfahren (SS 204 bis 227 AO) gibt die geſetzliche 
Grundlage für die eigentliche Tätigkeit der Finanzämter, die Veranlagungs ⸗ 
tätigkeit. Danach hat das Finanzamt die ſteuerpflichtigen Fälle zu erforſchen, 
und zwar find von Amts wegen die tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe zu 
ermitteln, die für die Steuerpflicht und die Bemeſſung der Steuer weſentlich find. 
Die Steuererklärungen find nach 8S 205 AO zu prüfen und es find, ſalls die 
Prüfung Bedenken gegen die Richtigkeit der Erklärung ergibt, Ermittlungen im ſo⸗ 
genannten Beanſtandungsverfahren vorzunehmen. Von Bedeutung iſt, daß dieſe 
ganze Tätigkeit auf die ſachliche richtige Feſtſtellung von Verhältniſſen 
hinauslaufen ſoll. Deswegen ſind auch dem Steuerpflichtigen, wenn von der 
Steuererklärung abgewichen werden ſoll, die Punkte, in denen eine weſent liche 
Abweichung zu ſeinen Angunſten in Frage kommt, zur vorherigen Außerung mit- 
zuteilen (8 205 Abſ. 3 AO). Im Steuerermittlungsverfahren kann das Finanzamt 
Sachverſtändige zuziehen oder Prüſungsbeamte, die ihm zugeordnet ſind, verwenden. 
Dritte Perſonen ſollen zur Auskunft oder zur Vorlegung von Büchern erſt dann an- 
gehalten werden, wenn die Verhandlungen mit dem Steuerpflichtigen, der ja zur 
Auskunft verpflichtet iſt, nicht zum Ziele führen. Nach Abſchluß der Ermittlungen 
ſetzt das Finanzamt die Steuer durch Steuerbeſcheid feſt ($SS 210 ff. AO). Für 
die Steuern vom Einkommen, vom Ertrag, vom Vermögen und vom Amſatz wird 
der Steuerbeſcheid ſchriftlich erteilt. Er ſoll außer der Höhe der Steuer die 
RNechtsmittelbelehrung, eine Darſtellung der Grundlagen der Feſtſetzung und Ver⸗ 
anlagung, eine Anweiſung über die Entrichtung der Steuer und eine Darſtellung der 
Punkte enthalten, in denen von der Steuererklärung abgewichen worden iſt. An die 
Stelle der früher üblichen formellen Zuſtellung iſt jetzt in weitem Umfang die Zu⸗ 
fendung des Steuerbeſcheids getreten. Bei den Steuerbeſcheiden bildet die Feſt⸗ 
ſtellung der Beſteuerungsgrundlage regelmäßig nur einen unſelbſtändigen, alſo mit 
Rechtsmitteln nicht anfechtbaren Teil des Steuerbeſcheids. Nur in den Fällen, in 
denen die Beſteuerungsgrundlagen geſondert feſtgeſtellt werden, werden beſondere 
Feſtſtellungsbeſcheide erteilt, die ihrerſeits mit Rechtsmitteln angreifbar 
find (88 213 ff. AO). Bei den Realfteuern (Grundſteuer, Gewerbeſteuer) ſetzt 
das Finanzamt durch Steuermeßbeſcheid den Steuermeßbetrag feſt und teilt ihn der 
Gemeinde mit, die die Steuer durch Realſteuerbeſcheid feſtſetzt (SS 212 a ff. AO). 
Die grundſätzliche Anwendung der Rechtskraft im Steuerrecht (vgl. den folgen. 
den Abſchnitt 10) hat dazu geführt, daß Steuerbeſcheide, nachdem ſie einmal erlaſſen 
find, nur in beſtimmten Fällen geändert oder berichtigt werden können (neue Tat- 
ſachen, Aufdeckung von Fehlern uſw. — 88 222 ff. AO). 


Aus Billigkeitsgründen kann der Reichsminiſter der Finanzen Steuern, 
deren Einziehung eine Härte bedeuten würde, ganz oder teilweiſe erlaſſen ($ 131 
AO). Die Erlaßbefugnis iſt in weitem Amfang den Oberſinanzpräſidenten und 
Finanzämtern übertragen. 
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10. Rechtsmittelverfahren 


Als Rechtsmittel gegen Steuerbeſcheide, Feſtſtellungsbeſcheide und Veranlagungs⸗ 
beſcheide des Finanzamts oder des Hauptzollamts iſt die Anfechtung gegeben. 
Aber ſie entſcheidet der Oberfinanzpräſident. Gegen die Anfechtungsentſcheidung des 
Oberfinanzpräſidenten iſt die Rechts beſchwerde gegeben, wenn der Oberfinanz— 
präſident wegen der grundſätzlichen Bedeutung oder der beſonderen Amſtände des 
Einzelfalles die Rechtsbeſchwerde zugelaſſen hat. Aber fie entſcheidet der Reichs 
finanzhof. Die Inanſpruchnahme der bürgerlichen Gerichte in Steuerſachen iſt 
en ausgeſchloſſen. Das gilt auch für die Rückforderung bereits gezahlter 
teuern. | 


Das Berufungsverfahren, das bis zum 30. Auguſt 1939 für Yefig- und 
Verkehrſteuern als Rechtsmittelverfahren galt und ſeitdem auf Grund des Erlaſſes 
des Führers und Reichskanzlers über die Vereinfachung der Verwaltung 
vom 28. Auguſt 1939 (RGBl. I S. 1535) durch das Anfechtungs verfahren 
erſetzt worden iſt, ſah vor: gegen die Entſcheidung des Finanzamts den Einfpruch, 
über den das Finanzamt ſelbſt entſchied, gegen die Einſpruchsentſcheidung die 
Berufung, über die das Finanzgericht entſchied, und gegen die Berufungsentſchei⸗ 
dung des Finanzgerichts die Rechts beſchwerde an den Reichsfinanzhof. Für 
die Überleitung vom Berufungsverſahren auf das Anfechtungsverfahren, das, wie 
gejagt, mit dem 30. Auugſt 1939 eingeführt worden iſt, gibt der Runderlaß des Reichs- 
miniſters der Finanzen vom 2. September 1939 (RStBl. 1939 S. 962) eingehende 
Weiſungen. 


Im Anfechtungsverfahren Dürfen neue Tatſachen und Beweismittel vor- 
gebracht werden. Im Rechtsbeſchwerdeverfahren kann die Rechts beſchwerde 
nur darauf geſtützt werden, daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leidet oder 
daß die Entſcheidung auf Nichtanwendung oder unrichtiger Anwendung des be— 
ſtehenden Rechts oder auf einem Verſtoß wider den klaren Inhalt der Akten beruht. 
Der Reichsfinanzhof kann, wenn das Urteil des Finanzgerichts aufzuheben iſt, ſelbſt 
entſcheiden oder die Sache an das Finanzgericht oder das Finanzamt zurückverweiſen. 


11. Beitreibungs verfahren 


Im Beitreibungsverfahren (SS 325 bis 381 AO), das erforderlich wird, wenn eine 
Geldleiſtung, die nach den Steuergeſetzen geſchuldet wird, nicht entrichtet wird, ſtehen 
dem Finanzamt außerordentliche Mittel zur Verfügung. Durch Zwangs voll- 
ſtreckung in das bewegliche Vermögen und in das unbewegliche Vermögen können 
Geldleiſtungen beigetrieben werden. Andere Leiſtungen als Geldleiſtungen können 
durch Geldſtrafen oder Ausführung auf Koſten des Pflichtigen 
erzwungen werden. Arreſtmaß nahmen, fogar perſönlicher Sicher- 
heitsarreſt, ſind unter gewiſſen Vorausſetzungen zuläſſig. 


12. Steuerſtrafrecht und Steuerftrafuerfahren 


Sie find im Dritten Teil der AO 88S 391 bis 477 geregelt. Dem Steuerſtrafrecht 
und Steuerſtrafverfahren liegt das allgemeine Strafrecht und das allgemeine Straf— 
prozeßrecht zugrunde. Es gelten daher das Strafgefetzbuch und die Strafprozeß— 
ordnung, ſoweit die Steuergeſetze nichts Abweichendes vorſchreiben. Die drei ſteuer— 
ſtrafrechtlichen Tatbeſtände ſind die Steuerhinterziehung, die Steuergefährdung und 
die Steuerhehlerei. Steuerhinterziehung iſt gegeben, wenn jemand zum 
eigenen Vorteil oder zum Vorteil eines anderen nicht gerechtſertigte Steuervorteile 
erſchleicht oder vorſätzlich bewirkt, daß Steuereinnahmen verkürzt werden (Geldſtrafe, 
daneben auch Gefängnis bis zu zwei Jahren). Steuergefährdung iſt gegeben, 
wenn jemand fahr läſſig als Steuerpflichtiger oder als Vertreter oder bei Wahr- 
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nehmung der Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen bewirkt, daß Steuereinnahmen 
verkürzt oder Steuervorteile zu Anrecht gewährt oder belaſſen werden. Steuer- 
hehlerei iſt gegeben, wenn jemand ſeines Vorteils wegen Gegenſtände, von denen 
er weiß oder den Amſtänden nach annehmen muß, daß Steuern für ſie hinterzogen 
ſind, kauft oder ſonſt an ſich bringt, verheimlicht, abſetzt oder zu ihrem Abſatz mitwirkt 
(Geldſtrafe, daneben auch Gefängnis bis zu zwei Jahren). Das Steuerftraf- 
verfahren iſt entweder Verwaltungsſtrafverfahren oder gerichtliches Verfahren. 
Soweit es Verwaltungsſtraf verfahren iſt, ſteht den Finanzämtern das 
Recht zur Erforſchung des Sachverhalts und das Recht zur Entſcheidung zu, wenn 
die Steuerzuwiderhandlung nur mit Geldſtrafe und Einziehung oder einer dieſer 
Strafen bedroht iſt oder das Finanzamt auf keine anderen als auf dieſe Strafen oder 
darauf erkennen will, daß die Verurteilung auf Koſten des Steuerpflichtigen befannt- 
zumachen iſt. Das Finanzamt erläßt, wenn es die Anterſuchung im Rahmen des 
Verwaltungsſtrafverfahrens führt, gegen den Beſchuldigten einen Strafbeſcheid, 
nachdem ihm vorher Gelegenheit zur Außerung gegeben iſt. Gegen den Strafbeſcheid 
iſt die Beſchwerde gegeben. Aber die Beſchwerde entſcheidet der Oberfinanz- 
präfident. Das gerichtliche Verfahren kommt in Frage, wenn die Staats— 
anwaltſchaft wegen einer Steuerzuwiderhandlung die öffentliche Klage erhebt oder 
wenn der Beſchuldigte oder ein Nebenbeteiligter die gerichtliche Entſcheidung be— 
antragt. Das Finanzamt hat dann im weiteren Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten die Rechte eines Nebenklägers. 


II. Reichsbewertungsgeſetz 
(Geſetz vom 16. Oktober 1934; RGBl. S. 1035) 
Schrifttum: Erläuterungsbücher von Haider, Krekeler, Dziegalowſki⸗Thümen. 


1. Zweck des Reichsbewertungsgeſetzes. Geſchichtlicher Uberblick 


Eine große Zahl von Steuern wird nach dem Wert des Steuergegenſtandes oder nach 
der Höhe des Vermögens bemeſſen. Dadurch gewinnt die Frage der Bewertung für 
das Steuerrecht eine überragende Bedeutung. Es tauchte daher ſchon bald nach der 
Währungsſtabiliſierung der Gedanke auf, die Bewertung für Reich und Länder 
einheitlich zu regeln und ſo den von den beteiligten Wirtſchaftskreiſen als 
unerträglich empfundenen Zuſtand zu beſeitigen, daß dasſelbe Wirtſchaftsgut für die 
Vermögenſteuer und Erbſchaftſteuer einerſeits und für die Grund. und Gebäude— 
ſteuern und die Gewerbeſteuern der Länder und Gemeinden anderſeits mit ver- 
ſchiedenen Werten angeſetzt wurde. Dieſe einheitliche Bewertung will das Reichs. 
bewertungsgeſetz ſicherſtellen. Man kann es daher auch als Bewertungsgrund⸗ 
geſetz bezeichnen. 


Das erſte Reichs bewertungsgeſetz erging im Rahmen der Steuerreform 
1925 am 10. Auguſt 1925. Damit war ein weſentlicher Fortſchritt zur Vereinheit. 
lichung des Steuerrechts erzielt. Das endgültige Ziel wurde aber noch nicht erreicht. 
Für diejenigen Länder, die ihre Realſteuern nach einem anderen Maßſtab als dem 
Merkmal des Werts erhoben, z. B. nach dem Reinertrag oder Robertrag, kamen die 
Vorſchriften des Reichsbewertungsgeſetzes überhaupt nicht in Frage. Den anderen 
Ländern, die ihre Realſteuern nach dem Merkmal des Werts erhoben, war jedoch 
die Möglichkeit gelaſſen, weitgehend von dem Einheitswert abzuweichen. 


Ein weiterer Schritt zur Vereinheitlichung der Bewertung wurde durch die Notver- 
ordnung vom 1. Dezember 1930 (RGBl. I S. 517) getan, die das Grundſteuerrahmen⸗ 
geſetz und das Gewerbeſteuerrahmengeſetz brachte und gleichzeitig das Reichs. 
bewertungsgeſetz weſentlich änderte. Die Anderungen führten zur Neufaſſung 
des Reichsbewertungsgeſetzes vom 22. Mai 1931. Nach den Vorſchriften des neu- 


28 Blũmich 


gefaßten Geſetzes wurden die Einheitswerte für den 1. Januar 1931 feſtgeſtellt. Das 
Reichsbewertungsgeſetz vom 16. Oktober 1934 ſtellt eine Weiterentwicklung des 
beſtehenden Bewertungsrechts dar, indem es eine Reihe ſachlicher Anderungen gegen- 
über dem früheren Recht bringt und viele Zweifelsfragen klarſtellt. 


Die erſte Bewertung des Vermögens nach dem Geſetz vom 16. Oktober 1934 
erfolgte auf den 1. Januar 1935. Die fo feſtgeſtellten Werte wurden erft- 
malig der Vermögenſteuer mit Wirkung vom 1. April 1936 ab zugrunde gelegt. 
Außerdem bilden fie die Grundlage für die Reichsgewerbeſteuer und die Reichsgrund⸗ 
ſteuer. Schließlich find die Einheitswerte vom 1. Januar 1935 bei der Erbſchaftſteuer 
und der Grunderwerbſteuer für die Fälle maßgebend, in denen die Steuerſchuld nach 
dem 31. Dezember 1934 entſteht oder entſtanden iſt. 


2. Geltungsbereich des Reichsbewertungsgeſetzes 

Der Geltungsbereich iſt durch § 1 des Geſetzes ſelbſt dahin geregelt, daß die all- 
gemeinen Bewertungs vorſchriften (Erſter Teil des Geſetzes) für die 
Steuern des Reichs, der Länder, der Gemeinden und der Religionsgeſellſchaften des 
öffentlichen Rechts gelten, ſoweit ſich nicht aus den einzelnen Steuergeſetzen, z. B. 
aus dem Einkommenſteuergeſetz, den landes rechtlichen Wertzuwachsſteuergeſetzen oder 
aus dem Zweiten Teil des Reichsbewertungsgeſetzes, etwas anderes ergibt. In 
dieſer Hinſicht beſtimmt das Reichsbewertungsgefetz ſelbſt im S 18, daß die de⸗ 
ſonderen Bewertungsvorſchriften des Zweiten Teils uneingeſchränkt 
für die Reichsvermögenſteuer gelten und daß die Vorſchriften über die Einheits 
bewertung (enthalten im erſten Abſchnitt des Zweiten Teils) auch für die 
Grundſteuer, die Gewerbeſteuer, die Erbſchaftſteuer und die Grunderwerbſteuer gelten 
ſollen, ſoweit die hierfür in Frage kommenden Geſetze nichts anderes vorſchreiben. 
Dies iſt vielfach geſchehen, fo z. B. im §S 22 ErbStG, $ 12 GrunderwerbSt®. 

Die allgemeinen Bewertungsvorſchriften des Erſten Teils find bei der Erb- 
ſchaftſteuer und bei der Vermögenſteuer hauptſächlich auf das aus ländiſche 
Sachvermögen anzuwenden, z. B. daß ausländiſche land, und forſtwirtſchaftliche Ver⸗ 
mögenſteuer einem unbeſchränkt Steuerpflichtigen (Inländer) zuzurechnen iſt, ſoweit 
nicht Doppelbeſteuerungsverträge dem entgegenſtehen. Dagegen iſt bei den beſchränkt 
ſteuerpflichtigen Ausländern das ihnen zuzurechnende inländiſche Sachvermögen, 
z. B. Grundvermögen oder Betriebsvermögen, nach den Vorſchriften über die Ein- 
heitsbewertung zu bewerten, und zwar auch dann, wenn die betreffende wirtſchaft— 
liche Einheit ſich ſowohl auf das Inland als auf das Ausland erſtreckt. 


3. Allgemeine Bewertungs vorſchriften 


a) Gegenſtand der Bewertung iſt die wirtſchaftliche Einheit. Jede wirt⸗ 
ſchaftliche Einheit iſt für ſich zu bewerten. Das Geſetz ſagt nichts darüber, was wirt. 
ſchaftliche Einheit iſt. Entſcheidend iſt die Art, wie das Gut im Wirtſchaftsleben 
genutzt wird. Im Zweifel entſcheidet die Verkehrsauffaſſung. Wird es 
ſelbſtändig für ſich allein genutzt, ſo bildet es eine Einheit. Werden mehrere Wirt— 
ſchaftsgüter miteinander verbunden, damit ſie einem gemeinſamen Zweck dienen. ſo 
werden dieſe Güter meiſt eine Einheit bilden. Die Verkehrsanſchauung iſt aber da 
unbeachtlich, wo das Geſetz ſelbſt wirtſchaftliche Einheiten bildet, ohne auf die Ver— 
kehrsanſchauung zu achten, z. B. beim landwirtſchaftlichen Vermögen, Grundvermögen 
und Betriebsvermögen. Wie wirtſchaftliche Einheiten werden auch Unterein- 
heiten behandelt, z. B. Betriebsgrundſtücke oder Gewerbeberechtigungen, die zu 
einem Betrieb, d. h. einer wirtſchaftlichen Einheit, gehören. 

b) Der Wert der Einheit iſt im ganzen feſtzuſtellen. Das bedeutet, daß der Ge— 
ſamtwert nicht einfach durch Zuſammenzählen der Werte der einzelnen Wirtſchafts— 
güter zu ermitteln iſt. Dies gilt jedoch nicht in vollem Amfang, wie die Vorſchrift des 
§ 66 des Reichsbewertungsgeſetzes über die Bewertung des Betriebsvermögens zeigt. 
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Ferner iſt Grundſatz, daß mehrere Wirtſchaftsgüter nur inſoweit eine Einheit 
bilden, als ſie demſelben Eigentümer gehören. Hiervon beſtehen jedoch zwei 
Ausnahmen: Bei Ehegatten und bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft, wenn 
das Vermögen der Ehegatten oder der Beteiligten zuſammenzurechnen iſt, und bei 
Gebäuden und Betriebsmitteln eines landwirtſchaftlichen 
Betriebs, die dem Grundeigentümer nicht gehören. Entſcheidend iſt das wirt ⸗ 
ſchaftliche Eigentum, wie § 11 des Steueranpaſſungsgeſetzes erkennen läßt. 


Beiſpiel: 
Ein Steuerpflichtiger hat ein Grundſtück erworben, ohne daß ſeine Eintragung 


zum 1. Januar 1935 im Grundbuch erfolgt iſt. Bei der Einheitsbewertung für den 
1. Januar 1935 iſt ihm das Grundſtück zuzurechnen. 


Sind mehrere beteiligt, ſo iſt ihnen das Wirtſchaftsgut zu Bruchteilen zu⸗ 
zurechnen. 


c) Grundſätzlich iſt bei allen Bewertungen nach 8 10 der gemeine Wert anzu⸗ 
ſetzen, der ſich durch den Preis beſtimmt, der im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr bei 
einer Veräußerung des Wirtſchaftsguts zu erzielen wäre. Anderſeits kommt für 
Wirtſchaftsgüter, die einem Anternehmen dienen, in der Regel der Teilwert in 
Frage, der im 8 12 des Reichsbewertungsgeſetzes ebenſo wie bei der Einkommenſteuer 
geregelt iſt. Der Anterſchied zwiſchen dem gemeinen Wert und dem Teilwert beſteht 
darin, daß der gemeine Wert durch den Preis beim Verkauf an jeden Dritten be- 
ſtimmt wird, ohne Rückſicht darauf, ob das Wirtſchaftsgut zu einem Anternehmen 
gehört. Die beiden Werte können bei dem gleichen Wirtſchaftsgut erheblich vonein⸗ 
ander abweichen. | 


d) Befondere Vorſchriften gibt das Geſetz für die Bewertung von bedingtem Erwerb, 
bedingter Belaſtung, befriſtetem Erwerb und befriſteter Belaſtung, wobei zwiſchen 
aufſchiebender und auflöſender Bedingung unterſchieden wird. Tritt die Bedingung 
nach dem Bewertungsſtichtag cin, jo kann dies zu einer Neu- oder Nachfeſtſtellung des 
Einheitswerts oder zu einer Neu- oder Nachveranlagung der Steuer führen. 
Beiſpiel: | 
Der Erblaſſer beſtimmt, daß feine Witwe die Hälfte der Erbmaſſe an einen anderen 
herausgeben muß, wenn ſie ſich wiederverheiratet. Tut ſie dies, ſo kann ſie Berichti⸗ 
gung der bisherigen Veranlagung fordern, aber nur für die Erbſchaftſteuer. 
Laufend veranlagte Steuern, wie die Vermögenſteuer, Grundſteuer und Gewerbe- 
ſteuer, ſind ausdrücklich hiervon ausgeſchloſſen. 


e) Verfügungsbeſchränkungen, z. B. beim Vorerben, Inhaber eines 
Fideikommiſſes, Erbhofbeſitzer, ſind nicht zu berückſichtigen. Eine Ausnahme für die 
Zurechnung von Grundſtücksflächen eines Erbhofs zum Grundvermögen ſieht § 51 
Abſ. 3 des Reichsbewertungsgeſetzes vor. 


f) Haben die Wertpapiere im Inland einen Kurswert, ſo iſt dieſer anzu⸗ 
ſetzen. Fehlt ein Kurswert, ſo iſt der gemeine Wert maßgebend. Läßt ſich dieſer aus 
Verkäufen nicht ableiten, fo iſt er unter Berückſichtigung des Vermögens, der Gefell- 
ſchaft und der Ertragsausſichten zu ſchätzen. Das Verfahren iſt in §S 64 bis 72 der 
Durchführungsverordnung für 1935 geregelt. Beſondere Vorſchriften beſtehen im 
Zweiten Teil des Geſetzes über die Bewertung der Wertpapiere nach Steuer 
kurswerten für die Feſtſtellung von Einheitswerten und für die Vermögen— 
fteuer (vgl. unten Abſchnitt 9 „Sonſtiges Vermögen“). 


g) Nach 8 14 des Reichsbewertungsgeſetzes find For derungen und Schulden 
grundſätzlich mit dem Nennwert anzuſetzen, wenn nicht beſondere Amſtände einen 
höheren oder geringeren Wert begründen. Als Wert unverzinslicher Forde- 
rungen und Schulden iſt der Betrag anzuſetzen, der nach Abzug von Jahreszinſen in 
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Höhe von 4 v. H. des Nennwerts bis zur Fälligkeit verbleibt. Anſprüche aus Lebens 
verſicherungen werden mit zwei Drittel der eingezahlten Prämien oder mit dem nach- 
gewieſenen Rückkaufswert bewertet. 


4. Dermögensarten 


Das Reichsbewertungsgeſetz kennt vier Vermögensarten, nämlich das land. und 
forſtwirtſchaftliche Vermögen, das Grundvermögen, das Betriebsvermögen, das 
ſonſtige Vermögen. 

Das Geſamtvermögen iſt keine beſondere Bermögensart, ſondern ſtellt ledig 
lich die Zuſammenfaſſung der einzelnen Vermögensarten in der Hand einer natür- 
lichen oder juriſtiſchen Perſon dar, falls es ſich nicht um eine Körperſchaft im Sinn 
des 8 56 handelt, die nur Betriebsvermögen haben kann. Die Zuweiſung zu einer der 
in Frage kommenden Vermögensarten iſt von Bedeutung für die Bewertungs 
methode und für die Frage der e 


5. Einheitsbewertung 

Nach 8 20 des Gefetzes gelten als Einheits werte alle Werte, die nach den Vor. 
ſchriften über die Einheitsbewertung geſondert, d. h. durch beſondere Beſcheide, feit- 
geſtellt werden. Werte, die nach den allgemeinen Vorſchriften des erſten Teils 
ermittelt werden, gelten nicht als Einheitswerte. Die Bedeutung der Einheitswerte 
liegt darin, daß Wirtſchaftsgut fſowohl für die Vermögenſteuer des Reichs als auch 
für die Grundſteuer, Gewerbeſteuer, Erbſchaſtſteuer und Grunderwerbſteuer mit dem 
gleichen Wert anzuſetzen iſt. 

Die Einheitswerte werden durch eine ſogenannte „Hauptfeſtſtellung“ in 
beſtimmten Zeitabſtänden feſtgeſtellt, und zwar in Abſtänden von ſechs Jahren die 
Einheitswerte des land- und forſtwirtſchaftlichen Vermögens und des Grundver⸗ 
mögens, der Betriebsgrundſtücke und der Gewerbeberechtigungen, und in Zeitabſtän⸗ 
den von je drei Jahren die Einheitswerte des Betriebsvermögens (der Reichsminiſter 
der Finanzen kann einen kürzeren oder längeren Zeitabſtand beſtimmen). Während 
dieſes Zeitraums bleibt eine Anderung der Werte unberückſichtigt, wenn nicht die 
Vorausſetzungen der Neufeſtſtellung vorliegen. Die Hauptfeſtſtellung erfolgt für 
den Beginn eines Kalenderjahrs, der Hauptfeſtſtellungs zeitpunkt 
genannt wird. Die Wirkung tritt aber für die Vermögenſteuer erft 1/ Jahre ſpäter 
ein (die Vermögenſteuer nach den Einheitswerten vom 1. Januar 1935 wurde ab 
1. April 1936 erhoben). Dies gilt auch für die vereinheitlichte Grundſteuer und 
Gewerbeſteuer (nach dem Gewerbekapital). 

Das Verfahren der Feſtſtellung der Einheitswerte iſt in den SS 214 und 215 der 
Reichsabgabenordnung geregelt. Aber den Einheitswert wird ein Feſtſtellungsbeſcheid 
erteilt, der im Berufungsverfahren (Einſpruch, Berufung und Rechtsbeſchwerde) 
angefochten werden kann. 

Unter beſtimmten Vorausſetzungen wird eine Neufeſtſtellung des Einheits 
werts vorgenommen (§ 22 des Reichsbewertungsgeſetzes). Iſt aus irgendwelchen 
Gründen eine Feſtſtellung des Einheitswerts unterblieben, fo wird nach § 23 des 
Reichsbewertungsgeſetzes eine Nachfeſtſtellung vorgenommen. Die Nachfeſt 
ſtellung ſetzt das Fehlen einer vorhergehenden Einheitsbewertung voraus. 


6. Land- und forſtwirtſchaftliches Dermögen 

Es wird hierbei der einzelne landwirtſchaftliche Betrieb bewertet, der den Grund und 
Boden, die Gebäude und alle Betriebsmittel und Wirtſchaftsgüter umfaßt, die zu— 
ſammen eine wirtſchaftliche Einheit bilden und der Ausübung der Landwirtſchaft 
dienen. Aus Zweckmäßigkeitsgründen werden jedoch beſtimmte Wirtſchaftsgüter, wie 
Zahlungsmittel, Geldforderungen und Geldſchulden, Wertpapiere und ein Aber— 
beſtand an umlaufenden Betriebsmitteln, ausgeſchieden. 
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Auch Viehmäſtereien, Abmelkſtälle, Geflügelfarmen uſw. find ausdrücklich als land- 
wirtſchaftliche Betriebe anerkannt, wenn ſie überwiegend eigene Erzeugniſſe ver. 
wenden. Hier beſteht Abereinſtimmung mit der Einkommenſteuer. 

Landwirtſchaftliche Betriebe werden nach dem Ertragswert bewertet. Der 
Ertragswert iſt das 25fache des Reinertrags, den der Betrieb nach feiner wirtſchaft⸗ 
lichen Beſtimmung im Durchſchnitt der Jahre erbringen kann (§ 31 des Reichs. 
bewertungsgeſetzes). 

Für die Ermittlung des Einheitswerts find zwei Stichtage zu unterſcheiden: 
der allgemeine Stichtag (z. B. 1. Januar 1935) und der 30. Juni. Letzterer iſt hinficht- 
lich der umlaufenden Betriebsmittel maßgebend (S 32 des Reichsbewertungsgeſetzes). 


Das Geſetz ſieht im 8 33 eine Mindeſtbewertung vor. Dies iſt notwendig, 
um zu verhindern, daß ein landwirtſchaftlicher Betrieb, der Gebäude, Grundflächen 
und Betriebsmittel umfaßt, nach dem fur den Betrieb maßgebenden Hektarſatz 
niedriger bewertet würde, als das Gebäude allein (ohne Grundſtück und Betriebs. 
mittel) zu bewerten wäre. Der Mindeſtwert ſetzt ſich aus dem Gebäudewert 
und dem Flächen wert zuſammen. 

Für die Bewertung werden Vergleichs betriebe und Antervergleichs⸗ 
betriebe nach Beratung im Bewertungsbeirat aufgeſtellt, deren Verhältnis zum 
Vergleichsbetrieb größter Ertragsfähigkeit im Reich, dem Reichsſpitzen⸗ 
betrieb, mit rechtsverbindlicher Kraft feſtgelegt wird. Für den Bezirk jedes Ober. 
finanzpräſidenten werden mehrere Vergleichsbetriebe feſtgeſtellt. 

Für den Reichsſpitzenbetrieb wird vom Reichsminiſter der Finanzen der Hektarhöchſt. 
ſatz feſtgeſtellt. Aus dieſem Höchſtſatz können die Hektarſätze der Vergleichsbetriebe 
und Antervergleichsbetriebe ohne weiteres berechnet werden. Der Hektarſatz für die 
anderen Betriebe wird nach dem Verhältnis ihrer Ertragsfähigkeit zur Ertragsfähig⸗ 
keit der Vergleichsbetriebe ermittelt. Nach Ermittlung des Hektarſatzes wird für den 
Betrieb der Vergleichswert durch Vervielfachung des Hektarſatzes mit der in 
Hektar ausgedrückten Fläche gebildet. Dieſer Vergleichswert iſt oft auch der Ein- 
heitswert, doch können noch Zu- und Abſchläge hiervon in Frage kommen (8 40 des 
Reichsbewertungsgeſetzes). 

Bemerkt ſei noch, daß das land- und forſtwirtſchaftliche Vermögen untergegliedert iſt 
in landwirtſchaftliches Vermögen, forſtwirtfchaftliches Vermögen, 
Wein bau vermögen, gärtneriſfches Dermögen und übriges land. und 
forſtwirtſchaftliches Vermögen. 

Für die Zukunft iſt zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der ſteuerlichen Bewertung 
das Bodenſchätzungsgeſetz vom 16 Oktober 1934 (RGBl. J S. 1050) von 
Bedeutung. Dieſes Geſetz dient aber über den rein ſteuerlichen Zweck hinaus auch 
einer planvollen Geſtaltung der Bodennutzung und einer Verbeſſerung der Beleihungs⸗ 
unterlagen für die landwirtſchaftlichen Betriebe. Zu dieſem Zweck erfolgt nicht nur 
eine Beſtandsaufnahme des Bodens, ſondern auch eine Feſtſtellung der Bodenkultur 
und der Ertragsfähigkeit. Für die Bodenſchätzung iſt ein Reichsſchätzungs⸗ 
beirat gebildet, dem für die Bezirke der Oberfinanzpräſidenten Landes 
ſchätzungsbeiräte und für die Finanzämter Schätzungsausfchüſſe bei- 
gegeben ſind. 


7. Grundvermögen 

Zum Grundvermögen gehört der Grund und Boden einſchließlich der Beſtandteile, 
insbeſondere der Gebäude und des Zubehörs. Aus der Vorſchrift des 8 51 des 
Reichsbewertungsgeſetzes ergibt ſich, daß unter „Grundvermögen“ vor allem die 
Wohngrundſtücke und die Baugrundſtücke verſtanden werden. Beſtand⸗ 
teile und Zubehör werden einbezogen. Ausgenommen ſind Maſchinen und 
ſonſtige Vorrichtungen, die zu einer Betriebsanlage gehören, ſelbſt wenn fie wefent- 
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liche Beſtandteile ſind. Der Grund hierfür iſt der, daß die Maſchinen uſw. nicht der 
Grundſteuer unterworfen werden ſollen. Wirtſchaftliche Einheit des Grundvermögens 
iſt das „Grundſtück“ Auch dingliche Nechle, die bürgerlich rechtlich den Grundſtücken 
gleichſtehen, ſind Grundſtücke, z. B. das Erbbaurecht. Grundſtück iſt auch ein Gebäude, 
das auf fremden Grund und Boden errichtet worden iſt. Zum Grundver⸗ 
mögen gehören nicht Grundſtücke, die zum land- und forſtwirtſchaftlichen Vermögen 
gehören, Betriebsgrundſtücke und Gewerbeberechtigungen. Die Abgrenzung gegenüber 
den anderen Vermögensarten iſt bedeutſam wegen der Bewertungsmethode. Beſon⸗ 
deres gilt für Grundſtücksflächen, die zu einem Erbhof gehören ($ 51 Abſatz 3 des 
Reichsbewertungsgeſetzes). 


8. Betriebsuermögen 

Alle Wirtſchaftsgüter, die einem Gewerbebetrieb dienen, bilden die wirtichaft- 

liche Einheit des Betriebsvermögens, für die der Einheitswert geſondert feſtgeſtellt 

wird. Ausdrücklich iſt im Geſetz feſtgelegt, daß nicht als Gewerbe die Land. und 

Forſtwirtſchaft gilt, es fei denn, daß fie von einer Körperſchaft im Sinn des 8 56 des 

Reichsbewertungsgeſetzes betrieben wird, die nur Betriebsvermögen hat. 

Die Ausübung eines freien Berufs iſt dem Betrieb eines Gewerbes gleichgeſtellt. 

Sind Betriebsgrundſtücke, d. h. Grundſtücke, die zu einem gewerblichen Betrieb 

gehören, vorhanden, jo wird für dieſe Antereinheiten der Einheitswert beſonders feit- 

geſtellt. Zwei Gruppen von Betriebsgrundſtücken werden unterſchieden: 

1. Grundbeſitz, der, losgelöſt vom gewerblichen Betrieb, zum Grundvermögen 

gehören würde, 

2. Grundbeſitz, der losgelöſt vom gewerblichen Betrieb, zum land- und forſtwirt⸗ 

ſchaftlichen Betrieb gehören würde. 


Nach dieſer Abgrenzung richtet ſich die Bewertungsmethode. 

Dient ein Grundſtück teilweiſe dem gewerblichen Betrieb und teilweiſe Wohnzwecken 
oder fremdgewerblichen Zwecken, ſo wird es, wenn es zu mehr als der Hälfte dem 
gewerblichen Betrieb dient, als Betriebsgrundſtück, ſonſt als Grundvermögen 
behandelt. Eine Aufteilung für die Einheitsbewertung findet nicht ſtatt. Bei Ermitt- 
lung des Einheitswerts des Betriebsvermögens ſind die Wirtſchaftsgüter, die von der 
Vermögenſteuer beſreit find, z. B. auf Grund eines Doppelbeſteuerungsvertrags, 
nicht anzuſetzen. Auch iſt die Schachtelvergünſtigung zugunſten inländiſcher 
Kapitalgeſellſchaften zu beachten. Dieſes Privileg gilt entſprechend, wenn Reich, 
Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände an n Kapitalgeſellſchaften be- 
teiligt ſind. 


Beſonderes gilt für die Behandlung von Schulden. Bei der Feſtſtellung des Ein- 
heitswerts eines landwirtſchaftlichen Betriebs oder eines Grundſtücks dürfen 
Schulden, die mit dieſen Wirtſchaftsgütern im Zuſammenhang ſtehen, nicht abgezogen 
werden. Der Abzug erfolgt erſt bei Ermittlung des Geſamt vermögens. Beim 
Betriebs vermögen dagegen werden die Schulden, die mit dem gewerblichen 
Betrieb zuſammenhängen, ſchon bei der Feſtſtellung des Einheitswerts des gewerb— 
lichen Betriebs abgeſetzt. Bewertungsſtichtag iſt grundſätzlich der Hauptfeft- 
ſtellungszeitpunkt. Eine beſondere Regelung iſt vorgeſehen für die Betriebe, die regel⸗ 
mäßig Abſchlüſſe für ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtſchaftsjahr machen 
(SS 63 und 64 des Reichsbewertungsgeſetzes). 

Der Einheitswert eines gewerblichen Betriebs ergibt ſich aus der Summe der Werte 
ſeiner Teile. Dabei iſt, wie bereits oben erwähnt, für die Wirtſchaftsgüter der 
Teilwert anzuſetzen, ausgenommen bei Betriebsgrundſtücken, Wertpapieren, Un- 
teilen und Genußſcheinen an Erwerbsgeſellſchaften. Betriebsgrundſtücke find 
mit dem feſtgeſtellten Einheitswert anzuſetzen, da ſie entweder wie Grundvermögen 
oder wie land- und forſtwirtſchaftliches Vermögen zu bewerten find. Wert 
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papiere uſw. find mit den Steuerkurswerten anzuſetzen, falls ſolche ſeſtgeſetzt find 
(vgl. unten Abſchnitt 9). Liegen jedoch beſondere Amſtände vor (Beiſpiel: die Höhe 
der Beteiligung ermöglicht die Beherrſchung der Geſellſchaft), ſo iſt der höhere 
gemeine Wert der Beteiligung maßgebend. 


9. Sonftiges Dermögen 


Die Wirtſchaftsgüter, die zum ſonſtigen Vermögen zählen, find nur für die Ver⸗ 
mögenſteuer von Bedeutung. Ein Einheitswert wird für ſie nicht feſtgeſtellt, 
ausgenommen für Gewerbeberechtigungen, die nicht zum Betriebsvermögen gehören. 
Mit Rückſicht darauf erſcheint das ſonſtige Vermögen nicht in dem Geſetzesabſchnitt 
„Einheitsbewertung“. Für die Bewertung des ſonſtigen Vermögens find die 
allgemeinen Bewertungsvorſchriften des Erſten Teils des Reichsbewertungsgeſetzes 
maßgebend. Die Aufzählung im 8 67 des Reichsbewertungsgeſetzes iſt zwar nicht 
erſchöpfend, doch find die hauptſächlich als „Sonſtiges Vermögen“ in Betracht kom. 
menden Wirtſchaftsgüter aufgezählt. Als ſonſtiges Vermögen kommen nur ſolche 
Wirtſchaftsgüter in Betracht, die nicht zum land und forſtwirtſchaftlichen Vermögen, 
zum Grundvermögen oder zum Betriebsvermögen gehören. Insbeſondere handelt es 
ſich um folgende Wirtfhaftsgüter: 


verzinsliche und unverzinslide RKapitalforderungen jeder Art; 


Spareinlagen, Bankguthaben, Poſtſcheckguthaben und ſonſtige laufende 
Guthaben, inländiſche und ausländiſche Zahlungsmittel. Lauten die Beträge auf 
Reichsmark, ſo gehören ſie bei natürlichen Perſonen nur inſoweit zum ſonſtigen 
Vermögen, als ſie insgeſamt 1000 Reichsmark überſteigen; 


Beiſpiel: 


A beſitzt neben Grundvermögen ein Sparguthaben von 1500 Reichsmark. Dieſes 
iſt nur mit 500 Reichsmark dem ſonſtigen Vermögen zuzurechnen. 


Aktien oder Anteilſcheine, Kuxe, Geſchäftsanteile, andere Geſellſchafts⸗ 
einlagen und Geſchäftsguthaben bei Genoſſenſchaften. Anteile an Offenen Handels- 
geſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und ſonſtigen Anternehmergemeinſchaften 
ſtellen nicht ſonſtiges, ſondern Betriebsvermögen des Geſellſchafters dar, nachdem 
dieſe Geſellſchaften nicht mehr — im Gegenſatz zum früheren Recht — als felb- 
ſtändige vermögenſteuerpflichtige Perſonen in Betracht kommen; 


der Kapitalwert von Nießbrauchsrechten und Rechten auf Renten und 
wiederkehrenden Nutzungen und Leiſtungen, vorausgeſetzt, daß das Recht dem Be⸗ 
rechtigten auf Lebenszeit, auf die Lebenszeit einer anderen Perſon, auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit oder für mindeſtens zehn Jahre zuſteht; 


Arheberrechte, geſchützte und nichtgeſchützte Erfindungen. Solche 
Arheberrechte an Werken der bildenden Kunſt, des Schrifttums und der Tonkunſt 
und ſolche Werke gehören nicht zum ſonſtigen Vermögen, wenn ſie im Eigentum 
des Arhebers ſelbſt oder im Fall ſeines Todes im Eigentum ſeiner Ehefrau oder 
ſeiner Kinder ſtehen. Das gleiche gilt für nichtgeſchützte Erfindungen. Sind die 
Arheberrechte oder Erfindungen einem anderen gegen die Verpflichtung zur ein- 
maligen oder wiederholten Zahlung feſter Beträge auf beſtimmte oder unbeſtimmte 
Zeit zur Ausnutzung überlaſſen, ſo gehören ſie zum ſonſtigen Vermögen; 

noch nicht fällige Anſprüche aus Lebens- und Kapitalverſiche⸗ 
rungen. Ausgenommen ſind alle Verſicherungen, deren Wert 5000 Reichsmark 
nicht überſteigt, und ohne Rückſicht auf den Wert ſolche Rentenverſicherungen, die 
mit Rüdfiht auf ein Arbeits- oder Dienſtverhältnis abgeſchloſſen worden find. 
Verſicherungen bei Auslandsunternehmen ſind nur dann ausgenommen, wenn ihnen 
die Erlaubnis zum Geſchäftsbetrieb im Inland erteilt iſt; 
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der Aberbeſtand an umlaufenden Betriebsmitteln eines land⸗ 

und forſtwirtſchaftlichen Betriebs (vgl. die Ausführungen oben im Abſchnitt 6); 
Wirtſchaftsgüter, die beſtimmt find, einem land. und forſtwirtſchaftlichen Betrieb 
oder gewerblichen Betrieb zu dienen, aber an dem Stichtag für die Veranlagung 
zur Vermögenſteuer einem ſolchen Betrieb nicht dienen. Wirtſchaftsgüter, deren 
Wert insgeſamt 1000 Reichsmark nicht überſteigt, gehören nicht zum ſonſtigen 
Vermögen; 
Edelmetalle, Edelſteine und zen Sie gehören in jedem Fall 
zum ſonſtigen Vermögen; 
Gegenſtände aus edlem Metall, e und 
Luxusgegenſtände, die nicht zur Ausſtattung der Wohnung gehören. 
Nicht zum ſonſtigen Vermögen gehören die bezeichneten Gegenſtände, wenn ihr 

gemeiner Wert insgeſamt 10 000 Reichsmark nicht überſteigt, und außerdem im 
Inland hergeſtellte Perſonenkraft wagen, Flugzeuge, Motor- 
jachten und Segeljachten, ohne Rückſicht auf den Wert; 
Runftgegenftände und Sammlungen, ausgenommen Kunſtwerke von 
deutſchen Künſtlern, die noch leben oder ſeit nicht mehr als 15 Jahren verſtorben 
ſind, und ſonſtige Kunſtgegenſtände und Sammlungen, wenn ihr gemeiner Wert 
insgeſamt 50 000 Reichsmark nicht überſteigt. 


Von der Zurechnung zum ſonſtigen Vermögen ſind ausgenommen: 
Ansprüche an Witwen, Waifen- und Penſionskaſſen, die auf ein 
früheres Arbeits oder Dienſtverhältnis zurückzuführen ſind; 

Anſprüche aus einer reichsgeſetzlichen Verſicherung und aus nidt- 
reichsgeſetzlichen Kranken oder Anfallverſicherungen; 

Anſprüche auf Renten und ähnliche Bezüge, die ſich auf ein früheres 
Arbeits- oder Dienſtverhältnis begründen; 

Anſprüche auf geſetzliche Verſorgungsbezüge,, gleichviel, ob fie 
laufend oder in Form von Kapitalabfindungen gewährt werden; 

Anſprüche auf Renten, die auf geſetzlicher Anterhaltspflicht 
beruhen und die als Entſchädigung für den durch Körperverletzung oder Krank— 
heit herbeigeführten gänzlichen oder teilweiſen Verluſt der Erwerbsfähigkeit zu⸗ 
ſtehen, und 

Hausrat und andere bewegliche körperliche Gegenſtände, ſoweit ſie nicht nach 
§ 67 ausdrücklich zum ſonſtigen Vermögen zu zählen ſind. 


Für die Bewertung von Wertpapieren, Anteilen und Genußſcheinen an Kapital- 
geſellſchaften können an Stelle der Werte, die nach den allgemeinen Bewer— 
tungsvorſchriften des Teils I maßgebend find, ſogenannte „Steuerkurswerte“ 
feſtgeſetzt werden. Dieſe Steuerkurswerte find ohne Rückſicht darauf, ob fie dem 
gemeinen Wert entſprechen, für die Bewertung maßgebend. Dies gilt nicht unein- 
geſchränkt: Iſt der gemeine Wert einer Beteiligung an einer Kapitalgeſellſchaft in- 
folge beſonderer Amſtände höher als die Summe der Steuerkurswerte der einzelnen 
Anteile, ſo iſt der höhere gemeine Wert maßgebend. Nach früherem Recht waren 
Aktien, Kuxe und ſonſtige Anteile an inländiſchen Geſellſchaften bei den Eigen— 
tümern nur mit der Hälfte des feſtgeſetzten Steuerkurswerts oder ermittelten ge— 
meinen Werts anzuſetzen. Dieſe Halbierung des Werts gilt nach dem 
Reichsbewertungsgeſetz 1934 nicht mehr. 

Das Verfahren bei der Feſtſetzung von Steuerkurswerten iſt beſonders 
im § 72 des Reichsbewertungsgeſetzes geregelt. 
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10. Gejamtvermögen und Inlandsuermögen 


Ein Geſamt vermögen kommt nur für unbeſchränkt Steuerpflichtige in Frage. Die 
Ermittlung des Geſamtvermögens wird für die Zwecke der Vermögenſteuer vor- 
genommen. Bei beſchränkt Steuerpflichtigen wird das In lands vermögen 
angeſetzt. 


Das Geſamtvermögen wird in der Weiſe ermittelt, daß die Werte der einzelnen 
Vermögensarten zuſammengezählt werden. Dabei ſind die Wirtſchaftsgüter, für 
die Einheitswerte feſtgeſtellt werden, mit dieſen Einheitswerten anzuſetzen. Von 
dem Ergebnis der Zuſammenrechnung — Rohvermögen — ſind die Schulden 
und ſonſtigen Abzüge abzuſetzen. Das Ergebnis bildet das Geſamtvermögen. 


Der Kreis der Schulden und ſonſtigen Abzüge iſt im S 74 des Reichsbewertungs⸗ 
geſetzes näher umſchrieben. Zu beachten iſt, daß nur ſolche Schulden abzugsfähig 
find, die nicht bereits beim Betriebsvermögen berückſichtigt worden find. Nicht. 
abzugsfähig ſind Schulden und Laſten, die mit Wirtſchaftsgütern zuſammenhängen, 
die nicht zum Vermögen im Sinn des Reichsbewertungsgeſetzes gehören, z. B. 
Schulden, die aus dem Ankauf eines ausländiſchen Grundſtücks entſtanden find, das 
infolge eines Doppelbeſteuerungsvertrags von der Vermögenſteuer befreit iſt. 


Wichtig iſt, daß ſich bei Ermittlung des Geſamtvermögens — ebenſo wie bei der Ein⸗ 
kommenſteuer — der Gedanke der Haushaltsbeſteuerung auswirkt. Es 
wird nicht nur das Vermögen der Eltern, ſondern das Vermögen der Eltern und 
Kinder zuſammengerechnet, falls fie nach den Grundſätzen des Vermögenſteuergeſetzes 
zuſammen zu veranlagen ſind. 


Bei beſchränkt Vermögenſteuerpflichtigen wird nur der Wert des In lands 
vermögens ermittelt. Das Reichsbewertungsgeſetz umſchreibt den Begriff des 
Inlandsvermögens — ebenſo wie das Einkommenſteuergeſetz den Begriff der inländi⸗ 
ſchen Einkünfte — abſchließend (8 77 des Neichsbewertungsgeſetzes). Bei Ermittlung 
des Inlandsvermögens werden Wirtſchaftsgüter, die nicht zum Inlandsvermögen 
gehören, nicht angeſetzt. Wirtſchaftsgüter, für die Einheitswerte feſtzuſtellen ſind, 
werden mit dieſen angeſetzt. Schulden und Laſten find von dem inländiſchen Rohver- 
mögen nur inſoweit abzuziehen, als ſie mit ihm wirtſchaftlich zuſammenhängen. 


C. Die einzelnen Steuern 


Die Finanzwiſſenſchaft gliederte früher die Steuern in direkte und indirekte, 
ohne über die Anterſcheidungsmerkmale eine Einigkeit zu erzielen. Die einen be- 
zeichneten als direkt diejenigen Steuern, die unmittelbar von dem gefordert werden, 
der mit ihr belaſtet werden ſoll (Einkommenſteuer, Vermögenſteuer, Gewerbeſteuer 
und Grundſteuer), und als indirekt diejenigen, die einen Zwiſchenraum zum Steuer— 
träger nehmen (Verbrauchſteuern, Amſatzſteuer). Andere ſahen als direkte ſolche 
Steuern an, die auf den Beſitz, als indirekte ſolche, die auf eine Handlung gelegt 
werden. Die Anterſcheidung hat in der Gegenwart ihre Bedeutung verloren. Sie iſt 
aber in der Vergangenheit in einigen deutſchen Ländern, z. B. in Preußen, für den 
Aufbau der Verwaltung maßgebend geweſen; im preußiſchen Finanzminiſterium 
beſtand eine Abteilung für direkte und eine Abteilung für indirekte Steuern. 


Die Reichsabgabenordnung unterſcheidet zwiſchen Zöllen und Verbrauch— 
ſteuern einerſeits und den übrigen Steuern anderſeits (vgl. $ 228 AO). Die übrigen 
Steuern werden nach der Verwaltungsübung in Beſitz- und Verkehrſteuern 
geſchieden. Die Reichsfinanzverwaltung bezeichnet nämlich die Abteilung des 
Miniſteriums, die die Steuern, mit Ausnahme der Zölle und Verbrauchſteuern, ver— 
waltet (Abteilung III des Reichsfinanzminiſteriums), als Abteilung für Beſitz. und 
Verkehrſteuern; ebenſo die Abteilungen der Oberfinanzpräſidenten, die dieſe Steuern 
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verwalten (Abteilung I des Oberfinanzpräſidiums). Dabei iſt der Begriff der Beſitz⸗ 
ſteuern nicht im ſtrengen Wortſinn zu verſtehen. Der Begriff beſchränkt ſich nicht 
etwa lediglich auf die Steuern vom Vermögen, ſondern umfaßt auch die Steuern vom 
Einkommen. Zu den Steuern vom Einkommen gehören außer der Ein⸗ 
kommenſteuer auch die Körperſchaftſteuer und die Bürgerſteuer, 
die eine Gemeindeſteuer darſtellt und unmittelbar an das bei der Einfommenfteuer- 
veranlagung feſtgeſtellte und das durch den Lohnſteuerabzug getroffene Einkommen 
anſchließt. u den Steuern vom Vermögen gehört die Vermögen 
fteuer, die Erbſchaftſteuer, die Aufbringungsumlage und die 
Reichsfluchtſteuer. Zu dieſer Gruppe gehören auch die Realſteuern, 
nämlich die Grundſteuer und die Gewerbeſteuer, die bei ihrer Neugeſtaltung durch 
die Realſteuerreform vom 1. Dezember 1936 ausſchließlich den Gemeinden zugewieſen 
worden ſind und künftig als reine Gemeindeſteuern erhoben werden. Sie 
gehören durchweg zum Arbeitsgebiet der Finanzämter, ſoweit es ſich um die Feit- 
ſetzung der Steuermeßbeträge handelt. (Näheres ſiehe unten Abſchnitt I 8.) 


Die Grund- und Gewerbeſteuern bezeichnet der Geſetzgeber als Realſteuern. 
Man nennt fie auch Objektſteuern. Beſſer wäre die Bezeichnung als Sachſteuern. 
Dieſer Begriff ſteht im Gegenſatz zu den Perſonenſteuern oder Subjekt. 
ſteuern. Es handelt ſich hierbei um eine Antergliederung der Beſitzſteuern. Die 
Perſonenſteuern ſind diejenigen, die auf die perſönlichen Verhältniſſe des 
Steuerpflichtigen Rüdficht nehmen und die Geſamtheit der Einkünfte oder des Ver. 
mögens erfaſſen wollen, wie z. B. die Einkommenſteuer, Körperſchaftſteuer und Ver⸗ 
mögenfteuer, während die Real- oder Objektſteuern an beſtimmte Güter anknüpfen 
und der Steuer unterwerfen, ohne Rückſicht auf die perſönlichen Verhältniſſe des 
Wirtſchaftsſubjekts, dem dieſe Objekte zuzurechnen ſind, und ohne Rückſicht auf den 
Einfluß, den ſeine perſönliche Tüchtigkeit auf den Ertrag und die Ertragsfähigkeit 
des Beſteuerungsgegenſtandes ausübt. Die Grenze zwiſchen den Perfonenſteuern 
und den Realſteuern iſt aber fließend. Je mehr bei den Realfteuern auf die perjün- 
lichen Verhältniſſe des Steuerſchuldners Rückſicht genommen wird, um ſo mehr 
nähern fie ſich den Perſonenſteuern. Die Reichsabgabenordnung nennt im $ 1 aus- 
drücklich die Realſteuern, die Grundſteuer und die Gewerbeſteuer. 


Die folgende Darſtellung bezieht ſich nur auf die Reichs ſteuern und die drei 
großen Gemeindeſteuern, nämlich die Gewerbeſteuer, die Grundſteuer und die 
Bürgerſteuer. Darunter verſteht die Reichsabgabenordnung (§ 1) ſolche Steuern, 
die ganz oder zum Teil zugunſten des Reichs erhoben werden. Nur zum Teil werden 
erhoben die Einkommenſteuer, Körperſchaftſteuer und die Amſatzſteuer. Als Reichs- 
ſteuern bezeichnet 8 1 AO außerdem aber auch die Grunderwerbſteuer, die Kraftfabr- 
zeugſteuer (einſchließlich der Zuſchläge zu dieſen Steuern), die Rennwettſteuer und 
die Schlachtſteuer, obwohl dieſe Steuern bis auf einen geringen Teil, der als Ver— 
waltungskoſtenbeitrag anzuſehen iſt, zugunſten der Länder erhoben werden. 


I. Beſitzſteuern 


In den vorſtehenden Ausführungen iſt der Begriff der Beſitzſteuern, der dem Sprach— 
gebrauch der Finanzverwaltung entſpricht, näher umſchrieben. Anter den Beſitzſteuern 
nehmen die Steuern vom Einkommen, die Einkommenſteuer und die Körper- 
ſchaftſteuer, eine überragende Stellung ein, einmal wegen ihrer finanzwirtſchaftlichen 
Bedeutung, ſodann aus ſteuerpolitiſchen Gründen inſofern, als die Bemeſſungsgrund— 
lage für die Einkommenſteuer, das Einkommen, auch die Grundlage für die Bürger— 
ſteuer bildet und weil die zur Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer heran— 
gezogenen gewerblichen Einkünfte im weſentlichen auch die Grundlage für die 
Gewerbeſteuer darſtellen. 
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1. Einkommenfteuer 
(Geſetz vom 27. Februar 1939; RGBl. 1 S. 297) 


Schrifttum: Erläuterungsbücher von Blümich, Kämmel⸗Bacciocco, Schillinger ⸗Haſſe, 
8 i Vangerow. (Die drei Letztgenannten beziehen ſich auf das 
t ; 


I. Wefen der Einkommenfteuer 


Die Einkommenſteuer trifft jede natürliche Perſon. Das Einkommen 
bildet die Bemeſſungsgrundlage für die Steuer; in einzelnen Fällen tritt an Stelle 
des Einkommens der Verbrauch als Steuerbemeſſungsgrundlage. Gleichgültig iſt es, 
ob die natürliche Perſon geſchäftsfähig oder geſchäftsunſähig, volljährig oder minder⸗ 
jährig if. Juriſtiſche Perſonen, insbeſondere Körperſchaften, Genoſſen⸗ 
ſchaften und Vereine, unterliegen der Körperſchaftſteuer. Die im Jahre 1920 ein- 
geführte Zweiteilung der Einkommensbeſteuerung in Einkommenſteuer und Körper⸗ 
ſchaftſteuer iſt auch bei der Steuerreform des Jahres 1934 beibehalten worden. 


In ihrem Weſen und ihrer Tragweite wird die Einkommenſteuer beſtimmt durch den 
Einkommensbegriff, der ihr zugrunde liegt. Steuerlich von Bedeutung iſt 
der privatwirtſchaftliche Begriff des Einkommens, d. h. der Zuflüſſe, die ſich auf eine 
beſtimmte Perſon beziehen. Trotz der großen praktiſchen Bedeutung des Einkommens 
im Wirtſchaftsleben hat ſich ein einheitlicher Einkommensbegriff weder in der Privat. 
wirtſchaftslehre noch in der Volkswirtſchaftslehre herausgebildet. Die einzelnen 
Lehrmeinungen unterſcheiden ſich hauptſächlich durch die verſchiedenartige Abgrenzung 
des Einkommens vom Vermögenszuwachs. Zwei Haupttheorien laſſen ſich 
hierbei unterſcheiden: Die Quellentheorie zählt zum Einkommen nur ſolche 
Einnahmen, die aus einer dauernden Bezugsquelle fließen. Einmalige Einnahmen, 
wie z. B. ſolche aus einem ſchriftſtelleriſchen Werk, einem Gutachten, Lotteriegewinn 
uſw., ſcheiden für die Zurechnung zum Einkommen aus. Die Theorie vom 
Reinvermögenszugang, hauptſächlich von Schanz entwickelt, verſteht unter 
Einkommen den Vermögenszugang eines beſtimmten Zeitaͤbſchnitts, ohne Rüdficht 
darauf, aus welchen Quellen der Zugang herrührt und wie er ſich vollzieht. Schanz 
rechnet zum Einkommen alle Reinerträge und Nutzungen, geldwerte Leiſtungen 
Dritter, alle Geſchenke, Erbſchaften, Lotteriegewinne uſw. 


Trotz ihrer Anterſchiedlichkeit im einzelnen ſtimmen die Einkommenstheorien fämt- 
lich darin überein, daß das Einkommen eine Zuſammenfaſſung von Einkünften in 
der Hand eines Wirtſchaftsſubjekts, die Beziehung von Erträgen oder ſonſtigen Ein- 
nahmen auf eine beſtimmte Perſon vorausſetzt. Das Einkommen iſt hiernach ein 
fubjeftiver Begriff im Gegenſatz zum objektiven Begriff des Ertrags. 


Das Einkommenſteuergeſetz 1934 regelt, ohne einer beſtimmten Einkommenstheorie 
zu folgen, den Einkommensbegriff ſelbſtändig Es zählt im 8 2 Abſatz 3 abſchließend 
ſieben Einkunftsarten auf, deren Ergebniſſe der Einkommenſteuer unter- 
liegen. Auf eine Einkommenstheorie darf dabei nicht zurückgegangen werden. 


II. Aurzer geschichtlicher IUberblick über die Entwicklung der Einkommenſteuer 


Die Einkommenſteuer ſindet ſich in verſchiedenartigſter Geſtaltung im Steuerſyſtem 
aller Kulturſtaaten. In Europa haben faſt ſämtliche Staaten eine Einfommen- 
ſteuer. Als erſtes Land führte England die Einkommenſteuer bereits Ende des 
achtzehnten Jahrhunderts zur Finanzierung der Kriege gegen Napoleon ein, während 
Frankreich ſie erſt ſpät, im Jahre 1914, eingeführt hat. 

In Deutſchland waren Träger der Entwicklung auf einkommenſteuerlichem Ge— 
biet die Länder. Preußen, deſſen Verſuche zur Einführung einer Einkommenſteuer 
bis auf Stein und Hardenberg zurückgehen, führte zunächſt im Jahre 1820 die ſehr 


38 Blümich 


unvollkommene Klaſſenſteuer ein. Ihr folgte im Jahre 1851 eine Klaſſen- und Flalfi- 
fizierte Einkommenſteuer. Nach einigen Anderungen dieſer Steuern erging im 
Rahmen der Miquelſchen Steuerreform das Einkommenſteuergeſetz vom 24. Juli 
1891, zu dem Novellen in den Jahren 1906, 1909 und 1916 folgten. Das preußiſche 
EStG von 1891 beruhte auf der im Abſchnitt J erwähnten Quellentheorie. Es iſt das 
Vorbild der übrigen deutſchen Landeseinkommenſteuergeſetze geworden. Nur die 
Hanſeſtädte haben den Begriff des Einkommens weiter ausgedehnt. Erſt die ſtaat⸗ 
liche Amwälzung bei Kriegsende 1918 brachte dem Reich die Steuerhoheit auf dem 
Gebiet der Einkommen- und der Vermögenſteuer. Das erſte Reichseinfommenfteucr- 
geſetz vom 19. März 1920 ſchloß ſich der Schanzſchen Theorie vom Reinvermögens- 
zugang an. Dieſe Theorie zeigte aber in der praktiſchen Durchführung ſo ſtarke 
Mängel, daß in der Folgezeit von ihr abgegangen wurde. Das Einkommenſteuergeſetz 
vom 10. Auguſt 1925, das nach Eintritt der ſtabilen Währung erlaſſen wurde, ſchloß 
ſich weder der preußiſchen Quellentheorie noch der Theorie von Schanz oder einer 
ſonſtigen Lehrmeinung an, ſondern regelte den Einkommensbegriff ſelbſtändig nach 
den Bedürfniſſen der praktiſchen Durchführbarkeit der Beſteuerung. Es führte gleich- 
zeitig als Hilfsmittel die Beſteuerung nach dem Verbrauch ein. Die weitere Ent- 
wicklung führte im Zuſammenhang mit der 1930 einſetzenden Wirtſchaftskriſe zu zahl. 
reichen Anderungsgeſetzen, die mehrere Nebenſteuern wie die Zuſchläge der Ledigen, 
die Zuſchläge für Einkommen von mehr als 8000 RM und die Kriſenſteuer ein- 
führten. Die hierdurch hervorgerufene Anüberſichtlichkeit und Syſtemloſigkeit der 
Einkommensbeſteuerung waren der Anlaß zur Neugeſtaltung des Einfommenfteuer- 
geſetzes nach dem politiſchen Amſchwung 1933. Es erging das Einkommenſteuergeſetz 
vom 16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1005). 

Ziel der Steuerreform 1934 war, unter Verwendung der brauchbaren Teile des 
alten Steuerrechts, den wirtſchaftspolitiſchen und bevölkerungspolitiſchen Anforde— 
rungen zu entſprechen, die vom nationalſozialiſtiſchen Standpunkt aus an die Ein- 
kommensbeſteuerung zu ſtellen find. 


Das Einkommenſteuergeſetz 1934 war erſtmalig bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 1934 anzuwenden. Die Vorſchriften über die Lohnſteuer ſind erſtmalig 
auf den Arbeitslohn anzuwenden, der für eine nach dem 31. Dezember 1934 erfolgende 
Dienſtleiſtung gewährt wurde. Entſprechendes gilt für die Vorſchriften über den 
Steuerabzug vom Kapitalertrag. Sie ſind auſ Einkünfte anzuwenden, die dem 
Steuerpflichtigen nach dem 31. Dezember 1934 zufließen. 

Das Einkommenſteuergeſetz 1934 iſt erſtmalig durch das Anderungsgeſetz vom 
1. Februar 1938 geändert worden. Das Kernſtück der Anderung beſteht in der Auf— 
hebung der Bewertungsfreiheit für kurzlebige Wirtſchaftsgüter, die nach 
dem 30. September 1937 beſtellt worden ſind (über Bewertungsfreiheit bei kurz— 
lebigen Wirtſchaftsgütern ſiehe unten Abſchnitt IV 8). Im Zuſammenhang mit der 
Aufhebung der Bewertungsfreiheit iſt der Verluſtvortrag eingeführt worden, 
und zwar für Verluſte aus den beiden vorangegangenen Wirtſchaftsjahren. Außer— 
dem ſind die Kinderermäßigungen für ſolche Kinder beſeitigt, die Juden im Sinn 
der Reichsbürgergeſetzgebung ſind. Schließlich ſind noch einige Anderungen mehr 
techniſcher Art vorgenommen, die ſich hauptſächlich auf die Steuervorauszahlungen 
erſtrecken, und einige Milderungen im Tarif eingeführt worden, die bei der Lohn- 
ſteuer die niedrigſte Steuerſtufe und die ärmſten Volksgenoſſen betrifft und bei der 
veranlagten Einkommenſteuer die Steuerpflichtigen mit Einkommen von 100 000 bis 
120 000 RM berührt. Auf Grund dieſer Anderungen iſt das Einkommenſteuergeſetz 
neu gefaßt und mit Datum vom 6. Februar 1938 bekanntgemacht worden. 


Zum zweitenmal iſt das EStG 1934 durch das Einkommenſteueränderungsgeſetz vom 
17. Februar 1939 (RGBl. J S. 283, RStBBl. 1939 S. 337) geändert worden. Ebenſo 
wie das Anderungsgeſetz 1938 dient das Anderungsgeſetz 1939 wirtſchafts. und finanz— 
politiſchen, bevölkerungs- und raſſepolitiſchen Zielen. Durch dieſes Geſetz wird zunächſt 
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die Steuervergünſtigung für Hausgehilfinnen aufgehoben. Nach § 10 Abi. 1 
EStG 1934 gehörte zu den Sonderausgaben, die vom Geſamtbetrag der Einkünfte 
abzuziehen find, ein Betrag von 50 RM für jede Hausgehilfin. Dieſe Vorſchrift, die 
aus Abſchnitt II des Geſetzes zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 1. Juni 
1933 übernommen worden war, diente dem Zweck, zur Vergrößerung der Nachfrage 
nach Hausgehilfinnen anzuregen und damit den Arbeitsmarkt zu entlaſten. Das iſt 
bei der heutigen Wirtſchaftslage nicht mehr tragbar. 

Ferner iſt die Abzugsfähigkeit der Kirchenſteuer beſeitigt. Dies beruht auf 
ſyſtematiſchen Erwägungen. Die Kirchenſteuer iſt eine Perſonenſteuer, wie die Ein— 
kommenſteuer, Körperſchaftſteuer, Vermögenſteuer und Bürgerſteuer. Alle dieſe 
Steuern werden bei der Ermittlung des Einkommens nicht abgezogen, weil dies dem 
Weſen der Perſonenſteuer widerſprechen würde. Eine Ausnahme wurde bisher ledig— 
lich bei der Kirchenſteuer gemacht, die nach S 10 Abſ. 1 Ziff. 3 EStG — ſeit dem 
Anderungsgeſetz 1938 nur noch in beſchränktem Amfange — abzugsfähig war. Dieſe 
Syſtemwidrigkeit iſt nunmehr beſeitigt worden. Im Zuſammenhang damit iſt der 
Pauſchbetrag von je 200 RM für Sonderausgaben (8 10 Abi. 1 EStG) und für 
Werbungskoſten bei Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit ($ 46 Abſ. 3 EStG) auf- 
gehoben worden. Die Steuerpflichtigen müſſen alſo künftig bei der Veranlagung im 
einzelnen ihre Sonderausgaben und Werbungskoſten darlegen. Durch dieſe Anderung 
wird aber der Pauſchbetrag für Werbungskoſten und Sonderausgaben, der in der 
Lohnſteuertabelle eingebaut iſt, nicht berührt. Lohnſteuerpflichtige werden inſoweit 
beſſer geſtellt als die zur Einkommenſteuer veranlagten Steuerpflichtigen. 

Die weſentlichſte Neuerung beſteht in der Anderung des Steuertarifs und in der Ein. 
führung von Steuergruppen. Künſtig gibt es vier Steuergruppen: Die 
Steuergruppe I umſaßt die Ledigen, die Steuergruppen II und III umfaſſen im mweient- 
lichen kinderlos Verheiratete, von denen in die Steuergruppe II diejenigen fallen, aus 
deren Ehe bis zum Ende des Veranlagungszeitraums ein Kind nicht hervorgegangen 
ift, obwohl die Ehe länger als 5 volle Kalenderjahre beſtanden hat. (Es fallen außer. 
dem noch in dieſe Gruppe unverheiratete Frauen, die 4 Monate vor dem Ende des 
Kalenderjahres das 50. Lebensjahr vollendet haben.) In die Steuergruppe IV fallen 
die Steuerpflichtigen, denen eine Kinderermäßigung zuſteht. Gleichzeitig ſind 
die Steuerbeträge der höch ſten Steuergruppe (Gruppe J) erhöht worden. Sie 
betrugen bisher grundſätzlich 160 v. H. der Beträge der bisher zweithöchſten Steuer- 
gruppe (kinderlos Verheiratete). Künftig betragen die Steuerbeträge der Gruppe I 
180 v. H. der Steuerbeträge, die für Verheiratete ohne Kinder (Gruppe III) gelten. 
Die Steuer der Gruppe I iſt ſomit grundſätzlich um 7 der bisherigen Steuerbeträge 
erhöht; höchſtens werden in dieſer Steuergruppe 55 v. H. (bisher 50 v. H.) des Ein⸗ 
kommens erhoben. In den unteren Einkommenſtufen, und zwar bis 4000 RM ein- 
ſchließlich, tritt keine Erhöhung für die Ledigen ein; von 4000 bis 5500 RM ift die 
Erhöhung geringer als / der Steuerbeträge. Die Steuern der neuen Gruppe II 
liegen in der Mitte zwiſchen den Steuern der Gruppe I und den Steuern der 
Gruppe III; ſie ſind mithin grundſätzlich um 40 v. H. höher als die Steuern der 
Gruppe III. Verheiratete, aus deren Ehe nach fünfjährigem Beſtehen ein Kind nicht 
hervorgegangen iſt, haben alſo künftig 40 v. H. mehr Einkommenſteuer zu entrichten 
als bisher. Die Steuer der Gruppe II beträgt höchſtens 45 v. H. des Einkommens. 
Im übrigen find die Steuern unverändert geblieben. Als letzte Neuerung iſt die Neu- 
regelung der Juden beſteuerung zu erwähnen. Künftig werden Juden grund- 
ſätzlich in die höchſte Steuergruppe (Gruppe I) fallen. Die Anderungen treten erft- 
mals für das Kalenderjahr 1939, alſo bei der Veranlagung im Jahre 1940 
in Kraft. Bei der Lohnſteuer werden fie erſtmalig für den laufenden Arbeitslohn 
angewandt, der für einen nach dem 31. März 1939 endenden Lohnzahlungszeitraum 
gezahlt wird. Es tritt alſo keine Rückwirkung der Neuerungen ein. Auf 
Grund der Anderungen iſt das Einkommenſteuergeſetz in neuer Faſſung als 
E StG 1939 mit Datum vom 27. Februar 1939 bekanntgemacht worden. 
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Zu erwähnen bleibt in dieſem Zuſammenhang ſchließlich noch, daß durch das Ein- 
kommenſteuer⸗Anderungsgeſez auch die Abgabe der Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder für Vergütungen, die dem Aufſichtsratsmitglied nach dem 31. März 1939 
zufließen, von 10 auf 20 v. H. erhöht worden iſt. 


Neben der Einkommenſteuer beſtehen als weitere Steuern vom Einkommen 
der natürlichen Perſonen noch die Mehreinkommenſteuer, die 
Bürgerſteuer und die Wehrſteuer. 


III. Perſönliche Steuerpflicht 


Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen unbeſchränkter und beſchränkter Steuerpflicht. An⸗ 
beſchränkt ſteuerpflichtig find nach §1 EStG natürliche Perſonen, die im Inland 
einen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Sie ſind 
mit ihren ſämtlichen Einkünften ſteuerpflichtig. Juriſtiſche Perſonen unterliegen 
der Körperſchaftſteuer. Auf die Staatsangehörigkeit der natürlichen Perſon kommt 
es nicht an. Beſchränkt ſteuerpflichtig ſind Perſonen, die im Inland weder 
Wohnfſitz noch Aufenthalt haben und beſtimmte Einkünfte (§ 49 EStG) aus dem In- 
land beziehen. 


Die Wirkung der unbeſchränkten Steuerpflicht beſteht darin, daß der Steuer⸗ 
pflichtige grundſätzlich ſämtliche, auch die aus dem Ausland fließenden Einkünfte ver- 
ſteuern muß. Dies wird aber durch §S 9 StAnpG eingeſchränkt. Danach find von den 
Steuern vom Einkommen und Vermögen Perſonen inſoweit befreit, als ihnen 
nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit 
oder nach beſonderen Vereinbarungen mit anderen Staaten ein Anſpruch auf Be— 
freiung zuſteht. Nach völkerrechtlichen Grundſätzen find befreit die Diplomati- 
ſchen Vertreter und die in ihren Dienſten ſtehenden Perſonen, ſoweit ſie nicht 
Deutſche find. Als beſondere Vereinbarungen kommen hier insbeſondere die zahl- 
reichen Abkommen zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung in Frage, 
die mit Dänemark, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Kanada, 
Polen, Rumänien, Schweden, Schweiz, Ungarn, Anion der Sozialiſtiſchen Sowjet⸗ 
Republiken und den Vereinigten Staaten von Amerika abgeſchloſſen worden find, 
wobei Amfang und Inhalt der zwiſchenſtaatlichen Regelung ganz verſchieden ſind. 


Die Abkommen mit Frankreich, Großbritannien, Kanada und Polen find durch den 
Ausbruch des Krieges (September 1939) gegenſtandslos geworden. 


Bei Zuzug aus dem Ausland kann der Reichsminiſter der Finanzen nach 
§ 31 ESt für die Dauer von 10 Jahren ſeit Begründung der unbeſchränkten 
Steuerpflicht die Steuer in einem Pauſchbetrage feſtſetzen. 


IV. Einkommen 


Das Einkommen iſt im allgemeinen die Bemeſſungsgrundlage für die Einkommenſteuer, 
nur in beſonderen Fällen kommt der Verbrauch nach §S 48 EStG in Frage. Ein- 
kommen iſt der Geſamtbetrag der Einkünfte aus einzelnen Einkunftsarten nach 
Ausgleich mit Verluſten aus einzelnen Einkunftsarten und nach Abzug der Sonder— 
ausgaben. Die Begriffsbildung iſt im Geſetz ſtreng einheitlich durchgeführt. Anter 
Einkünften werden die Reineinkünfte aus den einzelnen Einkunftsarten ver— 
ſtanden. Einkommen iſt demnach der Oberbegriff, während der Begriff der Einkünfte 
den Anterbegriff darſtellt. Die Zahl der Einkunftsarten, die im Einkommenſteuer— 
geſetz 1925 8 umfaßte, hat ſich durch Zuſammenfaſſung der früheren Einkunftsarten 
7 und 8 auf 7 vermindert. Es find dies Einkünfte aus Land. und Forſtwirtſchaft, aus 
Gewerbebetrieb, aus ſelbſtändiger Arbeit, aus nichtſelbſtändiger Arbeit, aus Kapital- 
vermögen, aus Vermietung und Verpachtung und ſonſtige Einkünfte im Sinn des 
8 22 EStG. 
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Der Einkommensbegriff ſetzt die Beziehung zu einem Zeit raum voraus. Die Ein- 
kommenſteuer wird daher nach dem Einkommen bemeſſen, das der Steuerpflichtige 
innerhalb eines Kalenderjahres bezogen hat. Bei buchführenden Vollkaufleuten und 
bei Land- und Forſtwirten gilt der Gewinn aus Gewerbebetrieb und aus Land. und 
Forſtwirtſchaſt als in dem Kalenderjahr bezogen, in dem das Wirtſchaftsjahr endet. 
Für Land. und Forſtwirtſchaft gilt als Wirtſchaftsjahr der Zeitraum vom 1. Juli 
bis 30. Juni; für beſtimmte landwirtſchaftliche Sonderbetriebe ſind abweichende 
Wirtſchaftsjahre zugelaſſen. 

Vermögenszuflüſſe, die zu keiner der genannten ſieben Einkunftsarten zu rechnen find, 
bleiben von der Einkommenſteuer frei, z. B. der Wert der Nutzung einer Wohnungs- 
einrichtung (des Mobiliars und Hausrats), Rückzahlung eines außerhalb eines 
Betriebs gegebenen Darlehns und dergleichen. 


Die Einkunftsarten gliedern ſich in zwei Hauptgruppen. Bei der einen 
Gruppe ſind Einkünfte der Gewinn und bei der anderen Gruppe iſt als Einkünfte 
der Aberſchuß der Einnahmen über die Werbungskoſten anzuſetzen. 


Die Ergebniſſe der einzelnen Einkunftsarten ſind zuſammenzurechnen und, 
ſoweit Verluſte bei einzelnen Einkunftsarten vorliegen, mit dieſen aus zu⸗ 
gleichen. Von dem fo ermittelten Ergebnis find noch die Sonderausgaben abzu⸗ 
ziehen. Das hiernach ermittelte Ergebnis ſtellt das Einkommen dar. 


Auch Lotteriegewinne, Erbſchaftsanfälle, Schenkungen ſind im allgemeinen 
einkommenſteuerfrei; Ausnahmen find hier allerdings denkbar. Sanierungs- 
gewinne ſind bei der Einkommenſteuer ſteuerfrei, auch ſoweit es ſich um Sanie⸗ 
rungen von Offenen Handelsgeſellſchaften und ſonſtigen Anternehmergemeinſchaften 
handelt. Auch bei Kapitalgeſellſchaften find fie nunmehr durch § 11 Ziff. 4 KSt von 
der Körperſchaftſteuer befreit. Anter Sanierungsgewinnen ſind Gewinne zu verſtehen, 
die durch Verzicht der Gläubiger auf ihre Forderungen oder einen Teil ihrer For- 
derungen gegenüber einem ſtützungsbedürftigen Schuldner entſtehen. 


Auch Abfindungen und Entſchädigungen für entgehende oder entgangene 
Einnahmen, für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit, für die Aufgabe 
einer Gewinnbeteiligung oder einer Anwartſchaft gehören zu den ſteuerpflichtigen 
Einkünſten. Dagegen berührt die Erſparnis von Privatausgaben das 
Einkommen nicht. Behandelt ein Arzt z. B. ſeine Angehörigen, ſo ſind die dadurch 
erzielten Erſparniſſe keine Einkünfte. 


Das Einkommenſteuergeſetz enthält im 8 3 eine ſtattliche Liſte von Einkünften, die 
an ſich ſteuerpflichtig ſein würden, aber aus ſozialen oder ſonſtigen Gründen für 
ſte uer frei erklärt werden. Meiſt handelt es ſich dabei um Einkünfte aus nichtjelb- 
ſtändiger Arbeit. 

Die im 8 3 EStG gegebene Lifte der ſteuerfreien Einkünfte iſt jedoch nicht er 
ſchöpfend. Außerhalb des Einkommenſteuergeſetzes find von der Einkommenſteuer 
befreit die Einkünſte aus dem mittleren Neuhausbeſitz (Wohngebäuden, 
die in der Zeit vom 1. 4. 1931 bis 31. 3. 1934 bezugsfertig geworden find) und aus 
dem neueſten Neuhausbeſitz (Kleinwohnungen und Eigenheimen, die nach 
dem 31. 3. 1934 bezugsfertig geworden find), ferner Zinſen der Reichs bahn 
anleihe 1931, Gewinne aus der Veräußerung von land. und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben und Einkünfte aus neuen Herſtellungs verfahren und 
der Herſtellung neuartiger Erzeugniſſe, letztere nach dem Geſetz über 
Steuererleichterungen vom 15. Juli 1933 (RGBl. J S. 491). 


V. Gewinn 


Das Kernſtück der Einkommensbeſteuerung iſt die Gewinnbeſteuerung. Die Vor— 
ſchriften hierüber gelten nicht nur für die Einkommenſteuer der natürlichen 
Perſonen, ſondern auch für die Körperſchaftſteuer der Kapitalgeſellſchaften. 
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Auch bei der Gewerbeſteuer wirken ſie ſich aus, da der Gewerbeertrag nach den 
einkommenſteuerlichen Grundſätzen der Gewinnermittlung errechnet wird. Das Geſetz 
unterſcheidet zwei Gewinnbegriffe: 


1. den Gewinnbegriff im allgemeinen, der im S 4 EStG geregelt iſt, und 
2. den Gewinnbegriff bei Vollkaufleuten, der im 8 5 EStG geregelt iſt. 


Die beiden Gewinnbegriffe unterſcheiden ſich nur wenig voneinander. Der weſentliche 
Anterſchied beſteht darin, daß bei Vollkaufleuten auch der Grund und Boden 
und die Erlöſe, die bei ſeiner Veräußerung erzielt werden, bei der Gewinnermittlung 
zu berückſichtigen ſind. 


1. Der Gewinnbegriff im allgemeinen 


Nach §S 4 EStG iſt Gewinn der Anterſchiedsbetrag zwiſchen dem Be— 
triebsvermögen am Schluß des vorangegangenen Wirtſchaſtsjahres, vermehrt um 
den Wert der Entnahmen und vermindert um den Wert der Einlagen. Der Wert 
des Grund und Bodens, der zum Anlagevermögen gehört, bleibt außer Anſatz. Bei 
den vielen Betrieben der Handwerker und der ſonſtigen Kleingewerbetreibenden 
hält ſich in der Regel das Betriebsvermögen am Schluß der einzelnen Wirtichafte- 
jahre auf faſt gleicher Höhe. Hier kann nach §S 4 Abſatz 3 EStG als Gewinn der 
Aberſchuß der Betriebseinnahmen über die Vetriebsaus⸗ 
gaben angeſetzt werden. Das Wirtſchafts jahr muß ſich im allgemeinen mit 
dem Kalenderjahr decken. Nur bei Land und Forftwirten und bei Vollkaufleuten 
wird ein abweichendes Wirtſchaftsjahr nach §S 2 Abſatz 5 EStG anerkannt (vgl. den 
vorhergehenden Abſchnitt IV „Einkommen“ ). 


Der Gewinnbegriff des §S4 EStG erſtreckt ſich grundſätzlich auf alle Steuerpflichtigen, 
die Einkünfte aus den Einkunftsarten 1 bis 3 (Land. und Forſtwirtſchaft, Gewerbe— 
betrieb und ſelbſtändiger Arbeit) beziehen, ausgenommen die im Handelsregiſter ein- 
getragenen Vollkaufleute, für die der Gewinnbegriff des § 5 EStG gilt und bei denen 
daher auch der Grund und Boden beim Beſtandsvergleich für die Zwecke der Gewinn— 
ermittlung anzuſetzen iſt. Der Vermögensvergleich nach 88 4, 5 ſetzt eine ord- 
nungs mäßige Buchführung voraus. Für die Betriebe, die nicht Voll— 
kaufleuten gehören, ergibt ſich die Buchführungspflicht aus §S 161 AO. Danach haben 
Anternehmer Bücher zu führen und auf Grund jährlicher Beſtandsaufnahmen regel— 
mäßig Abſchlüſſe zu machen, wenn nach den Feſtſtellungen der letzten Veranlagung der 
Geſamtumſatz mehr als 200 000 RM, das Betriebsvermögen mehr als 50 000 RM 
und das landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche und gärtneriſche Vermögen mehr als 
100 000 RM, der Gewerbeertrag mehr als 6000 RM oder die Einkünfte aus Land- 
und Forſtwirtſchaft mehr als 6000 RM betragen haben (vgl. auch oben Dritter Teil 
Abſchnitt B 18). Zu der Buchſührungspflicht nach 8 161 AO tritt für die Zeit vom 
1. Oktober 1935 ab die Verpflichtung zur Führung eines Warenein- 
gangsbuchs auf Grund der Verordnung vom 20. Juni 1935 (RGBl.] S. 752) 
und für die Zeit vom 1. Oktober 1936 ab die Verpflichtung der Großhändler zur 
Verbuchung des Warenausgangs auf Grund der Verordnung vom 20. Juni 
1936 (RGBl. I S. 507). 

Der Beſtandsvergleich nach 8 4 Abſatz 1 EStG ſetzt nicht nur ordnungsmäßige Be— 
ſtandsaufnahmen, ſondern auch ordnungsmäßige Ausgabe- und Ein nahme— 
rechnungen voraus. Fehlen dieſe, fo muß der Gewinn geſchätzt werden. Ord- 
nungsmäßig iſt eine Buchführung, die nach Form und Inhalt richtig iſt. Ein 
Buchführungsſyſtem iſt nicht vorgeſchrieben. Auch kameraliſtiſche Buch— 
führung, die im weſentlichen nur Einnahmen und Ausgaben verzeichnet, iſt aus— 
reichend, wenn die Beſtände weſentlichen Schwankungen nicht unterliegen. 


Das Ergebnis der Buchführung kann, ſelbſt wenn die Buchſührung als einwandfrei 
anzuerkennen iſt, nicht ohne weiteres der Beſteuerung zugrunde gelegt werden. Es 
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muß vielmehr daraufhin nachgeprüft werden, ob es den Vorſchriften des Einkommen— 
ſteuergeſetzes über die Bewertung, die Entnahmen und Einlagen und über die Be⸗— 
triebsausgaben entſpricht. Es kann z. B. die Bewertung nach anderen Geſichts. 
punkten erfolgt fein, als dies 8 6 EStG, der die Bewertung regelt, entſpricht, und es 
kann ferner etwas als Betriebsausgabe verbucht ſein, was ſteuerlich eine den Gewinn 
nicht mindernde Entnahme darſtellt. Die Anderungen, die hierdurch erforderlich 
werden, führen zu einer mehr oder minder großen Amgeſtaltung der eingereichten 
Bilanz (Vermögensüberſicht)b). Das Ergebnis der Amgeſtaltung W die Steuer ⸗ 
bilanz. (Vgl. unten Abſchnitt 3.) 


2. Gewinn bei Vollkaufleuten 


Bei Kaufleuten, deren Firma im Handelsregiſter eingetragen iſt, bildet die 
Handelsbilanz die Grundlage für die Gewinnermittlung. Dabei find ins- 
beſondere die Vorſchriften über die Bewertung und über die Entnahmen und 
Betriebsausgaben zu berückſichtigen. Das gilt auch für Handelsgeſellſchaften, bei 
denen die Geſellſchafter Mitunternehmer find, wie die Offene Handelsgeſellſchaft, 
Kommanditgeſellſchaft, die Kaufmannseigenſchaft nach 8 6 HGB beſitzen. 

Der nach 85 EStG erforderliche Beſtands vergleich erſtreckt ſich auf das nach 
den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchſührung ausgewieſene und auszuweiſende 
Vermögen. Die VBuchführungsgrundſätze find demnach entſcheidend für den Amfang 
des Betriebsvermögens und die Bewertung dieſes Vermögens. Sie ſind nur zu einem 
Teil gefetzlich feſtgelegt, zum anderen Teil haben ſie ſich auf Grund kaufmänniſcher 
Abung und Gepflogenheiten im Zufammenwirken mit der Rechtſprechung entwickelt. 


Als handelsgeſetzliche Vorſchriften kommen hauptſächlich die SS 38 bis 
41, 43, 44 HGB und die 88S 131 bis 133 des Aktiengeſetzes vom 30. Januar 1937 
(RGBl. I S. 107) in Betracht. Die letzteren Vorſchriften, ſoweit fie die Bewertung 
betreffen, werden weitgehend auch von den Einzelkaufleuten und Perſonengeſell— 
ſchaften befolgt, weil ihr Inhalt den kaufmänniſchen Gepflogenheiten und Buch— 
führungsgrundſätzen im weſentlichen entſpricht. 

Im Zuſammenhang hiermit tritt die Frage auf, ob und inwieweit eine Pflicht zur 
Führung des Waren eingangs buchs auf Grund der bereits erwähnten Ver— 
ordnung vom 20. Juni 1935 (RG Bl. ! S. 752) ſür Vollkaufleute beſteht. Bei der 
einfachen Buchführung genügt es, daß die Wareneinkäufe gegen bar auf der Aus— 
gabenſeite das Kaſſabuchs, des Poſtſchecktontos oder Bankkontos und die Warenein- 
käufe gegen ſpätere Zahlung auf dem Konto des Lieferanten verbucht werden. Bei 
doppelter Buchführung genügt die Führung eines Warenkontos. 


Zu beachten iſt, daß auch die Inventur zu den Handelsbüchern gehört und ſo 
gehalten ſein muß, daß für den Fachmann die Möglichkeit der Nachprüfung beſteht. 


3. Handelsbilanz und Steuerbilanz 


Grundſätzlich iſt die ordnungsmäßig errichtete Handelsbilanz für die ſteuerliche 
Gewinnermittlung maßgebend. Da aber der Kaufmann weitgehenden Spielraum in 
der Handhabung der Buchführung und in der Bewertung ſeines Vermögens hat, 
ſchreiben die SS 4 und 5 EStG die Befolgung der Vorſchriften über die Entnahmen 
und Einlagen, die Betriebsausgaben und die Bewertung vor. Soweit der Geminn- 
ausweis den ſteuerlichen Vorſchriften widerſpricht, müſſen die Anſätze der Handels- 
bilanz berichtigt werden. Die Berichtigung kann ſich nach zwei Richtungen aus- 
wirken. Sie kann lediglich die Gewinnrechnung beeinſluſſen, z. B. dann, 
wenn eine als Betriebsausgabe verbuchte Aufwendung als Entnahme für private 
Zwecke anzuſehen iſt, die dem Gewinn hinzuzuſetzen iſt. Hier erhöht ſich zwar der 
Gewinn, die Bilanz (Vermögensüberſicht) wird jedoch nicht berührt. Die Berichti— 
gung kann aber auch die Bilanz (Vermögensüberſicht) berühren, z. B. dann, wenn 
zu hohe Abſchreibungen vorgenommen worden ſind oder wenn die Aufwendungen 
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für ein langlebiges Anlagegut voll unter den Betriebsausgaben verbucht worden 
ſind. Hier werden die Anſätze der Bilanz erhöht, und damit erhöht ſich auch der 
Gewinn. Sind in der Handelsbilanz zu niedrige Abſchreibungen vorgenommen, 
woran der Steuerpflichtige in Verluſtjahren ein Intereſſe haben kann, jo müſſen die 
Anſätze ſteuerlich ermäßigt werden. Dies führt zu einer Minderung des Gewinns 
oder zu einer Erhöhung des Verluſtes gegenüber dem Gewinn oder Verluſt der 
Handelsbilanz. 


Die infolge der Bewertungsvorſchriften notwendig werdenden Anderungen führen 
zur ſogenannten Steuerbilanz. Die Steuerbilanz ift keine ſelbſtändige Bilanz 
neben der Handelsbilanz. Sie weicht nur ſo weit von ihr ab, als es die ſteuerlichen 
Vorſchriften erfordern. Sie braucht nicht in Form einer Bilanz aufgeſtellt zu werden; 
es genügen bloße Berichtigungen der eingereichten Handelsbilanz. Dies beſagt 
jedoch nicht, daß Handelsbilanz und Steuerbilanz im allgemeinen miteinander über- 
einſtimmen. Oft weichen ſie ſo weit voneinander ab, daß die Steuerbilanz äußerlich 
als eine ſelbſtändige Bilanz erſcheint. 


Das Einkommenſteuergeſetz 1934 ſuchte die Abweichungen zwiſchen Handelsbilanz und 
Steuerbilanz dadurch zu verringern, daß bezüglich der kurzlebigen Wirt ⸗ 
ſchaftsgüter des Anlagevermögens der Unternehmer weitgehende Bewertungs- 
freiheit erhielt und daß auch die ſtrenge Bewertungsſtetigkeit für die Güter, 
die in der vorhergehenden Bilanz enthalten waren, durch § 6 Ziffer 2 EStG 
gemildert wurde. Die Bewertungsfreiheit für kurzlebige Wirtſchaftsgüter iſt in⸗ 
zwiſchen, wie oben im Abſchnitt II am Ende ausgeführt iſt, durch das Anderungsgeſetz 
vom 1. Februar 1938 für alle Wirtſchaftsgüter, die nach dem 30. September 1937 
beſtellt worden find ifiehe hierzu unten Abſchnitt 8), wieder beſeitigt worden. 


Bei beiden Arten der Gewinnermittlung (nach SS 4 und 5 EStG) gilt der Grundſatz 
der allgemeinen Bilanzſtetigkeit, auch Bilanzzuſammenhang, wie er 
für jede Buchführung, insbeſondere die Handelsbuchführung, gilt. Die Poſten der 
letzten Jahresbilanz find unverändert in das neue Geſchäftsjahr zu übernehmen. Zu 
diefem Grundſatz der allgemeinen Bilanzſtetigkeit tritt noch die beſon dere 
Bilanzſtetigkeit, auch Wertzuſammenhang, Verbot der Werterhöhung 
genannt. Diele beſagt, daß der einmal angeſetzte Wert für die Zukunft nicht über. 
ſchritten werden darf. Diele Bilanzſtetigkeit gilt nach S 6 Ziffer 1 EStG nur noch für 
die abnutzbaren Anlagegegenſtände. Im übrigen iſt fie (vgl. 8 6 Ziffer 2 EStG) auf- 
gegeben. Der Kaufmann kann daher bei den Gütern des Amlaufvermögens und bei 
Grundſtücken und Beteiligungen über den letzten Bilanzanſatz hinausgehen, wenn der 
Teilwert höher liegt, jedoch niemals über die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten, 
die die Höchſtgrenze für die Bewertung bilden. 


4. Bewertung 


Der Kernpunkt der Gewinnermittlung liegt in der zutreffenden Bewertung des 
Betriebsvermögens. Zur zutreffenden Bewertung gehört auch die Ausſcheidung der 
Wirtſchaftsgüter, die nicht zum Betriebsvermögen gehören. Es iſt daher die Ab 
grenzung des Betriebs vermögens gegenüber dem Privat 
vermögen ſteuerlich von großer Bedeutung. Bei den Steuerpflichtigen, die nach 
Ss 4 EStG beſteuert werden (Land, und Forſtwirte, Kleingewerbetreibende und 
ſelbſtändige Berufstätige), entſcheidet ſich die Abgrenzung in erſter Linie nach 
objektiven Merkmalen. Das Wirtſchaftsgut, das objektiv dem Betrieb dient, iſt beim 
Beſtandsvergleich zu berückſichtigen. Bei buchführenden Vollkaufleuten entſcheidet 
ſich die Abgrenzung des Betriebsvermögens gegenüber dem Privatvermögen in erſter 
Linie nach der buchmäßigen Behandlung der Wirtſchaftsgüter. Es wird alſo — 
anders als bei den Land und Forſtwirten, Kleingewerbetreibenden uſw. — dem 
ſubjektiven Ermeſſen des Vollkaufmanns ein weiter Spielraum bei der Gewinn— 
ermittlung belaſſen. Dieſe Entſcheidungsfreiheit darf aber nicht in Willkür ausarten. 
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Die Grenzen ordnungsmäßiger Buchführung dürfen nicht überſchritten werden. Auch 
werden Maßnahmen, die erkennbar aus ſteuerlichen Gründen getroffen ſind (Beiſpiel: 
Wertpapiere, auf denen Kursverluſte ruhen, werden nachträglich aus dem Privat- 
vermögen zum Anſchafſungskurs in das Betriebsvermögen übernommen), bei der 
ſteuerlichen Gewinnermittlung nicht anerkannt. 


Zum Betriebsvermögen einer Offenen Handelsgeſellſchaft, Kommandit⸗ 
geſellſchaft oder ſonſtigen Perſonengeſellſchaft gehören alle Wirtſchaftsgüter, die der 
Geſellſchaft wirtſchaftlich gehören. Einkommenſteuerlich find auch die Wirtſchaſts⸗ 
güter, die der Geſellſchaſt von den Teilhabern mietweiſe überlaſſen werden, dem Be⸗ 
triebsvermögen der Offenen Handelsgeſellſchaft zuzurechnen. Das gilt allgemein für 
alle Wirtſchaftsgüter, die zum notwendigen Betriebsvermögen gehören, ſelbſt wenn 
buchmäßig das Wirtſchaftsgut als Privateigentum eines Geſellſchafters behandelt 
worden iſt. Dies ergibt ſich aus der beſonderen Regelung des § 15 Ziff. 2 EStG, 
wonach zu den Gewinnanteilen der einzelnen Geſellſchafter auch die Vergütungen ge- 
hören, die der Geſellſchafter für die Aberlaſſung von Wirtſchaftsgütern bezogen hat. 


Die Bewertung iſt im S 6 EStG geregelt. Die Regelung bezweckt, die Be⸗ 
wertungsfreiheit, die der Kaufmann für ſeine Handelsbilanz hat, für ſteuerliche 
Zwecke einzuſchränken. S 6 EStG ift von dem Grundgedanken beherrſcht, daß 
nichtverwirklichte Gewinne nicht ausgewieſen und verſteuert werden dürfen, daß 
dagegen nichtverwirklichte Verluſte beim Anlagevermögen ausgewieſen werden 
können und beim Amlaufvermögen ausgewieſen werden müſſen. Letzteres kommt 
zwar in der Faſſung des § 6 Ziff. 2 EStG nicht unmittelbar zum Ausdruck, ergibt 
ſich aber daraus, daß 8 5 Abſ. 1 für den Anſatz des Betriebsvermögens auf die 
Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung hinweiſt. Nach dieſen Grundſätzen müſſen 
Wirtſchaftsgüter des Amlaufvermögens für den Bilanzſtichtag mit dem Teilwert 
angeſetzt werden, falls dieſer niedriger als die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 
iſt. Soweit 8 6 EStG als Höchſtwert die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten vor. 
ſieht, deckt ſich die Vorſchrift mit den kaufmänniſchen Anſchauungen, die ein Hinaus⸗ 
gehen über die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten verbieten. Bei land- und forft- 
wirtſchaftlichen Betrieben iſt dagegen ein Hinausgehen über die Anſchaffungs oder 
Herſtellungskoſten im Hinblick auf die betriebswirtſchaftlichen Beſonderheiten der 
Landwirtſchaſt ausdrücklich geſtattet. Maßgebend für die Bewertung find grund- 
ſätzlich die Verhältniſſe am Bilanzſtichtag. Dieſer Grundſatz iſt aber nicht 
ſtarr anzuwenden. Stellt ſich nachträglich heraus, daß die Beurteilung für den 
Bilanzſtichtag unrichtig war, fo kann dies noch ſpäter berückſichtigt werden. 


Bei der Bewertung für Steuerzwecke iſt allgemein zu beachten, daß in erſter Linie 
die Handelsbilanz maßgebend iſt. Nur ſoweit ihre Anſätze ſteuerlich unzuläſſig ſind, 
d. h. mit dem Inhalt des 8 6 nicht übereinſtimmen, müſſen fie geändert werden. Es 
find danach bei der Bewertung gewerblicher Betriebsvermögen nicht nur die ſteuer⸗ 
lichen, ſondern auch die handelsrechtlichen Grundſätze zu beachten. Widerſprechen die 
ſteuerlichen den handelsrechtlichen Grundſätzen, ſo gehen die erſteren vor. Geben die 
ſteuerlichen Grundſätze, wie z. B. 8 6 EStG in Ziff. 1 und 2, ein Wahlrecht 
zwiſchen Anſchaffungskoſten und Teilwert, ſo entſcheiden über den Anſatz des einzelnen 
„Wertes die handelsrechtlichen Grundſätze. Laſſen auch dieſe ein Wahlrecht zu, fo hat 
der Steuerpflichtige die Wahl zwiſchen dieſen beiden Werten; er kann dann auch 
einen Zwiſchenwert, d.h. einen Wert wählen, der zwiſchen den Anſchafſungs⸗ 
koſten und dem niedrigeren Teilwert liegt. 


5. Anſchaffungskoſten, Herſtellungskoſten, Teilwert 


Wertmaßſtäbe find die Anſchaffungskoſten, die Herftellungs- 
koſten und der Teilwert. Die Anſchaffungskoſten umfaſſen die ge⸗ 
ſamten Aufwendungen zur Anſchaffung des Wirtſchaftsguts, nicht nur den Rech— 
nungsbetrag, ſondern auch alle Proviſions-, Transport. und Auſſtellungskoſten. Die 
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Herſtellungskoſten umfaſſen alle Aufwendungen zur Herſtellung des Gutes, 
wie Löhne, Ausgaben für Rohſtoffe, Hilfsſtoffe u. dgl. Auch ein Anteil an den 
Fertigungs⸗Gemeinkoſten iſt anzuſetzen. Die Frage iſt jetzt durch ein 
Gutachten des RH (NStBBl. 1939 S. 321) im weſentlichen geklärt. 

Teilwert iſt nach 8 6 Ziff. 1 EStG der Betrag, den ein Erwerber des ganzen 
Betriebs im Rahmen des Geſamtkaufpreiſes für das einzelne Wirtſchaftsgut an- 
ſetzen würde, wobei davon auszugehen iſt, daß der Erwerber den Betrieb fortführt. 
Bei gutgehenden Unternehmen und bei nützlichen Wirtſchaftsgütern ſällt der Teil- 
wert mit den Wiederbeſchaffungskoſten zuſammen. Sie bilden im allgemeinen die 
oberſte Grenze. Bei weniger rentablen Betrieben oder bei geringerer Nützlichkeit 
liegt der Teilwert zwiſchen den Wiederbeſchaffungskoſten und dem Einzelveräuße⸗ 
rungspreis (Liquidationswert). Anter dem Liquidationswert kann er nicht liegen. 
Bei Bauten iſt aber nicht in allen Fällen der Yauinder der Gegenwert für die Be⸗— 
wertung der einzelnen Gebäude entſcheidend. Vielmehr iſt die ganze wirt ſchaft⸗ 
liche Einheit, beſtehend aus Grund und Boden und den darauf ſtehenden Ge- 
bäuden, zu betrachten. Es iſt alſo nicht jedes Gebäude für ſich zu bewerten. 


6. Abſetzungen 
für Abnutzung und Subſtanzverringerung 


Eine beſondere Rolle bei der Bewertung ſpielen die Abſetzungen für Ab- 
nutz ung und Subſtanzverringerung. Dieſes Gebiet ift im §S 7 EStG 
geregelt. Danach kann bei Gebäuden und ſonſtigen Wirtſchaftsgütern, deren Ver- 
wendung oder Nutzung ſich erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum von mehr als einem 
Jahr erſtreckt, jeweils für ein Jahr ein Teil der Anſchaffungs oder Herftellungs- 
koſten abgeſetzt werden, der auf ein Jahr entfällt. Zweck dieſer Abſetzungen iſt, die 
Anſchaffungskoſten für Gebäude, Maſchinen u. dgl. auf die Jahre der Nutzung zu 
verteilen. Dies Verfahren dient der Rechnungsabgrenzung für die einzelnen Wirt- 
ſchaftsjahre. Die Höhe der Abſetzung entſcheidet ſich einmal nach den tatſächlichen 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten, nicht nach den künftigen Wiederbeſchaffungs⸗ 
koſten des Erſatzgegenſtandes, und nach der mutmaßlichen Geſamtdauer der Ver— 
wendung oder Nutzung. Die Abſetzungen wirken ſich verſchieden aus. Bei den Ein- 
kunftsarten, bei denen der Gewinn ermittelt wird, mindern die Abſetzungen die beim 
Vermögensvergleich nach 8S 4, 5 EStG anzuſetzenden Werte des Betriebsvermögens 
und mindern damit den Gewinn; bei den Einkunftsarten 4 bis 7 des S 2 Abſatz 2 
EStG, insbeſondere bei Vermietung und Verpachtung, bei denen der Aberſchuß der 
Einnahmen über die Werbungskoſten anzuſetzen iſt, ſtellen die Abſetzungen Wer— 
bungskoſten dar. Weſensverſchieden von den Abſetzungen ſind die Abſchreibungen 
wegen des niedrigeren Teilwerts, die nur bei der Gewinnermittlung im Wege des 
Vermögensvergleichs in Frage kommen. 


7. Bewertung der Verbindlichkeiten 


Beſonderen Schwierigkeiten begegnet die Bewertung der Verbindlich- 
keiten. 86 Ziff. 3 EStG ſchreibt die ſinngemäße Anwendung der Vorſchriften 
über die Bewertung des keiner Abnutzung ſähigen Vermögens vor. Dies bedeutet, 
daß der Schuldner bei Bewertung der Schuld grundſätzlich nicht weniger anſetzen 
darf, als er bei Eingehung der Schuld nach Abzug aller Ankoſten erhalten hat. Hat 
3. B. ein Kaufmann ein Darlehn von 90 000 RM erhalten und ſich zur Rückzahlung 
von 100 000 RM verpflichtet, jo find mindeſtens 90 000 RM anzuſetzen. Er kann 
auch 100 000 RM anlegen, muß aber unter den Aktiven ein ſogenanntes Disagio— 
konto als Wertberichtigungskonto aufnehmen, das er dann während der Laufzeit 
des Darlehns allmählich abſchreiben kann. Schulden in fremder Wäh— 
rung können beim Abſinken des Kurſes niedriger bewertet werden als zu dem 
letzten Bilanzanſatz, jedoch nicht niedriger, als dem Reichsmarkbetrag entſpricht, den 
der Schuldner bei Eingehung der Schuld erhalten hat. Hat ein Kaufmann z. B. eine 
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Schuld von 10 000 Dollar zum Kurſe von 4,20 RM aufgenommen, jo darf er die 
Schuld trotz des Abſinkens der Währung nicht niedriger als mit 42 000 RM an- 
ſetzen; denn bei niedrigerem Anſatz würde er einen noch nicht verwirklichten Gewinn 
ausweiſen, was 8 6 EStG verhindern will. Nur dann, wenn die Schuld in fremder 
Währung in ihrem Weſen verändert wird, z. B. durch Amwandlung in Reichsmark. 
ſchulden, iſt die Schuld mit dem nunmehr maßgebenden Reichsmarkumwandlungs⸗ 
betrag anzuſetzen. 


VI. UÜberjchuß der Einnahmen über die Werbungskoften 


Der Vergleich der Einnahmen mit den Werbungskoſten kommt in Frage bei den im 
8 2 Abi. 3 EStG genannten Einkunftsarten 4 bis 7 (unſelbſtändige Arbeit, Kapital- 
vermögen, Vermietung und Verpachtung und ſonſtige Einkünfte). Wefentlich für den 
Vergleich iſt, daß lediglich die tatſächlich zugegangenen Einnahmen und die tatſäch⸗ 
lich geleiſteten Werbungskoſten angeſetzt werden. Außenſtände oder noch geſchuldete 
Ausgaben dürfen hierbei nicht berückſichtigt werden. Dies würde auf einen beſchränk⸗ 
ten Beſtandsvergleich hinauslaufen, der bei den erwähnten Einkunftsarten nicht 
ſtatthaft iſt. Was im Sinne des Einkommenſteuerrechts als vereinnahmt und als 
verausgabt gilt, iſt im §S 11 EStG geregelt. Danach entſcheidet der Zeitpunkt des 
Zufluſſes oder Abfluſſes. Beide Begriffe find in wirtſchaftlichem Sinne zu ver- 
ſtehen. Entſcheidend iſt, ob der Steuerpflichtige über einen Betrag verſügen kann; 
iſt dies der Fall, ſo iſt er ihm zugefloſſen. 


VII. Sonderausgaben 


Das Einkommenſteuergeſetz zählt im 8 10 eine Reihe von Ausgaben auf, die vom 
Gefamtbetrag der Einkünfte aus ſozialen Gründen abzugsfähig ſind. Dazu gehören 
Schuldzinſen, Renten und dauernde Laſten ſowie Beiträge (Verſicherungsprämien) 
für Kranken-, Anfall uſw., Lebensverſicherungen und zu Bauſparkaſſen. Die Beiträge 
zu Verſicherungen und zu Bauſparkaſſen ſind auf einen Höchſtbetrag begrenzt. Er 
beträgt 500 RM jährlich; dieſer Betrag erhöht ſich um 300 RM für die Ehefrau, 
300 RM für das erſte Kind, 400 RM für das zweite Kind, 600 RM für das dritte 
Kind, 800 RM für das vierte Kind und je 1000 RM für das fünfte und jedes weitere 
Kind. Zu den Sonderausgaben gehört auch der ſogenannte Verluſtvortrag, 
d. h. der Abzug des Verluſtes, der in buchführenden land und forſtwirtſchaftlichen und 
in buchführenden gewerblichen Betrieben in den beiden vorangegangenen Wirtſchafts. 
jahren eingetreten iſt. 


VIII. nichtabzugs fähige Ausgaben 


Dem Einkommensbegriff entſprechend, müſſen bei Ermittlung des Einkommens alle 
diejenigen Ausgaben unberückſichtigt bleiben, die den Haushalt des Steuerpflichtigen 
und den Anterhalt ſeiner Familienangehörigen, kurz die geſamte Lebenshaltung des 
Steuerpflichtigen und ſeiner Angehörigen betreffen. Alle dieſe Ausgaben ſtellen Ver. 
wendung des bereits erzielten Einkommens dar und können daher nicht ſchon bei 
Ermittlung des Einkommens abgezogen werden. Zu den nichtabzugsfähigen Ausgaben 
gehören auch freiwillige Zuwendungen und alle Zuwendungen an geſetzlich unter. 
halts berechtigte Perſonen, letztere auch dann, wenn der Steuerpflichtige mit der 
unterhaltsberechtigten Perſon einen beſonderen Vertrag geſchloſſen hat (Beiſpiel: 
Ein Steuerpflichtiger ſchließt mit der geſchiedenen Ehefrau oder mit der getrennt 
lebenden Ehefrau eine beſondere Vereinbarung über laufenden Anterhalt ab). Eine 
ſolche Vereinbarung begründet nicht die Abzugsfähigkeit der Anterhaltsleiſtungen. 
Ferner ſind nicht abzugsfähig die Vermögenſteuer und die Steuern vom Einkommen, 
zu denen außer der Einkommenſteuer z. B. auch die Bürgerſteuer gehört. Die 
Bürgerſteuer iſt auch dann nicht abzugsfähig, wenn ſie im Ausnahmefall nicht nach 
dem Einkommen, ſondern nach dem Vermögen berechnet wird. 
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IX. Die den einzelnen Einkunftsarten zuzurechnenden Einkünfte 


Das Einkommenſteuergeſetz gibt in den §§ 13 bis 24 eine Aufzählung der bei den 
einzelnen Einkünften hauptſächlich vorkommenden Einkünfte. Die Aufzählung iſt 
keine abſchließende, im Zweifelsfall entſcheidet die Verkehrsauſfaſſung, ob und zu 
welcher Einkunftsart ein beſtimmter Vermögenszufluß zu rechnen iſt. Aus der Auf⸗ 
zählung ſei kurz folgendes wiedergegeben: 


Zu den Einkünften aus Land- und Forſtwirtſchaft gehören nicht nur Ein- 
fünfte aus dem Betrieb von Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Obſt. und Gemüſebau, 
ſondern auch Einkünſte aus Tierzucht, Geflügelfarm uſw., wenn hierzu überwiegend 
Erzeugniſſe verwendet werden, die im eigenen landwirtſchaftlichen Betrieb gewonnen 
find. Auch Einkünfte aus Binnenfiſcherei, Fiſchzucht und aus Jagd, wenn die letzteren 
mit dem Betrieb einer Landwirtſchaft oder einer Forſtwirtſchaft zuſammenhängen, 
gehören hierher; ebenſo Einkünfte aus land- und forſtwirtſchaftlichen Nebenbetrieben, 
z. B. Ziegeleien, Brennereien, Torfſtichen, Steinbrüchen, Sandgruben uſw. Der 
Nutzungswert der Wohnung des Landwirts gehört ſtets zu den Einkünften 
aus Landwirtſchaft. Anders liegt dies bei Gewerbetreibenden. Bei dieſen gehört 
der Wert der Nutzung der Wohnung im eigenen Hauſe in der Regel nicht zum ge⸗ 
werblichen Gewinn, ſondern zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. 


Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gcehören alle Einkünfte aus ge- 
werblichen Anternehmen und die Gewinnanteile der Geſellſchafter einer Offenen Han- 
delsgeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft und ſonſtigen Anternehmergemeinſchaft, weiter 
auch die Gewinnanteile der perſönlich haftenden Geſellſchafter einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien. Zu beachten iſt, daß auch die Gewinne, die aus der Veräuße⸗ 
rung eines Betriebs durch Verwirklichung der ſtillen Referven entſtehen, zu den Ein- 
künften des Anternehmers gehören. Das gilt ſowohl für Gewerbetreibende als auch 
für Landwirte und ſelbſtändige Arbeitstätige. Auch die Veräußerung von weſent⸗ 
lichen Beteiligungen an Kapitalgeſellſchaften kann ſteuerpflichtige gewerbliche Ein- 
künfte erbringen; das iſt von Bedeutung für die Am wandlung von Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften (ſiehe unten Abſchnitt Körperſchaftſteuer III 4). 


Zu den Einkünften aus ſelbſtändiger Arbeit gehören hauptſächlich die 
Einkünſte aus freien Verufen, z. B. der Arzte, Anwälte, Ingenieure, Architekten 
uſw., und die Einkünfte aus der Tätigkeit als Aufſichtsratsmitglied, Vermögensver⸗ 
walter, Teſtamentsvollſtrecker uſw. 

Die Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit bilden nach ihrem Am⸗ 
fang und der Zahl der Steuerpflichtigen die bei weitem überwiegende Einkunftsart. 
Hierzu gehören alle Einkünfte, die Arbeiter, Angeſtellte und Veamte aus ihrem 
Dienſtverhältnis beziehen. Bei ihnen beſteht eine Beſonderheit bei der 
Erhebung: alle dieſe Einkünfte unterliegen der Lohnſteuer (Steuerabzug vom 
Arbeitslohn). Der Steuerabzug ſtellt eine beſondere Erhebungsform der Einkommen⸗ 
ſteuer dar. In der überwiegenden Zahl der Fälle bildet die einbehaltene Lohnſteuer 
die endgültige Steuerſchuld. Dies find alle die Fälle, in denen die Veranlagung unter- 
bleibt, weil das Einkommen den Betrag von 8000 RM nicht überſteigt und andere 
Einkünfte nicht oder doch nur in einer Höhe von nicht mehr als 300 RM vor- 
handen ſind. 

Ahnlich wie die Lohneinkünfte unterliegen die Einkünfte aus Kapitalver⸗ 
mögen zu einem großen Teil dem Steuerabzug, der Kapitalertragſteuer. 
Dies find alle Gewinnanteile (Dividenden) aus Aktien, aus Anteilen an einer Gmbh, 
an Erwerbs. und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und an Kolonialgeſellſchaften, aus An— 
teilen an der Reichsbank und an bergbautreibenden Vereinigungen (ausgenommen die 
Dividenden aus Vorzugsaktien der Deutſchen Reichsbahn) und ferner die Einkünfte 
aus einer ſtillen Beteiligung an einem Handelsgewerbe (8 43 EStG). Während der 
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Steuerabzug bei Einkünften aus unſelbſtändiger Arbeit geſtaffelt iſt je nach dem 
Familienſtand, der auf der Steuerkarte des Arbeitnehmers vermerkt iſt, beträgt die 
Kapitalertragſteuer durchweg 10 v. H., ohne Rückſicht auf den Familienſtand. 


X. Deranlagung und Erhebung der Einkommenfteuer 


Die Veranlagung der Einkommenſteuer erfolgt alljährlich nach Ablauf des 
Kalenderjahrs auf Grund einer Steuererklärung, die auf öffentliche Aufforderung hin 
abzugeben iſt. Soweit eine Steuererklärung nicht abgegeben wird, erfolgt Schätzung 
des Einkommens, wenn nicht die Abgabe der Erklärung nachträglich erzwungen wird. 
Die Veranlagung beruht auf dem Gedanken der Haus halts beſteuerung. 
Eheleute, die nicht dauernd getrennt leben, werden zuſammen veranlagt, wenn ſie 
beide unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind. Auch Kinder, die zum Haushalt des Steuer- 
pflichtigen gehören, werden mit dem Haushaltsvorſtand (Vater oder Mutter) zu- 
ſammen veranlagt, wenn fie minderjährig find. Volljährige Kinder 
werden auf Antrag dann mit dem Haushaltsvorſtand zuſammen veranlagt, wenn ſie 
auf ſeine Koſten für einen Beruf ausgebildet werden und das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. Bei der Zuſammenveranlagung ſcheiden Einkünfte der 
Kinder aus nichtſelbſtändiger Arbeit in einem dem Haushaltsvorſtand 
fremden Betrieb aus. Das Geſetz kennt vier Steuergruppen. Je nach dem 
Familienſtand ermäßigt ſich die Einkommenſteuer bei gleichem Einkommen. Die 
Höhe der Steuer iſt ohne weiteres aus der Tabelle, die dem Geſetz beigefügt iſt, 
zu entnehmen. Beſonders iſt die Beſteuerung der Juden geregelt. Bei außer 
gewöhnlichen Belaſtungen durch Krankheitskoſten, Anterhaltsleiſtungen u. dgl. 
tritt Steuerermäßigung ein, deren Höhe im Ermeſſen des Finanzamts ſteht. Auch bei 
außerordentlichen Einkünften ($ 34 EStG) tritt Steuerermäßigung ein. 


Beſtehen Beziehungen zu ausländiſchen natürlichen oder juriſtiſchen 
Perſonen, fo kann die Einkommenſteuer für Einkünfte aus Land und Forſtwirtſchaft, 
aus Gewerbebetrieb und aus ſelbſtändiger Arbeit in einem Pauſchbetrag feſt. 
geſetzt werden. Pauſchalierung der Einkommenſteuer iſt auch bei Zuzug aus dem 
Ausland zuläſſig, und zwar für die erſten zehn Jahre nach dem Zuzug. 

Die Erhebung der Einkommenſteuer geht in der Weiſe vor ſich, daß zunächſt im 
Laufe des Kalenderjahres Vorauszahlungen zu leiſten find, und zwar viertel 
jährlich am 10. März, 10. Juni, 10. September und 10. Dezember. Dieſe Voraus- 
zahlungen werden auf die bei der Veranlagung feſtgeſetzte Steuerſchuld verrechnet. 
Iſt die veranlagte Steuerſchuld höher als die Vorauszahlungen, ſo iſt innerhalb 
eines Monats eine Abſchlußzahlung zu leiſten. Iſt ſie niedriger, ſo wird der 
überzahlte Betrag erſtattet oder verrechnet, es fei denn, daß die Aberzahlung durch 
Steuerabzug vom Arbeitslohn oder vom Kapitalertrag erfolgt iſt. Steuer- 
abzü ge, die zu Recht beſtehen, werden grundſätzlich nicht erſtattet (§S 47 EStG). 


2. Mehreinkommenfteuer 
(Geſetz vom 20. 3. 1939; RGBl. I S. 561; DUO vom 26. 4. 1939; RGBl. I S. 829) 
Schrifttum: Blümich, Herrmann ⸗Georgi, Zülow⸗Gaus⸗ Henze. 


Die Mehreinkommenſteuer, die im Zuſammenhang mit dem Neuen Finanzplan 
(oben Erſter Teil B VI) eingeführt worden iſt, ift eine Reichs ſteuer, die laufend 
vom Mehreinkommen erhoben wird, und zwar jeweils für ein Kalenderjahr, erſtmals 
für das Kalenderjahr 1939. Mehreinkommenſteuerpflichtig ſind die⸗ 
jenigen Einfommenfteuer- und Körperſchaftſteuerpflichtigen, die ein ſteuerpflichtiges 
Mehreinkommen erzielt haben. Mehreinkommen iſt der Betrag, um den das im 
Vorjahr erzielte ſteuerpflichtige Einkommen höher iſt als das ſteuerpflichtige Ein⸗ 
kommen in dem Jahr, das dem Vorjahr vorangegangen iſt. 
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Beiſpiel: Das Mehreinkommen, das der Mehreinkommenſteuer für 1939 unter- 
liegt, iſt der Betrag, um den das Einkommen des Kalenderjahrs 1938 (Zweitjahr) 
höher iſt als das Einkommen im Kalenderjahr 1937 (Erſtjahr). 

Aus ſozialen und wirtſchaftspolitiſchen Gründen ſieht das Geſetz eine umfang⸗ 
reiche Liſte von Einkünften vor, die bei der Ermittlung des Mehreinkommens 
außer Betracht bleiben, z. B.: Das Mehr an land. und forſtwirtſchaftlichen Ein⸗ 
fünften, das Mehr an Einkünften aus Erbſchaften, Schenkungen und anderen eın- 
maligen Vermögensanfällen, Aufwendungen für notwendige Erweiterungen des ab- 
nutzbaren betrieblichen Anlagevermögens, Mehreinkünfte infolge Beförderungen uſw. 


Der Steuerſatz der Mehreinkommenſteuer beträgt nach dem Geſetz (S 8) 30 v. H. 
Sie iſt bei Ermittlung des ſteuerpflichtigen Einkommens voll abzugsfähig. Durch die 
Durchführungsverordnung zum Neuen Finanzplan vom 26. 4. 1939 iſt der Steuerſatz 
für die Jahre 1939 und 1940 auf 15 v. H. ermäßigt; gleichzeitig iſt die Vorſchrift 
über die Abzugsfähigkeit der Mehreinkommenſteuer für dieſe Jahre außer Kraft geſetzt. 
Die Mehreinkommenſteuer 1939 iſt in drei gleichen Teilbeträgen am 10. September, 
10. Dezember 1939 und 10. März 1940 zu entrichten. Die Mehreinkommenſteuer 
1940 iſt in vier gleichen Teilbeträgen am 10. Juni, 10. September, 10. Dezember 
1940 und 10. März 1941 zu entrichten. Die Steuer wird durch Steuerbeſcheid feſt— 


geſetzt. 
3. Bürgerfteuer 


(Geſetz vom 20. November 1937; RGBl. J S. 1261; Gnderunasgefet 
vom 31. Oktober 1938; RGBl. J S. 1543) 


Schrifttum: Erläuterungsbücher von Blümich, Haider und Steinberg. 


Die Bürgerſteuer ſteht in engſtem Zuſammenhang mit der Einkommenſteuer. Sie iſt 
eine hauptſächlich nach dem Einkommen erhobene Gemeindeſteuer. Sie wird 
von allen natürlichen Perſonen erhoben, die am Stichtag das 18. Lebensjahr über. 
ſchritten haben und in der betreffenden Gemeinde einen Wohnſitz oder mangels eines 
Wohnſitzes ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Allgemeiner Stichtag für die 
Bürgerſteuer iſt der Tag der Perſonenſtandsaufnahme, d. h. der 10. Oktober des dem 
Erhebungsjahr vorangegangenen Jahres. Aus ſozialen Gründen find beſtimmte Per- 
ſonen von der Bürgerſteuer befreit, nämlich alle, die Arbeitsloſenunterſtützung oder 
Kriſenunterſtützung, öffentliche Fürſorge, Elternrente oder Elternbeihilfe oder 
Familienunterſtützung erhalten, und vor allem diejenigen, die im Erbebungse- 
jahr als Geſamtbetrag der Einkünfte vorausſichtlich nicht mehr als 150 v. H. 
— bei Ledigen 130 v. H. — der Wohlfahrtsunterſtützungsſätze der betreffenden Ge— 
meinde erzielen werden. Dieſe Befreiungen gelten nicht für Perſonen, die über 
ein gewiſſes Vermögen verfügen. 

Für die Bemeſſung der Bürgerſteuer find beſtimmte Steuer meßbeträge 
geſetzlich feſtgelegt. Sie beginnen mit 3 RM für Steuerpflichtige, die einkommen⸗ 
ſteuerfrei geweſen ſind, und ſteigen in geſetzlich ſeſtgelegten ziemlich weit geſpannten 
Stufen. So hat z. B. ein Steuerpflichtiger mit einem Einkommen von mehr als 
100 000 RM, jedoch nicht mehr als 250 000 RM, eine Bürgerſteuer nach dem Steuer- 
meßbetrag von 500 RM zu entrichten. Bei Perſonen, die mehr als 50 Jahre alt 
ſind, ſind die Steuerſätze um ein Drittel ermäßigt, wenn das Einkommen nicht 
2000 RM überſteigt. Grundſätzlich und in erſter Linie ift das Einkommen für 
die Bürgerſteuer maßgebend. Bei Perſonen, die ſteuerpflichtiges Vermögen 
haben, kann das Vermögen zugrunde gelegt werden, wenn die danach berechnete 
Steuer höher iſt als bei der Zugrundelegung des Einkommens. Für Einkommen bis 
zu 12 000 RM find Kinderermäßigungen, wenn auch in beſchränktem Umfang, vor. 
geſehen. Die Haushaltsbeſteuerung findet im weſentlichen ebenſo Anwendung wie 
bei der Einkommenſteuer. Für jüdiſche Kinder gibt es keine Kinderermäßigung. 
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Die Bürgerſteuer wird für das Kalenderjahr erhoben, und zwar nach dem Ein⸗ 
kommen, das in dem vorletzten Kalenderjahr erzielt worden iſt. 
Beiſpiel: | 
Die Bürgerſteuer für 1938 richtet fih nach den Verhältniſſen vom 11. Oktober 
1937 (Stichtag der Perſonenſtandsaufnahme) und bemißt ſich nach dem Ein- 
kommen, das der Steuerpflichtige im Kalenderjahr 1936 bezogen hat. 
Die Gemeinden beſtimmen zu den Steuermeßbeträgen Hundertſätze (Hebeſätze), die 
durch 50 teilbar ſein müſſen. Eine Gemeinde, die einen Hebeſatz von 300 v. H. be⸗ 
ſchloſſen hat, erhebt die Bürgerſteuer mithin in dreifacher Höhe des Grundbetrags, 
der ſich, wie oben erwähnt, entweder nach dem Einkommen oder nach dem Vermögen 
richtet. 


4. Die ehrſteuer 


(Geſetz vom 20. Juli 1937; RGBl. ] S. 281) 
Schrifttum: Erläuterungsbuch von Oeſtering. 


Die Wehrſteuer will bei denjenigen Deutſchen Staatsangehörigen, die nicht zur Er. 
füllung der zweijährigen aktiven Dienſtpflicht einberufen werden, die ihnen daraus 
erwachſenden wirtſchaftlichen Vorteile ausgleichen. Die Volksgenoſſen, die zum 
Wehrdienſt einberufen werden, müſſen ihre Berufsausbildung unterbrechen oder, 
falls fie ihre Ausbildung bereits vollendet haben, ihre VBerufsſtellung aufgeben, wäh⸗ 
rend die vom aktiven Wehrdienſt Befreiten dem Erwerb nachgehen und früher als 
die aktiv Dienenden ihre Ausbildung vollenden können. 


Wehrſteuerpflichtig ſind alle Deutſchen Staatsangehörigen, die nach dem 31. De. 
zember 1913 geboren ſind, ihren Wohnſitz oder einen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland haben und nicht zur Erfüllung der zweijährigen aktiven Dienſtpflicht 
einberufen werden. Es kommen für die Wehrſteuer danach die Angehörigen des 
Jahrgangs 1914 und der ſpäteren Jahrgänge in Frage. Wehrpflichtige, die im 
Ausland leben, unterliegen grundſätzlich der Steuer nicht. Dagegen unterliegen 
der Steuer die Auslands beamten, die nach § 14 des Steueranpaſſungs- 
geſetzes fo angeſehen werden, als ob fie ſich im Inland aufhielten. Die Steuer- 
pflicht beginnt am Anfang des Kalenderjahrs, das auf den Zeitpunkt der Ein- 
berufung des Geburtsjahrgangs folgt, dem der Steuerpflichtige angehört, und ſie 
endet am Schluß des Kalenderjahrs, in dem der Steuerpflichtige das 45. Lebens. 
jahr vollendet hat. Von der Wehrſteuer befreit ſind Wehrpflichtige, die bei der 
Ausübung der Arbeitsdienſtpflicht oder des zweijährigen aktiven Wehrdienſtes für 
den Wehrdienſt untauglich geworden ſind. Es ſind ferner befreit Perſonen, 
deren Einkommen in dem Kalenderjahr, für das die Wehrſteuer erhoben wird, nicht 
mehr als 224 Reichsmark jährlich beträgt. Dieſe Grenze entſpricht einem Arbeits- 
lohn von 624 Reichsmark jährlich oder 52 Reichsmark monatlich. 


Die Wehrſteuer beträgt in den erſten beiden Kalenderjahren nach Beginn der 
Steuerpflicht 50 v. H. der Einkommenſteuer, die für dasſelbe Kalenderjahr erhoben 
wird, in den folgenden Jahren dagegen nur 6 v. H. der Einkommenſteuer. Gleich 
zeitig iſt aber eine Min deſtſteuer vorgeſehen. Dieſe beträgt bei Arbeitnehmern 
in den erſten beiden Kalenderjahren 4 v. H. des Arbeitslohns, in den folgenden 
Jahren 5 v. T. des Arbeitslohns und bei den anderen Steuerpflichtigen, die nicht der 
Lohnſteuer unterliegen, in den erſten beiden Jahren 5 v. H. des Einkommens, in den 
folgenden Jahren 6 v. T. des Einkommens. 

Aus dieſer Regelung erſieht man, daß die Wehrſteuer ſich in weitem Amfang an 
die Einkommenſteuer anſchließt. Sie iſt auch nach ihrem Weſen ſelbſt eine Ein 
kommenſteuer, die teils in Form eines Zuſchlags, teils als beſondere Steuer 
vom Einkommen erhoben wird. Entſprechend ihrem Weſen wird die Wehrſteuer beim 
Arbeitslohn, ebenſo wie die Einkommenſteuer, durch Steuerabzug erhoben, im übrigen 
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veranlagt. Sie iſt ſeit dem 1. September 1937 in Kraft. Wichtig iſt, daß für 
die Steuer auch die Eltern haften, falls die Söhne minderjährig ſind oder nach 
Erreichung der Volljährigkeit von ihnen ganz oder überwiegend unterhalten werden. 


5. Rörperfchaftfteuer 


(Geſetz vom 16. Oktober 1934, RGBl. J ©. 1031; 


Anderungsgeſetze vom 27. Auguſt 1936, RGBl. J S. 701, und vom 25. Juli 1938, 
RGBl. 1 S. 952) 


Schrifttum: Erläuterungsbücher von Bender, Blümich, Kennerknecht, Mirre-Dreutter 
und Wennrich. 


I. Weſen der fiörperſckaftſteuer. Geſchichtlicher Überblick 


Die Körperſchaftſteuer iſt die Einkommenſteuer der Körperſchaften und Vermögens- 
maſſen. Ihr Name iſt eine Schöpfung der Nachkriegszeit. Die Herausnahme der 
Körperſchaften und ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen aus der Einkommenſteuer, die erit- 
malig 1920 eingeführt und auch bei der Steuerreform 1934 beibehalten worden iſt, 
hat darin ihren Grund, daß die perſönlichen Befreiungsvorſchriften für Körper- 
ſchaften nicht für natürliche Perſonen paſſen, daß der Einkommensbegriff zwar grund 
ſätzlich für die Einkommenſteuer und Körperſchaſtſteuer gleich iſt, aber für die Körper- 
ſchaften in einzelnen Punkten ergänzt werden muß, und daß der Grundſatz der 
Leiſtungsfähigkeit, der ſich bei der Einkommenſteuer in einem Staffeltarif und in 
Steuerermäßigungen nach bevölkerungspolitiſchen Grundſätzen auswirkt, bei der 
Körperſchaftſteuer nicht die gleiche Wirkung hat. Deswegen kennt die Körperſchaft- 
ſteuer einen gleichbleibenden Steuerſatz. 

Trotz der formellen Trennung iſt der ESinkommensbegriff bei der Körper- 
ſchaftſteuer grundſätzlich der gleiche wie bei der Einkommenſteuer der natürlichen 
Perſonen. Das Körperſchaftſteuergeſetz verweiſt infolgedeſſen in weitem Amfang auf 
die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes. . 

Die Körperſchaſtſteuer führt dadurch, daß fie zunächſt das Einkommen der Körper- 
ſchaften bei dieſen mit einer Steuer belegt, und daß ſpäter die von der Körperſchaft 
ausgeſchütteten Teile des Einkommens in der Perſon des Empfängers nochmals 
einer Einkommensbeſteuerung, und zwar entweder der Einkommenſteuer oder der 
Körperſchaftſteuer, unterliegen, zu einer doppelten Beſteuerung. Dieſe doppelte 
Beſteuerung iſt gewollt. Sie wird nur in beſtimmten Fällen, z. B. beim Vorliegen 
weſentlicher Beteiligung (ſogenanntes Schachtelprivileg), durch das Geſetz aus- 
geräumt. | 

Die Geſchichte der Körperſchaftſteuer reicht in Deutſchland zurück in die Zeit 
der Landesſteuergeſetze. In Preußen begann die Beſteuerung der Körperſchaften 
mit dem Einkommenſteuergeſetz vom 24. Juli 1891, das die Steuerpflicht außer auf 
natürliche Perſonen auch auf Aktiengeſellſchaften, Aktienkommanditgeſellſchaften, 
Berggewerkſchaften und eingetragene Genoſſenſchaften erſtreckte. Im Jahre 1906 
wurde die Steuerpflicht auch auf Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ausgedehnt, 
aber anders geregelt als bei den anderen Kapitalgeſellſchaften. In den anderen 
deutſchen Ländern nahm die Beſteuerung der Körperſchaften eine ähnliche Entwicklung. 
Nach dem Krieg wurde die Beſteuerung der Körperſchaſten von der Beſteuerung der 
natürlichen Perſonen getrennt und in dem Körperſchaftſteuergeſetz von 1920 geregelt. 
An dieſer Zweiteilung iſt ſowohl bei der Steuerreform des Jahrs 1925 als auch bei 
der letzten Steuerreform des Jahrs 1934 feſtgehalten worden. 


Das Körperſchaftſteuergeſetz von 1934 war erſtmalig auf die Veranlagung für 
das Kalenderjahr 1934 ͤ anzuwenden. Gewiſſe Ausnahmen hiervon 
ſieht die Durchführungsverordnung bezüglich der Penſions., Witwen-, Waifen- uſw. 
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Kaſſen, bezüglich der Auflöſung und Verſchmelzung und bezüglich der Genoffen- 
ſchaften vor. Die Anderungsgeſetze vom 27. Auguſt 1936 und vom 25. Juli 1938 
brachten Erhöhungen des Tarifs (Näheres ſiehe unten Abſchnitt IV). 


II. Steuerpflicht und Steuerbefreiungen 


Die Körperſchaftſteuer kennt, ebenſo wie die Einkommenſteuer, unbeſchränkte und 
beſchränkte Steuerpflicht. 

Anbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind nach §S 1 KStG: 

. Kapitalgeſellſchaften, 

Erwerbs. und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, 

Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, 

. Sonſtige juriſtiſche Perſonen des privaten Rechts, 

Nichtrechtsfähige Vereine, Anſtalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen, 
Betriebe gewerblicher Art von Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 


Die genannten juriſtiſchen Perſonen find dann unbeſchränkt ſteuerpflichtig, wenn fie 
ihre Geſchäftsleitung oder ihren Sitz im Inland haben. Ort der Geichäfte- 
leitung iſt nach S 15 StAnp der Ort, in dem ſich der Mittelpunkt der geſchäftlichen 
Oberleitung befindet. Ihren Sitz haben Körperſchaften, Perſonenvereinigungen uſw. 
an dem Ort, der durch Geſellſchaftsvertrag, Vereinsſatzung, Stiftungsgeſchäft oder 
dergleichen beſtimmt iſt. 


Die unbeſchränkte Steuerpflicht erſtreckt ſich auf ſämtliche Einkünfte der 
Körperſchaften, gleichviel, ob fie aus dem Inland oder aus dem Ausland fließen und 
ob ſie bereits im Ausland ihrer Beſteuerung unterlegen haben. 


Für die Beſteuerung iſt nicht erforderlich, daß die Körperſchaft wirtſchaftlich jelb- 
ſtändig iſt. Die wirtſchaftliche Abhängigkeit iſt aber für die Höhe des der unſelb— 
ſtändigen Körperſchaft zuzurechnenden Einkommens von Bedeutung. Das Geſetz ent- 
hält — im Gegenſatz zum Amſatzſteuergeſetz — keine Vorſchrift darüber, ob bei 
Körperſchaften ein Angeſtelltenverhältnis angenommen werden kann. Dies iſt jedoch 
im Anſchluß an die Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs zu bejahen. Steuerliche 
Folgen von ſolchen Angeſtellten. (Organ.) Verhältniſſen find aber nur dann anzu⸗ 
erkennen, wenn die Vereinbarungen in unzweideutiger Weiſe getroffen ſind. 


Beſchränkt ſteuerpflichtig find alle Körperſchaften, Perſonenvereinigungen 
und Vermögensmaſſen, die inländiſche Einkünfte beziehen. Dieſe Körper- 
ſchaften können im Ausland ihren Sitz oder ihre Geſchäftsleitung haben. Sie können 
aber auch im Inland Sitz oder Geſchäftsleitung haben, nämlich dann, wenn fie aus⸗ 
drücklich von der unbeſchränkten Steuerpflicht ausgenommen ſind. Es unterliegen daher 
auch die Körperſchaſten des öffentlichen Rechts (Reich, Länder und Gemeinden) der 
beſchränkten Steuerpflicht, wenn ſie inländiſche Einkünfte beziehen, von denen ein 
Steuerabzug zu erheben iſt, z. B. Aktiendividenden. 


Nach 8 9 StAnpõ find Körperſchaften von der Steuerpflicht inſoweit 
befreit, als ihnen nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen unter Wahrung 
der Gegenſeitigkeit und nach beſonderen Vereinbarungen mit anderen Staaten ein 
Anſpruch auf Befreiung zuſteht. Zu den zuletzt genannten Vereinbarungen gehören 
hauptſächlich die Abkommen zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung. 

Eine Erweiterung der Steuerpflicht ergibt ſich nach §S 12 St AnpG bei 
Familienſtiftungen, die von unbeſchränkt Steuerpflichtigen errichtet worden ſind und 
ihre Geſchäftsleitung und ihren Sitz im Ausland haben. 

Die ſubjektive Steuerpflicht beginnt mit der Entſtehung des körperſchaſt⸗ 
ſteuerpflichtigen Gebildes. Nach bürgerlichem Recht entſteht eine Aktiengeſellſchaft, 
GmbH uſw. mit der Eintragung ins Handelsregiſter. Wirtſchaftlich iſt aber die 
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Geſellſchaft ſchon dann als entſtanden anzuſehen, wenn der Geſellſchaftsvertrag 
abgeſchloſſen iſt und die Geſellſchaft auf Grund des Vertrags eine geſchäftliche Be⸗ 
tätigung aufgenommen hat. Dieſer Zeitpunkt iſt für die Beſteuerung entſcheidend. 


Die Steuerpflicht endet mit der Beendigung des Beſtehens der Körper- 
ſchaft oder Vermögensmaſſe, nicht ſchon mit dem Eintritt der Liquidation. Sie 
dauert bis zur Beendigung des Liquidationsverfahrens fort. Die Löſchung im 
Handelsregiſter iſt nicht entſcheidend. | 


Nicht ſämtliche Körperſchaften find ſteuerpflichtig. Das Körperſchaftſteuergeſetz ſieht 
im S 4 eine beträchtliche Reihe von Befreiungen vor. Befreit find die 
Deutſche Reichspoſt, die Deutſche Reichsbahn, das Anternehmen „Reichsauto⸗ 
bahnen“, die Monopolverwaltungen, die ſtaatlichen Lotterieunternehmen, die Reichs. 
bank, die Deutſche Rentenbank, die Deutſche Rentenbank-Kreditanſtalt, Staats- 
banken, die öffentlichen oder unter Staatsaufſicht ſtehenden Sparkaſſen, Haubero-, 
Wald-, Forſt- und Laubgenoſſenſchaften, Körperſchaften und Vermögensmaſſen, die 
ſatzungsmäßig und tatſächlich ausſchließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mild- 
tätigen oder kirchlichen Zwecken dienen, und ſchließlich rechtsfähige Penſions,, 
Witwen-, Waifen- uſw. Kaſſen und Hilfskaſſen für Fälle der Not oder Arbeitsloſig⸗ 
keit. Dieſe Befreiungen gelten nicht für beſchränkt Steuerpflichtige. 


Für die Abergangszeit nach dem Inkrafttreten des Körperſchaftſteuergeſetzes 
find Penſions- und ähnliche Kafſen durch Anordnung des Reichsminiſters 
der Finanzen für die Kalenderjahre bis einſchließlich 1938 auch dann ſteuerfrei, wenn 
ſie nichtrechtsfähig ſind, vorausgeſetzt, daß die dauernde Verwendung der Einkünfte 
für die Kaſſenzwecke geſichert iſt. Das gleiche gilt für Anterſtützungsfonds. Die 
Genofſenſchaften, die nach früherem Recht in erheblichem Amfang ſteuerlich 
begünſtigt waren, genießen dieſe Begünſtigung auch noch für die Zeit bis 1937 
einſchließlich. 


III. Einkommen 
1. Allgemeines 


Das Einkommen der Körperſchaften bildet die regelmäßige Bemeſſungsgrundlage für 
die Körperſchaftſteuer. Der Begriff des „Einkommens“ iſt im weſentlichen der gleiche 
wie bei natürlichen Perſonen. Auf die Darſtellung des Abſchnitts „Einkommen“ bei 
der Einkommenſteuer wird daher verwieſen. Zu beachten iſt, daß die ſteuerpflichtigen 
Körperſchaften, die nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs zur Führung von 
Büchern verpflichtet ſind (im weſentlichen alle Kapitalgeſellſchaften), ſteuerlich nur 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb haben. Dies hat zur Folge, daß bei dieſen die Vor. 
ſchriften des Einkommenſteuergeſetzes über Einkünfte aus Landwirtſchaft, felb- 
ſtändiger Arbeit, unſelbſtändiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Ver. 
pachtung und über ſonſtige Einkünfte nicht in Betracht kommen. 


Eine erhebliche Rolle ſpielen bei der Beſteuerung der Körperſchaften die ver— 
deckten Gewinnausſchüttungen. Verdeckte Gewinnausſchüttung ſind alle 
Vorteile, die eine Geſellſchaft außer der Dividende ihren Geſellſchaftern mit Rückſicht 
auf ihre Geſellſchaftereigenſchaſt zuwendet. Dieſe find bei Ermittlung des Gewinns 
mitanzuſetzen. Es ſoll damit verhindert werden, daß die Geſellſchafter einer Kapital— 
geſellſchaft ſteuerfrei Vorteile von dieſer erlangen, die an ſich Teile des Gewinns ſind. 
Beſonders häufig kommt dies bei Kapitalgeſellſchaften vor, bei denen die Geſellſchafter 
gleichzeitig Geſchäftsführer ſind. Als Beiſpiele der verdeckten Gewinnausſchüttungen 
führt 8 20 der Erſten Durchführungsverordnung zum Körperſchaftſteuergeſetz auf: 
Anangemeſſen hohe Bezüge eines Geſellſchafters für die Führung von Vorſtands. 
geſchäften, Zahlung beſonderer Amſatzvergütungen neben einem angemeſſenen Gehalt, 
Gewährung zinsloſer oder niedrig verzinslicher Darlehen an Geſellſchaſter, Gewäh— 
rung hoher Zinſen an den Geſellſchafter für die Einräumung eines Darlehns, 
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Zahlung hoher Preiſe für Warenlieferungen, z. B. bei Zuckerfabriken, Molkerei⸗ 
genoſſenſchaften und ähnlichen Betrieben, bei denen die Geſellſchafter gleichzeitig 
Lieferanten find. Die Formen, in der die verdeckten Gewinnausſchüttungen vor- 
genommen werden, find außerordentlich mannigfaltig. Ebenſowenig wie verdeckte 
Gewinnausſchüttungen dürfen auch Ausſchüttungen auf Genußſcheine das Ein- 
kommen mindern. 

2. Sachliche Befreiungen 


Nach ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift bleiben gewiſſe Einkünfte bei der Ermittlung 
des Einkommens außer Anſatz. Dazu gehören einmal die Mitgliederbei- 
träge, d. h. Beiträge, die die Mitglieder einer Perſonenvereinigung lediglich in 
ihrer Eigenſchaft als Mitglieder nach den Satzungen zu entrichten haben, gleichviel, 
ob es ſich um regelmäßig wiederkehrende oder um einmalige Zahlungen handelt. 
Dies gilt aber nicht für Verſicherungs unternehmen, die Prämien verein- 
nahmen. Ferner ſind ſteuerbegünſtigt die ſogenannten „Schachtelgeſellſchaften“, d. h. 
unbeſchränkt ſteuerpflichtige Kapitalgeſellſchaften, die ſeit Beginn des Wirtſchafts. 
jahrs ununterbrochen an dem Grund oder Stammkapital einer anderen unbeſchränkt 
ſteuerpflichtigen Kapitalgeſellſchaft mindeſtens zu einem Viertel durch Aktien, Ruren 
oder Anteile unmittelbar beteiligt ſind. Bei dieſen bleiben die auf die Beteiligung 
entfallenden Gewinnanteile außer Anfatz; auch iſt bei dieſen Gewinnanteilen der 
Steuerabzug vom Kapitalertrag nicht vorzunehmen. Dieſe Vergünſtigung gilt auch, 
wenn Reich, Länder, Gemeinden oder Gemeindeverbände an Kapitalgeſellſchaften 
beteiligt find. Schließlich find Vergünſtigungen für Kapitalverwaltungs⸗ 
geſellſchaften vorgeſehen, die aber bisher praktiſche Bedeutung nicht erlangt 
haben, da es Kapitalverwaltungsgeſellſchaften in Deutſchland zur Zeit nicht gibt. 


3. Abzugsfähige und nicht abzugsfähige Ausgaben 

Aber den Kreis der nach einkommenſteuerlichen Grundſätzen abzugsfähigen Ausgaben 
find bei Körperſchaften noch folgende Aufwendungen abzugsſähig: 

Bei Kapitalgeſellſchaften die Koſten der Aus gabe von Aktien und 
ſonſtigen Geſellſchaftsanteilen, ſoweit fie nicht aus dem Ausgabeaufgeld (Emilfiong- 
agio) gedeckt werden können; bei Verſicherungs unternehmen die Zufüh- 
rungen zu verſicherungstechniſchen Rücklagen, ſoweit ſie für die Leiſtungen aus 
den laufenden Verſicherungsverträgen erforderlich find; bei Kom manditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien der Teil des Gewinns, der an die perſönlich haftenden 
Geſellſchafter als Vergütung (Tantieme) für die Geſchäftsführung verteilt wird 
(dieſer Teil wird bei dem perſönlich haftenden Geſellſchafter durch die Einkommen⸗ 
fteuer erfaßt); Sanierungsgewinne, d. h. Vermögensmehrungen, die durch 
Erlaß von Schulden zum Zweck der Sanierung entſtehen. 

Nicht abzugsfähig ſind anderſeits Aufwendungen für die Erſüllung der 
ſatzungs- und verfaſſungsmäßigen Zwecke der Körperſchaft (ſolche Aufwen⸗ 
dungen ſtellen Verwendung des erzielten Einkommens dar), die Steuern vom 
Einkommen und die Vermögenſteuer, die Vergütungen der Mitglieder des 
Aufſichtsrats, Verwaltungsrats, Grubenvorſtands uſw. und ſchließlich die 
Ausgaben zu gemeinnützigen, mildtätigen, kirchlichen und ähnlichen Zwecken. 


4. Auflöſung, Verſchmelzung und Sitzverlegung 
Bei Kapitalgeſellſchaften, die ihre Auflöſung beſchließen, iſt der im Abwicklungszeit⸗ 
raum erzielte Gewinn, nicht der Gewinn, der in den einzelnen Kalenderjahren erzielt 
wird, der Beſteuerung zugrunde zu legen. Dabei wird das Abwicklungsendvermögen 
dem Abwicklungsanſangsvermögen gegenübergeſtellt. Zur Förderung der Auflöſung 
von Kapitalgeſellſchaſten find auf Grund des Geſetzes über Steuerer leichte; 
rungen bei der Amwandlung und Auflöſung von Kapitalgeſell. 
ſchaften vom 5. Juli 1934 (RGBl. J S. 572) durch die Zweite Durchführungsverord. 
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nung zu dieſem Geſetz vom 8. März 1935 (RGBl. J S. 554) weitgehende Steuererleich⸗ 
terungen auf dem Gebiet der Geſellſchaſtſteuer, Grunderwerbſteuer, Amſatzſteuer und 
insbeſondere auf dem Gebiet der Körperſchaftſteuer, Einkommenſteuer und Gewerbe 
ſteuer vorgeſehen. Sie beſtehen bei den zuletzt genannten Steuern in einer weit- 
gehenden Freiheit in der Bewertung des von der aufgelöſten Geſellſchaft über- 
nommenen Vermögens. Durch die Fünfte Durchführungsverordnung vom 24. Juni 
1937 (RG Bl. J S. 662) iſt die Geltung der Steuererleichterungen mit einigen Ein⸗ 
ſchränkungen bis zum 31. Dezember 1937 verlängert. 

Beim Abergang des Vermögens einer Kapitalgeſellſchaft im Weg der Ver- 
ſchmelzung (Fuſion) kann die Beſteuerung dadurch vermieden werden, daß ficher- 
geſtellt wird, daß der ſich hierbei ergebende Gewinn ſpäter der Körperſchaftſteuer 
unterliegt, z. B. dadurch, daß die letzten Bilanzwerte der untergehenden Kapital- 
geſellſchaft von der übernehmenden Geſellſchaft fortgeführt werden. 


Wie die Auflöſung einer Kapitalgeſellſchaft wird ſteuerlich auch die Verlegung 
der Geſchäftsleitung ins Ausland behandelt. An die Stelle des bei der 
Auflöſung zur Verteilung kommenden Vermögens tritt hier der gemeine Wert des 
vorhandenen Vermögens. 
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In einzelnen Fällen wird nicht das tatſächlich erzielte Einkommen der Beſteuerung 
zugrunde gelegt, ſondern es werden beſtimmte Leiſtungen der Geſellſchaft angeſetzt, 
nämlich die Gewinnausſchüttungen, ſoweit fie mehr als 4 v. H. des ein- 
gezahlten Grund- oder Stammkapitals überſteigen, die Vergütungen, die an 
Aufſichtsrats., Verwaltungsrats- uſw. Mitglieder gezahlt 
werden, und die Vergütungen, die an Vorſtandsmitglieder und andere leitende An 
geſtellte gewährt werden, ſoweit ſie außer Verhältnis zu ihrer Arbeitsleiſtung ſtehen. 
Die Beſteuerung der ausgeſchütteten Gewinnanteile, ſoweit fie über 4 v. H. hinaus. 
gehen, iſt das Gegenſtück zu der bei der Einkommenſteuer vorgeſehenen Beſteuerung 
des Verbrauchs. 


IV. Steuertarif 


Die Körperſchaftſteuer betrug bis zum Jahre 1935 20 v. H. des Einkommens. Bei 
Kreditanſtalten des öffentlichen Rechts (für Einkünfte aus dem langfriſtigen Kom- 
munalfredit-, Realkredit. und Meliorationskreditgeſchäft), bei reinen Hypotheken- 
banken, bei gemiſchten Hypothekenbanken für die Einkünfte aus Hypothekenbank— 
geſchäften und bei Schiffspfandbriefbanken betrug die Steuer bis zum Jahre 1935 
10 v. H. Durch das Anderungsgeſetz vom 27. Auguſt 1936 iſt die Steuer — erſtmalig 
für 1937 — auf 30 bzw. 15 v. H. erhöht worden. (Für das Jahr 1936 betrugen die 
Steuerſätze 25 und 12,5 v. H.). Durch das Geſetz vom 25. Juli 1938 (RGBl. J S. 952) 
iſt die Steuer erneut erhöht worden, und zwar: für das Kalenderjahr 1938 auf 35 
v H. und für die Kalenderjahre 1939 und 1940 auf 40 v. H., für Kreditanſtalten uſw. 
auf 17,5 v. H. für 1938 und 20 v. H. für 1939 und 1940. 


V. Deranlagung und Erhebung 


Die Veranlagung erfolgt, ebenſo wie bei der Einkommenſteuer, nach Ablauf des 
Kalenderjahrs. Die Erhebung geht in der Weiſe vor ſich, daß nach Maßgabe der 
zuletzt feſtgeſetzten Steuerſchuld Vorauszahlungen entrichtet werden, die auf die end— 
gültig für ein Kalenderjahr feſtgeſetzte Steuerſchuld angerechnet werden. Sind die 
Vorauszahlungen niedriger als die feſtgeſetzte Steuerſchuld, ſo iſt innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids eine Abſchlußzahlung zu leiſten, ſind 
lie höher, fo wird der über die Steuerſchuld hinausgehende Vetrag durch Aufrechnung 
mit anderen Steuerſchulden oder durch Zurückzahlung ausgeglichen. Angerechnet 
werden auch alle Kapitalertragſteuerabzüge. Dieſe Abzüge werden aber nicht erſtattet. 
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6. Dermögenfteuer 
(Geſetz vom 16. Oktober 19345 RGBl. I S. 1052) 


Schrifttum: Erläuterungsbücher von Freytag⸗Groß, Thümen und Weckerle. 


I. Wefen der Dermögenfteuer. Gefchichtlicher Überblick 


Man unterſcheidet tatſächliche (effektive) Vermögenſteuern und ſolche, die nur den 
Namen einer Vermögenſteuer tragen (nominelle Vermögenſteuer). Letztere ſind ſo 
geftaltet, daß fie aus den Vermögenserträgen entrichtet werden können. Ihr 
Zweck iſt, die Einkommensbeſteuerung durch Vorbelaſtung der Beſitzeinkünfte (des 
„fundierten“ Einkommens) vor den unfundierten Arbeitseinkünften zu ergänzen. Im 
Gegenſatz hierzu find effektive Vermögenſteuern wegen ihrer Höhe nur aus der Ver— 
mögensſubſtanz zu leiſten. Sie können daher nicht fortlaufend erhoben werden, 
ſondern bilden ein vorübergehendes Hilfsmittel zur Stärkung der Staatsfinanzen in 
Notzeiten. 

Eine nominelle Vermögenſteuer war die preußiſche Ergänzungſteuer, 
die neben der Einkommenſteuer erhoben wurde. Bis zum Wehrbeitragsgeſetz vom 
3. Juli 1913 gab es nur nominelle Vermögenſteuern, und zwar lediglich ſolche der 
Einzelftaaten (Länder). Der Wehrbeitrag war eine effektive, einmalige Reichs- 
vermögenſteuer. Mit ihm ſetzte die Beſteuerung des Vermögens durch das Reich 
ein. Durch das gleichzeitig erlaſſene Beſitzſteuergeſetz wurde der Vermögens. 
zuwachs in Abſtänden von drei Jahren einer Beſteuerung durch das Reich unter- 
worfen. Durch das Kriegsgeſetz von 1916 wurde zugunſten des Reichs eine außer— 
ordentliche Kriegs abgabe erhoben. Es folgten dann das Geſetz über die 
Erhebung eines Zuſchlags zur Kriegſteuer von 1917, das Geſetz über die Kriegs— 
abgabe vom Vermögenszuwachs vom 10. September 1919 und ſchließlich das Geſetz 
über das Reichs notopfer vom 31. Dezember 1919, das wiederum eine effektive 
Vermögenſteuer, und zwar von außerordentlicher Höhe, darſtellte. Nachdem ſich das 
Reichsnotopfer infolge der fortſchreitenden Geldentwertung als wirkungslos 
erwieſen hatte, ſchritt man zu einer laufenden Reichs vermögenſteuer durch 
das Vermögenſteuergeſetz vom 8. April 1922. Für die Abergangszeit von der 
Inflation zur ſtabilen Währung wurde durch Steuernotverordnungen die Veran— 
lagung einer Vermögenſteuer angeordnet, die mangels feſter und ſicherer Wertmaß— 
ſtäbe an die Wehrbeitragswerte anknüpfte, deren Berichtigung zur Vermeidung der 
gröbſten Härten zugelaſſen war. 

Die Reichs ſteuerreform 1925 brachte dann das Vermögenſteuergeſetz vom 
10. Auguſt 1925, nach dem die Veranlagung der Vermögenſteuer für die Kalender. 
jahre 1925 bis 1930 erfolgte. Durch die Notverordnung vom 1. Dezember 1930 
(RGBl. I S. 529, 576) wurde das Vermögenſteuergeſetz von 1925 in eine Reihe von 
Punkten geändert. Am 22. Mai 1931 wurde das Geſetz in feiner neuen Faſſung ver- 
kündet (RGBl. J S. 237). Nach dieſem Geſetz erfolgte die Veranlagung der Ver— 
mögenſteuer auf den Stichtag vom 1. Januar 1931. Die Wirtſchaftskriſe, die 1930 
einſetzte, führte zu einer allgemeinen Senkung der Vermögenswerte. Im Wege der 
Geſetzgebung wurde der allgemeine Wertrückgang durch einen allgemeinen Abſchlag 
von der Steuer in Höhe von 20 v. H. berückſichtigt, und zwar für die Rechnungsjahre 
1932 bis 1935. Im Rahmen der nationalſozialiſtiſchen Steuerreform erging das 
Vermögenſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934, das hauptſächlich bevölkerungspolitiſchen 
Geſichtspunkten Rechnung trägt. Es gilt erſtmalig für die Vermögenſteuer, die vom 
1. April 1936 ab erhoben wird. 


II. Steuerpflicht und Steuerbefreiungen 

Der Kreis der vermögenſteuerpflichtigen Perſonen deckt ſich faſt ganz 
mit dem Kreis der einkommenſteuerpflichtigen natürlichen Perſonen und der körper— 
ſchaftſteuerpflichtigen juriſtiſchen Perſonen. Dieſe Abereinſtimmung ergibt ſich aus 
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dem Weſen der Vermögenſteuer als einer Ergänzungſteuer, die die ſogenannten 
„fundierten“ Einkünfte vorbelaſten ſoll (vgl. vorſtehenden Abſchnitt J). Lediglich bei 
den öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaften beſteht ein Anterſchied zwiſchen der Körper- 
ſchaftſteuer und der Vermögenſteuer. Zur Körperſchaftſteuer werden alle gewerb- 
lichen Betriebe der öffentlich rechtlichen Körperſchaften herangezogen, zur Vermögen- 
ſteuer dagegen nur die Kreditanſtalten des öffentlichen Rechts. Auch der 
Kreis der Steuerbefreiungen dedt ſich, bis auf geringe Anterſchiede, mit den 
Befreiungen auf dem Gebiet der Einkommenſteuer und der Körperſchaftſteuer. 


Auch die Vermögenſteuer kennt als Subjektſteuer eine un beſchränkte und eine 
beſchränkte Steuerpflicht, genau jo wie die Einkommenſteuer und die Körperſchaft— 
ſteuer. Die unbeſchränkte Vermögenſteuerpflicht erſtreckt ſich auf das Geſamt ver 
mögen, die beſchränkte Vermögenſteuerpflicht erſtreckt ſich nur auf das Inlands- 
vermögen (vgl. hierzu Abſchnitt „Reichsbewertungsgeſetz“, Anterabſchnitt 10). 


III. Steuerbemeſſungsgrundlage und Tarif 

Die Steuerbemeſſungsgrundlage ift, wie erwähnt, das Geſamtvermögen (bei unbe- 
ſchränkt Steuerpflichtigen) oder das Inlandsvermögen (bei beſchränkt Steuerpflich⸗ 
tigen). Nach der Höhe des auf volle 1000 RM abgerundeten Vermögens richtet ſich 
die Vermögenſteuer. Sie beträgt jährlich 5 v. T. des ſteuerpflichtigen Vermögens. 
Nach früherem Recht gilt eine Beſteuerungsgrenze von 20 000 RM, bei älteren 
Perſonen 30 000 RM. Alle Steuerpflichtigen, deren Vermögen dieſe Grenzen nicht 
überſtieg, waren ſteuerfrei. Aberſtieg das Vermögen dieſe Grenzen, ſo wurde es 
voll zur Vermögenſteuer herangezogen. Nach dem geltenden Vermögenſteuergeſetz 
werden bei unbeſchränkt ſteuerpflichtigen natürlichen Perſonen Freibeträge 
gewährt, und zwar 10 000 RM für den Steuerpflichtigen ſelbſt, 10 000 RM für die 
Ehefrau und 10 000 RM für jedes minderjährige Kind, das zu feinem Haushalt 
gehört. Es find hiernach auch bei der Vermögenſteuer Familienermäßigungen vor- 
geſehen, ähnlich den Familienermäßigungen bei der Einkommenſteuer. Auf beſonderen 
Antrag kann der Freibetrag auch für volljährige Kinder gewährt werden, die auf 
Koſten des Steuerpflichtigen für einen Beruf ausgebildet werden und noch nicht 
25 Jahre alt find. Für mehr als 60 Jahre alte Steuerpflichtige und Erwerbs. 
unfähige bleiben weitere 10 000 RM unter beſonderen Vorausſetzungen frei. 


Bei Kapitalgeſellſchaften beſteht eine Min deſtbeſteuerung, und 
zwar wird bei Aktiengeſellſchaften, Aktienkommanditgeſellſchaften, Kolonialgeſell- 
ſchaften und Berggewerkſchaften ein Betrag von 50000 RM und bei Geſell— 
ſchaften mbH ein Betrag von 20 000 RM als Mindeſtvermögen angeſetzt. Bei den 
anderen unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Körperſchaften wird die Vermögenſteuer nur 
erhoben, wenn das Geſamtvermögen 10 000 RM überfteigt. 


Bei Zuzugaus dem Ausland und bei beſonderen wirtſchaftlichen Beziehungen 
zu ausländiſchen Anternehmen iſt ebenſo, wie bei der Einkommenſteuer und Körper— 
ſchaftſteuer, die Feſtſetzung von Pauſchbeträgen zuläſſig. 


IV. Deranlagung und Erhebung 


Die allgemeine Veranlagung der Vermögenſteuer, Hauptveranlagung 
genannt, wird für drei Rechnungsjahre vorgenommen, z. B. für die Rechnungsjahre 
1936, 1937 und 1938 auf der Grundlage des Vermögens vom 1. Januar 1935. Bei 
Anderungen im Wert des Vermögens kann die Vermögenſteuer neu veranlagt 
werden ($ 13 VSt). Eine nachträgliche Veranlagung (Nachveranlagung) 
tritt ein bei Begründung der perſönlichen Steuerpflicht, bei Wegfall eines perſön— 
lichen Befreiungsgrundes und beim Übergang von der beſchränkten zur unbeſchränkten 
oder von der unbeſchränkten zur beſchränkten Steuerpflicht. Beim Erlöſchen 
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der Steuerpflicht, z. B. durch Tod oder Auswanderung, wird die Steuer bis 
zum Schluß des Rechnungsjahrs erhoben, deſſen Beginn in das Kalenderjahr fällt, 
in dem die Steuerpflicht erliſcht. 
Beiſpiel: 
Der Steuerpflichtige ſtirbt am 30. Juni 1937. Die Vermögenſteuer wird bis zum 
Ablauf des Rechnungsjahrs 1937 erhoben. Dies auch dann, wenn der Gteuer- 
pflichtige am 1. Februar 1937 ſtirbt. 


Eheleute werden zuſammen veranlagt, ebenſo haushaltszugehörige minderjährige 
Kinder mit ihren Eltern, ähnlich wie bei der Einkommenſteuer. 


Die Erhebung der Vermögenſteuer erfolgt in der Weiſe, daß am 
10. Mai, 10. Auguſt, 10. November und 10. Februar je ein Viertel der Jahresſteuer. 
ſchuld zu entrichten iſt. Für Land und Forſtwirte find etwas abweichende Steuer. 
termine vorgeſehen. Iſt bis zu den Fälligkeitstagen die Jahresſteuerſchuld dem 
Steuerpflichtigen noch nicht bekanntgegeben, ſo hat er Vorauszahlungen 
nach Maßgabe der letzten Steuerſchuld zu entrichten, die ſpäter nach Bekanntgabe des 
Steuerbeſcheids abgerechnet werden. 


Eine beſondere Vorſchrift regelt die Steuerverteilung im Innenverhältnis bei 
Zuſammenveranlagung der Ehegatten und Kinder. 


7. Erbfchaftfteuer 


(Geſetz vom 22. Auguſt 1925 in der Faſſung des Geſetzes vom 16. Oktober 1934; 
RGBl. I S. 1056) 


Schrifttum: Erläuterungsbücher von Finger, Kipp, Megow und Stölzle. 


I. Weſen der Erbſchaftſteuer. Geſchichtlicker Uberblick 


Die Beteiligung des Staates am Erbgut kann auf zwei Wegen ſtattfinden: Durch 
ein geſetzliches Erbrecht, das zwar auch heute, aber nur ganz ſubſidiär, nach § 1936 
BGB beſteht, oder durch VBeſteuerung. Die Erbſchaftſteuer kann man finanzwiſſen⸗ 
ſchaftlich als eine Beſitzſteuer oder, weil ſie an einen beſtimmten Rechtsvorgang 
anknüpft, als Verkehrſteuer anſehen. Nach dem Aufbau des Geſetzes wird man ſie 
aber wohl den Beſitzſteuern zurechnen müſſen. Darauf deutet auch der Wortlaut des 
§ 22 Ziff. 3 der Reichsabgabenordnung, wonach von den Steuern vom Vermögen 
ausdrücklich die Erbſchaftſteuer für die Frage der Berichtigungsveranlagung aus- 
genommen iſt. Die notwendige Ergänzung der Erbſchaftſteuer iſt die Schenkung 
teuer; ohne fie könnte die Erbſchaftſteuer vielfach umgangen werden. 


Bis zum Jahre 1906 gab es in Deutſchland nur Erbſchaftſteuern der Länder 
(Bundesſtaaten). Der Wunſch, die hierdurch hervorgerufenen Verſchiedenheiten zu 
beſeitigen und das Reich an den Einnahmen der Erbſchaftſteuer zu beteiligen, führte 
zum Reichserbſchaftſteuergeſetz vom 3. Juli 1906. Nach diefem Geſetz blieben das 
Ehegatten und das Kindeserbe ſteuerfrei. Mit Rückwirkung auf den 1. Januar 1917 
trat das Erbſchaftſteuergeſetz vom 10. September 1919 in Kraft. Dies Geſetz hob die 
Befreiung des Ehegatten. und des Kindeserbes auf und führte nach engliſchem 
Muſter die Nachlaßſteuer als letzte Beſitzſteuer des Erblaſſers ein. Das 
Geſetz galt nur bis zum 1. Juli 1921. An dieſem Tag trat das Erbſchaftſteuergeſetz 
vom 7. Auguſt 1922 in Kraft, das die Nachlaßſteuer, die ſich gar nicht bewährt hatte, 
und die Beſteuerung der Ehegatten wieder aufhob. Im Rahmen der Reichsfinanz— 
reform 1925 wurde die Erbſchaftſteuer durch das Geſetz vom 10. Auguſt 1925 (RGBl. J 
S. 320) wiederum geändert. Das Geſetz von 1925 iſt inzwiſchen dreimal geändert 
worden, letztmalig im Rahmen der nationalſozialiſtiſchen Steuerreform durch das 
Anderungsgeſetz vom 16. Oktober 1934 (RGBl. 1 S. 1056). Die zuletzt eingeführten 
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Anderungen gelten erſt für Erb- und Schenkungsfälle, für die die Steuerſchuld nach 
dem 31. Dezember 1934 entſteht. Die häufige Amgeſtaltung gerade dieſer Materie 
erklärt ſich aus dem Amſtand, daß auf dem Gebiet der Beſteuerung des unerarbeiteten 
Vermögenszuwachſes die finanz und ſteuerpolitiſchen Tendenzen oftmals gewechſelt 
haben. 


II. Gegenftand der Erbſchaftſteuer 


Die Erbſchaftſteuer erfaßt den Erwerb von Todes wegen, Schenkungen unter Leben- 
den und Zweckzuwendungen. Inter dieſe Begriſſe fallen auch Rechtsvorgänge, die 
nach bürgerlichem Recht nicht als Anfälle von Todes wegen oder als Schenkungen 
anzuſehen ſind. 


Die Hauptfälle des Erwerbs von Todes wegen find der Erbanfall, das Ver- 
mächtnis, der geltend gemachte Pflichtteilsanſpruch, der Vermögensübergang auf 
eine vom Erblaſſer angeordnete Stiftung, der Abſchluß von Lebensverſicherungen des 
Erblaſſers zugunſten eines Dritten, die Abfindung für die Ausſchlagung einer Erb- 
ſchaft oder für den Verzicht auf den Pflichtteilsanſpruch u. dgl. Der Vorerbe wird, 
ohne Rückſicht darauf, ob er verbrauchsberechtigter oder verfügungsberechtigter Vor- 
erbe iſt, als Vollerbe behandelt. 

Als Schenkung im Sinn des Erbſchaftſteuerrechts gilt nicht nur die Schenkung 
nach bürgerlichem Recht, ſondern auch jede andere freigebige Zuwendung unter 
Lebenden, ſoweit der Bedachte durch ſie auf Koſten des Zuwendenden bereichert wird. 
Auf die äußere Form kommt es bei der Frage, ob eine Schenkung vorliegt, nicht an. 
Auch Ausſtattungen ($ 1624 BSD) können eine Schenkung darſtellen, während 
die Ausſteuer, zu deren Gewährung eine geſetzliche Verpflichtung des Vaters 
beſteht (§S 1620 BGB), keine Schenkung bildet. | 


III. Perjönliche Steuerpflicht 


Die Steuerpflicht iſt eine un beſchränkte, d. h. es wird von ihr der geſamte 
Vermögensanfall erfaßt, wenn der Erblaſſer oder der Erwerber im Zeitpunkt des 
Entſtehens der Steuerſchuld ein Inländer im Sinn des Erbſchaftſteuergeſetzes 
iſt. Als Inländer gelten in erſter Linie die deutſchen Staatsangehörigen mit 
Ausnahme derjenigen, die ſich ſeit länger als zwei Jahren dauernd im Ausland auf- 
halten, Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen, die Sitz oder 
Ort der Leitung im Inland haben, und ſchließlich Ausländer, die einen Wohnſitz 
oder ihren dauernden Aufenthalt im Inland haben. Als Inländer gelten auch ſolche 
Perſonen, die die deutſche Staatsangehörigkeit erſt nach dem 31. März 1931 auf- 
gegeben und im Inland weder Wohnſitz noch dauernden Aufenthalt haben, falls die 
Steuerpflicht innerhalb von zwei Jahren nach Aufgabe der deutſchen Staatsangehörig— 
keit eintritt. 


Die Steuerpflicht iſt beſchränkt, wenn weder der Erblaſſer (Schenker) noch der 
Erwerber ein Inländer im oben dargeſtellten Sinn iſt. Sie beſchränkt ſich auf den 
Anfall von inländiſchem Grundbeſitz, inländiſchem Betriebsvermögen, von Nutzungs- 
rechten an ſolchen Vermögen oder von Rechten, deren Abertragung an eine Ein— 
tragung in inländiſche Bücher geknüpft iſt, z. B. Hypotheken auf inländiſchen 
Grundſtücken. 


Zur Vermeidung von Doppelbeſteuerung, die durch gleichzeitige Beſteue— 
rung eines Anfalls im Inland und im Ausland eintreten kann, ſind mit mehreren 
Staaten Staatsverträge abgeſchloſſen. Fehlen ſolche, ſo kann unter beſtimmten Vor— 
ausſetzungen die ausländiſche Erbſchaftſteuer bei der Veranlagung der deutſchen Erb— 
ſchaftſteuer berückſichtigt werden. Die geltenden Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbeſteuerung ſind oben im Abſchnitt „Einkommenſteuer“ (Anterabſchnitt III 
betr. „Perſönliche Steuerpflicht“) genannt. 
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Die Steuerpflicht des einzelnen Erwerbers wird beeinflußt durch das verwandt⸗ 
ſchaftliche Verhältnis zum Erblaſſer. Die Erwerber werden vom Geſetz in fünf 
Steuerklaſfen gegliedert, von denen 

Steuerklaſſe I den Ehegatten, die Kinder und die ihnen Gleichgeſtellten, 
Steuerklaſſe II die weiteren Abkömmlinge, 

Steuerklaſſe III die Eltern, Voreltern und Geſchwiſter, 

Steuerklaſſe IV die Geſchwiſterkinder, 

Steuerklaſſe V die entfernten Verwandten und Nichtverwandten 


umfaßt. Befreit iſt der Ehegatte, wenn gemeinſame Abkömmlinge beider Ehe⸗ 
leute vorhanden find oder als vorhanden angenommen werden. Daneben find be- 
ſondere Freibeträge vorgeſehen, d. h. Beträge, die ſtets auch bei höheren Anfällen 
frei bleiben. Für die Steuerklaſſe I (Ehegatte, Kinder) gilt vom 1. Januar 1935 ab 
ein Freibetrag von 30 000 RM, für die Steuerklaſſe II (Enkel) ein Freibetrag von 
10 000 RM. Für die weiteren Steuerklaſſen ſind Freigrenzen von 2000 bzw. 500 RM 
vorgeſehen. Außerdem iſt ſachlich durch § 18 des Geſetzes eine beträchtliche Reihe von 
Anfällen fteuerbefreit. Hervorzuheben iſt hierbei, daß den ſteuerſreien Anfällen an 
das Reich auch Anfälle an die NSDAP. gleichgeſtellt ſind. 


IV. Steuerbemeſſungsgrundlage und Tarif 


Für die Bewertung des Vermögens zur Erbſchaftſteuer iſt der Zeitpunkt des Ent⸗ 
ſtehens der Steuerſchuld, d. h. der Todestag oder Tag der Schenkung, maßgebend. 
Die Bewertung richtet ſich grundſätzlich nach den Vorſchriften des Reichsbewertungs. 
geſetzes. Im Hinblick auf die Beſonderheiten der Erbſchaftſteuer gelten hier gewiſſe 
Einſchränkungen (vgl. SS 22 und 23 des Geſetzes). 


Die Höhe der Steuer richtet ſich nach der beim einzelnen Erwerber vor- 
liegenden Bereicherung und nach der für ihn maßgebenden Steuerklaſſe 


Steuerklaſſe J von 2 bis 15 v. H., 
Steuerklaſſe II von 4 bis 25 v. H., 
Steuerklaſſe III von 6 bis 40 v. H., 
Steuerklaſſe IV von 8 bis 50 v. H., 
Steuerklaſſe V von 15 bis 60 v. H. 


Die Höchſtſätze treffen Anfälle von mehr als 10 Millionen RM. Der Tarif iſt nicht 
durchgeſtaffelt; vielmehr unterliegt die Bereicherung ganz dem Steuerſatz der Stufe, 
in welche ſie fällt. 

Bei Anfall von Renten und anderen wiederkehrenden Nutzungen kann der Steuer— 
pflichtige wählen zwiſchen der Verſteuerung des Kapitalwerts der Renten oder 
Nutzungen und der Verſteuerung nach ihrem Jahreswert. Wählt er den letzt— 
genannten Weg, ſo hat er den Jahreswert alljährlich im voraus nach dem Steuerſatz 
zu verſteuern, der ſich für den Kapitalwert der Rente ergibt. 


V. Steuerſchuld 


Sie entſteht in der Regel mit dem Tod des Erblaſſers. Für eine Reihe von An⸗ 
fällen iſt die Entſtehung auf den Zeitpunkt hinausgeſchoben, in dem der Erwerber 
nicht nur rechtlich, ſondern auch wirtſchaftlich über den Erwerb verfügen kann, 
z. B. bei aufſchiebend bedingtem Erwerb, bei Nacherbfolge ufm. Bei Schen- 
kungen unter Lebenden entſteht die Steuerſchuld mit der Ausführung der 
Schenkung. 

Auf Antrag kann die Verſteuerung ausgeſetzt werden, wenn der Erwerb mit dem 
Nutzungsrecht eines anderen belaſtet iſt, und zwar bis zum Erlöſchen 
des Nutzungsrechts. Alsdann wird der Erwerb nach feinem Wert in dieſem Zeit- 
punkt und nach dem Verhältnis zum Erblaſſer verſteuert, ſelbſt wenn ſich das Ver⸗ 
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mögen inzwiſchen von dem urſprünglichen Erwerber auf einen anderen weitervererbt 
hat. Die Belaſtung mit einer familien rechtlichen Nutzung, z. B. des 
Vaters mit Kindesvermögen, gibt kein Recht auf Ausſetzung der Verſteuerung. 
Steuerſchuldner iſt der Erwerber, bei einer Schenkung auch der Schenker und 
bei der Zweckzuwendung der mit der Ausführung Beſchwerte. Daneben beſteht eine 
weitgehende Haftung für die Steuer. Der Nachlaß als folder haftet. Jeder Erbe 
haftet in Höhe des aus der Erbſchaft Empfangenen für die Steuer der anderen am 
Erbfall Beteiligten als Geſamtſchuldner. Dazu kommen noch die Vorſchriften der 
Reichsabgabenordnung über die Verpflichtung der Erben, Teſtamentsvollſtrecker, Erb- 
ſchaftsbeſitzer, Pfleger, Bevollmächtigten, für die Zurückhaltung von Mitteln und für 
die Zahlung der Steuern zu ſorgen, über die perſönliche Haftung der geſetzlichen 
Vertreter, Geſchäftsſührer u. dgl. 

Steuerpflichtige Anfälle ſind vom Erwerber binnen drei Monaten nach erlangter 
Kenntnis beim Finanzamt anzumelden. Bei einer Schenkung iſt auch der Schenker 
anmeldepflichtig. Keiner Anmeldung bedarf es, wenn der Erwerb auf einer von 
einem deutſchen Gericht oder einem deutſchen Notar eröffneten Verfügung von Todes 
wegen oder auf einer gerichtlich oder notariell beurkundeten Schenkung beruht. Auf 
Verlangen des Finanzamts iſt binnen einer von ihm beſtimmten Friſt eine Steuer- 
erklärung abzugeben. Darüber hinaus beſtehen beſtimmte Mitteilungspflichten 
für Standesämter, Gerichte, Notare uſw. 

Beſondere Zweifel hat die Reichserbhofgeſetzgebung auf erbſchaftſteuer- 
lichem Gebiet hervorgerufen. Die Zweifelsfragen ſind durch miniſterielle Erlaſſe vom 
22. Dezember 1934 (RGBl. 1934 I S. 1696) und vom 8. November 1935 (RGBl. 
1935 S. 1425) und die Erbhofrechts verordnung vom 21. Dezember 1936 
(RG Bl. S. 1078) geklärt. 


8. Aufbringungsumlage 


(Geſetz über die Weitererhebung der Aufbringungsumlage vom 17. Juni 1937, 
RGBl. I S. 511, und Verordnung vom 3. Juli 1937, RGBl. J S. 765) 


I. Gejchichtlicher Überblick 

Auf Grund des Dawes⸗-Gutachtens war auf der Londoner Konferenz am 16. Auguſt 
1924 mit den Gläubiger⸗Staaten der Erlaß eines deutſchen Geſetzes über die 
Induſtriebelaſtung vereinbart worden. Durch dieſes Geſetz wurde die 
deutſche Induſtrie mit einer Schuld von fünf Milliarden Goldmark belaſtet. Die 
zur Verzinſung und Tilgung erforderlichen Beträge ſollten von der geſamten 
deutſchen Wirtſchaft einſchließlich der öffentlichen werbenden Betriebe mit Ausnahme 
der Landwirtſchaft und der kleineren Anternehmen aufgebracht werden. Die Rechts. 
grundlage hierfür bildete das Aufbringungsgeſetz vom 30. Auguſt 1924 (RGBl. II 
S. 269), das im Gegenſatz zu dem auf internationaler Vereinbarung beruhenden 
Induſtriebelaſtungsgeſetz als rein innerdeutſches Geſetz geihaflen war. Auf Grund 
dieſes Geſetzes wurden Aufbringungsleiſtungen für die Kalenderjahre 1926 bis 1929 
erhoben. Für das Kalenderjahr 1930 wurde nur die Hälfte der Jahresleiſtungen ein- 
gezogen. Auf Grund des inzwiſchen vereinbarten PHoung-Plans fiel die Induſtrie— 
belaſtung als beſondere Reparationsquelle fort. Durch das Geſetz vom 3. April 1930 
(RGBl. II S. 679) wurde angeordnet, daß das Aufkommen aus der Induftrie- 
belaſtung dem Reich zufließen ſollte. Dieſes Geſetz trat mit Ingangſetzung des neuen 
Plans am 17. Mai 1930 (RGBl. II S. 776) in Kraft. 

Durch das Induſtriebankgeſetz vom 31. März 1931 (RGBl. I S. 124) in der Faſſung 
des Geſetzes über die Höhe der Aufbringungsumlagen vom 30. Mai 1933 (RGBl. ! 
S. 315) ift das Aufkommen an Aufbringungsumlage für die Rechnungsjahre 1935 
und 1936 auf 100 Millionen RM feſtgeſetzt worden. Dieſer Betrag floß in vollem 
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Umfang der Bank für Deutſche Induſtrieobligationen zu, die hiervon 80 Mil. 
lionen RM für die landwirtſchaftliche Entſchuldung im Oſthilfegebiet und 20 Mil- 
lionen RM für Kredite an gewerbliche Betriebe kleineren und mittleren Amfangs 
zur Verfügung zu ſtellen hatte. Die Erhebung der Aufbringungsumlage war durch 
das Induſtriebankgeſetz von 1931 zeitlich begrenzt. Danach ſollte die Aufbringungs- 
umlage nur noch für das Rechnungsjahr 1936 erhoben werden. Vom Rechnungsjahr 
1937 ab ſollte fie wegfallen. Durch das Geſetz über die Weitererhebung der Auf- 
bringungsumlage vom 17. Juni 1937 (RGBl. ] S. 511) iſt der Reichsminiſter der 
Finanzen ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Wirtſchaftsminiſter anzuordnen, daß 
die Aufbringungsumlage für das Rechnungsjahr 1937 und die folgenden Rechnungs- 
jahre weitererhoben wird. Eine ſolche Anordnung iſt durch Verordnung vom 3. Juli 
1937 (NGBl. 1 S. 765) getroffen worden. Eine Amlage nach dem Garantie 
geſetz (Verordnung des Reichspräſidenten vom 8. Juli 1931; RGBl. I S. 351), das 
Anternehmern mit einem aufbringungspflichtigen Betriebsvermögen von mehr als 
fünf Millionen Reichsmark eine Amlage auferlegte, wird nicht mehr erhoben. 


Die Verordnung vom 3. Juli 1937 unterſcheidet — im Gegenfatz zum bisherigen 
Aufbringungsrecht — zwiſchen perſönlicher und ſachlicher Aufbringungspflicht und 
bei der perſönlichen wiederum zwiſchen un beſchränkter und beſchränkter 
Aufbringungspflicht. Anbeſchränkt aufbringungspflichtig iſt, wer unbeſchränkt 
vermögenſteuerpflichtig iſt. Daneben find auch die Offenen Handelsgeſellſchaften, 
Kommanditgeſellſchaften und ähnliche Anternehmergemeinſchaften unbeſchränkt auf- 
bringungspflichtig, wenn ſie ihre Geſchäftsleitung oder ihren Sitz im Inland haben, 
ſowie die inländiſchen Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten des öffentlichen 
Rechts. Beſchränkt aufbringungspflichtig iſt, wer beſchränkt vermögenſteuer⸗ 
pflichtig iſt. Befreit von der perſönlichen Aufbringungspflicht ſind die im § 3 der 
Verordnung vom 3. Juli 1937 genannten Körperſchaften, insbeſondere die Reichspoſt, 
Reichsbahn, das Anternehmen „Reichsautobahnen“, die Monopolverwaltungen des 
Reichs, ſtaatliche Lotterieunternehmen, Reichsbank, Deutſche Rentenbank, Deutſche 
Rentenbank-Kreditanſtalt und rechtsfähige Penſions., Witwen-, Waifen-, Sterbe-, 
Kranken- und Anterſtützungskaſſen, falls fie von der Vermögenſteuerpflicht befreit find. 


Die ſachliche Aufbringungspflicht erſtreckt ſich bei der unbeſchränkt perſönlichen 
Aufbringungspflicht auf das inländiſche und ausländiſche aufbringungspflichtige 
Betriebsvermögen, bei der beſchränkten perſönlichen Aufbringungspflicht lediglich auf 
das inländiſche aufbringungspflichtige Betriebsvermögen. Umfang und Begriff des 
aufbringungspflichtigen Betriebsvermögens find im $ 4 der Verordnung näher um- 
ſchrieben. § 5 der Verordnung ſieht im beträchtlichen Umfang Befreiungen von 
der ſachlichen Aufbringungspflicht vor. Bemeſſungsgrund lage iſt der Ein- 
heitswert des gewerblichen Betriebs. Aus ihm ſind die Werte auszuſondern, die nach 
§ 5 der Verordnung von der ſachlichen Aufbringungspflicht befreit find. Eut— 
ſprechendes gilt für Schulden und Laſten, die mit befreiten Wirtſchaſtsgütern wirt- 
ſchaftlich zuſammenhängen. Der Wert, der der Auſbringungsumlage zugrunde zu 
legen iſt, wird auf volle 1000 RM abgerundet, und zwar Beträge bis zu 500 RM 
nach unten, Beträge über 500 RM nach oben. Die Aufbringungsumlage wird nur 
erhoben, wenn der Wert des aufbringungspflichtigen Vermögens vor der Abrundung 
500 000 RM überfteigt. Der Steuerſatz beträgt jährlich 4 v. T. des maßgeben⸗ 
den Werts. a 


Die allgemeine Veranlagung (Hauptveranlagung) erfolgt für drei Rechnungs- 
jahre. Unter beſtimmten Vorausſetzungen (8 11 der Verordnung) erfolgt eine Neu- 
veranlagung. Ehegatten ſowie Eltern mit Kindern werden zuſammen ver- 
anlagt. Die Aufbringungsumlage iſt in zwei gleichen Teilbeträgen am 10. Auguſt 
und am 10. Februar fällig. Für die Veranlagung iſt eine Vermögenserklärung 
abzugeben. 
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9. Reichs fluchtſteuer 


Durch die Notverordnung vom 8. 12. 1931 (Teil 7 Kapitel III Abſchnitt 1: Reichs- 
fluchtſteuerverordnung) wurde beſtimmt, daß Perſonen, die am 31. 3. 1931 Deutſche 
Staatsangehörige waren und nach dieſem Zeitpunkt ihren inländiſchen Wohn- 
ſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland aufgegeben hatten oder aufgaben, 
eine Reichsfluchtſteuer entrichten mußten. Die Reichsfluchtſteuer ſtellt eine Steuer, 
nicht eine Strafe dar. Durch das Steueranpaſſungsgeſetz vom 16. 10. 1934 (8 43) iſt 
die Geltungsdauer der Vorſchriften über die Reichsfluchtſteuer bis zum Ablauf des 
31. 12. 1937 und durch weitere Geſetze, zuletzt durch Geſetz vom 1. 2. 1939 (RG Bl. 1 
S. 125), bis zum 31. 12. 1939 verlängert worden. Hierdurch wird die Reichsflucht⸗ 
ſteuerpflicht für alle Perſonen begründet, die vor dem 1. 1. 1940 ihren inländiſchen 
Wohnſitz und ihren inländiſchen gewöhnlichen Aufenthalt aufgeben. Die zur Zeit 
geltende Faſſung der Reichsfluchtſteuervorſchriften iſt im Reichsſteuerblatt 
1937 S. 1295 veröffentlicht. 

»Als Reichsfluchtſteuer iſt ein Betrag in Höhe eines Viertels des geſamten 
ſteuerpflichtigen Vermögens zu entrichten. Von der Reichsfluchtſteuer 
ſind u. a. Perſonen befreit, denen der Oberſinanzpräſident beſcheinigt, daß ihre 
Auswanderung im deutſchen Intereſſe oder aus volkswirtſchaftlich gerechtfertigten 
Gründen erfolgt, ferner Perſonen, die erſt nach dem 31. 12. 1927 im Inland einen 
Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt begründet hatten. Die Steuerſchuld 
entſteht und wird fällig mit der Aufgabe des inländiſchen Wohnſitzes oder gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalts. Ein Steuerbeſcheid iſt nicht erforderlich. Gegen Steuerſäumige 
find hohe Zuſchläge, harte Strafen und ſtrenge Sicherungs maß 
nahmen, z. B. Steuerſteckbriefe, vorgeſehen. 


10. Realfteuern 
Schrifttum: Reinhardt, „Realſteuerreform“. 


Realſteuern ſind, wie bereits oben zu Beginn des Abſchnitts C ausgeführt iſt, 
Steuern, die an das Vorhandenſein eines Gegenſtandes (Objekts) anknüpfen, ohne 
Rückſicht darauf, wem dieſer Gegenſtand wirtſchaftlich zuzurechnen iſt. Im Steuer— 
ſyſtem gehören fie zu den Steuern vom Vermögen. Realſteuern find nach der 
ausdrücklichen Vorſchrift des §S 1 AO die Grundſteuer und die Gewerbeſteuer. Sprach— 
lich beſſer wäre die Bezeichnung „Sachſteuer“ geweſen. Die hier gebrauchte 
Bezeichnung „Realſteuern“ folgt der Sprache des Geſetzgebers. 

Im Anſchluß an die Reichsſteuerreform von 1920, die den Ländern die wichtigſten 
Steuern, vor allem die Einkommen- und Vermögenſteuern, nahm und fie lediglich 
durch Aberweiſung an dem Aufkommen an dieſen Steuern beteiligte, wurden die 
Ertragfteuern vom Grund und Boden und vom Gewer be durch das Landes. 
ſteuergeſetz (ſpäter Finanzausgleichgeſetz genannt) vom 30. März 1920 ausdrücklich 
den Ländern zur Ausſchöpfung zugewieſen Hierdurch wuchs die Bedeutung der 
Gewerbeſteuer für das Steuerſyſtem der Länder. Sämtliche deutſchen 
Länder führten daraufhin Gewerbeſteuern ein. Grundſteuern be— 
ſtanden damals ſchon wohl in allen deutſchen Ländern. Die Regelung der Länder 
auf dem Gebiet beider Steuern ſtimmte zwar in den Grundzügen überein, wich aber 
in der Ausgeftaltung im einzelnen ſtark ab. Auch die Frage der Steuer berech 
tigung iſt vom Landesrecht verſchieden beantwortet worden. So war in Preußen 
die Gewerbeſteuer eine reine Gemeindeſteuer, in Baden, Bayern und Württemberg 
war ſie eine Landesſteuer, zu der die Gemeinden und Gemeindeverbände Zuſchläge 
erhoben. In den Hanſeſtädten Hamburg, Lübeck und Bremen war die Gewerbeſteuer 
eine reine Landesſteuer. Eine ähnliche Verſchiedenheit herrſchte bei der Steuer vom 
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Grund und Boden. Dieſe Vielgeſtaltigkeit des Landesrechts drängte zur Verein⸗ 
heitlichung. Nachdem durch das Reichsbewertungsgeſetz von 1925 einheitliche Grund. 
lagen für die Bewertung des Vermögens geſchaffen waren, wurde der Verſuch einer 
Vereinheitlichung durch das Grundſteuerrahmengeſetz und Gewerbe 
ſteuerrahmengeſetz (Notverordnung vom 1. Dezember 1930, RGBl. S. 517) 
gemacht. Beide Rahmengeſetze, die vom 1. April 1932 ab für alle deutſchen Länder 
verbindlich werden ſollten, haben ſich jedoch nicht durchſetzen können. Das Grund- 
fteuerrahmengefeg iſt nur im Land Mecklenburg, das Gewerbeſteuerrahmengeſetz nur 
in den Ländern Mecklenburg und Oldenburg eingeführt worden. Durch das Geſetz 
vom 21. Januar 1935 (RGBl. J S. 23) iſt auf die allgemeine Einführung der 
Rahmengeſetze ausdrücklich verzichtet und eine Neuregelung des Realſteuerrechts für 
den 1. April 1937 angekündigt worden. Dieſe Neuregelung für das ganze Reichs. 
gebiet bringen das Grundſteuergeſetz und das Gewerbeſteuergeſetz 
vom 1. Dezember 1936 (RG Bl. I S. 979 und 986). Die bis dahin beſtehenden 
ſechzehn Grundſteuergeſetze und ſechzehn Gewerbeſteuergeſetze der Länder find damit 
abgelöſt worden. Das Gewerbeſteuergeſetz iſt am 1. April 1937 und das Grundfteuer- 
geſetz am 1. April 1938 in Kraft getreten. 


a) Grundfteuer 


Schrifttum: Erläuterungsbüder von Dunz⸗Blaich, Kühne, Krekeler ⸗Jahn, Metz, Renzt, 
Ringelmann-Freundling und Scholz. 


Die Grundſteuer, die eine der älteſten Steuern iſt und in früherer Zeit die wichtigſte 
Landesſteuer war, trifft den Grundbeſitz. Steuergegenſtand iſt jeder land- 
und forſtwirtſchaftliche Betrieb, jedes Grundſtück und jedes Betriebsgrundſtück, 
ſoweit ſie ſich auf das Inland erſtrecken. Erſtreckt ſich ein landwirtſchaftlicher Betrieb 
oder ein Grundſtück über mehrere Gemeinden, jo zerfällt dieſer Betrieb (Grundſtiick) 
nicht in ebenſo viele Steuergegenſtände, als ſteuerberechtigte Gemeinden beteiligt 
ſind, ſondern er bildet als wirtſchaftliche Einheit einen einheitlichen Steuergegenſtand. 
Steuerberechtigt iſt die Gemeinde, in deren Gebiet der Grundbeſitz belegen iſt. 
Wichtig iſt bei der Grundſteuer der Kreis der Befreiungen. Das Geſetz ſucht 
gegenüber der bisherigen landesrechtlichen Regelung die Befreiungen möglichſt eng 
zu halten und regelt die Befreiungen abſchließend. Befreit find u. a. Grund. 
ſtücke, die dem öffentlichen Dienſt oder Gebrauch dienen, für Zwecke der Deutſchen 
Reichsbahn benutzt werden, Grundbeſitz der Reichsautobahnen, ſerner Grundbeſitz 
der NSDAP., des Zweckverbandes Reichsparteitag Nürnberg, der YS. ⸗Volks. 
wohlfahrt, der NS.⸗Kriegsopferverſorgung, des Reichsluftſchutzbundes, ſchließlich 
Grundbeſitz eines anerkannten Sportvereins, der für ſportliche Zwecke benutzt wird, 
Grundbeſitz, der dem Gottesdienſt einer öffentlich - rechtlichen Religionsgeſellſchaft ge- 
widmet iſt, uſw. Steuerſchuldner iſt grundſätzlich der Eigentümer des 
Grundbeſitzes. Hiervon ſieht das Grundſteuergeſetz im §S7 gewiſſe Ausnahmen vor. 
Die Grundſteuer ruht auf dem Steuergegenſtand als öffentliche Laſt. Dieſe 
Rechtslage beſtand bereits in einzelnen Ländern in der Vergangenheit. Damit iſt 
die Grundſteuer mit einem dinglichen Recht an dem ihr unterworfenen Grundbeſitz 
ausgeſtattet, was insbeſondere für die Zwangsvollſtreckung von Bedeutung iſt. 
Maßgebender Wert iſt der Einheitswert, der nach den Vorſchriften des Reichs. 
bewertungsgeſetzes feſtgeſtellt worden iſt. Nach dem Wert wird durch Anwendung 
der Steuermeßzahl (S 12 Grundſteuergeſetz)z der Steuer meßbetrag feſtgeſetzt. 
Auf Grund des Steuermeßbetrags wird mit Hilfe des Hebeſatzes der Gemeinde 
die Grundſteuer feſtgeſetzt. Die Feſtſetzung des Steuermeßbetrags erfolgt durch das 
Finanzamt, die Feſtſetzung der Grundſteuer und ihre Erhebung liegen der 
Gemeinde ob. 

Wichtig find auch die Grundfteuer - Billigkeits richtlinien vom 19. April 
1938 (RStBl. S. 409) mit wiederholten Ergänzungen. 
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b) Gewerbeftener 


Schrifttum: Erläuterungsbücher von Blümich⸗Boyens, Dunz Rohde, Kämmel⸗ 
Schmiedecke, Metz, Oeftering⸗Herzler⸗Gebert, Ringelmann⸗Freundling, Schwede. 


Die Gewerbeſteuer trifft, wie ihr Name beſagt, die gewerbliche Wirtſchaft. Steuer 
gegenſtand iſt das ſtehende Gewerbe. Steuerſchuldner iſt der Unter- 
nehmer. Beſonders geregelt iſt die Beſteuerung der Geſellſchaften, 
unter denen wiederum die Offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaſten 
und die anderen Perſonengeſellſchaften anders beſteuert werden als die Kapitalgeſell- 
ſchaften. Die Erwerbstätigkeiten, die zum Kreis der Land- und Forſtwirt⸗ 
ſchaft gehören oder der Ausübung eines freien Berufs dienen, ſind ebenſo wie die 
unſelbſtändigen Tätigkeiten von der Gewerbeſteuer frei. Die Freiſtellung der 
freien Berufe iſt eine Neuerung gegenüber dem früheren Landesrecht. Hier 
waren ſie faſt durchweg der Gewerbeſteuer unterworfen, ausgenommen in Bayern 
und Württemberg. Beſteuerungs grundlagen find der Gewerbe ⸗ 
ertrag, das Gewerbekapital und die Lohnſumme. Das größere Ge- 
wicht unter ihnen haben Gewerbeertrag und Gewerbekapital, die ſtets zuſam men 
die Grundlage für die Beſteuerung bilden müſſen. Die Lohnſumme kann daneben 
als dritte Beſteuerungsgrundlage gewählt werden. Sie bedarf aber der Zuſtimmung 
der oberſten Gemeindeaufſichtsbehörde. Die Beſteuerung nach dem Gewerbeertrag 
und dem Gewerbekapital iſt eng verkoppelt; die Gemeinden müſſen für fie einen ein- 
heitlichen Hebeſatz beſchließen. Es wird auch ein einheitlicher 
Steuermeßbetrag feſtgeſetzt, nach dem dann die Steuer mit Hilſe des Hebe⸗ 
ſatzes der Gemeinde errechnet wird. Der Gewerbeertrag, der die wichtigſte Beſteue⸗ 
rungsgrundlage bildet, ſchließt ſich an den Gewinn im Sinne des Einkommenſteuer⸗ 
und Körperſchaftſteuergeſetzes an. Zum Gewinn treten noch gewiſſe Hinzurech⸗ 
nungen; das Ergebnis iſt um gewiſſe Poſten zu kürzen. Dieſe Amgeſtaltung 
des Gewinns iſt einmal in dem Realſteuercharakter der Gewerbeſteuer begründet, die 
das geſamte, im Betriebe arbeitende Kapital erfaſſen will, gleichviel, ob es Eigen- 
oder Fremdkapital iſt, und bezweckt zum anderen eine doppelte Beſteuerung des 
Steuergegenſtandes, nämlich einmal mit der Grundſteuer und ſodann mit der Ge- 
werbeſteuer, zu verhindern. Dem letzteren Gedanken entſpringt die Kürzung des 
Gewinns um 3 v. H. des Einheitswerts der Betriebsgrundſtücke, die 
bereits von der Grundſteuer erfaßt werden; dem erſten Gedanken find die Hinzu- 
rechnung der ſogenannten Dauer ſchulden und der Zinſen für fie und die Hinau- 
rechnung des ſonſtigen Fremdkapitals (Beteiligung des ſtillen Geſellſchafters, 
Renten und dauernde Laſten, die bei Erwerb oder Gründung des Betriebs über- 
nommen worden find, u. dgl.) zuzuſchreiben. Die Lohnſumme, die bisher ſchon 
in einigen Ländern Beſteuerungsgrundlage war, iſt deswegen als Beſteuerungs- 
grundlage beibehalten worden, weil ſie den beſten Maßſtab für den Ausgleich der 
Laſten, die der Gemeinde aus dem Vorhandenſein des Gewerbebetriebs erwachſen, 
und gleichzeitig auch einen brauchbaren Maßſtab für die wirtſchaftliche Leiftungs- 
fähigkeit des Betriebs darſtellt. Es muß jedoch verhütet werden, daß die Hebeſätze 
der Gemeinden für die Lohnſummenſteuer zu ſtark angeſpannt werden, weil fie dann 
der Arbeitsbeſchaffung hemmend im Wege ſtände. Befreit von der Gewerbeſteuer 
ſind im großen und ganzen die gleichen Körperſchaften, die von der Körperſchaftſteuer 
befreit find (vgl. oben Abſchnitt „Körperſchaftſteuer“ Anterabſchnitt II). Die Gewerbe. 
ſteuer wird in der Weile erhoben, daß das Finanzamt nach Maßgabe des Gewerbe— 
ertrags und des Gewerbekapitals an Hand der im Geſetz feſtgelegten Steuer- 
meßzahlen (Tarif) einen einheitlichen Steuermeßbetrag bildet 
und dieſen der Gemeinde mitteilt, damit fie nach dem von ihr beſchloſſenen He beſatz 
die Steuer errechnet und erhebt. Das Verfahren gliedert ſich in zwei Abſchnitte, von 
dem der erſte ſich vor dem Finanzamt, der zweite vor der Gemeinde abſpielt (ähnlich 


wie bei der Grundſteuer). 
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Für Bank., Kredit. und Wareneinzelhandelsunternehmen, die außerhalb der Ge- 
meinde der Geſchäftsleitung eine Betriebſtätte unterhalten, iſt eine ſogenannte 
Z3weigſtellenſteuer vorgefeben, die in der Erhöhung des Hebeſatzes für dieſe 
Betriebſtätten beſteht; hier kann der Hebeſatz bis zu drei Zehntel höher ſein als für 
die anderen Gewerbebetriebe. Eine Schankgewerbeſteuer, wie fie größten- 
teils nach Landesrecht beſtand, iſt nicht aufrechterhalten worden. Auch die Waren 
hausſteuer iſt nicht einheitlich geregelt. Das bisherige Landesrecht bezüglich 
dieſer Steuer iſt durch §S 11 des Einführungsgeſetzes zu den Realſteuergeſetzen für 
die Rechnungsjahre 1937 bis 1939 aufrechterhalten. Zu erwähnen iſt noch, daß in 
den Fällen, in denen der Vetrieb in mehreren Gemeinden Betriebſtätten unterhält und 
deshalb verſchiedene Gemeinden an der Gewerbeſteuer beteiligt find, der einheitliche 
Steuermeßbetrag zu zerlegen iſt. Das Gewerbeſteuergeſetz gibt für die Zerlegung 
eingehende Vorſchriften. 


c) Gebäudeentichuldungfteuer 

Eine Sonderbeſteuerung der Grundſtücke und Gebäude ftellt die — auch zu den Real ⸗ 
ſteuern zu zählende — Gebäudeentſchuldungſteuer, auch Hauszinsſteuer ge 
nannt, dar, die durch die Dritte Steuernotverordnung vom 14. Februar 1924 zu dem 
Zweck eingeführt worden iſt, den Inflationsgewinn des Hausbeſitzes zu erfaſſen, der 
durch den Wegfall der Hypothekenlaſten ſich ergab. Sie erſtreckt ſich auf die vor dem 
1. Juli 1918 bezugsfertig geweſenen bebauten Grundſtücke, einſchließlich gewerblich 
genutzter Gebäude. Die Steuer fließt teils den Ländern, teils den Gemein 
den zu. Das Aufkommen diente urſprünglich teils der Deckung des allgemeinen 
Finanzbedarfs, teils der Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiet des Wohnungs- 
weſens, insbeſondere des Kleinwohnungsweſens. In letzter Zeit iſt es faſt aus- 
ſchließlich zur Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs herangezogen worden. Nach 
der Notverordnung vom 8. Dezember 1931 (RGBl. I S. 706) war die Hauszinsſteuer 
allmählich abzubauen. Als Senkungsſätze waren vorgeſehen vom 1. April 1935 ab 
25 v. H.; vom 1. April 1937 ab weitere 25 v. H. und vom 1. April 1940 ab der 
gänzliche Wegfall. Das Geſetz zur Förderung des Wohnungsbaues vom 30. März 
1935 (RGBl. I S. 469) hat für die Rechnungsjahre 1935 und 1936 eine anderweitige 
Regelung getroffen. Die Beträge, die ſich aus der ſür den 1. April 1935 vorgeſehenen 
Senkung um 25 v. H. ergeben, find dem Reich als verzinsliche Anleihe — Hauszing- 
ſteueranleihe — für Zwecke der Kleinſiedlung und des Kleinſiedlungswohnungsbaues 
zur Verfügung zu ſtellen. Das Reich hat hierfür den Hauseigentümern für 1935 und 
1936 Stücke der Gemeindeumſchuldungsanleihe zugeteilt. Nur ſür Grundſtücke mit 
einem Steuerſoll von weniger als 200 RM jährlich iſt die Senkung mit 25 v. 9. bis. 
her unmittelbar eingetreten. Vom 1. April 1937 ab wird nach dem im Rahmen der 
Realſteuerreform ergangenen Geſetz zur Anderung der Vorſchriften über die Be- 
bäudeentſchuldungſteuer vom 1. Dezember 1936 (RGBl. 1 S. 992) die 
Senkung um 25 v. H. voll wirkſam, und es entfällt die Gewährung der Anleihe. 
Es tritt daher vom 1. April 1937 ab die Senkung um 25 v. H. auch bei Grundſtücken 
mit einem jährlichen Steuerſoll von 200 RM und darüber in vollem Umfang ein. 
Dagegen werden nicht mehr die weiteren Senkungen, wie ſie die Notverordnung vom 
8. Dezember 1931 vorſah, aufrechterhalten; auch iſt der Wegfall der Gebäudeentſchul⸗ 
dungſteuer auf den 1. April 1940 nicht mehr vorgeſehen. Die Anderung dient der 
Sicherung des öffentlichen Haushalts, der auf die Einnahmen aus dieſer Steuer, 
die rund 750 Millionen RM erbringt, nicht verzichten kann. Da die Regierung 
aber den Gedanken der endgültigen Beſeitigung nicht aufgibt, beſtimmt das Ande⸗ 
rungsgeſetz, daß gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Grundſteuergeſetzes (1. April 
1938) die Gebäudeentſchuldungſteuer geſenkt wird, allerdings nicht gleichmäßig in allen 
Steuerſtufen, ſondern lediglich in der höchſten Steuerſtufe. Damit wird ein all- 
mählicher Abbau dieſer Steuer, die ihrem Weſen nach nicht als Dauererſcheinung im 
deutſchen Steuerſyſtem gedacht war, für die Zukunft vorbereitet. 
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II. Derkehrſteuern 


Die Verkehrſteuern ſind Steuern, die an rechtlich erhebliche Vorgänge des Verkehrs, 
insbeſondere des Rechtsverkehrs, anknüpfen. Als ſolche Vorgänge kommen z. B. in 
Betracht: der Austauſch von Lieferungen oder Leiſtungen, der Erwerb von Gejell- 
ſchaftsrechten, der Abſchluß von Anſchaffungsgeſchäften über Wertpapiere, die Aber⸗ 
gang des Eigentums an Grundſtücken, die Zahlung des Verſicherungsentgelts, die 
Aushändigung eines Wechſels, die Veranſtaltung einer Lotterie, die Beſtellung einer 
Hypothek uſw. 

Merkmal der Verkehrſteuern iſt im allgemeinen, daß die Steuer mit 
einzelnen beſtimmt umgrenzten Akten des Verkehrslebens in Verbindung gebracht 
wird. Die Steuer trifft den einzelnen Verkehrsakt, den Abſchluß eines beſtimmten 
Rechtsgeſchäfts oder einen rechtlich erheblichen Vorgang als ſolchen. Auch die 
Arkundenſteuer ift an einen einmaligen Verkehrsakt (z. B. Mietvertrag, Hypo- 
thekenbeſtellung) geknüpft. Die Beſonderheit der Arkundenſteuer beſteht nur darin, 
daß die Entſtehung der Steuerſchuld von der Errichtung einer Arkunde über den 
betreffenden Rechtsvorgang abhängt. Bei den Verkehrſteuern handelt es ſich alſo 
um einmalige, nicht um laufende Geldleiſtungen. Eine Ausnahme machen die Amſatz⸗ 
ſteuer und die Kraftfahrzeugſteuer, die nicht einmalig, fondern laufend erhoben werden, 
die aber von der Verwaltungsübung ebenfalls zu den Verkehrſteuern gerechnet 
werden, während fie von der Finanzwiſſenſchaft zu den Aufwand. (Verbrauch) 
Steuern gezählt werden (vgl. unten Abſchnitt III „Zölle und Verbrauchſteuern“ am 
Anfang). 

Im Deutſchen Reich gibt es folgende Reichsverkehrſteuern: die Amſatzſteuer, die 
Grunderwerbſteuer, die Kapitalverkehrſteuern (Geſellſchaftſteuer, Wertpapierſteuer, 
Börſenumſatzſteuer), die Wechſelſteuer, die Verſicherungſteuer, die Rennwett und 
Lotterieſteuer, die Beförderungſteuer, die Kraftfahrzeugſteuer und die Arkundenſteuer. 
Verkehrſteuern werden auch von Ländern und Gemeinden (Gemeinderer- 
bänden) erhoben, z. B. die Wertzuwachsſteuer, die in einigen Ländern als Landes— 
ſteuer, in anderen Ländern als Gemeindeſteuer erhoben wird. Die folgende Dar- 
ſtellung erſtreckt ſich nur auf Reichs verkehrſteuern. 


1. Umſatzſteuer 
(Geſetz vom 16. Oktober 1934; RGBl. ] S. 942) 


Schrifttum: Erläuterungsbücher von Beck, Brandt⸗Schwenkhoff, Gerns, Hartmann- 
Metzenmacher, Hog, Koch-Wirckau, Plüdebaum. 


I. Weſen der Umſatzſteuer. Geſchichtlicher Uberblick 

Die Amſatzſteuer bildet in der Form einer Verkehrſteuer die allgemeine Verbrauch— 
ſteuer des Reichs, da ſie — mit den in Abſchnitt IV zu erwähnenden Ausnahmen — 
grundſätzlich alle Amſätze irgendwelcher Art in ſämtlichen Wirtſchaftsſtufen erfaßt. 
Da die Amſatzſteuer nach der Abſicht des Geſetzgebers auf den Empfänger der Amſätze 
überwälzt werden ſoll, belaſtet fie wirtſchaftlich letzthin den Verbraucher (vgl. die 
Einleitung zum Abſchnitt II „Verkehrſteuern“). Träger der Amſatzſteuer iſt alſo 
der letzte Verbraucher. Nicht perſonengleich mit dieſem iſt jedoch der Steuer- 
ſchuldner, d. h. derjenige, der nach den Vorſchriften des Geſetzes die Steuer zu 
entrichten hat (ſiehe Abſchnitt II). 

Eine Amſatzſteuer beſtand bereits im Altertum in Griechenland und Rom. Im Mittel— 
alter findet man ſie vielfach in deutſchen Städten. Aber auch das Ausland kannte ſie, 
z. B. Frankreich und Spanien. In Spanien beſtand ſie vom 14. Jahrhundert bis 1819; 
ſie wurde dort wegen ihrer hohen Sätze, zeitweiſe bis zu 10 v. H., ſtändig bekämpft. 


Band III I Beitrag 62 


Finanzen und Steuern 69 


Abgeſehen von Spanien, iſt ſie mit Beginn der Neuzeit verſchwunden. An ihre 
Stelle traten die Akziſen. In den Vereinigten Staaten von Amerika wurde ſie im 
19. Jahrhundert zur Behebung der Finanznot nach dem Sezeſſionskrieg im Jahre 
1862 eingeführt, aber ſchon 1870 wieder beſeitigt. In Bremen beſtand ſie von 
1862 bis 1884. 


Vorläufer der Amſatzſteuer find die Quittungſteuern, die es in Frankreich 
und England, aber auch in Preußen und Bayern gab. Im Deutſchen Reich 
iſt die Quittungſteuer nicht allgemein eingeführt worden. Der letzte Verſuch im 
Jahr 1916 führte zu ihrem Erſatz durch die Amſatzſteuer. Sie trug zunächſt den 
Namen „Warenumſatzſtempel“ und wurde im Reichsſtempelſteuergeſetz geregelt, 
obwohl ſie in der Hauptſache an das Beſtehen eines ſelbſtändigen Gewerbebetriebs 
anknüpfte und ihre Erhebung nicht durch Verſtempelung, ſondern durch Selbſt— 
veranlagung in Form einer Anmeldung erfolgte. Durch das Amſatzſteuergeſetz vom 
26. Juli 1918 wurde die Verbindung mit dem Stempelrecht aufgegeben. Dieſes 
Geſetz kann bereits als die Grundlage des heutigen Amſatzſteuerrechts gelten. Der 
Ausgang des Weltkriegs erforderte eine ſtarke Erweiterung dieſer ausbaufähigen, 
ſozial allerdings nicht unbedenklichen Steuer. Das Amſatzſteuergeſetz vom 24. De- 
zember 1919 brachte einen Steuerſatz von 1,5 v. H. und neben der allgemeinen 
Amſatzſteuer ein Syſtem von beſonderen Amſatzſteuern (Luxusſteuer, 
Anzeigenſteuer, Beherbergungſteuer), die ſpäter wieder beſeitigt wurden. In den 
folgenden Jahren erfolgten zahlreiche Tarifänderungen. Der Höchſtſtand wurde 
1924 mit 2,5 v. H. erreicht. Dann erfolgte eine Senkung bis auf 0,75 v. H. im Jahr 
1926. Vom Jahr 1930 ab trat wiederum Erhöhung ein. Im Jahr 1932 wurde ein 
Satz von 2 v. H. eingeführt, der auch heute noch gilt. Die Einheit des Steuertarifs 
wurde in dieſer Zeit zugunſten land- und forſtwirtſchaftlicher Er- 
zeugniſſe und zu Laſten des Einzelhandels durchbrochen. Gleichzeitig wurde 
vom 15. Februar 1932 ab eine Ausgleichſteuer eingeführt, die die Vorbelaſtung 
des deutſchen Herſtellers gegenüber der Einfuhr ausländiſcher Erzeugniſſe aus: 
gleichen ſollte. 


Das Amſatzſteuergeſetz von 1934, das im Rahmen der nationalſozialiſtiſchen Steuer- 
reform erging, brachte hauptſächlich drei wirtſchaftspolitiſche Anderungen, die zugleich 
erhebliche Verwaltungserleichterungen in ſich ſchließen, nämlich die Neugeſtaltung der 
Vorſchriften über den Binnengroßhandel, die Zuſatzſteuer für mehrſtufige Unter- 
nehmen und Neugeſtaltung der Vorſchriſten über den Ein⸗ und Ausfuhrhandel. Das 
Geſetz iſt am 1. Januar 1935 in Kraft getreten. Wichtig für die Durchführung der 
Amſatzſteuer ſind neben dem Geſetz auch die Durchführungsbeſtimmungen, die durch 
Verordnung vom 23. Dezember 1938 (RGBl. 1 S. 1935; RSt Bl. 1939 S. 8) völlig 
neu gefaßt worden ſind. 


II. Persönliche Steuerpflicht, Steuer ſchuldner und Steuerüberwälzung 


Die Steuerpflicht knüpft im Amſatzſteuergeſetz im allgemeinen an die Perſon des 
„Anternehmers“ an. Anternehmer iſt, wer eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit ſelbſtändig ausübt (§S 2 Abſ. 1 ASt). Dieſe Begriffe find für das Amſatz. 
ſteuerrecht im weiteſten Sinne auszulegen, da gewerblich oder beruflich jede nach. 
haltige Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen iſt. Daher fällt z. B. auch die land 
wirtſchaftliche Tätigkeit unter den Begriff der gewerblichen Tätigkeit. 
Auch die Mitglieder der freien Berufe find Unternehmer im Sinne des Amſatz⸗ 
ſteuergeſetzes. Das Geſetz bemerkt ausdrücklich, daß eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit auch dann vorliegt, wenn die Abſicht, Gewinn zu erzielen, ſehlt oder wenn 
eine Perſonenvereinigung (3. B. ein Verein oder eine Geſellſchaft) nur gegenüber 
ihren eigenen Mitgliedern tätig wird. Anternehmer im Sinne des Amſatzſteuerrechts 
find nicht nur natürliche oder juriſtiſche Perſonen, ſondern auch nichtrechtsfähige 
Perſonenvereinigungen oder andere Wirtſchaftsgebilde. Die geſamte gewerbliche oder 
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berufliche Tätigkeit des Anternehmers bildet fein „Anter nehmen“. Von dem 
„Anternehmen“ iſt der „Betrieb“ zu unterſcheiden. Ein Anternehmer kann mehrere 
Betriebe haben; alle ſeine Betriebe zuſammen bilden ſein Anternehmen. 


Anternehmer iſt nur, wer ſelbſtändig iſt. Anſelbſtändige Tätigkeit unterliegt 
nicht der Amſatzſteuer, ſondern der Lohnſteuer. Hinſichtlich der Selbſtändigkeit unter⸗ 
ſcheidet das Geſetz im S 2 Abſ. 2 zwiſchen den natürlichen und den juriſtiſchen 
Perſonen. 5 

Eine natürliche Perſon iſt unſelbſtändig, ſoweit ſie einem Anternehmen 
derart eingegliedert iſt, daß fie den Weiſungen des Unternehmers zu folgen ver- 
pflichtet iſt; eine natürliche Perſon kann alſo, wie ſich aus dem Worte „ſoweit“ ergibt, 
zum Teil ſelbſtändig und zum Teil unſelbſtändig ſein (Beiſpiel: ein Beamter iſt als 
Schriftſteller tätig). 

Eine juriſtiſche Perſon iſt dagegen unſelbſtändig, wenn ſie dem Willen eines 
Anternehmers derart untergeordnet iſt, daß ſie keinen eigenen Willen hat; das iſt 
dann der Fall, wenn ſie nach dem Geſamtbild der tatſächlichen Verhältniſſe finanziell, 
wirtſchaftlich und organiſatoriſch in das beherrſchende Anternehmen eingegliedert iſt. 
Eine ſolche Geſellſchaft wird „Organgeſellſchaft“ genannt, das Abhängig- 
keitsverhältnis heißt „Organſchaft“. Eine juriſtiſche Perſon iſt immer entweder völlig 
ſelbſtändig oder völlig unſelbſtändig; bei ihr gibt es keine teilweiſe Selbſtändigkeit. 
Keine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit iſt die Ausübung der öffent⸗ 
lichen Gewalt durch das Reich, die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiter- 
partei, die Länder, die Gemeinden und andere Körperſchaften des öfſentlichen Rechts 
(S 2 Abſ. 3 ASt). Hierunter fallen auch Schlachthöſe und Anſtalten zur Nahrungs- 
mittelunterſuchung, Desinfektion, Straßenreinigung uſw. Auch die Amſätze der vom 
Reich, den Ländern und den Gemeinden im öffentlichen Intereſſe geführten Theater 
ſind ſteuerfrei. 

Der Unternehmer iſt Steuerſchuldner bei der Amſatzſteuer (S I ASt). Er 
braucht jedoch die Steuer nicht ſelbſt zu tragen, ſondern kann ſie auf ſeinen Abnehmer 
überwälzen, indem er die Steuer bei der Preisgeſtaltung mit berückſichtigt. Dies darf 
jedoch nur bei der inneren Preisberechnung geſchehen; er darf alſo die Amſatz— 
ſteuer nicht beſonders in Rechnung Stellen oder ſonſtwie ausdrücklich anfordern (8 10 
ASt). Die geſonderte Anforderung der Amſatzſteuer iſt nur bei geſetzlich bemeſſenen 
Gebühren geſtattet, z. B. bei Rechtsanwälten, Arzten u. dgl. 


Bei der Einfuhr (unten Abſchnitt III 3) richtet ſich die Perfon des Steuerſchuldners 
nach den Vorſchriften des Zollrechts. ö 


III. Sachliche Steuerpflicht 
1. Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen 


Den Hauptgegenſtand der Amſatzſteuer bilden die Lieferungen und ſonſtigen Lei— 
ſtungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen ſeines Unter- 
nehmens ausführt. 

Die Lieferungen bilden einen Anterfall der Leiſtungen, Lieferungen ſind 
Leiſtungen, durch die der Anternehmer den Abnehmer befähigt, im eigenen Namen 
über einen Gegenſtand zu verfügen (8 3 Abſ. 1 ASt). Eine Lieferung liegt auch vor, 
wenn der Anternehmer im Auftrage des Aßpnehmers einem Dritten die Verfügungs- 
macht über den Gegenſtand verſchafft (ſogenanntes Reihengeſchäfty). Beim Ver 
ſendungsgeſchäft gilt die Lieferung bereits mit der Übergabe des Gegen— 
ſtandes an den Spediteur oder Frachtführer als ausgeführt. Beim Kommiſſions— 
geſchäft liegen auch zwiſchen dem Kommittenten und dem Kommiſſionär Liefe— 
rungen vor. Auch die Werklieferung wird als Lieferung behandelt (§ 3 Abſ. 2 
ASt). 
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Zu den ſonſtigen Leiſtungen gehören nicht nur Handlungen aller Art, ſondern 
auch das Anterlaſſen oder das Dulden einer Handlung oder eines Zuſtandes. Daß 
der Amſatz auf Grund geſetzlicher oder behördlicher Anordnung bewirkt wird oder 
kraft geſetzlicher Vorſchrift als bewirkt gilt, ſchließt die Steuerpflicht nicht aus, z. B. 
bei Zwangslieferungen, Enteignungen u. dgl. (8 1 Ziff. 1 Satz 2 UStG). 

Der Anternehmer muß die Lieferungen und ſonſtigen Leiſtungen im Rahmen 
ſeines Anternehmens ausführen. Die Tätigkeit innerhalb des 
Eigenlebens unterliegt nicht der Amſatzſteuer. Dagegen kommt es nicht darauf 
an, ob die Leiſtungen gewerbliche Leiſtungen im engeren Sinne find oder nur zu den 
Hilfsgeſchäften gehören. Auch die Veräußerung des Anternehmens im ganzen 
unterliegt der Amſatzſteuer (VO vom 1. März 1937 über die Amſatzſteuer bei Ge- 
ſchäftsveräußerungen; RGBl. J S. 276). 

Die Lieferungen und ſonſtigen Leiſtungen müſſen im Inland ausgeführt ſein. Die 
Einfuhr in das Inland bildet einen beſonderen Steuergegenſtand (ſiehe unten Ab. 
ſchnitt III 3); die Ausfuhrlieferung iſt durch S 4 Ziff. 3 ASt befreit (ſiehe 
unten Abſchnitt IV 3 betr. Steuerbefreiungen). 

Schließlich müſſen die Amſätze gegen Entgelt bewirkt werden. Anentgeltliche 
Leiſtungen unterliegen nicht der Amſatzſteuer (3. B. Schenkungen; Schadenerſatz⸗ 
leiſtungen und geſellſchaftliche Leiſtungen, die ohne beſondere Gegenleiſtung erfolgen). 


2. Eigenverbrauch 


Den ee Steuergegenſtand bildet der Eigenverbrauch. Eigenverbrauch 
liegt vor, wenn ein Unternehmer im Inland Gegenſtände aus feinem Unternehmen 
für Zwecke entnimmt, die außerhalb des Anternehmens liegen ($ 1 Ziff. 2 ASt). 
Es muß ſich um eine Entnahme von Gegenſtänden zu Privatzwecken handeln (z. B. 
von Nahrungsmitteln aus einem Kolonialwarengeſchäft für die Zwecke des Unter- 
nehmers oder ſeiner Familienangehörigen); in dieſem Fall wird eine fingierte Liefe⸗ 
rung angenommen. Nicht ſteuerpflichtig iſt die Entnahme von reinen Leiſtungen 
(Ausbeſſerung von Privatmöbeln in der eigenen Werkſtatt eines Möbelhändlers). 


3. Einfuhr 
Die Einfuhr von Gegenſtänden in das Inland unterliegt nicht der allgemeinen Am⸗ 
ſatzſteuer, ſondern einer beſonderen Art der Amſatzſteuer, der ſogenannten Aus- 
gleichſteuer ($ 1 Ziff. 3 UStG). Die Ausgleichſteuer wird von den Zollbehörden 
verwaltet und zuſammen mit dem Zoll erhoben. Auf ſie finden im allgemeinen die 
beſonderen Vorſchriften des Zollrechts Anwendung (§ 4 Ziff. 1,8 6, 8 11 Abſ. 2, $ 15 
ASt). Vgl. hierzu unten Abſchnitt III 2 „Verbrauchſteuern“. 


IV. Steuerbefreiungen 


Die Amſätze, die grundſätzlich der Amſatzſteuer unterliegen, werden „ſteuerbare Am⸗ 
ſätze“ genannt (vgl. Aberſchrift zu 8 1 UStG). Zu den ſteuerbaren Amſätzen gehören 
auch die ſteuerfreien Amſätze, die im §S 4 UStG aufgeführt find. Diejenigen fteuer- 
baren Amſätze, die nicht ſteuerfrei find, bilden die ſteuerpflichtigen Amſätze. 


Steuerfrei ſind folgende Amſätze: 
1. Bei der Einfuhr 
Die Befreiungen von der Ausgleichſteuer find im S4 Ziff. 1 ASt genannt. Beſon⸗ 
ders wichtig iſt die Befreiung der in der Freiliſte 1 (Anlage zur Ausgleichiteuerord- 
nung) aufgeführten Roh- und Hilfſtoffe. 
2. Einfuhranſchlußlieferungen 


Die Lieferungen gewiſſer eingeführter Rohſtoffe, Halberzeugniſſe, Lebens. und 
Futtermittel, die in der Freiliſte 2 (Anlage 1 zu den Amſatzſteuerdurchführungsbeſtim⸗ 
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mungen) aufgeführt find, find unter beſtimmten Vorausfetzungen von der Amſatz⸗ 
ſteuer befreit. Es handelt ſich dabei 


a) um die auf die Einfuhr in einen Sechafenplatz folgenden Lieferungen dieſer 
Gegenſtände in Seehafenplätzen (verlängerte Einfuhr, 8 4 Ziff. 2 a ASt); 


b) um die erſte Lieferung ſolcher Gegenſtände außerhalb eines Seehafenplatzes (8 4 
Ziff. 2 b ASt); dieſe Lieferung kann ſich entweder unmittelbar an die Einfuhr 
anſchließen oder erſt auf eine oder mehrere Lieferungen in Seehafenplätzen folgen. 


Das Verzeichnis der Seehafenplätze enthält § I Abſ. 3 der Amſatzſteuerdurch⸗ 
führungsbeſtimmungen. 

Der Gegenſtand darf im Inland grundſätzlich nicht bearbeitet oder ver- 
arbeitet worden ſein, jedoch ſind gewiſſe Bearbeitungen und Verarbeitungen 
beſonders zugelaſſen ($ 13 und Anlage 2 zu den Durchführungsbeſtimmungen). 


Die Lieferungen müſſen im Großhandel erfolgen, d. h. der Anternehmer muß 
den Gegenſtand an einen anderen Unternehmer zur Verwendung in deſſen Anter⸗ 
nehmen liefern; das iſt der Fall, wenn der Abnehmer den Gegenſtand verwendet ent- 
weder zur gewerblichen Weiterveräußerung — ſei es in derſelben Beſchaffenheit, ſei 
es nach vorheriger Bearbeitung oder Verarbeitung — oder zur gewerblichen Her- 
ſtellung anderer Gegenſtände oder zur Bewirkung gewerblicher oder beruflicher 
Leiſtungen. 
3. Ausfuhrlieferungen 


Die Ausfuhrlieferungen find nach § 4 Ziff. 3 ASt umſatzſteuerfrei, wenn der aus⸗ 
führende Anternehmer das zugrunde liegende Amſatzgeſchäft mit einem ausländiſchen 
Abnehmer abgeſchloſſen hat und der Gegenſtand zur Erfüllung dieſes Amſatzgeſchäfts 
in das Ausland gelangt. Steuerfrei find ferner der Lohnveredelungsverkehr für aus 
ländiſche Rechnung, der Amſchlagverkehr in Seehafenplätzen und die Durchfuhr. 


4. Steuerfreier Großhandel 


Für die im § 21 Abſ. 2 der Amſatzſteuerdurchführungsbeſtimmungen aufgeführten 
Gegenſtände beſteht nach 8 4 Ziff. 4 ASt Steuerfreiheit, wenn der Unternehmer die 
Gegenſtände erworben und weder bearbeitet noch verarbeitet hat; jedoch ſind auch 
hier gewiſſe Bearbeitungen und Verarbeitungen beſonders zugelaſſen. Außerdem 
dürfen im letzten vorangegangenen Kalenderjahr die Lieferungen außerhalb des 
Großhandels (alſo die Lieferungen im Einzelhandel) nicht mehr als 75 v. H. des 
Geſamtumſatzes betragen haben. 


Für die nicht im S 21 Abſ. 2 der Amſatzſteuerdurchführungsbeſtimmungen genannten 
Gegenſtände gilt — unter den gleichen Vorausſetzungen — ein ermäßigter Steuerſatz 
von 0,5 v. H. (8 7 Abſ. 3 ASt, ſiehe unten Abſchnitt VI 2). 


5. Kreditgewährungen uſw. 


Die Kreditgewährungen und die Amſätze von Geldforderungen (z. B. von Wechſeln 
und Schecken), von Wertpapieren, Geſellſchaftsanteilen, Banknoten uſw. find nach S 4 
Ziff. 8 ASt umſatzſteuerfrei. 


6. Doppelbeſteuerung 


Zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung find nach § 4 Ziff. 9 UStG von der Amſatz— 
ſteuer die Amſätze befreit, die unter das Grunderwerbſteuergeſetz, das Beförderung— 
ſteuergeſetz, das Rennwett- und Lotteriegeſetz, das Verſicherungſteuergeſetz, das 
Kapitalverkehrſteuergeſetz Teil I GGeſellſchaftſteuer) fallen, ſowie die Vergütungen im 
Sinn des 5 12 Ziff. 3 des Körperſchaftſteuergeſetzes (Aufſichtsratſteuer). Weitere 
Befreiungen im Zuſammenhang mit Beſörderungsleiſtungen ſieht §S 22 der Amſatz— 
ſteuerdurchführungsbeſtimmungen vor. 
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7. Verpachtungen und Vermietungen 


Die Verpachtungen und Vermietungen von Grundſtücken, von grundſtücksgleichen 
Berechtigungen und von den auf die Nutzungen von Grund und Boden ſich beziehen⸗ 
den ſtaatlichen Hoheitsrechten find umſatzſteuerfrei (8 4 Ziff. 10 UStG). Die Be⸗ 
herbergung in Gaſtſtätten iſt umſatzſteuerpflichtig; dagegen iſt die Vermietung von 
Zimmern — mit Ausnahme ſolcher in Gaſtſtätten — ſteuerfrei. 


8. Sozial verſicherungen 


Amſatzſteuerfrei ſind die ärztlichen und ähnlichen Hilfeleiſtungen und die Amſätze von 
Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln, ſoweit Entgelte dafür von den reichsgeſetzlichen 
Verſicherungsträgern, den Fürſorgeverbänden uſw. zu zahlen find (8 4 Ziff. 11 
AStG). 


9. Privatgelehrte, Künſtler, Schriftſteller, Handlungs⸗ 
agenten und Makler 
Steuerfrei find die Amſätze aus den vorgenannten Tätigkeiten, wenn der Geſamt⸗ 
umſatz (alſo nicht nur der Amſatz aus der begünſtigten Tätigkeit) im Kalenderjahr 
6000 RM nicht überſteigt (§S 4 Ziff. 13 ASt). 


10. Sonſtige Befreiungen 
Sonſtige Befreiungen beſtehen für 

die Lieferungen von Waſſer, Gas, Elektrizität oder Wärme nach 
Maßgabe des 8 4 Ziff. 5 UStG; 

die Verſteigerungen im Weg der Zwangsvollſtreckung (8 4 Ziff. 6 ASt); 

den Doft- und Fernmeldeverkehr einſchließlich des Rundfunks (8 4 
Ziff. 7 ASt); 

die Beherbergung und die Naturalentlohnung der Arbeitnehmer 
(S 4 Ziff. 12 ASt); N 

die Hausgewerbetreibenden und die Blinden (8 4 Ziff. 14 ASt); 

den Eigenverbrauch bei lond und forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieben mit einem Jahresumſatz von nicht mehr als 10000 RM (8 4 
Ziff. 51 ASt); 

wiſſenſchaftliche Vorträge, Siedlungen, Sprengſtoffe, Amwandlung und 
Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften ſowie den Terminhandel (88 43 ff. der 
Amſatzſteuerdurchführungsbeſtimmungen). 


V. Entgelt als Beſteuerungsmafſtab 


Die Amſatzſteuer bemißt ſich nicht unmittelbar nach dem Steuergegenſtand (insbeſon⸗ 
dere den Lieferungen und ſonſtigen Leiſtungen), ſondern nach dem dafür verein⸗ 
nahmten Entgelt; dabei find ausländiſche Werte auf Reichsmark umzurechnen (S 5 
Abſ. 1 UStG). Zum Entgelt gehört alles, was der Empfänger einer Lieferung 
oder ſonſtigen Leiſtung aufwenden muß, um ſie zu erhalten. Daher gehören auch 
Bedienungszuſchläge und die im Preis enthaltenen Steuern, Zölle und Gebühren 
zum Entgelt. Nicht zum Entgelt gehören dagegen die durchlaufenden 
Poſten, d. h. ſolche Beträge, die der Anternehmer im Namen und für Rechnung 
eines anderen vereinnahmt und verausgabt (8 5 Abſ. 3 UStG). Keine durchlaufenden 
Poſten bilden die allgemeinen oder beſonderen Geſchäftsunkoſten. Anter beſtimmten 
Vorausſetzungen können jedoch vom Entgelt für ſteuerpflichtige Amſätze abgeſetzt 
werden (§ 5 Abſ. 4 ASt): 


1. die Auslagen des Anternehmers für die Beförderung und Verſicherung von 
Gegenſtänden. Dieſer Abzug iſt nur bei Lieferungen und nicht bei ſonſtigen 
Leiſtungen zuläſſig (ausgenommen bei Spediteuren); 
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2. die Koſten der Waren umſchließung, wenn der Lieferer dieſe zurücknimmt 
und den Preis entſprechend herabſetzt; 

3. bei Spediteuren, Frachtführern und Handlungsagenten die Auslagen an 
Zoll und Ausgleichſteuer. 


Beim Tauſch, bei tauſchähnlichen Amſätzen und bei Hingabe an Zahlungs Statt 
handelt es ſich auf beiden Seiten um Amſätze, die grundſätzlich der Amſatzſteuer 
unterliegen. In dieſen Fällen gilt der Wert jedes Amſatzes als Entgelt für den 
anderen Amſatz ($ 5 Abſ. 2 ASt). 


Werbungsmittler, Wein und Hopfenkommiſſionäre und Beſteller von Sammel- 
ſendungen von Saatgut, Futter-, Einftreu- oder Düngemitteln brauchen ausnahms⸗ 
weiſe an Stelle des vollen Entgelts nur die Vermittlungs gebühr zu ver- 
ſteuern. ö 
Beim Eigenverbrauch gilt als Entgelt der übliche Weiterveräußerungspreis 
(8 5 Abſ. 1 Satz 3 AStG). 


VI. Steuerſätze 
1. Allgemeiner Steuerſatz 
Der allgemeine Steuerſatz beträgt 2 v. H. (S 7 Abſ. 1 UStG). 


2. Ermäßigte Steuerſätze 

Bei der Amſatzſteuer beſtehen vier ermäßigte Steuerſätze: 

a) Der Steuerſatz beträgt nach S 7 Abi. 2 Ziff. 1 ASt nur 1 v. H. für die Liefe⸗ 
rungen und den Eigenverbrauch von Gegenſtänden, die innerhalb eines land- 
und forſtwirtſchaftlichen Betriebs im Inland erzeugt werden. Vor⸗— 
ausgeſetzt iſt jedoch dabei, daß der Erzeuger die Gegenſtände ſelbſt liefert; die 
Steuerermäßigung gilt alſo nicht für die weiteren Amſtände ſolcher Gegenſtände. 
Was als land. und forſtwirtſchaftlicher Betrieb anzuſehen iſt, iſt im §S 44 der Am- 
ſatzſteuerdurchführungsbeſtimmungen geregelt. Dazu gehören auch die Neben— 
betriebe. 

b) Der gleiche ermäßigte Steuerſatz von 1 v. H. gilt für die Lieferungen und den 
Eigenverbrauch von Getreide, von Mehl, Schrot oder Kleie aus Getreide 
und von daraus hergeſtellten Backwaren (§S 7 Abſ. 2 Ziff. 2 UStG). Dieſe Er- 
mäßigung gilt nicht nur für den Erzeuger der Gegenſtände, ſondern für alle 
Wirtſchaftsſtufen. 

c) Ein ermäßigter Steuerſatz von 0,5 v. H. beſteht nach §S 7 Abſ. 3 UStG für die 
Lieferung von Gegenſtänden aller Art (mit Ausnahme der im 5 4 Ziff. 4 UStG 
genannten Gegenſtände — ſteuerfreier Großhandel —, ſiehe oben Abſchnitt IV 4), 
wenn der Anternehmer die Gegenſtände erworben und ſie weder bearbeitet noch 
verarbeitet hat. Bei dieſer Steuervergünſtigung find keinerlei beſondere Bearbei— 
tungen oder Verarbeitungen zugelaſſen. Die Lieferungen außerhalb des Groß— 
handels (alſo im Einzelhandel) dürfen im letzten Kalenderjahr nicht mehr als 
75 v. H. des Geſamtumſatzes betragen haben. 

d) Ein Steuerſatz von 0,5 v. H. gilt für Geſchäftsveräußerungen (8 81 
ASt D). 

3. Erhöhte Amſatzſteuer 

Ein erhöhter Steuerſatz von 2,5 v. H. gilt für die Unternehmer, deren Geſamt- 

umſatz im Vorjahr 1 Million Reichsmark überſtiegen hat. Dabei iſt zu unter. 

ſcheiden zwiſchen den Anternehmern, die im vorangegangenen Kalenderjahr mehr als 

75 v. H. des Geſamtumſatzes im Einzelhandel umgeſetzt haben, und den anderen 

Unternehmern ($ 7 Abſ. 4 UStG). Bei den erſtgenannten Unternehmern unterliegen 

alle ſteuerpflichtigen Amſätze dem erhöhten Steuerſatz, bei den anderen Anternehmern 
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dagegen nur die ſteuerpflichtigen Amſätze im Einzelhandel. Inter die erhöhte Amſatz⸗ 
fteuer fallen insbeſondere Warenhäuſer, Kaufhäuſer und fonftige Groß- 
unternehmer des Einzelhandels. Einzelheiten find in den 88 51, 52 der Amſatzſteuer⸗ 
durchführungsbeſtimmungen geregelt. 


4. Ausgleichſteuer 


Der Steuerſatz der Ausgleichſteuer beträgt nur bei der Einfuhr von Getreide, Mehl 
und Backwerk 1 v. H., bei der Einfuhr aller anderen Gegenſtände dagegen 2 v. H. 
(S 7 Abſ. 5 ASt). 


VII. Zuſatzbeſteuerung 

Auf Grund der im § 8 ASt) erteilten Ermächtigung hat der Reichsminiſter der 

Finanzen in den 88 54 bis 58 der Amſatzſteuerdurchführungsbeſtimmungen Maß⸗ 

nahmen zum Ausgleich der verſchiedenen Amſatzſteuerbelaſtung der einſtufigen 

und der mehrſtufigen Anter nehmen in der Textilwirtſchaft getroffen. Es 
handelt ſich dabei um folgende vier Maßnahmen: 

1. Der Abergang von Garnen aus Baumwolle, Kunſtbaumwolle (Reißbaumwolle), 
Schafwolle, Kunſtwolle (Reißwolle) oder Kunſtſpinnfaſern (Zellwolle) aus der 
Spinnerei in die Weberei eines und desſelben Anternehmers gilt als fteuer- 
pflichtige Lieferung und iſt mit 2 v. H. zu verſteuern; das gleiche gilt, wenn das 
Spinnen oder das Weben durch eine Lohnſpinnerei oder weberei im Auſtrage 
des Anternehmers vorgenommen wird. Hierdurch werden die Spinnwebereien 
ebenſo hoch mit Amſatzſteuer belaftet wie die ſelbſtändigen Webereien (8 54 
ASt DB). 

2. Die Lieferung von ſelbſtgeſponnenen Garnen oder ſelbſtgewebten Geweben im 
Einzelhandel (alſo an den letzten Verbraucher) unterliegt einer zuſätzlichen 
Amſatzſteuer von 2 v. H.; dasſelbe gilt, wenn der Anternehmer die Garne oder 
Gewebe in einer Lohnſpinnerei hat ſpinnen oder in einer Lohnweberei hat weben 
laſſen. Hierdurch werden die großen Einzelhandelsunternehmen, die mit Fabri⸗ 
kation verbunden find, und die mit Einzelhandel (z. B. im Wege des Verſand⸗ 
geſchäfts) verbundenen Fabrikationsunternehmen den reinen Fabrikations. und 
Einzelhandelsunternehmen der Textilwirtſchaft hinſichtlich der Amſatzſteuer. 
belaſtung gleichgeſtellt ($ 55 ASt DB). 

3. Ein Anternehmer, der Textilien aller Art durch eine Veredelungsanſtalt veredeln 
läßt, darf die Steuer, die auf dem Veredelungslohn ruht, von der von ihm 
geſchuldeten Amſatzſteuer abziehen ($ 56 Abs. 1 ASt DB). Durch dieſe Vorſchriſt 
wird der Textilunternehmer, der die Veredelung feiner Waren in einer ſelbſtän⸗ 
digen Veredelungsanſtalt vornehmen läßt, dem kombinierten Textilunternehmen 
in der Amſatzſteuerbelaſtung gleichgeſtellt, das die Veredelung im eigenen 
Betrieb vornimmt. 

4. Ein Anternehmer, der Garne, Zwirne oder Gewebe aller Art nicht ſelbſt herſtellt, 
ſondern erwirbt (oder einführt) und dann in der zu 3 genannten Art entweder 
ſelbſt veredelt oder durch eine Veredelungsanſtalt veredeln läßt, hat für die Liefe- 
rung der veredelten Gegenſtände im Großhandel nur 0,5 v. H. Amſatzſteuer zu ent- 
richten. Dieſe Vorſchrift dient der Gleichſtellung derjenigen Anternehmen, die 
nicht ſelbſt hergeſtellte Textilien veredeln (oder veredeln laſſen), mit den Ilnter- 
nehmern, die Textilien ſelbſt herſtellen (ſpinnen, weben uſw.) und ſie in einer 
eigenen Veredelungsanſtalt veredeln ($ 57 ASt DB). 


VIII. Berechnung und Entrichtung der Steuer 


Die Amfatzſteuer wird grundſätzlich nach dem Geſamtbetrag der Entgelte berechnet 
und veranlagt, die der Anternehmer in allen ſeinen Betrieben im Kalenderjahr für 
feine Amſätze vereinnahmt hat. Das Kalenderjahr iſt auch dann Veranlagungszeit- 
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raum, wenn der Anternehmer ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtſchafts jahr 
hat. Der Veranlagungszeitraum kann auf Anordnung des Finanzamts abgekürzt 
werden ($ 11 Abſ. 1 ASt). ö 


Während des Kalenderjahrs find bereits Vorauszahlungen auf die Amſatz. 
ſteuer zu entrichten. Zei der Amſatzſteuer gibt es feine feſten Vorauszahlungen wie 
bei der Einkommenſteuer; die Vorauszahlung richtet ſich vielmehr nach der Höhe der 
im Vorauszahlungszeitraum bewirkten Amſätze. Voraus zahlungszeitraum 
iſt im allgemeinen das Kalendervierteljahr; bei den Unternehmern, deren 
ſteuerpflichtiger Amſatz im letzten Kalenderjahr 20 000 RM überſchritten bat, iſt Vor. 
auszahlungszeitraum der Monat. Binnen zehn Tagen nach Ablauf des Voraus 
zahlungszeitraums iſt dem Finanzamt eine Voranmeldung über die Amſätze des Vor. 
auszahlungszeitraums abzugeben; zugleich iſt die ſich daraus ergebende Voraus⸗ 
zahlung zu entrichten. Wird die Voranmeldung nicht abgegeben, jo kann das Finanz- 
amt entweder die Vorauszahlung feſtſetzen oder die Voranmeldung erzwingen 
($ 13 ASt“). 

Nach Ablauf des Veranlagungszeitraums wird der Anternehmer auf Grund der von 
ihm abzugebenden Steuererklärung veranlagt. Iſt die dabei feſtgeſetzte 
Steuer höher als die Vorauszahlungen, ſo muß die Abſchlußzahlung binnen 
einem Monat nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids entrichtet werden. Sind dagegen 
die Vorauszahlungen höher als die Steuerſchuld, ſo wird der Anterſchiedsbetrag vom 
Finanzamt durch Aufrechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen (S 13 
Abſ. 3 ASt). Das Verfahren deckt ſich mit dem Verfahren bei der Einkommen- 
und der Körperſchaftſteuer. 


Eine Steuererklärung iſt nicht abzugeben, wenn die Steuer für das Kalenderjahr nicht 
mehr als 20 RM beträgt, d. h. im allgemeinen, wenn der Geſamtumſatz im Kalender— 
jahr nicht mehr als 1000 RM betragen hat. Dementſprechend iſt eine Voranmeldung. 
nicht abzugeben, wenn die Vorauszahlung für das Kalendervierteljahr nicht mehr als 
5 RM beträgt. 


Wenn der Anternehmer Entgelte zurückgewährt (z. B. infolge Preisnachlaß oder 
Rücktritts vom Vertrag), ſo kann er ſie von den zu verſteuernden Entgelten abſetzen 
(S 12 ASt). 

Im allgemeinen wird die Amſatzſteuer nach den vereinnahmten Entgelten 
(nach der ſogenannten Iſt⸗Einnahme, nach Kaſſeneingängen) entrichtet. Aus buch⸗ 
techniſchen Gründen legen Steuerpflichtige nicht ſelten Wert darauf, ſtatt deſſen die 
Steuer nach den vereinbarten Entgelten für die bewirkten Amſätze (nach der 
ſogenannten Soll Einnahme, nach den ausgehenden Rechnungen) zu entrichten. Hierzu 
iſt die Genehmigung des Finanzamts erforderlich; die Genehmigung wird nur erteilt, 
wenn Bücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs geführt werden. Wird der 
Antrag genehmigt, ſo treten bei der Beſteuerung an die Stelle der vereinnahmten 
Entgelte jeweils die vereinbarten Entgelte (§S 14 UStG). 


IX. Steuervergütungen zur Förderung der Ausfuhr 

Wie im Abſchnitt IV 3 erwähnt, find die Ausfuhrlieferungen umſatzſteuerfrei. Zur 
weiteren Förderung der Ausfuhr werden darüber hinaus bei der Ausfuhr auf Antrag 
Vergütungen der Amſatzſteuer gewährt. Es handelt ſich dabei um die folgenden beiden 
Arten von Vergütungen: 


1. Ausfuhrhändlervergütung 


Ein Ausſfuhrhändler, d. h. ein Unternehmer, der Gegenſtände erworben (oder ein— 
geführt) und ohne Bearbeitung oder Verarbeitung in das Ausland ausgeführt hat, 
erhält eine Vergütung zum Ausgleich der Amſatzſteuer, die auf der Lieſerung der 
Gegenſtände an ihn oder auf ihrer Einfuhr laſtet (§ 16 Abſ. 1 ASt). Die Ver- 
gütung beträgt im allgemeinen 2 v. H., bei der Ausfuhr von Getreide, Mehl und 
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Backwaren 1 v. H. Handelt es ſich um eingeführte Waren, jo kann auch die Ausgleich⸗ 
ſteuer vergütet werden. Gewiſſe Bearbeitungen und Verarbeitungen ſchließen die 
Gewährung der Vergütung nicht aus. Die Vergütung wird nicht nur gewährt, wenn 
ein Gegenſtand in das Ausland auf Grund eines Rechtsgeſchäfts geliefert wird, 
ſondern auch dann, wenn er ohne ein ſolches Rechtsgeſchäft zur gewerblichen Ver⸗ 
wendung im Anternehmen des Ausfuhrhändlers in das Ausland verbracht wird. 


2. Ausfuhrvergütung 


Die Ausfuhrvergütung (im engeren Sinne) zum Ausgleich der auf den Beſtandteilen, 
Zubehörteilen und Hilfſtoffen des Gegenſtandes laſtenden Amſatzſteuer erhält nicht 
nur der Ausfuhrhändler, ſondern auch der Erzeuger, Herſteller oder Bearbeiter eines 
Gegenſtandes (8 16 Abſ. 2 ASt). Sie beträgt 0,5 v. H. Keine Ausfuhrvergütung 
wird für die in einer Ausſchlußliſte (Anlage 3 zu den Durchführungsbeſtimmungen) 
aufgeführten Gegenſtände gewährt. 


X. Buchführungspflichten und Steueraufficht 


Für die Amſatzſteuer gelten neben den allgemeinen Buchſührungsvorſchriften der 
Reichsabgabenordnung (vgl. oben Dritter Teil Abſchnitt B I 7) die Aufzeichnungs⸗ 
vorſchriften der 83 14 bis 16 der Amſatzſteuerdurchführungsbeſtimmungen. Danach iſt 
grundſätzlich die tägliche Aufzeichnung der vereinnahmten Entgelte vorgeſchrieben. 
Außerdem iſt die Inanſpruchnahme der wichtigſten Steuerbefreiungen, Gteuer- 
ermäßigungen und der Steuervergütungen an die Einhaltung eines beſon deren 
Buchnachweiſes geknüpft. 

Für die Verwaltung der Amſatzſteuer iſt von beſonderer Bedeutung die Durchführung 
der Nachſchau, die oben im Dritten Teil Abſchnitt B I 8 behandelt iſt. 


2. Grunderwerbfteuer 
(Geſetz vom 11. März 1927 mit mehrfachen Anderungen) 
Schrifttum: Erläuterungsbücher von Boethke⸗Bergſchmidt, Ott und Rohde. 


I. Segenſtand der Befteuerung und Steuerſchuldner 


Die Grunderwerbſteuer will den Amſatz von unbeweglichen Gegenſtänden treffen. 
Sie belaſtet in erſter Linie den dinglichen Eigentumsübergang an inländiſchen 
Grundſtücken, gleichviel, ob der Abergang durch Rechtsgeſchäft oder kraft Geſetzes 
erfolgt. Ein Eigentumsübergang liegt auch in der Einbringung in eine Kapital- 
geſellſchaft vor, ſelbſt wenn der Einbringende ſämtliche Aktien beſitzt; ebenſo in 
der Einbringung in eine Offene Handelsgeſellſchaft, dagegen nicht in den Fällen, 
in denen im Perſonenſtand ſelbſt ein Wechſel eintritt, z. B. beim Eintritt oder Aus- 
ſcheiden eines Geſellſchafters. Auch die Abertragung von einer Geſellſchaft auf die 
andere löſt die Grunderwerbſteuerpflicht aus, ſelbſt wenn die Geſellſchafter aus den 
gleichen Perſonen beſtehen. Den Grundſtücken ſtehen alle Berechtigungen gleich, auf 
welche die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über Grundſtücke Anwendung finden. 
Begründet wird die Grunderwerbſteuerpflicht in der Regel durch die Eintragung der 
Rechtsänderung in das Grundbuch. Es wird alſo der Ubergang des bürgerliche recht. 
lichen und nicht ſchon der Abergang des wirtſchaftlichen Eigentums der Beſteuerung 
unterworfen. 


Steuerpflichtig iſt auch die Vereinigung von Anteilen einer Perſonenvereinigung, zu 
deren Vermögen Grundſtücke gehören, in der Hand eines Teilhabers. Zu ſolchen 
Perſonenvereinigungen gehören hauptſächlich Kapitalgeſellſchaften, wie Aktiengeſell— 
ſchaften, GmbH uſw. Ehegatten ſowie Eltern und Kinder gelten nach ausdrücklicher 
Vorſchrift des Geſetzes im Fall der Vereinigung von Anteilen als eine Perſon. 
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An Stelle des dinglichen Eigentumsübergangs löſt das bereits zur Übertragung des 
Eigentums verpflichtende Veräußerungsgeſchäft die Steuerpflicht aus, wenn der 
Abergang des Eigentums ein Jahr nach Abſchluß dieſes Geſchäfts noch nicht 
vorgenommen iſt. Mit Ablauf des Jahrs tritt die Grunderwerbſteuerpflicht ein. 
Das Geſetz ſieht neben dieſem ſogenannten „Erſatztatbeſtand“ noch zahlreiche andere 
Erſatztatbeſtände vor; denn wohl auf keinem anderen ſteuerlichen Gebiet find 
die Verſuche, durch beſondere zivilrechtliche Geſtaltungen die Steuerpflicht zu um- 
geben, jo zahlreich wie bei der Grunderwerbſteuer. Infolgedeſſen werden als Ver. 
äußerungsgeſchäfte auch die Übertragungen der Rechte des Erwerbers aus Veräuße⸗ 
rungsgeſchäften, die nachträgliche Erklärung, für einen Dritten die Rechte erworben 
zu haben, das Meiſtgebot im Verſteigerungsverfahren und die Abtretung der Rechte 
an einen ſolchen, Ermächtigungen, ein Grundſtück ganz oder teilweiſe auf eigene 
Rechnung zu veräußern, und Rechtsvorgänge behandelt, die es einem anderen ermög- 
lichen, über ein Grundſtück wirtſchaftlich wie ein Eigentümer zu verfügen. Alle dieſe 
Vorſichtsmaßnahmen haben nicht verhindert, daß immer neue Wege zur Amgehung 
der Steuerpflicht geſucht würden. Inſolgedeſſen iſt gerade bei der Grunderwerbſteuer 
die Anwendung des § 6 StAnp (bisher 8 10 AO) über den Mißbrauch von Geſtal⸗ 
tungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts beſonders häufig geweſen. 


Bei ſogenannten „Kettengeſchäften“, d. h. in Fällen, in denen erſt mehrere 
Veräußerungsgeſchäfte ſchließlich zu einer Eigentumsübertragung vom erſten an das 
letzte Glied der Kette führen, iſt jedes Glied der Kette ſo zu beſteuern, als wenn 
ſeinem Rechtsgeſchäft eine Eigentumsübertragung geſolgt wäre. Späteſtens nach 
Ablauf eines Jahrs tritt in ſolchen Fällen die Steuerpflicht aller Kettengeſchäfte ein. 
Beiſpiel: A verkauſt ein Grundſtück an B, B verkauft es an C, Can D, D an E; 
ſchließlich läßt A das Grundſtück an E auf. 


Steuerfrei bleiben der Erwerb von Todes wegen oder auf Grund einer Schenkung 
unter Lebenden im Sinn des Erbſchaftſteuergeſetzes, weil dieſe Geſchäfte bereits der 
Erbſchaftſteuer unterliegen, und ſonſtige Geſchäfte familienrechtlicher Art, die im § 8 
GrStG beſonders genannt find, ſchließlich auch noch Grundſtücksübertragungen zum 
Zweck der inneren Koloniſation, des Kleinwohnungsbaus, der Schaffung von öffent- 
lichen Straßen, Plätzen uſw. 


II. Steuermaßftab, Steuerſatz und Veranlagung 

Die Grunderwerbſteuer wird in der Regel nach dem Einheitswert des Grundſtücks 
bemeſſen. An die Stelle des Einheitswerts tritt der Veräußerungspreis, falls dieſer 
höher iſt. Eine Ermäßigung oder ein völliger Wegfall der Grunderwerbſteuer tritt in 
den Fällen ein, in denen ein Grundſtück in einer Zwangsverſteigerung zur Rettung 
einer Hypothek erworben wird. Die Vergünſtigung beſteht darin, daß auf Antrag des 
Steuerſchuldners die Steuer nicht von dem vollen Einheitswert oder dem vollen 
Meiſtgebot, ſondern nur von demjenigen Teil des Einheitswerts oder des Meift- 
gebots berechnet wird, der den Geſamtbetrag der Hypothekenforderung überſteigt (vgl. 
§ 14 GrStG). Auch in den Fällen, in denen ein Grundſtück aus einer Gejamthand- 
gemeinſchaft an einen oder mehrere Mitberechtigte übergeht, tritt eine Erleichterung. 
ein; bei der Bercchnung der Steuer bleibt der Bruchteil der (des) Erwerber(s) 
unberückſichtigt. 

Der Steuerſatz beträgt regelmäßig 3 v. H. des Einheitswerts (oder des höheren 
Preiſes). Hinzu kommt noch ein Zuſchlag, der von den Ländern und Gemeinden 
erhoben wird, der aber nicht mehr als 2 v. H. betragen darf, fo daß die Geſamt— 
belaſtung 5 v. H. beträgt. Ein ermäßigter Steuerſatz von 2 v. H. kommt bei Ein- 
bringung von Grundſtücken in eine Kapitalgeſellſchaft unter Gewährung von Geſell— 
ſchaftsrechten ein; dies gilt aber nicht bei den eigentlichen Grundſtücksgeſellſchaften. 
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In den Fällen der Amwandlung und Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften ſind be⸗ 
ſondere Vergünſtigungen vorgeſehen (pgl. die Ausführungen oben zur Körperſchaſt. 
ſteuer, Abſchnitt III 4). 

Steuerſchuldner ſind der Erwerber und der Veräußerer als Geſamtſchuldner. 
In beſonderen Fällen, z. B. bei Nichtigkeit der Auflaffung, bei Nüderwerb des Eigen- 
tums wegen Nichterfüllung der Vertragsbedingungen und bei Rüderwerb innerhalb 
zweier Jahre ſeit der Veräußerung, erlangt der Steuerſchuldner einen Rechts. 
anſpruch auf Erlaß oder Erſtattung der Steuer. 

Seit dem 1. Oktober 1938 wird die Grunderwerbſteuer durch die Finanzämter zu⸗ 
gunſten des Reichs erhoben. Bis zu dieſem Zeitpunkt floß ſie den Gemeinden zu. 
Zweifelsfragen, die infolge der Erbhofgeſetzgebung bei der Grunderwerb. 
ſteuer aufgetaucht find, find durch Erlaſſe des Reichsminiſters der Finanzen vom 
22. Dezember 1934 (RGBl. 1 S. 1696) und vom 8. November 1935 (RGBI I 
S. 1425) und durch die Erbhofrechts verordnung vom 21. Dezember 1936 
(RGBl. I S. 1078) geklärt. 


3. Die Rapitaluerkehrfteuern 
(Geſetz vom 16. Oktober 1934; RGBl. I S. 1058) 
Schrifttum: Erläuterungsbücher von Keßler, Kludhohn und Veiel. 


I. Weſen der Aapitalvuerkehrfteuern. Geſchichtlicher Überblick 


Das Kapitalverkehrſteuergeſetz regelt drei verſchiedene Steuern, nämlich die Gefell- 
ſchaftſteuer, die Wertpapierfteuer und die Börſenumſatzſteuer. Die Steuern ſollen, 
wie ihr Name beſagt, den Kapitalverkehr beſteuern. Die Geſellſchaftſteuer 
will die Zuſammenſaſſung von Kapital in der Form der Kapitalgeſellſchaft 
erfaſſen. Sie gilt nur für inländiſche Geſellſchaften. Die Wertpapierſteuer 
betrifft die Anlegung von Kapital bei ausländiſchen Geſellſchaften und den Erwerb 
inländiſcher und ausländiſcher Schuldverſchreibungen. Sie bildet eine Ergänzung 
zur Geſellſchaftſteuer. Die Börſenumſatzſteuer erfaßt den Amſatz der durch 
die Kapitalzuſammenfaſſung gebildeten Werte, nämlich der Geſellſchaftsrechte und der 
inländiſchen und ausländiſchen Schuldverſchreibungen. Die Geſellſchaftſteuer und 
die Wertpapierſteuer werden einmalig beim erſten Erwerb der Rechte, die Börſen— 
umſatzſteuer wird beim jedesmaligen Amſatz von neuem erhoben. Unter die Geſell— 
ſchaftſteuer und Wertpapierſteuer fällt der dingliche Erwerb der Geſellſchaſts⸗ 
rechte und Wertpapiere, während die Börſenumſatzſteuer an das ſchuldrechtliche 
(obligatoriſche) Geſchäft anknüpft, das zur Übereignung der Geſellſchaftsrechte und 
Wertpapiere verpflichtet. 

Das Kapitalverkehrſteuergeſetz 1934, das am 1. Januar 1935 in Kraft getreten iſt, 
bringt in Form und Aufbau eine beſſere Gliederung gegenüber dem vorhergehenden 
Kapitalverkehrſteuergeſetz vom 22. Mai 1931, das inhaltlich auf dem Verkehrſteuer- 
geſetz vom 8. April 1922 beruhte. Das letztgenannte Geſetz iſt an die Stelle des 
Reichsſtempelgeſetzes getreten, das im Jahr 1881 erlaſſen wurde und im Anſchluß an 
zahlreiche Anderungsgeſetze in neuer Faſſung am 3. Juli 1913 bekanntgemacht 
worden war. 


II. Die Geſellſchaftſteuer 

1. Gegenſtand der Beſteuerung 
Durch die Geſellſchaftſteuer ſoll die Zuſammenfaſſung von Kapital in 
Geſellſchaftsform erfaßt werden. Der Steuer ſind Rechtsvorgänge unterworfen, die 
entweder zu einer Kapitalzuſammenfaſſung führen oder ſelbſt eine Kapitalzuführung 
darſtellen. | 
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Den Haupttatbeſtand, an den die Steuer anknüpft, bildet der Erwerb von 
Geſellſchaftsrechten durch den erſten Erwerber. Die Leiſtungen, die zum Erwerb der 
Geſellſchaſtsrechte an die Geſellſchaft zu bewirken find, alſo eine Kapitalzuführung 
darſtellen, bilden den Maßſtab für die Berechnung der Steuer. Geſellſchafts⸗ 
rechte entſtehen bei der Errichtung einer Kapitalgeſellſchaft oder bei ihrer Kapital- 
erhöhung. Bei der Gründung von Aktiengeſellſchafſten oder Geſellſchaften mit be- 
ſchränkter Haftung entſtehen die Geſellſchaftsrechte regelmäßig mit der Eintragung 
der Geſellſchaft, bei der Kapitalerhöhung mit der Eintragung der Kapitalerhöhung in 
das Handelsregiſter. Erſter Erwerber ift, wer die Geſellſchaftsrechte für eigene 
Rechnung übernimmt und einen Anſpruch auf Zuteilung der Geſellſchaftsrechte gegen- 
über der Geſellſchaft hat. Zum Erwerb der Geſellſchaftsrechte iſt es nicht in allen 
Fällen erforderlich, daß der Erwerber eine Leiſtung an die Geſellſchaft bewirkt. Anter 
die Steuer fallen auch Rechtsvorgänge, bei denen Geſellſchaftsrechte ohne Gegen. 
leiſtung erworben werden. Hierbei handelt es ſich insbeſondere um den Erwerb von 
Geſellſchaftsrechten (Kuxen) an einer Gewerkſchaft. 

Am alle Vorgänge zu erfaſſen, die die Anlegung von Kapital in Geſellſchaſtsform 
betreffen, führt das Geſetz noch einige Nebentatbeſtände auf, die ſelbſt eine 
Kapitalzuführung an die Geſellſchaft darſtellen. In der Hauptſache handelt es ſich um 
Leiſtungen, die von den Geſellſchaftern einer inländiſchen Kapitalgeſellſchaft auf 
Grund einer im Geſellſchaftsverhältnis begründeten Verpflichtung bewirkt werden 
(S 2 Ziff. 2). Unter die Steuerpflicht fallen vor allem weitere Einzahlungen 
auf das Geſellſchaftskapital. 

Einen weiteren Nebentatbeftand bilden freiwillige Leiſtungen eines Gejell- 
ſchafters, d. h. Leiſtungen, die nicht auf Grund einer im Geſellſchaftsverhältnis 
begründeten Verpflichtung bewirkt werden (§ 2 Ziff. 3). Solche freiwilligen Leiſtungen 
unterliegen der Steuer entweder dann, wenn das Entgelt in der Gewährung erhöhter 
Geſellſchaftsrechte beſteht, z. B. bei Zuzahlungen, die die Aktionäre bei Amwandlung 
von Aktien in Vorzugsaktien leiſten, oder wenn die Leiſtungen geeignet ſind, den 
Wert der Geſellſchaftsrechte zu erhöhen. Hierunter fällt insbeſondere der Verzicht 
auf Forderungen ſeitens der Geſellſchafter gegen die Geſellſchaft und die Aberlaſſung 
von Gegenſtänden an die Geſellſchaft, wenn die Geſellſchaft zwar ein Entgelt leiſtet, 
dieſes aber hinter dem Wert des Gegenſtands zurüdbleibt. 

Zur Aberlaſſung von Gegenſtänden an die Geſellſchaft gehört auch die Aber 
laſſung eigener Geſellſchaftsrechte durch einen Geſellſchafter. Dieſer 
Rechtsvorgang bildet einen beſonderen ſteuerlichen Tatbeſtand (§ 2 Ziff. 4). Die 
Steuer iſt daran geknüpft, daß die Geſellſchaftsrechte durch die Geſellſchaft veräußert 
werden. 

Unter die Steuerpflicht fällt auch die Zuführung von Anlage- oder Be- 
triebskapital durch eine ausländiſche Geſellſchaft an ihre inländiſche Nieder- 
laſſung (8 2 Ziff. 5). Dies gilt auch dann, wenn die inländiſche Niederlaſſung in die 
Form einer ſelbſtändigen Kapitalgeſellſchaft gekleidet iſt. 

Am Amgehungen der Geſellſchaftſteuer zu verhindern, unterwirft § 3 des Geſetzes 
der Steuer auch die Gewährung von Darlehen durch einen Geſellſchafter, 
wenn die Darlehnsgewährung eine durch eine Sachlage gebotene Kapitalzuführung 
erſetzt. Eine weitere Amgehung der Steuer ſoll durch S4 KVG verhindert werden. 
Die Steuerpflicht wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Leiſtungen nicht von den 
Geſellſchaftern bewirkt werden, ſondern von Perſonenvereinigungen, an denen die Ge— 
ſellſchafter ihrerſeits als Mitglieder beteiligt find. Beiſpiel: Der Aktionär iſt 
zugleich einziger Inhaber der Geſchäftsanteile einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung. Er gibt der Aktiengeſellſchaft ein Darlehn nicht ſelbſt, ſondern läßt es durch 
die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung geben. 

Als Kapitalgeſellſchaften bezeichnet das Geſetz Aktiengeſellſchaften, Kom- 
manditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, Kolonial- 
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geſellſchaften und bergrechtliche Gewerkſchaften (8 5 Abſ. 1 Ziff. 1 bis 5 KVG). Den 
Kapitalgeſellſchaften find im 8 5 Abſ. 2 andere Geſellſchaften, wie z. B. die Reichs- 
bank, gleichgeſtellt. Gefellſchafts rechte an Kapitalgeſellſchaften find Aktien, 
Kuxe, Anteile an Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und ſonſtige Anteile (S 6 
Abſ. 1 Ziff. 1). Als Geſellſchaftsrechte gelten auch Genußrechte (8 6 Abſ. 1 
Ziff. 2), d. h. Rechte, die dem Inhaber ein Forderungsrecht gegen die Geſellſchaft 
gewähren, wenn mit dem Forderungsrecht ein der Höhe nach nicht beſtimmter Anteil 
am Gewinn der Geſellſchaft oder am Liqidationserlös verknüpft iſt. Als Gefell- 
ſchaftsrechte gelten auch Forderungen, die eine Beteiligung am Gewinn der Kapital- 
geſellſchaft gewähren, z. B. die Forderungen der ſtillen Geſellſchafter. 


2. Ausnahmen von der Befteuerung 


Von der Beſteuerung ausgenommen find Rechtsvorgänge bei Kapitalgeſellſchaften, 
die ausſchließlich oder unmittelbar gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen. 
Das Geſetz gibt im § 7 Abſ. 1 nur den Rahmen für die Ausnahmen von der Be⸗ 
fteuerung; die Regelung im einzelnen treffen die Durchführungsbeſtimmungen. 
Außerdem find von der Steuer Nechtsvorgänge bei Verſorgungs betrieben 
ausgenommen. Verſorgungsbetriebe find Geſellſchaften, die der Verſorgung der Be⸗ 
völkerung mit Waſſer, Gas, Elektrizität oder Wärme, dem öffentlichen Verkehr 
oder dem Hafenbetrieb dienen. Alle anderen Geſellſchaften, deren Erträge der öffent⸗ 
liche Hand zufließen, ſind geſellſchaftſteuerpflichtig. 


3. Steuerbemeſſungs grundlage, Steuerſatz, 
Steuerſchuldner 


Den Maßſtab für die Berechnung der Steuer bilden die Leiſtungen, die das Entgelt 
für den Erwerb der Geſellſchaftsrechte darſtellen (§ 8 Ziff. 1). Die Gegenleiſtung 
kann entweder in Geld oder Sacheinlagen beſtehen. Werden die Geſellſchaftsrechte 
durch eine Gegenleiſtung erworben, die in Geld beſteht, ſo wird die Steuer vom 
Geldbetrag berechnet. Beſteht die Gegenleiſtung für den Erwerb der Aktien in 
Sacheinlagen, fo iſt für die Steuerberechnung der Wert der Sacheinlagen maß 
gebend. Als Wert der Gegenleiſtung gilt aber mindeſtens der Wert der Geſellſchafts. 
rechte ſelbſt. Wenn eine Gegenleiſtung zum Erwerb der Geſellſchaftsrechte nicht zu 
bewirken iſt, z. B. bei Entſtehung einer Gewerkſchaft oder Konſolidation mehrerer 
Bergwerke, ſo iſt die Steuer nach dem Wert der Geſellſchaftsrechte zu 
berechnen. 


Bei den Leiſtungen, die nach 8 2 Ziff. 2 und 3 KWG ſteuerpflichtig find, wird die 
Steuer vom Wert der Leiſtungen berechnet ($ 8 Ziff. 2). Beruht die Steuerpflicht 
auf der Veräußerung eigener Geſellſchaftsrechte, die der Geſellſchaft vom Geſell⸗ 
ſchafter überlaſſen worden find, fo iſt für die Steuerberechnung der durch die Ver⸗ 
äußerung erzielte Preis maßgebend (8 8 Ziff. 3). 


Bei der Zuführung von Anlage- und Betriebskapital an inlän⸗ 
diſche Niederlaſſungen ausländiſcher Geſellſchaften wird die Steuer vom Wert des 
Anlage- oder Betriebskapitals, bei der Gewährung von Darlehen vom Wert des 
Darlehns berechnet (§ 8 Ziff. 4, 5). Der Wert des Darlehns wird in der Regel 
mit ſeinem Nennbetrag gleichzuſetzen ſein. 


Der regelmäßige Steuerſatz der Geſellſchaftſteuer beträgt 2 v. H. (8 9 Abſ. 1). Die 
Steuer ermäßigt ſich in den Fällen der Anterbilanz auf 1 v. H. Die Steuer er- 
mäßigt ſich außerdem bei Zubußen, die zur Beſeitigung von Bergwerkſchäden oder 
Bergſchäden erforderlich find. 


Schuldner der Geſellſchaftſteuer iſt die Kapitalgeſellſchaft. Für die Steuer haften 
daneben aber auch die Perſonen, die der Geſellſchaft Kapital zugeführt haben, ins⸗ 
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beſondere der Geſellſchafter, der das Geſellſchaftsrecht erworben oder der Leiſtungen 
an die Geſellſchaft bewirkt hat. Bei der Veräußerung eigener Geſellſchaftsrechte 
haftet nur der Erwerber, nicht derjenige, der die Geſellſchaftsrechte überlaſſen hat. 
Bei der Gewährung von Darlehn haftet der Darlehnsgeber oder der, der für das 
Darlehn Sicherheit leiſtet. 


III. Die Wertpapierfteuer 
1. Gegenſtand der Beſteuerung 


Der Steuer unterliegt nach S 11 Abſ. 1 der Erwerb verzins licher For- 
derungsrechte gegen einen inländiſchen Schuldner durch den erſten Erwerber, 
wenn die Forderungsrechte in Schuld verſchreibungen verbrieft find (inlän- 
diſche Schuldverſchreibungen). Mit dem Erwerb des FTorderungsrechts entſteht die 
Steuerſchuld. Es handelt ſich hierbei in der Hauptſache um die Ausgabe von Schuld- 
verſchreibungen im Inland durch den inländiſchen Schuldner. Aber auch die Aus- 
gabe von Schuldverſchreibungen im Ausland (Auslandsanleihen) unterliegt der 
Steuer, wenn der Schuldner Inländer iſt. 


Nach 8 11 Abſ. iſt ſteuerpflichtig auch der Erwerb verzinslicher For derungs⸗ 
rechte gegen einen ausländiſchen Schuldner auf Grund der erſten Veräußerung im 
Inland, wenn die Forderungsrechte in Schuldverſchreibungen verbrieft find (aus- 
ländiſche Schuldverſchreibungen). Als eine erſte Veräußerung im Inland iſt auch 
die Ausgabe von Schuldverſchreibungen eines ausländiſchen Schuldners im Inland 
anzuſehen. 

Steuerpflichtig iſt auch der Erwerb von Geſellſchaftsrechten an einer aus- 
ländiſchen Kapitalgeſellſchaft auf Grund der erſten Veräußerung im Inland, wenn 
die Geſellſchaftsrechte in Wertpapieren verbrieſt find. Hierunter fallen ausländiſche 
Aktien und andere Wertpapiere über Anteile an ausländiſchen Kapitalgeſellſchaften. 


2. Ausnahmen von der Beſteuerung 


Von der Wertpapierſteuer ausgenommen iſt der Erwerb von Forderungsrechten 
gegen das Reich, ein Land, eine Gemeinde (Gemeindeverband), einen Zweckverband, 
den Amſchuldungsverband Deutſcher Gemeinden oder gegen die Deutſche Reihsbahn- 
Geſellſchaft (8 13 Abſ. 1). Damit find praktiſch alle Anleihen der öffentlichen Hand 
von der Steuer befreit. Außerdem iſt der Erwerb von Forderungsrechten gegen 
ſogenannte Verſorgungsbetriebe befreit. N 


3. Beſteuerungsmaßſtab, Steuerſatz und Steuerſchuldner 


Die Steuer wird bei inländiſchen und ausländiſchen Schuldverſchreibungen vom 
Nennbetrag berechnet. Bei ausländiſchen Geſellſchaftsrechten iſt für 
die Steuerberechnung regelmäßig der Erwerbspreis maßgebend (S 14 KVG). 


Die Steuer beträgt bei Schuldverſchreibungen regelmäßig 1 v. H., bei auslän- 
diſchen Geſellſchaftsrechten 2 v. H. Ein ermäßigter Steuerſatz gilt für gewiſſe inlän- 
diſche Schuldverſchreibungen (begünſtigte Schuldverſchreibungen), z. B. die Schuld. 
verſchreibungen öffentlich -rechtlicher Kreditanſtalten, Pfandbriefe der privaten Hypo- 
thekenbanken und Schiffspfandbriefbanken. Für ſie beträgt die Steuer nur ½ v. H. 
Die Steuer wird in Abſtufungen für je 10 RM berechnet. 


Steuerſchuldner iſt der, von dem der Erwerber das Wertpapier erwirbt, 
d. h. die Perſon, die die Schuldverſchreibung im Inland ausgibt, veräußert, ver- 
pfändet uſw. Der erſte Erwerber und jeder ſpätere Erwerber des Wertpapiers 
haften jedoch für die Steuer. 
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IV. Die Börſenumſatzſteuer 
1. Gegenſtand der Beſteuerung 


Gegenſtand der Börſenumſatzſteuer iſt der Abſchluß von Anſchaffungs⸗ 
geſchäften (8 17 Abſ. 1). Anſchaffungsgeſchäfte find entgeltliche Verträge, die 
auf den Erwerb des Eigentums von Wertpapieren gerichtet find (8 18 Abſ. 1). Dabei 
werden bedingte oder befriſtete Anſchaffungsgeſchäfte wie unbedingte behandelt. 


Ein Anſchafſungsgeſchäft iſt nur ſteuerpflichtig, wenn es im Inland oder unter Be⸗ 
teiligung wenigſtens eines Inländers im Ausland abgeſchloſſen wird (§ 17). Kommt 
ein Geſchäft durch Brieſwechſel, Telegramm oder Fernſprecher zwiſchen einem Ort 
des Inlands und einem Ort des Auslands zuſtande, fo gilt es als im Ausland ab- 
geſchloſſen. Dies iſt von Bedeutung für die Höhe der Steuer. Die Steuer ermäßigt 
ſich bei Anſchaffungsgeſchäften, die im Ausland abgeſchloſſen ſind, auf die Hälfte, 
wenn nur der eine Vertragsteil Inländer iſt (8 34). 


Als Wertpapiere im Sinn der Börſenumſatzſteuer bezeichnet das Geſetz 
Schuldverſchreibungen und Dividendenwerte (8 19). 


2. Ausnahmen von der Befteuerung 


Geſchäfte, die die Zuteilung von Wertpapieren an den erſten Erwerber zum 
Gegenſtand haben, find zur Vermeidung einer Doppelbelaſtung von der Börfen- 
umſatzſteuer ausgenommen. Die Börſenumſatzſteuer wird auch nicht erhoben bei 
Anſchaffungsgeſchäften über Schatzanweiſungen des Reichs, eines Landes oder der 
Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft, wenn die Schatzanweiſungen ſpäteſtens binnen 
drei Jahren ſeit dem Tag des Geſchäftsabſchluſſes fällig werden (8 20). 


3. Steuerbemeſſungs grundlage, Steuerſatz, 
Steuerſchuldner 


Die Steuer wird regelmäßig nach dem vereinbarten Pre is berechnet. Iſt ein 
Preis nicht vereinbart, fo iſt der mittlere Börſen⸗ oder Marktpreis (Kurs des Wert⸗ 
papiers) am Tag des Geſchäftsabſchluſſes maßgebend. Fehlt es auch an einem 
Börſen⸗ oder Marktpreis, fo iſt die Steuer nach dem Wert des Wertpapiers zu 
berechnen. 


Die Höhe der Steuer richtet ſich nach der Art des Wertpapiers und nach den 
am Anſchaffungsgeſchäft beteiligten Perſonen. Für Effektenhändler (Banken, Makler) 
iſt die Steuer niedriger als für andere Perſonen. Das Geſetz unterſcheidet mit Rück. 
ſicht auf die am Geſchäft beteiligten Perſonen zwiſchen Händlergeſchäft, Kunden- 
geſchäft und Privatgeſchäft (8 23). Händlergeſchäfte find Anſchaffungs⸗ 
geſchäfte, bei denen alle Vertragsteilnehmer Händler ſind. Kundengeſchäfte 
find Geſchäfte, bei denen nur ein Vertragsteil inländiſcher Händler iſt. Privat 
geſchäfte find alle übrigen Anſchaffungsgeſchäfte, alſo die Geſchäfte zwiſchen 
Nichthändlern. Der Kreis der Händler iſt durch das Geſetz ſelbſt nicht erſchöpfend 
umſchrieben. Das Geſetz wird durch die Durchführungsbeſtimmungen (§8 35 bis 49) 
ergänzt. Die Höhe der Steuerſätze ergibt ſich aus § 22 des Geſetzes. 


Steuerſchuldner find nach §S 25 KVG die Vertragsteile als Geſamtſchuldner. 
Damit iſt grundſätzlich die Geſamthaftung aller am Anſchaffungsgeſchäft Beteiligten 
feſtgelegt. In den Durchführungsbeſtimmungen (8 50) iſt den Finanzämtern aber 
eine beſtimmte Reihenfolge vorgeſchrieben, in der ſie an die Geſamtſchuldner heran⸗ 
treten ſollen. Danach hat in erſter Linie bei Händlergeſchäften jeder Händler je zur 
Hälfte die Steuer zu entrichten, bei Kundengeſchäften der Händler und bei Privat. 
geſchäften der Veräußerer. Die anderen Vertragsteile ſollen erſt in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, wenn der in erſter Linie Verpflichtete die Steuer nicht entrichtet hat. 


II 
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4. Anſchaffungsgeſchäfte beſonderer Art 


Für eine Reihe von Börſengeſchäften trifft das Geſetz entſprechend ihrer Eigenart 
in den §8 26 bis 34 Sonderbeſtimmungen. Dabei werden Steuerfreiheit und Steuer- 
ermäßigungen gewährt. Es handelt ſich um Tauſchgeſchäfte (S 26), Wertpapierleihe 
(S 27), Prolongations. (Berlängerungs-) Geſchäfte ($ 28), Kommiſſionsgeſchäfte 
(8 29), Kompenſationsgeſchäfte (8 30), Metageſchäſte (8 31), Aufgabegeſchäfte ($ 32), 
Wertpapiergeſchäfte (8 33), Auslandsgeſchäfte (8 34). 


4. Die Wechfelfteuer 
(Geſetz vom 2. September 1935; RGBl. I ©. 1127) 
Schrifttum: Erläuterungsbücher von Keßler. 


1. Gegenſtand der Steuer 


Die Wechſelſteuer knüpft an beſtimmte Rechtsvorgänge an, die mit dem Wechſel 
vorgenommen werden. Der Rechtsvorgang, der die Steuer auslöſt, iſt die Aus- 
händigung eines Wechſels. Grundſätzlich unterliegt der Steuer jede Aus- 
händigung eines im Inland ausgeſtellten Wechſels durch den Ausſteller und eines 
im Ausland ausgeſtellten Wechſels durch den erſten inländiſchen Inhaber (8 1). Die 
Aushändigung eines Wechſels unterliegt jedoch dann nicht der Steuer, wenn der 
Ausſteller oder erſte inländiſche Inhaber den Wechſel lediglich zur Annahme im In- 
land verſendet oder vorlegt. Der Wechſel darf aber im Zeitpunkt der Aushändigung 
noch nicht mit einem inländiſchen Indoſſament verſehen ſein. Nimmt der Bezogene 
den mit einem Indoſſament noch nicht verſehenen Wechſel, der ihm unverſteuert vor- 
gelegt iſt, an, ſo unterliegt der Steuer die Rückgabe oder anderweite Aushändigung 
durch den inländiſchen Abnehmer (8 1 Ziff. 2). 

Beſonderes gilt zur Verhinderung von Steuerumgehungen für ſogenannte „un- 
vollſt ändige Wechſel“. Als unvollſtändiger Wechſel iſt eine Urkunde anzu- 
ſehen, bezüglich deren vereinbart iſt, daß fie vervollſtändigt werden darf. Dieſe Ver- 
einbarung wird vermutet, wenn die Urkunde als Wechſel bezeichnet iſt (S 4 Abi 2). 
Die Aushändigung eines mit einer Annahmeerklärung verſehenen unvollſtändigen 
Wechſels (Blankoakzepts) durch den inländiſchen Annehmer unterliegt der Steuer 
($ 1 Ziff. 3). 

Ein Wechſel kann nicht nur in einem Stück, ſondern auch in mehreren Aus 
fertigungen (Prima, Sekunda, Tertia) ausgeſtellt werden. Der Steuer unter- 
liegt aber nach §S 2 Abſ. 1 WStG nur die Aushändigung der zum Amlauf be- 
ſtimmten Ausfertigung (Amlaufſtück). Dies gilt nicht für den Fall, daß auf eine nicht 
zum Amlauf beſtimmte Ausfertigung eine Wechſelerklärung geſetzt wird, die im Am⸗ 
laufſtück nicht enthalten iſt, daß die Ausfertigung alſo zum Träger einer neuen 
Wechſelerklärung wird (§ 2 Abſ. 2). 

Welche Arkunden als Wechſel anzuſehen find, iſt im S4 WStG beſtimmt. 
Wechſel find entſprechend der Einteilung des Wechſelgeſetzes (Art. 1 und 75) ge- 
zogene und eigene Wechſel. Die für Wechſel gegebenen Vorſchriften gelten auch für 
wechſelähnliche Arkunden (8 5). 

Steuerbefreit ſind Wechſel, die vom Ausland auf das Ausland gezogen und 
nur im Ausland zahlbar find (§ 6), die alſo im Inland nur durchlaufen (Tranfit- 
wechſel), dagegen find die vom Ausland auf das Inland gezogenen, im Ausland zahl 
baren Wechſel und die vom Ausland auf das Ausland gezogenen, im Inland zahl. 
baren Wechſel ſteuerpflichtig. Befreit find außerdem die vom Inland auf das Aus- 
land gezogenen, nur im Ausland, und zwar auf Sicht oder ſpäteſtens innerhalb zehn 
Tagen nach dem Tag der Ausſtellung zahlbaren Wechſel, wenn ſie vom Ausſteller 
unmittelbar in das Ausland verſendet werden (Inkaſſowechſel, § 6 Abſ. 1). 
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Steuerbefreit find? auch Schecke, beſtätigte Reihsbantihede und 
Platzanweiſungen, denen auf Sicht zahlbare Anweiſungen gleichſtehen, die 
an einem Nachbarort des Ausſtellungsorts zahlbar find (8 6 Abſ. 1). 


3. Steuerbemeſſungsgrundlage, Steuerſatz und 
Steuerſchuldner 


Beſteuerungsgrundlage iſt die Wechſelſumme. Wenn in einem unvoll⸗ 
ſtändigen Wechſel die Wechſelſumme nicht angegeben iſt, ſo iſt die Steuer nach einer 
Summe von 10 000 RM zu berechnen. Wird nachträglich in den Wechſel eine Geld- 
ſumme von mehr als 10 000 RM eingetragen, fo iſt die Steuer von der Wechſel⸗ 
ſumme unter Anrechnung der bereits gezahlten Steuer zu berechnen ($ 7). Ander⸗ 
ſeits wird die Steuer erſtattet, wenn die nachträglich eingeſetzte Geldſumme hinter 
10 000 RM zurückbleibt (8 11 Abſ. 2). 

Die Steuer beträgt 1 v. T. Sie wird in Abſtufungen für je 100 RM mit 10 Rpf. 
berechnet. Die Steuer ermäßigt ſich auf die Hälfte bei ſogenannten Export- 
wechſeln, d. h. Wechſeln, die vom Inland auf das Ausland gezogen und im Aus. 
land zahlbar find, und bei ſogenannten Zmportwechſeln, d. h. Wechſeln, die 
vom Ausland auf das Inland gezogen, im Inland zahlbar ſind und auf 
Reichsmark lauten (5 8 Abſ. 2). 

Steuerſchuldner iſt, wer den Wechſel im Zeitpunkt der Entſtehung der Steuer- 
ſchuld aushändigt (§ 9 Abſ. 1). Außer ihm haften für die Steuer alle Perſonen, die 
am Amlauf des Wechſels im Inland beteiligt find, nämlich der Ausſteller, der An- 
nehmer, der Indoſſierende, außerdem jeder, der den Wechſel erwirbt, veräußert, ver. 
pfändet, als Sicherheit annimmt, zur Zahlung vorlegt, Zahlung darauf empfängt 
oder leiſtet, eine Quittung darauf ſetzt oder mangels Annahme oder Zahlung Proteſt 
erheben läßt (§ 9 Abſ. 2). 


5. Die Urhundenſteuer 
(Geſetz vom 5. Mai 1936; RGBl. I ©. 407) 
Schri 1 5 um: Erlauterungsbücher von Boruttau, Eiffler, Höll, Keßler, Ringelmann- 
eundling. 


In der Arkundenſteuer find die Stempelſteuern der Länder, die bis dahin in 
15 verſchiedenen Landesſtempelgeſetzen geregelt waren, zu einem einheitlichen Reichs. 
geſetz zuſammengefaßt. 


1. Gegenſtand der Steuer 


Die Arkundenſteuer erfaßt beſtimmte Rechtsgeſchäfte (z. B. Kauf-, Miet-, Dienft- 
und Werkverträge, Schulderklärungen, Vollmachtserklärungen, Verfügungen von 
Todes wegen) und ſonſtige Rechtsvorgänge (3. B. Schiedsſprüche, Verloſungen, Ge- 
ſellſchafterverſammlungen, Proteſte). Die Erhebung der Steuer iſt davon abhängig, 
daß über das Rechtsgeſchäft oder den ſonſtigen Rechtsvorgang eine Arkunde er— 
richtet iſt. Maßgebend für die Steuer iſt der Inhalt der Urkunde (ſogenanntes Ar⸗ 
kundenprinzip). Die Steuerſchuld entſteht bei öffentlichen oder öffentlich 
beglaubigten Urkunden über Rechtsgeſchäfte mit Errichtung der Urkunde, bei privut- 
ſchriftlichen Urkunden über Rechtsgeſchäfte (Verträge und einſeitige Erklärungen) 
mit der Anterzeichnung bzw. der Aushändigung der Arkunde. 


Das Arkundenſteuergeſetz regelt aber auch die Beſteuerung beſtimmter Arkunden. In 
Frage kommen Doppelſchriften, gerichtliche und notarielle Urkunden, beglaubigte Ab- 
ſchriften und Ausfertigungen. 

Das Geſetz kennt keine perſönlichen Steuerbefreiungen, ſondern nur fachliche Be- 
freiungen. Die ſachlichen Befreiungen, die ſür alle Rechtsgeſchäfte gemeinſam 
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gelten, find im § 4 zuſammengefaßt; die Befreiungen, die wegen der beſonderen 
Eigenart einzelner Rechtsvorgänge erforderlich find, find jeweils in den einzelnen 
Vorſchriften geregelt. Allgemein find alle Nechtsgeſchäfte ſte u er frei, deren Gegen⸗ 
ſtandswert 150 RM nicht überſteigt. Eine allgemeine Steuerfreiheit iſt für die 
Fälle vorgeſehen, in denen die Arkundenſteuer ſich mit anderen Neichsſteuern über 
ſchneidet. Rechtsvorgänge, die unter das Beförderungsſteuergeſetz, das Erbichaftfteuer- 
geſetz, das Grunderwerbſteuergeſetz, das Kapitalverkehrſteuergeſetz, das Verſicherung⸗ 
ſteuergeſetz oder das Wechſelſteuergefetz fallen, ſollen nicht lediglich aus dem Grund 
noch zur Arkundenſteuer herangezogen werden, weil über den Rechtsvorgang eine 
Arkunde errichtet iſt. 


2. Steuerbemeſſungs grundlage, Steuerſatz, 
Steuerſchuldner 


Die Steuerbemeſſungsgrundlage iſt nicht allgemein, ſondern für die ein- 
zelnen Rechtsvorgänge befonders geregelt. Beim Kaufvertrag z. B. wird die Steuer 
vom Kaufpreis berechnet, bei einem Mietvertrag, der auf beſtimmte Zeit geſchloſſen 
iſt, von dem für die Vertragsdauer vereinbarten Entgelt. Bei der Sicherſtellung 
von Rechten (z. B. Verpfändungserklärungen, Grund. und Schiedspfandrechte) iſt 
die Steuer vom Wert der ſichergeſtellten Forderung oder des ſichergeſtellten Rechts 
zu berechnen. 


Die Steuer ſätze find für die einzelnen Rechtsvorgänge und Arkunden beſonders 
beſtimmt. Die Steuer wird entweder als Wertſteuer, d. h. in einem beſtimmten 
Prozentſatz des jeweils maßgebenden Gegenſtandswerts, oder als Feſtſteuer er- 
hoben. Die Wertſteuer beträgt überwiegend 1 v. T. Ein niedrigerer Steuer- 
ſatz als 1 v. T. iſt für Vollmachten vorgeſehen (/ v. T.). Bei Mietverträgen beträgt 
die Steuer 3 v. T. 


Die Steuerſchuldnerſchaft iſt allgemein nur für die Urkunden über Rechts. 
geſchäfte geregelt, die die Mehrzahl der ſteuerlich zu erfaſſenden Rechtsvorgänge 
darſtellen. Bei öſfentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunden über Rechts. 
geſchäfte iſt Steuerſchuldner derjenige, der die Errichtung der Urkunde oder die Be— 
glaubigung veranlaßt hat. Bei einer privatſchriftlichen Urkunde über Ver- 
träge ſind die Vertragsteile Steuerſchuldner, bei privatſchriftlichen Arkunden über 
einſeitige Erklärungen der Erklärende und der Erklärungsempfänger, gegebenenfalls 
der Dritte, dem die Arkunde ausgehändigt wird. Im übrigen ſind die Vorſchriften 
über den Steuerſchuldner für die einzelnen Rechtsvorgänge beſonders getroffen. 


6. Die fonftigen Derkehrſteuern 


I. Die Derficherungfteuer 
(Geſetz vom 9. Juli 1937; RGBl. J S. 793) 


Schrifttum: Erläuterungsbuch von Wunſchel-Koſtboth. 


Gegenſtand der Beſteuerung iſt die Zahlung des Verſicherungsentgelts. 
Sie unterliegt aber nur dann der Steuer, wenn entweder ein Gegenſtand verſichert 
iſt, der zur Zeit der Begründung des Verſicherungsverhältniſſes im Inland war, 
oder wenn der Verſicherungsnehmer ſowohl zur Zeit der Begründung des Verſiche— 
rungsverhältniſſes als auch zur Zeit der Zahlung des Verſicherungsentgelts im In- 
land ſeinen Wohnſitz (Sitz) oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Als Verſicherungsvertrag gilt auch eine Vereinbarung zwiſchen mehreren Perſonen, 
gewiſſe Verluſte oder Schäden gemeinſam zu tragen, die den Gegenſtand einer Ver— 
ſicherung bilden können. Als Verſicherungsverträge gelten auch Kapitalanſammlungs- 
verträge ohne Übernahme eines Wagniſſes, insbeſondere Verträge mit Baufpar- 
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kaſſen. Das Verſicherungſteuergeſetz ſchränkt den Begriff der Verſicherung info⸗ 
fern ein, als Kautions und Bürgſchaftsverſicherungen nicht unter das Geſetz fallen; 
das bedeutet, daß für ſie die Beſteuerung nach dem Arkundenſteuergeſetz offen ſteht. 


Von der Verſicherungſteuer ſind insbeſondere Lebensverſicherungen befreit, bei 
denen die Verſicherungsſumme 500 RM oder die verſicherte Jahresrente 60 RM 
nicht überſteigt. Die weiteren Befreiungen ergibt der 3 8 des Geſetzes. 


Beſteuerungsmaßſtab iſt regelmäßig das Verſicherungsentgelt. Nur bei der 
Hagelverſicherung wird die Steuer nach der Verſicherungsſumme berechnet. Wenn 
für die Abernahme einer Verſicherung ein Entgelt nicht vereinbart oder vom Ver⸗ 
ſicherer neben einer Leiſtung anderer Art eine Verſicherung übernommen wird, ohne 
daß ein geſondertes Verſicherungsentgelt vereinbart wird, z. B. bei der Abonnenten- 
verſicherung, ſo wird die Steuer nach der Verſicherungsleiſtung berechnet. 


Die Steuer beträgt bei der Hagelverſicherung für jedes Jahr der Verſicherungs⸗ 
dauer 20 Rpf. für je 1000 RM (S 3 Abſ. 1). Bei anderen Verſicherungen wird die 
Steuer nach dem Verſicherungsentgelt berechnet. Die Höhe der Steuer iſt nach der 
Art der Verſicherung verſchieden. Sie beträgt z. B. bei der Lebens verſiche⸗ 
rung 2 v. H., bei der Feuerverſicherung 4 v. H. und bei der Einbruchsdiebſtahlver⸗ 
ſicherung 10 v. H. des Verſicherungsentgelts. Bei anderen als den im 8 5 des Geſetzes 
beſonders bezeichneten Verſicherungen beträgt die Steuer 5 v. H. Liegt eine einheit⸗ 
liche Verſicherung beweglicher Sachen gegen eine Vielheit von Gefahren vor, ſo 
beträgt die Steuer 10 v. H. 


Steuerſchuldner iſt der Verſicherungsnehmer. Für die Steuer haften der 
Verſicherer und ſein Bevollmächtigter (Agent) als Geſamtſchuldner. Sie haben die 
Steuer zu Laſten des Verſicherungsnehmers zu entrichten. 


II. Die feuerſchutzſteuer 


(Geſetz vom 1. Februar 1939, RGBl. 1 S. 113; Durchführungsbeſtimmung vom 
gleichen Tage, RGBl. J S. 116) 


Die reichsrechtliche Regelung der Feuerſchutzſteuer will keine neuen ſteuerlichen Be⸗ 
laſtungen einführen; fie will vielmehr lediglich die bis dahin von den Verſicherungs⸗ 
unternehmungen zur Förderung des Feuerlöſchweſens freiwillig oder auf Grund 
geſetzlicher Verpflichtung aufgebrachten Geldmittel vereinheitlichen. Die neue Steuer 
fließt dem Reich zu, dient aber, wie die Einleitungsworte des Geſetzes zeigen, 
Zwecken des Feuerlöſchweſens. Bisher war dieſes Gebiet auf Grund der im § 154 
Abſ. 2 des Geſetzes über die Beaufſichtigung der privaten Verſicherungsunterneh⸗ 
mungen und Bauſparlaſſen erteilten Ermächtigung von den Ländern geregelt. Dieſe 
Regelung war aber gänzlich uneinheitlich und zeigte insbeſondere in der Höhe der 
Abgaben ſtarke Anterſchiede. 


Die Feuerſchutzſteuer iſt keine Verſicherungſteuer. Sie iſt eine Verkehrſteuer, 
die an die Entgegennahme von Verſicherungsentgelten anknüpft. Steuerfhuld- 
ner iſt lediglich der Verſicherer. Bemeſſungsgrundlage bildet der Ge— 
ſamtbetrag der vereinnahmten Verſicherungsentgelte, Bemeſſungszeitraum 
iſt das Kalendervierteljahr. Der Steuerbetrag iſt auf volle 5 Rpf. nach oben aufzu⸗ 
runden. Der Steuerſa tz beträgt bei öffentlich rechtlichen Verſicherungen 12 v. H. 
des Verſicherungsentgelts, wenn das Verſicherungsverhältnis auf Grund eines 
Geſetzeszwangs oder eines Verſicherungsmonopols entſteht, ſonſt 6 v. H., und bei 
privaten Verſicherungsunternehmungen ſtets 4 v. H. Das Geſetz iſt am 1. Januar 
1939 in Kraft getreten; die bisherigen Länderabgaben können daher von dieſem 
Zeitpunkt ab nicht mehr erhoben werden. Die Inkraftſetzung für die Oſtmark und 
das Sudetenland bleibt vorbehalten. 
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III. Die Rennwett- und Lotteriefteuer 
(Geſetz vom 8. April 1922; RGBl. I S. 393) 


Das Geſetz iſt kein reines Steuergeſetz. Es regelt im erſten Teil das Wettweſen und 
die Rennwettſteuer und im zweiten Teil die Lotteriefteuer. Der erſte Teil enthält 
verwaltungsrechtliche, bürgerlich rechtliche und ſtrafrechtliche Vorſchriften über das 
Wettweſen und außerdem Vorſchriſten über die Beſteuerung der Rennwetten. Der 
zweite Teil dagegen enthält nur Vorſchriften über die Beſteuerung von Lotterien und 
Ausſpielungen. Das Lotterieweſen iſt im übrigen landesrechtlich geregelt. 


1. Durch die Rennwettſteuer werden die Wetten getroffen, die bei öffentlichen 
Pferderennen und bei anderen öffentlichen Leiſtungsprüfungen im Inland ab- 
geſchloſſen werden. Die Steuer erfaßt ſowohl das Wetten beim Totaliſator als auch 
das Wetten beim Buchmacher. Gegenſtand der Steuer iſt der Abſchluß einer Wette. 
Vorausſetzung der Beſteuerung iſt bei beiden Formen der Steuer, daß die Wetten 
beim inländiſchen Totaliſator oder bei einem inländiſchen Buchmacher abgeſchloſſen 
werden. Dagegen iſt es ohne Bedeutung, ob die Wetten ſich auf inländiſche oder aus. 
ländiſche Rennen beziehen. Es kommt auch nicht darauf an, ob die Wetten erlaubt 
ſind oder nicht. Da die Steuerſchuld mit dem Abſchluß der Wetten entſteht, iſt es für 
die Beſteuerung grundſätzlich auch ohne Bedeutung, ob die Pferde, auf die die 
Wetten abgeſchloſſen worden ſind, laufen oder nicht. 

Die Steuer iſt ſowohl bei der Totaliſatorſteuer als auch bei der Buchmacherſteuer 
nach den Wetteinſätzen, nicht nach den Gewinnen der Wettenden, zu berechnen. 

Der Steuerſatz beträgt für beide Formen der Wetten 16% v. H. des Wett- 
einſatzes. 

Steuerſchuld ner iſt bei der Totaliſatorſteuer der Anternehmer des Totaliſators, 
bei der Buchmacherſteuer der Buchmacher. Die Totaliſatorſteuer wird regelmäßig 
vom Steuerſchuldner auf die Gewinner abgewälzt. Bei der Buchmacherſteuer hängt 
es von den Abmachungen im Einzelfall ab, ob die Steuer im wirtſchaftlichen Ergebnis 
den Buchmacher oder den Wettenden belaſtet. 


2. Die Lotterieſteuer will Lotterien und Ausſpielungen ſteuerlich erfaſſen. 
Bei der Frage, was Gegenſtand der Beſteuerung iſt, iſt zwiſchen im Inland ver- 
anſtalteten Lotterieen und Ausſpielungen und ſolchen, die im Ausland veranſtaltet 
werden, zu unterſcheiden. Für in ländiſche Lotterien iſt die Entſtehung der 
Steuerſchuld von der Genehmigung abhängig. 

Die Steuer kann für im Ausland veranſtaltete Lotterien und Ausſpielungen nicht 
erhoben werden. In dieſem Fall werden die Loſe und Spielausweiſe erfaßt, die ins 
Inland eingebracht werden. 

Von der Beſteuerung ausgenommen find die reinen Sachausſpielungen, bei 
denen Spielausweiſe nicht erteilt werden, ferner Lotterien und Ausſpielungen, bei 
denen der Geſamtpreis der Loſe 15 RM nicht Überfteigt, und Lotterien und Aus- 
ſpielungen zu ausſchließlich mildtätigen Zwecken, bei denen der Geſamtpreis der Loſe 
3000 RM nicht überſteigt. 

Die Steuer bemißt ſich nach dem planmäßigen Preis ſämtlicher Loſe, bei 
ausländiſchen Loſen und Spielausweiſen nach dem planmäßigen Preis des 
einzelnen Loſes oder Spielausweiſes. 

Die Steuer beträgt bei inländiſchen Lotterien und Ausſpielungen 20 v. H. des 
Geſamtpreiſes der Loſe ausſchließlich der Steuer, d. h. im Endergebnis 16% v. H. des 
Nennwerts der Loſe, und bei ausländiſchen Loſen und Spielausweiſen 0,25 RM für 
je eine Reichsmark vom planmäßigen Preis. 


Steuerſchuldner iſt bei inländiſchen Lotterien und Ausſpielungen der Ver— 
anftalter der Lotterie oder Ausſpielung und bei ausländiſchen Loſen oder Spielaus- 
weiſen derjenige, der Loſe oder Spielausweiſe ins Inland verbringt oder als erſter 


im Inland empfängt. 
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IV. Die Beförderungfteuer 


(Geſetz vom 29. Juni 1926; RGBl. 1 S. 157. Geändert durch das Geſetz vom 2. Juli 
19363 RGBl. 1 S. 531) 


Schrifttum: Erläuterungsbuch von Wunſchel⸗Koſtboth. 


Die Beförderungſteuer trifft die Beförderungen auf inländiſchen Schienen ⸗ 
bahnen, und zwar beim öffentlichen Verkehr ſowohl die Perſonen- als auch die 
Güterbeförderung, beim nichtöffentlichen Verkehr dagegen nur die Güterbeförderung. 
Durch das Geſetz vom 2. Juli 1936 iſt die Beförderungſteuer auf den gewerbsmäßigen 
Kraftfahrzeugverkehr und den ſogenannten Werkverkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen ausgedehnt worden. Bei der Perſonenbeförderung wird der Linienverkehr 
und der Gelegenheitsverkehr erfaßt. Bei der Güterbeförderung wird nur der Fern- 
verkehr getroffen. Fernverkehr iſt gegeben, wenn die Beförderung mit Kraftfahr⸗ 
zeugen außerhalb eines Amkreiſes von 50 Kilometern, gerechnet vom Standort des 
Kraftfahrzeugs, geſchieht. Vom 1. Oktober 1936 ab wird die Beförderungſteuer zu⸗ 
nächſt nur für Beförderungen im gewerbsmäßigen Güterfernverkehr erhoben. 


Der Brief. und Paketverkehr der Poſt iſt von der Steuer ausgenommen. Außerdem 
iſt im Perſonenverkehr die Beförderung von Arbeitern, Schülern 
und Militärperſonen befreit, wenn die Beförderung zu ermäßigten Preiſen 
vorgenommen wird. Auch die Beförderung von Kohle iſt von der Beſteuerung aus- 
genommen. 


Die Steuer bemißt ſich nach dem Beförderungsentgelt. Im nichtöffentlichen Güter⸗ 
verkehr und im Werkverkehr iſt für die Steuerberechnung der Betrag maßgebend, der 
für die Beförderung der Güter unter gleichen oder ähnlichen Verhältniſſen im öffent. 
lichen Verkehr zu zahlen wäre. 


Die Steuer beträgt bei der Güterbeförderung 7 v. H., bei der Perfonen - 
beförderung in der dritten Fahrklaſſe 11 v. H., in der zweiten Fahrklaffe 
14 v. H., in der erſten Fahrklaſſe 16 v. H. Die Steuer iſt regelmäßig in die Tarife 
einzurechnen. 

Steuerſchuldnerr iſt derjenige, der das Beförderungsentgelt zu zahlen hat. Der 
Beförderungsunternehmer haftet neben ihm als Geſamtſchuldner; er hat die Steuer 
zu Laſten des Steuerſchuldners zu entrichten. Im nichtöfſentlichen Güterverkehr und 
im Werkfernverkehr iſt der Betriebsunternehmer Steuerſchuldner. 


V. Die Airaftfahrzeugfteuer 
(Geſetz vom 23. März 1935; RGBl. I ©. 407) 


Die Kraftfahrzeugſteuer erfaßt den Verkehr mit Kraftfahrzeugen, ſoweit er ſich auf 
öffentlichen Straßen abſpielt. Die Beſteuerung knüpft an das Halten des 
Kraftfahrzeugs an, das das Recht zum Verkehr auf öffentlichen Straßen in ſich 
ſchließt. Die Steuerſchuld entſteht mit der Zulaſſung des Fahrzeugs; die Steuer- 
pflicht dauert bis zur endgültigen Außerbetriebſetzung durch den Fahrzeugeigentümer 
oder bis zur Betriebsunterſagung durch die Verwaltungsbehörde. 


Beſtimmte Gruppen von Fahrzeugen und beſtimmte Fälle des Haltens von Fahr- 
zeugen find von der Steuer befreit. Zu den ſteuerbefreiten Fahrzeugen gehören 
in erſter Linie die Perſonenkraftfahrzeuge, die ſeit dem 1. April 1933 erſtmalig im 
deutſchen Zulaſſungsverfahren zugelaſſen ſind, ausgenommen die Kraftomnibuſſe und 
Perfonenkraftfahrzeuge, für die die Steuer abgelöſt worden iſt. 


Steuerbefreit iſt das Halten von Fahrzeugen, ſolange ſie für das Reich, ein Land 
oder eine Gemeinde zugelaſſen find und ausſchließlich im Feuerlöſchdienſt, zur 
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Krankenbeförderung, zum Wegebau oder zur Straßenreinigung verwendet werden, 
und das Halten von Fahrzeugen im Dienſt der Wehrmacht oder der Polizei. 


Grundlage für die Steuerberechnung beim Antrieb mit ſlüſſigen Treib- 
ſtoffen iſt für Zwei⸗ und Dreiradkraftfahrzeuge und für Perſonenkraftwagen der Hub⸗ 
raum, für Laſtkraftwagen, Zugmaſchinen und Kraftomnibuſſe das Eigengewicht des 
Fahrzeugs. Beim Antrieb mit nichtflüſſigen Treibſtoffen wird die Steuer 
für Fahrzeuge jeder Art nach dem Eigengewicht berechnet. 


Für Kraftfahrzeuge, die mit flüſſigen Treibſtoffen angetrieben werden, beträgt die 
Jahresſteuer 8 RM für je 100 cem des Hubraums, wenn es ſich um ein Zwei⸗ 
oder Dreiradkraftfahrzeug handelt, und 12 RM für je 100 cem des Hubraums, wenn 
es ſich um einen Perſonenkraftwagen handelt. 


Für einen Laſtkraftwagen oder Kraftomnibus mit Antrieb mit flüſſigem Treib- 
ſtoff beträgt die Jahresſteuer 30 RM für je 200 kg des Eigengewichts, wenn das 
Fahrzeug vor dem 1. April 1935 erſtmalig zum Verkehr zugelaſſen worden iſt. Für 
einen Laſtkraftwagen oder einen Kraftomnibus, der ſeit dem 1. April 1935 erſtmalig 
zugelaſſen worden iſt, ermäßigt ſich die Jahresſteuer für den Teil des Eigengewichts 
des Fahrzeugs, der 2400 kg überſteigt, von 30 RM auf 10 RM für je 200 kg. 


Für Kraftfahrzeuge, die mit nicht flüſſigen Treibſtoffen angetrieben werden, 
beträgt die Steuer einheitlich 15 RM für je 200 kg des Eigengewichts bis zu 2400 kg 
und 5 RM für je 200 kg des Mehrgewichts über 2400 kg hinaus. 


Steuerſchuldner ift beim Halten eines deutſchen Kraftfahrzeugs die Perſon, 
für die das Kraftfahrzeug zugelaſſen iſt, und beim Halten eines ausländiſchen Kraft- 
fahrzeugs die Perſon, die das Fahrzeug im Reichsgebiet benutzt. 


It. Zölle und Derbrauchſteuern 


Finanzwiſſenſchaftlich zählen die Zölle und Verbrauchſteuern zu den ſogenannten 
„Aufwandſteuern“. Darunter verſteht man Steuern, die den Gebrauch oder Ver. 
brauch beſtimmter Gegenſtände treffen ſollen. Unter „Aufwand“ verſteht die Finanz⸗ 
wiſſenſchaft in dieſem Zuſammenhang die Summe oder einen Teil der Ausgaben, die 
jemand zur Beſtreitung von perſönlichen Bedürfniſſen macht. Auch die Zölle ſind 
ihrem Weſen nach Aufwandſteuern, und zwar für Güter, die aus dem Ausland 
kommen. Der Kreis der Aufwandſteuern geht aber weſentlich über die Verbrauch— 
ſteuern und Zölle hinaus. Auch die Veförderungſteuer, Kraftfahrzeugſteuer und ins 
beſondere die Amſatzſteuer werden nach der Finanzwiſſenſchaft hierzu gerechnet. Dieſe 
Steuern werden aber nach der Verwaltungsübung den Verkehrſteuern zugerechnet 
(vgl. oben Abſchnitt III) und daher von den Finanzämtern verwaltet, während die 
Verbrauchſteuern, ebenſo wie die Zölle, von den Hauptzollämtern und ihren Hilfe- 
ſtellen verwaltet werden (vgl. unten „Zölle“, Abſchnitt III). 


I. Zölle 


Schrifttum: Erläuterungsbücher von Hoffmann⸗Trautvetter und Janſen. 


I. 3ollrechtliche Begriffe. Geſchichtlicher Überblick 


Man unterfheidet Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhrzölle. Ihrem 
Zweck nach gliedert man die Zölle in Finanzzölle und Schutzzölle. Erſtere 
dienen dazu, dem Staat Einnahmen zu verſchaffen, letztere haben den Zweck, die ein— 
heimiſche Induſtrie und Landwirtſchaft vor dem Wettbewerb billiger Auslandswaren 
zu ſchützen. Schutzzölle haben alſo in erſter Linie eine handelspolitiſche Funktion; 
ihre Höhe bemißt ſich nach dem Maß der Schutzbedürftigkeit der inländiſchen gewerb— 
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lichen oder landwirtſchaftlichen Produktion. Finanzzölle dagegen follen die inlän- 
diſche Verbrauchbeſteuerung ergänzen oder erweitern. In der Praxis laſſen ſich die 
beiden Arten, Finanzzölle und Schutzzölle, nicht ſtreng unterſcheiden. Denn ein 
Finanzzoll auf Kaffee kann z. B. wie ein Schutzwall gegenüber den im Inland er- 
zeugten Kaffee ⸗Erſatzſtoffen, z. B. Malzkaffee, wirken; umgekehrt können Schutzzölle 
durchaus die Wirkung von Finanzzöllen haben, d. h. auch wegen ihres Ertrags 
erhoben werden. 


Man unterſcheidet weiterhin autonome Zölle und Vertrag szölle. 
Autonome Zölle ſind folche, die lediglich auf die Bedürfniſſe des eigenen Landes zu⸗ 
geſchnitten find, Vertragszölle find ſolche, die auf völkerrechtlichen Abmachungen 
(Handels- und Zollverträgen) mit anderen Staaten beruhen. Zu den Vertragszöllen 
gehören auch die Zölle, die ohne eigentliche Sonderverträge auf Grund der Meift- 
begünſtigung eingeräumt find. Die Meiſtbegünſtigung enthält das Verſprechen, 
alle Zollermäßigungen zu gewähren, die einem anderen Staat zugeſtanden werden. 


Die Geſchichte der Zölle reicht weit ins Altertum hinein. Arſprünglich hatten 
Zölle nur lokalen Charakter als grundherrliche und private Abgaben, als Entgelt 
für Geleit und Anterſtützung, für Unterhaltung von Straßen, Brücken u. dgl. Ledig- 
lich fiskaliſchen Zwecken dienten die Tranfit- oder Paſſierzölle, die beim Aberſchreiten 
gewiſſer Grenzen erhoben wurden, die Marktzölle, die von den Städten von fremden 
Waren erhoben wurden. Alle dieſe Zölle waren Binnenzölle. Eine deutſche Zoll- 
grenze beſtand nicht. Das Zollregal der deutſchen Kaiſer konnte an dieſer Zer- 
ſplitterung nichts ändern. 


Kennzeichnend in dieſer Hinſicht iſt, daß Preußen noch im Jahre 1817 mehr als 
60 verſchiedene Zoll. und Akziſetarife hatte und erſt 1818 der ganze Staat ein ein- 
heitliches Zollgebiet wurde, in dem die Binnenzölle aufgehoben und die Zollſtellen 
an die Landesgrenze verlegt wurden. Es folgten Verträge mit den Ländern, die 
vom preußiſchen Gebiet eingeſchloſſen waren, und im Jahre 1828 eine Zolleinigung 
mit Heſſen⸗Darmſtadt. Demgegenüber bildeten Bayern und Württemberg einen füd- 
deutſchen Zollverein. Im Jahre 1833 kam zwiſchen den beiden Verbänden, dem preu- 
ßiſch⸗heſſiſchen und dem bayeriſch⸗württembergiſchen, eine Einigung zuſtande, der ſich 
Sachſen und die thüringiſchen Staaten anſchloſſen. So trat am 1. 1. 1834 der 
Deutſche Zollverein in Kraft, der ſtaatsrechtlich für die Einigung Deutſch⸗ 
lands von großer Bedeutung geworden iſt. Er ebnete der Gründung des Nord- 
deutſchen Bundes und ſpäter der Gründung des Reichs 1871 die Wege. Aus dieſer 
Zeit ſtammt auch das Vereinszollgeſetz vom 1. 7. 1869, das noch heute die Grundlage 
des geltenden Zollrechts bildet (vgl. unten Abſchnitt ID. In der Reichsverfaſſung von 
1871 wurde die Geſetzgebung über Zölle dem Reich vorbehalten. Bei dieſem Zuftand 
iſt es in der Folgezeit geblieben. 


II. quellen des deutſchen Zollrechts 


Ein einheitliches deutſches Zollrecht beſteht ſeit dem Inkrafttreten des Vereins- 
zollgeſetzes vom 1. 7. 1869 (Bundesgeſetzblatt S. 317). Dieſes Geſetz, das noch 
vom Deutſchen Zollverein erlaſſen iſt und daher ſeinen Namen trägt, iſt mit der 
Gründung des Deutſchen Reichs nach deſſen Verfaſſung Reichsrecht geworden. Es 
bildete zuſammen mit dem Zolltarifgeſetz vom 25. 12. 1902 (RG Bl. S. 303), 
das einen neuen Zolltarif einführte, bis zum 31. 3. 1939 die Grundlage des deutſchen 
Zollrechts. Seit 1. 4. 1939 gilt das Zollgeſetz vom 20. 3. 1939 (RGBl. I S. 529). 
Für das deutſche Zollrecht ſind wie ſür das geſamte Steuerrecht ferner maßgebend 
die Reichsabgabenordnung und das Steueranpaſſungsgeſetz. 
Sonſtige Quellen des Zollrechts find z. B. die Handelsverträge, die zollrechtlichen 
Vorſchriften der Verbrauchſteuergeſetze und das Genfer Internationale Abkommen 
zur Vereinfachung der Zollförmlichkeiten (RG Bl. 1925 II S. 672). 
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Die Durchführung des Zollgeſetzes wird durch zahlreiche „Ordnungen“ erleichtert, 
von denen die wichtigſten die Zollanweiſungs Ordnung, die Zoll- 
vormerk- Ordnung, die Eiſenbahn-Zollordnung, die Poſt⸗ 
Zollordnung, die Luftverkehrs-Zollordnung, die Tara 
Ordnung und die Zollager-Ordnung find. Die Zölle werden nach dem 
Zolltarif von 1902 erhoben, deſſen Sätze, beſonders nach dem Kriege, un- 
zählige Anderungen erfahren haben. Als Durchführungsvorſchrift zum Zolltarif dient 
das Amtliche Waren verzeichnis, das die Waren nach der Buchſtaben⸗ 
folge aufzählt und die anzuwendenden Tarifnummern bezeichnet, und ferner 
Teil III der Anleitung für die Zollabfertigung. Der Zoll⸗ 
tarif enthält neben den Zollſätzen des allgemeinen Tarifs feit 1932 einen 
Obertarif mit erhöhten Sätzen für Waren aus Ländern, mit denen das Reich 
nicht in einem handelsvertraglichen Verhältnis ſteht, oder die deutſche Waren un- 
günſtiger behandeln als die Waren eines dritten Landes. Der allgemeine Tarif gibt 
außer den autonomen Zollſätzen auch die dieſen gegenüber ermäßigten 
Vertragszollſätze wieder, die in Handelsverträgen mit beſtimmten Ländern 
vereinbart ſind und auch anderen Staaten gewährt werden, zu denen das Reich auf 
Grund von Vereinbarungen oder tatſächlicher Abung im Verhältnis der Meift- 
begünſtigung ſteht. Es werden nicht nur Einſuhrzölle, ſondern — feit 1932 — 
für beſtimmte Waren auch Ausfuhrzölle erhoben. Auf Grund des Amſatzſteuer⸗ 
geſetzes und der Ausgleichſteuerordnung (RGBl. 1932 J S. 49) wird bei der Einfuhr 
zum Ausgleich der hohen Beſteuerung inländiſcher Amſätze noch eine Amſatz aus 
gleichſteuer erhoben (vgl. unten „Verbrauchſteuern“ Abſchnitt II 18). Sie iſt 
zwar eine Verbrauchſteuer, wird aber in Geſtalt eines prozentualen Zuſchlags zum 
Warenwert nach den Grundſätzen des Zollrechts erhoben. Das deutſche Zollrecht wird 
von dem Grundſatz der Freiheitlichkeit, d. h. Freiheit von jeglichem Formalismus, 
beherrſcht und zeichnet ſich dadurch vor der Geſetzgebung der meiſten anderen 
Staaten aus. 


III. Aufgaben der Reichs zollverwaltung 


Die Zölle und Verbrauchſteuern werden von Reichs behörden verwaltet, 
während bis 1918 die Verwaltung Sache der Länder unter Reichskontrolle geweſen 
war. Die Zollbehörden gliedern ſich unter der oberſten Leitung des Reichs- 
miniſters der Finanzen in Oberfinanzpräſidenten, Hauptzollämter (Finanzämter), 
Zollämter, Bezirkszollkommiſſare (Steuer bzw. Grenze). Näheres ſiehe oben Zweiter 
Teil „Finanzverwaltung“. Die Zollgrenze wird vom Zollgrenzſchutz geſichert. 


Zu den Aufgaben der Reichszollverwaltung gehört im Zuſammen⸗ 
hang mit dem Grenzſchutz ferner die Betreuung einer großen Zahl wichtiger An- 
gelegenheiten anderer Verwaltungszweige, z. B. der Statiſtik des Warenverkehrs, 
die für die Handelspolitik von weittragender Bedeutung iſt, der Durchführung der 
zahlreichen Ein-, Aus- und Durchfuhrverbote und »beſchränkungen zum Schutze der 
öffentlichen Ordnung, der menſchlichen Geſundheit, der Tier- und Pflanzenwelt, der 
Wirtſchaft, des Beſitzes an nationalen Kunſtwerken (zuſammengeſtellt im Teil I der 
Anleitung für die Zollabfertigung), der Erhebung der Anterſchiedsbeträge zwiſchen 
Abernahme⸗ und Abgabepreis bei den öffentlich bewirtſchafteten Lebensmitteln 
(Butter, Eier, Käſe uſw.), der Deviſengeſetzgebung bei der Ein- und Ausfuhr, des 
Verkehrs mit Kraftfahrzeugen, des Paßweſens und der Erhebung von Hafenabgaben. 


IV. Zollgebiet 


Zollverfaſſungsrechtlich wird das Reichsgebiet in das Zollinland und die 
Zollausſchlüſſe eingeteilt. Das Zollinland und die Zollanſchlüſſe 
(Gebietsteile fremder Staaten, die vertragsmäßig der Zollhoheit des Reichs unter- 
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ſtellt ſind) bilden das Zollgebiet. Die Zollgrenze, die das Zollgebiet 
begrenzt, fällt mit der Reichsgrenze zuſammen, ſoweit fie nicht Zollausſchlüſſe oder 
Zollanſchlüſſe umſchließt. Am Meere wird die Zollgrenze durch die jeweilige regel⸗ 
mäßige Strandlinie gebildet. 


Zollausſchlüſſe find die Teile des Hoheitsgebiets, die nicht zum Zollgebiet 
gehören, z. B. die aus dem Zollgebiet ausgeſchloſſenen Teile deutſcher Seehäfen 
(3. B. in Hamburg und Bremen), einige deutſche Exklaven in der Schweiz, die Drei- 
meilenzone an den Meeresküften, die Inſel Helgoland. Die Zollausſchlüſſe unter. 
ſtehen der Zollhoheit des Reichs, die ſich in mannigfachen Beſchränkungen äußert. 


In einem Gebietsſtreifen längs der Zollgrenze, der nach dem Binnenlande zu durch 
eine beſonders beſtimmte Binnenlinie abgegrenzt wird, dem Zollgrenzbezirk, 
können zum Zweck der Grenzſicherung beſondere Beſchränkungen erlaſſen werden für 
Gewerbebetrieb, Viehhaltung, Hauſiergewerbe, Beförderung beſtimmter Waren 
(nur mit Freigutausweiſen). Außerdem beſteht hier ein erweitertes Anhaltungs⸗ 
und Durchſuchungsrecht der Amtsträger des Zollgrenzſchutzes. 


V. Jolloerfahren 


Die Einfuhr von Waren iſt an die Zollſtunden und die Zollſtraßen (Eiſenbahn, be- 
ſtimmte Land. und Waſſerſtraßen, Seehäfen) gebunden. Die Ware muß der Zoll 
ſtelle geſtellt werden; dieſe Pflicht liegt dem Warenführer ob. Geſtelltes Zollgut 
nimmt die Zollſtelle in Beſitz oder beläßt es dem Warenführer. Zollgut darf, ohne 
daß Zoll dafür zu entrichten iſt, nach den darüber erlaſſenen beſonderen ZYeftim- 
mungen unter Zollüberwachung gelagert, befördert, veredelt oder verwendet werden. 
Alle dieſe Möglichkeiten dienen zur Förderung der heimiſchen Wirtſchaft. Jedes 
Zollgut kann ohne Rüdfiht auf daran beſtehende Rechte anderer durch Wegnahme 
oder Verfügungsverbot zollamtlich ſichergeſtellt werden (Haftung der Ware). 


Der Zollbeteiligte beſtimmt durch die Stellung feines Antrags die Art des Zoll- 
verfahrens (zur Verzollung, Zollagerung uſw.). Mit dem Antrag find die 
erforderlichen Arkunden vorzulegen, namentlich die Zollanmeldung, die die Ware zu 
bezeichnen hat, nach Zahl, Art, Zeichen und Nummer der Packſtücke, Art und Be⸗ 
ſchaffenheit der Ware nach den Benennungen des Zolltarifs oder nach Sprachgebrauch 
oder Handelsübung Menge nach den Maßſtäben des Tarifs, Wert (wegen der Am⸗ 
ſatzausgleichſteuer), Herſtellungsland (wegen der Frage, ob Vertrags. oder allge- 
meiner Zollſatz anzuwenden iſt). Bei Poſtzollgut genügt die Abſendererklärung. Auf⸗ 
gabe der Zollabfertigung iſt, die Grundlagen für die Zollberechnung zu ermitteln. 
Die Zollbeſchau iſt je nach der Art des beantragten Zollverfahrens eine äußere 
nur nach den äußeren Merkmalen der Packſtücke oder eine innere auf ihren Inhalt. 
Das Ergebnis der Zollbeſchau, der Zollbefund, wird ſchriſtlich niedergelegt. 
Zollfreie Waren werden ſofort, zollpflichtige nach Tilgung oder Aufſchiebung oder 
Stundung der Abgaben zum freien Verkehr abgelaſſen. Nach den Beſtimmungen 
der Zollager-Drdnnung kann die Ware auf Antrag zu einem öffentlichen Zoll- 
lager oder einem Zolleigenlager, nach den Beſtimmungen der Zollvormerk— 
ordnung zu einem Zollvormerklager oder zur Zollveredelung abgefertigt werden. 
Unter Zollveredelung wird die Bearbeitung ausländiſcher Roh oder Halbſtofſe zu 
Halb oder Fertigfabrikaten, die zur Wiederausfuhr beſtimmt find, unter Zollüber- 
wachung verſtanden. Ferner iſt zuläſſig der Antrag auf Beförderung der Ware 
unter Zollüber wachung (Zollanweiſungs verfahren), und zwar 
entweder auf Begleitſchein A oder bei Verſendung durch die Reichsbahn auf Begleit- 
ſchein B, wobei gewiſſe Erleichterungen zugelaſſen find. Der Zollbeteiligte über- 
nimmt dabei die Verpflichtung, das Zollgut bei einer anderen Zollſtelle zu geſtellen, 
die ihrerſeits die Schlußabfertigung vornimmt. Weiterhin darf Zollgut zur Zoll- 
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verwendung abgefertigt werden, z. B. als Muſter, Vorbild, Meſſe⸗ und Markt- 
gut, Ausſtellungsgut uſw. Zu erwähnen iſt noch das Verfahren der Abfertigung zum 
Zwiſchenauslandsverkehr, bei dem inländiſche Waren vom Zollgebiet 
durch das Zollausland in das Zollgebiet befördert werden (Beiſpiel: Rheinverfebr 
durch Holland nach Hamburg). 


VI. Entftehung der Zollſchuld 

Die Einfuhrzollſchuld entſteht — Regelfall — mit der Abfertigung von 
Zollgut zum freien Verkehr. Sie entſteht ferner — Fall des Schmuggels —, 
wenn über Zollgut erſtmalig vorſchriftswidrig ſo verfügt wird, als ſtände es im 
freien Verkehr. Zollſchuldner iſt im erſteren Falle, wer die Abfertigung des 
Zollguts zum freien Verkehr beantragt, im zweiten der Verfügende. Außerdem 
haftet, wer eine Zollhinterziehung oder eine Zollhehlerei begeht, nach den Straf— 
beſtimmungen der Reichsabgabenordnung für den Zoll. Das Zollſchuldrecht kennt eine 
große Zahl von Zollbefreiungen. Als Beiſpiele ſeien erwähnt die Zollfrei- 
heit für die Fänge deutſcher Seefiſcher, für Muſter und Proben, die nur zum Ge- 
brauch als ſolche geeignet find, für Reifegut und Reiſemundvorrat, für Amzugsgut 
und Erbſchaftsgut. Für die Bemeſſung der Zollſchuld ſind maßgebend die Menge 
(Gewicht, Stückzahl, Maßgehalt nach dem Zolltarif), der Wert, die Art, Beſchaffen⸗ 
heit und Nationalität der Ware. Maßgebend iſt der Zeitpunkt der Anmeldung und- 
Geſtellung der Ware, was bei Tarifänderungen, beſonders bei Erhöhungen, von Be. 
deutung iſt. Ohne Einfluß iſt, daß Waren gebraucht ſind. Die Nationalität 
einer Ware wird durch das Herſtellungsland beſtimmt, bei Beteiligung mehrerer 
Länder an der Herſtellung durch das Land, in dem die Ware die letzte wirtſchaftlich 
gerechtfertigte und fie weſentlich verändernde Bearbeitung erfahren hat. 


Aber die Zollſätze erteilen die Oberfinanzpräſidenten auf Antrag unter beſtimmten 
Vorausſetzungen bindende Auskunft. Zur Anwendung eines Vergeltungsrechts 
gegenüber anderen Staaten kann die Reichsregierung Verzollung zu höheren Zoll. 
ſätzen oder Erſchwerungen des Zollverfahrens anordnen (Obertarif). 


Die unbedingte Zollſchuld wird grundſätzlich mit ihrer Entſtehung fällig. 
Stundung kann nach den Vorſchriften der Reichsabgabenordnung, Zahlungsaufſchub 
nur bis zu drei Monaten, für Getreide und verwandte Waren überhaupt nicht, ge- 
währt werden. Die fällige Zollſchuld iſt grundſätzlich bei der Zollſtelle zu entrichten, 
die die Ware zum freien Verkehr abfertigt. Anter beſtimmten Vorausſetzungen iſt 
bei Aberweiſung mit Zollſchuldüberweiſungsſchein die Zahlung bei einer anderen 
Zollſtelle zuläſſig (Beiſpiel: der Tabakgroßhändler will den Zoll für einen Ballen 
Tabak nicht vorlegen, ſondern wünſcht, daß ihn fein Abnehmer zahlt). Die Zoll- 
ſchuld erliſcht außer durch Tilgung durch Verjährung und durch Erlaß 
aus Billigkeitsgründen. Die Ermächtigung zu letzterem iſt für eine große 
Zahl von Fällen auf die Oberfinanzpräſidenten und die Hauptzollämter übertragen. 


VII. Rechtsmittelverfahren 

Die Rechtsmittel im Zollverfahren find durch die Reichsabgabenordnung ge- 
regelt. Gegen Entſcheidungen der Hauptzollämter und ihrer Hilfsſtellen iſt die An⸗ 
fechtung an den Oberſinanzpräſidenten, gegen deſſen Anfechtungsentſcheidung die 
Rechts beſchwerde an den Reichsfinanzhof gegeben. 


VIII. Zollſtrafrecht 
Für das Zollſtrafrecht gelten das Strafgeſetzbuch und das Strafrecht 
der Reichs abgabenordnung. 
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2. Derbrauchfieuern 
Gliederungsüberſicht 


I. Weſen der Verbrauchſteuern. Geſchichtlicher Aberblick 
II. Die einzelnen Verbrauchſteuern 


1. Tabakſteuer 11. Schlachtſteuer 

2. Bierſteuer 12. Fettſteuer 

3. Branntweinmonopol 13. Leuchtmittelſteuer 

4. Branntweinzuſchlagſteuer 14. Zündwarenſteuer 

5. Branntweinerſatzſteuer 15. Zündwarenmonopol 

6. Monopolausgleich 16. Mineralölfteuer 

7. Eſſigſäureſteuer 17. Spielkartenſteuer 

8. Zuckerſteuer 18. Amſatzausgleichſteuer 
9. Süßſtoffſteuer 19. Statiſtiſche Abgabe 


10. Salzſteuer 


Schrifttum: Goetzler, Das deutſche Tabakſteuerrecht, ferner Erläuterungsbücher zum 
Tabakſteuergeſetz von Arlt, Wulkow, Trautvetter in „Die Verbrauchſteuergeſetze“; zum 
Bierſteuergeſetz von Zapf Siegert, Koppe⸗Flemminger, Edlefſen, Trautvetter in „Die 
Verbrauchſteuergeſetze“; zum e von Weidner⸗Seydel, Müller, 
Trautvetter in „Die Verbrauchſteuergeſetze“, Bd. 12 der Edlefſen⸗Leitbücher; zum Zucker ⸗ 
ſteuergeſez Bd. 6 der Edleſſen⸗Leitbücher, von Trautvetter in „Die Verbrauchſteuer⸗ 
gefebe ; zum Süßſtoffgeſetz Bd. 6 der Edlefſen⸗Leitbücher; zum Salzſteuergeſetz von 

rautvetter in „Die Verbrauchſteuergeſetze“, Bd. 5 der Edlefſen⸗Leitbücher; zum Leucht ⸗ 
de von Bergmann, Trautvetter in „Die Verbrauchſteuergeſetze“, Bd. 14 der 
Edlefſen⸗Leitbücher; zum Zündwarenſteuergeſetz von Trautvetter in „Die Verbrauch⸗ 
ſteuergeſetze“, Bd. 13 der Edlefſen⸗Leitbücher; zum Mineralölfteuergefe von Ebel; zum 
Spielkartenſteuergeſez von Trautvetter in „Die Verbrauchſteuergeſetze“, Bd. 16 der 
Edlefſen⸗Leitbücher. 


I. Weſen der Berbrauchfteuern. Gefchichtlicher Uberblick 


Die Verbrauchſteuern haben ihre Bezeichnung von dem Zweck erhalten, der mit 
ihnen verfolgt wird: den Verbrauch beſtimmter Gegenſtände einer Beſteuerung zu 
unterwerfen. Wegen der großen Zahl der Verbraucher und auch wegen der 
Schwierigkeit, ja der Anmöglichkeit, den Verbrauch der ſteuerunterworfenen Gegen- 
ſtände zu überwachen, werden die Verbrauchſteuern nicht von den Ver 
brauchern ſelbſt, ſondern in einem Zeitpunkt erhoben, der zwiſchen dem 
Beginn der Herſtellung der Gegenſtände und ihrem Abergang in die Hand der Ver⸗ 
braucher liegt. Steuerſchuldner iſt die Perſon, die in dieſem Zeitpunkt über 
die Gegenſtände verfügt. Für den Steuerſchuldner iſt die Verbrauchſteuer ein 
Beſtandteil ſeiner Betriebskoſten. Er rechnet ſie in ſeinen Verkaufspreis ein und 
wälzt fie auf dieſe Weiſe auf den Verbraucher als eigentlichen Steuerträger ab. 


Man unterſcheidet, je nach der Wahl des Herſtellungsabſchnitts, in dem die Ver⸗ 
brauchſteuer erhoben wird, Rohſtoff oder Fabrikatſteuern. Abernimmt 
der Staat ſelbſt Herſtellung und Vertrieb der zu beſteuernden Gegenſtände oder 
einzelne Abſchnitte dieſer Tätigkeiten, wobei er die Steuer in ſeinen Verkaufspreis 
einrechnet, fo handelt es ſich um ein Staats monopol. 


Die Verbrauchsbeſteuerung des Reichs erſtreckt ſich auf Tabak, Bier, Brannt⸗— 
wein, Branntweinerſatzſtoffe, Eſſigſäure, Zucker, Süßſtoff, 
Salz, Fette, Fleiſch, Leuchtmittel, Zündwaren, Mineralöle 
und Spielkarten. Die Steuer auf Branntwein wird in Form des 
Handelsmonopols, die Steuer auf Zündwaren zum Teil in Form der 
Verbrauchſteuer, zum Teil in Verbindung mit einem Handels monopol 
erhoben. Die Stellung und Bedeutung der Verbrauchsbeſteuerung im Reich ergibt 
ſich daraus, daß auf ſie etwa ein Fünftel der Geſamtſteuereinnahmen des Reichs 


entfällt. 
— 
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Die allgemeinen Grund ſätze des Verbrauchſteuerrechts, wie fie ſich aus 
einer gedrängten Geſamtſchau über die Verbrauchſteuern des Reichs mit Ausnahme 
der Monopole ergeben, ſind, kurz zuſammengefaßt, folgende: 


Die Steuer bemißt ſich nach der Menge der ſteuerunterworfenen Gegenſtände. 
Die Steuerſchuld entſteht mit dem Abergang der Gegenſtände in 
den freien Verkehr, d. h. in dem Zeitpunkt, in dem die Gegenſtände aus der 
für die Herſtellung vorgeſchriebenen ſteuerlichen Aberwachung — in der Regel durch 
Entfernung aus dem Herſtellungsbetrieb — ausſcheiden. Als Abergang in den freien 
Verkehr gilt auch der Verbrauch im Herſtellungsbetrieb. Steuerſchuldner iſt 
der Herſteller der Gegenſtände. Die Fälligkeit der Steuer iſt ſo weit — vielfach ein 
oder zwei Monate — hinausgeſchoben, daß die Steuerzahlung möglichſt nahe an den 
Zeitpunkt herangerückt iſt, in dem der Herſteller ſein Erzeugnis vom Abnehmer bezahlt 
erhält. Die Gegenſtände haften für die auf ihnen ruhende Steuer, und zwar, wenn 
der Herſteller die ihm zur Steuerſicherung auferlegten Pflichten ordnungsmäpig 
erfüllt, ſo lange, bis ſie aus der ſteuerlichen Aberwachung ausſcheiden, andernfalls ſo 
lange, bis die Steuer entrichtet iſt. Das Steuerverfahren iſt meiſt in der Weile 
geregelt, daß der Herſteller die Gegenſtände, die aus der Steuerüberwachung aus- 
ſcheiden, in einer beſonderen ſteuerlichen Buchführung ſeſthält. Die hier an- 
geſchriebenen Gegenſtände meldet er in beſtimmten Zeiträumen, meiſt monatlich, der 
Zollſtelle an. Dieſe ſetzt die Steuer feſt und erteilt den Steuerbeſcheid. 


Am den ordnungsmäßigen Eingang der Verbrauchſteuern zu fichern, unterliegen die 
Betriebe, in denen ſteuerunterworfene Gegenſtände hergeſtellt werden, der Steuer⸗ 
aufſicht. Diele bedeutet auf dem Verbrauchſteuergebiet die dauernde und ein- 
gehende Kontrolle der Betriebe durch das Hauptzollamt und die ihm unter- 
ſtellten Beamten des Aufſichtsdienſtes. Damit die Steueraufſicht durchgeführt werden 
kann, find dem Herſteller neben der Verpflichtung zur Steuererklärung und Steuer— 
zahlung zahlreiche ſteuerliche Hilfs pflichten, insbeſondere Anmelde und 
Buchführungspflichten — auch über die Betriebsführung —, auferlegt und anderſeits 
den genannten Zolldienſtſtellen beſtimmte Befugniſſe erteilt (laufende Nachſchau, 
Beſtandsaufnahmen, Einſicht in die kaufmänniſche und betriebstechniſche Buchführung). 
Die Steueraufſicht erſtreckt ſich vielfach auf den Rohſtoffverbrauch der Herſteller oder 
auf den Groß- und Kleinhandel mit verſteuerten Erzeugniſſen. 


Die Verbrauchſteuergeſetze kennen auch ſteuerliche Vergünſtigungen. Teils 
handelt es ſich um völlige Befreiungen, teils um Ermäßigung der Steuerſätze, teils 
um Erleichterungen in der Durchführung der Steuer. Sie beruhen entweder auf 
ſozialen Gründen (z. B. Haustrunk der Brauereiarbeiter, Ermäßigung oder Abfindung 
der Steuer für Kleinbrauereien) oder darauf, daß die ſteuerunterworfenen Gegen⸗ 
ſtände ihrer Beſtimmung zum Verbrauch durch den eigentlichen Steuerträger, den 
Verbraucher, im Inland nicht zugeführt werden (3.3. Ausfuhr unter Steueraufſicht, 
Verbrauch zu Probezwecken im Herſtellungsbetrieb, Verwendung unter Steueraufſicht 
bei der gewerblichen Herſtellung von anderen Erzeugniſſen als Lebens- und Genuß⸗ 
mittel, Verſendung unter Steuerauffiht von einem Herſtellungsbetrieb zum anderen). 


Die Verbrauchſteuern werden auch — neben dem Zoll — von ſteuerunterworfenen 
Gegenſtänden erhoben, die aus dem Ausland eingeführt werden. Hier 
beſtimmen ſich die Entſtehung und die Fälligkeit der Steuerſchuld, die Perſon des 
Steuerſchuldners und die dingliche Haftung der eingeführten Gegenſtände zur Ver⸗ 
einfachung des Steuerverfahrens nach dem Zollrecht. 

Der Geltungsbereich der Verbrauchſteuergeſetze umfaßt das innerhalb der 
Zollgrenze liegende Gebiet des Reichs und die badiſchen Zollausſchlüſſe. 


Je nach der Eigenart der ſteuerunterworfenen Gegenſtände und ihrer Herſtellung, der 
Form der Steuern (z. B. Rohſtoff- oder Fabrikatſteuer) und den ſich hieraus ergeben- 
den Erforderniſſen der Steuerſicherung weichen die einzelnen Verbrauchſteuergeſetze 
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mehr oder weniger von den vorſtehenden Grundzügen ab. Auf die wichtigſten Ab- 
weichungen iſt in der nachfolgenden Aberſicht (Abſchnitt II) über die einzelnen Steuern 
hingewieſen. 


Die Geſchichte der Verbrauchs beſteuerung in Deutſchland geht in ihren 
Anfängen auf die Steuerreformen zurück, die die deutſchen Einzelſtaaten zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts unter dem Einfluß der politiſchen und wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe, die durch die Napoleoniſchen und die Freiheitskriege grundlegend verändert 
waren, durchgeführt haben. VBeſtimmend für die Neugeſtaltung waren der erhöhte 
Finanzbedarf und die Notwendigkeit, in den Staaten, die unter Beſeitigung der 
Kleinſtaaterei durch die Friedensverträge zu größeren Einheiten umgeſtaltet waren, 
das Finanzweſen neu aufzubauen. Es wurde in einer Reihe von Staaten die Ver- 
brauchsbeſteuerung vereinheitlicht und auf einige wenige Gegenſtände des Maffenver- 
brauchs beſchränkt, nachdem vorher vielfach noch die Verbrauchsbeſteuerung in Form 
von Torſteuern faſt den geſamten Verbrauch der Bevölkerung erfaßt hatte. Den An- 
ſtoß zu einer weiteren Entwicklung gab die Bildung des Deutſchen Zoll- 
vereins im Jahr 1833. In den hierdurch zuſammengeſchloſſenen Ländern waren 
zwar die Zollgrenzen beſeitigt, aber damit war doch die völlige Verkehrsfreiheit noch 
nicht hergeſtellt; denn wegen der Verſchiedenartigkeit der Verbrauchſteuern wurde 
beim Abergang verbrauchſteuerpflichtiger Waren von einem Land zum anderen ein 
Ausgleich in Form von Abergangsabgaben oder Rückvergütungen erforderlich. Am 
dieſe Verkehrshemmniſſe zu befeitigen, ſchloſſen ſich die deutſchen Länder zu Ver⸗ 
brauchſteuergemeinſchaften zuſammen. Die Entwicklung führte in der Folgezeit dazu, 
daß im Jahr 1867 der Zollverein die Geſetzgebung für die Beſteuerung des Salzes, 
Tabaks und Rübenzuders an ſich zog. Dagegen wurde auf dem Gebiet der Bier. 
und Branntweinbeſteuerung eine Einheitlichkeit noch nicht erreicht. Auch durch die 
Reichsverfaſſung im Jahr 1871, durch die dem Reich die Geſetzgebung über die Be. 
ſteuerung von Salz, Tabak, Branntwein, Bier und Rübenzucker übertragen wurde, 
wurden die Sonderrechte von Bayern, Baden und Württemberg bei der Beſteuerung 
von Bier und Branntwein gewahrt. Dieſe Sonderrechte wurden im Jahr 1887 be- 
züglich der Branntweinbeſteuerung und erſt im Jahr 1919 bezüglich der Bierbeſteue⸗ 
rung beſeitigt. 1 
Bis zum Ende des Weltkriegs war das Reich in ſeinen Einnahmen vorwiegend auf 
die Verbrauchsbeſteuerung angewieſen. Der ſtarke Finanzbedarf des Reichs nach dem 
Weltkrieg, der zu einer Abertragung der Steuern vom Einkommen und Vermögen 
auf das Reich führte, hatte auch einen ſtarken Ausbau der Verbrauchſteuern zur 
Folge. Zudem führten die neuzeitlichen Beſteuerungsgrundſätze und die Vervoll⸗ 
kommnung der gewerblichen Technik allmählich zur Amſtellung der Verbrauchſteuern 
von der rohen Form der Rohſtoffſteuer zur Beſteuerung des Fertigfabrikats. Im 
Zuſammenhang mit dieſen Anderungen wurden die Verbrauchſteuergeſetze einander 
angeglichen und das materielle Steuerrecht, das Verfahrensrecht und das Strafrecht 
im Zuſammenhang mit der Einführung der Reichs abgabenordnung weit- 
gehend vereinheitlicht. Die Steuerüberwachung, die bis dahin hauptſächlich durch 
ſteueramtliche Aber wachung der Herſtellung geſchah, wurde weitgehend 
durch die Buch überwachung erſetzt. 


II. Die einzelnen Berbrauchfteuern 


1. Die Ta bak beſteuerung (Geſetz vom 4. April 19393 REDBL.I S. 721) umfaßt 
verſchiedene Verbrauchſteuern. Die wichtigſte von ihnen iſt die Tabakſteuer. 
Ihr unterliegen Tabakerzeugniſſe, tabakähnliche Waren und Zigarettenpapier. Von 
der Steuer befreit find u. a. die Erzeugniſſe, die Angeſtellte und Arbeiter des Her- 
ſtellungsbetriebs als Deputat erhalten. Die Steuer bemißt ſich bei Tabak- 
erzeugniſſen und tabakähnlichen Waren nicht nur nach der Menge, ſondern auch nach 
dem Kleinverkaufspreis. Die Steuer ſätze find je nach der Gattung der fteuer- 
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unterworfenen Gegenſtände verſchieden. Die Steuer beträgt z. B. für 1000 Stück 
Zigarren zu 10 Rpf. 23,— RM, für 1000 Stück Zigaretten zu 3¼ Rpf. 10, — RM, 
für 1 kg Pfeifentabak zu 5,— RM 1,60 RM, für 1000 Stück Zigarettenhüllen 
(Hülſen und Blättchen) 1.— RM. Die Erzeugniſſe müſſen in Packungen von 
beſtimmter Größe verpackt und nach den Vorſchriften bezeichnet fein. Steuer 
ſchuldner iſt der Herſteller der ſteuerunterworfenen Gegenſtände. Er hat die 
Steuer durch Verwendung von Steuerzeichen an den Packungen der 
Erzeugniſſe zu entrichten, bevor ſie aus dem Herſtellungsbetrieb entfernt werden. Die 
Steuerzeichen find bei der Entnahme ſofort zu bezahlen. Kleine und mittlere Be. 
triebe, die Zigarren, Zigaretten und Rauchtabak herſtellen, erhalten eine Betriebs. 
beihilfe, die nach der tabakſteuerlichen Leiſtung bemeſſen wird. Dieſe Maßnahme ſoll 
der Erhaltung dieſer Betriebe gegenüber dem ſtarken Wettbewerb der Großbetriebe 
dienen. Die Tabakwarenhändler, die ebenfalls der Steuerauffiht unterliegen, dürfen 
bei der Lieferung an Verbraucher die Kleinverkaufspreiſe, zu denen die Erzeugniſſe 
verſteuert worden find, nicht unterſchreiten; bei Erhöhung der Preiſe iſt eine Zu⸗ 
ſchlagverſteuerung durch Verwendung von Zuſchlagſteuerzeichen vorgeſehen. 

Zur Sicherung der Tabakſteuer iſt die Steueraufſicht auch auf den Ver- 
brauch von Tabak (Rohſtoff) im Herſtellungsbetrieb und darüber hinaus 
auf die Lagerung und Behandlung von Tabak außerhalb der Herſtellungs. 
betriebe, auf den inländiſchen Tabakbau und auf die Verſen dung von 
Tabak ausgedehnt. Außerdem iſt der Verkehr mit Ta bak einſchließlich der 
Einfuhr aus dem Ausland auf die unter Steueraufſicht ſtehenden Perſonen und Be— 
triebe (Herſteller von Tabakwaren, Rohtabakhändler und Tabakpflanzer) beſchränkt. 
Wird Tabak der Steueraufſicht entzogen, ſo iſt zum Ausgleich für die dem Reich 
entgehende Tabakſteuer eine Abgabe (Tabakſteuerausgleich) in Höhe von 825 RM 
für den Doppelzentner (dz) ausländiſchen und von 275 RM für den dz inländiſchen 
Tabaks zu entrichten. Ahnliche Vorſchriften wie für den Tabak gelten für Zigaretten. 
papier in anderen Formen als Hülſen und Blättchen. 


Der Tabak (Rohſtoff), der zur gewerblichen Herſtellung von Zigaretten ver- 
wendet wird, unterliegt ferner der Tabakmaterialſteuer (430 RM je dz), 
fo daß die Zigarette ſowohl durch eine Fabrikat- als auch durch eine Rohſtoffſteuer 
belaſtet iſt. Die Steuerſchuld entſteht mit dem Abergang von Tabak in den Zigaretten- 
herſtellungsbetrieb. Steuerſchuld ner iſt deſſen Inhaber. Zum Ausgleich für 
die Vorbelaſtung der inländiſchen Zigaretten wird bei Einfuhr von Zigaretten aus 
dem Ausland neben dem Zoll und der Tabakſteuer die Tabakmaterialſteuer 
(430 RM je dz Zigaretten) erhoben. Die Steuererhebung iſt dem Zollrecht angepaßt. 


In ähnlicher Weiſe find Tabakerſatzſtofſſe der Tabakerſatzſteuer unterworfen, 
wenn fie bei der Herſtellung von Tabakerzeugniſſen (Miſchwaren) oder von tabaf- 
ähnlichen Waren verwendet werden. Die Steuer beträgt 140 RM für 1 dz. Die 
Steuerſchuld entſteht, ſobald Tabakerſatzſtoffe bei der Herſtellung von Tabakerzeug⸗ 
niſſen und tabakähnlichen Waren verwendet werden. Steuerſchuldner iſt der Inhaber 
des Betriebs. 

2. Der Bierſteuer (Gefe vom 21. 12. 1938; RGBl. J S. 1897) unterliegen 
Bier und bierähnliche Getränke. Die Steuer bemißt ſich nach Menge und 
Stärke der Erzeugniſſe, bei Bier auch nach dem Betriebsumfang der Brauerei. Die 
Steuer beträgt von den erſten 2000 hl Bier 10,50 RM, von den folgenden 8000 hl 
10,70 RM, von den folgenden 10 000 hl 10,90 RM, von den folgenden 10 000 hl 
11,20 RM, von den folgenden 30 000 hl 11,50 RM, von den folgenden 30 000 hl 
11,80 RM, von den folgenden 30 000 hl 12,40 RM, von den weiteren Erzeugniſſen 
13 RM je hl. Dieſe Steuerſtaffelung dient dem Schutz der kleineren und mittleren 
Brauereien. Die Steuerſchuld entſteht, ſobald die Erzeugniſſe aus der 
Brauerei entfernt oder in dieſer getrunken werden. Steuerſchuldner iſt, 
wer die Erzeugniſſe für ſeine Rechnung herſtellt oder herſtellen läßt, in der Regel 
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der Brauereiinhaber. Den Kleinbrauereien werden Steuerermäßigungen oder Er. 
leichterungen in der Durchführung der Steuer (Abfindung) gewährt. Steuer ⸗ 
frei find u. a. der Haustrunk der Brauereiangeſtellten und arbeiter und Farbe- 
bier, wenn es zur Verwendung als Farbmittel bei der Bierbereitung dient. Das 
Bierſteuergeſetz enthält auch Vorſchriften über die Bierbereitung (Reinheitsgebot) 
und den Verkehr mit Vier und Vierbereitungsmitteln. 


3. Das Branntwein monopol Geſetz vom 25. März 1939; RGBl. 1 S. 604) 
iſt im weſentlichen ein Großhandelsmonopol. Es verfolgt neben fiskaliſchen auch 
volkswirtſchaftliche Zwecke und dient dabei insbeſondere der deutſchen Landwirtſchaft. 
Geltungsbereich des Monopols iſt das Gebiet des Reichs mit Ausnahme der 
Zollausſchlüſſe, jedoch einſchließlich des badiſchen Zollausſchlußgebiets (Monopol ⸗ 
gebiet). Das Monopol umfaßt a) die Übernahme des in den privaten Bren⸗ 
nereien des Monopolgebiets hergeſtellten Branntweins, zu deſſen Ablieferung die 
Brennereien verpflichtet find, d) die Herſtellung von Branntwein aus Zellſtoffen, 
Kalziumkarbid und anderen Stoffen, aus denen Branntwein im Monopolgebiet vor 
dem 1. Oktober 1914 gewerblich nicht gewonnen worden iſt, c) die Einfuhr, die 
Reinigung und die Verwertung von Branntwein ſowie den Branntweinhandel. 
Die Verwertung des Branntweins durch das Monopol geſchieht durch Verkauf von 
un verarbeitetem Branntwein. Es beſtehen verſchiedene Aus nahmen von dem 
Monopol, von denen die wichtigſten nachſtehend aufgeführt find. Von der Abliefe- 
rungspflicht find befreit: Kornbranntwein, Branntwein aus Obſt, Beeren, Wein, 
Weinhefe, Moſt, Wurzeln oder Rückſtänden davon und Branntwein, der in einer 
Abfindungsbrennerei (vgl. Abſ. 5) hergeſtellt worden iſt. Dem Einfuhrmonopol 
unterliegen nicht Rum, Arrak, Kognak und Liköre; die Reichsmonopolverwaltung 
kann weitere Ausnahmen zulaſſen. Branntwein, den die Monopolverwaltung ver- 
kauft hat, darf zu den von ihr zugelaſſenen Zwecken frei verwertet werden. Der 
Handel mit Branntwein, der von der Monopolverwaltung bezogen iſt, mit abliefe- 
rungsfreiem und mit einfuhrmonopolfreiem Branntwein iſt dem freien Gewerbe 
überlaſſen; die Monopolverwaltung kann weitere Ausnahmen genehmigen. 


Das Monopol wird vom Reich ſelbſt verwaltet. Für die Verwaltung iſt eine 
beſondere Behörde, die Reichsmonopolver waltung für Drannt- 
wein, errichtet, die dem Reichsminiſter der Finanzen unmittelbar unterſtellt iſt. 


Der regelmäßige Verkaufspreis der Monopolverwaltung wird ſo bemeſſen, 
daß er den von ihr an die Brenner gezahlten Abernahmepreis, eine Reineinnahme 
für die Reichskaſſe in Höhe von zur Zeit 275 RM für 1 hl Weingeiſt (Hektoliter. 
einnahme) und die Verwaltungskoſten deckt. Für Branntwein, der zu anderen 
Zwecken als zur Trinkbranntweinherſtellung verwendet werden ſoll, z. B. zur Aus⸗ 
fuhr, zur Herſtellung von Speiſeeſſig, zur Vermiſchung mit Treibſtoffen, zu Putz., 
Heizungs-, Koch- und Beleuchtungszwecken oder zu gewerblichen Zwecken, iſt der 
Verkaufspreis — in verſchiedenem Amfang — ermäßigt. Verſchiedenartige Siche⸗ 
rungsmaßnahmen (u. a. Steueraufſicht, mehr oder weniger weitgehende Vergällung, 
Bezugsgenehmigung) ſollen den Mißbrauch dieſer Vergünſtigungen verhüten. 


Für Branntwein, der von der Ablieferung befreit iſt, hat der Brenner eine be⸗ 
ſondere Abgabe, den Branntweinaufſchlag, an die Monopolverwaltung zu 
zahlen. Dieſe Abgabe iſt keine Steuer im Sinn der Reichsabgabenordnung, ſondern 
ſtellt eine Geldleiſtung für die Befreiung vom Lieferungszwang dar. Der Brannt- 
weinaufſchlag iſt für 1 hl Weingeiſt gleich dem Betrag, um den der regelmäßige 
Verkaufspreis den Abernahmepreis überſteigt. Die Aufſchlagſchuld entſteht mit der 
Gewinnung des Branntweins und iſt innerhalb kurzer Zahlungsfriſten an die zu⸗— 
ſtändige Zollſtelle zu entrichten; dieſe liefert den Betrag an die Monopolverwaltung 
ab. Für einfuhrmonopolfreien Branntwein wird der Monopolausgleich erhoben 
(vgl. unten Ziff. 5). 
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Die Durchführung des Monopols iſt dadurch gefichert, daß ſich feine Wirk. 
ſamkeit mehr oder weniger auf das geſamte freie Branntweingewerbe und auf ver⸗ 
wandte Gewerbe erſtreckt. Der amtlichen Aufſicht unterliegen z. B. Betriebe, 
die Branntwein oder Branntweinerzeugniſſe oder Brennereigeräte herſtellen oder 
vertreiben, im weingeiſtigen Gärungsverſahren Hefe — ohne Branntweingewinnung 
— herſtellen, oder Eſter herſtellen, weiterverarbeiten oder vertreiben. Die Wirk- 
ſamkeit des Monopols reicht am weiteſten bei den Brennereien. Ihre Geräte ſtehen 
unter vollſtändigem amtlichen Verſchluß, und ihre Erzeugung wird durch die Mono- 
polverwaltung mit Hilfe von Brennrechten geregelt; Ausnahmen hiervon beſtehen 
für beſtimmte Kleinbrennereien, deren Erzeugung unter Verzicht auf amtlichen Ver⸗ 
ſchluß der Geräte nach dem anzumeldenden Rohſtoffverbrauch amtlich geſchätzt wird 
(Abfindungsbrennereien). 


Bei der Durchführung des Monopols wirken in großem Umfang die Zolldienſt⸗ 
ftellen mit. Zu ihren Aufgaben gehören außer der Erhebung des Branntwein⸗ 
aufſchlags u. a. die Aberwachung der privaten Brennereien und die Abfertigung 
des Branntweins, der von dieſen an die Monopolverwaltung abzuliefern iſt, ferner 
die Aberwachung aller ſonſtigen Betriebe, auf die ſich die Wirkſamkeit des Monopols 
erſtreckt. 


4. Die Branntweinerſatzſteuer (vgl. SS 159 a bis g des Geſetzes über das 
Branntweinmonopol) erfaßt die Branntweinerſatzſtoffe. Sie dient zum 
Ausgleich der Belaſtung von Trinkbranntwein durch das Branntweinmonopol, 
ſoweit Branntwein verwendet iſt, der von der Monopolverwaltung bezogen oder den 
Monopolabgaben unterworfen war. Branntweinerſatzſtoffe ſind weingeiſthaltige 
Stoffe, die nicht Branntwein im Sinn des Monopolgeſetzes ſind — z. B. Wein —, 
wenn ſie bei der Herſtellung von Trinkbranntwein verwendet werden. Die Steuer 
iſt für 1 hl Weingeiſt gleich dem Betrag, um den der regelmäßige Branntwein⸗ 
verkaufspreis der Monopolverwaltung den von ihr bei der Abernahme gezahlten 
Grundpreis überſteigt. Die Steuerſchuld entſteht mit dem Abergang der Brannt- 
weinerſatzſtoffe in einen Trinkbranntweinherſtellungsbetrieb. Als Abergang gilt 
auch die Gewinnung der Erſatzſtoffe im Herſtellungsbetrieb ſelbſt. Steuerſchuldner 
iſt deſſen Inhaber. 


5. Bei der Einfuhr aus dem Ausland unterliegen Branntwein, wein- 
geiſthaltige Erzeugniſſe, Ather und ätherartige Erzeugniſſe außer dem Zoll einer 
Abgabe, die der Belaſtung des inländiſchen Branntweins durch das Branntwein 
monopol entſpricht, dem Monopolausgleich (vgl. 58S 151 bis 159 des Ge- 
ſetzes über das Branntweinmonopol). Der Monopolausgleich beſteht in dem 
Anterſchied zwiſchen dem regelmäßigen Branntweinverkaufspreis der Branntwein⸗ 
monopolverwaltung und dem von ihr bei der Abernahme von Branntwein gezahlten 
Branntweingrundpreis (regelmäßiger Monopolausgleich) oder dem Anterſchied 
zwiſchen dem ermäßigten Branntweinverkaufspreis und dem Branntweingrundpreis 
(ermäßigter Monopolausgleich). Der Branntweingrundpreis wird ſo feſtgeſetzt, daß 
er die durchſchnittlichen Herſtellungskoſten eines Hektoliters Weingeiſt in gut 
geleiteten landwirtſchaftlichen Kartoffelbrennereien mittleren Amfangs deckt, wobei 
davon auszugehen iſt, daß bei angemeſſener Verwertung der Kartoffeln die Schlempe 
dem Brennereibeſitzer koſtenfrei zur Verfügung bleibt. Die Monopolausgleichſchuld 
entſteht mit der Aberſchreitung der Zollgrenze und wird fällig, ſobald die Ware durch 
Abfertigung oder fonſt in den freien Verkehr gelangt. Monopolausgleichſchuldner 
iſt, für weſſen Rechnung die Ware eingeht. Das Verfahren bei der Erhebung des 
Ausgleichs iſt den Zollvorſchriften angepaßt. Der Monopolausgleich iſt eine Ver⸗ 
brauchſteuer und fließt in die Reichskaſſe. 


6. Der Eſſigſäureſteuer (vgl. Ss 160 bis 169 des Geſetzes über das Brannt⸗ 
weinmonopol) unterliegt Eſſigſäure, die in anderer Weiſe als durch Gärung ber- 
geſtellt worden iſt, z. B. aus Holzeſſig oder eſſigſauren Salzen. Die Steuer dient 
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zum Schutz des Gewerbes, das Speiſeeſſig unter Verwendung von Branntwein 
herſtellt, der von der Monopolverwaltung bezogen iſt. Die Steuer beträgt für 
100 kg waſſerfreier Säure 40 RM, wenn der Preis des Branntweins, den die 
Branntweinmonopolverwaltung zur Herſtellung von Eſſig abgibt, 70 RM für 
1 Hektoliter Weingeiſt beträgt, und gleitet mit dieſem Preis. Die Steuerſchuld 
entſteht mit dem Abergang der Eſſigſäure in den freien Verkehr des Branntwein⸗ 
monopolgebiets und bei Einfuhr aus dem Ausland mit dem Verbringen in das 
Monopolgebiet. Steuerſchuldner iſt, für weſſen Rechnung die Eſſigſäure in den freien 
Verkehr übergeht oder in das Monopolgebiet verbracht wird. Von der Steuer 
befreit iſt Eſſigſäure, wenn ſie nur zu gewerblichen Zwecken geeignet iſt oder 
unter ſteuerlichen Sicherungsmaßnahmen zu gewerblichen Zwecken verwendet wird. 
Die Lagerung von unverſteuerter, zu Genußzwecken geeigneter Eſſigſäure zum Zweck 
des Handels kann genehmigt werden. Von einem ſolchen Lager darf Eſſigſäure nur 
ins Ausland ausgeführt oder an bezugsberechtigte Betriebe zur ſteuerfreien Ver. 
wendung oder an bezugsberechtigte Händler abgegeben werden. Der Lagerinhaber 
hat ähnliche Pflichten wie der Herſteller. 


7. Die Zuckerſteuer (Geſetz vom 26. September 1938; RGBl. 1 S. 1251) erſaßt 
Rübenzuder, Stärkezucker und Zucker von der chemiſchen Zuſammenſetzung dieſer 
Zuckerarten. Die Steuer beträgt 21 RM für 1 dz; fie iſt für Stärkezucker, Zucker. 
abläufe, Rübenſäfte und andere Zuckerlöſungen ermäßigt. Steuerbefreiung iſt 
vorgeſehen a) für Nübenzuderabläufe, Rübenſäfte und andere Rübenzuderlöfungen, 
wenn ſie einen Reinheitsgrad (Zuckergehalt in der Trockenmaſſe) von weniger als 
70 v. H. aufweiſen, b) für die Rübenſaftbereitung im Haushalt, c) bei Verwen- 
dung beſtimmter Zuckerarten zur Fütterung von Tieren mit Ausnahme der Bienen, 
ferner zur Herſtellung von Pergamentpapier, Seifen und techniſcher Milchſäure. In 
den Fällen zu c ift die Vergällung des Zuckers vorgeſchrieben. Steuerſchuldner iſt 
der Herſteller. Bei Ausfuhr von Erzeugniſſen, zu deren Herſtellung verſteuerter 
Zucker verwendet worden iſt, wird die Steuer vergütet. Herſtellern von Zucker und 
Zuckergroßhändlern können Eigenlager ohne amtlichen Mitverſchluß zur Einlagerung 
von unverſteuertem Zucker bewilligt werden, der zur Ausfuhr beſtimmt iſt (Ausfuhr⸗ 
lager). Die Steueraufſicht iſt auf dieſe Lager ausgedehnt. Bei der Einfuhr aus 
dem Ausland werden nicht nur Zucker, ſondern auch Waren aus Zucker der 
Nummer 202 des Zolltarifs neben dem Zoll zur Steuer herangezogen. 


8. Der Süßſtoffſteuer (Geſetz vom 1. Februar 1939; RGBl. S. 111) unter. 
liegen alle auf künſtlichem Weg gewonnene Stoffe, die als Süßmittel dienen 
können und eine höhere Süßkraft als Saccharoſe (reiner Rüben oder Rohrzucker), 
aber nicht entſprechenden Nährwert beſitzen (Süßſtoffe). Die Steuer beträgt bei 
Benzoeſäureſulfinid 7,50 RM, bei Dulcin 5,60 RM für 1 kg reinen Süßſtofſ. 
Steuerſchuldner iſt der Herſteller. Zur Herſtellung und zur Einfuhr von Süßſtoff iſt 
nur berechtigt, wem die Reichsregierung die Erlaubnis hierzu erteilt hat. Eine 
ſolche Erlaubnis iſt bisher — und zwar widerruflich — vier Anternehmungen erteilt 
worden. Der Beſteuerung iſt auch der Süßſtoff unterworfen, der ins Ausland aus · 
geführt wird. 


9. Gegenſtand der Salz ſteuer (Geſetz vom 23. 0 1938; RGBl. S. 1969) 
find im weſentlichen Stein-, Hütten, Siede- und Seeſalz. Die Steuer beträgt 12 RM 
für 1 dz. Steuerſchuldner iſt der Herſteller. In weitem Umfang find Steuer 
befreiungen vorgeſehen, und zwar für Salz, das zum Salzen von Heringen 
und ähnlichen Fiſchen oder zu anderen Zwecken als zur Herſtellung und Bereitung 
von Lebens- oder Genußmitteln verwendet wird. Betriebe und Perſonen, die von 
der Steuerbefreiung Gebrauch machen, unterliegen — von wenigen Ausnahmen ab- 
geſehen — der Steueraufſicht; für zahlreiche Verwendungszwecke muß das Salz 
vorher zum Genuß untauglich gemacht (vergällt) werden. 
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10. Die Schlachtſteuer (Geſetz vom 24. März 1934; RGBl. I S. 238) zeigt die 
größten Abweichungen von den allgemeinen Grundſätzen des Verbrauchſteuerrechts. 
Der Steuer unterliegt die Schlachtung von Rindvieh, Schweinen und Schafen. Die 
Steuerfätze betragen 1 bis 22 RM je Tier; fie find für Rindvieh — außer Kühen — 
nach dem Lebendgewicht abgeſtuft. Die Steuerſchuld entſteht mit der Schlachtung. 
Steuerſchuldner iſt, wer für eigene Rechnung ſchlachtet oder ſchlachten läßt. 
Er hat jede Schlachtung vor der Tötung des Tieres anzumelden und zugleich die 
Steuer zu zahlen. Bei der Einfuhr von Fleiſch und Fett von Rindvieh, 
Schweinen und Schafen ſowie von Fleiſchwürſten wird die Schlachtausgleichſteuer 
(4 Rpf. bis 15 Rpf. je kg) erhoben. Von der Schlachtſteuer befreit find Rind- 
vieh und Schweine unter 40 kg, Schafe unter 20 kg Lebendgewicht. Weitere 
Steuervergünſtigungen beſtehen unter beſtimmten Vorausſetzungen für 
Fälle, in denen das Fleiſch des im Inland geſchlachteten Tieres bei der Fleiſch⸗ 
beſchau beanſtandet wird, für Notſchlachtungen im landwirtſchaftlichen Betrieb, für 
polizeilich angeordnete Schlachtungen und für Hausſchlachtungen von Kälbern und 
Schweinen. Bei der Ausfuhr von Fleiſch und Fleiſchwaren unter Steueraufſicht 
wird die Schlachtſteuer vergütet. Der Steueraufſicht ſind außer den Steuerſchuldnern 
auch öffentliche und private Schlachthäuſer, Fleiſchbeſchauer und Lohnſchlächter unter- 
worfen. Durch die Durchführungsverordnung vom 26. September 1937 (R Min Bl. 
S. 582) iſt eine völlige Vereinheitlichung mit Wirkung vom 1. Januar 1938 ab 
erreicht worden. 


11. Mit der Einführung der Fettſteuer (Verordnung vom 24. Februar 1939; 
RGBl. I S. 387) iſt der Zweck verfolgt worden, die Fetteinſuhr zugunſten der inlän- 
ſchen Fetterzeugung zurückzudrängen Durch die Fettſteuer werden die billigeren 
Erzeugungskoſten der ausländiſchen Fette und der im Inland aus ausländiſchen Ol⸗ 
früchten hergeſtellten Fette ausgeglichen. Die mit der Erhebung der Steuer ver- 
bundene Preisſteigerung für alle im Inland verbrauchten Fette wird fur die minder. 
bemittelten Volksgenoſſen durch ein ſtaatliches Verbilligungsver⸗ 
fahren aufgehoben, deſſen Koſten aus den Fettſteuereinnahmen gedeckt werden. Die 
Fettſteuer (0,50 je Kilogramm) erfaßt Margarine, Kunſtſpeiſefett, Speiſeöl, auch 
gehärtet, Pflanzenfette — mit Ausnahme der Kakaobutter — und gehärteten Tran 
(Fette im Sinne der Verordnung vom 13. April 1933). Die Steuer wird vom Her- 
ſteller erhoben. Die Steuerſchuld entſteht, ſobald Fette aus dem Herſtellungsbetrieb 
entfernt oder in dieſem verbraucht werden. Als Verbrauch gilt nicht die Verarbeitung 
zu anderen ſteuerunterworfenen Fetten. Soweit die Verwendung der Fette das Fett- 
programm der Reichsregierung nicht beeinträchtigt, z. B. bei der Verwendung zu 
techniſchen Zwecken, wird unter Sicherungsmaßnahmen, zu denen auch die Steuerauf- 
ſicht gehört, Steuerbefreiung gewährt. Beſondere Vorſchriften gelten für den Verkehr 
mit unverſteuerten Fetten zwiſchen Herſtellern, Großhändlern und Betrieben, die 
Fette ſteuerfrei verwenden dürfen. Großhändler dürfen unverſteuerte Fette nur 
beziehen, nachdem ihnen das Hauptzollamt die Genehmigung hierzu erteilt hat. Sie 
dürfen die bezogenen Fette nur ausführen, an Herſteller von Fetten verſenden oder 
an bezugsberechtigte Betriebe oder Perſonen zur ſteuerfreien Verwendung abgeben. 
Der Großhändler hat im weſentlichen dieſelben Pflichten wie der Herſteller. 


12. Die Leuchtmittelſteuer (Geſetz vom 6. Dezember 1938; RGBl. I 
S. 1726) erfaßt elektriſche Glühlampen, Brenner zu Nernſtlampen, Quedfilberdampf- 
und ähnliche Lampen, Brennſtifte zu elektriſchen Bogenlampen und Glühkörper zur 
Erhöhung der Leuchtkraft von Flammen. Steuerſchuldner iſt der Herſteller. Die 
Steuer beträgt 20 v. H. des Preiſes, den der Steuerſchuldner ſeinem Abnehmer in 
Rechnung ſtellt. Dem Abnehmer muß eine Rechnung ausgeſtellt werden, in der auch 
der Steuerbetrag angegeben iſt. Von der Steuer befreit ſind unter beſtimmten 
Vorausſetzungen Kohlenfadenlampen, ferner Metallfadenlampen mit geringer Span- 
nung und Brennſtifte für Bogenlampen zur Heilbeſtrahlung. Die Steueraufſicht er- 


Band III Beitrag 62 


Finanzen und Steuern 103 


ſtreckt ſich auch auf Betriebe, die ausſchließlich ſteuerbefreite Leuchtmittel herſtellen, 
auf die Steuerlager und auf Händler mit Leuchtmitteln. 


13. Der Zündwarenſteuer (Gejeg vom 26. Januar 1939; RGBl. 1 S. 92) 
find unterworfen: Zündhölzer und alle demſelben Verwendungszweck wie Zündhölzer 
dienenden Erzeugniſſe, die mit einer durch Reibung entflammbaren Zündmaſſe ver- 
ſehen ſind oder aus einer ſolchen Zündmaſſe beſtehen, ferner Zündkerzen aus Stearin, 
Wachs oder ähnlichen Stoffen. Bengaliſche und andere Feuerwerkszündhölzer ſind 
nicht beſteuert. Die Steuerſätze ſind verſchieden hoch und nach dem Inhalt der 
Schachteln oder ſonſtigen Behältniſſe abgeſtuft. Für Zündhölzer in Schachteln zu 
46 bis 60 Stück z. B. beträgt die Steuer 0,6 Rpf. je Schachtel. Zündwaren unter. 
liegen einem Verpackungs- und Kennzeichnungszwang. Steuer⸗ 
ſchuldner iſt der Herſteller. 


14. Das durch Geſetz vom 29. Januar 1930 (RG Bl. 1 S. 11) begründete Zünd 
waren monopol des Reichs iſt ein Großhandelsmonopol. Es umfaßt die Aber. 
nahme der im Monopolgebiet hergeſtellten Zündwaren und ihre unmittelbare Weiter. 
veräußerung ſowie die Ein⸗ und Ausfuhr von Zündwaren. Monopolgebiet iſt das 
Gebiet des Reichs mit Ausnahme der Zollausſchüſſe, jedoch einſchließlich des badiſchen 
Zollausſchlußgebiets. Das Monopol wird von einer Aktiengeſellſchaft, der Deutſchen 
Zündwaren⸗Monopolgeſellſchaſt, ausgeübt, in der alle im Monopolgebiet zur Her- 
ſtellung von Zündwaren berechtigten Anternehmer zuſammengeſchloſſen ſind. Die 
Monopolgeſellſchaft handelt im eigenen Namen und auf eigene Rechnung. Die Feſt⸗ 
ſetzung der Preiſe der Zündwaren (Abernahmepreis und Verkaufspreis der 
Monopolgeſellſchaft, Kleinverkaufspreis) mit Ausnahme von Spezial. oder Luxus- 
typen iſt der Reichsregierung vorbehalten. Das Reich iſt wie folgt an dem Gewinn 
der Geſellſchaft beteiligt: Aus dem Reingewinn nach Abzug der Tantiemen erhalten 
zunächſt die Geſellſchafter 8 v. H. Dividende, ſodann erhält das Reich vorweg für jede 
von der Geſellſchaft abgeſetzte Normalkiſte Zündwaren 13, — RM, ſolange der Aber. 
nahmepreis für ſogenannte Haushaltsware 130,— RM für die Normalkiſte beträgt. 
Der Beteiligungsſatz von 13,— RM gleitet mit dieſem Abernahmepreis. Der Reſt 
des Reingewinns fließt ebenfalls dem Reich zu. 


An der Durchführung des Zündwarenmonopols find auch die Zolldienſtſtellen be- 
teiligt. Insbeſondere iſt ihnen die amtliche Aufſicht über die Zündwarenherſteller 
zur Sicherung der Durchführung des Monopolgeſetzes übertragen. 


15. Der Mineralölſteuer G(Geſetz vom 22. März 1939; RGBl. I ©. 566) 
unterliegen beſtimmte Mineralöle, darunter Benzin und Benzol. Da die Steuer 
einen Ausgleich gegenüber den Gewinnen erſtrebt, die der hohe Zoll auf aus dem 
Ausland eingeführte Mineralöle den inländiſchen Herſtellern von Mineralölen er- 
möglicht, find Mineralöle, die nicht im Zollinland gewonnen worden find, von der 
Steuer befreit. Die Steuer beträgt zurzeit für Mineralöle (z. B. Benzin) 6 RM 
und für leichte Steinkohlenteeröle (z. B. Benzol) 8,80 RM für 1 dz Eigen- 
gewicht. Für die bei der Aufarbeitung von Altölen hergeſtellten Gemiſche von 
Mineralölen beträgt die Steuer 6 RM für 1 dz Eigengewicht. Steuerſchuldner iſt 
der Herſteller. Die Steuerſchuld entſteht mit dem Abergang der Mineralöle in den 
freien Verkehr. Als Herſtellung gilt auch die Reinigung oder ſonſtige Bearbeitung 
von Mineralöl. Der Reichsminiſter der Finanzen iſt ermächtigt, ſür Mineralöl zur 
gewerblichen Verwendung Steuerfreiheit oder Steuerermäßigung zu gewähren. 


16. Der Spielkartenſteuer (Geſetz vom 25. Auguſt 19393 RGBl. ] S. 1529) 
unterliegen alle Spielkarten. Die Steuer beträgt für jedes Kartenſpiel 0,30, 0,50 oder 
150 RM. Die Steuerſchuld entſteht mit dem Übergang der Spielkarten in den freien 
Verkehr. Steuerſchuldner iſt der Herſteller. Als Herſtellung kann auch die gewerbs- 
mäßige Inſtandſetzung gebrauchter Spielkarten erklärt werden. Der Steuerſchuldner 
hat die Spielkarten, für die in einem Monat eine Steuerſchuld entſtanden iſt, der zu⸗ 
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ſtändigen Zollſtelle zur Steuerfeſtſetzung ſchriftlich anzumelden. Händler mit Spiel. 
karten, Wirte, Kaſinos u. dgl. haben ihre Vorräte an Spielkarten den Steueraufſichts⸗ 
beamten auf Verlangen vorzuzeigen. 


17. Im Gegenſatz zur Amſatzſteuer zählt die Amſatzausgleichſteuer (vgl. 
oben Abſchnitt II, 1 „Amſatzſteuer“) zu den Verbrauchſteuern. Sie wird bei der 
Einfuhr von Waren in das Inland zum Ausgleich der Amſatzbeſteuerung der im 
Inland erzeugten Waren erhoben und beträgt 2 v. H. — für einige Waren 1 v. H. — 
des Erwerbspreiſes oder, wenn dieſer nicht ſeſtzuſtellen iſt, des Wertes der Waren. 
Für beſtimmte Erzeugniſſe find Durchſchnittswerte feſtgelegt, die an die Stelle des 
Erwerbspreiſes treten. Steuerrecht und Steuerverfahren richten ſich ſinngemäß nach 
dem Zollrecht. 


18. Zu den Verbrauchſteuern gehört auch die Statiſtiſche Abgabe Geſetz 
über die Statiſtik des Warenverkehrs mit dem Ausland vom 27. März 1928; _ 
RGBl. 1 S. 111). Für die Statiſtik der Ein-, Aus- und Durchfuhr find alle Waren, 
die über die Grenze des deutſchen Wirtſchaftsgebiets ein⸗ und ausgehen, je nach 
dem Wege der Verſendung bei den Zollſtellen oder den Aufgabepoſtanſtalten in der 
Regel ſchriftlich nach vorgeſchriebenem Muſter anzumelden. Am die Koſten der 
Statiſtik zu decken, wird von den ſchriftlich anzumeldenden Waren eine Abgabe er⸗ 
hoben. Sie iſt durch Verwendung von Marken auf dem Anmeldepapier zu entrichten. 


Anhang: Arlegsfinanzen 


Zur Deckung des durch den Krieg hervorgerufenen erhöhten Finanzbedarfs fieht die 
Kriegswirtſchafts verordnung vom 4. September 1939 (RGBl. 1 
S. 1609) folgende finanz- und wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen vor: 


1. die Erhebung eines Kriegs zuſchlags zur Einkommenſteuer in Höhe 
von 50 vom Hundert bei denjenigen unbeſchränkt Einkommenſteuerpflichtigen, 
deren Einkommen 2 400 Reichsmark nicht überſteigt. Amgerechnet auf den rohen 
Arbeitslohn ſind die Arbeitnehmer vom Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer be⸗ 
freit, wenn ihr Arbeitslohn 234 Reichsmark monatlich nicht überſteigt. Der Kriegs- 

ziuſchlag wird nur zur Einkommenſteuer erhoben; 

2. die Erhebung eines Kriegszuſchlags auf Bier und Tabakwaren in Höhe von 
20 vom Hundert des Preiſes, den der Verbraucher aufzuwenden hat; 

3. die Erhebung eines Kriegszuſchlags auf Schaumwein in Höhe von 1 Reichs⸗ 
mark auf die ganze und 50 Reichspfennig auf die halbe Flaſche; 

4. die Erhebung eines Kriegszuſchlags auf Branntweinerzeugniſſe durch 
Erhöhung der Hektolitereinnahme des Branntweinmonopols von 275 auf 
375 Reichsmark für den Hektoliter Weingeiſt; 

5. die Erhebung eines Kriegs beitrags von den Ländern, Gemeinden 
und ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts; 

6. die Kürzung der Sachausgaben der geſamten öffentlichen Verwaltung um 
möglichſt 50 vom Hundert; 

7. die Anpaſſung der Arbeits verdienſte an die durch den Krieg bedingten 
Verhältniſſe und die daraus ſich ergebende Senkung der Preiſe, die auch 
im geſamten öffentlichen Sektor der Auftragserteilung eine Senkung der Aus- 
gaben bringt. 


Im Rahmen der Kriegsfinanzwirtſchaft iſt die Ausgabe der Steuergutſcheine, 
wie fie der Neue Finanzplan vorſah (ſiehe Erſter Teil Abſchnitt B VI), vom 
1. November 1939 ab eingeſtellt worden. 


Grundlagen, Aufbau und Wictfchaftsordnung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates 
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I. Weſen der Verſicherung 


Wenn man den Verſuch unternimmt, in gedrängter Kürze eine ſyſtematiſche Dar- 
ſtellung der Privatverſicherung zu geben, ihr Weſen, ihre begriffliche Gliederung, 
ihre wirtſchaftliche Bedeutung und ihre rechtlichen Grundlagen darzulegen, ſo kann 
man dem beſonderen Charakter der Verſicherung nur dann gerecht werden, wenn man 
ihren ſtarken ethiſchen Gehalt und ihre Leiſtungen für die Geſamtheit des Volkes 
an die Spitze der Betrachtung ſtellt. Die zahlloſen Definitionen des Begriffs „Ver⸗ 
ſicherung“, welche in der Vergangenheit aufgeſtellt worden ſind, kranken in der Regel 
daran, daß ſie entweder nur auf die formaljuriſtiſche oder die rein ökonomiſche Be⸗ 
trachtung abzielen. Die Verſicherung kann nicht mit einem Warengeſchäft verglichen 
werden, in dem wirtſchaftliche Güter ausgetauſcht werden, nämlich Riſikoübernahme 
gegen Prämie als Entgelt für die Ware Verſicherungsſchutz. Sie iſt nur zu begreifen 
durch die Freilegung ihrer beherrſchenden ſittlichen Grundgedanken und die Betonung 
ihrer Beziehungen zu Volk und Wirtſchaft, ihr Wert nur zu meſſen an ihren 
Leiſtungen für die Volkswirtſchaft. „Verſicherung ſelbſt iſt kein Geſchäft, ſondern 
ſyſtematiſch betriebene, gruppenmäßig aufgebaute Gemeinſchaftshilfe für alle die 
Fälle, wo Selbſthilfe verſagt oder nicht ausreicht. Verſicherung iſt heutzutage nicht 
mehr Privatſache, ſondern Ausdruck des Pflichtbewußtſeins und der Verantwortung 
innerhalb der Geſamtheit und für die Geſamtheit.“ (Rohrbeck.) , 


Der genoſſenſchaftliche Charakter jeder echten Verſicherung, in welcher Form fie be- 
trieben werden mag, hat ſich in der Betrachtungsweiſe des nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchlands wieder ſtärker durchgeſetzt. Heute wird der Sinn der gefamten Volls⸗ 
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wirtſchaft und damit der Verſicherung ausſchließlich im Dienſt an der Gemeinſchaft 
des Volkes geſehen. In dieſer neuen Gedankenwelt würde eine Verſicherung 
Schiffbruch leiden, die das höchſte Geſetz ihres wirtſchaftlichen Handelns in dem 
Streben nach äußerſter Rentabilität ſuchen wollte. Das ſchließt nicht aus, daß die 
geſunden Erwägungen eines vernünftigen kaufmänniſchen Empfindens den Betrieb 
der Verſicherung durchaus maßgeblich beeinfluſſen; dieſer geſunde kaufmänniſche 
Anternehmungsgeiſt iſt vielmehr immer noch eine der ſtärkſten Triebfedern der 
großen Entwicklung der deutſchen Verſicherung geweſen und wird es in aller Zukunft 
bleiben. Entſcheidend iſt nur die Notwendigkeit, das mit kaufmänniſcher Initiative 
verbundene Erwerbsſtreben den Geſetzen unterzuordnen, die das Wohl der Volks. 
gemeinſchaft dem Geſchäftsbetrieb der Verſicherung vorſchreibt. 


Der Verſicherungsgedanke appelliert an das Verantwortungsgefühl des einzelnen, der 
ſein wirtſchaftliches Schickſal nur als Glied der Volksgemeinſchaft betrachten kann. 
Er verlangt von ihm Opfer und Gemeinſchaftsempfinden, Treue gegen die Ver- 
ſicherungsgemeinſchaft, die durch den Verſicherungsträger repräſentiert wird, er 
fordert auf der anderen Seite vom Verſicherer, daß er ſeine Geſchäfte nicht nach dem 
toten Buchſtaben der Vertragsbedingungen, ſondern als verantwortlicher Treuhänder 
ſo führt, daß er im Zweifelsfalle ſormales Recht mit lebendigem und vernünftigem 
Inhalt erfüllt und das Vertrauen der Verſicherten in die Loyalität der Geſellſchaft 
nicht enttäuſcht. 


Die Verantwortung des Verſicherers beruht nicht zuletzt auf der Tatſache, daß jedes 
menſchliche Ereignis den Verſicherungsträger angeht, daß kein Berufsſtand und kein 
Wirtſchaftszweig ohne den Schutz einer Verſicherung exiſtieren kann, die den Menſchen 
vor den ewigen Wechſelfällen des Lebens ſichert und Wirtſchaft und Handel vor den 
Erſchütterungen elementarer Ereigniſſe bewahrt; die nicht zuletzt der Wirtſchaft und 
dem Staat durch volkswirtſchaftlich vernünftige Verteilung der bei ihr zuſammen⸗ 
ſtrömenden Kapitalien Hilfsſtellung für das große wirtſchaftliche Aufbauwerk leiſtet. 
Es gehört zu den weſentlichen Aufgaben der Verſicherung, daß fie jedem neu auf- 
tretenden Verſicherungsbedürfnis auch dann Rechnung trägt, wenn die Erfahrungs- 
grundlagen und der übliche Riſikenausgleich fehlen. Nur durch die Erfüllung dieſer 
Aufgabe, die Vermeidung jedes Verſicherungsnotſtandes, kann die Verſicherung in 
immer ſich erneuerndem Kampf ihre Exiſtenzberechtigung beweiſen. 


Die Aufgaben der Verſicherungswirtſchaft gewinnen im Lichte des Vierjahresplanes 
eine beſondere Bedeutung. Nicht nur die Abwehr von Störungen des wirtſchaftlichen 
Ablauſes, fondern darüber hinaus die Mitwirkung an der Werterhaltung deutſchen 
Volksgutes durch Ausbau der Schadenverhütung fordert von ihr eine beſondere 
Leiftung. Dieſe ihre Aufgaben ſtehen zwar nicht fo unmittelbar wie die Ziele der 
Rohſtoff. und Ernährungswirtſchaft im Vordergrund des Vierjahresplanes, aber 
ſie können doch nur von Verſicherungsträgern geleiſtet werden, die ihre Initiative 
ohne Rüdfiht darauf einzuſetzen bereit find, ob das beſondere Riſiko, deſſen Aber⸗ 
nahme von ihnen verlangt wird, ſtatiſtiſch bereits gründlich genug erfaßt iſt oder 
überhaupt von vornherein einen Verzicht auf Gewinn erfordert. Das bedeutet die 
Pflicht zur Freimachung von den bisher üblichen Gepflogenheiten, mit denen dieſe 
ungewöhnlichen Aufgaben nicht gelöſt werden können. 

Aus dieſer Problemſtellung dürfte zur Genüge hervorgehen, daß man das Weſen der 
Verſicherung nicht erfaſſen kann, wenn man ſie als ein Handelsgeſchäft im üblichen 
Sinne definieren will. Sie iſt heute mehr denn je Dienerin der Gemeinſchaft von 
Volk und Staat. 


II. Begriffsbeſtimmung und Einteilung 

Wenn man, von dieſer Auffaſſung des Weſens der Verſicherung ausgehend, als 
Leitgedanken voranſtellt, daß eine Laſt von einer Gemeinſchaft leichter getragen wird 
als von einem einzelnen, und daß damit in Erfüllung des Grundſatzes „Einer für 
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alle, alle für einen“ die Aufgabe der Verſicherung in der Verteilung der Gefahr, 
die der einzelne nicht tragen kann, auf die Schultern einer Gemeinſchaft beſteht, ſo 
kommt man zu folgender Erläuterung des Verſicherungsbegriffes: 


„Anter Verſicherung verſteht man eine Einrichtung, die dazu beſtimmt iſt, einen 
möglichen, aber nicht mit Sicherheit vorauszuſehenden, oder einen mit Sicherheit 
zu erwartenden, aber dem Zeitpunkt ſeines Eintreffens nach nicht vorausſehbaren 
Vermögensbedarf eines einzelnen aus Beträgen einer zu dieſem Zweck gebildeten 
Gemeinſchaft zu decken.“ 


Die verhältnismäßig junge Verſicherungswiſſenſchaft hat viele Syſteme für die Ein- 
teilung der verſchiedenen Verſicherungsarten aufgeſtellt, ohne daß ſich bis heute ein 
beſtimmtes Syſtem als allgemein gültig durchgeſetzt hätte. Nach der Methode der 
Durchführung unterſcheidet man zunächſt zwiſchen Individualverſicherung und Sozial- 
verſicherung. Beide find im Weſen verwandt, beide find infolge der Verwirklichung 
desſelben Verſicherungsbegriffes echte Verſicherungen. Der Anterſchied liegt in der 
verſchiedenen Geſtaltung von Anſpruch und Leiſtung ſowie in der Verſchiedenartigkeit 
der Rechtsgrundlagen. 


Sozialverſicherung iſt die Betätigung ſtaatlicher Fürſorge für beſtimmte Bevölke. 
rungsgruppen, fie iſt ein Teil ſtaatlicher Sozialpolitik und wird am beiten als die 
ſtaatlich organiſierte Selbſthilfe beſtimmter Gruppen von Arbeitnehmern gegen die 
exiſtenzbedrohenden Wechſelfälle des Lebens bezeichnet. Die Zugehörigkeit zur 
Sozialverſicherung iſt grundſätzlich nicht vom Entſchluß des einzelnen abhängig, 
ſondern beruht auf Geſetz. Zur Sozialverſicherung gehören die in der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung geregelte Kranken-, Anfall, Invaliden⸗ und Hinterbliebenen- 
verſicherung ſowie die Angeſtellten⸗, Knappſchafts. und Arbeitsloſenverſicherung. 
Schon die Tatſache, daß einzelne ihrer Zweige, wie die Kranken- und Anfallverſiche⸗ 
rung, auch in Form der Individualverſicherung betrieben werden, beweiſt, daß beide 
Arten nicht grund ſätzlich verſchieden find. Die Erfaſſung beſtimmter Verſiche⸗ 
rungsarten durch die Sozialverſicherung wird lediglich durch Zweckmäßigkeitsgründe 
und politiſche Aberlegungen beſtimmt. 


Die Individualverſicherung geht von der Wirtſchaft im einzelnen aus (wenn ſie auch 
mit der Einzelwirtſchaft zugleich die geſamte Volkswirtſchaft zu fördern beſtimmt 
iſt). Bei ihr iſt das einzelne Verſicherungsverhältnis nicht zwangsläufig mit der 
Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Gruppe von Arbeitnehmern verknüpft, ſondern 
unterliegt in der Regel der Entſchlußfreiheit des Individuums (obgleich z. B. in der 
Zwangsfeuerverſicherung von Gebäuden oder neuerdings in der Jagdhaftpflichtver ; 
ſicherung ausnahmsweiſe der Staat einen Zwang zur Entſtehung der Individual - 
verſicherung ausübt). Allerdings hat ſich der Ausdruck „Individualverſicherung“ nur 
in der Wiſſenſchaft, nicht auch im allgemeinen Sprachgebrauch durchgeſetzt. Was 
die Wiſſenſchaft als Individualverſicherung bezeichnet, nennt die tägliche Praxis 
auch heute noch „Privatverſicherung“, wenn dieſe auch häufig von Körperſchaften be⸗ 
trieben wird, die öffentlich rechtlichen Charakter haben. Es fol im folgenden unter 
„Privatverſiche rung“ alles verſtanden werden, was nicht der Sozialverſicherung zu- 
zurechnen iſt. 


Die deutſche Verſicherungspraxis kennt heute etwa 80 bis 100 verſchiedene Ver ⸗ 
ſicherungszweige. Ihre Zahl iſt praktiſch unbegrenzt. Will man zur Gewinnung 
eines Aberblicks dieſe verwirrende Fülle ſyſtematiſch ordnen, ſo unterſcheidet man 
am zweckmäßigſten nach dem Verſicherungsobjekt zwiſchen der Verſicherung von 
Gütern und der von Perſonen. 


1. Die Güterverſicherung deckt die Beſchädigung oder Vernichtung von 
Gütern im weiteren Sinne. Sie zerfällt in 


op 
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a) die Sachverſicherung mit folgenden hauptſächlichen Zweigen: 
Transport- 
Feuer- 

Aufruhr⸗ 
Einbruchdiebſtahl⸗ 
Waſſer⸗ 

Glas- 
Maſchinen⸗ 
Hagel- 

Sturm- 

Tier- 


b) die Vermögens verſicherung mit 
Haftpflicht⸗ 


Kredit- 
Betriebsunterbrechung⸗ Verſicherung. 


Rüd- 
2. Die Perſonenverſicherung hat das menſchliche Leben zum Gegenſtand. 
Sie gliedert ſich in: 
a) die Lebensverſicherung auf den Erlebens und Todesfall mit ihren verſchiedenen 
Arten der Ausfteuer-, Alters-, Rentenverſicherung uſw., 
b) die Verſicherung zum Schutz der Geſundheit, in der Hauptſache als Anfall. und 
Krankenverſicherung. 


Welche neuen Verſicherungszweige auch immer auf den Plan treten, ſie werden ſich 
ſtets ohne Mühe in dieſes Syſtem einordnen laſſen. 


Verſicherung, 


III. Geſchichtliche Entwicklung 


Der Gedanke der Verſicherung iſt uralt. Ihre Keime wurzeln in den älteſten Formen 
menſchlicher Gemeinſchaft. Schon im Altertum ſind verſicherungsähnliche Einrich- 
tungen nachweisbar. Feſt ſteht, daß Familie und Sippe als die Arformen menſch- 
licher Gemeinſchaft in allen Gefahren den Ausgangspunkt des Verſicherungsgedankens 
bilden. Die Idee der freiwilligen und privaten Selbſthilfe kehrt in genoſſenſchaft⸗ 
licher Form in den mittelalterlichen Gilden und Zünften wieder. Dieſe aus dem 
Gemeinſinn geborenen Gemeinſchaften aller germaniſchen Völker, häufig unter reli- 
giöſen Einflüſſen ſtehend, wollen dem durch Brand, Raub, Waſſersnot oder Schiff- 
bruch geſchädigten Genoſſen Erſatz leiſten. Sie ſuchen dieſes Ziel ſchon frühzeitig 
durch die Erhebung regelmäßiger Beiträge zu erreichen. Dieſe genoſſenſchaftliche, 
auf privater Initiative beruhende, primitive Form der Verſicherung bleibt Jahr- 
hunderte wirkſam, bis mit dem Gemeinſinn der Erwerbsſinn ſich paart, dem die 
moderne Verſicherung ihre große Entwicklung verdankt. Italieniſche Kaufleute als 
Einzelverſicherer für den Seehandel, der am ſtärkſten durch die Gefahren des feind. 
lichen Elements bedroht war, auch Einzelunternehmer aus den Familien der Fugger 
und Welſer gaben den Anſtoß zur weiteren Entwicklung. 


Die Auswirkung der Verheerungen des Dreißigjährigen Krieges, wohl auch der 
große Londoner Brand von 1666, gaben der Obrigkeit Veranlaſſung, von ſich aus 
die Regelung der Feuerverſicherung in die Hand zu nehmen. So entſteht 1676 die 
Hamburger Feuerkaſſe, die erſte eigentliche Verſicherungsanſtalt nicht nur Deutich- 
lands, ſondern Europas. Das 18. Jahrhundert bringt in Preußen die Gründung 
von nicht weniger als 72 „Sozietäten“, die als öffentlich rechtliche Verſicherungs. 
anſtalten das geſetzliche Monopol der Feuerverſicherung von Gebäuden in Händen 
haben. Erſt im Anfang des 19. Jahrhunderts erfolgt, teilweiſe als Gegenwirkung 
gegen die Betätigung ausländiſcher Verſicherer in Deutſchland, die Gründung privater 
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Verſicherungsunternehmungen, die den Bedürfniſſen der Ausbreitung von Wirt. 
ſchaft, Handel und Verkehr Rechnung tragen. Wenn dieſe Geſellſchaften vor allem 
die Mobiliarfeuerverſicherung ausgeſtalteten und zu hoher Blüte brachten, ſo mußten 
fie ſich von der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ab in den Vetrieb dieſer Ver. 
ſicherungsart mit den öffentlich rechtlichen Anſtalten teilen, die ſich bis dahin auf die 
Gebäudefeuerverſicherung beſchränkt hatten. Daneben haben private Geſellſchaften 
vor allen Dingen den Grundſtein für die Entwicklung der Lebensverſicherung gelegt, 
bis ihnen erſt etwa ſeit 1910 auch in dieſem Verſicherungszweig in den öffentlich- 
rechtlichen Anſtalten Konkurrenten erwuchſen. Seit etwa 1920 dehnt ſich das öffent⸗ 
lich⸗ rechtliche Verſicherungsweſen auf faſt alle Zweige der Sach- und Perfonen- 
verſicherung aus. 


Aus dem Trümmerfeld der Inflation erhob ſich die deutſche Verſicherung in einem 
erſtaunlich raſchen Wiederaufbau, der für die geſunde Konſtitution des Verſicherungs⸗ 
gedankens das beſte Zeugnis ablegt. Sie hat ſich heute trotz Krieg, Inflation und 
wirtſchaftlicher Kriſe zu einem Stand emporgeſchwungen, der längft die Ziffern von 
1914 überflügelte und ihr einen achtunggebietenden Platz innerhalb der deutſchen 
Volkswirtſchaft zuweiſt. Die mit der nationalſozialiſtiſchen Erhebung ſich an- 
bahnende wirtſchaftliche Geſundung hat dem Verſicherungsweſen einen neuen Auf⸗ 
ſchwung gegeben, der feinen ſinnfälligſten Ausdruck in den ftetig ſteigenden Beſtands. 
ziffern der Lebensverſicherung findet. 


IV. Organijation 

Die Frage, welche Organiſationsform für die Verſicherung volkswirtſchaftlich die 
beſte ſei, iſt, ſeitdem öffentlich rechtliche und private Organiſationsformen mit 
wechſelndem Erfolg den Vorrang einnahmen, heftig umſtritten. Während ſich in 
der privatwirtſchaftlichen Form die Anterſchiede zwiſchen Aktiengeſellſchaften und 
Gegenſeitigkeitsvereinen weſentlich angenähert und in der Praxis faſt ausgeglichen 
haben, iſt der Streit zwiſchen öffentlich- rechtlichen und privaten Anternehmen noch 
nicht entſchieden und beherrſcht den Wettbewerb ſtärker, als dem Verſicherungs⸗ 
gedanken dienlich iſt. Der von den Verfechtern der gemeinwirtſchaftlichen Verſiche⸗ 
rung vertretenen Idee der Verſtaatlichung des Verſicherungsweſens ſteht die Theſe 
des nationalſozialiſtiſchen Staates entgegen, daß der Staat nicht Wirtſchaft treiben, 
ſondern nur die Wirtſchaft führen will. 


Die heutige Betriebsform der öffentlich -rechtlichen Verſicherung in Deutſchland zeigt 
kein einheitliches Gepräge. Träger find Länder, Provinzen, Kommunen, Kommu— 
nalverbände oder ſonſtige eigens für Verſicherungszwecke geſchaffene Körperſchaften 
(Berufsgenoſſenſchaften). Sie ſcheiden ſich in 4 Gruppen. Bei den Zwangsanſtalten 
entſteht das Verſicherungsverhältnis entweder kraft Geſetzes oder es iſt durch geſetz. 
lichen Zwang angeordnet. Die zweite Gruppe bilden die Monopolanſtalten, bei 
denen die Verſicherungsnahme an ſich freigeſtellt iſt, bei denen ſie jedoch erfolgen 
muß, wenn fie überhaupt erfolgt. Hinzu kommen die ſogenannten Wettbewerbs. 
anſtalten, die mit privaten Verſicherungsunternehmen im freien Wettbewerb ſtehen, 
daneben aber auch mitunter Monopolrechte für beſtimmte Zweige, Objekte oder 
Gebiete beſitzen. Schließlich ſind noch die halbſtaatlichen Betriebe zu nennen, bei 
denen der Staat Hauptaktionär iſt. 

Die öffentliche rechtlichen Anſtalten nehmen für ſich in Anſpruch, daß fie jegliches 
Erwerbsſtreben ausſchalten. Die privaten Anternehmungen machen geltend, daß 
ihrer Initiative die großartige Entwicklung des Verſicherungsweſens im vergan- 
genen Jahrhundert letzten Endes zu danken iſt, eine Entwicklung, welche die ſtaatliche 
Initiative niemals zu der gleichen Höhe hätte führen können. Die privaten Aktien- 
geſellſchaften, die in erſter Linie von den Verfechtern der öffentlich- rechtlichen Ver⸗ 
ſicherungsidee bekämpft werden, legen dar, daß der Gewinn der Aktionäre im Ver⸗ 
hältnis zum Amfang des Verſicherungsbetriebes und den Leiſtungen zugunſten der 
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Verſicherten verhältnismäßig gering ſei und deshalb nicht als entſcheidendes 
Argument gegen die Form der Aktiengeſellſchaft betrachtet werden könne, zumal das 
Aktienkapital in der Verſicherung im Gegenſatz zur Induſtrie nicht die Funktion des 
Betriebs-, ſondern nur die des zuſätzlichen Garantiekapitals beſitze. Der Streit 
iſt bis heute unentſchieden. Einſichtige Betriebsführer haben verſucht, durch wett⸗ 
bewerbliche Abkommen ein ſchiedlich⸗friedliches Nebeneinander zu gewährleiſten in 
der Erkenntnis, daß beide Organiſationsformen dem gleichen Gedanken dienen und 
auch heute noch angeſichts der im Vergleich zum Ausland, insbeſondere zu Amerika 
und England, mangelhaften Verſicherungsdichte ſtarke Ausdehnungs möglichkeiten 
haben. 


Der Staat hat bei der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft beide Formen in 
einer Reichsgruppe „Verſicherungen“ zuſammengeſchloſſen und dadurch zum Ausdruck 
gebracht, daß beide Wirtſchaftsgruppen ihre Daſeinsberechtigung haben. Tatſächlich 
bietet ſich im deutſchen Wirtſchaftsraum beiden Gruppen genügend Betätigungsfeld 
angeſichts der großen neuen Aufgaben, deren Löſung unter Betonung der gemein- 
ſamen Ziele volkswirtſchaftlich wichtiger iſt als gegenſeitige Bekämpfung unter 
betonter Hervorhebung der Anterſchiede in den Betriebsformen. Damit ſoll nicht 
der Anterbindung jeglichen Wettbewerbs das Wort geredet ſein. Der andauernde 
Geſchäftsanſtieg zeigt, daß dieſer ſtändige Wettſtreit um die beſſere Leiſtung dem 
deutſchen Verſicherungsweſen im ganzen nicht geſchadet hat. Es iſt Aufgabe der 
Wirtſchaftsgruppen und ihrer Untergliederungen, darüber zu wachten, daß das freie 
Spiel der Kräfte geſund und geordnet bleibt, alles im Sinne des nationalſozialiſtiſchen 
Leiſtungsprinzips. 

Solange ein Verſicherungsunternehmen jedem, der das Bedürfnis danach hat, Ver⸗ 
ſicherungsſchutz bietet, und ſolange das verlangte Entgelt nicht übermäßig iſt und zu 
keinen übermäßig hohen Anternehmergewinnen führt, wird man vom volkswirtſchaft. 
lichen Standpunkt die Form des Verſicherungsbetriebs als nicht entſcheidend be⸗ 
trachten können. Beide Formen haben aus dem, wenn auch mitunter außerordentlich 
ſcharfen, Wettbewerb ihre Vorteile gezogen. Solange dieſer Wettbewerb, ohne die 
Grundlage des Verſicherungsträgers zu gefährden, zum edlen Wettſtreit um die 
Verbeſſerung und Verbilligung des Verſicherungsſchutzes führt, wird man ihn als 
geſund und der Ausbreitung des Verſicherungsgedankens förderlich anerkennen. 

In dieſem Wettbewerb fällt dem Außendienſt eine entſcheidende Rolle zu. Agenten 
und Außenbeamte ſind die unmittelbaren Träger der Verſicherungsidee und haben 
die wichtige Aufgabe zu erfüllen, im Volk die Aberzeugung von der Notwendigkeit 
des Verſicherungsſchutzes zu wecken. In ihm haben nur die charakterlich und fachlich 
beſten Kräfte Platz. Reinigung und Reinhaltung des oft verkannten und zu Anrecht 
bekrittelten Außendienſtes ſind deshalb vordringliche Probleme, denen die freiwilligen 
Beſtrebungen der einzelnen Anternehmungen und ihrer Verbände und, von ihnen 
maßgebend beeinflußt, geſetzgeberiſche Arbeiten gewidmet ſind. Das Jahr 1937 hat 
dieſen Beſtrebungen durch einige, dem gleichen Ziel dienende bindende Anordnungen 
des Leiters der Reichsgruppe „Verſicherungen“ beſonderen Nachdruck verliehen. 


Seit mehr als 30 Jahren nimmt der Staat das Recht der Aufſicht über die privaten 
Verſicherungsunternehmungen in Anſpruch und läßt dieſe Funktion durch das Reichs 
aufſichtsamt für Privatverſicherung ausüben (das nicht mit dem lediglich für die 
Sozialverſicherung zuſtändigen Reichsverſicherungsamt zu verwechſeln iſt). Dieſe 
Reichsbehörde hat darüber zu wachen, daß der „gemeinnützige Charakter des Ver. 
ſicherungsbetriebs unverfälſcht erhalten“ werde. Ihm unterſtehen zur Zeit noch nicht 
die privaten Anternehmungen, deren Geſchäftsbetrieb ſich nicht auf ein größeres 
Gebiet als das eines Landes erſtreckt, und ihm unterſtehen ferner nicht die ſogenannten 
Anterſtützungsvereine, die ihren Mitgliedern keinen Rechtsanſpruch einräumen, und 
auch nicht die öffentlich - rechtlichen Verſicherungsanſtalten, die der Landesaufſicht (in 
Preußen: Oberpräſident oder Regierungspräſident) unterliegen. Dieſe Serfplitte- 
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rung der Verſicherungsaufſicht hat zu der verſtändlichen Forderung nach einer 
zentralen Aufſichtsbehörde geführt, ein Problem, das zur Zeit noch der Löſung harrt. 


V. Wirtschaftliche Bedeutung 

Einige Ziffern mögen die wirtſchaftliche Bedeutung der deutſchen Privatrerfiherung 
kennzeichnen. Nach der Berufs- und Betriebszählung von 1933 waren 128 000 Volks. 
genoſſen im Verſicherungsweſen hauptberuflich tätig (während die Zahl der neben- 
beruflich Tätigen auf 250 000 veranſchlagt wird). 


Der Auffiht des Reichsaufſichtsamts für Privatverſicherung unterſtehen (wenn man 
die „kleineren“ Verſicherungsunternehmungen mit einer jährlichen Prämieneinnahme 
von weniger als 1 Million Reichsmark nicht berüdfichtigt) 255 deutſche und 48 aus- 
ländiſche in Deutſchland arbeitende Verſicherungsunternehmungen; neben ihnen find 
in Deutſchland etwa 60 öffentlich rechtliche Anſtalten tätig. 


Die jährliche Prämieneinnahme betrug nach dem Stande von Ende 1937 rund 
2,6 Milliarden Reichsmark; in der Lebensverſicherung haben die verſicherten Summen 
den Betrag von 25% Milliarden Reichsmark überſchritten. 


Die Kapitalanlagen betrugen zum gleichen Zeitpunkt gegen 7%. Milliarden Reichs- 
mark, wobei die Anlage in Wertpapieren immer ſtärker in den Vordergrund trat 
und über 2,2 Milliarden ausmachte. In dieſer letzteren Ziffer kommt deutlich die 
Tatſache zum Ausdruck, daß die Verſicherung aus eigenem Antrieb in immer ſtärkerem 
Maße den Geldbedürfniſſen des Staates durch den Erwerb von öffentlichen Anleihen 
Rechnung trägt, mit denen die öffentlichen Arbeiten finanziert werden. 


Dieſe Zahlen geben auch dem Laien ein Bild davon, welch bedeutſame Stellung der 
Verſicherungswirtſchaft innerhalb der deutſchen Volkswirtſchaft zukommt, welch 
ſtändig ſteigende Verantwortung die Verſicherung für die treuhänderiſche Verwaltung 
der bei ihr zufammenſtrömenden Teile des Volksvermögens trägt, wie ſtark der 
Kapitalmarkt unter dem Einfluß der Vermögensanlagen der Verſicherung ſteht und 
welch maßgebende Rolle ſie ſich durch die Hingabe von Kapital an den Staat für die 
Zwecke des Wiederaufbaues zu übernehmen verpflichtet. 


Der ſtarke internationale Einſchlag der Verſicherungswirtſchaft prägt ſich nicht nur 
in der Betätigung ausländiſcher Verſicherer in Deutſchland aus, ſondern gewinnt 
durch die Ausfuhr deutſchen Verſicherungsſchutzes nach dem Ausland für das Ringen 
der deutſchen Wirtſchaft um die Abſatzmärkte der Welt Bedeutung. Den Auslands- 
dienſt haben ausſchließlich die deutſchen Verſicherungsaktiengeſellſchaften übernommen, 
da ſowohl die öffentlich rechtliche Verſicherung als auch die Gegenſeitigkeitsvereine 
für das Auslandsgeſchäft nicht in Betracht kommen. Heute haben über 100 deutſche 
Geſellſchaften bereits wieder einen Auslandsumſatz von jährlich etwa 200 Millionen 
Reichsmark erreicht; ſie unterhalten allein in Europa in 23 verſchiedenen Ländern 
287 Niederlaſſungen. An der Erreichung dieſes Zieles hat maßgebend der Amſtand 
mitgeholfen, daß im Rahmen der ſtaatlichen Deviſenbewirtſchaftung den Verſiche. 
rungsunternehmungen die freie Verfügung über ihr ausländiſches Vermögen für ihr 
ausländiſches Geſchäft belaſſen worden iſt. Es liegt auf der Hand, daß der Tätigkeit 
deutſcher Geſellſchaften im Ausland ein ſtarker propagandiſtiſcher Wert für die 
deutſche Sache innewohnt. Der Wert einer Verſicherungspolice bemißt ſich nach dem 
Vertrauen, das man dem Verſicherer entgegenbringt. Deutſche Verſicherungsgeſell— 
ſchaften erarbeiten ſich Vertrauen durch ihre Leiſtungen im Ausland und werben 
damit für Deutſchland und ſeine wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit. 

Zu den Ziffern der Prämieneinnahmen, der Schadenleiſtungen und der Bewirtſchaf⸗ 
tung der Geldmittel, die als Maßſtab für die Bedeutung der Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen als der zweitgrößten Geldſammelſtelle der deutſchen Wirtſchaft von Be⸗ 
lang iſt, ſowie in der Erſtarkung des Auslandsgeſchäfts offenbart ſich dem Laien am 
ſinnfälligſten die volkswirtſchaftliche Stellung der Verſicherung, zumal ſeitdem die 
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Verbände der Anternehmungen dazu übergegangen ſind, die Preſſe immer mehr zum 
Zweck der laufenden Veröffentlichung der wichtigſten Zahlen in Anſpruch zu nehmen. 


Die wirtſchaftliche Bedeutung erſchöpft ſich jedoch nicht in der Schadenleiſtung und 
der Kapitalbildung. Immer ſtärker tritt die Schadenverhütung als weſentliche, 
nämlich werterhaltende Funktion mit in den Vordergrund. Nach dem Satz „Schaden⸗ 
verhütung iſt beſſer als Schadenvergütung“ verſucht die Verſicherung, deren Aufgabe 
das Abfangen der exiſtenzbedrohenden Gefahren von der Wirtſchaft des Verſiche⸗ 
rungsnehmers iſt, durch die Förderung vorbeugender Maßnahmen ſchädliche Er⸗ 
eigniſſe einzuſchränken und nach Möglichkeit hintanzuhalten. Zuerſt iſt dieſer vor- 
beugende Gedanke in der Feuerverſicherung verwirklicht worden, in der die öffentlich. 
rechtlichen Verſicherungsanſtalten ſchon zeitig eine ſtarke propagandiſtiſche Tätigkeit 
für dieſen vorbeugenden Gedanken der Schadenverhütung entfaltet haben (im Jahre 
1934 bezifferten die öffentlich rechtlichen Verſicherungsanſtalten ihre Leiſtungen für 
den vorbeugenden Feuerſchutz auf 19 Millionen Reichsmark). Ein ſtarker erziehe⸗ 
riſcher Wert kommt insbeſondere den Sicherheitsvorſchriften in der induſtriellen und 
landwirtſchaftlichen Feuerverſicherung zu, die in ähnlicher Form in der Seeverſiche ⸗ 
rung wiederkehren. In der gleichen Linie liegen der Geſundheitsdienſt der Lebens. 
verfiherung, die Betriebsberatung in der Maſchinenverſicherung zum Schutz des 
induſtriellen Maſchinenparks, der Auskunfts- und Beratungsdienſt der Kreditverſiche. 
rung über die Zahlungsfähigkeit der verſicherten Schuldner und ähnliche Einrich- 
tungen mancher anderen Verſicherungszweige. Es gibt heute faſt keine Sparte, in 
der nicht zum mindeſten Anſätze zur praktiſchen Durchführung des Schadenverhütungs⸗ 
gedankens vorhanden ſind. 


Mit der Schadenvergütung, der Schadenverhütung und der Kapitalbildung dient die 
Verſicherung dem allgemeinen Nutzen. Anter dieſem Geſichtspunkt wirkt jede Ver⸗ 
ſicherung gemeinnützig. Daß Gemeinnutz vor Eigennutz geht, iſt im Dritten Reich 
ſelbſtverſtändliche Verpflichtung auch für jeden wirtſchaftlichen Betrieb. Damit ift 
— auch nach dem oft geäußerten Willen des Führers — der Eigennutz nicht in jeder 
Form aus der Wirtſchaft und damit auch nicht aus der Verſicherung verbannt. Der 
Nationalſozialismus will dem freien Spiel der Kräfte in der freien Wirtſchaft einen 
möglichſt breiten Spielraum gewähren und er will deshalb auch nicht den kaufmän⸗ 
niſchen Verſicherungsbetrieb hintanhalten, in dem das eigenwirtſchaftliche Intereſſe 
wenigſtens ein Motiv wirtſchaftlichen Handelns bildet. Vorausſetzung iſt nur die 
Bindung dieſer Kräfte im Rahmen der durch Volk und Volksgemeinſchaft gezogenen 
Grenzen. Daß die Abwicklung des Verſicherungsgeſchäfts ſich innerhalb dieſes 
Rahmens abſpielt, darüber zu wachen iſt Aufgabe der Staatsaufſicht. Der freie 
Wettbewerb war immer noch der Motor für die große Entwicklung des Verſiche⸗ 
rungsweſens, für den Ausbau neuer Verſicherungszweige, welche die Bedürfniſſe des 
Volkes und ſeiner Wirtſchaft befriedigen wollen. Der freie Wettbewerb ſorgt auch 
für den gerechten Preis. Deshalb iſt auch die Mannigfaltigkeit der Verſicherungs⸗ 
betriebe und die Verſchiedenheit ihrer Rechtsform Vorausſetzung für die Bildung 
eines in der Form geeigneten und in der Prämie tragbaren Verſicherungsangebots. 
Die Rechtsform des Verſicherungsbetriebs iſt kein Kriterium für ſein gemeinnütziges 
Wirken, und die Gemeinnützigkeit iſt kein Privileg einer beſtimmten Art von Ver⸗ 
ſicherungsbetrieben. Dieſe iſt vielmehr Ergebnis und Ausdruck der Geſinnung, die 
ſich in der Geſchäftshandhabung und der Erfüllung der Vertragspflichten offenbart. 


VI. Rechtliche Grundlagen 

Der gemeinnützige Grundzug findet ſeinen Ausdruck ſchon in der Begründung zum 
Reichsgeſetz über den Verſicherungsvertrag vom 30. 5. 1908 (VVG), nach der den 
Verſicherungsträgern die Aufgabe obliegt, „jederzeit Pflicht und Ehre darein zu 
ſetzen, den gemeinnützigen Charakter des Verſicherungsbetriebs unverfälſcht zu er- 
dalten“. Auf dieſer Grundeinſtellung ſußend, bildet das VG die wichtige rechtliche 
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Grundlage für die Beziehungen zwiſchen den beiden Vertragsteilen, die es als Ver. 
ſicherer und Verſicherungsnehmer bezeichnet. Es gilt für die weitaus meiſten Ver 
ſicherungszweige mit Ausnahme der Rüdͤverſicherung und der Seeverſicherung. Letztere 
iſt an ſich im Handelsgeſetzbuch geregelt, fußt aber praktiſch auf den von den deutſchen 
Seeverſicherern bei allen Abſchlüſſen zugrunde gelegten Allgemeinen deutſchen Gee- 
verſicherungsbedingungen von 1919. 


Zur Erleichterung des Abſchluſſes einer großen Zahl gleichartiger Verſicherungs⸗ 
verträge ſtellen die Verſicherer — als Ergänzung zu den geſetzlichen Vorſchriften — 
ſogenannte Allgemeine Verſicherungsbedingungen auf, die durch Vereinbarung zum 
Inhalt des Verſicherungsvertrags werden. Sie bedürfen in den auffihtspflichtigen 
Zweigen der Genehmigung durch die Aufſichtsbehörde. Daneben ſind „Beſondere 
Verſicherungsbedingungen“ üblich als Vertragsbeſtimmungen, die von den Vertrags⸗ 
teilen von Fall zu Fall in beſonderer Form vereinbart werden. 


Das zweite wichtige Grundgeſetz der Verſicherungswirtſchaft iſt das Geſetz über die 
privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12.5.1901, neugefaßt als Geſetz über 
die Beaufſichtigung der privaten Verſicherungsunternehmungen und Bauſparkaſſen 
vom 6. 6. 1931, kurz Verſicherungsaufſichtsgeſetz (VAG) genannt. Es begründet die 
Notwendigkeit ſtaatlicher Aufſicht mit folgenden Worten: 


„Maßgebend iſt insbeſondere die Rückſicht einerſeits auf die große volkswirtſchaft . 
liche, ſoziale und ethiſche Bedeutung des Verſicherungsweſens, anderſeits auf die 
Gefahr ſchwerſter Schädigung des Volkswohls, die von einem Mißbrauch des Ver⸗ 
ſicherungsweſens droht und um fo näher liegt, als auf dieſem Gebiet des Wirt. 
ſchafts⸗ und Verkehrslebens ſelbſt der ſorgſame und verſtändige Bürger ohne Hilfe 
von anderer Seite zu eigener zuverläſſiger Beurteilung der Anſtalten, denen er 
ſich anvertrauen muß, regelmäßig nicht imſtande iſt.“ 


Man könnte die Notwendigkeit des Auſſichtsgeſetzes, das in ſeinem Arſprung auf 
Ideen Bismarcks zurückgeht, auch im nationalſozialiſtiſchen Staat kaum beſſer be- 
gründen. Das Geſetz unterſtellt alle privaten Verſicherungsunternehmungen, deren 
Geſchäftsbetrieb ſich auf ein größeres Gebiet als das eines Landes erſtreckt, dem 
Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung; ausgeſchloſſen find von der Aufſicht nur 
Unternehmungen, welche die Transport. oder ausſchließlich die Rückverſicherung zum 
Gegenſtand haben. Die Aufſichtsbehörde hat die Entſcheidung über die Erlaubnis 
zur Aufnahme des Geſchäftsbetriebs und ſie hat die Pflicht zur laufenden Beauf⸗ 
ſichtigung. Techniſche Grundlage für die Arbeit der Verſicherungsunternehmung iſt 
ein Geſchäftsplan, der vom Aufſichtsamt genehmigt werden muß. 


Privatrechtliche und öffentlich- rechtliche Normen in der eben dargeſtellten Form 
bilden das Gerippe und die Verankerung, innerhalb deren ſich der Betrieb der Ver⸗ 
ſicherung abſpielt. And doch bleibt jede Verſicherung nur ein blaſſer Schemen, wollte 
man Wert und Sicherheit nur nach dieſen Geſichtspunkten meſſen. Entſcheidend iſt 
vielmehr die Tatſache, daß, wie es Geheimrat Kiſch, der ſtellvertretende Präſident 
der Akademie für Deutſches Recht, in einem Vortrag über „Die Ethik im Verſiche⸗ 
rungsweſen“) trefflich ausgeführt hat, die Verſicherung auf drei ethiſchen Grund- 
ideen aufgebaut iſt, nämlich denjenigen der Gemeinſchaft, des Opfers und der Treue. 
Nur diejenige Verſicherung, welche die ſoziale Aufgabe der Fürſorge und den großen 
ethiſchen Gedanken der menſchlichen Solidarität verwirklicht, hat dauernden Beſtand. 
Wenn die Allgemeinen Seeverſicherungsbedingungen als Vertragsbeſtimmung den 
Satz ſtipulieren: „Alle Beteiligten haben Treu und Glauben in höchſtem Maße zu 
betätigen“, fo geben fie damit die Richtſchnur für alle fernere Entwicklung der Vecr⸗ 
fiherungswirtichaft. 

Der vom Verſicherer für die Prämienzahlung des Verſicherungsnehmers zu er⸗ 
bringende Gegenwert iſt ein in der Zukunft erfüllbares Leiſtungsverſprechen. Wenn 


1) Verlag von E. S. Mittler & Sohn. Berlin WS 68 1935. 
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deshalb auch der Staat durch Geſetz und Aufſichtspraxis Kontrollmaßnahmen der ver⸗ 
ſchiedenſten Art zur Sicherung der Rechte der Verſichertengemeinſchaft geſchaffen hat, 
ſo bleibt doch der Verſicherungsbetrieb mehr als andere Wirtſchaftszweige auf das 
Vertrauen der Bevölkerung angewieſen. Dieſes Vertrauen kann aber, worauf 
Reichswirtſchaftsminiſter a. D. Dr. Schmitt ſchon 1929 hinwies, „nicht durch ein noch 
ſo ausgeklügeltes Kontrollſyſtem geſchaffen werden; es muß ſich gründen auf einem 
moraliſch und techniſch hochſtehenden und von ſtarkem Pflichtgefühl durchdrungenen 
Direktions⸗ und Beamtenkörper“. Je vollkommener ſich dieſes Pflichtgefühl in der 
Praxis der Geſchäftshandhabung offenbart und je vollkommener die ethiſchen Grund- 
gedanken in die Tat umgeſetzt werden, um ſo erfolgreicher wird die Verſicherung 
ihren Dienſt an Volk und Staat verſehen. 
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2 Vorwerdk 


I. Gefchichtlicher Rückblick 


Hauswirtſchaft ift der Inbegriff aller innerhalb der Familiengemeinſchaft vorlommen- 
den Tätigkeiten, die auf das Ziel der Lebenserhaltung und einer angemeſſenen 
Lebensführung der Familie gerichtet ſind. 


1. Bedeutung der Kauswirtjchaft in der liberaliftiichen Jeit 

Während die Hauswirtſchaft urſprünglich alle wirtſchaftlichen Tätigkeiten überhaupt 
umfaßte, ſchrumpfte fie mit zunehmender Arbeitsteilung, mit Erweiterung des Geld- 
verkehrs und Hinausverlegung weſentlicher wirtſchaftlicher Leiſtungen in das Gebiet 
erwerbswirtſchaftlicher Berufsarbeit mehr und mehr. Der ſtädtiſche Familienhaushalt 
iſt faſt nur noch eine Stätte des Verbrauchs, das heißt eine Selbſtherſtellung von 
Gütern geſchieht nur noch in geringem Ausmaß, die Gegenſtände der Ernährung, der 
Kleidung und Wohnung werden durch Einkauf möglichſt gebrauchsfertig dem Haus- 
halt zugeführt. 

Die eigentliche hauswirtſchaftliche Arbeit erſtreckt ſich demnach hauptſächlich auf die 
Zubereitung der Nahrung und die Inſtandhaltung der Kleidung und Wohnung, 
ſoweit darunter Reinigung ſowie kleine Ausbeſſerungen an Bekleidungs- und Einrich⸗ 
tungsgegenſtänden verſtanden werden. Allerdings iſt auch hier bereits ein großer Teil 
der Arbeiten auf Wäſchereibetriebe, Kunſtſtopfereien und Bügelanſtalten, Teppich 
reinigungsanſtalten, Dekorateur und Tiſchlerhandwerk und manche anderen erwerbs. 
wirtſchaftlichen Anternehmungen übergegangen. 


Dieſe Entwicklung vollzog ſich während der ganzen liberaliſtiſchen Wirtſchaftsepoche 
geradlinig, ohne grundſätzlich anderen Tendenzen zu begegnen. 


Eine große Zahl von Frauen ging ſchließlich außerhäuslicher Berufsarbeit nach und 
gewöhnte ſich daran, die hauswirtſchaftlichen Arbeiten wegen ihres geringen Amfangs 
und der verringerten Verantwortung — zumal bei kleiner Kinderzahl oder gar 
Kinderloſigkeit und in der ſtädtiſchen Kleinſtwohnung — minderzubewerten. 


Dazu kam das falſch verſtandene Freiheitsbedürfnis der individualiſtiſchen Spätzeit, 
das ſich darin äußerte, lebenslängliche Bindungen nur ungern oder mit den ent⸗ 
ſprechenden inneren Vorbehalten einzugehen und familiäre Verpflichtungen nicht mehr 
mit der notwendigen tieſſten Verantwortung auf ſich zu nehmen. 


Die wirtſchaftliche Entwicklung zur rein liberaliſtiſchen Erwerbswirtſchaft, die geiſtige 
Geſamthaltung eines zunehmenden materialiſtiſchen Egoismus, die Emanzipation der 
Frauen, die Beſchränkung der Kinderzahl und noch viele in der gleichen Richtung ver- 
laufende Vorgänge verurteilten den deutſchen Familienhaushalt zu einer gewiſſen 
Bedeutungsloſigkeit. 


2. Voikswirtſchaftliche Paffivität der Frauen 


Das charakteriſtiſche Merkmal dieſes Entwicklungszuſtandes der Haushaltsführung ift 
die völlige Paſſivität gegenüber der volkswirtſchaftlichen Entwicklung. Während es 
im Weſen der Zweckgebundenheit allen Wirtſchaftens überhaupt liegt, daß logiſcher 
weiſe der letzte Zweck, nämlich die Befriedigung der Bedürfniſſe der Menſchen bzw. 
des Volkes die Menge und die Art der herzuſtellenden Güter beſtimmen müßte, ſtellen 
wir in der liberaliſtiſchen Wirtſchaft ſchließlich umgekehrt die Tatſache feſt, daß die 
Bedürfniſſe und Wünſche des Volkes geweckt, gebildet und umgeformt werden, je nach 
den Intereſſen der Erzeuger und Verteilergruppen, für die es nur einen Maßſtab, 
nämlich den größter Verdienſtmöglichkeit, gibt. Das einzige von der erzeugenden 
Induſtrie zu berückſichtigende Verbraucherintereſſe ſcheint die Niedrigkeit des Preiſes 
zu ſein. Qualität, Zweckmäßigkeit, Schönheit der Ware ſind nur noch Forderungen 
einer kleinen Verbraucherſchicht, die allerdings dann auch geneigt fein muß, einen ent ; 
ſprechenden Preis für ſolche „Seltenheitswerte“ zu bezahlen. Im übrigen beherrſcht 
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die billige Maſſenware den Markt und wird der Verbraucherſchaft durch laute und 
teuere Reklame, durch teilweiſe bis zur Geſchmackloſigkeit entwickelte Werbemethoden, 
durch Billigkeitsrekorde und Preisunterbietungen, aufgezwungen. Der auf ein Durch⸗ 
ſchnittseinkommen geſtellte Durchſchnittshaushalt ſetzt dieſem Druck ſeitens der fo⸗ 
genannten „kapitaliſtiſchen Wirtſchaft“ keinen Widerstand entgegen, ja, die haushult- 
führenden Frauen erkennen in Ermangelung der notwendigſten hauswirtſchaftlichen 
Ausbildung und infolge der inneren Anſpruchsloſigkeit, zu der das Familienleben 
herabgeſunken war, dieſen Druck vielfach gar nicht. Man fügt ſich dem, was modern, 
was „dernier cri“ iſt, was die „elegante Welt“ trägt, was „man“ beſitzen muß, was 
eine größere Wohlhabenheit vortäuſcht, und befinnt ſich nicht auf die beſonderen Be⸗ 
dürfniſſe der eigenen Familie, auf die Zweckmäßigkeit für den individuellen Gebrauch, 
man findet nicht mehr die innere Feſtigkeit eines eigenen perſönlichen, dem Leben der 
Familie und dem Berufsſtande des Mannes angemeſſenen Geſchmacks. Man jagt in 
einer gewiſſen anſteckenden Betriebſamkeit dem „billigſten Preiſe“ nach und bemerkt 
dabei gar nicht, daß man nicht mehr entgegenkommend behandelter „Stammkunde“ 
beim ſoliden Kaufmann iſt, ſondern inzwiſchen zur immer mehr anwachſenden Mehr- 
heit der ewig unbefriedigten „Laufkundſchaft“ gehört, die vom ſoliden Kaufmann und 
Einzelhändler ungern geſehen, dagegen aber für das Warenhaus die Vorbedingung 
zum Erfolg iſt. 


Inflation und wirtſchaftliche Not der Nachkriegszeit drücken weiteſte Schichten auf 
eine immer kleiner werdende Durchſchnittshaushaltführung herab, zwingen immer 
mehr Menſchen zur Parole des billigſten Preiſes und beſchleunigen damit noch die 
oben gekennzeichnete Entwicklung. Die Rolle, die der Familienhaushalt in dieſer von 
rein erwerbswirtſchaftlichen Intereſſen beherrſchten Wirtſchaftsepoche ſpielt, tft denk⸗ 
bar unbedeutend, ja die Paſſivität der Haushaltführung leiſtet der wirtſchaftlich wie 
ſozial verhängnisvollen Entwicklung geradezu Vorſchub. 


3. Bedeutung der ſjauswirtſchaft im nafionaljozlaliftiichen Staat 


Die politiſch und weltwirtſchaftlich bedingte Strukturänderung der deutſchen Wirt- 
ſchaft auf der einen Seite und die neu herausgeſtellte nationalſozialiſtiſche Haltung 
der Pflichtgebundenheit des deutſchen Menſchen gegenüber ſeinem Volke auf der 


andern Seite bedingen eine ganz andersartige Bedeutung der Hauswirtſchaft inner- 
halb der Volkswirtſchaft. 


Es entſpricht nicht mehr der gegenwärtigen Auffaſſung unſerer Staats- und Wirt- 
ſchaftsführung, einen großen Teil des lebenswichtigen Bedarfs unſeres Volkes durch 
mehr oder minder wichtige Güter aus dem Ausland befriedigen zu laſſen. Vielmehr 
handelt man nach der Erkenntnis, daß die politiſche Freiheit unſeres Volkes immer 
nur gewährleiſtet iſt bei der Sicherung der Exiſtenz aus den Erzeugniſſen eigenen 
Bodens und eigener Arbeit und möglichſt auch eigenen Kapitals. 


Die Lebensgewohnheiten und die Haushaltſührung der deutſchen Familie hatten ſich 
den Gegebenheiten der freien Verkehrswirtſchaft angepaßt. Wenn nunmehr eine Rüd- 
verlagerung weſentlicher Bedarfsdeckung aus dem Ausland in die einheimiſche Er- 
zeugungswirtſchaft erfolgen ſollte, ſo bedurfte das nicht nur einer zielbewußten 
Steuerung der Erzeugungsgruppen, ſondern auch einer Amlenkung des Verbrauchs. 
In der Erzeugungswirtſchaft wird das erwerbswirtſchaftliche Prinzip aus ſeiner 
alleinigen Vormachtſtellung zurückgedrängt. Der Gemeinnutz wird auch der Wirtſchaft 
als Zielſetzung gegeben, d. h. der erwerbswirtſchaftliche Antrieb des eigenen Nutzens 
ſoll zwar nicht ausgeſchaltet werden, darf aber nie der wirtſchaftlichen Gejamtziel- 
ſetzung zuwiderlaufen, muß vielmehr ausgerichtet ſein auf die von der Staatsführung 
aufgeſtellten Ziele. In der Verbrauchswirtſchaft bedeutet die Zielſetzung der Exiſtenz - 
ſicherung aus dem eigenen Lande eine bewußte Amſtellung auf den Verbrauch von ein- 
heimiſchen Nahrungsmitteln und von deutſchen Robftoffen. Staat und Wirtſchaft 
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nehmen alſo ein ſtarkes Intereſſe an der Frage des Verbrauchs, und dieſes Intereſſe 
iſt ein doppeltes: 


1. iſt es für eine planmäßige Amſtellung und einen erfolgreichen Aufbau der land- 
wirtſchaftlichen ebenſo wie der induſtriellen Erzeugung wichtig, den Geſamtbedarf 
nach Amfang und Art zu kennen, und 


2. iſt es erforderlich, den Verbraucher derart zu einem aktiven Glied der Volkswirt⸗ 
ſchaft zu erziehen, daß er in feinem Handeln die wirtſchaftlich notwendige Ent- 
wicklung nicht aufhält, hemmt oder gar boykottiert, ſondern fördert. 


Bei dieſen Beſtrebungen ſtößt man alſo zwangsläufig auf das ſowohl praktiſch wie 
noch mehr wiſſenſchaftlich vernachläſſigte Problem des Verbrauchs überhaupt. Die 
Feſtſtellung, daß der weitaus größte Teil des Verbrauchs ſich in den deutſchen Haus- 
halten abſpielt, daß rund 20 Millionen Haushaltungen im Deutſchen Reich beſtehen 
und daß alſo die Geſamtheit dieſer vielen Einzelhaushalte von unüberſehbarer Be⸗ 
deutung für die Volkswirtſchaft iſt, wurde plötzlich ſo allgemein in der Literatur, in 
der Preſſe und Propaganda erörtert, daß es wie eine „Entdeckung“ anmutete. Arſache 
dafür war aber allein, daß man die Volkswirtſchaft unter einem neuen Geſichts⸗ 
winkel ſah. Wichtig und entſcheidend iſt weiterhin die Tatſache, daß für die Führung 
der Haushaltungen und alſo für Art und Menge der in den Familien ge- und ver- 
brauchten Güter ausſchlaggebend die Frauen verantwortlich ſind, die etwa 81 v. H. des 
Volkseinkommens verwalten. Es kommt alſo darauf an, die Frau in dieſer ihrer 
hauswirtſchaftlichen Leiſtung zu erfaſſen. Anabhängig von den nach der Machtüber⸗ 
nahme durch den Nationalſozialismus beginnenden Auseinanderſetzungen über die 
Rolle der Frau im Volk, ihre Mitwirkung im öffentlichen Leben uſw. entſteht hier 
im Wirtſchaftsleben die Forderung an die Frau, ſich dem gleichen Geſetz der Pflicht. 
gebundenheit gegenüber dem Volk zu unterſtellen wie der Mann, wird hier von der 
Frau ein ganz bewußtes Handeln verlangt, das über den Rahmen des Familien- 
intereſſes hinausgeht und ihrer Leiſtung im Haushalt, volkswirtſchaftlich geſehen, 
eine Bedeutung gibt, die ſie hinſichtlich der Größe der Verantwortung jedem andern 
berufstätigen Menſchen ebenbürtig an die Seite ſtellt. 


4. Volkswirtſchaftliche Pflichtgebundenheit der Frauen 

Der Leiter eines wirtſchaftlichen Betriebs wird heute nicht mehr allein nach feiner 
Leiſtung im Dienſte ſeines Betriebs beurteilt, ſondern darüber hinaus danach, ob er 
die Leiſtung des geſamten Betriebs jo auszurichten verſteht, daß er damit immer zu- 
gleich dem Volk dient. Genau fo werden wir in der Beurteilung der hauswirtſchaft⸗ 
lichen Leiſtung der Frau den gewohnten Maßſtab, mit welchem Erfolg ſie dem Wohl 
ihrer Familie dient, dahin erweitern müſſen, wieweit ſie fähig iſt, die Führung ihres 
kleinen Hauswirtſchaftsbetriebs und damit alſo die Lebensführung ihrer Familie auf 
die Lebensnotwendigkeiten des Volkes auszurichten. Dieſe Lebensnotwendigkeiten 
des Volkes gehen aber über das rein Wirtſchaftliche hinaus. Sie umfaſſen die leib. 
liche und die ſeeliſche Geſundheit des Volkes. Es kann daher unter der dienenden Ein- 
gliederung der Hausfrau in die Volkswirtſchaft nie eine einſeitige Anterwerfung unter 
die Intereſſen dieſer oder jener Wirtſchaftsgruppe verſtanden werden. Vielmehr 
begegnen ſich die Hauswirtſchaft und die anderen Wirtſchaftsgruppen — Landwirt- 
ſchaft, Induſtrie, Handwerk, Handel, Bankweſen uſw. — immer im gemeinſamen Ziel, 
das der ganzen Wirtſchaft gleicherweiſe geſtellt iſt. Wie jede andere Wirtichafts- 
gruppe hat auch die Hauswirtſchaft ihre arteigenen Aufgaben und trägt damit den 
Charakter eines Wirtſchaftsſtandes. Sie unterſteht nicht dem einen oder dem anderen 
Stande, ſondern der oberſten Wirtſchaftsführung unmittelbar, ebenſo wie jeder 
andere Wirtſchaftsſtand auch. Nicht ein Stand dient dem anderen, ſondern alle dienen 
dem Volk. Dieſer gemeinſame Dienſt führt ſie zuſammen, ſo daß entgegengeſetzte 
Standesintereſſen nicht auftreten können und zunächſt noch vorhandene oder vorüber- 
gehend eintretende Schwierigkeiten durch kameradſchaſtliche Zuſammenarbeit über- 


wunden werden. 
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1. Exiftenzficherung 


Oberſte Forderung der Wirtſchaft ift die Sicherung der Exiſtenz des Volkes. Zur 
Erreichung dieſer Exiſtenzſicherheit find ganz beſtimmte Anforderungen an die Haus- 
haltführung zu ſtellen. Der wichtigſte Teil der Exiſtenzſicherheit iſt die Sicherung 
der Ernährung aus dem eigenen Lande. 


A, Nahrungsficherheit 

Da die landwirtſchaftliche Erzeugung jahreszeitlich bedingt iſt, läßt ſich auch bei 
größtmöglicher Ertragsſteigerung eine für das ganze Jahr gleichmäßige Belieſerung 
des Marktes mit der Geſamtheit der Nahrungsmittel nicht erreichen. In der liberali- 
ſtiſchen Wirtſchaftsführung beſtand das Beſtreben, die jahreszeitlich unterſchiedliche 
Nahrungsmittelbelieferung durch ausländiſche Einfuhr möglichſt auszugleichen. Die 
Verbraucher gewöhnten ſich dadurch an den regelmäßigen Genuß aller möglichen Nah- 
rungsmittel, wie vor allem von Gemüſen, Obſt und Salaten, die aus deutſchem Boden 
nur während einiger Wochen im Jahr, aus dem Ausland dagegen faſt das ganze Jahr 
über geliefert werden konnten. Sie entfremdeten ſich dadurch in der Art ihrer Ernäh- 
rung mehr und mehr von der Bodenſtändigkeit und wurden bei dieſer Entfremdung 
oft noch von ſpeziellen, teils ſogar ärztlich propagierten Ernährungs⸗ oder Diät- 
Theorien beſtärkt. 


I. Anpafjung der Ernährung an die jahreszeitlich gegebenen krzeugniſſe 


Soll nunmehr die Ernährung auf die Erzeugniſſe des Heimatbodens umgeſtellt werden, 
ſo bedarf es in erſter Linie einer erneuten Anpaſſung der Ernährung an 
die jahreszeitlich gegebenen Erzeugniſſe. Von der Hausfrau wird 
dabei verlangt, daß ihr Speiſezettel ſich in einer größeren Beweglichkeit auf die 
Nahrungsmittel einſtellt, die jeweils aus deutſcher Ernte auf dem Markt vorhanden 
find. Das Frühgemüſe wird auf dem Speiſezettel erft dann erſcheinen, wenn es ent- 
ſprechend den klimatiſchen Bedingungen geerntet werden kann, es ſei denn, daß 
deutſche Gewächshäuſer dieſes oder jenes Gemüſe ſchon früher auf den Markt bringen. 
Die verſchiedenen Obſtarten werden je nach ihrer Erntezeit in den Sommer. und 
Herbſtmonaten in erhöhtem Ausmaß im Speiſezettel zu finden ſein. Die Zeit der 
Eierſchwemme wird eine größere Zahl von Eiergerichten im Speiſezettel aufweiſen 
wie die Zeit der Eierknappheit. In den letzten Wochen vor der Frühkartoffelernte 
wird öfter an Stelle von Kartoffelgerichten die Verwendung von Getreideerzeug⸗ 
niſſen, wie Mehl, Flocken, Grünkern, Graupen, Grütze, vorgeſehen werden. 


Z. fäusliche Dorratswirtjchaft 


Am nun aber auch während der jahreszeitlich bedingten Knappheitsperioden die 
nötigen Nährſtoffe in geſundheitlich richtiger Zuſammenſtellung in der Ernährung 
aufweiſen zu können, bedarf es einer Vorratswirtſchaft zur Aberbrückung 
dieſer Perioden. Die Möglichkeit, zu jeder Jahreszeit aus dem Ausland friſches Obſt 
und Gemüſe in guter Qualität und reichlicher Menge auf dem Markt zu finden, 
hat in der zurückliegenden Zeit die Notwendigkeit, Vorratswirtſchaft zu treiben, 
weithin aufgehoben. In kleinerem Amfang wurde Obſt und zum Teil auch Gemüſe 
noch dort eingemacht, wo es aus eigenem Land oder Gartenbeſitz gewonnen wurde. 
Wenn aber in der Haupterntezeit die einzelnen Nahrungsmittel unter möglichſter 
Ausſchaltung des Verderbs für den Verbraucher ausgewertet werden ſollen, ſo muß 
neben der Konſervierungsinduſtrie und der Einlagerung in Kühlhäuſer auch die 
häusliche Vorratswirtſchaft ſich in den Dienſt der Haltbarmachung von Nahrungs- 
mitteln ſtellen. Außer dem Haltbarmachen von Eiern wird — wenigſtens für den 
ſtädtiſchen Haushalt — vor allem das Haltbarmachen von Obſt und Gemüſe in Frage 
kommen. Zu den bisher ſchon üblichen Arten des Einmachens, Einlegens, Trocknens 
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und Dörrens iſt neuerdings in ſtärkerem Ausmaß das Süßmoſten gekommen. Die 
häusliche Vorratswirtſchaft trägt erheblich dazu bei, die Nachfrage nach beſtimmten 
Nahrungsmitteln in der knappen Jahreszeit niedrigzuhalten, und gewährleiſtet damit 
eine größere Anabhängigkeit der Volksernährung von zuſätzlicher ausländiſcher 
Einfuhr. ä | 


3. Rationelie Verwendung und Ausnugung der Nahrungsmittel 


Da bei der Dichte der Bevölkerung eine Ernährungsſicherheit nur bei äußerſter 
Anſpannung aller Erzeugungskräfte erreicht und erhalten bleiben kann, muß vom 
Verbraucher eine entſprechende Rückſichtnahme und hohe Wertſchätzung einheimiſcher 
Erzeugniſſe verlangt werden, die ſich in einer rationellen Verwendung 
und Ausnutzung der Nahrungsmittel zu zeigen hat. Die bis zum 
Krieg dauernd beſſer gewordene wirtſchaftliche Lage aller Bevölkerungsſchichten 
einerſeits und die oben bereits angeführte Vernachläſſigung der hauswirtſchaftlichen 
Ausbildung anderſeits haben verurſacht, daß bei der Verarbeitung und Zubereitung 
der Nahrungsmittel in weiteſten Kreiſen nicht mehr mit der volkswirtſchaftlich not⸗ 
wendigen Sorgfalt gehandelt wird. Reſteverwendung, Abfallverwertung und Gering- 
haltung des Abfalls überhaupt ſind Fragen, deren Tragweite erſt bei der neuen 
Stelfegung der Exiſtenzſicherung aus eigenem Lande voll erkannt worden iſt. Eng 
hängt damit die Frage der geſundheitlich richtigen Verwendung und kochtechniſch 
ſachgemäßen Zubereitung der Nahrungsmittel zuſammen. Einſeitigkeiten und Aber. 
treibungen (wie z. B. übermäßiger Fettgenuß) find nicht nur geſundheitsſchäd lich, 
ſondern werfen auch die ſchönſten Berechnungen über die Bereitſtellung ausreichender 
Nahrungsmittelmengen über den Hauſen. 


Am aber die rationelle Verwendung und Ausnutzung der Nahrungsmittel wirklich zu 
erreichen, dazu bedarf es bei den Frauen einer guten hauswirtſchaftlichen Ausbildung 
ebenſo wie der Erziehung zu einer willensmäßigen Haltung der Sparſamkeit und 
Ordnung. 


4. eErnährungswirtſchaft und Ernährungswiſſenſchaft 


Da der Inſtinkt des Menſchen, der ſich in der Bevorzugung gewiſſer Lebensmittel 
und Gerichte äußert, durch ziviliſatoriſche Einflüſſe im allgemeinen ſo geſchwächt iſt, 
daß er keine ſichere Gewähr für eine richtige Ernährung mehr bieten kann, fo iſt 
auch von der rein geſundheitlichen Seite her eine kochtechniſche Ausbildung der 
Frauen auf der Grundlage poſitiver ernährungswiſſenſchaftlicher Erkenntniſſe un- 
erläßlich. Es liegt dabei im Intereſſe des Verbrauchers ebenſo wie des ganzen 
Volkes, daß zwiſchen den Ergebniſſen der Ernährungswiſſenſchaft auf der einen und 
den Forderungen der Ernährungswirtſchaft auf der anderen Seite keine größeren 
Verſchiedenheiten oder gar Widerſprüche auftauchen. Wohl wird die Wahrheit un⸗ 
anfechtbar ſein, daß die Bodenerzeugniſſe, die unter der gleichen Sonne, unter den 
gleichen klimatiſchen und jahreszeitlichen Bedingungen wachſen und reifen, unter 
denen die Menſchen leben, dieſen Menſchen auch am zuträglichſten ſein müſſen. Aber 
die Aufteilung der Anbaufläche, das Verhältnis zwiſchen Anbau und Viehzucht, 
alſo letztlich das Mengenverhältnis der einzelen pflanzlichen und tieriſchen Nah- 
rungsmittel zueinander, iſt beweglich, und es kommt darauf an, aus der Zufammen- 
arbeit zwiſchen Ernährungswiſſenſchaft und Ernährungswirtſchaft eine Linie für die 
Lenkung der landwirtſchaftlichen Erzeugung zu finden, die unter Berückſichtigung 
nährſtandspolitiſcher Notwendigkeiten den höchſten geſundheitlichen Nutzen für das 
ganze Volk verbürgt. Die Einhaltung dieſer Linie bietet auch die Sicherheit, daß 
die Frau ihrer Verantwortung gegenüber nicht in einen Zwieſpalt gerät. Da ſie ihre 
Verantwortung gegenüber der Geſundheit ihrer Familie im Zweifelsſall immer 
höher werten wird als ihre Verantwortung gegenüber der Wirtſchaft, und da dieſe 
Wertung auch vom Volk aus geſehen die richtige iſt, wird alles darauf ankommen, 
Ernährungswiſſenſchaft und Ernährungswirtſchaft auf einen Nenner zu bringen. 


| 


* 
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B. Sicherung der Rohftofflage 


Die Sicherung der Exiſtenz unſeres Volkes umfaßt nun mehr als die Sicherung der 
Ernährung. Auch die notwendigſten Bekleidungs- und Wohnbedürfniſſe müſſen nach 
Möglichkeit unabhängig von ausländiſcher Einfuhr befriedigt werden können. Ins⸗ 
beſondere hat der Vierjahresplan den Rahmen ſeſtgelegt, in dem durch Auswertung 
neuer Erfindungen und induſtrieller Erweiterungen das Ziel der Rohſtofſſicherung 
in einem nahen Zeitraum erreicht werden ſoll. Wieder iſt dazu außer einer Am⸗ 
ſtellung der Erzeugung auch eine Amſtellung des Verbrauchs erforderlich, und zwar 
handelt es ſich hier um eine Amſtellung, bei der nicht nur Zweckmäßigkeitsgeſichts⸗ 
punkte in Frage kommen, ſondern auch beſtimmte kulturelle Einflüſſe in Rechnung 
geſetzt werden müſſen. 


1. 3weckmäßigkeitsfrage 
Was zunächſt die Zweckmäßigkeit als Grundforderung der Kleidungs- und 
Wohnbedürfniſſe anbelangt, ſo iſt hier während der liberaliſtiſchen Wirtſchaftsperiode 
eine Fehlleitung infofern feſtzuſtellen, als die Baſis für die Verſorgung mit ver- 
ſchiedenen Robftoffen widerſtandslos ins Ausland verlegt wurde, jo daß wir einfach 
nicht mehr in der Lage waren, notwendigſte Textilrohſtoffe ſelbſt zu erzeugen. Die 
Schafzucht und damit die Wollproduktion waren infolge des liberaliſtiſchen Rentabili- 
tätsgrundſatzes ſo geſchrumpft, daß wir 1933 nur noch 8 v. H. des Wollbedarfs aus 
eigener Erzeugung decken konnten. Der Flachsanbau und damit die Leinenproduktion 
waren gegenüber der billig eingeführten Baumwolle abſolut ins Hintertreffen geraten. 
Der Verbraucher aber hatte ſeinen für Kleidung und Heim notwendigen Stoffbedarf 
vorwiegend, ja in weiten Schichten ausſchließlich auf Wolle und Baumwolle ein- 
geſtellt. Soll nunmehr die hauptſächlichſte Verſorgung mit deutſchen Textilſtoffen 
erfolgen, ſo wird ſelbſt bei einer ſyſtematiſchen Ausweitung der Schafzucht und des 
Flachsbaues dieſes Ziel nur erreicht werden können bei gleichzeitiger Einführung 
und Erweiterung einer vielgeftaltigen Kunſtſeiden. und Zellwollproduktion. Das be- 
deutet für den Verbraucher die Amſtellung von vorwiegender Woll und Baumwoll⸗ 
verwendung auf Verwendung der einheimiſchen Stoffe, und das ſetzt wiederum zu⸗ 
nächſt eine Bereinigung der feſtgefahrenen Qualitätsvorſtellungen voraus. Weithin 
hatte es ſich eingebürgert, Wolle und Baumwolle nicht mehr als Stoffartbegriffe, 
ſondern zugleich als Stoffqualitätsbegriffe aufzufaſſen. Da außerdem die land⸗ 
läufigen Stoffbehandlungsmethoden, wie Reinigung, Waſchen, Bügeln uſw., einſeitig 
auf der Behandlung von Baumwolle und Wolle begründet waren, und ſolche Stoffe, 
die der gleichen Behandlung nicht in jeder Hinſicht ſtandhielten, minderbewertet 
wurden, fo iſt es erklärlich, daß von ſeiten des Verbrauchers der Einführung neuer 
Stoffarten große Widerſtände entgegengeſetzt wurden. Immerhin hatte ſich ſchon 
während der liberaliſtiſchen Wirtſchaftsepoche die Kunſtſeide gegenüber der echten 
Seide nicht nur durchgeſetzt, ſondern auch behauptet. Die Durchſetzung der gegen⸗ 
wärtig in weit größerem Umfang und verbeſſerter Muſtermannigfaltigkeit ber- 
geſtellten deutſchen Kunſtſeide und die Einführung der überaus verſchiedenartigen 
Zellwollſtoffe verlangt ein vertrauensvolles Entgegenkommen des Verbrauchers. 
Dieſes Entgegenkommen des Verbrauchers, hier wiederum in ausſchlaggebender 
Weiſe der Frau, wird aber nicht allein durch einſeitige Werbung und Propaganda 
erreicht werden können, ſondern auch hier tut wiederum Aufklärungs- und Erziehungs- 
arbeit not. Nicht Gleichgültigkeit gegen Stoſfart und qualität wird zum Ziele 
führen, ſondern im Gegenteil wird gerade die Kenntnis der verſchiedenen GStoffeigen- 
ſchaften, die Forderung arteigener Qualität und nicht zuletzt ein genaues Beherrſchen 
der verſchiedenen angemeſſenen Behandlungs- und Waſchverfahren auf die Dauer 
eine erfolgreichere Zufammenarbeit zwiſchen Erzeuger und Verbraucher bringen. Der 
intereſſierte und bewußt handelnde Verbraucher iſt immer der für die Wirtſchaft 
erſtrebenswerte, während der gleichgültige und paſſive unberechenbar und einer ver- 
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nünftigen Verbrauchslenkung unzugänglich iſt. Hinzu kommt auch hierbei wieder die 
volksbewußte Haltung, die bei der Frau allmählich zu einer ſelbſtverſtändlichen und 
inſtinktiven Bevorzugung deutſcher Textilſtoffe führen muß. Voll und ganz wird ſich 
die Frau dann in den Dienſt der Sache ſtellen, wenn ſie das ſichere Gefühl hat, 
daß ihr von der anderen Seite mit Wahrheit und Klarheit begegnet wird. Dieſe 
Wahrheit und Klarheit muß ſich ſowohl in der Werbung als auch in der Kennzeich- 
nung der Ware auswirken. Kennzeichnungsvorſchriften, Einführung von Gütezeichen, 
Feſtſetzung von Qualitäts- und Lieferbedingungen zeigen, daß die nationalſozialiſtiſche 
Wirtſchaftsführung durchaus dieſen Weg einzuhalten beſtrebt iſt. 


Was hier von der Amſtellung des Verbrauchs auf deutſche Textilſtoffe geſagt wird, 
gilt in ähnlicher Weiſe auch in bezug auf alle anderen Rohſtoffe, ſofern ſolche bisher 
aus dem Ausland eingeführt wurden. Gegenüber dem ungeheuren ertragſteigernd 
organiſatoriſchen und erfinderiſch⸗techniſchen Schaffen auf der Erzeugerſeite müßte 
das Feſthalten an Vorurteilen auf der Verbraucherſeite geradezu als Boykott 
anmuten. 


2. Aulturelle Gefichtspunkte 


Aber die Zweckmäßigkeitsfrage hinaus Spielen hier nun aber kulturelle 
Geſichtspunkte inſofern hinein, als Geſchmack und Lebensſtil mehr oder minder 
ausſchlaggebend für Kleidung und Wohnung bzw. Heimgeſtaltungsſragen ſind. 


Allein die Tatſache „Mode“ ſtellt uns vor ein Chaos von Problemen ſowohl wirt- 
ſchaftlicher als auch kultureller Art. Die Einrichtung weiter Induſtrien und Groß⸗ 
handelsunternehmen wie auch zahlreicher Einzelhandelsbranchen auf den Modewechſel 
läßt jeden außenſeitigen Verſuch einer Anderung im Tempo oder Umfang des Mode⸗ 
wechſels vorläufig als unmöglich erſcheinen. Selbſt die internationalen Bindungen 
des Modeſchaffens laſſen ſich nur ſchwer löſen, da das deutſche Mode- und Modell- 
ſchaffen wiederum ein Ausfuhrartikel für beſtimmte Länder iſt und ſich deshalb nicht 
weſentlich von der internationalen Mode entfernen zu können vermeint. Der Einfluß, 
den das raſſiſch und völkiſch bedingte Kulturbewußtſein auf die Mode zu nehmen 
vermag, iſt unter dieſen Amſtänden denkbar gering. Es iſt ſehr ſchwer, gerade hier 
zur Klarheit über den richtigen Weg und die richtige Zielſetzung der Verbrauchs- 
lenkung zu kommen, und der Nur-⸗Volkswirtſchaftler wird dazu überhaupt kaum in 
der Lage ſein. Wer aber den höheren Standort einnimmt und von der Entwicklung 
des Volksganzen her urteilt, wird einige Richtlinien herausſtellen können, die für 
die erzieheriſche Beeinfluſſung der verbrauchenden Frauen entſcheidend find. Der 
Schönheitswert der Kleidung, der immer zugleich auch ein ſittlicher iſt, hängt von zwei 
Dingen ab: 


1. von der Verwendung eines dem Zweck angemeſſenen, qualitativ wertvollen 
Stoffes und 


2. von der dem Weſen des Menſchen angemeſſenen Form. 


Die koſtbarſte Seide wird nie ein ſchönes Arbeitskleid abgeben; die nordraſſiſche 
Mutter wird nie in einem eng anliegenden modiſch kurzen Röckchen anmutig ausſehen. 
Dieſelben Geſichtspunkte treffen ſür die Heimgeſtaltung zu. Auch hier entſcheidet 
die Angemeſſenheit der Einrichtungsgegenſtände an den Zweck, den ſie erfüllen ſollen, 
und die Güte des Materials, aus dem ſie hergeſtellt ſind. Aber auch hier wird der 
kulturelle Schönheitswert davon abhängen, ob die Einrichtung des Heims dem Weſen 
und der Art feines Bewohners bzw. feiner Bewohner entſpricht. Mit dieſen Ridt- 
linien wird dem raſſiſch und völkiſch bedingten Schönheits- und Gittlichfeits- 
empfinden des Volkes Rechnung getragen, deſſen Wiedererweckung und Stärkung 
die nationalſozialiſtiſche Staatsführung ſich angelegen ſein läßt. Zugleich aber be— 
deutet die Herausſtellung dieſer Richtlinien die Förderung einer gewiſſen Ver— 
braucheraktivität, die auf lange Sicht geſehen alle von der Mode abhängigen Wirt- 
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ſchaftszweige einer neuartigen Entwicklung entgegenführen könnte. Der Qualitäts- 
gedanke ebenſo wie die ſtärkere Betonung eines perſönlichen Kleid- und Wohnſtils 
ſtehen in Widerſpruch zu einer kurzfriſtigen Erneuerung oder Neuanſchaffung und 
bedeuten deshalb eine größere Loslöſung, ein Anabhängigwerden vom raſchen Mode⸗ 
wechſel. Es mag dabei zunächſt ſo ſcheinen, als leiſteten die Frauen mit dieſer 
Haltung der Wirtſchaft keinen großen Dienſt. Aber bei einer Beurteilung auf weite 
Sicht iſt hier gerade wiederum durch dieſe Stellungnahme der Frau die Gewähr 
gegeben, daß Wirtſchaftsziele erreicht werden, die ſowohl in bezug auf den welt⸗ 
wirtſchaftlichen Erfolg als auch auf die ſoziale Befriedung der arbeitenden deutſchen 
Menſchen echt nationalſozialiſtiſche Ziele find. Höchſte Verwirklichung des Qualitäts- 
gedankens iſt für unſere Exportſteigerung die einzig dauerhafte Grundlage, und gerade 
durch die geſteigerten Anſprüche der Nachfrage im Inland wird eine dauernde An⸗ 
regung zur Qualitätsverbeſſerung gegeben werden. Tragen unſere Qualitätserzeug⸗ 
niſſe im übrigen noch das Merkmal einer deutſchen Eigenart, ſo wird das auf die 
Dauer kein Hemmnis, ſondern unter Amſtänden im Gegenteil wegen ſeiner ſpezifiſchen 
Seltenheit ein beſonderer Anreiz zu größerer Ausfuhr ſein. Auf dem Wege einer 
nachahmenden oder gleichmachenden Erzeugung werden wir bei den verhältnismäßig 
teueren Herſtellungsbedingungen die Konkurrenz auf dem Weltmarkt nicht aufrecht⸗ 
erhalten geſchweige denn neu beleben können. Daneben aber bewirkt die oben 
geſchilderte Haltung der Frau in Modefragen eine langſam zunehmende Bevor 
zugung individueller Herſtellungsverfahren, oder, anders ausgedrückt, bis zu einem 
gewiſſen Grade eine Verlagerung der Erzeugung von der ferien- und maſſenweiſen 
Herſtellung der Induſtrie zum Handwerk. Damit wird den Beſtrebungen des 
nationalſozialiſtiſchen Staates begegnet, der ja in der Verbreiterung des ſelbſtändigen 
Mittelſtandes die beſte Gewähr für eine ſoziale Befriedung ſieht. 


Anabhängig von der Mode ſind nun noch andere kulturelle Einwirkungen vorhanden, 
die für die Einkäufe des Verbrauchers beſtimmend ſind. Erwähnt ſei hier die für den 
Deutſchen früher leider oft charakteriſtiſche Einſtellung, nach der man Dinge, die 
ron weither ſtammten, alſo außerdeutſchen Arſprungs waren, für beſonders wert⸗ 
voll hielt, angefangen von der Bevorzugung ausländiſcher Hölzer für die Wohnungs- 
einrichtung oder ausländiſcher Lederarten, die in gewiſſen Kreiſen, ſoweit es ſich 
mit den Einkommensverhältniſſen vertrug, üblich war, bis zum Stolz auf Gemälde, 
Bücher und andere Kunſtwerke auswärtiger Künſtler. Nachdem der allgemein ver- 
breitet geweſene Irrtum von der Internationalität der künſtleriſchen Formgebung 
der Erkenntnis von der raſſiſchen und völkiſchen Bedingtheit des Kunſtſchaffens 
gewichen iſt, wird für die Heimgeſtaltung der Grundſatz gelten müſſen, daß Reichtum 
auch inſofern verpflichtet, als deutſche Kunſt, deutſches Kunſthandwerk und Kunſt⸗ 
gewerbe als der ſtolzeſte Schmuck des deutſchen Heimes zu werten ſind. Da in Fragen 
der Kleid: und Heimgeſtaltung bei der Frau der entſcheidende Einfluß liegt, muß 
auch hier ihr Gefühl für die Verantwortung gegenüber Wirtſchaft und Kultur 
geweckt und gefördert werden. 


Kulturelle Aberlegungen ſollten aber nicht erſt bei der Heimgeſtaltung anfangen, 
ſondern ſchon bei der Raumeinteilung, ja bei der Bauplanung. Die Stichworte 
Mietskaſerne, gute Stube, Mädchenkammer, Vorratsraum deuten jedes ein Problem 
für ſich an. Wieviel volkswirtſchaftliche Werte gehen verloren wegen unzweckmäßiger 
Anlage oder völligen Fehlens einer Speiſekammer oder eines Vorratskellers, wieviel 
Schuld trägt die unzulängliche ſtädtiſche Mädchenkammer an der ſozialen Minder- 
bewertung des Hausgehilfenſtandes, welchen Vorſchub leiſtete die ſogenannte gute 
Stube den verſchiedenartigſten Runft- und Kulturgreueln! Der Wohnungs-, Eigen- 
heim⸗ und Siedlungsbau darf nicht dem Gelderwerb oder der Spekulation der Her— 
ſtellerfirmen dienen, ſondern ſoll deutſchen Familien Heime ſchaffen. Auch hier bedarf 
es der bewußten Haltung der haushaltführenden Frau, um bei der Bauplanung und 
Wohnungsgeſtaltung die Bedürfniſſe des geſunden Familienlebens zur Geltung zu 


bringen. 
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3. Materialauswertung 


Der Verbrauch im Haushalt bringt immer einen gewiſſen Prozentſatz von Abnutzung 
oder Verſchleiß, Reften und Abfall mit ſich. Im Hinblick auf die Schwierigkeit der 
Selbſtverſorgung mit einer ganzen Reihe von Rohſtoffen tft es ſelbſtverſtändlich, daß 
dieſer Prozentſatz ſo klein wie möglich gehalten werden müßte. Vom privatwirt- 
ſchaftlichen Intereſſe aus geſehen könnte beiſpielsweiſe der Porzellaninduſtrie viel- 
leicht eine möglichſt große Angeſchicklichkeit der Hausfrauen und Hausgehilfinnen 
wünſchenswert erſcheinen; im volkswirtſchaftlichen Interefje* läge fie aber keines. 
wegs. Im Gegenteil iſt es eine der vordringlichſten Pflichten aller hauswirtſchaft⸗ 
lich tätigen Frauen, pfleglich und ſparſam mit den volkswirtſchaftlichen Gütern um⸗ 
zugehen. Auch im unſcheinbarſten Gegenſtand noch muß die Frau den Rohſtoff zu 
ſchätzen verſtehen, den der vom geſchichtlichen Schickſal uns zuerkannte Heimatboden 
uns liefert, muß ſie auch die Arbeit achten lernen, die deutſcher Fleiß, aber auch 
deutſche Tatkraft und deutſcher Erfindergeiſt hineingeben. Die Zeiten des 
wirtſchaftlichen Aufſchwungs vor dem Krieg haben uns weithin dieſe Wertſchätzung 
und Achtung verlernen laſſen. Heute ſollte nicht allein die privatwirtſchaftliche, 
ſondern auch die volkswirtſchaftliche Notwendigkeit uns wieder dazu erziehen. Das 
Ergebnis würde eine pflegliche, ſachgemäße Behandlung der den Frauen und ihrem 
Haushalt anvertrauten Güter ſein, würde darüber hinaus eine ſparſame Reſte⸗ 
verwendung nicht nur in der Küche, ſondern auch beim Nähen und Stopfen, Aus- 
beſſern und Herſtellen von Neuem aus Altem ſein. Schließlich hat auch der wirklich im 
Haushalt nicht weiter verwertbare Abfall noch feine nicht zu unterſchätzende volks⸗ 
wirtſchaftliche Bedeutung. Wenn man in Betracht zieht, daß an Woll. und Baum- 
wollumpen, Altpapier, Altmetall, Glasflaſchen und Knochen uſw. große Mengen zur 
Weiterverarbeitung in den entſprechenden Induſtrien gebraucht und zum Teil ſogar 
eingeführt werden müſſen, ſo erkennt man die doppelte Bedeutung, die darin liegt, 
daß dieſe letzten Abfälle aus dem Haushalt noch einer weiteren Verwendung zu⸗ 
geführt werden. Die Frage der Erfaſſung oder Abholung des Abfalls aus den 
einzelnen Haushalten iſt ein Problem, das organiſatoriſch gelöſt werden kann und 
muß. Vorbedingung aber bleibt die Erweckung des Verſtändniſſes der Hausfrau für 
die Wichtigkeit und Bedeutung der Weiterverwertung des Abfalls, deſſen Sammlung 
ihr vielleicht eine kleine Anbequemlichkeit bedeutet, die aber, gemeſſen am Geſamt⸗ 
erfolg, der bei der Millionenzahl der Haushalte dabei herausſpringt, gar nicht ins 
Gewicht fällt. Sie leiſtet damit der Wirtſchaft nicht nur einen Dienſt im Sinne der 
„Rohſtoffbeſchaffung“, ſondern fie gibt damit vom Lumpenſammler über den Gor- 
tierer, Kleinhändler, Mittelhändler und Großhändler einer großen Zahl von 
Menſchen Arbeit und Brot. 


Il. Soziale Befriedung 


Es find alſo eine Reihe von Möglichkeiten, die ſich für die Mitwirkung der Haus- 
frauen im Kampf der Wirtſchaft um die Sicherung der Exiſtenz unſeres Volkes aus 
eigenem Boden und eigener Kraft ergeben. Die Zahl der Möglichkeiten, ſich in den 
Dienſt der Volkswirtſchaft zu ſtellen, iſt aber für die Hausfrauen damit noch nicht 
erſchöpft. Neben dem Ziel der Exiſtenzſicherung hat die nationalſozialiſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftspolitik das Ziel der ſozialen Befriedung aufgeſtellt. Gleichwie der Menſch 
nicht um der Wirtſchaft willen lebt, ſondern die Wirtſchaft zur Befriedigung der 
menſchlichen Bedürfniſſe beſteht, kann auch die Wirtſchaftsförderung nicht ausſchließ— 
lich um der Wirtſchaft willen, alſo als Selbſtzweck, betrieben werden, ſondern ſie 
muß berückſichtigen, daß Leben und Wohlergehen des lebendigen Menſchen jederzeit 
der Mittelpunkt auch des Wirtſchaftens iſt. Eine Wirtſchaftsentwicklung, die über 
die ſozialen und kulturellen Bedürfniſſe des Menſchen rückſichtslos hinweggeht, muß 
zu einem Niedergang des geſamten Volkslebens führen. Die Erfahrungen aus den 
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Jahren des marxiſtiſchen Klaſſenkampfes und der Proletariſierung haben gelehrt, 
welches die falſchen Wege find, die man nicht beſchreiten darf, wenn man eine ſtarke 
Volksgemeinſchaft erreichen will. 


A. Der Mittelftand 


Die Schaffung und Erhaltung eines breiten und gefunden Mittelftandes und damit 
die Erſchließung von Aufſtiegsmöglichkeiten für eine möglichſt große Schicht wirt⸗ 
ſchaftlich unſelbſtändiger Menſchen zu ſelbſtändiger Wirtſchaftsfübrung wurde von 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung als entſcheidende Notwendigkeit für die ſoziale 
Befriedung erkannt und im Punkt 16 des Parteiprogramms eindeutig herausgeſtellt: 


„Wir fordern die Schaffung eines geſunden Mittelſtandes und ſeine Erhaltung, 
ſofortige Kommunaliſierung der Großwarenhäuſer und ihre Vermietung zu billigen 
Preiſen an kleine Gewerbetreibende, ſchärfſte Berückſichtigung aller kleinen 
Gewerbetreibenden bei Lieferung an den Staat, die Länder und Gemeinden.“ 


Der in dieſem Programmpunkt geforderte Kampf gegen die Warenhäuſer ſowie der 
Appell zur Ablehnung ausländiſcher und zum ausſchließlichen Kauf „deutſcher Erzeug⸗ 
niſſe“ und außerdem der Boykott jüdiſcher Firmen waren in den Kampfjahren die 
erſten und ſozuſagen einzigen Parolen, die für die Haltung des Verbrauchers und 
insbeſondere der Frauen herausgeſtellt wurden. Es bedurfte einer umfaſſenden Auf- 
klärungsarbeit, um dieſe negativen Parolen nach der Machtübernahme den Frauen 
in entſprechender pofitiver Form verſtändlich zu machen. Aus dem Abwehrkampf 
gegen marxiſtiſch⸗liberaliſtiſche Fehlentwicklungen wurde nach dem 30. Januar 1933 
ein zähes Ringen um pofitiven Aufbau. Aus Rückſicht auf den viel zu ſehr ge⸗ 
ſchwächten wirtſchaftlichen Zuſtand ſah die nationalſozialiſtiſche Regierung von macht⸗ 
mäßigen Eingriffen ab. So trat auch die weithin erhoffte, teils auch gefürchtete 
Schließung von Warenhäuſern, Konſumvereinen und Einheitspreisgeſchäften nicht 
ein. Statt deſſen wurde im Sinne der Schaffung eines breiten Mittelſtandes der 
pofitive Weg der Förderung des Handwerks und Einzelhandels durch organifato- 
riſche, geſetzmäßige und wirtſchaftliche Maßnahmen beſchritten und darüber hinaus 
durch einſchränkende Beſtimmungen (Hinausverlegung von Reſtaurationsbetrieben, 
Friſierſalons uſw., Erſchwerung der Einrichtung von Filialbetrieben, Preis- 
regulierungen uſw.) eine Zunahme bzw. weiterer Ausbau von Warenhäuſern und 
ähnlichen Einrichtungen verhindert. Aber gerade weil die Regierung ſich in dieſer 
Angelegenheit auf eine gewiſſe Steuerung beſchränkt, um in Ablehnung unmittel- 
barer Eingriffe die wirtſchaftliche Neuordnung im Sinne einer ruhigen aber ziel⸗ 
bewußten Entwicklung ſich vollziehen zu laſſen, bedarf ſie der Anterſtützung ſeitens 
aller der Kreiſe, die für eine ſolche Entwicklung von Bedeutung ſind. And was iſt 
letzten Endes von größerem Ausſchlag für Aufblühen oder Schrumpfung von Waren- 
häuſern als die Haltung der Käuferſchaſt, hier alſo wieder und in ganz beſonderem 
Maße der kaufenden Frau. Es iſt nun verhältnismäßig einfach, einen gewiſſen 
Kreis von Frauen, zumal bei geſinnungsmäßig und parteimäßig ſtarker Bindung, 
zum Boykott beſtimmter Einkaufsgelegenheiten zu gewinnen, auf die Geſamtheit 
der Frauen geſehen, iſt es eine Anmöglichkeit! Worauf es aber hier ankommt, das 
iſt die langſame Veränderung der inneren Einſtellung der Frau zu ihrem haus- 
wirtſchaftlichen Handeln und zur Lebensführung überhaupt. 


1. Das fjandwerk 


Je mehr der Qualitätsgedanke an Boden gewinnt, je rationeller die Haushalt. 
planung iſt, je ſtärker die Frauen für eine perſönlich angemeſſene, ſelbſtbewußte und 
ſolide Haushalt. und Lebensführung gewonnen werden können, um fo beſſer wird 
der Boden bereitet für ein umfangreicheres Schaffen des Handwerks und des Einzel- 
handels, um ſo weniger wird jene eingangs ſchon geſchilderte paſſive, oberflächliche 
und nur in Geld denkende Einſtellung um ſich greifen können, auf der die Riefen- 
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erfolge der Warenhäuſer dereinſt begründet waren. Begreift die Frau die Preis- 
würdigkeit der guten Qualität, fo wird fie in vielen Dingen zur guten Qualität 
übergehen. Legt fie aber einmal mehr Geld beiſpielsweiſe für ein Kleid an, jo will 
ſie auch den höchſten Nutzen davon haben. Sie wird alſo im Hinblick auf eine ſpätere 
Amänderung, auf die Möglichkeit auszubeſſern, vom Kauf eines fertigen Kleidungs⸗ 
ſtücks, das ſich für Amänderung und Ausbeſſerung wenig eignet, abſehen und den 
gekauften Stoff zu einer Schneiderin in Arbeit geben. Sie wird es auch deshalb 
tun, weil ſie bei der größeren Geldanlage den berechtigten Anſpruch erhebt, daß 
dieſes Kleid in der Machart mehr ihrem perfönlichen Geſchmack als den letzten Mode⸗ 
vorſchriften entſpricht, denn ſie will es möglichſt lange und bis zu einem gewiſſen 
Grad wenigſtens unabhängig vom Modewechſel der nächſten Saiſon tragen. 
Der gleiche Vorgang vollzieht ſich bei unzähligen Aberlegungen hinſichtlich der 
Möbelbeſchaffung, der Wohnungseinrichtung, der Heimgeſtaltung, aller für die 
Haushaltführung notwendigen Anſchaffungen überhaupt. Kommt zu dieſen privat- 
hauswirtſchaftlichen Aberlegungen nun noch die Aufſorderung zur Berückſichtigung 
volkswirtſchaftlicher Notwendigkeiten, wie in dieſem Fall der Förderung des Hand- 
werks durch Auftragserteilung, ſo vollzieht ſich hier eine langſame, aber höchſt be⸗ 
deutungsvolle Wandlung im Wirtſchaftsleben, und zwar eine Wandlung durchaus im 
Sinne der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftspolitik. Nicht durch die Schließung der 
Warenhäuſer wird der Lebensraum des Handwerks erweitert, ſondern durch die 
neue pflichtgebundene Haltung der Hausfrau, die allerdings hier dem wirklichen 
Können des Handwerks ſowohl in rein techniſcher als auch in kultureller Hinſicht 
begegnen muß. Wird dieſes Können, das ja in erſchreckendem Ausmaß verloren- 
gegangen iſt, nicht wieder erreicht, ſo wird das Geſchick des Handwerks auch trotz 
aller fördernden Maßnahmen und Beſtrebungen von außen her beſiegelt ſein. 


Eine Streitfrage darf hier nicht unerwähnt bleiben; ſie dreht ſich um den Vorwurf 
der Handwerksfeindlichkeit, den man der gegenwärtigen Frauenbewegung macht, 
weil ſie durch eine intenſiv betriebene Schulung dem Handwerk eine Konkurrenz 
heranbildet. Vor allem fühlen ſich die Bäcker. und Schneiderinnungen bedroht 
durch Back und Nähkurſe, die zur Förderung hauswirtſchaftlichen Könnens für die 
Frauen eingerichtet werden. Dieſer Vorwurf iſt ein deutlicher Beweis für eine 
gewiſſe Kurzſichtigkeit des Handwerks in Fragen feiner eigenen Zukunft. Die Eigen- 
artigkeit des Handwerks, die zugleich ſeine Exiſtenzberechtigung darſtellt, liegt in der 
handgearbeiteten Qualität ſeiner Erzeugung. Wo der Sinn für dieſe Qualität nicht 
mehr da iſt, wird das Handwerk von der Konkurrenz der Induſtrie überrannt werden, 
und tatſächlich war die qualitätsferne und oberflächliche Haushaltführung der ärgſte 
Feind des Handwerks. Je mehr ſich nun aber die Frau ſelbſt wieder der hauswirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeit zuwendet, je mehr ſie ſelbſt auch durch Selbſtherſtellung techniſch 
ihre Arbeiten beherrſcht, um ſo mehr wird ihr Verſtändnis für Handgearbeitetes 
und für das Handwerk geſteigert. Eine Frau, die einen Nähkurſus beſucht, um für 
ihre Kinder ſelber einfache Kittel und Kleidchen herſtellen zu können, wird eher auf 
den Gedanken kommen, ſich ein Feſttagskleid von der Schneiderin arbeiten zu laſſen, 
als eine Frau, die gar nichts anderes mehr kennt, als ſowohl für ihre Kinder als 
auch für ſich ſelbſt alles fertig „von der Stange“ zu kaufen. Das leiſtungsmäßig 
geforderte Niveau für eine Schneidergeſellin muß doch ſo ſein, daß die Anlernung, 
die in einem 10. bis 14tägigen Kurſus erfolgen kann, als Konkurrenz gar nicht in 
Frage kommen dürfte. 


Entſprechend liegt es beim Bäckerhandwerk. Wenn man der Frau die Haushalt- 
führung als den verantwortungsvollſten Beruf zuerkennt, ſo muß man ihr auch 
Spielraum zu eigenſchöpferiſcher Arbeit darin laſſen. Niemand kann ihr das Recht 
ſtreitig machen, zur Familienfeier Gebäck und Kuchen ſelber herzuſtellen. Wenn die 
Bäcker heute das als Konkurrenz empfinden, ſo rührt das daher, daß ſie in der 
liberaliſtiſchen Zeit einer Fehlentwicklung nachgegeben haben. Sie ſtellten ſich auf 
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das beſonders in den Städten zunehmende Bedürfnis nach ſüßem Gebäck um und 
vernachläſſigten den Hauptzweig ihres Handwerks, auf dem eine Konkurrenz des 
Stadthaushalts nie in Frage kommen kann, nämlich die Brotbäckerei, und taten das 
fo lange und fo ſehr, bis das Entſtehen von Brotfabriken zur entſcheidenden Kon⸗ 
kurrenz für fie wurde. Der kleine Stolz der Hausfrau mag ihr Weihnachts und 
Oſtergebäck fein und bleiben, der große Stolz des deutſchen Bäckers muß die beft- 
gekonnte Herſtellung des Brotes als eines weſentlichen Volksnahrungsmittels ſein. 
Von einer „Konkurrenz“ ſeitens der Hausfrau könnte nur da die Rede ſein, wo eine 
Frau für Bekannte oder Verwandte gegen Entgelt bädt bzw. näht, und in der 
Bekämpfung ſolcher „Schwarzarbeit“ wird das Handwerk immer die Anterſtützung 
der Hausfrauen finden. 


Gerade die teils ſehr nahe Berührung zwiſchen hauswirtſchaftlicher und handwerk. 
licher Arbeit ſollte eine Gewähr für gegenſeitiges Verſtändnis und gute Zuſammen⸗ 
arbeit ſein und wird das um ſo mehr, je tatkräftiger und hingebungsvoller auf beiden 
Seiten die Arbeit angepackt wird. 


2. Der Einzelhandel 


Ahnlich liegt es bei der Frage der Zuſammenarbeit zwiſchen Hauswirtſchaft und 
Einzelhandel. Auch hier beſteht ein abſolutes Aufeinanderangewieſenſein. Allerdings 
hatte die liberaliſtiſche Haltung, die ſchließlich zum Kampf aller gegen alle führte, 
auch hier eine Entfremdung und Spannung entſtehen laſſen. Soll nun gegenwärtig 
bewußt auf die Verbreiterung des Lebensraumes der ſelbſtändigen Kaufleute hin- 
gewirkt werden, jo bedarf es auf ſeiten der Hausfrauen einer Rückkehr zu Einkaufs- 
gewohnheiten, die zum großen Teil verlorengegangen ſind. Einkauf am Ort, Treue 
zu dem einmal als zuverläſſig befundenen Kaufmann, Einkauf in rationellen Mengen, 
Rückſichtnahme auf günſtige Einkaufszeiten, ſofortige oder jedenfalls regelmäßige Be⸗ 
zahlung, das find alles Erforderniſſe, die zur Exiſtenzerhaltung des Kaufmanns not- 
wendig ſind und die für die Hausfrauen wieder zu einer Selbſtverſtändlichkeit werden 
ſollten. Wo die Hausfrau zu dieſer Einſtellung hinfindet, wird ſie auch auf die zum 
Teil nicht mehr vorhanden geweſene Liebenswürdigkeit der Bedienung ſtoßen, wird ſie 
Entgegenkommen gegenüber ihren ſpeziellen Wünſchen und zuvorkommende Beſchaf⸗ 
fung im Augenblick nicht vorhandener Waren finden. Beiden Teilen iſt damit genützt 
und darüber hinaus die Entwicklung zur ſozialen Befriedung gefördert. So umfang⸗ 
reich die Literatur über Abſatzfragen des Handwerks und Einzelhandels iſt, ſo um- 
fangreich wären auch die Fragen des richtigen und falſchen Verhaltens der Frauen 
beim Kauf. Hier ſei zuſammenfaſſend nur das eine geſagt: das Aufblühen von 
Handwerk und Einzelhandel und damit die Verbreiterung des Mittelſtandes hängt 
zum Teil auch von der Einſtellung der Hausfrauen ab. 


B. Die judenfrage 


Die Stellungnahme der Regierung zur Judenfrage im Bereich der Wirtſchaft be- 
deutete für die Frau eine Haltung der poſitiven Förderung ariſcher Firmen. Kenn⸗ 
zeichnungsbeſtrebungen, wie fie beiſpielsweiſe die Adefa (Arbeitsgemeinſchaft deutſch⸗ 
ariſcher Fabrikanten der Bekleidungsinduſtrie) verfolgt, kommen ihr dabei zu Hilfe, 
ebenſo die ortsweiſe eingeführte Kennzeichnungsvorſchrift für jüdiſche Firmen. 


C. Steigerung des Lebensftandards und Spargedanhe 


Im Dienſte der ſozialen Befriedung wirkt ſich nun letzten Endes jede gute Haushalt. 
führung aus. Je beſſer die Frau zu wirtſchaften verſteht, d. h. je vernünftiger ſie 
„haushalten“ kann, je rationeller ſie Zeit, Arbeitskraft, Stoff und vor allem auch Geld 
einteilt, um ſo mehr trägt ſie zum ſozialen Vorwärtskommen der Familie bei, um ſo 
eher vermag ihr Mann ſich vielleicht ſelbſtändig zu machen oder um fo beſſer kann die 
Ausbildung ihrer Kinder ſein, ganz davon abgeſehen, daß auch ohne direkten ſozialen 
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Aufſtieg die ſoziale Befriedung von dem Grade der Zufriedenheit abhängt, die durch 
eine glückliche Geſtaltung des Feierabends und Feſttages wie der Lebensführung 
überhaupt beſtimmt wird. Zu dieſer Zufriedenheit vermag niemand mehr beizutragen 
als die Mutter, die immer der ſeeliſche Mittelpunkt einer echten deutſchen Familien- 
gemeinſchaft ſein wird. Verſteht ſie nun gar zu ſparen, eine Leiſtung, die oft weniger 
von der Höhe des Einkommens als von der willensmäßigen Fähigkeit einer rationellen 
Ausgabeneinteilung abhängt, ſo leiſtet ſie damit der Volkswirtſchaft einen doppelten 
Dienft: einmal im Sinne der ſozialen Befriedung, daneben aber auch im Sinne der 
Kapitalbildung, ſoſern ſie nämlich durch Einlage des Erſparten bei Sparkaſſe, Bank 
oder einem ſonſtigen Geldinſtitut das Geld neuer Anlage in der Wirtſchaft zuführt. 
Es iſt eine nicht zu unterſchätzende Erſcheinung, daß Erſparniſſe ſich am eheſten aus 
den regelmäßigen kleinen Rücklagen aus der Hauswirtſchaftskaſſe machen laſſen. Der 
Sparbegriff iſt nicht zu trennen von den Begriffen der Planmäßigkeit, der Regel- 
mäßigkeit und alſo der Haushaltbuchſührung mit Voranſchlag. 


D. Die fjausgemeinſchaft 


Eine letzte Aufgabe der Hausfrau, die ſie in die volkswirtſchaftliche Verantwortung 
mitten hineinſtellt, iſt ihre Führeraufgabe gegenüber den hauswirtſchaftlichen Hilfs⸗ 
kräften und dem hauswirtſchaftlichen Nachwuchs Überhaupt. 


1. Sieht der nationalſozialiſtiſche Staat in der Mutter- und Hausfrauenleiſtung die 
höchſte frauliche Leiſtung, ſo muß eine der vornehmſten Frauenaufgaben die ſein, 
den Mädeln Führerin im Sinne des Vorbilds, der Erzieherin und Lehrmeiſterin 
auf hausfraulichem Gebiet zu ſein. Die Hausfrau muß alſo die Betreuung, 
Führung und Ausbildung des Nachwuchſes in ihr hauswirtſchaftliches Arbeits- 
bereich mit einbeziehen. ö 


2. Zur Geſunderhaltung und Förderung der deutſchen Familiengemeinſchaft iſt die 
Löſung der Frage der Hilfskräfte im Haushalt unerläßlich. Dieſe Löſung iſt nur 
zu finden im Sinne einer entſprechenden Hebung des Hausgehilfinnenſtandes. Zu 
dieſer Hebung des Standes kann Entſcheidendes gerade von ſeiten der Hausfrauen 
als der Haushaltführerinnen geſchehen, die in jeder Mitarbeiterin im Hauſe 
ein Mitglied der Hausgemeinſchaft ſehen müſſen und nicht nur eine „Arbeit- 
nehmerin“, deren Bindung an den Haushalt allein in der Arbeit gegen Entgelt 
beſteht. Die Löſung dieſer „ſozialen“ Frage wird ein weſentlicher Beitrag zur 
Löſung der Frage der Frauenarbeit überhaupt fein. Wo ſcheinbar das wirtſchaft⸗ 
liche Intereſſe vorliegt, die Mädel ſofort nach Schulentlaſſung in die Fabrik. 
arbeit hineinzuziehen, wie das in Gegenden mit ſpeziell auf Frauenarbeit ein- 
geſtellten Induſtrien der Fall iſt, darf man ſich über die wahre Verantwortung 
gegenüber der Nachwuchserziehung nicht täuſchen laſſen. Im Sinne einer volklich 
geſunden Löſung der Frauenarbeitsfrage muß beim Arbeitseinſatz ebenſo wie bei 
der Ausbildung die hauswirtſchaftliche Leiſtung, und zwar ſowohl die ſtädtiſch⸗ 
wie auch insbeſondere die bäuerlich⸗hauswirtſchaftliche, unbedingt im Vordergrund 
ſtehen. Dieſer richtige Fraueneinſatz verlangt aber dringend die verſtändnisvolle 
Mitwirkung der gegenwärtigen Hausfrauengeneration. 


IV. Das Deutfche Frauenwerk 


Der Aberblick über die Wirkungsmöglichkeiten der Frau im Dienſt der Volkswirt⸗ 
ſchaft konnte im Rahmen dieſer Abhandlung nur ſchlaglichtartig gegeben werden. In 
jedem Falle zeigt aber das mannigfaltige Bild, daß es kaum ein Gebiet hauswirt⸗ 
ſchaftlicher Arbeitsleiſtung und Verantwortlichkeit gibt, das nicht enge Berührungs⸗ 
punkte mit volkswirtſchaftlichen Vorgängen hätte. Wer daher aus der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Geiſtesrichtung heraus die hauswirtſchaftliche Frauenarbeit betrachtet, 
kann gar nicht anders, als dieſe Arbeit in der ganzen Breite und Tiefe ihrer volfs- 
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wirtſchaftlichen Verantwortung ſehen. Aus dieſer neuen Perſpektive betrachtet, 
wird dieſer Arbeit jede Vorſtellung der Enge, die ihr jahrzehntelang gleichſam als 
Minderwertigkeitsſtempel aufgeprägt zu ſein ſchien, genommen und ſie in eine Weite 
hineingeſtellt, die auch ſelbſt anſpruchsvollſten Frauen ein ſchönes Feld der Betätigung 
und perſönlichen Kräfteentfaltung zu bieten vermag. 


A. Organiſation 


Für die nationalſozialiſtiſchen Frauen war es eine Selbſtverſtändlichkeit, ſich 
mit beſonderem Arbeitseinſatz dieſem bisher vernachläſſigten Gebiet zuzuwenden und 
durch entſprechende Aufklärungs-, Schulungs- und Erziehungsarbeit den hauswirt⸗ 
ſchaftlich tätigen Frauen die rechte Ausrichtung zu geben. Getragen wird dieſe ganze 
Arbeit vom Deutſchen Frauenwerk, das die offizielle Organiſation aller öffentlichen 
Frauenarbeit überhaupt darſtellt und in dem unter der weltanſchaulichen Führung 
durch die NS.⸗Frauenſchaft alle Frauenorganiſationen aufgenommen find, teils kor⸗ 
porativ eingeſchloſſen, teils in Einzelmitgliedſchaft überführt. Das Deutſche 
Frauenwerk hat für die Bearbeitung aller mit der Hauswirtſchaft zuſammenhängen⸗ 
den Fragen eine beſondere Abteilung geſchaffen, in deren Namen „Abteilung Volks. 
wirtſchaft⸗Hauswirtſchaft“ bereits die volkswirtſchaſtliche Ausrichtung der Arbeit 
zum Ausdruck kommt. Dieſe Abteilung beſteht entſprechend und im Zuſammenhang 
mit den Gliederungen der NS.⸗Frauenſchaft im Reich, in den Gauen, Kreifen und 
Ortsgruppen. Die Abteilungsleiterinnen, die jeweils für das Geſamtgebiet ver- 
antwortlich find, ziehen für die einzelnen Fachgebiete Mitarbeiterinnen heran, fo 
z. B. für Ernährung, für das hauswirtſchaftliche Ausbildungsweſen, für Haus⸗ 
gehilfenfragen, für Wohnungs- und Heimgeſtaltungsfragen uſw. Die Hausfrauen- 
vereine, die, zum größten Teil in der Kriegszeit zum Zwecke nationaler Hilfeleiſtung 
entſtanden, auf vielen hauswirtſchaftlichen Gebieten gute Pionierarbeit geleiſtet 
hatten, dann aber infolge der liberaliſtiſchen Strömungen der Nachkriegsjahre ihrer 
Arbeit keinen Nachdruck zu geben vermochten, haben ihre Erfahrungen und ihr Können 
in den Dienſt der Abteilung Volkswirtſchaft⸗Hauswirtſchaft geſtellt und gingen im 
Januar 1936 vollſtändig im Deutſchen Frauenwerk auf. 


B. 3ujammenarbeit 


Bei der volkswirtſchaftlichen Ausrichtung der geſamten Abteilungsarbeit iſt es ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß engſte Fühlung mit allen entſprechenden Wirtſchaftsſtellen, ſowohl 
den ſtändiſchen als auch denen des Staates und der Partei, gehalten werden muß. 
Eine beſonders rege Zufammenarbeit beſteht mit dem Reichsnährſtand einſchließlich 
ſeiner Hauptvereinigungen. Ernährungsfragen werden überdies gemeinſam mit dem 
Reichsgeſundheitsamt, der Reichsarbeitsgemeinſchaft für Volksernährung und den 
Ernährungsreferenten des Amtes für Volksgeſundheit bei der Partei bearbeitet. Die 
Abteilung ſtellt gewiſſermaßen die Amſchlagſtelle dar, die alle Wünſche der Regierung 
und der Wirtſchaft den verbrauchenden Frauen weiterleitet und umgekehrt die Be. 
dürfniſſe der Familienhaushaltungen den entſprechenden Staats- und Wirtſchafts⸗ 
ſtellen übermittelt. So richtet fie die Verbrauchslenkung, in deren Dienſt der organi- 
ſatoriſche Apparat der Abteilung geſtellt werden kann, nach den Anweiſungen des 
Wirtſchaftsminiſteriums ebenſo wie des Ernährungs- und des Arbeitsminiſteriums 
aus. Amgekehrt kommt die Stellungnahme des Verbrauchers durch die Mitwirkung 
in Kammer- und anderen Ausſchüſſen, wie z. B. im Reichsausſchuß für Liefer- 
bedingungen, in den Preisüberwachungs⸗ und Preisbildungsausſchüſſen uſw. zur 
Geltung. Mit der Induſtrie, dem Handwerk und dem Handel beſteht ebenſo eine 
Zuſammenarbeit wie mit den entſprechenden Stellen der DAF. In Fragen der 
hauswirtſchaftlichen Nachwuchsſchulung und der Haltung von Hilfskräften im Haus- 
halt wird ſowohl mit der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung als auch mit den Treuhändern der Arbeit gearbeitet. 
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C. Arbeitsmittel | 

Für die volkswirtſchaftliche Aufklärung und Erziehung werden alle Mittel der Schu- 
lung angewandt. Neben regelmäßigen öffentlichen Vortragsveranſtaltungen laufen 
dauernd eine große Anzahl von praktiſchen hauswirtſchaftlichen Kurſen, in denen das 
Können der Frauen geſteigert werden ſoll. Auch die hauswirtſchaftlichen Kurſe der 
Mütterſchulen werden nach den von der Abteilung herausgeſtellten Richtlinien ab- 
gehalten. In ſehr vielen Ortsgruppen finden bereits regelmäßige hauswirtſchaftliche 
Beratungsſtunden Statt. Bis zum Juli 1938 verfügte das Deutſche Frauenwerk 
bereits über rund 200 eigene hauswirtſchaftliche Beratungsſtellen und Lehrküchen. 
Für die Frauen in den Heimſtättenſiedlungen ift eine beſondere Giedlerfrauenbera- 
tung eingerichtet worden, die in Form von Kurſen und Hausberatungen durchgeführt 
wird. Für die Beraterinnen wird ein Beratungsdienſt in Karteiform laufend her- 
ausgegeben. Bei den Rundfunkſendern beſtehen Arbeitsgemeinſchaften mit den ent- 
ſprechenden Gauabteilungen für die hauswirtſchaftlichen Sendungen. Die Belieferung 
der Preſſe erfolgt ſowohl über die Nationalſozialiſtiſche Korreſpondenz als auch über 
die Korreſpondenz des Deutſchen Frauenwerks. Eine eigene Zeitſchrift „Deutſche 
Hauswirtſchaft“ iſt das Fachblatt nicht nur für die Hausfrauen, ſondern für alle haus- 
wirtſchaftlich tätigen Frauen überhaupt, für die Lehrlinge und Hausgehilfinnen 
ebenſo wie für die hauswirtſchaftlichen Lehrerinnen. Für Vortragsveranſtaltungen 
und Kurſe der Abteilung wird laufend Filmmaterial hergeſtellt. Flugblätter geben 
Hinweiſe und Anregungen für das Verhalten bei beſonderen Wirtſchaftslagen, wie 
z. B. bei Lebensmittelverknappungen, oder werben für den Verbrauch beſonders 
reichlich vorhandener Lebensmittel. Sie werden immer mit praktiſchen Hinweiſen, 
Vorſchlägen und Rezepten herausgegeben. Die Information der Abteilungs- 
leiterinnen und Sachbearbeiterinnen geſchieht außer durch direkte Anweiſungen und 
Rundſchreiben durch einen in loſer Folge herauskommenden „Ernährungsdienſt“, der 
zuſammen mit dem Reichsnährſtand und der Reichsarbeitsgemeinſchaft für Volks- 
ernährung bearbeitet wird. Beſonders wichtiges volkswirtſchaftliches Material wird 
in „Volkswirtſchaftlichen Mitteilungen“ durchgegeben, die jeweils nach Bedarf er- 
ſcheinen. Dieſe Materialdurchgabe erfolgt über den NS.⸗Lehrerbund, Fachſchaft VI, 
und über den BDM. auch an die hauswirtſchaftlichen Lehrkräfte in den Berufs. und 
Fachſchulen, ebenſo wie in den Haushalts- und Gewerbeſchulen, wodurch ebenſo wie 
durch die überall vorhandene perſönliche Fühlungnahme mit den Schulen eine ein- 
heitliche Grundausrichtung in der ganzen volkswirtſchaftlichen Schulungsarbeit ge⸗ 
währleiſtet wird. In den eigenen Haushaltungsſchulen des Deutſchen Frauenwerks 
wird die Nutzanwendung der Abteilungsarbeiten unmittelbar erprobt. Die Anter- 
lagen für alles Lehr. und Anſchauungsmaterial werden in der innerhalb der Ab- 
teilung eingerichteten „Reichsſtelle für hauswirtſchaftliche Forſchungs⸗ und Ver- 
ſuchsarbeit“ erſtellt. Hier wird durch ſpezielle Erhebungen und deren Auswertung 
ſowie durch wiſſenſchaftliche und praktiſche Verſuchsarbeit in einer eigenen „Ver. 
ſuchsſtelle für Hauswirtſchaft“ in Leipzig zugleich an dem Ausbau einer Wirtfchafts- 
lehre des Haushalts gearbeitet und die Verbindung zur Wirtſchaftswiſſenſchaft 
überhaupt gehalten. Die in loſer Folge erſcheinenden „Hauswirtſchaftlichen Jahr- 
bücher“ geben Einblick in Stand und Methoden dieſer Arbeit. 


D. Erziehung und Ausbildung 


Letzten Endes läuft alle Arbeit der Abteilung hinaus auf die Heranbildung eines 
wirklich fähigen, ſelbſtſicheren und verantwortungsfreudigen Hausſrauengeſchlechts. 


1. Kauswirtjchaftliches Jahr 

Das Beſtreben, möglichſt kein Mädchen ohne eine hauswirtſchaftliche Grundaus- 
bildung in eine Beruſsarbeit bzw. eine Berufsausbildung hineingehen zu laſſen, 
führte das Deutſche Frauenwerk zur erweiterten Durchführung des hauswirtſchaft. 
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lichen Jahres, das 1938 insgeſamt 40 000 ſchulentlaſſene Mädchen zählte, die für 
ein Jahr in einem Familienhaushalt aufgenommen wurden, weniger um dort in 
exakter Weiſe angelernt zu werden, als vielmehr um Sinn und Verſtändnis für Wert 
und Bedeutung der hauswirtſchaftlichen Arbeit überhaupt zu bekommen und ein- 
geführt zu werden in einen Pflichtenkreis, der in ſpäteren Jahren auch einmal der 
ihre ſein wird. Das auf Grund der Anordnung über den verſtärkten Einſatz von 
weiblichen Arbeitskräften in der Land. und Hauswirtſchaft (15. Februar 1938) ein- 
geführte „Hauswirtſchaftliche Pflichtjahr“ erweiterte die Zahl der Mädchen, die 
für 1 Jahr in einen Haushalt gehen, in ſteigendem Maße. Die Verantwortung, die 
gegenüber den Eltern dieſer Mädchen übernommen werden muß, veranlaßte die 
Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung, das Deutſche 
Frauenwerk zu einer gewiſſen Kontrolle und Betreuung der Haushalte, die Pflicht. 
jahrmädchen aufnehmen, heranzuziehen. Dieſe Betreuungsarbeit wird durch eine 
große Zahl von Vertrauensfrauen des Deutſchen Frauenwerks durchgeführt. Wenn 
auch das „Hauswirtſchaſtliche Pflichtjahr“ ſeiner Entſtehung nach in erſter Linie 
eine Maßnahme des Arbeitseinſatzes iſt, jo gibt es doch die fo erwünſchte Gelegen- 
heit bzw. Verpflichtung zur erzieheriſchen Erfaſſung und hauswirtſchaftlichen An. 
lernung einer großen Zahl ſchulentlaſſener Mädel. 


2. fjauswirtſchaftliche Lehre 


Darüber hinaus liegt es der Abteilung daran, das Geſamtniveau der hauswirtichaft- 
lichen Arbeit immer mehr zu ſteigern. Sie hat daher der zweijährigen hauswirtſchaft⸗ 
lichen Lehre ihre beſondere Auſmerkſamkeit gewidmet, die ebenfalls im privaten 
Haushalt durchgeführt wird und mit einer Prüfung abſchließt, die zur Benennung 
als „geprüfte Hausgehilfin“ berechtigt. Dieſe Lehre ſtellt alſo eine Fach- oder Be⸗ 
rufsausbildung dar. An der Erweiterung ſolch fachlicher und beruflicher Ausbildung 
arbeitet die Abteilung gemeinſam mit der Reichsfachgruppe Hausgehilfen weiter, da 
gerade auf dieſem Wege der fachlichen Ertüchtigung eine Hebung des Hausgebilfen- 
ſtandes erreicht werden kann. | 


3. Meifterinnenausbildung 

Gewiſſermaßen als Krönung ihrer Ausbildungs- und Ertüchtigungsbeſtrebungen hat 
die Abteilung Volkswirtſchaft⸗Hauswirtſchaft die Ausbildung von Meiſterhausfrauen 
erneut aufgegriffen. Die vom Reichserziehungsminiſterium anerkannten neuen Richt- 
linien und der Rahmenlehrplan find darauf abgeſtellt, der praktiſch bereits bewährten 
Hausfrau eine letzte theoretiſche Antermauerung und erzieheriſche Vollendung ihres 
Könnens zu bieten, die ſie dann befähigen, als höchſtqualifizierte Hausfrau Führungs⸗ 
aufgaben auf hauswirtſchaftlichem Gebiet zu übernehmen. Eine ſolche Führerſchicht, 
die in Not- und Kriſenzeiten zugleich Vorbild, Beraterin und Helferin fein ſoll, 
iſt wichtig für die Höherentwicklung hauswirtſchaftlicher Tätigkeit. Es wird immer 
einer gewiſſen Zahl von Hausfrauen bedürfen, die ſich auch der allgemeinen und öffent⸗ 
lichen Arbeit annehmen. Da aber als wahre Führerinnen auf die Dauer immer nur 
ſolche anerkannt werden dürften, die ſelber nicht nur anordnen, ſondern auch „vor⸗ 
exerzieren“ können, iſt die Heranbildung von Meiſterinnen auf dieſem Gebiet not. 
wendig geworden. 


E. führung 


Die vorliegenden Ausführungen laſſen erkennen, daß hier von den Frauen ein 
Arbeitsgebiet in Angriff genommen worden iſt, das immer eine verhältnismäßig große 
Zahl von Frauen über den Rahmen ihrer Familie und ihres Haushalts hinaus in 
Anſpruch nehmen wird. Da es ſich aber um ein Gebiet handelt, auf dem die Frau als 
„Fachmann“ gelten muß und keinesfalls durch einen Mann erſetzt werden könnte, iſt 
ihre Mitwirkung ſowohl vom Staat als auch von der Partei nicht allein ſtillſchweigend 
anerkannt worden, ſondern vielmehr auch dankbar begrüßt bzw. ausgeſprochen ge- 
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wünſcht worden. Damit iſt ein für allemal die beſonders im Ausland immer noch bös- 
willig verbreitete Meinung von der Verdrängung der Frau aus der großen Mitarbeit 
an Volk und Staat durch den Nationalſozialismus tatſachenmäßig widerlegt worden. 
In ihrer volkswirtſchaftlichen Verantwortung gibt der deutſche Staat der Frau nicht 
nur das Recht, nein er legt ihr unmittelbar die Pflicht auf, ſich in den Dienſt der 
großen Sache des Volkes zu ſtellen, jede nach ihrem Können und ihren Lebensumftän- 
den, der größte Teil als Hausfrau innerhalb ihrer kleinen Familiengemeinſchaft, ein 
Teil mittelbar als Mitarbeiterin in einer Hausgemeinſchaft, ein Teil lehrend in 
Hauswirtſchaftsſchulen und Kurſen und ein kleiner Teil als Mitarbeiterinnen in der 
Abteilung Volkswirtſchaft⸗Hauswirtſchaft des Deutſchen Frauenwerks. Sie alle 
verrichten ihre Arbeit ſür die Hauswirtſchaft im Dienſte des Wohlergehens unſeres 
deutſchen Volkes. 


Grundlagen, 
Aufbau und Wirtfchaftsorönung des 
nationalſozialiſtiſchen Staates 
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Ernährungswiſſenſchaft 66, 6 


un 15, 2 


— völkische 15, 36 
Ernte, Abtieferungspftichten 
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ſchulen 9, 21; 21, 33 44 
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Feldmeßweſen 60, 12 
Selfenbild von Bohuslän 3, 7 
Fememörder 28, 4 
Fernleitungsnetz 20, 47; 56,23 
Ternkabelnetz 56, 20 31° 
Ternmeldegeſetz 1928 56, 6 
Fernmeldeweſen 56, 3 
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ertiginduſtrie 52, 42 


— u. Weltmarktpreiſe 52, 54 
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Fideikommiſſe 60, 23 

Fideikommißrecht , 40 
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fragen 66, 9 Frondienſte 34, 44 —, abſoluter 18, 27 
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Freideutſche Jugend 10, 13 14 F ruchtarten 48, 26 Te Staatsform 18, 
„Freies Spiel der Kräfte“ Frühehe 12, 12 31 — öffentl. re 18, 50 
19, 6 gripgeidichte 11 a, 1f. —, Perſönlichkeit u. eiſtung 
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— Volk 8, 13; 23, 12 

Jugend, Ausbildungszeit 
12 21 


—, des deutſchen Volkes 10,3 
—, deutſche 6, 38 
— ; Cigenftänbigfeit 10,5 
—,geiſtige Verführer 10, 12 
— 8 von 1871 big 
1918 10, 8 
8 10, 12 


—, Ordnung des Volkes 10, 1 

—, Ordnungsbegriff 10, 2 

—, raſſiſch geſunde 31, 25 

—, Recht auf Erziehung 10,9 

—, Sinngehalt der Ge— 
meinſchaft 10, 2 

—, Stellung zur Zeit 10, 7 

—, Welt d. Erwachſenen 10, 8 

—. Wohlfahrtspflege 31, 22 f. 
— im Wilhelminiſchen Reich 
10, 11 

— im zweiten Reich 10, 7. 

— und Recht 10, 8 

— und Staatsbehörden 10,15 


— und Volksgemeinſchaft 18. 
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Jugendamt 10, 10; 31, 25 
35, 51 56 
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Jugendamt Kapitalverkehr 54, 26 f. 
—, Kollegialverſaſſung 31, 26 K Kapitalverkehrsſteuern 62, 75 
— in der Auslandsorganiſa⸗ Kapitalverluſte 38, 29 
tion 22, 12 Ka Sapitalveriäiuldung 5 54, 432 
Jugendarbeit, Größe und Kabinettsjuſtiz 25, 3 apitalverzinſung 5 
Gefahr 10, 6 N 18, 27 e NG 3, 21 
— l St dett talten, che a 
1 b des Staates ade a alten preußiſ Kapitänsvollmacht 37. 30 
— des Staates 10, 8 Kahipfandung 43,7 Fapitularien 25, 3 
Jugendarbeitsgeſetz 31, 23 Kaiſer und Papſt 4, 21 Karl IV. 11 b, 29 
Fugendarbeitsſchutz 58, 16 |— Wilhelm II. 18, 10 Karl d. Gr. 11 b, 58 


Jugendarbeitsverbot 6, 38 40 e Geſellſchaft 


ne Reich 4, 19; 
Jugendbegriff 10, 4 11 


3 6 


Jugendbehörden 10, 10 Kaiſerkrone, deutſch 11 b,. 12 Kartell 52, 52 
Jugendbewegung 10, 11 e mittelalterl. Kartelle 37, 64; 52, 48 55 
—, Leiſtungen 10, 15 1b, 12 . internationale 52, 59 
— nach dem Weltkrieg 10, 13 Kaiſertum, Verſall 23, 5 — private 38, 28 

— und Staat 10, 15 Kalkulationsformen 53, 275 —,Staatsaufſicht 38, 31 


ugendertüchtigung 31, 25 50 |— der Grundftoife 52, 54 
10 7 e, 4 Kalkulationstheorie 53, 8 Kartell-Abrede 38, 30 
Jugenderziehung 20, 7; 31, Kammerungsgefahren 14. 20 Kartellabſatzregelung 19,27 

24 26 Kampfarbeitsnachweiſe 50, 5 Lartellaufgaben 19, 15; 52,53 


Jugenderholungspflege 31, 50 u 38, 37; |— des Handwerks 52, 12 


—, nat.-ſoz. 21, 30 Kampfbund u deutſche Kartellaufſicht des Staates 
— und Arbeitsdienst 59, 1 8 Kultur 5, 5 | a 
ampferlebnis, nat. 53 = 
Jugendförderung 31, 24 ae 0 A: il Kartellgericht 19, 25 
Jugendführer 10, 7; 21, 33; pfwagen 30, 5 
31, 24 ene e Kanalbau 55, 13 Kartellgeſetze 19, 16; 52, 3 
ugendführerakademie 10, 20 Janonikus 4. 23 Karkellgründung 38, 30; 5 
3 dfü 10, 55 23 Kanoſſa 11 b, 16 50 
ugendführung 31, Kanzelmißbrauch 41, 50 Kartellierbarkeit 52, 51 


Jugendfürſorge 31, 

Jugendgeſährdung fl. 43 Kapital, Herrſchaft über Blut Kartellierung 52, 47 

Jugendgericht 10, 10 Boden 3, 15 — internationale 52, 59 - 

Zugendgerihtsgefette 10, 8; —wirticafttiches 19, 23 Kartellierungsfreiheit 38, 32 
31, 22 


m Boden 34, 24 Kartellierungstendenz 38, 28 
Jugendgerichtshilſe 31, 51 — und 9 0 Klaffengegen- . ‚Rampjmapnahmen 
atz 

e a Y Kapitalabfindungen für a none 19, 15 a 

ugendherbergen 31, 25 Kriegsbeſchädigte 31, 37 Kartellpolitit 19, 16; 52, 52; 

ugendhilfe 31, 26 51 Kapitalanlagebedürfnis in der 3, 28 
— Aufgaben 31 27 Wirtſchaft 52, 39 —, staatliche 38, 830 
—, Literatur 31, 61 Kapitalbedarf 61, 45 Kartellpreiſe 38, 29 
Jugendliche, Erziehungs. Kapitaldeckungsverſahren | Kartellprobteme 49, 31 


Kartellrecht 38, 30 


hilfe für ſtrafſällige 31, 28 
— im Kaiſerreich 8 
— und Strafverfahren 41, 90 


Kapitalgeſellſchaft der AG ( 
37, 59 Kartenweſen 24 a, 31 
Kapitalbewegungen 53, 33 Kartoffel 4, 33 


Jugendordnung 10, 6 Kapitalbilanz 53, 41 Kartoffelmarkt 49, 22 
Jugendpflegerecht 31, 23 Kapitaleinflüſſe, gefellihaits- Kaſſageſchäfte 37, 97 
Jugendrecht 10, 8 fremde 37, 50 Kaſſenkurs 61, 11 
nn a 3 23 Kapitaleinlagen 61, 49 Kataſter 36, 6 
9 . Kapitalertragſteuer 62, 15 Kataſterbehörden 38, 42 

Jugendſtrafvollzug 31, 28 e 53, 7 Kataſterplankarte 24 a, 31 
Jugendwarte 31, 25 „| Kapitalflucht 54, Lataſtrophenſchutz 59, 2 
Fugendwohlſahrt, freie 31,29 ee 52, 36 e 19, 8 
—, Organe 31, 26 Kapitalgeſellſchaften 37, 53 Katholiken 4, 29 
Jugendwohlſahrtspflege 35,9 Kapitalherabſetzung der AG Katholiſche Kirche 18, 52 
Jungehe 12, 21 37, 59 — u. Wohlfahrt 31, 56 
Se 5 21 Rapitalberriceft, ala im ache e r 1, 2 1. 

ungſteinzei a, eltkrieg — und Marxrismu 
ieh 6, 35 Kapitalismus, lib. 3, 17 Kauf im Handelsrecht 37, 92 

urisdiktionskonſuln 23, 17 — u. wirtſchaftl. Gefährdung — und Erwerb 34, 10 
Juriſtiſche Perſon 32, 3 16 58 Kaufehe 35, 12 


— Perſonen öſſentl. Rechts Kapitallenkung 195 23 V 53, 15 
24, 16 Kapitalmarkt 61, 22 Kaufkraft 61, 28 

Juſtizſtaat 26, 8 Kapitalmißbrauch 6, 21 os fkraftauſblähung 61, 29 

Juſtizverwaltung 15, 35 Kapitalumlauf 19, 24 [Kaufkraftdifferenz 38, 22 
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Kaufkrafthebung 52, 27 
Kaufkraftparität 61, 34 
Kaufkraftſchrumpfung 61, 30 
eee 61, 27 
Kaufkraftvolumen 6 
Kaufleute 37, 10 
Kaufmann, Begriff 37, 1 13 
—, minderjähriger 37, 14 
—, Vermögen 37, 25 

— und Anternehmer 37, 0 
Kaufmannseigenſchaft 37, 
Ku mannagebifenprfung 


Kaufmannsgerichte 37, 15 
Kauſpreisminderung 37, 94 
Kaufvertrag 33, 252 
Kaufvertragsrecht 33, 75 
Kavallerie 30, 5 
Kawertſchen 37, 101 


ge 
Kellerhypothek 60, 42 
Kelloggpakt 23, 24 36 


Kelten 4, 7; 11 a, 9 
Kennwort ⸗Anzeigenverbot 
50, 25 


Kentumindogermanen 4, 6 
Rel, Hanns 7, 40 
Kettenhandel 41, 67; 62, 74 


Ki 


rn 11 a, 13 
Kind, recht 189 35, 7 
„Wille zum 15, 25 
Kinder aus fremdem Blut 3, 5 
— geſchiedener Eltern 35, 23 
— nichtiger Ehen 35, 15 44 
— und Jugendſchutz 31, 25 
Kinderarbeitsgeſetz 52, 18 
Kinderarbeitsſchutz 58, 15 
Kinderarbeitsverbot 19, 8; 
8, 24; 39, 51; 52, 18 
Kinderarmut 12, 18 
ln 12, 32: 31,9; 


Kindererziehung 10, 9; 35, 47 
—,religiöſe, Geſetz 1921 10,10 
Kinderfabrifarbeit 19, 8 
Kinderfürjorge 35, 47 
Kindergärten 31, 50 
Kinder- Mißhandlungspara- 
graph 31, 25 
Kinderraub 41, 44 
Kinderreichtum 6, 39; 12, 29 
—, Staatl. Förderung 58, 26 
—, Rückgang 4, 36 
Kinderſchutzgeſetz 1839 58, 4 
Kinderverzicht 12, 29 


Kinderzahl, Beſchränkung 
12, 7 14 


Kinderzulagen 12, 30 
Kindesmord 41, 61 
Kindesrecht 35, 8 43 
Kindes⸗Statt-Annahme 38, 44 
Kindesvermögen 35, 48 

—, Nutznießung 35, 7 

—, Verwaltung 35, 37 


ie e aus ihr 


—, 96 9 des öffentl. 
e 

— und deutſche Sprache 11, 2 

— und Staat 18, 54 

Kirchenbeamte 28, 0 

Kirchenbegriff 18, 

Kirchenrecht 18, 588 

Kirchenvater Aug use 11 b, 7 

Kirchenverfaſſung 18, 58 

Kirchen ⸗ Wohlfahrt 31, 55 
Kirchlich⸗weltanſchauliche 

Kämpfe 1, 4 
Kite 4 hren, mittelalterl. 


Kl 
Klage vor dem Landgericht 
42, 24 


Klageänderung 42, 38 
Klagegrund 42, 26 
Klagenhäufun 42, 30 
Klageſchug 34. 7 42, 25 27 
Klageſ 
e e im 
Grundbuch 36, 11 
Klaſſenaufreizung 41, 49 
Klaſſendünkel 15, 44 
en marziftifcer 8, 9 
Klaſſen 
—, er 5, 3 
— ‚Sozialer und religiöſer 1, 5 
— der Jugend 10, 14 
— Aufforderung 4, 50 
— «Beleitigung 39, 4 
Klaſſenkampfrecht 39, 7 
— »!iberwindung 47, 9 
Klaſſenſteuer 62, 34 
Kleidungs⸗ und Wohnbedürf⸗ 
niſſe 66, 
Kleinaktien 37, 53 
Kleinbahnen 55, 11 
Keingastenorbnung 34, 41 
Kleingewerbe 6, 2 
Klein-Induitrie 38, 353 52, 16 
e 37, 1 
Kleinpachtlandordnung 34, 41 
Kleinrentner-Fürf. 31, 15 40 
Kleinſchiffer 55, 14 
Kleinſiedlungen 58, 20 23 
Kleinſtaaterei 13, 6; 18, 16 
Kleinwohnungsbau 15, 26 
Kloſterſchulen 21, 36 


Kn 


Knappſchaftl. Verſ. 40, 39 
Knebelungsvertrag 33, 53 


Ro 


Roalitiongireiheit 32, 14 
Koalitionsſyſtem 18, 12 
Kodifikation 3, 51 
Kohärenz der Preiſe 53, 36 
Kohle 44, 10 
Kolationspflicht 35, 67 


Kollegia le 41, 85 
Kollegialgerichte 41, 78; 42, 11 
eie ee 24, 19; 8, 


ne 15, 34; 18,24; 
6,7 33 


Kolle e 26, 17 
Kolle Friedensficherung 


e 23, 33 
mn Gleichberechtigung 


23, 
— Rechte Deutſchlands 53, 56 
Kolonialforderung 6, 10 
Kolonialprogramm 44, 31 
Kolonialtätigkeit d. Preußen - 

könige 60, 18 
Kolonialverluſt 24 a, 8 
Kolonialwarenhändler 53, 17 
e 53, 51 
Kolonien 23, 9 3, 50 
Koloniſation 23, 5 3, 41 
Koksverf fahren 52, 5 
Kommandit-⸗AG 37, 12 
KommanditG 37, 38 46; 52, 36 
— auf Aktien 37, 49 61 
Kommanditiſt 37, 39 46 
Rommanbitilten-Öttionäre 


‚61 
Kommiſſionär 33, 65; 37, 35 
sah ehr 37, 3 
Kommiſſions⸗Tratte 37. 80 

Kommiſſionsverkehr der 

Banken 37, 100 
Rommiffionsvertrag 37, 35 
Kommittenten 37, 35 
Kommunalabgabenrecht 26, 22 
Kommunalaufficht 27, 12 
Kommunalbeamte 55 7 
Kommunalrecht 5, 5 
e als Sethe des 

Lib. 18, 41 

— in Deutſchland 15, 10 
— und Privateigentum 34, 8 
Kommuniſtiſches Manifeſt 

1848 58, 4; 60, 27 
Kompenſation 54, 223 61, 32 
Rombenfationagefcäfte 

53, 54; 54, 17 


Kompenſationstheorie 52, 27 
e 5 23 
ae ei 5 
Kompetenzkonflikt 24 8 A 
Komplementar 37, 39 46 61 
Konditionenverband 52, 48 
Konfeſſion und Staat 18, 54 
— und Weltanſchauung 9, 16 
Konfeſſionen, chriſtliche 15 = 
— in deutſcher Gef 1 
— und Kirchen 9, 16 17 
Konſiskation 23, 57 
Königsgeſchlechter 11 b, 16 
Königsherrſchaft 11 b, 12 
Königliche Richter 17, 11 
Königstum, engliſches 18, 16 
Konjunkturaufſtieg 61, 21 


Kollegial- „Behörden 25, 9 16 22 Konjunkturbetriebe 52, 23 
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Konjunkturſchwankungen 53,7 ee 19, 24; 32, 


Konkretiſierun 
recht 37, 6 
Konkurrenz 37, 20 
Konkurrenztheorie 53, 8 
Konkurrenzverbot der Geſell - 
ſchafter 37, 41 
Konkurs 43, 16 
Konkursbeendigung 43, 23 
Konkurseröffnung 13, 16 
Konkursſall, Geſellſchaft 37,45 
Konkursmaſſe 43, 19 
Konkursorgane 43, 21 
Konkursrecht 43, 15 f. 
Sonturverfahren 25, 35; 43, 
15 


Konkursvorrechte 37, 35 
Konkurs, Zweck 43, 15 
Konnexität 33, 17 
Konnoſſement 37, 113 

— des Seeſchiffers 37, 91 
— im Seeverkehr 37, 5 


Konſens 33, 47 
Konſervatismus 1, 1 
Konſignation 37, 35; 52, 46 
Konſortialbeteili gung 52, 41 
Konſortien 37, 
Ronftantinfe Schenkung 


Konſtitutivakt 37, 51 
Konſularweſen 23, 15 17 
Konſulat von Barcelona 37, 4 
Konſument und Handel 53, 4 
Konſumfinanzierung 53, 28 
e 58, 3 
Konſum⸗Induſtrien 44, 19 
Konſumlenkung 53, 7 
Konſumtiefgüterſtrom 61, 25 
5 53, 18 
Konſumwirtſchaft 52,1 
Konterbande 23, 62 


Kontingente in der Ernäh⸗ 
rungswirtſchaft 19, 21 

ee 48, 18 

r Produzenten 53, 46 

Rontingentierunge Kartelle 


Kontokorrent 37, 106 

Kontradiktoriſche Entfchei- 
dung 42, 55 

en 33, 47; 


2 im Handels- 


Konventionen 52, 57 


Konverſion 33, 54; 54, 28 
Ronvoi-Regeln 23, 62 
Konzentrationsprozeß 52, 43 
Konzern 37, 65 
Konzernbildung 49, 31; 52, 41 
Konzernbindungen 52, 42 


Konzerne und Export 52, 45 
— und Produktion 52, 43 
Konzernpolitik 52, 46 
Konzernrecht 52, 47 
Konzertvermittlung 20, 27 
Konzeſſionen 23, 9 
Konzefſionsregeln 38, 15 


i 38, 11 
Kooptation 37, 58 


Körperſchaft des Staatsrechts 
15, 37 


= 39 25.68 rechtl, 24, 15; 24, 


* 62, 9 48 

Körperverletzung 41, 22 62 

Korporation 19, 13 

Korruption 41, 68 

Koſtendifferenzen 53, 34 

i im Fürſorgerecht 
1 


Koſtenerſatzpflicht 31, 20 
Koſtenerſtattungsanſpruch im 
Zivilprozeß 42, 49 
Koſtenertragsrechnungen 52, 28 
. der komparativen 
5 


Koſtenprobleme 38, 29; 52, 2 
e Erzeugung 52, 


Koſtentheorie im Handel 53, 8 

Koſtenunterſchiede, zwiſchen⸗ 
ſtaatliche 53, 36 

Koſtfrachtgeſchäft 37, 93 


Kr 


Kraft durch Freude 58, 43 
Krad, 55, 18 
Kraftfahrbetrieb d. Deutſchen 
Reichspoſt 56 
PR port 7 c,1 
Kraftſahrſtraßen 57, 6 
a erftellung 4,12 
Kraftfahrzeuginduſtrie 7c, 3 
e neee 62, 8 85 
eee, Aber⸗ 
weiſungen 57 
ee verkehr, Inter · 
nationale Abkommen 55, 33 
— und Steuer 62, 85 
e 49, 15 
Kraftpoſten 56, 
Kraftpoſtlinien 50 11 16 
Kraftverkehr 55, 18 22; 57, 1 
Kraftverkehr slinien 56, 15 
Kraftverſorgung, Aufbau der 
gemeinwirtſchaftl. 60, 15 
r und Eifenbahn 


— und Straße 57, 5 
Kraftwagenverkehr 57, 7 
Krämermakler 37, 33 
ln für Kriegsbe⸗ 
ſchädigte 31 
. 40, 
—, Leiſtungen 40, 29 37 
Krankheit, verſ. rechtl. 40, 24 
ie 


Krankheitsbelaſtung des deut · 
ſchen Volkes 12, 14 

Kreations⸗Theorie 375 83 

Kreisbauernſchaft 3, 1 


Kreisbehörden, Preußen 24, 34 
Kreishandwerkerſchaften 

38, 46; 44, 43; 52, 9 14 
Kreishauptmannſchaſten 

24, 32 37 


Kreispolizei⸗Behörden 29, 10 
Kreisregierungen 24, 32 35 
Kreisſchulrat 21, 51 
Kreuger⸗Konzern 38, 36 
Kreuzzüge 4, 23; 18, 52 
Kreuzungen im Straßenbau 


Kredit, bäuerlicher 3, 21 
Kredit und Buchgeld 61, 23 
Kreditabkommen 54, 26 
Kreditapparat 61, 16 45 
Kreditaufſicht 61, 49 
Rrebitausmeitung 45, 41; 


1, 2 
Kreditbegriff 61, 25 
Kreditbrief 37, 90 
Kredite von u. an Ausländer 
45, 10 27 
Kredit · Expanſion 61, 29 
Kreditfazilitäten 53, 44 
Kredittormen 53, 38 
Kreditfunktionen 53, 6 
Kreditgeld 60, 46 
Srepitgenoflenfgjaften 52, 12; 


Kredit⸗Geſchäfte 37, 103 
Kreditgeſetz 1934 44, 32; 61,43 
Kreditgewerbe 38, 27 
Kreditierung 37, 66 
Kreditinſtitute 19, 23; 61, 48 
Kreditkriſe 1931 61, 46 
Kreditmanipulationen 53, 39 


Kreditorganiſation 61, 43 

— des Bauerntums 3, 16 
Kreditpolitik 44, 20 
Kreditreſtriktion 61, 21 
Kreditreſtriktionspolitik 61, 38 
Kreditrückzahlungen 54, 4 
Kreditſchöpfung 61, 26 
Kreditſperrkonten 54, 27 
Kreditvolumen 61, 29 


Kreditweſen 19, 23 
—, Neichsgeſetze 61, 46 

—, ſtaatl. Auſſicht 61, 47 
Kreditwucher 41, 67 
Krieg 3, 23 

—, moderner 23, > 
— ‚totaler 23, 48 

—, völkerrechtlich 23, 50 
Kriegs- u. Domänenkammern 


Kriegeriſche Werte 30, 2 
Kriegerſtand 30, 1 
Kriegerwaiſen 31, 37 
Kriegsabgabe 62, 5⁴ 
Kriegsächtungspakt 23, 36 
Kriegsakademie 30, 15 
Kriegsanleihe⸗Betrug 60, 39 
Kriegsanleihen 62, 5 
Kriegsaufwendungen 62, 5 
Kriegsbeendigung 23, 52 
Kriegsbeginn 23, 51 
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Kriegsbeſchädigte 30,30; 56,35 
Kriegsbeſchädigtenrente 31, 33 
Kriegsbeuterecht 23, 56 
ieee 


Kriegsentſtehung 30, 3 
Kriegserklärung 23, 51 
Kris sſahrzeuge, motoriſierte 


Kriegsfinanzierung 53, 39 
Kriegsflotte 30, 9 
Kriegsfolgen, biologiſche 4, 55 
Kriegsfreiwillige 10, 14 
Kriegsführung, Mittel 23, 54 
Kriegsgefangenenrecht 23, 53 
Kriegsgefangenenſiedlung, 
ſlawiſche 4, 19 
Kriegsgerichte 30, 16 
Kriegsgeſchichte 21, 18 
Kriegsgewinne 6, 21 
Kriegsmarine 23, 55; 30, 6 9 
Kriegsmäßige Gebiets- 
beſetzung 23, 54 
Kriegsminiſterium 30, 5 
Kriegsmittel 23, 54 
Kriegsopferfürſorge 31, 30 f. 
Kriegsopſerrecht 28, 12 
Kriegsperſonen⸗Schädengeſe 
en geſetz 


Kriegsrecht 23, 14 31 47 
Kriegsrechtskonvention 23, 51 
Kriegsrepreſſalie 23, 52 57 
Kriegsſchauplatz 23, 55 
Kriegsſchiffe 23, 55 
Kriegsſchuldtheſe 23, 40 
Kriegsſchulen 30, 15 
Kriegsſtärke 30, 3 
Kriegstheorie 23, 48 
Kriegsverbot 23, 28 
Kriegsverträge 23, 51 
Kriegswirtſchaft 60, 39 
Kriegszuſtand 23, 46 51 
Kriminalpolitik 41, 32 
Kriminalpolizei 24, 22; 29, 14 
Kriminalverwaltung 24, 22 
Kriminelle Strafen 41, 7 


Kriſenempfindlichkeit des 
Arbeiters 24 a, 7 

Kriſenunterſtützung 40, 41; 
58, 

Kriſenurſachen im Zahlungs- 
verkehr 54, 32 

Krümper⸗Spſtem 58, 37 

Krüppelfürſorge 31, 19 


Ru 
Kultivierungsarbeiten 24a, 
59 59, 2 
Kultur, artſremde 6, 44 
— der Mittelvölker 11,5 
—, deutſche, Wiedergeburt 
6, 42; 18, 59 
—, germ. 3, 7 
—, nat.⸗ſoz. 1,17]. 


Kultur und Erziehung 9, 17 Künſtleriſche Entwicklung 


— und Staat 20, 7 


Deutſchlands 1, 8 


— und Weltanſchauung 9, 19 — 9 0 der Landſchaft 


Kultur⸗Angelegenheiten 7, 37 
Kulturarbeit 20, 19 
Kulturautonomie 23, 47 
Kulturbauſchulen 21, 46 
Kulturbegriff 9, 18 
Kulturbolſchewismus 15, 21 
Kulturdeutſche 13, 21 


Kulturerbe des Mittelalters 
60, 8 


Kulturförderung 18, 59 
a neue Epoche 


Kulturgut 20, 12 

—, Austauſch mit anderen 
Ländern 20, 27 

Kulturlandgewinnung 59, 15 

Kulturleere 58, 2 

Kulturorganiſation 20, 1 

Kulturplanung 24 a, 40 


Kulturpolitik 9, 22 f.; 18, 59; 
44, 2 


— im Weimarer Staat 15, 4 
— und Kunſt 9, 23 
Kulturproblem 9, 23 
Kulturſtand 20, 1 
Kulturtätigkeit 20, 8 
Kulturverbrauch 20, 13 
Kulturverwaltung 9, 24f. 
Kulturwandel 9, 18 
Kulturweſen und Kritik 9, 17 


Kulturwille, Verhöhnung 6,44 
Kulturwirken 20, 7 
Kultusverwaltungen 21, 7 


F 53,21 


Ran durch Kartelle 

Kündigung von Arbeitsver— 
hältniſſen 39, 41 

Kündigungsfriſten i. Arbeits- 
recht 39, 42 

Kündigungsrecht des Ehe— 
mannes 35, 27 
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Verſallklauſel 33, 101 
Verfallspfand 34, 23 
Verfaſſung, Neuordnung der 
ſozialen 58, 8 
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verbot 53, 23 
Verkehr 19, 24 
—, innerſtaatlicher 55,3 
—, Weſen u. Bedeutun 
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Verpfändung, Grund und 
Boden 3, 15 
—, vertragliche 37, 72 


Vea liens d. Beſchwerten 


Berpflich tung. i. Recht 33, 2 
Verpflichtungsgeſchäft 33, 40 
Verpflichtungsſchein 37, 90 
e 33, 2 


N 
Verrepnungagefcäite 37,106; 
54, 17 22 


Serreömungstafle 54,25 
Verrechnungsſcheck 37, 50 
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Verſchulden 33, 33 
— i. Schuldverhältnis 33, 31 


Zermögengbereiherung 41, 41, 15 Verſchuldenshaftung 33, 11 
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Verwaltungsverfahren 25, 5f. 
e eee 


Verwaltungsvermögen 25, 8 
Verwaltungsverordnungen 


‚6 
Berwaltungsvorentfcheidung 
26, 22 
Verwaltungswillen 25, 18 
—, ſtaatlicher 25, 17 
Verwaltungszwang 29, 10 
Verwaltungszwangsver⸗ 
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